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Sitaatsra th. — Der Staatsrath ift, wie ſchon fein Name ſagt, der 
Rath, der in hoͤchſter Inſtanz das Wohl und die Sntereffen des Staa: 
tes berathen und für deffen Wohl forgen und deshalb feinem Staate 
feblen foll und der That nad fehlen kann; mag fein Name, feine 
Wahl und übrige Organifation fein, welche fie will. Gemöhnlidy ver: 
fiebt man deshalb darunter zundädft den oberften Verwaltungsrath, 
Minifterratd, als Gegenfag der legislativen Körper und des Cabinets— 
sder Privatrathes des Fürften, und es verfteht fi von felbft, daß in 
ſelchem Sinne alle Grundfäge über die VBerantwortlichkeit der Staats: 
beamten in ganz befonderem Sinne von diefem oberften Verwaltungs: 
eathe gelten müffen; mie biefes in den meiften Verfaffungen, mit unge: 
mwöhnlicher Sorge und Vorficht aber in den Berfaffungen von Norwe— 
gen und Schweden vorgefehen if. Cine ganz befondere, hiervon we— 
fentlich verfchiedene, erft der neueren Zeit angehörende und dem ſchon aͤlte— 
ten franzöfifchen Conseil d’etat nachgebildete Erfcheinung ift der neben 
dem oberſten Berwaltungs: oder Minifterrathe gewöhnlich aus einer Ver: 
einigung deffelben mit den übrigen Chefs der Landesbehörden und fon: 
fligen intelligenteren und erfahrenften Staatsbeamten zufammengefebte, 
in diefer feiner Zufammenfegung aber mehr mwandelbare und der unbe: 
dingten Wahl der Regierung anheim gegebene Staats: oder Geheime: 
rath, mie wir folden in vielen deutfchen. Ländern (Preußen, Heſſen, 
Baiern u. f. mw.) feiner Hauptbefiimmung nad ohne Antheil an der 
Verwaltung, lediglid als berathende Behörde und hohen Kath .des 
Fürften zu Begutachtung umd Vorbereitung wichtiger Fragen der Ge: 
feggebung und Staatsverwaltung, finden, und mer möchte zweifeln, 
dag für foldye allein fhon wichtige Beſtimmung die Vereinigung aller 
Sintelligenzen und Erfahrungen des Landes, und wenn auch nur im 
Sirme der Regierung, hoͤchſt nüglich und meife fein könnte! Eine an- 
dere Frage aber ift es, ob es nicht räthlidy wäre, die Miffion dieſes 
befonderen Staats- oder geheimen Fürftenrathes audy hierauf lediglich zu 
befchränfen, und bie mannigfadhen, für die Gefeggebung und Redte: 
fprehung fo einflußreihen weiteren Functionen, als entfcheibende und 
in Iegter Inſtanz entfcheidende Behörde, womit mir in ben meiften 
Staaten diefen befonderen Staatsrath betraut nn. Pay namentlich 
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in allen Gompetenzconflicten zwiſchen den Gerichten und Verwaltungs 
behoͤrden, oder in allen fogenannten Adminiftrativjuftisfachen (nady der 
Praxis diefer Staaten gemöhnlid Verwandlung der fiscalifchen, fo wie 
der Privatzehenten und Schaafweidberehtigungen in Grundrenten, Ent: 
fhädigungsklagen wegen erlittenen MWildfhadens, Gemeinheitstheilungss 
fachen, einfchließlicy der erblihen Xheilung der Allmenden, Streitigkei: 
ten über Gemarkungsgrenzen u. ſ. w.), hiervon gänzlich zu trennen und 
jene, die Entfheidung der Competenzconflicte, der Legislation und für 
dringende Fälle dem ftändigen Ausfhuffe der Stände, diefe, bie Ent» 
fheidung in fogenannten Adminiſtrativjuſtizſachen, aber den gewöhnlichen 
Gerichten zu übertragen; oder aber, wenn man biefes nicht will, alle 
Garantieen des Richteramtes auf die mit folcher wichtigen Miffion 
betrauten Staatsmänner, mas bis jegt in der Megel nicht der Fall, 
vollftändig zu übertragen; tie das Eine oder Andere einem moͤglichſt 
vollftändigen Staatsorganismus ficher mehr entſprechen wuͤrde. 


Beck. 

Staatsrecht, ſ. Staatswiffenfhaft. 

Staatsfhulden. (BVergl. die Artikel „Credit, öffentlicher‘, 
und „Amortiſation“.) — Die Schuldenmaffe der heutigen Staaten, zumal 
der reichiten, civilificteften und mädhtigiten, bat eine in der früheren 
Staatengefhichte unerhörte Höhe erreicht ; e8 greift dieſes Schuldenwes 
fen fo tief und nah allen Seiten in die mwirthfchaftlichen und fittlichen 
Verhältniffe der Völker ein, und übe auf den Staatshaushalt, die Po: 
litik und die internationalen Beziehungen einen fo mächtigen Ein: , 
fluß aus, daß es mit Recht die größte Aufmerkfamkeit des Staatsman- 
nes, des Hiftoriters und überhaupt jedes denkenden Bürgers in Anfpruch 
nimmt. 

Der Grund, aus welchem bie Schulden ber heutigen Staaten zu 
der enormen Höhe angewachſen find, auf der wir fie finden*), ift eis 
nestheils Hauptfächlich der große Aufwand, den die jegige Krieg: 
führung mit ſich bringt, anderntheil® aber der große Credit ber 
Staaten, der es den Negierungen möglid) gemacht hat, mit Vermei⸗ 
dung der früheren barbarifchen Bedrüdung und Beraubung von Feind 
und Freund, und mit vergleihungsweife geringen Koften in Eurzer Zeit 
die größten Summen auf dem Wege des freien Vertrags aufzunehmen. 

Allein nicht nur die Noth hat in der neueren Zeit die Schulden 
der Staaten gefteigert, auch zu nüglichen friedlichen Zweden, zur Ere 


*) Englifhe Staatsfhulb (1839) . . 793,760,883 Pf. St. 
Binfen “ “ 30,720,000 = 3 
Gefammte Staatsausgaben . . 51319,113 = = 
SKranzöfifhe Schuld (1840) A 4,457 Mill. Fres. 
Ausgaben des Amortifationsfonde } 240 x: s 
Gefammte Staatsausgaben - 1175 : . 
Defterreihifce — — (nach R 
Schubert) . ce. 942 Mill. Fl. 


Preußiſche Schuld : i oo cc. 147 Mill. Thlr. 
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tauung von Straßen, Candien, Eifenbahnen, wird immer mehr von 
dem öffentlichen Credit Gebrauch gemacht. 

Die große Macht des Credits der civilificteren Staaten aber beruht 
tbeils auf den Reichthumsfortſchritten der Völker, welche die Mittel für 
die Anlehen felbjt bieten und zum Mindeften für die Möglichkeit der 
Berzinfung der aufgenommenen Anlehen Bürgfchaft leiſten; theils in 
dem geftiegenen Vertrauen der Gapitaliften in den Willen der Regie— 
rungen, die eingegangenen Berbindlichkeiten aus Gründen des Rechts 
und der Klugheit zu erfüllen; zum Theil endlid auf der Ausbildung 
des Verkehrs mit Staatspapieren, der den fpeculirenden Geldhändlern 
bobe Geminnfte in Ausficht ftellt, den Eleineren Gapitaliften aber den 
beliebigen Umſatz der Papiere gegen baares Geld erleichtert. 

Obgleich die Schuldenlaft der Staaten eine Thatfache geworden iff, 
die ohne die tiefite Verlegung der Privatrechte und ohne die höchfte 
Schwaͤchung des Credits nicht abgefhürtelt werben kann, fo ziemt es 
ſich doch, die Frage aufzuwerfen, ob das Recht es geftatte, eine Schuld, 
welche die lebende Generation contrahirt, die fie ihres Intereſſes willen, 
durch ihren Uebermuth oder ihre Schwäche auf ben Staat gewälzt hat, 
ben kommenden Geſchlechtern zuzufchieben? und ferner: ob es flug 
gehandelt fei, durch Einraͤumung des Rechts, zahllofe Wechſel auf die 
Zukunft auszuftellen, die ehrgeizigen Plane von FZürften oder Miniftern 
zu unterftügen? zu einer endlofen Verlängerung der Wölkerconflicte beis 
jutragen ? 

Diefe Fragen find mehrfach aufgeworfen worden, und felbft ber 
ehrgeizigſte Mann des Jahrhunderts hat die Anſicht ausgeſprochen: 
es fei das Schuldenmachen immoraliſch und traurig zugleich; es belafte 
zum Voraus die Eünftigen Generationen und opfere der Gegenwart 
das Theuerſte, mas die Menfhen haben, das Mohlfein ihrer Kinder; 
es untergrabe unmerklich das Gebäude der bürgerlichen Gefellfchaft und 
überantiworte die eine Generation den Verwünfhungen der künftigen. 
Allein oft zwingt die Macht der Umftände zu Anftrengungen, zu wel⸗ 
hen die angefpannteften Kräfte der Gegenwart nicht hinreichen ; oft nd: 
tbigt die Waffe, die der Feind feinerfeits mit Schulden ſchmiedete, den 
Angegriffenen, zu gleichem Hülfsmittel zu greifen; oft hängt Wohlftand, 
Ehre, Unabhängigkeit eines Volks von der Benugung jenes Hülfgmit: 
tels ab. 

So fern überhaupt Zwecke, die auch den Fünftigen Generationen 
zu Gute kommen, nur mit zerftörender Schwaͤchung des Wohlſtands der 
Vaͤter erreicht werden können, fo iſt e8 gerecht, aud die Kinder und 
Enkel, die Erben der Väter, zum Boraus in Anfprudy zu nehmen. 
Wie hoch aber im aͤußerſten Fall ein Staat mit Schulden belaftet wers 
den könne, ohne daß duch fie der Wohlſtand an feinen "Wurzeln ange: 
griffen wird, laͤßt fi nicht im Allgemeinen beflimmen. Den Drud, 
den die zur DVerzinfung und allmäligen Schuldenabtragung erforderliche 
Steuerlaft in Verbindung mit den übrigen Staatsabgaben auf bie 
Steuerpflichtigen für die Zukunft ausüben wird, kann hierüber allein 


- 
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entſcheiden. Bei der anzuſtellenden Wahrſcheinlichkeitsrechnung darf 
nicht uͤberſehen werden, daß mit der vielleicht zu hoffenden Vermehrung 
der Einkuͤnfte auch die ordentlichen oͤffentlichen Beduͤrfniſſe ſteigen, und 
daß auch der Zukunft Ausgaben warten, die ſie zu außerordentlichen 
Anſtrengungen noͤthigen. 

In der Befuͤrchtung, daß dennoch die Leichtigkeit fuͤr die Regie⸗ 
rungen, ſich des oͤffentlichen Credits zu bedienen, die Geneigtheit der 
Volksvertreter, bie Laſten zeitlich zu mildern, und bie Schwieriqkeit, 
die Grenzen des rechten Maßes zu erkennen, zum Mißbrauche führe, 
hat man vorgefhlagen, auch diejenigen öffentlichen Bedürfniffe, : welche 
offenbar nicht fogleih aus dem bdisponibeln Einfommen ber Steuer 
pflihtigen erhoben werben können, doc, auf diefelben umzulegen, und 
ihnen zu überlaffen, fich ſelbſt durch Anlehen zu helfen. Sedenfalls 
ftinde die Vermittelung der Anlehen durch die Gemeinden und Amts- 
corporationen zu Gebote, wodurch mwenigftens bie Regierung ber lä= 
fligen Schuldenverwaltung, der unmittelbaren Aufnahme, Verzinſung 
und Abzahlung der Schulden überhoben, die Erhöhung der Staats» 
feuern für Schuldzwecke vermieden und einem leichtfinnigen Schulden: 
machen größere Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden wuͤrden. 


Man hat diefen Vorfchlag mit dem weiteren Grunde unterfiügt, 
baß die Bemühungen der einzelnen Privaten oder Corporationen, fich 
ihrer Schulden zu entledigen, zu größeren Anftrengungen und größerer 
Sparfamkeit und damit zu raſcherer Abtragung der Schulden führen 
würde, 


Allein eine Eurze Betrachtung überzeugt von der Unhaltbarkeit def: 
felben. 

Es ift unmöglidy, die Steuern völlig gleichmäßig, fei e8 nach dem 
Vermögen oder Einfommen, auf die Steuerpflichtigen zu vertheilen; 
benn eine genaue Kenntniß ihres WVermögens oder Einfommens zu ers 
langen, ift die Negierung nicht im Stande. Sind die Steuern mäßig, 
fo übt auch einige Ungleichheit der Laften einen geringen Drud aus; 
je mehr aber ihr Betrag fteigt, deſto mehr fleigt die Härte der Un: 
aleichheit, defto fchreiender wird die Verlegung des Rechts, deſto zerftös 
render wirft die Abgabe auf Induftrie und Wohlſtand. Man verweift 
bie Einzelnen auf ihren Privateredit. Mie ungleich ift aber diefer Cre— 
dit? wie ungleich würde die Laft der Abgaben ſchon durch jene Verſchie— 
denheit des Credits vertheilt werden? Der zum Voraus in übler Ver: 
mögenslage Befindlihe wuͤrde doppelt hart auch hierdurch getroffen. 
Wie fehr endlich würde der Geldbedarf und die Nachfrage von taufend 
einzelnen Privatperfonen, befonders während öffentliche Galamitäten den 
Gapitalmarkt ftören, ben Zinsfuß in die Höhe treiben? Die Lage ber 
Sache würde durch die Ueberwälzsung der Schulden auf die einzelnen 


» Gemeinden etwas geändert. Allein auch bier wuͤrde die Ungleichheit 


des Credits bie. Laften ungleich vertheilen, die Menge ber Nachfra— 
genden ben Zinsfuß fleigern, die Vervielfahung der Schuldvermaltung 
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diefelbe vertheuern, und die Verfchiedenheit des Ablöfungsverfahrens eine 
Ungleichheit im der Abgabenlaft der einzelnen Gemeinden für eine lange 
Zutunft zur Solge haben. 

Wenn es biernady nicht als zweckmaͤßig erfcheint, außerordentliche 
Staatsbedürfniffe fogleih von dem einzelnen Privaten oder Corporatios 
nen zu erheben, fo kann die Frage fein, ob nicht durch vorforgliche Ans 
fimmlung eines Staatsfhages der Nothmwendigkeit, zu Schulden 
die Zuflucht zu nehmen, überhaupt ausgewichen werden könne? Allein 
au diefe Frage iſt zu verneinen. Die Anfammlung eines Schages 
nötbigt zu Erhöhung der jährlihen Abgaben der Bürger, entzieht alfo 
einen Theil des Volkseinkommens ber nüglichen Verwendung durch bie 
legteren, und verwandelt ihn in ein todte8 Capital. Das Stre 
ben, den Staatsfhag zu vermehren, macht die eine Regierung geizig bei 
Ausgaben für nöthige und nüslihe Zwecke, die andere verleitet der 
Schatz zu ehrgeizigen Planen und unnügen Ausgaben; für den Feind 
bildet er eine Lodfpeife und liefert ihm leicht Millionen in die Hände; 
endlich reicht bei den jetzigen Koften der Kriegführung ein noch fo reich: 
licher Schag nicht hin, diefe Koften zu beden, und man ift daher bens 
noch genötbigt, zu anderen Mitteln zu greifen. 

Es erfcheint hiernach die Benugung des Staatscredits als bas 
zweckmaͤßigſte Mittel, außerordentliche Bedürfniffe zu decken, fobald 
die Kräfte der Gegenwart auf eine zerrüttende Weife angefpannt werben 
müffen. Won bdiefem Mittel kann aber in zweierlei Formen Gebraud) 
gemaht werden. Man kann nämlidy entweder Papiergeld ausgeben, 
ober förmlide verzinslihe Anlehen aufnehmen. 

Indem der-Staat ſich des Mittels der Ausgabe von Papiergeld 
bedient, fo contrahirt er bei bem Publicum eine Schuld, die den gro— 
Sen Borzug der Unverzinslichkeit hat, für die Gegenwart und Zukunft 
alfo den Steuerpflichtigen Feine Zinfenlaft aufbürdet, die Capitalien des 
Volks ihrer bisherigen Beftimmung nicht entzieht und, fo fern die Pa: 
piere fortwährend Gredit genießen, gar nicht mehr zurüdbezahlt zu wer: 
den braud)t, während das Papiergeld zugleich im Verkehre den Dienft 
des baaren Geldes leiftee. Allein mag man auch in Zeiten ‚eines feften 
Staatscrebitd für die Ausgabe von Staatspapiergeld flimmen, fo ift 
doch bie Frage, ob die Zeit außerordentlicher Bedürfniffe hierzu geeignet 
fei? Diefe Frage muß beflimmt verneint werden. Denn von dem 
Berfprehen einer Einlöfung der Papiere kann in einer Zeit, in ber 
man aus Mangel an baarem Geld zur Ausgabe von Papiergeld ſich 
entfchließe, keine Nede fein, ohne diefe aber hält es unter gefahrvollen 
politifhen Verhaͤltniſſen ſchwer, den Credit deffelben aufrecht zu erhals 
ten. Diefes wird aud) von den Freunden des Papiergeldes zugegeben. 
Allein fie behaupten, daß, wenn bereit vor dem Eintritt außerordentli— 
der Bedürfniffe Papiergeld im Umlaufe gewefen, das Publicum an 
baffelbe gewöhnt und mit feinen Vortheilen vertraut geworben fei, jene 

Beduͤrfniſſe fi leiht durch Vermehrung bes Papiergelded unver— 
mer£t deden laffen. (©. z. B. Theobald, Art. „Greditfpftem‘.) Es ift 
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aber zweierlei wohl zu bedenken. Auch das in friedlichen Zeiten in 
Umlauf gebradhte und nicht im Uebermaß ausgegebene Papiergeld hat in 
Zeiten öffentlicher Calamitäten die härtefte Probe zu beftehen, und Läufe 
gerade in einer Zeit, in welcher von einer Einlöfung, ſo fern fie ges 
fordert würde, am Menigften die Nede fein kann, am Meiften Gefahr, 
im Gredit zu finfen. Sodann ift eine beträchtlihe Vermehrung des 
cireulicenden Papiergeldes unter ſchwierigen Umftänden vorzüglich geeig> 
net, eind Geldkriſe hervorzubringen und den Staat in Verlegenheiten 
zu flürzen. Zwang zur Annahme kann nur auf diejenigen wirken, 
welche zum Voraus feflgefegte Leiftungen vom Staat zu empfangen has 
ben, und kann bei allgemein geſunkenem Werth des Geldes ohne bie 
größte und ungerechtefte Härte nicht fortbauern. Je mehr daher der 
Werth des Papiergeldes finkt, defto höher fleigen die Staatsausgaben ; 
das Bedürfniß der Greirung weiteren Papiergeldes tritt ein, und dieſe 
Vermehrung der Geldmenge bewirkt weitere Entwerthung deffelben. 
Hiernach erfcheint die Benugung des Staatscredit8 zur Auf⸗ 
nahme verzinslicher Anlehen als das zwedmäßigfte Mittel, um 
in Zeiten öffentlicher Galamitäten diejenigen , außerordentlichen Bedürfs 
niffe zu deden, wozu die Benugung der orbentlihen Einnahmequellen 
des Staats auch bei möglichfter Beiziehung berfelben nicht hinreicht. 
Bon diefem Mittel nun haben die Staaten in der neueren Zeit nad) 
Erfchöpfung aller übrigen mehr oder weniger zweckmaͤßig gemählten 
Hülfsquellen in ausgedehntem Maße Gebraudy gemadt. Der Haupt> 
nugen aber, der aus der Möglichkeit der Aufnahme folder Anlehen 
entfpringt , ift folgender. Der Staat wird in die Lage verfegt, die zu 
Beftreitung der auferordentlichen Bebürfniffe im Augenblid erforderlis 
hen Mittel da zu erheben, wo fie entbehrlich find, wo fie freimillig 
dargeboten werden; fie werden vielleicht felbft von den Ausländern 
bargebradht ; die Laften aber, melde in Zeiten, in denen der Verkehr 
ohnedies manche Stodung erleidet, und die perfönlichen Kräfte ber 
Bürger ungewöhnlich in Anfprucdy genommen werden, in hohem Grad 
hemmend und zerftörend wirken und allgemeine Mifftimmung unter dem 
Volke verbreiten würden, werden durch ihre Vertheilung auf eine laͤn— 
gere Zeitreihe leichter getragen. An bdiefen Hauptvortheil aber Enüpft 
ſich nody eine Reihe von Mebenvortheilen. Die Staatsfchuldfcheine, 
welche in den Verkehr fommen und den Werth der dargeliehenen 
Summen repräfentiren, erfegen zwar nicht, mie irrtümlich behauptet 
worden ift, den Werth jener Summen felbft, fonbdern fie find in der 
Regel traurige Erinnerungen an zerftörte Werthe gleichen Betrages; aber 
fie bieten den Gapitaliften erwünfchte Gelegenheit, angefammelte Gapitas 
lien ficher und nugbringend anzulegen. Diefe Gelegenheit, in Verbins 
dung mit der Leichtigkeit, durdy Verkauf der Obligationen fchnell wieder 
in den Beſitz des baaren Geldes zu gelangen, und mit ber Hoffnung 
von Gewinn aus dem Gourfe, fördert die Sparfamkeit. Die Betheilis 
gung einer großen Anzahl von Bürgern an Staatsanlehen Enüpft fie 
durch ein unmittelbares Intereffe an die beftehende öffentliche Ordnung 
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und veranlaßt fie, für die Aufrechthaltung derfelben Partei zu ergreifen, 
treibt fie aber auch an, alle wichtigeren Handlungen der Negierung einer 
gnaum Prüfung zu unterwerfen, und nöthigt diefelbe, der Aufrechthals 
tung des Credits millen, ber Öffentlichen Meinung Aufmerkſamkeit zu 
ibenten, das Schädliche zu unterlaffen, das Gute zu thun. Sie zwingt 
namentlich, Klarheit, Ordnung und Sparfamkeit in den Staatshaushalt 
einzuführen, demfelben größere Deffentlichfeit zu geben und endlich 
mehr oder weniger eine Gontrole deſſelben, ihres eigenen Intereſſes und 
Ctedits willen, eintreten zu laffen. Wie endlich überhaupt die Verknuͤ⸗ 
pfung der materiellen Intereſſen der Völker unter einander bdiefelben 
ſich gegenfeitig befreundet und die ficherften Bürgfchaften des Friedens 
gewährt, fo trägt aud das Schuldenwefen ber Staaten durch den wech— 
felfeitigen Credit, den die Angehörigen verfchiedener Staaten ausmwärtis 
gen Regierungen gewähren, zur Aufrechthaltung eines freundfchaftlichen 
Berhältniffes bei, indem es die Zahl der Stimmen zu Gunften bes 
Friedens vermehrt. Es fehlen indeß auch nicht Schattenfeiten. 
Die Schulden der Staaten nöthigen zur Erhöhung der jährlichen Abs 
gabentaft der Bürger, mindeftens zum Zweck der unverfchieblichen Zins 
fenzahblung; bei gutem Haushalt aber auch zu allmäliger Abzahlung 
der Gapitafien. Je höher aber die Abgaben der Bürger ſteigen, defto 
mebr werden ihre Mittel zu perfönlihem Genuß, zu höherer Ausbil: 
dung, zu Erweiterung ihrer Production geſchwaͤcht, deſto mehr wird 
ihre Goncurrenz mit Fremden im In» und Ausland erfchwert, bdefto 
drücdender die unvermeidliche Ungleichheit der Steuern, deſto ſchwerer 
die Steuererhebung, defto firenger und verlegender nothwendig das Vers 
fahren bei derfelben, defto mehr ift der Staat gezwungen, auch zu fols 
hen Steuern zu greifen, welche bie große Maffe der Bevölkerung trefs 
fen, die nothwendigſten Lebensmittel vertheuern und den Zuftand ber 
unterjten Glaffen unmittelbar verfchlechtern. Die Zinfenfumme, welche 
das Einkommen der Steuerpflichtigen fehmälert, ohne daß menigftens 
bas unproductiv verzehrte, vielleicht felbft im Ausland ausgegebene Gas 
pital eine Quelle neuer Bereicherung für fie geworden ift, fließt zum 
Theil in die Hände von. Ausländern, zum Theil inländifhen Gläubis 
gern zu, bie müßig ihre Nenten verzehren. ine große Staatsfchuld 
berwirkt daher eine Vertheilung des Volkseinkommens, wodurch daſſelbe 
entweder dem Volke gar nicht zu Gute fommt, oder eher einer unpros 
buctiven Verwendung anheimfällt. Sie fchafft eine Claffe von Rent: 
nern, bie in gleihem Maße wahrſcheinlich ſich gar nicht gebildet ha— 
ben würde. , Bei den Schwankungen des Staatscredit8 und den damit 
zufammenhängenden Schwanfungen des Capitalwerths der Obligatio— 
nen ruft fie das Börfenfpiel in’s Leben, das jene Schwankungen 
vermehrt, eine große Summe von Gapitalien in eine unproductive Cir—⸗ 
eulation bineinzieht, eine Menge tüchtiger geiftiger Kräfte von einer nüßs 
licheren Thaͤtigkeit abmwendet, Eolofjale Neichthümer in den Händen Ein» 
zeiner auf Koften Anderer anhäuft und Geldmaͤchte im Staate fchafft, 
die auf das Öffentliche Leben, namentlich in ſchwierigen Zeitmomenten, 
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einen oft entfcheidenden Einfluß auszuüben und zu ihrem Vortheil die 
Hülfsquellen des Volks auszubeuten im Stande find. Eine große 
Staatsfhuld hemmt endlich die Negierung in allen ihren Bewegungen, 
ſowohl mas die inneren Angelegenheiten, als was die ausmwärtige Polis 
tie betrifft, und fchmwächt ihre Hülfsmittel für künftige außerordentliche 
Beduͤrfniſſe. 

Vergleicht man hiernach die Vortheile des Staatsſchuldenweſens 
mit ſeinen Nachtheilen, ſo kann kein Zweifel daruͤber ſein, daß es nicht 
abſolut als etwas Wuͤnſchenswerthes zu betrachten iſt, Staatsſchulden 
zu haben. Selbſt die zu productiven Zwecken aufgenommenen 
Anlehen, an ſich, und ſo fern ſie nicht zu Ueberſchreitung des rechten 
Maßes in den Ausgaben und Unternehmungen fuͤhren, unverwerflich, 
z. B. Anlehen zur Anlage von Straßen, Canaͤlen, Eiſenbahnen und 
dergleichen, koͤnnen, wie die nordamerikaniſchen Staaten warnend bewei⸗ 
fen, eine große Laſt für Gegenwart und Zukunft werden. Denn bie 
mit dem mwohlflingenden Namen „productive Schulden” richtig 
bezeichneten Anlehen wandeln fih in deftructive um, fobald die Las 
ſten, die fie dem Volke auflegen, die Vortheile überwiegen, die fie dem 
Staate bringen. Allerdings find die Laften nur temporär, die Vortheile 
bleibend und mit der Zeit vielleicht wachfend ; aber die Ungunft der Zeis 
ten kann auch die Laften verlängern und fleigern und neue Laften auf 
die alten häufen. Denn die Zeiten des unverfümmerten friedlichen 
Fortfchrittes find kurz zugemeffen in der Gefchichte, und „nach 25 Fries 
densjahren Eocht das Blut wieder in den Adern der Völker.’ 

Man unterfcheidet zweierlei Arten von Staatsfhulden, die ſchwe— 
bende und die fundirte Schuld. Die ſchwebende Schuld befteht 
aus denjenigen Anlehen, welche nur auf kurze Zeit, gewöhnlich nur auf 
die Dauer eines Jahres gemacht werden, und blos dazu dienen, Elei- 
nere Ausfälle in den Einnahmen, zu deren Dedung der Refervefonde 
nicht hinreicht , zu berichtigen, die Ordnung im ÖStaatshaushalt aufs 
recht zu erhalten. Sie find als Anlehen der Finanzverwaltung zu 
betradyten, werden mittelft der laufenden Einkünfte verzinf’t und abges 
tragen und nicht in den allgemeinen Schuldentilgungsplan aufgenommen. 
Die Form, in der die Aufnahme diefer Anlehen Statt findet, ift ent» 
weder die Ausgabe verzinslicher Obligationen, häufig auch verzins- 
licher Gaffenanmweifungen (Bons royaux, Exchequer bills, Schaßs 
fammerfcheine). Können fie nicht mit den ordentlichen Staatseinfünften 
getilgt werden, fo zwingen fie immer aufs Neue zu Anlehen. Dies 
bringt dem Staate den Nachtheil, daß er, fobald der politifche Horizont 
fi ein wenig trübt, höheren Forderungen der Gapitaliften ſich immer auf’8 
Neue ausfest. Um biefes zu vermeiden, ift e8 am Beten, fie in bie 
folgende Art von Anlehen umzuwandeln, fobald man einfieht, daß bie 
ordentlichen Einkünfte zu ihrer Abtragung nicht hinreihen. Theils weil 
fie die Schuldenmaffe des Staats zu vermehren drohen, theils weil fie 
die Ueberfchreitung des ordentlihen Mafes von Aufwand begünftigen, 
iſt e8 rathſam, fie ſo wenig als möglidy auffommen zu Laffen. 
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Die fundirte Schuld ift nicht blos ein vorübergehendes Anlehen 
ke finangverwaltung , fondern jener Haupttheil der Schulden, welcher 
vurh beionderen Beſchluß der gefeßgebenden Gewalt als Staats: 
\dutd anerkannt , in den Schuldentilgungsplan aufgenommen und auf 
nen beionderen Tilgungsfonds angemwiefen if. Die Contrahirung 
viſet Staatsanlehen hat bei den verfchiedenen Staaten unter den mans« 
nigfachſten Formen Statt gefunden; im Allgemeinen entweder in der 
It, daS ihre Heimzahlung innerhalb einer beftimmten Fürzeren ober 
längeren Zeit verfprochen, oder daß die Heimzahlung ganz in das Be: 
lieben des Staats geftellt, den Gläubigern das Recht zur Rüdforderung 
de3 Capitals nicht geftattet, fondern nur eine jährliche Zinfenzahlung zus 
gefagt wird. Ein unbedingtes Recht der Aufkündigung kann den Gläu: 
bigern nicht eingeräumt werden, ‘weil hierdurch leicht bie Ordnung im 
Staatshaushalt geftört, die Verwaltung gerade unter den fchmwierigften 
Umftänden in die größten Verlegenheiten verfegt und genöthigt werben 
fönnte, alte Schulden durch neue Eoftbarere Anlehen zu deden. Aber 
auch bie Feilfesung von Rüdzahlungsterminen überhaupt hat den 
Nachtheil, daß auf bie Verfallzeit große Summen angefammelt werben 
müffen, daß die Deimzahlung diefer Summen den Gläubigern ſelbſt 
oft DVerlegenheiten bereitet, und daß, wenn die Einkünfte des Staats 
bei fonftigen dringenden Ausgaben nicht hinreihen, zu Abzahlung ber 
alten Schulden mit mehr oder weniger Koften neue gemacht werben 
müffen, um nicht durch mwortbrüchige Einftellung der Schuldentilgung 
dem Credit zu fchaden. Die größeren Staaten haben daher in ber 
neueren Zeit bei ihren großen Anlehen meift gar Feine Heimzahlung ber 
Capitalien mehr zugefagt, fondern lediglich Zinfen oder fogenannte im⸗ 
mermwährende Renten verfprochen. 

Zu den älteren Formen der Anlehen mit beftimmter Heimzahlungsfrift 
gehören neben ben ganz einfachen Arten bie gegen Zeit» und Leibren— 
ten. 1) Die Zeitrenten, Annuitäten auf 25, 50, 100 Zahre. Der 
Staat verfpricht mit der jährlihen Zinfenzahlung regelmäßig die Heim⸗ 
zablung eines Theils des Capitals, der natürlih um fo größer fein muß, 
im je kürzerer Zeit die ganze Schuld abgelöfft werden fol. Der Schul: 
dentilgungsplan ift daher zum Voraus gegeben, die jährlihe Ausgabe 
für Zinfenzahlung und Schuldentilgung genau beftimmt, und die ganze 
Schuld erlifht innerhalb eines beftimmten Zeitraums. Diefe Art von 
Anlehen hat den Nacıtheil, daß fie Feine Meduction des Zinsfußes zu: 
laſſen, und daß, mweil die Kleinheit des Gapitalbetrags, welcher in ber 
Mehrzahl der Fälle dem Gläubiger mit dem Zins zurüdbezahlt wird, 
die Wiederanlage deſſelben erfchwert, im Ganzen beträchtliche Capital 
fummen einer unproductiven Verwendung anheimfallen. Die Annuitaͤ⸗ 
ten ſind endlich im Verkehr weniger geſucht, weil ſie wenig zu Specu⸗ 
lationen Anlaß geben. 2) Eine befondere Art von Zeitrenten find bie 
febenslänglihen oder Feibrenten. Sie werden nach der wahrfcheinli: 
hen Lebensdauer der Darleiher berechnet. Bei der VBerechnung ber 
mittleren Lebensdauer derfelben ift zu berüdfichtigen, daß fie der ver— 


12 . Staatöfchulden. 


mögliheren Claſſe von Staatsbürgern angehören. Se größer die 
Zahl der Darleiher ift, defto ficherer laffen ſich auf das Gefes der 
MWahrfcheinlichkeit Berechnungen bauen. Allein auch dieſe Rentenfchul- 
den geben leicht zu müßiger Verzehrung von Gapitalien und zu einem 
herzlofen Egoismus den Erben gegenüber Anlaß; der Zweck der Verſor— 
gung der Familie aber wird beffer durch die Ermwerbung eines Capitals 
für den Todesfall des Familienvaters, durch die fogenannte Lebens» 
verfiherung erreicht. Auch finanziell find fie wenig empfehlens⸗ 
merth, weil fie in der näcften Zeit nad der Aufnahme der Anlehen 
die größten Ausgaben verurfachen, Zinfenreductionen unmögli machen 
und überhaupt dem Staate den Spielraum in feiner Finanzoperation 
befchränken, 3) Zontinen, fo genannt von ihrem Verbreiter Tonti, 
find Leibrenten in größeren aus Altersgenoffen gebildeten Gefellfchaften 
in der Art beftellt, daß die fämmtlichen Mitgliedern vom Anfang an 
bezahlten Renten fortbezahlt werden, fo lange noch ein einziges Mit: 
glied am Leben ift, fo daß die Ueberlebenden die Renten der verftorbes 
nen Geſellſchaftsglieder erben. 

Der Reiz zum Eintritt in ſolche Gefellfchaften ift um fo größer, 
als mit dem Glüd einer langen Lebensdauer, das Jeder hofft, auch die 
einer fteten bedeutenden WVerbefferung der aͤußeren Glüdsumftände vers 
bunden if. Die Berechnung der Tontine kann nicht, wie bei Leibrens 
ten, auf die wahrfcheinlihe durchfchnittliche Lebensdauer des einzelnen 
Mentnerd gegründet, fondern die Zontinenrente muß id) der mahrs 
ſcheinlichen längften Lebensdauer fämmtlicher in eine Altersgefellfchaft 
vereinigten Zontinengläubiger berechnet werden. Auch biefe Form ber 
Antehen ift bei Staatsanlehen länaft aufgegeben (1770 in Frankreich 
für immer abgefhafft), da ein die gewöhnliche hoͤchſte Lebensdauer 
überfchreitendes Alter einzelner Gefellfchaftsmitglieder den Staat große 
Opfer Eoftet und im Uebrigen volkswirthſchaftlich, fittlih und finanziell 
die Nachtheile der Leibrenten zum Xheil in verftärktem Maße ein- 
treten. 

Eine eigene Art von Anlehen mit beftimmter Heimzahlungs⸗ 
frift bilden die in der neueften Zeit, befonders in Deutfchland, mehr: 
fah in Anwendung gebradten Fotterieanlehen. (Baieriſche Ans 
leben von 1812, öfterreichifche Anlehen von 1820, 1821 und 1834, 
badifches von 1820, hannöverifhes von 1822, großherzoglich hefs 
fifches von 1825, preufifches von 1832’ u. f. f.) Die Einrich— 
tung berfelben ift im Mefentlichen folgende. Das ganze Anlehen 
wird in eine Anzahl von Obligationen (Foofen) von gleihem Betrag 
(Naffeu 25 Fl., Großh. Baden und Heffen 50 Fl., preufifche See: 
handlungsgefelfchaft 25 Thle., Defterreih 100, 250, 500 Fl. u. f. w.) 
abgetheilt und der Zilgungsplan zum Voraus feftgefegt, fo daß von 
Periode zu Periode, 3. B. von Jahr zu Jahr, eine gewiffe Anzahl 
von Obligationen abgelöft wird, die durch's Loos beſtimmt werben. 
Mit jeder Ausloofung werden höhere und niederere Gemwinnfte verbun— 
den, die hoͤchſten gewöhnlich in der erften und legten Zeit der Dauer 
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des Anlehens, jenes, um ben Reiz zum Darleihen zu fteigern, biefes, 
um durch Werfchiebung der Auszahlung der Gemwinnfte an Zwifchenzins 
fen zu gereinnen. (Höcfter Lotteriegewinn in Baden 60,000 Fl., in 
Defterreih 320,000 Fl.) Die Gemwinnfte werden in ber Regel fo ges 
bilder, daß man die Zinfen aus den Anlehen erſt zur Zeit der Rüders 
ftattung des Capitals ausbezahlt und den der Schuldentilgungscaffe zus 
fallenden Zwifhenzins zu Lotterieprämien verwendet. Der Vortheil dies 
fer Anlehen für den Staat beſteht in der niedrigeren Verzinfung, wozu 
fi; mwahrfcheinlich die Gapitaliften in der Hoffnung von Gewinnſten vers 
fiehen. Dagegen ift er genöthigt, jedes Jahr eine beftimmte Summe 
von Gapitalien abzulöfen; auc find Zinfenreductionen ausgefchloffen. 
Ueberdies ſteckt der-Ausdehnung diefer Anlehen die begrenzte Zahl fols 
her Gapitaliften, melde auf eine längere Reihe von Jahren den Zins 
fengenuß entbehren Eönnen, eine engere Grenze. So fonnte 3.3. das 
zweite öfterreichifche Lotteriennlehen nur gegen das Verfprechen der jaͤhr⸗ 
lichen Berzinfung ausgeführt werben. Volkswirthſchaftlich ift das ge: 
zwungene Gapitalifiren ein Vortheil; eine minder vortheilhafte Seite 
diefer Anlehen aber ift, daß fie den Sinn für’s Glüdsfpiel naͤhren und 
zu mancherlei fchädlichen Speculationen Anlaß geben, da der Gours ber 
Loofe nicht blos durh die Schwankungen des Staatscredits, fondern 
auch durch den Zinſenzuwachs, durch die Zeit der Biehungen, durch die 
höheren oder niedrigeren Lotteriegewinnfte, die in Ausſicht ſtehen, häus 
figeren Veränderungen ausgefegt ift, als gemöhnliche Staatsobligationen, 
und die Vorfpiegelung von Geminnften, die Zinfenberehnung und dergl. 
zu Uebervortheilungen häufige Gelegenheit bietet. 

Bei den Anlehen ohne beftimmte Heimzahlungsfrift 
laſſen ſich wieder diejenigen unterfceiden, deren Rüdzahlung dem vollen 
aufgenommenen Gapitalbetrage nah, wenn auch ohne Zeitbeflimmung, 
zugefagt wird, und jene, bei welchen lediglidy eine Rentenzahlung — 
eine fogenannte immermwährende Rente — verfprodhen wird, deren freien 
Rüdkauf auf der Börfe der Staat ſich vorbehält.. Bei einer Eleineren 
Schuld, bei geringerem Gapitalreihthum des Landes und bei einfacheren 
volkswirthſchaftlichen Verhaͤltniſſen ift derjenigen Form der Anlehen ber 
Vorzug zu geben, bei welcher, wenn auch ohne beflimmte Heimzah- 
lungsfrift, die Rüdzahlung des aufgenommenen Capitals, fobald bie 
Kräfte der Finanzen ausreichen, zugefagt wird. Die Conſtituirung von 
fogenannten immerwährenden Nenten aber mag ben Vorzug verdienen, 
wenn die Abtragung der Schuld in Folge der Größe derfelben und der 
fonftigen . Ausgaben der Staatscaffe in ungemwiffer Ferne liegt, dem 
Staat alfo in feinen Finanzoperationen der freiefte Spielraum gemährt 
werben muß, wenn. den Öläubigern weniger an einer baldigen Rüd: 
zahlung bes Capitals, als an einer ficheren jährlichen Verzinſung geles 
gen ift, und wenn vorausfichtlich ein fo lebhafter Verkehr mit Staats: 
papieren fich bildet, daß der Verkauf der Papiere auf der Börfe für 
den Einzelnen die Einlöfung durch den Staat großentheils erfegt. Da 
die Renten (in der Regel) nur im Wege des freien Verkehrs zuruͤckge⸗ 
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kauft werden, dem Inhaber eines Staatspapiers alfo das Capital nur 
dann zurücdbezahlt wird, wenn er felbft es wuͤnſcht; da fie ferner ſich 
mehr zu Speculationen eignen, als bie einfachen Gapitalverfchreibun: 
gen, fo ift es möglich, daß der Staat gerade dann, wenn er die Heim 
sahlung gar nicht in Ausficht ftellt, die Antehen unter günftigeren Bes 
dingungen erhält. 

Nach dem Vorbilde von England find bei der Aufnahme der neue: 
ven Staatsanlehen häufig gröfere Nominalfummen verfcrieben 
worden, als die Gapitaliften wirklich eingezahlt haben, um fie über- 
haupt zu Darlehen und namentlidy zu geringeren Zinsforderungen zu 
bervegen. Auch bei blofen Nentenverfchreibungen kommen ſolche Ver— 
fchreibungen von Nominalfummen vor. Man bat als Vortheile diefer 
Operation die Möglichkeit der WVerfchleierung eines höheren als des ges 
feglich geftatteten Zinfenverfprechens, die Erleichterung der Unterhand« 
lungen und bes Lebereinfommens mit den Gapitaliften und nament— 
ih die Erkangung von Anlehen zu reell niedrigerem Zins— 
fuße betrachtet, da die Staatspapiere diefer Art, weil fie den Be: 
wegungen des Gourfes, namentlid) dem Steigen deffelben, einen geo= 
fen Spielraum bieten, zu Speculationen befonderd geeignet und bda= 
her bei den Geldhändlern beliebter find. Man hat hierbei auf fols 
gende Weiſe calculirt. Wenn in Folge der Verfchreibung eines größeren 
ald des wirklich empfangenen Capitals jaͤhrlich z. B. eine Million 
an Binfen erfpart wird, fo kann diefe Million zur Schuldentilgung 
verwendet werden. Nach einer gewiſſen Reihe von Jahren ift jene 
Summe, bie man über bie empfangene zurüdzuzahlen verfprochen, mit= 
telft derjenigen Summe getilgt, die man an den Binfen erfpart bat 
und zur Schuldentilgung verwenden konnte; und es bleibt nun noch 
ber Reſt oder der wirklid) empfangene Theil des Capitald zur Zilgung 
übrig, um davon die geringere verfprochene Zinfenfumme zu entrichten. 
Benugt man auch ferner die Zinfenerfparniß zur Schuldentilgung, fo 
kann hierdurch allmälig die ganze Schuld getilgt merden. Hätte man 


urſptuͤnglich nur die wirklich empfangene Gapitalfumme verfchrieben, 


aber ‚höhere Zinfen verfprochen, fo wuͤrde ſich bei der gleichen. jährlichen 
Ausgabe die Schuld niemals im Geringften vermindert haben. Diefe 
Rechnung ift vollfommen richtig, wenn duch die Berfehreibung eines 
höheren Nominalcapitald wirflih ein niedrigerer Zins ausge— 
wirkt worden if. So lange ber Cours der Staatspapiere über den 
Betrag der empfangenen Gapitalfummen nicht fleigt, wird neben dem 
Bortheile geringerer Zinfen auch die Deimzahlung der Schuld durch 
Ruͤckkauf der Papiere nach dem Börfenpreife nicht erfchwert. Anders 
geftalter ſich das Verhaͤltniß, wenn der Cours der Papiere ſteigt, oder, 
wovon biefes Steigen den Beweis liefert, wenn ſich die Capitalijten, 
welche Staatspapiere Faufen, mit niedrigeren Binfen begnügen. Hiermit 
tritt eine Erſchwerung der Schuldentilgung ein, und der bisher genof- 


ſene Bortheil der Berpflichtung zu geringeren Zinfen vermindert ſich 


und hört auf, fobald Gapitalien zu gleich niederen Zinfen aufgenommen 
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der die Zinfen bis auf jenen Betrag reduciet werden fönnten, den man bei 
Sentrabirung des Anlehens zu zahlen ſich verpflichtete, während die Er: 
fimerung der Schuldentilgung fortdauert. Wenn daher die MWahrfchein: 
fihkeit vorhanden ift, die Zinfen in einer nicht fehr entfernten Zukunft 
teduciten zu können, fo kann der Vortheil der Zinfenerfparniß leicht 
weit aufgerwogen werden durch die Laft, die ſich der Staat durch Erſchwe⸗ 
rung der Schuldentilgung aufbürdet, Die Verſchreibung eines größeren 
Neminalcapitals ift daher nicht räthlidy, wenn zu hoffen ſteht, daß eine 
Reduction der Zinfen in einem kürzeren Zeitraum eintreten fann, als 
derjenige ift, in melchem ſich durch die Zinfenerfparniß der Mehrbetrag 
der verfchriebenen Gapitalfumme abtragen läßt: 

Man hat öfters die Frage aufgeworfen, ob es zweckmaͤßiger fei, 
die Anlehen im In oder im Auslande aufzunehmen? In mercantiliftis 
ihem Geifte hat man häufig die Aufnahme von Anlehen im Auslande 
unbedingt für nachtheilig erachtet, weil durch die Zinfenzahlung alljähre 
lich große Geldfummen in das Ausland gehen und hierdurdy die Nas 
tienalmittel allmälig erfchöpft werden müffen, Anleihen. auf immerwaͤh⸗ 
rende Renten namentlich den Staat zu einem dauernden Tribut an das 
Ausland verpflichten und der Veräußerung einer Provinz an das Aus: 
land ähnlich feien. Auch neuerlich hat dee Präfident ‘der Vereinigten 
Staaten von Nordamerita (van Buren, Botfchaft von 1840) in fols 
gender Weife ſich über die Nachtheile der Werfhuldung an Ausländer 
ausgefprochen : „Bereits find die Hülfsquellen verfchiedener Staaten 
der Union den Unterthanen fremder Regierungen mit 12 Mitt. Doll. 
jährlihen Zinfenbelaufs verfchrieben. — — Die daraus erwachfende 
Anmaflichkeit der Fremden, unfere inneren Angelegenheiten zu bekritteln, 
wenn nicht zu controlicen, follte uns zu ernfllihem Nachdenken, wenn 
nicht zu Beforgniffen Anlaß geben... .. Wie darf ein freies Volk, 
wenn es anders vermeidlich, fich der Nothwendigkeit blosftelen, über 
feinen Frieden, feine Ehre, feine Sicjerheit unterhandeln zu müffen 
mit den Unterthanen fremder Megierungen, die, wie fehr fie auch ge: 
neigt fein mögen, einen freundfchaftlichen Verkehr mit uns zu unterhak- 
ten, doch immer in Folge ihrer eigenen Zuflände gegen politifche Inſti— 
tutionen , wie die unferen, feindfelige Gefinnungen naͤhren.“ Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Aufnahme der Gelder im Inlande 
den Borzug verdient, wenn ein Ueberfluß von inländifchen Gapitalien 
vorliegt, der Zinsfuß niedriger flieht und überdies die Capitalien der 
Ausländer Höher verzinf’t werden müßten. Stellt man die Obligationen 
auf den Inhaber, fo läßt fi ein da und dort eintretender Mangel 
an Capitalien in den Gemwerben duch den Abfas der Obligationen in 
das Ausland erfegen. Steht aber der Zinsfuß im Inlande hoch, bir- 
ten fi im Auslande Gapitalien zu niedrigeren Zinfen, wäre durch Auf- 
nahme derfelben in dem Inlande eine fhadlihe Schwächung und Stoͤ⸗ 
ruug der Snbuftrie zu befürditen, fo kann über die volfswirthfchaftliche 
und finanzielle Nuͤtzlichkeit ber Herbeiziehung fremder Capitalien ‚ebenfalls 
kein Bmweifel- fein, um fo weniger, als diejenigen Inlaͤnder, welche 


- 


16 Staatöfchulden. 


Staatspapiere zu Faufen münfchen, hiervon keineswegs ausgefchloffen 
find, obgleich fid) die Regierung zunaͤchſt an auswärtige Bankierhäufer 
wendet. Wenn aucd eine beträchtliche Zinfenfumme jährlich in das 
Ausland fließt, die in den inländifchen Gemwerben fortwirkenden Gapita- 
lien gleichen Betrags aber mehr als diefe Zinfenfumme einbringen, fo 
liegt der Vortheil der Aufnahme fremder Anlehen zu Tag. Ohne alle 
Störung des inländifchen Geldmarkts kann fein größeres Anlehen über: 
haupt zu Stande kommen, ba ſowohl der Wechfel in ber Anlage und 
Verwendung der Gelder, als ein ſtarker Geldzufluß von Außen feine 
Wirkungen nothmendig dußert. Uebrigens laffen ſich bei einem hohen 
Zinsfuß aus einer Vermehrung ber Geldmenge des Landes mit mehr 
Mahrfcheinlichkeit gute als fhlimme Wirkungen hoffen. Was die mehr 
politifchen als flaatswirthfhaftlichen Einwürfe gegen Anlehen im Aus: 
lande betrifft, fo haben fie befonderes Gewicht in einem Lande, beffen 
Geldweſen hauptfählih auf Papiercirculation beruht, und defs 
fen auf Schulden gegründete Unternehmungen vielfad in Schwindeleien 
ausgeartet find. Die hieraus entfprungenen Nachtheile aber warnen 
nur vor gleicher Ausdehnung des Bankſyſtems und vor gemagten Uns 
ternehmungen, mahnen mehr vom Schuldenmachen überhaupt ab und 
muntern zu baldiger Abtragung der vorhandenen auf, als daß fie bie 
Concurrenz der Ausländer bei Anlehen ausſchließen würden, bei welchen 
eine Theilnahme berfelben überwiegende flaatswirthfchaftliche Vortheile 
bietet, denn das Schuldenwefen bringt nicht nur den Staat in ein Abs 
hängigkeitsverhältniß gegenüber von den Borgern, fondern umgekehrt 
auch diefe von jenem. 

Es ift eine wefentlihe Bedingung der Ordnung im Staatshauss 
halt und der Aufrechthaltung des Staatscredits, daß die Berzinfung 
und Tilgung der Schulden auf zwedmäßige Weife geregelt und ficher 
geftellt wird. Zu diefem Ende find hauptſaͤchlich folgende Anordnungen 
von Wichtigkeit. Vor Allem ift die Entwerfung einer genauen Ueber— 
fiht über die gefammte Staatsfhuld nad der Zeit ber Ent— 
ftehung und der rechtlichen Verſchiedenheit der einzelnen Theile derſelben 
erforderlih, um hiernach den Plan zur Schuldentilgung entwerfen zu 
innen. Die Nothwendigkeit einer allmäligen Tilgung der Staats— 
Schuld aber, wenn auch zum Theil wider den Wunſch der Staats« 
gläubiger, ift für fih Mar, will nicht der Staat ſich endlid mit 
einer alle feine Bewegungen hemmenden Schuld und mit einer uners 
traͤglichen Zinfenlaft beladen und dadurch feinen Credit für die Zukunft 
ſchwaͤchen. 

Bei Entwerfung des Schuldentilgungsplans iſt einestheils auf die 
Steuerkraͤfte des Volks, anderntheils darauf Ruͤckſicht zu nehmen, daß 
im Laufe der Zeit moͤglicher Weiſe Ereigniſſe eintreten koͤnnen, welche 
die fernere Bezahlung der urſpruͤnglich zur Schuldentilgung beſtimmten 
Summe ſehr erſchweren und bei hohen Tilgungsſummen leicht zu Ab— 
weichungen von dem Plane oder zur Aufnahme neuer Schulden zwin⸗ 
gen, eine Operation, die in keinem Betracht weder der Staatscaſſe, 
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ach dem Staatscredit frommt. Man darf ſich daher durch den Plan 
nicht allzu ſehr auf eine Tängere Zeit hinaus binden; es ift vielmehr 
tathſam, als Regel nur ein Minimum ber Zilgung, 3. B. 4 Procent 
tr Schuld, feftzuftellen und im Uebrigen ſich einen freieren Spielraum 
vorzubehalten. Won der Beabſichtigung einer größeren oder geringeren 
Belhleunigung der Schuldentilgung hängt e8 ab, ob man bie von Ans 
fang an zur Schuldentilgung beftimmte Summe auch fpäter, nachdem 
ein Theil der Schuld abgelöftt ift, alfo auch deren Verzinfung aufges 
bört hat, dazu verwenden, oder ob man auch die Erfparniß an den 
Binfen aus ber getilgten Schuld zur Tilgung benugen mil. Wird 
jährlich 1 Procent zur Schuldentilgung und bie ZBinfenerfparniß in 
Felge der Zilgung zur weiteren Schuldenzahlung beflimmt, fo ann 
nah der Berechnung des Engländers Dr. Price jede fünfprocentige 
Schul in 35 Jahren heimbezahlt werden. 

Wie fehr auch die Ausficht auf eine ſolche baldige Abzahlung ber 
Staatsfhuld auffordert, die Tilgung der Schuld zu befchleunigen, fo 
bält doch ber Eintritt neuer Bedürfniffe und das Verlangen der Bürs 
ger nad Steuererleichterung häufig von der Fefthaltung eines nad jes 
ner Berechnung geregelten Planes ab; und es ift daher namentlich im 
Bezug auf die durch die Tilgung gemachte Zinfenerfparniß raͤthlich, fich 
nicht durch den Zilgungsplan zu binden, meil ein Abgehen von bems 
jelben dem Credit leicht ſchadet; die Aufnahme neuer Schulden, um alte 
zu deden, aber nicht nur eine unnüge und Eoftbare Operation ift, fon» 
dern gewöhnlich felbft zur Vergrößerung der Staatsfhuld führt. 

Diejenigen Anlehen, welche der Staat bem vollen Nominalbetrag 
nach erhalten hat, find durch Nüdzahlung der wirflih empfange— 
nen Summe, biejenigen aber, bei welchen der Staat nicht den vollen 
NRominalbetrag empfangen, find buch freien Ruͤckkauf der Papiere 
nah dem Börfenpreife zu tilgen, fo lange berfelbe das Pari nicht 
überfchritten hat. WBefteht ein höherer Cours, fo muß entweder bie 
Tilgung ber betreffenden Papiere eingeftellt werden, ober die Heimzahs 
lung nah dem Nominalbetrag eintreten. Was die Reihenfolge der 
Tilgung betrifft, fo verfteht es fih, daß die Amortifationscaffe nach 
Berichtigung der vertragsmäßigen jährlichen Abldfungen, mie bei Leib: 
tenten, Zotterieanleben u. f. f., zunddft die nach Betrag, Zinsfuß und 
fonftigen Verhältniffen Täftigeren Schulden abträgt, fobann die aufs 
getündigten nach der Zeitfolge; die Heimzahlung ber uͤbtigen gefchieht 
am Beiten nach dem Loofe, jedoch in der Art, daß man, wo möglich, 
das Loos nicht in Bezug auf die ganze Schulbmaffe, fondern nur in Bezug 
auf beftimmte Altersclaffen eintreten läßt, um nicht bei jeder Ausloofung 
die fimmtlihen Gläubiger in Unruhe zu verfegen. Die Nachfrage der 
Amortifationscaffe nach Staatspapieren auf der Boͤrſe hat den befondes 
ren Werth, daß fie den Inhabern von Staatsobligationen, bie den 
Umfog derfelben gegen baares Geld mwünfchen, jederzeit hierzu Gelegen⸗ 
beit bietet, daß fie durch ihre Nachfrage dem. Sinken des Courfes ent: 
gegenwirkt und zur Beliebtheit der Staatspapiere beiträgt. Hierdurch 
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ift fie namentlich auch eine Stüge bes Staatscrebitd. Je größer ber 
Fonds der Amortifationscaffe im Laufe der Zeit wird, deſto mehr kann 
fie auf den Cours der, Staatspapiere einwirken. Zur Erleichterung ber 
Steuerpflichtigen ober zur Befchleunigung der Schuldentilgung trägt es 
in hohem Grade bei, wenn eine Reduction der Zinfen der Staats: 
fhuld vorgenommen werben kann. Dies leuchtet ein, wenn man bes 
‚denkt, daß nur eine Verminderung ber Zinfen um 4 Procent bei einer 
Schuld von 50 oder 100 Mill. 51. 250,000, beziehungsmweife 500,000 
51. beträgt. Eine folhe Zinfenreduction wird, mie ſchon oben bemerkt 
wurde, unmöglic bei Annuitäten, Leibrenten, Xontinen, bei Lotteries 
anlehen und bei Perpetuitäten ohne WVerfchreibung eines beftimmten 
Capitals; fie wird erfchwert durch die Verfchreibung eines höheren No» 
minalcapitals, als wirklich. eingezahlt worden if. Hat der Staat die 
Verzinfung des Nominalcapitals mit 5 Procent verfprochen, fo kann er 
erft, ‚wenn der Cours ber 5 Procent über 100 geftiegen ift, eine Res 
duction mit VBortheil vornehmen. Denn früher önnte er ſich zwangs⸗ 
meife der alten Schuld nur duch Heimzahlung des verfchriebenen No⸗ 
minalcapitals entledigen, und würde daher verlieren, anftatt zu 
gewinnen. Stehen die 5 Procent auf 100, fo beweift dies, daß ber 
Zins, mit welchem ſich die Capitaliften aus Staatsanlehen begnügen, 5 
von 100 beträgt; fünfprocentige Anlehen aber aufzunehmen, um fünfs 
procentige abzulöfen, wäre finnlos. Erſt wenn der Zinsfuß noch meiter 
herabgeht, kann alfo der Staat mit Vortheil eine Zinfenreduction durch 
Ummandlung der verfchriebenen Schuld in eine neue vornehmen. Hätte 
der Staat urſpruͤnglich nur das wirklich empfangene Capital, aber z. B. 
8 Procent Zinfen verfchrieben, fo würde er jedes Sinken des Zinsfußes 
zur Zinfenrebuction unter fonft günftigen Verhältniffen benugen koͤnnen. 
Hierauf gründet fi) das ſchon oben ausgeführte Bedenken, das fich ges 
gen bie Verfchreibung eines höheren Nominalcapitals erheben läßt. 

Es hat indeffen an Einmwürfen gegen das Recht des Staats, Zins 
fenreductionen vorzunehmen, nicht gefehlt; überdies hat man fie vielfach 
als unbillige und unkluge Mafregeln bdarzuftellen geſucht. Was den 
Rechtspunct betrifft, fo wurde bereits bemerkt, daß Reductionen al: 
lerdings bei Zeit: und Leibrenten, bei Lotterieanlehen und bei Anlehen 
auf fogenannte Perpetuitäten ohne Verfchreibung eines beſtimmten Ca⸗ 
pitals ausgefchloffen find. Bei legteren ift nur ein Rüdkauf der Pa: 
piere auf der Börfe und nach dem Börfenpreife rechtlich möglich. Hoͤch⸗ 
fiens auf dem Wege der Erpropriation könnte eine zwangsweiſe Abloͤ⸗ 
fung der immerwährenden Renten gegen volle Entfchädigung Statt fine" 
den. Anders bei fogenannten immerwährenden Renten, bei welchen ein 
beitimmtes Nominalcapital verfchrieben ift, und noch mehr bei anderen 
einfachen verzinslichen Anlehen. Wenn auch bei jenen der Ausdruck 
‚„Ammerwährende Renten” das Recht des Staats zur ziwangsweifen Heim 
zahlung der Schuld als zweifelhaft erfcheinen läßt, fo wird doch diefer Zwei⸗ 
fel durch die Verfchreibung eines beftimmten Nominalcapitals gehoben ; 
denn dieſe Verfchreibung würde gar Beinen Sinn haben, wenn nicht 
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den, daB ber Staat gegen bie verfchriebene Summe die Schuld abzuzahe 
kn befugt fein fol. 

Hat man auch dem Staate das Recht zur Zinfenreduction zuge: 
fanden, fo ift fie doch vielfah aus Gründen der Billigkeit und Politik 
als derwerflich dargeftellt worden. Man hat gefragt, ob nicht die Ent: 
behtung, die den Staatsgläubigern auferlegt werde, die Vortheile übers 
wiege, welche den einzelnen Steuerpflihtigen durch eine kleine Steuer⸗ 
erkihterung zu Gute fommen? man hat darauf hingemwiefen, baß nicht 
nur die Reichften, fondern auch minder Vermöglihe Gläubiger des 
Staats feien, daß felbft die Sparcaffengelber der ärmeren Glaffen, die 
Gelder der Wormundfchaften und Stiftungen häufig gegen Staatsoblis 
gationen umgefegt worden; insbefondere aber hat man auf ben Nadhs 
theil aufmerffam gemadht, der für den Staatscredit ermachfe, 
wenn die Regierung jede Gelegenheit ergreife, um ihren Gläubigern, die 
iht zur Zeit der Moth zu Hülfe gekommen, an ihren Zinſen abzubres 
den. Es läßt fih nicht in Abrebe ftellen, daß eine Reduction der Zins: 
fen einer größeren oder geringeren Anzahl von Staatsgläubigern fhmerzliche 
Entbehrungen auflegt, daß fie für manche nügliche und mohlihätige Zwecke 
die Mittel fchmälert. Allein nicht blos für das Intereſſe der Rentner, 
fendern audy für das ber Steuerpflichtigen hat der Staat zu forgen 
die Pflicht. Wenn dort für die minder vermöglichen Rentner Billigs 
keit in Anfprud genommen wird, fo muß fie hier auch für bie aͤrmere 
arbeitende Glaffe gefordert werden, und wohin die Entfcheidung fih zu 
neigen hat, kann feinen Augenblic zweifelhaft fein, unter der Voraus: 
fesung, daß eine Zinfenreduction nur dann vorgenommen wird, mwenn 
überhaupt der Zinsfuß in dem Verkehre herabgegangen ift, wenn alle 
Capitaliften, wie die Gläubiger des Staats, ſich mit niedrigeren Zinfen 
begnügen müffen. Zu einer befonderen Bevorzugung der Staats: 
gläubiger auf Koften der Steuerpflichtigen aber ift fein Grund vorbans 
den. Aud aus Rüdfiht auf den Staatscrebdit Täßt fih eine folche 
Bevorzugung nicht rechtfertigen. Denn bei künftigen Anlehen fleigern 
die Gapitaliften ihre Forderungen jedenfalls fo hoch fie können, und 
die Erleichterung der Steuerpflichtigen und die Beſchleunigung der 
Schufdentilgung ift vielmehr geeignet, den Staatscredit zu erhöhen, ans 
ſtatt ihn zu ſchwaͤchen. 

Uebrigens fordert e8 allerdings die Klugheit, daß ber Staat bei ber 
Reduction von den Bortheilen, die der Gapitalmarkt bietet, nur auf 
eine Weife Gebrauch macht, die von ber Maffe der Staatsgläubiger 
bei unbefangener Ueberlegung als nicht unbillig anerfannt werden muß, 
wobei befonder8 zu berüdfichtigen ift, daß die Staatsgläubiger ihrerfeits 
ein Recht zur Aufkuͤndigung nicht haben, alfo auch dann, menn fie 
ihre Gapitalien anderswo nüßlicher unterzubringen vermöchten, von die: 
fer Gelegenheit nicht unter allen Umftänden Gebraud zu machen im 

de find; daß ein unnatürliches Herabdrüden des Zinsfußes durch 
Fimmzkünfte den Preis des Eigenthums in die Höhe treibt, ein fpätes 

nnd Steigen ber Zinſen aber jenen Preis wieder en wodurch 
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leicht große Störungen in ben Vermögens» und Grebitverhältniffen ber 
Landleute hervorgebracht werden; daß endlich bei der etwa fpäter eintres 
tenden Nothwendigkeit, Gelder zu höheren Zinfen aufzunehmen, ber 
Cours der älteren niedriger verzinf’ten Obligationen zum Nachtheile ber 
Gläubiger und des Staatscrebits einem Sinken unterworfen ift. 
Iſt die Schuldenmaffe des Staats zw einer folhen Höhe angewachſen, 
daß die gegen die Gläubiger eingegangenen Verbindlichkeiten nicht mehr 
erfüllt werden Eönnen, fo muß ein partielle oder allgemeiner Staats» 
banferott eintreten. Für die verfchiedenften Formen, unter welchen 
die Regierungen fih der Erfüllung ihrer WVerpflichtungen gegen bie 
Staatsgläubiger entzogen haben, fehlt es leider nicht an Beiſpielen in 
der Geſchichte. Bald hat man die Schulden mit verfchlechterter Münze, 
mit mehr ober weniger mwerthlofem Papiergeld getilgt, bald die Verzin= 
fung eingeftellt, oder die Zinfen eigenmaͤchtig reducirt, bald einen Theil 
oder bie ganze Schuld geradezu für erlofhen erklärt. Um die Maßre— 
gel eines Staatsbankerotts, wenn auch nicht zu rechtfertigen, fo doch 
zu vertheidigen und zu befchönigen, hat es an Advocaten nicht gefehlt. 
Man hat geltend gemacht, daß ein Bankerott das Nationalvermögen 
nicht vermindere, da den Steuerpflichtigen zu Gute komme, mas die 
Gapitaliften verlieren, daß der Verluſt der Ausländer fogar ein Gewinn 
für das WVolksvermögen fei, daß die Schmälerung der Einkünfte dee 
Gapitaliften der Volkswirthſchaft wenig Schaden bringe, ba fie 
vielmehr müßige Zehrer in thätige Arbeiter ummwandle, auch der Nach⸗ 
theil für den Staatseredit fei nicht hoch anzufchlagen, da die Mens 
fhen vergeßlich feien, und, mie bie tägliche Erfahrung lehre, die Regie— 
rungen, nachdem fie kaum von Bankerotten ſich erholt, die größten 
Summen wieder angeborgt erhalten. Es ift wahr, daß das National» 
vermögen durch einen Staatsbankferott unmittelbar nicht vermindert wird; 
denn die von dem Staate aufgenommenen Summen find in der Regel 
zur Zeit des Eintritts deffelben längft verzehrt, und der Bankerott bes 
wirkt daher zunaͤchſt nur eine Aenderung in der Vertheilung des 
Privatvermögens und Einkommens. Aber eben diefe Aenderung wirkt 
mittelbar, indem fie bie Vermögens: und Einfommensverhältniffe 
ftört, vielfach zerftörend auf den Werth des Vermögens und auf die 
Productionsverhältniffe ein, und kann baher, auch ganz abgefehen von 
dem Rechtspuncte, keineswegs als volfswirthfchaftlich gleichgültig betrach⸗ 
tet werden. Wenn der Bankerott einzelne Bankierhäufer flürzt und 
damit der Fall einer Reihe von technifchen und Handelsgewerben zu= 
fammenhängt, fo erleidet dadurch leicht eine Reihe von productiven 
Kräften und Gapitalien eine beträchtliche Werthverminderung, bie einer 
Zerftörung von WVermögensbeftandtheilen ber Wirkung nach ganz gleich= 
tommen kann, und die nicht nothwendig durch die den Steuerpflichtis 
gen zu Theil werdenden Vortheile wieder aufgewogen wird. Wenn 
ferner für manche Staatsgläubiger der Verluft ihrer Renten allerdings 
ein Antrieb zur größeren Ermwerbsthätigkeit fein mag, fo ift dagegen auf 
die fchreiende Verlegung bed Rechts, auf die große Zahl minder vers 
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möglicher, fparfamer und thätiger Gläubiger des Staats und auf bie 
eben erwähnten Störungen der Ermwerbsthätigkeit hinzumeifen. Was 
endlih den Einfluß der Staatsbankerotte auf ben Öffentlichen Grebit 
und auf die öffentliche Moral betrifft, fo kann auch diefe nachtheilige 
Wirkung nicht body genug angefchlagen werden. Denn die Menfchen 
vergeffen am MWenigften die Verlegung ihrer materiellen Sntereffen. 

Für die Regierungen aber, deren mwichtigfte Aufgabe es ift, Necht 
und Eigentum zu fchüsen, deren feſteſte Stüge in dem Vertrauen der 
Völker beruht, ift es erſtes Gefeg der Moral und Politik: ihre eigenen 
Verpflichtungen mit Redlichkeit und Pünctlichkeit zu erfüllen. 

Justitia fundamentum regnorum ! 

Literatur: Mebenius, der öffentliche Credit (Carlsruhe, 1829, 
2. Ausg.); Zacharid, über das Schuldenwefen der Staaten des heutigen 
Europa (Leipz., 1830); Fulda, der Staatscredit (Tüb., 1832); Ber: 
nouli, Beiträge zur richtigen Würdigung der Staatsanleihen (1833) ; 
Baumftark, über Staatscredit, Staatsfhulden und Staatspapiere (Hei: 
beib., 1833) ; Ueber ben Staatscredit. Bon einem ruffifchen Staatsmanne 
(Zeipj., 1840); ferner: bie finanzmwiffenfchaftlichen Werke von Jacob, 
Malchus, Rau; Gefchichtliches, f. bei Nebenius, in ber erften Aus: 
gabe, Malhus, und in der legtgenannten Schrift des Ruffen; 
Statiftifches in den Art. „England” ; „Frankreich“ ; „Defterreich‘‘; „Preu⸗ 
fen” u. f. w. Dr. W. uͤz. 

Staatsſervituten, fe völferrehtlihe Dienſtbar— 
keiten. 

Staatsſouveraͤnetaͤtsrechte, ſ. Staatsverfaſſung. 

Staatsverfaſſung. Der Staat. Entſtehung, Grund— 
beſtandtheile, Be eift, Idee und Zwed des Staate3. 
Eintheilung ber Staaten, Gefammtmille;s Souverä: 
netät des Staats, der Berfaffung, der Confitution 
und der Regierung. Die befte Berfaffung — I. Die 
rehten Quellen und bie rehte Methode der Unterfus 
hung. — 1) Der wahre Gegenftand und Zweck der Rechts— 
und Staatslehre. — Nädft ber Familie die allgemeinfte, zugleich 
aber die hoͤchſte, allumfafjendfte und einflußreichfte aller menſchlichen 
Einrihtungen ift der Staat. Wie die Zuftände der Völker überhaupt 
verfhieden find, bald mehr, bald weniger entwidelt, fo haben natürlich 
auch ihre Staatsverhältniffe verfchiedene Stufen der Entwidelung. 
Schon hierdutch wird der Begriff und die Lehre vom Staate verfcie: 
ben. Die Einen faffen nur die höchften Entwidelungsftufen des Lebens 
in’s Auge, die Anderen entlehnen ihre Begriffe und Gefege von uns 
volfommenen Anfängen oder von Ausartungen berfelben. Die Ber: 
fhiebenheit der Begriffe und Lehren vom Staate vermehrt ſich vollends 
durch die werfchiedenen gelehrten Standpuncte, von melden die Schrift 
fiellee bei ihren Entwidelungen ausgehen. Blos aus naturgefeglichen 
oder nur aus biftorifchen Erfahrungsfägen entwideln die Einen, und 
vergeſſen die Freiheit und die fittlihen Geſetze. Nur aus reinen 
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Vernunftfägen, aus ben verfchtebenften Grundprincipien der wechſelnben 
individuellen philofophifchen Schulfpfteme, meift aus rationaliftifchen fors 
malen Sägen und Abftractionen, conftruiren die Anderen ihre luftigen 
Gerüfte, und vergeffen den Inhalt, die lebendigen natürlichen, ge: 
fhichtlichen fittlihen Kräfte, Gefege und Aufgaben. - 

Da, wo bie Völker fi) eines freien gefunden Staatslebens er= 
freuen, vermittelt diefes Leben felbft, menigftens großentheils, für die 
Anmendung gefündere, vielfeitigere praftifche Anfichten. Wo aber fo, 
twie leider meiſt in Deutſchland, biefes Leben noch fehlt, da erzeugen 
jene einfeitigen Lehren Streit und Zerftörung, mindeftens verderbliche 
Hemmungen ber harmonifchen vernünftigen Lebensthätigkeiten und Ent: 
widelungen. — So entftanden vorzüglih in unferem heutigen Deutſch⸗ 
land jene ſchon oben (Bd. I, ©. 1) gefchilderte Mufterkarte und 
Sptachverwirrung der entgegengefegteften Rechts- und Staatslehren, von 
welchen jede neben vielem Falfchen nur etwa eine Seite der Wahrheit, 
und auch diefe oft nicht allgemeinverftändlich gibt und bemeift. Es 
entſtand eine völlige Ungewißheit felbft über die erften Hauptfragen bes 
Staatglebens. Es entftanden aber aud zugleich jene jammervolle Laͤh— 
mung und Verwirrung, jene ſchmachvolle Zerftüdelung, auswärtige Uns 
terdruͤckung und Verfümmerung unferes Staatslebens, von deren traus 
eigen und gefährlichen Erfcheinungen und Nachwirkungen wir uns felbft 
durch die größten Anftrengungen nad dem furchtbaren Unglüd big jest 
leider noch keineswegs befreien konnten. 

Für eine gluͤckliche Löfung des großen Streits ift wohl vor Allem 
bie Frage in's Auge zu faffen: was ift der eigentlihe Gegens 
ffand und Zweck unferer Forfhung? Die richtige Beantwortung 
diefer Frage muß ung auc zu ber richtigen Quelle und Methode 
binführen. 

Mir fuchen nun aber keineswegs eine rein philofophifche, eine rein 
metaphnfifch oder religiös = moralifche fubjective Lehre. Wir fuchen 
nicht ein ſolches Lehrgebaͤude, melhes nur den fubjectiven 
Standpuncten, Anſchauungen und Gefühlen unferer befonderen res 
ligiöfen Glaubensgenoffen oder unferer individuellen 
Philoſophenſchule entfprehe, oder mweldes etwa unfere geiftigen 
Kräfte erfreulich befchäftige und entwickele. Mein, wir fuhen Gefege, 
wir ſuchen die allgemeinen objectiven praftifhen Geſetze 
der ganzen Staatsgeſellſchaft oder die allgemein und aͤu— 
ßerlich erkenn-und beweisbaren gültigen, aͤußerlich er— 
zwingbaren Geſetze für das Handeln aller freien Bürger 
in ben gemeinfhaftlihen fLaatsgefellfhaftlihen Vers 
bältniffen und für deren gemeinfhaftlihe Beftimmung. 

2) Die rechten Quellen. Objectiv ober allgemein er— 
Penn und bemweisbar aber und zur Begründung gemeinfhafts» 
licher praktiſcher Rechtsfäge tauglich find nun nad dem früher Aus: 
geführten (Bd. I, &. 14, Bd. XII, 487) nicht die rein metaphy— 
fifhhen, religiöfen, moralifhen, fondern nur die logiſchen, 
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matbematifhhen und Erfahrungsmwahrhelten und erfahs 
rtungsmäßig (mie namentlid im Friedens: und Hülfsvereine) aner: 
fannte moralifche Wahrheiten mit ihren logifchen Folges 
fügen. Diefe bilden nad dem Dbigen bie unmittelbare und nädfte 
Quelle für die Erfenntnig der Gefege des Staatslebens und ihrer 
Rechts- und politifchen Wiffenfhaft. Wer Allen beweifen — allen Freien 
äuferlih gültige Gefege bemeifen — mill, der muß von Sägen aus⸗ 
gehen, die Allen erkennbar, Allen gewiß find. (Vergl. nachher II, 3.) 
3) Die rehte Methode. Was aber ift nun wohl bie richtige 
Methode der Entwidelung biefer objectiven Gefege, ober 
der objectiven Hauptgrundfäge des ftaatögefellfhaftlichen Lebens, 
woraus die Gefege fi) Logifch ableiten laffen? Ariftoteles, ber in 
feiner Staatslehre bekanntlich eben fo wie bie größten praftifchen Staats» 
männer des Altertbums und der Neuzeit, die claffifchen römifchen Zus 
tiften und die britifhen Staatsmänner von dem in ber Erfahrung und 
wenigftens in der verfafjungsmäßigen freien Anerkennung ihres Volks 
Gegebenen ausging und logifch folgerte *), ſtellt an die Spige feiner 
Politik (im 1. Cap.) die Worte: „So wie man alles Zufammenges 
„feste nicht richtig erkennen fann, bis man es in feine duferen Bes 
ſandtheile auflöft, fo werden wir aucd das Weſen des Staats nur 
„buch Unterfuchung feiner Eleinften Beftandtheile erkennen. Und dann 
„werben wir fehen, daß Alles, was Andere für einerlei halten (wie Hauss 
gefellfchaften und Köniosherrfchaft und Staaten), unter fich verfchieden 
„ist, und in wie fern es möglich ift, daß jede Verwaltung biefer Geſell⸗ 
„ſchaften auf Grundfäge einer Kunft zurücdigeführt werden könne.” Er 
fordert dann noch (f. aud Cap. 2), daß man zum richtigen Begriff 
der Gefellfchaften vor Allem auch nad) ihrer und ihrer Glieder Nas 
tur, Bedürfniffen und Anerkennungen Entftehung, Grundgefeg. und 
Endzweck ihrer Vereinigung auffuhe. Zumal aber für wahrhaft ob⸗ 
jective Erkenntniffe von dem aus naturgefeglihen, biftorifchen und 
freien Beftandtheilen zufammengefegten Leben der Staatsgefellfhaft und 
von ihren aͤußerlich allgemeingültigen Gefegen erfcheint als durchaus uns 
tauglich die Methode unferer deutfchen philofophifchen Staatslehre. Hier 
ift untauglich jene zundächft aus dem fubjectiven Geifte erſchaf— 
fene rein pbilofophifhe, apriorifh und fynthetifh con» 
fruirende Methode, melde eine höchfte angeblidy reine Vernunft» 
wahrheit an bie Spise ftellt, von ihr aus zu dem Zuſammengeſetz⸗ 
ten, Aeußeren und Befonderen, alfo von dem Grundprincipe zu den 
Golgefägen fortfchreitet. Nein, unferem Zweck entfpricht jene zunaͤchſt 
vom objectiv Gegebenen ausgehende hiftorifch= (oder vollſtaͤndi⸗ 
gr: anthropologiſch⸗-hiſtoriſch philoſophiſche, analytiſch ent= 
wickelnde Methode der erſten praktiſchen Staatsweiſen. Dieſe 
Methode faßt das in der Natur und Geſchichte gegebene ganze zuſam⸗ 
mengefegte Staatsleben auf, und ſucht durch Auflöfung und Verglei⸗ 


9 Dben Bd. J. ©. 13ff. und meinSyftemBb. I. ©. 119 ff. u.©. 544 ff. 
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hung feiner beſonderen Beſtandtheile und Verhaͤltniſſe durch logiſche 
Zuruͤckfuͤhrung derſelben auf das ihnen zu Grunde liegende, in ihnen 
ſich offenbarende und ſie verbindende Allgemeine dieſes Letztere zu finden. 
Sie ſucht, von den Folgeſaͤtzen ruͤckwaͤrts ſchließend, zu gemeinſchaftlichen 
hoͤchſten Grundſaͤtzen zu gelangen. So ſucht fie die naturgefeglis 
hen und. hiftorifhen Grundgefege, wie die anerfannten Vers 
nunftideen und Zwecke ber Völker zu finden. 

UI. Hiftorifhephilofophifhe, analytifhe Entwicke— 
lung bes Weſens und ber bödften Grundfäge des 
Staats. 1) Erfahrungsmäßige und genetifhe Betrach— 
tung bes Staats und feiner drei verfhiedenen Verfafs 
fungen. — Faffen wie nun auf jenem hiſtoriſch-philoſophi— 
fhen Wege das Staatsleben der Völker zuerft nad) feiner naturgefeglis 
hen und hiftorifhen Entwidelung auf, fo tritt uns zunaͤchſt auch bei 
biefer wichtigſten menſchlichen Einrichtung, eben fo mie im ganzen menſch⸗ 
lichen Leben, ein allgemeines Wahsthum, eine naturge: 
ſetzliche, biftorifhe Fortbewegung und Stufenfolge der 
Entwidelungen von roheren Anfängen zu höherer Ber: 
vollfommnung (oftmals auch wieder ein Verfall) entges 
gen. Bei Allem, was wir im Raum und Zeit werben und fich ent: 

wickeln fehen, bei Pflanze, Thier und Menfh, im Leben der Einzel 
nen, ber Völker und der Voͤlkerſyſteme, erfcheinen uns erfahrungsmä- 
Big nachweisbar die Perioden: I. des Anfangs, Aufleimens, der Kind: 
beit; IL. des Auffhwungs zur höheren Entwidelung oder der Bluͤthe, 
des Zünglingsalters; ILL. der Reife, der Männlichkeit; IV. oft auch bie 
des Zurüdfinfens, Verwelkens, Erftarrens, des Greifenalters. Wir 
finden namentlih auh für das Staatsleben drei entfprechende, - 
zundädhft den Perioden des einzelnen Menfchenlebens analoge Entwicke⸗ 
lungsftufen und Verfchiedenheiten des Staatslebens naturgefeglid und 
hiſtoriſch gegeben, nämlich *): 

1) Die Periode ber Kindheit, ber zwar nicht ausfchließlis 
hen, aber boh überwiegenden Derefchaft ber niederen Natur, 
ber finnlihen egoiftifhen Zriebe und Gefege, welche im 
Staatsleben die Vorherrſchaft fauftrechtliher und despotiſcher Gewalt, 
das dbespotifhe Grundgefeg oder die bespotifhe Verfaſ— 
fung begründet. Es ift die auf finnlicher Genußſucht oder Furcht, 
auf finnlicher Trägheit, Gewohnheit oder Feigheit beruhende Herrſchaft 
und Knechtſchaft, es ift die Worherrfchaft der von der Willkür der Ge: 
malt abhängigen Gefege oder Befehle (Drdres). In der Kindheit der 
Einzelnen wie der Völker ift fhon naturgefeglidh oder anthro— 
pologifch diefe Vorherrſchaft begründet. Denn wenn ber göttliche 
Geift in einen ſinnlichen äußeren Körper eintritt und eine ſelbſtſtaͤn⸗ 


*) ©. oben Bd. IV, 292. VI, 726. Anderwärts (este Gründe von 
Recht, Staat, Strafe 1813 und Syſtem 1829 Bd. 1—213 u. 288) ftellte ich 
diefe Perioden ausführlicher auch hiſtoriſch dar. 
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bige finnlichevernünftige Seele zur Regierung biefes Lebens ſich bilden, 
fol, fo ift es für die Entwidelung feiner Erfcheinung unter den Ge: 
fegen von Raum und Zeit natürlich, daß, fo lange bie Organe 
und Fähigkeiten für das höhere göttliche Leben noh nicht außs 
gebildet, geübt und gefräftigt find, das leibliche Leben, bie 
Sinnlichkeit, Teibliches Wahsıthum, Ernährung und die darauf gerich- 
tete niedere felbftfüchtige Richtung vorherrfhen. Für den Staat aber 
oder für das gemeinfhaftlihe Gefellfhaftsleben beftehen bie 
Otgane und Kräfte des höhern Lebens in Uebung geiftiger und fittlicher 
gefellfchaftlicher Fähigkeiten und Einrichtungen, in Religion und Kirche, 
in Kunft, Wiffenfhaft und Schule, in Gonftitution und Gericht und 
anderen Inſtitutionen. Hiftorifch aber beftätigt ſich überall diefes Ges 
feg. In der Kindheit der Einzelnen wie der Völker werden ihnen faft 
nur die Forderungen ber finnlichen Zriebe und des Egoismus laut. 
Ein Wefen, oft mehr durdy Anlagen zu dem, mas es werden Fann, 
als durch das, was es ift, von dem Thiere unterfchieden, läßt es durch 
Bebürfniffe und ſinnliche Triebe, durch Trägheit, blinde Gewohnheit 
und Noth den Blid blos an die Erde feffeln. Wenn auch zumeilen 
ein Strabl göttlichen Lichts in ihm aufflammt, fo ift er vorübergehend 
wie der Wetterftrahl in finfterer Nacht, und kein Licht, es auf feinen 
Wegen zu leiten. Wenn aber bei uns heute im Leben bes Kindes und 
Sünglings, weil daffelbe beherrfcht und geleitet ift von Erwachſenen, 
bie ein höheres Geſetz geltend machen, die Geſetze ber beiden unteren 
Eulturftufen nicht fo rein zur Herrfchaft kommen, fo tritt diefe reiner 
bervor in einem in ben niederen Perioden befindlichen Volke, unter lau: 
tee Kindern oder Sünglingen. ! 

Befriedigung feiner finnlihen Zriebe und Neigungen ift des Kin: 
bes hoͤchſtes Gefeg und Recht. Es Tind freilich nicht die Gefege, welche 
nah unferer Vernunft gelten follten — mohl aber bie, 
welche natürlih und factifch vorherrfhen. Wie der Menfc aber 
felbft jest vom Gefege der Sinnlichkeit und Selbſtſucht beherrfcht wird, 
fo behandelt er nach diefem Gefege auch feine Mitmenfhen. So weit 
finnlicher Trieb und Gewalt, fo meit Lift und Kraft und Mittel rei- 
den, müffen fie feinen egoiftifchen Zwecken ſich fügen, mie er den ih: 
rigen ſich fügt, wenn er der Schwächere wird. 

&o, bei folcher menigftens thatfächlichen Anerkennung der Sinn 
lichkeit und egoiftifchen Willkuͤr entfteht, mas man Fauftrecht und 
Recht des Stärkeren genannt hat, vielleicht beffer Recht der Sinnlich— 
keit oder der Seibftfucht nennen würde; denn nur fie find die Grund: 
lagen, vermittelft deren der Mächtigere zur Herrfchaft, der Schwächere 
zum Gehorfam gebracht oder die gemeinfchaftliche Fehde fortgeführt wird. 
Auch ift, fo wie ja felbft beim XThiere, fo vollends bei dem Menfchen 
nicht blos phyſiſche Stärke, fondern Lift die vorzüglichfte Waffe. Ihr 
dienen jest die Verſtandeskraͤfte, und vorzüglich durch fie wird die Herrſchaft 
über größere Güter und Kräfte, werden die mächtigen finnlihen Bande 
ber Trägheit und Gewohnheit die Mittel der Herrſchaft. Zunaͤchſt bes 
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gründet dieſes Geſetz despotiſches Recht bes ſtaͤrkeren, mittelrelcheren 
Mannes und Vaters gegen die ſchwaͤcheren Frauen, Kinder, Schuͤtz⸗ 
linge, Knechte. In feiner Erfcheinung zeigt ſich diefer Zuftand oft, und 
namentlid in fogenannten patriarchalifchen Verhältniffen, gemildert durch 
die finnlichen Triebe und Inſtincte felbft, fo wie durch erwachende bef: 
fere Gefühle, duch Gemwohnheitss und Zrägheitstriebe und a Mans 
gel an Ausbildung und Anreizungen für manche brüdendere Einrichtung 
fpäteree Despotie. Diefes Derrfchaftsrecht vererbt vermittelft der Ge= 
wohnheit, Zrägheit und Bebürftigkeit leicht auf den, der nad dem Va⸗ 
ter zuerft Gewalt und Gewohnheit des Herrfchens und des Gehorchtwer⸗ 
dens erwarb, auf den Erfigeborenen, „bie erfte Kraft” (H5Mof. 21,16), 
und wählt dann, mie 3. B. bei den Wölkern des mittleren Aſiens, 
durch die natürliche Bevorzugung ber Nachkommen des Erftgeborenen 
leicht zur Stammes: und Hordenherrfchaft an, und diefe verwandelt fich 
‚bei Eroberung cultivirter Reiche, und wo fonft das Bedürfniß verfchiedener 
Lebensbefhäftigungen eintritt, in Kaftenherrfhaft unter Vorherrfchaft 
der begünftigten ftärferen Kriegerkafte. In einer mehr gebildeten Geftalt 
entftand die Despotie bei folhen Einfällen jener Horden des mittleren 
und nördlicheren Afiens in früher civilificte oft, ſuͤd- und weſtaſiati— 
fhe Reihe und in europäifche Linder, in ber roheften aber in jenen 
fheußlihen Negerftaaten des inneren Afrikas, deren Fürften ihre eigenen 
Unterthbanen als Steuern einziehen und einfangen und als Sklaven ver= 
taufen, und bie, um Alle in finnliher Furcht und Abhängigkeit zu er= 
halten, methodiſch graufame Blutbäder veranftalten, deren Ruhm, mie 
Ritter (Erdk. I, 297) vom König von Dahomey berichtet, in dem 
Ausfpruche befteht: „Der König geht im Blute von feinem Throne bis 
„su feinem Grabe und begießt jedes Jahr die Gräber feiner Vorfahren 
„mit Menſchenblut.“ . x. 

Die Despotie kann, ba fie öfter im Greifenalter der Völker zu— 
ruͤckkehrt und oft auch nur für Uebergangszeiten eintritt, in einer zah= 
meren, aber moralifch gleich verderblichen Geftalt auch durch blofe Ent— 
ſittlichung der Völker entftehen. Sie kann fich hier fo bilden, daß, wie 
Hobbes feinen Staat fchildert und mie es das Greifenalter Roms 
barftellt, nad) langem Fauftrecht und nach verwildernden Buͤrgerkriegen 
die Mehrzahl, des Kampfes müde, fid willig einem Despoten, einem 
Ziberius oder Napoleon, unterwirft, indem fie nach der Begrüns 
dung bes monacdhifchen Rechts von Hobbes: „einen privilegirten Räus 
„ber oder Mörder fo vielen vorzieht“, oder indem fie bier der trägen 
Ruhe, des Brots und der Gircusfpiele, dort aber der Beute und der 
Ruhmsgenüffe, die der Despot gewährt, fich erfreut. Zuweilen bildet 
fi) die Despotie dadurch, daß nad) Zerfall blinden theofratifchen Glau⸗ 
bens, ehe die Freiheit zum Siege kommen fonnte, ein weltlicher Fürft 
ſich des Erbes der Priefter bemächtigt,. aus felbftfüchtiger Freude am 
abfoluten Herrſcherthum die Volksunmuͤndigkeit zu erhalten und ein 
ſtuartiſches goͤttliches Recht über fie zu erwerben ſucht. Es bildet fich 
dann, fo wie zum Thell nach ber Reformation, ein vormundfchaftlicher 
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Despotismus durch Mißbrauch religisfen Wahns, durch die Traͤgheit 
und den begünftigten Sinnengenuß, durch Corruption der unmündigen 
Bürger, durdy Avilirung der Beamten, durch Wahrheitsunterdrüdung 
und Poligeigewalt. Durch diefe Mittel wird diefer vormundfchaftliche 
Abfolutismus fo lange behauptet, bis entweder das Volk in Nichtenus 
tigkeit zu Grunde geht, oder in englifchen, franzöfifchen und fpanifchen 
Rovolutionen fih mit ſchweren langen Opfern die Freiheit erkämpft. 
Siegt aber diefer Abfolutismus bleibend, alsdann werden, fo wie im 
tömifchen Reiche, alle Organe und Kräfte des höheren Lebens verfälfcht, 
geſchwaͤcht, unterdrüdt, und das Volt — oft ohne die Höhe des Man- 
nesalter8 und die Herrſchaft der Freiheit erlebt zu haben — fällt einem 
ſcheußlichen kindiſchen Greifenalter, zulegt innerer Auflöfung und dußes 
ter Unterjochung anheim. 

Daß das einzelne Menfchenleben regelmäßig ftirbt, iſt naturgefeg- 
lich, daß es einem wieder kindiſch, finnlich und felbftfüchtig werdenden 
Greifenalter anheim fällt, ſehen wir oft, Gottlob nicht immer. Es ift 
aledann natürlich, wenn die Organe des höheren Menfchenlebens Kraft 
und Herrfchaft verlieren. Daß es nun oft ähnlich ift im Voͤlkerleben, 
biefes zeigt die Gefchichte ; daß es immer fo fein müffe, das darf man 
nicht, der Gefchichte vorgreifend, behaupten. Ein Volksleben kann 
ponfifch fi verjüngen und durch die göttlihe Kraft hriftlicher Re— 
ligion, Zugend und Weisheit fich felbft und die Organe des höheren 
Lebens vor den Verderbniffen des Lurus und allzu großer Verfeinerung 
und Zerfplitterung, vor Gorruption und Unterjohung fügen. Je— 
denfalls aber gehen das Aufgeben ber Zugendb und der Ver— 
luft der Freiheit bei den Völkern ftets gleichen Schritt. Tritt aber 
ein folches mieder Eindifch werdendes Greifenalter ein, alsdann ift diefer 
Rechts: und Staatszuftand des Volkes, außerdem, baß Lift hier mehr 
berrfcht als Körperftärke, und außer der übertünchten Außenfeite, von 
dem der Kindheit vorzüglich dadurch verfchieden, daß biefe immer fteis 
gend zum Sefferen empor, das Greifenalter abwärts zum Grabe geht. 
— Ueberall aber ift das Grund: oder VBerfaffungs:, bag Ver— 
einigungsgefeg unb der Endbzwed der bdespotifhen 
Staatseinrihtung: das Gefeg der Sinnlihkeit und 
Selbſtſucht und feine Erfüllung zur Befriedigung der 
felbfifühtigen Triebe, zuerft bes Stärkften, des Despoten, 
dann der anderen Mächtigen; der Höflinge und ber herrfchenden Kafte, 
der Satrapen und Beamten, ftufenmeife herunter, bis zulegt den Uns 
terften nicht viel mehr bleibt, als blinder .Gehorfam zur Befeitigung 
ſinnlicher Furcht, der Genuß träger Ruhe oder opiatifhe Mittel vom 
Dergeffen ihrer Schmach. 

Grundgefeglih anerfannte und verbürgte rechtliche Frei— 
beit befteht in der Despotie nicht, nicht einmal Privatfreiheit oder ges 
beitigte freie Perfönlichkeit und wahres Privateigenthbum. Hier, wo Alle 
Sklaven zuerft ihrer eigenen, dann fremder Sinnlichkeit und Selbft- 
ſucht find, ſtehen Menfhen und Sachen in dem Obereigenthum bes 
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Mächtigeren, bes Despoten, bes Eroberer und Oberlehnsheren. Daher 
ſchon der richtige Name: Despotie, Eigenthumsgemwalt. Der Despot, 
der fih nah Ariftoteles (Polit. 3,6) in fo weit um die Intereſſen 
feiner Unterthanen befümmert, als ohne Sklaven kein Herr fein kann, und 
der ihnen zur nothmwendigen Bearbeitung Sachen lehnsweiſe überläßt, 
zieht diefe als Peculien oder nach Obereigenthumsrecht beliebig wieder 
zurüd, in Bantam als allgemeiner Erbe, in der Türkei durch gefor= 
derte Geſchenke, in der römifchen Kaiferdespotie durch Confiscation vers 
mittelft der Delatoren und der servitus poenae, Nah Herodot nann- 
ten die Perfer fich felbft „Sklaven“ des Könige. „Ein Mongole, 
„welcher den andern am Schopf nimmt, ift ftrafbar, nicht weil er dem 
„Andern wehe thut, fondern weil der Schopf dem Fürften gehört.‘ 
(Heeren Bd.l, 479). „Mein Rüden ift herrſchaftlich,“ fagte die mit 
Schlägen bedrohte ruffifche Leibeigene. Hier gilt alfo die Hugo'ſche 
Theorie der Aufhebung alles Privatrechts; daher wird denn immer mehr, 
und fo weit es bequem ift, jebes Vergehen Majeftätsbeleibigung, fo 
wie in China und zum Theil fehon unter Roms Smperatoren. Ge: 
gen andere Sklaven ſchuͤtzt deshalb auch oft der Despot das factifche 
Befisthbum, doch Tann er es nicht einmal gegen die Uebermacht ber 
Mächtigeren und Reicheren und gegen die Corruption der Gerichte irgend 
ducchgreifend fügen. 

Mur von Vorherrfchaft, aber nicht von Alleinherrfchaft ift bei allen 
drei Verfaffungsgefegen die Rede. Alſo Eönnen z. B. unter der Vor—⸗ 
berefchaft der Despotie einzelne für fi) bem theofratifchen Glaubens: 
oder dem Vernunftgefeg huldigende Bürger leben, in Gonflicten mit ber 
Despotie auch fterben. Es Eönnen, der Despotie für die Collifion 
untergeordnet, auch theilmeife theofratifche oder vernunftrechtliche 
Rechtsverhältniffe beftehen, eben fo wie meift in den höheren Gulturftus 
fen der Völker Nefte ihres roheren despotifchen Zuftandes, 3. B. Pris 
vatfflaverei und despotifche Familien⸗ und Patronatsrechte, übrig bleiben. 
Auch aus der Kindheit des Einzelnen geht ja in das Juͤnglingsleben 
manches Kindifche über. Und in Ausnahmsfällen und im Einzelnen 
zeigt auch das Leben des vernünftigen Mannes Sinnliches. Um mie 
vielmehr wird das reichere, zufammengefegtere Staatsleben manche 
Mifhung zeigen, Reſte früherer, wie Vorbereitungen fpäterer Perio- 
den. Diefes kann zuweilen, 3. B. bei den bald mehr ſinnlich-despoti— 
fhen, bald mehr theofratifchen fogenannten patriacchalifhen Verhaͤlt— 
niffen die Erkenntniß des eigentlich vorherrfchenden Grunbdgefeges er= 
fhmweren. Iſt's ja doch oft ſchwer, in Mittelzuftänden das Juͤnglings— 
und Kindesalter, ja. das Thier- und Pflanzen» und Mineralreich zu 
fcheiden. Doch kann e8 gefchehen, und Niemand leugnet die allgemein 
wefentlihen Unterfcheidbungsmerfmale, felbft wenn es Zwitter gäbe. 
Auch fteht die Freiheit und Individualität, welde jedes Volks: 
leben innerhalb ber naturgefeglihen Grundform diefer 
Stufenfolge entwideln fann, biefer felbft nicht im Wege. Auch 
der einzelne Menſch unterfcheidet ſich als Kind, Züngling, Mann durch 
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fimen Freiheitsgebrauch von anderen Menfchen, und body hat Jeder na» 
turgefeglich ein Eindifches, jugendliches und Mannesalter mit feinen 
Erfheinungen. 

Naturgefeglih aber ift e8, daß in einer beflimmten 
Zeit nur eines der drei allein möglichen und fich unter einander 
widerftreitenden ©rundgefege, nur entweder das Gefeg ber 
Einnlichkeit, oder eines ber beiden anderen Gefege der zwei folgenden 
Perioden, das des blinden Glaubens oder das der frei prüfens 
den fittlihben Vernunft, in dem Einzelnen und in dem Staate 
die Vorherrſchaft behaupte und nah immer größerer Vorherrſchaft 
firebe. Diefes ift oben (Bd. VI, 726) bewiefen. Hiftorifch nachges 
wiefen wurde ebenfalls oben ſchon bie ftufenmweife Vorherrfchaft der drei 
Perioden und Verfaffungen bei den germanifchen Bölkern, bie bes 
dbespotifchen Rechts in der Gründung ihrer großen Reiche, 
oder des Fauſtrechts und der rohen Feubalbespotie und 
Anarchie, die des theofratifhen in der Hierarchie des Mit- 
telalters, bie des Vernunftrechts in der neueren Zeit (Bd. IV, 
292). Bei anderen Völkern mies ich fie anderwärts nah. (Reste 
Gründe ©. 270— 590.) Sie ift die Quelle und der Erklaͤrungs⸗ 
grund aller Erfcheinungen des Staatslebend. Für die roͤmiſche 
Staats- und Rechtsgeſchichte fhildert fie Eurz, aber treffend in feiner 
Darftellung des Bildungsganges des römifchen Rechts der große Taci—⸗ 
tus, diefer tiefblidendfte aller Gefchichtfchreiber, der nah Soh. Müls 
ler’8 Ausdrud Alles reducirt, weil er Alles durchſchaut. Die despoti⸗ 
ſche Willkuͤrherrſchaft im Anfange, von welcher fo viele Spuren in’s 
fpätere roͤmiſche Recht hinüberragten, bezeichnet er (Ann. 3,26) mit den 
Worten: „Unter Romulus herrſchte die Willtür (Nobis Romulus, ut 
libitum, imperitaverat).” Bon der theofratifchen Periode, von welcher dafs 
felbe gilt, fagte er: „Hierauf bändigte Numa das Volk durch Aber: 
glauben (Dein Numa *) populum religionibus devinxit).“ Die Bor: 
berrfchaft der vernunfrechtlihen Freiheit aber und den Kampf für fie 
bezeichnen feine Worte: „Servius Tullius (der Stifter der Volks: 
comitien nad Genturien flatt der prieſterlich ariftofratifchen Curien) 
babe die freien und gleihen VBerfaffungsrechte begründet (quibus etiam 
reges optemperarent).”' „Gegen die jegt entflanderien reactionären Um⸗ 
triebe (factiones) des priefterlichen Adels habe zum Schug. der Freiheit 
und Einigung (tuendae libertatis et firmandae concordiae) das Volt 


) Merkiwürdiger Weife wollte Numa, wie Mofes, feine Theokratie 
nur die theofratifhe Uebergangsperiobde bes Volks; und fo, wie Mo— 
fes durch fein Inſtitut der Propheten und Anderes, fo forgte Numa durch 
feine für die fpätere Zeit feines Volks niedergelegte männliche Weisheitslehre. 
As aber die Zeit der Eröffnung kam, fand der ariftoßratifche Senat, der viel 
theofratifchen Aberglauben zur Stüge feiner Macht gebrauchte, daß bie aufges 
Härte (wahrſcheinlich zu Einem Gott zurädführende) Lehre des puthagoräifchen 
Reifen dieſen Aberglauben — oder wie man fagte — bie Staatöreligion ges 
fährde, und — verbramnte fie alsbald. 
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gekämpft und Vieles errungen (mie durch den Auszug auf ben heiligert 
Berg das Veto feiner Tribunen, die plebejifchen Comitien und ben be= 
ſchwornen Grundvertrag, leges sacratas). Endlich aber habe es durch 
die XII Tafeln, nah prüfender Vergleihung fremder Rechte, die 
Vollendung der Worherefhaft des freien und gleihen Rechts 
(finis aequi juris) befeftigt.” 

2) Die Periode des ZJünglingsalters, ober der Vorherr= 
ſchaft des Gefühls und der Phantafie und des auf ihr beruhenden blin= 
den Glaubens an fortdauernde Äußere finnliche Offenbarung des 
göttlihen Willens über alle menfchlihen Verhältniffe, und an die un 
fehlbare priefterliche Auslegung und Handhabung bdiefer Offenbarung. 
Für die gefellfchaftlihen Werhältniffe entfleht unter der Vorherrſchaft 
folhen blinden Glaubens das theofratifche oder göttlih geof— 
fenbarte Rechts: und Verfaffungsgefeg, die Zeit der Leitung 
der gefellfchaftlihen WVerhältniffe durch die fortdauernde äußere Offenba- 
rung, durch ihre Orakel, Gottesurtheile, Augurien und Propheten, durch 
infpirirte unfehlbare Statthalter und Priefter. So z. B. bei den In—⸗ 
diern nad) den Gefegen des Menu, bei den Perfern nad) den Gefegen 
bes Zoroafter, bei ben Hebräern unter Mofes, bei den Gries 
hen im heroifchen Zeitalter und, wie ſchon erwähnt, ‚bei den Römern 
unter Numa, bei den Germanen in der Hierarchie des Mittelalterd. 

Auch die Vorherrſchaft diefes Gefeges ift in der naturgefeglihen 
und hiftorifhen Entwidelung der mittleren Zeit de Lebens ber Ein- 
zelnen und der Völker begründet, Bei der nur allmäligen Reife 
der Organe und Fähigkeiten für das Höhere ift e8 natürlich, daß zwi— 
ſchen den Perioden der vorherrſchenden Sinnlichkeit und der Herrfchaft 
des rein Geiftigen in einer mittleren Zeit Sinnliched mit dem Bei: 
ftigen ſich mifche, dieſes in noch finnlichen Hüllen erfcheine. Immer 
mehr reift jest, nach Befriedigung der dringendften niederen Bedürfniffe. 
und bei höherer Ausbildung der edleren natürlichen und Fünftlihen Dr: 
gane und Fähigkeiten, ber heranwachfende Menſch und das Volk einer 
höheren Beftimmung entgegen. Früher allein auf das Srdifche und Sinnliche 
gerichtet, wenden fie. allmälig, durch glüdliche, Anregung und Mittheilung 
beftimmt, den Blid nah Oben. Immer heller fallen die Strahlen bes 
göttlichen Lichts in ihre empfängliche Bruft, bis endlich die Gottheit mit 
lebendigem Glauben ihr ganzes Wefen ergreift und fi) unterorbnet. Aber 
ber noch fo eben im Sinnlichen verlorene Menſch und die Organe und 
Kräfte feines geiftigen Lebens find noch zu ſchwach und ungeübt, um 
Sinnlihes und Geiftiges völlig zu fondern, um das Göttliche rein gei- 
fig und in feinem eigenen Innern, in feiner Vernunft, zu erfaffen. Se 
ſchwaͤcher er aber ſich felbft erkennt, defto tiefer fühlt er feine Abhän- 
gigkeit von der geoffenbarten Gottheit. Er thut Leinen Schritt, ohne 
überall ihr nahes Walten, ihr wundervolles Wirken zu ahnen, zu be: 
laufhen. Innig ſchmiegt er fih an fie an, fucht ihren Beifall, fürchtet‘ 
ihren Zom und huldigt ihrem Willen als feinem hoͤchſten umfaffenden 
Lebensgefeg. Aber wie ihm von Außen bie Gottheit entgegenfam, fo 
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foht er fie auch nur von Außen. Vernunft und Gemiffen find ihm 
noch nicht ihre Dolmetfher. Die Gottheit muß ibm ſinnlich ſpre— 
den, fih offenbaren. Wundervolle Erfcheinungen, der Mund der 
Drakel und die Priefterfhaft thun den göttlihen Willen fund und Iei: 
ten fein Leben. Recht kann jegt nur fein, was diefem ftets neu ſich 
äugerlih offenbarenden göttlihden Willen gemäß ift. 
Snnered und Aeußeres, Frömmigkeit oder Glaube und Tugend, beide 
und mweltliches Recht, Erkennen und Glauben, verfchmelzen ſich daher, 
mie fie e8 3. B. bei den Hebräern gänzlich fogar in der Sprache tha— 
ten. Der innerfte Glaube ift Gerechtigkeit, und Unglaube, heut zu 
Zuge bürgerlich völlig vorwurfslos, ift höchftes weltliches Staatsverbres 
hen, fo wie die nur dußerlihe Handlung und Reinigung gottesdienftlicy 
und ftomm ift*). Dur die befchränkte finnlihe Auffafjung befommt 
die Gottheit finnliche Geftaltung, wird gewöhnlich auch Nationalgott— 
beit, den Staat regierender König. An ihren finnlichen, oft fünftlerifchen 
"und poetifchen, der Vorherrfchaft von Phantafie und Gefühl nährenden 
Cultus, an ihre Orakel und Altäre, ihre Tempel und Fefte knuͤpft fich, 
wie in ben theofratifhen Zeiten der Hebräer, Phönicier, Gries 
ben, Lateiner, das Gefellfhaftsband. Bei der Vorherrfchaft des 
Höheren aber und feiner durchgehenden Verſchmelzung mit Sinnlichem 
führt jegt felbft die Befriedigung finnlicher- Triebe und Bedürfniffe ſtets 
den Menfchen auf Gott zurüd. Alle Gaben empfängt er aus der 
Hand eines Gottes und denkt feiner bei deren Genuffe, zieht die Götter 
zu feinem Mahle nieder, bereitet ihnen felbft Freude und „ſuͤßen Ge: 
auf” durch ihre Opfer, opfert felbft nod mit finnlicher Liebe einer 
Gottheit. 

Das Grund: ober Verfaffungs:, das Vereinigung: 
gefes der Gefellfhaft ift jegt der dußerich geoffenbarte, 
priefterlih ausgelegte göttlihe Wille und der blinde 
Glaube an benfelben; Endzweck des Staats ift Erfüllung diefes 
Willens und dadurch Gnade, Wohlgefallen für die Gläubi:- 
gen und das Volk, Erfüllung der göttlihen Verheißun— 
gen näherer Vereinigung mit ihr, göttliher Segen und 
Seligkeit. 

Diefes Grundgefeg anerkennt und verbürgt den Unterthanen Pri: 
vatfreiheit, eine geachtete Perfönlichkeit. Als göttliches Geſetz ift es 
nie ganz von der Willkür der Regierenden, der Priefter und Mädhti: 
gen abhängig, und das Gefeg und der Staat find zum Beften der 
Gläubigen, der Kinder und Ebenbilder Gottes gegeben. 
Sie werden von ihnen um ihrer felbft millen zur Erreichung ber 
göttlichen Verheißungen mit freier Liebe erfüllt. Nur bleiben fie, obs 
wohl frei, boch unter VBormundfchaft ſtehende Unmündige, 
haben nicht einmal Glaubensfreiheit, noch weniger politifche 





9 S. z.B. 2 Moſ. 9, 27. 2 Sam. 8, 15. Jeſ. 8, 10. Pſalm 68, 4. 
85, 11. 145, 17. 
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Freiheit zur Mitbeflimmung der öffentlichen Angelegenheiten, meber 
Mitbeftimmung der Verfaffung und Gonftitution, noch republicas 
nifhe zur Mitregierung der gemeinſchaftlichen Verhältniffe. Alles dies 
fe8 geht von Gott und von deffen Stellvertretern, von den Vormuͤn— 
dern aus. Auch find die "als heilig anerkannten und gefchüsten Ei» 
genthumsrechte der Gläubigen, wie alles Uebrige gottesdienftlich beftimmt, 
ein Lehenbefig Gottes und der Kirche, dem Oberlehnsheren zehntpflich- 
tig (zunächft für die sacra privata und publica, in Indien namentlidy 
auch für die Zodtenopfer dienftbar). 

Die theofratifche Stantsverfaffung wird am Meiften überfehen und 
verfannt und bald viel zu ungünftig, bald zu günftig beurtbeilt. Friſch 
und fchön ift allerdings das Zünglingsalter mit feinen natürlichen Er— 
fheinungen. Wohlthätig ift, als Baͤndigerin rohen Fauftrechts (auch 
Tacitus fagte in diefem Sinne: Numa populum religionibus devin- 
xit), eine begeifterte Theokratie. Sie bildet eine an fich untabelige, 
weil unvermeidliche und heilfame Webergangsperiode. Auch hat 
in der Theofratie die Höhere Richtung das Uebergewidt. Die 
theofratifche Priefterherrfchaft bedarf diefer Richtung auf das Höhere und 
Göttlihe im Volke, weil fie als Sklaven bes Lafterd von Gott und 
von ihr fi) abwenden würden. Und auch Priefter und Propheten im 
theofratifhen Zeitalter find nicht nothwendig kalte oder vollends 
fetbftfüchtige Täufer, fondern gewiß häufig ebenfalls von ihrer Zeit 
und deren Bebürfniß ergriffen und beherrfcht. Aber noch höher als das 
Sünglingsleben fteht doch friſch Eräftiges gereiftes Mannesalter. Das 
Unvolllommene, blos Mittlere der Juͤnglings- und theofratifhen Pe: 
riode ift überall fichtbar, freilich nicht für unfere Schwärmer des Mit: 
telalter8 und der Reaction zum göttlihen Recht. Das Höhere ift bier 
überall nody gar ſehr mit dem Sinnlihen und Niederen verfhmolzen 
und vermifht, 3. B. im finnlichen Cultus, in der zugleich moraliſch⸗ 
religiöfen und finnlichen Reinigkeit und Verunreinigung, in der höheren 
Gefchlechtsliebe des Juͤnglings, wie in der Liebe im Ritterthum und im 
der jugendlihen Schwärmerei der Kreugzüge.. In dem Weſen ber 
mittleren Entwidelungsperiode aber und in dem unvermeiblichen Uns 
tergang der Vorherrfchaft der Phantafie und des Gefühle und des dar- 
auf beruhenden blinden, vielfach abergläubifhen Glaubens deuten bie 
Natur, die Gefchichte und Vernunft auf den Uebergang in die Periode 
männlicher Bernunftherrfchaft, fo bald nur dazu die Reife naht. Mit: 
leid dem Zhoren, der im Mannesalter wie ein Süngling leben und 
ſchwaͤrmen mag, und Abfcheu dem Frevler, der die Entmwidelung ber 
Völker nicht blos hemmen, fondern verfrüppeln will, indem er zur 
Mündigkeit herangewachſenen Männern und Völkern den Fortfchritt und 
die Rechte und Mittel hoher Cultur rauben, ihnen Unmündigfeit unb 
ihre priefterliche oder weltliche abfolutiftifche, ftuartifche und bourbonifche, 
leider zum Zheil auch deutſche Bevormundung durch Snquifitionss und 
Polizeidespotie aufzuzwingen ſucht. So führt man Zuftände herbei, die 
nicht etwa blos alles Heil und alle Würde des Mannesalters, nein 
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alles Schöne der natürlichen theofratifchen Gulturperiode entbehren. 
Man zerftört nur und führt uns durch unnatürlihe Hemmungen ent: 
meder der Erneuerung augpärtiger Schmad oder ftuartifchen Revolutio⸗ 
nen entgegen. | 

3) Die Periode der Reife, des Mannesalters. Die 
böhfte, vernunftrehtlidhe freiheitlihe Eulturftufe, das 
praftifhe Geſetz und der Redhtsftaat. Es iſt diefes die Zeit 
der Vorherrfchaft der reflectirenden prüfenden fittlihen Wernunft und 
ihrer Gefege, oder auch des Goͤttlichen in vernünftig geprüfter rein geis 
figer Auffaffung und unter Leitung ber felbftftändigen Seelenkraft. 
Für das gefellfchaftliche Leben ift dieſes die Zeit des fittlidy ver— 
nünftigen freien Rechtsgeſetzes, des Rechtsſtaates und 
der freien Berfaffung. Es ift die Zeit der von der vernünftigen 
Ueberzeugung der felbftitändigen Gefellfchaftsglieder anerkannten oder con⸗ 
fentirten freien und gleichen Gefellfchaftsgefege, wie in den befjeren Zei: 
ten des claffifhen Alterthums und in ben heutigen freien - germanifchen 
Staaten. — 

Auch die Bildung des vernunftrechtlichen Geſetzes und Geſellſchafts⸗ 
verhältniffes begründet ſchon die gefunde naturgefeglihe gefchichtliche Les 
bensentwidelung der Menfhen und Voͤlker. Immer mehr reifen in 
derſelben allmälig die natürlichen und Lünftlichen Organe und Fähig- 
keiten des höheren Menſchenlebens. Immer mehr verfchwindet mit dem 
Sünglingsalter, zum Theile felbft durch Entwidelung derjenigen Kräfte 
bes höheren Menfchenlebens, welche die Theofratie zu ihrem Dienfte erzog 
und benuste, die Vorherrfchaft des warmen Gefühle und der fchaffenden 
Phantafie. Kältere Reflerion tritt an ihre Stelle, logifhes Denken und 
Prüfen. Der herangewachſene Menſch ift jetzt endlich fähig, Sinnliches 
und Geiftiges rein zu fcheiden und das Geiftiger geiftig in feiner eigenen 
Bernunft zu erfaffen und zu geftalten. Verſchiedene Anfichten und Ne: 
Iigionsvorftellungen werden ihm befannt. Mit prüfendem Auge ers 
forfht er jegt Alles, fo auch feine Götter, ihre Drakel und Propheten, 
und bald fieht er Ittthum oder Zäufhung der eigenen Phantafie oder 
anderer Menfhen. Indem er, reflectirend auf fein eigenes 
Innere, ſich felbft, die Natur und die angefchauten Götter trennt 
und vergleicht, erkennt er, daß, tie er auch in ber Äußeren Natur 
überall die Spur des ewigen Geiftes ahnen mag, ibm fidhere befriedi= 
gende Erkenntniß und Mittheilung aus ihre nicht mehr komme. Er er: 
führe nicht mehr wundervolle Einmwirfung und Leitung feiner Schidfale 
duch die Gottheit. Was früher fo erfchien, zeigt ſich mehr und mehr 
als Taͤuſchung der Menfchen oder ald ewig unveränderliches Gefeg des 
As. Aber auch die ganze aͤußerlich geoffenbarte Lehre verliert fo ihre 
Bürgfhaft. Won hundert verfchiedenen miderfprechenden Erfahrungen 
erklärt jedes Volk die feinige für die allein göttlihe, alle andere für 
Menfhentrug und Irrthum. Iſt unfer Glaube fhon darum der rich 
tige und untrüglicye, weil wir zufällig als Chriften, nicht als Muba: 
medaner, als Katholiken, nicht als Proteflanten geboren worden? Sit 
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nicht jedenfalls auch unfere Offenbarung das, mas wir früher in In⸗ 
halt und Form für untrüglic und rein göttlid hielten, von Menfchen 
menfhlih ſchwach und unvolllommen mit unvolllommenen Mitteln 
aufgefaßt und mitgetheilt und fo, wie 3. B. die weltliche Oberherrfchaft 
der Päpfte und die Kegergerichte jegt durch viele, zum Theil anerkannte 
und verworfene, früher aber Jahrhunderte lang ebenfalls für göttlich gehal— 
tene Mifverftändniffe und Menfchenfagungen verunreinigt und verfälfcht 
worden. Was ift noch wirklich göttliche und reine Wahrheit in denfel: 
ben, und mie follen wir fie erkennen, wie richtig zwiſchen den verfchies 
denen Kirchen und Philofophieen entfcheiden und auswählen? So fi 
felbft und feinen quälenden Zweifeln überlaffen, führt die Reflerion den 
Menfchen immer tiefer in fih ſelbſt zurüd, bis ihm endlich mit 
Sicherheit die Stimme der Gottheit in Vernunft und Gemwiffen er: 
wacht, vernehmbar, mie einft aus dem Munde der Orakel, der Pro: 
pheten und feiner übrigen Vormuͤnder, und ihm entfcheidend auch über 
die Göttlichkeit und Wahrheit, wie über die Auslegung und Anwen 
dung aller von Außen mitgetheilten Lehren und Dffenbarungen. 

Diefe innere eigene Vernunft, felbftgeprüfte freie ei— 
gene Ueberzeugung ift ibm jegt legte fouveräne Gefep: 
gebung und Richterin feines Fürwahrhaltene und Thuns. Sie ift 
es auch Über das, was er vielleicht ohne aͤußere Hülfe der Offenbarung 
nicht erkannt hätte. Recht ift jest nur, mas fie gebietet, und ein 
Glaube ohne ihre Billigung wird Aberglaube, eine Unterwerfung unter 
fremdes, nicht felbft frei al8 wahr anerkanntes religisfes und praftifches 
Gefeg und Gericht Verbrehen und Sklaverei. So kann denn jegt, bei 
dem ewig verfhiedenen und unvollflommenen Stand— 
und Anfangspunct der Individuen in Auffaffung des 
Göttlihen, oder ber überfinnlihen metaphyſiſchen und 
praftifhen Wahrheiten unter biefen verfchiedenen Individuen, 
es kann nad diefem hoͤchſten Gefege der fittlihen Achtung 
und ber Behauptung eigener und fremder perfönlicher 
göttliher Würde, Freiheit und GSelbfigefeggebung ein 
gemeinfhafflihes außeres Gefeg und Redt für gemein: 
fhaftlihe Rehtsverhältniffe nur durch freie gegenfeitig 
anerkannte oder vertragsmäßige Rechts- und Staats: 
vereinbarungen aller felbfiftändigen Freien zu Stande 
tommen. Bier alfo erhält die oben I, 2 und 3 bezeichnete objective 
biftorifch = philofophifche analytiſche Entwidelung der Rechtes 
und Staatsgrundfäge ihre höchfte Sanction. Möge auch bei ung Deut: 
ſchen endlidy fo viel Achtung der Freiheit und fo viel gefunder prafti= 
ſcher Sinn lebendig werden, daß unfere Regierungsleute und Rechts— 
und Staatslehrer den Uebermuth fahren laffen, für freie Männer aus 
ihrem zufälligen und individuellen fubjectiven philofophifchen Princip die 
äwßerlih gültigen Gefellfhaftsgefege ableiten zu wollen! 
Möge ihnen endlih die Vernunft ihres Volkes und bie aller 
freien Völker auch etwas gelten! Dann würden fie in Beziehung 


» 


Staatöverfaffung. 35 


auf die Rechts⸗ und Staatsgrundfäßge die uralte freie Autonomie aller 
Fteien ahten. Sie mwürben anerkennen, was alle freien Gefellfchafs 
tm und Völker ſtets anerkannten, bad, was Plinius von den Mb 
mern fagt: „in quocungue civium summum esse voluerunt“, und das, 
was Ariftoreles lehrt, daß es nur unter Freien und Gleichen, die 
ſeldſt iht Gefellfchaftsverhältnig und in demſelben ſich mechfelfeitig bes 
fimmen, und zur Erreihung ihres eigenen hoͤchſten Lebenszwedes 
frei oder vertragsmäßig vereinigt find, ein wahres Rechts- und Staats: 
verhältniß und eine Staatslehre gebe *). Die Sprache trennt nun: 
mehr Glauben und Zugend, wie Zugend und Gerechtigkeit. 

Das BVerfaffungs: und Vereinigungs=- oder Grund— 
gefeg aber befteht jest in dem gemeinfhaftlid frei aner— 
fannten fittlihen Friedens: und Hülfs- oder Rechts— 
und Staatsgefeg. Endzweck des Staates ift jest: die Erhaltung 
des objectiven Rechtsgeſetzes und die Verwirklichung der menſch— 
lichen Beftimmung innerhalb des Rechtsgeſetzes, und durch fie der Glüd: 
feligkeit Aller. Er befteht in dem Gefammt: oder Staatswohl in die: 
fem Sinne (f. „Gefammtmwohl‘), in der salus omnium nad) dem con- 
sensus omnium, in der utilitatis communio mit dem juris consensus 
nah Cicero, dem bonum mit dem aequam nad der Sprache ber 
daffifhen römifhen Jurisprudenz (f. oben Bd. I. und mein Spftem, 
50— 104). 

Diefes Gefeg anerkennt oder verbürgt den Bürgern als freien 
ſelbſtſtaͤndigen Theilnehmern an ihm felbft, wie an dem freien Gemein 
weſen natürlih alle Freiheit: 1) die Privatfreiheit oder die der 
Perfönlichkeit mit ihren geiftigen Beftandtbeilen: Glaubens: und Denk: 
(alfo auch Lefe:, Sprech: und Preß:)freiheit, mit ihrem unmittelbarften 
Inhalt, der Selbftgefeßgebung über das eigene Lebensverhältniß, alfo 
auch über die Theilnahme an diefer oder jener Gefellfchafte: oder Rechts: 
und Staatseinrichtung, fo wie mit ihrer leiblichen Grundlage, dem freien 
Eigenthums: und Verkehrsrechte; 2) die politifche, und zwar a) Ver: 
faffungs: und conftitutionelle Freiheit oder die Mitbefiimmung 
der grundgefeglihen WVerhältniffe, und menigftens als natürliden 
und fihernden Ausfluß von beiben auch b) die republicanifche Frei: 
beit oder die der Mitwirkung bei der Regierung bes freien Gemein: 
weſens. 

II. Fortſetzung. Weitere naturgeſetzliche und geſchicht— 
liche Erſcheinungen und logiſche Folgerungen der drei 
Verfaſſungen, oder die Wechſelwirkung derſelben mit 
dem ganzen Geſellſchaftszuſtand. — Die Vorherrſchaft eines 
jeden der drei Grundgeſetze hat zur Grundlage ihrer Exiſtenz und 
Wirkſamkeit eine beſondere Lebenskraft, ein befonderes Princip. 


#) Polit. I, 7. 12. 25. III, 9. VT, 13. Eth. V, 568. het. I, 1. 2. und 
mtine legten Gründe ©. 436. 445. ©. au unten „Staatswiffen« 
daft.‘ g* 
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(S. oben Bb. VI, 726.) Sie befteht in dem Webergemwichte beftimmter 
Triebe und Lebensrichtungen in den Bürgern, menigftens in der das 
- Staatsfhicdfal beftimmenden Mehrheit derſelben, durch welches die 
Herrſchaft des Grundgefeges entfteht. Für die Despotie ift Selbſt— 
ſucht die Lebenskraft oder das Uebergewicht der Sinnlihfeit unb 

Selbſtſucht, und der durch fie, und namentlich auch durch Furcht beftimm: 
ten ſtlaviſchen Unterwürfigkeit unter die Macht. Für die Theokra— 

tie befteht fie.in blindem Glauben oder in der Vorhberrfchaft des 
Gefühle und der Phantafie und des darauf gegründeten blindgläubigen 
Hingebens an bie beflimmte fortdauernde dufere göttliche Dffenbarung 
und an ihre priefterlicye Statthalterſchaft, des wichtigen Unterordnens 
unter ihre Geſetze. Für den Rechtsſtaat endlich beſteht fie in 
Recht sacht ung oder in bem Uebergewicht des Gemwiffens ober der pruͤ— 
fenden fittlidhen Vernunft und der auf ihr beruhenden fittlihen Achtung 
der eigenen und fremden freien und gleich heiligen fittlichen Perſoͤnlich— 
keit und Beflimmung. 

Alle Lebensthätigkeit geht aus von Trieben, höheren oder niederen. 
Diefe müffen in der Art in der Natur der Bürger vorhanden fein und 
vorherrfchen, wie fie zur Erfüllung des beftimmten Grundgefeßes antreis 
ben. Hierauf vor Allem muß jede Regierung denken, die wirklich Eräf: 
tig und dauernd herrſchen will. . Jene angegebenen dreifachen vorherr: 
ſchenden Zuftände nun begründen die hinlänglichen Triebe für die ent: 
fprechenden dreifahen Grundgefege. Sie alfo, jene Principien 
müffen in der Natur der Menfchen oder Völker Ieben oder über: 
wiegen, wenn bie bespotifchen, theofratifhen oder vernunftrechtlichen 
Gefege und Regierungen beftehen follen. Ueberwiegen fie, fo ift bie 
Erfüllung der Gefege gewiß. In diefem Sinne gilt die tiefe Staats: 
weisheit der Alten, des Thucvdides und Salluft: „Ueber alle 
Geſetze fiegt die Natur” und: „Die Kräfte, welche me Herrſchaft grüns 
deten, müffen fie erhalten.‘ 

Jen⸗ Principien und ihre Vorhertſchaft in der Rate ber Men: 
fchen widerftreiten fi aber, fo wie die drei allein möglidyen Grundge: 
ſetze ſelbſt. Die Herrſchaft finnlicher Selbftfucht bekämpft alle aufs 
opfernde Unterordnung unter das Göttlihe, blinder Glaube die reflec- 
tirende, frei prüfende Vernunft und umgekehrt. Das Leben der Völker 
und Staaten dagegen ftrebt unvermeidlich nach möglichfter Harmonie 
mit ſich felbft und ihrer Außenwelt, weil fie nur in Harmonie Befrie: 
digung, Gefundheit und Kraft finden. So ift es denn erklärlih, daß 
wir überall fehen, daß jene dreifahen Grundgefege und Principien eben 
fo das ganze Staatsleben möglichft nach ſich zu verändern, ſich zu affie 
militen und mwenigftens ſich unterzuordnen, fich dienitbar zu machen fus 
hen, fo mie ihre Vorherrſchaft felbft wieder durch die ihnen günftigen 
Berhältniffe und Zuftände veranlaßt und begründet werden. Nicht 
blofe Theorieen, Örundfäge und äußere Buchſtabengeſetze 
vegieren das Leben. Grundverhältniffe und Grundfräfte er 
zeugen und bedingen ihre Herrſchaft. 
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So ftehen denn faft alle, zunädft aber bie wichtigften Ver: 
hältniffe und Einrichtungen der Völker mit einer ber drei Verfaffungs- 
aefege bewußt oder unbemuft in einer fich gegenfeitig begünftigenden und 
befördernden Wechfelmirfung mit einem diefer Gefege, mit den beiden ans 
deren aber in einem Vernichtungs- oder mwenigftens in einem Herrſchafts⸗ 
fampfe. So ift es vor Allem: 

4) mit den drei Principien oder Lebensfräften ber 
Geſetze ſelbſt. Jedes diefer drei Principien fteht mit feinem Grund⸗ 
gefeg in umterflügender MWechfelwirfung, dagegen im Kriege mit ber 
Borberrfchaft der beiden anderen Principien. a) Das Princip der 
Despotie bezeichnet Montesquieu ald Furcht. Und allerdings ift 
fie der ſtaͤrkſte ausreichendfte Hebel, welcher die Regierung in Bewegung 
fest, um die Sklaven an ihren Dienft zu Fetten, denn diefer kann bei 
vielem Sklaven weniger in ftets neuer Austheilung ſinnlicher Genußmittel 
und Belohnungen, als im Gebrauch der Furchtmittel beftehen. Auch müffen 
ja, wie mit Ariftoteles (Pol. 3, 6) Cicero (Offic. 2, 7) fagt, 
die, welche durch Furcht herrfchen, ftets auch ſelbſt fürchten, und zwar um 
fo mebr, je mehr fie finnlihe Willkür als höchftes Gefeg anerkennen 
und binftellen; und Furcht beftimmt daher die meiften Regierungshands 
lungen der Tyrannen. Die eigentliche legte Grundlage der Despotie 
und die der Furcht felbft aber ift doch die Vorherrfchaft der Sinnlichkeit 
und Selbſtſucht. Sie muß der Despot erhalten; denn, mie ein gro= 
fer Gefchichtfchreiber fagt: „Das fchredliche Geheimniß des Despotismus 
„At es, es dahin zu bringen, daß Seder nur feinen eigenen Vor— 
„tbeil ſehe und Niemand an bie allgemeine Sache bene.” 
Daß für feine Zeiten Eeine Sittenzucht mehr paffe, dieſes verftand ber 
Meifter des Despotismus, Tiber, mie der tiefe Kenner von beiden, 
Zacitus (Ann, 2, 35. 4, 32). Und nur die, welche fih avilirt 
hatten, waren — fo meit führt alsbald die unwibderftehlihe Fol: 
gerichtigkeit und das hormonifirende Princip im bdespotifchen 
Drganismus — für Napoleon’s Plane tauglihe Werkzeuge. Unter 
den Liederlichen hatte die Freiheit nie ihre treuen Apoftel. Wahre Zu: 
gend, Sitte und Ehre, wahrer Gemeingeift, catonifche Freiheitsliebe 
und Zodesverahtung müffen begreiflih den Despoten zittern machen. 
Eie find feine gefügigen willigen Werkzeuge für feine Eigenfuht und 
Willkuͤr, für fein Delatoren und Spionene, für fein geheimes Polizeis 
ſoſtem, für feine Angriffe auf Ehre und rechtliche Freiheit und auf die 
Verfaffung des Vaterlandes. Sie und eben fo Medlichkeit und Vers 
trauen, Treue und Glauben beftehen nicht in dieſem liftigen und 
ſchmutzigen allgemeinen Kriegsfpfteme des Eigennutzes. Kurz, überall 
muß der Despot im Gegenfage mit den theofratifchen und vernunft- 
tehhtlihen Grundgefegen und Principien aus Eluger und unbemußter 
Gonfequenz die Vorherrſchaft von Sinnlichkeit und Selbftfucht und finns 
licher Furcht in feinen Sklaven eben fo nähren, mie fie feine Herrfchaft 
begründeten. Er muß eben deshalb auch alle wahre felbftftändige Kraft 
des religiöfen Glaubens und der Priefter, wie die ber fittlihen Tugend, 
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Achtung und Ehre untergraben, und auch, was von ihnen übrig ift, fich 
anpaffen und zum bienftbaren Werkzeug unterordnen. So madıt er 
fih, wie die Imperatoren Noms, felbit zum Oberpriefter oder gar zu 
Gott und fuhrt, fo wie Napoleon und andere Despoten, bie her= 
abgewürdigte und weltlich gemachte Religion und religiöfe Moral, die 
Priefterfhaft und Kirche, auch noch zu Gunften des Despotismus 
und der Entwürdigung der Menfchheit zu verfaͤlſchen *). Auch ander= 
waͤrts lohnt und liebt man es, menn die Geiftlihen und SHofbifchöfe 
alle Lehre des Chriftenthums zu Gunften der Freiheit unterdrüden und 
e8 nach einzelnen Sägen, wie dem: „Seid unterthan der Obrigkeit I" 
zu einem Syſteme des blinden Gehorfams und der Knechtſchaft um= 
fälfhen. So muß ferner der Abfolutismus zuerft die Beamten und, 
fo weit nöthig, die übrigen Bürger zu unfittlichen beftechlichen feigen 
MWerkzeugen aviliren, coreumpiren. Er muß bewußt und unmillfürlich 
ferbftifchen finnlihen Genuß, den Materialismus und die Unterdruͤckung 
wahrer mutbiger Männlichkeit und Ehre begünftigen. Nicht minder 
muß die freie Mahrheit und ihre Prüfung und Mittheilung verfiums 
men. Sn eitle hochmuͤthige Zeichen der Sklaverei und in das 
Streben nad ihnen wird die wahre Ehre und Freiheitsliebe umgemünzt, 
in lügnerifche unterdrüdende Genfur und in Hoffchmeidjelei die freie 
Wahrheit verkehrt. Selbft die edelfte Kraft des Nechtsftaates, die Freis 
heits- und Waterlandsliebe, muß in huͤndiſche, Enechtifche und gösendies 
nerifche Unterwürfigkeit und Anhänglicykeit auch gegen die armfeligften 
nichtsmwürdigften Perfonen der Herrfcher, der Herrfcherfamilie und der 
Minifter umgewandelt werden. b) Dagegen aber muß umgekehrt der 
blinde Glaube, e8 muß bie theofratifche priefterlihe Gewalt bewußt 
und unbemwußt einer von weltliher Macht unabhängigen, ja ihre und 
finnliher Furcht und felbftfüchtiger Hingebung an fie nöthigenfalls trotz⸗ 
bietenden, todesverachtenden fchmärmerifchen blinden Glauben auf alle 
Meife eben fo fördern, wie fie nur durch ihn begründet wurden. Vor—⸗ 
herrſchaft rein egoiftifcher Sinnlichkeit und Feigheit müffen fie eben fo 
befämpfen als freie vernünftige Prüfung und Aufklärung und auf fie 
gegründete perfönliche und politifche Ueberzeugung und Freiheit. 





*) Der Katechismus des frangdöfifhen Reihs von 1806 entbält 
im Art. 7, als Theile des vierten Gebots: „Wir find insbefondere Napo = 
leon I., unferem Kaifer, Liebe, Ehrfurcht, Gehorſam, Treue, den Kriegsdienft 
und alle Abgaben fchuldig, welde zur Erhaltung des Reiche und feines Thro— 
nes angeordnet werden. Außerdem find wir ihm noch, eifriges Gebet für fein 
Heil fhuldig. Gott hat ihn zu unferem Oberhaupt gefegt und zum Diener ſei— 
ner Macht und zu feinem Bild auf Erden aufgeftellt. Wenn wir 
alfo uniern Kaifer ehren und ibm dienen, fo dienen wir Gott ſelbſt“ — 
„Die die Pflichten gegen den Kaifer erfüllen, find treue Nachfolger der Lehre 
bes Apoftels Paulus. Widerftehen fie aber der Anordnung, die Gott felbft 
gemacht bat, fo machen fie fih der ewigen Berdammniß fchulbig. 
Wir Iefen in der heiligen Schrift, daß Gott durch eine Verfügung feines hoͤch⸗ 
ſten Willens und feine Vorfehung die Reiche nicht nur Einer Perfon, fondern 
auch feiner Familie ertheilt hat’ u. f. w. u. f. w. (©. dagegen oben 
„Shriftenthum.“) 
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e) Der auf ber legteren beruhende Recht s ſtaat dagegen und 
feine Regierung muß fie auch wieder fördern und jene bespotifchen und 
theofratifhen Principien als ihnen feindfelige und grundverderbliche Rich: 
tungen befümpfen. So mie aber überhaupt eine durch die Entwide: 
lungsftufe natürlicy berbeigeführte Despotie und Theokratie ungleich 
weniger nadıtheilig erfcheint, als eine der Entwidelungsftufe widerſpre— 
hend eingeführte und feftgehaltene, fo ift aud bier jener Kampf gegen 
dies höhere und für das niedere Princip ungleich verwerflicher und vers 
derbliher. Als die unvollfommene Entwidelungsfiufe die theofratifche 
Priefterberrfhaft im Mittelalter von felbft hervorrief, konnten die Päpfte 
die Gultur noch unterflügen. Als die zur Selbftftändigkeit erwachte 
Menſchheit gewaltfam in priefterliher Dbervormundfchaft zurüdgehalten 
werden follte, mußten Inquiſition und Kegergericht und Verfolgung der 
Euftur wüthen, um den blinden Glauben zu erhalten. (©. oben Bb. IV, 
©. 318.) Gerade fo ift es mit den raffinirteren unfittlicheren Mitteln 
der Wahrheitsunterdrüdung und Verfälihung der geheimen Inquiſitions⸗ 
und Polizeigewalt und der Gorruption, welche dem Abfolutismus für 
eine nicht der Culturſtufe entfprechende Bevormundung und abfolutiftifche 
bespotifche Derrfchaft unvermeidlich find. Ä 

2) Auf die verschiedenen Principien, um ihre Vorherrſchaft zu er: 
halten und zu Eräftigen, und um fie zu Gunften der Gefege und ber 
Regierung in Bewegung zu fegen, wirkt feine Staatseinrihtung un: 
mittelbarer als Lohn und Strafe. Daher müffen fie, es muß. das 
ganze Strafreht und der Strafprocef grundverfchieden wer— 
den, je nad den verfchiedenen Staatsverfaffungen. - Jede befondere Les 
bensthätigkeit ndämlih, da fie ausgeht von beflimmten Lebenstrieben, 
bört auf oder nimmt abweichende Richtungen an, fobald diefe Triebe 
nice mehr ihre Befriedigung finden, und diefe Befriedi— 
gung ift ihr Lohnz er nährt und befeftigt fie. Und Fein Leben 
und feine Lebensthätigkeit befteht, wenn die ihnen miderfprechenden 
fhädlihen, im weiteren Sinne verbrederifhen Lebenstriebe und 
Lebensthätigkeiten und deren Befriedigung nicht aufgehoben wird — — 
und diefe Aufhebung ift ihre Strafe. Werdienft und Lohn 
find Mehrung des Princips; WBergehen ift Minderung und Strafe 
M Wiederberfiellung deffelben. Bier liegt der tiefere Sinn 
von den Worten Solon’s, daß man an Lohn und Strafe den guten 
Staat erkenne. Sie nämlich wirken am Unmittelbarften auf feine Les 
benskraft und werden felbft unmittelbar dadurch beſtimmt. a) In ber 
Despotie nun find die verdienftlichen Triebe und Zhätigkeiten, die der 
berefhenden Gewalt und dem Princip ihrer Herrfhaft, der Sinnlidy: 
keit und Furcht, zundchft in ihrer Beziehung auf den despotifchen Wil⸗ 
Im, fügfamen und dienftbaren. Lohn für fie ift natürlich Befriedi— 
gung und Mehrung der durch ſolche Triebe und Thätigkeiten erfirebten 
finnlichen Genuͤſſe. Er ift hier Befriedigung der Eitelkeit, des Lurus, 
dee Woltuft, der MWeichlichkeit, nicht aber Befriedigung edlen fittlichen 
Serbftgefühls durch blofe achtungsvolle und Achtung erweckende Aners 
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kennung bed Verdienſtes, nicht wahre Ehre. Sie verborrt in dem 
Sandfteppen bes Despotismus, und fie wäre gefährlih. An Gelb und 
n Geldeswerth und an Stellen, um baffelbe zu erpreffen, ertheilten 
—* immer die Despoten die groͤßten Belohnungen. Allgemeiner Lohn 
aber fuͤr ruhiges, dem Despoten ergebenes Leben ſind Ruhe und ruhi— 
ger Genuß ſinnlicher Freuden, Ruhe und Sicherheit, wenigſtens 
— da letztere gegen die Regierung nicht Statt finden kann, — im Vers 
kehre der Bürger unter einander. Ruhe ift das gepriefenfte Gut der Des⸗ 
potie, in welcher nah Ariftoteles (Mhetor. 1, 8) „das erſte Be— 
ſtreben des Herrfchers, dba er durch Furcht herrfcht, Ruhe und Sichere 
heit fein müffen. Sie heißen bier Gerechtigkeit, wie der blinde leidende 
Gehorfam Religion und Zugend. rgend finnlicher Genuß aber muß ben 
Sklaven zum Lohn und zur Erhaltung ihrer Unterwürfigkeit bleiben. 
Sinnlich genießend finde wo moͤglich der legte Sklave auf irgend eine 
Art feine Befriedigung und follte e8 auch nur in Raufchmitteln zur 
Einfchläferung des Gefühle feiner Furcht und feines Elends fein. Vor⸗ 
züglich die Freunde der modernen zahmen Despotie hegen, fo wie dort 
eine den edlen Männerflolz vernidhtende Eitelkeit, fo bier 
die finnlihe wollüftige Genußfudht. Beide entmannen mie 
Hülfe des Polizeidruds und ber Genfurlüge die Völker fo, daß fie für 
wahre Ehre und die männlihen Zugenden der Freiheit immer unfä= 
biger werben. 

Verbrecherifche Thätigkeiten und Triebe find hier diejenigen, welche 
eine Störung des Princips der Sinnlichkeit in ihrer Richtung auf bie 
Befriedigung des Willens des Despoten bemweifen und erzeugen, ober 
die feine Selbftfucht, feine Sicherheit und Ruhe verlegen. Grund und 
Zweck der Strafe ift alfo, da hier bei der allgemeinen Nechtlofigkeie 
auch pofitiv das Princip durch Verletzung, alfo duch Strafe 
gefördert werden darf, Vermehrung der Furcht zur Sicherung mie 
zur Befriedigung ber finnlihen Rachſucht des gefränften Despoten. 
Dazu denn graufame Strafen, im Orient vor den Fenftern des Pala= 
ſtes vollzogen, formlofer meift geheimer Proceß, Zortur und Inquifition, 
Juſtiz- und Kerkermorde. Nur im Rectsftaate haben alle Bürger ein 
heiliges Recht auf Deffentlichkeit der Öffentlichen, oder der gemein= 
fhaftlidhen Angelegenheiten, vor Allem alfo da, wo es für Alle das 
Wichtigſte gilt, der Angriffe auf Ehre und Leben und Freiheit im Nas 
men der Öffentlichen Gerechtigkeit. In der Despotie find alle Skla- 
ven des Fürften. Es gibt bier nichts Deffentlihes. Und es kann in 
der zahmen Despotie, vorzüglid) wenn fie mit dem Heuchelſchein eines 
rechtlichen Zuftandes und wohl gar der Milde das Volk 'täufhen und 
um befjeres zugefichertes Recht bringen will, bequemer fein, fchuldlofe, 
aber verhaßte Gegner und Freiheitsfteunde durch lange Kerkerleiden 
und Snquifitionsqualen, ald auf dem Blurgerüfte zu tödten. Ohnedies 
ift ja in der Despotie Beſtrafung auch der blos verdäcdhtigen und, wie 
im römifchen Majeftätsgefeg und in China, auch der fchuldlofen Vers 
wandten am Plage. Hier alfo find jene pofitiven auf die Vorherr⸗ 
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ſhaft der finnlichen Furcht berechneten finnlihen Abfhredungss 
und Präventionstheorieen von jeher an ihrem Plage. Hier find 
fe auch allein confequent durchführbar, mährend fie im freien Staat 
jur doppelt verberblichen Stümperei werden. In der Despotie müffen 
immer aufs Neue die Sklaven überzeugt werden, mie wohlfeil ihr 
Biut fei, wenn es gilt, ben Despoten zu rächen oder feine Ruhe zw 
fihern. Selbft wahre Wohlthat ift, mie fhon Montesquieu bemerkt, 
bier, wo Alles auf Selbftfuht und Sinnlichkeit ruht, die confequente 
graufame Härte, um die Auflöfung und Rohheit zu bändigen. 

b) Sn der Theofratie find verdienftlich alle Triebe und Thaͤ⸗ 
tigfeiten, welche die fromme gläubige Hingebung und folgfame 
Unterwerfung unter den göttlihen und priefterlihen Willen ausfprechen 
und verftärfen. Sie werden gelohnt, und das Princip auch pofitiv ers 
balten und gemehrt durch das göttliche und priefterlihe Wohlgefallen, 
ihren Ablaß und Segen, überhaupt durch Acte des finnlichen und poetis 
fhen, Phantafie und Gefühl befriedigenden Cultus, endlich durch bie 
Erfüllung ihrer Verheifungen vom himmlifhen Reiche und der Seligs 
keit. Bergebungen find hier bewieſene oder erzeugte Störungen folcher 
frommen gläubigen Hingebung und folgfamen Unterwerfung. Und zwar 
gehört bei der theofratifhen Vermifhung des Inneren und Aeuferen, 
fo wie des Sinnlihen mit Sittlihem und megen des nothwendigen 
blinden Glaubens, morauf hier der ganze Staat ruht, basjenige hiers 
ber, mas bei ung Niemand als Verbrechen zu behandeln audy nur 
denft, bloſe äußere Verunreinigungen, unmillfürlihe und auch blofe 
moralifche Verlegungen und böfe Gedanken, vollends aber jeder Unglaube, 
ber bier Zodesverbrechen, ber Abfall, Kegerei und Hochverrath zugleich 
ft. Diefe Störungen des Princips nun werden hier aufgehoben durch 
Reinigungen, Entfündigungen, Bußen und Opfer aller 
Art, durch fombotifche Andeutungen des ewigen Werths des Guten und 
die Bernichtungsmürdigfeit des Boͤſen. Dazu aber gehört hier, mo das 
Volk ja nicht durch vernünftige Neflerion, fondern durch Phantafie und 
Gefühl geleitet wird, auch die Talion, welche man in der herrfchenden 
Dermifhung der Culturftufen, WVerfaffungen und Principien eben fo 
wie das despotifche Strafrecht verfehrter Meife in den Rechtsſtaat übers 
tragen wollte. Durch diefe Strafen nun müffen die Schuldigen oder 
das Volk, welches bei dem Mangel an der reflecticenden Scheidung des 
Inneren und Aeuferen, durch die Schuld mit verunreinigt find, jeden- 
falls durch's böfe Beifpiel verdorben wird, die verbrecherifch finnliche Luft 
wieder von ſich abthun, fih duch Buße und durch freimilliges Opfer 
des Irdiſchen, durch reuige liebevolle Hinwendung zum Göttlichen wies 
ber mit Gott verföhnen und in das rechte innige Verhältniß fegen. Es 
mus vollends bei großen Verbrechen durch wundervolle rächende Ges 
richte der gefunfene Glaube an Gott, an feine Orakel und Statthalter 
und ihre göttliche Kraft bei den im Srdifchen verlorenen Sündern wies 
der erwedt, Phantafie und Gefühl wieder für den blinden Glauben ges 
feffelt werden. So erfcheinen Überall die theofratifchen Strafen, die in⸗ 
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diſchen, perfifhen und mofaifchen, wie die römifchen und bie des theo- 
kratiſchen Mittelalters, ausgefprochen durch Priefter, Leviten, priefter: 
liche Patricier, Augurien und durch die vermittelft ihrer Einflüffe be— 
ftimmten Richter oder Gottesurtheile, wozu jegt auch der Eid wird. 
Nur fo erkiären ſich diefe fonft unbegreiflichen Erfcheinungen in den Ge: 
fegen, 3. B. jene Beflimmungen altrömifcher Gefege: „Cereri sacer 
esto‘* oder „mecator‘* oder: „arietem endo concione subjieito“* , bie 
Suovetaurilia u. f. mw. *) 

ce) Im Rechtsſtaate find Verdienfte die objectiv erkennbaren, 
der ſittlichen Rechtsachtung angemeffenen, fie fördernden Thaͤtigkeiten 
und Triebe. Ihr Lohn ift auch hier ihre Befriedigung, achtungsvolle 
Anerkennung und Ehre, Gewähr der durch das gemeinfchaftliche Geſetz 
erftrebten rechtlichen Freiheit und Ertheilung der Mittel fittlicher ver: 
nünftiger Wirkfamkeit. Werbrechen find die objectiv erfennbar bewie: 
fenen, das objective Recht fchuldvoll verlegenden Zriebe und Thaͤ— 
tigkeiten. Sie werden bei allen freien Völkern geftraft durch die Ge: 
rechtigkeits- oder bie rehtlihe Genugthuungs: oder Wie: 
derherftellungsftrafe („Poena est noxae vindicta, auaprnuarog 
Lxoioig“) zur Aufhebung der ganzen rechtsverlegenden Schuld, d. h. der 
intellectuellen Störung oder Befhädigung der- Rechtsordnung). 
(Den materiellen Schaden gleicht das Civilteht aus.) Diefe Auf: 
hebung erfolge duch Befferung des WVerbrechers zur Aufhebung feis 
nes bemwiefenen rechtsftörenden Willens, duch Wiederberftellung 
ber duch das böfe Beifpiel oder das Aergerniß und die Rechts— 
verachtung begründeten Störung ber rechtlichen friedlihen Willensftim: 
mung ber übrigen Bürger und des Verletzten **). Auch für das Vers 
führen des Gerichts und das Erfenntniß gelten die Bedingungen ſtren— 
ger objectiver Gerechtigkeit und der Entfernung jedes nicht objectiv recht 
lich begründeten Nachtheils und der vollen Oeffentlichkeit. 

Mit der Vorherrfchaft der drei Grundgefege und Principien ftehen 
ferner in unmittelbarer Wechſelwirkung: 

3) die Lebensmweife und Befhäftigung. a) In ber 
Despotie find fie roh und auf das Materielle gerichtet, in der Des: 
potie der Jugendzeit vorzugsmeife nomadifh, die der Fifcher, Jaͤger, 
Hirten. Die niedere despotiſche Lebensftufe erzeugt Feine höheren Be: 
dürfniffe und Fähigkeiten, und umgekehrt wirkt auf diefe niedere Be 
fhäftigung Beine geiftige und moralifche Ausbildung: und Kraft und feine 
höheren Bedürfniffe. Sie nährt Kriegstift und Egoismus. Auch bei 
bem fpäteren Despotismus ſinken meiit die ſchon vorhandenen höheren 
Befchäftigungen und namentlih Wiffenfchaft und Kunft, wegen Man 
gels, an Freiheit, Freiheitskraft und Nechtsficherung, theild auch, meil fie 





*) Meine legten Gründe ©. 285. 324. 371. 536. L. 2. $. 6. de 
aug. 


jur. 
*+) S, meine letzten Gründe ©. 133. 249. 553 und meinen Com— 
miffionsbericht über den erften Theil bes badiſchen Entwurf® 
des Strafgefeges auf bem Landtage 1813. Prot. Beilageheft VII. 
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die ſtlaviſche Abhängigkeit gefährden. Nur das, was die Genußſucht bes 
friedigt und materiellen Zwecken dient, etwa bem Kriege, das begünftigten 
iin Tiber, ein Mapoleon. b) Der Theofratie entfpricht das 
fanftere Dirtenleben und vorzüglich Aderbau, der auf eine moralifche 
Weltordnung binmeifet, auf göttlich geheiligtes feftes Eigenthum, aber 
noch nicht, wie vorberrfchendes ftädtifches Gewerbe, Induſtrie und Hans 
del, zu viel dem blinden Glauben gefährliches Nachdenken, Vergleichen, 
Prüfen, Verkehren mit Fremdem und Streben nah Veränderung er: 
zeugt und bedarf. Xheofratifche Staaten wie Meroe, verhinderten daher 
den Verkehr des Volks mit Fremden. Mofes wollte fogar Ausrottung 
aller Bewohner Canaans, und aus der Nichtbefolgung des Befehls ent: 
fand Abfall. c) Dem Rechtsftaate dagegen entfprehen vor 
berrfchendes ftädtifches Gewerbe und Handel, eben weil fie Nachdenken, 
Freiheit, bürgerlichen Gemeingeift, Selbfiftändigkeit und die höchfte freie 
Eultur bedürfen und wiederum fördern. 

4) Die Gefhlehts- und Samilienverhältniffe bedarf 
und erzeugt a) die Despotie in finnlicher, polpgamifcher, despoti—⸗ 
ſchet Geftalt. Das wichtigfte gefellfchaftliche Grundverhältniß darf bier 
nicht durch flrenge Unterordnung des ftärkften finnlichen Zriebes unter 
höhere Gefühle, durch gegenfeitige Achtung heiliger Perfönlichkeit eine 
Schule der Sittlichkeit, der freieren Aufopferung und der Freiheit mer: 
den. Es muß bier vielmehr die Vorherrſchaft jener flärkften finnlichen 
Zriebe und MWilfürherrfchaft als Vorſchule und Grundtypus des despos 
tifhen Staats Statt finden. Daher Gebrauh der Menfchen zur Bes 
friedigung des Egoismus und Sinnengenuffes, namentlidy der Frau als 
Dienerin, Sklavin, ſtlaviſchen Hausfindes, als einer Waare. Andererfeits 
fan auch Derrfchaft der Sittlichkeit und Freiheit in folder Schule nicht 
erzogen werben. Die Polygamie allein ift entfcheidend dafür, daß bie 
Zürfei kein Rechtsftaat und nie reftaurirt werden kann. Kehrt fpäter 
die Despotie zurüd, fo wird, mie in der römifchen, die Entfittlihung 
ber früher fittliheren Samilienverhältniffe die Menfchen zu Sklaven der 
Sinnlichkeit und fo der Despoten mahen. b) Sn der Theofratie 
erhalten die Ehen und Familienverhältniffe eine fittliche, aber durch Sa: 
eramentseigenfchaft der Ehe, durch manche Ehegebote (Leviratsehe) und 
Berbote durch den Hausaltar, sacra privata, die Hausgoͤtter, den pries 
flerlihen Hausvater, die priefterliche Gefeggebung und Richtergemalt 
zugleih eine gottesbienftliche und eine weniger freie Geftalt. 
c) Der Rechtsſtaat bedarf und fordert fireng fittliche, aber 
freie Ebefamilienverhbältniffe. | 

5) Die Standes: und Amtsverhältniffe a) Der 
Despotie entfprehen unfreie Standes: und Amtsverhältniffe, vors 
züglich Privatſklaverei und Herrſchaft einer Kriegerkafte, der Prätorias 
ner, Streligen, Sanitfharen, Mandfchuren, des erblihen Feudaladels, 
der Minifterialen, Vaſallen. Durch Eroberung und Fauftrecht, oft von 
der bespotifchen Samilie her durch die Vorzüge des Erftgeborenen, erhals 
ten fie Gewalt. Den Despotismus des Fürften aber unterflügt orga⸗ 
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nifch die Willkür und Sklaverei in den unteren Kreifen, deren Gebieter 
bann wieder durch eigenen Despotismus gegen die Schwächeren das Gefeg 
der Knechtſchaft gegenüber den Stärferen, alfo die eigene Sklaverei an=, 
erkennen und fi und ihre Kinder durch Unrechtthun und Unrechtduls 
den dazu würdig und fähig machen. Durch ausfchlieflihen Befig 
der Dfficierftellen, ja der befferen oder aller Waffen, wie aller höheren 
Aemter, den auch der Feudaladel des Mittelalters oft fo grauſam ufur= 
pirte*), wird die Maffe des Volks feig und ehrlos, alfo zur SElaverek 
erzogen. Auch das dem Despotismus fo bequeme „Theile und herrfche‘‘ 
findet durch die kaſtenmaͤßigen Abfonderungen und Privilegien eben fo 
feine Anwendung, tie die rohe blos Friegerifche Lebensweife und bie 
militärifche und höfifche Zucht und Dreffur in der herrfchenden Krieger= 
Fafte der bürgerlichen Freiheit ungünftig find. Uebrigens möge ein des= 
potifcher Herrſcher wohl zufehen, wie in China, auch Generale und 
Minifter unter die Kurcht des Bambusrohrs zu flellen, um wenigſtens 
einigermaßen fic zu fichern gegen prätorianifhe und feudalariftofratifche 
Revolutionen und gegen Anarchie, die von den Merovinger Zeiten 
an die Keubdalariftofratie fo hundertmal treulos den Fürften bereitete, 
die auch ihr Gönner, Hr. v. Haller, theoretifch rechtfertigt, indem 
alles Fürftenrecht bei ihm aus dem durch Uebergewalt erworbenen „Gluͤcks⸗ 
gut der Unabhängigkeit und Herrſchaft“ befteht. Macht man fie aber 
freilich zahm, fo zeigt fi jämmerlihe Schwäche nad Aufen, wenn 
aud nicht bald fo, wie in China, doch fo, mie 1792 und 1806 in 
Deutfhland. b) Der Theokratie entfprechen ebenfalls Eaftenmäßige, 
die Prüfung und freie Wahl des Lebensberufes ausfchließende Standes- 
und Amtsverhältniffe, vor Allem aber die Vorherrfchaft einer den theo= 
kratiſchen Intereſſen dienftbaren heiligen Prieiterkafte, wie die aus dem 
Haupte des Brahma entfproffenen Brahmanen in der indifchen Theo— 
kratie, wie die priefterlichen Patricier in der römifchen, eine Priefters 
kaſte, mie fie audh Mofes und Gregor VII. für ihre neu gegrünz= 
deten Theofratieen Eünftlich erfchufen, Mofes in den Leviten, Gre— 
gor VII, durch die Abfonderung und ordensmäßige Einrichtung und ben 
Coͤlibat in der katholiſchen Geiftlichkeit. c) Den Rechtsſtaat fördern 
natürlich und e8 werden von ihm gefördert freie und gleiche, nad) indi= 
vidueller freier Prüfung, Fähigkeit und Selbſtbeſtimmung ermählte 
Standes» und Amtsverhältniffe. 

6) Die Religionsverhältniffe. a) Der Despotie ent: 
fpricht eine finnliche, wenig fittlidy erhebende Religion. Der Despotie 
in der Kindheitsperiode zunächft die unterfte Religionsjtufe, bie 
fetifchiftifche oder gößendienerifche, welche, ganz auf das befondere Sinn 
liche und feine Zauberfraft befchränft, die höhere Einheit und Unend— 
lichkeit noch gar nicht auffaßt, meift fo, wie jene Zigeranbetung zu Da: 


— — ⸗ 


*) Selbſt der Herzog von Zaͤhringen ließ graufam die Bauern, bie für ih— 
Fr Kaifer Heinrich IV, geftritten, entmannen, „weil fie ritterliche Waffen ges 
hit‘, | 
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mei, mehr in der Furcht vor böfen, als in der Verehrung guter 
Kräfte beſteht. Wenigſtens aber paft aucd für fpätere Despotie nur 
eine Religion, weldye, wie mohamedanifcher Fatalismus und fein finns 
fihes Paradies oder der Dienft des Fo mit feinem naturphilofophifchen 
„Nichts““ und dem unabwendbaren Naturgefege, von Sinnlichkeit und 
Selbſtſucht nicht abziehen und zu freiem fittlihen Vorwaͤrtsſtreben, zu 
würdiger freier Geftaltung und Verbefferung der Lebens» und Gefells 
fhaftsverhältniffe nicht hinführen. Sie wollen ja felbft unfere heutigen 
Apoftel und Diener des Abfolutismus, ftatt wahrer aufgeklärter chriftlicher 
Moral und ihres Mittelpunctes, ber freien und gleihen Menfchenmwürbe 
und Brübderlichkeit, welche jest durchaus nicht mehr die Hauptſache fein 
ſollen, lieber blinden Aberglauben, finnlichen Gultus, pietiftifhe Schwaͤr⸗ 
merei, nur auf’8 Jenſeits gerichteten paffiven Gehorfam und Gleichguͤl⸗ 
tigkeit in Beziehung, auf das Gefellfhaftsverhältniß. b) Der der 
mittleren Zeit, der Theofratie, entfpricht die zweite Stufe ber 
Religion, die mittlere zwifhen Fetiſchismus und fpiritualis 
fifhbem Monotheismus, nämlid eine poetifche, zwar fhon auf 
der Idee unendlicher göttliher Weltregierung berubende, aber felbft bei 
angeblihem Monotheismus noch finnliche und, fo meit thunlich, 
tielgöttifch und menſchlich-poetiſch geftaltete Religion mit poetiſch 
finnlihbem Gultus, mit Geremonial= und Opferdienſt. So huldigte 
auch bier die Theofratie des Mittelalterd nur ihrem NMaturgefege. Gie 
that es felbft in ihrer Verfolgung des reineren Glaubens und feines 
Grundfages: „Gott ift ein Geift, und die ihn anbeten, müffen ihn im 
Geift und in der Wahrheit verehren,“ fo mie auch in der Verfolgung 
der Voranftellung der Moral. Sie that e8 endlich vorzüglich in ihrer 
Bildung ihres beinahe vielgöttifchen Marien» und Heiligendienftes, in 
ihrem Bilder und Geremonieen: und Wunderdienft, in ihren Meßopfern 
u. f. w., in ihrem Beſtreben, vor Allem Gefühl und Phantafie zu 
näbren, den Glauben an die Priefter und an unmittelbare theofratifche 
Regierung Gottes lebendig zu erhalten. c) Der dritten und hoͤchſten 
Eulturftufe des Rechtsftantes dagegen entfpricht die dritte und 
hoͤchſte Religionsftufe, die möglichft monotheiftifche und fpiritualiftifche, 
die die freifte Prüfung zulaffende und die wahre praftifhe Moral för= 
en Religion. Es entfpricht ihre die ähte und reine driftlidhe 
ehre. 

7) Das Verhaͤltniß zwiſchen Staat und Kirche. a) 

Despotie entſpricht dienſtbare Unterordnung des Kirchlichen 
und Geiſtlichen unter das Weltliche, wo moͤglich Vereinigung wenigſtens 
der hoͤchſten kirchlichen Wuͤrde und Gewalt mit der weltlichen, mit der 
Perſon des Herrfchers, mie bei despotiſchen Familien⸗ Stammes⸗ und 
Hordenhäuptern, wie bei ben perfifchen Söhnen der Sonne, wie in 
China, der Türkei und Rußland, wie bei den oberpriefterlichen, ja vers 
götterten römifchen Gäfaren, wie nach unferen abermals die Gulturftus 
fen und Berfafjungen verwechfelnden neudespotifhen Union stheorieen 
der ber Hugo 'ſchen Zheorie „von der Staatsanftalt der Kirche.“ 
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In dienftbarer Abhängigkeit von der priefterlichen Gewalt find Religton 
und Priefterherrfchaft nur beftimmt, den Despoten zu falben, zu feinem 
Goͤtzendienſt und ſklaviſchem leidenden Gehorfam das Volk zu zähmen, 
zu feinen Gunften ihre Augurien, Orakel und Lehren zu geben und zu 
geftalten. Je vollftändiger jene Einheit bewirkt iſt, um fo mehr ift zus 
legt jeder Damm gegen Millfür und Gewalt, jede Sicherung der ob= 
jectiven Grundfäge und Wahrheiten, jedes legte Aſyl für die Freiheit, 
ift zulegt die Freiheit felbft im Gedanken zerſtoͤrt. Denn felbit für 
die Gedanken wird bier zulegt aufgehoben, bei weltlicher Gewaltthat, 
die prüfende Vergleihung mit einem befferen göttlihen Recht und die 
Berufung an daffelbe, bei geiftlicher Anmaßung bie Berufung auf 
feibftftändiges ſchuͤtzendes weltliches Recht. Nichts aber erfchlafft und 
erniedrigt, mie Joh. Müller (Füritend. 295. 313) bemerkt, mehr, 
als gänzliher Mangel an gefeglihem Widerftande, nichts 
entwürdigt mehr die Religion und die Kirche, und nimmt ihr mehr alle 
fitelich erhebende Kraft und zugleich die Achtung, als ihre Herabmwürbi- 
gung zur Staatsanftalt, zum Polizeitneht, zum weltlichen und politi= 
fhen Dienfte. b) Zheofratifch iſt dagegen die Unterordnung und 
möglichfle unterordnende Einigung der weltlihen Macht unter die 
geiſtliche, wie bei den Hebrdern und unter Gregor VII. Indiſche, bes 
bräifche, perfifche Religions- und Nechtsbücher waren eins und bdaffelbe, 
eben fo wie der Priefter, der Levit und Nichter; und auch das päpft- 
liche und kanoniſche Necht ftrebte mit aller Macht diefem Ideale nach. 
ec) Dem Rechtsſtaat entfpricht felbftjtändiges und freies, 
gegenfeitig hülfreihes Mebeneinanderbeftehen ber bürgers 
lichen Rechtsordnung und ber Kirche, ber jest ganz gefonderten weltlis 
hen und geiftlichen Behörden und Gefege mit Unterordnung der Kirche 
unter den fouveränen Staat für folche Collifionen, in welchen ber Staat 
nicht freimillig (fo wie 3. B. bei der Eidesverweigerung der MWiedertäus 
fer) dem kirchlichen Gefege nachgeben zu koͤnnen erklärt. 

8) Geiftescultur, Wiffenfhaft und Öffentlihe Mei— 
nung. a) Der Despotie entfpriche nicht höhere Geiftescultur, 
ferbftitändige Wiffenfchaft und freie Öffentliche Meinung, fondern roh 
empiriftifche, materialiftifche Auffaffung aller Dinge, Mangel an Verei— 
nigung, Selbftftändigkeit und Freiheit der Anfichten und Meinungs 
Außerungen der Bürger. Auch in der fpäteren Despotie verfinft all= 
mälig die höhere Culture, welche wohl als Ueberbleibfel befferer Zeit 
und ihrer Kräfte eine Weile in fie hinein dauert, fo wie die fieben fetten 
Jahre in Aegnpten die mageren erhielten, welche aber zulegt ebenfalls in 
bie allgemeine Barbarei verfinft, wie z. B. felbft die römifche Rechts— 
wiffenfhaft nach Alerander Sever. Die Despotie erträgt nicht die 
ſelbſtſtaͤndige moralifhe Gewalt ferbftftändiger fittliher, aus Freiheit 
ftammender, zum freien Fortftreben mahnender Grundfäge, „bie Fdeolo= 
gie” und Aufklärung und das Licht der ruͤckſichtsloſen hiſtoriſchen Pruͤ— 
fung und Wahrheit. Griechiſche Glaffiter, eben fo mie die Ideologen, 
verbot und unterdrüdte Napoleon. Vollends aber dürfen und koͤn— 
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nm die Sklaven, die ja fo wenig ein Gemeintwefen tie Freiheit haben, 
von denen vielmehr, nad dem „Theile und herrſche“ des Hrn. v. Haller, 
‚Der eine Knecht um das Privatknechtsverhältniß des andern ſich nichts 
zu befümmern hat”, fih nicht in einer gemeinfchaftlihen öffentlichen 
Spradye und Stimme für ihr Recht und gegen bie ihnen fremde Pri— 
vatfache des Despoten, bie geheime Regierung, vereinigen. Das des- 
potiih bevormundete Vol muß ein cenfirtes Volk fein, fo wie 
legteres ein bevormunbdetes iſt. Kein wefentlicheres Kennzeichen der Uns 
freiheit und Bevormundung als Genfur. Höhere Kunft und Wiffene 
ſchaft und ihre Bearbeiter aber können auf dem Boden ber Despotie, 
in ihrer Maß: und Gefeslofigkeit und mwechfelnder Willtür, in Enechti: 
fhem Drud, in dem Schlamme der Niedrigkeit und der Sinnenluſt 
nicht gedeihen, Lebenskraft und höheren Auffhwung gewinnen. Nur 
etwa dem Lurus oder dem Materialismus und Mechanismus dienende 
Kenntniffe und Künfte, oder eine todte pedantifche alerandrinifche (zum 
Theil auch fhon deutſche) herzlofe Vielwifferei und die der Naturfeite 
und dem Einnlichen zugemwendeten, von den ewigen Ideen und der 
praftifchen Freiheit abgewendeten, gut bezahlten und gut in der Zucht 
gbaltenen Materialiften und Buchſtabenwiſſer, fophiftifhe Schmeichler 
und Mechtfertiger der Lüfte und der Willkür, dienftbare Hofprediger und 
luͤgneriſche Hofbiftoriographen und Hofzeitungsfchreiber, wie in China und 
leider auch andermärts, fie werden als Knechte oder Zierden des despoti⸗ 
hen Throns geduldet und für die Zäufchung des armen Volles, oft 
auch des Fürften gebraucht. Aber der Abfolutismus haft freie Philofos 
phie, Geſchichte, Volksaufklaͤrung, vollends freie politifhe Preſſe, foges 
nonnte Gefinnungsmanifeftationen, Demonftrationen durch freie Fefte 
und Ehrenbezeugungen, er haft Reben an’s Volk, überhaupt alle freie 
Öffentliche Meinung. Alles diefes gehört nur für freie mändige Männer 
und Völker. Sklaven und Unmündige haben nur zu dußern, zu loben, 
zu feiern, zu bejubeln, was der Dberherr und feine Unterherren befehs 
len. Auch Chriſtus und Sokrates, vollends Luther, mit ihrem begeis 
ſterten Rufe zu freier, immer fteigender fittliher Weredlung und Be: 
glüfung der Menfchen, alfo zur Aufdeckung und Entfernung der Un 
wahrheiten und Unvolllommenheiten, fie find den Zprannen und noch 
mehr den Schwädhlingen in den abfoluten Staaten gefährlihe Lärms 
macher, giftige Jugend» und Wolksverführer und Hochverräther. Freie 
Sprache, das bekanntlich verbrecherifche „Ratfonniren,’ die Anmaßung, 
bie Regierungsmaßtegeln beurtheilen, ihnen gar geiftig opponiren zu mol: 
len, alles diefes ift ftets bedenkliche, unanftändige Störung 
ber Ruhe und Furcht: Selbft das Evangelium, das den Armen ges 
predigt wurde, in Sardinien auch das Lefenlernen des Volks werben 
gefährlich. Auch den despotifchen amerifanifchen Sklavenbefigern , bie 
den Namen Republicaner und Chriften gleich ſehr fehänden und noch 
ungleich verabfheuungsmwürbiger find, als fürftliche Despoten, fcheint 
ihre Mittheilung Zodesverbrechen, wie es auch für die zur Sklaverei bes 
kimmten Soudras. in Indien das Lefen der heiligen Buͤcher war 
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(Menu 9, 334). Wahre Aufklärung und fteie Zeitungspreffe wuͤr⸗ 
den allen Befferen im Volke Unglüf und Schmach des ganzen Zu— 
ftandes und feinen Widerſpruch mit Religion und Gefchichte, ja, viel- 
leicht ihm und dem in Vorurtheil und Zäufhung erwachſenen Regenten 
felbft das trügerifhe Netz zeigen, welches der Cigennug über beide 
wirft, und das unvermeidliche Verderben, die innere und dußere 
Schmach, melden fie der Despotismus, welchen fie die ewige Bevors 
mundung und Polizeimilltür und dadurch die Verkruͤppelung des Volks 
in die Arme führt. b) Der Theofratie entfpricht eine religiög- 
priefterlihe und poetifche Fünftlerifche Weisheit und Gulturz 
aber ebenfalls keineswegs felbftftändige frei prüfende, gründliche philofo= 
phifche und hiftorifhe Wiſſenſchaft und öffentliche Meinungsfreiheit und 
eine durch fie geleitete allgemeine Gultur und Aufklärung des Volks. 
Sie werden vielmehr von der geiftlihen Inquiſition bitter verfolgt. 
(Oben Bd. IV, 314.) c) Dagegen aber bilden diefelben ein wahres 
Lebenselement für den Rechtsſtaat. Wohl mögen Despoten 
und Theofraten, abfolutiftifche Vormuͤnder, vor folher Aufklärung und 
Cultur erzittern, nie aber die rechtliche Regierung eines freien Gemein= 
wefens, deffen Grundgefeg gemeinfchaftliche freie geprüfte Ueberzeugung 
der Bürger, beffen Grundprincip felbftftändige fittliche Selbftachtung und 
Ehre und muthvolle Todesverakhtung für fie find, wo nichts mehr alle 
höheren Kräfte für das Gemeinmwohl vereinigt, nichts ficherer alle Ges 
fahren Außerer Angriffe und innerer VBerführungen und Verirrungen ver= 
hindert und befiege, als der hoͤchſt mögliche fittlicye felbftftändige Ge— 
meingeift der Bürger, getragen und geleitet durch die möglichft Elare 
Ueberzeugung von ber unzertrennlichen Einheit des Wohls und der Ehre 
bes Staats, des Negenten und ber Bürger, wo endlich Fortfchritt in 
aller Vervolllommnung durch freie Wahrheit und Liebe Seele und End— 
ziel der ganzen Vereinigung, ihre Hemmung oder Unterdrüdung die: 
wahre Zodfünde gegen den heiligen Geift, der hoͤchſte Waterlandsver- 
rath ift. 

9) Die Form der Regierung unb bie Form ber Ver— 
maltung. a) Der Despotie entfpricht unbefchränfte monardifche 
Regierungsform und eine autofratifche (oder büreauariftofratifche) fireng 
centralifirte militärifche bieracchifche Verwaltungsform. Unumfchränfte, 
in ihrer Ausuͤbung natürlich niemals den rechtlofen Untergebenen ver— 
antwortlihe Gewalt, vom Horden= und Stammeshaupte bis zum legten 
Familienvater, vom Sultan, Vezier, Satrapen und Präfecten bis zum 
unterften Polizeidiener herab, fo, wie unter Napoleon, ber in feiner 
centralifirten Büreaukratie eine Anklage der Beamten durch die Bürger 
zuließ, entfpricht natürlich dem Grundgefeg, Princip und Zweck der 
Despotie. Hier, mo möglichft fchnell jede neue Laune zu verwirklichen 
ift, fo oft im fohneidendem Gegenfage mit dem Recht und Wohl und 
dem Befisftand der Bürger, wo kein heiliges feftes objectives 
Verfaffungsrecht forgfältige, mehrmalige collegialifche Berathung fordert, 
die allgemeine Selbftfucht aber flärkeren Zügels bedarf, um die Gehor— 
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ümben von „„Eroberungen bes Gluͤcksguts der Hertſchaft“ auszuſchlie⸗ 
im, wo ferner ftatt des thätigen Gemeingeiftes der Bürger. Alles. von 
oben durch Zwang gemacht. werden muß, bier Lönnen die Beſchluͤſſe 
nicht fchnell und ungehemmt genug gefaßt und durchgeführt werben. 
Hiet, wo der Staat wirklih eine „Zwangsmafchine iſt,“ ſteht Alles um 
fo beffer, je einfacher und fiärker der Hebel iſt, der Alles in Bewegung 
fest, Dier ift wirklich jede auch vorübergehende Hemmung durch Theis 
lung und Befchränfung der Gemwalten, felbjt die durch „feſtes Privat: 

uht” unpaffend. Der Herrſcher, der. hier wirklich „alein noch freien 

Entfhluß” bat — mas Alles Hugo und im Wefentlihen au Zacha⸗ 

riä allgemein, vom. Vernunftftaate lehren — darf hier durch nichts bes 

ſchtaͤnkt fein, felbft, mie der türfifche Kaifer,. nit durch feine 

Berfprehungen und Eide, fobalb fie dem Staatszwecke, feiner 

Sichyerheit oder eigentlich feinem. beliebigen fubjectiven Meinen wiberfpre: 

hen. Hier endlich fcheitert folche für freie firtliche Bürger unerträgliche 
Hertſchaft nicht nothwendig früher oder fpäter an ihren. moralifhen Kräften 
einer edleren Würde und Beftimmung. So mie aber der. Despotismus 
folhe unumfchränkte Regierungs: und Verwaltungsformen gründet und 
fördert, fo fördern fie auch ihn. Auch bei gutem Willen des Regenten 
wie der Bürger befteht bei der Unbefchränktheit auf die Dauer durch— 

aus fein feftes objectives Recht gegen überhandnehmende Einfeitigkeit, 
Kraftlofigkeit und Selbſtſucht der estate wie der Regierten, gegen 
den wachfenden eigenfüchtigen Eigenwillen der Herrfchenden und die fElas 
viſche Unterrwürfigkeit, der Gehorchenden, vor Allem aber, nicht gegen 
Zeug und Verrath der in die Mitte tretenden Schmeidyler, Hofleute, 
Beamten, eigenfüchtiger Adels» und Priefterkaften. _ Diefe Alle, täglic) 
rathend und treibend zu immer millfürlicherer Gewalt, nicht um felbft fie 
zu fühlen — mer wäre dazu, wahnfinnig genug? — fondern um fie aus: 
zuüben, üben fie bald durch den Zürften, bald ohne ihm gegen. bas 
Volk, ja gegen den Fürften felbft, der und. beffen Familie, wie ſchon 
Montesquieu bemerkt, um fo unſicherer und unfreier werden, je 
unumfchränfter ihre Macht wird. Im Volke wird dann duch Beam⸗ 
tentpillfür der fittliche, Gemeingeift, duch Erpreffungen, durch lofe Fir 
nanzkünfte und , öffentliche Unredlichteit Wohlftand, - leiß und Credit, 
durch Unterdrüdung . ber. Öffentlichen Meinung und der freien Wahr: 
beitsftimme die höhere Bildung und die Achtung der immer mehr 
ſchwankenden und verhüllten Grundfäge, durch liſtiges Polizei-, Spio⸗ 
nen= und Delatorenfpflem und durch die Sittenlofigkeit der Vornehmen 
enblid ber gute Glaube, die Redlichkeit und Kraft immer, vollftändiger 
serflöre. Der Fuͤrſt aber muß zulegt meift an fich felbft recht augen» 
das Weſen und bie fich felbft zerftörende Lüge, die ganze Schmach 

des 7 smus darſtellen. Durch die Hofleute ſchon fuͤr deren Zwecke 
erzogen, oft abſichtlich fo verdorben, daß er, wie jene elenden Merovin- 
ger, als moralifiher und phyſiſcher Krüppel den Thron befteigt, wird er 
fortbauernd wie, mit einem Zauberneg von Ohrenbläfereien und falfchen 
Borftellungen umgarnt, welches in diefem Reiche der — Luͤge 

Staats⸗Lexikon. XV. 
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Beine freie Stimme ber Öffentlichen Meinung zerreißt, welches jeder dem 
FKürften fi) Nähernde aus Rüdfiht auf die eigentlich regierenden 
Minifter oder Höflinge fefter ziehen muß, welches fehr oft auch, wenn die 
inneren Verraͤther an auswärtige Mächte Fürft und Staat verrathen, von 
diefen noch befeftigt wird. So wird dann der Fürft mit allen feinen 
Beſchluͤſſen, die ihm oft, fo mwie einem unlängft verftorbenen Fürften, 
nad) liftigen Einflüfterungen derfelben durch die Merfzeuge der eigentlich 
Regierenden gerade noch unter dem Scheine bes MWiderfpruch® der Letzteren 
entlodt, und dann, wenn fie der vermeintlich Selbftregierende nun fo 
als feinen‘ Willen ausfprad) — mit dem neuen Scheine des bevoteften 
Gehorfams vollzogen werden, tagtäglich der Spielball der Factionen, 
der Gamarilla, der Günftlinge, Maͤtreſſen. Immer aufs Meue wird 
er durch den Schein der Selbftregierung geäfft, einer Gelbftregierung, 


deren Ausführung felbft einem Ludwig XIV., einem Napoleon, 


einer Katharina fo oft Zäufhung, Willkuͤr und Betrug ihrer Bes 
trüger vereitelte. Wehe darum doppelt Euch, Ihr ſchwaͤcheren Unum: 
ſchraͤnkten, welche Ihr Eure Unumfchränttheit täglich ähnlichen Mifhand: 
lungen ausfegt, die Ihr, trog aller unter, Eurem Namen und Siegel gegen 
Zugend und Gluͤck der Bürger, gegen Ehre und Macht Eures Throns 
und Eurer Familie verübten Verbrechen, doch billig mehr noch der Ge- 
genitand des Mitleids, als des Haſſes des unglüdlichen, gefchändeten 
Volkes ſeid! 

b) Der Theo kratie dagegen entfpricht eine zwar nicht durch Theil⸗ 
nahme des Volks befchränfte, aber ariftofratifche Negierungs: und Ber: 
mwaltungsform, in welcher der Oberpriefter ald der Erfte unter Gleichen 
erfcheint. So bildet es ſich hier, weil die nothiwendig von Gott infpirir- 
ten, alfo fouverdn mitentfcheidenden Priefter nicht unbedingt untergeordnet 
werden, bie nicht infpirirten Laien aber an fich feine Stimme haben. Doch 
werden die Vornehmeren zum Lohne für ihre Beihülfe häufig von der 
Kirche in ihren ariftofratifchen Anmafiungen gegen das Volk unterflügt, 
um durch folhen Bund geiftlicher und mweltlicher Ariftofratie das Volk 
defto leichter im blindgläubigen Gehorfam zu erhalten. Deshalb ver: 
folgte auch der Papft mehr als eine volksfreie Verfaffung, obgleich er 
gegen Eräftige Fürften, neben ben ariſtokratiſchen Unterthanen, zu⸗ 
mweilen auch das Volk aufmiegelte und vom Eide ber Freue gegen den 
fomit abgefegten Regenten entband. 

co) Dem Rechtsftaate endlich entfprechen repräfentative, cols 
fegialifche, gemifchte, von einzelnen (monarchiſchen) Vorſtehern geleitete, 
aber durch Mitwirkung, Mitberathung und Zuftimmung der Bürger, je 
nach den beftehenden Kreifen befchränkte und nicht mehr als nothiven« 
dig centralifirte Negierungs: und Verwaltungseinrichtungen. (S. „Staats⸗ 
verwaltung”.) So fei es hier vom Reichsparlament und Reichsrath, 
und Geheimerathecollegium an bis herab zu den Provinz- und Ge 
meindeverfammlungen, bis zu den collegialifchen Gerichtshöfen und Schwur⸗ 
gerichten. . Diefe Einrichtungen, mehr ader minder vollfommen in allen 
freien Staaten erftrebt oder verwirklicht, entfprechen einem durchgehend® 
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km, aber barmonifch Eräftigen Gemeinmwefen aller Bürger und feinem 
Grundgefege des objectiven Gefammtmwillens, morauf alle hier nur 
huch diefen legteren geltende Gefeßgebung ruht. Sie entfprechen dem 
Etaats zwecke. Solches Geſetz erheifcht eine völlig parteilofe Berathung 
und Entſcheidung, welche bie vielfeitige, mehrmalige Prüfung der ob⸗ 
ietiven Grundfäge und Rechte des Ganzen und jedes Einzelnen moͤg— 
ih macht. Es erheifcht eine Zuziehung und Vernehmung ber Bethei⸗ 
listen, jedes, fo weit zuläffig, felbftftändig organifirten Kreifes und Vers 
ins, eine Sprache berfelben oder ihrer Vertreter für ihre Rechte, Be: 
dürfnifje und Wünfche. Es fordert eben fo bie gerichtliche Verant—⸗ 
wottlichkeit der verlegenden Megierungsbehörden nicht blos gegen bie 
Zürften, fondern aud gegen die Bürger. Der Abfolutismus kann mit 
keiner wahren Freiheit, Würde und Münbdlichkeit der Bürger, er kann 
mit der Herrſchaft des Rechtsgeſetzes und dem Rechtsſtaate nicht irgend 
dauernd beſtehen. Abfolut wefentlih aber find für den Redtsjiaat 
volends alle zur Durdyführung des Grundvertrags und der Objectivität 
des Rechtsgeſetzes unentbehrlichen FSreiheitsrechte, die unter VII aufge» 
rt werden. 

Schon diefe wenigen Grundzüge werben es zeigen, wie ſtets in na: 
türlicher, Logifch folgerichtiger Entwidelung das ganze Rechtsverhältnif 
der dreifachen Berfaffungen ein ganz verſchiedenes wurde und wird. 

IV. Sortfegung. 2) Die analytifhe Entwidelung — 
ber fheinbare Gegenfas und die Vereinigung — ber 
Grundbeftandtheile des Staats. — Analyſiren wir nun das 
erfabrungsmäßig gegebene Wefen der Staaten und zu— 
nächft der vollflommneren Staaten, der Staaten auf der dritten Ent» 
widelungsftufe, fo gelangen wir zu den nachfolgenden Ergebniffen. 

Es treten uns im Staatsleben zunaͤchſt zwei ſcheinbar widerfpres 
hende Hauptelemente entgegen: I) eine Vielheit einzelner Menfchen, 
felbfiftändiger, freier Individuen; II) eine Einheit des Staats, 
eine umfafjende einheitlihe fouveräne Gewalt über ben ganzen 

und für einen umfaffenden Staatszwed, ſodann aber auch 
IM) eine Harmonie oder barmonifhe Vermittelung zwifchen 
beiden Gegenfägen, zwiſchen der Vielheit und Freiheit einerfeit® und 
mifchen der Einheit und der Gewalt andererfeite. 

Zu 1. Analvfiren wir nun weiter auch das Leben jener einzelnen 
felbftftändigen Menſchen, fo finden wir: 

1) als naturgefeglihe Grundform auch biefes Lebens 
bie Bereinigung der drei grundgefeglihen Beftandtheile für 
alles Dafein in -der Natur, ohne melde bdaffelbe und feine Er: 
ſcheinungen logifh durhaus nicht zu begreifen find, und 
meiche bei dem Menfchen in ihrer-höchften Geftalt: als Geift, Leib, 
Geste, erfcheinen *). 





9 S. oben Bb. 1. ©. 11. Es find diefe drei Grundbeftandtheile: jene 
Grundfräfte ber Lebenserfcheinungen: 1) die — inner⸗ 
* | 


- 
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2) Eine felbfifländige freie Perſoͤnlichkeit,“ begründet 
durdy den dritten Lebensbeftandtheil, die Seele, welche dem göttlichen 
Geiſt und den leiblichen Träger, die finnliche Natur, zur ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen individuellen Perfönlichkeit harmonifc vereinigt und das 
Leben regiert. | et 

Dem göttlihen Urprincipe gemäß und innerhalb; der natürlichen 
Bedingungen und Schranken will und foll die Perföntichkeit,- foll 
die Seele frei ihre Lebensbeflimmung und dadurch bie: Glüdfeligkeit 
erftreben. - Nichts Deiligeres und Höheres gibt's fuͤr ſie, als ihr 
fittliches Gefes, ihre Beftimmung nach eigener (veligiöfer oder moralis 
fcher) Gewiffensüberzeugung. So fagt es Jedem das eigene Lebensbe- 
wußtſein, das nie zu vernichtende Gewiſſen, fo auch die hiftorifche Be⸗ 
teachtung aller zur Vernunft ertwachten, aller freien und muͤndigen Voͤl⸗ 
fer und Menfchen. Sie alle kannten von jeher blofer dußerer Gewalt 
gegenüber das erfte chriftliche Grundgefeg: ‚Man muß Gott mehr ges 
horchen al$ dem Menſchen.“ (S. vorhin H, 3.) Für jeden freien 
fittlichen Menfchen gilt Luthers Wort: ‚Ueber der Seele kann und 
will Gott Niemand laffen regieren, denn fie felbft allein.’ F 

8) Auch das Zuſammenwirken dieſer ſelbſtſtaͤndigen autonomi⸗ 
ſchen ſittlichen Perſoͤnlichkeiten erheiſcht logiſch und geſchichtlich freies 
Wollen und Anerkennen, freien Friedens- und Huͤlfs— 
(oder Rechts- und Staats-)verein, um durch fie die Freiheit 
und in diefer die Beſtimmung und das Wohl Aller zu ver: 
wirklichen. (S. oben Bb. I, ©. 18 und IV, ©. 9.) - - 

Bu Ik Die Analyfe der Staats-Einheit des gefitteten freien 
Volks ergibt nun: Zee 

1) emtfprechend - dem Borigen, eine Willenseinheit dur 
freie, nicht aber eine phyfifche Verbindung -duch willenlo ſe Glie⸗ 
der, fo mie: - | Aa: 

27 auch den umfaffenden Endbzwed: Freiheit und Ge- 
fammtwohl- des Baterlandes nah allen Verfaffungen, Eiden und 
Gefegen der Völker. (S. oben Il, 8.) So zeigt es a) die gefchichtliche Be⸗ 
trachtung ber Völker. So begründet es b) Natur und Beduͤrfniß ber 
Gtieder, die nur durch folches friedliche und huͤlfreiche Zuſammenwirken 
ihre Beftimmung erreihen können. So c) liegt es mit logiſcher 
Nothwendigkeit in ber Abficht der Glieder, welche ja mit ihrer eigenen 
Seibftftändigkeit und hoͤchſten Beftimmung , falls dieſelben nicht im 
Staatszweck enthalten wären, dadurch in unauflösbaren logifhen Wi: 
derſpruch kaͤmen, daß fie eine fouveräne Gewalt des Staats über Leben‘ 
und Tod, eine Abhängigkeit der Jugend = und Volkserziehung und des 


liche, erregende, ausdehnende) Urkraftz 2) bie (äußere, beſchraͤnkende) Er⸗ 
ſcheinungskraft, der angemeffene befondere Außere leibliche Träger, Stoff 
oder Körper; 3) die Harmoniekraft, die harmonifche Verbindung und Bers 
mittelung beiber zum individuellen felbfifiändigen Dafein. Bir 
nennen fie auf der unterften Lebensftufe des blos phufilatifhen Körpers: Aus: 
debnungss, Bufammenziehungss und Gleihgewidtstraft. 
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Lebensſchickſals von feinen Gefegen und Einrichtungen und bie fittliche 
mb Rechtspflicht der Aufopferung für fie, für das Vaterland, anerkennen. 
Dieſes Alles wäre ja alsdann einerfeits ein beftändiges Aufgeben jener 
iseer eigenen Seibfiftändigkeit und höchften Beftimmung, es wäre zus 
gleich auch eine Dingabe des Zwecks für das Mittel, wenn der 
Staat, dem fie doch Alles unterordnen und opfern, ein blofes Mittel 
nur für eimen untergeordneten Zweck, etwa für die aͤußere Sicherheit, 
mir. (Wenn aber nad I, 3 Erhaltung des Rechts oder der recht⸗ 
fhen Freiheit erfter Zwed, Grundbedingung und Grundform aller 
Staatsehätigkeit für das Geſammtwohl ift, und letzteres nur 
durh die Gefammtbeftimmung erreicht werden foll, fo befeitigt dieſes 
niedtigen Eudämonismus und Materialismus, wie aud die despoti- 
he, väterlihe und vormundfhaftlihe Beglüdungsge- 
malt ımd verlangt unter gerehtem Staatsgefeg und freier Staats» 
emunterung und Staatshülfe die freie Thätigkeit der Privaten, ber 
Kitchen, Gemeinden und Bereme aller Art.) Der erfte Zweck des 
dehtsſchutz es unterfcheidet zugleih den Staatszweck von dem 
der anderen Vereine und eben fo überhaupt feine vehtlihe Natur, 
km fhon in ihm ift begründet: j 

3) die Staatshoheit, Souveränetät, ober innere und dus 
fere höchſte Gemalt, hoͤchſte Selbfiftändigkeit oder Unabhängigkeit 
vr Staatseinheit und der fie vertretenden, erhaltenden Regierung. 
Zeufere wie innere Souveränetät find für fie nothwendig zum durch: 
greifenden Mechtsfchuge gegen jede rechtsverlegende Gewalt: Ohne die 
äußere Souveränetät wäre und hieße der Verein gar nicht Staat, 
fondern er waͤre Unterthan und Provinz der höheren Gewalt, von tel 
Ger dann auch der Rechtsſchutz abhängig wäre. innere Souveränetät 
aber ift für die innere Geſellſchaftsgewalt oder für die Regierung des 
äußerlich fouveränen Staats ſchon durch ihren Begriff und die Natur 
det Dinge gegeben. Eine innere Gemalt muß doc) die innerlidy höchfte 
fein, und dieſes gerade ift die Regierung, wenn man fie audy andere, 
wa ein Ephorat, zu nennen beliebte. 

4) Sie ift moralifheperfönliher Verein, alfo ein Corpus 
mit eigenem, unfterblichem, felbftfländigem Willen und Zweck, Gefeg und 
Recht die ſer Perföntichkeit ſelbſt. Sie ift dadurch gänzlich ver» 
fhirden von jedem todten Gontracts:Berhältniß, 3. B. einer Actien⸗ 
felfchaft, zwiſchen verfchiedenen, zu Eeiner hoͤhern Perfönlichkeit 
verbundenen getrennten Einzelperfonen, die nur als foldye- und 
kaum ats Aggregat erfcheinen, deren ganzes Rechtsverhaͤltniß von dem 
der Corporation fo gänzlich verfchieden tft, wie es oben-Bb. IV. 
©. 28 nachgewiefen wurde. . Ä Ze 

3u IN. So ergab alfo bie Analyfe der beiden erften Beſtand⸗ 
theile eimen- fcheinbaren völligen Gegenfag der Vielen und der Frei- 
beit, oder jener freien, felbfiftändigen Perfönlichkeiten, ihres 
perfönlichen Willens, Selbſtzwecks und -Selbfigefeges, gegen die Ein⸗ 
heit umd ihre umfaffende fouveräne Gemalt, welche jene als 
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Glieder des ebenfalls felbftftändigen, höheren unfterblichen Staatslebens 
vereinigen und nad) feinem umfaffenden Endzweck und MWillensgefeg be: 
herrſchen will. Wie bleiben nun diefe Perfönlichkeiten und ihre Freiheit 
bei folher Einheit und Gewalt? Für fih allein und abfolut 
durchgeführt, begründet jene Vielheit und Freiheit Amarkdie, 
die Einheit und Gewalt dagegen Despotismus. Wie und wo: 
durch nun einigen fidy beide zum freien harmonifchen Staate? 

Denn es ergibt ja die mwiederzufammenfaffende Betrachtung biefer 
Beftandtheile im wirflihen gefunden Staatsleben: Harmonie, 
ftatt auflöfenden, vernichtenden Widerftreits. Als die erflärende Ur: 
face aber zeigt weitere analytifhe Betrachtung die höhere wahre 
Lebenskraft des Staates und die von ihr ausgehende oder be— 
feelte organifhe Geftaltung und Wechſelwirkung und in— 
nerlihhfte Verbindung und Durhdringung der beiden er» 
ften Beftandtheile unter fih und mit jener höheren Le— 
bensfraft. Der Gegenfaß Iöft fi) mit anderen Worten durch das 
wahre, aber höhere und freie, frei organifirte menſch— 
lihe Leben des Staats, in weldhem, unter Herefchaft der höheren 
Lebenskraft oder des höchften Lebensgrundprincips, die Staatseinheit, 
Keben, Lebensgefeg und Endzweck ber vielen freien Glieder, fo wie hin: 
wiederum dieſe mit dem höchften Lebensprincipe des Staats zugleich Les 
ben, Gefes und Endzweck der Einheit in freier Wechſelwirkung 
in fih aufnehmen, und fid) beide, ihrem befonderen Weſen wie der 
Harmonie des Gefammtlebens entfprechend, frei organifiren. 

Fa, der Staat ift, mie es auch fchon in den vorhin unter II. 
angegebenen Entwidelungsperioden feines Lebens hiſtoriſch, naturgeſetzlich 
und logifch fich ergab, weder etwa eine todbte Actiengefellfchaft, 
oder eine blofe Abftraction, eine blofe Außerlihe Rechtsform, 
oder außere Zwangs- und Rehtsfiherungsanftalt, oder ein 
Haufe, ein Aggregat, noch auch vereinigen, fo wie bei einer Ma— 
fhine, blos aͤußere, mechanifche, oder, wie beim unorganifchen Natur: 
£örper, eine niedere phyſikaliſche und hemifche, oder auch eine 
blos animalifche Berbindung die Staatsglieder zu dem auf Le 
ben und Zod verbundenen unfterblihen Ganzen. Er ift ein höheres und 
freieres, zugleich aber wahrhaft lebendiges Ganzes, durchdrungen, befeelt 
und beherrfcht durch ein inneres, felbftftändiges Lebensprincip, eine wahre 
höhere Lebenskraft (Bios nokews, nad) des Ariftoteles Aus: 
drud). Schon oben, Bd. I, 11— 24 und vollftändiger andermärts 
(Syftem Bd. I, ©. 48, 206, 538, 688) habe ich dieſes nachgewieſen, 
fo wie das, daß ftets die Alten und nicht etwa blos ber tiefphilofo- 
phifhe Platon, fondern auch der von der Erfahrung ausgehende, 
verftandesfcharfe, praktifche Ariftoteles, daß die Stoiker, wie Ci 
cero und jene Acht ftantsmännifchen, praktiſchen Meifter der claffifchen 
Surisprudenz, und mit ihnen auch alle befferen Staatslehrer der ger: 
manifchen Völker, noch Thom aſius mit einbegriffen, den Staat als 
höheres. lebendiges Ganzes mit drei, Geift, Leib und Seele bes einzel: 
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nen Menfchenlebens analogen Beftandtheilen (Grundprincip, Volkskoͤrper, 
Regierung) auffaßten. Erſt die modernen formaliftifhen Abftractiong-, 
mehanifhen Zmwangsrechts= und atomiftifhen Staatstheorieen, die Anhäns 
ger des Kormalismus, Materialismus und des Polizeiftaates faßten 
den Staat als unlebendig nad einzelnen oft niederen äußeren Erfcheis 
nungen auf. Die naturphilofophifche, die hiſtoriſche und die myſtiſch⸗ 
theotratifche Schule befämpften diefe Einfeitigkeiten und faßten den Staat 
wieder als lebendig auf; aber fie begingen dabei den Fehler, daß fie 
die Freiheit vergaßen. Sie fußten nit, wie die Alten, neben ber 
grundgefeglihen Gemeinfhaftlidkeit des Staatslebens mit 
dem Einzelleben zugleich auch deſſen generifhe Verſchiedenheit, 
naͤmlich die freie Perſoͤnlichkeit der Glieder des Staatslebens und 
2) deren freie Theilnahme am Ganzen, fie faßten nicht neben ber 
Einheit aud die Freihkite, nicht neben den natürlichen, fitt« 
lihen, religiöfen, rehtlihen und biftorifchen Beſtimmungs— 
gründen auch das freie Anerkennen, VBertragen und Mit: 
wirken und bie dazu nöthigen freien Drgane in’s Auge. Nicht 
amwa dachte man blos an eine Uebereinftimmung der allgemeinen naturs 
sefeslihen Grund- Form für alle Lebenserfcheinung im Irdiſchen. Man 
erfannte Feineswegs innerhalb diefer Grundform für das im Vergleich 
mit dem thierifchen Leben und dem Leben willenlofer Glieder des menſch⸗ 
lihen Leibes generifh höber fiehbende Leben autonomifcher und 
gleich heiliger freier. Perfönlichkeiten die gleihe Würde und Freiheit 
an. Nein, man fprah nur von naturgefeglichem, göttlihbem Machen, 
oder von einem biftorifchen Sichvonſelbſtmachen des Staats. Man 
feste die Staatsglieder nad poetifh aufgefaßten Aehnlichkeiten allen 
willenlofen Gliedern des Menfhen, 3. B. den Abel der Bruft, bie 
Bauern und Gewerbsleute dem Bauch, den Fürften dagegen dem Kopf 
und dem Geifte gleich. Die theokratifhen Myſtiker, die Adam Muͤl⸗ 
ler, Bonald u. f. w., machten e8 vollends fo in Beziehung auf das drei= 
eimige göttliche Leben. Da wurde der König dem Gott Vater, der Adel 
dem Heiland gleichgeftellt, die Übrigen Bürger der abfolut abhängigen 
Greatur u. f. w. 

Erft als zugleich freies und zugleich innerlichs lebendig geeinigtes 
Ganzes wird der Staat, wie Ariftoteles und Platon es ausfprachen, 
zu einem höheren und größeren menſchlichen Leben, als 
das des einzelnen Menfhen und Bürgers. Go erfi gab es 
mit Recht für jene großartigen Männer des claffifhen Altertbums im 
ganzen. Gebiete menfcylicher Betrachtung und Wiffenfchaft nichts Grö- 
Seres und Herrlicheres, einen reicheren, fruchtbureren Gegenſtand, als 
dem ſittlichen freien Staat. 

&o erft wird er, fo wird ein britifcher Staat die herrlichfte Schoͤ⸗ 
Yung Gottes und der Natur und zugleid der Menſchen bewunderns⸗ 
twürbigftes Kunſtwerk, die größte fittliche That, welche die irdifhe Sonne 
beleuchtet. «Durch die phyfifche Zeugung, Abftammung und Ernährung, 
fo. wie durch bie geiflige und. moralifche, die Volks: und Jugenderzie⸗ 


56 | Staatöverfaffung. 


bung, durch Rebensgermeinfchaft und natürliches Beduͤrfniß, wie durch ſpm⸗ 
“ pathetifche Gefühle und die Staatseinrichtungen, ift das Leben des Bürgers 
mit dem Leben- feines Volkes und vaterländifhen Staates innerlih und 
äußerlich verbunden. In dankbarer, begeifterter, aufopfernder Vater— 
landsliebe und Verehrung ordnet der wuͤrdige Bürger-dbeffen hoͤhe— 
rem Leben das feinige unter und erkennt «8, daß fein beftes Sein 
und Thun, feine theuerften Güter, Gefühle, Gedanken, Seen, bag 
die Elemente feiner Bildung, daß Eörperliche Vorzüge aus diefem va— 
terländifchen Leben, aus der tiefern Weisheit feiner Verfaffung und Ge- 
feggebung, aus der Liebe-und Vorforge des Vaterlandes, der. Voreltern 
ihm hervorblühten, und daß fie unfterblich fortleben. in feinen. und des 
Baterlandes Kindern. Das höhere felbfiftändige Gefammtleben 
des vaterländifhen Staats ergreift und beftimmt den Bürger flets neu, 
und ein höheres Lebensprincip ihres Staats, das Verfaffungsgrund- 
gefeg (f. II.), übt feine Gewalt über das ganze Volk, Auch die freien 
Bürger von Athen und. Rom, von England und Mordamerika, fie 
wären eben. fo wenig als die Bürger des hebräifhen Staats mit ihrer 
eigenen Staatsidee und politifhen Bildung bereits - fertig da, ehe fie 
etwa einen Willkuͤrbeſchluß faßten, jest den Staat. von Athen, Rom 
oder England oder den Staat Gottes zu erfinden und zu erfchaffen. 
Nein, ſagt Ariftoteles, die Glieder des lebendigen Leibes find, vom 
natuͤrlichen Standpuncte aus betrachtet, nicht vor dem Ganzen vor= 
Banden (Pol. 1, 2.), beide erwachfen mit einander aus höherem Lebens⸗ 
keime. Die lebendige, Sinn und Gemüth -ergreifende Idee gemein- 
ſchaftlichen Staatslebeng, das lebendige Verfaffungsprin= 
cip und Gefes diefer Lebenskeime und die Lebensgrundfraft des 
Staats, die lebendig verbindende UWebereinftimmung für eine Rechts— 
und Staatsgemeinfhaft, für gemeinfhaftlihe Staatszwede und Ge— 
fege (die. xoıwovia und ein Blog noleng nah Ariftoteles, ein ju- 
ris consensus ‚et utilitatis commanio nad) Cicero) mußte fie ergrifs 
fen haben, ehe fie auf Leben und Tod ſich zum Staate, zu feiner Ent=- 
widelung und Vertheidigung frei vereinten und feinen Gefegen mit Freis 
heit fich unterordneten. Es mag nun ber Keim diefer dee, ehe fie 
Alten bewußt wurde, ehe fie felbft lebendig im Leben hervortrat, ſich 
entwidelt haben in dem Geifte eines großen Führers, eines Mofes, 
Solon oder Romulus, eines Alfred oder Penn oder Frank— 
lin, oder auch in der Gemeinfchaft hebräifcher , griechifcher, lateiniſcher 
und britifcher Goloniften und Flüchtlinge, fie mag begründet fein in 
ihrer gemeinfchaftlihen Abflammung und Affimilation, in ihren gemein» 
ſchaftlichen Kämpfen, Beftrebungen und Opfern: jedenfalls würde ohne 
ſolche innere Einheit, e8 würde nad einer blofen Vertragswillkuͤr ſelbſt 
die Außere Staatsförm eben -fo wenig einen wahren Staat begründen, 
als auch nür dieſe Form ohrie fie eritftehen würde. Ihre ‚höhere, bie 
Bürger ergreifende, ber Verwirklichung in der Staatsform vorherge- 
hende, ihre unfterblich fortwirkende, auch die noch üngeborenen Bürger 
ergreifende, einigende und beherrfchende Kraft, dieſe wahre Lebenskraft 
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des Staats kann nicht abgeleugnet werden, eben fo wenig wie bie im 
Einzelleben, obgleich beide nur in ihrem Wirken erkennbar find. Die 
Ufahe ift auch hier in den nicht beftreitbaren Wirkungen gegeben. 
Durch fie erft, durch diefe innerliche Harmonie durchdringen und 
verbinden ſich Wielheit und Einheit, Freiheit und Gemalt in» 
nerlih und harmoniren mit einander zum wahren Staat, wie Ci; 
tero es ausſpricht (Multitudo concordia civitas facta erat in de 
Rep. I, 25.), und dieſer Staat, diefe Bürgereinheit iſt nun wirklich, mie 
er den Staat definirt: multitudo juris consensu et’ utilitatis com- 
munione sociata. Diefer Staat ift jegt nicht ein durch blos aͤußeren 
mehanifhen Zwang verbundener Haufe von Vielen, von melden bie 
Einzelnen, Freien etwa aͤußerlich gegenüberftänden einer ihnen fremden 
Regierung und Gewalt, die ihnen für Aeufßerliches Aeußerliches , für 
Dienſte Schug gäbe, nein, er ift, wie es ausdruͤcklich ſtets auch die 
tömifhen Suriften mit den Stoikern ausfprachen, zugleich ein einziger 
größer Menſch (homo, persona, corpus, ſ. Syſtem I, 48), in welchem bie 
Einheit und Freiheit die Bürger und die Regierung zugleih innerlich 
serbinden, zugleich. in einander find; und fo ift er das lebendige und 
freie Gemeinwefen (res publica, res populica). 
In der ihrem befonderen Weſen (f. vorhin I, 1. 2) und ber har» 
monifhen Drganifation des Staatslebens entfprechenden grundgefeglichen 
lebendigen Wechſelwirkung erfcheinen nun das höhere Lebensprin- 
cip, die Vielheit und die Einheit im Staat als jene drei Grund» 
beftandtheile des Iebendigen Staatslebens, die bereits oben (Bd. I. ©. 
11 — 24), jedoch vorzugsmeife in Beziehung auf bie Abtheilung ber 
Staatswifferifchaft, dargeflellt wurden. - In Beziehung auf das Staats- 
leben felbft nennen wir fie Verfaffungsgefes, Conftitution 
und Regierung, ober 
J. das hoͤchſte innere VB ereinigungs», Grund⸗ oder Ver: 
CH öder Gefeg. Es geht als die allgemeinfte hoͤchſte 
Grundkraft des Staatslebens zwar allerdings von den alfgemeinften Kräfs 
ten des Meifchenlebens und von der Abhängigkeit des Volks von Gott 
und der Menfchheit und ihrer Cultur, e8 geht von natuͤrlichen, teligiö- 
fen ober vernünftig fittlichen Antrieben, vom göttlichen. Willen‘, ber 
höheren Idee aus, ganz ähnlich wie der Geift im Menfchen von Gott 
oder ton dem allgemeinen Meltgeift ausgeht. Stets aber ift es als 
gemeinſchaftliches Lebensprincp des Volks gemeinfhaftlides, 
durch gemeinfchaftliche nationale Bildung und Uebereinftimmung beftimm: 
tes innerliches Willensgeſez der Bürger. Bei freien Voͤl⸗ 
kern auf der maͤnnlichen Culturſtufe aber iſt es frei anerkanntes 
Willensgeſet freier Gemeingeiſt, Geſammtzweck ber Bür— 
ger and Geſammtwille, und insbefondere der ſittliche 
Geſammtwille der Vereinigung nah der Grunbbedin» 
gung des freien Friedens- und Hülfsvereins (juris con- 
sensus et utilitatis communio). So wie jede Grunbdfraft im Leben, 
fo hat auch das Lebensgrundprincip des Staates feine befonderen Cen⸗ 
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tralorgane; früher oft in einem jus sacrum, in der Nationalkirche, in 
Orakeln und, wie bei den Hebrdern, in Propheten, die das Volk ftets 
an fein Grundgefeg mahnen follten, oder in anderen ehrmwürdigen Na— 
tionalinftituten, Areopag, Genfur, Zribunat, höhere, namentlid auch 
geiftliche und gelehrte Reichsſtandſchaft. Bei freierer höherer Bildung 
aber befteht das Drgan bes Werfaffungsgefeges der fittlichen freien 
Nation in ihrer wahren, freien und möglihft organifirten 
patriotifhen oͤffentlichen Meinung; in einer folhen öffent 
lihen Meinung, melde in nationalen, gefchichtlihen und religiöfen 
Grundlagen mwurzelt, welche durch fittliche Volkserziehung und Wiſſen⸗ 
ſchaft geläutert und ausgebildet wird, in einer ſolchen, welche bei der 
Deffentlichkeit des Staatslebens fidy frei über dafjelbe ausfpriht und 
die ‚freie Uebereinfiimmung der Nation und Regierung be— 
wirkt. Diefes ift eine wahrhaft lebendige, das Staatsleben durchdrin⸗ 
gende und beherrfchende, feine höchfte und ſtaͤrkſte Grundfraft; ganz in 
dem Sinne, wie unfere claffifchen römifchen Juriſten an der Spitze des 
Corpus juris das Grundgefeg, ben fittlihen Volkswillen, auf wel- 
hen fie ſtets forgfältigft alle anderen Gefege zurüdführen, 
nicht als todte Vorſchrift, fondern als die höchfte lebendige Kraft 
betradhten und ihn die von Gott ausgehende Königin aller Dinge, und 
zugleih das freie feierliche DVereinigungsgelübde des Volks nennen *). 

Unter Leitung dieſer Grundfraft, zunächft des von ihr gemollten 
freien Friedens» und Hülfsvereins für das ganze gefellfchaftliche Leben, 
alfo für die Vielheit wie für die Einheit, treten nun diefe bei- 
den unter ſich wie mit dem erften Lebensbeftandtheil des Staats in or 
ganifirte harmoniſche Wechſelwirkung. Der Friedens» oder Rechts: 
verein für die allfeitige Freiheit bezieht ſich zunaͤchſt auf bie 
Vielheit und begründet fo vorzugsweife ihr Recht und das Privatrecht. 
Der Hülfs- oder Staatsverein für das gemeinfhaftliche Zufammenmirken 
bezieht ſich zundchft auf die Einheit und begründet vorzugsmeife die Pos 
litit und das politifche Öffentlihe Recht. Aber in der organifchen 
Berbindung und Wechſelwirkung muß das politifche Zweck⸗ und Mittelgefek 
überall nur in rechtlicher Freiheitsform wirken, die freien Privaten und ihr 
Recht aber werden umgekehrt auch für den politifhen Zweck organifirt. (©. 
oben Bd. I. S. 20, 30 u. 31.) Hiernach und ihrem urfprünglichen Weſen 
gemäß (f. vorhin I, 1) erfcheint jest zuerft die Vielheit als vechtlid 
und politifh organifirte Vielheit. Go bildet fie den zweiten 
Lebensbeftandtheil des Staats oder 

U. den aus freien Bürgern frei conflituirten Volks» 
koͤrper. In ihm erhalten zuerft die einzelnen Perfönlidkeiten 
und ihre freien Vereine einen befonderen gleich heiligen Privatrechts— 
reis, um innerhalb deſſelben als freie, autonomifche Perfönlichkeiten 
beftehen und ihre befondere Ueberzeugung und Beſtimmung verwirklichen 


*) Inventum et munus Dei, divinarum atque humanarım rerum regina, 
communis rei publicae sponsio, L.2 et 32 de legib, und mein Syftem I. 8.1. 
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zu Einnen. Sodann audy erhalten fie als freie Genoffen und Glie 
dee des regierten Volkskoͤrpers *) (der fogenannten bürgerlichen 
Gefeltfhaft) ihren Rechtskreis, ihre rechtlihe und angemefjene Stel- 
lung und Gliederung in Gemeinden, Provinzen, in Volks: und Wer: 
treterverfammlungen und die hierhin gehörigen flaatsbürgerlihen 
Sreiheitsrechte zur Verwirklichung und Vertretung ihrer Privat: und 
ihrer Verfaſſungs⸗- und Gonftitutionsrechte gegenüber der Regierung. (S. 
oben Bd. I, 34. IV, 365. VII, 245.) In der Durchführung des Ver⸗ 
foffungsgefeges und des Friedens- und Hülfsvereins im organifirten les 
dendigen Staate fteht nämlich der Regierung nicht blos der Einzelne als 
eine rechtliche Privatperfönlichkeit gegenüber, die Regierung des freien 
oder des Mechtöftantes hat auch die ganze im Volkskoͤrper vereinigte re- 
gierte Mation nicht etwa ald einen willenlofen, rechtlofen Haufen, fon-= 
dern als felbftftändige Perfönlichkeit fi gegenüber anzuerkennen. Dazu 
erhält diefer Körper bei allen freien Völkern feine organifirte Gliederung 
und feine Mepräfentanten und Gentralorgane, Volks: oder Urverfamm- 
lungen, Volkstribunal, Standfchaft. Hierdurch allein, durch die Grün: 
dung und Anerkennung eines doppelten Rechtsfubjects mit felbftftändiger 
Erfenntniß und Willensfreiheit, wird ein wirklich freies vertrags— 
mäßiges Verhältniß organifch verwirklicht. So gefhah es 
z. B. in Rom nad dem Auszug auf den heiligen Berg und bei und 
nach Abfchliefung der allfeitig beſchworenen Grundverträge (leges sa- 
eratae), bei der Bildung des Tribunats und der plebejifchen Volksver⸗ 
fammlungen, in England durch die Magna Charta, überhaupt in ger« 
manifchen und deutſchen Staaten durch Volks- und Ständeverfamm: 
lungen. Nur wer die Natur wie die Gefchichte der freien Verfaf- 
fungen verfennt, kann bier vom Staate im Staate fprechen und bie 
Nation als in einzelne Atome aufgelöfft oder als ungegliedertes, willen» 
Iofes Aggregat der Regierung gegenüberftellen, oder, was Manche für » 
aͤcht flaatsweife und naturphilofophifdy halten, fie als willen» und recht: 
los mit der Regierung bis zur. Ununterfcheidbarkeit vermifchen **). Aber 


,—m ——t 


*) Die Hiervon burchaus zu unterfcheidende mitregierende 
u an ber Regierungsgewalt gehört unter IL. (f. oben Bb. 1. 


”) Auch Hegel thut diefes und erklärt das Wolf ohne feinen Monarchen 
als „formlofe Maffe”, und die Vorftellung von einem folchen berechtigten Wolf 
„als eine wüfte Vorftellung vom Volk”, hebt alfo folgerichtig alles felbftftändige 
Recht von Volk und Bürger gegen den König, alles Vertragsrecht auf. Liberal 
oder radical gewordene Anhänger von ihm fegen nun an bie Stelle des regieren- 
den Königs das regierende Voll. Aber gegenüber von diefem und feinem Stims 
menmehrheitsbefchluß haben nun die Bürger und das regierte Volk fein Recht, 
fo wenig als nah Rouffeau „der Fuß gegen ben Kopf’’, während die freiere 
und tiefere Staatsweisheit der Römer und aller freien Völker ftets-anerkannte, 
daß auch die Stimmenmehrheit an das grundvertragsmäßige Recht ge: 
bunden, daß ein daffelbe verlegender Regierungsbefhluß rechtlich unmdg-= 
lich und ungültig ſei. (Oben VII. &. 244.) Volkedespotismus ift um kein 
Haar befier als Königsdespotismus. Aber Hegel’d Vernichtung aller Perfönlichs 


60 Staatöverfaffung. 


nur bei den niebdrigften Thiergattungen ſcheint wenigſtens Alles als in 
einer Maſſe durch einander gemiſcht oder von einem einzigen Organ 
und feiner Function (etwa vom Darmcanal) verfchlungen. Bei allen 
höheren DOrganifationen dagegen bilden ſich immer vollftändiger und am 
vollftindigften im Menfchen nicht blos einzelne Organe, fondern eine 
Reihe felbftftändiger Eräftiger Gentralfpfleme aus, Mervenfpftem,; Ges 
fäßfpftem, Zellſyſtem, im geiftigen Leben die $unctionen des Denkens, 
Fühlens, Begehrens, Organe und Syſteme mit den verfchiedenften Grund= 
Eräften. Und weit entfernt, daß hierdurch Harmonie, Kraft. und Werth 
des Lebens geſchwaͤcht wuͤrden, werden ſie dadurch nur gehoben. Auch 
wird man ja wohl mindeſtens gleiche Freiheit, mit welchet in jeder 
freien Nation, um ſo mehr, je mehr ſie dieſes iſt, andere Vereine 
und Corporationen zur Wahtung ihrer Intereſſen und Rechte ſich aus— 
bilden dürfen (f. „Affociation‘‘), der ganzen Nation nicht abſprechen wol⸗ 
len. Man wird nicht eine monärdhifc regierte Nation bei bem Aus⸗ 
fterben der Erbberechtigten für allgemein Preis gegeben, ihre Eriftenz‘ als 
Nation, als moralifhe Perfon, für zerftört anfehen. Diefes aber müf- 
fen alle Schrifeftellee thun, welche die freie Perfönlicheit der regierten 
Nation gegenüber (nicht Über) der Regierung leugnen. Die felbft- 
ftändige, rechtliche Perfönlichkeit der regierten Nation und ihr grund= 
vertragsmäßiges Recht erkennt felbft die am Meiften abfolutiftifche 
europdifche Verfaſſung, die dänifhe und ihre Ler NRegia und Sou— 
veränetätsacte an, eben fo tie die Norweger es fpäter thaten, als 
fi ihr König durch Abtretung an Schweden von ihnen losgefagt hatte. 
Ale Verfaſſungsurkunden europaͤiſcher Staaten enthalten Elar jene zwei - 
Rechtsſubjecte, verſprechen und verbürgen der regierten Nation als fol- 
cher feierlich ihre Rechte. Im bdeutfchen Reiche war fie, abgefehen hier« 
von und von den Verfaſſungseiden ber Regenten, fehon allein in ber 
grundgefeßlich ſtets ausgefprochenen, praktifch durchgeführten Moͤglichkeit 
für die Reichs- und Landesbürger gegeben, den Kaifer und ben Landes» 
fürfterr wegen Verlegung des regierten Volks durch verfaffungsmwidrigen 
Mißbrauch der Reichs- und Landesregierungsgewalt fogar foͤrmlich vor 
Gericht zu ftellen. (S. oben IV, 371. X, 698.) 
Die Einheit des Staats endlich erfeheint jest ihrem obigen. Wefen 
I, 2 und dem Verfaſſungsgeſetz und der freien Organifation gemäß als 
freie organifirte Einheit oder: 
- III als fouveräne, aber verfaffungsmäßige und zugleich 
‚conflentiontelte: Regierung (Regierungsform oder PESeh! 


keit und alles Rechts des regierten Volks gegenuͤber der Regierung iſt bie Quelle 
entgegengeſetzter Verkehrtheit und uͤberhaupt gar nicht beſſer, als die Berwand⸗ 
lung des Volks in eine rohe volksſouveraͤne Gewalt über der Regierung: — Das, 
was ich den regierte Volkskoͤrper nenne, erfannten die Staatslehrer an, wenn 
fie unter dem Namen „bürgerlidhe Gefelifchaft“. die durch gemeinſame 
Rechte und Intereffen- verbundene Nation ohne Obergewalt fo bezeichneten. 
Aber man dachte nicht Bar genug an bie nothwendige Organifaticn und bie 
fortdauernde rechtliche Perfdnlichkeit auch gegenüber der Regierung. 
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fation). +)» Moralifhe Perfon bleibt die. Regierung, wenn ſie 
auch nicht aus einer zufammengefegten Perfönlichkeit befteht, denn auch 
der einzelne Monarch als folder regiert und- handelt: als Repräfen»- 
tant des Staats mit. feinem unfterblihen Zwecke, nicht blos als phyſi⸗ 
fhes Individuum und als Privatmann. („Le roi ne meurt pas“.) Auch 
hoͤchſt feibftftändig oder fouverän bleibt die Regierung ale die hoͤch ſte 
innere Behörde in einem von Außen unabhängigen Staate. Und es 
wird fi) die Regierung nicht etwa als blofe Form, fondern als 
böhfte felbftfiändige- Gewalt lebendig und nicht fo, wie die me— 
hanifche Staats: und -Volksfouveränetätstheorie ‚meint, bilden. ie 
mwied nicht entſtehen und nicht dauernd als die felbftftändige höhere Eis 
nigungs» und Regierungskraft beflehen, wo nicht wenigftens ein leben- 
diger individueller Lebenskeim felbftftändiger. Herrſchaft und der unterord⸗ 
nenden Einigung der Glieder durch fie vorhanden iſt, beftehe derfelbe-in 
alter Kamilienauctorität oder in einer andern von beiden Theilen gefühlten 
Ueberlegenheit, im diefer oder jener harmoniſch vermittlenden und verei= 
nigenden oder regierenden Kraft, Diefes aber fließt natürlid abermals 
nicht die Freiheit und auch eine demokratiſche Regierung nicht aus. Die 
Regierung kann ſich vielmehr auch als regierende Verſammlung aller 
felbfiftändigen Zamilienväter entwideln, wenn biefe etwa gleicy- gebildet 
find, gleiches Gefühl, Beduͤrfniß, Beſtreben und die Gewohnheit einer 
nur: wechfelfeitigen Unterordnung haben, ‚wenn fie vielleicht -ald Colonis- 
ſten eines ſchon gebildeten Volkes gemeinfchaftlidy zufammenlebten und- 
wirkten, und in gemeinfchaftlicher Beftrebung, Aufopferung und Berathung 
der Keim der regierenden Volksverſammlung des neuen Staas 
tes gegeben iſt. Aehnliches kann fich auch in revolutiondren Rechtskaͤmpfen 
entwideln. Wenn. aber auch der Politiker die natürlichen, fittlichen und: 
teligiöfen wahren Lebensfräfte und die natürlichen Entftehuns 
gen der Regierungen ſchon für die Beurtheilung ihrer Kraft und Dauer 
nicht überfehen darf, ſo darf man doc, auch nicht deshalb. mit den An⸗ 
hängern des göttlichen Rechts -und den Hallerianern die Freiheit, die 
freiere Vereinbarung oder Anerfennung von Geiten bes 
Volks überfehen,, ohne welche eine rechtliche und freie Regierung in ei⸗ 
ner freien Nation unmoͤglich if. | | 

- Denn ſiets ift andererfeits die rechtliche Regierung untergeord= . 
net dem VBerfaffungsgefeg und gebunden an bie verfaffungs- 
mäßige-Gonftitution des Volkskoͤrpets, an feine und feiner. Glieder 
Rechte. Die rechtlih organifirte Einheit hat beide in ſich aufjus 
nehmen, - unter einander und mit fich felbft, 'wie mit der Außenwelt 


*) Die Schriftfteller nennen gewöhnlich, weil, zwar nicht die Völker im 
Erben, wohl aber die „Theorie das Berfaffungsgefeg und bie Bolkscon⸗— 
kitution L ımb IF, Üüberfeben, die Regierungsform ober Drganifas 
tion: die Gonftitution oder auch die Berfaffung. Die letztere kann man 

# im weiteren Sinne vom Verfaffungsgefeg unterſcheiden als 


9 der ganzen Staatscinrihtung. 
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harmoniſch zu vermitteln und ſo den ganzen Staat ſtets als lebendige 
Einheit zu erhalten und zu repraͤſentiren. Die Organiſation ber 
Regierung aber hat durdy Ausbildung guter Organe des Verfaffungsge- 
feges (f. vorhin I.) und guter Organe des Volkskoͤrpers, z. B. reprä- 
fentativer Stände, durch ihre zweckmaͤßige Vereinigung mit der Regie- 
rung und durch deren Theilnahme an der Megierung, für die Verfaſ⸗ 
fungs = und Gonftitutionstreue der Regierung zu forgen und die gänzliche 
Trennung oder vollends feindliche Entgegenfegung zu hindern. (S. „Staates 
verwaltung‘‘.) Auf diefe Weife erft und unter diefer Bedingung verwirk⸗ 
licht und repräfentirt die Regierung wirklich die lebendige Einheit und 
den wahren allgemeinen Willen bes ganzen Staats, melde 
das Grundgefeg und den lebendigen Volkswillen in ſich vereinigen; fie 
wird ihr felbfijtändiges, lebendiges Organ. Sie ift nun erjt fein vom 
Berfaffungsgefeg oder von dem Willen des Volks weſentlich verſchiede⸗ 
ner, aͤußerlich hinzukommender und aufgezwungener fremder und Parti« 
eularwille. Sie wird der lebendige, perfonificirte, fittliche Verfaſſungs⸗ 
mwille in der Form ber rechtlichen Freiheit des Volks. Verfaffungsgefeg, 
Bolt und Regierung vereinigen fi nun erft nad) der Forderung des 
Ariftoteles und der Stoifer und der römifhen Juriften zum gan 
zen, feſten, fittlihen, freien, organifchen- Staatsleben, ganz fo wie 
göttliher Geift, Leib und Seele zum ganzen Menfhen. So wie 
namentlich die vernünftig: finnliche, aber felbftftändige Seelenthätigkeit, 
diefe Regiererin des menfchlichen Lebens, nach floifhem Ausdrud, 
untergeordnet ift dem göttlihen Princip und Geſetze des Geiftes, und 
gebunden an ihre leiblichen Drgane, diefe nicht verlegen darf, ohne fie 
nicht wirken kann, fo muß die Regierung huldigen dem Verfaſſungsge⸗ 
feg, und ift in Eriftenz und Wirkſamkeit bedingt durch die Gonftitution 
des Volkskoͤrpers und feine Rechte. Eben fo wenig wie die Seele bios 
activ ift, fo fol auch die Regierung nicht unempfänglid für die Ein- 
wirkung des Verfaffungsgefeges und des Volfswillens, z. B. feiner öf- 
fentlihen Meinung, fein. Die freie Volksconftitution erfcheint nunmehr 
entweder ald etwas Entbehrliches oder Zufällige im gefunden Staate, 
noch auch einem abfoluten, angeblich göttlichen Nechte der Regierung 
Preis gegeben, wie unfere Servilen wollen. Aber die Regierung ift auch 
keineswegs, fo wie nach einer weit verbreiteten, mechanifchen liberalen 
Anfiht und Volksfouverdnetätstheorie blos paffives, unfelbftftän- 
biges Beamtenorgan mit willlürlih vom Volk manbdirter oder de: 
legirter Beamtengemalt. 

Das mahre gefunde Leben vereinigt in feiner Wielfeitigkeit und 
Harmonie überall ſcheinbar unverföhnbare Gigenfäge und befiegt die 
Einfeitigkeiten. So auch thut es der fittliche und freie lebendige, frei 
organifirte Staat und feine Theorie. 

So wie der Staat felbft und mie das von Hugo aufgegebene 
Privatrecht und das von Haller aufgegebene öffentlihe Recht, 
und eben fo wie fie die zugleich felbftftändige, aber verfaffung$: 
mäßige und conftitutionelle Regierung, fo erhält jegt aud) 
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ver Gefammtmille bie der wirklichen Freiheit wie ber fittlihen 
md Staatsidee entfprechende, die felbftftändige und organifche 
Geſtalt. Der Geſammtwille iſt weit entfernt von bodenlofer 
Villkür oder auch von einem blofen Aggregat von Einzelmil: 
len. Gegen diefe legtere Anſicht bildet diejenige Nechtsmiffenfchaft, bie 
neh heute die erfte der Welt ift, die römifche, dadurch den fchärfften 
Gegenſatz, daß fie ſtets mit Entfchiedenheit einen grundvertrage = ober 

verfaffungswidrigen Befchluß aller römifhen Bürger als rechtsunguͤl⸗ 

tig, ald einen Gefammtwillen erklärte. (S. oben Bd. VII, ©. 246.) 

Sie fordert alfo entfchieden einen vernunftrehtlihen Geſammtwil⸗ 

im. Und doch ift fie zugleich, fo wie von all’ unfern modernen Einfei- 

tigkeiten, fo auch von ber abgefhmadten Theorie unferer deutfchen 

Schulweisheit entfernt, welche den Gefammtmillen entweder für übers 

flüffig für den Staat Hält oder, im Widerſpruch ſchon mit feinem 

Wortſinn, wirkliche hbiftorifhe Einwilligung des Volks als un: 

nöthig für ihn erklärt. Man thut Beides, wie es fcheint, damit entwe⸗ 

der der philoſophiſche Hochmuth feine einfeitige fubjective Anſicht 

der der Regierungs-Hochmuth feine Herrfherwilllür an die Stelle 

des Geſammtwillens fegen und auch da durchführen koͤnne, mo fie 

dem wirklichen Gefammtmillen ber Nation feindlich entgegenftehen. Jene 

daffifhe Zurisprudenz aber gründete vielmehr ihre ganze Nechts> und 

Staatötheorie auf einen biftorifh wirklichen Gefammtwillen, 

consensus omnium oder populi. Aber derfelbe beruhte in ihr auf ber 
ſittlichen Vernunft der Nation und wurde als foldhe objectiv 
erfennbar gemadht, wurde biftorifch wirklich durch ihre heili- 
gen Grundverträge und Grundgefege und durch die denfelben 

nicht widerfprechenden Befchlüffe der grundvertrags> oder vertragsmäßi- 

gen, vom Volke frei anerfannten Behörden, und vor Allem auch 

duch die Abflimmung der Bürger in ihren DVerfammlungen. Dabei 
nennen fie denn die grundvertragsmaäßige auf dem Gleichheitsprincip 
beruhende Stimmen: Mehrheitmit Recht fletd consensus omnium*). 
Daß aber ein gefittetes Wolf bei feinen unter heiligen Eiden gelobten 
gen über feine heiligften und theuerften Angelegenheiten von 

ſittlich vernünftigem Willen ausgehe, und eben fo ein diefen Grundver- 
trägen nicht erfennbar widerfprechender Befchlüffe der grund⸗ 
vertragsmäßigen Volksorgane, diefes iſt eine natürliche auf 
dem Fundament aller Freiheit und. gefitteten Gefellfchaft, auf Treu und 

Glauben berubende juriftifche WB orausannahme (Präfumtion). 

Diefe Annahme liegt eben fo nothwendig in der Natur des freien Ver: 


*) Der Wille blos des Volkes oder feiner Vertreter ift aber da, wo 
nah der Regierungseinrihtung zu feiner Gültigkeit noch Zuſtimmung 
der Regierung ober eines Regierungsbeftandtheils noͤthig ift, um einen verfaffungss 

igen Gefammmtwillen des ganzen Staates zu bilden, noch nicht Gefammt: 
wile. Diefer Bolkswille hat diejenigen Rechte, die ihm die Werfaffung ein- 
räumt. Aber weit entfernt, daß er eine vollsfouveräne Staatsalls 
macht bildet, ift er micht einmal Wille oder Gefammtiwille des Ganzen. 
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eins freier fittlicher Perfonen, wie die, daß die fo objectin. gewordene 
fittliche Vernunft des Volks, nicht aber individuelle Speculation als 
das praktifche Gefe& für fie erfcheine*). . N 
V. Die Souveränetät oder Staatshoheit... Die richtige 
Grundanfiht vom Staate ſchlichtet auch den großen Streit über bie 
Souveränetät. _ Es fragt fih: 1) was ift die Souveränetät? 2) 
Wem fteht fie zu? In den Begriff ber Souveränetät haben Viele den 
Begriff einer unbefchränkten Gewalt legen wollen. Diefes läßt. fic) 
aber weder nah dem Wortbegriff, noch nah dem Rechte behaup⸗ 
ten. Seinem Begriff. nad) bezeichnet das Wort Souveränetät (von dem 


*) ©. hierüber „Srundvertrag”, fowie auch „Recht”und „Staats- 
wiffenfchaft: Dort ift auch nachgemwiefen, wie fich bei richtigem Feſthalten 
der Dbjectivität von dem grundvertragämäßigen vernünftigen pofitiven 
Recht nicht. blos das umvernünftige ober rechtsverlegende fcheibet, ſondern auch 
von der pofitiven Satzung das aus dem vernünftigen Grundvertrag und 
feiner Natur logifch frei abgeleitete natürliche Recht, unb wie dieſes natürs 
liche Recht des Rechts- und Staatövertrags theild allgemein -ift für alle 
freien rehtlihen Staaten, fo weit die Aufhebung deffelben, der Ratur ber 
Dinge und ber Logik wiberfprechend, die abfolut weſentliche Bedin- 
gung eines freien Rechts» und Staatsvereins vernichten würde, 
theils eigent huͤmlich mobificirt durch die Nationaleigenthümlikeit. 
Diefes Alles erkannte ftets die freie und praßtifche römifche und britifche Staatsweis⸗ 
beit an. Rur unfere beutfche unfreie und unpraktifche verfennt es. Sie ver: 
gißt die nothwendige Dbjectivität, ben Gonfens für jedes beffimmte 
concrete Außere Rechtöverhältniß freier Männer und für feine befonbere Ger 
ftaltung. Sie verwechfelt auf faft unbegreifliche Weife diefe wahrhaft vers 
nunftnothwenbige freie Rechtsform für ben natürlichen, Hiftorifchen, fitt> 
lihen Inhalt ber Verträge mit reinen Willtürverträgen. Mit wahrhaft be: 
wundernswerther Seichtigkeit aber verfucht fie dann felbft Hiftorifch die doch von 
allen freien Völkern und allen großen Staatömännern und Rechts⸗ und Staates 
gelehrten ald nothwendig anerkannte Vertragsform (f. „Brundvertrag‘) zu 
ieugnen. Sie leugnet fie weg, fobald fie bei einem Volk oder einem Schriftfteller 
auf eine Anerkennung der fittlihen oder natürlichen Grundlagen oder der allges 
meinen Nothwendigkeit von Rechts- unb Staatsverhältniffen überhaupt ftößt, wie 
auch wir fie überall anertennen. So folgert Thilo („ber Staat”) aus db 
Ariftorteles Aeußerung, daß bie Glieder dem Ganzen nicht vorausgehen, für 
den großen Weifen 1) den Unfinn, daß er das Ganze als ferfig den Gliebern 
vorausgehen laffe, da doch nur der Lebenskeim beiden vorausgeht und fie fich 
mit einander wechfetfeitig ausbilden (die athenifchen Bürger waren nicht fertig 
da vor Athen, aber Athen war doch auch nicht fertig ohne Bürger); 2) daß 
Ariftoteles, allen feinen übrigen Erklärungen zuwider, bei bdiefer Ausbildung und 
dem Beftande des Staats vom Stanbpuncte ber Freiheit aus (er fpricht I, 2 aus⸗ 
druͤcklich nur von der Naturfeite) Freiheit und mechfelfeitiges Einmwilligen oder 
Vertrag ausſchließe. (S. dagegen oben II, 3 die Note.) Wir aber» werben es ftets 
‚mit der praktifcheren Weisheit freier Völker und mit unferem Uhland halten: 

„Das Recht ift ein gemeines Gut. | 
Es liegt in jebem Erbenfohne, 

Es quillt in uns wie Herzensblut; 

Und wann fihb Männer frei erheben 

Und treulich fchlagen Hand in Hand, 
Dann tritt das innre Recht in's Leben, 
Und ber Bertrag gibt ihm Beftand.” 
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lateinifhen supremus, dem italienifchen soprano und dem franzöfifchen 
souverainete gebildet, alfo ein Baftardwort aus fünf Sprachen) nur das 
Oberſte in feiner Art. So heißt noch heute ein Gericht der erften Ins 
flanz in Frankreich une cour souveraine, ohne daß dabei an Unum: 
fhränktheit zu denken wäre. Auch bei der Uebertragung des Worts auf 
ſtaats⸗ und voͤlkerrechtliche Verhaͤltniſſe blieb nur die Grundbedeutung. 
Vorzüglich im Gegenfaße von einer Lehnsabhängigfeit wurde früher ges 
möhnli in der diplomatifchen Sprache ein Staat ſouveraͤn genannt, 
wenn er keinen Lehnsheren anerkennen mußte. So hieß die Acte, weldye 
das Herzogthum Schleswig von dem Lehnsbande gegen Dänemark be: 
freite, Souveränetätsacte, und Schleswig nun ein fouveränes Herzog: 
tum, obgleich es nur ald mit Holftein unirt und nad) einer- freien 
findifhen Verfaſſung von den Königen von Dänemark regiert werden 
durfte. Der preßburger Friede von 1805 nannte die Könige von 
Bien und MWürtemberg wegen aufgehobener Lehnsbarkeit ihrer Regie— 
ungsgewalt fouverän, obgleich die landftändifhen und reichsftändifchen 
Verfoffungsverhältniffe unverändert blieben. In das Recht und auf 
die Staatsverhältniffe übertragen, kann ebenfalls das Wort Souveräne: 
tät nur etwas rechtlich Bedingtes und Begrenztes bezeichnen. 
Nur despotifche Rechte find grenzenlos und unbedingt, fo weit die 
phrfifhe Macht reiht. Es ift alfo Souveränetät oder Hoheit eine 
oberſte Stellung in flaatsrechtlihen Beziehungen, verbunden mit den in 
der Natur der beftimmten Nechtsverhältniffe begründeten Rechten. 

Nun aber gibt e8 folgende Hauptverhältniffe des Staats, in Be: 
jiehung auf melde von einer GSouveränetät die Rede fein Eann. | 

I) Das Berhältniß des Staats nah Außen. Hier bezeichnet 
die Souveränetät bes Staates die voͤlkerrechtliche Selbftftändigkeit und 
Unabhängigkeit: des ganzen Staats. Die Frage, wem diefe zufteht, Fann 
vernünftiger Weife die Regierung und die Nation nicht in Gegenfag 
bringen. Diefe Souveränetät fteht beiden gemeinfchaftlih zu. Keine 
von beiden hat ein Intereſſe, die andere auszuſchließen. Die Regierung 
aber hat fie e zu tepräfentiren und zu fchügen, 

1) Sn den inneren Staatsverhältniffen gibt e8 1) Souveräne: 
tüt in Beziehung auf das Verfaffungsgefeg als die höchfte Gemalt, über 
daffelbe zu beflimmen. In gewiſſer Weiſe ſteht diefe höchfte Gewalt 
nah dem Bisherigen Gott oder der ſittlichen Vernunft zu, von welcher 
das fittlih vernünftige Grundprincip der Vereinigung ausgeht. In fo 
fern aber dabei die freie Anerkennung der Gefellfchaft hinzufommt, vers 
ſteht es fih von felbft, daß diefe Souveränetät ebenfalls wieder der 
rg Geſellſchaft ohne Zrennung der Nation und der Regierung zus 
teht. 

2) Die Souveränetät oder hoͤchſte Gewalt über die Conſti— 
tution des Volkskörpers und 3) über die Organifation 
der Regierung. Beide Gemalten zufammengenommen nennt man 
auch wohl die Gonftitutiong » oder die WVerfaffungsgewalt im weiteren 
Sinne. Sie fteht ebenfalls dem Volke und der u ‚ die ſich in 

Staats stsrifon, XV, 
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gemeinfhaftlihen Grundverträgen darüber zu einigen haben, 
gemeinfhaftlih zu. Wollte man fie dem Volke allein zufprechen, 
fo hätte man bie fouveräne Regierung vernichtet. Denn eine Regie: 
rung, bie fi) müßte gefallen laffen, baß ihre ganze Stellung, all’ ihre 
Mechte jeden Augenblicd beliebig ohne ihre Mitwirtung aufgehoben und 
geändert werben Eönnten, waͤre gar Feine wahre, felbitftändige und fous 
veräne Regierung, fondern nur ein blos abhängiger Diener. Sie kann 
morgen zum Staatsofenheizer ernannt werden. Auch muß die Regierung, 
als Organ der Staatseinheit, der Natur der Sache nach mit dem Or: 
gan des Volks und der Volfsfreiheit zu den hier in Sprache ftehenben, 
das Nehtsverhältniß beider betreffenden Aenderungen friedlid und 
ferbftftändig, alfo vertragsmäßig zuſammenwirken. Das hat 3. B. 
auch in England nie Jemand bezweifelt. Hätte dagegen die Regierung 
ein Recht, einfeitig und willkürlich die Volksconftitution und die Regie— 
rungsrechte zu ändern, fo märe das Volk rechtlos und Eigenthum eines 
Despoten. Aller Vertrag und Conſens wäre aufgehoben. 

4) Die Souveränetät über die Regierung endlich ift die 
hoͤchſte Gewalt, innerhalb und nad den Beftimmungen be$ 
Berfaffungsgefeges, der Volksconftitution und der Regie: 
rungsorganifation bie Megierung oder Staatsverwaltung auszus 
üben. Ueber ihre rechtiiche Zuftändigkeit ift im Allgemeinen aud Fein vers 
nünftigee Streit möglih. Denn diefe Zuftändigfeit hängt lediglich von 
dem pofitiven Rechte, von der befondern wirklichen Negierungsorganifas 
tion jedes beftimmten Staatet ab, morüber ſich im Allgemeinen nur 
politifche Grundfäge aufftellen Taffen. (S. nachher IX.) 

Kann es alfo etwas Thörichteres geben, als Fürft und Volk fchon 
im Allgemeinen und unabhängig von etwaiger Auslegung befonderer po⸗ 
fitiver Gefege durch einen Streit über die Zuftändigkeit der Souveräne: 
tät in Gegenfag und Feindfchaft zu ſetzen? Es koͤnnen dabei nur bie 
durch die bisherige Darftellung über die mefentliche Natur des Staats, 
feines Grundgefeges, ber Volfsconftitution und der Megierung befeitig: 
ten Vorftellungen von einer bdespotifchen und göttlichen unbefchränften 
fürftlihen Allgewalt oder einer rohen unftaatlihen anarchiſchen Wolke: 
fouveränetät zu Grunde liegen. 

VI. Die Idee und ber Begriff des Staates. — Die Idee 
bes Staates befteht nad dem Bisherigen darin, daß er das zum 
freien fittlihen, lebendigen Gemeinmwefen organifirte Volks— 
Leben ift. Weſentlich für die Idee des Staates ift das freie Ge: 
meinmwefen. Diefes drüden die griechifchen und römifchen Namen 
aus: xoıwovia, res publica, societas civilis, civitas. Er ift ein Ges 
meinwefen des Rechts und der Gefinnung zur Verwirklihung der höhe: 
ren Menfchheitsidee, der organifirte Rechts- und Gulturverein eines Vol⸗ 
kes, das höhere Menfchenleben deffelben. 

Will man alle vorhin unter I, II, III entwidelten mefentlichen 
Merkmale des Staates in einem vollftändigen Begriff deffelben ausdrüd: 
lich ausfprechen, fo muß man fagen: der Staat ift der fouveräne, 
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moralifh perfönlihe, Lebendige freie Geſellſchaftsverein 
eines Volks, weldher nach dem gemeinfhaftlihen Verfaf- 
fungsgefes im frei conftituirten Volkskörper, unter Lei— 
tung einer verfaffungsmäßigen und conflitutionellen, 
ſelbſtſtaͤndigen Regierung die rechtliche Freiheit und in» 
nethalb Lerfelben die Beftimmung und dadurch die Gluͤck— 
feligfeit aller Mitglieder erftrebt. 

Mo die Grundidee, wo eins der bezeichneten Merfmake fehlt, da 
fehlt auch noch der wirkliche Staat. Ich möchte daher z. B. auch nicht 
unbedingt mit Dahlmann fagen: bie erfie Familie war der erfte 
Staat. Sie mar es ſchon dann nit, wenn fie nicht fouverän 
mar, und wenn — wegen der Beftimmung der Kinder, eigene Fa— 
milien zu bilden — die Bedingung des bleibenden und die des 
tehtlih geordneten Vereins nicht vorhanden waren. Uebrigens ent= 
bält die obige Definition das Merkmal der immermwäbrenden Dauer 
fhon durch dern Begriff der moralifhen Perfönlichkeit. Darin ift auch 
das natürliche Merkmal enthalten, daß der Staat auf feſtem Ges 
biet errichtet fei, was jedoch mohl nicht abfolut wefentlih ift. Der des⸗ 
zetiſche und theokcatifche Staat der früheren Entwidelungsftufen find, 
bei allem Mangel der Ausbildung der höheren dee, doch eben fo we— 
nig mit ihr in Feindſchaft und von ihr gaͤnzlich ausgefchloffen, wie das 
Kind von der dee eines vernünftigen Menfhen ausgefchloffen if. Es 
iſt dieſes ſo wenig, daß man in ihm fhon den zufünftigen Mann fieht. 
Jene Zuftände des Kindes- und Jünglingsalters find nur natürliche 
Vorbeteitungs⸗ und- Entwickelungsſtufen für das reifere Volksleben und 
für die Herrſchaft feiner Staatsidee, die in ihnen wenigftens dem Keime 
nad) liegt und mehr und mehr Kraft gewinnt, — welche ſelbſt trotz der 
gänzlihen aͤußeren Verſchiedenheit doch im Weſentlichen eben fo der 
Grunidee des Staates dienen, mie Blutrache und Löfegeld und die 
theokratifche Buße in unvollfommnerer Geftalt die Grundidee der Aus: 
tilgung der Schuld oder der Strafe in fidy tragen. (S. „C ompofi itio— 
nen.“) Aber gänzlich etwas Anderes iſt es mit einer widernatuͤrli— 
ben Despotie und Vormundſchaft, melde in Zeiten eines rei⸗ 
feren Alters den Bölkern durch Äußere Willkür und Verruchtheit und 
dermittelft ihrer eigenen Schlechtigkeit aufgezwungen oder über die Perio: 
den der Kindheit und Jugend hinterliftig oder gewaltfam feftgebalten 
werden. Sie erklären der Staatsidee, wie der natürlihen Volksent⸗ 
widelung den Krieg, führen fcheußliche Entartungen und Derfrüppelun: 
gen herbei, die oft dem wahren Staat fo entgegengefegt find, wie Raͤu— 
bergefellfchaften.. Es find Monftrofitäten, , Zwitterhaftigkeiten, Krant: 
beiten, die entweder das Volt allmälig zu Grunde richten, zur Einver⸗ 
leidung in fremde Eroberungsreiche reifen oder buch Schwert und 
Seuer der Feinde oder der Revolutionen dem wirklichen natuͤrlichen 
Staatsleben Plag machen müffen. 

VU. Die Eintheilung der Staaten. — 1) Die Grund: 
eintheilung nach der Verfaffung. — Die ——— von 
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der Natur, von ben Mineralien, Pflanzen, Thieren, Völkern — alle 
beginnen nach Feftflellung ihres Gegenftandes und feines Begriffs mit 
ber Kintheilung der verfchiedenen Hauptgattungen in ihrem Gebiete. 
Die richtige Eintheilung ihrer verfchiedenen Merkmale und Beſtimmung 
ber Gattungen und Erfcheinungen und Folgen bilden die Grundlagen 
und Lichtpuncte für die weiteren Entwidelungen diefer MWiffenfhaften. 
Und mit der mwicdhtigften, fchmwierigften und reichften aller Lebenserſchei— 
nungen, mit den Staaten und ihrer richtigen Theorie, follte es anders 
fein? Dennod hat man bisher offenbar diefen Hauptpunct der Staats- 
lehre viel zu fehr vernadhläffigt. 

Daß der gründliche Ariftoteles ihn nicht überfah, ift begreiflich. 
Bon ihm ftammt die Altefte Eintheilung der Staaten: in Monardie, 
Ariftofratie und Demokratie (Einherrfchaft, Mehr- oder Abels⸗ 
herrſchaft und Volksherrſchaft) her. Dieſe Eintheilung iſt an ſich rich— 
tig und wichtig bis auf den heutigen Tag. Und es iſt nicht einmal 
eine wirkliche Verbeſſerung, daß Haller die dreitheilige Eintheilung in 
eine zweitheilige umwandelte. Er theilt in Fuͤrſtenthum und Re— 
publik und die letztere wiederum in Ariſtokratie und Demokratie. Die 
dreitheiligen Eintheilungen ſind an ſich richtig und der Natur der Dinge, 
vorzuͤglich jenen naturgeſetzlichen drei Beſtandtheilen (oben IV, zu I, 2) 
"und der damit zufammenhängenden, im Leben ftets wiederkehrenden Ver— 
mittelung zweier Gegenfäge entfprechend. Auch find Monarchie, Ariftos 
Eratie, Demokratie drei unter‘ denfelben Eintheilungsgrund gehörige 
Glieder. Der Hauptunterfchied bezieht fich doch auf die Negierungs= 
einrihtung, und zwar auf die Zahl ber Regierenden, woran fidh 
dann erft andere Verfchiedenheiten, 3. B. die Ausbildung der Mehres 
ren zum Adel, als Bedingungen oder als Folgen der Ausführung knuͤ— 
pfen. Dagegen bezeichnet der Begriff Republik oder Gemeinwe— 
fen, menn man fie Staaten ohne Gemeinmwefen entgegenfegt, fo wie 
Hr. v. Haller, nicht blos die Negierungseinrichtung, fondern einen Un= 
terfchied der Verfaffung, fo daß es dann keinen Gegenfag gegen Mon= 
archie bildet. England ift Monarchie und Gemeinwefen. Wie richtig 
nun aber auch die ariſtoteliſche Eintheilung ift und wie wichtig, zumal 
wenn man an bie häufig überfehene natürliche und felbftftändige Kraft 
jeder Regierung (oben IV, III, 3) und an die ebenfalls natürlichen Fol— 
gen ber Regierungseinrichtung. denft, fo taugt fie doch nicht zur ober= 
fen Eintheilung ber Staaten. Ale Eintheilungen der Staaten 
kann der Juriſt und Politiker nur nad ben wichtigen vehtlihen 
oder politifhen Berfchiedenheiten machen. Die Haupt: oder 
Grundeintheilung aber darf er nur machen nad der Berfchiebenheit 
im wefentlichften Puncte, das ift aber das Vereinigungs: oder 
Grund= ober Derfaffungsgefeg de8 ganzen Staatslebend. Dier= 
von hängen natürlich die Grundbedingungen, die Grund» oder Ur= 
rechte der Vereinigung und der Bürger, überhaupt die politifhen und 
rechtlihen Grundverfchiedenheiten ab, zumal die des grundgefeg=- 
lichen Berhältniffes der Bürger zu einander, zum Staat und der 
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Regierung und bie daraus für alle drei hervorgehenden Rechte. 
Diefes führt alfo zu der oben (II) gemachten Abtheilung nad) ben drei 
Berfaffungen: Despotie, Theofratie, Rechtsſtaat. Das 
iſt das Weſentliche auch rüdfichtlich der Freiheit. Alles Andere ift un- 
tergeordnet, und es ift noch heute das Unglaublidhe wahr, daß, tie 
Heeren einft Elagte, man die Haupteintheilung der Staaten nicht nach 
ihrer wefentlichften Verſchiedenheit macht. Jede ber drei Verfaſ— 
fungen kann nun möglidyer Weife nach der Zahl der Regierenden in 
Monarchie, Ariftokratie, Demokratie unterabgetheilt werden. Das Ge: 
fühl dieſer Wahrheit beflimmt auch Ariftoteles, feinen drei Staaten 
in der Zyrannei, Oligarchie und Pöbelherrfchaft drei Ausärtungen 
entgegenzufegen. Da nun fein normaler Zuftand im MWefentlichen der 
tehtliche, die Ausartung der despotiſche ift, fo hätte er, auf dies 
ſem Wege richtig fortfchreitend, zu dem Nechtsftaat und der Des: 
potie, als einer höheren Unterfcheidung, kommen müffen. Diefes 
aber wurde wahrſcheinlich aud ihm noch erſchwert durch die griechifche 
und vollends athenifche (eben fo auch römifche) Vermifhung der De: 
mofratie mit ber freien rechtlichen Verfaffung, fo daß man ben 
wahren Rechtsftaat nicht in feiner Wefenheit auffaßte und ihn ohne 
Demokratie nicht denken konnte. Selbft der große Tacitus konnte es 
noch nicht. Er beginnt die Annalen. „Urbem Romam in principio 
teges habuere ; libertatem Brutus instituit“*). Und Rouffeau 
und die Sacobiner fielen in den alten Irrthum zurüd. Diefes hatte _ 
denn die verdberblichen Folgen, daß man’ in jeder, auch der zeitgemäßeften 
und mildeften Monarchie Nechtlofigkeit fah, daß fih das freie Stre: 
ben ftetd und oft verderblih auch da, wo fie fo, mie bei Caͤſar's 
Ermordung, unmoͤglich war, nur auf Demokratie richtete, nicht aber 
auf rechtliche Einrichtung der Monarchie, und daß man, mo biefe un: 
vermeidlich war, fich felbft in der Sklaverei aufgab. Aehnliches zeigen 
uns noch heutige Republicaner, die, wenn fie die Republik nicht erreis 
ben, die freie Monarchie nicht ihrer Bemühung werth halten. So 
fürchterlich Folgenreich find falfche Grundanfichten in der Staatstheorie. 

Von Ariftoteles bis auf Montesquieu machte die Staaten: 
eintheilung keinen twefentlihen Fortſchrit. Montesquieu (3, 1) 
theilte die Staaten in Despotieen, Monarhieen und Repus 
bliten. Der Fortſchritt, wenigſtens einen Hauptunterfchied nad 
der Verfaffung in die Grundeintheilung aufgenommen zu haben, 
war hoͤchſt verdienftlih. Aber der Fehler der unlogifchen Vermiſchung 
von verfchiedenen Eintheilungsprincipien bei derfelben Eintheilung ift klar. 
Montesquieu hätte nad der Verfaffung die Staaten eintheilen 
müffen in Despotieen und Rechtsſtaaten, nad) der Regierungs— 
form aber beide in Monarchieen und Republiten. Seine Eintheilung 
der Staaten ift nicht beffer', wie die der Menfchen in einem amtlichen 
Geburtsregifter: in männliche, weibliche und uneheliche. 





+) ©, überhaupt meine legten Gründe ©. 343. 
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Kant in der Schrift: „Zum ewigen Frieden” &.23 und nad) 
ihm Behr in feiner hoͤchſt verdienſtlichen Staatsverfaffungstehre ver- 
warfen bie Verfehrtheit, das Weſen der Staaten nad) der Zahl ber 
Megierenden eintheilen zu mollen und dieſe Eintheilung (mach der 
Sorm der Beherrfhung, mie Kant fagte) mit der nad ber 
Verfaffung (oder, mie Kınt fi ausdrüdte, nah der Art der 
Negierung) zu vermifhen. Nach der Verfaffung theilten fie 
nun, geleitet buch Montesquieu’s und Locke's Lehren von der 
nothwendigen Zrennung der Gewalten: 1) in despotifche, oder, mie 
Behr fagte, monarchiſche, wo die gefeßgebende Gewalt (ber 
Ausdrud des allgemeinen Willens) und die vollziehende (die Aus: 
führung beffelben) ungetrennt in der Hand Einer phyfifchen oder mo: 
ralifhen Perfon vereinigt |find, und 2) in republicanifche Verfaf- 
fung, Diardhie nah Behr, wo beite getrennt find. Im MWefentlis 
chen gleiche Begriffe verbanden Viele mit der intheilung in nicht 
conftitutionelle und conftitutionelle oder in despotifche Staaten 
und Staaten mit getheilter, befchränfter, gemifchter Regierungsgemalt. 
Allein es gilt im Gınzen audy von diefer Eintheilung das in Besies 
bung auf die ariftotelifche Angeführte. An ſich beftimmt biefe Zren- 
nung, fo natürlich und wichtig fie in der rechtlichen Verfaſſung bis zu - 
einem gewiffen Grabe iſt, und jene Vereinigung nit abfolut 
die wefentliche Werfchiebenheit des Staatszuftandes. Selbſt ohne 
Trennung läßt fi Anerkennung und Duchführung bes Rechtsge— 
feges denfen, 3. B. in einer reinen Demokratie, welche Kant mit Un- 
vet einen nothmwendigen Despotismus nennt, ja auch in einer Monars 
hie mit Preßfreiheit, Petitionsrecht, freien Volks- und Gemeindevers 
fammlungen, mit Steuerbewilligungsrecht und rechtlihem Schug ber 
Volksrechte. Wollends aber ift feheußlicher. Despotismus möglich bei 
jener Trennung, wie bie Geſchichte mancher ftändifchen Verfaffung bes 
weifet. Diefes ift doppelt alsdann der Fall, wenn man mit der Tren⸗ 
nung der Gewalten nicht zugleich eine Uebertragung der Gefeßgebung 
an bas Volk und an eine gute Volkdrepräfentation verbindet. 
Die Fehler diefer Eintheilung rügte Heeren in feinen Ideen (I, 
1, 446 und 453). Er wollte ftreng die Verfaffungen von den Re: 
gierungsformen trennen. Er fegte das Weſen der Verfaffungen 
darein, daß fie das Verhältniß zwifhen der Regierung und dem 
Volke beftimmen, und theilte hiernach diefelben 1) in despotifche, wo 
die Maffe des Volks im Verhältniffe zu der Regierung aus Knechten 
ohne perfönliche oder Privatfreiheit beftehe, fo daß die Regierung nicht 
6108 Repräfentant und Vollzieher des allgemeinen Willens, fon» 
dern auh nah Gutduͤnken des Privatmwillens fei; 2) in autofra= 
tifhe, mo das Volk aus Unterthanen mit perfönlicher Freiheit beftehe 
gegenüber dem Regenten, und bdiefer nur Nepräfentant und Vollzieher 
des allgemeinen Willens fei, und zwar auch die Privatrechte aufheben 
bürfe, aber nur da, wo er ed nah feinem Gemiffen für den 
Staatszweck thue; 3) in republicanifche, wo das Volk aus Buͤr— 
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gern mit perfönlicher und bürgerlicher Freiheit beitehe, indem es durch 
Theilung der Gewalt Antheil an der Gefeggebung habe. Allein nicht 
bios das Verhaͤltniß zur Regierung, fondern auch das grundgefeg« 
lihe Verhältniß der Bürger zu einander und zum ganzen Volk be: 
fiimmt die Verfaffung. Gefegt, die große Maffe, etwa 40 Millionen 
Menihen, wären Privatfklaven von einigen hundert Adelichen, aber nicht 
von dem Regenten, waͤre wohl bas eine freie Verfaffung? Auch wäre 
ohne feftes objectives Rechtsgeſetz und, wenn lediglih das fubs 
jective Gewiſſen und die fubjective Meinung vom Staatswohl den 
Regenten zu jeder Aufhebung der Privatrechte ermächtigte, ebenfalls Fein 
tehtliher Zuftand vorhanden. Und diefes wäre felbft nicht der Fall 
bei einer halbrepublicanifhen Regierung, die ja ebenfalls fehr despotiſch 
fein kann. Ufo au Heeren verwechfelt wieder die Formen der Re— 
gierung mit der Berfaffung und mithin die verfchiedenen Eintheilungss 
gründe. Er hätte unterfcheiden muͤſſen: Despotie und Rechtsſtaat 
und beide unterabtheilen in monarchiſche, ariftofratifhe, demokratiſche, 
und dieſe Formen wieder in gemifchte oder ungemifchte oder autoßrati= 
he. Dabei aber mußte er die Autofratie als Unterabtheilung des 
Rechtsſtaates an das objective Rechtsgefes binden und an bie 
zu feinee Durchführung nöthigen Freiheitsrechte (oben III, 9).. Gemein: 
ſchaftlich endlih mit allen früheren Abtheilungen theilt auch die von 
Deeren die Fehler, daß fie, aus Mißkennung des Grundwefens der 
Berfafjungen, von dem Rechtsftaat meder den wmefentlichen Begriff 
noch eine richtige Bezeichnung hat und gibt und die Theofratie ganz 
zur Seite läßt. 


Einen neuen Verſuch der Eintheilung der Staaten machte Hr. vd. 
Daller durch feine Eintheilung in Patrimonial-, militärifhe und 
geiftlidhe Staaten, je nachdem eine patrimoniale oder grundherrliche, 
eine militätifche oder eine geiftlihe Schugherrfhaft die Grundlage des 
Staats bildete. Diefe Eintheilung ift indeß blos nad einer Verſchie— 
denbeit der biftorifhen Entftehung der Stantsverhältniffe ge: 
madıt. Diefe felbft und ihre rechtlihe und politifche Natur werden da: , 
durch noch nicht notbwendig und am Wenigften dauernd beflimmt. 
Sie können bei berfelben ſowohl nad der Berfaffung als der Regie— 
sungsform verf&hieden fein. Wir fehen hierbei davon ab, daß felbit his 
forifh unrihtig Hr. v. Haller die fauftrechtliche Feudalmonarchie, die 
feine ganze Staatsreftauration copirt, noch überbietet und diefe dreis 
fahen Zuftände fo fchildert, daß in denfelben nur eine Privatver: 
bindung getrennter Schüglinge mit einem Dienft und Schugheren 
und mithin abfolut gar fein Gemeinmwefen, gar fein Staat und 
keine wahre Negierung beftehen, die er lediglich den Mepublifen zuge: 
fteht, fo daß, genau genommen, feine Theorie, wäre fie richtig, drin— 
gender als irgend eine andere zur Beritörung der Monarchie und zur 
Gründung von Republifen anreizen müßte. Als eine der vielen ge- 
fhichtlichen Berfchiedenheiten. der Staaten bleibt indeffen dieſe Abthei- 
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lung nad ber Entflehung immer intereffant, sumal für ben Feudalis⸗ 
mus bes germanifchen Mittelalters. 

Einen fcharffi nnigeren Verfuch einer neuen Staateneintheilung machte 
Schleier macher in einer Abhandlung der berliner Akademie der Wif- 
fenfhaften 1821" über die Staatsverfaffungen. Er führt zuerft dialek— 
tifch gegen bie ariftotelifhe Eintheilung aus, ein fefler Gegenfag zwi⸗ 
hen Monarchie, Ariftofratie und Demokratie beftehe nicht. In jedem 
Staat beftünden alle drei Formen. Mie regierten wirklich in ber De: 
mofratie Alle, felbft nicht einmal alle Stimmberedhtigten. Parteien, 
als eine ariftofratifhe Mehrheit, entfchieden meift, und in biefen 
Marteien herrfche wiederum ein monarchiſches Parteihaupt. Auch 
in ber Monarchie regiere ftets eine ariftofratifhe Mehrheit von 
Einflufreihen, von Beamten, Kriegern, vom Abel, von einer Camas 
villa neben dem König, und der demokratiſche Einfluß der Bürger 
auf die Gefellfhaftsverhältniffe in den unteren Kreifen und burd ihre 
Stimmung und bie Öffentliche Meinung auch in den allgemeinen Ange- 
Iegenheiten fehle ebenfalls nicht leicht. Diefes Alles ift fehr richtig und 
von Schleiermacher anzichend ausgeführte. ine krankhafte, thoͤ⸗ 
richte Vorliebe für abfolutiftifhe Bevormundung des Volks, zumal da, 
wo e8 zur Mündigkeit reif ift, kann fich nicht genug darin fpiegeln, 
wie die abfoluten Könige unvermeidlich bevormundet und gefährdet und 
thatfächlich meift ungleih mehr befhränft merden, als conftitus 
tionelle Fürften, und dazu noch meift von Unmündigen und bei unge: 
fdymälerter eigener Verantwortlichkeit für deren Mißgriffe. Nur wird 
diefes den Suriften nicht beflimmen, jene Abtheilung der Regierungss 
form aufzugeben. Denn nah dem Rechte laͤßt ſich flets fharf un= 
terfcheiden, ob Einer, Einige oder, fo weit thunlih, Alle Bürger 
die fouveräne Entfcheidung in Regierungsfachen haben. Wenn fie dabei 
ihe Recht nach freiem Vertrauen fo ausüben wollen, oder aus factifcher 
Schwaͤche fo ausüben müffen, daß fie die Meinungen Anderer befolgen, 
fo ändert das ihr Recht nicht. Auch muß ja die Sanction ſtets von 
ihnen ausgehen. 

Schleiermacher gibt hierauf eine neue Eintheilung nad) einem 
natürlihen Entwidelungsgange des Volkslebens und nah dem allmälig 
in ihm fidy bildenden Staatsbewußtſein des freien ftaatlichen Zuſammen⸗ 
gehören. Er. theilt in Stadtſtaaten, Stammftaaten unb 
Mationalftaanten. Stadtſtaaten oder (auch Gemeinde: unb 
Gauftaaten) bezeichnen bie Anfänge der Entwidelung des Staatsbewußt—⸗ 
feins, das ſich zuerft in ben einzelnen Gemeinden ausbildet, die dann 
wegen gleicher Theilnahme der Bürger am Staatsbewußtfein, an Culs 
tur und Lebensverhältniffen, ſich, fo tie die griechifchen und römifchen 
(und altgermanifchen), überwiegend demokratiſch geftalteten. Auf 
einer mittleren Stufe im Stammftaat entwidelt ſich das Staats: 
bewußtfein in einem Volksſtamme, der dann die anderen Stämme, fo 
wie die Nömer die Latinen, dann das uͤbrige Stalien, wie Chlodomwig’s 
Franken die anderen Deutfchen erobernd mit fich verbinde, und wobei 
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ariftofratifhes Uebergewicht bes höher entwidelten herrfchenden 
Stammes und feiner Häuptlinge natuͤrlich iſt. Endlich auf der dritten 
Stufe, im Nationalftaat, entwidelt fid) das Staatsbemußtfein in der gans 
zen Nation, unter Leitung eines Nationalkoͤnigs, um melden jest bie 
Nation als den lebendigen Einheitspunct in einer wahren Monarchie mit 
freier und gleicher Mationalrepräfentation zum hoͤchſten Staate ſich eis 
nigt. Belehrend und anziehend ift diefe Darftelung, auch abgefehen 
von der durchleuchtenden praftifchen Tendenz Schleiermader’s in 
Beziehung auf Deutfchland und Preußen. Und vortrefflid ift feine 
Schilderung der viel großartigeren, ja monarchifheren Koͤnigswuͤrde in 
einem fo body entmwidelten, die ganze Nation ihrer höchften glorreichen 
Beſtimmung zuführenden freien conftitutionellen Nationalftaate im Vers 
gleich zu der Stellung eines XAriftofratenhäuptlings und eines feudaliftis 
fürn Schugheren und Wormundes einer unfreien unmündigen Bolks—⸗ 
und Pöbelmaffe. Möchten nur die Eleinen Geifter unferer Zeit das 
Grofartige zu faffen fähig fein! Daß aber die mehr hiftorifche 
und nicht allgemein hiftorifche Abtheilung nicht als die juriftifch-Politifche 
Hauptabtheilung aller Staaten an die Spige geftellt werden kann, die— 
hs bedarf Eeiner Ausführung. Sie ift eine über den Entwidelungs: 
gang ebenfalls vorzugsweife der germanifchen Staaten belehrende hiftos 
tifihe Unterabtheilung des Rechtsſtaates. 

So alfo führt mid audy die Betrachtung aller neueren Berfuche 
zu der obigen Grunbeintheilung aller Staaten in Despotie, Xheofratie und 
Rechtsſtaat zurüd. Schon vor SO Jahren (f. oben zweite Note) glaubte id) 
— und alle meine Betrachtungen im Leben und in der Wiffenfchaft feit 30 
Jahren haben mich ſtets lebhafter überzeugt — daß e8 zumal bei der mo= 
dernen und deutfchen Verwirrung unferer Staatstheorieen, wie unferer 
Lbensverhältniffe durch die überreichen verfchiedenen Elemente verfcies 
dener Gulturepochen und verfchiedbener Völker und Gefeggebungen, uns 
entbehrlich ift, dieſe dreifachen Verfaffungszuftände mit ihren Bolgen 
ſcharf gegemüberzuftellen und bei Betrachtung der Staatsverhältniffe 
fiets vor Augen zu haben. Nur fo läßt fi unfere Gefchichte mit ih: 
ten Erfcheinungen gründlich begreifen, nur fo der Widerſtreit der Theo— 
tieen und des Lebens Löfen und das wirkliche Recht und Bedürfnif 
unferer Zeit ficher erfaffen. So läßt fih ein gefesliher Gang und 
die Freiheit in der Gefchichte vereinigen. Freilich drängt die Ge— 
fhichte felbft und die Natur des Menfchenlebens überall die Wahrheit 
und Grundverfchiedenheit diefer dreifachen Entwidelungsftufe fo unwider— 
ſtehlich auf, daß fie wenigſtens theilweife anerfannt werden mußten. 
So fpriht man überall von Kindes, Jugend» und Mannesalter der 
Voͤlker u. f. w. Aber man fuchte und fand nicht die wahren grund= 
geſetzlichen Werfchiedenheiten des ganzen Mechtszuftandes der Voͤlker. 
Montesguieu, der bem rechten Weg am Nädjften ftand, entzog durch 
feine Fehler und dadurch, daß ihm das Mefen des Nechtsftaates und 
vollends die Theokratie entging, feiner Theorie und namentlich auch fei- 
ner Lehre von den Principien der Verfaffungen die volle Wahrheit und 
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Anwendbarkeit (f. oben Th. I, 32. VI, 735), fo daß gerade in feinem 
verdienftlihen Theile fein Werk am Wenigften gewürdigt wurde. Ei- 
ner der fharffinnigften und gelebrteften unter den neueren Politikern, 
8. S. Zacha riaͤ, hebt zwar die gewöhnlich ganz überfehene theokrati— 
ſche Berfaffung mit Recht hervor, und fein ganzes berühmtes Wert vom 
Staate führt den Unterfchied der Staaten des göttlihen Rechts 
und der Staaten des weltlihen vernünftigen Rechts durch, 
aber er läßt, indem er nur diefe zwei Verfaffungen zu Grunde legt, 
die dritte, die despotifche Verfaſſung, hinweg, und was nun natürz 
lich, aber hoͤchſt verderblich ift, er vertheilt das despotiſche Recht unter 
feine beiden anderen Verfaſſungen. Dadurch wird deren Wefenheit vers 
fälfht. Der Staat des göttlichen Rechts erfcheint mehr als eine zahme 
Despotie unter dem ftuartifchen Vorwande der Abftammung von Gott, 
als eine vom: Papft geerbte, nicht mehr wahrhaft theofratifche, fondern 
abfolutiftifh »despotifhe Vormundſchaft. Nicht minder 
geht die wahre Natur des Nechtsftaates verloren für feinen angeblich 
vernunftrechtlichen Staat*). Und die wichtige Auffaffung der verfchiedenen 


—— 


*) Zachariäͤ, vom Staat 1839 I, ©. 51 ff. Daher z. B. bie Ber: 
tehrtbeiten, daß er fowohl die Regierungen und ihre Legitimität, wie das Necht 
in Beziehung auf Revolutionen lediglich auf das empirische fiegreiche Factum, 
alfo auf jede herrfehende Gewalt gründet (auf das impero, ergo impero), und 
daß er bie mit dem Nechtöftaate völlig unvereinbarliche Srenzenlofigkeit der Ges 
walt und bes Gehorfams, die abfolute Wibderftandslofigkeit, lebrt und eben 
baher eine folche gänzliche Aufgebung aller felbftftändigen Perfönlichkeit der Buͤr⸗ 
ger im Staat behauptet, daß bdeöwegen eine freiwillige vertrags maͤ— 
ßige Unterwerfung unter den Staat rechtsungültig waͤre weshalb er dann die 
Vertragstheorie verwirft, von welcher er doch felbit anerkennen muß, daß fie 
ben Gefesen und Berfaffungen aller germanifhen Völker zu Grunde 
liegt. Doch ift die jchlimmfte Folge davon, daß er die verfchiedenen Verfaſſun— 
gen nicht richtiger und tiefer, und namentlich nicht genetifch ald nach eins 
ander folgende Entwidelungsitufen auffaßt, daßer auch für uns 
heut zu Zage, wo die Periode theofratifcher blinder Glaubensherrſchaft voruͤber 
ift, und nur einige dem wahren Chriftentbum (f. den Art.) eben fo, wie unfe- 
rer Vernunft und heutigen Gulturftufe völlig widerfprechende, den Königen wie 
den Völkern verderbliche, ja unferer Nationaleriftenz ſchon gefährlich geworbene 
Refte der früheren Periode übrig find, die ftuartifche Abteitung abfoluter Ges 
walt und Vormundfchaft unmittelbar von Gott gleichlam rechtfertigt. Er ftellt 
fie als ein praftifch gleich berechtigtes Syftem neben das für uns heute allein 
gültige Vernunftreht. Er kanoniſirt fo den haltungslofen Widerſpruch unferer 
Geſellſchaftsverhaͤltniſſe felbft theoretifch. Wir Anderen aber haben an einem 
Rheinbund und an einer Schlacht von Jena genug und wünfcden daher 
endlich Eingang, Gehör und Herrfhaft für die Vernunft und das Vernunftrecht. 

Einen größeren Gegenfag gegen die Staatsanficht diefes berühmteften deut: 
fhen Werkes vom Staate kann man ſich nicht denken, als die Grundanfichten 
der großen britifchen Staatömänner, 4. B. die bes großen Lords Chatam. So 
fagt derfelbe unter Anderem in der Rebe über Wilkes: „Sch glaubte, My: 
lords, bie Rede vom leidenden Gchorfam fei längft zum Gefpdtte geworben — 
die menfchliche Einbildungstraft kann fich nichts WVerhaßteres, nichts Verab⸗ 
fheuungswürdigeres denken, ald Macht ohne Recht, als einen Zuftand, wo ges 
gen das Unrecht nur Appellation an den Himmel übrig bleibt. Nicht blos vers 
berblich für diejenigen, welche ſolcher Macht unterworfen find, hebt fie zugleich 


Staatöverfaffung. 75 


Grundprineipten oder Lebensfräfte der Verfaffungen läßt auch er ganz 
ur Seite. Er begründet auch hierdurdy eine große Reihe Jrrthuͤmer 
und mmauflöslicher Widerfprüche feines geiftvollen Werks. 
Von denjenigen neueren Schriftftelleen, melde im MWefentlichen 
dr bisher entwidelten Grundanficht über die Verfaffung beitraten, führe 
ih hier nur den an, deſſen trefflihes Werk vor allen zur Berbreitung 
mahrbaft gründlicher und gefunder Rechtsanfichten geeignet ift, ich meine 
Paul Pfizer. Er bezeichnet in feinen „Gedanken über Recht, 
Staat und Kirhe” 1842. Thl. I, ©. 2 und 15 die dreifachen 
Gnmdverfchiedenheiten der Rechtsgrundanfichten und des Rechtszuſtandes 
richt ıimpaffend als die willfürrehtlihen, myſtiſchen und ver: 
nunftrebhtlihen, oder ale die des Naturalismus, des Sus 
pernaturalismus und des Nationalismus, als Wille bes 
Etirkeren, Glaube und vernünftiges Recht, Willkür ober 
Gewaltſtaat, Glaubensftaat und Rechtsſtaat. Er deutet 
dutch die erfieren Benennungen zugleidy an, wie groß und grumdverderb: 
fh die Verirrung folcher Schriftfteller ift, welche, nachdem offenbar die 
tipotifche und die theofratifche Gulturftufe hinter ung liegen, und öfs 
fentliche Berfaffungen und Verheißungen fhon vollftändig die freien ver: 
nunftrehtlihen Grundfäge anerkannten, doch die Ruinen von jenen feft: 
balten und berftellen und nach despotifchen, naturaliftifchen oder theo— 
kratiſchen Staatstheorieen unfer Reben regieren wollen, die Königsthrone 
auf die morfcheften Trümmer bauen, unfer Volksleben verwirren, unter: 
drüden und unglüdfelig laͤhmen. Ä 
VID. Fortfegung. 2) Eintheilungen ber Staaten nad) 
ber Gonftitution und nach der Regierungsform. — Da die 
Staaten drei weſentliche Grumdbeftandtheile haben, fo Eönnen fie und 
ihre nach dem erften Grundbeftandtheile ſich ergebenden drei Hauptgat: 
tungen au nah dem zweiten und dritten Bellandtheile abgetheilt 
werden. I. In Beziehung auf die Gonftitution des Volkskoͤrpers 
find nun die Staaten entweder: 1) conftitutionelle oder 2) nicht 
conftitutionelle Gonftitutionelle find diejenigen, in welchen 
das regierte Volk als folches zur Perfönlichkeit und zur Sprache für 
feine Rechte und Bedürfniffe organifirt iſt. Diefe Eintheilung entfcheis 
det alfo üser die conftitutionelle flaatsbürgerliche Freiheit. 
Solche Eonftitution ift der Despotie unangemeffen, kann aber in ber 





ſich ſelbſt auf. — Unfere Verfaffung kennt keine Herrfchaft, als bie des Rechte. 
Unfere Vorfahren wollten nicht, daß irgend eine Macht unter ung fei, die gegen 
bas Recht Gehorfam fordern könne, oder daß irgend ein Brite einem Gef uns 
fei, zu welchem er nicht einwilligte.” In dieſem Sinne fagte For 

gen des jüngeren Pitt Ausnahmsgefege im Parlament: „Ich hoffe, daß das 
ot muthig voranfchreiten, daß es laut feinen Abfcheu gegen diefe Mafregeln 
an den Zag legen wird. Die fich anders betrügen, würden Verrätber an ibrem 
de werben.” Die Lehre vom Grundvertrag vollends ift unter britifchen 
Staatsmännern nach der gänzlihen Vernichtung der ſtuartiſchen Theorie völlig 
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Theofratie Statt finden, und fand in den hebräifchen Verfammlungen bes 
Volks und der Volksälteften und auch in-der Theofratie des Mittelals 
ters Statt. Sie ift unentbehrlich zur Durdführung und Erhaltung 
der Grundfäge des Rechtsſtaates, und namentlich bedürfen hier die Volks— 
organe zwar nicht eine unmittelbare Zheilnahme an der Regierung, an 
der Geſetzgebungs-, Vollziehungs- und Kirchengewalt, dennoch 1) Das 
Mecht der freien Sprache, Vorftellung oder Petition über ihre Rechte, 
Bedürfniffe, Wuͤnſche; 2) das Recht der WVerwilligung ihres Privat 
eigenthbums zur Staatsfteuer; 3) das Necht der Zuftimmung bei Abaͤn— 
derung bed DVerfaffungsgefeges und der Gonftitution und zu nadıtheiliger 
Veränderung ber ihnen nad) benfelben zuftehenden Rechte. Diefe Rechte; 
in Verbindung mit den vollen Privatfreiheits-, Petitions- und 
Ausmwanderungsrehten der Einzelnen, find unentbehrlih zur 
Verwirklichung und Erhaltung des objectiven Rechts- und Grundver— 
trage. (S. oben Bd.l, 13. 33. IV, 365. VII, 245.) Diefes nun ift 
das Wahre an der Anficht derer, welhe, wie Kant und Behr, wie 
feldft Sriedrih Schlegel, einen Staat ohne organifirte Sprache und 
Theilnahme des Volks, oder welche einen fogenannten unbefchränften 
autofratifchen Staat, mie ihn Heeren befchreibt, als eine Staats⸗ 
unform bezeichnen und für despotifc, erklären. Denn in ber That 
‚ nur vorübergehend, höchftens nicht irgend bleibend würde ein Rechts: 
ftaat beftehen, ja nur als den Morten nad) zugeflanden, aber noch 
nicht in der Wirklichkeit durchgeführt erfchiene er, wenn in ihm zwar 
‚ ein MNechtszuftand der Bürger und bes Volks erkannt, dennoch aber 
diefelben thatfächlich nicht blo8 unmündig und mundtodt erklärt würden, 
fondern die Vormundſchaft über fie gerade demjenigen 
übertragen würde, ber ihnen menigftens in vielen Beziehungen als 
betheiligt gegenüberfteht, nämlich der abfoluten Regierung. Ein folcher 
Staat wäre eben fo ein freier Staat, wie ber dem Rechte nach freie, 
mündige, aber factifc unter Vormundſchaft geftellte Bürger ein freier, 
mündiger Bürger if. Er muß auf jedem rechtlihen Wege fein Recht 
verfolgen. Daß es ihm rechtlich zufteht, daß er es will, diefes iſt 
fein Unterfchied vom Sklaven der Despotie. Dagegen läßt fi Gleiches 
in Beziehung auf die allgemeine Zrennung des Regierungs— 
rechts ber Gefeggebung von der Negierung und auf eine entfchei- 
dende Stimme des Volks und feiner Organe in ber Negierung über: 
haupt nicht behaupten, obwohl e8 hoͤchſt natürlich und heil ſam ift, 
auch diefe im Rechtsſtaate zu gewähren. Heilfam ift es, f[hon um ben 
mittelbaren Einfluß der Stände durd ihre Steuerbewilligung orga— 
nifcher zu machen, und meil auch die nachtheiligen Aenderungen der ver— 
faffungsmäßigen Rechte der Bürger ſich ſchwer von anderen Landesge- 
fegen fcheiden. Ein dunkles Gefühl der abfoluten MWefentlichkeit der 
bezeichneten conftitutionellen Volks- und Bürgerrechte und ihr Unter: 
ſchied von dem eigentlichen Mitregierungsrecht fcheint audy bei den neue 
ren deutſchen fländifchen Verfaſſungen vorgefchwebt zu haben. Das erfte 
wollte man geben, das letztere nicht, oder nur ausnahmsweife. Wo 


Staatöverfaffung-: | 77 


man daher den Ständen das Zuftimmungsrecht zu neuen Landesgefegen 
gab, da fuchte man doch durch Beſchraͤnkung im Umfang und auch 
buch Beſchraͤnkung der Snitiative zu den Gefegen auf den Fürften 
und in anderer MWeife die Mitregierungsrechte auszufchließen. Dagegen 
aber macht fi) unaufhaltfam überall immer mehr auch das richtige 
Gefühl geltend, daß ein blofes Bitten und Rathen der Stände ohne 
die wefentlichen conftitutionellen Volksrechte für die regierten Bürger 
durhaus nicht genügen können. 

II. Die conftitutionellen Organe des Volkes, und zwar ſowohl in 
fo weit es nur als regiertes Volk erfcheint, wie in Beziehung auf bie 
ihm durch die MRegierungseinrichtungen etwa zugeflandenen Mitregies 
sungsrechte, koͤnnen nun 1) repräfentative fein, wenn das Volk 
durch ermählte Vertreter, oder beffer Volkswortfuͤhrer, Volkstribunen, 
Ständeverfammlungen fpriht, und 2) nicht repräfentative, wenn 
die ſtimmberechtigten Bürger unmittelbar fprehen. Daß die erite 
Form die befjere ift, ift anerkannt. Auch alle Regierungsorgane über> 
haupt Eönnen eben fo wie die der Volksfreiheit repräfentativ ihre 
dunctionen ausüben, wie z. B. felbft der Regent die Zuftiz durch Ges 
richte, ja in den wahrhaft repräfentativen Verfaffungen alle Regierungss 
echte duch verantwortliche Minifter ausüben muf. 

IL Die repräfentativen Stände koͤnnen dann ferner wieder 1) 
faatsbürgerlihe Repräfentanten fein, wenn fie aus der allges 
meinen Staatsbürgerfchaft ohne Abfonderung nad) befonderen Ständen 
ermwählt werden, oder 2) ftändifche Vertreter im engeren Sinne, 
wenn fie zunaͤchſt aus der Mitte befonderer Stände von dieſen ermählt 
werden. Hier nun lafjen fih zwei Fälle denken. Entweder es geht 
dabei die Gefeggebung davon aus, daß diefe Stände Feineswegs alle 
Bürger und ihre Mechte nad) dem Grundfage gleich heiliger Rechts— 
würde und keineswegs die Gefammtheit der regierten Bürgerfchaft oder 
Bolksgenoffenfchaft und ihre Rechte, Bedürfniffe und Intereſſen zur 
Sprache bringen follen. Sie wollte vielmehr Eaftenmäßfig privis 
legirte Stände, bie nur ihre befonderes Standesinterefje und ihr 
befonderes Eigenthum vertreten follen, und zwar wiederum ber eine 
Stand vor dem andern privilegiet oder begünftigt, fo daß dann viele 
Bürger und ihre befonderen Intereffen und Rechte gänzlidy von der 
Repräfentation ausgefchloffen, andere nur nachtheilig (nad) einem 
privilegium odiosum), nue ungleih, ja vielleicht ‚wegen Stimmenübers 
zahl der Privilegirten nur wirkungslos repräfentirt, der ganze Staat 
aber, ſtatt als edles, von lebendigem Gemeingeift befeelted Gemeinweſen 
zu erfcheinen, vielmehr, wie in fauftrechtlicher Feudalanardyie und Des— 
potie, in ein Aggregat von Kaften und in ihre Sonderintereffen zerfplitz 
terter und ber gemeinfamen Würde, Perfönlichkeit, Sprache und Ver⸗ 
tretung beraubt wäre. Könnte je eine heutige Gefesgebung folher Hals 
ler’fhem Junkerei und Feudalanarchie huldigen wollen, nun fo wäre 
eben Werth und Vortheil ihrer ftändifchen- Einrichtung aufgehoben, die 
Würde des wahren Staats wie die Majeftät eines wahren Königthums 
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Preis gegeben und bespotifche Rechtsunterdruͤckung, nicht aber allgemeiner 
Nechtszuftand und Freiheit gegründet. Es wäre aber auch diefeg in eis 
ner Zeit, die des Rechts und ber Freiheit, die der Ehre und Wuͤrde ei: 
nes wahren freien Staats und Volks fo dringend bedirftig ift, wie 
die unfrige, und die nur noch höchft wenige Völker von denfelben aus: 
gefhloffen fieht, der gefährliche Keim zu innerem Krieg gelegt; 
zumal zum Kriege gegen die Privilegirten, gegen den Adel, der heut zu 
Tage nicht im feindlichen Gegenfag gegen eine freie und gleiche Staats⸗ 
bürgerfchaft beftehen kann. Oder die Gefeßgebung mollte alles diefes 
nicht, fondern vielmehr eine freie und gleiche, heilige, rechtliche Schü= 
gung und Vertretung aller Staatsbürger und ihrer Rechte und Ins 
tereffen, und auch die der Ehre, ber Würde, der ntereffen und MWünfche 
einer freien Mation. Dann fragt es fih nur, ob die hierzu gewählte 
ftändifhe Form die entfprechende ift, zumal in ber heutigen Zeit, wo 
alle verfchiedenen Stände in der ausgebildeten höheren Würde des Staats» 
bürgerthums, des vaterländifhen Gemeingeiftes und der allgemeinen Staats» 
bürgerrechte fi) immer mehr mit einander verfchmelzen follen? Es würde 
hier zwar auch die Frage entftehen, ob nicht die gewählte Form wenig⸗ 
ften® den beleidigenden Schein, und fomit die Gefahren jener erften, ver: 
kehrten Endabficht begründe, ob nicht wenigſtens im Geheimen diejenigen, 
welche dazu rathen, in diefer Endabficht, oder aus gänzlicher Begriffe: 
verwirrung und aus thörichter Gefpenfterfurcht vor Wolfsfouverdnetät, 
womit repräfentative Land» und Keichsftände gar nichts zu thun haben, 
aus krankhafter Mittelaltersſchwaͤrmerei, überhaupt nur durch die boden- 
loſen Haller'ſchen Irrſale der Politik verleitet, dazu riethen? Spricht 
man ja body von einer Vertretung der Intereffen, nit der Men: 
fen, des Volks und der Bürger! Als wären e8 todte Sachen, 
nicht menſchliche Abfichten und Wünfhe der Berechtigten, bee In— 
tereffirten, um bie es gilt, als wären die Sachen mehr werth, 
als die Menfhen! Dder glaubt man etiwa fo die Privilegirten leichter 
vorfchieben, Bürger und Volt unmündig und rechtlos erhalten, fie um 
den Ausdrud ihrer MWünfche, ihres rechtlichen Willens in Beziehung 
auf ihre Rechte täufchen zu können? Doc die Hauptfrage bleibt immer 
die: ob und in mie weit biefe Form diefelben mefentlichen Zwecke zu 
erreichen geeignet ift, wie die viel natürlichere, beſſer erprobte ſtaats— 
bürgerlihe Nepräfentativform. Allein zu folcher, in's Einzelne gehenden 
Prüfung ift hier der Plag nicht. ebenfalls aber wären für wirkliche 
Mitregierung noch ungleicy mehr, als zur Sprache und Vertretung 
für die gleich heiligen Rechte und Bedürfniffe und Wuͤnſche aller Re 
gierten als folher privilegirte Stände, Ungleichheiten und 
Ausſchließungen zuläffig. 

IV. Die nicht vepräfentativen wie die repräfentativen conftitutionel: 
len und Regierungsorgane können ferner wiederum vereinigt ober 
centralifirt fein wie Reichs- oder allgemeine Stände, oder zer: 
fplittert in Gemeinde=, Amts, Provinzverfammlungen, ja möglicher 
Weife in die einzelnen Bürger. Vor der Begründung ber gegenmwär: 
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tigen Verfaffung in Würtemberg Iegte ber König ben Regierungsentwurf 
dee neuen Werfaffung den Amtsverfammlungen zur Entfcheidung vor. 
Hrovinzialftändifhe Berathungen auch über allgemeine National: 
angelegenheiten , 3. B. freie Preffe, finden noch jest in Preußen Statt. 
Und nach dem deutfchen Meichsrechte, mo bei Mangel der Stände jeder 
einzelne Bürger zu neuen Steuern einwilligen mußte (oben 
Br. IV, 368) und Klagen gegen den Fürften megen Mißbrauchs ber 
Landeshoheit bei den MReihsgerichten anftellen und veranlaffen Eonnte, 
ja auch durch das Petitions- und Preffreiheitsrecht für Einzelne find 
ſegat gewiſſermaßen politifche Organe für die Bürgers und Volksrechte. 
Daß zumial zur Berathung und Vereinigung der verfchiedenen Wünfche 
und zur Vertretung der moraliſchen Perfönlichkeit des Ganzen und ber 
wahren Gefammtintereffen wie zur Entwidelung und Kräftigung ber 
Staatseinheit und des lebendigen Gemeingeiftes auch Gentralorgane we— 
fentlich find, diefes ift anerkannt. Wer möchte wohl ein cenfirtes und 
zugleich auch in jeder Hinficht abfichtlich als mundtodt erflärtes, ein mit 
Ausnahme des Lajtentragens von jeder Stantstheilnahme ausgefchloffe: 
nes Volk noch ein freies Volk nennen wollen ? 

V. Der Zahl nad koͤnnen die Volks: wie die Regierungsorgane 
eingetheilt werden 1) in monarchiſche, wie faft die römifchen Volks⸗ 
tribunen und ein neapolitanifcher Volksvertreter, ber bei Regierungse 
wechſeln das regierte Volk wenigſtens formell vertritt, 2) in ariflofra= 
tifhe und 3) in demofratifche. 

VI. Der Entftehung nad) find diefe verfchiedenen Organe ber 
Bolksfreiheit wie der Negierungsgewalt entweder 1) erblich, oder 2) auf 
Wahl berubend. 

VII. In Beziehung auf den Umfang der ihnen übertragenen vers 
foffungsmäßigen Rechte, fei e8 der Freiheitsvertretung oder der Negie- 
rungsgewalt, find beide Drgane entweder 1) unbefhränft, unge— 
mifcht, mit ungetheilteer Gewalt, wenn alle Rechte nur Einem mon⸗ 
archiſchen, ariftokratifhen, demofratifchen Organe übertragen find, oder 
2) gemifchte, befchränfte, mit getheilter Gewalt, wenn mehrere Organe 
neben einander ftehen und ſich in die Ausübung der Mechte theilen, 
3. B. eine monardifche, eine ariftofratifche und demokratiſche Behörde. 
(Ueber die Theilung der Regierungsgewalt f. oben Bd. IH, 165.) 

Bei wirklicher Beſchraͤnkung zu Gunften der Stände nennt man 
denn neuerlich in Deutfchland dieſelbe und das ftändifche Recht häufig 
eine Beſchraͤnkung des fürftlichen Megierungsrechts nur in der Aus— 
übung, fo daß dem Fürften die vollen Regierungsrechte dem Rechte 
nad zugefchrieben werden. Das ift aber nur in Beziehung auf bie 
Majeftätsehre praktiſch wichtig, da den Ständen die Ausübung un= 
widerruflich zufteht. - 

3) In Beziehung auf die Regierung können bie Staaten 
eingetheilt werden: A. ruͤckſicht lich der Bildung und des Befiges 
der Regierungsgemwalt, mie fo eben unter V u. VI u. VII ange: 
geben wurde. Auf einen Theil der Regierungsorgane wenigſtens find 
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dann auch die Eintheilungen II, IH, IV anwendbar. B. Die Aus— 
übung ober die Verwaltung ber Regierungsgewalt kann entwes 
ber 1) eine collegialifch repräfentative fein, oder 2) eine au» 
tofratifche oder bureaufratifche. (S. vorhin IV, 9.) 

IX. Die befte Berfaffung. Daß zu ihre (das Wort im weis 
teren Sinne genommen) das Verfaffungsgefeg des Rechts— 
fiaates im engeren Sinne gehört, ift dargethan II, III, eben fo 
die wefentlihe Conftitution der Rechtsſtaates. (S. VI, I— UI.) 
Melde von, den verfciedenen Regierungseinrihtungen dem 
Nechtsftaate entfprechen, wurde ſchon vorhin IV, 9 angedeutet. Die 
Frage über die befte Organifation der Regierung laͤßt ſich nur richtig 
beantworten nad) der richtigen Beantwortung der Fragen: 1) Was ift 
das Wefen und die Beflimmung, und 2) was find die nothwendigen 
Thätigkeiten der Regierung, deren Organifation geſucht wird ? 

MWefen und Beftimmung der Regierung in ihrem Verhältniffe zu 
ben beiden anderen Beftandtheilen des lebendigen Staates, zu dem Ber: 
faffungsgefeg und der Volksconftitution, beftehen nun darin: I, Sie foll 
als felbftftändige Behörde die Einheit, alfo die harmonifche Ord— 
nung bes Staates erhalten. Dazu gibt es an fich Fein tauglicheres 
Organ, als die möglihft felbftftändige und einheitliche Be 
börde, als einen erblihen Monarchen. Er ift auch das befte Organ 
für die eine Hauptfeite der Negierungsthätigkeit, nämlid für die Re: 
gierung im engeren Sinne, oder die fogenannte Boll: 
ziehbung. (S. oben Bd. II, 165.) II. Sie foll die Volksfreiheit 
der einzelnen Bürger und ber freien Volksconſtitution in ſich atıfnehmen, 
fie fol ftets conftitutionell fein und die Freiheit mit dem Berfaffungs: 
gefeg mie mit der Einheit und Ordnung des Staates vereinigen. Für 
die Freiheit der Bürger wie für die Erhaltung ihrer Volksconftitution 
aber ließ ſich kein befferes conftitutionelles Organ finden, als frei er: 
wählte zahlreiche Vertreter diefer Bürger, diefes Volks: 
förpers ſelbſt. Und auf welhe Weife wird nun die Regierungs: 
thätigfeit Freiheit und Volksintereſſe und Recht ſtets beffer in fich auf 
nehmen und in allfeitiger Harmonie erhalten, als wenn bie conſtitu— 
tionelle VBolfsrepräfentation, unbefchadet der monardifchen 
Mürde, auh Regierungsorgan, ein Beftandtheil der Re 
gierung felbft wird? Und wie Eönnte zugleich beffer für die zweite 
Hauptthätigkeit der Regierungsgemwalt, die Gefeggebung, geforgt 
werben, als daß die Nationalrepräfentation zu ihrer Prüfung und Zur. 
fimmung berufen würde *)? Die wiederkehrenden freien Volkswahlen 


*) Es ertönen neuerdings in Deutfihland Stimmen, welche man mit den 
Syſtemen bes Hrn. v. Haller und Vollgraff und dem feligen Berliner Wochen: 
blatte der Vergefienbeit verfallen glaubte. Man wagt uns abermals zu fagen, 
die deutfche Nation fei nur für privatrechtliche Freiheit beftimmt. So wurde 
bie allgemeine Preußifche Zeitung eröffnet. Sprüchen folhe Schriftfteller ım 
Ernfte, fo koͤnnte man fie hinweifen auf die Erfahrung aller Voͤlker, daß nur 
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aber und feine übrigen conftitutionellen Rechte verbürgen hierbei dem 
Volke, daß feine Vertreter in diefem Unterhauſe nit etwa feine 
conftitutionellen Rechte ihrem Regierungsintereffe auf: 
opfern. Seine Theilnahme an der Verwaltung (Ill, 9 und „Staates 
verwaltung” und „Jury“) gibt ihm die gleiche Bürgfchaft und or⸗ 
ganifche Verbindung in Beziehung auf bie ganze Regierungsthä« 
tigkeit. 

e IH. Die Regierung foll vor Allem ſtets das hoͤchſte, ſitt— 
liche, freie Grundgefeg und Princip bes ganzen Staates in 
fih aufnehmen, nad; welchem und in welchem fich audy die möglichen 
Gollifionen ber Einheit und Freiheit und ihrer monarchiſchen und 
demofratifhen Organe ſtets ausgleihen müffen. Was kann na- 
türlicher fein, als im Intereſſe diefer Wermittelung, melde fo oft bei 
den Gegenfägen zweier Anderen einem unpartelifhen Dritten ges 


freie Berfaffungen wahre Privatfreiheit verbürgen, folche heilige, geficherte, aus⸗ 
debnte Freiheit der Perfon, des Hauſes, des Eigentbums, ber freien Wers 
ungen, Meinungsäußerungen und Fefte, der Unternehmungen aller Art, 
wie fie die Briten befisen, wie fie im Abfolutiemus nicht einmal denkbar find, 
baf hier durch Genfur, Polizei, Willfürbefehle, Finanzmaßregeln, Griminalins 
quifitionen, Beamtenwilltür, abhängige Zuftig die wichtigften Privatfreiheits- 
rechte, wie bie des freien Austaufches der Wahrheiten und Gedanken mit fei- 
nen Mitbürgern und mit der gefitteten Welt, vernichtet, alle und jede Freiheit 
aber meift taufendfahen Befchräntungen unterworfen ift, dic man bort ben 
Bürgern nimmer bieten dürfte, und daß keine, gar keine wahrhaft ge— 
fihert ift gegen Wechfel der Perfonen, Anfichten und Launen der Regierenden 
und Beamten. Einer der Hauptgruͤnde für freie Verfaffungen war daber ftetö 
ihr Schus wirklicher Privatfreiheit (obgleich fie noh einen viel höheren 
Verth für die edelften Genüffe, die edelſte Ausbildung der Völker und für die 
Erhaltung ihrer Eriftenz hat). So ftürzte die Baftille, fo begann bie Revos 
Iution. Aber die deutfchen Bürger werden, Gott Lob, endlich fo Hug, baf 
fie Schriftftellern, welche ihnen Verzicht auf öffentliche Freiheit gegen die An 
weifung auf den Egoismus und die Kleinlichkeit beliebig gefchenkter Privatges 
nüffe, gegen den Verzicht auf öffentliches Recht und Volksehre anbieten, eben fo 
wenig glauben, als benen, welche die geheimen Griminalinquifitionen für bef: 
fere Sicherheit des Nechts und ber Gerechtigkeit, die Genfur aber wegen des 
Schutzes der Sittlichkeit, der Ehre und guten Ordnung anempfehlen, jo etwa, 
wie neulich in der vheinifchen Ständeverfammlung eine Stimme die ganze Ber: 
nihtung der weitaus wichtigften Preßfreibeit, der politifchen, oder der Zei⸗ 
—— und politiſchen Zeit- und Flugſchriften, nur als eine gar wenig bes 
ſchraͤnkende, nur wohlthätige Vorforae für den Eleinen täglichen Verkehr darftels 
len wollte. Gott Lob nochmals, daß man immer deutlicher fieht, wohin in 
Bahrbeit diefe Herren fteuern und wohin fie ung führen würden, und daß es 
keineswegs ber Mißbrauch, fondern vor Allem der rechte Gebraud je 
ner Freiheiten ift, die man fürchtet! Noch beffer, daß täglich mehr Sinn und 
Bu für das herrlichfte aller Güter würdigen Menfchentebeng, für den wah⸗ 
ren Staat und fein freies Gemeinwefen, erwacht, fo daß Knecht— 
fhaftsapoftel, welche allein von allen gefitteten Nationen bie deutfche davon 
auszufchließen und uns fo auch des allein ficheren Schugwehr für unfere Na- 
tiomalerifteng, eines Eräftigen Gemeingeiftes, zu berauben trachten, die 
gerechteſte Indignation erregten, wenn ihren Beftrebungen nicht beinahe fchon 
allgemein Gefühle minder lebhafter Art begegneten ! 
Staats⸗-Lexikon. XV. 6 
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lingt, und zugleich, im Intereſſe der reifften unpartetifchen Prüfung der 
Regierungsbefhlüffe, noch ein drittes Drgan, einen Senat, ein Ober: 
: haus, in bie Verfaffung aufnehmen! Und durch wen würde biefes 
Organ zmwedmäßiger gebildet werden können, als durch die vertrauens- 
würbdigften, leidenfchaftslofeften, vorzugsmeife auf die hoͤch ſten Grund: 
fäge bingerichteten felbftftändigen Männer und vorzüglich durch 
folhe, die gleich lebhaftes Intereffe an der Erhaltung der Einheit und 
des monarchiſchen Rechts, wie an der Erhaltung der Freiheit und dem 
Volksrecht haben, und vom König und vom Volke möglidhft un: 
abhängig find? Aber wo findet man nun die würdigen Glieder 
biefes ariftofratifhen Senats oder Dberhaufes? In ben Be: 
figern großen erblichen Grundeigenthbums, in der Regel verbunden mit 
der Abftammung von altberühmten Gefchlechtern, oder in den höchften 
MWürdeträgern der Kirche und unabhängiger wiffenfchaftlicher Körper, in 
boppelt forgfältig vom Wolke oder von der Volksrepräfentation felbft er: 
wählten Männern höheren Alters, größeren Befiges, ausgezeichneter Vers 
dienfte? Hierüber urtheilen die Völker verfchieden, aber in ber Haupt: 
fahe und dem Grundprincip flimmen fie mit dem Obigen über: 
ein. Sch felbft habe ſtets die englifche Verfaffung (f. „England”) der 
Hauptſache nad als die weiſeſte Berfaffung der Welt an 
efehen. 
” Alte dußerften Mängel und Gefahren durch die Reſte der fürchter: 
lichten Eroberungs:, Feudal- und Bürgerfriegszuftände, alle Gefahren 
auch der größten Handels, Induſtrie- und Colonialverhältniffe hat in Eng- 
land das herrlihe Spftem des Gleichgewichts in Verbindung mit dem 
freien patriotifchen organifhen Vereinigen der Gewalten übertounden. 
Es hat trog all’ jener furchtbaren Mängel und Gefahren den erften 
und mächtigften Staat der gefitteten Welt gegründet, das tüchtigfte, 
freiefte und großherzigfte Volk erzogen. (©. „Gleich gewicht der Ge— 
walten.”) Auch in Beziehung auf die wefentlichen Grundfäge des 
englifchen Oberhaufes huldigte ich ftets (f. oben I, 345) diefem größten, 
bemährteften Vorbilde. Ich huldige ihm noch jegt, wenn auch gerade 
zu Gunften des deutfchen Adels in neuerer Zeit von ihm felbft und 
höheren Drts fo Manches geſchah, daß diefe meine alte Ueberzeugung 
den Freiheitsfreunden jegt immer verhaßter wird. Sch bleibe ihr treu, 
bis man mid überzeugt, daß wirklich unfer Adel feinem größeren Theile 
nad) durch eigene oder fremde Schuld den heiligften Rechten und Ehren 
feiner Mitbürger und des Vaterlandes fo ungroßherzig und felbftfüchtig 
entgegengefegt und der großen Idee des wahren Staates fo 
kleinlich gegenübergeftellt würde, daß er, ſtatt für diefen Staat, für 
die Ehre unferes Volkes voranzufämpfen, vielmehr daffelbe ausge: 
ſchloſſen wiſſen möchte von der Ehre und Würde alfer freien Voͤlker, 
daß er allein unter uns das Licht der freien Wahrheit fürchte, um bin: 
ter dem Dunkel der Genfur fi und feine Privilegien zu verfteden. 
C. Th. Welder. 
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Staatsverwaltung. — Es gibt zwei Stantsverwaltungsfnfteme, 
bie in der Vergleichung mit einander mie Antipoden ſich gegenüberftehen, 
weil fie auf entgegengefegten Grundfägen beruhen. Das eine hat zum 
leitenden Princip die politifhe Marime, daß alles Deffentliche im Staate, 
fo viel und fo weit als möglich, von Dben herab durch die mit 
der Staatsgewalt bekleidete regierende Auctorität und fo wenig als 
möglich von Unten herauf durch die Negierten gefchehen folle. Das 
andere verfangt dagegen umgekehrt, daß fo wenig als möglich durch 
die Staatsregierung, vielmehr fo viel als möglich durch die Staats: 
bürgen geſchehe. Auch das erftere diefer beiden entgegengefegten Syſteme 
befennt fih, zumal in unferen Zagen, gern zu dem Dogma, daß Alles 
für das Volk gefchehen folle und müffe, aber e8 möchte, daf, wo moͤg⸗ 
lich, nichts durch das Volk gefchehe. Zugleich will e8, daß den res 
gierenden SPerfonen ſtets und immerdar die Beurtheilung alles deſſen 
überlaffen fei und bleibe, wis für das Volk zu thun oder nicht zu 
tbun fein möge. Kin ſolches Staatsregiment von Oben nah Unten, 
mit Ausſchließung jeglicher Mitwirkung der Bürger, ift nothwendig eine 
beftändige Volksbevormundung mit möglichfter Befeitigung oder Unter: 
druͤckung der Selbjtehätigkeit im Volke. Die Regierer fliehen da zu den 
von ihnen Regierten in dem Verhältniffe von Vormündern zu Müns 
dein, von Vätern zu unmündigen Kindern; jene find die Befehlenden, 
bie allein Willen haben, diefe mwillenlofe Gehordyende, die als immer: 
während einer äußeren Leitung und höheren Führung beduͤrftig betrach⸗ 
tet werben. Ein weſentlicher Unterfchied zwifchen ſolchen oberften Volks: 
vormündern im Staatsleben und den Vormündern im bürgerlichen Leben 
liegt jedoch darin, daß diefe eine höhere Macht über fich ftehen haben, 
von der fie erforderlichen Falls zur Nechenfchaft gezogen werben koͤnnen 
für iht Thun und Laffen, jene aber nicht, und da die Vormundfchaft 
der Einen nur auf die Dauer der Unmündigfeit der Bevormundeten 
beſchraͤnkt ift, während fie bei den Anderen von emiger Dauer fein foll. 
Da diefes Megierungsfpftem mit einer feinem Geifte und Charakter ent: 
fprechenden Staatsverwaltung in der Meuzeit zum vorherrfchenden auf 
dem europäifchen Gontinent geworden ift, fo verdient es eine nähere 
Beleuchtung. Es führt daſſelbe, der Herrſchſucht der Machthaber fo 
ſeht ſchmeichelnd, durch Eröffnung eines unendlichen Felds für ihre Wirk: 
famkeit, feiner Natur nad) nur zur Vielregiererei, die, je mehr fie 
in ungemefjened Zuvielregieren ausartet, deſto mehr das Grab 
aller Volksfreiheit wird. Zur Ausführung läßt es fich nicht anders 
Bringen, als mittelft eines Gentralifationsfpftems in der öffent: 
lichen Verwaltung, welches dann wiederum zu feiner Verwirklichung 
eines zahlreihen, hierarchiſch organifirten, vom Staatsregenten abhäns 
sign Beamtencorps bedarf. Je mehr biefes Syſtem zur Entwides 
fung und Ausbildung gelangt, befto mehr gleicht der oberfte Staatsre- 
gierer einem Machiniften, der von einem DMittelpuncte aus dag ganze 
Raͤderwerk der großen Mafchine, Staat genannt, in Bewegung febt. 

Keiner Herrſchaftsform aber läßt fich diefes — und Ver⸗ 
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mwaltungsfpftem, welches eine Beherrfchung ber Staatsgefellfchaft‘ von 
Oben herab zum Zweck hat, beffer anpaffen, als der monarchiſchen; 
daher ſchon in ben aͤlteſten Zeiten die Einherrfcher für Väter ihrer 
Völker gelten wollten. Denn das monarchiſche Princip hat fich 
allezeit gern auf das patriarhalifche geftügt, um die All» und Als 
leinherrfchaft fefter zu begründen und felbft den maßlofeften Autofratiss 
mus zu rechtfertigen. Und als im neuern Europa das Monarchenthum 
fi) auf den Trümmern ber Feudalmonarchie ‚erhob, Alles feiner Ueber: 
macht unterwarf und auf Territorialbefig fih den Thron erbaute, da 
wollten die Fürften, wo nicht für Volksvaͤter, doch für Landes: 
väter angefehen werden. Die unvermeidliche Folge der Aufftellung 
einer felbftftändigen, vom Wolfe gefonderten und abgefchloffenen höchften 
Auctorität zur alleinigen Regierung und Verwaltung des Staates war 
nun, daß die ftaatsgefellfhaftlihe Einheit verloren ging und 
an deren Stelle ein Dualismus trat. Regierende und Regierte, Vers 
maltende und Verwaltete ftanden ſich hier nämlich als Gegenfäge gegen: 
über, oft mit entgegengefegten Intereſſen; und je mehr die Herrfcher 
mit ihren Agenten ſich abfchieden und abtrennten vom Volke, um eine 
von demfelben durchaus unabhängige, für ſich beftehende Macht zu bils 
den, defto mehr mußte fid) dadurch der Zmiefpalt in der Staatsgefells 
fchaft vergrößern. Indem das Inſtitut der Fürftenherrfchaft in diefem 
Geifte ſich entwidelte und vervollfommnete, alle Kräfte und Hülfsquel: 
len des Staatsvereins ſich aneignend und bienftbar machend, konnte e8 
nicht fehlen, daß das entgegenftehende Element immer mehr und mehr 
zu einer ohnmächtigen, hülflofen Maffe herabfanf, mit der dann ges 
macht merden Tonnte, was man von Oben herab mollte. Außerdem 
entftanden dynaſtiſche Intereſſen den Volksintereſſen gegenüber, und es 
vermochten diefe in der Gollifion mit jenen um fo weniger hinführo ſich 
Geltung zu verfchaffen, als durd die innige Vermählung des monars 
chiſchen Princips mit dem erblichen die fürftliche Gewalt fich bergeftalt 
verftärkte und confolidirte, daß fie fortan als eine Alles und in Allem 
überwiegende, untoiderftehliche Macht daftand. Die Völker wurden nuns 
mehr mit den Ländern, die fie bewohnten, als Erbeigenthbum gemiffer 
Familien angefehen und auch behandelt, daher, gleidy anderen Erbftüden, 
eben fo mohl vererbt als verhandelt, verkauft, vertauſcht, verfchentt, 
von dem einen Eigenthümer, gleich einer Waare oder einem Beſitzthum, 
an den andern abgetreten. Machthaber aber, welche ſich den Beſitz von 
Land und Leuten als ein Patrimonium und den der fouveränen Gemalt 
über beide als Eigenthumsrecht vindiciren, werden ſtets geneigt fein, zw 
glauben, daß ihnen hoͤchſtens moralifche Verpflichtungen genen das Volk, 
ohne rechtliche Verbindlichkeiten gegen daffelbe, obliegen. Der Patrimo- 
nialherrfcher ift einem großen Guts- und Grundeigenthümer zu verglei- 
chen; wie biefem fein erbliches Befisthum, erfcheint jenem der. Staat 
als zu feiner Nutznießung vorhanden, während er die Staatsangehörigen 
als feine Hörigen betrachtet. Und Letztere gewöhnen ſich mit der Zeit 
daran, ihn als ihren natürlichen Erb» und Leibheren anzufehen und 
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ihm mit einer Anhänglichkeit und Treue zugethan zu fein, die, edlerer 
Motive ermangelnd, fhon von Schlözer in Göttingen charakteriftifcdy 
als eine blos hünbifche bezeichnet ward. Diefem Herrſchaftsweſen ent: 
ſptach denn, bei ber niedrigen Stufe der Gultur und der allgemeinen 
Unmiffenheit, vollfommen ein Regierungs- und Berwaltungswefen, 
worin von Oben herab Alles angeordnet und durch Ge- und Verbote 
geleitet wurde. Der angeftammte Staatsregent, war er verftändig, 
forgte in fo fern für das Wohl feiner Unterthanen, als er das feinige 
dadurch gefördert fand, ungefähr fo wie ein guter Landwirth ſich's an: 
gelegen fein läßt, dafüc Sorge zu tragen, daß es feinen Kühen nicht 
an Nahrung gebricht, damit fie ihm Milch geben. Jedenfalls trat in» 
deſſen fein Intereffe dabei in den Vordergrund, das des Volkes in den 
Hintergrund. jeder ift fich felbft der Naͤchſte; wer Macht hat, pflegt 
fie gern zu feinem Vortheil zu gebrauhen, und je roher der Gefell- 
fhaftszuftand ift, je weniger die Bildung vorgefhritten, defto mehr ift 
Egoismus der natürliche Charakter des Erbherrſcherthums. Ueberdies 
liegt e8 in der Matur der erbmonardifchen Herrfchaftsform, daß es le— 
diglich von der zufälligen individuellen und perfönlihen Befchaffenheit 
des jeweiligen Monarchen abhängt, ob viel oder wenig oder auch gar 
nichts für das Volk gefchehe, fobald die Gewalt des Monarchen feinen 
äußeren Schranken unterworfen ift. Iſt daher defjen Machtvollkom⸗ 
menbeit unbefchränft, dann ermangelt das Volk jeder fihern Bürgfchaft, 
dag auch nur nothdürftig für deffen Wohl von Oben geforgt werde, 
weil es alsdann dem reinen Zufalle überlaffen ift, ob und in mie meit 
im Intereſſe der Gefammtheit und nicht vielmehr vorzugsmeife in dem 
Intereſſe eines Einzigen oder feiner Sippfehaft und Camarilla regiert 
und verwaltet wird. 

Wohl hatten fchon in früheren Zeiten Einherrfcher in den Mor» 
genländern, in der Zrunfenheit ihrer fchrankenlofen Macht, fih gern 
eingebildet, daß fie eine Art höherer Weſen feien und die Erweifung 
faft göttlicher Ehren von Seiten der von ihnen Beherrfchten für ſich in 
Anfpruch genommen. Und Schmeichler, von denen es flet an Fürs 
ſtenhoͤfen mwimmelt, hatten fi ein Gefchäft daraus gemacht, ihnen 
adttlihe Eigenfhaften und Titel beizulegen. Aber in den modernen 
Abendländern erlebte man es, daß Enechtifche Publiciften daraus Sys 
ſteme formelten. Wenn mandmal von den Fürften behauptet worden 
ift, fie feien gemeiniglih in einem höheren Grade Egoiften als andere 
Menfhen, fo findet diefe Erfcheinung darin ihre Erklärung, daß, wie 
Gagern bemerkt, die Macht des Menfchen Herz verdirbt. In ber 
That fehlt e8 in der Gefchichte der Monarchieen nicht an ebelmüthigen 
Herrfhern; aber man wird zugeben müffen, daß fie doch immer nur 
Geitenheiten find, die nicht die Regel bilden. Jedenfalls dürfte man 
ſich leicht einer Täufhung hingeben, wollte man annehmen, daß Fürs 
fin vermöge ihrer Stellung weniger Antrieb fänden als Andere, auf 
ihren Bortheil bedacht zu fein; denn eben diefe ihre Stellung und ihre 
daraus fich ergebende Beſtimmung werden von den meiften verfannt. 
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Das Wohl bed Volks liegt einem Erbfürften oft nur in fo fern und in 
fo weit am Herzen, als e8 mit feinem eigenen in Beziehung fteht. Das 
- gegen fann man im Allgemeinen — von Ausnahmen nämlich Eann hier 
feine Rede fein — wohl vorausfegen, daß er Alles zu unterlaffen fuchen 
wird, mag e8 au noch fo fehr dem Volke zum Glüd oder Heil ge- 
reichen, fobald er nur entfernt einen daraus erwachfenden Nachtheil für 
feine Perfon oder feine Nachkommen vorauszufehen glaubt, Daher 
pflegt eine erbmonarchifche Regierung und Verwaltung, wenn fie unbes 
ſchraͤnkt zu Werke gehen kann, beinahe ſtets einer mehr oder weniger 
einfeitigen, von. perfönlichen oder Samilienintereffen des Staatsregenten 
eingegebenen Richtung zu folgen. 

In der That, eine politifche Ordnung, mie diefe, wo ber Staats: 
regent zugleich Staatseigenthümer ift, und das Verhaͤltniß der Staates 
angehörigen ober Staatsgebietöbewohner zu ihm dem auf einer großen 
Gutsherrſchaft anfäffiger Menfhen zum Gutsbefiger ähnelt, wenn fie 
beſtimmt fein fol, ein das Wohl des Volkes bezweckendes Regiment 
herbeizuführen, beruht auf der ftaatsrechtlihen Dichtung von einer idea» 
lifhen Vollkommenheit, einer engelreinen Natur des jedesmaligen, durch 
den Zufall der Geburt gegebenen Staatsregierers, die nicht anders als 
ber Realität grell widerfprechen kann, weil diefer oberfte Regierer, bei 
aller feiner Idealiſirung in der Theorie, doc in der Praris nichts weis 
ter als ein mit allen Schwächen und Gebrechen feines Geſchlechts be= 
hafteter Menfh iſt und bleibe. Um aber einem folhen Staats» und 
Regierungsfpfteme mit einem demfelben angemeffenen Berwaltungswefen 
Beſtand und Dauer zu fihern, muß freilich unumgänglid nothiwendig 
erfcheinen, die Idee der Monarchie in einer möglichit vollendeten Nein» 
heit zu vermirklichen, und das ift miederum auf Eeine andere Weife 
durchzuführen, als indem einerfeits der zum Staatsregiment berufenen 
Sürftenfchaft, gleich dem Papftthum, Unfehlbarkeit, welche mit Allwifs 
fenheit und Altweisheit beinahe zufammenfällt, vindicirt, andererfeits aber 
zugleih dem Wolke jede Mündigkeit für die Gegenwart fowohl als für 
alle Zukunft abgefprochen wird. Das Erftere nun fonnte, ba Unfehls 
barkeit keine Eigenfhaft des menfchlichen Weſens ift, nur gefchehen, 
wenn man die Fürften von aller zeitlichen Verantwortlichkeit frei machte 
und blos eine Verantwortlichfeit derfelben im Himmel gegen Gott, als 
ben hoͤchſten Beherrfcher des Weltalls und Königs aller Könige, flatuirte, 

In einer folchen politifhen Ordnung, worin der Staat in feinem 
oberften Megierer “aufgeht, wird es Keine Öffentlichen Angelegenheiten 
(res publicae) im wahren und Achten Sinne geben fönnen; denn es 
wird darin hauptfächlih von Angelegenheiten des regierenden Fürften 
und feines Hauſes die Rede fein, die für identifch mit denen der Ge» 
fammtheit der Staatsgenoffen ausgegeben werden. Der öffentlihen 
Meinung kann bier feine Stimmfähigkeit eingeräumt werden, und es 
- muß ganz confequent erfcheinen, jede Selbjtthätigkeit, befonders jede 
Theilnahme des Volks am Staatsg:fhäftswefen, zu verhüten. Noth— 
wendig ift unter biefen Umftänden der oberſten regierenden Auctorität 
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eine Unzahl von Organen, um ihren höchften Alleinwillen überall gel- 
tend zu machen. So führte biefes Syſtem zur Herrfchaft einer Mi- 
norität mit der Perfon des Monarchen an der Spige, die bald das 
gefammte Regierungs= und Verwaltungsmwefen im. Staate ald Monopol 
fi aneignete und nach allmäliger Verdrängung aller anderen, früher 
mit-mehr oder weniger felbftftändiger Thaͤtigkeit aufgetretenen ariftofra- 
tifhen Gemwalten vom Schauplage der öffentlihen Angelegenheiten, ſich 
zu einer alleinherrfchenden Ariſtokratie mit eigenthümlichen Sntereffen 
erhob. Solchergeſtalt wiederholte ſich eine ähnliche Erfcheinung, wie 
man zur Zeit des Mittelalters in Europa erlebt hatte, daß, fo wie da⸗ 
mals ein befonderer Stand ſich im alleinigen Befig aller geiftigen Bil- 
dung, Wiffenfhaft und Gelehrfamkeit befand, jegt ein eigener Stand 
in der Staatsgefellfchaft allein ſich alles politifchen Wiſſens, aller öfe 
fentlichen Gefchäftstenntnig bemächtigte und Legisfation und Admini⸗ 
ration zu ihrem ausfchließlihen Eigentum machte. Wie ehedem die 
Geiftlicheit der Maffe der Laien gegenübergeftanden hatte, fo trat nun 
eine Beamtenariftofratie dem Wolke gegenüber. So gelangte ein Man 
datinenthum zur Ausbildung, das fih als Xheil der Souveränetät, 
deren Function es übte, betrachtete und fid mit dem Staate felbft 
verwechfelte, der, nebft dem Volke darin, ihm nur wie eine große Füt- 
terungsanftalt erfchien, zu Erinem andern Zwecke da, als zu feiner und 
feines DOberhaupts, des Fürften, Unterhaltung zu dienen. 

&o lange die Regierungs= und Berwaltungskünfte noch in ber 
Kindheit ſich befanden, während die öffentlichen Bedürfniffe und in glei= 
chem Verhaͤltniß auch die von dem Volke verlangten Opfer nur gering 
waren, erfhien das Joch der Millenlofigkeit und bes paffiven Gehor- 
fams, welches durch ein ſolches Alles bevormundendes Beanitenregiment 
ben Bürgern des Staates auferlegt ward, für diefe wenig beläftigend, 
eben weil in der Zeit nody wenig regiert und verwaltet wurde. Und 
einmal daran gemöhnt, fich in den Öffentlichen Amgelegenheiten paffiv zu 
verhalten, fand es das Volk, verfunken in Indolenz und Lethargie, fos 
gar ganz bequem, alle Gefchäfte, welche Feine Particular» und Privat» 
ſachen betrafen, von Anderen in der Staatsgefellfchaft beforgt zu fehen. 
Es verhielt fi damit, wie mit dem ftehenden Militär, deffen Einfüh: 
tung nur im Lichte einer ſehr zweckmaͤßigen und nüglichen Einrichtung 
erfheinen konnte, da deffen Vorhandenſein dem Bürger Zeit und Mühe 
erfparte, die er zur beſſern Beforgung feiner Privatintereffen zu ver- 
wenden im Stande war. Dazu kam, daß man fich die Beamtenherr: 
ſchaft fhon darum gern gefallen ließ, meil man, bei der damaligen Un- 
wiffenheit im Politifchen, glaubte, e8 müffe fo fein, und auch nicht 
wußte, wie es anders einzurichten. Daß das Inſtitut des Staatsbeam⸗ 
tenthums, eben fo mie das des flehenden SDeeres, bei feiner weitern 
Ausbildung in der Folge zu einer fo drüdenden, zugleich mit fo großen 
Opfern für das Volk verbundenen Laft werden würde, bavon hatte 
man Anfangs Feine Ahnung. Die Uebel beider Inftitute wurden erft 
fpäterhin durch die immer größere Vermehrung des dabei verwendeten 
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Perſonals erzeugt. Je verwickelter bei vorgeſchrittener Bildung bie ſtaats⸗ 
geſellſchaftlichen Verhaͤltniſſe wurden, deſto mehr mußten zur conſequen⸗ 
ten Durchfuͤhrung des angenommenen Regierungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
foflems Agenten des Staates in Thätigkeit gefegt werden, und befto 
mehr bot ſich Spielraum zur Geltendmachung des Bevormundungsregi- 
ments von Oben herab dar. Je größer aber die Zahl der zu diefem 
Zweck angeftellten Beamten wurde, defto größer wurde auch die Menge 
ber Gefchäfte durch WVielregiererei, was denn wiederum eine ſtets zuneh— 
mende Vergrößerung des Beamtenheeres und zugleich, zu deſſen Untets 
haltung, ber Laften des Volks zur Folge hatte. 

Es war indefjen vorauszufehen, daß, eben fo wie die Priefterfchaft 
und ber Clerus des Mittelalterd nicht im Stande gewefen waren, bie 
monopoliftifche Herefchaft im Geiftigen zu behaupten, nachdem die Cul- 
tur der MWiffenfchaften ein Gemeingut der Gefellfhaft geworden, das 
Anfehen ber auf All» und Alleinweisheit in ber öffentlihen Gefchäfts- 
führung pochenden Beamtenzunft gefährdet werden mußte, fobald polis 
tifche Aufklärung fi) unter den übrigen Glaffen der bürgerlichen Gefell« 
fhaft ausbreitete. Allein wenn auch allmälig viel von dem Nimbus 
verloren ging, der bislang das Thun und Treiben der Beamtenwelt 
umſchwebt gehabt, fo befand ſich doch diefe einmal im Beſitz aller der 
Stellungen, bie ihr eine reelle Macht und dadurch Einfluß ficherten, 
waͤhrend fie zugleich eine durch lange Uebung erlangte Gefchäftskenntniß 
und Fertigkeit vor allen anderen Staategenoffen voraus hatte. _ Hierauf 
aber kam es bei der Beforgung der öffentlichen Angelegenheiten um fo 
mehr an, als das ganze Staatsverwaltungsmwefen eine rein mechanifche 
Richtung befommen hatte. Und fie behauptete fih um fo leichter in 
dem Befis ihrer Macht und Gewalt, als fie ihre Intereſſen mit denen 
der Fürftenfchaft zu amalgamiren und fich diefer unentbehrlich zu machen 
gewußt. Selbft die Principien des Conftitutionalismus und Repräfenta- 
tivismus, die fi in der Entwidelung der Staatsidee in der neuern Zeit 
‚Geltung verfchafften, brachten keine mwefentliche Aenderung in diefer Ber 
ziehung hervor. Denn die Staatsbeamten blieben nady wie vor Agen- 
ten der Krone, von biefer abhängig, mit hierarchiſcher Organifation, die 
ihr Gentrum im Fürften hatte, eine vom Volke gefonderte Körperfchaft 
und gewiffermaßen einen Staat im Staate bildend. 

Allein je meiter die Völker in der Givilifation und Cultur vor 
ſchritten und in Folge davon die focialen Intereſſen ſich vervielfältigten, 
defto fühlbarer mußten die Nachtheile und Unzuträglichkeiten werden, bie 
aus einer Ordnung ber Dinge, entfprangen, worin eine Minderheit fi 
mit Entfernthaltung der Mehrheit die Verwaltung der Staatsgefchäfte 
als ein ihr allein zuftehendes ausfchließliches Privilegium anmafte und wie 
eine ihre angehörige Domäne behandelte. Das VBeamtenregiment war 
feinem Wefen nad ein oligarchifches Regiment, dem von Natur bie 
Uebel der Dligarchie anklebten. Und nachdem der lange genährte Glaube 
an die Zweckmaͤßigkeit und Nothwendigkeit eines alle Selbftthätigkeit der 
Bürger ausfchließenden Beamtenfratismus erfchättert worden war, fuchte 
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auch das Staatsdienetcorps vergeblich zu uͤberreden, daß alle feine Wirk: 
famfeit nur das Heil des Volks bezwede — eine Vorſpiegelung, die 
um fo mehr als trügerifch erfcheinen mußte, als das wirkliche Handeln 
einem folhen Vorgeben häufig genz und gar nicht entfprah. So ge: 
langten die wahren Volksfreunde ſtets mehr zur Erfenntnif, daß Emans 
cipation der Staatsbürger von.der Wielregiererei eines bevormundenden 
Staatsbeamtencorps und Berufung derfelben zur Seibftthätigkeit in den 
einzelnen Kreifen des Staatslebens unerläßlicdye Bedingungen einer volks⸗ 
thuͤmlichen öffentlichen Verwaltung feien. 

Auf der andern Seite aber Eonnte es ber Aufmerkfamfeit der 
monarhifhen Machthaber und ihrer Näthe nicht entgehen, daß bie 
meralifhen Bande, wodurch früherhin die Völker auf eine organifche 
Weiſe fih an die angeflammten Fürftenhäufer gefettet befunden hatten, 
in Folge verfchiedener zufammengetroffener Urfahen, in der Meuzeit, 
merklich loderer und loſer geworden waren, ja noch ſchwaͤcher in der 
Zufunft zu werden beforgen liefen. Sie hielten e8 daher ihrer Politik 
gemäß, fie durch mechaniſche Mittel zu erfegen, und fie waren deshalb 
darauf bedacht, nicht nur den Mechanismus des Gentralifationsfoftems 
in der Staatsverwaltung mit dem Bolksbevormundungsprincip und eis 
nem jbnen zu Gebote ftehenden zahlreichen Staatsdienerheere feftzuhal- 
ten, fondern auch noch möglihft zu vervollfommnen. Sie verfchmähes 
ten es nicht, hierbei Napoleon zum Mufter zu nehmen und beffen 
Schöpfungen als Meifterftüde in ihrer Art zu bewundern. Und da 
das Erbmonarhenthum jederzeit zu feiner Erhaltung einer Ariftokratie, 
bedarf, die Geburtsariftofratie aber aufgehört hatte, eine hinlängliche 
Stüge der Erbthrone vorzuftellen, fo war es natürlich, daß die Fürften 
ftets mehr eine Stüge in der Beamtenariftofratie ſuchten. Wenn man 
darum bisweilen auch nicht umhin konnte, von Oben herab dem Geifte 
der Zeit in mandyen Stüden mehr oder weniger Conceffionen zu machen 
und das Aufftreben der Bürger zur Selbſtthaͤtigkeit fi gefallen zu 
lafien, fo fann man doch zugleich darauf, die Sphäre diefer möglichft 
zu befchränfen, und ließ aus diefem Grunde feine Inſtitute auffommen, 
die deren Erweiterung herbeigeführt ‚haben würden. Jedenfalls diente, 
nahdem man hatte geftatten müffen, daß Manches duch das Volk 
gefchehe, die Marime: „So wenig als möglich durch das Volk“, zum 
Regulativ. Dabei konnte denn das Beamtenregiment gröftentheils fort: 
floriren, und der neumodifche Actenftaat mit feinem Syſtem der Alles 
fort und fort zu leiten und zu regeln trachtenden Vielregiererei, wodurch 
derfelbe den Charakter eines blofen Polizeiftaates angenommen hatte, 
erhielt fi, trog aller Beftrebungen der Völker, ein wuͤrdigeres Staats- 
leben zu erzielen. Es erftidt das Selbftgefühl im Volke, welches bie 
Bedingung der Achten Moralität in diefem ift, und e8 muß dann zur 
Sörderung der lögteren zu Zwangs- und Zuchtmitteln Zuflucht nehmen, 
wodurch diefer- Zweck nicht erreicht werden kann. Und in der Monare 
hie muß dieſes Spftem bei confequenter Durchführung dahin tendiren, 
Als in der ganzen Staatsgefellfchaft in Iegter Inftanz von dem Willen, 


90 Staatsverwaltung. 


mithin von ber Willkür eines Einzigen oder derer, bie in beffen Na 
men handeln, abhängig zu machen. Diefes Alles wird in unferen Tas 
gen Elarer als jemals zuvor eingefehen, und man darf fih darum nicht 
wundern, wenn fi namentlidy in Deutfchland — außer den Kreifen 
der Höfe und der Beamtenwelt — von allen Seiten Stimmen gegen 
die Fortdauer diefes Regierungs- und Verwaltungsſyſtems erheben, in 
deſſen Aufrehthaltung man ein Haupthinderniß alles ſtaatsgeſellſchaftli⸗ 
hen Fortſchritts erblidt. Vornehmlich hat man in Preußen, wo ber 
monarchifhe Abfolutismus bei der Uebung eines folchen Syſtems auf 
£eine verfaffungsmäßigen Schranken ftößt und das ausfchließliche Staats: 
dienerregiment durch Eeine volksthuͤmlichen Inſtitute des Mepräfentativs 
wefens gemildert wird, feit der Thronbefteigung des jegigen Königs, die 
Angriffe der Preffe, fobald diefe etwas freier wurde, felbft von den ent= 
gegengefegten Parteien vor Allem gegen das fraglihe Syſtem gerichtet 
gefehen. Ueberall wird Emancipation der Bürger von der Staatsbevor- 
mundung begehrt, damit bdiefelben ſich freier betvegen und felbftchätig 
ihre Kräfte entfalten mögen. Denn mit der öffentlihen Meinung, in 
fo fern fie Ausdrud der verftändigen Waterlandsfreunde ift, beharrlich 
im MWiderftreit ſich zu befinden, kann nicht im mohlverftandenen In⸗ 
tereffe der Monarchie liegen, und könnte, wenn e3 auf die Dauer vers 
ſucht würde, zu einem gefährlichen Spiel für diefelbe werden. 

So kommen wir denn zu dem andern der oben berührten beiden 
Staatsverwaltungsfufteme, morin das Volk dazu berufen ift, Alles 
felbft zu tbun, was durch daffelbe gefhehen kann, d.h. 
ihm überlaffen ift, Alles zu verrichten und zu beforgen, wozu es ge 
ſchickt ift, gefchicter ald von der oberſten Staatsgewalt beftellte Beamte, , 
Agenten oder Behörden, und zwar nicht mehr als diefes, aber aud) 
nicht weniger. Wenn die Mitglieder des ftantsgefellfchaftlihen Vereins 
in den verfchiedenen Kreifen und Abtheilungen befjelben die auf dieſe 
fi) beziehenden Angelegenheiten und Intereffen felber verwaltin und bie 
an bes Staates Spise ftehende oberfte Auctorität blos beſtimmt ift, ſich 
mit deffen allgemeinen Angelegenheiten und Intereſſen zu befaffen: 
dann hat man eine politifhe Ordnung der Dinge, die das Gegentheil 
von einer folchen ift, worin eine Alles in fich concentrirende, Alles in ib: 
ven Bereich ziehende und centralifirende höchfte Staatsmacht als Staatd- 
regierung malte. Der Staat gleicht dann einer aus vielen befonderen 
Affociationen zufammengefegten großen Affociation, fo daß jene in biefe 
mehr auf eine organifhe ald mechaniſche Weife, mehr durch Ger 
meinfamfeit der Sntereffen, als duch Zwang zu einem un» 
trennbaren Ganzen verknüpft find, zu welchem ſich die Theile wie die 
Glieder zum organifchen Gefammt£örper verhalten. Es ift da Einheit 
mit Mannigfaltigkeit in Regierung und Verwaltung ; denn während die 
einzelnen Theile der Nation, in fo fern fie Gemeinhelten bilden, ihre 
eigenen Regierungen und Verwaltungen haben, finden ſich alle wiederum 
durch Repräfentanten aus ihrer Mitte zu einer allgemeinen Regierung 
und Verwaltung für ihre. gemeinfhaftlichen Angelegenheiten und ns 
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tereffen vereinigt. Solchergeftalt beiteht eine Regierung von Unten nad) 
Oben, die auf der.breiteften Bafis, naͤmlich auf der Gefammtheit ber 
Staatögenoffen, ruht, und die ganze und gefammte Nation in allen 
ihren Theilen repräfentirend, eine wahrhafte Nationalregierung 
conftituirt. Das Princip des Selbftregierends und Selbſtverwaltens 
macht fi da in allen Sphären des öffentlihen Lebens geltend, und fo 
entwidelt fi das freiehte Stantsleben ohne Gefährdung der flaatsgefell: 
fhaftlihen Einheit. Es fehlt keineswegs an einem Generalgouvernes 
ment und einer Generaladminiftration für den ganzen Staatsverein, 
oder, wenn man will, an einer Gentralregierung und Verwaltung ; aber 
ed wird nicht von einer Höhe herab, die weit über die Gefellfhaft in 
unerreichbarer Ferne emporragt und von einem Mittelpuncte aus, ber, 
fatt innerhalb des Geſellſchaftskreiſes zu liegen, außerhalb bdefjelben fid) 
befindet, bis zu dem unterften Tiefen und dußerften Enden der Peris 
phetie des politifchen Socialkoͤrpers gouvernirt und adminiftrirt; es em⸗ 
pfangen nicht fämmtliche Beſtandtheile diefes legteren aus einem einzis 
gen Gentralpuncte allein den Impuls für ihre Bewegung ; es herrſcht 
vielmehr freie Selbftchätigkeit uͤberall, blos befchränkt durch die Gefege 
der Zotalität;z mit einem Worte, man erblidt einen ein reiches und 
mannigfaltiges Leben entfaltenden Organismus, Eeinen alles Einzel: und 
Particularleben erftidenden und ertödtenden uniformen Mechanismus. 
So wird ein Syſtem des Selbftregiments der Staatsgefellfhaft — self- 
government in der Sprache der Engländer — im Gegenfag eines lediglich 
Zufländen der Volksunmuͤndigkeit angemeffenen vormundfchaftlihen Mes 
giments verwirklicht. Die Generalregierung mit ihrer Generalverwaltung 
ift bier weiter nichts al8 eine zum Zwed der Wahrung der allgemeinen 
Jnteteſſen der Staatsgefellfchaft eingefegte Öffentliche oberſte Behoͤrde, 
bie zugleich eine Repräfentation aller Theile derfelben in fich begreift 
und ſtets im Namen der Nation handelt, von diefer bei ihrem Thun 
und Laſſen influeneirt und fortwährend in ber Öffentlichen Meinung ihre 
Stüge fuchend und findend. Es ift das, was man in England ale 
ein government by, for and in concurrence with the people zu bes 
zeihnen pflegt. Unleugbar hat diefes Spitem den großen Vortheil vor 
dem entgegengefegten voraus, daß durch daffelbe, nicht wie durch das 
legtere, ein Dualismus im Staate hervorgerufen wird, ber unver« 
meidlich entfteht, fobald eine vom Wolfe gefonderte und von biefem un 
abhängige oberfiregierende Gewalt vorhanden ift, die den Negierten ges 
genübergefiellt ſich findet, fo daß beide Gegenfäge bilden und mit vers 
ſchiedenen Intereſſen einander entgegentreten, ſondern die zwei Elemente 
bier in Eins zufammenfallen und ſich niemals entzweien koͤnnen. 
England gibt uns das glänzende Beifpiel von der Ausführbarz 
eit eines ſolchen nationalen Selbftregierungs: und Selbftverwaltungsfys 
ſtems in allen Kreifen bes Staatslebens, in den höheren wie in den 
niederen, felbft in einer Erbmonarchie. Der König, als geborener Staates 
rgent, ift da nicht, wie in den Gontinentalmonarchieen, eine in gefon= 
berter Stellung der Nation gegenuͤberſtehende und in Unabhängigkeit 
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von dieſer handelnde Auctoritaͤt, ſondern er handelt vielmehr ſtets in 
Gemeinſchaft mit der Nation, die durch das Parlament vertreten wird. 
Der König allein für feine Perfon. hat nicht die hoͤchſte Negierungsges 
malt; aber er hat fie in Verbindung mit ber Nationalrepräfentation. 
Dod eben fo wenig gelten die beiden Häufer der Nationalrepräfentation 
allein oder für fi) und ohne den König für die Inhaber der Staatsres 
gierungsgemwalt. In der Sprache des britifchen Staatsrechts verfteht 
man unter dem Parlament, dem die Handhabung der Regierung des 
Staats zufteht, nicht blos das Haus der Lords und das Haus der Ges 
meinen, fondern auch den König, und Legterer wird als integrirender 
Theil des Parlaments angefehen. Nun wohnt zwar der König perſoͤnlich 
den Parlamentsverhandlungen nicht bei; allein er wird durch feine Mis 
nifter hier vertreten. Solcyergeftalt erblidt man in England das Re: 
präfentativfpftem eben fo wohl in Anfehung des Königthums, als in 
Anfehung der Nation und nicht, wie in den feftländifchen conftitutionel- 
len Monarchieen, mit einer Nationalvertretung einfeitig blos in Anfes 
hung ber legteren, in Anwendung gebracht; denn beide, König und Na- 
tion, finden ſich in der höchften Regierungsbehörde repräfentirt-. Durch 
eine merkwürdige finnreihe Gombination hat man es in England zu be: 
wirken gewußt, baß fort und fort eine parlamentarifche Regierung, 
d. i. eine folche, wo eigentlich und in der That die Nation felber durch 
Mepräfentanten aus ihrer Mitte regiert, mithin in der Wirklichkeit eine 
Nationalregierung beiteht, ohne daß doch jemals die Würde des Kö: 
nigsthrons und das Anfehen des zeitigen Monarchen compromittirt wers 
ben fönnen. Man hat der Nation und dem Lande eine ftete Selbſt-⸗ 
tegierung gefichert und das realifirt, was bie Liberalen in Frankreich 

feit der Zulirevolution in’s Leben zu rufen vergeblich ſich abgemuͤhet ha= 
ben, im fogenannten gouvernement du pays par le pays, während doch 
zugleih, tie wir meiter unten fehen werden, in England den Forde— 
rungen des monarchiſchen Princips, welches die Erhaltung eines beftän: 
dig von der Krone geltend zu machenden Uebergewichts bei der Regierung 
bes Staates verlangt, eine Genüge gefchehen ift. Auf diefe Weife haben 
die Engländer ein Regierungss» und Verwaltungswefen zu erfchaffen ge⸗ 
mußt, welches der Nation felber die oberfte Leitung und Beforgung ber 
Nationalangelegenheiten und Nationalintereffen verbürgt, ohne dem We: 
fen der Monarchie zu nahe zu treten. Der englifche König hat näms 
lich, eben fo wie jeder andere König, die hohe Beflimmung, den Staat 
zu regieren; aber er regiert nicht, wie anderswo, als eine von ber Na: 
tion völlig abgefchiedene, für fich beftehende, mit der Souveränetät be: 
Fleidete Macht, fondern er regiert durch das Parlament mittelft 
feiner Minifter, welche felber Mitglieder des Parlaments find und als 
ſolche in demfelden Sitze und Stimmen haben. Und- dba er allezeit nur 
folhe Männer fih zu Miniftern wählt, die einer Stimmenmehrheit im 
Parlament verfichert fein koͤnnen und darum in beffen Verhandlungens 
bei ihren Anträgen auf eine Majorität rechnen dürfen; fo ift der koͤ— 
niglihen Auctorität ein Mittel verliehen, ſich jederzeit einen überwiegen: 
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den Einfluß in den Bernthungen und Befchlüffen des großen National 
raths zu erhalten. Der Unterfchied zwiſchen regner und gouverner, 
wotauf die franzoͤſiſchen Publiciſten im Syſtem der repraͤſentativen 
Monarchie ein ſo großes Gewicht legen, verſchwindet hier von ſelbſt. 
Denn dem engliſchen Koͤnige iſt Beides nicht verwehrt; nur vermag er 
weder das Eine noch das Andere fuͤr ſich ſelber zu thun, ſondern er 
bedarf dazu Anderer, naͤmlich feiner Miniſter, die feine Organe find, 
mit deren Hülfe er handelt, und die nur darum feine Minifter find, 
meil fie die Führer der Majorität des Parlaments "find. Daher ift 
denn audy in England die Frage, melde die Staatsgelehrten auf dem 
Gontinent fo fehr befhäftigt hat: ob in der conflitutionellen Monarchie 
dem Könige oder ber Nationalrepräfentation oder beiden zugleich in eis 
ner der Hauptfunctionen der oberjten Regierungsgewalt, in der Gefegs 
gebung, die Fnitiative zuzugeftehen, ohne‘ große Bedeutung. Streng ges 
nommen, ift dem englifhen Königthum diefe Snitiative nicht einges 
räumt; allein nichts hindert daffelbe, fie zu üben durch feine Organe, 
die Minifter, welche im Parlament, dem eigentlid) jenes Worrecht allein 
zutommen foll, figen. Der König von England ift als Oberhaupt des 
Staats und der Nation anerkannt und genießt für feine Perfon alle 
die Prärogative, bie irgend anderswo einem monardifhen Staatsobers 
baupte zugetheilt zu werden pflegen. Er kann durch feinen Einfluß auf 
das Volk und auf das Parlament allerdings regieren, wenn er Geift, 
Gemuͤth und Luft dazu hatz aber er kann nie zu einem Regenten wer: 
ben, der blos nach felbfteigenen Anfichten über das Volkswohl regiert. 
Denn er fteht nicht mit felbftftändiger oberfter Regierungsgemwalt der 
Maffe der Nation und der NMationalrepräfentation gegenüber, fondern 
er regiert mit leßterer, einen integrirenden Theil berfelben conftituirend 
und durch feine Organe in ihr wirkend. In England verfahren bie 
gefeggebende und die vollziehende Gewalt, eben weil fie nicht gefondert'von 
einander in Wirkfamkeit treten, fort und fort in Uebereinftimmung. Das 
Geſchaͤft ber englifchen Minifter befteht hauptfächlih in einem blofen 
Ausführen alles deffen, was unter ihrer Mitwirkung im Parlament be: 
fchloffen und verfügt worden ift. 

Die parlamentarifhe Staatsregierung in England, der zugleich die 
Leitung und Beauffihtigung des großen Ganzen der Staatsverwaltung 
zufteht, und bie fi) daher auch mit Verwaltungsgegenftänden befchäftigt, 
ift indeſſen weit entfernt, nach Art der Staatsregierungen auf der ans . 
bern Seite des Ganals, von der Hauptftadt, ihrem Sitze aus, bis zu 
den unterften Kreifen der bürgerlichen Gefellfchaft herab gouverniren und 
abminifiriren zu wollen. Das Parlament entbehrt zwar Eeineswegs ber 
Befugniffe zu allen weſentlich nothwendigen Einwirkungen, die einem 
civiliſitten Staate zulommen müfjen; aber die Sucht des Vielregierens 
ft ihm fremd, und der ganze Geift des englifchen Öffentlichen Lebens 
mit allen in dbemfelben zur Ausbildung gelangten flaatsgefellfchaftlichen 
Berhältniffen würden ihr auch miderftreiten. Was die oberftgefegliche 
Gewalt betrifft, fo begnügt es fi), allgemeine, fämmtlicye Staatsbuͤr⸗ 
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ger bindende Worfchriften zu ertheilen und fich die Entfcheibung jeder 
Ausnahme von benfelben in vorfommenden Fällen vorzubehalten. Das 
hindert nicht die Autonomie der Staatsbürger in befonderen WVerhälts 
niffen, in fo meit diefelbe nicht mit den beftehenden allgemeinen Gefegen 
in Widerſpruch tritt. Unter diefer legtern Bedingung geftattet die eng— 
lifche Regierung den einzelnen Gefellfhaftsfreifen die Uebung einer eis 
genen, mehr oder weniger felbftftändigen gefeggebenden Macht zur Res 
gulirung ihrer Particularangelegenheiten und befchränkt fi darauf, So: 
cietäten und Gorporationen, die eine förmliche Anerfennung von ihr ers 
heifchen oder begehrten , Charten zu ertheilen, morin deren legislativen 
Befugniffen beflimmte, nicht zu überfchreitende Schranken vorgezeichnet 
find. Wielgefeggeberei ift aber bei dem britifchen Parlamente um fo 
weniger anzutreffen, als Abänderung bes Beftehenden auf dem Wege 
der Gefeßgebung mit vielen Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Die eng: 
liſche Parlamentsregierung befigt ferner allerdings das jus supremae in- 
spectionis im größten Maße und im meiteften Umfange; aber fie macht 
davon nur da und dann Gebrauch, wo und warn e8 Moth thut, oder 
falls fie dazu ſich befonders aufgefordert findet. Das Parlament Eng: 
lands ijt nicht nur der höchfte Gefeggebungs:, fondern auch zugleich der 
hoͤchſte Verwaltungskörper; es kann in legterer Eigenfchaft die Vorle— 
gung aller Papiere, Verhandlungen, Protocolle, Actenftüde, Rechnun⸗ 
gen, welche die Staatsverwaltung im Ganzen oder in einzelnen heilen 
betreffen, fordern, oder Ausfhüffe aus feiner Mitte zu deren Prüfung 
und Begutachtung beftellen und jeden Verwaltungszweig einer Unterfu: 
hung unterwerfen. Es kann Jeden in Perfon vor feinen Schranfen er: 
fcheinen laffen, um ihm oder feinen Comites mündlihe Auskunft über 
Gegenftände der Öffentlichen Verwaltung zu geben, und alle Staatsbe: 
amte zur Nehenfhaft und Verantwortung ziehen. Aber e8 kann bei 
diefer oberauffehenden Gewalt des Parlaments nicht von einer perma— 
nenten, ſtets Alles in der öffentlichen Verwaltung controlirenden und 
fortwährend direct auf diefelbe einmirkenden und deren Handlungen bis 
in’s Detail beauffichtigenden Thätigkeit die Rede fein, wie wir eine 
ſolche von feftländifchen monarchiſchen Regierungen unaufhoͤrlich üben fe: 
hen. Denn einmal ift das Parlament nicht das ganze Jahr hindurch 
immmerfort verfammelt, und dann find aud die Mittel zur Geltendmas 
hung eines beftindigen Beauffihtigungsrechts ber Art in England nicht 
vorhanden. E3 fehlt nämlich hier durchaus an einem vielgegliederten 
Behördenorganismus, fo wie an einer vom Gipfel des Staats bis zu 
deffen Ziefen hinab in mannigfaltigen Abftufungen ſich erſtreckenden 
Staatsdienerhierarchie, mit deren Hülfe eine folhe Auffiht geführt 
werden koͤnnte und anderswo geführt wird. Ja es gibt in England 
gar nicht einmal eine befondere Claffe von Leuten, die fid) den Staats: 
dienft, gleich einem Gewerbe oder Handwerke, zum Lebensberuf und zur 
ausfhlieglihen Nahrungsquelle machen; Eurz, man weiß dort eigentlich 
nichts von einem eigenen Beamtenftande. Die Staatsverwaltung im 
engeren Sinne bildet da nicht, wie in Deutſchland, in Franfreich und 
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in fo vielen anderen Ländern, eine abgefchloffene Gewalt mit einem 
zahlreichen Corps Agenten, wodurch und momit fie unmittelbar und 
bebeutumgsvoll auf alle Theile der Gefellfhaft einmirkt; fie befteht in 
England eigentlih und hauptſaͤchlich lediglich in einem Anführen des 
durch die parlamentarifche Gefeggebung Angeordneten, Feftgeftellten und 
Beftimmten. Aber felbft bei der Ausführung des vom Parlament Ver: 
ordneten befaffen fi die Männer, die an ber Spige der Staatsver: 
waltung fliehen, oder denen die verfchiedenen Zweige derfelben anvertraut 
find, wie die Vorftände der einzelnen Minifterialdepartements, felten 
und wenig mit dem Detail; fie überlaffen das meift Organen, Aucto- 
titäten, Gemalten, die von ihnen ganz unabhängig find, indem es 
überhaupt Grundfag der englifchen Staatsverwaltung ift, Alles, wofuͤr 
fih Traͤger im Volke finden, diefen mit einem hohen Grade felbftftän- 
diger Thaͤtigkeit anzuvertrauen. Dadurch mird eine Mafje von Wor: 
fhriften, Gefegen, Infteuctionen und Einrichtungen unndthig, deren die 
Staatsverwaltung in anderen Ländern bedarf, um immerdar ihre Hände 
überall und alfenthalben im Spiele haben und Alles leiten und contro— 
lien zu können. 

Statt daß faft allenthalben bei uns bieffeit des Canals jeder 
Winkel freier Wolksthätigkeit, wie Niebuhr fi ausdrücdt, der Vor: 
mundfchaft eines Syſtems befoldeter Staatsdiener unterworfen ift, 
hertſcht jenfeit des Ganals, in Albion, freie Selbſtwirkſamkeit der 
Saatsbürger in allen Kreifen des Öffentlichen Lebens. „So fieht man” 
— ruft der preußiſche Oberpräfident v. Binde am Schluffe feiner im 
Sabre 1815 in Berlin erfchienenen „Darftellung der inneren Verwal: 
tung Großbritanniens‘ aus — „in völliger Oppofition mit dem von all: 
gewaltiger Auctorität (auf dem europäifchen Feftlande) feftgeftelften 
Grundfage: die Regierung müffe Alles für das Volk thun und 
nihts durch das Volk gefchehen laffen — im britifehen Inſelteiche 
nihts für das Volk, Alles durch daffelbe gefchehen, und durch 
daffelde mehr gefchehen, als die regierende Gewalt in Scein und 
Wirklichkeit je irgendwo auszuführen vermochte. Wenn in anderen 
Ländern von den Einfichten und der Auctorität der Regierungen Alles 
erwartet, Alles diefen überlaffen und übertragen wird, jede freie Wirk: 
famkeit der Unterthanen ihnen wohl gar für Eingriff in die regierende 
Gewalt gilt: dann finden wir in England die gefammte Öffentlihe Ges 
(häftigkeit, mit unmerklicher Megierungseinwirfung, vom Wolfe ausge: 
übe.” Als Folgen und Wirkungen diefes Verwaltungsfoftems aber hebt 
eben dieſer preußifche hohe Staatsbenmte hervor, daß man, ftatt der in 
fo vielen anderen europäifchen Ländern ſich darftellenden bürgerlichen 
Apathie, in allen Glaffen des englifhen Staatsgefellfchaftswefens bie 
Allgemeinheit eines gewiſſen praftifhen Verftandes, der Kenntnif von 
Rechten und Pflichten, der Local: und Nationaltunde und vornehmlich 

ı &6 lebendigen Intereſſes an Allem, was das Vaterland, das Wohl und 
ı den Ruhm der Nation angeht, antrifft, indem Seder. gemöhnt ift, hiers 
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zu bringen und immer fi feiner Würde als felbftftändiges Mitglied 
des Ganzen bewußt zu bleiben. „Wer unparteiifcd vergleichen, die 
Sache aus ben Erfolgen erkennen will“ — urtheilt ferner ber genannte 
hochgeachtete deutfche Staatsmann — „ber muß das Zeugniß geben, baß 
bort in England mehr gefchehen ift, als hier bei uns; dort weniger ges 
fchrieben und gedrudt wird (über Regierungs- und Verwaltungskunft), 
aber lebendiger gehandelt wird; dort mehr reges fichtbares Fortfchreiten 
zum Nüglihen, Großen, Vortrefflichſten ſich findet und weniger in 
Buchſtaben und Formen erflirbt. Und fo wird es immer fein und blei- 
ben, die Regierungs- und Verwaltungsweiſe immer ald die vorzüglis 
here ſich bewähren, welche die Menfhen am Wenigften den Drud der 
bürgerlichen Bereinigung empfinden läßt, welche für den Staatszweck 
nicht mehr Beſchraͤnkung, als eben Noth ift, erfordert und immer im 
Bürger den Menfchen ehrt. Wo Jeder für feine nicht ſchwer gemach⸗ 
ten — fei e8 auch nur im Scheine — fich felbft auferlegten Pflichten 
fi) angenehmer Rechte zu erfreuen hat, da wird Jeder zufrieden fein 
und im Gefühl des eigenen Wohlbefindens auch gern dem allgemeinen 
Beſten thätig dienen, da kann diefes der Falten Indolenz des Egoismus 
nicht erliegen, da können Scheintugenden fich nicht behaupten, Furcht 
und Ehrfuht den Geift der Gefege nicht vergiften.‘‘ 

Se mehr man in der That das britifhe Werwaltungsfpftem mit 
Gründlichkeit ftudirt, defto mehr gibt e8 fih an den Zag, daß in dies 
fem fo diametraliter von dem in anderen Staaten unferes MWelttheils 
verfchiedenen Syſteme des öffentlichen Adminiftrationswefens zu einem 
wefentlichen Zheile die Urfache zu fuchen und zu finden ift, weshalb 
andere Völker vergeblid,) darnady fireben, einen Grad der Freiheit zu ers 
reihen, dem vergleichbar, zu welchem das englifdhe Volk ſich erhoben 
bat. Der allgemeine Grundfag, der im britifhen Staatsverwaltungs: 
fofteme prädomjnirt, die Zulaffung der Concurrenz der Bürger zur Be: 
forgung der öffentlichen Angelegenheiten, kann auf alle ſtaatsgeſellſchaft⸗ 
liche Zuftände gefitteter Völker Anwendbarkeit finden. Denn unter als 
Ion Voͤlkern, die nicht reine Despotie beherrſcht, ift, auh nad 
Binde’s Dafürhalten, eine ausgedehnte Theilnahme der Einwohner 
an den öffentlichen Gefchäften möglih. „Wie es in England ift,‘ 
fchreibt derfelbe, „koͤnnte es auch in anderen Staaten mit anderen Ber: 
faffungen fein. Die Fähigkeit eines Volks, öffentliche Geſchaͤfte zum 
eigenen und allgemeinen Beften auszuüben, fest allerdings allgemeine 
Eriftenz von praktifhem Verftand und Nechtlichkeit, Vaterlandsliebe und 
Gemeingeift, Gemwandtheit und Selbftftändigkeit voraus, welche anfcheis 
nend erſt Wirkung einer die Ordnung, Freiheit und Induftrie begünftis 
genden Verfaffung fein können; aber es ift eine tröftende Er— 
fahbrung, daß, fobald nur die nothbwendigen Bedingun: 
gen gegeben find, die Sache bald wie von ſelbſt folgt, 
und daß die Menſchen, bei der ihnen faft überall eigenen Neigung für 
öffentliche Gefhäfte, bald die Fähigkeit dazu erwerben, wenn man ihre 
freie Wirkfamkeit dabei nur nicht befchräntt, Wenn einzelne Beifpiele 
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von ben an manchen Orten betriebenen Wohlthätigkeitsanftalten uns zel⸗ 
gen, was ber freien Zhätigfeit der Einwohner im Kleinen möglich ift, 
dann dürfen wir an dem Erfolg im Größern nicht verzweifeln, und 
wenn wir auch noch lange von dem erhabenen Worbilde der britifchen 
Vollkommenheit entfernt bleiben, meil einige andere ihrer wichtigen 
Grundlagen — ber hohe Wohlftand und Unabhängigkeitegeift, die oͤf⸗ 
fentlihe Moralität und ber hohe Gemeingeift — nicht alsbald in unfes 
er Gewalt ſtehen; fo ift doch ſchon der geringfte glüdliche Anfang ein 
großer Gewinn.” Bon der Heilfamkeit einer Staatsverwaltungsmeife 
nach englifhen Grundfägen wird man fih um fo mehr überzeugen, 
wenn man erwägt, daß dieſes WVerwaltungsfpftem feit Jahrhunderten im 
Weſentlichen unverändert beftanden in England, und diefes Land dabei 
immer fortgefchritten ift zu größerer Macht und größerem Flor. Es hat 
mit feinem lebendigen Gefchäftsgange bort nicht blos in früheren Zeit: 
perioden einfacheren Gefelfchaftsordnungen genügt, fondern au) für die 
verwideltern Verhältniffe und Intereſſen der gegenwärtigen, in dem ge⸗ 
werbreichften Lande der Welt ausgereiht. Es hat fi allen Graben 
und Stufen der Civilifation und Gultur unter ben verfchiedenartigften 
Himmelsftrihen in den zahlreichen britifchen Colonieen in allen Erdthei⸗ 
Im, nad denen allenthalben diefe. Verwaltungsform aus dem Mutter: 
lande verpflanzt ward, angepaßt, und die nordamerikaniſchen Freiftaaten 
find mit demfelben zu einer Blüthe gelangt, welche die Welt in Erſtau⸗ 
nen fest. Die Erfahrung lehrt zugleich, daß e8 der Annahme mannigs 
faltiger Modalitäten fähig ift, ohne dem Principe nach, worauf es be: 
ruht, mefentlihe Veraͤnderungen zu erleiden. Denn felbft in Großbri⸗ 
tanien bietet e8 Verfchiedenheiten dar. Die Äußeren Formen, unter be: 
nen e3 in Schottland auftritt, weichen in manchen ‚Stüden von denen 
in England ab. Uebrigens ift das Princip, worauf das britifche Ad⸗ 
miniftrationswefen bafirt ift, urgermaniſch, und das Inſelreich hat 
bios einem günftigern Gefchid das Gluͤck von deſſen Erhaltung zu ver: 
banken gehabt; bei uns ift Alles, was an frühere ftaatsbürgerliche 
Selbftftändigkeit erinnerte, ber monarchiſchen Allgewalt unterliegend, bis 
auf ſchwache Spuren untergegangen, und das napoleonifche Zeitalter hat 
nod mehr dazu beigetragen, fie vollends zu verwifchen. Sn vielen deut: 
ſchen Ländern ift man bis jegt wohl zu mehr oder weniger der Volks: 
thuͤmlichkeit ſich annähernden Verfaffungen "gelangt, das WVerwaltungss 
foftem aber ift leider noch feinem Princip nady unverändert geblieben. 
Die Folge ift dann gemwefen, bag man ſich in den Erwartungen, welche 
man von dem Glüd, das jene bringen follten, gehegt, vielfältig ges 
täufcht gefeben hat. Auch mit freieren Gemeindeordnungen war unter 
foihen Umftänden nichts geholfen; fie mußten ihren Zweck größtentheils 
verfehlen, fo Iange das Bürgerbevormundungsfpftem von Oben herab 
fortdauerte. Die Staatsregierung kann namentlidy aud) die Gontrole ber 
Amtsgefchäftigkeit und Pflichtmäßigkeit ihrer Agenten hauptfächlid dem 
Publicum überlaffen. Aber freilich würbe ein ſolches Staatsverwal- 
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fordern, wodurch bie ftete Herrfchaft der Gefege unter der Controle der 
Öffentlichen Meinung verbürgt wäre. Man follte denken, ben Fuͤrſten 
mit ihren oberften Näthen und Dienern müßte felbft daran gelegen fein, 
die Zahl ihrer Obliegenheiten vermindert zu fehen, eben um befto mehr 
Zeit und Mufe zu gewinnen, ihrem eigentlihen Berufe defto beffer 
nachkommen zu können. - Die Staatsregierer wären dann von ber Laſt 
befreit, ſich um fo viele Dinge befümmern zu müffen, bie ihnen un: 
nuͤtz Stunden rauben, welche fie zur Erfüllung ihres hohen Berufs 
zweckmaͤßiger anwenden könnten, und die Staatsbürger, zur felbfteigenen 
Verwaltung ihrer befonderen Intereſſen berufen, würden nicht nur eines 
läftigen Gängelbandes los, fondern auch in den Stand gefegt werden, 
ihre Sorge auf das wenden zu koͤnnen, was ihnen am Nächften liegt, 
und fie werden richtiger zu beurtheilen und zu finden vermögen, mas 
ihnen ftommt, als irgend ein Megierer und Verwalter im entfernten 
Staatsmittelpuncte. 

Diejenigen, melde übrigens beforgen, das Einheitsprincip im 
Staate werde gefährdet oder untergraben, wenn man ein Spftem ber 
Decentralifation in der Staatsverwaltung an die Stelle des Syſtems 
der Gentralifation fegen wollte, verwechfeln augenfällig die Begriffe von 
einer gouvernementalen und von einer ad minifirativen Eentra: 
lifation. Die erftere kann fehr wohl ohne die Iegtere, welche blos bei 
einer volfsbevormundenden Vielregiererei aus Einem Mittelpuncte noth: 
wendig ift, beftehen und fie ift im vollften Maße felbft in England 
vorhanden. Was die Verwaltungsgefchäfte in den mittleren und unte— 
ren Regionen des Staatögefellfhaftswefens betrifft, fo ift dazu weder 
eine vorhergegangene eigenthümliche Ausbildung für diefelben noch Ge-- 
lehrſamkeit nothwendig, vielmehr hauptſaͤchlich ein gefunder praftifcher 
Menfchenverftand, der nicht auf Gymnaſien und Univerfitäten, fondern 
im wirklichen Leben erworben wird. In einem Lande mit freien Inſti— 
tutionen hat Jeder mannigfaltige Gelegenheit, Fertigkeit in der Uebung 
von dergleichen Gefhäften zu erlangen, und es hat da noch nie an 
Männern gefehlt, die, ohne handwerksmaͤßig ſich dazu vorbereitet zu ha- 
ben, geſchickt waren, fie zu verfehben. Mo für das Verwaltungsfach 
im eigentlihen Sinne mehr verlangt wird, etwa vielfältige befondere po: 
fitive Kenntniffe oder lange fortgefegte Uebung im Dienfte: da kann 
man ficher fein, daß vermidelte ftaatsgefellfchaftliche Verhältniffe daran 
Schuld find, die vornehmlich theils in einem gefünftelten Verwaltungs: 
mechanismus, theil® in einer Gefeggebung, welche eine forgfame Pflege 
und Aufrechthaltung verfaulter Inſtitute, unnatürlicher Einrichtungen 
und abgeftorbener Formen ſich angelegen fein läßt, ihren Grund haben. 
Wo diefe Verhältniffe einfacher, naturgemäßer find, da mwird man kei⸗ 
nes eigenen und befonderen Standes für die gemöhnlichen Verwaltungs: 
angelegenheiten in den niederen Sphären des ftaatsgefellfchaftlichen Les 
bens bedürfen, am Wenigften eines Eaftenartig von der Maſſe des 
Volks abgefchloffenen. Gleichwohl würde man fich allenfalls eine öf: 
fentliche Verwaltung von Oben nach Unten mittelft einer eigenen Claſſe 
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von Leuten, die aus diefem Gefchäft ihren Ader und Pflug machen, 
gefallen laſſen Eönnen, wenn die Erfahrung gelehrt hätte, daß man auf 
diefe Weife die Garantie einer guten Verwaltung gewoͤnne. Leider ift 
dies aber nicht der Fall. Denn mie wenig haben oft die Maßregeln, 
die von einer die Führung der öffentlichen Geſchaͤfte als ein ausfchließ: 
liches Privilegium ſich vindicirenden Staatsbeamtenfhaft ausgingen, den 
Stempel der Staatsweisheit an ſich getragen ? Kann wohl die Mehrzahl 
der heutigen Staatsverwaltungsbeamten für viel mehr als blofe Rou— 
tiniers gelten, deren Hauptwiffen in Actenmweisheit befteht? Vers 
rathen nicht ſelbſt ſolche, welche höhere, ja wohl gar die hoͤchſten Po: 
fien in der Staatsdienerhierarchie beffeiden und die Verwaltung bis zu 
den Tiefen der Gefellfhaft zu leiten bejtimmt find, nicht felten eine 
Ignoranz in den erften Grundlehren einer erleuchteten Staatswirthfchaft, 
die den befremden, welcher mit der MWiffenfchaft fortgefchritten ift? 
Penn ein oder das andere Land in der neueren Zeit rühmliche Fort: 
ſchtitte gemacht hat in der Gultur, in der Induſtrie, im MWohlftande: 
dann läßt fih manchmal eher behaupten, daß dies trog des Beamten: 
regiments gefchehen ift, als durch daffelbe. Es kann auch mohl kaum 
fehlen, daß eine Glaffe, melche fi vom Wolfe abtrennt, um ein von 
demfelben gefondertes Kaftenleben zu führen, fi dem Leben der Ge: 
fammtheit entfremdet und daher in einfeitige, engherzige Anfichten über 
das, mas biefer frommt, verfällt. Mur zu leicht begegnet es einer in 
Abgeſchloſſenheit und Unabhängigkeit vom Wolke beftehenden Beamten: 
haft, ihr Kaftenintereffe mit dem Staatsintereffe zu verwechfeln und 
hinter dem, was ſich im Volke regt und bewegt, zurüdzubleiben. Die 
Vervollkommnung eines jeden Gefchäfts leidet unvermeidlich bei beffen 
monopoliftifcher Betreibung. Die Induftrie würde fi) gewiß niemals 
fo vervollfommnet haben, mie in unferer Zeit gefchehen ift, wenn fie 
immerdar in den Händen von Zünften, Gilden und Innungen verblie— 
ben wäre. Liegt die öffentliche Verwaltung in vielen modernen Staas 
ten fo fehr im Argen, dann iſt das eine leicht erklaͤrbare Erfcheinung, 
da deren Gefchäfte fich feit mehr als hundert Fahren blos in Händen 
von Monopoliften befunden haben. Selbft wenn ſich bei einer Beam- 
tenfhaft, mie fie in den meiften neueren Staaten organifirt ift, auch 
ſtets der beſte Wille, die größte Gemiffenhaftigkeit, der reinſte Dienftei: 
fer vorausfegen ließen, würde es nach den eben angeftellten Betrachtun⸗ 
gen mißlich erfcheinen müffen, ihre allein zu überlaffen, alles das für 
das Volk zu thun, was fie für nuͤtzlich oder nöthig erachten mag. Das 
Bote wird immer nur dann verfichert fein Eönnen, daß feine Angelegen- 
beiten gut und zweckmaͤßig beforgt werden, wenn es fie felbft beforge 
oder buch Männer feiner Wahl und feines Vertrauens beforgen läßt. 
Die Erfahrung Iehrt dagegen vielfältig, daß die Staatsbeamtenfchaft ih: 
ver eigentlichen Beſtimmung eben nicht gar fehr nachzukommen pflegt, 
daß fie — wenn auch Vieles in Worten — menig oder vielleicht nichts 
m Werken für das Volk thut, fondern vielmehr ſtets geneigt und bes 
ſtrebt ift, vorzüglich Altes auf Koften des Volks für fi feöft zu thun. 
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Iſt das Cıement, welches ohne Theilnahme des Volks Alles für daſſelbe 
zu thun beſtimmt iſt, ein ihm fremdes, nicht zu ihm gehoͤriges, und 
beſteht ein zwiefacher Typus im Staate, dergeſtalt, daß die Claſſe der 
Regierenden und Verwaltenden als beſonderer Stand dem Volke gegen» 
überfteht, dann laͤßt ſich nad aller Erfahrung nicht darauf rechnen, 
daß auch nur Viel für das Volk gefchehe. Ueberdies kann es für bie 
Ausprägung und Verwerthung der menfchlichen Kräfte Eeineswegs ans 
gemeffen erfcheinen, daß den Menfchen oder dem Aggregat von Men: 
fhen, Volk genannt, viel von Außen her und ohne fein Zuthun darge: 
reicht und zu Gute gethan werde. Politiker, welche die menſchliche Na> 
tur Eennen, werden darum lieber hier bem Spruche: „Hilf dir felber, und 
Gott wird dir helfen,” in feinem richtigen Verftändniffe huldigen wollen. 
Se mehr von Oben herab verwaltet wird mit Zuruͤckweiſung der 
Mittheilnahme und Mitwirkung der Bürger, deſto mehr verfchwin: 
det das organifche Lebendige im Staate und tritt an deffen Stelle ein 
todter Mechanismus. Indem das organifhe Gefeg in rein mecha— 
nifhen Buchftabendienit, in dußere Beauffihtigung und bloſe Beam: 
tenwirthſchaft mit möglichft vervolltommneter hierarchifcher Gontrole aus: 
artet, muß das fittlihe Verhaͤltniß zwiſchen Negierenden und Regierten 
untergraben werden. Und was kann dem Volke eine nody fo kunſtreich 
geregelte Verwaltungsordnung, bie dußerlid das Bild eines muſterhaf⸗ 
ten harmonifchen Ganzen darſtellt — mie man 3. B. namentlich oft 
von der preußifhen hat rühmen hören — nügen, wenn dabei von ihm 
begehrt wird, daß es ein ihm fo theures Gut wie die Freiheit berfelben 
zum Opfer bringe? ‚Alles, was in bdiefer Beziehung Vollendetes von 
monardifcher Organifationskunft im neueren Europa geleiftet ward, 
ſieht man bei Weiten in China übertroffen, twiewohl unfere Machtha⸗ 
ber mit ihren mechaniſchen Kunftftüden in Regierung und Verwaltung 
ſich meit politiſch aufgeflärter und Elüger duͤnken mögen, als die Geſetz⸗ 
geber des himmlifchen Reihe. Das Volk fcheint es indeſſen bei uns 
nachgerade müde zu werden, fi für und für von feinen Vormuͤndern 
auf eine felbftfüchtige Weife zu eigennügigen Zwecken ausgebeutet, ſich 
nur als Mittel zur Herbeifhaffung aller Lebensgenüffe für die herr 
ſchende Claſſe und dabei noch obendrein von diefer nicht felten mit Ka: 
ſtenhochmuthe behandelt zu erbliden. Allgemein wird heut zu Tage 
das Bedürfniß, den fchleppenden Gang der Mafchine, wozu das Gen 
tralifationsfpftem und die Beamtenwelt den Staat gemacht haben, zu 
erleichtern, nicht mehr blos gefühlt, fondern auch ausgefprohen Man 
ruft nach Abkürzung der eben fo verwidelten als weitfchweifigen Geſchaͤfts⸗ 
gänge der Behörden, der zeitraubenden Gontrolen, deren Nutzloſigkeit 
die Erfahrung längft erwiefen hat; nach Abfchaffung der vielen beengen> 
den und doch wirkungsloſen mechanifchen VBefchränfungen und Forms 
lichkeiten, die vom Geifte des Mißtrauens dictirt find, wodurch das 
Stantsleben vergiftet wird, und die ihren Zweck doch dergeftalt verfehlen, 
daß fie gerade das herbeiführen Eönnen, was man verhüten mollte. 
Auch vom finanziellen Gefichtspuncte aus betrachtet, Fündigt ſich 
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eine Reduction des zahlreichen und noch fort und fort zahlreicher zu 
werden drohenden Staatsdienerheeres von Tag zu Tag als dringender 
geboten an, deſſen flete Vermehrung eine natürliche Folge der Entwicke— 
lung des in den meiften europäifchen Staaten beftehenden Verwaltungs: 
foftems if. Denn die Unterhaltung deſſelben ift neben der der ſtehen— 
den Armeen, deren Größe mit den Hülfgquellen der Länder oft in- kei: 
nem Werhältniffe ſich befindet, eine der ſchwerſten Bürden, melde auf 
den modernen civilifirten Völkern laftet. Gleichwohl werden mwefentliche 
nachhaltige Reformen audy in diefer Hinſicht allezeit nichts weiter als 
pia desideria bleiben, fo lange jenes Spftem der Staatsverwaltung 
feinen Einfluß zu üben fortfährt. Solchergeftalt führt gerade die wei— 
tere Ausbildung biefes Syſtems eine flets zunehmende Vergrößerung 
des freffenden Uebels herbei, und das Staatsbeamteninftitut wird immer 
Eoftfpieliger und ſchon dadurd für das Volk immer drüdender, je mehr 
man daffelbe zu vervollflommnen trachtet. 

Das Streben aufgeflärter Politiker, die e8 mit den Voͤlkern reds 
lich meinen, ift darum auf die Erzielung eines Staatsgefellfchaftswefens 
gerichtet, das, flatt auf eine mechanifche Weiſe, auf eine organifche zu: 
fammengehalten und in Bewegung gefest werde. in folches bedarf 
weder einer möglichit großen Goncentrirung der öffentlihen Verwaltungs: 
geſchaͤfte im Mittelpuncte des Staats, um Alles, was deſſen Zweck ift, 
von Oben herab dirigiren zu Eönnen, noch einer Beamtenhierarchie in 
vielen Abjtufungen, um in allen ftaatsgefellfchaftlichen Kreifen bis zu 
den unterften herab zu wirken. Bei einem organifchen Verwaltungsſy— 
fleme wird der Staatskörper, wie der menfchliche, als ein wirklicher Or⸗ 
ganismus behandelt, der ſchon in fich ſelbſt Leben und Bewegung hat 
und aus einer Menge Eleinerer Organe befteht, die wieder ihr eigens 
thümliches Leben und ihre befondbere Bewegung haben. Diefes Eigen— 
thümliche und Befondere foll daher nach den Grundfägen diefes Syſtems 
keineswegs, wie in dem mechanifchen Verwaltungsſyſteme, geftört und 
unterdrüdt werden, um Alles zu nivelliren und zu uniformiren, viel: 
mehr foll e8 erhalten, und nur darauf gefehen werben, daß ed mit dem 
Leben und der Bewegung des Ganzen im Einflange bleibe. Statt eis 
ner Bolfsbevogtung durdy die Negierungsgewalt, woburd der Staat zu 
einer Art Zmwangsanftalt und Zuchthaus wird, hat man da, wo orga: 
niſche Kräfte ſtatt mechanifcher in der Staatsgefellfchaft wirken, den or: 
ganifhen Einfluß eines durch Freiheit gefräftigten Volks auf die Re: 
gierung. Allein die Kürften find um fo geneigter, den Einflüfterungen 
ihter bios pro domo fechtenden Diener das Ohr zu leihen, als fie ed. 
zu lieben pflegen, daß möglichft Alles durch fie gehe, und Alles wie eine 
von Dben ald Gnade fließende Wohlthat gefchehe. „Auch iſt es freilich 
leichter — bemerkt Rehberg in f. Schrift „über die Staatsvermwal: 
tung deutfcher Staaten” (S.26) — wenn mit einem Drud von Oben 
berab alle Fäden der Verwaltung durch den ganzen Staat gleichförmig 
angezogen werben Eönnen; aber wird deswegen auch Alles beffer ausges 
führt, wenn nur das Mechanifche der Verwaltung in Uebereinftinmmung 
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gefegt ift, als wenn bie ganze Sinnesart der Unterthanen mitwirke 2 
Es ift ein Irrwahn, flatt den Thronen ein unerfchütterliches organis 
fches Fundament fraftiger, mit freien Staatsbuͤrgerrechten ausgeftatteter 
Voͤlker zu verleihen, in einem künftlihen Beamtenmehanismus Sicher: 
heit für eine trügerifhe Unumfchränktheit der Fürftenfchaft zu fuchen. 
Aber aus Scheu, einigen fcheinbaren Rechten zu entfagen, bie doch in 
der That nur jenem Beamtenmechanismus zu Gute fommen, fieht 
man es oft verfäumen, dem SHerifchaftsgebäude eine gefunde Grundlage 
zu verfchaffen, und zieht es vor, eine ſolche fortbeftehen zu laffen, deren 
morfhe Verwitterung man dann vielleicht in Tagen der Gefahr zu fpät 
erkennen mwird. Dabei fährt man fort, während man hartnädig die 
Augen verfchließt den Elaren Forderungen der Zeit, zu fcehönen, fal= 
bungsvollen chriftlichen Phrafen, an denen es einer heuchlerifcyen Staats 
kunſt nie gefehlt, um mit den Völkern Komödie zu fpielen, Zuflucht zus 
nehmen, damit das bisher befolgte Syſtem wenigftens fcheinbar befchd= 
nigt erfcheine; aber wir leben in einer Epodye, wo man fi nicht fo 
leichte mehr auf diefe Weife täufchen läßt. 

Genauer unterfucht, ift indeffen die Alleinregierung bes Fürften in der 
Theorie der abfoluten Monarchie eigentlich nichts weiter als eine politifche 
Fiction ; denn in der Wirklichkeit bedarf er zur Realifirung jener eines 
Corps Agenten, die ihm dabei behülflic find, und denen er die zur Bes 
thätigung bes Grundfages, daß Alles von Oben herab gethban werden 
fol, die hierauf bezüglichen Gefhäfte überweifen muf. Es kann ge— 
ſchehen, daß der Monarch felber zum Werkzeug feiner Agenten wird. 
Es hat abfolute Monardhieen gegeben, in denen fih die Staatsbeam= 
tenfchaft zu einer Ariftofratie erhoben hatte, ald deren Haupt der Mon: 
arch Feine viel befjere Rolle fpielte, al$ weiland ein venetianifcher Doge- 
Das Uebelfte ift aber, wenn ein Fürft, um diefem zu entgehen, eifer= 
fühtig auf feine Machtvollkommenheit, diefe oft dadurch am Deutlicy- 
fien an den Zag zu legen ſucht, daß er gerade auf das Entgegengefeste 
deffen befteht, worauf feine Räthe antragen oder was fie vorfchlagen 
mögen. Alsdann können feldft die einfihtsvolften und patriotifcheften 
Staatsbehörden zu nichts nügen. in monarchiſcher Megent der Art, 
von dem Eleinlichen Gefükhtspuncte ausgehend, daß er feine Macht 
überall und bei jeder Gelegenheit zeigen müffe, und diefelbe am Beften 
offenbare durch abfchläglihe Entfcheidungen, ift nur zu geneigt, eben 
blos, um feine Gewalt zu zeigen, das Umgefehrte von dem zu befchlies 
fen, was von den verfaffungsmäßigen Auctoritäten ihm proponict wird. 
Beſonders in Eleineren Staaten zeigt fih darum das Bevormundungs- 
foftem von Oben herab bei einem ſchlecht gearteten Fürften häufig eben 
fo drüdend als unheilbringend. Man muß dafjelbe in der Nähe beob⸗ 
achtet und in der Mirklichkeit in concreto Eennen gelernt haben, um 
eine Vorftellung von allen den Ungereimtheiten zu haben, die «8 im 
Gefolge mit ſich führt. Aber auch felbft in einem größeren Staate und 
unter einem felbftegierenden Fürften von der ausgezeichneteften Regen 
tenfähigdeit und Züchtigkeit, wie 5. B. unter einem Friedrich II. in Preu⸗ 
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fen, kann dieſes Syſtem, wie bie Gefchichte lehrt, nicht felten zu ben 
verfehrteften Maßregeln führen. 

Wenn je ein monarchiſcher Herrfcher im neueren Europa vorzüglich 
geſchikt und befähigt erfchien, das Volksbevormundungsſyſtem, mit eis 
ner Regierung und Verwaltung des ganzen Staats aus Einem Mittel: 
puncte, in Gredit bringen zu fönnen, fo war es gewiß Preußens Fried⸗ 
rih II,, ein König, ber Megententugenden befaß, die ihm neben bem 
Epithet de8 Großen, bas des Einzigen in ber Gefchichte erwarben. 
Mit ihm ſah man einmal wieder einen Philofophen auf einem Thron 
feigen, was feit ben Zeiten der Antonine faum in unferm Erbdtheile er: 
kt worden war. Denn philofophifcher Geift läßt fi einem Fürften 
fiberlih nicht abfprechen, der fo philofophifh mie er feiner Stellung 
und Beftimmung fein Nachdenten gewidmet — eine feltene Erfcheis 
nung, zumal bei einem zum Throne geborenen Regenten. Bon diefem 
großen Preußenkönige ward das fraglihe Syſtem nad) dem Ideale, 
welches er fich in feinen Gedanken vom Königthum entworfen, ausges 
Kildet und möglichft verwirkliht. Der Staat war nad feiner Anficht 
am Paffendften einem Uhrwerke zu vergleichen, in welchem ber Regent 
die treibende Feder vorftellt, und ber Fürfi follte den unveränderlichen 
Mittelpunct darftellen, in welchem alle Linien des politifhen Kreifes zus 
femmentreffen. Und an den Zräger der Fürftenfchaft ftellte er die For⸗ 
derung, ba er im ganzen Sinne des MWorts Monarch, d. h. Selbft: 
berefcher fei; das allfehende Auge, der allgegenwärtige und allmaͤchtige 
Arm, fo weit das bei einem Erdenſohne möglich if. In Gemäßheit 
diefes Ideengangs mußte er zu einem in der Perfon des Fürften con— 
centrirten abfoluten Bevormundungsregiment geführt werden, und Fried: 
ich's Regierung war denn auch eine Gabinetsregierung im eigentlichen 
Sinne des Worts, bei der er fih, ohne Vermittelung irgend einer Be: 
börde oder einer andern Gewalt, die Entfcheibung aller Öffentlichen An: 
gelegenheiten von einiger Erheblicykeit und Wichtigkeit in legter Inſtanz 
vorbehalten hatte. Es haftet aber an einer ſolchen Regierungsart, 
auch wenn ein fo großer und umfafjender Geift, wie Friedrich war, mit 
feinem Adlerblid ihren Mittelpunct bildet, das unvermeidliche Gebre- 
hen, daß dem Staatsregenten Vieles, was feine Aufſicht erheifht, uns 
bekannt bleibt, fo daß viel des Guten nicht gefchehen und viel bes 
Schlechten beftchen und fortwurzeln Fann; und wenn felbft der große 
Sriedeich bei der Handhabung diefes Syſtems fo mannigfaltige Miß- 
giffe beging, mie viel mehr muß dies bei Fürften der Zul fein, bie 
feine Sriedriche find! Und vollends, wie zeigte fich die hohe Kraft des 
Volks 18062 Indeſſen läßt ſich von Friedrich's Negierungs: und Ver: 
waltungsweife fagen, daß fie wenigftens ‚mit dem Geiſte der Zeit, worin 
er lebte, nicht im Widerſpruch, und der Gulturftufe, auf welcher fein 
Bolt ſtand, nicht unangemeffen erfchien; daß fie vielmehr mit den da— 
mals herrfchenden politifchen Ideen, den ftaatsrechtlichen Theorieen und 
den Doctrinen der Staatsgelehrten im Einklang fich befand, fo wie die 
Öffentliche Meinung für ſich hatte; Eurz, daß feine ganze Art und Weiſe 
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zu- regieren und zu verwalten, ſich den Zeitgenoffen im Lichte der Zweck⸗ 
maͤßigkeit darſtellte und völlig den Stempel der Zeitgemäßheit an ſich 
trug. Ein fo großer Geift und Regent, wie Friedrich, aber würde ges 
wiß, wenn er in ber jegigen Zeitperiode den Thron beftiegen, ein Sy— 
ftem der Staatsregierung und Verwaltung befolgen, fehr verfhieden von 
dem, welches er in der feinigen befolgt hatte. Ein monardifcher Macht» 
haber heutigen Zages, der Friedrich nachahmen mollte, müßte vor Als 
lem darauf bedacht fein, Regierung und Verwaltung im’ Staate zeitges 
mäß einzurichten und in feiner Zeit der WVorderfte und Erfte zu fein, 
ganz fo, wie jener große König in feinem Zeitalter. in König unfes 
rer Zage, der feine Ehre und feinen Ruhm bdarein feste, von der Nach— 
welt neben Friedrich dem Großen genannt, mit ihm verglichen zu wers 
den, würde duch Thaten und Handlungen zu zeigen haben, baß beffen 
Geift ihm inwohnte, in ihm lebte und miederauferftanden ſei. Dies 
aber könnte er am Beſten dadurch beweifen, daß er ein Herrfcher im 
Geifte feiner Zeit und nicht in dem der Vergangenheit wäre. Die Res 
gentenmweisheit der Fürften offenbart ſich am Deutlichften darin, wenn 
fie dur) ihre Maßregeln an ben Zag geben, daß fie ihre Zeit kennen 
und begreifen. Ein König, zumal der Jehtzeit, wenn er von ber Nas 
tur geiftig auch noch fo ſchoͤn ausgeftattet wäre und von dem, was bie 
Sranzofen esprit nennen, noch fo viel befäße, würde Unweisheit verra- 
then, die ihn leicht auf Irrwege führen könnte, wenn er in feiner Po⸗ 
litik ſich von Ideen der Vorzeit leiten ließe, die feinen Beftrebungen 
eine unzeitmäßige Richtung verliehen. ine Centralifirung der gefamm: 
ten Staatsverwaltungsgefchichte im Staatsmittelpuncte, d. h. in ber 
Monarchie, in der phufifchen Perfon bes zeitigen Monarchen, mit eines 
Alles bevormundenden Vielregiererei mittelft eines eigenen, von ber 
Maffe der Regierten abgefonderten Beamtenftandes und dem präbomis 
nirenden Princip: Alles für das Volk, allein nichts durch daffelbe — 
würde in unferen Tagen wohl das unzeitgemäßefte Syſtem fein, melr 
ches ein Fuͤrſt ergreifen koͤnnte. Vergeblich möchte ein König unferer 
Zeit, ber diefen Weg einfchlüge, hoffen dürfen, ein ruhmmürdiges Ans 
denken feiner Regierung den Nachkommen zu hinterlaffen. Ein That: 
Fraft und Genie in ſich fühlender Fürft in einem Zeitalter vorgefchrittes 
ner Gultur und Aufklärung wird, wenn er wahrhaft weiſe ift, feinen 
Ruhm vielmehr darin fuhen, durch feinen Einfluß auf ein felbithan: 
beindes Volk die Seele deſſen zu fein, was gefchieht, und gerade, je 
mehr er bemüht ift, das Volk durch Erwedung von Selbftbemußtfein 
und Serbjichätigkeit zu heben, wird er baffelbe für fich begeiftern. 
Murhard. 

Staatsweisheit und Staatswiſſenſchaft, ſ. Staat 
und Syſtem. 

Staatswohl, f. Geſammtwohl. 

Staatszweck, B. J. ©. 23. B. XV. ©. 35 u. 57. 
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Das Leben in Städten erweckt, vereinigt und ſchuͤtzt bie höheren Beſtre— 
bungen, Gewerbe, Handel, die Civilifation überhaupt ungleich mehr nicht 
blos als eine herumziehende Lebensweife, fondern audy als das Woh— 
nen auf dem Lande, in offenen und Fleineren Orten, in zerftreut fie: 
genden Höfen und Burgen. Der Menſch wird nur durch den innigen 
Berein mit feinen Mitmenfchen flart und gebildet. Das ftädtifche Les 
ben bezeichnet und fördert daher eine höhere Gulturftufe der Voͤlker. 
(&. oben ©. 43.) Worzüglicy fieht man alsdann Städte die Gultur 
tettem und fördern, wenn, wie im alten Griechenland und Stalien und 
in Deutfchland zur Zeit des Fauſtrechts, einfachere frühere Naturzus 
fände ſich auflöfen und fauftrechtlihe Räuber und Häuptlinge Volt 
und Land und die gemeine Freiheit mit allgemeiner Verwuͤſtung oder. 
Unterdrüdung bedrohen. Dann erft entjteht durch die flädtifche Vils 
dung bewußte Zreiheit und freie Verfaſſung. Wer mag e8 leugnen 
daß namentlicy die germanifchen Völker, daß vor allen unfer Deutfch, 
land den Städten Schuß gegen die rohe fauftiechtliche und Feudalge> 
malt und Anarchie, daß es ihnen Handel, Gemerbe, Civilifation, 
Blüthe und MWohlftand, ja die Rettung und die Ausbildung ftaatsbürs 
gerlichee und repräfentativer Freiheit und Verfaſſung und felbft die der 
Staatsidee verdankte! Eine dreifache Vergleihung läßt ung die Auss 
bildung der germanifchen ftädtifhen WVerhältniffe als befonders glücklich 
erkennen, die Vergleihung nämlidy mit den Städten des alten Gries 
henlands und Staliens; die Vergleihung mit den Städten ber flavis 
fhen Völker; endlich die Vergleihung der deutſchen Städte und der 
burch fie bewirften Verbefferungen mit den deutſchen Zuftänden bei ih> 
rem Entftehen. Die alten italifhen und griechifhhen Städte dehnten 
ihr ftädtifches Freiheitsrecht und ihre Macht zu weit aus, die flavifchen 
machten fidy nicht frei genug. Beide begründeten und fchügten nicht 
die Nationalfreiheit. Die griehifhen und italifchen Städte, von die 
fen zulest Rom, trennten fih von der Einheit und Freiheit ihrer 
Bolksftämme, machten fi) fouverän , verjagten die Könige, unterdrüds 
ten die Landbewohner, machten fie zu abhängigen, hörigen und flas 
vifh behandelten Heloten und Provinzialen. So entitanden blofe 
Stadtftanten, die ganze Freiheit und Nationalfelbftftändigkeit bes 
ſchraͤnkte ſich auf diefe einzelnen Puncte und ging unter, als die herrs 
fhende Stadtbürgerfchaft durch die Werderbniffe des Herrfchens , Genies 
fens und Unterdrüdens felbft in Verderbniß und Kraftlofigkeit verſank 
und nun nicht durch die frifche Kraft freier unverborbener Landbürger 
gerettet und verjüngt werden Eonnte. Die flavifchen Städte aber wuß⸗ 
ten fih nicht aus ber gutsherrlichen Hörigkeit oder Leibeigenfchaft der 
Fürſten und Landadelihen zu befreien. Sie erfämpften nicht die 
Zheilnahme an der allgemeinen finatsbürgerlihen und reichsftändie 
[hen Freiheit ihrer Nation. Sie konnten daher diefelbe auch nicht aus: 
bilden und fchügen. So verfant Rußland zuerft in auswärtige tatas 
rifche Unterjochung, dans in allgemeine innere Knechtfchaft, Polen in 
Anarchie und von diefer in die ausmärtige Unterdrüdung. Der Zus 
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ſtand des deutſchen Vaterlandes zur Zeit der Entwickelung ber Staͤdte 
im zehnten Jahrhunderte wurde oben (B. IV. S. 296) geſchildert. Das 
ſcheußlichſte Fauſtrecht hatte die alte Volksfreiheit und Gauverfaſſung, 
uͤberhaupt den Staat beinahe aufgeloͤſſt. Sie ſchienen mit gaͤnzüchem 
Untergange bedroht. 

Wie entſtand nun jetzt dieſe in jeder Hinſicht fo gluͤcklich germani⸗ 
ſche Staͤdtebildung, wie entſtanden namentlich in unferem Deutſchland, 
deſſen Söhne noch lange nah Tacitus' Zeiten-dem ſtaͤdtiſchen Leben 
fo gänzlich) abhold waren, unfere Zaufende blühender Städte, deren 
Eräftige Freiheit, deren großartigen Handel und Reichthum und deren 
Eriegerifche Kraft die fremden Nationen bewunderten, ein Macchia— 
velli, ein Aeneas Sylvius mit Begeifterung fchilderten, die in 
ihren Städtebündniffen die Meere und ben Welthandel beherrfchten und 
Könige zittern machten, und die dennoch fid) von ihrer Nation, von 
ihrem Vaterlande und feinen Fürften nicht trennten, ihre Mitbürger 
nicht unterdrüdten? Jene germanifche Städtefreiheit wurde vielmehr 
dem großen Gefammtvaterlande nur Vorbild der Freiheit und der Abfchüts 
telung bed Feudalismus und half ihm durch Eintritt in die Land: und 
Reichsſtandſchaft die Grundfäge allgemeiner ftaatsbürgerlicher Freiheit 
und buch die Uebertragung der Staatsidee von ihren Eleineren Gemein 
wefen auf das große Ganze diefe große dee auszubilden und zu errin= 
gen. Ohne diefe Städtefreiheit hätte nimmer eine britifche Staatsver- 
faffung fi ausgebildet, würde auch die beutfche fi) nimmermehr aus: 


. bilden. 


Dffenbar wirkten bei der Ausbildung ber beutfchen Städte und 
ihres glüdlicheren inneren und aͤußeren Verhältniffes zum Nationalleben 
jene drei Elemente, deren Verfchmelzung überhaupt die Grundlage 
unferes ganzen Gulturlebens bildet (oben Bd. IV. ©. 294 und 335), 
vortheilhaft zufammen. Sch meine den Einfluß der Grundfäge und 
Verhältniffe 1) des Chriſtenthums und der chriftlichen Kirche; 2) den 
des claffifhen Alterthums, zunaͤchſt den des römifchen Rechts; und 
endlich 3) den der germanifchen Grundfäge, Gefinnungen und Einrich—⸗ 
. tungen. 

1) Die Entftehung, fo mie fehon der Name ber altdeutfchen 
Städte und des Stadtrehts, Weihbild, Weichbildsrecht, kommen 
von Einrihtungen und Entwidelungen her, welche gerade in den Zei- 
ten ber roheften fauftrechtlichen und feudalen Anardyie und Despotie bie 
chriſtlichen Bifhöfe für ihre Bischumsfige begründeten. Mit 
heiligen Proceffionen und Weihungen wurde jegt eine Grenze um das 
Gebiet dieſer MWohnfige gezogen und daffelbe unter den Schuß bed 
DOrtsheiligen und eines Gottes: Friedens, heiligen oder Weich - Fries 
dens *) geftellt, und des Schugheiligen geweihtes, heilige oder 
Weich-Bild (von weihen, sanetus) und vier Kreuze an den Grenzen 
aufgeftellt. Diefes MWeichbild gab nun felbft dem neuen Stabtgebiete 
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und feinem entftehenben befonderen Frieden und Stadtrecht, dem Weich» 
bildreht den Namen *). In diefem gemeihten befriedeten Sitze des 
Kirhenfürften, der Hauptfirchen und der vorzüiglichften religiöfen Bildungs: 
anftalten, der Klöfter und Klofterfchulen, entftand, nun ein Schug gegen 
das rohe Fauſtrecht. Derfelbe wurde begründet durch religiöfe Scheu, 
duch den Gottesfrieden, welchen das geiftlihe Gericht des Bifchofs 
verbürgte, ferner durch die Befeftigungen , welche fo wie die bifchöfliche 
Burg, fo auh die übrige Villa und fchon früher alle roͤmi— 
[hen Städte (civitates), in welchen die Bischumsfige meiſt waren, 
umzogen, endlich durch unterftügendes Eönigliches Privilegium. Die Kös 
nige verliehen nämlich im 10. Sahrhunderte diefen Bisthumsfigen eine 
vollftändige Immunität über das ganze Weichbild **), 
das heißt, fie fchloffen die damals größtentheils räuberifhe und volks⸗ 
bedrüdende Gewalt der Beamten von diefen Drten gänzlih aus und 
gaben dem Bifchof alle richterlihe und Kriegsdienftgewalt. Diefe hatte 
derfelbe alfo jest nicht blos über feine Hörigen und Dienſtmannen, bie, 
wenn fie die im Meichbild gelegene Burg zu vertheidigen hatten, Bur— 
genfes hießen, fo wie über die Freien, bie ſich nah Hofrecht 
dem Bifhof hinterfäffig gemacht hatten, fondern auch über alle Freien, 
die im Meichbild wohnten und in daffelbe zogen oder als Ausbürger 
fi an daffelbe anfchloffen. Und zwar vereinigte er jegt feine Hof: 
leute und die Freien in dem Gericht feines Vogts und Schultheißen. 
Die Freien mußten auch mit den Hofleuten und mit den bifchöflichen 
Dienftleuten gemeinfchaftlih ihre Weichbild gegen den fauftrechtlichen 
Ftevel ſchutzen. So verfhmolzen alle immer mehr zu Einer Schutz⸗ 
und Mehrgenoffenfhaft oder Gefammtbürgfchaft, zu einer einzigen 
Gemeinde. Sie waren verbunden durch bdenfelben Gerichte: 
und? Schutzherrn, dur die Immunität oder das Meichbildsrecht und 
durh den Schugheiligen und feinen religiöfen Schuß und durch heiligen 
Genoſſenſchaftseid. Wenn gleich verfchiedene Nechtsverhältniffe unter 
den verfchiedenen Glaffen der Bewohner beftanden hatten, fo verſchwand 
allmälig diefe Werfchiedenheit. Wollends hörte fie auf für die, welche 
ſchon jest eine Gerichtsgemeinde bildeten. Denn Gleichheit des Gerichts 
gab in Deutfchland früher Gleichheit des Rechts. Es murden die 
Fteien ſchon durch die bezeichneten Verhältniffe den feudalen Schußs oder 
Hofleuten und Dienftleuten des Biſchofs fehr angenähert. Sie mußten 
Mlchten der Hof= und Dienftleute mit übernehmen. Die Hof: und 
Dienftleute aber näherten ſich natürlich) noch mehr den neuen freieren 
Schutzgenoſſen und ihren vortheilhafteren Verhältniffen. Die Biſchoͤfe 





©. Eihhorn’s vortrefflihe Abhandlung über den Urfprung 
der Häbtifchen Verfaffung in ber Zeitfchrift für gefhichtlihe 
. alswiffenfgaft Bd. I. ©. 147 fi. und fine Rechtsgeſchichte 
. a. 


**) Auf dem eigenthuͤmlichen Grund und Boden hatte von jeher ber 
Biſchof wie jeder Freie eine befhräntte Immunität in Beziehung auf 
ale Hinterfaffen (oben Bd.I. S. 299.) 
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felbft hatten in ihrem Intereſſe den Proceß ber Gleichftellung ber Be: 
mwohner ihres MWeichbilds oder Mundats begonnen, den Freien ihr Gras 
fengericht genommen, fie zum Theil unter Hofrecht geftellt. Die Bes 
mwohner festen jet ihrerfeits das Streben nad) Gleichheit fort und 
brachten endlich die Rechte der Freien zum allgemeinen Sieg. Diefes 
war um fo mehr der Fall, da die chriftliche Religion und Kirche und 
der Geift ihrer befferen Diener der Rohheit und Härte der ftrengeren 
Hörigkeit und vollends der Leibeigenfchaft entgegenmwirkten,; Dftmals kauf⸗ 
ten fie felbft Leibeigene frei, ohne Bedenken nahmen fie audy in gänzli> 
chem Gegenfag mit dem Feudalariftofratismus Hörige und Leibeigne in 
ihre höchften geiftlichen Würden auf. Auch die natürlichen verfchiedenen 
Abtheilungen der Handwerker, welche damals dem Stande der Hörigen 
angehörten, wurden unter milderes Hofrecht geftellt und unter befondes 
ren Schußheiligen zu gefchügteren Innungen vereinigt. So wurde ben 
Städten die Ehre, der ganzen Nation in Austilgung allee Sflaverei, 
Leibeigenfhaft und Hörigkeit voranzugehen, fo daß fpäter ſchon das 
Verweilen auf ihrem Gebiet diefe Makel austilgte. Fortdauernd wohl: 
thätig, fchügend, heiligend und begeifternd aber wirkten aud) noch in den 
fpäteren ftädtifchen Gemeinmwefen die Religion und Kirche. Unter ihrem 
Einfluffe und aus frommer Begeifterung entwidelten fi bei heranwadı- 
fender Freiheit und Macht und Blüthe in den Städten die chriftliche 
Kunft, die herrlichen Dome, die chriftlihe Malerei und Bildhauerkunft, 
die Kirchenmuſik und die religisfen Schaufpiele. Ihr wohlthätiger Eins 
fluß mehrte die Kraft der Bürgerfchaft und verhinderte die rohen Aus 
wuͤchſe und Verderbniſſe von Reichthum, Freiheit und Macht, welchen 
die Städte des Alterthums zulegt erlagen. 

Jenes Smmunitätsrecht oder das alte MWeichbildsrecht der geiftli- 
hen Städte, die daſſelbe ſich ſaͤmmtlich ſchon im 10. Sahrhundert er= 
twarben (Ad, Brem. II, 1), übertrugen die Kaifer zunächft auf ihre koͤ— 
niglihen Sige, auf die Eöniglichen Städte. Später aber ging es mit 
weiterer Ausbildung zum völligen Stadtrecht auch auf landesherrliche 
alte Orte oder Villen und auf neu gegründete Städte über. Unter 
Heinrih dem Vogler machte die Furcht vor Plünderung und 
Mord der herumfchwärmenden Ungarn, e8 machte fortdauernd die Furcht 
vor dem Fauftreht der Feudalherren die flädtifhen Befeftigungen, 
Mauern, Wälle und Gräben zum dringenden Bedürfnif. Das Weidy» 
bildsrecht wurde mehr und mehr auf fie übergetragen, und fo mehrten fich 
die ftädtifchen WVeften der Freiheit und Givilifation. 

2) Nicht weniger mwefentlih aber wirkte für die Ausbildung ber 
germanifhen Städte und ihrer vollen Freiheit Bas claffifch = alter= 
tbümlihe Element, zunaͤchſt das römifhe Recht. Freilich 
wurde dieſes römifche Recht fpäter ein Fluch für die deutſche Nation, 
als durch die grundverkehrte unmittelbare Einführung fremder 
Nechtsbüher in fremder Sprache und durch Anwendung vorzugs- 
weife der Verunftaltungen des römifhen Rechts aus der bespotifchen 
Zeit eine unvaterländifche Zuriftenkafte dem vaterländifhen Recht und 
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Gericht feindfelig entgegentwirfte. Aber dennoch ift e8 an fih durdy 
feine claffifhe Entwidelung der tiefften Rechts- und Staats» 
ideen und Freibeitsgrundfäße aus ben herrlichften Zeiten des 
Alterthums, aus Roms großartigem langen Freiheit: und Rechts⸗ 
fampf, die gereiftefte fegensreichfte Frucht der ganzen alterthümlichen 
Guftur. So wenig wie fchöne natürliche menſchliche Gefühle, Gefin: 
nungen und Ideen allein fhon ein gutes Gedicht oder claffifches Kunfts 
wert bilden, fo wenig bilden fie das Kunſtwerk einer dauerhaften freien 
Verfaffung. Die Ausbildung der rechten meifterlihen Form, die wir im 
Recht, wie in der Kunft noch immer von den Alten lernen können, ift 
niht fo unmefentlih, wie Viele denken. Hätte fie unferem rein alt» 
deutfhen Rechte nicht gefehlt, mie hätte es dann fo bald entarten 
und fih auflöfen, wie hätten feine edelften Zriebe in den Wucherpflans 
zen des Feudalismus die Freiheit erftiden können? Nein, das römifche 
Reht und feine bewußte meifterlihe Form für die Freiheit wurde uns 
eine wefentlihe Grundlage unferer neueren Staatsbildung und freien 
Staatsverfaffung, die Retterin der Eigenthums- und perfönlichen Frei⸗ 
beit und der Idee eines freien Gemeinmwefens aus dem Elend des Feus 
dalismus, aus feiner Verknechtung der Leiber und Güter, aus feiner 
anarhifhen Sfolirung und Staatsauflöfung. Vor ruffifhem Despotis» 
mus mie vor Dolniffher Anarchie bat uns das römifche Recht und zus 
naͤchſt fein Einfluß auf die ftädtifche Freiheit bewahrt. Für die Aus- 
bildung der freien ftädtifchen Gemeinwefen des germanifhen Europa 
aber wirkte nun das römifche Recht zunächft durch die Fortdauer römis 
fher Rechtsgrundideen und Einrichtungen und namentlich die der altıö» 
mifhen Stadt: oder Municipalverfaffungen in den römifhen Städten 
in Stalien und Franfreih, in Spanien und England, in den beutfchen 
Rheins und Donauländern, mie in der Schweiz und den Niederlans 
den. Für Deutfchland wurde vorzüglich die bedeutendfte und blüs 
bendfte der römifchen Städte, Coͤln, einflußreih. Bon diefen ſaͤmmt⸗ 
Iih befeftigten römifhen Städten gingen felbft die Namen 
Gvitas und cives, auch consules, senatores, consilium auf die 
ebenfalls ſtets befeftigten deutfchen Städte über. Cölnifhe Stadt» 
freiheit aber entlehnten Stadtrechte der wichtigften deutſchen Städte, von 
denen wieder alle übrigen ihre Verfaffung, ihr Stadtreht nahmen. So 
war es 1120 bei Freiburg der Fall. So hatten Soeft, Lübed 
und Magdeburg das cölnifche Recht zur Grundlage ihrer Stadtrechte. 
Und der ftädtifche Handelsverkehr wie der Rechtsverkehr durch nachges 
ſuchte Nechtsbelehrungen, Weisthümer und Schöffenurtheile machten 
bald diefelben Rechtsgrundideen zum Gemeingut aller Städte. Zumal 
im Bergleihh mit den Berkehrtheiten des Feudalismus, gegen deren 
Einfluß die natürliche altgermanifche Volksfreiheit und Staatseinheit 
niht ausgebildet und feft genug waren, und weldhem fie 
immer vollftändiger zu erliegen drohten, erfcheint fhon uns 
fhägbar der Einfluß folcher allgemeinen römifchen Staats: und Rechts⸗ 
grundideen, wie die von ber völligen und nothmwendigen Freiheit des 
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Eigenthbums, von der Rechtsgleich heit der Bürger und dem noth= 
mwendigen Volksconſens für jedes Rechtsverhaͤltniß. Gerade diefe 
Grundfäge fuchte ja der Feudalismus und das hierarchifche Recht täglich 
mehr in Vergeffenheit zu bringen. Es waren Grundfäge, welche auch 
felbft die alte deutſche Familienverbindung mit ihren Gefammteigen: 
thums- und Retractsrechten gefährdet hatte. Ausgebildete Korm 
fehlte dem deutfchen Rechten. Vor Allem aber war wichtig die wahre 
Volks⸗- und Staatsidee, bie dee von einem eben fo freien als fe- 
fen, lebendig verbundenen und durch verfaffungsmäßige Stimmenmehr: 
heit, nicht aber durch polnifches, zum Theil auch altdeutfches Veto re: 
gierten Gemeinmwefen (res publica). Diefe Staatsidee begründete ein, 
eben fo heiliges Privatrecht, als eim felbftftändiges oͤffentliches Recht, 
während die Despotie des Feudalismus das Privatrecht, feine Anarchie 
aber das öffentliche Recht vernichteten. Befonders aber war es nun wich- 
tig, daß das römifhe Recht ausdruͤcklich jede freie Stadtgemeinde als 
das lebendige Abbild des flaatlihen Gemeinwefens erklärte und diefes 
fhon im den Namen der Städte und Stadtgewalten ausdruͤckte (L. 1 
u. 2 quod cujuscunque). So drang es aufdas organifh Durchgreifende 
des gleihen Grundtypus der Geſellſchaft. Wie fördernd für die freie 
Derfaffung alle diefe Grundfäge*) find, mie verherblich der frommen 
und junkerlichen Knechtſchaftstheorie, dafür zeugt noch heute der bittere 
Haß der Freiheitsfeinde, z. B. eines Hrn. v. Haller, gegen diefelben. 
Doch zu allernaͤchſt wirkte auf die Ausbildung der Städte das, was feit 
bem 12. Jahrhunderte die Weichbilde, fogar mit dem Namen römifche 
Sreiheit (libertas romana) dem Vorbilde der römifchen Städte und 
zunaͤchſt Coͤlns entlehnten und ihrem Weichbildsrechte zufügten. Es 

war biefes die in allen römifchen Städten mindeftens in der Erinne: 
rung, in Cöln menigftens theilmeife auch noch in der Ausübung er: 
haltene Raths- und Magiftratsverfaffung, der Stadtrath mit 
ſelbſtgewaͤhltem Borftande. Nach ihrem Vorbild und zundchft nach dem 
unmittelbaren Vorbilde Coͤlns übertrug man von ber ſchutzherrli— 
hen Obrigkeit und ihren Beamten zunädhft auf eine ftädti- 
he Behörde die Gewalt über das Michtigfte im ftädtifchen Leben, 
über die ſtaͤdtiſche Polizei, insbefondere über die Markt: und Gewerke: 
polizei. Allmaͤlig aber vereinten ſich die dazu beftimmten Bürger (con- 
sules cives, Rathmannen), welche die herrfchaftlihen Beamten noch 
ſelbſt mit unter die Schöffen der Weichbildsgemeinde aufnahmen, mit die: 
fen Schöffen der freien Bürger unter felbfigewähltem Vorſtand 
(magister civium oder consulum, Bürgermeifter) zum allgemeinen Re- 
gierungs: und Gerihtscollegtum über das ganze Gemeinwefen. So ent: 
fanden jegt die Municipalverfaffungen der Städte**), Gleich 
einflußreid wurde ein zmeiter Hauptpunct ber roͤmiſchen Städteeinrich- 
tung. Dieſes war ber im römifchen Recht mit Berufung auf grie: 


— — — 





3 Vergleiche über fie mein Syſtem I. ©. 539 fi. 
*) Eihhorn.a. a. D. Bb. II. ©. 165 ff. 
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hifhe und ſoloniſche Freiheitsgrundfäge fo feierlich fanctionirte 
Grundfag, nadı welchem erlaubte Affociationen, und insbefondere auch 
die Brüderfchaften und Innungen ber Gemerbe, ſich zu ganz freien, 
ebenfalls ausdrüdiih dem ftaatliben Gemeinwefen nachge— 
bildeten Corporationen mit frei ermählten Vorſtehern, mit 
Selbfigefeggebung und Selbfigericht über das Gemeinfchaftliche ausbils 
deten *). Alle Refte von Hörigkeitsdienft und Hofrechten gegen ben 
Biſchof ſchwanden jest bei der regierenden Stadtgemeinde wie bei den freien 
Innungen. Die ehemals hörigen, bisher durch herrfihaftliche Beamten 
segierten, nach ber Gemeinfchaftlichkeit beftimmter Dienftleiftungen abs 
getheilten und religiöfen Schuggenoffenfchaften der Handwerker aber or: 
ganifirten ſich um fo eher als vollftändig freie Innungen im römifchen 
Einne, je mehr Handel und Gewerbe, Civilifation und MWohlftand in 
ihnen und in den Städten emporblühten. Die Städte wurden zugleich 
um fo größer und ihre Freiheit um fo Eraftvoller, je mehr fie in ih— 
rem Inneren und aud in ihrer Umgebung vor dem Fauſtrecht fchüß- 
ten, die Raubburgen braden und es veranlaßten, daß immer mehr 
freie und unfreie Bewohner von dem platten Land in die Städte flüch- 
teten. Den neuen Einwanderern gaben und fchüßten dann die Städte 
die Freiheit und hemmten dadurch mittelbar den Fortfchritt der Knecht—⸗ 
{haft felbft auf dem Lande. Wenn nun alle hier angedeuteten Rechts— 
und Staatsgrumbideen des Alterthbums und des römifchen Rechts fchon in 
Deutfchland durch die in der Erinnerung und im Leben beftehenden 
Einrichtungen römifcher Städte und dadurch, daß ja deren Bewohner 
und alle Geiftlihen nach dem römifchen Recht lebten und gerichtet wur: 
den, Geltung gewannen, fo lebten fie vollends in Stalien in den lom: 
bardifchen Städten wieder auf. Auch von hier aus gingen fie ale die 
hoͤchſte Givilifation der Zeit mit dem Vorbild der Bluͤthe und der glor⸗ 
reihen Freiheitsfämpfe Ddiefer Städte zu den deutfchen Städten über. 
Hatte der große Hohenftaufe ſich förmlich auf das römifche Recht zu 
feinen Gunften auf den roncalifhen Feldern berufen, fo fonnten es bie 
Bürger noch mehr. Hatte er die neue VBürgerfreiheit zuerft mit Feuer 
und Schwert bekämpft, fo fiegte fie glorreih im Goftniger Frieden. 

3) Doch nicht minder wefentlih war der Einfluß alter echt 
germanifcher Freiheitsgrundfäse, bie jest in Verbindung 
mit den angedeuteten und verwandten Grundfägen und Einflüffen des 
Chriſtenthums und des claffifchen Altertbums wieder in’s Leben 
gerufen wurben und nun eine ausgebildetere, dauerhaf- 
tere Geftaltung erhielten. Hierhin rechnen wir zunaͤchſt folgende 
dier Hauptgrundfäge: a) Die in den früheren altgermanifchen Mehr: 
verrimen, in Decanien, Gent:, Gau: und Reichsverſammlungen ent: 
baltenen demofratifhen gleihen Genoffenfhafts: und 


’ ) L. 1 und 2 quod cujuscunque. L. 4 de collegiis und L. 5. $. 12 
® Jure immunitatis. ©. auch bei Eihhorn, Zeitſchrift II, 221 die 
Stelle über die Cölner Handwerker. 
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Freiheitsrechte; b) die altdeutfchen Grundfäge der freien Eini— 
gung der Einzelnen und ben Verein für rechtlihen Schug und 
alle erlaubten Zwede; c) den Grundfag der volllommenften Autonomie 
odee Selbftgefeggebung und der felbftrihterlihen Ge 
walt der Genoffen über alles Gemeinfhaftlihe, mit 
freier Mahl ihrer Vorſteher; fodann d) den Grundfag ber 
durchaus nur freiwilligen Selbftbefteuerung durch frei» 
willige und vereinbarte Abgaben*). Selbft in den Feudalverhälts 
niffen der Dienftmannen, der Hörigen, ber Hofleute hatten ja diefe Grund» 
fäge nie ganz unterbrüdt werden Finnen. War es nun ein Wunder, daß, 
als mit Hülfe chriftlicher und römifcher Einflüffe die Hauptunterdrüdungen, 
Hemmungen und Trennungen des Fauſtrechts und des Feubalismus in 
den Städten befiegt waren, auch dieſe Grundfäge zur Ausbildung der 
neuen ftädtifchen Freiheit wieder in's Leben gerufen und einflußreich 
wurden? Sie wurden jegt zu Hülfe gerufen im Inneren von ben 
noch Zurüdgefegten, » namentlidy von den Zünften der Handwerker ges 
gen die altfreien Bürger und die ehemaligen vornehmeren Dienftmans 
nen, welche eine halbfeudalariftofratifdye Stelfung gegen die Handiwers 
fer einnahmen, und insbefondere gegen die ausfchließlichen Rathsrechte dies 
fes ftädtifchen oder patricifhen Adels. Die Idee einer gleichen Genof- 
fenfchaft aller Bürger, ihrer völligen Freiheit und Gleichheit mußte 
fiegen. Die Zünfte erfämpften jegt im 14. Sahrhundert die Theilnahme an 
Rath und Regiment ber gemeinfhaftlichen res publica. Die durd) 
Seudalariftokratie und Fauftreht auf dem Land unterdrüdte gemeine 
Sreiheit lebte in den Städten wieder auf. Die ariftofratifchen. oder patri» 
eifchen und Adelsreckte der Geſchlechter mußten gänzlich oder bis zu geringen 
Reſten der gleichen Freiheit weihen. Ja, das ganze Negiment wurde oft 
nach den Zünften gebildet und nach Zünften eingetheilt, fo daß auch Nicht 
gemwerbsleute in fie eintreten mußten. Auch bildete fich jet ein foges 
nannter Außerer oder weiterer Rath zur Gontrole des jegt ſoge⸗ 
nannten inneren ober engeren Raths, mährend früher die ganze 
Volksgemeinde allein dieſe Controle übte **). Jene Grundfäge aber 
wurden auch zu Hülfe gerufen gegen Außen und zundcft gegen ben 
Kaifer und die Landesherren und ihre Burggrafen, Voͤgte und Schults 
heißen Die unmittelbar dem Kaifer untertworfenen koͤniglichen oder 
Reichsſtaͤdte und faft eben fo die landesherrlichen Städte erwarben ſich 
immer mehr eine beinahe vollfiändige Selbftregierungsge> 
malt, zuerft mit Goncurrenz, dann mit Ausfhluß und endlich mit er» 
kaufter oder gewaltfamer Vertreibung der Eöniglichen und landeshertlis 
hen Beamten, ja mit Erwerbung oder Zerftörung der herrſchaftlichen 
Burgen. Sie bezahlten jegt nur frei bewilligte Beihülfen, leifteten nur 
freiwillige Hülfe im Kriege und buldeten in ihren Städten und deren 


) Bergl. überhaupt Eihhorn, Rechtsgeſchichte $. 346 und oben 
Beeten und deutſches Staatsredt.V. 
*) Eichhorn, Rechtögefch. F. 43l u. 332. Kaiferreht I, 66, 
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Burgen keine fuͤrſtliche Beſatzung. Ja, die Fuͤrſten verliehen ihnen oft 
als Lohn ihrer Huͤlfe noch beſondere Hoheitsrechte und Privilegien, Münz- 
rechte, Krahn⸗ und Stapeltechte u.f. w. Zu den Privilegien gehörten leider 
dem Geifte des Mittelalters und feiner Eaftenmäßigen Abfonderung ges 
maͤß auch die monopoliftifhen Privilegien der Städte auf Betrieb der 
zünftigen, fogenannten ftädtifhen Gewerbe mit Ausfchluß der Bauern 
überhaupt oder doch menigftens innerhalb der Bannmeile der Stadt. 
Sodann aber benusten bie Städte ihre altdeutfchen Einigungsrechte aud) 
zu jeglihem rechtlihen Schug ihrer Freiheit gegen jede Gemwalt und zur 
Vermehrung ihres Handels und Gewerbes und ihrer See» und Han= 
delsmacht. Sie benugten biefelben namentlih auch in den Einigungen 
mit Prälaten, Rittern und Aemtern zur Reich: und Landftandfchaft *) ; 
ver Allem aber in den Einigungen zu den großen Städtebündniffen der 
Hanfe und ber rheinifhen und ſchwaͤbiſchen Städte. 

Auf ſolche Weiſe nun durd) ſolches Zuſammenwirken unferer drei— 
fachen Culturelemente unter Leitung lebenskraͤftiger, beharrlicher deutſcher 
Geſinnung entſtanden die deutſchen Städte. Nicht, wie man auch hier 
oft einſeitig es darſtellt, bloß das eine der drei Culturelemente im gro= 
fm Gährungsprocefie bes Mittelalters, fondern ihre Vereinigung bildete 
fe. So entitand im 10. Ssahrhundert das Weihbildsreht der 
Städte, im 12. ihre Municipalreht und im 14. ihre demokra— 
tifhe VBerfaffung und ihre beinahe fouveräne Selbftregierung. So 
fellten fih in verjüngter Geftalt nady dem Untergange der alten freien 
Volks⸗ oder Gaugemeinden neue deutfche Wolksgemeinden und zum 
Theil ihre Meichsunmittelbarfeit wieder ber. Auf ſolche Weiſe ent: 
widelte fi) jene wundervolle Blüthe des ftädtifches Lebens im Mittel- 
alter. Mitten im fcheußlichften Fauftrecht und feiner Anardsie, in einem 
Zuftande, in welchem der Untergang der Cultur und der Nation unvers 
meidlich fchien, wenn nicht felbft die wildeften Parteikaͤmpfe und Unordnuns 
gen mit Freiheit verbunden noh ungleih weniger verderblidh 
wirkten, alsdie Erfhlaffung und Corruption des Regie— 
tungsdespotismus — mitten in biefem Fauſtrechte fehen wir alle die 
Hunderte der freieften und reichften Städte erblühen und eine deutfche 
Handelsgröße und Seemacht gründen, wie wir fie in unferen heutigen 
Tagen mit Staunen und Sehnfucht betrachten. (S. oben Bd. IV, 101.) 

e) Noch ein anderes äht germanifches Element aber ent» 
widelte fi in den Staͤdten und durch diefelben zum Seile der germas 
niſchen Staaten und der ganzen neueren Gultur. Es ift das repraͤ— 
fentative. Zuerſt erfcheint daffelbe in den aus der Gemeinde der 
Seien erwählten Bürgern, welche ald Schöffen Namens des 
übrigen Volks Recht fprechen müffen, fo meit diefes nicht erfcheinen oder 
felbft fprechen will, und welche aud in den Städten erft als Schöffen 
der Freien, dann in ihrer Verfchmelzung mit dem übrigen Theile des 
Rathes erfcheinen. Noch mehr aber erhält fpäter der Rath einen re- 





9 ©. oben Bd. IV. S. 373, 
Staatösteriton. XV. 8 
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präfentativen Charakter, ald er von Repräfentanten der Zünfte und, fo weit 
fie fortbeftanden, von Repräfentanten der Altfreien der alten Geſchlechter 
forgfältig vepräfentativ gebildet wird. Und noch reiner tritt eine eigent« 
liche volksvertretende Repräfentation ein, als fpäter nicht mehr, wie 
früher, blos die allgemeine Volksgemeinde dem regierenden Rath gegen= 
überfteht, fondern ein repräfentatives WBürgercollegium, ein engerer 
Ausfhuß, der äußere Rath oder die Bürgerverordneten, bie 
Deputation, fie in der Regel vertreten (Kaiſerrecht I, 56). 
Zugleich aber bilden jest, nahdem die Freien des platten Landes durd) 
Hinterfäffigkeit und ihre feudalariftofratifhen Schutzherren von ben 
Volksverfammlungen, von den Reichstagen wie von der Landsgemeinde 
in den Gau: und den Herzogs: oder Provinzverfammlungen verdrängt 
waren, die Repräfentanten der Reichsitädte auf dem Reichstagen und 
bie der Landftädte auf dem Landtag einen michtigen Theil der Volks— 
oder der Reichs- und Landesvertretung. Die Städtedeputirten repräfenti= 
ren ihre ganze Volksgemeinde und in Verbindung mit den uͤbri⸗ 
gen Ständen eben fo das ganze Reich und Land. Die Städte vor Als 
lem haben den Grundgedanken der Mepräfentativverfaffung und fomit 
unſer heutiges Staatsfpftem vorzugsmweife in's Leben gerufen *). 

f) Noch in einer legten Beziehung endlich zeigte fih in dem Le— 
ben der deutfchen, der germanifchen Städte überhaupt ein aͤcht germa= 
nifches Element wirkſam. Es ift das der Treue und, auch troß ber 
größten Freiheit und Freiheitsliebe, das der treuen Anhänglichkeit an 
die Nation und den Fürften. Diefes verhinderte, daß nie die Städte 
ſich gänzlich loszureißen und nach der MWeife der Städte des Alterthums 
die Zürften zu flürzen und als Stabtftaaten zu Herren der umliegen- 
ben Laͤnder zu machen fuchten. Städtebündniffe, die, wie die Danfe, 
fremden Königen und Ländern Gefege vorfchrieben, mit ihnen im Bunde 
waren, ober fie befiegten — wäre bei ihrem Eräftigen Bunde wohl ein 
ſolcher Gedanke möglidy getvefen? Und mas wäre aus den Fürften ge 
worden, hätten im furchtbaren Bauernfriege die Städte, zumal bie 
bes fchwäbifhen Bundes, ftatt treu die Sache der Fürften zu retten, 
mit den Bauern gemeinfchaftlihe Sache gemacht! Und wie treu zeigen 
ſich nicht im Unglüd überhaupt die Städte ihren Kaifern und Fürften ! 
Treue Aufopferung, wie die der rheinifchen Städte für Kaifer Hein» 
eich IV., wie die der Pforzheimer für ihren Markgrafen, zeigt 
die deutfche Städtegefchichte fo vielfah. Sie und das deutſche Vater⸗ 
land hatten es alfo nicht verdient, daß die Fürften, als fie auf den 
Trümmern des Fauftrechts und mit Hülfe ber jegt hoͤfiſch gewordenen 
Seudalariftofratie despotifhe Allgewalt zu begründen anfingen, aus Neid 
gegen die Geld» und Handelsmacht der Städte ihre für Deutfchland 
vortheilhaften Unionen unterdrüdten und ihre Freiheit und Kraft zu 
brechen fuchten. 

Doch, fo gefhah es **), den Landftädten ſchmaͤlerten vollends bie 

*) Oben Bd. IV. ©&. 372 ff. 

**) rüber hatten vergeblich wiederholte Reichsgeſetze die fäbtifhen Vereini⸗ 
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Fürften, als ihre Mauern der neuen Kriegskunft Beinen Widerſtand 
mehr leiften fonnten, und ihre Thore den fürftlihen Söldrern offen 
flanden, mehr und mehr ihre Rechte und unterwarfen fie einer allmaͤch⸗ 
tigen Polizei- und DObervormundfchaftsgewalt. Ariftofratifher Kaften- 
geift, der durch Feine hinlaͤngliche Volksfreiheit in der Reichs— 
und Landftandfhaft befieget wurde, lähmte die Nationalkraft und 
brachte im Reiche die Anarchie und Auflöfung, im Lande die Despotie 
zur Herrfchaft. Für die Meichsftädte machte man meniaftens auf dem 
Reihstage ihre Votum wirkungslos, indem man ihren Widerfpruch ges 
gen die fürftlichen Gollegien nicht beachtete. Das oben (Bd. IV, S. 327) 
gefilderte allgemeine Verderben, der Kaftengeift, die Lähmung ber 
Volksfreiheit und Volkskraft, Pedanterei und Erftarrung ergriffen end» 
ih auch die Städte. Kine Perüdenberrfhaft vergaß auch hier die 
Greiheit des Vaterlandes, und aud die Städte fielen endlich der allges 
meinen Unterdrüdung anheim. 

Sept, nachdem alles Elend und alle Schmach, welche der unter« 
drüdten Volks freiheit auch für Adel und Geiftlichkeit, wie für Fürft 
und Volt auf dem Fuße folgten, uns endlih an Miederherftellung 
freier Staats» und Gemeindeverfaffung mahnten, jebt ift das Verhälts 
niß der Städte zu dem übrigen Fand verfchieden von dem des Mittel: 
altets. Moch immer find die Städte fehr natürlih vorzugsmweife 
der Sis des Gewerbes und Handels. Aber die Eaftenmäßige Trennung 
der Stände und die Monopole miderfprechen unferem Zeitalter, Auf 
dem Lande fieht man nad) längft getilgtem Fauftrechte ftatt des Druds 
der Reibeigenfchaft und der Schughörigkeit freie Iandesunmittelbare Bürs 
ger, eben fo mie die in den Städten, bedürftig und fähig einer freien 
Grmeindeverfaffung; man fieht fteigende Bildung, fo mie neben der 
Hauptbefhäftigung des Aderbaues häufig auch alle Ziveige des Gewerbes, 
der Fabrication und des Handels. Auch Marktredyte erhalten mit Recht 
bie Landgemeinden, wenn fie Beduͤrfniß werden, und die Zunftverfaffung 
bat fogar in manchen Ländern adnzlich einer vollm Gewerbsfreiheit Platz 
gemacht. Die Monopole und Bannmeilen der Städte find faft überall 
und größtentheild audy ihre Mauern und Gräben und Wille verfhmwuns 
den. Viele Städte haben nicht unbeträchtlichen Landbeſitz und alle Bür: 
ger haben jet das Recht, auch Ritters und Bauernguͤter zu erwerben. 
So kann man denn jest Städte durch Feine anderen allgemeinen Merk« 
male von anderen bürgerfichen Gemeinden unterfcheiden, als dadurch, daß 
in ihnen vorzugsweife Gewerb und Handel betrieben wird, und daß fie 
pm Theil noch einige befondere Rechte und Einrichtungen haben. Auch 
größere, als zue wahrhaft freien Gemeindeverfaffung gehörige Rechte 
find heute unpaffend. Und auch in Beziehung auf die vier freien 





gungen zu gemeinfchaftlihen Rath und die ftädtifchen Unionen (conjurationes, fra- 
ternitates) verboten. S. Eichhorn, Zeitfehrift Bd. Il. ©. 172, Zdpfl, 
Deutſche Rechtsgefch. $. 87 not. 17. Der Zorn der goldnen Bulle IV, 15 wurde 
allmaͤlig wirkfamer. a 
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Städte, welche allein von allen ehemaligen Reichsftädten fouveräne Ge: 
walt fich wiedererwarben, würde jegt, fo fern fie fortfahren, die natio— 
nalen WVolksfreiheitsrechte des Gefammtvaterlandes und felbft die Preß: 
freiheit hintanzufegen , deren Verbindung mit den Nachbarländern nicht 
ſehr betrauert werden. 

Sn Beziehung auf die Verfaffung der Städte bleibt ewig der Grundfag 
des römifchen Rechts richtig, daß die Stadt: (überhaupt die Gemeindes) 
Berfaffung organifc dem Grundtppus ber Staatsverfaffung ſich anfchließen 
muß. Als der Natur einer zugleich geordnet regierten und zugleich, freien 
Geſellſchaft entfprechend erkennt aber das heutige repräfentative Staatsſy— 
ſtem eine doppelte Behörde für nöthig: die Regierung und die der Regie: 
ung zur Seite und gegenüberftehende, fie unterflügende und controlivende 
Ständeverfammlung. Ihnen beiden entfprechen in der guten Gemein: 
deverfaffung der Gemeinderath mit feinem Vorftand und ber 
ftändige Bürgerausfhuß, beide jest ſtaatsbuͤrgerlich re> 
präfentativ durch freie Bürgerwahl gebildet. Wie aber das Volk, 
aus deffen Schooß und für deffen Wohl und Freiheit beide Behörden 
entftehen, aud im Staate niemals verftummen darf, fo muß es vol- 
lends in der Gemeinde auch noch außer der allgemeinen freien Sprache 
der Preffe und der Petition in wichtigen Fällen noch befonders feine 
Sprache erheben dürfen, und es kann hier leichter in allgemeiner Buͤr⸗ 
gerverfammlung oder doch in einem großen Ausſchuſſe verfammelt 
werden. Diefe natürlichen drei Grundbeftandtheile der Gemeindeverfüf 
fung hatten nad) dem Obigen ſchon im Mittelalter die deutſchen Städte 
gefunden und fie bedürfen heute nur zeitgemäßer Ausbildung. Bei bie: 
fer aber ift im Ganzen fein Grund, die Gemeindeverfaffung der Stadt 
gemeinden von der der Landgemeinden zu trennen. Die Größe ber 
"Gemeinden allein wird allenthalben einige Unterfchiede bedingen. Nur in 
einzelnen meift localen Ausnahmsbeziehungen, 3. B. rüdfihtlic der Po: 
lizeigewalt in den Reſidenzen, oder vücdfichtlich der Gemwerbspolizei, mo 
noch Zünfte beflehen, oder rüdfichtlic der befondeten Art der Erhebung 
ftädtifcher Abgaben, 3. B. des Dctroi, werden außerdem noch einzelne 
Abweihungen für Stadtgemeinden entftehen. Die allgemeinen Grundfäße 
einer guten Gemeindeverfaffung aber enthalten die Artikel „Ge: 
meinde” und „Bemeindeverfaffung”, fo wie über die Verfaffung 
der vier freien oder fouveränen Städte die Artikel „Hamburg”, „Luͤ— 
bed’, „Bremen“, „Frankfurt“, und fürdie wefentliche Deffentlichkeit 
der Gemeindeverwaltung noch insbefondere der Artikel „Deffentlidr 
keit“ zu vergleichen find. Möge der gute Genius des Waterlandes walten, 
daß man nit auh in Beziehung auf die nothwendige große ‚Freiheit 
und die Selbftverwaltung und Selbftftändigkeit der Gemeinden und ih: 
ter DVerfaffung, eben fo wie in Beziehung auf die Staatsverfaffung, zu 
wenig thue! Kleinlihe und wahrhaft unflaaatsmännifde 
verdberblihde Furcht vor der Freiheit wird auch hier traurige 
Folgen haben. Die erfte wird die fein, daß eine ftille Unbefriedigung 
ſich erhält und befeftige, die im fchlimmen Moment gefährlidy zu Tage 
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kommen und bie vollends durch eine ariftofratifhe Zurüdfegung der 
Iermeren doppelt mwachfen und gefährlich werden kann. Die zweite Folge 
wird fein, daß die Verfaffung ihren Hauptzmed verfehlt. Sie wird da, wo 
die Staatsobervormundfchaft und Polizeigemwalt, oder bie Ariftofratie ale 
verlegend erfcheinen, und wo Heimlichkeit regiert, Eeine allgemeine thäs 
tige patriotifche Theilnahme, feinen fittlihen und Eräftigen Gemeingeift, 
ja niht einmal eine irgend genügende Gontrole gegen Mißbraͤuche und 
Unterfchleife aller Art begründen. Spießbürgerlihe Bildung und Ge: 
finnung, Selbftfuht, Nepotismus und Beftehung, Erfchlaffung und Er- 
farrung werben bleiben und wiederfehren wie vor dem Rheinbund und 
vor der Schlacht bei Sena. ine wahrhaft freie Gemeindeverfafjung 
ift weientliche Bedingung für die deutfche Nationaleriftenz. Sie ift zu: 
gleich auch die befte Schule gegen hohle, revolutionäre communiftifche 
Iheosieen und Beftrebungen in Beziehung auf die Staatsverfaffung, die 
befte Buͤrgſchaft gegen unpraktiſche, ftaatsfeindlihe Richtungen der df: 
fentlihen Meinung und der Ständeverfammlungen. G.Xh. Welder. 
Stammgüter (auch Erbgüter [Erbe], Stodgüter, bona pa- 
terna sive avita vel aviatica, auch hereditas) find im Allgemeinen 
ſolche (regelmäßig) unbewegliche Güter, welche urfprüngli von einem 
Afcendenten ab intestato auf feine Defcendenten vererbt wor— 
den find, und welchen eben deshalb Eraft eines Herkommens oder ſtatu— 
tarifchen Rechtes die Eigenfhaft der Unveräußerlichfeit zu dem 
Zwede beigelegt ift, daß fie in fortwährendem Erbgange (ab intestato) 
bei der Familie erhalten werden follen. Den Gegenfas der Stamm: 
oder Erbaüter bildet die Errungenfhaft (Bereitfhaft, Erkoberung, 
bona conquisita s. ex conquisitu), d. h. alles dasjenige Vermögen, gleich 
viel beweglich oder unbeweglich, welches eine Perſon überhaupt auf an— 
dere Meife, als durch Sinteftaterbfolge, neu erworben hat, und worüber 
ihr eben deshalb völlig freie Dispofition zufteht. Der Urfprung ber 
Stammguͤter reicht in die Älteften Zeiten der deutfchen Rechtsverfaffung 
hinauf. Nach der Schilderung, welche Tacitus (Germania c. 20) von 
der deutfchen Erbfolge überhaupt gibt, darf vermuthet werden, daß dies 
felbe der Erbfolge in die fpäter fogenannten Stammgüter fehr ähnlich, 
wenn nicht vielleicht mit bderfelben identifch war. „‚Heredes successo- 
resque sui cuique liberi: et nullum testamentum. Si liberi non sunt, 
proximus gradus in possessione fratres, patrui, avunculi,* Aus die— 
fer Darftellung ergibt ſich menigftens fo viel, daß es urfprünglich in 
Deutfhland Eeine Afcendentenfolge, fondern nur eine Defcendentenfolge 
gab, wie dies noch heut zu Tage bei den Stammgütern ihrem Begriffe 
zu Folge der Kal iſt; denn unverkennbar ift die von Tacitus referirte 
Succeffionsordnung eine Parentelenfolgeorbnung, d. h. eine ſolche Suc: 
eefftonsordnung, bei welcher in Ermangelung unmittelbarer Defcendens 
ten immer auf den nächft höheren Stammovater zurüdgegangen wird, und 
die von dieſein abftammenden (d. h. zu feiner Parentel gehörigen) Per— 
fonen zur Erbfchaft berufen werden, fo daß alfo jeder Seitenverwandte, 
welcher zur Erbſchaft eines Einderlofen Erblaſſers gelangt, hierzu eigents 
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lich doch nur in der Eigenfchaft eines Defcendenten eines gemeinfchaft 
lichen höheren Stammvaters gelaffen wird, Den älteften Aufzeichnun 
gen der deutfchen WVolksrehte aus dem 5. bis 9. Fahrhunderte, den. 
Legibus Barbarorum, find aber die Stammgüter (befonders unter der 
Bezeichnung hereditas) bereits allgemein bekannt, und zwar nicht etwa 
als eine neue Snflitution, fondern als ein in unvordenflihem Der» 
kommen gegründetes Rechtsverhaͤltniß. Es ift daher auch mindeftens 
ein Fehler im Ausdrud, wenn man in neuerer Zeit mitunter die Ents 
ftehung der Stammgüter, fo wie des alten deutfchen Erbrechtes über« 
haupt, auf „das Gefeg” gründet, und dieſes als den urfprünglichen 
und einzigen Delationsgrund der Erbſchaft in Deutfchland darftellt, wie 
z. B. C. v. Salza und Lichtenau, die Lehre von Zamilien=, Stamm⸗ 
und Gefchlechtsfideicommiffen, 1838. $. 1., getban hat. Man über» 
fieht hierbei, daß es in Deutfchland wohl Jahrhunderte lang ein Recht 
und Rechte (im Herkommen und in Gewohnheiten) gab, bevor man 
Gefege zu haben anfing, fo wie auch heut zu Tage noch dasjenige, mas 
man als reines und gemeines deutfches Recht anzuerkennen hat, zum 
bei weitem größten Theile nur ald Recht und im Herfommen, nicht 
aber in Gefegen wurzelt oder angetroffen wird. Das Stammgutsfpften, 
d. b. der Grundfag der Unverdußerlichkeit des von den Ahnen erworbes 
den und von ihnen auf ihre Defcendenten vererbten unbemeglihen Ver: 
mögens, zum Zwede weiterer Vererbung in der Familie, wurzelt fo 
tief in dem Geifte des: deutfhen Rechtes, namentlidy in feiner Grund- 
anfhauung von dem Mefen und ber Bedeutung der Familie, daß es 
fhon darum als eine urfprüngliche nationale Inftitution, ja als der ur= 
fprünglihe Geift des alten deutfchen Smmobiliarerbrechtes felbft aufge— 
faßt werden muß. Es ift ſchon aus Tacitus (f. die angef. Stelle) be= 
tannt und durd) viele fpätere hiftorifche Zeugniffe außer Zweifel gefegt, 
daß man in Deutfchland urfprünglich Leine Verfügungen von Todes 
wegen (Xeftamente und deral.) Fannte, und daß es daher urfprüngs 
lich Eeine andere, als eine Inteftatfucceffion gab.” Die Richtigkeit diefer 
Angabe würde felbft dadurch nicht erfchüttert werden können, wenn man 
auch den Gebrauch der Erbverträge anftatt der Teſtamente in Deutfch- 
land in eine weit frühere Zeit zurüdverfegen mwollte, als ein folder in 
den Rechtsquellen hiftorifch nachgewiefen werden kann: denn noch in ber 
karolingiſchen Zeit und noch fpdter war der deutfche Erbvertrag nur et= 
was Ausnahmsmeifes und Subfidiäres, und nichts Anderes, als das 
tünftlihe Machen eines nteftaterben duch einen gerichtlichen 
Act für denjenigen, welcher keinen geborenen Snteftaterben hatte — 
oder, wenn es erlaubt ift, auf ein analoges Verhaͤltniß im roͤmiſchen 
Rechte hinzumeifen — der Erbvertrag nahm in dem deutfhen Rechte 
anfänglich) gerade jene Stelle ein, melde die Adoption im Re | 
Mechte inne hat. Wo aber bei einem Volke, fei e8 auch nur aus Un— 
kunde des Zeflamentes, bie SSnteftaterbfolge die einzige Art der Suc— 
ceffion ift, muß fi nothwendig bald, in Bezug auf das in den erſten 
Zeiten ber Civilifation wichtigfte Beſitzthum, die Immobilien, die Rechts» 
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anſicht bilden, daß fie unabänderlich ab intestato fortvererbt werden müf« 
fin, weil fie eben auf foldhe Weiſe an ben gegenwärtigen Befiger ge» 
langt find. Diefe Rechtsanſicht mußte aber um fo mehr entftehen, als 
auch das Weſen der alten beutfchen Familienverbindung darauf hinleitete. 
Die Familie war in dem älteren deutfchen Rechte nicht ſowohl ein blos 
privatrechtlicher Begriff, als welcher fie in dem römifchen Rechte und 
überhaupt in der modernen Zeit erfcheint, fondern fie war felbft eine 
politifche Inftitution, eine Gemeinde, oder wenn man lieber will, ein 
Staat im Kleinen, als eine durch die Einheit des Blutes natürlich bes 
gründete Verbindung zu Schug und Rache und gegenfeitige Haftung 
für die von ihren Mitgliedern verübten Verbrechen. Als eine foldhe po« 
Itifhe Verbindung, als ein Staat im Kleinen, konnte die germanifche 
Samilie, fo wenig wie diefer, die dingliche Grundlage des Grundbefiges 
— gleihfam das Familienterritorium — entbehren. Darum mar ber 
Grundfas der Unverdußerlichkeit des Grundbefises eine Nothwendigkeit 
und eine Gonfequenz, fo wie der Erwerber eines Grundftüds durch Hin» 
telaffung defjelben bei feinem Zode an feine Leibeserben der von ihm 
abſtammenden Familie eine ſolche dingliche, für ihre Eriftenz und politifche 
Bedeutung weſentliche Grundlage gefchaffen hatte. Man wird daher 
wohl nicht irren, wenn man annimmt, daß in ber aͤlteren Zeit fogar 
[bon der er fie Ermerber eines Grundſtuͤcks verpflichtet oder genoͤthigt 
war, dafjelbe feinen Leibeserben, db. h. feinen Defcendenten, zu hinter⸗ 
laſſen, und daß man überhaupt erft fpäter eine Dispofitionsbefugniß 
des erften Ermwerbers über das neu erworbene Vermögen anzuerkennen 
anfing. Diefe Hppothefe wird fchon durch die Nachrichten unterftügt, 
weihe ung bei Zacitus (Germ. cap.26.) in Bezug auf den erften Er- 
werb der Grundſtuͤcke aufbewahtt worden find. „Agri pro numero cul- 
torum ab universis per vices occupantur, quos mox inter se secun- 
dum dignationem partiantur.““ Hiernach erfheint die Vertheilung bes 
Bandes bei der Occupation als eine oͤffentliche Angelegenheit zum Zwecke 
der Beichaffung einer dinglichen und feften Grundlage für die Eriftenz 
der Familien, und ganz in derfelben Weife findet man nod in der Pe 
tiode der Wölkerwanderung nad) dem Zeugniffe der LL. Barbarorum 
und anderer gleichzeitiger Quellen bei den erobernden deutſchen Voͤlker⸗ 
flämmen die Theilung des eroberten Landes nah Looſen (sortes) uns 
tee gerichtlicher Auctorität zum Zwecke der Befchaffung einer bleibenden 
Niederlaffung für die Familien. Daher heißt dad Stammgut mitunter 
ſelbſt Alod (alodis, alodium), d. h. Loosgut, und terra salica 
(db. di nicht, wie man meiftens, aber irrig, annimmt, „Befisthum der 
(angeblichen) falifhen Franken‘, fondern buchſtaͤblich Gerichts⸗ 
land”, sc. terra judicialiter tradita, wie Salbuch noch heut zu Tage 
Gerichtsbuch“ bezeichnet). Jedoch find diefe Bezeichnungen, Alod und 
terra salica, feineswegs auf das Stammgut befchränkt geblieben, ſon⸗ 
bern fie nahmen fchon früh die allgemeine Bedeutung von freient 
Eigen überhaupt, im Gegenfage von Lehen an, und begreifen daher 
auch das freieigene bonum ex conquisitu unter ſich, befonders da ſchon 
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in ber Zeit ber Völkermanderufg die Eroberer allmälig anfingen, bas 
ihnen bei der Randestheilung zugefallene Land inter vivos zu veräußern, 
anflatt e8 auf ihre Erben zu verfenden, wogegen, wie es fcheint, zum 
Theile vergeblih, die Gefeggebung einzufchreiten ſuchte. So heißt es 
3.3. in der Lex Burgundiohum tit, 84. $. 1.: „Quia cognovimus, 
Burgundiones sortes suas nimia facilitate distrahere, hoc praesenti lege 
credidimus statuendum, ut nulli vendere terram suam liceat, nisi illi, 
qui alio loco sortem aut possessiones habet.‘** Aus der unverfennbas 
ren politifhen Tendenz, der $amilie eine fichere und bleibende Nieder- 
laffung zu verfhaffen, welche der alten deutfchen Landestheilung zu Grunde 
liegt, erklärt fi) aud) zugleich, warum urfprünglid das Stammgut nur 
aus Immobilien und deren Pertinenzen beftand. Ermägt man aber 
ferner, daß der Grunbbefig in ber älgeren Zeit eben fo befondere politi= 
fche Laften, mie namentlich den Heerbann = oder Landwehrdienſt, in fei« 
nem Gefolge hatte, wie er auch höhere politifche Berechtigungen gab, 
fo erklärt fich ferner, warum bei den meiften deutfchen Völkern urfprüng: 
lih mit dem Stammgutsfpfteme auch ein Vorzug, bald des gefammten 
Mannsftammes, bald doch der Söhne vor den Töchtern verbunden: ift. 
(Das Erftere war fraͤnkiſcher Rechtsgrundſatz: L. Sal. tit. 62. vergl. 
die verwandte Lex Anglor. et Werin. sc. Thuring. VI. 8.8; das Zweite 
galt nah fähfifhem und ſchwaͤbiſchem Rechte: L. Sax, tit. 7, 
6.1. 5., L. Alam. c. 57 [58].) — Das Stammgutsfpftem identifi> 
cirt fid) fomit mit dem urfprünglichen Syſteme der Jmmobiliarerbfolge 
in Deutfchland überhaupt, und erfcheint fomit in feiner erften hiſtori— 
[hen Entftehung als die Gonfequenz der politifhen Bedeutung der Fa— 
milie und des Mangels eines teftamentarifhen Erbrechtes, womit auch 
umgekehrt der Mangel eines eigentlihen Enterbungsredytes (exheredatio) 
der Inteftaterben. in bem älteren beutfchen Rechte zufammenbängt, fo 
daß diefe freilich als nothmwendige Erben (NMotherben) der Immobilie, 
welche von dem Stammmvater hinterlaffen worden war, erfcheinen muß: 
ten, und diefes ihr Erbrecht nur dann verlieren konnten, wo fie bas 
Recht ſelbſt (d. h. urfprünglich die Volksanficht und Herfommen, fpä- 
ter das Gefeg oder Statut) ald unmwürdig, 3. B. wegen grober Ver: 
brechen gegen den Erblaffer, von der Erbfolge ausſchloß. (Wergl. den 
Sachſenſpiegel IIL. 84. $. 1.3.) — Das Stammgutsfoftem erfcheint 
daher auch als die nothwendige Gonfequenz des Wartrechtes (fog. 
jus devolutionis), welches das Princip der Inteflatfucceffion der Deſcen⸗ 
denten in dem reinen deutfchen Nechte ift und in dem feften Rechte der— 
felben befteht, die Erbſchaft (namentlich die Immobiliarerbfchaft) als ein 
durch Dispofitionen des Erblaſſers unentziehbares, und ihnen eben dar— 
um verfangenes, d. h. ipso iure erworbenes Vermögen in Anſpruch zu 
nehmen. Man hat daher aud) nicht nöthig, ein angeblihes Geſammt⸗ 
eigenthbum der Familie zu fingiren, um ein Princip zu gewinnen, aus 
welchem man die das Stammgut charakterificende Unveräußerlichkeit ab⸗ 
leiten könnte. Denn abgefehen davon, daß die Rechtsanficht von einem 
der Familie an dem Stammgute zuſtehenden Gefammteigenthume für 
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bie älteren” und mittleren Zeiten bes deutfchen Rechtes nicht nach⸗ 
geroiefen werden kann, fo überfieht man, wenn man zu einer folchen 
Fiction greift, daß dadurch weder etwas erklärt, noch ein Princip ges 
wonnen ift, indem das angebliche Gefammteigenthum felbft wieder die 
Frage nach einem Grunde, warum e8 in dem deutfchen Rechte als Prin- 
cip der Erbfolge der Defcendenten angenommen worden fei, hervorrufen 
würde. Diefer höhere und legte Grund koͤnnte denn boch immer nur , 
in der Innigkeit der deutſchen Familienverbindung, in der Einheit des 
Blutes und in dem politifchen Charakter der Samilie und in ber polis 
tifhen Bedeutung des Grundbefiges gefunden werden, und fomit erfcheint 
die Einfhiebung eines Gefammteigenthumes als Erklärungsgrund der 
eigentbümlichen Erfheinungen des deutfchen Stammgutsfpftemes eben fo 
überflüffig als unhiftorifh. Die noch immer vielverbreitete Anſicht, daß 
das Stammgutsfpftem auf einem Gefammteigenthume der Familie bes 
ruhe, konnte erft in einer Zeit entflehen, in welcher durch das Anlegen 
eines römifcherechtlichen Mafftabes an die Eigenthümlichkeiten der deutſch⸗ 
techtlichen Inſtitute, und durd das Herbeiziehen römifcher Analogieen 
und Zerminologieen zu ihrer Erklärung eine immer mehr wachfende Ver: 
wirrung der Begriffe erzeugt wurde. Auf diefe Weife allein konnte es 
gefhehen, daß man ben Charaktter der Unveräußerlichkeit, welcher dem 
deutfhen Stammgute zufommt, und die Nothwendigkeit feiner Fortver: 
erdung in abjteigender Linie aus dem (millkürlicy gefchaffenen und fo- 
dann als Eigenthümlichkeit des deutfchen Rechtes erklärten) Begriffe 
eines folidarifchen und eventuell, d. bh. nad) dem Abgange des Befigers, 
wirkenden Miteigenthumes, welches die Dispofitionsbefugniß des Befigers 
ausfhließe, zu erklären fuchte. Die Unnöthigkeit und Seichtigkeit des 
Erklärungsverfuches des Stammgutsfuftemes durch Bezugnahme auf ein 
angeblihes eventuelles Mit oder Gefammteigenthum der Familie erhellt 
noch deutlicher, wenn man bemerkt, daß das beutfche Stammgutsſyſtem, 
nad) welchen den Defcendenten an der Smmobiliarhinterlaffenfchaft ihres 
Aſcendenten ein feites Erbrecht (Wartrecht) zuftehet, in feinem Wefen 
nichts Anderes ift als das, mas das Suitätsprincip im römifchen 
Rechte ift, nur in doppelfeitig erweitertem Umfange, db. h. einerfeits 
mit Ausdehnung auf ‚alle Defcendenten und ohne die Anaftliche Be— 
fhränkung feiner Wirkfamkeit auf den Fortbeftand einer firengen patria 
potestas, und andererſeits mit Ausdehnung auf die gefammte Immobi⸗ 
liarhinterlaffenfchaft, mährend das römifche Suitätsprincip nur ein bes 
ſchtaͤnktes Pflichttheilsrecht gibt. Auch die roͤmiſche Suität ift ihrem 
Weſen nach nichts Anderes, als ein enges, inniges Familienverhaͤltniß 
zwiſchen dem Kinde und dem paterfamilias, weshalb das roͤmiſche Recht 
bekanntlich auch von einer unitas personae zwifchen dem Hausvater und 
dem Hausfohne fpricht. So wie die Suität als enges Familienverhälts 
niß im römifchen Rechte, als das Princip der Erbfolge der sui heredes, 
d. h. als der erfchöpfende Grund ihres Notherbenrechtes und ihrer ipso 
Jure Erwerbung der hereditas erfcheint, fo ift die Blutseinheit zmifchen 
Acendenten und Defcendenten im beutfchen Rechte der erfchöpfenbe 
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Grund ihres MWartrechtes, als ipso jure wirkenden Immobiliarnotherben⸗ 
rechtes, ober des Stammgutsfoftenes. Auch unter den römifchen Juri⸗ 
ften hat es einzelne gegeben, welche glaubten, für das Motherbenrecht 
und die ipso jure Ermerbung der Hinterlaſſenſchaft durch die Sui noch 
ein Princip außer ber Suität auffuchen zu müffen, und welche deshalb 
ebenfalls auf die Fiction eine® condominium verfielen, in melchem die 
Kinder mit dem Vater ftehen follten (L. 11. Dig. de lib. et posthum. 
28. 2.— Gajus Il, 157.— $. 7. Just. de hered. qual. et differ.), 
allein die Ueberflüffigkeit, das Ungenhgende und das Verkehrte einer 
folchen Principienjägerei fpringt im römifchen Rechte noch deutlicher als 
im deutfchen Rechte in die Augen, und hier zeigt fi) ganz offenbar, daß 
diejenigen, welche außer der Blutseinheit und der Innigkeit des Ders 
haͤltniſſes zwiſchen Afcendenten und Defcendenten noch ein höheres Prin: 
eip des bei allen Völkern (nur bald in größerem, bald in geringerem 
Umfange) den Defcendenten an der Hinterlaffenfchaft der Afcendenten zu: 
fommenden fejten Erbrechtes aufſuchen, ſich einer Verwechfelung ber 
Begriffe fhuldig machen, indem fie ein Verhaͤltniß, mie das condomi- 
nium, welches als erworbenes Recht ſtets nur Gonfequenz fein kann und 
für feine Statthaftigkeit nothmendig wieder ein Prineip poftulirt, zum 
Principe des Principes alles Erbredhtes der Defcendenten (der Blutsein- 
heit, oder in befchränfierem Maße der Suität) erheben mollen. — Richt 
minder unrichtig, alg wenn man die Stammaüter als folche Güter bes 
trachtet, an welchen der Familie eim eventuelles Gefammteigenthum zu— 
ſteht, ift es, wenn man fie ald Güter erklärt, welche ex pacto vel 
providentia majorum vererbt werden. Sie find vielmehr ihrer Natur 
nach folhe Güter, melde in beftimmter MWeife nach Volksrecht oder 
Herkommen vererbt werden, fo dafi e8 deshalb gar Feiner ausdrüdlichen 
Beftimmung des erften Ermwerbers bedarf. Hierdurch ift aber nicht aus⸗ 
gefchtoffen und foll auch nicht geleugnet werden, daß nicht einem Gute 
durch eine ausdrüdliche Erklärumg des erften Ermwerbers die Stammguts=- 
eigenfchaft beigelegt werden könne. Allein eine ſolche ausdruͤckliche Er: 
richtung von Stammgütern ift erft in fpäterer Zeit aufgefommen, feit: 
dem nämlich das alte Stammgutsfoftem aufhörte, das einzige volks— 
mäßige Immobiliarerbfolgefpftem zu fein, und das römifche Erbrecht als 
das gemeinrechtliche in Deutfchland zu gelten anfing. Solche auf eine 
ausbrüdliche Beftimmung bed Ermwerbers, oder auf Verabredungen deffel: 
ben fich -gründende, gleihfam kuͤnſtlich gefchaffene Stammgüter find 
4) die fogenannten deutfchen Familienfideicommiffe und 2) die Lehngäter, an 
welchen fich der erfte Erwerber von dem Lehnsheren ein Succeffiongrecht 
für feine Defcendenz hat zufichern laffen. Bei den Lehngütern wurde 
aber die Vererbung auf die Defcendenz des erſten Erwerbers (menigftens 
im Mannsftamme) bald gemeines Recht und als Naturale Feudi aners 
kannt; und feitdem diefe Wererblichkeit des Lehns als fi von felbft 
verftehend anerkannt war, konnte man im eigentliken Sinne eben fo 
von feudalen, wie von alodialen Stammguͤtern ſprechen. — Seiner 
Idee nach beſtehet das Stammgut nur in Immo bilien und find zur 
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Erbfolge in diefelbe nur ſolche Perfonen berufen, zu melden ber erfte 
Erwerber in dem Berhältniffe eines Afcendenten fleht. Jedoch fand bei 
ben alodialen Stammgütern eine Befchräntung der Defcendentenfolge 
auf gemiffe Grade niemals Statt, und die bei ben feudalen Stamm: 
guͤtern (den Lehngütern) anfänglich beftandenen Beſchraͤnkungen auf ges 
wife Grade find ebenfalls im Laufe der Zeit hinmweggefallen. (I. Feud. 
l. F. 3.) Eine Gollateralenfucceffion in das Stammgut, mit Beibehal: 
tung feines Charakters als eines folhen, kann, zufolge der gedachten 
Grundidee, audy nur in fo fern Statt finden, als die Gollateralen zugleich 
Defcendenten des erſten Ermerbers find. Wo keine folhen Gollateralen 
mehr vorhanden find, fondern wo das Stammgut (mas jedoch der Na: 
tur der Sache nach nur bei dem alodialen Stammgute Statt finden fann) 
von dem Lesten aus ber Defcendentenlinie an andere Gollateralen über» 
gebt, ift es für diefe fein Stammgut mehr, und aus gleichem Grunde muß 
and dem Lesten aus der Defcendentenlinie die Befugniß zuerfannt mers 
den, über das alodiale Stammgut frei unter Lebenden und von Todes 
wegen zu verfügen. — Die Succeffionsordnung , in welcher die Defcen- 
denten des erften Ermwerbers zur Erbfolge in ein alodiales Stammgut 
gerufen find, ift eben darum, meil das ganze Stammgutsfyſtem als em 
urfprünglich volfgrechtliches Succeffionsfuftem erfcheint, nur die gemeine 
landrehtliche Succeffionsordnung. Sn ber Älteren Zeit, in welcher 
bie politifche Bedeutung des Grundbefiged auch bei dem dritten oder ges 
meinfreien Stande hervortrat, und eben daher das Erbrecht der Frauen 
bei den meiften deutfchen Stämmen mehr oder minder, wie bereits oben 
erwähnt wurde, auf die Mobilien beſchraͤnkt war, hieß dies freilich häufig 
fo viel, als daß das Erbegut nur in dem Mannsftamme vererbe. Allein 
der Vorzug des Mannsftanmes war doch fhon in der meropingifch- 
farolingifhen Zeit fein gleichmäßig anerfannter und ausgebildeter Rechts: 
grundſatz bei den deutfchen Völkern, mie ſich diefes aus dem ebenfalls 
oben ſchon angeführten Gegenfage des fränfifhen, alamaniſchen und fädj- 
ſiſchen Erbſyſtemes ergibt, und bei den Weftgothen wurden fogar Söhne 
und Töchter zur Erbfolge in das Erbgut gemeinfchaftlich gerufen. (L. 
Wisig. Lib. IV. tit. 2.) Seitdem die römifche Succeffionsordnung 
überhaupt als die gemeinrechtliche in Deutfchland betrachtet wird, bildet 
fie auch für die Erbfolge in die alodialen Stammgüter im Zmeifel die 
Regel, in fo fern nicht durch ein particuläres Herkommen ober Landes: 
gefeg eine andere Succeffionsordbnung, 3. B. ein Vorzug des Mannes 
ſtammes, begründet iſt. Alodiale Erbgüter, bei welchen (particularrechts 
ih) der Mannsftamm vor dem Weibsftamme bei der Erbfolge bevorzugt 
oder allein fucceffionsberechtigt ift, werden heut zu Zage auh Stamm⸗ 
güter im engeren Sinne genannt. Vermuthet wird aber im Zweifel 
der Vorzug des Mannsflammes, und der Ausfchluß des Weibsftammes 
nur bei den Lehnaütern, bei welchen letzterer fogar die Regel bildet,. ſo— 
daß Leben, bei welchen nah Randbrechtserbfolge, mie bei dem alo: 
dialen Erbgute fuccedirt werden darf, und welche eben deshalb auch 
Erblehn, Feuda hereditaria, genannt werden, nur als finguläre Aus: 


124 Stammpgüter. 


nahmen zu betrachten find. Bei den Familienfideicommiffen ald Gütern, 
welche duch eine Dispofition des Stifters Stammgutseigenfchaft erhalten 
haben, hängt natürlid Alles von dem Inhalte der Stiftungsurfunde 
ab. Der Vorzug des Mannsſtammes bei der Erbfolge in das alodiale 
Stammgut hat fi häufig bei bem Adel erhalten, für welchen der Grund⸗ 
befig noch vielfach praktiſche politifhe Bedeutung zeigt. Jedoch kann 
auch bei ben alodialen Stammgütern bes Adels heut zu Tage ein fol= 
her Vorzug des Mannsftammes nicht mehr präfumirt werden, und 
in diefer Beziehung ift fine Unterfcheidung von adelichen, bürgerlichen und 
bäuerlichen Stammgütern ohne praftifche Bedeutung. Da das alodiale 
Stammgut im Zweifel nach gemeinem Randrechte vererbt, fo muß es 
im Zweifel unter mehreren neben einander zur Erbfolge berufenen Erben 
aud) gleich getheilt werden, und diefer Grundfas gilt au da, wo 
nur ber Mannsſtamm fucceffionsberechtigt in das Stammgut ift, fo wie 
auch bei der Lehnfolge nach gemeinem Lehnrechte. Die Befugnif zur 
Theilung des Erbe= oder Stammgutes fällt daher nur da hinweg, wo 
‚ein befonderes Herkommen, Landess oder Familienftatut diefelbe aus— 
fhließt, oder wenn fie, wie e8 bei dem feudalen Stammgute der Fall 
fein fann, durch die Lex investiturae u. dergl. ausgefchloffen und eine 
befondere Succeffionsordnung rechtsgültig eingeführt ill. Auch bei den 
Erbgütern des Bauernftandes, welche von einem Grundheren herruͤh— 
ten (fog. erbliche, auch in den mittelalterlichen Rechtsbuͤchern regelmäßig 
und vorzugsweife „Erbe“ fchlechtbin, im Gegenfage von Eigen (Alod) 
genannt, vergl. Zöpfl, Altes Bamberger Recht, Heidelberg, 1839. 
©. 196), ift mitunter die Theilung ausgefchloffen, und zwar meiftens 
aus der Nüdficht, weil die Theilung des Hofes nicht wohl verträglich 
mit dem Intereſſe des Gutsheren erfcheint: doc hängt auch hier Alles 
von dem fpeciellen Herfommen, den einzelnen Hofrechten und Reihbriefen 
ab, mie und auf wen das Gut durch eine fpecielle Succeffionsordnung 
vererbt wird, oder ob etwa dem Gutsherrn felbft ein Wahlrecht unter 
den mehreren Erben zufteht. — Der auszeichnende Charakter des Stamm 
gutes im Allgemeinen liegt, mie gleich anfänglid) bemerkt wurde, in 
der Unveräußerlichkeit des Gutes zum Zwecke feiner Erhaltung in ber 
Samilie, refp. für die Defcendenten des Erwerbers. Diefe Unveräußer: 
lichkeit Fam aber dem Stammgute urfprünglidy nur in dem Sinne zu, 
daß der Befiger daffelbe nicht ohne die Zuflimmung des oder der im 
Augenblide der Veräußerung nädften Erben, d. h. feiner präfumtiven 
unmittelbaren Leibeserben, veräußern Eonnte, fo daß, wenn dieſe zuftimmz 
ten, fein entfernterer Erbe irgend einen Rechtsanſpruch oder Einwand 
erheben Eonnte. Auch iſt nicht unwahrſcheinlich, daß anfänglich nur die 
Defcendenten des erfien Grades, welche noch in Stadtrechten des 14. 
Jahrhunderts allein und ausfchlieglih „Erben“ oder „rechte Erben‘ 
sc, heredes legitimi im Gegenfage der entfernteren Defcendenten und 
der Seitenverwandten genannt werden (vergl. Zöpfl, Das alte Bam— 
berger Recht, ©. 212), das Widerſpruchsrecht (als Ausflug ihres Wart: 
rechtes) hatten. Da aber die Defcendenten erjten Grades unter ſich als 
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Gefhmwifter erfcheinen, fo lag e8 fehr nahe, wenn das Erbe getheilt 
worden war, auch den Gefchwiftern ein folches Widerfpruchsrecht beizu⸗ 
legen, und bei beabfichtigten Veraͤußerungen des Theilbeſitzers auch ihre 
Zuftimmung (als heredes mediati) neben den Kindern diefes Letzteren 
(als feinen heredes immediati) einzuholen. (Auf diefe Art fcheint die 
Urkunde von 1296 in der Thuringia sacra p. 367 zu verftehen zu 
fein, worauf Mittermaier in feinem beutfchen Privatrecht, 6. Aufl. 
1842. $. 157. Not. 14 aufmerkfam gemadyt hat.) Allmälig wurde 
das MWiderfpruchsrecht allen Verwandten des Beſitzers zugeftanden, welche 
zugleich Defcendenten des erften Ermwerbers waren, in fo fern fie zur 
Zeit der Veräußerung auch die naͤch ſten Erben des Befigers waren. 
Eine Verpflichtung des Befigers aber, bei vorhabender Veräußerung 
auch die Einwillgung der entfernteren Verwandten einzuholen, wenn 
nähere im Grade vorhanden waren, läßt ſich gemeinrechtlicy nicht be: 
baupten, obgleich es oft vorfam, daß man aus überflüffiger Sorafalt 
ſowohl die Zuftimmung der entfernteren wie der näheren Verwandten 
nachſuchte. Größere Freiheit zur Verdußerung des Erbautes hatte der 
Befiger von jeher in dem Falle der ehehaften Noth, jedoch mußte er 
auch in diefem Falle das Gut erft feinem nädften Erben zum Kaufe 
anbieten. Dies findet fi) fhon in der Lex Saxon, tit. 17 beflimmt: 
„Liber .homo .... . si hereditatem suam necessitate coactus ven- 
dere voluerit, offerat eam primo proximo suo (dem nädften Ver: 
wandten): si ille emere noluerit, offerat tutori suo (hier nach dem Zus 
fammenbange mwahrfcheinlich der Lehns =» oder Grundherr) vel ei, qui 
tunc a rege super ipsas res constitutus est: si nec illa voluerit, ven- 
dat eam cuicunque volet.* — War das Stammgut außer biefem 
Halle auf irgend eine Weiſe ohne den Gonfens oder unter Widerſpruch 
der nächften Erben, veräußert worden, fo hatten die naͤchſten Erben ein 
Revocationsrecht, d. h. fie konnten ohne Entfhädigung das Gut 
von dem dritten Erwerber zurüdforbern. (Vergl. Sachfenfpiegel LER. 
1. 52. $. 1.) — Dies war aber nichts Anderes als eine Geltendma= 
hung ihres oben erwähnten Martrechtes, d. 5. feften Erbrechtes, 
und diefe Wirfung muß auch noch behauptet werden, mo fi das 
Stammgutsfoftem erhalten hat, und fo findet fich dieſes Nevocations: 
recht (meift jest fogenannte Windicationsrecht) der naͤchſten Erben noch 
in voller Wirkung bei den Lehen, zu Gunften aller in ber erften In— 
veititue begriffenen Perfonen, fo wie auch der Mit-, Sammt: und 
Eventualbelehnten, wenn ihnen die Lehnfolge eröffnet wird; und eben 
fo finder fidy diefes Recht auch bei dem Familienfideicommiß als aus: 
druͤcklich (kuͤnſtlich) errichtetem Stammgut zu Gunften aller durch 
die Stiftung berufenen Perfonen. — Bei den alodialen Gütern 
des dritten Standes hat ſich das Stammgutsfpftem allmälig verlos 
ten, fo daß es menigfiens heut zu Tage nicht mehr als ein allges 
mein in Deutfchland vorfommendes Inſtitut betrachtet werden Kann, 
und die Qualität eined Gutes als Stammgut von dem, der fie br: 
bauptet, befonders beiwiefen werden muß. Schon fruͤhzeitig findet man, 
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daß Veräußerungen des Erbgutes an bie Kirche und an den König für 
erlaubt betrachtet wurden. (L. Saxon. tit. 15. $. 2. „Nulli liceat, 
traditionem hereditatis suae facere, praeter ad ecclesiam, vel regi, ut 
heredem suum exheredem faciat.‘*) Vielleicht erklärt ſich aber diefe fin= 
guläre Erlaubniß daraus, daß die Kirche und der Fiscus gewöhnlich in 
folhen Fälen den Erben das Gut Iehenweife oder als Erbbeitand zu— 
ruͤckgaben, und daher bei diefen Veräußerungen die Erben materiell Eei- 
nen Nachtheil zu leiden fchienen. Ueberhaupt trat fogleih nad ber 
Periode der Völkerwanderung ein allgemeines Streben bei dem dritten 
Stande nach freierer Dispofition und freierem Verkehr: hervor, wie dies 
ſowohl die Unterfcheidung der bona conquisita, als auch die mehrfas 
chen Verbote der Veräußerung der bona paterna felbft bemweifen, mels 
chen man in den Legibus Barbarorum begegnet, und bie offenbar (je: 
doch vergeblich) darauf hinzielten, diefem moderneren Streben entgegen: 
zuwirken. In dem 13. Jahrhundert fprah man in Süddeutfchland 
nad) dem Beugniffe des Schwabenfpiegels (Ed. Lassberg) Gap. 9. 
dem Ehemanne fhon das Recht zu, das von der Frau im die Ehe ge: 
bradyte Erbgut zu veräußern, weng und fo lange die mit derfelben er: 
zeugten Kinder lebten, fo daß alfo in diefem Falle Legtere Fein Wider» 
ſpruchs⸗ oder Mevocationsrecht mehr hatten. Diefelbe Anficht findet fich 
auch in den Stadtrechten aus dem 14. Sahrhunderte, worin den Ehe 
gatten in ftehender Ehe („so lange gesammte Hand lebt‘) ſchon all 
gemein die freie Dispofitionsbefugniß über bewegliches und unbemweglis 
ches Erbe zugefprocdhen wird. (Vergl. Zoepfl, Altes Bamberger Recht, 
©. 185 ff.) Diefes Streben des dritten Standes nach freier Verfüs 
gung über das Erbgut erklärt fi naturgemäß als Folge der Erweites 
rung bed Verkehrs und der Entwidelung des Handels und der Ge 
werbe und dadurch bewirkte Vermehrung und gefleigerte Bedeutung bes 
beweglihen Vermoͤgens und des Geldreihthums, welcher namentlich 
bei dem Städtebürger oft weit den Werth des Grundbefiges uͤberwog. 
Da die Verfügung über das bewegliche Vermögen ſowohl durch Schen- 
kungen unter Lebenden, als durch Geſchaͤfte von Todes wegen regelmäßig 
frei und erlaubt war, fo mußte e8 bald befchtwerlich und ungereimt er- 
fheinen, daß die Verfügung über bas oft minder mwichtige unbewegliche 
Bermögen befchränkt fein ſollte. Ueberdies hatte auch der Eleine, alos 
diale Grundbefig des bdeitten Standes allmälig alle politifhe Bedeu: 
tung verloren, und fomit war allmälig fogar dar Grund hinweg⸗ 
gefallen, melcher in der älteren Zeit das Stammgut für die Familie 
fo aͤußerſt wichtig gemacht, refpective da8 Stammgutsſyſtem ſelbſt her 
vorgerufen hatte. Auf diefe Weife hatte fich diefes Inſtitut bei dem 
dritten Stande überlebt, es hing nicht mehr mit vollsmäfigen Ideen 
und Lebensanfhauungen zufammen und wurde darum nothtvendig als: 
bald als läftig befunden. Als das Stammgutsfnftem an fi auf dem 
Puncte angelangt war, bei dem dritten Stande in Verfall zu gerathen 
und als ein fich felbft überlebt habendes Inſtitut duch Nichtgebrauch 
abgefchafft zu werden, kam überdies das roͤmiſche Recht zur Derrfchaft 
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in Deutfchland, und hiermit war der Untergang bed Stammgutsſyſte⸗ 
med bei dem dritten Stande um fo leichter entfcyieden, als es bei dieſem 
felbit unvolfsthümlic geworden war und mit feinen mobderneren Sn» 
tereffien nicht harmonirte, während umgekehrt das römifche Recht, dem ' 
Grundfage der unbeſchraͤnkten Dispofitionsbefugniß des Eigenthuͤmers 
huldigend, gerade dem Streben des dritten Standes nach Freiheit der 
Berfügung "über den Grundbefig die gemwünfchte gefegliche Sanction auf: 
wdrüden fchien. Für jene Stände aber, für welche die politifche Bes 
deutung des Grundbefiges fortwirkte, wie für den hohen und niederen 
Adel gab feitdem theild die Erklärung des Stammgutes als Familienfis 
deicommiß⸗, theils feine wirkliche oder auch nur formelle (fcheinbare) Ums 
wand-lung in ein Lehen ein Ausfunftsmittel ab, die alte Stamms 
gutseigenfhaft al8 unzweifelhaft zu erbalten und die Anwendung des 
tömifchen Princips der freien Weräußerlichkeit der Grundftüde auszus 
fliegen. — Particularrechtlih hat fi übrigens das Stammgutsſyſtem 
noch an vielen Orten in Deutfchland erhalten, jedoch im Ganzen mehr 
bei den Bauerngütern,, welche in Folge gründherrlicher Verleihung ber 
fefien werden, als bei dem freien Grundbefige des dritten Standes. 
Wo fih das Stammgut aber bei dem dritten Stande (particularrechts 
lich) praftifch erhalten hat, zeigt ſich hauptfächlicy eine zweifache Forts 
bildung deſſelben. In einigen Rechten, vorzugsweife in den Statutar- 
rechten der Städte, in welchen fich eine Art von XAriftofratie entwidelte, 
welche den Glanz der Familie zu erhalten ftrebte, wurde nämlich der 
° Begriff des Erbgutes erweitert und auch auf die Mobilien audges 
behnt, welche von Afcendenten, oder auch wohl von anderen Verwands 
tem ererbt worden waren. (Wergl. Senatus Lubecens. declaratio auth. 
vom 24. April 1754.) Dies mar offenbar confequent, in fo fern die 
Bedeutung des beweglichen Wermögens der des unbemwegfichen gieich ges 
fommen war — menn gleidy nicht verfannt werden darf, daß diefe 
Conſequenz auf einer übermäßigen und fteifen Anhänglichkeit an das 
Alte beruht, welche ſich auch dann nicht davon trennen kann, wenn es 
ein Beraltetes geworden ift, und daß eine folhe Ausdehnung des 
Stammgutsſyſtemes für den Verkehr im Allgemeinen eine große Belä- 
fügung enthält. — Die. zweite bedeutende Umbildung des aͤlteren 
Stammgutsrcchtes zeigt fich aber da, mo fid das Stammgut bei dem 
dritten Stande in feiner anfänglihen und natürlichen Beſchraͤnkung auf 
Immobilien erhalten hat, in der Weife, daß bier meiftens in der fpätes 
tem Zeit das yrfprüngliche NRevocations» oder Vindicationsrecht der näch- 
fen Erben ausgefchloffen, und denfelben ſtatt deffen nur noch ein 
Retractsredht geflattet worden ift. ü 
Stand; Unterfhied der Stände. — Man braucht oft 
das Wort Stand in einem weiteren Sinne für jeden befonderen Zus 
fand, für jedes befondere Verhältniß unter den Menfchen, für jede 
GCaſſe derſelben in diefem Sinne. So fpriht man von dem Stand 
det Ehelofen und der Verheiratheten, der Vornehmen und der Geringen, 
dee Sabricanten und Kaufleute. Im einem engeren, in dem politi» 
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ſchen Sinne, bezeichnet Stand eine ſolche fiaatsgefellfchaftliche „Haupt: 
abtheilung oder Hauptclaffe von Perfonen, deren Lebensbeftimmung in 
der gemeinfchaftlichen Förderung eines Hauptzweiges ber geſellſchaftlichen 
Aufgabe oder der Gultur befteht, und welche die mit diefer befonderen 
Beltimmung verbundene Stellung in der Gefellfhaft einnehmen, die 
mit ihre verbundenen gefellfchaftlihen Rechte und Pflichten haben. 

Befonders auch in Beziehung auf die Ständeabtheilung zeigt fi 
die Verfchiedenheit der im Artikel „Staat“ dargeftellten verfchtedenen Pe: 
tioden und Grundgefege der gefelfchaftlichen Zuftände wirkſam. Daher 
finden wir fo verfchiedenartige Ständeverhältniffe in den verfciedenen 
Staaten. Die Ständeabtheilung bildet den Knochen» und Gliederbau 
der Geſellſchaft. Wo die Gefellfhaften in ihren Grundprincipien, alfo in 
ihrer Mefenheit, verfchieden find, da muͤſſen auch die Ständeverhältniffe 
verfchieden werden. 

Sn den despotifhen Zuſtaͤnden und bei Fortdauer einzelner 
Einrichtungen derfelben, oft aud) noch in fpäteren Culturperioden fchließt 
der bdespotifche Herrenftand der Eroberer oder Unterdrüder gemöhnlid) 
ganze Claffen von Bewohnern des Staates als Leibeigene, Sklaven, 
Heloten, Paria’d von dem Staatsbürgerrecht, von der Freiheit und 
von den Vortheilen der Gefellfehaft gänzlich aus. Und auch die übrige 
Staͤndeabtheilung wird nad) dem hier vorherrfchenden unfreien und 
mehanifhen Staatsprincip nicht durch Freiheit, Fähigkeit und Wuͤr⸗ 
digkeit, fondern durch eine despotifch feitgehaltene Stammes: oder Kajten- 
eintheilung, durch eine Eintheilung nad) den Kaften der Krieger, ber 
Mriefter, der Bauern, der Handwerker u. f. w., beflimmt. Dabei be 
- hauptet denn natürlich die mächtigfte Kafte, die der Krieger, den Vor— 
rang und ein vielbedeutendes Adelsrecht. Die Theofratie behält und för: 
dert bdiefe durch blinde Unterordnung unter das factifhe Herkommen 
oder durch die Gewalt beftehende Einrichtung, nur ordnet fie jetzt den Fries 
gerifhen Geburtsadel der Priefterkafte unter. Alles diefes und die 
Gründe hierfür hat der Artikel „ Staat” ausgeführt. £ 

Anders geftalten fich diefe Berhältniffe im freien, im rechtlichen 
Staate. Diefer ift ein freier Huͤlfsverein, ein freies und huͤlfreiches 
lebendiges oder organifches Gemeinwefen eines felbftftändigen Volkes für 
die gemeinfhaftlihde Verwirklichung der menſchlichen 
Gefammtaufgabe oder der menfhliden Cultur. Das huͤlfreiche 
Zufammenmwirfen aller Glieder des Vereins zuc Gefammtaufgabe hat 
bier zu feiner Grundlage und Grundbedingung den Friedensverein 
oder das Recht, mit feiner Forderung der gleih heiligen redht- 
lihen Perfönlichkeit oder der gleichen freien perfönlichen Würde und 
Beſtimmung aller Gefellfcyaftsglieder. In einem folchen freien leben: 
digen Gemeinwefen ergeben fi nun von felbft für die Stänbdeabtheis 
lung, wenn ihm diefelbe entfprechen fol, folgende Hauptgrundfäge: 

I) Es bleibt unvertbeilt oder gemeinfhaftlih für alle 
Glieder der Staatsgefellihaft das, was ohne Verlegung ihrer rechtlich 
gleich freien und gleich heiligen perfönliden Würde und Beſtimmung, 


Stand; Unterfhied der Stände. 129 


und ihrem gleich freien Antheil an dem Gemeinmwefen, an feinen Vor: 
theilen und Laften nicht getheilt werden kann, fo tie natürlich auch 
dasjenige, waͤs für die gemeinfchaftliche Förderung der Cultur feiner 
Bertheilung bedarf. 

Gemeinſchaftlich bleibt alfo für Alle die gleiche Anerkennung, Achtung 
und Shügung der rehtlihen Freiheit und Würde als Menfdy und 
Bürger oder das gleihe Menfhen: und Bürgerrecht. Seder 
bat als menſchliche Perfönlichkeit, als freies Mitglied des Rei⸗ 
ches der gefitteten Menfchheit den gleich heiligen Selbftzwed und die Selbſt⸗ 
glesgebung und gemäß berfelben Pfliht und Recht, nach feiner freien 
fittlihen Ueberzeugung fein Leben, feine Zheilnahme oder Nichttheils 
nahme, den Ein» und Austritt in befondere Pebensthätigkeiten und 
Staats: und Stanbespflichten zu beſtimmen. Der Bürgerverein aber 
anerkennt und fhüst ihm dieſes Menfchenrecdht. Feder hat zugleich als 
freier Bürger oder als freies Mitglied des bürgerlichen Huͤlfs- und 
Eulturvereind das gleih heilige Recht der Gleichheit oder ber 
gleihen Theilnahme an feiner gemeinfchaftlichen höchften Idee und 
Aufgabe, an den freien Beftrebungen und Vereinen für fie, wie an ih— 
ten allgemeinen Vortheilen und Laften oder an dem allgemeinen Bür: 
gerreht und an der allgemeinen Bürgerpflidht. Dahin gehören, 
als von der Idee des Bürgers unzertrennlich, als unverfäuflih und un— 
bertheilbar, auch das allgemeine patriotifhe Recht und die Pflicht, ben 
Verein auf Leben und Tod zu vertheidigen, das Wehrrecht und die 
Wehrpflicht. inzelne follen weder zu Sachen und Mitteln gemacht, 
mit Verlegung ihrer Perfönlichkeit und Gleichheit für die Anderen auf- 
geopfert werden, noch auch dürfen Andere für fie die bürgerliche Per: 
fenlihkeit, Ehre und Freiheit und ihre von denfelben untrennbaren 
Rechte und Pflichten und das lebendige Bewußtſein ihrer Buͤrgerwuͤrde 
befigen und fie ihnen entziehen. Der immer vollftändigere Sieg biefer 
Grundfäge, diefer freien richtigen Gemeinfchaftlichkeit neben dem, maß 
von der gemeinfchaftlihen Aufgabe vertheilt werden muß, ihr Sieg ge: 
gen Sklaverei, Leibeigenfchaft und Kaftenmwefen ift das höchfte Ziel der 
Menfhheit in unferer Zeit. Diefe Grundfäge, insbefondere jene beiden 
Hauptrechte der rechtlichen und ftaatsbürgerlichen Freiheit und Gleich 
beit, enthalten die, je nach ben rechtlichen Bedingungen der Fähigkeit 
und Mürdigkeit, verhaͤltnißmaͤßig gleihen Rechte der perſoͤnli— 
hen und Berfaffungse, der Vermögens: und conftitutionels 
lenz, ber Verkehrs: und Verwaltungsfreiheit *). Sie be 
gründen auch in Beziehung auf die befonderen Standesverhältniffe mit 
der Freiheit ihrer Wahl und ihrer verhältnigmäßig gleichen Erwer: 
bungsmöglichkeit, je nad) den allgemein beftimmten rehtlihen Bedin- 
gungen der Fähigkeit und Wuͤrdigkeit, eine freie und organifhe Gliede— 
rung, Berbindung ynd MWechfelwirfung der Stände; fie fchließen eben 
fo eine aftenmäßige und mechanifche Adfonderung und Unterordnung, 
aud eine ebenfalls unorganifhe, mechanifhe, abfolute oder mate: 


— — 
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rielle Gleichheit, fo wie Ständeaufhebung aus. Nur in der Allgemein: 
heit des Staatsbürgerftandes für Alle, fo weit fie fich deſſen nicht unfäs 
big und unmwiürdig machen, und in dem Sreilaffen aller rechtlichen Wege 
der Erwerbung für Alle ift völlige Gleichheit. 

Der Menfhenfreund darf hoffen, daß es unferer Zeit gelingen 
werde, in ihrem bereits fo fiegreichen Fortfchritte zu diefem Ziele die 
Hinderniffe und Gefahren endlicy zu überwinden, ' die von ganz entge- 
gengefegter Seite ihr entgegenftehen. Hier auf der einen Seite find es 
traurige Reſte der alten Sklaverei, ber: Eroberungss und Kaftenherr- 
[haft und durch fie unterftügte neue Verſuche ihrer Wiedereinführung. 
Es find die in Folge früherer und fpäterer Verkehrtheiten entftandenen 
Hinderniffe für die volle Verwirklichung jener Grundfäge, vorzüglic) 
eine nicht feltene unnatürliche, oft väuberifhe Anhäufung oder Entzie- 
hung der natürlihen Mittel und Wege für jene Freiheit und für jene 
gleihe ZTheilnahme, für die Erwerbung der rechtlichen Fähigkeit und 
MWürdigkeit zu derfelben. Und felbft das Laud, welches den gerechten 
Grundfägen den Eräftigften verfaffungsmäßigen Schuß gewährt, Groß: 
britannien, hat doch aus feinen dreis und vierfachen Eroberungen Eng— 
lands, Schottlands und vorzüglidy Itlands nod) große traurige Folgen 
£riegerifcher Beraubungen zu bekämpfen. Auf der andern Seite aber 
drohen, nad jacobinifhen und communiftifdyen Ideen und bei der 
Noth fo vieler bedrängter Armen, falfhe Grundfäge von der rechtlichen 
Freiheit, Gleichheit und Gemeinfhaftlidykeit, Grundfäge, welche, bei 
dem oft an ſich edlen Willen und Zorn ihrer Urheber, doc) die allerer- 
ften Elemente, Grundbedingungen und Zräger alles dauernden Lebens, 
aller wahren und dauernden rechtlichen Freiheit und Gleichheit, nämlich 
die natürlihen Traͤger und Schranken derſelben überfehen. Wie be- 
ſchwerlich und hemmend, ja verderblidy ift doch oft für die Seele und 
die edelften freien Seelenthätigkeiten der menfchliche Leib. Und den— 
noch wird es fogleih als Krankheit oder Narrheit erfannt, wenn ihn 
und feine individuelle Geftaltung und Lebensthätigkeit der Zorn über 
jene Hemmungen vernichten will. Iſt e8 denn aber beffer, wenn man den 
Rechtsleib der rechtlichen Perfönlichkeiten, ihr Eigenthum, diefe Grund: 
bedingung ihrer rechtlichen Selbftjtändigkeit und der eftigkeit der Familien 
und fonftigen Gefelfhaften, wenn man überhaupt den natürlichen 
feften Knochen: ‚und Gliederbau der Geſellſchaft auflöft und in einer 
ſtets nur zur Rohheit führenden materiellen Vermögens- und Stans 
desgleichheit und fhrankenlofen Freiheit den gefpenftifchen Seiftern 
aller fubjectiven, ſchrankenloſen, flüchtigen, mechfelnden Gefinnungen und 
Einfällen und ihren fünftlihen Erfindungen das Regiment anvertraut? 

11. Auf jenem freien und organifhen Wege müffen nun die beſon— 
deren Beitrebungen für die gemeinfchaftlihe Aufgabe unter fo vitie bes 
fondere freie Stände der Staatsbürger fid) vertheilen, als es ver— 
fhiedene Hauptzweige der gemeinfhaftlihen Aufgabe gibt, für deren 
zweckmaͤßige Betreibung das gemeinfhaftlihe Zufammenwirfen einer bes 
fondern Hauptclaffe von Perfonen mit einer mehr oder minder ver= 
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fhiedenen Vorbereitung, Beſchaͤftigung, Lebensweife und bürgerlichen 
Stellung natürlid; und heilſam ift. 

Hiernach unterfcheibet fi 1) der Stand ber Stubirten und 
fudirten Beamten, welcher zunädhft die wiffenfhaftlihe Er- 
kenntniß der ganzen Cultur und die von dieſer Erkenntniß ausgehende 
höhere gefegliche Leitung berfelben zu feiner Aufgabe hat. Er zerfällt 
nad der früher (Bd. I, ©. 25) gegebenen materiellen Abtheilung 
in die fünf Hauptzweige der Theologen, Philofophen, Medi: 
ciner, Oekonomen und ber Juriften und Polititer; nad 
der Form feiner ZThätigkeit aber in den Gelehrten- und in den 
Beamtenftand, beides Legtere in einem engeren Sinne. 

2) Der Stand ber Nihhtftudirten, ber Bürgerftand, 
welcher ſich zunaͤchſt mit der praftifhen und mehr materiellen Foͤr⸗ 
derung dee Gultur je nach ihren verfchiedenen Zweigen befchäftigt. Er 
jerfallt nach den drei Hauptabtheilungen: a) in die Defonomie im 
weiteren Sinne ober in die Gewinnung der Naturproducte durch 
Land: und Bergbau, Jagd und Fifcherei; b) das Gemwerb im wei— 
teren Sinne, meldyes durch Bearbeitung der materiellen Stoffe die: 
felben den vernünftigen Zwecken des Lebens bienftbar macht; c) den 
Handel im weiteren Sinne, melcder durch Umtauſch der Güter 
nah den jebesmaligen gefellfhaftlichen Bebürfniffen die Harmonifche Ver: 
mittelung zwiſchen den Defonomen und Gemerbsleuten und zwiſchen 
den übrigen Menfchen beforgt. Da die Dekonomie vorzugsmeife auf 
dem Lande, Gemwerb und Handel vorzugsweife und in höherer Aus: 
bildung in Städten betrieben wird und vorzüglich in früherer Zeit fo 
betrieben wurde, fo Enüpfte fi) hieran der Unterfchied des Bauern⸗ 
und Bürgerflandes, deren frühere Eaftenmäßige Abfonderung und Ber: 
fhiedenheit uͤbrigens ebenfalls die heutige Cultur immer mehr verwifcht 
hat. (S. „Staͤdte“.) 

Es bedarf überhaupt nur eines Blickes auf diefe Hauptabthei- 
lungen, um fidy zu überzeugen, wie vielfah und wie frei und or- 
ganifh jest dieſe verfchiedenen Gulturzweige und ihre Thaͤtigkei— 
ten, mithin auch die fie betreibenden Stände in Verbindung und MWechs 
felmirtung ftehen und in einander übergehen. So ift es allerdings in 
der Natur der Sache begründet, daß der Stand der Nichtſtudirten feine 
Eulturzweige und feine praftifche Thätigkeit für diefelben nach der Lehre 
und unter der Leitung des Gelehrten: und des fludirten Beamtenftandes 
fördere. Aber nicht etwa blog die Heiligkeit der vollkommenen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Freiheit befeitigt hierbei jede einfeitige und drüdende Unters 
ordnung; es thut biefes auc die nothwendige organifche Verbindung 
und Wechſelwirkung der verfchiedenen Claſſen der Bürger, ihrer befon- 
deren Erfahrungen, Anſichten und Sntereffen felbft in den Kreifen der 
ptaktiſchen MWiffenfchaften und vollends bei der Bildung und Durchfuͤh— 
tung der praftifchen Gefege, diefe organifche Verbindung und MWechfel: 
wirkung in der Öffentlichen Meinung und Mittheilung, in ber Ständes 
und Landraths⸗ und Gemeinde» und a ae und endlich 
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im öffentlichen Volks - und Schwurgeriht. Dazu fteht durch Ausbrei⸗ 
tung ber Literatur und bes Lefens, durch höhere Bürger:, Gewerbe: 
und polytechniſche Schulen felbft die wiffenfchaftliche Bildung den un 
ftudirten Ständen offen und wird von vielen Mitgliedern bderfelben 
mehr oder minder erworben. So werden auch die früheren Benennungen : 
„Stände der höheren und der niedern Cultur“ täglich weniger pafjend. 
Wie fehr vollends heute Befhäftigungs: und Lebensweife, Bildung und 
Sntereffen des fogenannten Bürger = und Bauernflandes in einander 
übergehen, bedarf vollends keiner Ausführung. (S. „Staͤdte.“) 

So koͤnnen denn fehon deshalb und wegen der gleichen Staatsbür- 
gerpflicht die heutigen Stänbeabtheilungen für die Abtheilung einer ſtaats⸗ 
bürgerlichen repräfentativen Reichs- und Landesverfammlung nicht zur 
Grundlage dienen. (S. „Landſtaͤnde“ und „Repräfentatives Sy— 
ſt em“ und auch „Staat” S. 77.) Nur das wird die Aufgabe fein, Eeinen 
dieſer verfchiedenen Hauptzweige der Gultur und der fie vertretenden 
Stände, ihrer befonderen Einfichten, Erfahrungen und ntereffen von 
einer verhältnifmäßig gleichen Theilnahme an der Vertretung der Ges 
fammtheit der ganzen Gultur und Staatsaufgabe, wie der Gefammt- 
heit allee Stände, aller Bürger und aller rechtmäßigen wohlthätigen In⸗ 
tereffen derfelben auszufchließen. Diefe verhältnigmäßige Gleichheit fehlt 
da, wo, wie in Frankreich, nicht blos die Neichen über die weniger Bes 
mittelten, fondern auch der Stand der Landbefiger vor den übrigen Stäns 
den unverhältnifmäßig bevorzugt ift, oder mo vollends, wie in Preußen, 
ganze Stände, wie der Gelehrten und der Beamtenftand, von der Ver- 
tretung des Volkes und Staates gänzlich ausgefchloffen find. Bei ber 
an ſich heilfamen Abtheilung der Reichsftinde in zwei Kammern aber ift 
gerade für den befondern Zweck der erften Kammer deren Zuſam⸗ 
menfeßung fo zu bilden, wie e8 diefem Zweck und fomit dem allgemeis 
nen Wohl am meiften entfpricht. (S. oben Bd. I. ©. 345 und „Zwei: 
fammernfpftem.‘) Denn nur fo weit geht das Recht ber ſtaats— 
bürgerlichen Gleichheit in Beziehung auf die Theilmahme an der. Regie— 
rung des Staates, daß Fein fähiger und mwürdiger Bürger zum Nach: 
theil des gleichen Gefammtmwohls aller Bürger oder des Staatszweckes 
und Beftandes, daß Eeiner zur blofen Begünftigung oder Wortheilsbes 
techtigung von der gleihen Theilnahme ausgefchloffen oder beſchraͤnkt 
werden kann. Wohl aber fordert eben das gleiche Wohl Aller hier, da 
Keiner zu feinem Vortheil, fondern nur für das Geſammtwohl regies 
ren foll, daß die für das letztere als wirklich heilfam erfannten Vorzüge 
und Befchränkungen eintreten, worauf ja auch die Monarchie und die Bevors 
zugung der erbberechtigten fürfllihen Familienglieder beruht. Eben fo ift 
nun auch eine theilweife Bildung der erften Kammer durch abeliche Gutsbe⸗ 
figer in fo weit rechtlich möglich, wie diefelbe wirklich als heilfam für da® 
Geſammtwohl Aller anerkannt wird. (S.oben Bd. I. S.345.) Willman nun 
wegen diefes Einen befondern politifchen Rechts, ober will man wegen bes 
blos privatrehtlichen eterbten größeren Gutsbefiges des Adels und 
der daran fich Enüpfenden natürlichen Vortheile in den gefellfchaft- 
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lichen Berhältniffen, und etwa auch megen feiner thatfächlichen Begün- 
fligung bei Hofe, den Adel heut zu Zage noch als befondern Stand 
betrachten, fo mag man es thun. Nur muß man nicht vergeffen, daf 
jene erblichen Pairierechte Feineswegs alle Geburtsadeliche berühren, und daß 
jene natürlihen Vorzüge blos von der völlig freien Meinung abhän- 
gen, und die Unterſchiede ſchwankend find und mehr und mehr verfchwins 
den. Nur dann würde der Adel feinen Stand aud, in der öffentlichen 
Meinung bedeutend und ruhmvoll hinftellen und befeftigen, wenn er, 
der früher wenigftens für ch felbft die altnationalen Freiheits— 
rechte behauptete und nur allein dadurch zum Abel wurde, diefen 
Urfprung treu und veredelt behauptete und feine günftigen Verhältniffe 
jur vorzugsmeifen Förderung einer Hauptaufgabe unfers heutigen gefell 
ſchaftlichen Lebens benugen mollte, naͤmlich zur Vertheidigung und Foͤr— 
derung der nationalen Freiheitsrechte des Volks. Seine vorzugsmeife 
eiftung der Kriegsdienfte und feine feubalen Schug: und Gerichtsrechte 
für feine Hinterfaffen und die Heilfamkeit derfelben, feine fauftrechtliche 
Gewalt und feine durch diefelbe erworbenen Eaftenmäßigen Privilegien 
find ungeitgemäß, ungerecht und verderblidy geworden oder verfchtwunden. 
Das „Bürfhen duch den Wald”, deffen Schiller als das Kenn- 
jeihen des Junkers gedenkt, kann mürdigen Gliedern des Adele 
niht genügen und ift ja auch fein Monopol mehr. Noch weniger 
aber werden jene würdigeren Mitglieder unzeitgemäße, durch Feine dem 
Geſammtwohl ihrer Mitbürger entfprechende Gegenleiftung gerechtfertigte, 
“mithin ungerechte und verderbliche Privilegien zur Bildung eines befon= 
deren Standes behaupten oder neu ufurpiren wollen. Für fie, für Mo— 
nopole und Höflinasherrfhaft ift die Zeit vorüber. Ohne befondere 
Hörderung eines Haupttheiles der gemeinfchaftlichen Aufgabe aber befte: 
ben vollends heut zu Zage Feine befonderen Standesrechte. In ber bes 
zeihneten heilſamen Beftrebung dagegen wäre ein großes Feld bes herr⸗ 
lichſten Verdienftes um die Rettung unferer Nationalehre, ja unferer 
Eriftenz unter den freien und mächtigen Nationen der Erde. Und aud) 
dem Throne Eönnte der Adel auf keine Weife gleich treu and ſchuͤtzend 
fi) erweiſen. 

Wichtiger faft als alle bisherigen Ständeabtheilungen find heut zu 
Tage, zumal da, mo die politifchen Wahlgefege für Reichs- und Pro: 
vinzialftände,” für die Gemeinderäthe und die Schwurgerichte daran Rechte 
und Befchränfungen Enüpfen, die Unterfchiede in vermögliche und 
unvermögliche Bürger und vollends die in felbftftändige Fami— 
lienväter und in perfönlih abhängige Leute. Doch find diefe 
Unterfchiede ſchwankend, wechfeind und partichlär. 

Nah allem Bisherigen bedarf e8 Feiner Ausführung mehr, wie un: 
palfend und unſeren Gulturverhältniffen widerfprechend manche gewoͤhn⸗ 
liche Ständeabtheilungen find. So ift e8 denn auch die halb poetifche, 
halb dem Meittelalter entlehnte in Wehr:, Lehr: und Nährftanb. 
Ber ift heute noch unfer Wehrftand ? Doch wahrlich der Adel nicht, ber 
weder, wie ehemals, vorzugsmeife fein Blut, noch fein (dazu erworbe⸗ 
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nes) Gut dem Vaterlandskriege opfert? Billig foll das ganze Volk feir 
nen eigenen Wehrftand bilden und in einem Kerne von höher und wiſ⸗ 
fenfchaftlich gebildetem Militärbeamtenftand nur eine Elite 
befigen, wobei aber der Abel um fo meniger vorzugsmeife in Betracht 
fommt, als ja felbft zur Zeit der vorzugsmeifen Begünftigung des Adels 
bei der Befegung ber Officierflellen doch die Stellen in der Artillerie und 
im Geniewefen, zu welchen vorzugsweiſe höhere Bildung nothwendig ift, 
alfermeift mit Bürgerlichen befegt waren. Und wer ift der Lehrftand? 
Doch nicht mehr allein bie Geiftlichkeit? Will man indef darunter den 
Stand der Stubdirten in unferem Sinne verftehen, und unter dem " 
NMährftande den Stand der Nichtftudirten, fo gilt davon alles oben Ge⸗ 
fagte, namentlich aber auch bie völlige Unzuläffigkeit kaſtenmaͤßiger Scheis 
dung ober eine Begründung ber Abtheilung der Land» und Reichefland- 
fchaft nach diefer unpaffend bezeichneten Standesabtheilung. 
C. Th. Welder. 

Staͤnde, ſ. Landſtaͤnde, Reichsſtaͤnde, repraͤſenta— 
tives Syſtem. 

Standesherren. — $.1. Entſtehung der Standesherr— 
lichkeit durch den rheiniſchen Bund 1806. — In dem Arttikel 
„Reichsgeſetze, deutſche, namentlich Reichsdeputations— 
Hauptſchluß von 1803“ (Bd. XIII. ©. 643) wurde ausgeführt, 
wie durch diefes zur Befeftigung erfchütterter Staatsverhättniffe beflimmte 
Sefes Macht und Einfluß des ehrmürdigen bdeutfchen Reiche zu einem 
Scyattenbilde herabgefunfen, und daß fchon zwei Jahre darauf ber zu 
Prefburg (am 26. Decbr. 1805) zmwifchen Defterreih und Frankreich 
gefchloffene Friede von Neuem bie Ohnmacht des Kaiferhaufes offenbarte, 
indem er mehreren Reichsftänden Vorrechte ertheilte, mit dem Buchſtaben 
und dem Geiſte der Reichsverfaffung gleich unvereinbar. Seitdem mehr⸗ 
ten ſich raſch die Vorzeichen größerer Veränderung !), und bereits am 
12. Juli 1806 fchloffen vier Kurfürften, — unter ihnen der erfte Stand 
‚bes Reichs und zwei Könige — eilf Fürften und ein Graf?) zu Paris 
mit dem Kaifer der Franzoſen einen Vertrag, buch melden fie aus 
dem beutfchen Meichsverbande traten und unter dem Protectorate des 


1) Zum Beifpiel a) Abtretung Hannovers von Frankreih an Preußen am 
15. Februar 18065 b) Webertragung der an demfelben Tage von Preußen 
und Baiern an Frankreich cedirten Herzogthuͤmer Gleve und Berg an den 
Prinzen Joachim mit voller Souveränetät am 30. März 18065 c) Anzeige des 
Kurfürften Bang rg er von der Poftulation des Cardinals Feſch zu feinem 
Nachfolger am 28. Mai 18065 d) Unterwerfung der Reichsgrafen Fugger unter 
baierifhe Souveränetät am 10. Juni 1806; e) Einführung der ſchwediſchen 
Staatsverfaffung in Schwebifch Pommern und Aufhebung der Landftände das 
felbft am 26. Juni 1806. 

2) Kurerzcanzler, Baiern, Würtemberg, Baden, Berg und Eleve, Heſſen⸗ 
Darmftadt, Raffau:Ufingen, Raffau: Weilburg , Hohenzollern = Hechingen, Hohen⸗ 
ollern Sigmaringen, Salm: Salm, Salm: Kyeburg, Ifenburg  Birftein, Aren⸗ 

g, Liechtenftein, Leyen. 
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franzöfifchen Kaiſers einen neuen Staatenverein bildeten, ben rheinis 
[hen Bund (la confederation du Rhin).. Am 1. Auguft deſſelben 
Jahres benachrichtigten die verbuͤndeten Fürften und der Protector die 
deutfche Reichsverſammlung hiervon officiell, und Letzterer erklärte zu— 
gleich, daß er die Eriftenz der deutſchen Reichsverfaffung nicht mehr an: 
erfenne. Diefe Auflöfung wurde auch in der Form vollendet, ald am 
6. Auguft 1806 der römifhe Kaifer Franz II, die von wegen des beut- 
ſchen Reihe bis dahin geführte Kaiferfrone und Eaiferliche Regierung 
niederlegte und alle Reichsangehörigen ihrer bisherigen Pflichten entband. 
Der folchergeftalt auf den Zrümmern bes beutfchen Reichs entftandene 
theinifche Bund vergrößerte fich bis zum October 1808 durch allmälige 
Aufnahme von 23 anderen, deutfchen Staaten?) und umfaßte außer 
Deiterreich, Preußen und Dänemark alle damals in Deutfchland regies 
tenden Fürftenhäufer. 

Der Staatsvertrag, welcher biefen rheinifchen Bund am 12. Juli 
1806 in's Leben rief, die fogenannte rheinifhe Bundesacte, unter 
warf eine große Menge deutfcher Fürften und Srafen*), melde bis 
dahin erbliche Reichsſtaͤnde geweſen, mit ihren Befigungen der Sou- 
veränetät eines der damaligen (urfprünglichen) rheinifchen Bundes: 
fürften oder, diefe Befisungen theilend, mehreren derfelben; und fo er: 
folgte fhon damals, was Gaspari 1803 prophetiſch vorausgefagt 
hatte (Staatslerit. Bd. XIII. ©. 647), die Erfüllung fo bald ſchwerlich 
felbft erwartend. Die rheinifche Bundesacte hatte für das neue Rechts⸗ 
verhäftnig diefer erlauchten Familien Feine neue Benennung gebildet; in 
Schleſien und ber Laufig eriftirten jedoch ſchon lange fürftliche und graͤf⸗— 
lie Gutsherren in ähnlichen Verhältniffen (nicht in gleichen) unter dem 
Namen Standesherren, und diefe nicht unpaffende Bezeichnung den 
erwähnten ehemals reichsftändifchen Fuͤrſten und Grafen beizulegen, ift 
nah und nad?) faft allgemein gebräuchlich geworden. Die Anzahl 
der ftandesherrlihen Familien vermehrte fi fpäter noch dadurch, daß 
daffelbe Rechteverhältniß theils im einzelnen Staaten zu Gunften fol 
Ger Familien des hohen Adels anerkannt wurde, melche früher bereits 
im ähnlicher finatsrechtlicher Lage ſich befunden hatten (Stollberg, 
Shlis, Fugger u. f. w.), theils dur den Wiener Congreß für 





3) Königreich Sachſen, Weftphalen, Würzburg, Sachfen-Weimar, Gotha, 
Meiningen, Coburg, Hildburghaufen, Anhalt: Deffau, Bernburg, Göthen, 
Schwarzburg⸗ Sondershaufen, Rubolftadt, Waldeck, Reuß- Greiz, Schleiz, Lo: 
benftein, Ebersdorf, Lippe (+ Detmold), Schaumburg »Lippe, Mecklenburg⸗Stre⸗ 
ig, Schwerin, Holftein- Oldenburg. Cinfeitig und willtürlih wurden im De— 
tember 1810 Oldenburg, Arenberg und beide Salm davon getrennt und mit 
Srankreich vereinigt. j 

4) Auch ein Freiherr befand fich darunter (bis 1825), von Bömmels 
berg, wegen der vormals reicheftändifchen Herrfchaft Gehmen. 

5) Zuerft bediente fih Brauer (Beiträge zu einem Staatsrecht ber 
!heinifchen Bundesftaaten, Karlsruhe 1807) dieſes Ausdruds. Im Framſiſchen 
hatte man dafür nur das Wort mediatifirt, welches nicht begeichnend ift, 
Weil es eigentlich eine andere Bedeutung hat. 
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ehemals fouveräne deutfche fürftlihe Häufer, in Folge der Eroberung 
ihrer Befigungen, verfügt wurde (Iſenburg, Leyen, auch Arenberg) 
In den Staaten bes deutfchen Bundes, befinden fid) demnach gegenwaͤr⸗ 
tig ungefähr 25 fürftlihe und etwa eben fo viele gräfliche ſtandesherr⸗ 
lihe Familien, zum großen Theil in mehreren Linien. 

$. 2. Staatsrehtlihe Begründung der durch den 
ctheinifhen Bund entflandenen Standeshertlihkeit. — 
„Die Standesherren wurden ohne eigene Schuld das zufällige Opfer gros 
fer, durch fie nicht herbeigeführter, Staatsummwälzungen. Nur eine Ieife 
Berührung, nur eine verfchiedene Flechtung im Spinnengewebe der Po: 
heit, fo fiel der Souverän, ber jest über die Verhältniffe ftandesherr: 
licher Familien gebieten kann, felbft in die Kategorie eines Standes- 
heren. Die Standesherren find offenbar der vom Schickſal gebeugte 
Theil). Die lebendigfte Theilnahme muß einem folchen Gefhide um 
fo mehr fi zumenden, da viele Mitglieder diefer erlauchten $amilien 
fi) mannigfaltige Verdienfte um Deutſchland erworben hatten. Um fo 
natürlicher erfcheint e8, daß die Frage, ob die im Jahre 1806 entftan- 
dene Standesherrlichkeit faatsrechtli begründer worden, wann fie in 
einen volllemmen rechtlichen Zuſtand eingetreten, lebhaft und in ver: 
fhiedenem Sinne erörtert wurde; und noch jegt ift fie keineswegs ohne 
praktiſches Intereſſe. 

Man hat naͤmlich in einem dem Intereſſe der Standesherren 
guͤnſtigen Sinne 
1) behauptet: gerade ſo, wie der rheiniſche Bund im Allgemeinen 

unrechtlich entſtanden, mithin ein geſetzwidriger Zuſtand geweſen, eben 
fo ſei die durch ihn entſtandene, mit ihm weſentlich verbundene Stan⸗ 
besherrlichkeit nicht rechtlich entflanden, alfo während bes rheinifchen 
Bundes niemals rechtlicy begründet gemefen. 

Hierbei ift jedoch zweierlei nicht genügend beachtet worden. 

a) Allerdings war bie Entftehung bes rheinifhen Bundes eine 
urfprünglich einfeitige Abänderung ber beftehenden Ordnung ber Dinge, 
mit einem Mort eine Staatsummälzung, welche eben darum, weil fie 
die bisherige Verfaffung einfeitig abändert, durch die damals beftandenen 
Gefege niemals ſich rechtfertigen läßt. 

Allein man würde ſich eines auffallenden Trugfchluffes fchulbig 
machen, wenn man nun biefe Nechtswidrigkeit der Entftehung bes 
theinifhen Bundes weiterhin auf diefen Bund, audy nach feiner Ent: 
ftehung übertragen wollte. Denn es entfagte bekanntlich alsbald das 
ehrwürdige Reichsoberhaupt auf die wegen Deutfchlands bis dahin geführte 
Kaiferkrone und kaiſerliche Regierung, wegen der durch die politifchen 
Verhältniffe herbeigeführten Unmöglichkeit, die Pflichten des Faiferlichen 
Amtes länger zu erfüllen; baffelbe entband zugleich alle Reichsunterthas 
nen ihrer Pflichten; der Reichstag ſchwieg, und überall wurden von ben 
Unterthanen entweder ihre alten Landesherren als unabhängige Fürften, 


6) &o ſprach mit Recht der geiftreiche verftorbene von Almendingen. 
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oder ihre neuen durch bie cheinifche Bundesacte ihnen gegebenen Regen⸗ 
ten anerkannt. Und fo vertilgte die Einwilligung aller Mitglieder des 
bieherigen Gefammtflaats das Regelloſe, welches den Urfprung diefer 
Revolution, wie jeder andern, begleitet hatte; durch Uebereinftim= 
mung aller Intereffenten war bie neue Ordnung der Dinge zu 
Recht erwachſen. 

Mer dies leugnen wollte, dem wuͤrde es eben fo leicht fallen, einen 
rechtswidrigen Zuftand faft in allen jegigen Staaten Europas nadyus 
weifen; denn ſchwerlich wird ein Reich gefunden, das in feiner Ge 
fhichte nicht Ein Beifpiel einer [Revolution aufzumeifen hätte! „Aber 
„wenn nun einmal die Vorfehung nady ihren verborgenen Rathfchlüffen 
„gelhehen läßt, daß eine Revolution ihren Zweck erreicht, und daß ih» 
„ien Führern gegeben wird, Zeit und Gefeg zu ändern, fofort damit 
„eine neue, beffere oder fchlechtere Ordnung der Dinge an den Plag ber 
„vorigen zu fegen, und mit dem fchirmenden Flügel einer unabhängigen 
„Algewalt diefen neuen Stand zur Feftigkeit zu fördern; wenn biefe 
Aenderung alfo zu Recht erwähft, weil es Naturnothmendigkeit tie 
„Dffenbarungstehre ift, daß der Menſch derjenigen Obrigkeit unterthan 
„fei, die Gewalt über ihn hat; dann fragt fich nicht mehr, wie gerecht 
„der Codex einer folhen Gewalt in feinem Entfteben, fondern wie 
„folgenreih er in feinem Inhalte fei? und mas alfo diefe 
„neue Gewalt in ihrer neuen Verfaffung für Recht anerkenne 7)?’ 

b) Eben fo läßt ſich micht leugnen, daß auch die Unterwerfung ber 
Standesherren unter die Regierungsgewalt ihrer bisherigen Reichsmitftände 
keineswegs im ihrem Urfprung zu rechtfertigen ift ®), gleich jeder andern 
Staatsummälzung nad den zur Zeit ihrer Entftehung beftandenen Ges 
fegen. „Die Reihsconftitution fiel aus ihren Fugen. Das lede Schiff 
„verfane im politifhen Sturme. Das Loofungswort war: Sauve qui 
„peut! Wenn in einer folchen Lage das Verhängniß zwei Unglücdsgefährs 
„ten auf einem Brete, welches nur Einen faffen kann, vereinigt, fo ift 
„weder von Rechten, noch von Verbindlichkeiten die Rede. An Naturs 
— ſcheitert die Conſtitutiin. Die Noth verdraͤngt das 
MRech t?).‘ 

Allein auf die rheiniſche Bundesacte folgte die wirkliche Unterwer⸗ 
fung aller Standesherren, hierdurch ihre Einwilligung in den neuen, 
ohne ihr Zuchun über fie verhängten ftaatsrechtlichen Zuftand; und nunmehr 
war das im feiner Entftehung Unrechtliche durch aller Intereffenten Eins 
billigung zu Recht erwachſen. So wird eine jede Revolution, in 





T) Worte Brauer’s in dem in der Note 5 angeführten Buche ©. 184. 

8) Wer dagegen das fogenannte Staatsnothrecht, jus eminens der Staats⸗ 
gewalt, anführt, vermöge deſſen wohlerworbene Rechte, fobald fie mit Erhaltung 
und Wohlfahrt des Staats collidiren, Einzelnen entzogen werben können, der 
vergißt, daß bdiefes ein Recht der Staatsgewalt Über die Staatsangehörigen ift, 
nit aber gegen einen andern Staat begründet werben kann. 

9) von Almendingen in Winkopp’s rheinifchem Bund Bd. XVIU, 
©. 180, Eben fo fpriht Brauer a. a. D. ©. 186. 
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ihrem Urfprunge ftets einfeitige Anmaßungen enthaltend, durch Anerken⸗ 
nung bed neuen Zuftandes dee Dinge von Seiten aller rechtlich dabei 
Intereffieten, für Alte vechtlic begründet. „Fuͤr einen Augenblid war 
„der rohe Naturzuftand wieder eingetreten, aber im nächiten Augenblid 
„war er auch wieder verfchrwunden. Der ſchwaͤchere Theil wurde in feis 
„ner ftaatsrechtlichen Eigenfchaft über Bord geworfen. — Die Standes: 
„herren waren eben fo wenig verbunden, fid) der Bundesacte zu unter: 
„twerfen, als derjenige, den im gleicher Noth fein ftärkerer Ungluͤcksge⸗ 
„sährbe vom ſchwankenden Bret herunterftößt, ſchuldig iſt, fich dem ver⸗ 
„michtenden Stoß gefallen zu laffen. — Die Standesherren erfannten in 
„der Urfache, welche die Auflöfung der Reichsverfaſſung herbeigeführt 
„hatten, ein waltendes Fatum. Sie unterwarfen fih ihm ohne 
„Borbehalt, ohne Proteftation. Nun war der Nothftand vor 
„uber, durch die Unterwerfung war — das neue Verhältniß der Stan: 
„desherren rechtlich conftituirt 10).“ — 

Daß dieſe Einwilligung nur eine erzwungene geweſen, nut 
abgenäthigt durch die politifchen Werhältniffe, wird man ernſtlich nicht 
entgegnen. Denn wo mar jemals eine durchgeführte Mevolution, ohne 
daß fich die Minorität der Betheiligten vermöge der eingetretenen Zeit: 
umftände in der Lage gefehen, ihre Einwilligung in die neue Ordnung 
der Dinge länger nicht, wenn auch noch fo ungern, verweigern zu Fön: 
nen? (Selbft die ganze ehemalige deutfche Landeshoheit wurde nicht ans 
ders, als durch fortgefegte Eingriffe in die Baiferliche Regierungsgemalt 
errungen, und erft in dem meftphälifchen Srieden durch fämmtlicye In: 
tereffenten anerkannt.) 

Die Einwilligung der Standesherren im Jahre 1806 war aber 
nicht blos eine ftillfehreigende, fie war auch eine ausdruͤckliche. Die 
ftandesherrlihen Befigungen wurden nämlich nit unmittelbar nach dem 
Abſchluß der rheinifhen Bundesacte von den neuen Souveränen in Bes 
fig genommen, fondern erft einige Monate nachher. Dies gefhah in 
der MWeife, daß ein franzöfifcher Commiffär fie dem Beauftragten des 
betreffenden Souveräns übergab, und zwar in Gegenwart eines ſtandes⸗ 
herrlichen Abgeordneten, welcher mit Bollmacht des bisher regierenden 
Fürften oder Grafen verfehen war, in feinem Namen dieſer Uebergabe 
beisumohnen. Solche Bevollmächtigung enthielt gewiß eine ausdruͤck⸗ 
liche Einwilligung; zugleich eine folhe, die man in feiner Weife als 
eine erzwungene qualificiren kann, fondern eine freiwillige nennen 
muf. Denn mas hätte genöthigt, an biefer Uebergabe in folder 
Meife Theil zu nehmen? 


10) v. — a. a. O. S. 131. Aehnlich ſagt Gruner in 
Luden’s Nemeſis Bd. IT. Heft 2. S. 197: „Die Standesherren mögen billig 
„bedenken, daß — fie auch felbft dadurch ihre Einwilligung zu der Veränderung 
„wenigftens ftillfchweigend gegeben haben, weil fie fich nicht gegen die Mittel: 
„barmachung laut erklärt und ſich nicht an ihren Kaiſer angeſchloſſen haben, 
„um entweder die alte Verfaffung zu behalten, ober eine neue berzuftellen.” 
Eben fo Zenaifche Allgemeine Literaturzeitung 1815, Nr. 142. 
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9.3. BZortfegung — 2) Die zweite im biefer Beziehung 
für die Intereffen der Standesherren vorgetragene Behauptung ging da= 
bin, daß die rechtliche Begründung der Standesherrlichkeit, wenn auch 
eine ſolche in unmittelbarer Folge des rheiniſchen Bundes nachzuweiſen 
fein ſollte, doch jedenfalls durch die Aufloͤſung deſſelben von felbft wie— 
der vernichtet worden ſei. Man ſuchte dies durch folgende Argumen—⸗ 
tation zu rechtfertigen. "Die Regierungsgewalt deutſcher Fürften über 
Standesherren habe offenbar ihren einzigen Grund in dem rheinifchen Bund 
und in der rheinifchen Bundesacte gehabt. Natürlich fei alfo mit der Aufloͤ— 
fung diefes Bundes alle und jede durch ihn herbeigeführte Regierungsgemalt 
ebenfalls aufgelöft und aufgehoben geweſen. Diefer Anficht fteht aber fo» 
wohl die Natur der Sache entgegen, als auch ein anerkannter voͤlker⸗ 
tehhtlicher Grundfag. 

a) Die Natur der Sache. Denn ber rheinifche Bund war 
eine voͤlkerrechtliche Allianz, beruhend auf einem von mehreren Fürften 
abgefhloffenen Vertrag. Ihre wefentlihen Beſtandtheile, das heißt 
Ars, was in feiner Fortdauer durch diefen Bund nothivendig bedingt 
war, mußten freilich mit dbemfelben ftehen und fallen. Dies war aber 
nur die Vereinigung zu einem Staatenbund unter Frankreichs Protectos 
tat. Alles Andere, wenn "aud durch den Bund veranlaft und entftan= 
den, gehörte zu den im diefer Beziehung zufälligen Verhaͤltniſſen, die 
auch ohne diefen Bund hätten entftehen können, die man daher eben 
fo gewiß keineswegs als durch feine Aufhebung von felbft aufgehoben bes 
haften kann. Daß namentlich die Unterwerfung der Standesherren zu 
diefen Berhältniffen gehört, ift gewiß Elar, fobald man den durch die 
theinifhe Bundesacte gefchaffenen Nechtszuftand derfelben im Allges 
meinen auffaßt. Sie find hiernach Staatsangehörige, wenn gleich 
privilegiet, und Unterhanen können gewiß von ihrem Subjectionsvers 
haltniß dadurch nicht befreit fein, daß der Staat, welchem fie angehoͤ⸗ 
ven, einer völßerrechtlihen Allianz entfagt, einen mit anderen Staaten 
gefhloffenen Bund wieder aufhebt; war derfelbe gleich die Veranlaffung 
des Subjectionsverhältniffes. 


b) Ein völferrehtlicher Grundfag. Die Staatsverträge 
find bekanntlich theils Staatsverträge im engeren Sinne (con- 
ventions), wenn fie nämlich, wie Taufch, Gebietsabtretung, Grenzbes 
ütigung u. f. w., durch eine einzige Handlung völlig erfüllt werden; 
teils Buͤndniſſe (traites), wenn fie, wie zum Beifpiel Kriegsbuͤndniſſe, 
Auslieferungsverträge, zu ſtets wiederkehrenden Reiftungen, fo oft ber 

des Vertrags die Gelegenheit bietet, verpflichten. Kestere erloͤ⸗ 
[hen von felbft, fobald die paciscirenden Staaten entweder nicht mehr 
ale ihre Unabhängigkeit befigen, oder in ein Eriegerifches Verhältniß ger 
gen einander treten. Erftere find dagegen ewig; das heißt, find fie 
emmal erfüllt, fo beftehen fie fort, unabhängig von fpäterer Veränderung 
in Verfaſſung oder Eriftenz des Staats. Cine und diefelbe Vertragsur: 


140 Standeöherren. 


kunde kann In ihren verfchiedenen Stipufationen theils Staatsverträge im 
engeren Sinne, theils Bündniffe enthalten 11). 

Die rheinifhe Bundesacte gehörte, fo fern fie Frankreichs Protec- 
torat und eine Allianz zu allen Gontinentalfriegen ftipulirt hatte, offen» 
bar zu den Bündniffen; mährend die Bellimmungen über verfhiedene 
Gebietsabtretungen (in den Artikeln 13 bis 16) und die neue Unterwer- 
fung der Standesherren (fo wie der ehemaligen Reichsritter 12), offenbar 
Staatsverträge im engeren Sinne enthielten. Cine einzige Handlung, 
Webergabe und Unterwerfung, erfüllte fie aufs Volsftändigfte; jede Be— 
gründung einer neuen Regierungsgemwalt durch eine Uebereinkunft mehres 
ver Staaten verliert ihre rechtliche Gültigkeit keineswegs duch irgend 
eine Veränderung der Verhältniffe unter den Gontrahenten. Die Ges 
ſchichte der europäifchen Staaten Eennt fein einziges Beifpiel, daß man 
ein durch Staatsvertrag begründetes Subjectionsverhältnig darum als 
aufgelöft anerkannt habe, weil fpäterhin die paciscirenden Staaten ihre 
BVerhältniffe weſentlich änderten und in einen Kriegszuſtand traten. 

Mithin Lonnte die rechtliche Begründung der StandesherrlichFeit 
durch die Auflöfung der rheinifhen Gonföderation nicht aufgehoben wor—⸗ 
den fein. Rußland und Preußen hatten im Frieden zu Tilſit ſchon 
1807, jenes im Artikel 15, dieſes im Artikel 4: „„L’etat actuel des 
possessions de chacun des souverains qui la composent‘* ausdrüdlich 
anerkannt. Jedenfalls findet die entwicelte Anficht ihre klarſte Beftäti- 
gung in ber förmlichen Garantie, weldhe im Jahre 1814 Rußland, Des 
fterreih und Preußen den zur Allianz gegen Frankreich beitretenden Fürs 
flen ausdrüdlich für ihr Staatsgebiet gewährten! ?), deſſen Beſtand⸗ 
theil die flandesherrlichen Befigungen bildeten 1%). 

Mit Recht nahmen daher die deutfche Bundesacte (vom 8. Juni 
1815) und die wiener Congreßacte (vom 9. Juni 1815) die factifch 
beftehende Standesherrlichkeit zugleich als eine ftaatsrechtlid begründete 
an. Sie verfügten nicht, daß diefe Verhältniffe (diefe fogenannte Mit: 
telbarfeit) jegt eintreten follten, fondern fie fegten fie als geſetzlich befte= 
hend voraus. Die Congrefacte fpricht nicht von zu mebiatifirenden Ges 
bieten, fondern (3. B. in den Artikeln 32 und 43) von den territoires 


11) de Vattel, Le droit des gens liv. II. chap. 12. $. 153. de Mar- 
tens, Precis du droit des gens $. 58. Klüber, Droit des gens modernes de 
l’Europe $. 148 et 165. 

12) Gleich wie die Aufhebung aller Staatsberechtigungen in frembem Ge— 
biete (Art. 34.) Ä 

13) 3. B. im Vertrag mit Baiern: La possession libre et paisible ainsi, 
que tous les droit de souverainete sur tous les &tats, villes, domaines et for- 
tresses dans la possession desquels S. M. s’est trouvde avant le commence- 
ment des hostilites. Ober im Vertrag mit Würtemberg: La souverainete 
et la jouissance libre et paisible des états. 

14) Eine umftändlichere Begruͤndung des hier vom Anfang bes $. 2 an 
Ausgeführten findet ſich in der Schrift: Jaup, Ueber die Auflöfung bes rheini- 
fhen Bundes. Verſuch einer publiciftifhen Erörterung der Folgen dieſer Auf: 
löfung. Gießen, 1814. 


Standesherren. 141 


mediatises cder districts mediatises, Die befonderen Beſtimmungen 
der deutfchen Bundesacte (in dem Artikel 64 der Gongrefacte für eben 
fo gültig erklärt, als wären fie dafelbft wörtlich aufgenommen) fprechen 
fi) im Eingange bes Artikels 14 dabin aus: „Um den im Sahre 1806 
„und ſeitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsftänden und Reichs— 
„angehörigen, in Gemäßheit der gegenwärtigen Verhaͤltniſſe, in allen 
„Bundesftaaten einen gleichförmig bleibenden Rechtszuftand zu verfchaffen, 
„jo vereinigen die Bundesftaaten fi dahin‘ u.f.w. Sie erfennen alfo 
ausdrücklich an, daß diefe ehemaligen Reicheftände im Sahre 1806 mittelbar 
geworden; daß bie gegenwärtigen Berhältniffe zu berüdfichtigen oder 
zur Grundlage anzunehmen feien; und daß die folgenden Beftimmungen 
nur die Ungleichheiten in den verfchiebenen Staaten bes Bundes zu befei- 
tigen bezwecken. 

3u verdenfen war es den zunähft durch den Rheinbund fo hart 
und doch fo völlig fchuldlos betroffenen erlauchten Familien wahrlich 
nicht, daß fie eifrigft ſich beftrebt hatten, ein günftigeres Geſchick herbei» 
zuführen. Aber die ſtaats- und völferrechtliche Gerechtigkeit der Verfü- 
gungen des Wiener Congreſſes und der deutfhen Bundesacte läßt fich 
nicht beftreiten. Zwar erfolgten noch vielfache Verwahrungen und Pros 
teftationen ſta ndesherrlicher Häufer theils vor, größtentheils unmittelbar 
nad den Staatsverträgen vom 8. und 9. Juni 1815, mit Kraft und 
edlem Muth ausgefprochen, worin fie erklärten, daß fie, dem Gebot der 
Pit und der Ehre folgend, ihrem Rechte nichts vergäben und den 
Umfang ihrer Rechte und Befugniffe nah dem Befisftand von 1805 
für ewige Zeiten vorbehielten, meiftens auch ſich ausdrüdlich refervirten, 
ihren Rechtszuftand „bei jeder rechtlichen Weranlaffung‘ geltend zu mas 
den?5), Irgend eine rechtliche Folge konnte aber damals und kann künftig 





15) Kiüber, Ueberficht ber Verhandlungen bes Wiener Congreſſes ©. 326 ff. 
Us — moͤge hier die Bentheim-Steinfurt'ſche Proteſtation vom 11. Juni 

chen: 

„Nach der für Deutſchland verfaßten neuen Conſtitutionsacte vereinbaren 
„Mh vormalige deutſche Reichsſtaͤnde als Bundesſtaaten über Eigenthum und 
„Rehte Dritter, wie zur Zeit der franzoͤſiſchen Vereinigung der Rheinbundes— 
„Hlieder zu disponiren, und um biefen angeblichen Rechtezuftand bleibend gleiche 
„formig zu machen, fol die königlich baierifche Berordnung vom Zahr 1807, eine 
nBolge des Rheinbundes, jedoch bei Weiten härter, wie jine Parifer Ufurpation, 
‚als Bafis und Norm unterlegt werden, welches einleuchtend keinen Rechtszu— 
„fand, vielmehr eine neue Gewaltthat auf das Schrediichfte gegen ihre fonfti- 
‚gen Reichömitftände feftfen.t . 

„Wenn die Minifter am Gongreß — unter denen einige die Anträge jener 
„Stände, wofür Öffentlich der Dank dargebracht wird, für rechtlich begründet 
' — dennoch den Art. 14 der Gonftitutionsacte für die von ufurpatoris 
ſcher Souveränetät befreiten Stände des nördlichen Deutfchlands in Weftpbalen 
„anwendbar halten möchten, fo würde für diefelben, wie in mehreren Roten 
„unter Anführung der im „Plan pour la reconstruction de la Prusse** enthaltenen 
„Grundfäse gezeigt worden, eine neue Unterjochung herbeigeführt, und den 
nterzeichneten die Pflicht auferlegt, im Angefichte von ganz Europa, wie 
„Derducch für diefen Fall gefchieht, mit Bezug auf die von ihm und feinen 
Mitftänden in Weftphalen am Gongreß eingereichte Note vom 5; d. M. für 
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denfelben nicht beigelegt werden. Denn nach befannten Rechtsgrundfägen 
können zwar wirklich beftehende Rechte, die durch Stillſchweigen bei einer 
Handlung untergehen, wenigſtens in ihrer Fortdauer zweifelhaft werden 
Können, durch Proteftation aufrecht erhalten werben; denn dadurch wird 
jede Vermuthung, daß der Proteftirende in jene Handlung zu feinem Nach⸗ 
theil eingewilligt, deutlich ausgefchloffen 1%). Niemals aber kann foldhe 
Berwahrung Rechte fchaffen, oder einen bereits untergegangenen Recdytszus 
ftand wieder aufleben laffenz fie kann nur bisher noch immer beftandene 
Befugniffe aufrecht erhalten 17), | 

Es möchte daher zweifellos daſtehen, daß die jegige Standesherrlichkeit 
ſchon 1806 rechtliche Begründung erhalten bat, und daß diefe Begründung 
1815 nicht aufgehoben wurde; daß die beutfche Bundesacte, weſentlich 
nichts ändernd, nur Einzelnes modificirte, vorzüglich zum Zwecke größerer 
Gleichfoͤrmigkeit. 

6.4. Kurze Ueberſicht bes Rechtszuſtandes der Stan— 
desherren. — Die beutfche Bundesacte fpricht diefen in folgenden drei 
Beftimmungen im Allgemeinen aus. 1) Sie bleiben ein Beftandtheil 
bes deutfchen hohen Adels (weshalb Befchlüffe der Bundesverfammlung 
von 1825 und 1829 den fürftlihen Standesherren das Prädicat Durdy: 
laucht und den geäflichen Erlaucht beilegten) und behalten die Ebenbürtigkeit 
(f „Unftandesmäßige Ehe‘). 2) Sie „find die erften Standesherren” 
‚ ihres Staats 18), alfo geborene Landftände, und mit ihren Familien am 





„dieſelben, für frin Haus, Nachlommen und Unterthanen gegen jede ufurpirte 
„‚Sewalt und ihre Folgen feierlichft zu proteftiren und alle Rechte zu verwah⸗ 


N J 

16) G. £. Böhmer, Auserleſene Rechtsfaͤlle Band III. Nr. 225. 

17) Waldeck, Gontroverfen-Entfcheidungen bes Oberappellationsgerichts zu 
Wolfenbüttel Theil I. (Braunfchweig, 1827) ©. 158: „Wäre nun aber ber 
„fruͤhere, oder der ordentliche Befisftand fihon zur Zeit der mit einer Protefta: 
„tion vorgenommenen ober gebuldeten Befisbandlung ftreitig gewefen, worin 
‚‚beftände alddann die Wirkung der Proteftation ? Gemäß dem obigen Grundfas 
„oe, nur in der Gonfervation ber Streitigkeit: indem der höchſte 
„Zweck jeber Proteftation darin befteht, einen — ———— zu conſerviren.“ 
S. 167: „Zum Schluſſe iſt noch die Frage zu beantworten: zu welcher 
„Zeit die Proteſtation vom Erben vorgenommen werden müffe? Die Beant: 
„wortung ergibt fi aus dem Grundfage der vorigen Meditation: daß der 
„ganze Zweck und bie höchfte Wirkung jeder Proteftation nur in der Con: 
„Servation des zur Zeit der Proteftation vorhandenen Rechtözuftandes 
„beftehen köͤnne. Wenn eine Handlung fo befchaffen ift, daß fie für eine wirt: 
„liche Erbfchaftsantretung gehalten werden muß; fo tritt die gefeglihe Wirkung 
„dieſer Handlung im Momente ihres Vollbringens ein; und biefe wirklich ſchon 
„eingetretene gefegliche Soige kann alfo durch eine nachfolgende Proteftation 
„wicht wieder aufgehoben, eine unbedingte Handlung nicht zu einer be- 
„bingten umgefchaffen, das fchon verlorene Wahlrecht des Erben nicht 
„mehr confervirt werben.” i 

18) In der frangdfifchen Ueberfegung „La premiere classe des &tats,‘ weil 
man damals annahm, alle deutfchen Staaten würden in Kurzem landftänbdifche 
Verfaffungen mit den Rechten der Steuerverwilligung, ber Zuflimmung zu alls 
gemeinen Gejegen u. f. w. befisen. 
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Meiften privilegirt; Insbefondere in Anfehung ber Befteuerung 7°). 3) Sie, 
ihre Familien und,Befigungen behalten alle Rechte und Vorzüge, welche 
aus ihrem Eigenthum und deffen ungeftörtem Genuß herrühten, und 
nicht zu der Staatsgewalt und den höheren Regierungsrechten gehören 2°). 
Unter diefen Rechten follen namentlich begriffen fein: a) Befugnif des 
Aufenthalts in jedem deutfchen Staate?!), und in jedem mit dem Bund 
im $rieden lebenden Staate 22). b) Recht der Autonomie. c) Privile: 
gittet Gerichtöftand und Gonferiptiongfreiheit. d) Civil: und Criminal: 
gerihtsbarfeit erſter und etwa aud zweiter Inſtanz, Forftgerichtsbarkeit, 
Drtöpoligei, Auffiht auf Kirchen, Schulen und Stiftungen ??), mit bleis 
bender Unterwerfung unter die Randesgefege ?*). Dabei wurde der Bun= 
desverfammlung zur künftigen Erwägung überlaffen, ob den Standes: 
berren „auch einige Guriatftimmen in pleno zugeftanden werden follen‘ 
(Art, 6); und für alles Weitere wurde auf die Eöniglich baierifche Wer: 
ordnung von 1807 ‚als Bafis und Norm“ hingemiefen. Das in der 
theinifhen Bundesacte (Art. 28) ausgefprochene Recht, in Griminalfa= 
hen von Standesgenoffen gerichtet zu werden und keiner Vermögens: 
confiscation zu unterliegen, ift in der beutfchen Bundesacte nicht ausge: 
drüdt worden, ohne daß man es darum für nicht mehr eriftirend halz 
ten fann. | 

&.5. Staatsrehtlihe Befhaffenheit der ftandesherr: 
lichen Rech te. — Die Staaten, welche ftandesherrlicye Befigungen 
enthalten, Haben gewöhnlicdy durch fogenannte Declarationen, ver: 
tragsmäßig oder ohne Uebereinkunft mit den betreffenden Standesherren, 
die Mechte derfelben genauer aufgeführt und in ihren einzelnen WBezies 
bungen umfafjend beſtimmt. Gar bald entitand die Frage, mie diefe 
Rechte ftaatsrechtlich zu qualificiren fein; d. h., ob die Standesherren 
auf ewige Zeiten fie unabänderlih auszuüben befugt fein, oder ob und 


19) Leurs domaincs et biens seront assimil&s quant a l’impöt aux domai- 
nes et biens des princes - - ou = de la classe ka plus privilegice, Rheinifche 
Bundesacte Art. 27. 

20) Conserveront — comme propriété patrimoniale et privee tous les 
domaines sans exception, — ainsi que tous les droits seigneuriaux et f6odaux 
non essentiellement inherces ä la souverainete , — et le revenus provenans des 
dits domaines et droits. Eben dafelbft. 

R Aehnlich dem in dem Art. 18 unter b. jedem Deutfchen eingeräumten 


„.2)Isera libre aux princes ou comtes de fixer leur residence partout ot 
ils le vondront „ pourvu que ce soit dans un des etats membres ou allies de la 
confed£ration du Rhin, ou dans les possessions qu’ils conserveront en souve- 
— hors du territoire de la dite confédération. Rheiniſche Bundesacte 

tt, 27. 

250) Les droits de basse et de moyenne jurisdiction en matiere civile et 
eriminelle, de jurisdiction et de police forestiere, de chasse, de peche, de 
mines, d’udines, de dimes et prestations feodales, de patronage et autres 
semblables. Eben dafelbft. 

24) Comme proprict& patrimoniale et privee, Eben daſelbſt. 
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unter welchen Bedingungen ein jedes folcher Rechte mobificirt oder aufs 
gehoben werden könne, Die Anfichten hierüber waren und find vers 
fehieden. 


1) Die härtefte Anficht ſprach zuerft Zachariä aus, Die Standes⸗ 
herren feien nicht Mitpaciscenten bes cheinifhen Bundes; aud nicht 
folche, für welche Andere ſich Vortheile hätten verfprechen laſſen; alfo 
hätten fie Feine dauernden Rechte daraus abzuleiten. Dazu komme, daß 
die paciscirenden Fuͤrſten die volle Souveränetät befäßen, die durch Ho⸗— 
heitsrechte Anderer nicht. zu befchränfen feiz ein Recht ohne Zwang fei 
nicht denkbar. Mithin feien die flandesherrlihen Rechte nur Priviles 
gien, belaffen aus Humanität, um ein hartes Geſchick zu mildern; alfo 
Fönnten fie widerrufen werden, und zwar, wenn Bein Preis für ihre Ers 
theitung beftimmt gemefen, ohne Entfhädigung. — Diefe Anſicht ift of: 
fenbar ganz ungegründet. Die Standesherren befigen Rechte, welche 
ihnen 1806 vertragsmäßig belaffef wurden; unter bdiefer Vorausfegung 
und Bedingung haben ihre Bevollmächtigten die Protocolle der Uebergabe 
ihrer Gebiete mitunterfchrieben; und fhlimm wäre e8 auch, wenn Rechte 
nicht Statt finden fönnten, auch ohne die phpfifche Gewalt zu befigen, ihre 
Anerkennung zu erzwingen. Außerdem ift e8 ein ganz irriger Gefichts- 
punct, diefe Nechte als ertheilte Privilegien zu betradhten. Man hat 
ihnen Eigentbum, Rechte gelaffen, man hat ihnen feierlichft bier- 
ducch zugefichert, daß man nicht noch ein Mehrere ihnen entziehen 
wolle; und das, was ihnen belaffen, find gewiß fo wohlermworbene Rechte, 
als irgendwo eriftiren können. Die Aufftellung einer Theorie, welche mit 
Gerechtſamen ‚und Eigentum fpielt, könnte nur betrübende Folgen 
haben. 


2) Auf diefe, bie erfte Anficht miderlegenden Gründe ftügte fich 
eine zweite, wonach die ganze ftandesherrliche Rechtsſphaͤre vollftändig 
unabänderlic fei, von einer Gefeßgebung bes einzelnen Staats zu be= 
rühren. Die rheinifche Bundesacte habe zugleich die Sonveränetät und 
die Standesherrlichkeit gegründet ; eben fo heilig und unverleglich als das 
eine, müffe das andere auch fein. Vor ber Landeshoheit habe die 
Grundherrlichkeit, d. h. die Gutsherrlichkeit, mit mancherlei allmälig er⸗ 
mworbenen Hoheitsrechten beftanden, als Privat= und Familieneigenthum 
beftanden; daraus habe nad und nad) die Landeshoheit ſich entwidelt. 
Letztere ſei nothwendig verfhwunden zugleih mit der Meichehoheit; die 
früher fchon als Privateigenthum beftandene Grundherrlichkeit ſei geblie— 
ben, und wiederum als unantaftbares Privateigenthum. — Allein diefe 
Anficht wäre jedenfalls eine praftifh unausführbare; denn bekanntlich 
entwicelte fic) die Landeshoheit ufurpationsweife vom 13. Jahrhundert an 
bis zum weftphälifchen Frieden ſehr langfam, nad) und nad. Wo wäre 
das Normaljahr zur Beſtimmung, welche allmälig, auch in verfchiedenen 
Theilen Deutfchlands zu verfchiedenen Zeiten ufurpirte Negierungsrechte 
zur Grundherrlichkeit gehörten, melde dagegen der Landeshoheit zuzutheis 
len? Außerdem würde fie einen Staat im Staate begründen, die Gefeg- 
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gebung lähmen und diejenigen Gründe gegen fi haben, wildye für eine 
dritte Anfiht — ohne Zweifel ſiegreich — ſtreiten. 

3) Nach diefer dritten Anficht ift die ftandesherrlihe Nechtsfphäre 
eben fo heilig und unverletzlich, wie jedes andere Eigenthum; nicht aber 
in höherem Grade. So lange alfo der Staat ſolche Rechte, fei es an 
fih, fei e8 in einer beftimmten Form, anerkennt und fhüst, fo lange 
find auch diefe in den Händen der Standesherren befindlichen Mechte ' 
gleich unantaflbar und unveränderlih. Sobald aber auf verfaffungsmäs 
figem Wege Befugniffe diefer Art in ihrer Form geändert, in ihrem 
Wefen aufgehoben werden, haben auch die Standesherren kein Recht auf 
eimen ewig unmandelbaren Rechtszuftand. Haupigründe für diefe wohl 
tichtige Anficht find folgende: a) Die Standesherren, allerdings ehemals 
gleichſtehend den anderen Ständen des Reiche, find durdy eine unabwend⸗ 
bare politifche Kriſe Angehörige anderer Staaten geworden, zwar die pris 
vilegirteften, aber doch Angehörige derfelben. Mithin find fie nicht mehr 
Regenten, fondern Unterthbanen, und als ſolche im Allgemeinen der ge: 
feßgebenden Gewalt unterworfen. Dies drückte die rheinifche Bundesacte 
aus, indem fie im Art. 24 den paciscirenden Füriten tous les droits 
de souverainete über die ftandesherrlichen Bezirke beilegte, und im 
Lt. 26 unter den Souverainetätsrechten zuerft das der Gefeggebung 
aufzaͤhlte. Daffelbe drüdte die deutfche Bundesacte aus, indem fo!che 
im Eingang des Art. 14 die Bezeichnung von „mittelbar gewordenen 
ehemaligen Meichsftänden” gebrauchte; und unter b. von „dem Staate, 
ju dem fie gehören,” ſprach; fo wie unter c. von ihrer Nechtsfphäre Als 
les ausfchäed, was ‚zu der Staatsgewalt” gehöre. Mindeftens wird man 
jugefteben, daß eine Unabänderlichkeit ihrer Befugniffe, hätte fie bedungen 
werden follen, Elar und deutlich daftehen müßte. b) Dies ift aber fo wenig 
der Fall, daß das Gegentheil vielmehr noch aus befonderen Beltimmungen 
dieſet Urkunden gefolgert werden muß. Denn die rheiniſche Bundesacte 
beläßt „ihnen im Art. 27 alle Domänen und die verfchiedenen Rechte 
ausdrücklich nur comme propriete patrimoniale et privde, als vercrbliches 
Privateigentbum?d). Was als Privateigenthum befeffen werden fol, 
darf eben deshalb, wenn es gleich vererbt werden fann, der Geſetzge— 
bung des Staats nicht entzogen fein. Die deutfche Bundesacte druͤckt 
denfelben Grumdfag aus, indem fie im Art. 14 unter 4 erklärt, daß die 
Standesherren bei Ausübung ihrer Gerechtfame der „Vorſchrift der Lan⸗ 
desgeſetze — unterworfen bleibenz” welches legte Wort „, bleiben’’ aus: 
druͤclich eine hierin unbedingte Kortdauer des im Sahre 1806 entftan- 
denen Zuftandes auszuſprechen fcheint. 

Hiernach möchte nicht zu bezweifeln fein, daß der Nechtszufland der 
Standesherrlichkeit gegen Abänderungen durch Gefeggebung einzelner 
Staaten zwar denfelben Schug genießt, wie anderes Privateigenthum, 





25) Eine umftändlichere Erläuterung diefer Ausdrüde ift von mir zu fin— 
ven in „Sermanien“, einer Zeitfehrift, Herausgegeben von Erome und 
Jaup, Band 3. (Gießen, 1809) ©. 157 fi. 

Staats steriton. XV. 10 
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nicht aber in der Regel einen hoͤheren. Wir ſagen in der Regel, 
indem auch Ausnahmen Statt finden. a) Zu dieſen gehören diejenigen 
Theile der Standesherrlichkeit, welche ſich nicht blos auf den einzelnen 
Staat, dem fie angehören, beziehen. Daß fie fortdauernd einen Beftand- 
theil des hohen Adels in Deutfchland bilden, daß ihnen die Ebenbürtigkeit, 
wie früher, verbleibe, find auf ganz Deutfchland und weiterhin ſich beziehende 
Vorrechte, die eben darum fpecieller Gefeggebung entzogen find. b) Ans 
dere Vorrechte follen nach ausdrüdlicher Verfügung eines Staatsvertrags 
ihnen und ihren Erben verbleiben, mit hin können diefe eben fo mes 
nig durch Gefeggebung einzelner Staaten beeinträchtigt werden. Dahin 
gehört das durch den Art. 28 ber xheinifchen Bundesacte für fie bes 
gründete fogenannte Austrägalcecht in peinlichen Sällen mit dem Verbot 
der Güterconfiscation?°); eben fo die daſelbſt im Art. 31 begründete 
und in der deutfchen Bundesacte (Art. 14. c. Nr. 1) etwas erweiterte 
Freiheit in der Wahl ihres Aufenthalts. c) Manche wollen eine weitere 
Ausnahme auf den Unterfchied gründen, ob ein Beſtandtheil der 
Rechtsfphäre de Standesheren feiner Natur nah ein Privatei- 
genthum fei (das alfo, wie Zehnten, Grundrenten u. f. w., in eines 
jeden Privatmannes Händen vorfommen £önne), oder ob er einen Theil 
der vorbehaltenen Regierungsrechte bilde (3. B. Gerichtsbarkeit, 
Polizei). Im jener Beziehung könne fein Recht nicht heiliger fein, als 
das eines jeden anderen Privateigenthums; mährend die vorbehaltenen 
Negierungsrechte das Eigenthümliche der Standesherrlicyfeit bildeten, mit⸗ 
bin ohne ihre befondere Einwilligung nicht aufgehoben werden Eönnten, _ 
ohne das Wefen der Stanbesherrlichkeit zu erfchüttern und ben im 
Art. 14 der Bundesacte ausgefprochenen Zweck eines gleichförmig blei- 
benden Rechtszuftandes zu vernichten. — Diefe Ausnahme läßt ſich aber 
rechtlich nicht begründen. Denn die theinifche Bundesacte erklärte im 
Art. 27 ausdrüdtich nicht nur die Domänen der Standesherren, fondern 
auch alle ihnen verbleibenden Herrfchaftsrechte für Privateigenthum, und 
die bdeutfche Bundesacte verfügte (Art. 14 c. 4), daß die Ausübung 
ihrer vorbehaltenen (Regierungs⸗) Rechre ber Vorſchrift der Landesgefege 
unterworfen bleiben ſolle. Was aber von ben Rechten, von der Eis 
genthüumlichkeit des ftandesherrlichen Nechtszuftandes gilt, muß gewiß 
bei dem publiciſtiſch weit minder wichtigeren Eigenthbum, das feiner 
Natur nah Privateigenthbum ift, als zweifellos daſtehen. — Wohl hat 
eine billige und rüdfichtsvolle Behandlung folder Werhältniffe diefen 
nicht allgemein als rechtlich zu begründenden Unterfchied hier und dba partis 
cularrechtlich praßtifch werden laffen, mie denfelben 3. B. das Ebdict über 


26) Daß die beutfche Bundesacte über diefen Punct ſchweigt, kann nicht 
als Abänderung betrachtet werben, zumal da die ald Norm und Bafis erwähnte 
Eöniglich baierifche Verordnung von 1807 dieſe Austrägalinftang Eennt. „Die 
„Abſicht de deutichen Bundes wollte und Eonnte es nicht fein, in felbigen” (in 
ben Wiener und fonftigen Verhandlungen) „die Lage der Mediatifirten ungewiffer 
„oder fchlechter, wie im rheinifchen Bunde, zu ftellen,” fagt ber Vertrag einer 
bunbestäglichen Sommiffion in der Beilage Nr. 20 zu $. 101 der Protocolle 
der deutſchen Bundesverfammlung von 1819, | 
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die Rechtsverhaͤltniſſe der Standesherren im Großherzogthum Hefe: 
fen vom 17. Februar 182027) in feinen 66. 23 und 58, noch mit 
einer Erweiterung zu Gunften der Standesherren folgendermaßen gefeg: 
ih fanctionirt hat: $. 23. „Wir fichern den Standesherren Unferes 
Gtoßherzogthums Unfern Schug und Unfere Garantie für die unge 
„känkte Ausübung und den ungeflörten Beſitz aller derjenigen Rechte 
„und desjenigen Eigenthums zu, melde ihnen nad) der deutihen Buns 
desacte und Unferen, in Folge derfelben erlaffenen gefeglichen Beſtim⸗ 
‚mungen des gegenwärtigen Edicts zuftehen. Wenn wegen unvermeids 
„licher Gollifion zwifchen Gemein: und Privatwohl, oder wegen dringen« 
„der Noth, oder aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen und zur Befoͤrde⸗ 
„ung des allgemeinen Beften, die Abänderung oder Verwandlung ges 
„tiffer Gattungen von Privateigenthbum ober Privatberechtigungen für 
„nothwendig erachtet und in Landesverfaffungsmäßiger Weife gefeglih ans 
‚geordnet wird, fo follen diefe Abänderungen oder Verwandlungen nies 
„mals eher zur Ausführung gebracht werden, als bi8 man mit den Eins 
‚seinen, welche dadurch betroffen werden, über die ihnen in jedem 
„Jolhen Falle zukommende volftändige Entfchädigung entweder gütlich 
„übereingefommen ift, oder, in fo fern dieſe Uebereinfunft nicht erzielt 
„werden kann, der competente Richter über den Betrag bderfelben ent; 
„ſchieden hat. 

„Srundgefegliche, den Standesherren als folchen ausſchließlich zuſte⸗ 
„sende Berechtigungen follen jedoch ohne ihre Einwilligung niemals, 
„felhft nicht gegen Entfhädigung, aufgehoben werden können.” — 9.58: 
Hinſichtlich diefer flandesherrlichen Einkünfte ertheilen Wir folgende nd 
„here Beftimmungen : 

„Wenn in verfaffungsmäfigem Wege allgemeine gefegliche Anords 
„mungen erfolgen, durch melche die im vorftchendem $. verzeichneten 
‚nugbaren Rechte und Gefälle der Standesherren, zu Staats: 
„sen in Anfpruc genommen, vermindert, ganz oder theilweife abges 
„lt, oder der Form nad verwandelt werden, fo foll dies nach der 
„m $. 23 diefes Unferes Edicts enthaltenen Zufiherung, nicht anders 
‚als gegen gleichzeitige, vollftändige Entfchädigung der Standesherren ger 
„chehen koͤnnen. Alte übrigen, in den anderen Abfchnitten diefes Edicts, 
„den grundgefeglichen Beltimmungen der deutſchen Bundesacte gemäß, 
‚mäber bezeichneten ſowohl perfönlichen als wie die Ausübung der Juſtiz 
„und Polizei umfaffenden ſtandesherrlichen Berechtigungen find aber un 
„ter diejenigen zu rechnen, welche, ohne Einwilligung der Stanbesherren, 
„nenfelben, nach befagtem $. 23, felbft gegen Entſchaͤdigung, nicht ents 
‚Angen werden können.” 

8.6. Erledigung der Befhmwerben über Beeinträd> 
tigung ffandesherrliher Rechte. — Es iſt fehr natürlich, daß 
wiſchen Megierungen und Standesherren über die Anwendung der be= 





— der Verfaſſer dieſes Aufſates damals amtlich gerne mitge⸗ 
10* 


148 | Ä Standesherren. 


treffenden Staatsverträge mancherlei Discuffionen entflanden, und daß, 
nachdem die deutfche Bundesverfanmmlung zufammengelommen , gar oft 
Befchwerden über Beeinträchtigung ftandesherrlicher Rechte vorgetragen 
wurden. Die Behandlung folder Beſchwerden war nicht ohne Schwie- 
tigkeit, da einerfeits nicht geleugnet werden kann, daß jeder Bunbesitaat 
dem gefammten Bunde gegenüber zur Erfüllung der durch die Bundess 
acte übernommenen Obliegenheiten verpflichtet iſt; andererfeits die Bun- 
desverfammlung Eeinen Gerichtshof bildet, auch Gefeggebung und Ges 
richtsbarkeit des betreffenden Staates nicht wohl auszufchließen find. Die 
deutfche Schiußacte vom 15. Maui 1820 verfuchte diefes Verhaͤltniß zu 
ordnen, indem fie im Art. 63 verfügte: „Es liegt der Bundesverfamms 
„lung ob, auf die gemaue und vollftändige Erfüllung derjenigen Beſtim— 
„mungen zu achten, welche dev 14. Artikel der Bundesacte in Betreff 
„der mittelbar gewordenen ehemaligen Meichsftände und des ehemaligen 
„unmittelbaren Reichsadels enthält. Diejenigen Bundesglieder, deren 
„gändern die Befigungen derfelben einverleibt worden, bleiben gegen den 
„Bund zur unverrüdten Aufrecythaltung der durch jene Beltimmungen 
„begründeten ftantsrechtlihen Verhaͤltniſſe verpflichtet. Und wenn aleid) 
„die über die Anmendung der in Gemüßheit des 14. Artikels der Bun: 
„desacte erlaffenen Verordnungen oder abgefchloffenen Verträge entſtehen⸗ 
„den Streitigkeiten in einzelnen Fällen an die competenten Behörden des 
„Bundesftaats, in welchem die Befigungen der mittelbar gewordenen 
„Fuͤrſten, Grafen und Herren gelegen find, zur Entfcheidung gebracht 
„werben müffen, fo bleibt denfelben doch, im alle der verweigerten ges 
„ſetzlichen und verfaffungsmäßigen Nechtshülfe, oder einer einfeitigen zu 
‚ihrem Nachtheile erfolgten legistativen Erklärung der durdy die Bun- 
„desacte Ihnen zugeficherten Rechte, ber Rerurs an die Bundesverfamm: 
„lung vorbehalten; und diefe ift in einem ſolchen Falle verpflichtet, wenn 
„ſie die Beſchwerde gegründet findet, eine genügende Abhülfe zu bewir⸗ 
„ken. — Es ift demnach gewiß, daß die nach der Verfaffung des bes 
treffenden Staats competenten Behörden (feien e8 Gerichte, Staatsrath, 
Ständeverfammlung) zur Entfcheidung über ſolche Beſchwerden berufen 
find. Ein Recurs an die Bundesverfammlung findet nur in zwei Fäb 
len Statt. Erftens bei einer Juſtizverweigerung. Daß der Umftand, 
ob eine folche vorhanden, nady den Gefegen und der Verfaſſung des be— 
treffenden Staats zu beurtheilen, würde fich von felbft verftehen, wenn 
ed auch nicht beftimmt ausgedrüdt wäre. Wenn alfo 3.8. die Gerichte 
in letzter Inftanz erkannt haben, oder wenn die Verweigerung des ge 
richtlihen Wegs auf verfaffungsmäßige Weife (3. B. duch den Staats» 
rath, den geheimen Rath) für rechtsbeftändig erklärt worden ift, fo fin 
det ein Recurs an die hohe Bundesverfammlung nidyt Statt. Es if 
übrigens die Geftattung diefes Recurfes in ſolchem Falle nichts den 
Standesherren Eigenthümliches, fondern daffelbe Recht, welches der 
Art. 29 der Schlußacte jedem Deutfchen anerkennt. Diefe Beftim: 
mung bes Artikels 63 wird alfo auch in ihrer Anwendung nad) denfels 
ben Grundfägen zu beurtheilen fein, welche bei der Anwendung des Ar: 
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teils 29 in Uebung find. Zweitens findet der Recurs Statt bei 
einfeitiger, den Standesherren nachtheiliger Tegislativer Erklärung. Es 
ſcheint fchwierig, dieſe Beftimmung bei jedem möglichen Fall anzumen- 
ten, da die Gefeggebung bes betreffenden Staats audy bei der jlandess 
hertlichen Mechtsfphäre nicht auszufchließen fein wird. Die Schwierigkeit 
dürfte vorzüglich auf der zweifelhaft fcheinenden Auslegung des Wortes 
einfeitig beruben 28). Wie von Seiten der hohen beutfchen Bun: 
desverfammlung diefe Beftimmung angewendet wird, darüber fehlen wes 
nigſtens dem Unterzeichneten volftändig genügende Notizen. a 
aup. 
Standesmäßige Ehen, f. unftandesmäßige Eben. 
Standredt. — Es können fi auch in einem mohleingerichtes 
ten Staate Fälle ereignen, mo das Dafein des Staats, die öffentliche 
Ordnung oder die vorzüglichften Rechte aller Bewohner einer Gegend in 
fo dringender Gefahr find, daß der gewöhnliche bedächtige Gang der Cri⸗ 
minaljuftiz nicht im Stande ift, dem Uebel Einhalt zu thun. Sn fol: 
den Fällen find dann außerordentliche Maßregeln nothmwendig. Aber fie 
werden nur duch den Zuftand außerordentlicher und ſehr bedeutender 
Noth gerechtfertigt, und diefe muß in einer Gegend allgemein fein, nicht 
Einzelne allein betreffen. Dabei find die allgemeinen unwandeibaren Grund⸗ 
füge des Rechts feftzuhalten. Wollte man 3. B, Menfchen verurtheilen, 
obme fie gehört zu haben, oder auf unzulängliche Beweife Todesſtrafe 
erkennen, fo mürde man Verbrechen mit Ungerechtigkeiten bekämpfen, 
wodurch dann der öffentliche Nechtszuftand von einer andern Seite und 
noch mebr geftört würde. Das Ganze, was der Öffentliche Zuftand der 
Moth geitattet, kann alfo blos darin beftchen, daß die Formalien des 
Unterfuchungsproceffes nachgelaffen, auch daß alle Verhandlungen fo kurz 
und fummarifc find, als es der Gerechtigkeit unbefchadet möglich ift. 
Die materiellen Grundfäge der Unterfuhung und der rechtlichen Beweife 
behalten auch hier ihre Anwendung. Endlich ift in folchen Faͤllen die 
Cirilgewalt meift nicht hinreichend. Deswegen wird dann Militär dazu 
genommen. Aber e8 kann nichts für ſich, fondern Alles nur nad der 
Vorfhrift des feandrechtlichen Gerichts vornehmen, weswegen auch diefem 
Gerichte Dfficiere als Beiſitzer beigegeben werden, damit die Givil- und 
— gemeinſchaftlich die Mafregeln verabreden und ausfuͤh— 
ten kann, 
Am Meiften fühlte man die Nothwendigkeit durchgreifender Maßre⸗ 





... 28) Hat man darunter einen Act der Gefesgebung verftanden, in welchem 
nicht jeder Standesherr eingewilligt bat? oder einen folchen, der in einem 
Sande, wo der Art. 13 der Bundesacte noch nicht erfüllt wurde, ganz geſetz⸗ 
üb, aber ohne Zuftimmung von Ständen erfolgte, da die Standeöherren nad 
der Bundesacte (f. oben ©. 142) geborene Landftände fein follen? Hat Rudhart 
(das Recht des deutfchen Bundes, Stuttgart und Tübingen, 1822. ©. 219) 
Medi], indem er jede Beſchwerde über Anwendung ber Beftimmungen ber 

endesaete, fo wie Uber Anordnung näherer Beflimmungen verwirft und nur 
wegen Borenthaltung des Rechts felbft einen Recurs zugeftcht ? 
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geln bei dem m Dil in Kriegszeiten. Deswegen hat man durchgängig 
bei dem Militär im Felde, wenn bedeutende Verbrechen begangen mers 
den, das Standreht — abgeleitet von der unvermeilten Abhaltung, ber 
Abhaltung ftehenden Fußes, lateinifch judicium statarium — eingeführt. 
Dies Standreht ward nad und nad auch auf Civilperfonen in bdrins 
genden Fällen ausgedehnt. Das erfte deutfche Gefeg, welches baffelbe 
als Regel aufftellt, ift die neue jofephinifche peinliche Gerichtsordnung 
von 1788, welche im 18. Hauptftüde die Grundfäge des ſtandrechtli⸗ 
chen Verfahrens liefert. Diefe Grundfäge wurden nachher in’s £aiferlich 
Öfterreichifche Geſetzbuch über Verbrechen von 1803 übergetragen, worin 
Abfchnitt II. Hauptftüd 16 die Gefege Über das Standrecht vorfommen. 
Diefelden Derordnungen finden ſich mit einigen Aenderungen in Zitt= 
mann’s Entwurfe zu einem Strafgeſetzbuche für das Königreich Sache 
fen. Meißen, 1813. I. Bb. II. Th. 20. Cap. Im Königreiche Baiern 
ward das Standrecht zuerſt bei den Specialgerichten eingeführt, welche 
im Fahr 1809 bei Gelegenheit des damaligen Kriegs und der entftandes 
nen Bolksaufftände errichtet wurden. Nachher ging das Standrecht im 
die allgemeine Strafgefeggebung über und warb im Strafgeſetzbuch für 
das Königreich Baiern von 1813, I. Thl., 1. Bd., 8. Tit. als all: 
gemein anwendbar erklärt. 

Vorausfegung der Anwendung bes Standrechts ijt das Dafein einer 
ſolchen Menge ſchwerer Verbrecher in einer Gegend, daß daraus eine alls 
gemeine Störung und Unficherheit des Mechtszuftandes entfteht. Dies 
tritt ein: 1) bei einem ſolchen Grabe eines bedeutenden Aufruhrs, der 
nur durch außerordentliche Gemalt unterdbrüdt werben kann; 2) bei ber 
ungewöhnlich häufigen Begehung des Mordes, Raubes oder Brandes, 
befonders bei der Eriftenz ganzer Banden von Verbrechern bdiefer Art. 
In einem folhen Falle wird aber das Standrecht nur dann zuläffig, 
wenn die gewöhnlichen Mittel, die öffentliche Ordnung herzuftellen, nicht 
zulänglic waren. Mac dem großh. heffifchen Militaͤrſtrafgeſetzbuche vom 
Fahr 1822 befchränft ſich das flandrechtliche Verfahren der Militärs 
gerichte auf beftimmte außerordentlihe Fälle „im Kriege,’ d. h.: 
„wenn fich die Zruppen im Felde oder auf dem Marfche dahin befinden.‘ 
As „ftandrechtliches Verfahren‘ wird dabei bezeichnet, daß das Kriegs: 
gericht nach fummarifcher Unterfuchung blos über Leben und Zod erkennt, 
und zwar 1) in Gemäßheit des beftehenden Gefeges, oder 2) in Ge: 
mäßheit befonderer Verkündigung, durch welche die Todesſtrafe für Fälle 
und Vergehen fefigefegt wird, welche nach dem beftehenden Gefege die 
Todesſtrafe nicht nothwendig zur Folge haben. Das ſtandrechtliche Ver⸗ 
fahren der erftien Gattung kann aus Veranlaffung und zur Verhütung 
des Aufruhrs und der Meuterei, gefährlicher Infubordination, der De: 
fertion, der Plünderung und feigherzigee Flucht vor dem Feinde anges 
orbnet werben. 

Die Anordnung des Standrechts hängt von den höheren Randesftel: 
len ab. (Baier. Strafgeſetzbuch, öfterreih. Geſetzbuch.) Beim Militär 
jiſt im Kriege regelmäßig der General en chef oder derjenige Befehlsha— 
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ber, welchen jener hierzu beſonders bevollmaͤchtigte, die geeignete Be: 
börde. 

Zum Zwecke möglicdfter Befchleunigung haben bie Gefege meiftens 
die Anzahl der Richter des Standredhts auf Wenige beſchraͤnkt. Doc 
nicht wohl unter fünf. 

Sind die Mitglieder des Standredhtes ernannt, fo wird ihnen der 
Drt und die Stunde des Zufammentrittd von der oberen Behörde bes 
fimmt und fie haben diefem genau nachzukommen. Beim ftandrechtli: 
hen Verfahren in Gemäßheit befonderer Verkündigung (welches bei Mi: 
litärgerichten neben dem flandrechtlichen Verfahren in Gemaͤßheit des 
beftehenden Gefeged, bei Givilgerichten aber allein verfommt) muf 
diefe Verfündigung im Bezirke, für melden das Standrecht beftimmt 
it, durch Zrommelfchlag oder Zrompetenfchall erfolgen und enthalten: 
die Benennung des Verbrechens, gegen welches das Standrecht angrord: 
net war; den Befehl, von diefem Verbrechen abzuftehen; und die Dro: 
bung, daß Seder ohne Nachſicht mit dem Tode werde beftraft werden, 
welchet nach verfündigtem Standrechte ein ſolches Werbrechen begehen 
oder dabei beharren werde. 

Wenn das Standrecht in einem Bezirke verfünbder iſt, fo ift davon 
die rechtliche Folge: 1) daß in biefem Bezirke die ordentliche Criminal: 
gerichtsbarfeit in Anfehung jener Verbrechen fuspendirt ift, melche zum 
Standrechte gehören. 2) Sind nach verfündetem Standrechte neue Ver: 
brechen diefer Art oder Fortfegungen derfelben begangen worden, fo wer⸗ 
den die Schuldigen zum Standrechte gebracht, melches ſowohl die Uns 
terfuhung führt, als auch entfcheidet, Unterfuhung und Entfcheidung 
nothwendig innerhalb 24 Stunden beendigt und, im Fall einer Verur— 
theilung, einzig und allein die Zodesftrafe ausfpriht, wogegen meber 
Berufung nody Gnadengefuch Statt finden. Nach dem baierifchen Straf: 
gefegbuche ift zur Verurtheilung eine Mehrheit von vier Stimmen gegen 
eine, nach dem großh. heff. Militärftrafgefegbuch eine folche von fünf ges 
gen zwei erforderlich, um Zobesftrafe zu erkennen. Im Falle nicht eins 
flimmiger oder fonft als genügend bezeichneter Losfprehung wird der An⸗ 
gefhuldigte dem ordentlihen Gerichte zur förmlichen Unterſuchung übers 
geben. Das öÖfterreichifche Gefegbuch fordert zur Werurtheilung nur eine 
Mehrheit der Stimmen. Auch befiehlt e8 (gleich dem großh. heff. Militärs 
firafgefegbuche) die Auslieferung des Befchuldigten an's ordentliche (Cris 
minal⸗ oder Militäre)Gericht, wenn nicht binnen 24 Stunden ber zur 
Berurtbeilung oder Freifprechung des Angefchuldigten erforderlihe Grad 
von Gemwifheit erhalten und das Urtheil gefprochen werden Eonnte. 

Das Standrecht ift vernünftiger Weife nur auf folche Verbrechen 
beſchraͤnkt, welche nachher in bem Bezirk, wo es verfündet 
ward, verübt worden. (Vgl. hierüber und über Anderes: Kleinfhrod, 
Ueber das Standrecht als criminalrechtliches Verfahren, im neuen Acdhiv 
des Griminalredhts 9. Bd., 2. Stüd, ©. 270 ff.) 

Die ganze Verhandlung erftredt ſich nur auf die weſentlichen Um— 
fände der angefchuldigten That, und befchäftigt ſich blos mit der Exörs 


152 Stapelrecht und Ahnliche Vorrechte. 


terung ber beiden Fragen, ob bies Verbrechen zur Competenz des Stand⸗ 
recht8 gehöre, und ob es nach deffen Verkündigung vom Inquiſiten be— 
gangen ward. Zum Strafurtheile ift nur nöthig, daß die Richter in 
ihrem Gewiſſen überzeugt find, die mit Zodesftrafe bedrohte That fei 
vom Inquiſiten begangen worden. 

Die erkannte Todesftrafe wird regelmäßig duch Erſchießen, und 
war innerhalb 2 bis 3 Stunden nad deren Verkündigung an ben 
Verurtheilten, vollzogen. 

Das Standredhtsgericht muß feinen Oberen Rechenſchaft ablegen, 
wie es die ihm übertragenen Gefchäfte beforgt habe. Dies gefchicht 
durch Einfendung des Protocolls, welches alles bezügige MWefentliche 
enthält und von allen Mitgliedern des Standrechts unterfchrieben ift. 
Sn civilftandrechtlihen Sachen ift zugleih umftändliher Bericht des 
Criminalfiscals über die Verhandlungen des Standredhts an bie ih 
vorgefegte Behörde nöthig. | . 

Das Standreht, als außerordentlihe Maßregel, follte in feiner 
Dauer an ein Marimum von Zeit gebunden fein (nad dem großh. 
beff. Mititärftrafgefegbuch ift die® auf 4 Wochen der Fall); obgleihdann 
freilich) dem Princip nach nicht verwehrt werden kann, durdy neue Ver: 
kündigung dag Standrecht zu verlängern. 

In Friedenszeiten follte das ftandrechtliche Verfahren beim 
Militär wohl nur auf Specialbefehl des Negenten (fo nad dem großh. 
heſſ. Militärftrafgefegbuch), oder der hoͤch ſten betreffenden Mititärbe: 
börden Statt finden dürfen. —K. Buchner. 

Stapelreht und ahnlihe Vorrechte . — Der Anblid 
ber Geftaltung des Handels im Mittelalter zeigt eine Gruppe von Ge: 
rvechtfamen, welche man mit dem Familiennamen Stapelrcht (Staffel: 
recht) bezeichnet. Im engeren Sinne verfteht man darunter das Recht 
einer Stadt, zu fordern, daß Waaren, welche zu Schiff oder auf der 
Are durch fie oder an ihr vorbeigeführt werden, in ihrer Mitte zum 
Derfauf ausgelegt oder nur an ihre Bürger verkauft werden (Mieder: 
lagsrecht, Kinlager); im weiteren Sinn umfaßt das Stapeltecht das 
Vorrecht einer Stadt, zu verlangen, daß folche durch fie oder an ihr 
vorbeifommende Waaren hier umgeladen werden (Umfchlag, Stationen 
recht). Den erften Keim dieſer Gerechtfame findet man in ber auf 
Förderung des Handels und Ausdehnung feiner Wortheile berechneten 
Sefeggebung Kaifer Karl’s des Großen. „Es iſt,“ um mit Od: 
bart**) ©. 117. 118 zu reden, „als eine der früheften Verordnun⸗ 








*) Repertorium juris publici et feudalis. Jen. 1751. s.v. „Stapelge: 
rechtigkeit“ S. 1198—1200. Runde, Grundfige des gemeindeutfchen Pri⸗ 
vatrechts 6. Aufl. Göttingen, 1821. $. 464. ©. 436—439. Eihhorn, Ein» 
leitung in das deutiche Privatrecht 3. Ausgabe. Göttingen, 1829, ©. 947. 
Mittermaier, Grundfige des beutfchen Privatrechts 5. Aufl. Abth. 2, 
Regensburg, 1838. 6. 574. ©. 1254. 1255. Bender, Grundiäge bes enges 
ren Dandlungerechte. Darmftadt, 1824. $. 179—182, ©. 399—407. 

*4) Gefchichtliche Darftellung der früheren und fpäteren Gefeggebung über 
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gen für ben Betrieb bes bdeutfhen Handels anzufehen, daß der Kauf 
und Verkauf der MWaaren nicht in Privatwohnungen, fondern auf oͤf⸗ 
fentlichen Märkten geſchehen mußte. Bald fing man auch an’, einzuſe— 
hen, wie wichtig es fuͤr die Erweiterung eines kaum aufkeimenden Han— 
dels waͤre, wenn in den Staͤdten, wo Waarenlager und Kaufhaͤuſer ſich 
befänden, die Handelsartikel aus einem gewiſſen Diſtrict dahin gebracht 
un) dort Öffentlich feilgeboten werden müßten, indem durch einen fols 
hen Zufammenfluß der Waaren fowohl für den Käufer eine größere 
Ausmahl entftand, als auc wegen der Goncurrenz die Preife weit bil: 
liger wurden.” Das Stapelrecht, fo genannt von den Stufen ober 
Staffeln, auf melden die Waaren meift in der Nähe von Kirchen 
oder auch fonft auf öffentlichen Marktplaͤtzen feilgeboten wurden, um 
fie beffer überfehen zu koͤnnen, und nad verfchiebenen Richtungen hin 
von engeren oder weiteren Grenzen umgeben, indem es z. B. entweder 
alle Waaren oder nur beſtimmte Handelsartikel, ſtapelbare im Gegen» 
ſatz zu nicht ftapelbaren, begriff, entmwidelte fih in Deutfchland vors 
zugsweiſe an der großen Waſſerſtraße des Mheins *), wo mir die 
Eridte Coͤln, Mainz **) und Speier, im Genuffe diefer Gerechtfame 
finden. Andere deutfche Städte vorzugsmweife an Strömen, mußten 
fih gleichfalls das Stapelrecht zu erringen, welches, wenigſtens nad) 
der Theorie des deutfchen Staatsrechts, durch ein Eaiferliches Privis 
legium erlangt werden mußte ***). Bu diefen Städten gehörte Hamburg, 
Magdeburg +), deffen in Zweifel geftelltes Stapeltecht zu Diffidien zwi: 
(hen Preußen und Kurfahfen führte +), Leipzig, eine Stadt, welche 


Zölle und Handelsfhifffahrt des Rheins mit Ruͤckſicht auf die Wefchlüffe des 
Wiener Congreſſes für die künftige Verwaltung diefes Stromes und feiner 
Nebenflüffe. Mainz, 1818. 

*) Vergl. bef. geichichtliche und Eritifche Bemerkungen zu der Uebereinkunft 
unter den Uferflaaten des Rheins ꝛc. (S. 28—167 des zweiten Bandes des 
&. Müller’fchen Archivs der Geſetzgehung. Mainz, 1832.) I. Mie fand es 
mit der Rheinfchifffahrt in früherer Zeit? (S. 28—38) und diefes Lexikon 
Band 13 unt. „Rheinoctroi" und „Rbeinfchifffan rt,Rbeinhandel.“ 

”*) Daniels, Ueber das cölniiche Stapelrccht. Con, 1796. Derfelbe, 
Ueber das Stapelreht in Göln und Mainz. Göln, 1804. Eihhoff, Pragm.s 
ih. Darflellung der Verhandlungen und Beſchluͤſſe des Gongreßcomites für die 
Feiheit der Fluͤſſe ꝛc. Mainz 1819. ©. 64 ff. 142 ff. 150 ff. Dieſes Lexikon 
Sand 13. ©. 764. 

—) Pütter, Kurzer Begriff des deutfchen Staatsrechts 2, Aufl. Gött., 
1768, 5. 204. Häberlin, Handbuch des deutfchen Staatsrechts Band 3. 
Berlin, 1797. ©. 127. eift, Lehrbuch des deutfchen Staatsrechts. Gött., 
1803. $. 177. Die neueren Wahlcapitulationen, bemüht, die Eaiferliche Gewalt 
su beſchraͤnken, Enüpften die Ertheilung diefes Privilegiums an den „einmüthigen 
Eollegiairath und Bewilligung der ſaͤmmtlichen Kurfürften.” S. noch über die 
Bablcopitulation Franz II. Dertel, Die Staatögrundfäge des deutjchen 
Ride. Leipzig ‚1841. ©. 492. 493. 

BR. Abhandlung von dem Stapelvcht der Stadt Magdeburg ꝛc. Leipzig, 


l 


& + ——— Handbuch der deutſchen Reichshiſtorie 2, Aufl. Gött., 1772. 
e 41. 
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beſonders dadurch blühend wurde, daß in Folge eines Privilegiums des Kal: 
fers Mar I. v. 3. 1507 (Straßenfahrt Recht) in einem Umkreis von 
fünfzehn Meilen die auf der Are verführten Waaren dorthin gebracht 
und ben bortigen Kaufleuten feilgeboten werden mußten *), Regens— 
burg, Ingolſtadt, Paſſau, Münden an der Wefer, Bremen, Breslau, 
Frankfurt an der Oder, Trier u. f. w.**) 

Nach und nady artete eine Gerechtfame, die urfprünglidy auf einen 
mohlthätigen Zweck berechnet war und ihm genügte, aus, fie wurde 
zu einem fhädlihen, die Freiheit des Handels lähmenden und barum 
gehäffigen Privilegium, deffen Aufhebung immer ungeflümer verlangt und 
nach und nad) auch berbeigeführt ward. So mwurde durch die Octroi— 
convention zwiſchen dem deutſchen Reich und Frankreih vom Jahre 
1804 das noch beftehende Stapelrecht der Städte Coͤln und Mainz, in 
fo meit es in ber gezwungenen Feilbietung von Waaren beftand, aufs 
gehoben ***). Der Wiener Congreß interdicirte den Stapel +). Da 
in Folge deffen der Art. 43 der Rheinfchifffahrtsacte vom 31. März 
1831 ++) fi dahin ausſprach: „Der Sciffspatron oder Führer, wel— 
chem bie Befahrung des Rheins verftattet ift, und welcher denfelben bes 
fährt, darf nirgendwo gezwungen werden, wider feinen Willen zu boͤ— 
fhen oder feine Ladung an Bord eines andern Schiffes zu bringen. 
Daher find alle Rechte, Privilegien und Gebräuche, die mit diefer Be— 
flimmung direct oder inbdirect im MWiderfpruch ftehen und in den Rheins 
häfen oder fonft wo auf dem Rhein bis an's Meer, entweder zum 
Vortheil einer Schiffergilde und um die unter ihnen hergebrachte Rang⸗ 
fahrt zu begünftigen,, oder aus einem andern Grund hergebracht wa— 
ten, ein für allemal abgefhafft, und dürfen, unter welhem Namen es 
immer fei, nie wieder eingeführt werben‘ +++), fo wurde dadurch das 
Stapelrecht jener beiden Rheinftädte, bas bisher noch in bem in jener 


*) Hütter, Hiftorifche Gntmictung der heutigen Staatsverf. des beutfchen 
Reichs on 3. Göttingen, 1787. 

—24— .Moſer, Deutſches nachbarliches Staatsrecht. Frankfurt, 1773. 
S. 653. Der Verfuch des Kurfürften von ber Pfalz, der Stadt Op— 
penheim am Rhein den Stapel zuzumenden, mißlang durch Klage der Stadt 
Speier beim Reichöfammergeriht. Mofer a. a. D. S. 653. Ueber bad Sta⸗ 
pelreht von Königsberg f. die Schrift: Das Eönigsberg’fche Stapelreht, eine 
Geſchichts⸗ und Rechtserzählung mit Urkunden. Berlin, 17715; über das von 
— Dohm's Einleitung zu dem Schreiben eines Elbingers. Berlin, 


+) Ockhart a. a. D. S. 284. Herman, Sammluug ber ſeit dem 
Reichöbeputationshauptfchluß vom 25. Februar 1803 in Bezug auf Rheinhans 
del und Schifffahrt erfchienenen Gefege, Verordnungen und allgemeinen Ins 
ftruetionen. Mainz, 1820. ©. 4.5. Klüber, Deffentliches m bes deutſchen 
Bundes und der Bundesftaaten. 4. Auf, Franff., 1840. $. 5 
+) Diefes Leriton Band 13. ©. 7 
++) &. Müller, Archiv für bie a Gefesgebung aller beutfchen Staa= 
ten Band 1. Mainz, 1832. &. 619685. Diefes Leriton Band 13. ©. 77L ff. 
++t}) A. Müller a. a. D. ©. 644. 
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\ 
Dctroiconvention ausdruͤcklich aufrecht erhaltenen Umfchlag beftand, 
aufgehoben *). 

Durdy andere Staatsverträge wurde der Handel auf den übrigen 
deutfchen Flüffen auch durch Aufhebung des Stapelrechts einzelner an 
ihren Ufern gelegener Städte emancipirt. So wurden 3. B. durch die 
Eisicifffahrtsconvention vom Jahr 1841**) und die Weferfchifffahrte: 
acte vom Jahr 1823 namentlich „alle Stapel: und Zwangsumſchlags⸗ 
rechte” aufgehoben. ***). Gleiches gefhah durch Staatsverträge hin: 
fihtlih der Schifffahrt auf dem Main, dem Nedar u. f. wm. +). So 
wurde 3. B., indem burch eine Uebereinkunft zwifchen Würtemberg, Bas 
den und Heffen bei Rhein v. 3. 1835 über die Nedarfchifffahrt die - 
Beltimmungen der Rheinfchifffahrtsordnung von 1831 im Allgemeinen 
adoptirt wurden, auch die Unterdrüdung des Stapelrechts ftipulivt, und 
als am 1. Juli 1842 zwifchen diefen drei Staaten ein „Vertrag über 
die Nedarfchifffahrtsordnung‘‘ (großh. heſſ. Regierungsblatt von 1843, 
Nr. 6) zu Stande kam, wurde im Art. 1 feftgefest: „Die Schifffahrt 
auf dem Nedar foll von da an, mo er fchiffbar ift, bis zum Rhein, 
ſowohl aufwärts als abwärts, und vom Rhein in ben Nedar, wie 
vom Nedar in den Rhein völlig frei fein’ — mährend im Art. 46 
noch ausbrüdlich hervorgehoben wird: „So wie auf dem Rhein (Xrt. 
43 der Scifffahrtsordnung), findet auch bei der Nedarfchifffahrt ein 
gezwungener Umfchlag der Frachten nicht Statt” ꝛc. 

Die Dampfſchifffahrt trug dazu bei, daß das ihrer Entwickelung 
beſonders ſchaͤdliche Stapelrecht verbannt wurde ++); dagegen iſt ſchon 
die Beſorgniß aufgetaucht, daß die Dampffahrt auf Eiſenbahnen factiſch 
zur Einbürgerung des Stapels führen koͤnne. So wurde z. B., als im 
Jahr 1842 die zweite Kammer der Stände des Großherzogthums Hef: 
fen den Gefegentwurf wegen des Baues und Betriebes der Eifenbahnen 
durch die Provinzen Oberheffen und Starkenburg berieth, die Befuͤrch⸗ 
tung ausgefprochen, daß die Stadt Frankfurt in der Mitte zwifchen 
diefen beiden geographifch getrennten Provinzen, welche durch die Ei» 
fenbahn in eine nähere Verbindung gebracht werben follen, durch ir- 
gend ein „ihr zufagendes Hemmniß“ eine Art von Stapel einführen 
werde +++). Obgleich der Regierungscommiffär erklärte, daß die Staats: 





& u Rläber a. a. O. A. Müller, Archiv Band 7. Stuttgart, 1836. 
er den 5. Band biefes Lexikons s.v. „Elbe, Elbſchifffahrts— 
acte“ ©. 6. 

—) Kluͤber a. a. O. $. 583. ©. 872. $. 584. ©. 874. Poͤhls, Dar: 
fiellung des gemeinen deutfchen und des hamburgifchen Handelsrechts für Juri⸗ 
fin und Kaufleute Band 1. Hamburg, 1828. ©. 43. 44. — 

+) Klüber a. a. O. $.581. ©. 869. 870. Durch eine koͤnigl. baieri⸗ 
ſche Verordnung vom Jahr 1818 ward der Umſchlag zu Miltenberg am Main 
aufgehoben. Klüber a. a. D. ©. 842. 

++} Müller, Archiv Band 2. ©. 53. 

++r) Verhandlungen der - zweiten Kammer der Landftände des Großherzog: 
thums Heſſen im Jahr 1841/42. Supplementband (Protocolle und Beilagen 
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tegierung von felbft an tie Mahrung ber Intereſſen bes Landes 
aud in bdiefer Beziehung gedacht habe, fo faßte doch die Kammer ein» 
flimmig den Beſchluß, die Propofition der Staatsregierung namentlich 
von der Bedingung abhängig zu machen, „daß durch Staatsvertrag feit> 
geftellt werde, daß in Frankfurt bezüglich des Verkehrs der Nord» und 
Südbahn unter ſich, fo mie rüdfichtlich des Verkehrs beider mit der 
Zaunuseifenbahn £einerlei Stapel rücdfichtlich der Waaren und Perfonen 
ausgeübt, fondern eine unmittelbare Beförderung von der einen Bahn 
auf die andere bewirkt merde‘’*), ein Beſchluß, den die erfte Kammer 
aboptirte *), fo daß er zu einem ftändifchen erhoben wurde. 

Dem Stapelredht pflegt man das in der Zollgerechtigkeit begruͤn— 
bete fogenannte Krahnrecht zur Seite zu flellen, die Befugniß, 
fämmtliche durchziehende, dem Zoll unterworfene Handelsartikel auf dem 
dazu beitimmten Stadbtwege oder fonft (bei Schiffsladungen durch den 
Krahn) gegen gewiffe Gebühren, deren Erlegung Bedingung des Weis 
terfahrens ift, zu wiegen. Auch diefe dem Handelsverkehr fehr ſchaͤd⸗ 
lihe Gerechtſame ift in neuerer Zeit faft überall verbannt worden. 


Bopp. 

Statiftif, f. Staatskunde. 

Steindrud. — Bereits in dem Artikel „Buhdruderkunft“ 
(3. Bd. ©. 33 ff. des Stantslerikons) ift von den tichtigen Folgen 
leichten Allgemeinmachens menfchlicdyer Gedanken für Staat und Ge: 
feufchaft gefprochen worden: Wenn auch diefes zunaͤchſt von dem Mits 
tel des Letterndrudes gilt, fo findet es doch im Princip eben fo 
ſehr bei anderen Werallgemeinerungen, insbefondere im Gebiete der 
Kunft, Statt, obyleih allerdings die Anwendbarkeit und folglich die 
Wirkung hier von geringerem Umfange if. Dahin gehört — durch 
feine Wohlfeilheit namentlich, der Steindrud. Bol. den Art. „Kunft, 
im Zufammenbange mit Staat und Politik” im 9. Bd, des 
Staatslexikons, bef. S. 595. 

Der Erfinder des Steindruds ift Aloys Sennefelder, geb. 
1771 in Prag, wo er in früher Jugend mit feinem Water, einem ges 
fhasten Scaufpieler, nad) München uͤberzog. Mac) verfchiedenen 
Schidfalen kam er auf ben Gedanken, eine Druderei zu errichten. Da 
ihm aber das Geld dazu fehlte, fo fing er an, Verſuche zu machen, 
ob man nicht mohlfeiler als auf die bisherige Meife druden Eönne. 
Unter Anderem beftrich er eine zum Farbereiben beftimmte Kalkfchiefer:. 
platte mit einer Wachstinte, trug auf diefen Grund die Schrift vers 
Eehrt auf, Äste fie mit Scheidewaffer und drudte fie ab. Dies gelang. 
Es war damit die vertiefte Manier bed Steindrudes erfunden. Ihr 


in Betreff bes Baues und a * Eiſenbahnen im Großherzogthum ent⸗ 
haltend). Darmſtadt, 1842. S. 60 

*) Verhandlungen ꝛc. Protocoll 17. Suni 1842. ©. 6. 
* he — ber erſten Kammer 2 Protocol. Darmſtadt, 1842. 
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folgte die Erfindung der erhöhten Manier. Sennefelder fchrieb 
mit feiner Setttinte auf den abgefchliffenen Stein, aͤtzte ihn mit 
Scheidewaſſer, welches überall, wo die Zinte nicht ſchuͤtzte, den 
Stein um die Dide eines Kartenblatts vertiefte, und drudte die 
erhabene, mit Buchdruckerſchwaͤrze eingefchwärzte Schrift ab. Auch 
dies fiel genügend aus. Indeſſen verhinderte Geldmangel Sennes 
felder, feine Erfindung zu verfolgen. Shre Anwendung auf den 
Notendrud gelang erjt; dann miflang fie, aus Mangel an einer 
zwedmäßigen Preffe. Die Unternehmer, von welhen Sennefelder 
das Geld vorgefchoffen befommen hatte, geriethben in großen Verluſt, 
die Erfindung aber in Mißcredit. GSennefelder fparte nun Keine 
Mühe an Vervolltommnung derfelben. Er erfand die Kunft, Schrif: 
ten von Papier auf Papier überzudruden. Daran reihten ſich meitere 
Verſuche und das Zuftandebringen der chemiſchen Steindruderei. Mit 
der Erfindung kam auch der Erfinder in eine befjere Lage. Er Eonnte 
feinem Steindrudgefchäft eine größere Ausdehnung geben, erhielt 1799 
ein Privileggum auf 15 Jahre, verkaufte die Mittheilung des gefammten 
Berfahrens an den Mufikverleger Andre in Offenbad und zog felbit 
dahin. Mach eingetretenem Zwiefpalt mit Andre ging Sennefelder 
im Jahr 1800 nah Wien und fchloß dort einen Gefellfchaftsvertrag 
twegen Betreibung des Steindruds, wozu Sennefelder die Kenntniffe, 
fein Compagnon die nöthigen Gelder gab, auf halben Gewinn ab. 
Man betrieb den Motendrud eifrig, aber nicht bald mit den gewuͤnſch⸗ 
ten Refultaten, fo daß Sennefelder fein Privilegium in Wien ander: 
weit abgab umd feine Kunft in Verbindung mit einer in St. Pölten 
beftebenden Kattundruderei fegte. Im Jahre 1806 ging er wieder nad) 
Münden, wo er durch des Freiherrn von Aretin Vorfhüffe und Ems» 
pfehlungen bei feiner Thätigfeit die Steindruderei fehr bald in Aufnahme 
brachte. Sm Sabre 1809 erhielt er die Aufficht über die inzwifchen für 
Landkarten bei der Föniglichen Gommiffion des Steuerfatafters eingerich- 
tete Steindruderei mit einem lebenslänalichen Zahrgehalte, und die Er— 
laubnif, auch feine eigene Druderei, in Verbindung mit Aretin, beſor⸗ 
gen zu dürfen. In eine forgenfreie Lage verfest, ftrebte nun Senne— 
felder, den Steindruck nody weiter zu vervollfommnen, mas ihm auch 
im hoben Grade gelang. Insbeſondere machte er noch die Erfindung, 
farbige Blätter zu druden, welche den Delgemälden gleichen (1826); und 
ſolche auf Stein aufgetragene Delgemälde auf Leinwand aufzutragen 
(1833). Höchft verdienftlih war auch fein „Lehrbuch der Lithographie 
Münden, 1819), welches den Anforderungen an ein ſolches Werk in 
hohem Grade entſprach. Sennefelder farb zu Münden am 26. 
Sebruar 1834. 

Umriffe und Zeichnungen in erhabener (Feder⸗- und Granon:) 
Manier können bei forgfältiger Behandlung der Zeichnung ſowohl als 
des Druds von der nämlichen Platte 2 bis 3000 mal abgedrudt wer: 
den, ohne daß ein fehr mwefentlidyer Unterfchied in den Druden zu bes 
merken wäre; vertiefte Zeichnungen fogar 20 bis 30,000 mal. Ue⸗ 


— 
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berhaupt hat die Lithographie in der neuern Zeit Rieſenfortſchritte 
gemacht. 

Es iſt begreiflich, daß die Finanzhoheit des Staats, bald nach Er⸗ 
findung der Steindruckerei, auch nach dieſer als Conceſſionsgegenſtand 
griff und eine Quelle des Staatseinkommens daraus machte. Hierzu 
kam, als Theil des Buͤcherregals, daß man zu dem Rechte, Kunfts 
und Buchhandlungen, Buchdruckereien und Buͤcher zu privilegiren, auch 
das Privilegium von Steindruckereien zog. Dies geſchah unter Anderem 
durch kaiſ. oͤſterreichiſche Decrete vom 10. Dec. 1816, 12. Mai 1818 
und 12. Sept. 1819, betreffend die Verleihung und Ausübung ber 
Steindruderei und Pupierographie. 

Der Steindrud hatte fich der in den legten Jahrzehnten in Deutfch- 
land dem Buͤcherdruck gewordenen fhügenden Maßregeln gegen den 
Nahdrud mit zu erfreuen, bagegen hat er auch mit bemfelben das 
nämlihe Martyrologium., Hinfichtlich der erfteren vergl. Klüber’6 
Öffentliches Recht des deutfchen Bundes und der Bundesftaaten (Frank⸗ 
furt a.M., 1840) 8.505. Not. f. und den vorhin citirten Artikel „Kunft, 
im Zufammenhbange mit Staat und Politik” a. a. O. 
S. 598. Hinfichtlid der legteren ift zu bemerken, daß die Praͤven⸗ 
tiomaßregeln gegen den Bücherdrud durch Bundesbefchluß auch auf den 
Steindrud ausgedehnt wurden, und daß noch vor Kurzem das Eönigl. 
preuß. Minifterium erklärte, es habe keinen Anftand, daß die hinfichte 
lich der polizeilichen Beauffihtigung des Steindruds im Allgemeinen 
vorliegenden Beflimmungen audy auf den fogenannten Ueberdbrud ihre 
Anwendung fänden. Während fo ftreng die Vervielfältigung des Buch 
ftabens, in welcher Form fie gefchehe, überwacht wurde, hatte man, 
ebenfall8 in Preußen, dem Bilde einen etwas größeren Spielraum 
gegönnt und es von den hinfichtlich des Buch ſtabendrucks beftehen- 
den Genfurmafregeln, die man dabei alg erceptionell erkannte, für 
ausgenommen erklärt. Dies hatte ſich denn aud für eine Reihe in 
Steindrud ausgeführter und meift in Berlin oder Magdeburg erfchies 
nener Garicaturen günftig ermwiefen, Aber bie gleichzeitig ergangene 
Beftimmung, daß Unterfchriften der Bilder, oder fonft Bezeichnungen 
der Gegenftände auf denfelben duch Worte u. dgl., der Erlaubniß der 
Genfurbehörde unterlägen, hatte jene Gonceffion in ihrer Wirkung doch 
fehr mobdificirt, ganz davon abgefehen, daß ben erfcienenen Bildern, 
wenn man fie politifch befonders anftößig fand, das Aushängen in den 
Läden verwehrt wurde, oder gar Befchlagnahme auf dem Fuße folgte, 
ohne daß man von einem fid an diefe Procedur fchließenden gericht> 
lichen Verfahren, welches dann doch an feiner Stelle gewefen wäre, et= 
was gehört hätte. Indeſſen ift durch Gabinetsordre vom 3. Februar -1843- 
auch für Garicaturen ohne Schrift die Genfur angeordnet worden, 100: 
durch dann diefe Art, Anfichten öffentlich und einigermaßen ungehemmt 
auszufprechen , nach kurzem Beftehen ebenfalls ihr Ende erreicht hat. 

8. Buchner. 

Stellionat, f. Faͤlſchung. 
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Stempel nennt man 1) ein Werkzeug, mittelft beffen irgend 
ein Zeichen auf eine etwas weichere Maffe eingedrüdt oder mit Farbe auf 
gedrückt wird; 2) das Zeichen, meldes mit einem foldhen Werkzeuge 
einem Stoffe aufgedrüdt if. Das Stempeln geſchieht in der Regel, 
um den Urfprung, bie Aechtheit oder die Güte eines Gegenftandes zu 
beglaubigen, wie bei den Münzen, Gold= und Silberwaaren und ver: 
fhiedenen Fabricaten; manchmal aud, um die Schlechtigkeit zu bezeich- 
nm und jede Beflerung unmöglidy zu machen, wie das Brandmarken 
ber Verbrecher. Endlich hat auch ein Sinanzkünftler die Erfindung ges 
madıt, das, Papier zu beftempeln und die Leute zu zwingen, daß fie fich 
deffelben in beftimmten Fällen bedienen müffen. Der Staat läßt ſich 
das Stempelpapier theuer bezahlen und zieht aus dem Verkaufe eine 
Einnahme, welche ald Stempelabgabe, » Gebühr oder «Geld bekannt 
if. Diefer Finanz-Gutenberg war ein Holländer; es foll hohe Beamte 
geben, die feine Erfindung höher fehägen als jene des Mainzer; auch 
bat man nie gehört, daß ihr das Imprimatur verfagt worden märe. 
Als die Generalftaaten, im erften Viertheil des 17. Sahrhunderts, um 
die Koften ihres Rieſenkampfes gegen Spanien zu beftreiten, alle da= 
mals befannten Steuern eingeführt hatten und body nicht Geld genug 
aufbringen konnten, fchrieben fie eine große Belohnung für den aus, 
welcher eine neue Steuer erfände, die viel eintrage und doch nicht druͤ— 
dend fei. Unter allen Bewerbern erhielt derjenige den Preis, melcher 
die Einführung eines vectigal, chartae vorfchlug, und fo wurde das 
Stempelpapier im Jahre 1624 in Holland durch eine Ordonnanz ein» 
geführt, welche die vortrefflichen Eigenfchaften defjelben auseinanderfegte. 
Man will zwar den Holländer des Plagiats befhuldigen, indem man 
fhon ältere Spuren von Stempelpapier anführt; allein diefe find doch 
bei Weiten nicht deutlich genug, um ihm die Ehre feiner Erfindung zu 
tauben, Die Novelle 44, 2 Juſtinian's ſpricht zwar von einem Zei- 
hen für Actenpapier, deffen Abfchneiden fie verbietet, um Fälfhung zu 
verhüten, aber von einer Abgabe. Eben fo unficher ift die Angabe, 
dab fhon um die Mitte des 16. Sahrhunderts in Spanien ein Stem: 
pel beftanden habe. Dagegen ift e8 gewiß, daß, fobald einmal Holland 
die neue Erfindung angewendet hatte, die Spanier ſich beeilten, von 
dem Beifpiele ihrer Rebellen Nugen zu ziehen und den Stempel in ih» 
tem Lande einzuführen. Frankreich folgte nach, die deutfchen Reichslaͤnder 
blieben nicht zurüd, und im Anfange des 18. Jahrhunderts gab es in 
Europa wohl nur wenige Regierungen, bie nicht Stempelgefälle unter 
ihre Einnahmen zählten (Sachſen und Brandenburg feit 1682, Nuͤrn⸗ 
berg 1690, Hannover 1709 u. f. w.). Die fchnelle Verbreitung darf 
und nicht wundern, denn es ift eine große Wahrheit, die unfer guter 
alter Adam Smith in den Worten ausdrüdt: „There is no art which 
one government sooner learns of another than that of draining mo- 
ney from the pockets of the people. ( Es gibt feine Kunft, welche 
eine Regierung ſchneller von der andern lernt, als bie, dem Volke Geld 
aus der Taſche zu locken““). Der Verſuch der britifchen Regierung, die 


160 | Stempel: 


Stempeltare in den nordamerikaniſchen Golonieen einzuführen, gehört 
mit zu den Anläffen, welche die Gährung erzeugten, die zum Freiheits⸗ 
Eriege und zur Trennung von dem Mutterlande führten. Die Parlas 
mentsacte vom 22. März 1765, welche die Einführung des Stempels 
in den Golonieen verfügte, wurde Übrigens 1767 wieder aufgehoben. 

Um die Stempelabgabe einträglich zu machen, mußten natürlidy recht 
viele und häufig vorkommende Schriften derfelben unterworfen merden. 
Diefe Ausdehnung auf die verfchiedenartigften Gegenftände hatte dann 
zur Folge, daß die Natur der Abgabe Eeine beftimmte blieb. Daran 
war freilih den Finanzmaͤnnern wenig gelegen, denen es nur darum zu 
thun ift, Geld zu befommen; wohl aber unferen deutſchen Staatswirth> 
fhaftslehrern, denen vor Allem ein Elares Spitem am Herzen liegt. 
Unter welhe Rubrik foll man aber die Stempelabgabe bringen? Was 
für den Gerichtsftempel paßt, gilt nicht für den Kartenftempel, und bie 
Stelle, welche diefem angemeffen ift, paßt wieder nicht für den Stem⸗ 
pel von Wechſeln und Quittungen. Ein Beifpiel folder Berlegenheit 
gibt von Zufti in feiner Staatswirthfhaft vom Jahre 1758, 
wo er fagt: „Das Stempeln der Kalender und dergleichen Dinge kann 
ich gar nicht billigen; denn ber Grundfag, den einige Gameraliften ha» 
ben, daß fie ſolche Dinge zu Gegenftänden der Abgaben ausſuchen, die 
nothwendig find und von Jedermann gebraucht werden, es mag babel 
etwas gewonnen werden, oder nicht, tauget ganz und gar nichts.” Zu 
diefem Urtheil fagen wir von Herzen Amen. Dann wirft von Juſti 
den Stempel in eine Glaffe mit der Accife auf Papier und dem Ein» 
gangszoll von Papier und Büchern. Das Stempelpapier, „fo bin und 
wieder bei den gerichtlichen Proceffen eingeführt iſt,“ rechnet er zu den 
Lurusfteuern oder denjenigen Abgaben, „durch welche man ein morali= 
ſches Uebel im Staate zu hemmen die Abficht hat.” Von bdiefen fagt 
er: „Meines Erachtens nüsen alle diefe Arten von Abgaben nicht viel. 
Mur das Stempelpapier kann man als die unfchädlichjte darunter anfes 
hen. Es ift ein mißliches Gefchäft, wenn man da ein Syſtem fucht, wo 
gar feines vorhanden iſt, ſondern nur die Abficht, möglichft viel Geld her: 
auszupumpen. 

Wir unterfcheiden eine dreifache Natur der Stempelabgabe, näm: 
lih: 1) eine Gebühr für gerichtliche und adminiftcative Handlungen, 
wegen deren die Bürger fi) an Staatsbehörden wenden; 2) eine Steuer 
von der VBertheilung der Güter, insbefondere von Eigenthumsvers 
änderung bemeglicher und unbemweglicher Güter ; 3) eine Verbrauchs— 
fleuer von manchen Gegenftänden. — Das Beftempeln des Papiers für 
die Schriften oder der Gegenftände felbft (Kalender, Karten u. f. w.) ift 
dann die Form, unter welcher diefe verfchiedenen Gebühren und Abgaben 
erhoben werden, deren Natur fehr ungleichartig ift, obgleich nicht nur bie 
Form, fondern auch die Erhebungsämter für alledie nämlichen find. Diefe 
drei Naturen liegen 3.3. in der Definition der Stempelfteuer in Preus 
Ben, welche „für das zu gerichtlichen und verfchiedenen außer— 
gerihtlihen Verhandlungen und Ausfertigungen vorgefchriebene ges 
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fiempelte Papier, für Spielfarten und für die Beftempelung der 
Wehfel, Kalender und Zeitungen entrichtet wird.‘ — 

Daß die Bürger in Fällen, wo fie die Thätigkeit von Behörden für 
ihre Angelegenheiten befonders in Anſpruch nehmen, dafür eine Gebühr 
entrichten, kann dem Princip nad) nicht mißbilligt werden. Früher wurden 
diefe Gebühren zur ganzen oder theilweifen Befoldung der betreffenden 
Stellen unmittelbar verwendet, fo daß andere Zweige des öffentlichen 
Einfommens zu biefem Zwede nur fo weit in Anfprudy genommen 
wurden, als der Ertrag der Gebühren nicht reichte. Dagegen erhoben 
fi aber viele Bedenken. Richter und Berwaltungsbeamte kommen in 
Verfuhung, ihre Procefverhandlungen und Schreibereien unnöthig zu 
vervielfältigen, um den Ertrag der Gebühren zu erhöhen; es laufen 
noch andere Mißbräuche mit unter, wie man es 3. B. hauptſaͤchlich 
dem Bezahlen und Zariren folder Schriften nad) ihrer Ränge zu dans 
fen bat, daß der Actenſtyl in allen Ländern der Chriftenheit in feinen 
fpriwörtlich gewordenen Schwulft und die tödtliche Wortmacherei aus⸗ 
geartet if. Die erwähnten Mißbraͤuche haben in neuerer Zeit faft 
überall dahin geführt, daß ſolche Gebühren nicht mehr von den betreffenden 
Beamten unmittelbar bezogen, fondern von Erhebern eingenommen und 
dem Staate verrechnet werden. Bei diefer Anordnung und anderen 
zweckmaͤßigen Vorkehrungen ift gegen den Stempel’ald Gebühr für ges 
tihtlihe und Wermwaltungshandlungen nichts einzuwenden. Wer ihn 
fheut, der mag fidy befinnen, ehe er einen Proceß anfängt, und ſich 
gewöhnen, nicht wegen jeder Kleinigkeit zur Polizei zu laufen, fon- 
dern etwas mehr auf fich felbjt zu bauen. Mer aber gerichtliche oder 
polizeiliche Hilfe anfpricht oder fonft Gefchäfte veranlaft, der kann bil: 
liger Weife einen Beitrag zu dem Aufwand liefern, den die Gefammt: 
beit für Zuftiz und Adminiftration machen muß. Hierbei kommt aller: 
dings zu bedenken, daß nicht gerade für jede Berührung, in die ein 
Bürger mit den Behörden kommt, Stempel gefordert werden foll; aud) 
enthalten die meiften Stempelgefege foldye Ausnahmen. Polis 3. B., 
welcher diefe Belaftung im Uebrigen theils rechtfertigt, theild entfchuls 
digt (!), will nicht, daß für Bitten und Befhmwerden an vorge 
feste Behörden Stempel gefordert werde, weil darin fein rechtmäßiger 
Grund zur Befteuerung liege; vor diefem „weil“ dürften übrigens die 
mwenigften feiner „entſchuldigten“ Stempelfäge Stich halten. (©. Polis 
Staatswiffanfchaften II, 387 ff.) — Endlich ift auch der Umftand zu 
beachten, daß die Stempelgebühr fehr felten die einzige ift, welche ber 
Bürger für die Bemühungen der Zuftiz und Verwaltung zu entrichten 
bat; er wird vielmehr durch Sporteln und Taxen meift hinlänglich 
daran erinnert, daß die Staatshülfe nicht umfonft zu erhalten ift, fo 
daß er kaum noch des Stempels bedarf als Warnung, die Herren Be: 
amten nicht unnöthig zu überlaufen. 

As Steuer auf die VBertheilung der Güter, befonders auf Ue- 
bergang von Eigenthum aus einer Hand in die andere, läßt ſich der 
Stempel mit einem gefunden Befteuerungsprincip ſchwer vereinigen, am 
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Alerwenigften in der Ausdehnung, melche er in mehreren Staaten auf 
biefem Felde gewonnen hat. Dagegen läßt ſich nicht leugnen, daß ge: 
ade diefes Feld ein fehr ergiebiges ift, und zwar um fo mehr, je va: 
ſcher der Umfag fich bewegt. in Volk, deffen Wohlſtand im Aufblü- 
ben ober im Berfall begriffen ift, zahlt an diefer Abgabe mehr als ein 
anderes, deſſen mirthfchaftliche Verhaͤltniſſe flabiler find, weil dort, im 
“einen wie im andern Falle, ein fchnellerer Mechfel des Kigenthums 
vorkommt. Hierbei ift das unbemweglihe Eigenthum von beweglichen 
Gütern zu unterfheiden. Veränderungen im Eigenthume von Liegen» 
fhaften koͤnnen nicht leicht verborgen bleiben; eben fo wenig ſolche, 
wobei gerichtliche Wermögensaufnahmen oder Beurfundungen erforderlich 
find, wie bei Exbtheilungen. Dergleihen Handänderungen koͤnnen uns 
mittelbar befteuert werden, ohne daß die Form einer Stempelabgabe 
nöthig wäre. Dies gefchieht audy durch Abgaben von Käufen, Schens 
tungen und Erbfchaften, wovon die vicesima haereditatum unter Kais 
fer Auguftus als die mit zahlreicher Nachkommenſchaft gefegnete Mut» 
ter anzufehen if. In Baden nennt man diefe Abgabe „Immobilien⸗ 
accis,“ im ber Schweiz „Dandänderungsgebühr” (im Canton Neuem» 
burg droit de mutation), In Holland befteht eine Erbſchaftſteuer, die 
von 5 bis 10 Procent anfleigt, je nach den Graden ber Verwandt» 
ſchaft. Man wundert fich jest über die Abgaben, welche der Grunds 
herr fonft von der Hinterlaffenfchaft des Leibeigenen nahm, als Todt⸗ 
fall, Beſthaupt u. f. w. (Lang, Deutfche Steuerverfaffungen, führt 53 
verfchiedene Namen an); man hat folche Feuballaften nad) und nad 
abgefhafft in Deutfchland; aber in dem Maße, wie dies gefhah, trat 
der Landesherr ein und bezog die „lachende Erbengebühr” (in Bai— 
reuth), „das Lacherbengeld‘ (in Baden), „bie lachende Erbfchaftsges 
bühr‘ (im Speierifchen), den ‚‚Gollateralanfall” (im Ansbachiſchen) u. f.w. 
— Jetzt find auch diefe Namen geſchwunden, aber die Sache ift ge 
blieben, und zwar in größerer Ausdehnung und ftärkerem Maße als früs 
ber. Und neben diefer Sache ift denn noch der Stempel, als Ans 
bängfel der Abgaben von Handänderungen, hinzugefommen. Die Hols 
länder haben, neben allen anderen Abgaben von Erbfchaften, noch ein 
Stempelpapier für Teſtamente, deſſen Preis fich nach der Größe der 
Hinterlaffenfhaft richtet. Wenn ein zu geringes Papier genommen toird, 
fo erfolgt als Strafe die Confiscation der Erbſchaft. Der Preis des 
Papiers fleigt von 3 Stüver bis 300 Fl. der Bogen. Andere Ränder 
haben blos Stempel für Eigentbumsveränderungen, 3. B. Preußen 
(f. unten). — In England beträgt die Stempeltare 

für Eigenthumsveränderungen im Werthe von 300—500 Pf. St. — 3 Pf. 
’ 5 s ⸗ ⸗ -750 - 1000- — 9⸗ 
u. ſ. w. — Ein weiteres Mittel zur Beſteuerung der Eigenthumsver⸗ 
aͤnderungen beſteht darin, daß dieſelben in ein beſonderes Regiſter 
eingetragen werden muͤſſen, wofuͤr eine Regiſtergebuͤhr erhoben 
wird. Auch dieſe beſteht in Holland neben dem Stempel und den 
uͤbrigen Abgaben; ſie wird fogar bei dem Verkaufe von Schiffen erho—⸗ 
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ben, die man als Häufer auf dem Waſſer hierher zieht. Frankreich hat 
den Stempel und bie Regiftergebühr (timbre und enregistrement), 
doch ift die legtere an die Stelle ber früheren Abgaben ber Eigenthums⸗ 
veränderungen von Liegenfchaften getreten. 

Was nun die andere Art von Gütervertheilung betrifft, jene naͤm⸗ 
fi, die nicht nothwendig in dem Augenblide, wo fie vor fich gebt, 
zur Kenntniß einer Behörde tommen muß, aber doch, um conftatirt 
zu werben, einer fchriftlichen Urkunde bedarf — fo kann dieſelbe nicht 
leicht unmittelbar befteuert werben. Hier fpielt die Form des Stempels, 
zum Theil auch der Regiftrirung, ihre Hauptrolle, während fie bei der frü« 
her erwähnten Art oft nur ald Anhängfel anderer Abgaben erfcheint. Man 
zwingt die Betreffenden, alle ſolche Urkunden ftempeln zu laffen, oder fich 
des Stempelpapiers dafür zu bedienen; manche Verhandlungen , bei benen 
es angeht, maüffen auch regiftrirt werden, unter dem Präjubig, daß fie 
fonft von Gerichten oder Verwaltungsftellen vorkommenden Falls nicht als 
gültig anerfannt werden. Man hat das Recht bes Staates zu biefer Art 
von Beftenerung bed Verkehrs daraus herleiten wollen, daß durch das 
Stempeln ober Regiftriren das Eigenthum eine ſtaͤrkere Garantie erlange, 
als es im allgemeinen Staatsfhug findet. Allein diefer Grund ift faft 
eben fo lächerlich, ald wenn man behaupten wollte, die Steuerpflicht über: 
haupt habe ihren Grund darin, daß ſich der Staat die Mühe gibt, durdy 
feine Agenten die Steuercapitalien ausmitteln und in das Katafter ein⸗ 
tragen zu laſſen. Hieher gehört die Stempelabgabe von Schuldver⸗ 
fhreibungen, Kauf> und Miethverträgen (fo weit fie nicht unter ber 
vorigen Glaffe begriffen find), Frachtbriefen, Rechnungen für gelieferte 
Arbeit, Quittungen, Wechfeln u. dgl. — Am Schädlichften für den 
Handelsverkehr wirkt der Wechfelftempel. Ferber bezeichnet bie 
große Ausdehnung befjelben als eine Urfache von dem Verfall des Wech⸗ 
felhandels (Beiträge zur Kenntniß des gewerblichen und commerciellen 
uftandes der preufifchen Monarchie S. 234). Die Holländer, welche 
fo eifrig mit dem Stempel verfahren, daß felbft die Quittungen für 
entrichtete Steuerfchuldigkeit den Pflichtigen eine Stempelabgabe koſten 
— maren doch fo gefcheidt, daß fie Wechfel und aͤhnliche Handelspapiere 
freiließen. Der Vorwurf, den man den Abgaben von Eigenthumsvers 
änderungen überhaupt macht, baß fie den Gapitalftod angreifen und 
ſchmaͤlern, trifft natürlich auch den Stempel, fo weit er hieher gehört, 
mit den mweitern Zufage, daß die le&tgenannten Arten defjelben auch 
noch der vortheilhafteften Gütervertheilung hemmend in den Weg treten. 

Eigentlihe Verbrauchſſteuer emdlich ift der. Stempel von Kar⸗ 
tm (in England aud von Mürfeln), Kalendern, Zeitungen und Zeit 
ſchtiften. Der Kartenftempel kann als Lurusftener gelten; er trägt in 
der Megel wenig ein; in Baden warf er gegen 6000 Fl. ab und wurde 
1831 aufgehoben. Gegen die Stempelabgabe von Zeitungen und ans 
deren periodifhen Schriften fprechen erhebliche Gründe bei denen, melde 
die Belehrung und Bildung des Volkes befördert und nicht gehemmt 
ju fehen wünfchen. In England und Frankreich * der Zeitungs⸗ 
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fiempel leichter geträgen werden, da einerfeits Gedankenfreiheit befteht, 
andrerfeitd die Öffentlichen Blätter ganz oder. beinahe unentgeltlich durch 
die Poft verfendet werden. In bdeutfchen Staaten dagegen, mie in 
Preußen, erfcheint der Zeitungsftempel neben der Genfur und den un- 
geheuern Poftprovifionen als ein wahrer Luxus zur Befchränkung der 
Theilnahme des Volkes an Öffentlichen Angelegenheiten. 

Der Preis des Stempelpapiers, welches der Staat verkauft, alfo 
die Größe der Abgabe, wird feftgefegt: | 

1) Nach der Natur der Eingaben oder Müsfertigungen, welche auf 
Stempelpapier gefchrieben werden müffen, und die zu diefem Behufe in 
Glaffen eingetheitt werden — Glaffenftempel. 

2) Nach der Größe der Summe, über welche in einer Urfunde 
verfügt wird — Grabationsftempel. 

3) Nach der Größe des Stempelblattes oder Bogens (für y, 4, $ 
und einen ganzen Bogen) — Dimenfionsftempel. 

Als Beifpiel eines Claffenftempels führen wir aus dem preu- 
ßiſchen Gefege folgende Beftimmungen an: 

5 Sgr. bezahlen Geſuche und Eingaben, Gefindeentlaffungsfchei- 
ne, amtliche Ausfertigungen in geringfügigen Gegenftänden. 

15 Sur. Dienftabfchiede, amtliche Attefte, erheblichere Ausferti— 
aungen, Beftallungen, Gautionsinftrumente, Geffionen, Kundfchaften, 
Lehrbriefe, Neifepäffe, Vollmachten, Wanderbuͤcher u. dgl. 

2 Neichsthaler Adoptiong:, Ehe-, Erbtheilungsverträge, Leichen: 
päffe, Majorennitätserflärungen, Teftamente. 

5—20 Thlr. Entſcheidungen in Givilproceffen, deren Gegenftand 
nicht in Geld gefchägt werden kann. 

10 Thlr. kriegsrechtliche Erkenntniſſe. 

5—50 Thlr. Entſcheide in Straf- und Injurienſachen. 

Dem Gradationsftempel unterliegen nah dem nämlichen 
Geſetze: 

Wechſelbriefe, im Lande traffirt mit » . 2 VProcent. 

(Bor 1830 zahlten fie das Doppelte). 

Actien, Schuldbriefe, Quittungen, die einer Staatsbehörde vorge: 
let werben — > 0 een. FG Procmt. 

Käufe von Mobilien, fo weit fehriftliche Ausfertigung 
nöthig ift, Pacht: und Miethverträge, Auctionsprotocolle 4 s 

Affeeuranzpolioen . 2 2 2° 4Proc. der Prämie. 

Käufe von Immobilien, Erbpachte, Erbfchaften von 
Ehegatten, Givilprocefentfheidungen bis zu 1000 Thlr. 
(darüber —F Pre.) » > 2 2 2 0 nen 

Erbſchaften der natürlichen, legitimirten und der Adop⸗ 
EIDEERDER a. 2: 0 re nn er en 5 8 

Erbfhaften von anderen Verwandten bis zum 6. Gras 
de, von Stief» und Schwiegereltern und Kinden -» - 4 ⸗ 

Erbſchaften im 7. und einem weiteren Grade, von 
Schwaͤgern und Nichtverwandten.. 48 ⸗ 
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Der englifhe Gradationsftempel von Schuldverfchreibungen be— 
trägt: bis zu einer Summe von 50 Pf. St. — 1Pf. St. 
von 54—100 ss  — 1.10 Sc. 
111—200 =: — 2ı — >: 
10,000 — 15; — 
20,000 — 295, — 

Andere Schriften (Gontracte) bezahlen eine Stempeltare von 1 Pf. 
15 Sch. bis zu einer Länge von 3O Seiten und für jede meiteren 15 
Seiten ein Pfund mehr. — 

Frankreich hat Eeinen Glaffenftempel, fondern nur einen Gra⸗ 
dationsftempel, der fehr einfach ift, indem er für alle Fälle 4 vom 
Zaufend beträgt; ferner einen Dimenfionsftempel für ſechs Sors 
ten verfchiedener Größe, vom Dctavblatt für 5 Sous bis zum grand 
registre für 14 Franken; bei diefem größten Format dürfen hoͤchſtens 
35 Zeilen auf die Seite gefchrieben werden. 

Der Ertrag des Stempeld macht in ben Ländern, mo er weit 
ausgedehnt und hoch gehalten ift, eine nicht unbedeutende Quote ber 
Staatdeinmahmen aus. In Frankreich erträgt ber timbre zwar nur 26 
bis 28 Millionen Franken jährlich; dagegen das enregistrement unges 
fähr 160 Millionen. Großbritannien zahlt an Stempeltare jährlid) 
zwifchen 6 und 7 Millionen Pfund Sterling; Preußen gegen 3 Millios 
nen Reichsthaler; der Canton Bern an 70,000 Schweizerfranten. 

Das neue Berner Stempelgefeg vom 20. März 1834, welches 
wir als letztes Beifpiel in diefer Materie anführen wollen, enthält im 
Weientlihen folgende Beftimmungen. 

Das Stempelamt verkauft dur die Amtfchreibereien und die Un— 
terverfäufer den ganzen Bogen Stempelpapier zu. 4 Basen, den halben 
Bogen zu 2 Basen, das Quartblatt zu 1, das Dctavblatt zu 4 Bapen. 

Dem Stempel (Dimenfionsftempel) find unterworfen: 

a) Die Schriften, welche in dem Cantone zum Beweis von Rech— 
ten und Verpflichtungen abgefaßt werden, wie: Verträge, einfeitige Wil 
Imsverordnungen, Sprüche, Zeugniffe und Scheine aller Art *). 

b) Die Abfchriften und Auszüge aus öffentlichen Negiftern, Ma: 
nualen und Lagerbüchern, die zu einer Beweisführung dienen follen; alle 
notarialifchen Acten, fo wie auch alle Acten, bie einer amtlichen oder 
notarialifchen Beglaubigung oder einer Legalifation bedürfen. 

ce) Die Acten in ftreitigen und nichtftreitigen Juſtizſachen. 

d) Die Rechnungen, Bittfchriften und Vorftellungen, bie an Re 
gierungsbehördenr gerichtet find. Bei amtlichen Güterverzeichniffen, wo 
das reine Vermögen die Summe von 2000 Fr. überfteigt, dag Duplis 
cat, welches den Erben zugeftellt wird, die Wermögensverzeichniffe, 


N) um Zweifel zu befeitigen, nennt das Geſetz cine Reihe von Schriften, | 
die dem Stempel nicht unterliegen, fo wie Beftimmungen über das Viſa der 
Criminal⸗ und Polizeiacten. 
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welche bei Uebernahme einer Bormundfchaft aufgenommen werben, wenn 
das reine Pupillarvermögen über 10,000 Fr. anfteigt. 

e) Die Reifepäffe und die Fuhrbriefe von verfendeten Waaren. 

f) Die Quittungen oder Befcheinigungen von Geldbeträgen und die 
im Canton ausgeftellten Wechſel und Anweifungen zu Erhebung von 
Bezahlungen. 

8) Die Pläne und Zettel von bewilligten Lotterien; die fremden 
Zeitungen, die im Lande ausgegeben werden, wenn feine Reciprocitäts: 
verhäftniffe darüber Statt finden, welche der Regierungsrath anzuerken- 
nen hat; die Ankündigungen und Berichtzettel, durch die ein Erwerb 
bezwedt wird, und die Kartenfpiele. 

Die fremden Zeitungen, welche hiernach dem Stempel unterliegen, 
bezahlen, wenn fie aus Schweizercantonen kommen, vierteljährlich fo oft 
zwei Bagen, als fie in der Woche erfcheinen; die ausländifchen viertel: 
jährlich 74 Bagen, wenn fie weniger als dreimal, und 15 Basen, wenn 
fie öfter in der Woche erfcheinen. Die unter g bemerkten Antündiguns 
gen und Berichtzettel zahlen 2 Basen für den Foliobogen, 1 Rappen 
für Eleineres Format. Jedes Kartenfpiel zahle 1 Bagen. Geſundheits⸗ 
ſcheine für das Vieh entrichten 3 Rappen für ein Stud, 5R. für zwei 
und einen Basen für mehr als zwei Stüd. Der Ertrag biefer Abs 
gabe fließt ohne allen Abzug in bie Biehaffecuranzcaffe. 

Ungeftempelte Borftellungen und Bittfchriften werben blos mit Nichts 
beachtung beftraft. Ungeftempelte Karten, fremde Zeitungen und Ans 
Fündigungen mit 4, 10 bis 40 Franken; der Gebrauch von ungeftempels . 
tem Papier bei ftempelpflichtigen Schriften mit 40 bis 60facher Stempelge⸗ 
bühr, Verfaͤlſchung des Stempels mit Gefängniß , das in ben ſchwerſten 
Fällen bis zu 12 Jahren Schellenwerkftrafe geht. — Gegen die Stempel: 
abgabe herrſcht Fein Widerwille unter dem Volke, und bei allen Vorfchlägen 
von Finanzreform, die feit 1831 gemacht wurden, hörte man feine Klage 
dagegen und feinen Antrag auf Aenderung. Karl Mathy. 

Steuern, Steuerwefen. — Diefer Gegenftand ift in einer 
Reihe von Abhandlungen, größtentheild von Rotted’s Meifterhand, 
in ben früheren Bänden des Staatslexikons beinahe vollftändig ers 
fhöpft, fowohl was die Theorie der Befteuerung, als was die einzel 
nen Abgabenzweige betrifft. Nur die Gewerbfteuer und bie als 
Form ihrer Erhebung damit zufammenhängende Patentabgabe find 
hieher verwiefen; zwei andere Steuergattungen, Zehnt und Zoll, 
jene den Rohertrag bes Bodens, diefe den auswärtigen Handel treffend, 
werden in befonderen Auffägen nachfolgen. Um die Ucberficht und das 
Nachſchlagen zu erleichtern, beginnen wir mit einer kurzen Zuſammen⸗ 
er Beer bieher gehörigen Artikel. j 

n dem Rechte des Staates, feine Angehörigen zu befteuern, 
handelt ber Artikel „Finanzhoheit‘, worin zugleih ber Grundfag 
durchgeführt ift, daß die Höhe ber Steuern am Beften buch den Ges 
ſammtwillen beftimmt wird. — Unter „Abgaben”, fobann: „Indi— 
vecte und birecte Steuern” — hat Rotted die Zheorie ber Bes 
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fteuerung entwickelt und hiernach die beftehenden Steuern getwürbigt. 
Die Hauptfäge find folgende: Die Steuern find Abgaben, welche den 
Staatsangehörigen mit Bezug auf ihre ‚allgemeine flaatsrechtliche Pflicht, 
zu den Laften des gemeinen Weſens aus dem Ihrigen beizutragen, aufe 
gelegt werden. Das Rehtsfundament der Steuerpflicht ift die 
Zheilnahme an den Wohlthaten des Staatsvereines; das Maß derfel- 
ben Befig und Erwerb, ober Vermögen und Einkommen, melde ans 
nähernd einen Maßftab der Zheilnahme an den Wohlthaten bes Staats- 
verbandes abgeben. Hiernach wird zunächft eine mäßige Kopffteuer, 
für den Schug der Perfon, gerechtfertigt; fodann eine allgemeine Ver⸗ 
mögens- und Einfommenfteuer. Da aber biefe einzige Steuer 
in der Praris als unausführbar gilt, fo follten mwenigftens alle Güter 
quellen gleichmäßig beigezogen werben. Man hält ſich dabei nicht for 
wohl an die Perfonen, ald an bie offen vorliegenden oder leicht zu er= 
mittelnden Steuerobjecte und unterfcheidet: Grund- und Gefällfteuer, 
Häufer:, Bewerb» und Gapitalfteuer ; endlich eine Claffenfteuer von je: 
dem andern Einkommen, aus Befolbungen, Kunfts und MWiffenfchafts: 
betrieb. V lich erfcheinen bie Naturalabgaben , vorzüglic) der Zehnt, 
die ungerechteſſe von allen. Die fogenannten inbirecten Steuern 
vertragen ſich nicht mit dem Princip, wonach die Beitragspflicht nad 
Dermögen und Einfommen bemeffen werden foll. Sie haften naͤmlich 
an dem Verbrauch gemwiffer Gegenftände, geben alfo einen Mafftab 
für die Größe des Vermögens oder Einkommens, fondern nur für aus 
genblidlihe Zahlungsfähigkeit. In dem Artikel „indirecte und directe 
Steuern” werden die Gründe für und wider beleuchtet. Fuͤr bie indi- 
recten Abgaben werden angeführt: 1) bie Unzulänglichkeit der directen 
Steuern zur Beſtreitung der Staatsbebürfniffe; 2) die leichte Entrich- 


tung der indirecten, denen ſich der Einzelne duch Entbehrung von Ge 


nüffen mehr oder weniger entziehen Eönne; 3) der Umftand, daß fie 
nicht, wie häufig die directen, in einem Augenblide ber Zahlungsunfä- 
bigfeit gefordert werden, indem man nur faufe, wenn man Geld habe (2); 
4) Genuß und Verzehrung richten ſich ebenfalls nad Wermögen und 
Einfommen, mithin nähern ſich die indirecten Abgaben dem wahren 
Princip; 5) ein vollftändiges, alle Quellen des Einkommens umfaffen: 
des Syſtem directer Steuern fei nicht durchzuführen und feine Unvoll- 
fommenheit werde durch die indirecten Steuern ergänzt. 6) Die indi« 
teten Steuern haben endlich den Vortheil, daß fie die Fremden, 
welche im Lande Fürzere oder längere Zeit verweilen, ebenfalls treffen. 
Die meiften diefer Argumente werden in dem angeführten Auffage wis 
derlegt und das Mefultat wird dahin gezogen: Die indirecten Steuern 
euben auf einem, vom Standpuncte des Rechts höchft bedenklichen, wo 
nicht völlig verwerflichen Princip, nämlich auf dem SPrincip des 
Habhaftwerdens; fie können unmöglich die Gleichheit oder Verhaͤlt⸗ 
nifmäßigkeit der Befteuerung herftellen; ihr wahres Gemicht für den 
Einzelnen und die Gefammtheit läßt ſich nicht beftimmen; fie verurfa- 
Gen Freiheitsſtoͤrung, Gefhäftshemmung, perfönliche Kraͤnkung und 


» 
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find der Volksmoralität gefährlich. Diefer gewichtigen Bedenken unge: 
achtet wird doch nit unbedingt über jede imdirecte Steuer ber 
Stab gebrochen; es wird die Befteuerung von Lurusgegenftänben, 
felbft von allgemeinen Lebensbedürfniffen, unter den Bedingungen einer 
zweckmaͤßigen Auswahl, mäßigen Anfägen und einer humanen Verwal: 
tung für zuläffig erklärt; am Schluffe folgt eine Weberficht der Haupt: 
flimmen, ſowohl der Vertheidiger, als ber Gegner. 

Außer der allgemeinen Entwidelung des Steuermwefens vom ftaatds 
rechtlichen, volkswirthſchaftlichen und finanziellen Gefihtspuncte in ben 
genannten Abhandlungen find in befonderen Artikeln noch folgende Ab: 
gabenzweige behandelt: „Grund⸗-⸗, Grundgefäll: und Häufers 
feuer” (hieher ift auch der Artikel „Cataſter“ zu rechnen), 
Befoldungsftieuer, Capitals, Erbfchafts:, Kopf-, Lurus», 
Perfonal: und Claffenfteuer, Einfommenfteuer (fämmtlic, 
bis auf ben legten, von Rotteck); endlih noch Acciſe, von bem 
Verfaſſer diefer Zeilen. Mit diefer Weberficht ift zugleich nachgemiefen, 
* wir uns hier auf die Gewerbſteuer und Patentabgabe zu beſchraͤnken 

aben. | 

Die Gewerbe find Anftalten, worin Naturkräfte, Arbeit und 
Capital vereinigt zur Hervorbringung und Veredelung von Gütern mir 
fen. Dies gilt von dem Fifcher, der felbft Unternehmer, Arbeiter und 
Eigenthümer feines in Kahn und Negen beftehenden Capitals ift, bis 
zu dem Fabricanten, der fremdes Gapital und Hunderte von Arbeitern 
zu einem Gefchäfte verwendet, beffen Leitung ihn ausſchließlich in An; 
fprudy nimmt. Das Einkommen des Unternehmers aus dem Betriebe 
des Gemwerbs pflege man Gemwerbsgemwinn zu nennen; befchäftigt er ° 
eigenes Capital, fo gebührt ihm außerdem der Zins, und wenn er 
felbft Hand anlegt, mie die meiften Handwerker, aud der Arbeitss 
lohn. Nah dem Grundfage, jedes Einfommen zu befteuern, ift die 
Gewerbfteuer, welche dem Unternehmer von feinem Gewerbsgemwinne 
aufgelegt wird, eine gerechte Abgabe; allein fie foll nah dem reinen 
Eintommen bemeffen werden und nur einen verhältnigmäßig gleichen 
Theil defjelben treffen, damit nicht ungleiche Belaftung und Verkuͤmme— 
rung der Induſtrie erfolge. Hier zeigen fich aber in der Ausführung 
Schwierigkeiten, welche völlig befeitigt ‘oder überwunden zu haben, feine 
Geſetzgebung fih rühmen wird. 

Eine Bodenflähe läßt ſich ausmeſſen, ihre Ertragsfähigkeit ab» 
fhäsen, ber Aufwand für Ausfaat, Beftellung, Düngung, Ernte, 
Ausdrefhen und Zransport auf den Markt kann ermittelt und der 
Neinertrag annähernd beftimmt werden, obgleich der Eönigl. baieris 
fhe Sinanzminifter im Jahre 1828 denfelben ein Gedanfenunding 
genannt hat. Kin Wohnhaus bietet in dem überbauten Areal, den 
Kaufpreifen, dem Miethswerthe Anhaltspuncte für die Belteuerung. 
Allein den Reinertrag eines Gewerbes auszumitteln, Regeln für die An: 
lage der Gemwerbfteuer aufzuftellen, die dem Zwecke entfpredyen, ift nicht 
fo leicht. Die Verfchiedenheit der Gewerbe ift außerordentlich groß, von 
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denen, welche das Metall zu Tage fördern, bis zu jenen, melde dem 
Lurus und der Mode dienen; von dem Schuhflider, der aus feinem 
Buche lernt, was reines Einkommen fei, bis zu der Bank, deren Theils 
baber ihre Dividenden einftreichen, von denen nur felten ein Robert 
Deel ein Scherflein abfordert für den Staat. Nicht minder verfchies 
den iſt das Verhaͤltniß zwifchen ftehendem und umlaufendem Gapital 
mit Arbeitstohn, meldyes auf die Berechnungen des Unternehmers mes 
fentlihen Einfluß übt. Endlich hängt auch bei ganz gleidyartigen Ge: 
werben der Gewinn von fo vielen wechfelnden Umftänden, von’ der 
kürzeren oder längeren Zeit des Umfages, von günftigen oder ungünftis 
gen Gonjuncturen ab, daß er fich felbit bei dem Einzelnen nicht firiren, 
geſchweige durch allgemeine Vorfchriften ermitteln ließe. Den Gedanken, 
die Gewerbfteuer fo einzurichten, daß fie Jedem einen gleichen Theil 
des reinen Einfommens aus dem Betriebe feines Gefchäftes wegnehme, 
wird man daher um fo mehr aufgeben müffen, als der Verfuch, bdiefen 
Zweck zu erreichen, zu fortgefegten Nacfpürungen in den Büchern, 
Rechnungen, Werfftätten und Magazinen führen müßte, von deren Er- 
gebnif weitaus nicht fo große WVortheile zu erwarten find, als die Maß: 
tegeln für den Gewerbsmann beläftigend und nachtheilig wären. Es 
bleibt daher nichts Anderes übrig, als ſaͤmmtliche äußere Kennzeichen, 
woraus fi auf den Ertrag eines Gewerbes fchließen läßt, mit Umficht 
jufommenzuftellen und danach entweder ein Steuercapital oder uns 
mittelbar den Steuerbetrag zu beftimmen. Solche Kennzeichen find: 
bie für das Gewerbe benugten Gebäude, Mafchinen, Werkzeuge; bie 
Vorräthe an Hülfs- und Verwandlungsftoffen, an fertigen Waaren; bie 
Zahl der Gehülfen und Arbeiter u. f. m. — Hieruͤber wird der Pflich 
tige befragt, feine Angaben werden einer Commiffion von ſachverſtaͤn⸗ 
gen Männern vorgelegt und von diefer begutachtet. Nach ihrem Auss 
fprudhe, gegen welchen der Recurs an die oberen Verwaltungs: oder 
Steuerbehörden offen bleibt, erfolgt der Eintrag in das Gemerbfteuers 
fatafter, welches jedes Fahr, der Ab: und Zugänge und häufigen Verändes 
tungen wegen, erneuert werden muf. Das Gefes gibt über bie Bes 
fteuerung dee einzelnen Gewerbe entweder nur allgemeine Normen und 
überläßt der Angabe der Pflichtigen und dem Gutachten der Schäger 
die Anwendung mit einem mehr oder minder ausgedehnten Spielraum 
zut Berücfichtigung befonderer Verhältniffe; oder es flellt einen voll: 
fändigen Zarif auf, wonach jedem Gewerbe feine Stelle in einer gewiſ—⸗ 
fen Glaffe angetwiefen wird, fo daß die Aufgabe der Schäger darauf 
beſchtaͤnkt iſt, für die richtige Anwendung des Tarifs auf den gegebes 
nen Fall zu forgen. Sedenfalld hat das Gefeg genau zu beftimmen, 
welche Nahrungszweige der Gewerbſteuer unterliegen, fo daß darüber 
kein Zweifel beſtehen kan 

Um die Sache anfchaulicher zu madhen, wollen wir zwei Gefege 
über Gewerbſteuer näher betrachten, worin fo ziemlich alle Verfahrungs- 
weifen vorfommen, die in den europdifchen Staaten für dieſe Steuer 
benugt werden, — die badifche Gewerbfteuerordnung und das franz 
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zoͤſiſche Patentgefeg, mit vergleichender Hinweifung auf die in ande 
ren Staaten beftehenden Vorſchriften. 

Nach dem badifhen Geſetze befteht das Gewerbftenercapital aus 
zwei Theilen, dem Steuercapital vom perfönlihen Verdienfte 
(Perfonalcapital) und dem Betriebscapital. (Von 100 Fl. Ge: 
mwerböfteuercapital werden 24 Kr. Steuer erhoben,-bei der Grund» und 
Häuferfteuer 19 Kr.). — 

Das Perfonalcapital zerfällt in zehn Claſſen, von 500, 
625, 875, 1250, 1750, 2250, 3000, 4000, 5000 und 6000 Fl. 
Ein befonderer Tarif beftimmt jedem Gewerbe die Glaffe, in welche es 
gehört, theils ohne, theild mit Rüdficht auf den Ort, wo es betrieben 
wird. Ohne Rüdfiht auf den Wohnort werben ſolche Gewerbe ange: 
legt, die mit ihrem Erwerb oder mit dem Abfag ihrer Erzeugiffe nicht 
an den Drt gebunden find, 3. B. Frachtfuhrleute, Schiffer, Babrican- 
ten und Handelsleute ohne offenen Laden (en gros), Müller, Bantiers 
u. f. m. — Sn die niederfte Claffe kommen, außer den Taglöhnern 
und folhen, deren Erwerb fich nicht über den Zaglohn erhebt (Hirten, 
Keffelflider, Kohlenbrenner, Korbmacher u. f. w.), die Landwirthe, 
welche in der Grundfteuer die Abgabe von dem Ertrage des Bodens 
‘ entrichten. — Bei ben übrigen Gewerben unterfcheidet der Tarif: Dör: 
fer, Städte unter 3000 Seelen, Städte über 3000 und un: 
ter 6000 Seelen. Se nady dieſer Eintheilung der Wohnorte kommen 
4 B. Bäder mit ber II., II., IV. und V. Glaffe des Perfonalcas 
pital8 in Anlage. Ausnahmsweife Finnen Marktfleden und unbedeus 
tende Städte, in benen ber Gewerbfleiß nicht höher fleht, als in Dir: 
fern, den lesteren gleichgefegt werben. — 

Der Steuer vom perfönlichen Verdienſte unterliegen die Taglöhner 
und Lohnarbeiter, welche ald Bürger angefeffen find (nicht zum Ge: 
finde gehören), Landwirthe, Handwerker, Fabricanten, Handelsleute, 
Spebiteure und Bankiers. Wer mehrere Gewerbe an einem Orte felbft 
führt, kommt nur mit Einem, und zwar mit dem Hoͤchſtbeſteuetten in 
Anfag *). — SFrauensperfonen (ledige, von ihren Männern getrennte 
und Wittwen), welche ein Gewerbe treiben, das nur mit der I. Glaffe 
tarifirt iſt, find frei; fällt daffelbe in eine höhere Claffe, fo werben 
ihnen nur & des tarifmäßigen Steuercapitald angefeßt. Ganz frei von 
Verfteuerung des perfönlihen Werdienftes bleiben Männer über 65 


*) Diefes Verfahren hält Rau (Lehrbuch III, 2. $. 376) nicht für ange: 
meffen und glaubt, daß eine Erhöhung bei Gewerben ohne inneren Zuſammen⸗ 
bang ber volle Steuerfag von jebem Einzelnen in Anwendung kommen follte. Rad) 
dem preuf. Gefeg werben mehrere Gewerbe, „wenn fie abfichtlicd mit einans 
ber in Verbindung gefest find, nach dem gemeinfchaftlichen Umfang nur einmal — 
und „wenn fie zu — von einer Perſon betrieben werden,“ jedes beſonders 
beſteuert. Mit Recht nennt Rau dieſe Beſtimmung undeutlich; — iſt die 
preuß. Gewerbſteuer beſchraͤnkt und kümmert ſich nicht um die Vethaͤltniſſe der Ein⸗ 

Inen. Für die Gewerbsgenoſſen eines Ortes wird eine Summe ausgemittelt und 
en überlaffen , biefelbe unter fich zu repartiren. Siehe noch unten. 


” 
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Jahre, entlaſſene Soldaten, die wegen Wunden einen Invalidengehalt 
beziehen, oder uͤber 16 Jahre gedient haben, und notoriſche Arme. 
Eine Minderung um # bis # bes Steuerſatzes, doch fo, daß wenig— 
fiens das Gapital I. Glaffe übrig bleibt, wird wegen Kränklichkeit und 
Arbeitsmangel geftattet. 


Wer mit Hülfsperfonen arbeitet, deffen Perfonalcapital erhält 
einen verhältnifmäßigen Zufhlag, und zwar von # für jeden Gehülfen 
I. Gtaffe, von 100 fl. für jeden maͤnnlichen und 50 fl. für jeden weib⸗ 
lihen Gehülfen II. Claſſe. Hat ein Pflichtiger mehr als 5 Gehülfen 
1. Glaffe, fo fallen die übrigen in den Anfag der II. Claſſe. In bie 
J. Claſſe gehören die Gehülfen, melde zwar unter ber Leitung des 
Eigenthümers arbeiten, aber im MWefentlichen gleiche Gefchäfte mit ihm 
verrichten, im Ganzen oder in einzelnen Zweigen des Gewerbes feine 
Stelle vertreten können, 3.3. die Gefellen der Handwerker, Apotheker⸗ 
oehülfen, Ladendiener, Comptoirdiener, Kellner, Marqueure u. f. m. — 
In die II, Claſſe gehören die untergeordneten Arbeiter, wie die Haus⸗ 
knechte der Wirthe, Pader und Knechte der Hanbdelsleute, Fabrikarbeiter. 
— Den Landwirthen merden die Gehülfen nicht angerechnet. Lehrs 
linge, Kinder unter 16 Jahren in Fabriken, Mägde, melde häusliche 
Arbeiten verrichten (auch in Wirthshäufern), Perfonen, welche nicht in 
den Werkftätten der Fabricanten arbeiten (wenn fie fchon für Fa— 
bricanten arbeiten), werden nicht als Gewerbsgehülfen angefehen. 


Der zweite Theil der Gewerbfteuercapitale, das Betriebs: 
capital, umfaßt den Werth der fländigen Einrichtungen, melche zu 
Hührung eines Geſchaͤftes an Maſchinen, Geraͤthſchaften und Werk: 
jugen vorhanden find, und den Werth der Natur: und Kunftproducte, 
welche fi im Durdfchnitt in den im Lande befindlichen Magazinen, 
Speihern und Kellern vorfinden, enblic den Werth der einzelnen Per: 
fonen zuftehenden befondern Gemwerbsberechtigungen, 3. B. Ueberfahrte: 
beretigungen an Flüffen, Bannwirthfchaften u. dal. Das weitere 
Vermögen, Activa und Paffiva, und die Geldvorräthe dürfen hierbei nicht 
in Betrachtung gezogen werden. — Betriebscapitalien unter 400 $t., fo: 
wie die Betriebscapitalien der Landwirthe kommen nicht in Anfag *). 
— Die übrigen werden in 15 Glaffen angelegt, wie folgt: 


‚,*) In ben meiften Staaten unterliegen bie Landwirthe ber Gewerbiteuer 
nicht, oder doch nur vorübergehend in Zeiten, wo auferorbentlihe Steuern 
nöthig werden, 4. B. im Großh. Hefien, feit 1813. Das neuere heffifche Geſetz 
von 1827 laͤßt fie frei. Dagegen entrichten fie, wie andere Staatsgehörige, eine 
faft überall umter dem Namen Claſſen⸗, Perfonals oder Kamilienfteuer eingeführte 
Kopffteuer, und als folche kann auch die niederfte @laffe der Steuer vom perfönlichen 
Berbienfte, welche fie in Baden bezahlen, betrachtet werden. Hie und da ift ein 
Theil des landwirthſchaftl. Betriebscapitals durch eine Viehſteuer getroffen, doch 
gilt dies nicht von ber baierifhen Zugviehfteuer, die an die Stelle des 1822 
aufgehobenen Strafengeldes trat. Unter die wenigen Staaten, wo bie Land⸗ 
wirthe färker zur Gewerbfleuer gezogen werben, gehört Naffau. 
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1. Claſſe über 400 Fl. bis 600 Ft. zu 300 Sl. 


2 ⸗ 600 = = 800 =: ⸗ 500 : 
53 ⸗ 800 = = 1000 =: » 700 = 
4. =: ⸗ 1000 = s 1500 = = 1000 : 
6. ⸗ ⸗ 1500 = = 2000 = = 1500 = 
6. = ⸗ 2000 = = 3000 = 2200 = 
7.⸗ ⸗ 3000 = = 4000 = = 3200 = 
8. ⸗ ⸗ 4000 = > 5000 = ⸗ 4200 =: 
9, ⸗ 5000 s 5 7000 * 5800 * 
10. ⸗ ⸗ 700 = = 9000 = =: 7800 : 
11. s 3 9000 = = 12,000 ⸗ 5 10,500 * 
12. ⸗ =; 12,000 = s 15,000 = = 13,500 = 
13. =: s 15,000 = = 18,000 = s 16,500 = 
14. > s 18,000 = = 22,000 = = 20,000 = 
15. ⸗ = 22,000 ... in dem angegebenen Betrage. 


Jeder Pflichtige hat die Claſſe, in melche er gehört, felbit anges 
geben ; feine Angabe wird von dev für jeden Ort niedergefegten Gewerb⸗ 
fteuerdeputation geprüft und nöthigenfalls berichtigt. Bei den Hans 
delsleuten und Fabricanten beflimmt die Größe des Betriebscapitals 
die Glaffe des perfönlichen Verdienſtes. Den MWeinhändlern, den eins 
zigen Hanbelsleuten in Baden, welche Patente Löfen, und zwar in 
zehn Glaffen, je nach dem Vorrathe, den fie lagern wollen, — wird 
das Betriebscapital nach der Claffe des Patentes zugemeffen. 

Die Summe bes Perfonalcapitals, des Zuſchlags für Gehülfen 
und des WBetriebscapitals bildet das Gemerbfteuercapital, wovon bie 
Steuer mit 23 Kr. von 100 FI. berechnet wird. Das Katafter wird 
von dem Öteuerperäquator mit Zuzug von Urkundsperfonen nad den 
Angaben der Gemwerbfteuerpflichtigen jedes Jahr aufgeftellt, von der 
Gemwerbfteuerdeputation geprüft und berichtigt. Wer ſich durdy ihre Ent: 
fheidungen befchwert erachtet, dem fteht der Recurs an die obere Be— 
hörde (Steuerdirection) und weiter an das Finanzminifterium offen. 

Nach dem Katafter von 1834 betrug das Gewerbfteuercapitat 147 
Millionen, 1840 ſchon 165,400,000 Fl., alfo ein Zuwachs von mehr 
‚als 18 Millionen in 6 Jahren oder durchſchnittlich 3 Millionen im 
Jahre. Die Hälfte fämmtlicher Steuerpflichtigen, gegen 90,000, haben 
als Landwirthe Fein Berriebscapital zu verfteuern; etwa 12,000 
Tagelöhner befigen ein folches nicht, bei vielen anderen Gewerbsleuten 
(über 60,000) kommt es nicht in Anfaß, weil ber Betrag nicht 400 fl. 
erreiht.. Won den 165 Millionen fallen nur 24 Millionen auf das 
Betriebscaptiai, welche fich unter 16,000 Pflichtige vertheilen. Das Grund: 
und Häuferfteuercapitat beträgt 600 Millionen, alfo 3} mat fo viel 
als das Gewerbfteuercapital; früher war das Verhältniß geringer; allein 
mit der Bevölkerung waͤchſt hauptfächlih die Zahl der gewerbfteuer- 
pflichtigen Perfonen, während Grund und Boden unveränderlich bleibt, 
und das Grunbdfteuercapital durch die Ablöfung der darunter begriffenen 
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Gefälle (namentlich Zehnten) in ber legten Zeit flärker abgenommen hat, 
als das Häuferfteuercapital anwaͤchſt. 

Das franzöfifche Patentgefeg enthält im Weſentlichen folgende 
Beflimmungen: | 

Die Gewerbe (professions industrielles) bezahlen eine fire Abgabe 
(droit fixe), zu welchem Behufe fie in 7 Claffen eingetheilt find, melde 
nah der relativen MWichtigkeit jedes Gewerbes fteigen, und wovon jebe 
wieder 7 Abftufungen nach der Seelenzahl der Orte enthält. Der Ent: 
wurf, welchen ber Finanzminifter Humann im Jahre 1834 vorlegte, 
ſchlug folgende Eintheilung vor: 

Fire Abgabe von den mit Nüdfiht auf die Bevoͤl— 

ferung befteuerten Gewerben. 


In Orten 












5 20,000) 10,000) 5000 | 2000 | 2000 

* bis | bis | bis | bis | und 

5 und 30,000) 20,000) 10,000, 5000 darunter 
barüber | 





Fres. 










1. | 300 240 180 | 120 

2. | 150 120 0 60 30 25 
3. | 100 80 60 40 22 18 
4. 75 60 45 30 18 15 
9. 50 40 30 20 10 8 
6. 40 32 24 12 6 + 
T. 20 16 11 8 3 
8. 12 10 8 6 3 2 





Neu find in dieſem Entwurfe: die zweite Claſſe, worin hauptſaͤch⸗ 
lich die „Handelsleute halb im Großen“ (en demigros) vorfamen, und 
die Zerfällung der Drte unter 5000 Seelen in zwei Abtheilungen. Die 
Aufzählung der einzelnen Gewerbe unter den 8 Glaffen nimmt 10 große 
Spalten im Moniteur ein. ie enthalten nidyt nur die eigentlichen 
Gewerbe, fondern audy Erwerbszweige aus dem Betriebe von Künften 
und MWiffenfchaften, welche in Baden der Glaffenfteuer unterliegen. 
Merkwürdiger Weiſe ‚befinden ſich darunter zwar die Aerzte, aber nicht 
die Abvocaten. 

Meben ber firen Abgabe wird noch von den fünf erften Glaffen 
eine proportionelle Abgabe erhoben, gleich „5, des Miethzinfes 
von ben zu Gewerbszwecken benugten Baulichkeiten.  Humann wollte 
biefe Abgabe für feine erften ſechs Glaffen beibehalten, für die 7. und 
8. auf „45 und in großen Städten auf 2’, ermäfigen. Wir führen die: 
fen Entwurf an, weil man daraus erfieht, welche Beftimmungen haupt» 
ſaͤchlich zu dem Wunfche einer Aenderung Anlaß geben. 

Außer den unter diefe Glaffen gehörigen Gewerben gibt es nod) 
zwei Kategorieen von Patentfteuerpflichtigen, nämlich : 
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a) Nichtelaffificirte Gewerbe (professions hors classes), wobei bie - 
Zare nad) Ermittelung der Verhältniffe beſtimmt wird. Hieher gehören: 
Banken, Unternehmer öffentlicher Dienfte, Canal⸗ und Eifenbahngefells 
fhaften, Directoren von Eilwagen, Kutfhen, Dampffhiffen, Schaus 
fpielen; fodann: 


. Städte von 
Städte 


30—50,000 
; — es und Eye Sn 
; von unter biefer | andern 
Rachſtehende Gewerbe |In Paris Seelen bi | Bevölferung,j Ge: 


und | 100,000 | welche ein Nie⸗ meinden 


darüber derlagsrecht 
haben 


Fres. Fred. Fres. Fres. Fres. 
1000 500 | 500 400 300 





Banlird . . . . 
Affecuranzgefellfchaften 
und allgemeine Austrod: 
nungs= und Urbarmas 
hungsunternehmungen | 1000 | 500 | 500 400 300 
MWechhfelagentn . . |1000 | 300 240 180 I. Staffe 
Rheder, Waarencommif- 

fine . ... 400 | 400 | 800 200 150 
Commiffionäre d. Trans⸗ 

ports zu Waffer und zu 

Lande, Niederlagscom: 

miffionäre (Commissio- 

naires entrepositaires), 

Maͤkler der Affecuranzen, 

Schiffe, Waaren, Fracht⸗ j 

fuhrunternehmer . . 200 | ' 200 200 150 100 

b) Gemwerbsunternehmungen, welche ohne Rüdficht auf die Bevoͤl⸗ 
kerung befteuert find. Dahin gehören: Fabriken aller Art, Raffinerieen, 
Bleihen, Spinnereien, Eifenhämmer, Papiermanufacturen. Gie zers 
fallen in 9 Glaffen, melde fire Abgaben von 500, 400, 300, 200, 
150, 100, 75, 50, 25 Franken bezahlen. 

Die Bank von Frankreich ift in einer Kategorie; fie zahlt ein 
Fixum von 5000 Fred. (Die englifhe Bank bezahlt, im Vorbeigehen 
geſagt, 120,000 Pf. Sterling oder 3 Millionen Franken.) 

Die Patentfteuer erträgt jährlicy gegen 28 Millionen ober 80 der 
birecten Steuern. 

Bei allen Methoden, bas Einfommen aus Gewerben zu befteuern, 
fah man ſich genöthigt, Claffen aufzuftellen, jeder ein beflimmtes Steuer- 
capital oder eine fefte Beitragsquote zuzutheilen und dann, fo gut es 
mit Benugung aller wahrnehmbaren Merkmale gehen wollte, bie ein⸗ 
zelnen Gewerbe in diefe Glaffen einzureihen. Hiermit ift eine Grund« 
lage gegeben, welche dem Verhältniß ber Gewerbe unter einander ent« 
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fprechen fol. Allein dabei ift die große Verfchledenheit unter ben Ges 
werben gleicher Art nicht beachtet. Das babdifche Perfonalcapital und 
die franzöfifche Patentabgabe (droit fixe) find z.B. für zwei Schneider, 
‚die an einem Orte wohnen, glei, während ihr Einkommen fehr ver« 
fhieden ift, wenn ber eine ohne Gefellen und Worräthe arbeitet, der 
andere mit einem Dugend Arbeitern, einem bedeutenden Tuchvorrath 
und einem Vorrath an fertigen Kleidern verfehen if. Um ſolche Mißs 
verhaͤltniſſe auszugleichen, gibt das badifche Gefeg dem Perfonalcapital 
einen Zufag für jeden Gehülfen und für das Betriebscapital, wenn es 
400 Fl. überfteigt; das franzöfifche Geſetz dagegen fügt ein droit pro- 
protional von „4; des Miethwerths bei, wodurch ber Zweck noch meit 
weniger erreicht wird, indem ein fehr einträgliches Gefchäft oft weniger 
Raum erfordert als ein anderes von geringerem Ertrag. In Wuͤr⸗ 
temberg ift die, Zahl der Gehülfen fchon in der Glaffeneintheilung 
berüdfihtigt; die Glaffen enthalten meitere Abftufungen, mittelft deren bie 
Schaͤzer einen Spielraum für perfönliche und drtliche Verſchiedenheiten 
haben; es leidet aber dabei die zweckmaͤßige Einfachheit und Ueberficht: 
lipkeit. Die Seelenzahl der Drte wird faft überall beruͤckſichtigt, 
+ B. in Preußen und im Großherzogthum Heſſen; in legterem Staate 
werden auch für die Miethwerthe der benusten Räume; (und für bie 
Gehülfen) Zufäge gemacht. 

Indeſſen fehlt allen dieſen Beftrebungen, eine gleichmäßige Befteues 
tung der Gemerbe zu erzielen, die fichere Grundlage, naͤmlich bie ver» 
liffige Kenntniß der Größe des Einkommens, melde allerdings fehr 
(wer, wo nit unmöglich zu erlangen ift. Diefes Einkommen ift 
feiner Natur nach wandelbar und ſchwankend, es hängt von der Con⸗ 
currenz, von Marktverhältniffen, von dem lanafametren oder rafcheren 
Umfag ab und wird namentlich vielen Handwerkern durch die größeren, 
mit anfehnlihem Capital und Mafchinen arbeitenden Gemwerbsanftalten 
verfümmert. Auffallen muß es aber, daß in der Wiffenfchaft wie in 
der Praris der Verbeſſerung der Methoden zur Anlage der Gemwerb- 

weniger Aufmerffamkeit zugemendet wird als anderen minder 
wichtigen und ſchwierigen Zweigen des Steuerwefens. 

Da die feften Säge für die Gewerbe einer Claſſe niederig fein 
müffen,, weil fie auch den Aermften treffen, bie Zufchläge für Capital, 
Gebülfen u. dgl. mehr oder weniger auf eigener Angabe der Betheiligs 
ten und einer Abfchägung beruhen, die nach ungefährem Ermeffen ges 
Wbicht, fo zeigt die Gewerbfteuer im Verhältniß zu den übrigen directen 

einen geringeren Ertrag, mobei überdies die Aermeren ftärker 

belaftet find, indem fie fi dem Mormalfage nicht entziehen Eönnen, 
die Bemittelten einen Theil ihres Capital, wohl auch ihrer 

fen, frei zu halten wiffen. Um den Ertrag zu fleigern, werben 
(abgefehen von allen indirecten Abgaben) verfchiedene Mittel ange: 
wendet. In Baden 5. B. zahlte urfprünglic ein Gewerbfteuercapital 
von 100 Fl. eben fo viel wie ein eben fo großes Grund» oder Häufers 
‚ nämlih 19 Kr. Später wurde die Gewerbfteuer auf 
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23 Kr. erhöht, meil das Einkommen aus Gemwerben höher fei als bie 
Grund» und Häuferrente, und weil bie Summe der Gewerbfteuercapita: 
lien bintee der Erwartung zurüdblieb. Ohne in eine weitere Unter: 
fuhung einzugehen, ift doch einleuchtend, daß bier der Unfchuldige mit 
dem Schuldigen, der Aermere, dem kaum ein reines Einfommen übrig 
bleibt, mit dem Wohlhabenden, der jährlih 40, 50 und mehr Pro: 
cente herausfhlägt, getroffen wird. in anderes Mittel, die Gemerbs 
fteuer einträglicher zu machen, befteht darin, daß man fie nicht auf bie 
eigentlichen Gewerbe befchränft, fondern fo meit als möglich ausdehnt, 
von der rohen Arbeit bis zu dem Einkommen aus Befoldungen und 
dem Betriebe einer MWiffenfhaft und Kunft. Mehrere Schriftiteller, 
wie Polis und Log, halten die Form einer Glaffenfteuer darum für die 
zweckmaͤßigſte Einrichtung einer Abgabe von den Gemwerben, weil man 
für Alles Claſſen machen kann, und Log rechnet unteg die Gewerbiteuer: 
pflichtigen: Beamte, Lehrer, Geiftliche, Aerzte, Advocaten, Schriftftel: 
ler, Künftler, Handwerker, Dienftboten und Arbeiter. Wären nody bie 
zärtlich geſchonten Gapitaliften aufgezählt, fo würde eine ſolche Gewerb: 
oder Glaffenfteuer wirklich jedes Einkommen umfaſſen F welches nicht 
ſchon eine ändere directe Steuer zu tragen hat. An den bereits ange— 
fuͤhrten und einigen anderen Beiſpielen werden wir nachweiſen, wie weit 
beſtehende Geſetze in dieſer Beziehung gehen; dabei iſt es der Sache nach 
gleichguͤltig, ob man alle die verſchiedenen Einkommenszweige unter 
einem umfaſſenden Steuergeſetz vereinigt, oder ob man Ehrenſold, Ge— 
werbsgewinn und Arbeitslohn in ariſtokratiſcher Trennung jeden fuͤr ſich 
behandelt. Die Beſteuerung der gewoͤhnlichen Arbeit (der Tagloͤhner) 
iſt uͤbrigens weiter nichts als eine Kopfſteuer, man mag ihr nun die— 
ſen, bei den Theoretikern nicht beliebten Namen geben, wie in Ruß— 
land und'der Tuͤrkei, oder ihn mit einem wohlklingenderen vertauſchen. 

Die franzöfifche Patentabgabe ift, wie wir gefehen haben, nicht auf 
die eigentlichen Gewerbe befchränft und erftredt fich namentlich auf bie 
meiften kuͤnſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen Berufszweige. 

Die J. Claſſe des Perſonalcapitals nach der badiſchen Ge— 
werbſteuerordnung, welche jedem Tagloͤhner und buͤrgerlich angeſeſſenen 
Arbeiter mit 500 Fl., alfo mit einer jährlichen Steuer von 1 Fl. 55 Kt. 
angefegt wird, iſt für diefe Pflichtigen, deren Arbeitslohn unter der 
ſchaͤrfſten Analyſe kaum eine Spur von reinem Einfommen zeigen wird, 
lediglich eine Kopffteuer. Eben fo für Gewerbe, die in der Regel 
nicht mehr als einen Taglohn abmerfen, 3. B. Afchenfammler , Beſen⸗ 
binder, Hechel- und Mausfallenmadher, Pader, Hirten und Schäfer, 
Schuhflicker, Steinbrecher u. f. w. — Der gut falarirte Buchhalter in 
einem Handlungshaufe bezahlt nicht. mehr als der ärmfte Tagloͤhner. — 
Das Einkommen aus Befoldungen, Ausübung einer Wiffenfchaft oder 
Kunft unterliegt in Baden der Claffenfteuer, melde früher 1 Kr. 
vom Gulden betrug*), feit 1837 aber in ihrer Einrichtung geändert 


— — — 





*) Das heißt bis zu 1000 Fl. Von 1000 bis 2000 würden 2 Kr., von 
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wurde. Der Pflichtige hat nämlich die wirkliche Einnahme bes vorigen 
Sahres anzugeben; diefe wird mit 3 vervielfacht, und von dem auf diefe 
Reife gebildeten Steuerfapital werden, wie bei der Gewerbfteuer, 23 Kr. 
von 100 Fl. erhoben. Mac) diefer Ermäßigung trägt die Glaffenfteuer, 
ftatt der früheren 180,000 Fl., noch etwa 130,000 $1., würde aber be= 
deutend mehr abwerfen, wenn die Größe eines jeden dahin gehörigen 
Einkommens eben fo genau ermittelt werden fünnte, als die Befoldungen. 
In Preußen unterliegen alle Staatsbürger, die nicht zum acti= 

ven Militär gehören und nidyt von Almofen oder in öffentlichen Anftals 
tm leben, einer Glaffenfteuer, in 4 Glaffen, jede mit 3. Stufen, 
in denen wieder Familien und einzelne Perfonen getrennt find. Nach 
diefem Geſetze haben zu bezahlen: I. Befonders wohlhabende und reiche 
Einwohner : die Familie 48—96— 144 Rthlr. (dev Einzelne hier und 
in den folgenden Glaffen die Hälfte). II. Wohlhabende Grundbefiger, 
Kaufleute u. dgl.: die Familie 12—18— 24 Rthlr. — II. Geringere 
Bürger und Bauern: die Haushaltung 4—6— 8 Rthlr. — IV. Tag: 
lͤhner, Gefinde in der niederften Stufe: jede Perfon zwifchen 16 und 
60 Sahren 4 Rthr., die Familie wird hoͤchſtens zu 3 Perfonen gered)- 
net; in den beiden anderen Stufen die Haushaltung 2—3 Rthlr., der 
Einzelne die Hälfte. Diefe Steuer trägt gegen 7 Millionen Thlr., die 
Aufnahme und Einfhägung wird von den Gemeindebehörden unter Leis 
tung der Landraͤthe beforge. — Ausgenommen von biefer Elaffen- 
oder Perfonalfteuer find 131 größere Etädte, in melden dafür bie 
Mahl: und Schlachtfteuer erhoben wird. Diefe trifft natürlich den 
Aermeren, der eine zahlreiche Familie bat, in meit ftärkerem Maße als 
den Reichen, der in diefen Städten aufer der Abgabe von dem Brot 
und dem gewöhnlichen Fleiſche (MWildpret und Geflügel find frei!), das 
er verbrauht, dem Staate nichts bezahlt. Neben der Glaffenfteuer 
befteht in Preußen, als Zugabe, die Gewerbfteuer, aber nit in 
dem Umfange, wie anderwaͤrts. Sie trifft nämlidy nur die befonders 
einträglichen Gewerbe: Bäder, Zleifcher, Brauer, VBranntweinbrenner 
und Müller; ſonſt nur die Kaufleute und diejenigen Handwerker, welche 
mit wenigfiens zwei Gefellen arbeiten. Frei find ſolche Handwerker, 
„die in’der Megel nur um Lohn ober auf Beltellung arbeiten, ohne 
auch außer den Jahrmaͤrkten ein offenes Lager von fertigen Waaren zu 
halten, fo lange fie da8 Gewerbe nur für ihre Perfon oder mit einem 
erwachfenen Gehuͤlfen und mit einem Lehrling betreiben.” Die Städte 
und Wohnorte find nach der Größe in vier Abtheilungen gebracht und 
für jedes Gewerbe in einer jeden Abtheilung ein Mittelfaß und ein nie— 
drigfter Satz feftgeftellt. Die Steuerfumme, melde die Genoffen eines 
es zufammen zu entrichten haben, wird beftimmt, indem der 
Mittelfag mit der Zahl der Gemwerbtreibenden vervielfacht wird, denen 
geftatter ift, diefe Summe unter ſich umzulegen. Wer nicht einmal 


2000—3000 Fl. 5 Kr. vom Gulden entrichtet, und fo flieg die Abgabe progrefs 
fiv bis zu 10 Kr. von jedem Gulden über 80,000. 
Staats⸗Lexikon. XV. 12 
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den niedrigften Sag entrichten kann, muß das Gewerbe nleberlegen. Den 
Bädern und Zleifhern in den beiden erften Abtheilungen der Städte 
wird eine Summe aufgelegt, bie entfteht, wenn man die Einwohner: 
zahl mit 8 Pfennigen (im der erften) und 3—6 Vfennigen (in der zwei: 
ten) vervielfacht. 

Diefe Abgabe, welche nah der Art ihrer Umlage eine Repar- 

titionsfteuer ift, erträgt nur etwa 1,700,000 Thlr., woran die Bä- 
der, Fleiſcher, Brauer, Branntweindbrenner und Müller 36 $, bie 
Handelsleute 34, die Wirthe 20, die übrigen Handwerker 10 5 be- 
zahlen. 
In Baiern fieht der Gemwerbfleuer, melde ziemlih mäßig 
ift, und wobei Vieles dem Gutachten der Scyäger Überlaffen mwird, eine 
Familienſteuer zur Seite, um den Arbeitsverdienft derjenigen Ge: 
werbsleute zu befteuern, melde nicht der Gewerbſteuer unterliegen. 
Beide tragen ungefähr gleich viel, nämlich die Gemwerbfteuer 760,000, 
die Kamilienfteuer 750,000 Fl. 

Sn Sranfreih und Defterreich beftehen neben der Gemwerb: 
fteuer ebenfalls noch reine Kopffteuern unter dem Namen von Perfor 
naljteuern. 

Aus den angeführten Beifpielen geht zur Genüge hervor, daß zwar 
einerfeitö die Verſuche, eine Befteuerung der Gewerbe nach Verhaͤltniß 
des reinen Einkommens zu bewirken, unvolllommen find, daß aber auf 
der andern Seite die Finanzpraktiker Mittel finden, jeden Staatsange: 
hörigen,, der nicht blutarm oder fteinreicy ift, zum Steuerzahlen anzu— 
halten. Sagt uns diefes Ergebniß auch nichts Neues, fo follte doch 
die Wiſſenſchaft nicht unterlaffen, nady einem Befferen zu forfchen und 
zu ftreben. Kar! Matbv. 

Stiftungen, milde und fromme Stiftungen. Stif- 
tungsvermoͤgen. — Unter Stiftung im Allgemeinen verfteht man 
das für beflimmte bleibende Zwecke gewidmete Vermögen, fo wie aud 
die dadurch begründete Anftalt, und unter milden und frommen Stif- 
tungen insbefondere das für menfchenfreundlihe und religisfe Zwecke, 
für Unterftügung der Armen, für Erziehung, für Kirchen und Kloͤſter, 
u. f. mw. ausgefegte Vermögen. Häufig hat man die Anſicht aufgeftellt, 
ſolche Stiftungen, nimlich das für gute Zwede gewidmete Vermögen mit 
den dadurch begründeten Anftalten, bildeten für fich felbft mor aliſche 
Derfonen. Bei genauerer Betrachtung der natürlichen Rechtsgrund⸗ 
füge, wie ber pofitiven Gefege, durch welche man biefe Anficht begrün= 
den wollte, fällt aber diefe Mechtstheorie als unhaltbar zufammen. Nie 
mals kann man blofen todten Sachen und Einrichtungen wahre juriftifche 
Merfönlichkeit, den für eine Perfönlichkeit und ein NRechtsfubject weſent⸗ 
lichen ſelbſtſtaͤndigen rechtlichen Willen und ihnen felbft zuftchende Rechte 
zufchreiben, niemals alfo fie als wahre Nechtsfubjecte anfehen. Keine 
römifhen und Feine Eanonifhen Gefege enthalten diefen juriftifchen Wi: 
derfinn. Die mwirklihen Rechtsfubjecte bei Stiftungen find immer wirk⸗ 
liche Perfönlichkeiten, der Staat, eine beftimmte Kirche, eine andere 
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moralifhe Perfon, eine Gemeinde, eine Familie ober möglicher Weife 
felbft einzelne Perfonen, obgleih man gewöhnlic bei Stiftungen an 
bleibende Zwecke derfelben denkt. Wenn nun aber diefen Perfönlichkei- 
ten, namentlich) dem Staat, der Kirche oder einer Gemeinde, an einer 
Stiftung Rechte erwachſen find und fie entweder freiwillig oder nad) 
der bei der Ermwerbung angenommenen Bedingung und Berpflichtung 
die Stiftung als eine befondere Anſtalt beftehen und verwalten laſſen, 
fo daß aus ihrem Vermögen Verwendnungen und für daffelbe Erwer⸗ 
bungen gemacht werden, fo bezeichnet eine uneigentlihe Ausdrucksweiſe 
oft diefe Anftalten felbft als die berechtigte und verpflichtete Perfon, 
während in Wahrheit doch nur der Staat, die Kirche, die Gemeinde 
das eigentliche Mechtsfubject bilden, aber hier ein abgefondertes befonders 
regulittes Vermögen, eine befondere Bermögenscaffe für einen beſtimm⸗ 
ten Zweck befigen. So war 5. B. bei dem Staͤdel' ſchen Kunflinfti- 
tut zu Frankfurt gleich Anfangs die Stadt Frankfurt das wahre Rechte: 
ſubject. Die auf die Anficht einer befonderen rechtlihen Perfönlicykeit 
des Inſtituts gegründeten Procefanfprühe und Proceßentfcheidungen 
waren gleich abgefhmadt. Deshalb ift nun vor Allem darauf zu fehen, 
wer bei einer Stiftung das wahre berechtigte Subject iſt, ob und wie 
weit es Rechte und Verpflichtungen erwerben und übernehmen kann und er⸗ 
worben und übernommen bat. An ſich Eönnen wahre juriftifche und einzelne 
Derfonen, insbefondere auch Familien, Stiftungen erwerben, und es braucht 
auch nach allgemeinem Recht Feiner befonderen Staatsgenehmigung dazu. 
Wohl aber bedarf es derfelben, wenn der Staat felbfl zum Beſten feiner 
Angehörigen, z. B. zur Bitdung derfelben, die Stiftung erwerben und 
zugleich die Verpflichtung übernehmen foll, Ddiefelbe als eine befondere 
Anftalt zu erhalten. Auch wird diefe Staatsgenehmigung da nöthig, 
wo gegen die fonfligen Landesgefege zum Beten der ftiftungsmäßig be: 
zeichneten Perfonen fonft gefeglih ungültige Fideicommiffe oder Ver: 
mächtniffe gültig begründet werden follen. Dftmals ift aus polizeilichen 
und audy aus fogenannten, an ſich meift nicht zu billigenden obervor⸗ 
mundfchaftlihen Gründen ben Gemeinden und Kirchen eine gültige Er- 
werbung der Stiftungen nur mit Staatsgenehmigung möglih. Bei ben 
Kirchen vorzüglich befchränfen auch häufig mohlthätige Amortifationsge: 
fege gegen die Anhäufungen zu vieler Güter in der todten Hand bie Er: 
werbungen. Andere Gefege follten billiger Weife forgfältigft alle betrügli: 
hen und erbfchleicherifchen Erwerbungen verhindern. Uebrigens können 
Stiftungen auch neue moralifche Perfonen begründen oder body ihre Bil: 
dung mit Genehmigung des Staats veranlaffen, fo 3. B. die von Unis 
verfitäten. Das Rechtsſubject der Stiftung vor der juriftifhen 
Bildung der neuen moralifhen Perfon wird dann in der Regel ber 
Staat fein. Die blofen Diener und Verwalter einer wohlthätigen Ans 
ſtalt als ſolche aber begründen natürlich feine moraliſche Perfon. Eben 
fo wenig koͤnnen ganze Glaffen von Leuten, die keine wahre moralifche 
Perfon bilden, in Beziehung auf Stiftung als das berechtigte Subject 
derfelben erfcheinen. So ift 3. B. das Publicum, 1 find die gegen» 
2* 
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twärtigen und zukünftigen Armen eines Landes, einer Gegend, fo ift bie 
ganze Maffe der Proteftanten und der Katholiken in Europa oder in 
Deutfchland als ſolche Feine moralifhe Perfon, wenn aud vielleicht 
durch Verfaſſungs- und Goncordatsteftimmungen Rechtsanſpruͤche ber 
Einzelnen oder der wirklichen religiöfen Gemeinden und Gorporationen 
beftehen Eönnen; fo mie denn die noch unaufgehobenen Rechte, die ber 
weftphälifche Friede für die damals als Keichscorporationen anerkannten 
Evangelifhen und Katholifchen begründete, zu Gunften der Einzelnen 
und, fobald die Landeskirchen wieder zu Corporationen ausgebildet mer: 
den, auch zu Gunſten von diefen zu achten find. (Vergl. Klüber, Def: 
fentl. Recht $. 529.) So weit aber bei wohlthätigen Stiftungen 
fein anderes Rechtsfubject nachweisbar ift, und auch der Rechtsanſpruch 
ber Ortsgemeinde in Beziehung auf diefelben nicht angenommen werden 
kann, in fo weit muß der Staat felbft als das eigentliche Rechtsfubject 
angefehen werden. Hier kann alfo die Landesgefeggebung und Regie— 
rung allerdings, fo weit die Verfaffung fie nicht bindet, 
über biefe Stiftungen nad) pflihtmäßiger Ueberzeugung verfügen. Denn 
es gibt Eeine Rechtspflichten außer gegen wahrhaft berechtigte Perfonen. 
Eben fo werden in gleicher Worausfegung Stiftungen, deren Zwecke 
oder berechtigte Subjecte erlofchen find, als herrenlos, als bona vacan- 
tia erworben und eingezogen werden können. (S. Klüber, Def: 
fentlihes Recht $. 533.) j 

Stiftungen aber und die Heiligkeit derfelben, die Heilighaltung ih⸗ 
rer Bedingungen, ihrer Zwede und Gefege, alfo aud des Stiftungs- 
vermögens, und ber für fie etwa fliftungsmäßig begründeten befonderen 
felbftftändigen Verwaltungen find ſicher hoͤchſt heilfam und wichtig. Und 
da bei folhen Stiftungen, deren berechtigte Subject eigentli nur der 
Staat ift, ein anderes Nechtsfubject fehlt, welches nach dem Tode des 
Stifters die Veränderung der Stiftungsgefege rechtlich verhindern £önnte, 
fo ift e8 auch in dieſer Beziehung befonders heilfam, wenn die Landes: 
verfaffungen, wie das jegt meift ausdruͤcklich geſchieht, die Regierung 
in dieſer Hinficht binden. So beftimmt 3. B. die badifche Verfaſſung 
$. 20: „Das Kirchengut und die eigenthuͤmlichen Güter und Einkünfte 
„der Stiftungen, Unterrichts: und Mohlthätigkeitsanftalten dürfen ib: 
„rem Zwecke nicht entzogen werden”; und die kurheſſiſche Berfaf: 
fung fügt im $. 138 noch hinzu: „Nur in dem Falle, wo der ftif- 
„tungsmäßige Zwed nicht mehr zu erreichen fteht, darf eine Verwen—⸗ 
„dung zu anderen ähnlichen Zwecken mit Zuftimmung der Betheiligten 
„und, fo fern öffentliche Anftalten in Betracht Eommen, mit Bewilli: 
„gung der Landſtaͤnde erfolgen.‘ 

Hoͤchſt wichtig und heilfam find die Stiftungen und ihre Heiligkeit 
wegen ber guten Zmwede, für welche fie forgen, oft forgfältiger, wohl: 
thätiger, wirkſamer und leichter, als die durch Staatsiteuern begründeten 
Anſtalten e8 thun oder vermögen. Ohne Heiligkeit der Stiftungszwede 
und Gefege aber verlieren natürlich die Menfchen die Luft, unter Le: 
benden oder auf den Todesfall Stiftungen zu machen. Keine herrlis 
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here, den Eigennug der Erwerbung und des Befiges des Eigenthums 
mehr mildernde, veredelnde und beberrfchende Einrichtung aber Eann ge: 
dacht werden, als die, daß das Vermögen menigftens als mit beftimmt 
ericheint für die edelften, über ben vergänglichen Lebensgenuß hinausges 
benden unfterblihen Zwecke. MWas ift fchöner und erhebender, als daf 
wir durch ſolche mohlthätige Stiftungen und ihre aufopfernde und meife 
Begründung weit über unfer Leben hinaus fortwirken, unfer ebdelftes 
Dafein gleihfam verlängern und unfterblic machen koͤnnen! Und. mel: 
bed Band kann fhöner die Menfchen mit ihren Voreltern verknüpfen 
als der Dank für deren täglich fich erneuernde Wohlthaten! 

Die Rechte und das Vermögen der Stiftungen find nad) dem 
Bisherigen bei öffentlichen oder dem Staat gehörigen Stiftungen durd) 
die Verfaffung gefhüst, und der Ausdrud mittelbares Staatsgut 
für folches Stiftungsvermögen, melhen Manche gebrauchen, ändert 
bieran nichts. Auch wird man bei öffentlihen Stiftungen menigftens 
nue unter derfelben Bedingung Aenderungen für zuläffig erklären Eöns 
nen, welche für Berfaffungsänderungen gelten. Und es wird hier die 
Pierdt für den Stiftungswillen und die fhon wegen neuer Stiftungen 
wichtige Schonung defjelben noch befondere Rüdfichten erheifhen. Stif 
tungen, worauf andere Perfonen als der Staat berechtigt find, oder 
diefe Perfonen in Beziehung auf ihre Stiftungsrechte genießen natürlich 
des allgemeinen verfaffungsmäßigen Rechtsſchutzes. Die aus einer Stif: 
tung bereits erworbenen Rechte Einzelner auf Genuß derfelben 
fichen ebenfalls, fo wie andere wohlerworbene Rechte unter dem Schuge 
dee Verfaffung. In Beziehung auf wahre Nothfälle und das für fie 
begründete jus eminens, oder in Beziehung auf die alle Rechte geführ: 
dende Eriegerifche Eroberungsgewalt, die feit dem lüneviller Frieden fo 
viele Stiftungen zerftörten oder veränderten, bedarf es feiner befonde: 
von Rechtsentwidelung. (Vergl. hierüber die Artikel „Eminens jus* 
und „Secularifation"; über Stiftungen überhaupt aber und ins: 
befondere auch über die hierher gehörige Literatur Klüber, Deffentli: 
des Recht $. 334. 407. 529. 531. 532.) GC. Th. Welder. 

‚Stimme, Stimmredt, f. Abftimmung. 

Stimmengleihheit, Stimmenmehrheit. — Ob bie 
Mehrheit der Stimmen entſcheiden fol zur Bewirkung eines Beſchluſſes, 
dieſes ift eine Frage, die nad) dem Naturrecht, wie nach dem biftorifchen Recht 
verſchieden beantwortet wird. Jedenfalls ſetzt eine Gültigkeit der Stimmen- 
mehrheit voraus: 1) daß ein für Mehrere gemeinfchaftliches Rechtsver— 
haͤltniß beftehe, und 2) daß die Mehreren in Beziehung auf daffelbe als 
mündig und flimmberechtigt angefehen werden. Der an meinem Haufe 
nichtberechtigte Nachbar, der Knecht und unmündige Sohn haben nicht 
über mein Haus und feine Einrichtung abzuftimmen. Aber auch da, wo eine 
Art von Gemeinſchaft entfteht, da ift deshalb noch keineswegs immer 
eine Gültigkeit der Stimmenmehrheit begründet. Diefelbe findet 3) 
nad) richtigen Grundfägen nur Statt bei der wahren perfonenredt: 
lihen Corporation freier mündiger Glieder, bei dem mahren Ge: 
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meintefen, und zwar ſowohl bei dem höchft felbftftändigen, dem Staat 
(der respublica), tie bei anderen ihm nachgebildeten Gorporationen, ber 
Gemeinde, ber Kiche u. f. w. Dagegen findet fie nidyt Statt bei der 
blos fahenrehtlichen Gemeinſchaft (communio) und bei einem oblis 
gationrechtlichen oder einem dem vorübergehenden Verkehrsverhaͤlt⸗ 
niß angehörenden Gefellfhaftsvertrage, bei der Privatfocietät und ber 
völkerrechtlihen Alliance. (S. „Sorporation” und „Bund. ‘) 
Sie findet alfo nur Statt, wo eine Einheit eines aus mehreren felbft- 
ftändigen Gliedern gebildeten Rechtsfubjecte® mit einem einzigen Ges 
ſammtwillen in Beziehung auf ein gemeinfchaftliches untheilbares Rechts⸗ 
verhaͤltniß — eine durch diefen Geſammtwillen lebendige moralifche Pers 
fon — gegeben ift, nicht aber da, mo nur getrennte Nechtsfubjecte und 
ihre todten Gontractsverhältniffe beftehen, und mo mehrere Perfonen 
höchftens nur in einem theilbaren und ſchon nah Quoten, ideell und 
pro rata getheilten gemeinſchaftlichen Nechtsverhältniffe zufällig zufams 
mentreffen. Diefe Perfonen, fo 3. B. drei Inhaber derfelben Aktie, 
oder drei Miteigenthümer eines Haufes oder drei Reifegefährten, Eönnen 
zwar freiwillig einen beflimmten Stimmenmehrheitsbefchluß zu ihrem 
eigenen befonderen Willen erheben, an ſich aber gilt hier ſtets der 
Grundfag, daß Keiner über den befondern Rechtstheil und die befondere 
Freiheit des Andern verfügen kann, daß daher in Beziehung auf diefe 
ftets das Mein fiegt (daß die ratio prohibentis die ftärfere iſt), und 
daß, wenn man fi nicht ſtets neu vereinigt, jeden Augenblid die 
Theilung und Auflöfung der Gemeinfchaft gefordert werden Eann. 
Bei dem wirklichen Gemeinmwefen (corpus, universitas) dagegen 
kann der Eine oder gemeinfhaftliche vernünftige Gefammtmwille zwar je 
nad) der befonderen Verfaffung von Einem ober mehreren Vorſtehern 
ausgefprochen werden (universitas ordinata). Iſt nun aber 4) auch diefes 
nicht der Fall, fo ift e8 naturrehtlih und politifh nothwen— 
big, daß die Stimmenmehrheit aller felbftftändigen mündigen Glieder 
über die Verhältniffe und Rechte des Gemeinmefens entfcheide. Denn 
es fol, fo weit möglich, die Gefammtvernunft, der Geſammtwille 
des Gemeinmwefens des Volks, der Gemeinde herrſchen und natürlich 
mehr gelten, als die Anficht des einzelnen Gliedes. Das natürlichite 
und befte Mittel, die Gefammtvernunft zu erkennen, auszufprechen 
und zur Herrſchaft zu bringen, ift es gewiß, daß alle verfchiedenen 
Mitglieder des Ganzen ihre Erfahrungen, Ideen, Ahfichten und Gründe 
möglichft frei und vollftändig einander mittheilen und gegenfeitig aus 
taufhen, und alsdann durch Abſtimmung (Abmehrung) einen Stim- 
menmehrheitsbefchluß bilden und dieſem die Gültigkeit laffen. Wer 
diefes leugnen will, der müßte ein für irrthumsfähige Individuen une 
trügliches Kennzeichen ber reinen Wahrheit erfinden, oder fo lange die— 
fes fehlt, die Befchlüffe der Minderheit zum Voraus für vernünftiger, 
als die der Mehrheit erklären und zugleich auch die Mehrheit als ges 
neigt, ſich der Minderheit zu unterwerfen, die Minderheit aber für 
fo Präftig, ihren Willen gegen die Mehrheit friedlich durchzuſetzen; oder 
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endlich er müßte die Einheit, Dauer und Ordnung ber Gemeinheit ber 
Auflöfung und Anarchie einem einfeitigen Widerſpruchsrechte, einem pol: 
nifchen liberum veto jedes Einzelnen Preis geben. 

Aber freilich ift eben fowohl bei den Gemeinheiten, welche befon: 
deren WVorftehern untergeordnet find, für die rechtliche Gültigkeit der 
Beſchluͤſſe diefer monarchifchen oder ariftofratifchen Worfteher, mie für 
die Gültigkeit des Stimmenmehrheitsbefchluffes in der ganz freien bes 
mofratifchen Gemeinheit auch noch eine weitere 5. Grundbebin: 
gung noͤthig. Diefe befteht nämlich im Folgendem: Der Beſchluß 
muß der Verfafjung oder dem Grundvertrag entfprechend fein. Er darf 
nicht in objectiv erfennbarem Widerſpruch mit denfelben ſtehen. Erft 
dadurch bleibt und wird ein Beſchluß Willen der Gefammtheit, Ge: 
fammtvernunft. So fern er als dem Grundvertrag entfprechend ers 
fheint, wird er nun ſowohl in dem monardifch und ariftofratifch, wie 
in dem durch Stimmenmehrheit regierten Gemeinwefen als Beſchluß 
und Wille der Gefammtheit, als allgemeiner Wille, als "consensus 
omnium angefehen und gewöhnlich audy und namentlih im römifchen 
Recht ausdrüdtih der Mille Aller genannt. (S. „Srundvertrag” 
©. 245 ff.) So wird er mit Recht auch von dem überfiimmten Ein— 
jelnen in ihren Willen aufgenommen und als ihr Befhluß mit unter: 
zeichnet und vollführt. Trat ich auf die Bedingung der mechfelfeitigen 
Ahtung der NRechtsgleichheit in ein bleibendes Gemeinwefen, was kann 
ih feibft anders wollen, als daß ſtets die verfaffungsmäßigen Stim= 
menmehrheitsbefchlüffe gelten, gelten ohne felbftfüchtige eigenmwillige Auf: 
lehnung der Einzelnen gegen diefelben! Sind fie gefaßt, fo find fie 
alfo wirklich der Wille der Gefammtbeit und ihrer Glieder. Ein Ges 
meinmwefen aber ift in dem Mafe vernünftig frei und Eräftig, in mel: 
hem wirklich feine Beſchluͤſſe als das Ergebniß des moͤglichſt freien 
und vollftändigen und gegenfeitigen Gebdankenaustaufches der Mitglieder 
des Gemeinmwefens erfcheinen, je erfennbarer fie dem Grundvertrag huls 
digen, und je mehr alle Mitglieder ihn al8 den wahren Geſammtwil— 
len anfehben. Diefes fchließt weder im Staate noch in anderen Gemein: 
beiten die Mitwirkung monardifcher, ariftofratifcher und repräfentativer 
Organe aus. Es macht fie fogar bis zu gewiffem Grade räthlih und 
fordert nur jedenfalls alle oben im Artikel „Grundvertrag“ angegebenen 
Mittel zur Verbürgung der Herrfchaft des wahren Gefammtwillens. 

Für den Fall, daß bei der Abftimmung Stimmengleichhheit ent: 
fieht, muß diefe entweder durch die Stimme des Borftandes zur Stim: 
menmehrheit erhoben, oder eine Loosentſcheidung beliebt, oder die Sache 
beim Alten belaffen werben. 

Da die Stimmenmehrheit nur Ausflug und Darftellung des ver— 
faffungs- oder grundvertragsmäßigen Gefammtwillens über das Gemein: 
weien oder über das Gemeinfchaftliche ift, fo verfteht es fich von felbft, 
daß fie über die abgefonderten, in der Gemeinfhaft nicht eingefegten 
Rechte der Einzelnen, über jura singulorum, nicht entfcheiden darf, fon= 
dern daß zur Verfügung uͤber diefelben die Einwilligung und Uebereins 
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kunft aller Betheiligten Statt finden muß. Durch Verbindung biefes 
Grundſatzes mit der natürlichen Gültigkeit der Etimmenmehrheit in 
Beziehung auf das Gemeinwefen und feine Rechte und durch richtige 
Auffaffung der Grenzlinien zwifchen dem gemeinfchaftlihen- Net und 
den Rechten ber Einzelnen fchließt die richtige und insbefondere auch die 
tömifche und germanifche Rechts: und Staatstheorie fomohl die polniſche 
anarchifche Theorie des liberum veto, wie das jacobinifhhe revolutionäre 
Princip einer grenzenlofen Allgewalt der Stimmenmehrheit der Volks— 
oder der Nepräfentantenverfammlung und eben fo bie eines abfolutifti= 
[hen Imperators entfchieden aus. (S. hierüber, über die Stimmen: 
mehrheit und bie jura singulorum im bdeutfchen Bunde den Artikel 
„Teutſcher Bund‘ und „Jura singulorum“ und überhaupt Klüber, 
Deffentlihes Recht $. 300, Note e und $. 125 b. u. 130.) 
C. Th. Welder: 

Strafarten. — Die Darſtellung der Lehre von den Strafarten 
kann nad), dem Zwecke des Staatslexikons nicht eine antiquariſch-hiſto— 
riſche Forſchung, welche Strafarten bei den verſchiedenen Völkern ange— 
wendet wurden, zur Aufgabe haben. Weit wichtiger iſt es, von dem 
praktiſchen Standpuncte aus nachzuweiſen, wie das heutige Syſtem der 
Strafarten ſich ausbildete, welche Veränderung durch die neuen Gefeg- 
gebungen in dieſer Lehre hervorgebracht wurden, und welche Forderun— 
gen in dieſer Beziehung die Gerechtigkeit und die Klugheitslehre ſtellen 
koͤnnen. Es leuchtet ein, daß die Frage, welche Strafarten die paſſend— 
ſten ſind, von hoͤchſter Wichtigkeit iſt, weil die Strafen die Mittel 
ſind, deren ſich die Geſetzgebung bedient, um den Zweck des Strafin— 
ſtituts zu erreichen, und daher, wo ungerechte oder unpaſſende Strafen 
angewendet werden, das Strafgeſetz aller Wirkſamkeit beraubt iſt, in— 
dem der Zweck der Strafe nicht erreicht werden kann, und eben durch 
das ſchlechte Strafenſyſtem Nachtheile fuͤr die geſellſchaftliche Ordnung 
ſchon dadurch erzeugt werden, daß mit Sicherheit vorhergefehen werden 
fann, baß unpaffende, von der öffentlihen Meinung entfchieden miß— 
billigte Strafen nicht vollitredt werden, und daher für die zu Verbre— 
chen Geneigten eine neue Ausficht ſich eröffnet , daß ihre Verbrechen nicht 
beftraft werde, und daher der Reiz zu Verbrehen wählt. Die Lehre 
von den Strafarten hängt ſchon mit den Grundanfichten der Gefeggebung 
über den Zwed der Strafe, mit den fittlichen Vorftellungen des Volks 
und der Bildungsftufe deſſelben, fo wie mit den politifchen Verhältnif: 
fen zufammen, Ueberall, wo die Gefeggebung den Hauptzweck ber Strafe 
in der Abfchredung der Bürger von Begehung der Verbrechen findet, 
muß fie zu einem fucchtbaren Arfenal von folhen Strafen fommen, 
welche auf Abſchreckung berechnet find, vorzüglid auf die Sinne der 
Bürger wirken und mit einem Apparat von Uebeln verbunden find, 
deren Anblid diejenigen, welche Zufchauer der Strafvollziehung find, 
erfchüttert, deren Vollſtreckung fo empfindlih auf den Beftraften 
wirkt, daß die blofe Vorſtellung von dem gebrohten Strafübel als der 
unmittelbaren Folge, die den Webertreter des Strafgefeges erwartet, 
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einen fo gewaltigen: Eindrud auf das Gemüth eines Jeden hervorbringt, 
daß ter Reiz des drohenden Strafübels die Meize zur Begehung‘ des 
Verbtechens niederſchlaͤgt. ine Gefeggebung, welche ald Zweck der 
Strafe die Sicherung des Staats vor dem gefährlichen Verbrecher 
auffteit, muß zu ÖStrafarten kommen, melde diefe Sicherung am 
Meiten zu begründen im Stande find, während eine Gefeggebung, 
melde als Zwed der Strafe die Befferung des Veibrechers aufitellt, 
alle Strafarten verbannen muß, melche dem Beſſerungszwecke wider: 
fprehen , und dagegen diejenigen Strafen am Meiften billigt, durch 
weldhe diefe Befferung am Beten erreiht werden kann. Vorzuͤglich 
werben die fitilihen Borjtellungen eines Volkes auf die Wahl ber Stra- 
fin einen Einfluß haben. Jede weiſe Gefeggebung muß erkennen, 
bag ihe Strafgefeg Leine MWirkfamkeit hat, wenn das Gefes nicht in 
den Anfichten des Volkes wurzelt. In Bezug auf die Strafarten muß 
aber dies der Fall fein, in fo fern das Volk in dem durch eine ge: 
wiſſe Strafart gebrohten Uebel ein geredhtes Uebel erkennt; nur wo 
diefe Anerkennung allgemein begründet ift, wird auch der Glaube herrfchen, 
daß das Strafgefes wirklich zur Anwendung kommen wird; die Bürger 
werden im ben verfchiedenen Lagen, in denen fie zur Handhabung der 
Gefege beitragen müffen, auch das, was fie für gerecht erkennen, beför- 
dern, fie werden, wenn fie durch Verbrechen beſchaͤdigt find, oder Kennt: 
nif von veruͤbten Verbrechen haben, diefe anzeigen ; fie werden als Zeugen 
ihre Ausfagen nicht verweigern und fie nicht auf Schrauben ftellen, 
wenn auch eine harte Strafe dem Verbrechen droht, worauf die Aus: 
fage ſich bezieht. Die Gefhichte lehrt, wie allmälig die qualificirte 
Zodesftrafe nur duch die Macht der öffentlihen Meinung und fortge- 
fhrittener ſittlicher Vorftellungen verdrängt wurde. Sobald das Volt 
anfing, die Strafe des Pebendigverbrenneng, des Mäderns ꝛc. als eine 
graufame zw. betrachten und die verlängerten Leiden bes Unglüdlichen 
als ungerechte Strafzufäge anzufehen, mußte die Staatsregierung bald 
einichen, daß ihre Wirkfamkeit, wenn fie dennoch ſolche Strafarten 
anwenden.twollte, allgemeine Mißbilligung fände und auf Unterftügung 
duch das Volk nicht rechnen Eönnte. Dies beffere Gefühl bewirkte, daß 
Diejenigen, welche die Vollziehung ſolcher qualificirten Todesſtrafen ans 
zuordnen hatten, auf Mittel dachten, in der Wirklichkeit die Größe des 
in folhen Strafarten liegenden Uebels zu entfernen; man kam zu 
jenen Anftalten, durch welche heimlich der zum Rade Verurtheilte er: 
droffelt wurde, fo daß die fchaubervolle Hinrichtung durch das Rad nun 
mehr an der Leiche Statt fand. Man glaubte wenigftens den Schein 
tetten und auf die Umflchenden durch den Schauder der BVollziehung 
wirten zu muͤſſen. Allmaͤlig fhämten fich die Regierungen folcher 
Ziufhungen , fie erfannten, daß die Mehrzahl wußte, daß jene Hinrich: 
tung nicht in der Wirklichkeit an dem Lebenden volizogen würde, und 
fühlten, daß die Bürger ein folches entehrendes Gaukelfpiel verdbammten. 


Die Gefe ‚gab endlich der beffern Stimme nad, und die qua- 
lificitten Tod verſchwanden. Es iſt vorherzuſehen, daß auf 
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ähnliche Weife bei fleigender Bildung auch andere Strafarten, welche 
jegt noch in unferen Gefegen vorfommen, verſchwinden werden, indem 
eben in Bezug auf die Strafarten die Bildungsflufe des Volks, für 
welches eine Gefeggebung beftimmt ift, den größten Einfluß üben wird. 
Es ift begreiflih, daß da, wo ein Volk in dem Zuftand einer gewif: 
fen Rohheit an blutige Scenen, an Graufamfeiten und an Kämpfe 
gewöhnt ift, es auch Strafarten, melde auf Martern und ſchwere 
Leiden der Verurtheilten berechnet find, Gefallen findet und die Ans 
wendung folder Strafen billigt, während da, mo die feinere Sitte und 
größere Achtung vor der Menfchheit die alten Scenen der Nohheit vers 
drängen, auch ber edlere Sinn gegen graufame und martervolle Strafen 
fih empört. Vorzüglich darf auch der Einfluß der politifchen Verhaͤlt— 
niffe eines Volkes auf das Strafenfpftem nicht verfannt werden. Die 
Gefhichte lehrt, daß da, mo die unbefchränfte Alleinherrfchaft, oder 
die Macht einiger wenigen Bevorrechteten die Maffe des Volks fchwer 
niederdrüdt, auch die Achtung vor den Rechten der Menfchheit fich 
nicht äußert, vielmehr den Glauben, daß man das Volt nur durch 
Schrecken regieren Fönne, leicht mwurzelt, und daran die Meinung der 
Machthaber ſich knuͤpft, daß man nur auf die finnliche Natur der 
Menfchen durch Mittel wirken müffe, welche auf diefe Natur berechnet 
find. Sobald dagegen ein höherer Grad bürgerlicher Freiheit ſich ausbildet, 
tritt auch allmälig eine größere Achtung vor der menſchlichen Natur 
und den Rechten des Volkes hervor; die allgemeine Stimme mißbilligt 
Strafarten , welche nur den Menfchen wie Thiere betrachten, die durch 
Schläge und finnlihe Uebel gebändigt werden koͤnnen. Der Glaube 
an die fittlihe Natur des Menfhen, und damit die Anſicht, da 
auch das Wirken ber Gefeggebung auf die edleren Vorftellungen ber 
Menfchen, auf Belebung des Ehrgefühls, berechnet fein muß, bemir: 
fen auch die Umgeftaltung in dem Strafrechte. Die Gefchichte Roms 
lehrt dies, indem fie zeigt, daß nach der Ausbildung der Republik 
immer mehr das alte graufame Strafrecht verfehwand, weil, wie roͤmiſche 
Schriftfteller erkennen !), den neueren Vorftellungen von Bürgerthum 
und Ehre die Graufamkeit der alten Strafen nicht mehr anpaßte, 
So erklärt ſich leicht, warum Todesſtrafen und Geißelung als Strafen 
freier römifcher Bürger verdrängt wurden. Sobald das Volk auf einer 
höhern Stufe politifher Bildung fich befindet, findet der Gefeggeber 
auch in dem entwidelten Iebendigeren Gefühle des Volkes für birger: 
liche Freiheit, für politifche Nechte und Ehre neue Mittel, deren er 
fi bei feiner Strafgefesgebung gleihfam als Hebel bedienen muß, um‘ 
die Kraft fittlicher Vorftellungen, von der Veruͤbung der Verbrechen abzu« 
halten, zu verftärken und fie als Strafarten anzuwenden. Die politi: 
fhen Zuftände eines Volkes haben aber auch nody in anderen Bezie—⸗ 
bungen Einfluß auf den Charakter des Strafenfoftems. So lange in der 
Staatsform eine fcharfe Scheidung der Stände in der Meife vorkommt, 


1) 3. B. Livius und A. Gellius, 
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daß wenige Familien, ober durch gewiſſe Würden oder höheren Grund: 
befis Ausgezeichnete befondere Worrechte vor dem Wolke geniefen, 
wied auch in dem Strafenſyſtem leicht eine Verſchiedenheit darin her: 
vortreten, daß man für die Bevorrechteten, wenn fie Verbrechen ver=- 
üben, befondere mildere Strafarten erfinnt, mährend für das foges 
nannte gemeine Volt harte, auf, die angeblich gemeine rohe Natur 
diefes Volkes berechnete Strafarten angewendet werden. Sobald das 
aegen die Idee bürgerlicher Freiheit und die Gleichheit Aller vor dem 
Gefege mehr hervortritt, fobald die Theilnahmsfähigkeit aller Bürger an 
politifhen Rechten audy den Werth des Bürgerthums erhöht, müffen 
jene alten linterfcheidungen in den Strafarten nad) dem Stande bes 
Beftraften wegfallen, und der immer mehr verbreitete Wunfh, Straf: 
arten einzuführen, welche auf Alle berechnet find, die fteigende Bildung, 
welche die Anficht von der gemeinen Natur des fogenannten niedrigen 
Volkes verdrängt, bewirken aud) die Einführung anderer Strafarten. Bei 
dem großen Einfluffe, welchen das römifche Recht auf die Ausbildung 
des Rechts in Europa ausgeübt hat, dürfte ein kurzer Ruͤckblick auf 
den Charakter des römifchen Strafenfuftems nicht ohne Werth fein. 
Während in der Zeit der Könige entfchieden Zodesftrafen, und zwar 
nad Befchaffenheit gewiſſer Verbrechen als Ausdrudsmeife der höchften 
Misbilligung , z. B. bei der Perduellio noch befondere durch das damit 
verbundene Brandmal ausgezeichnete Strafarten , ferner die Geißelung 
vorfamen, wurde fhon oben bemerkt, daß nad der Vertreibung der 
Könige und nah Einführung der republicanifchen Form das Strafrecht 
in Rom vorzüglih auch in den Strafarten fi änderte. Die alten 
Strafen kamen außer Uebung; die lex Porcia fehüßte den freien 
Bürger vor der Todesſtrafe und Geißelung 2) (wenn nicht in Noth— 
füllen die Zodesftrafe gerechtfertigt erfchien). Die hohe Idee, welche bie 
Römer mit dem Bürgerthum und den damit verknüpften Rechten ver- 
banden, bewirkte leicht, daß damals die Werweifung aus Rom als eine 
der ſchwerſten Strafen des römifhen Bürgers erfcheinen mußte; daher 
aud die Strafe des Erild eine fehr häufige wurde. Die regelmäßig 
in den Legibus zur Zeit der Republik gedrohte Strafe war aber die 
Aquae et ignis. interdictio?) , deren Bedeutung dadurch ſich erklärt, 
daß der Nömer in den Zeiten der Nepublit in dem hohen Werthe, den 
fie auf Ausübung ber Bürgerrechte legte, bie Entfernung von dem Va- 
terlande für das größte Unglüd halten mußte. In dem Ausfpruche 
der Aquae et ignis interdictio, worin fombolifch der Ausfchluß von den 
wichtigften Rechten des menfchlihen Zuſammenlebens lag, war zugleich 
eine Erklärung des Verluftes politifcher Rechte gelegen, was von felbft 


2) Platner, Quaest. de jure crimin, Roman. p. 77. 

3) Ueber die Natur diefer Strafart ift noch viel Streit unter den Schrift- 
ftellern, z. B. Niebuhr, Römifche Gefchichte II. ©. 74. Platner, Quaest. p. 80. 
Besserer, De natura poenar. ex hist. jur. rom. illustrat, p.39. Meifter,Urtheile 
in heimlichen Sachen ©. 473, 
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den Verurtheilten zur Entfernung aus Rom brachte. Diefe Strafe 
ftand im Zufammenhange mit dem freiwilligen Eril, nämlich jener Ein- 
richtung, duch welche jeder Angeklagte durch förmlidhe Erklärung, daß 
er fteimillig in das Eril gehen wolle, um jeder andern Strafe auszu: 
weihen, auch der Fortfegung der Criminalunterfudung entging, je: 
dody veranlafte, daß nun ein förmlicher Volksſchluß erging, durch wel: 
hen fein Eril jest als Strafe und als anerkannt ausgefprohen und 
die Aquae et ignis interdictio erfannt wurde *), was ſchon deswegen 
wichtig war, weil dadurch der willfürlichen Ruͤckkehr des Verurtheilten 
vorgebeugt wurde, wenn er nicht durdy einen neuen Volksſchluß reftituirt 
war. Neben ber Poena capitis und der fpätern Poena aquae et ignis 
interdictio fam am Häufigftien die Mulcta®) als Geldftrafe wieder mit 
verfchiedenen Arten vor. In den Zeiten der Kaifer änderten ſich die 
Vorausfegungen, unter denen in der Republif ein auf Freiheit und 
Bürgertbum gebautes Strafenfoftem wirkfam fein fonnte. Die politi= 
[hen Rechte der Bürger verloren immer mehr ihren Werth, die Des: 
potie der roͤmiſchen Kaifer Eonnte ein liberale Strafſyſtem nicht be: 
greifen, die Achtung von Menfhenmwürde und Freiheit verlor ſich, und 
das Abfchredungsfpftem mußte fid) immer mehr entwideln. Wo in den 
Legibus zuvor Aquae et ignis interdictio gedroht war, wurde nun 
Zobesftrafe, und zwar in ihrer graufamften Vollziehung, gefeßt, z. B. le— 
bendiges Verbrennen, Hinrihtung am Kreuze, damnatio ad bestias, 
Die Graufamkeit einzelner Kaifer fand Gefallen in folhen Strafen, 
und bas an Gladiatorengefehte und Kämpfe mit wilden Thieren ge— 
mwöhnte Volk fand nichts Auffallendes an folhen, wie man glaubte 
abfchredenden Strafen. Außer diefen Strafen gab es noch andere, 
welche ebenfalls Capitales hießen, weil durch fie dag Caput, d.h. bie 
Libertas oder doch die Givität entzogen wurden. Hierzu gehörten die 
damnatio ad metalla, die Deportatio, die lebenslänglicdye Datio in 
opus publicum. Im Gegenfage von den Capitales poenae famen dann 
noch Non capitales vor, mwohin die WVermögensftrafen, die nicht capi- 
talen Verbannungen und Verurtheilungen zur öffentlichen Arbeit und 
£örperlihe Zuͤchtigung gehörten 9). Die heutigen Gefängnißftrafen ſchei⸗ 
nen den Römern unbekannt gemwefen zu fein 7), da Alles darauf deutet, 
dag nah römifhen Anſichten der Garcer nur als Unterfuchungshaft 
dienen follte. Ueberall dußert ſich noch in dem römifchen Strafrechte der 
Charakter, daß man in Bezug auf.die Strafarten einen Unterfchied zwi: 
fchen den verfchiedenen Ständeclaffen eintreten ließ, fodaßeinige Strafarten 
nur gegen die honestiores, andere nur gegen humiliores erkannt wurden ®). 


4) Geib, Gefchichte des röm. Griminalproceffeds ©. 121. 151 u. 304. 

5) Auch über die Natur diefer Strafe ift viel Streit, 3. B. Birnbaum im 
Archiv des Crim. XfII. p. 541. Platner, Quaest. p. 50. 

6) Ueber die Glaffification der Strafarten bei den Römern waren felbft die 
Anfichten der römischen Juriſten geiheilt. 

7) Ob die Römer Gefängnißitrafen hatten, f.1. 8. $. 9. D. de poenis 1.28. 
$. 14. D. de poenis. Abegg im Archiv des Grim. 1838, ©, 71. 

8) Roßhirt, Lehrbuch S. 180. 
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Ueber die -Vorflellungen der alten Germanen über Strafar- 
ten ift es ſchwierig, fi eine Elare VBorftellung zu machen’). So 
lange die Volksanſicht die Nachepflicht der Verwandten als eine religiöfe 
Pflicht anerkannte, mochte für manche Verbrechen, bei welchen jegt To— 
deöftrafen vorfamen, kein Beduͤrfniß entftehen, Strafe eintreten zu 
laffen. Als bei fortgefchrittener Bildung das Bußſyſtem ſich geltend 
machte, und der Verbrecher theils die Rache der Verwandten abkaufen, 
tbeild für den Frieden, den er durch fein Verbrechen gebrochen, der Ge— 
meinde Friedensgeld bezahlen mußte, fann man annehmen, daß bie 
Mehrzahl der Strafen Geldftrafen waren. Aber fchon nad) den frühe: 
fien Zeugnifjen kommen Strafen von Verbrechen, welche keine einzelne 
Perfonen, fondern die Staatsgefellfchaft als folhe in ihren Grundlagen 
erfhütterten, oder wo die allgemeine Volksanſicht die hoͤchſte Schändlich- 
feit und Gemeinheit mit dem Verbrechen verbunden erkannte, Todes— 
firafen vor, und zwar graufame Vollziehungsarten, mie fie aus der 
Rohheit der Zeit 79) und dem Abfchredungszwede ſich erklären, obwohl 
wgegeben werden muß, daß die Rechtsanſicht häufig ein Mittel ges 
fattete, fi) durdy Geldbußen von der firengen Verurtheilung loszu— 
machen, und die chriftliche Kirche früh durch verfchiedene Vorſchriften 
und Ginrichtungen dem rohen Ausbruche des durch ein verübtes Werbres 
hen entbrannten Zorns oder harter Volksjuſtiz entgegenzumirken fuchte 27). 
Unter den Strafarten erwähnen die alten Quellen ſchon das Haͤn— 
gen, das Raͤdern, das Verbrennen , Lebendigbegraben. Auch viele Lei- 
besftrafen kamen vor, und zwar in den härteften Formen als verſtuͤm- 
melnde Strafen, 3. B. das Blenden (Ausftehen der Augen), das 
Abfchneiden der Nafe und der Entmannung !?). Es mag diefen Etra- 
fen dunfel eine gewiſſe Zalionsanfidyt zum Grunde gelegen haben 2), 
indem man den Verbrecher andem Gliede büßen laffen wollte, mit welchem 
er fehlte, daher häufig als Strafe der Nothzucht die Entmannung vor: 
fommt; noch mehr aber erzeugte wohl eine bei der damaligen Roh— 
beit Leicht erflärbare Abfchredungsanficht ſolche Strafarten, welche ein 
bleibendes, durch den blofen Anblid des Beftraften auf Alle wirkſames 
Merkmal zurüdließen. Daß die Geißelung und das Brandmarfen 
früh vorgefommen, ift gewiß. Auferdem fannten die alten Rechte 
als Strafen den Verluſt der Freiheit, in fo fern der Verbrecher, wenn er 
tie Bußen nicht bezahlen Fonnte, dem Befchädigten oder der Familie 
deffelben als Sklave zufiel 1%). Zur Strafe der Verbannung Eonnte 
man leicht dadurch fommen, daß früh die Anficht fich ausbildete, daß 





9) Bilda, Das Strafrecht der Germanen 9,484. 

10) Man thut Unrecht, wenn man aus einerrübmlichen Vorliebe für die alten 
manen, auf Koften der hiſtoriſchen Wahrheit, fo viel von ihrer Milde fpricht. 
11)3. B. das Afol. . 

12) Wilda, Strafrecht ©. 509, 

13) Wüda. ©. 511. 

14) Wilda, Strafreht S.51 6. 
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ber Verbrecher, um ber Rache ber beleidigten Familie zu entgehen, mit 
einer gemwiffen Zahl feiner Verwandten auf einige Zeit aus dem 
Lande fliehen mußte. Die dee der Sicherung der Familie und der 
Gemeinde vor dem gefährlichen Verbrecher mochte dabei auf die Aus: 
bildung dieſer Strafart wirken. Wermögensconfiscation wird als Straf: 
art oft erwähnt '9). 

Was in den alten Quellen von dem Gefängniffe (carcer) vor= 
fommt, bezieht fi nur auf den als Unterfuhungshaft angewendeten 
Kerker und darauf, daß der Schuldige, fo lange er nicht die aufgelegte 
Buße bezahlen konnte, im Gefängniffe verwahrt werden follte. Auf dieſe 
Art fehlte es nicht an einer Maffe harter Strafarten. Das furdtbare 
Arfenal wurde der nachfolgenden Periode überliefert, in welcher aber 
eine große Vermehrung des Apparats eintrat, deffen fich die Strafgefeg- 
gebung zu ihrer Wirkfamkeit bedienen zu müfjen glaubte. Die Roh: 
heit der Zeit begünftigte das Abfchredungsfoftem, unter deffen Herrſchaft 
die Zahl der graufamen Todesftrafen und der verflümmelnden Strafen 
fid) vermehrte. Dabei feheinen noch manche andere been, wenn auch 
nur unklar einmwirkend, das Strafrecht des Mittelalters beftimmt zu ha⸗ 
ben. Auf einer Seite war e8 die Idee, durch flarf in die Sinne fals 
lende, recht harte Strafen den ftärkften Unmillen der Staatsgefellfchaft 
gegen ein gewiffes Verbrechen auszubrüden!®), auf der andern Seite 
war es die Anfiht, eine Art von Miedervergeltung eintreten zu laffen, 
fo daß 3. B. der Falſchmuͤnzer (weil er die Münze gefotten hatte) im 
Keſſel gefotten werden follte. Eine Hauptſache war, durch die Strafe 
eine Demüthigung und eine Öffentlihe Bufübung anzuordnen, daher fo 
häufig die Verurtheilung zum Herumziehen des Verbrechers durch die 
Strafen der Stadt im härenen Hemde mit gelber Kerze vorkam 17). 
Hier verband ſich mit der Strafe die dee der Reinigung, indem ber 
Berurtheilte öffentlich fein Unrecht ausfprah und durch die kirchlichen 
Bußen, denen er ſich unterwarf, gereinigt wurde. Daraus erflären fich 
die häufigen Verurtheilungen 18) zur Wallfahrt in entfernte Länder, mo 
der Pilger die kirchliche Abfolution durch manche ſchwere Bufübungen 
zu erlangen fuchen mufte, und wo die Entfernung ded Berurtheilten 
aus dem Lande (häufig mit einer gewiffen Zahl feiner Verwandten) zu: 
gleih eine Art von Verbannung ausdrüdte und den doppelten Zweck 
erreichte, daß die Gemeinde vor dem gefährlichen Verbrecher gefichert 
und ber Leicht zu befürchtenden Familienrache vorgebeugt wurde, in= 
dem man hoffte, daß nad) einem längeren Zeitablaufe, wenn aud) der 
Verbrecher in das Land zurückehrte, die Gemüther eher verföhnt wär 


— 


15) Wilda ©. 519. 

16) Dies fcheint z. B. manchen Strafarten bes Ehebruche oder der Bigamie 
zum Grunde gelegen zu haben. 

17) Am Wichtigften find hier die Auszüge aus den alten Malefizbüchern bei 
Cannzert, bydragen tot de pennis van heit oude Strafregt in Vlanderen, 
Gent, 1835. 

18) Gannaert S. 79. 
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sen. Eine andere Glaffe von Strafarten beftand darin, daß ber Ver- 
brecher zur öffentlihen Demüthigung und Sühne feinee Schuld ein 
bleibenbes Denfmal feiner Schuld und feiner Buße errichten ließ, haͤu— 
fig unter Umftänden, unter welchen die Gemeinde ein Intereſſe hatte, 
ein ſolches Denkmal zu erhalten. Daraus erklären fi die Verurthei— 
lungen in ben Schöffergerichten einzelner Städte zur Erbauung einer 
Gapelle, eines Sühnaltars oder eines gemalten Zenfters *29). Es fcheint 
noh, daß manche jener graufamen Strafarten nicht wirklich volltredt, 
fondern nur gedroht wurden, theild um durch Wie Härte der Etrafe die 
große Mißbilligung des Verbrechens auszubrüden, theils buch die Dro- 
bung Mandyen von der Veruͤbung des Verbrechens abzufhreden, theils 
durdy die Zuerkennung der ſchweren Strafe zu bewirken, daß ber Ber: 
urtbeilte eine defto größere Geldbuße bezahlte, um ſich von ber zuer= 
fannten Strafe loszufaufen. So enthalten die Rechtsbuͤcher bes Mit: 
telalterd die Drohung der härteften Strafen, ohne daß man deswegen 
annehmen darf, daß alle diefe Strafen auch wirklich volftredt wurden. 
Landes» oder Drtsverweifung und Geifelung, fo mie verflümmelnde 
Strafen waren die gewoͤhnlichſten. — Gefängnißftrafen waren felten, 
nur die Kirche, und zwar mit dem Zwecke, daf die Strafe zur Reini: 
gung und Beſſerung dienen follte (freilich auch oft durch leidenfchaft- 
liche Richter mit großer Härte erkannt), wendete Gefängnißftrafen an; 
auh in den italienifchen Stäbdteftatuten kommen ſolche Strafen vor. 
Der ehrwuͤrdige Schwarzenberg wagte bei der Abfaffung der Carolina 
m Bezug auf die Strafarten an diefen Überall mit dem Localgerichtsge- 
braudye innig zufammenhängenden Theil des Strafrechts nicht Hand zu 
- legen, oder Strafarten zu verbannen, welche die damaligen Gitten alls 
gemein billigten. So findet man freilid in der CCC alle durch den 
Gebtauch im deutfhen Rechte verbreiteten Arten der qualificirten Todes: 
firafen (Pfählen oder Lebindigbegraben, Rädern, Verbrennen 20) u.f.w.) 
neben den einfachen Strafarten (Hängen und Entbaupten) 21), ferner bie 
verflümmelnden Strafen und den Staupbefen 22), fo wie die Gonfina= 
tion und Landesverweifung 23) gedroht. Selbft darauf, daß an man- 
den Orten Gefänaniß vorfam, deutet die Carolina ?*). Die Zeiten 
bald nach der peinlichen Gerichtsordnung waren der Ausbildung befjerer 
Anfihten Uber Strafarten nicht günftig. Die gelehrten Juriften, denen 
die Anwendung der Gefege überlaffen wurde, waren weniger geneigt, 
für die Fortbildung des Rechts zu forgen und die Starrheit des Buch: 
ſtabens der Gefege in der Anwendung auf einzelne Fälle nach der Bes 
Ihaffenheit der Umftände zu mildern, als dies einſt bei den aus dem 


= _—— 


19) Auch darüber liefert Cannaert S. 173 ff. Nachrichten. 

20) CCC Xrt. 192. 

21) CCC Xrt. 137. 192. 

22) CCC Xrt. 198, 

23) CCC Art. 161. 198. 

24) CCC Art. 101. 157. 216. f. jeboch bambergensis Art. 223 und Archiv 
des Criminaltechts. 1838. ©, 71. 
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Volke genommenen Schöffen ber Fall war, welche mehr an bas Ge— 
mwohnheitsrecht ſich hielten und dies mit freierer Erwägung der Beduͤrf— 
niffe des einzelnen Falles in der Anwendung milderten. Die Praris der 
drei legten Jahrhunderte war ftreng und bereicherte das Verzeichniß 
der harten Strafarten noch mit neuen. Je weniger unter den wenig 
erhebenden politifchen Verhältniffen jener Zeit Menfchenreht und Men: 
fhenwürde von den Machthabern geachtet wurden, und die Rechtswiſ— 
fenfhaft und Praris im Ganzen eines belebenden Princips entbehrten, 
defto mehr fam das Mbfchredungs: und Sicherungsprincip zur Herr: 
fhaft, und die härtefien Strafarten fehienen dann die zweckmaͤßigſten. 
An manden Drten wurden jedod) die Gefängnißftrafen ſchon allgemeiner 
angemwenbet 25), Der Zuftand der dazu benusten Anftalten war freilid) 
ein fehr trauriger, obwohl es nicht an einzelnen Männern fehlte, welche 
fchon die Stimme Eräftig für die Nothwendigkeit der Verbeſſerung er: 
hoben 25). In der Regel aber hatten Mangel an Achtung vor der 
"Menfchheit, die Herrſchaft des Abfchredungszmweds bewirkt, daß man bie 
Gefangenen in den ungefundeften Anftalten verwahrte, fie zu den haͤr— 
teften öffentlichen Arbeiten brauchte, ohne auf der andern Seite auch 
nur-einen Schritt zu thun, um die moralifche Werpeflung der Ge: 
fangenen zu hindern und auf die Befferung der Sträflinge zu wirfen. 
Erft in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts hatte das Erwa— 
chen eines neuen befferen Geiftes, und die Erfenntniß der Nothwen— 
- digkeit, beftchende Zuftände zu prüfm und zu verbeffern, auch im 
Strafrechte eine Umgeftaltung bewirkt und insbefondere die Unzweckmaͤ— 
ßigkeit vieler bisher gedrohten Strafarten nachgewiefen. In den Wer: 
fen der Staliener, Franzofen und Deutfchen über Criminalpolitik be— 
gann man über die Nechtmäßigkfeit der Zodesftrafe, über Eörperliche 
Zuͤchtigung, über Landesvermeifung zu verhandeln. Jede neue Unterfus 
hung über die Strafzwede führte auch zur Prüfung der einzelnen 
Strafarten. Beſſere Anfichten wurden allmälig verbreitet, und durch die 
Macht der öffentlihen Meinung kamen auch die Regierungen immer mebr 
dazu, einzelne unpaffende Strafarten zu verbannen und andere zweck— 
mäßigere einzurichten. ine durchgreifende Reform fheiterte aber noch 
immer anden Borurtheilen, die man als Ueberlieferungen der Vergan— 
genheit bewahrte. In dem aus dem Ende des vorigen Jahrhunderts 
ftammenden preußifchen Landrechte fanden fih noch die graufamen' und 
unzwedmäßigen Sirafarten der Vorzeit in der Confequenz des Ab: 
fhredungsprincips des Geſetzgebers. Einen befondern Einfluß auf die 
neuere Strafgefeggebung bewirkte das franzöfifche Geſetzbuch. Man würde 
fih fehr irren, wenn man in diefem Geſetzbuche große Verbefferungen 
in Bezug auf die Strafarten zu finden hoffte. Der Code penal war 
zu ſehr im Geifte der Abfchredung und zu einer Zeit bearbeitet, wo 


25) Damhouder, Praxis rer. crim. cap. 15. Wächter, Strafarten von Wür- 
temberg ©. 54. 
26) Vorzüglich Scanaroli de visitatione carceratorum, Roma, 1655. 
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man glaubte, bie kaum gegründete neue Ordnung ber Dinge gegen viel« 
fache noch drohende Angriffe nur durch Strenge erhalten zu koͤnnen. 
Eine Eigenthümlichkeit des Code penal in Bezug auf die Strafarten 
bängt mit der Eintheilung in Verbrechen (crimes), Vergehen (delits) 
umd Uebertretungen (contraventions) zufammen. Da ein Hauptmerk: 
mal der Abftufung ihrer Claſſen in den Strafarten lag, welche bei je: 
der Glaffe erkannt werden Eonnten, fo mußte man aud) criminelle und 
juchtpolizeiliche Strafarten trennen. Da aber eine irrige Worftellung 
diejenigen, welche crimes verübten, als weit verborbener und gefährlis 
ber, als die Uebertreter von zuchtpolizeilihen Strafgefegen betrachtet, 
fo glaubt man aud die Strafen für crimes als infamirende erklären 
ju müffen, im Gegenſatze der correctionellen, nicht infamirenden. Auf 
diefe Art wurden als criminelle Strafen die Todesftrafe, die Zwangs⸗ 
arbeit (travaux forces), das Zuchthaus (reclusion) neben der Deportas 
tion, Detention und Interdiction erklärt; waͤhrend die correctionellen 
Strafen das Gefängnif und die Geldfirafe waren. Mit der Verurtheis 
lung zu den criminellen Strafen wurden ſchwere Ehrenfolgen, felbft bie 
furhebare Strafe des bürgerlihen Xodes verbunden. Auf diefe Art 
glaubte der franzöfifche Gefeggeber den Unterfchied von Verbrechen und 
Versehen auch als Unterfchied der Moralität der firafbaren Handlungen 
benugen zu dürfen. Da diejenigen, welche Verbrechen verübten, als bie 
weit mehr unmoralifchen Menſchen galten, fo wurden auch die bei cri- 
mes erkannten Strafen als ſolche betrachtet, melche feinen Reſt des 
Edrgefühls des Beftraften mehr zu refpectiren brauchten und nur auf große 
Härte berechnet fein mußten, um befto ficherer von Begehung der Ver: 
drehen abzufchreden, wogegen man bei den Strafarten der Vergehen 
von der präfumtiven Ehrlichkeit der Uebertreter ausging und daher mil: 
dere, nicht infamirende Strafarten drohte. Unter ſolchen Umftänden 
fonnte keine Gonfequenz in dem Strafrechte fein; e8 war verkehrt, von 
einer tiefgefunfenen Moralitit des Todtſchlaͤgers oder besjenigen, der eis 
nen Andern verwundete, fo daß diefer über 20 Tage unbrauchbar zum 
Berufe wurde, ober eines jeden wegen Bigamie Verurtheilten auszuges 
ben, meil alle diefe Handlungen im gefeglichen Sinne crimes waren, 
während man die Mehrzahl der Diebe, der Betrüger, der SJugendvers 
führer als correctionelle Uebertreter wegen der präfumtiven größeren Mo: 
talität nur milden Strafarten unterwarf.e Man’ erfannte nicht, daß 
eben unter den fogenannten crimes Handlungen ſich befänden, die zwar 
mit lingerer Freiheitsſtrafe beftraft werden mußten, aber weit weniger 
als Beweife tiefer Verdorbenheit galten, mährend hinter den Vergehen 
Handlungen tiefer Immoralität fi befinden. So ift e8 gekommen, 
daß in Frankreich allgemein erfannt wird, daß die aus den zuchtpolizeis 
lihen Gefängniffen Entlaffenen weit mehr zu fürchten find, daß fie meit 
mehr rüdfällig werben, als die wegen crimes Beftraften ; mährend häu« 
fig die zur reclusion WVerurtheilten die WVerurtheilung zur Galeere vor: 
zogen, weil fie dort durch das Zufammentleben mit Gameraden, durch 
Arbeit im Freien mehr Annehmlichkeiten hatten. Die Vervielfältigung 
Staats sEeriton. XV, 13 
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der infamirenden Strafen aber erzeugte eine immer mehr wuchernde 
Verdorbenheit, hinderte die Beſſerung der Beſtraften und veranlaßte die 
große Zahl der Ruͤckfaͤlle 27). Die Gefaͤngnißeinrichtung war eine 
durchaus ſchlechte, ſo daß der neue Entwurf von 1848 eine voͤllige Um⸗ 
geſtaltung vorſchlug 28). In Deutſchland haͤtte man von dem baieri⸗ 
hen Strafgeſetzbuche, das in fo vielen Beziehungen ein Fortſchritt im 
der Gefeggebungstunft war, auch in Anfehung der Strafarten erwarten 
dürfen, daß der Gefeggeber von befferen Grundlagen ausgehen würde; 
allein die Vorurtheile der Vergangenheit hatten noch einen zu mächtigen 
Einfluß geübt, und die Abfchredungstheorie, welcher der Nebactor des 
baierifchen Gefegbuche huldigte, mußte den Glauben an die Nothiwen- 
digkeit abſchreckender, auf die finnliche Natur des Menfchen berechneter 
Strafarten herbeiführen. Ueberall bemerkt man einen Kampf befjerer 
Anfichten mit den Ueberlieferungen ber Vergangenheit, von denen man 
ſich nicht loszumachen wagt. Dazu kam, daß Feuerbach die franzöfifche 
Einteilung in crimes und delits auch in Baiern einzuführen fuchte, 
und nun Strafarten der Verbrechen und jene der Vergehen aufftellte. 
Zu den erften gehörten bie Tobesftrafe, die Ketten, Zuchthaus, Ar— 
beitshausftrafe, Dienftentfegung ; zu den zweiten das Gefängniß, Die 
Geldftrafe, die Eörperliche Züchtigung und bie Dienftentlaffung., Mit 
jeder Verurteilung zur Strafe eines Verbrechens wurde. (Art. 23 bes 
bater. Steafgefegb.) der Werluft der bevorzugten Ehre verbunden; an 
die Kettenftcafe wurde der bürgerliche Tod (eine unfelige Nahahmung 
des franzöfifchen Code) geknüpft; bei ber Todesſtrafe behielt die Geſetz⸗ 
gebung eine Schärfung derfelden durch vorgängige Ausftellung des Wer: 
urtheilten auf den Pranger bei; bei der Freiheitsftrafe glaubte ber 
Verfaffer duch eine Abftufung derfelben nad) verfchiedenen Namen und 
durch die Einrichtung, daß bie verfchiedenen Strafen in verſchiedenen 
Häufern abgebüßt werden müffen, einen großen Fortfchritt in der Ger 
feggebungstunft gemacht zu haben. So unterfchied das Geſetzbuch 
(Art. 7) die Kettenftrafe (mit der Wirkung des bürgerlichen Todes auf 
Lebenszeit erfannt), die Zuchthausftrafe (mit dem Marimum von 20 und 
dem Minimum von 8 Jahren), die Strafarbeitshausftrafe (mit dem Mini: 
mum von 1 und dem Marimum von 8 Sahren), bie Gefängnißftrafe(mit dem 
Marimum von 2 Jahren). Um Perfonen höheren Standes oder über» 
haupt höherer Bildung, wenn ſolche wegen Verbrechen verurtheilt wer—⸗ 
den, den Vortheil zu geben, daß fie nicht mit anderen Verurtheilten 
aus den geringeren Volksclaſſen zufammen in der nämlichen Anſtalt fich 
befinden müffen, fhuf das Gefegbuch (Art. 19) die Feftungsftrafe, zu 
welcher die Gerichte ftatt der Ketten:, Zucht» und Arbeitshausftrafe ver- 
urtheilen durften. Won einem gewiffen (obwohl unklaren) Gefühle ber 


27) Im Jahre 1828 zählte man, daß von 1000 Angefchulbigten 60 Ruͤck⸗ 
fällige feien; mit 1841 waren von 1000 154. 

28) Ueber bie gr des franz. Strafenſyſtems Alauzet, Essai sur les 
peines. Paris, 184 
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Nothwendigkeit geleitet, dem Beſſerungszwecke zu huldigen, führte das 
Gefegbuch (Art. 12) die fogenannte Zuchthausſtrafe auf unbeftimmte Zeit 
ein, wobei der Verurtheilte gar nicht erfährt, auf wie viel Zeit er ver 
urtheilt ift, fondern unbeſtimmt die Strafe ausgefprochen wird, fo daß, 
wenn er 10 Jahre ununterbrochen ſich fehr gut in ber Anflalt aufge 
führt hat, er nach Ablauf von 16 Jahren auf Begnadigung hoffen kann. 
Die Erfahrung hat diefem Spfteme Fein günftiges Zeugniß gegeben; 
jene Abftufungen der Strafen nad den Namen gingen (audy nach mehr 
als 30 Fahren des Biftehens des Geſetzbuchs) nicht in bie Volksan⸗ 
ſicht über; man unterfcheidet zwifchen Zuchthaus und Arbeitshaus nicht; 
die verfchiedenen Strafen beftanden nit einmal vollftändig in der 
Wirktichkeit, da die Sträflinge der einen oder anderen Art nicht ein= 
mal überall in verfchiebenen Strafanftalten fi befanden. Die Freis 
beitsftrafen blos nach der Zeit der Dauer abzufondern, fo daß ber, wel⸗ 
her zu 8 Jahren und 1 Monat verurtheilt wurde , in das Zuchthaus, 
und der’ auf 8 Fahre Verurtheilte in das Arbeitshaus kam, beruhte auf 
keiner vernünftigen Grundlage. Die Anwendung ber Feftungsftrafe 
hing rein von der MWilltür ab, verlegte häufig die Volksanſicht, wenn 
Perfonen, welche die ſchaͤndlichſten Verbrechen verübten, zur Feftungs- 
firafe verurtheilt wurden, blos meil fie höheren Ständen angehörten. 
Diefe Strafe, bei welcher eine Abfonderung der Sträflinge nicht bes 
ftand, wirkte auch bemoralifirend, weil nicht felten Perfonen, deren 
Vergehen aus Feiner fhändlichen Leidenſchaft hervorgingen, z. B. wegen 
eines Duells, mit Sträflingen zufammenleben. mußten, deren Leben 
duch völlig unmwürdiges Betragen gebrandmarkt war, 3.8. mit Beamten, 
welche Kälfchungen verübten 29). Die baterifhe Regierung felbft über» 
zeugte fich von der Unzwedmäßigkeit ihres Strafenſyſtems, und die 1822, 
1827, 1831 vorgelegten Entwürfe des Strafgefegbuchs meichen mefent: 
fi von dem Geſetzbuche von 1813 ab. Seit ber Erfcheinung biefes 
Geſetzbuchs war in Deutfchland die Gefepgebungskunft der Gegenftand 
vielfacher Erdrterungen geworden. Die Prüfung der Strafjwede, die 
Sitte, auc die Zeugniffe der Erfahrung über die Wirkfamkeit der 
Strafarten zu hören, und die Fortfchritte der geſellſchaftlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe bewirkten eine Umgeftaltung auch in Bezug auf die Wahlen der 
Strafarten in ben neuen Gefegbüchern von Mürtemberg, Sachen, 
Hannover, Braunſchweig, Heſſen. Unverkennbare Fortfchritte find hier 
bemerkbar, 3. B. in Bezug auf die Verbannung der qualificitten To—⸗ 
desſtrafen, die Befeitigung mancher entehrenden Strafen und die Auf: 
bebung oder doch wenigſtens Beſchraͤnkung ber koͤrperlichen Züchtigung. 
Der wichtigſte Hortfchritt lag darin, daß bie großen Fragen der Geſetz⸗ 
gebung in neuerer Zeit auch in den conftitutionellen Staaten und 
neuerlih auch im den Staaten, welche Provingialftände eingeführt 
haben, von den verfammelten Wol£svertretern verhandelt wurden. 
Auf diefe Art wurden in Bezug auf die Strafarten mande in 


29) Amold im Archive des Griminalr. 1843. ©. >. g+ 
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diefer Lehre mit den Forderungen der bürgerlichen Freiheit und der po« 
litifchen Rechte zufammenhängende Fragen 20), welche man früher zu 
einfeitig erörtert hatte, umfichtiger verhandelt; bie Erfahrungen, melde 
bie unter dem Volke unmittelbar lebenden Abgeorbneten über die Wirk: 
famkeit dee Strafen machten, kamen zur Sprahe, und das Zufam- 
menwirken vieler Männer, unter denen Manche die Wiffenfchaft oder 
die Rechtsanwendung genauer Fannten, veranlaßten ein allſeitigeres Abs 
wägen der verfchiedenen Intereſſen und ber Forderungen der verfchiedes 
nen Strafzwede bei der Frage: welche Strafarten am Zweckmaͤßigſten 
find. Wenn ungeadytet diefer günftigen Elemente dennoch die neueften 
Gefegbücer in Bezug auf die Strafarten Vieles zu wuͤnſchen übrig 
laffen, wenn die Zodesftrafe auf jeden Fall noch eine zu große Aus: 
dehnung erhielt, die lebenstänglichen Freiheitsftrafen, wie bie förperliche 
Züchtigung beibehalten, die Abftufungen der Freiheitsftrafen unzweckmaͤ⸗ 
Big gemacht und die Ehrenftrafen in einem zu meiten Umfange anges 
wenbet wurden, fo lagen bie Gründe?!) theild barin, daß die Vorur⸗ 
theile der Vergangenheit in Eeinem Rechtstheile leicht einen fo großen 
Einfluß ausüben als in dem Streafrechte, und ber Glaube an die All 
macht der Abfchredung, und daher gewiſſe Strafen, welche am Meiſten 
zur Abfchredung, wie man fich einbildet, geeignet find, vorzüglich bei 
den Strafarten ſich geltend macht, theils darin, daß die Erfahrungen, 
welche manche Abgeordnete über Wirkſamkeit gewiſſer Strafarten machen, 
von einem zu einfeitigen Standpuncte aus gemacht werden, 3. B. über 
körperliche Züchtigung. Bei dem Zuſammenwirken mehrerer Factoren ber 
Gefesgebung, damit ein Gefeg zu Stande kommen Eann, erklärt es fich 
leicht, daß die in dem beften Geifte des Fortſchritts gefaßten Befchlüffe einer 
Kammer nicht aud die Billigung der anderen Kammer erhalten, und 
bei einem gewiſſen Transactionsſyſteme und bei dem leicht erklaͤrbaren 
MWunfche, ba. ein Strafgefegbuh zu Stande komme, fo daß zulegt bie 
Majorität einer Kammer auch gegen ihre Ueberzeugung den beharrli— 
chen Zurüdweifungen der Anträge in ber andern Kammer nachgibt, 
kommen zulegt aud in Bezug auf die Strafarten Strafgefegbücher zu 
Stande, deren einzelne Vorfchriften nicht den Fortfchritten der Zeit ent⸗ 
farehen. Am Meiften muß man bei der Betrachtung ber Berathun- 
gen über ‚neue Strafgefegbücher den Mangel leitender Ideen und die 
Unklarheit der Anfichten über die Strafanftalten beklagen 22). Eine 
flüchtig® Lectüre einiger Zeitungsartifel oder eines im Sinne eines ges 
wiffen Spftems gefchriebenen Werks über Strafanftalten genügt nicht, ' 
um ein gründliches Urtheil über die Strafarten zu fällen. Man hört 
etwas von bem pennfplvanifchen und dem Auburnifchen Spftem ; aber 


30) 3.8. wegen Ausſchließung der zu gewiſſen Strafen Verurtheilten von 
der Ausuͤbung der Wahlrechte. 
| 31) Ueber die Godificationsfrage in Deus auf pi - — der Straf⸗ 
arten ſ. meine Schrift über die Strafgefeggebung J. 1 ff. 
2) Meine ot in meiner Schrift: Dre ee in ihrer 
Fortbildung 2. Zhl. © 
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den Zufammenhbang faßt man nicht. In die Feſſel der Vorfellung ge: 
fhlagen, daß man die Strafen in entehrende und nicht entehrende ein- 
theilen müffe, fommt man von Wornherein zu einer irrigen Anficht und 
bilder fih nun ein, duch die Erfindung neuer Bezeichnungen und Ab— 
fufungen der Strafanftalten in Zuchthaus, Arbeitshaus, Correctiong: 
baus, Feſtung u. U. eine meife Einrichtung ber Strafen gemacht zu 
haben. Man fpriht von dem Befferungsfnfteme mie der Blinde von 
der Farbe, ohne den durch das ganze Strafenfoftem mirkenden Einfluß 
diefes Syſtems zu begreifen. 

Fraͤgt man nad) den leitenden Grundfägen, welche dem Gefeggeber 
bei der Wahl der Strafarten vorſchweben müffen, fo muß man vor— 
erſt [hen die Frage über die Rechtmäßigkeit von der der Zweckmaͤßigkeit 
einer Strafart unterfcheiden, Die erfte Frage muß vorausgehen, und 
überall, wo nad) den Forderungen bes Rechts und den Forderungen ber 
Vernunft eine gewiſſe Strafe als rechtswidrig nachgewiefen werden kann, 
kann eine NRüdfiht der angeblihen Zmedmäßigkeit fie rechtfertigen. 
Last ſich aber auch gegen die Rechtmäßigkeit nichts einwenden, fo iſt 
erft die Forderung der Strafklugheit mit Rüdfiht auf die befonderen 
Verhältniffe des Landes, für melde das Geſetz eingeführt werben foll, 
zu prüfen. Hier find alle Elemente der Strafart, von welchen ihre 
Wirkfamkeit abhängt, zu zergliedern, und jedes derfelben im Allgemei: 
nen (gleihfam wie der Arzt die Elemente einer Arznei prüft), hierauf 
in ihree Anmendbarkeit bei dem einzelnen Volke zu unterfuchen. Häufig 
wird hier die Frage Über die Rechtmaͤßigkeit mit der über die Zweckmaͤ— 
Sigkeit in fo fern zufammenfallen, ald die Gerechtigkeit einer Maßregel 
im Strafrechte von ihrer Nothwendigkeit unter den gegebenen Verhaͤlt— 
niifen bet dem bejtimmten Volke abhängt; über diefe Nothwendigkeit 
läßt ſich nur nach genauer Beachtung aller Umftände entfcheiden, melche 
auf die Wirkfamkeit der in Frage flehenden Maßregel in einem gewiſſen 
Sande Einfluß haben; daraus ergibt fih auch, daß häufig die Anwen: 
dung einer gewiſſen Strafart bei einem beflimmten Volke entfchieden 
misbilligt werden muß, während fie bei einem andern Volke gerechtfer- 
tigt werben Bann. Bei dem Streite Über bie Todesſtrafe zeigt fich dies 
leicht; eben fo aber bemerkt man auch, daß noch gründliche Unterfuchungen 
über jene Wirkſamkeit der Strafarten uns fehlen. Arbeiten, wie fie 
» 8. in England über die Todesſtrafe, über die Transportation ge: 
macht worden find 22), insbefondere durch zweckmaͤßige Vernehmung 
von erfahrenen Männern über ihre Beobachtungen, fehlen ung gänzlich. 
Bei dem Urtheil über die Wahl der Strafarten dürfte aber noch fehr 
wichtig fein, zwei Ruͤckſichten zu trennen: 1) die, ob eine in der Ge: 
ſetgebung eines Volkes bisher vorfommende Strafart auch in Zukunft 

ehalten werden fol, und 2) ob eine neue bisher in der Lan— 
Deögefeßgebung unbekannte Strafart gefeglich eingeführt werden fol. 
Gewiß fordert bie Beantwortung ber erſten Frage eine noch arößere 





8) Meine Schrift über die Strafgefeggebung I. ©. 128. 
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Vorficht, weil da, wo wirklich eine Strafart in alle fittlihen und recht⸗ 
lichen Anfihten des Volkes gleichfam verwachfen ift, durch die plögliche 
Aufhebung diefer Strafe das Volk irre in der Wolksmpral gemacht 
wird, den Gefeggeber einer tadelnswerthen Mitde befchuldigt, gemiffe 
Verbrehen nicht für hinreichend gebüßt erkennt, weil die bisherige 
Strafart nicht mehr angewendet wird, und leicht zu dem Glauben kommt, 
daß das Geſetz in Zukunft dies Werbrechen leichter beftrafen molle. 
Allein diefe Scheu vor der Volksſtimme und der Angewoͤhnung an eine 
gewiſſe Strafe darf nicht zu meit getrieben werden, meil fonft alte 
Mißbraͤuche niemals durch die Gefeggebung aufgehoben würden, da im⸗ 
mer Perfonen fih finden merden, welche aus Angft vor jeder Neuerung 
und aus Vorurtheil das Beſtehende als etwas Altes, Ehrmwürdiges vers 
theidigen. Es bedarf vielmehr einer forgfältigen Prüfung, ob wirklich 
bie Stimme, welche die Anwendung der beitimmten Strafart fordert, 
allgemein ift, ob fie auch bei denjenigen ſich findet, deren Stimme 
Beachtung verdient. Ueberall, mo der Gefeggeber bie entfchiedene Ue— 
berzeugung hat, daß ein beftehendes Anftitut rechtswidrig ift, oder auch 
nur als zweckwidrig erfcheint, darf er fich nicht abhalten laffen, feiner 
Ueberzeugung zu folgen und veraltete Einrichtungen um fo mehr zu 
verbannen, als er überzeugt fein darf, daß, wenn nur einmal energifch 
die Gefeggebung auftritt, bald die beffere Stimme fiegen und die Auf 
hebung des Alten nicht beklagen wird. Dies bewährt ſich bei der £ör- 
perlihen Züchtigung und gewiß in vielen Staaten aud in Bezug auf. 
Todesſtrafe. Nur Vorfiht vor einer übereilten Aufhebung bisheriger 
Strafarten muß man ba empfehlen, wo die oben geſchilderten Zuftände 
nad gewiffenhafter Prüfung als mahrfcheinlich eintretend zu beforgen 
find. Hier allmälig das Volk auf die Umgeftaltung vorzubereiten und 
durch Belchrung zu wirken, ift die Weisheit des Geſetzgebers. Bei der 
Wahl der Strafarten bedarf es auch noch einer andern Vorprüfung ; 
bee Gefeggeber muß mit ſich darüber einig fein, welchen Zweck er zus 
nähft durch feine Strafgefeggebung erreichen will. Duß die Strafe 
auf bie Erhöhung der Kraft der Gefege Überhaupt berechnet fein muß, 
um dem Gefege Nahdrud zu geben, die Achtung vor dem Gefege und 
bie Ueberzeugung von feiner fichern Anmendung zu verſtaͤrken, und 
durch die MWirkfamkeit auf das Gemüth derjenigen, welche zu Verbre⸗ 
hen geneigt find, von Begehung derfelben abzuhalten, wird allgemein 
anerkannt; allein Shen früh ſchwebte auc die Anficht vor, daß die 
Strafe beffernd wirken foll; nur über das Verhaͤltniß dieſes Zwecks zu 
dem Dauptzmede ift Streit. Man hilft fich gewöhnlich durdy die Ans 
nahme, daß die Befferung ein Mebenzwed ſei; allein bei fleigender 
Bildung eines Volkes erhält das in der Strafe liegende Merkmal eine 
größere Bedeutung. Je mehr die Gefeugebung ihre Wirkſamkeit auf 
die moralifhe Natur des Menfchen berechnet, je mehr Achtung vor der 
Menſchenwuͤrde hervortritt, defto mehr wird das Strafinftitut fo einges 
richtet werden, daß bie Strafe neben ihrem Efemente, daß fie ein Ue— 
bei enthält, vor deffen Anwendung man ſich feheut, und das bie in: 
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nere, auf moralifhen Gründen beruhende Scheu vor der Begehung 
des Untechts verftärkt, auch ihr befjerndes Element geltend mache. Als 
18 tommt nur darauf an, ob die Gefeggebung ben Zweck, durch Dro: 
hung von Strafe von Verbrechen abzufchreden, daher auch durch 
die Anwendung der Drohung ber fchmerften Strafübel gegen die 
ſchwerſten Verbrechen von Begehung ber Verbrechen abzuhalten, felbft 
wenn die Anwendung diefer Uebel die Erreihung bes Beſſerungszwecks 
unmoͤglich macht, als das Hauptprincip ihres Wirkens aufſtellt, oder 
ob ſie davon ausgeht, daß die Strafen auf die Erreichung der Beſſe—⸗ 
rung des Beſtraften berechnet werden ſoll. Nach der erſten Anſicht iſt 
bei der Wahl der Strafen nur darauf zu ſehen, daß bei ber Einrich⸗ 
tung der Strafen, z. B. der Freiheitsſtrafen, auch auf die Beſſerung ber 
Beftraften zu wirken verfucdht wird, ohne daß ber Staat gehindert ift, 
nod andere Strafen anzumenden, melde amar nicht beſſernd wirken 
fönnen, aber als abfchredende Strafen gerechtfertigt werden, 3. B. Xo: 
desſtrafe, während nad) der zweiten obigen Anſicht feine Strafe gewählt 
wird, welche nicht geeignet ift, zugleich befjernd zu wirken. Mag man 
der einen oder anderen Anficht huldigen, fo läßt fich für bie Mahl ber 
Strafarten der von der Gerechtigkeit und Strafklugheitslehre geforderte 
Grundfag aufftellen: Die Strafe muß ein Uebel enthalten, welches 
nach den allgemeinen Volksvorſtellungen als Uebel für denjenigen, ber 
es erleidet, erfcheint, welches jedoch an fich nicht unmoraliſch ift, nicht 
mit den Anfichten des Volks im Miderftreit ift, und nicht ber Errei: 
dung des Zwecks der Wirkfamkeit ber Geſetzgebung tiderftreitet, und 
nicht ein fo unbeflimmtes Uebel enthält, daß es leicht das Maß über: 
fchreitet, auf welches der Richter rechnet, um ein gerechtes Verhaͤltniß 
wiſchen der Verfchuldung und ber Strafe herbeizuführen. Aus biefem 
Principe fließen wichtige Folgerungen. 1) Darnad) kann e6 zwar nicht 
darauf ankommen, ob der einzelne Beſtrafte das in der Strafe liegende 
Uebel als ein Uebel erkennt, 5. B. wenn der aus dem Zuchthaufe ent: 
laffene Sträfling wieder ftiehlt, weil er in ber Steafanftalt ein beque: 
meres Beben hat, als im der Freiheit, in welcher er fich nichts verdienen 
kann; es genügt, wenn nur die allgemeine Volksvorſtellung und baber 
gerwik auch die Mehrheit der Veftraften das Uebel ald ein ſolches fühlt; 
allein «8 würde dem Begriffe einer weiſen Strafe mwiderfprehen, wenn 
aus einer Übertriebenen Sentimentalität die Freiheitsſtrafe fo eingerich: 
tet würde, baß ber Aufenthalt im ber Strafanftalt ein fo bequemer, 
auf fo viele Erleichterungen und auf Möglichkeit des Erwerbs berechne: 
ter wäre, daß der Sträfling darin ſich beffer befände, als die Mehr: 
zahl der duͤrftigen ehrlichen Leute in der Freiheit. 2) Eben fo wuͤrde 
bie Strafe unzweckmaͤßig fein, wenn fie vielleicht, um recht abzufchreden, 
ben Beſtraften fo herabwuͤrdigte, daß alle fittlichen Borftellungen durch 
die Vollziehung verlegt würden 3%). 3) Eine Strafe, welche den VBor- 

34) 3. B. wenn eine Perfon zur Strafe nadt auf dem Pranger ausgefteilt 


oder nadt durch bie Straßen gepeiticht würde, oder ein Mädchen zur Strafe 
kur Unzucht den Soldaten Preis gegeben würbe. 
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ftellungen des Volkes wibderftreitet, 3. B. als ungerecht anerkannt wird, 
würde unzweckmaͤßig fein, mweil das Wolf den, welcher fie doch erleiden 
muß, als Märtyrer betrachten, den Staat tadelm und Seder im Staate 
Alles anwenden würde, um benjenigen, ber das mit jener Strafe bes 
drohte Verbrechen verübte, der Strafe zu entziehen. 4) Dem Zwecke 
ber Gefeßgebung miberftreitet eine Strafe, welche den Beftraften fo her- 
abmürdigt, oder in ihrer Anwendung fo auf den Beftraften wirkt, daß 
er nad) der überftandenen Strafe geiflig und koͤrperlich herabgedrückt 
und nit im Stande ift, fich auf dem ehrlichen Wege fein Brot zu 
verdienen. Dies würde 3. B. bei einer Freiheitsftcafe der Fall fein, 
welche in ihrer Anmendung zu Geiftesfrankheit oder zum Siechthum 
führt. 5) Keine Strafe verdient Billigung, welche auf fein wahrſchein⸗ 
lihes Maß der Uebel, bie in ihre liegen, zurüdgeführt werden kann, 
baher hoͤchſt ungleich auf die verfchiedenen Perfonen, gegen melde fie 
angewendet wird, wirft unb eben deswegen leicht in der Anwendung 
im einzelnen alle jedes Maß überfchreitet, welches dem Richter vors 
fhmweben muß, wenn er die Strafe ausfpricht, welche der Verfhuldung 
des einzelnen Verbrecher entfprechen fol. Darnach ift die E£örperliche 
Zuͤchtigung nicht zu billigen, weil fie höchft ungleich nad der Indivi⸗ 
dualitaͤt wirft und auf manden Steäfling, der hohes Ehrgefühl und 
ſchwache Körperconftitution hat, fo furchtbar wirken kann, daß das 
darin liegende Uebel meit jede Vorausſehung des Richters überfteigt 
und weit empfindlicher wirkt, ald dies mit dem Vergehen im gerechten 
Verhaͤltniß fleht. Aus der obigen Rüdfiht ift auch die Anwendung 
des Syſtems der abfoluten Sfolirung bei der Freideitsftrafe bedenklich, 
bei welchem ber Gefeggeber nicht eine hinreichend verbärgte Erfahrung 
über ihre unfhädliche Wirkfamkeit, dagegen viele Zeugniffe hat, welche 
beweifen, daß menigftens bei vielen Individuen diefe Iſolirung hoͤchſt 
verderblih und fo ſchwaͤchend mirken kann, daß der Beſtrafte nad) 
feiner Entlaffung nicht mehr die geiftigen und Eörperlichen Kräfte hat, 
um in der Freiheit die Mittel des ehrlichen Erwerbs zu finden. 
Prüfen wir die einzelnen Strafarten, und zwar 1) bie 
Todesſtrafe. Die Rechtmäßigkeit derfelben ift feit Tängerer Zeit 
mehrfach angegriffen worden 3°), und zwar fhon, weil der Staat fein 
Recht auf das Leben feiner Bürger haben koͤnne, da Niemand über 
fein Leben verfügen und daher auch, wenn er in ben Staat tritt, nicht 
das Recht darauf dem Staate übertragen fann. Man führt an, daß 
die Todesſtrafe nicht blos die bürgerliche, fondern aud) die menfchliche 
Eriftenz des Beftraften vernichte, den fittlichen Worftellungen wider 
fprehe, nad welchen Niemandem die Befjerungsfühigkeit abgefprochen 
und die Möglichkeit geraubt werden darf, die irdifhe Laufbahn, melde 


35) Die Literatur darüber f.in meiner Ausgabe von Feuerbach's Cchrbuch 13. 
Ausgabe ©. 216 und dazu meine Auffäge in dem Archive des Griminalr. 1840. 
Nr. 18. 25 und 1841 Nr. 1 und Nr. 12, und Althof, Ueber bie Verwerflich⸗ 
keit der Zobeöftrafe. Lemgo, 1842. 
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bie Gottheit ihm zu feiner Entwidelung auf ber Erbe vorzeichnete, ge: 
waltfam abfchneide, gleihfam in bie Pläne Gottes eingreife, der alleini- 
ger Herr über Leben und Zod der Menfchen ift, und daß fie die Befugniffe 
des Staats überfchreite, der nur auf den Menſchen als Staatsbürger 
feine Wirkſamkeit richten kann. Wir find. überzeugt, daß diefe Gründe 
allein nicht zureihen koͤnnen, die Todesſtrafe als unrehtmäfig nachzu⸗ 
mweifen. Sie beruhen zum großen Theile auf der irrigen Anſicht von 
dem Urfprunge und dem Mefen des Staats und fegen voraus, daß 
der Staat nur fo viele Rechte habe, als ihm bei dem Eintritte in 
den Staat die Bürger Übertrugen, während richtiger jede Worftellung 
der Entftehung des Staats aus einem Vertrage geleugnet und nur 
die Anficht zum Grunde gelegt werden muß, daß der Staat die. noth» 
mwendige, nach höherer Weltordnung beflimmte Form des Beſtehens der 
Menſchheit ift, im welcher diefe ihre Ideen realiſirt und fich entwickelt, 
Hier ift eine Spaltung des Menſchen in verfchiedene Qualitäten, naͤm⸗ 
li in die des Staatsbürgers und des Weltbürgers oder Menſchen, nicht 
möglich; der Menfc tritt als folcher mit feiner ganzen menfchlichen 
Individualität in den Staat und unterwirft fich der Staatsgemwalt. 
Einwendungen, welche von der Verlegung der Plane der Gottheit abge: 
leitet werben, beruhen auf willfürlihen Vorausfegungen und verlegen 
ſelbſt das Weſen der Gottheit, die als zürnend über die Handlung des 
Staats und als ohnmächtig dargeftellt wird, indem fie nicht weiß, was fie 
mit dem ihr von dem Staate durch die Hinrichtung gewaltfam zurüdgefendes 
ten Menſchen zu beginnen hat. Wäre nachzuweiſen, daß die Todesſtrafe 
das einzige zur. Aufrechthaltung bürgerlicher Ordnung, zur Abhaltung 
von: gemwiffen ſchweren Verbrechen geeignete und nothwendige Mittel 
wäre, fo würde auch der Staatögewalt, welche Recht und Pflicht hat, die 
zut Erreichung ihres Zwecks nothmwendigen Mittel anzuwenden, dag Recht, 
Zodesftrafe zu drohen und zu vollziehen, nicht abgefprochen werden 
können. Aus dem theologifchen Standpuncte läßt ſich weder für, noch 
gegen die Nechtmäßigkeit der Zodesftrafe etwas ableiten ?6), und bie 
Berufung der Gegner oder Anhänger diefer Strafart auf einige biblifche 
Stellen beweiſ't nichts, da fie in ihrem wahren Zufammenhange feine 
Abfiht haben, über die Befugniffe der Staatsgewalt etwas auszuſpre— 
Gen. Sehr unpaffend ſcheint e8 auch, wenn man die Zodesftrafe ſelbſt 
duch mancherlei myſtiſche Phrafen als eine Art Opfertod entweder zur 
Reinigung des Voikes oder im Zufammenhange mit der Erpiation 
tehtfertigen zu koͤnnen glaubt, oder fie als eine Forderung der Gerech— 
tigkeit aufitellt,, welche bei gewiſſen fchweren Verbrechen nur durch Ans 
wendung der Zodesftrafe befriedigt werde. Alle folhe Deductionen find 
aut Folgerungen aus einer irrigen Talions⸗ oder abfoluten Gerechtigs 





36) Wieseler, De christiano capitis poenam vel admittendi vel repudiandi 
fundamento. Gott., 1835. S. auch Holft, Die Zodesftrafe aus dem Standpuncte der 
Bernunft und des Chriſtenthums betrachtet. Berlin, 1837. u. über beide Schrif: 
ten meinen Auffag im Archive des Griminalr. 1841. ©. 328, 
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keitstheorie und befriet.gen nicht ben prüfenden Verſtand. Alles kommt 
bei der Prüfung des Rechts des Staats, Todesſtrafe zu drohen, dar: 
auf an, ob nachzuweiſen ift, daß diefe Strafart das einzig nothwen⸗ 
dige Mittel zur Abhaltung von Begehung gewiffer Verbrechen. Hier 
Löft fich die Frage in bie Beantwortung einer großen Zahl factifcher 
Sragen auf, bei welchen felbft wieder die Ruͤckſicht auf die befonderen 
Verhältniffe des Landes, von deffen Gefeggebung die Rede if, wichtig wird. 
Es entfcheidet die Rüdficht, ob nach der Erfahrung nur durch Drohung 
der Todesſtrafe die Abfchrefung zu erwarten ifl. Auf einer Seite 
wurden bier die flatiftifchen Nachrichten hervorgehoben, nad telchen 
eben in den Ländern, in melden man neuerlich die Todesſtrafe bei ge— 
wiſſen. Verbrechen aufgehoben hat, die Zahl diefer Verbrechen fic nicht 
vermehrt hat. Man führt an, daß eine natürliche Scheu vor der Ans 
wendung der Zobdesftrafe immer mehr die Bürger dazu bewege, ſowohl 
als Befchädigte, wie als Zeugen dem Angefchuldigten durchzuhelfen ‚und die 
Richter, vorzüglich die Gefchworenen, geneigt mache, den Ausſptuch der 
Todesſtrafe zu vereiteln, fo daß die Angefchuldigten bei den mit der 
Zobesftrafe bedrohten Verbrechen am Meiften Wechfelfälle hätten, um 
dem Arme der firafenden Gerechtigkeit zu entgehen; um fo mehr, als 
die Erfahrung aller Staaten Ichre, daß Todesftrafen am Wenigften volf- 
sogen werden, weil ber Begnadiger 38) vorzüglich hier aufgefordert ift, 
auf dem Wege ber Gnade diefe Strafe zu erlaffen. Man beruft fich 
auf die Erfahrungen, daß felbft bei Hinrichtungen nicht felten Diebftähle 
verübt werden, daß diejenigen, welche todeswuͤrdige Werbrecher werden, 
nicht felten geftehen, bei Wollziehung von Zodesurtheilen gegenwärtig 
gewefen zu fein. Man bemerkt 39), daß nach der Befchaffenheit der 
menfhlihen Natur und der Wirkſamkeit getviffer Anreize darauf durch 
den Anblid von Hinrichtungen verderbliche, den Selbftmord und Mord an 
Anderen herbeiführende Neigungen erzeugt werden. Auf der andern Seite 
bezweifelt man freilich, ob daraus, daß in einigen Ländern bei einigen 
Verbrechen die Aufhebung nicht verberblich, vielmehr günftig wirkte, ein 
Schluß darauf abgeleitet werden kann, daß die Aufhebung der Todes: 
firafe überhaupt diefe Wirkung dußern werde. Es ift auch richtig, daß 
jene flatiftifhen Tabellen aus Ländern kommen, in melden vermöge 
veralteter Gefeße die Todesſtrafe bei Verbrechen gedroht war, deren Ver: 
fhuldung nad befferen Begriffen nicht fo groß ift, daß die Todesſtrafe 
im gerechten Verhältniffe ftehen wuͤrde, daher ein allgemeiner Widerwille 
gegen bie Anwendung folcher alten Gefege ſich Ausfprah, und Die 
Schuldigen der Strafe überhaupt entzog, daher auch die Ausficht auf 
Straflofigkeit folcher Verbrechen fich vermehrte, während jest, wo maͤ— 


37) Meine Nachweifungen in Bezug auf England in ber Zeitfchrift für 
ausländ, Gefeggebung XV. Nr. 11. 

38) Sehr gut Über die Begnadigung im Zuſammenhange mit Todesftrafen 
fpricht Prinz Dscarvon Schweden über Strafe und Strafanftalten (überf.) ©. 7 ff. 

39) Vorzüglich Sampson, Criminal jurisprudence considered in relation 
to mental organisation. London, 1841. 
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fige, als gerecht erkannte Strafen gebroht find, dieſe ficherer zur An: 
wendung kommen, und daher aud die Gewißheit verfiärdt wird, daß 
der Schuldige feiner Strafe nicht entgehen werde. Ob dies Ergebniß 
auch eintreten werde, wenn bei ben fchmwerften Verbrechen, 3. 3. bei 
dem Morde, die Todesſtrafe aufgehoben würde, ift freilich im Dunkeln, 
weil auf dem Felde moralifcher Berechnungen feine Sicherheit moͤglich 
if. Gewiß ift nur, daß, wenn man bie Unrichtigkeit ber gewöhnlich 
für die Abfchredungstheorie angegebenen Gründe zugeben muß, auch 
feibft das Gewicht der Gründe zerftört ift, dur; welche man bie ab⸗ 
fhredende Kraft der Zodesftrafe vertheidigt. Sammelt man die Stim- 
men derjenigen, welche Verbrecher genauer beobachten koͤnnen und ihre 
Seelenftimmung kennen, fo erfährt man bald, daß eben die meiften 
mit dem Tode bedrohten Verbrechen in einer Stimmung verübt werden, 
in welcher die Stärke der Leidenfhaft den Gedanken an die drohende 
Zodesftrafe nicht auffeimen läßt; bei Anderen geht das Verbrechen in 
das Todeswürdige unter Umftänden über, wo feine ruhige Berech⸗ 
nung eintritt; und da, wo aud die Strafdrohung vor bie Seele bes 
Derbrechers ſich ſtellt, mird ihre Vorftellung leicht durch andere maͤch— 
tige Eindrüde und durch die Hoffnung gefhwäht, daß Klugheit die 
Entdefung vermeiden könne und im ſchlimmſten Falle die nach ber 
Erfahrung fo häufig eintretende Begnadigung die Anwendung ber 
Etrafe verhindern werde. Seit man in neuefter Zeit die geheime Voll⸗ 
ziebung der Todesſtrafe vertheidigt 49) und felbft in Gefegen eingeführt 
hat, geiteht man offen genug, daß man auf die Abſchreckung durch die 
Vollziehung der Todesſtrafe nicht mehr Werth lege. Unverkennbar 
hängt die Frage über Aufhebung ber Todesftrafe auch mit der über das 
Gefaͤngnißſyſtem zufammen. So lange die Gefängniffe ſchlecht waren, 
fonnte der Gedanke, daß fie zur Beſſerung der Sträflinge beitragen, 
nicht auffeimen, die Unverbefferlichkeit gerwiffer ſchwerer Verbrecher fchien 
damals ein Mechtfertigungsgrund für die Todesſtrafe, und bie bei ber 
ſchlichten Gefängnißconftruction leicht entftehende Vorftellung, daß der 
gefährliche Verbrecher, twelcher todeswuͤrdige Verbrechen veruͤbte, jedes Hin⸗ 
derniß überwinden und aus dem Gefängniffe fich befreien würde, fchien 
aus Gründen der Sicherung des Staats für die Todesſtrafe zu fprechen; 
allein fo bald das Gefängnißmwefen verbeffert wird, und die Mittel, 
welche das Pönitentialfpftem bietet, vermehrt werden, wird auch die 
Anfiht, daß kein Sträfling als umverbefferlich betrachtet werden dürfe, 
Immer mehr fiegen, um fo mehr, ald man ſich überzeugen wird, daß 
die Vermuthung der Unverbefferlichkeit derjenigen, welche mit Todes⸗ 
frafe bisher bedrohte Werbrechen verübten, auf willkuͤrlichen Vorausſe⸗ 
gungen beruht. Nie aber follte ein Staat durch die Berufung, daf 
‚die Gefäprlichkeit gewiffer Perfonen zur Sicherung die Zodesitrafe for 

dere, ſich felbft das Zeugniß feiner Ohnmacht oder feines üblen Wil: 
lens geben, da es nicht ſchwierig ift, durch eine gute Gonftruction der 
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40) 3. 8. in Rordamerika. 
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Gefängniffe und durch eine Fräftige ununterbrochene Aufſicht jede Ent: 
meichung der Gefangenen unmöglich) zu mahen *!), — So bürfte die 
Zeit nahe fein, in welcher’ die Ueberzeugung fiegt, daß die Todesftrafe 
nicht nothwendig ift und eben deswegen nicht mehr beibehalten werden 
ſollte. Auf jeden Fall wird, wo die Erfahrung eines Landes lehrt, 
daß das Volk in übermwiegender Mehrheit die Todesſtrafe mifbilligt 
und mande Scenen, mie fie 3. B. in Toscana 1830 *?) vorfielen, 
als Zeichen diefer Mißbilligung erfcheinen, die Gefeggebung die Todes— 
ftrafe nicht fortbeftehen laſſen dürfen. Zu billigen ift es, wenn die 
Geſetzgebung menigftens durch gemiffe Einrichtungen die Stimmung des 
Volkes für Aufhebung diefer Strafart vorbereitet und vorzüglich Die 
Nachtheile entfernt, welche aus ber abfoluten Drohung der Zodesftrafe 
leicht entſtehen *3). Zu dieſen gefeglichen Einrichtungen gehören 1) die 
Vorſchrift, daß nur da, mo Stimmeneinhelligkeit der Richter auf To— 
desitrafe erkennt, das Urtheil darauf gebaut werden darf, 3. B. in Xos: 
cana, im Waatlande. 2) Wenn die Zodesftrafe nicht abfolut einem 
Verbrechen, fondern neben einer andern Strafe oder fo gedroht wird, 
daß bei dem von dem Gerichte anerkannten Dafein mildernder Umftände 
die Todesſtrafe ausgefchloffen wird. In diefer Beziehung ift in Frank: 
reich feit 1832 durch die den Gefchworenen gegebene Befugnif, das 
Daſein von circonstances attenuantes auszufprechen, worauf dann bie 
Richter eine andere Strafe erkennen müffen, aud ben Gefchmworenen 
überlaffen worden, auszufprechen, ob fie den Fall als tobeswürdig er: 
kennen**). 3) Meife ift e8, wenn das Gefes gegen junge Perfonen, die 
nicht ein gewiſſes Alter erreicht haben, 3. B. das 18. Jahr, nie eine 
Todesſtrafe erkennen läßt. * 
II. Will man aber auch die Todesſtrafe beibehalten, ſo koͤnnen doch 

bie Schaͤrfungen der Todesſtrafe nicht mehr fortbeſtehen. Sie find nur 
das Werk des Abfchredungsprincips und ber Rohheit der Vorzeit. Daß 
materielle Schärfungen durch Vermehrung der phufifhen Uebel, welche 
der Verurtheilte leiden muß, z. B. bei dem Rädern, Viertheilen ıc., nicht 
zu rechtfertigen find, mird allgemein erfannt, weil ſchon die Todesſtrafe 
an ſich ſchrecklich genug ift , weil folche- Graufamkeiten nachtheilig auf das 
Volk wirken und Rohheit erzeugen, weil bei dem Publicum nothiwendig 
Mitleiden mit dem Verbrecher das vorherrfchende Gefühl fein und die Ach— 
tung ber Gerechtigkeit zerftören wird. Allein auch fpmbolifche Schärfun« 


41) Ein Surrogat für die Tobesftrafe duch Errichtung einer Verbrecher: 
colonie für die Verbrecher, welche fonft mit dem Tode beftraft worben wären, 
ſchligt vor Althof, Ueber Verwerflichkeit der Todesſtrafe S. 99. 

2) Wichtige Nachrichten über die Wirkung der Aufbebung der Todesſtrafe in 
Zoscana gibt der Präfident Pucini in meiner Zeitſchrift für ausländifche Geſetzge⸗ 
bung XII, Bd. S. 223. 

43) ©. darüber meinen Auffag im Archive 1841, ©. 346. 2 

44) Ueber die Ecfahrungen, welche man in Frankreich in Bezug auf dies Sy: 
u — f. meine Schrift über die Strafgefeggebung 1. Thl. S. III und 2. Th. 
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gen, 3. B. burdy vorgängige Ausftellung des Berurtheilten auf dem Pran⸗ 
ger (4. B. noch in Baiern, Frankreich), oder durch fchimpfliches Hinaus- 
fhleppen auf der Kuhhaut (z.B. nach dem preuß. Entwurfe), find nicht 
zu vertheidigen , weil es empörend ift, wenn der Staat die legte Lebens: 
flunde noch durch graufame Qualen erfchwert, weil dies felbft den fitt: 
lichen und religiöfen Vorſtellungen widerſpricht *°), und felbft jene vers 
längerte Qual leicht Scenen herbeiführt, bei welchen die Regierung in 
Bezug auf die Vollziehung der Todesftrafe in große WVerlegenheit tom: 
men kann #6). As Bollziehungsweife der Zobesitrafe kann nur Dies 
jenige gebilligt werden, welche am Schnellften und Sicherſten und in einer 
von der Gefchiclichkeit oder Stimmung des Vollziehers unabhängigen 
Weife den furchtbaren Act vollftredt. Dabin kann nur die Quillotine 
(Faltbeil) gehören, wie fie in Sranfreih, in Rom, im Großherzogthum 
Heffen eingeführt if. Nur Vorurtheile oder Eigenfinn Eönnen fich ber 
Einführung diefer Vollziehungsart widerfegen. 

I, Daß die verftümmelnden Strafen Feine Billigung verdienen, 
bedarf wohl Eeiner Ausführung. Als Ueberbleibfel der alten Eörperlichen 
Etrafen erfcheint noch die Eörperlihe Zühtigung. Auch bdiefe 
Etrafart ift in den meilten neuen Gefeggebungen verſchwunden; fie 
findet ſich noch in der preußifchen Geſetzgebung (jedod) fehr befchränft), 
in Defterreih, Baiern, Hannover, Sachſen, Würtemberg (überall freilich 
mit vielen Beſchraͤnkungen). Ihre Vertheidiger #7) berufen fich auf bie 
leider no vorkommende Rohheit mancher Individuen, bei welchen Ges 
fngnißftrafe unwirkfam fein wird, und nur heftiger phyfifcher Schmerz 
einen abfchredenden Eindrud hervorbringen kann, der um fo mehr ans 
gewendet werden müßte, als bie kurz dauernde, als intenfiv und nach— 
baltig wirkende koͤrperliche Zuͤchtigung beffer fein wird, als die Gefaͤng⸗ 
nißfteafe von einigen Tagen und Moden. Allein diefe Vorſtellungen 
verlieren ihr Gewicht, wenn man erwägt, daß ba, wo folche große Rob 
beit vorhanden ift, auch die Lörperlihe Zuͤchtigung nichts wirken wird, 
daß eben in den Ländern, in welchen die Züchtigung angewendet wird, 
die Zahl der aus Rohheit verübten Vergehen größer ift, als in anderen. 
Die Hauptfache ift aber, daß diefe Strafart fo unberehenbar und uns 
Hleih wirkt, daß ber Gefeggeber fie nicht anwenden darf, wenn er 
nit ungerecht werden will, weil leicht bei demjenigen, der noch Ehre: 
gefühl hat, die körperliche Züchtigung fchrediicher wirkt, als lange Ges 
fängnifitrafe, mährend der Rohe, koͤrperlich Kräftige, Gleichgültige die 
Strafe nicht achtet. Kein Richter ift im Stande, vorher zu ermeifen, 
welche Eindrücke bei diefem oder jenem Individuum diefe Strafe machen 





45) Meine Schrift: Die Strafgefepgebung in ihrer Fortbildung 2. Bo. S. 124. 
Ei Be ©. den von Arnold im Archive des Griminalrehts 1843 ©. 266 erzähls 

a SI 

47) Darunter find wohl auch manche fehr ehrenwerthe Männer, welche die 
eg Abfichten haben, z. B. Hubtwalfer in dem Archive des Griminaltechts 1842 
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werde: bie Strafe *°) ift aber auch * oder minder der Geſundheit 
ſchaͤdlich und erzeugt leicht Folgen, die weit uͤber die Vollziehung hinaus 
wirken. Es iſt eine irrige Vorſtellung, wenn man glaubt, daß der Arzt, 
der fluͤchtig den Angeſchuldigten ſieht, im Stande ſein werde, ſicher zu 
beſtimmen, ob er unbeſchadet der Geſundheit gepruͤgelt werben dürfe. 
Die Strafart hat aber auch nach unferen PVorftellungen etwas Enteh⸗ 
vendes und Herabwürdigendes in dem Maße, dab fie den Beftraften 
brandmarkt, fein Ehrgefühl vernichtet und in dem fpätern Leben, oft nadh 
vielen Jahren, nachtheilig demjenigen entgegenmwirkt, der das Unglüd ges 
habt hat, in feinee Jugend gerichtlich gezüchtigt zu werden #9). Die 
in allen landftändifchen Kammern von der überwiegenden Mehrheit der 
Abgeordneten, alfo der Männer, welche die Volksanfichten kennen, aus: 
gegangene Antrag, bie Eörperliche Züchtigung aufzuheben, und die Erfah⸗ 
rungen ber Länder, in welchen biefe Strafart nicht mehr befteht, follten 
endlich jedem Verſuch, die Strafart zu vertheidigen, entgegenwirken 5). 

IV. Die am Meiften vorlommende und gewiß zweckmaͤßigſte 
Strafartift die Freiheitsftrafe. Sie muß betrachtet werden, A. in fo 
fern fie den Beftraften nur aus einer gemwiffen Gegend entfernt (Ber: 
weiſung), oder B) in gemiffen Gegenden zwangsweiſe fefthält und zu 
Arbeiten anhält, oder C) den Beſttaften der Freiheit fo beraubt, daß 
er in Strafanftalten verwahrt und gefangen gehalten wird. Die Ber: 
mweifung Bann felbft wieder als Randesvermweifung oder als Ortsverweifung 
vorfommen. Die erfte erfcheint oft nur als polizeiliches Sicherungs⸗ 
mittel, welches gegen den Ausländer zu erkennen ift (entweder gegen 
ben Verdächtigen, ober denjenigen, ber wegen eines Vergehens in dem 
Lande beftraft war), oder fie iſt Strafe gegenden Inländer. In biefer 
Beziehung wird fie mit Recht als ungerecht verworfen , weil fie dem Voͤl⸗ 
kerrechte ftörend entgegentritt und einen gefährlichen Werbrecher einem 
andern Staate zufchiebt. Sie ift unzweckmaͤßig, weil fie den Verwieſenen 
aller Mittel des ehrlichen Ermwerbes im fremden -Rande beraubt und den 
einhe imiſchen Staat doch nicht fichert, dba von dem fremden Lande aus 
der Feind feines Vaterlandes leicht mieder das Inland bedrohen kann, 
und feine Rüdkehr zu fuͤrchten ift, der man nur durch frenge (oft zu 
großen Ungerechtigkeiten führende) Strafbrohungen vorbeugen kann. 
Mur bei politifchen Verbrechen glaubt man eher die Randesverweifung 
rechtfertigen zu können, da nach der Natur diefer Verbrechen der fremde 
Staat nicht gefährdet wird, und ber Verwieſene nicht fo aller Er= 
werbsmittel beraubt fein wird, daß erzu neuen Werbrechen gezwun—⸗ 
gen ifte Daß dagegen bier die Gefahr dringend ift, daß ber ver— 
wieſene, in dem vielleiht dicht an fein Vaterland grenzenden 


u. — S. auch gegen bie Strafart Arnold im Archive des Criminalr. 1843. 
15) Lehrreich ift der in der baierifchen Kammer der Abgeorbneten 1843 ae 

Fall. S. überhaupt meine Schrift über die Strafgefeggebung II. Bd. ©. 1 

. Gegen körperliche Züchtigung dv. Jagemann im Archive des ag 1841 
r.9 
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Lande fich aufhaltende Verbrecher Leicht das Inlande gefährben und bie 
gefährlichen Plane fortfegen kann, ift unleugbar. Die Verweifung von 
einem einzelnen Orte, 3. B. aus der Gemeinde, glauben noch in neuefter 
Zeit die Strafgefegbücher der Schweiz dadurch vertheidigen zu können, 
daß bei mandyen Bergehen es wünfcenswerth ift, demjenigen, ber 
großes Aergerniß erweckt, z. B. bei Unzuchtövergehen, ober den, welcher 
aus Feindfcbaft mit einem Mitbürger an ihm Verbrechen beging, und 
der Beforgnig Raum gibt, daß, wenn er am Orte bleibt, neue 
Reibungen unvermeidlich find, auf einige Zeit aus dem Orte zu entfer 
nen. Die Strafart der zwangsweifen Fefthaltung der aus dem Vater: 
Lande  Zransportirten in gewiffen entfernten Gegenden kommt vorzüg- 
tichbeider in England beftehenden Transportation vor. Die Verband: 
Iungen in England über diefe Strafart haben ein niederfchhlagendes Ge: 
mälde von den Nachtheilen biefer Strafart geliefert 91), Schon ber 
Umftand, daß bei bdiefer Einrichtung eine furchtbare Zahl der gefährlich- 
lichften Verbrecher in jedem Jahre in die Colonieen gefendet werden, 
melche von freien Anfiediern bewohnt werden, hat etwas Schaudererre⸗ 
gendes. Es iſt die größte Ungerechtigkeit, die Moralität der Coloniften 
durch die Beiſpiele diefer convicts zu vergiften. Die Gefahr wählt um 
fo mehr, als biefe Zransportirten in die Dienfte der Pflanzer treten, 
theild als Dienfiboten , theils felbit als Erzieher der Kinder, da es an 
anderen Perfonen, welchen man die Stellen geben koͤnnte, in der Colos 
nie fehlt, und unter den gentlemen convicts Manche ſich finden, welche 
in ihrem Baterlande durch vorzügliche Bildung oder Geſchicklichkeit fich 
auszeichneten. Da in ber Colonie Weiber felten find, fo tritt das un⸗ 
glüdliche VBerhätmiß ein, daß häufig die weiblichen Transportirten, wenn 
fie einige Gefchidlichkeit haben, gern als Dienftboten gefucht find und 
nun in den Familien bald die Gefahren ihrer Mähe zeigen. Sind biefe 
weiblichen convicts huͤbſch, fo ift es ihnen leicht, mit den freien Pflan⸗ 
"een Verhaͤltniſſe anzutnüpfen, felbft Ehefrauen zu werden, und dann 
wieder fchädlid zu wirken. Allein auch abgefehen davon , wirkt die Sels 
tenheit der Meiber, daß die häufig in dem Eräftigften Mannesalter bes 
findfihen maͤnnlichen convicts, durch die Mähe der meiblichen convicts 
entzündet, in bie ſchaͤndlichſten Verhältniffe mit ihnen treten, mit Ges 
walt felbft ihre rohen Begierden zu ftillen fuchen, und zulegt die meiblichen 
eonvicts auf ber tiefften Stufe der Immoralität ftehen. Ale Schilde: 
zungen beweifen, daß der Aufenthalt in der Golonie weder abſchreckend 52) 
noch beffernd wirft, daß vielmehr die Transportation überall neue Ele⸗ 
mente ber völligen Demoralifirung enthält. Schon das Zufammentes 
ben ber Zransportirten auf den Zransportfchiffen, noch mehr in ber 
Golonie felbft muß bazu führen, daß die minder Werdorbenen von 


51) Report from the select Committee on transportation. London, 1838. 
&. meinen Auszug in der Zeitfchrift für ausländ. Gefengebung. XII. Bd. S. 401. 

52) Ueber die von den convicts in ben Golonieen verübten Verbrechen f. Aus⸗ 
züge in ber Zeitſchrift XIII. Bo. ©. 410. 
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‚den Schlechten ganz verborben werden. Die Behandlung ber ſchwer⸗ 
ften Verbrecher in Norfolk-Irland ift zwar fo hart, daß fie als das 
bärtefte Uebel gelten. kann; allein die Schilderungen in dem officiellen 
Berichte 53) beweifen, daß dies auf Abfchredung berechnete Syſtem 
feinen Zweck verfehlt und die Smmoralität der Sträflinge noch vermehrt. 
Alles dies erklärt die Erfcheinung, daß in neuerer Zeit in England im: 
mer mehr Stimmen fih für die Mothwendigkeit der Aufhebung der 
Transportation erklären 5%); allein die Schwierigkeiten und ungeheuern 
Koften der Einführung des Gefängnißfpftems für alle Sträflinge bes 
wirkten, daß bie Regierung die Transportation beibehielt , aber weſentlich 
umgeftaltete, und zwar indem fie (nad) der Strafgefeggebung von 1842) 5°) 
möglichft das Befferungsfpftem mit der Zransportation verbindet, und 
daher jeder zur Zransportation WVerurtheilte vorerfi in dem Gefängniffe 
zu London bis zu 18 Monaten verwahrt und zu beffern verfucht wird. 
Sein in diefer Zeit bewieſenes VBetragen entfcheidet dann über fein 
Schidfal in der Colonie, in welcher die Sträflinge (convicts) in fünf 
Claffen getheilt werben. Je beffer ſich der Sträfling in dem Gefäng- 
niffe betrug, defto mehr tritt er im eine beffere Claſſe, wo mande Ers 
leichterungen feiner warten; aber auch bei der Verſetzung in eine ges 
wiffe Claſſe hängt es von ihm ab, durch gute® Betragen nad Ablauf 
einer gewiſſen Zeit in eine höhere Glaffe verfegt zu werden. So weiß 
Jeder, daß er nur durch gutes Betragen in die Claſſe (die Ate) der= 
jenigen fommen ann, in welcher er einen Freipaß (ticket of leave) er- 
hält und damit die Möglichkeit befommt, ſich ſelbſt durch Vermie⸗ 
thung feiner Dienfle etwas zu verdienen. Weibliche Sträflinge werden 
bei der Ankunft im ber Colonie in ein Pönitentiarhaus mit ftrenger Iſo⸗ 
lirung gebradyt ; ihe Betragen entjcheidet, ob fie bei Pflanzern in Dienfte 
tretem Binnen Vieles ift auf diefe Arc zur Verbefferung gefchehen, aber 
dennody bleibt das Zransportationsfpftem in feinen Grundlagen fchlecht, 
hoͤchſt Eoftfpielig, den wahren Intereffen der Colonieen widerſtreitend 
und nie gehörig wirkſam. AmMeiften find die Gefängnißftrafen ange 
wendet. Da bereits in diefem Werke 56) über diefe Strafen gefprochen 
ift, fo kann es hier nur darauf anfommen, einen Nachtrag zu dem frühern 
Auffage zu liefern, fo weit er durch neuere Fortfchritte in diefer Lehre 
nothwendig wird. Das Spftem der Freiheitsftrafen und die Glaffificas 
tion der Strafanftalten ift weſentlich 1) dadurch bedingt, ob die Gefeg: 
gebung des Landes ſich entfchließt, das Pönitentiarfoftem zum Grunde 
zu- legen, oder ob dies nicht gefchieht; 2) ob das Syſtem der entehren- 
ben Strafen, fo daß an gemwiffe Strafarten Ehrenfolgen geknüpft wer⸗ 
ben, beibehalten wird ; 3) welches von dem verfchiedenen neuerlich vorges 


53) Auszug in der Zeitfchrift XIII. Bd. ©. 407. 
54) Zeitſchrift ©. 418. 420. 
* Eine genaue Schilderung ſ. in meinem Aufſatze im Archive des Crim. 1843, 


" 56) Staatslexikon VI. Bd. S. 323 Artikel „Gefängnißrefen” — von Mohl. 
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ſchlagenen Spflemen ber Gefängnißeineichtimg zum Grunde gelegt wird. 
In Bezug auf bie erſte Ruͤckſicht ift es gewiß, daß, wem das Poͤnl⸗ 
tentiarfoften angewendet und daher Die Sreibettöflrafe fo eingerichtet wicd, 
daß fie auf die Befferung der Straͤflinge berechnet ift, zwei Hauptarten 
von Sreiheitsftrafen nothwendig werden, naͤmlich eine, in welcher alle 
Mittel, welche das Pönitentiarfoftem fordert, angewendet werden, um 
bewirken, und eine andere Anftalt, im welcher zumächft 
bie reprimirende Kraft dee Strafe energifdy angetvendet und nur dahin 
gewirkt wird, der größer moralifchen Verdorbenheit des Sträflings vor: 
zubeugen. Die Erfahrung lehrt, daß es nicht möglich ift, in einem 
finzen Zeitraume die unmittelbar auf Beſſerung der Sträflinge berech⸗ 
neten Mittel zu gebrauchen; nur bei folhen, welche auf längere Zeit 
dis ein Jahr verurtheilt find, wird mit Erfolg Gebrauch von jenen Mit 
"gemacht werden innen. Auf diefe Art bedarf es einer Straf: 
alt für Alle, welche zu längeren Freiheitsftrafen als ein Jaht verur- 
he it werden, und einer anderen für die zu kürzeren Strafen Berur: 
beiten. Die erſtere bedarf nicht wieder eigener Abſtufungen, und alle 
ilungen, welche bie neuere Gefeggebung machte, in Ketten: 
Arbeitshausꝛc., find unnöthig ; fie beruhen auf keiner ges 
yon Grundlage und werben nie in die Volksanficht übergehen und ver: 
egen ea: daß bei Allen, die dem Befferungsfpfteme unterwor- 
m werde: I eine im Wefentlichen gleiche, auf Befferung berechnete, mit 
dmäf ee fo weit fie dies Syſtem zuläßt, verbundene 
ten muß. Die Datter der Beraubung der Freiheit bildet 
Abſtufung der Strafe. Diefe Anſtalt mag Zucht⸗ 
ngshaus genannt werben, waͤhrend man für die zu Pür- 
s ein Jahr Werurtheilten eine andere Anftalt, das 
anordnet, in welchem freificy nicht auf die Wirkung tiefein- 
Belehrung und Beſchaͤftigung gerechnet werben kann, aber 
ehen iſt, duch abſolute Iſolirung der Gefangenen 
der Alten g vorgebeugt und die Intenfion der Strafe 
zweite oben genannte Ruͤckſicht ift wichtig, meil da, 
ng an gewiſſe Strafarten Ehrenfolgen knuͤpft, ber 
und nicht entehrender Freiheitoſtrafen ſchatf ſchon 
be hervortreten muß, in welchen die eine oder andere 
den muß, weil «8 unzweckmaͤßig iſt, wenn im der 
eher, die man nad ihrer Entlaffung als ent: 
zufammengebracht werden , deren Strafe nicht 
'e8 dann nur 2 Strafarten 57), eine für die 
Agen nach fich zieht, im Gegenfage der nicht 
hie Eau dann der Fehler vermieden erden, daf 
* — als kurzdauernde (hoͤchſtens auf 2 oder 
mt und jede Strafe, welche auf längere Zeit er: 
n anderen Strafanſtalt abbuͤßen laͤßt, welche als 
if: de Strafgefeggebung II. Thl. S. 36. 
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entehrend angefehen wird, fo daß z. B. das Marimum dB Gefingnif- 
fes 5 Jahre und, das Minimum der Zuchthausftrafe ‚über 5 Sahre ber 
trägt. Denn es gibt fo viele Vergehen, welche zwar kurz bauernde 
Strafen nad) ſich ziehen, aber (wenn man einmal entehrende Strafen 
annimmt) als entehrende Verbrechen gelten, mährend andere Vergeben, 
welche zwar mit lang dauernden Strafen beftraft werden, 3. B. Zob- 
ſchlag, keine Ehrenfolgen haben koͤnnen. Man muß alfo dann eine 
nicht entehrende Strafe mit hohem Marimum (3.3. wegen bes Duells, 
ober wegen politifcher Verbrechen) neben ber entehrenden Strafe mit 
niedrigem Minimum (3. B. wegen Diebftahls) durch das Geſetzbuch 
hindurch gehen laffen. Am Meiften muß der Gefeggeber darüber mit 
ſich vorerft einig fein, ob er das Syſtem der abfoluten Ifolirung 
(Tag und Nacht), oder das der befchränkten (nur zur Nachtzeit) 
zum Grunde legt; . denn davon hängt die Strafdauer ab. Es ift ein 
gefehen, daß da, wo das erfte Syſtem gilt, daher die Strafe weit 
intenfiver iſt, ale bei jedem anderen Spfteme, aud ein Jahr ſolcher 
Iſolirung gleichfteht einer zweijährigen Strafe nady dem alten Spiteme 
und 1, jähriger nad dem auburnifhen, wo Stillihweigen eingeführt 
ift; daher müffen auch alle Strafzeiten bei ber abfoluten Iſolirung Fürs 
zer gedroht werden, als dies bisher der Fall war, und das Marimum 
der Freiheitsftrafe muß dann meit niedriger fein, als das bisherige. 
Betrachten wir noch näher das Detail des Gefaͤngnißweſens, fo verdienen 
folgende Puncte eine Beachtung. 1) Die Zuläffigkeit der lebens- 
länglihen Freiheitsftrafe hängt davon ab, ob die Gefeßgebung 
die Todesſtrafe beibehält oder nicht, und ob das Syſtem ber abfoluten 
Sfolirung oder ein anderes Spftem zum Grunde gelegt wird, Wo £eine 
Todesſtrafe Fünftig befteht, wird die lebenslängliche Freiheitsftrafe nicht 
zu entbehren fein, meil fie an die Stelle der Todesſtrafe treten muß, 
und meil es Verbrechen gibt, bei melchen die Schwere berfelben das 
hoͤchſte, durch das Verbrechen entftandene Strafübel redytfertigt und bie 
allgemeine Beunruhbigung die Sicherung der Gefellfhaft vor dem ge= 
fährlichen Individuum durch lebenslängliche Einfperrung forbert., Fuͤhrt 
bie Gefeßgebung abfolute Iſolirung ein, fo follte das Marimum ber 
Freiheitsftrafe nicht 12 Sabre überfleigen; denn die große Antenfion 
diefer Strafe ſteht der lebenslänglichen Strafe nach dem alten Syſteme 
gleich; die fo lange Zeit hindurch angewendeten Befferungsmittel laſſen 
hoffen, daß der Verbrecher nach 12 Jahren gebeffert aus der Anftalt 
trete; in dem Laufe von 12 Jahren haben ſich auch die Verhaͤlt niſſe 
fo geändert, daß nicht leicht eine Gefahr von dem Entlaſſenen befuͤrch— 
tet werden Fann, und für feltene Fälle, wo ein als fortbauernd gefähr: 
licher Menfch die Anftalt verläßt, gibt e8 Zmangsarbeitshäufer, —* 
hinreichend ſichern. Selbſt nach dem bisherigen Spfteme hat die le— 

benslaͤnglich Freiheitsſtrafe viel Bedenkliches, ſchon weil ſie ſo ungleich 
wirkt, und z. B. wenn man 2 Individuen annimmt, welche das naͤm⸗ 
liche Verbrechen verüben, die gerechten Forderungen verlegt, wenn ber 
Eine, der 18 Jahre alt war, bis in fein 70. Jahr in der Anftalt bleis 
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ben muß, toährend der zur Zeit bes Verbrechens 60 Jahre alte Ver: 
breher 10 Sabre in der Anftalt bleibt. In jedem Falle follte die Ge: 
feggebung die lebenslängliche Freiheitsftrafe nicht abfolut, fondern nur 
neben einer anderen Strafe drohen, fo, daß der Richter wählen kann, 
und jedem auf Lebenszeit Verurtheilten die Ausſicht gefeglich eröffne, 
daß nad Ablauf einer gewiffen Reihe von Jahren (3. B. 12 oder 15) 
derjenige, welcher ſich ununterbrochen gut aufführte, den Reſt der Straf- 
geit erlaffen erhält 5®), | 

2) Eine andere Betrachtung ift auf die Galeerenfirafe 5°), 
welche in Frankreich und Stalien befteht, gerichtet. Sie verbient feine 
Biligung, indem fie fhon durch die mit ihr verbundene Entehrung den 
Reft des moralifhen Gefühls des Sträflings unterdrüdt und feiner 
Befferung, eben fo wie feinem Fortkommen in der bürgerlichen Gefell: 
ſchaft, wenn er die Anftalt verläßt, unüberfteigliche Hinderniffe in den 
Weg legt. Sie ift gefährlih, weil duch das BZufammenleben fo 
vieler. großer Verbrecher Leicht die bürgerliche Geſellſchaft bedroht wird, 
und Verfiändigungen unter den Sträflingen eintreten, bei welchen ber 
minder Verdorbene durch den Schlechten moralifh zu Grunde gerichtet 
wird, und wenn die Sträflinge heraustreten, unter ihnen Complotte 
Statt finden, welche die bürgerlihe Sicherheit fehr bedrohen 6%). Die 
Strafe ift aber auch nicht wirkſam, meil die Galeerenfträflinge theils 
buch die Arbeit im Freien, theils durch das Zufammenleben mit den 
Cameraden in befferer Lage ſich befinden, als die Sträflinge in ben 
Strafanftalten ; daher nicht felten in Frankreich die Gefangenen in den 
maisons centrales Verbrechen verüben, um auf die Galeeren zu kom: 
men.. Mit Recht hat daher 1840 und 1843 die franzöfifche Regierung 
in ihrem den Kammern vorgelegten Gefegentwurfe ben Vorſchlag ge: 
macht, die Galeerenftrafe aufzuheben und überall Pönitentiarhäufer ein- 


8) Ein Hauptfehler unferer beftehenden Gefeggebung liegt in ber 
ſchlechten Einrichtung der für kurz dauernde Freiheitsftrafen beſtimmten 
Strafanftalten 61). Die Erfahrung lehrt, daf eben die Mehrzahl der 
Rüdfäligen ſolche find, welche zu kurzen Gefängnißftrafen verurtheilt wa⸗ 
ven. Die große Zahl der zu folhen Strafen Verurtheilten bewirkt, 
baf die Regierungen ſchon aus Scheu vor den großen Koften auf bie 
Bolziehung folher Strafen nicht viel Werth legen und daher in den 
ſchlecht J—— Gefaͤngniſſen, die bei jedem Amte ſich befinden, die 

trafe vollziehen laſſen, fo daß in der naͤmlichen Kammer oft 40, oft 





58) &, meinen Aufſatz in der Revue de legislation par Wolowski. Paris, 1836 

vol, IV. p. 21. 96. 270. — ; j 
59) Ueber Galeeren in Frankreich f. meinen Auffas in Julius’ Jahrbuͤchern der 
oe de VI.Bd.;5 ferner Gleizes, Sur l’&tat actuel des bagnes en France 
| 60) Eine wichtige Schilderung der Galeerenfträflinge von Lauvergne (Arzt auf 
eek), Les forgats, consider&s pour le rapport physiol,, — Penis, 
61) Meine Schrift : Die Strafgefesgebung IT. Thl. ©. 72 

| 1 
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80 Individuen bunt duch einander — häufig unbeſchaͤftigt eingefpetrt 
find. Hier zeigt fih, daß die Strafe nicht wirkſam ift, daß vielmehr 
die moralifche Anftedung furchtbar wirft und die Schlechten die Belle 
ren verderben. Die Hauptaufgabe der Gefeggebung follte dahin gerich— 
» tet fein, die Anftalten fuͤr kurz dauernde Strafzeiten fo einzurichten, daß 
fie wenigſtens diefer Anftedung vorbeugen (daher Ifolirung nothwendig 
ift) und intenfiv hart find, damit fie auch abſchreckend wirken, was am 
Beften durch die bei kurzen Strafzeiten unfhädliche abſolute Iſoli— 
rung und felbft unter gehörigen Beſchraͤnkungen durch Geftattung des 
Dunkelarreſts — kann. 

4) In Bezug auf die Einrichtung der Gefaͤngniſſe unterſcheidet 
man 02) a) das fogenannte auburnifhe Spflem (Jfolirung der Sträfs 
linge zur Nachtzeit, gemelnfchaftliche Arbeit mit Zwang zum Stillfchwei- 
gen), wie ed in Auburn und einigen Gefängniffen in Amerika und 
(mit einigen Mobificationen im Genf, Laufanne und St. Gallen vors 
tomm). b) Das pennfplvanifhe Spftem (abfolute Iſolirung zur 
Nachtzeit umd am Tage), angewendet in Philadelphia und einigen Ans 
flatten in Amerika und England. c) Das gemifhte Syſtem (mie es 
zum Theil in Genf und Laufanne in meuerer Zeit angewendet und 
vielfach von Schriftftellern empfohlen wird), fo daß die abfolute Iſoli⸗ 
sung nur in einigen Abfchnitten der Strafzeit oder nur gegen einige 
Eaſſen ber Gefangenen angewendet wird 63). ine große Zahl ehrens 
wercher Männer empfiehlt das zweite Syſtem, weil nur dies confequent 
und wirkſam fei und moralifche Umgeftaltungen erzeugen koͤnne, weil 
jeder Verſuch der Glaffification unficher und die Einrichtung, zum Stils 
fhmweigen zu zwingen, unausführbar fel, weil nur bei abfoluter Iſoll⸗ 
rung der Vortheil erreicht werden koͤnnte, daß die Gefangenen der Ans - 
flatt einander nicht kennen lernen und fo nach ihrer Entlaffung fi 
nicht auf verderbliche Weife zufammenrotten, weil auch durch zweckmaͤ— 
ßige Veranftaltung, 5. B. im neuen Gefängniffe in London °*), durch 
vielfache Beſuche der Gefangenen von Seite der Infpectoren, Geiftlis 
chen, Aerzte u. ſ. w. jedem fonft etwa möglichen Nachtheile vorgebeugt 
werde. — Wenn dies Spftem noch vielfahe Gegner bat, fo Fommen 
vorzüglich dabei diejenigen in Betrachtung, melde daffelbe aus reinen 
Abfichten, ohne durch blinde Anhänglichkeit an das Herkoͤmmliche oder 
durch Eigenfinn geleitet zu fein, mit Gründen beftreiten, melde auf 
Erfahrung und Srudnum der menfchlihen Natur gebaut find. Es ift. 
gewiß, daß manche Gründe, 5. B. megen der großen Sterblichkeit oder 





62) Ueber die verfchiedene Syſtemsliteratur f. in meiner Ausgabe von Feuerbach s 
Lehrbuch &. 223 und über een Stand ber Frage meinen Auffag im 
Archive ded Grim. 1843 Mr. und Aberhaupt die Jahrbuͤcher der Gefaͤngniß⸗ 
—— de: erungsanftalten von Julius, Varrentrapp, Nöllner. Frankf. III. 
: 63) * aͤglich gehören hierher die Schriften des Grafen Preittt in Turin und 

ucas in Paris. 

64) Mein Aufſat im Archive des rim. 1343. S. 335. 
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ber igkeit dee Wahnfinnsfälle als Folgen ber abfoluten Ffolirung, 
durch hrung nicht beſtaͤtigt werden; es laͤßt ſich auch eine Conſtruc⸗ 
tion ber Anſtalten denken, bei welcher für gehörige Bewegung der Ges 
fangenen im Seien geforgt, fo wie e8 möglich gemacht werden kann, durch 
viele Befuche, melche die Gefangenen von Perfonen erhalten, die nur 
mohltbätig auf fie einwirken, die Nachtheile der abfoluten Iſolirung zu 
befeitigen. Viele berienigen, welche das Spftem der abfoluten Iſolirung 
befämpfen, richten ihren Kampf nur gegen das Streben, das Syſtem 
ju gemeralifiren und auch bei allen zu nod fo langen Strafjeiten Vers 
urtheilten anzuwenden, mährend fie bie abfolute bei furzen Strafzeiten 
anwenden wollen. Die Bedenklichkeiten, welche man gegen die Anwen: 
dung des Syſtems auf lange Strafzeiten mit Recht erhebt, betreffen 
die sungen, von welchen die Vertheidiger diefer Iſollrung aus: 
geben, wenn fie die Unfchädlichkeit der abfoluten Iſolirung geltend mas 
hen. Es iſt zu bezweifeln, ob die Bervegung, welche man ben Ges 
—— kann, genügend iſt, und ob die zahlreichen Beſuche, 
” ausfegt, wirklich fo Statt finden werben, wie man fid) 
Vorzuͤglich ftügt man ſich auf die Erfahrung , daß, wenn 
t Wabnfinn und früher Tod die Folgen der abfoluten Sfoli: 
, boch eine folche Depreffion moralifcher, geifliger und phnfifcher 
ie Slolirten eintreten kann, daß nad ihrer Entlaffung den 
en jene Bedingungen mangeln, welche ihnen die Möglichkeit 
ehrlichen Erwerbs ſichern. Daß da, wo bie abfolute Iſolirung 
endet wurde, eben bie Sfolirten häufig vom Wahnfinne ergriffen 
iſt doch nicht in Abrede zu ftellen 6°). Ausgemacht ift auf 
daß noch nicht der Streit beendigt iſt, daß die Erfahrungen 
er, auf welche man fich bezieht, zu kurz und zu wenige 
man barauf zu viel bauen darf, und daf, wie überall bei 
in richtungen, ber Charakter der verfchiedenen Voͤlker wohl 
dient. Die franzöfifche Negierung felbft fchlägt in ihrem 
1843 nur die Anwendung der Iſolirung bis 12 Jahre 
ann das auburnifhe Spftem eintreten. 
für Uebertreter es eigenthuͤmlicher Strafanftal: 


























6, und bie bisher in Frankreich in Lapoquette, in 
and, Stalien eingeführten Anftalten dieſer Art 6T) 


nflrafen kommen in breifacher Beziehung vor: A) 
se Beftraften völlig getilgt wird, B) oder nur 
3 feiner Ehre eintritt, C) oder in fo fern fie br» 


65) Be soatich find bie neueren Erfahrungen in per en Verdeil, De la 
as le Canton de Vaud. —— 1842) wichtig 


— dies Staatslexikon V 
in Aufſatz im Archive des * "1841. Nr. VII. 
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fhämend wirken follen, 3. B. bei Verweis, Abbitte 6%). Als eine 
Strafe ber erften Art erfcjeint jegt noch in neuen Gefegbüchern (3. B. 
in Frankreich und. in Baiern) der bürgerlihe Tod, als das Sn» 
fiitut, nach welchem der zu gemwiffen Strafen (lebenslänglicher Freiheits⸗ 
firafe) Verurtheilte ‚rechtlich fo betrachtet wird, als wenn er phyſiſch 
todt wäre; daher er Eein Vermögen befigen, nichts erwerben kann und 
feine Ehe wie durch den Tod getrennt wird. Dies nun als Folge 
der Abfchredungstheorie und einer unmwürbigen Vorftellung von lebens» 
laͤnglicher Strafe in Frankreich entftandene, in Baiern nachgeahmte, in 
Belgien aufgehobene Inſtitut iſt ein empörendes und widerftreitet allen 
firtlihen Vorſtellungen. E8 führt zu den größten Härten, indem z. B. 
die von dem Verurtheilten mit der ihm treuen Gattin erzeugten Kinder 
als uneheliche erfcheinen; es erzeugt große Verwickelungen, z. B. wegen 
der Ehetrennung, und fest felbft den Begnadiger, wenn er die Strafs 
zeit fpäter ‚abfürzt, in Berlegenheit 6%). — Die Verminderung der Ehre 
tritt bei den entehrenden Strafen ein, in fo fern der zu gewiſſen Stra« 
fen Berurtheilte feine bevorzugte Ehre, daher Adel, Ehrenitellen , Faͤ⸗ 
higkeit zum Staatsdienfte und feine politifchen Rechte, 3. B. m Bezug 
auf Wahlen, verliert. Auch die Recht- und Zweckmaͤßigkeit diefer 
Strafen ift neuerlid immer mehr beftritten morben 70), weil fie auf 
jeden Kalk im Widerfpruche mit dem Befferungsfpiteme ftehen, und ins 
dem ſie dem Beſtraften die michtigfte Bedingung feines Wirkens entzies 
ben, nämlich die Ehre, den moralifhen Aufſchwung eben fo hindern, als 
dem Kortlommen entgegentreten. ie ‚verlegen die Gerechtigkeit, weil 
fie lebenslänglich wirken und daher auch nady der überftandenen Strafe 
furchtbar den Beftraften niederdrüden, zugleich hoͤchſt ungleich in ihrer 
Wirkung find, und.die Entziehung der: politifchen Rechte doppelt un« 
gerecht wird, weil bei dee Ausübung: diefer Nechte das Vertrauen. ber 
Mitbürger entſcheiden ſolltez daher es ungerecht ift, den ehrenwerthen 
Mann ‚der das Unglüd gehabt hat, früher mit einer Griminalftrafe 
beftwaft zu fein, als unfähig zu erklären, zu Abgeorbneten= oder zu Ge⸗ 
meindeftellen gewählt zu. werden, mo das volle Vertrauen feiner Mit: 
bürger durch feine Wahl ſich ausſprach. Ohnehin bieten diefe Ehren« 
folgen leicht willfommene Mittel, bei mandhem Manne, den man 
gern von Wahlen ausfchließt, duch Verwickelung in Procefje ben Zwed 
zu erreichen!) Alle bisherigen Gründe fprechen auch für die Abfchafe 
fung der Brandmarkung und des Prangers. — Bon ben befhämenden 
Strafen ift der Verweis in der Megel bei gemeinen Leuten eine wir» 
kungsiofe Formel und böchftens bei Perfonen, die für Ehre fehr ems 
pfänglich find, zu xathen. Dagegen find Abbitte und Widerruf ver⸗ 


68) Bon ber früheren Infamie ift ſchon oben in dieſem Staatslexikon VIII. Bd, 
&. 311—50 von Welder gebanbelt worben. 

69) Arnold im Archive bed Griminalr. 1843. &. 267. 

70) Meine Schrift über die Strafgefeggebung I. ©. 273, 
A Pi ) Ueber bie Härte diefer Beftimmungen in Baiern ſ. Arnold im Archive 1843, 
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werflich, theils weil die Vollziehung häufig zw großen Verwickelungen führt, 
z. B. wenn der Verurtheilte nicht Abbitte leiften will, und man entwes 
der durch eine ungerechte Gefängnißftrafe ihn dazu zwingen 72) oder auf 
läherlihe Meife durch einen Andern in feinem Namen die Abbitte vor: 
nehmen laſſen muß, theils weil es unfictlich ift, Jemanden zum Aus: 
fprehen einer Gefinnung gegen feine Ueberzeugung zu zwingen, theils 
weil der Beftrafte es hier in feiner Macht hat, die Handlung fo vors 
zunehmen, daß er durch ben Zon der Stimme, durch feine Geberden 
dem Gtaate ... ſpricht und bertiinigen., dem er Abbitte leiſten ſoll, 
noch mehr kraͤnkt. 

V. Bermögensftrafen??) tommnen entweder vor, ** man 
das ganze Vermoͤgen des Beſtraften einzieht (Confiscation), oder einzelne 
Gegenſtaͤnde wegnimmt, z. B. die Sachen, welche ‚polizei = oder geſetz⸗ 
widrig verfertigt wurden, oder eine Geldſtrafe ausſpricht. Daß die Con⸗ 
fiecation "ungerecht iſt, da fie die Familie des Beſtraften ſchwer trifft, 
wird allgemein eingeſehen. Geldſtrafen treffen ebenfalls leicht Unſchul⸗ 
dige. Sie werfen auf den Staät leicht: den Verdacht, daß fiscaliſche Rüd: 
fihten auf die: Strafdrohung: und. Verurtheilung: wirkten; : fie "wirken 
häufig fehr ungleich, da. fie dem Reichen: nicht empfindlich find und 
dern Armen ſchwer treffen; fie fegen.im Verlegenheit, wenn die Gelb: 
Rrafe in Gefängnißftrafe reduce werden ſoll. Nurin fo..fern, als 
dann, term Beine Geldſtrafe gedroht wäre, oft gar Beine Strafe ein 
treten wuͤrde, z. B. weil; ber. Richter die Gefängnißftrafe gegen: den 
ſeht Angeſehenen nicht Leicht. erkennen wuͤrde, während er Geldſtrafe 
aueſpricht, mag von der Drohung von —— — jedoch ſelten Ge⸗ 
brauch gemache werden. han. ‚Mittermaier. .. 

Strafgeſetzgebungen bee): —Der große. Streit über 
Godification,.. weicher feit 30 Zahren befonder®. in. Deutfchland fo. viele 
Federn bewegte, hat das Gebiet des Strafrechts ziemlich unberührt ge⸗ 
laffen. Hier war im Ganzen Einigkeit; fetbftrdiejenigen, welche fonft 
auf die entfchiedenfte Weiſe gegen Godification fich erklärten: und unfes 
ver Beit den Beruf dazu 'abfprachen, mußten doc) zugeben, daß mit 
dem Strafrechte fich die Sache ganz anders verhalte. Allerdings. gibt 
6 auch kaum einen Mechtezroeig, welcher ftete legislative Nachhülfe fo 
fehr fordert, tie das Strafrecht, eben weil es am Meiften durch die 
giftigen Zuftände des Volkes beitimmt wird. Uber biofe Legislative 
Nachhülfe konnte hier nicht einmal genügen. Es mußte ein ganz 
neuer Boden gelegt werden, gerade weil die Gefeggebung jene Nachhülfe 
auf eine unverzeihliche Weife gar zu lange verfchoben hatte. Allein — follte 
man nicht erſt noch vorher mehr von ber früheren Zeit lernen und 
fi daducch zum Werke erft gehörig tüchtig machen? Mag man aud) 
bei dem Civilrechte der Anficht fein, daß if uns die Zeit zu. —— 





72) Rossi, Traité du droit penal Vol. II. p. 189. 
73) Arnold im Arhive S. 278. 
74) ©. darüber Alauzet , Essai sur les peines p. 72, 
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ben Regislationen noch nicht gekommen fei, daß fie weder nöthig feien, 
noch zu erfprießlichen Refultaten führen würden, daß auf diefem Ge: 
biete des Rechts frühere Zeiten über ung flanden, und wir den reichen 
Schacht diefer Zeiten noch nicht gehörig ausgebeutet haben, erft durch 
biftorifhe Ergruͤndung den vorhandenen Stoff uns unterwerfen und fo 
den Reichtum der vergangenen Gefchlechter und aneignen follten: fo 
leidet doch alles biefes auf das Strafrecht Feine Anwendung. Allerdings 
ift in der Bearbeitung ber hiftorifchen Seite des Strafrechts und in der 
Ergründung des bier vorhandenen Stoffes noch keineswegs Alles ges 
- fchehen, mas hätte gefchehen fönnen und follen; denn erft die neuere 
Zeit fängt bier recht an, den Weg zu Löfung jener Aufgabe ernftlich zu 
betreten, Allein man wird nicht irren, wenn man behauptet, daß, 
wenn gleich das roͤmiſche Recht und die deutfche Reichsgefesgebung im 
Strafrechte manches Gute enthalten, doch auch bie treuefte Auffaffung 
des ung hier überlieferten pofitiven Stoffes uns auf feinen entfchieden 
erfprießlicheren Standpunct bringen würde, als der jegige iſt. Das 
Strafrecht ber römifchen Imperatoren, das von den claſſiſchen römifchen 
Juriſten aus ſehr nahe liegenden Gründen nicht eben mit befomderer 
Liebe behandelt wurde, und in ber Art, mie das Givilrecht, von ihnen 
nicht ausgebildet werden Fonnte, würde wahrlich für unfere Zeiten 
und Verhältniffe nicht paffen. Eben fo wenig aber können für uns 
Strafgefege aus dem 16. Jahrhundert. irgend paffen, wenn fie auch 
für ihre Zeit, wie e8 bie peinliche Gerichtsordnung Karl's V. wirklich 
war, audgezeichnet geweſen fein follten; denn einige Jahrhunderte bil- 
den ſchon an ſich eine große Kluft bei dem Xheile der Gefesgebung, 
der mit Sitte und Gultur und den flaatsrechtlihen Verhaͤltniſſen des 
Volkes nothwendig gleichen Schritt halten follte, und diefe Kluft wird 
um fo größer, wenn, wie e8 bei ung der Fall ift, dieſe Jahrhunderte 
zwiſchen Zeiten liegen, in welchen Bildung, Lebensweife, politifhe Ver⸗ 
haͤltniſſe und Anforderungen bes Volkes im hoͤchſten Grade verfi 

find. Sollte aber wirklich auch ein meiteres Verarbeiten der uns übe: 
lieferten Stoffe noch fo gute Refultate verfprechen: fo war der Zuftand 
in Deutfchland auf dem Gebiete des Strafrechts feit langer Zeit fo, 
daß er nicht geftattete, zuzuwarten und auf die höhere Bildung Eünfti: 
ger Zeiten zu verweifen. Deutſchland hatte allerdings in der peinlichen 
Gerichtsordnung Karl's V. ein Geſetzbuch, welches, wenn u 
und hart, mie feine Zeit, doch fehr gute Keime in fih trug. 

mehr als einer Hinficht feine Zeit uͤberragte!). Neben ihm zu —* 
zung feiner Luͤcken galt hauptſaͤchlich das roͤmiſche Recht; allein bie 
ftarke Seite des römifhen Rechts war nicht eben fein Strafrecht, und 
außerdem ließ ſich Vieles vom römifchen Strafrechte mit den deutſchen 
Verhaͤltniſſen und Beziehungen ſchwer, in manden Hinfichten gar nicht 
gehörig vereinigen. Zwar wußte die Carolina hierin zum Theile auf 
eine fehr tüchtige Weife zu vermitteln, das Gute des roͤmiſchen Rechts 






1) ©. hierüber Staatslexikon Bd. III. ©. 173 fi. 
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zu benuͤtzen, manche feiner Einſeitigkeiten zu vermeiden und nicht ohne 
Stüe in Vielem eine Harmonie des Nömifchen und Deutfhen auf dem 
ftrafrechtlichen Gebiete zu bewirken. Allein abgefehen von den vielen 
Lüden, die fie ihrer ganzen Anlage und dem ihr zu Grunde liegenden 
nad) im Strafredhte hatte: fo war ihr ein eigenes Schickſal 
beſchieden. In ben Zeiten, für welche fie recht gut war und, in ihrem 
wahren Geifte erfaßt, auf das Erſprießlichſte gewirkt haben würde, zwei 
Jahrhunderte fang wurde fie gar nicht gehörig begriffen; die Juriſten 
ihrer und der naͤchſtfolgenden Zeit ftanden tief unter ihr und mißhan⸗ 
beiten fie und das Strafrecht auf eine wahrhaft geiftlofe Weile. Spd- 
ter aber, als man fie begriff und tüchtig zu bearbeiten begann, mar 
ihre Zeit vorüber und fie fand nun in Vielem unter der Zeit. Da 
hätte num die Reichsgeſetzgebung eingreifen follen; allein diefe flagnirte 
auf eine traurige Weife. Mit der Carolina, melde noch dazu ohne 
98 Eräftigen, feine Zeit überragenden Geift gar nicht zu 
ern wäre, fcheint fie ihre Tegislative Productionskraft 
pe fee erichöpft zu haben, und mie in den wichtigften Angelegen⸗ 
des deutfchen Waterlandes, fo wurde auch hier ein erfprießliches 
durch Mangel an Einigkeit und an pflichtgaemäßem In⸗ 
das wahre Wohl des Ganzen gefährdet. Aber auch nicht 
* | die einzelnen Provinzen des Reichs forgten für ſich durch eine 
ri: — — Zwar nahm die Particulargeſetzgebung 
| Territorien, bald nach Erlaffung der Carolina und 
durch biefe, einigen Anlauf; allein mas fie in je . 
u Tage förderte, waren theils blofe Entwürfe, theils 
der Carolina, die hinter ihrem Vorbilde zurücblieben 
en rüdfchreitenben Einflüffen , die überhaupt in der zweiten 
/ 16 en und im 17. Sahrhundert fih auf eine 
E geltend machten, beberrfcht waren. Inzwiſchen aber 
e Leben bes Volkes mit mächtigen Schritten voran und 
| ag weit hinter fi, und fo mußten nun noth« 
enfchaft * Praxis, Gelehrte und Richter, in einen ent⸗ 
F gegen bie alten Geſetze treten, und Wiſſenſchaft und 
get: a en von bem rechtlichen VBerwußtfein und der Cultur ihr 
—J— als das Geſetz, und ſtuͤrzten in den meiſten 
Seſebe. Anfangs ſuchte die Praxis noch den Schein 
ſie Bew: ‚oder, wie Karl Ferdinand Hommel es rieth, fie 
die € e ducch fcheinbare Auslegungen; fie fuchte das flarre, 
etz durch —— —— wenn auch noch ſo wunderlichen 
Inter ren und Fictionen einzuſchraͤnken, zu mildern 
hr * Anſichten der Zeit in Einklang zu brin⸗ 
il ig abe, — das Geſetz mehr und mehr auf die Seite 
fan ie au feine Ummege zu läftig und unnoͤthig, und 
Ende das Gefeg, das mehr und mehr an Anfehen verlor, 
dem X der Praxis ganz, ſo daß ein bloſes und 
ia nicht gehoͤriges Berufen auf eine angebliche Praris 
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den Regislationen nod nicht gekomm .Dieſes mußte freie 


noch zu erfprießlichen Refultaten F' vo kommen, und dabei 
biete des Rechts frühere Zeiten & nn, durch welche Prar' 
Schacht diefer Zeiten noch nit) id unterflügt wur? 


en, graufamen, 


leidet doc) alles biefes auf Yy Bi R 
eyes auf - er alte 
ift in der Bearbeitung de A : 2 > 
Ergründung des bier r, | + 43 bi 
fhehen, was hättee a8) 
Zeit fängt bier weht A ’ 
betreten. Allein a2 ‚wbgebung nu. 
wenn gleich das 1% „ten Verbrechen durch . 
Strafrechte m 5 mußte. Auch über wichtige 
des ung hier — mehr aphoriſtiſch gefaßten Geſebe 
erſprießl dier Doctrin und Praxis wieder ein⸗ 
Str ben. am die Praris fhon hierdurch große le» 
Juriſt⸗ Ang fie dann, wie es leicht geſchieht, noch wei⸗ 
Liebe | Aeſes Uendern des Geſetzes häufig legalifiet dadurch, 
nicht + ‚aten die mwichtigeren Strafurtheile dem Regenten zur 
& vorgelegt wurden, und immer mehr; beſonders burdy den 
‚manifirender Publleiſten, gegen altes deutſches Recht und 
ff allgemeine Nechtsfitte dev römifhe Grundfag zur Geltung kam: 
4 prineipi ‚placuit, legis habet vigorem. Aber gerade durch diefe 
gigalifation wurde auch wieder von ber andern Seite die Willkür ver⸗ 
mehrt, indem der Richter in ber Hoffnung des Genehmigung fi um 
fo weniger fheute, vom Gefege abzugeben. Zmar führte dies felten 
zu einer Härte gegen den einzelnen MWerbrecher, indem jene Abwei⸗ 
Hungen meift in einer Milderung des beftehenden Rechts beſtanden; 
alfein fie fchloffen doch nicht immer, wenigſtens nicht ficher, Härten ges 
gen die Angefchuldigten aus und mußten immer mehr zur Nichtachtung 
des Geſetzes und zur Mechtsunficherheit führen. So wurde am Ende 
das gemeine deutfhe Strafrecht. durch MWiffenfhaft und Praris in einem 
lofen Zufammenhange mit der gefeglicdhen Grundlage gebildet, und dabei 
war die Praris eine zwiſchen den Einflüffen der immer reger werdenden 
MWiffenfhaft Hin und her ſchwankende und in den verfchiedenen Gerich— 
ten nicht nur ber verfchiebenen Staaten Deutfchlands, fondern nur gar 
zu bäufig eines und deſſelben Staats eine hoͤchſt verfchiedene, Diefe 
Verſchiedenheit dußerte fich nicht blos in untergeordneten Puncten, ſon⸗ 
dern oft in den wichtigſten, burchgreifendften Fragen, felbft in Fragen, 
welche die Grundlage des Strafmaßes für eine Reihe der wichtigften 
Verbrechen beftimmten. 

Sollte hier geholfen werden, fo mußte nothwendig die Gefesge: 
bung mefentlic eingreifen und vom Grunde aus reformiren. Dies 
geſchah auch, in manden Staaten mit langer Ueberlegung und nad 
vielen Gonaten erſt fpät, in anderen rafcher, aber dann auch freilich fo, 
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dag man eben fo raſch beffe ·n Ständeverfammlung vorge: 
Codex Maximilianeus vom h und dann von der erften 
er in den allgemeinen Gru hlüffe ber beiden Kam: 

“* geeignet , eine befferr Ach von einander ab, und 
den Fortfchritten Ni zum denen der zweiten 
Bahn zu bre S & 5* —8 mit den Anſichten 

fonders bie Sn 5 I — ſelbſt 

etei, 2 — re enthalten einen 

der = $; — In befonders die 

Rammer, deren 

1700, u literariſche 

ver an ſich trug, Rich⸗ 

„ernfelben unterſchied, jedo«, ck⸗ 

ues Geſetzbuch unter Joſeph (170. ei 
atſchiedeneren Fortſchritt enthielt das Geſetzbuch tt der 


ben genannten auf der Geſetzgebungsbahn folgte, dei "ie 
Theil des preußifchen allgemeinen Landredyts (1794), .. J. 
ziemlich treues Abbild des Standpunctes gibt den in der gem, ® 
Zeit Doctrin und Praris in Deutfchland eingenommen hatten, ein 

Standpunct freilich, der weit unter dem der jegigen Zeit fteht, die in 
wu m. mit mächtigen Schritten das verfloffene Jahrhun— 


— Anfang dieſes entſchiedenen Fortſchreitens auf dem legislativen 

Bet ma twieder die beiden Staaten, die im 18. Jahrhundert 
ften umfaffenden Verſuche vorangegangen waren, Defter: 
ein neues, jest noch geltendes Gefegbuch vom Jahre 
ern durd fein ebenfalls jest noch geltendes Strafges 
hre 1813, das lestere großentheils eine Arbeit Feuers 
“alle Arbeiten deffelben, ausgezeichnet durch treffliche 
ab: —— durch gehoͤrige Sonderung des 
ſonderen, ſcharfe Gliederung der verſchiedenen Ver—⸗ 
angen in einem einſeitigen Verfolgen eines ſchrof⸗ 
3 und in einem einſeitigen, zu theoretifchen Beur⸗ 
8 in einem uͤbergroßen Beſtreben, das richterliche 
s dahin allerdings in eine beinahe ungebundene Willkuͤr 
pr Schranken zu bannen, was zu vielen, mitunter 
gar nicht beabſichtigten Härten führen mußte. Dem 
ng te bald ein ausführlicher Commentar, der ebenfalls 
von dem aber Feuerbach fpäter öffentlich er: 
emſelben ganz und gar unfchuldig‘ fe. Dem Vor—⸗ 
‚N ald Didenburg, welches mit einzelnen Aende— 
ı Sahı ahre 1814 das baierifhe Geſetzbuch bei ſich ein: 























cat eine lange Paufe ein, aber nicht eine Paufe 
e die Thätigkeit lange nicht zu einem Reſul⸗ 
m deutſchen Staaten fühlten eben fo lebhaft 
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. genügte, um ſich über das Gefes hinwegzuſezen. Diefes mußte freis 
lid unter den vorhin angedeuteten Umfländen ' fo: fommen, und dabei 
traten noch manche meitere befondere Umftände ein, -durch welche Praris 
und Wiſſenſchaft in diefem Beginnen gefördert und unterftüst wurden. 
Namentlich fhämte man ſich doc allmälig der harten, araufamen, nicht 
zu rechtfertigenden und vollends mit den Gulturverhältniffen ber Zeit 
im völligften Mißverhäftniffe ftehenden Strafen der aiten Gefege; 
Streafarbeitsanftalten wurden allmdlig (aber meift erft im Laufe bes 
18. Jahrhunderts) eingerichtet, und fie follten nun den härteren Straf— 
mitteln ber alten Geſetze großentheils fubflituirt werden; aber ihr Ver— 
hältniß zu den alten Strafen und zu den Verbrechen wurde durch die 
Reichsgeſetzgebung gar nicht, durch die Landesgefesgebung nur felten 
näber fejtgefegt, fo daß nun die Strafe der meiften Verbrechen durch das 
Ermeffen der Gerichte beftimmt werden mußte. Auch über midıtige 
allgemeine Grundfäge äußerten ſich die mehr aphoriftifch gefaßten Geſetze 
nicht genau, und fo mußten auch hier Doctrin und Praris wieder ein» 
greifen. Auf dieſe Weife befam die Praris fhon hierdurch große he⸗ 
gale Gewalt, und bald ging fie dann, wie es leicht gefchieht, noch weis 
ter. Außerdem mar diefes Aendern des Gefeses häufig legaliſirt dadurch, 
daß in vielen Staaten die mwichtigeren Strafustheile dem Regenten zur 
Genehmigung vorgelegt wurden, und immer mehr; befonders durch der 
Einfluß tomanifirender Pubticiften , gegen altes deutfches Recht und 
frühere allgemeine Nechtsfitte der römifche Grundfag zur Geltung kam: 
quod principi placuit, legis habet vigorem. Aber gerade durch dieſe 
Legalifation wurde auch wieder von der aridern Seite die Willkuͤr vers 
mehrt, indem der Richter in der Hoffnung dee Genehmigung fih um 
fo weniger ſcheute, vom Gefege abzugeben. Zwar führte dies felten 
zu einer Härte gegen den einzelnen Verbrecher, indem jene Abmeis 
Hungen meift in einer Milderung des beftehenden Rechts beftanden ; 
allein fie ſchloſſen doc) nicht immer, wenigftens nicht ficher, Härten ge— 
gen die Angefchuldigten aus und mußten immer mehr zur Nichtachtung 
des Gefeges und zur Nechtsunficherheit führen. So wurde am Ende 
das gemeine deutfhe Strafrecht durch Wiffenfhaft und Praris in einem 
lofen Zufammenhange mit der geſetzlichen Grundlage gebildet, und dabei 
war die Praris eine zwiſchen den Einflüffen der immer reger werdenden 
Wiffenfhaft hin und ber ſchwankende und in den verfchiedenen Gerich- 
ten nicht nur der verfchiedenen Staaten Deutfchlands, fondern nur gar 
zu häufig eines und deſſelben Staats eine höchft verfchiedene. Diefe 
Verſchiedenheit Außerte ſich nicht blos in untergeordneten Puncten, fon» 
dern oft in ben wichtigften , bucchgreifendften Fragen, felbit in Fragen, 
welche die Grundlage des Strafmaßes für eine Reihe der michtigften 
Verbrechen beftimmten. 

Sollte hier geholfen merden, fo mußte nothwenbig die Geſetzge—⸗ 
bung weſentlich eingreifen und vom Grunde aus reformiren. Dies 
zeſchah auch, in manchen Staaten mit langer Ueberlegung und nad 
vielen Gonaten erft fpät, in anderen rafcher, aber dann auch freilich fo, 
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| daf man eben fo raſch beffern mußte. Voran ging Batern mit dem 


Codex Maximilianeus vom Jahre 1751; allein diefer Coder, obgleich 
er = den allgemeinen Grundfägen manches Humane enthält, war doch 

nicht geeignet , eine befjere Bahn zu breden, und ftand in Vielem weit 
hinter den Sortfchritten, die in jener Zeit in Deutfchland mehr und 
mehr fih Bahn zu bredyen begannen, und weit unter der Garolina, 
wie dies befonders die $$. defjelben beweifen, welche von der Gottes⸗ 
Iäfterung, Kegerei, Zauberei, Hererei, Perduellion und dem Ginfluffe 
dee Würden und des Adels auf Strafminderung handeln. Bald folgte 
Defterreich, zunaͤchſt durdy ein Gefegbuh von Maria Thereſia 
aus dem Jahre 1768, das in den meilten Puncten den Geift des 
baierifhen Codex an fich trug, aber im Einzelnen ſich fchon vortheits 
baft von demfelben unterfchied, jedoch ſchon nad kaum 20 Jahren durd) 
I ea unter Joſeph (1787) aufgehoben wurde. Einen 

edeneren Kortfchritt emtbielt das Geſetzbuch des dritten Staats, der 





















mar auf der Gefesgebungsbahn folgte, der criminalrechtliche 
= 2 ußifchen allgemeinen Landrehts (1794), welcher ein 
Abbild des Standpunctes gibt, den in der genannten 
und Praris in Deutfchland eingenommen hatten, ein 
mei nt feiih, der weit unter dem der jegigen Zeit fteht, die in 
tzehnten mit mächtigen Schritten das verfloffene Jahrhun— 


Anfang diefes entfchiedenen Fortfchreitens auf dem Iegislativen 
madıten wieder die beiden Staaten, die im 18. Jahrhundert 
erſ umfaſſenden Verſuche vorangegangen waren, Defters 
ch fein neues, jetzt noch geltendes Geſetzbuch vom Jahre 
Baiern durch fein ebenfalls jest noch geltendes Strafges 
1813, das lestere großentheils eine Arbeit Feuers 
‚alle Arbeiten deffelben, ausgezeichnet durch treffliche 
? und Beflimmtheit, durch gehörige Sonderung des 
vom DBefonderen, ſcharfe Öliederung der verfchiedenen Ver⸗ 
aud se in einem einfeitigen Verfolgen eines fchrof: 
gsſ und in einem einſeitigen, zu theoretiſchen Beur⸗ 
und in einem übergroßen Beſtreben, das richterliche 
hin allerdings in eine beinahe ungebundene Willkür 
A Schranken zu bannen, was zu vielen, mitunter 
u. beabfichtigten Härten führen mußte. Dem 
ölgte bald ein ausführlicher Commentar, der ebenfalls 
ht, von dem aber Feuerbach fpäter öffentlich ers 
an dem ganz und gar unfhuldig” fei. Dem Bor 
gt halt — welches mit einzelnen Aende⸗ 
Jahre ‚1814 das baierifche Geſetzbuch bei ſich ein: 
Ar sr 
"Yon da an aber trat eine lange Paufe ein, aber nicht eine Paufe 
der Unthaͤtigkeit; nur führte die Thätigkeit lange nicht zu einem Reful« 
tate. Die meiften übrigen deutfchen Staaten fühlten eben fo lebhaft 





—— 
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das Bedürfniß einer legislativen Reform des Strafrechts; fie fuchten 
ihm auch entgegenzulommen, aber ein Entwurf verdrängte den andes 
ven, bis man endlich zu feften Entfchlüffen Fam; und fo vergingen 
mehr als 20 Jahre im blofen Entwürfemahen. Nun aber kam rafch 
ein Geſetzbuch nady dem anderen zu Stande: das Strafgefegbuch des 
Königreihe Sach ſen im Jahre 1838, welches auch mit einigen Mo: 
bificationen im Jahre 1839 im Großherzogthume Sadhfen- Weimar 
und im Jahre 1841 im Herzogthume Sachfen = Altenburg einge: 
führt wurde, das Steafgefesbuh ‚für das Königeeih Würtemberg 
im Jahre 1839, das Strafgefegbudy für das Königreih Hannover 
im Jahre 1840, für das Herzogthum Braunfhmeig im Jahre 1840, 
welches im Jahre 1843 aud in Lippe» Detmold eingeführt wurde, 
für das Großherzogthum Heffen von 1841 2). Auch die anderen 
Staaten, melde früher auf dem Wege der Gefeggebung vorangegangen 
waren, überzeugten fih, daß ihre Gefegbücher mit den Anforderungen 
der weiter gefchrittenen Zeit nicht mehr im Einflange ftanden, und fie 
find feit längerer Zeit mit Vorbereitung durchgreifender Reformen ber 
fchäftigt; fo Defterreich?), das aber die Vorarbeiten zu feinem neuen 
Geſetzbuche bis jegt noch nicht befannt machte, Preußen, das meh» 
vere neue Entwürfe ausarbeiten ließ und in der neueften Zeit ben Ent: 
wurf eines Strafgefegbuchs für die fämmtlichen preufifchen Staaten, 
der in dem preußifchen Staatsrathe berathen und feftgeftellt wurde, fei- 
nen Provinzialftänden zur Begutachtung mittheilte, Baiern, welches 
bald nach der Erfcheinung feines Geſetzbuchs die Härten und Einfeitigs 
keiten deffelben durch eine Reihe von Novellen milderte und fchon im 
Sabre 1820 eine Zotalreform beffelben anorbnete und eine Reihe von 
Entwürfen ausarbeiten ließ (der erfte vom Jahre 1822 von Gönner, 
ein zweiter, welcher mit intereffanten Motiven bekannt gemacht wurde, 
vom Jahre 1827, und als auch gegen diefen mandye Bedenken ſich er 
hoben, ein dritter vom Jahre 1831), fi aber in der neueften Zeit 
mit einigen neuen Mobificationen feines Gefegbudyes von 1813 vorerft 
begnügte. In anderen beutfchen Staaten, melde bis jegt noch Feine 
vollſtaͤndige Particulargefeßgebung haben, ift man, zum Theile wenig: 
ftens, mit Vorarbeiten zu einer folhen ernſtlich befchäftigt. Zu er 
wähnen find hier befonders die Vorarbeiten für die Strafgeſetzgebung 
in Baden. Ein forgfältig und gut ausgearbeiteter Entwurf, der fie 

die neueren Arbeiten in den übrigen deutſchen Staaten auf eine tüchtig 

MWeife zu Nugen gemacht und in Manchem fie weſentlich verbeffe 








2) Ueber dieſe Gefegbücher find befonders bie Ausführungen von Mit: 
termaier in feinem Werte über bie Strafgefeggebung in ihrer Fortbildung. 
Heidelberg, 1841. 1843 zu vergleichen. Intereffant ift auch die von dem Staats: 
migifter v. Kampg veranlaßte „Zufammenftellung ber Strafgefege 
auswärtiger Staaten (db. h. beutfcher Staaten außer Preußen und eis 
niger wicht deutfcher) nad der Drbnung des revidirten Entwurfs des GStrafges 
fegbucdy& für die koͤnigl. preußifchen Staaten‘ 5 The. Berlin, 1838—1841. 

3) Mirtermaier a. a. D. Bd. II. ©. Bi ff. 
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hatte, wurbe im Jahte 1839 der badifchen Ständeverfammlung vorges 
fegt und von diefer, zuerft von ber zweiten und dann von ber erften 
Kammer, ausführlich berathen. Allein die Befclüffe ber beiden Kam: 
mern wichen in vielen wichtigen Puncten weſentlich von einander ab, und 
eine Reihe von diefen Beſchluͤſſen, namentlid von denen ber zweiten 
Kammer, ſchien auch in einem entfchiedenen Zwiefpalte mit den Anfichten 
der Regierung zu ſtehen; und fo kam bis jegt die Gefeßgebung felbft 
nicht zu Stande. Die Verhandlungen über diefelbe aber enthalten einen 
Schag trefflicher Materialien für die Strafgefeggebung, befonders bie 
Commiffionsberihte und die Verhandlungen der zweiten Kammer, deren 
Refultate jedoch, wie der Entwurf ſelbſt, fpäter einige ſtarke literarifche 
Angriffe erlitten, und zwar Angriffe von der entgegengefegteften Rich⸗ 
tung, indem man ihnen von der einen Seite eine nicht gehörige Berüd: 
fitigung der Forderungen der Humanität, von einer anderen ertremen 
Seite eine Antaftung ber Rechte der Krone und Lähmung der Kraft der 
ben vorwarf, Beides gleich ungerecht, wenn gleich in Eini⸗ 
gem bie füffe ber zweiten Kammer allerdings etwas zu weit gingen. 
Auch in anderen, aufßerdeutfhen Staaten entwickelte ſich theils 
(bon am Ende des vorigen Jahrhunderts, befonders aber in dem jegigen, 
em reges Streben auf dem Felde der Griminalcodification, welches 
zam Theile in einer Reihe umfafiender Strafgefebgebungen , zum Theile 
Denigftens im Vorbereitungen zu bdenfelben und in ausgearbeiteten Ent 
vürfen ſich aͤußerte. Von mannichfachem Intereſſe fuͤr uns iſt in dieſer 
esiehung beſonders die Franz öfifhe Gefegaebung *), der Code penal 
1810, velchem aus den Zeiten der Republik drei als Geſetzbuͤcher 
Berfuche voratigegangen waren. Diefer Code ift für uns na- 
Jis duch den Umftand von Intereſſe, daß er bei unferen 
hen Gefeggebungsarbeiten in Manchem, und zwar in Man⸗ 
ur zu fehr beachtet wurde, theils deshalb, weil er in einem 
eutſchland, in den bdeuffchen Ländern des linken Rhein 
) als Gefeg gilt. Wenn er dort mit großem Intereſſe von 
Juriſten feftgehalten wird, fo möchte dies mit wenigen Aus⸗ 
miger feinem Inhalte, der zum Theil gar zu fehr die Spuren 
n’feher Zeit an ſich trägt, ald dem Umftande zuzufchreiben fein, 
1 Verbindung mit dem feeifinnigen franzöfifchen Strafproceffe 
mit ihm im jenen Ländern eingeführt twurde. Denn was 
ft betrifft, fo fühlte man in Frankreich immer mehr, daß 
ebefferungen bedurfte, und die franzöfifche Regierung 
a foldhen in einzelnen Gefegen, und nad) der Juliusrevolution 
mbers umfafjenden Gefege vom Jahre 1832 9). 
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| —88 dieſer außerdeutſchen Staaten iſt beſonders auch 
angeführte Wert Mittermaier’s zu vergleichen. 

Mittermaiera.a.D. Bd. J. &. 108 ff. Bd. II. ©. 24 ff. 
% von 1832 beſonders Chauveau, Code penal progress. 
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Fragt man nach den Fortfihritten, melde man durch die neueren 
beutfchen Strafgefeggebungen gemacht hat, und nach bem Gewinne, den 
man durd) ‚fie 309, fo darf man dabei nicht die Gefeggebungen ber 
drei größten deutfchen- Staaten, Defterreih, Preußen und Bais 
ern, in's Auge faffen. Denn dieſe fallen in eine Zeit, die von un= 
ferer jegigen Zeit ſchon fehr meit hinter ſich gelaſſen worden ift, indem 
man in den legten 20 — 30 Sahren auf dem Gebiete der Strafredhts= 
wiffenfhaft und der Griminalpolitit bedeutend weiter gekommen ift. 
Den Uebergang in bie jegige Zeit vermittelte gewifjermaßen das baiers 
ſche Strafgefegbuh von 1813; feine Form und Anlage ift aud in 
den neueren Gefehbüchern fehr fichtbar, und Manches von demfelben 
ging. woͤrtlich in fie über. Aber die neueren legislativen Arbeiten in den 
deutſchen Staaten zweiten und dritten Ranges, welche in bie legten, 
fünf Sahre fallen — und diefe nebft den neueften Entwürfen, die von 
ben anderen Staaten bearbeitet wirden, darf man allein im Auge has 
ben, wenn man jest von den Fortfchritten auf dem genannten Gebiete 
fprechen will — ftehen in Materie wie in Form in dieſer Hinficht weit 
über demfelben. Im Grunde genommen ift e8 größtentheils der Stands 
punct der neueften beutfhen Griminaleehtswiffenfhaft, der für 
diefe neueren Iegislativen Arbeiten mafigebend war und fich in ihnen 
ausdrüdte, und ed würde hier zu weit und zum Theil auf ein anderes 
Geld führen, wenn an biefer Stelle auf die Vorzüge und Mängel der 
neueren Legislationen genau eingegangen werden follte. 

In Beziehung auf die mwichtigfte Worfrage, was beim. Verbrechen 
das eigentliche ftrafbare Moment, der wahre Kern des Verbrechens und 
das durch die Strafe zu Bekämpfende fei, ftimmen wohl alle diefe neueren 
Legislationen überein. Wie jegt im Ganzen in der Wiffenfchaft, fo iſt 
auch von ihnen anerkannt, daß das Nechtsgefeg weſentlich ein Wils 
lensgefes fei, daß der dem Gefege widerſtreitende Wille an ſich 
ein Unrecht fei, daß dieſer widerrechtliche Wille allein e8 fei, der 
auf dem Gebiete bes Rechts eine Schuld begründet, und baß er den 
wahren Kern des Verbrechens und fo auch die mefentlihe Beziehung 
der Strafe bilde. Wie bedeutend die Anerkennung biefer Wahrheiten 
für die wichtigſten Beziehungen des Strafrehts fein mußte, bedarf 
keines Nachweiſes. Durch fie beftimmte fih auch die Herrfchaft rich- 
tiger Grundfäge über Zwed und Grund der Strafe. Zwar ſtellen die 
neueren Strafgefeggebungen in diefer Beziehung und auh mit Recht: 
ein beftimmt ausgefprochenes Princip nicht an ihre Spige; denn dieſes 
Princip hat der Gefeggeber blos in den einzelnen Beftimmungen feines 
Gefeges zu befunden, und bie Doctrin e8 aus benfelben zu entwideln,,, 
Noch weiter fehienen aber manche Gefeggedungen zu geben; fie erklären 
zum Theile in ihren Motiven ausdruͤcklich, daß ein bejtimmtes Princip 
ihnen nicht zu Grunde liege. Allein hier ift mehr gefagt, als im Grunde 
genommen wahr ift. Allerdings ließen ſich in ſolchen Fällen die Vers 
faffer des Gefepes mehr durch ihr natürliches Gefühl, ald durch eine 
are Erkenntniß deſſen, worüber fie mit fich hätten in’s Reine kommen 
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follen, leiten. Aber das natürliche Gefühl leitet auf dieſem Kelde oft 
richtiger, als ein beflimmt ausgeprägtes philofophifches Princip, und 
jenes Gefühl fand doch unverkennbat unter dem Einfluſſe der neuern 
Wiffenfhaft, melde großentheild die Kinfeitigkeiten früherer Straf: 
techtötheorien überwunden hatte. Man ift jest auf dem Standpuncte, 
dem Subject fein Recht mwiberfahren und es nicht im Mittel zu ein: 
feitig aufgefaßten Staatszweden aufgehen zu laffen; man will die Kor: 
berungen der Gerechtigkeit, nicht des blofen politifhen Nugens 
erfüllen, und hierin lag jedenfalls ſchon eine Negation früherer Abwege 
und beim Feſthalten an den vorhin angedeuteten mwefentlihen Beziehun- 
gen der Strafe ein — wenn auch nicht immer auf Elares Bewußtfein ge 
gründetes — Einlenken zum Richtigen, fo daß man dadurch auf das Be: 
fireben kam, durch die Strafe das Verbrechen wieder aufjuheben, das 
gebrochene Recht mwieberherzuftellen, fomit den widerrechtlichen Willen 
zu bekämpfen und die Unantaftbarkeit der Nechtsordnung durh Bir 
ämpfung des Barnes mittelft einer ber wahren Schuld des Webers 
treterd angemejjenen Strafe zu fanctioniren. Hieran knuͤpfte ſich in 
Verbindung mit der Humanität und Cultur der Zeit ein meiterer großer 
Sortf&ritt, der im Strafenfpftem. Ein Deutfcher des 16., 17. und 
feibft des 18. Jahrhunderts würde in biefer Hinficht in unfere Zeit 
ic) gar nicht zu finden mwiffen; er würde glauben, die Rechtsordnung 
önne kaum eine Stunde beftehen beim Mangel beinahe alles deffen, 
was man früher für ihre mwefentlihen Stügen hielt. Galgen und Rad 
ind nicht mehr die Embleme, die, wie in früherer Zeit, die Strafges 
en; ber Kampf gegen die Zodesftrafe hat ſich nach beinahe 
Schlafe in unferer Zeit wieder auf's Kebhaftefte erneuert, und 
ft, was er bewirken follte, nicht Aufhebung der Todesſtrafe, 
te Beſchraͤnkung derfelben. Kein Staat in der neuern Zeit 
öjtrafe ganz aufgehoben; fie wurde aber im Verhaͤliniſſe 
früheren Gefesgebung, fondern feldft zur frühern Praris 
und die Berhängung diefer Strafe gehört jegt in Deutfc- 

tenheiten. Dabei find die Barbareien der früheren Zeit, 
ten Zobesftrafen ſich dußerten, ganz verſchwunden. 
tigung ift in manchen Staaten ganz verdrängt, in 
hränkt. Das Hauptfirafmittel find blos Freiheitsftra- 
icht in ber Weife, wie in der zweiten Hälfte des 18. Jahr— 

‚in den erften Jahrzehnten des 19., einer Zeit, in melcher 
ilten durch die Behandlung oder vielmehr Mifhandlung 
‚nur zu häufig den frühern Barbareien kaum in etwas 
‚als in der Form. Melde Fortfchritte hierin auf 
nität und der Griminalpolitit in der neuern Zeit 
f bier um fo weniger einer weitern Ausführung, 
anderen Stellen diefes Werkes nachgemwiefen wurde. 
te hatten auch noch in anderen einzelnen Beziehungen 
eiterfchreiten zur Folge. Dem Ermeffen des Nic): 
te Praxis und felbft auch die Gefeggebungen aus 
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dem vorigen Jahrhundert noch gar zu fehr Gewaͤhren. Der Mißbtauch 
der in diefer Beziehung herrfchend wurde, brachte ältere Gefeggebungen, 
namentfih das baierifche Strafgefegbuh, auf das Ertrem, es gar zu 
fehr bannen zu tollen; in den neueften Gefesgebungen fuchte man 
ihm angemeffene Grenzen zu fegen, in benen es ſich mit der jur ge- 
rechten Würdigung des concreten Falls nothwendigen Freiheit follte bes 
wegen fönnen. ine Reihe von Verbrechen, die früher in einer ein— 
feitigen, bald politifhen, bald religidfen und moralifchen Auffaffung 
auf das Härtefte geahndet wurden, werben in den neueren Gefeggebun- 
gen vom rechtlichen Standpuncte aus richtiger gemürdigt und dieſem 
gemäß geahndet. Die übermäßigen polizeilichen Feſſeln, in welche das 
frühere patriarchalifhe Megiment, das vom 16. Jahrhunderte an fich 
bei ung in ftarren Gefegen ausprägte, die bürgerliche Freiheit gefchla- 
gen hatte, und durch welche aud das ſtrafrechtliche Gebiet Aber Ge- 
buͤhr erweitert murde, werden mehr und mehr gelüftet. Bei vielen Vers 
brechen mwird die Strafe mit Recht von einer Beſchwerde des Verletzten 
abhängig gemacht, während die frühere deutfche Praris felbft in ben Faͤl⸗ 
len, in welchen bie Reichsgefesgebung das Einfchreiten des Richters von 
einer ſolchen Klage abhängig machte, wie 3. B. bei Nothzucht, Ent- 
führung ꝛc., bie weiſe Beftimmung bes Gefetzes hinteniangefegt hatte, 
Allerdings aber laffen auch unfere neueren Gefeggebungen noh Mans 
ches zu wuͤnſchen übrig. Auf eine Reihe folder Mängel, die zum 
Theile auch ſchon durch die kurze Erfahrung ald Mängel fich gezeigt 
haben, macht Mittermaier im feinem oben mehrfach erwähnten, 
intereffanten Werke über die neuere deutſche Strafgefeggebung aufmerk⸗ 
fam. Aud in den Puncten, in melden ber entfchiedenfte Fortſchritt 
in unferen neueren Gefeggebungen enthalten ift, läßt fih noh Mans 
ches vermiffen. Namentlich ift dies der Fall bei den Schranken, die 
bem richterlichen Ermeſſen gefegt, die zum Xheile immer noch ets 
was zu eng find, und bei denen befonders bie Strafminima vielfach zu 
hoch gegriffen wurden, fo daß fie zw vielen Härten führen, bie im 
Wege der Begnadigung nur unvolllommen ausgeglichen werden innen, 
Auch im Strafenfoftem ift noch Manches zu vermiffen. Die Abftus 
fungen ber Freiheitsftrafen find zum Theile viel zu fehr verfünflelt ; 
eine Strafart, die wenigſtens für eine Claſſe von Verbrechen in mans 
dien Fällen fehr angemeffen umd gerade bei diefen Verbrechen durch⸗ 
führbar waͤre, bie Landesverweifung, vermift man beinahe in allem. 
neueren Strafgefeßgebungen; mit der Infamie find unfere neueren Ge 
feggebungen beinahe ohne Ausnahme viel zu freigebig; fie knuͤpfen fie 
zu unbedingt an die Größe der Strafe und verhängen fie ald ein beit 
Verbrecher auch nach überftandenee Strafe durch fein ganzes Leben Hin« 
durch begleitendes Uebel (in diefer Beziehung ift fogar ſchon das oben 
beruͤhtte Geſetzbuch von Maria Therefia in Manchem beffer, als unfere 
sieueften Strafgefeßgebungen); die Privatftrafen,, in vielen Fällen ein 
eben fo wirkſames und empfindliches Strafübel, als die öffentlichen, dabet 
oft das geeignetfie Mittel, dem verlegten Individuum und mittelbar auch dem 
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verlegten Gefege Genugthuung zu verfchaffen, find aus einer eigenen Vers 
fennung ihrer wahren Natur ©) in den neueren Gefeggebungen, hoͤchſtens 
da und dort, mit Ausnahme der äftimatorifchen Injurienklage, ganz aufge 
hoben worden. Bei der Beftrafung der politifchen Verbrechen ſchlich ſich noch 
manche Härte in Anklängen eines früher herrfchend geweſenen Abſchreckungs⸗ 
prineips ein, wie überhaupt die Ruͤckſicht auf die politifchen Verbrechen bei 
der Reform "unferes Strafrehts manchfachen ungünftigen Einfluß äußerte, 
und im polizeilichen Beſchraͤnken und Ueberwachen hält man immer noch 
zu fehr an alten befangenen Anfichten feft. 

Die neueftendeutfchen Strafgefegblicher zeichnen fic vor den früheren 
auch dabdurch aus, baf fie das Nefultat der Verhandlungen der Regie 
rungen mit Ständeverfammlungen find, und zwar nicht bloß 
mit berathenden,, fondern mit foldhen, von beren freier Zuftimmung das 

des Geſetzes abhängig iſt. Diefer Umftand hatte ſchon 
die eine für Sortbildung und Anmendung des Rechts wichtige und ers 
fprieglihe Folge, daß er eine Reihe der tüchtigften legislativen Mate: 
rialien zu Tage förderte, welche ohne ihn wohl nie Gemeingut gewors 
fin würden. Die conflitutionellen Regierungen unterftügten ihre Ges 
6 mit ausführlichen intereffanten Motiven, und die Arbeiten 
ei in den Ständeverfammlungen, wie auch die Verhand» 
Iungen ſelbſt, ergänzten dieſe Materialien meiftentheild in tuͤchtigem 
Geifte. beweifen die neueften Refultate der deutſchen Gefeggebuns 
* ——— Würtemberg, Hannover, Braunſchweig 
d —8WW Form keineswegs ein Hinderniß für das Zus 
ım umfaffender Legislationen ift, und mas das Materielle 
fü ann man gewiß auf das Beltimmtefte behaupten, daß 
e durch die Aenderungen, melde fie in den Stände» 
tlitten, die entfchiebenften Verbefjerungen gewannen. Ueber» 
* iſt t f diefer Weg, welcher ohnehin auf alter deutfcher Rechts: 
urn an befjen Nothwendigkeit noh im 15. Jahrhunderte kaum 
m Deutfc chland gezweifelt wurde, der einzige, auf welchem das 
af das wird, was es ſein ſoll, der allgemeine Wille, 
ſtimmt, wie der einzelne Wille in den aͤußeren Beziehungen 
m zu einander ſich zu verhalten habe; und wenn auf ihm 
pofitive Gute im MWiderftreite der Anfichten, Ueberzeus 
ungen und Intereſſen fich nicht durchführen läßt, fo 
entſchieden gegen Ruͤckſchritt, Minderung der Volksrechte, 
je oder fchädliche Geſetze. 
je durch diefe neueren Gefeggebungen auf dem Ge: 
ifrechts bas gemeine Recht in Deutfchland, welches 
ng En mell und juriflifch ein gemeines zu fein aufges 
mehr zu Grabe getragen. Allein dies war ganz uns 
 jegigen politifchen Verhaͤltniſſen ift an eine 
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gemeinfame deutfche Gefeggebung, bie freilich zu Förderung und Bekraͤfti⸗ 
gung der beutfchen Einheit und Einigkeit im hoͤchſten Grade zu wünfchen 
geweſen wäre, nicht zu denken ; und fo mußte bei dem Zuſtande, in 
welchem das fogenannte gemeine Strafrecht war, nothwendig jeder ein« 
zeine Staat an eigerre Geſetzgebungen denken. Uebrigens ift mate: 
riell durch biefelben ein mehr aemeinfames Recht bewirkt worden, als 
in ber legen Zeit das gemeine Necht in den Händen ber Praris der ver- 
ſchiedenen beutfchen Gerichte bildete, indem diefe Geſetzgebungen das Ne: 
fultat der gleihen ſocialen und politiſchen Verhaͤltniſſe, der gleichen 
Gulturftufen des Volks und des Einfluffes der gemeinfamen Wiffenfchaft 
find. Nur follten aus mehr als einem Grunde die Eleineren deutfchen 
Staaten, die noch Beine umfaflenden Gefeggebungen haben, fich, wie 
dies ſchon Sachſen⸗Weimar, Sadyfen : Altenburg und Lippes Detmold 
thaten, in der Gefeggebung an ihre größeren Nachbarn — anſchlie⸗ 
fen. — Aber auch die befte Strafgefesgebung, d. b. die befte Ge 
feggebung über Verbrechen und deren Beftrafung wird für Recht und 
Schutz der bürgerlichen Freiheit nur kuͤmmerliche Früchte tragen, wenn 
nicht eine tüchtige Steafprocefgefeggebung ihr zur Seite fteht, und in 
diefer Beriehung blieb bis jest in Deutfchland noch fehr viel zu mwüns 
ſchen übrig. C. ©. Waͤchter. 
Strafrecht, Strafrechtstheorie, Strafpolitik, die 
allgemeine praktiſche Wichtigkeit folgerichtig durch— 
eführter Grundſätze im Rechte und der Einfluß ber 
trafrehtstheorie auf die neuen Strafgefesggebungen 
und ihre prattifhe Anwendung. —.I. Einleitung. Bon 
alten beſonderen Theilen ber Nechtsmwiffenfchaft hat man am Erften und 
bis jegt am Meiften das Strafrecht dadurch wiſſenſchaftlich zu behan⸗ 
bein geſucht, dag man eifeigft das höchfte Princip dieſes Rechtstheils 
auffuchte und e8 an feine Spige flellte. Theils dieſes wiſſenſchaftlichere 
Berfahren und dee große fcheinbar unabfehliche Streit über das rich: 
tige Princip des Strafrechts, theils die nähere Berührung der ſtrafrecht⸗ 
lihen Fragen mit den wichtigften Rechten ber Menfchheit gewannen 
diefem Mechtstheile mehr als den übrigen auch die Theilnahme ber 
Nichtjuriſten, der Philofophen, der Politiker, des allgemeinen gebildes 
ten Publicums und endlid auch der Gefesgebung, welche gerade im 
Strafrecht vorzugsmeife thätig wurde. Ein Hauptfehler der meiften 
Strafrechtstheorieen beftand wohl unftreitig darin, daß man bie hödyften 
Grundfäge des Strafrechts allzu fehr von dem übrigen und von dem 
biftorifchen und pofitiven Recht und feinen Grundideen losriß. So ver: 
irrte man fich zu einfeitigen Philofophemen, welche bem Leben, dem 
praktiſchen Beduͤrfniß und dem wirklichen gefeglichen Recht zu fchroff 
und einfeitig entgegenftanden. Es fchien baher brilfam, die Unter: 
fuhung nad) den hoͤchſten Grundfägen des Rechts inniger an das hir 
ftorifche Recht und die praftifchen Bebürfniffe und Erfcheinungen des 
Lebens, insbefondere an diejenigen anzufchließen, bie in ben faft überall 
in Deutfchland entftandenen neuen Strafgefegbühern zu Tage traten. 
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Diefes verfuchte ich, nach früheren ebenfalls hiſtoriſch-philoſophi— 
ſchen Bemühungen für eine vielſeitigere Strafrechtstheorie und für eine 
glüdlihe Vermittelung bes großen Streites entgegengefegter Spfteme, in 
einem amtlichen Bericht über den allgemeinen Theil des Entwurfs 
eines neuen badifhen Strafgefegbuches *). Da ich noch jegt diefen an 
fih fo hoͤchſt wichtigen und fehwierigen Gegenftand nicht praktifcher zu 
behandeln müßte, als in diefem Berichte, der ſich ber Zuftimmung 
Sachkundiger erfreute, fo werde ich mich hier großentheils an dieſe frühere 
Ausführung anſchließen. Ich thue dieſes um fo mehr, ba meine Aus- 
führung ſtets auch die übrigen neuen Strafgefeßgebungen vor Augen 
batte, auch auf fie und für fie anwendbar fein follte. 

Bei Beinem Theile der Strafgefegbücher find die Worfragen über 
bie hoͤchſten Grundfäge des Strafrechts und der Strafpolitif wichtiger, 
als bei den Beſtimmungen über die Materien des fogenannten allge» 
meinen Theils des Strafrehts, bei den Beltimmungen über Werbres 
Gen und deren Beftrafung im Allgemeinen, über Zurehnung, Vorſat 
und Sahrläffigkeit, über Nothftand und Mothwehr, über Verſuch und 

ung, über Urheber und Gehülfen, über beftimmte und unbe: 
ſtimmte Strafgefege und ihre Anwendung, über ben Maßſtab der Strafe, 
über Strafmilderung, Straffhärfung und Strafverwandlung. 

U. Die Unentbehrlichkeit einerfeften Strafrehtstheo: 
tie. — Gerade jene allgemeinen Lehren, von weldhen in jedem be— 
fonderen Halle die Beſtrafung und ihre Größe abhängen, 
müffen nach der Natur ihres Inhalts am Unmittelbarften aus denjenigen 

Grundfägen über Rechtsgrund, Zweck und Mafftab der Stra: 
fen, von welchen ber Gefeggeber ausging, abgeleitet werden. Sie ftel- 
Ien fie alfo auch am Deutlichſten dar. Der Richter ift in diefen Titeln, 
namentlich im Zitel über die Anwendung unbeftimmter Gtrafge: 
fege — welche weitaus den größten Theil des Gefegbuches bilden — 
auf fie verwiefen. Er tritt hier natürlich und nach erklärter Abficht 
an die Stelle der Geſetzgebung. Aber er fol ihre Wert nach ihren 
Brundfägen fortfegen (f. Zit. V.) 

Unter jenen Vorfragen aber verftehe ich die doppelte Frage: 

Für's Erfie: ob und in wie fern es nothwendig ift, 
daß überall entweber das Geſetzbuch felbft, oder doch 
feine Motivirungen ſich über jene hoͤchſten Grundfäge 
ausfprehen; 

fodann aber, falls jene erſte Frage bejahend entfchieden würde, die 
fernere Frage: welhes dann ihrem Wefen nah jene 
Grundfäge feien? 

In Beziehung auf bie erfte Frage nun kann natürlich Iediglich das 
praktifche Beduͤrfniß des richtigen Verſtaͤndniſſes und der richtigen 
Behandlung bes Gefegbuches Berüdfihtigung finden. Ich würde z. B., 





*) Verhandlungen der II. Kammer der babifchen Landftände von 1839 
VI. Beitagebeft. ir 
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wenn und fo mweit es ſich bei ber Frage nad) bem Rechtsgrund ber Strafe 
nur davon handelte, zu beweiſen, daß es überhaupt ein Recht ber Strafe 
gäbe, feine Sylbe darüber verlieren. Wir Alle zweifeln an biefem Rechte 
nicht, und würden in biefer Beziehung diefen Beweis dem reinen Theo⸗ 
retiker überlaffen. Anders aber verhält es ſich mit jerfer Frage, in fo 
fern fie entfcheidet: welche Handlungen und wie body dürfen fie zu- 
erft vom Gefepgeber und dann von dem Richter beftraft werden? Auch 
in diefer Beziehung mürde es unerheblich fcheinen, etwa blos indi— 
viduelle Anfichten auszuführen. Dagegen aber kann aus unmittel: 
bar praftifhen Rüdfihten ein Schweigen über die einem neuen 
Strafgefesbuhe zu Grunde liegenden Principien keines 
wegs räthlich fein. 

Feſte, Elare, überall durchgeführte, richtige höchfte 
Grundfäge find wohl in Beziehung auf die Strafgefeggebung unend⸗ 
lich wichtig, und noch wichtiger felbft für eine glüdliche richterlihe An- 
wendung diefes mwichtigften Theils aller Rechtsgeſetze, und vielleicht auch 
rüdfichtlich feiner guten Wirkung auf die Bürger, als für die legislas 
tive Güte einzelner Beftimmungen. 

Um diefe Behauptung gerechtfertigt zu finden, braucht man nur bie 
neueren Strafgefegbücher in's Auge zu faffen. Das aͤußer ſte Stre— 
ben nah Humanitätund Gerechtigkeit, nad der moͤglich— 
fien gerehten Uebereinflimmung ber jedesmaligen Größe 
der Strafe mit der jedesmaligen Größe der rechtlichen 
BVBerfhuldung muß man achtend als die materielle Eigenthäüm- 
lichkeit dieſer Geſetze erklären. Hieraus aber vorzüglich entftand eine 
formelle Eigenthümlichkeit, welche menigftens bedenflih if. Den 
Rihtern unermeflih Vieles zu überlaffen, diefes ift der 
formelle Hauptharafter aller neueflen deutſchen Griminalges 
fegbücher. Selbft wenn auch biefes fid) als unvermeidliche Bedingung 
für den. angegebenen erften Hauptzweck barftellen follte, fo fordert es 
doch jedenfalls volle Aufmerkſamkeit. 

Das Spftem diefer Gefege bildet den abfoluten Gegenfag gegen 
die Grundfäge, durch melche die Engländer und Amerifaner Sicherung 
der Freiheit und Gerechtigkeit bezweckten. Bei ihnen durften befannt- 
lich bisher die Richter faft nur die buchfläblic, beftimmte Straftare anwen⸗ 
den. Und der berühmte Livingfton verbietet nody in feinem Ent- 
wurf eines Strafgefeges für Louifiana den Richtern, „je eine an— 
dere als die buhftäblid beflimmte Strafe anzumenden.” 

In unferen neueren Geſetzbuͤchern find felbft alle verwandte Bes 
ſtrebungen mancher früheren deutfchen Gefeggebungen, z. B. die der 
preußifchen, zum Theil auch der baierifchen aufgegeben, bie Be: 
ftrebungen für's Erfte, fo weit möglich, alle einzelnen denkbaren Fälle 
durch befondere gefeglihe Beftimmungen zu befaffen, und fobann 
auch wiederum bei diefen Beftimmungen das richterliche Ermeffen durch 
genau beftimmte Strafen möglichft auszufchließen, ben Richter alfo, fo 
meit thunlich, zum blofen Inſtrument des Gefeggebers zu machen. Im 
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Gegentheil befaffen unfere neueren Geſetze bie einzelnen Fälle, ja ganze 
Gattungen von Fällen, nur durch höhere allgemeine Gattungsbegriffe, 
und geben dann für biefe nicht in Art und Größe feſtbeſtimmte Stra- 
fen, fondern laffen durch ſehr unbeflimmte Strafgefege mit fehr weit 
aus einander liegenden Auferften Strafgraden (oder niederen und höhe- 
ten Ertremftrafen) dem richterlihen Ermeffen einen außerorbentlidyen 
Spielraum. 

Manchem, vollends einem Briten, würde es fehon höchft bedenk— 
li Klingen, wenn man fagte: Der Richter hat die Wahl, für daffelbe 
Berbrechen eine größere oder- eine Kleinere, oder vollends die einfache 
oder bie doppelte Strafe zu erkennen. Aber bier ift der Spielraum fo . 
groß, daß dem Richter meift zwifchen einem und zwifchen zwanzig 
Zwanzigſttheilen, ja zwifchen einem und zwiſchen funfzig Funfzigit: 
theilen der Strafe für ein und daffelbe Verbrechen die Wahl zufteht. 
Zwei verfchiedene Richter Eönnten alfo nicht blos für ganz daffelbe Ver: 
gehen — ohne Verlegung bes Gefeges — der Eine heute eine vier: 
oder zehn=, ja zwanzig- und funfzigfady höhere Strafe beftimmen, ale 
ber Andere morgen. Der Unterfchied der nieberften von der höchften 
Strafe, welche ein und bderfelbe Strafartikel für ein Vergehen androbt, 
iſt oft ſelbſt noch viel größer, als ein funfzigfacher ; die Wahlen zii- 
[hen drei und zwiſchen zwanzig Jahren Zuchthaus, ja zwifchen die— 
fer legten Strafe und fehs Monaten Arbeitshaus bieten noch keineswegs 
den größten Spielraum dar. So 3. DB. bedroht der $.261 des badi- 
[hen Entwurfs die unermwiefene Beſchuldigung anfangend mit einem 
Minimum von 14 Tagen Gefäingnif bis zum 78fachen, oder bis zu dem 
Marimum von zwei Fahren Arbeitshaus , der $. 265 die Ehrenfränfung 
mit Verweis oder einigen Stunden Gefängniß bis zur vierhundertfach 
böheren Strafe von vier Monaten Gefängniß. Aehnlichen Spielraum 
bieten die Strafen ber Körperverlegung u. f. mw. allermeif. So be 
droht der $.513 die culpofe Brandftiftung mit Geldftrafe, bis zu 
zwei Jahren Arbeitshaus. Nimmt man nun, daß nad) $.137 ein Tag 
Gefängnig zu einem Gulden Geld berechnet werden kann, und nach 
6.138 zwei Jahre Arbeitshaus gleich drei Jahren Gefänaniß find, fo 
mäte die höchfte Strafe, ziwei Jahre Arbeitshaus, um mehr ald zwei 
taufend Mal höher, als die geringfte Strafe, wenn mir fie bier ſo— 
gar nicht niedriger als einen halben Gulden annehmen mollen. Freilich 
könnte fie nach $.47 mwenigftens möglicher Weife bis auf einen Kreus 
zer herabfinken. Einen fehr großen Spielraum hat ferner der Richter 
bei allen verfuchten Verbrechen $. 101 und 102. Bei allen Verbrechen 
KB nahen Verſuchs hat der Richter die Wahl zwifchen einem Vier: 
theil des meift fehr tief ftehenden Minimums und zmwifchen dem 
vollen Marimum des ausgeführten Verbrechens. Bei allen 
Verbrechen des entfernten Verſuchs dagegen hat er die freie Wahl zwi— 
{hen der vollen Hälfte der ganzen Strafe des ausgeführten Ver: 
brechens, je nach der Größe deffelben, alſo 12, 8, 6 Jahren Zucht: 
haus, und zwifchen der niederften aller Strafen, etwa einem halben 
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Gulden Geld ober einer Stunde Gefaͤngniß, Alfo zwifchen dem Einfachen 
und dem Zehn» ober Bmanzigtaufendfadyen. Gleiches ergibt fi) nad) 
$. 120 in Verbindung mit $.122 a und $.146 rüdfichtlic der Ge: 
hülfen bei einer Mordthat. Ja auch diefes genügt noch nicht; denn, 
was ganz befonders den Unterfchied von ber höchften Freiheitsftrafe bis 
zu der nieberften, zwiſchen welchen ein und berfelbe $. bei einem und 
bemfelben Vergehen ben Richtern die Wahl gibt, erhöht, was denſel⸗ 
ben noch meit mehr erhöht, als die hier einfache, dort hundertfache Zeit: 
bauer, und mehr felbft als die verfchiedenen Arten der Freiheitsftrafen, 
welche hier Zuchthaus, dort Arbeitshaus, unddort Gefängniß 
find, — biefes befteht im Folgendem: Nach den $$. 17, 18 und 40 
tönnen einestheils die ſchweren Nachtheile des ya der bürger- 
lihen Ehren» und Dienftrechte, welche der Megel nach Mit ber Zucht 
hausftrafe verbunden find, nad richterlihem Ermeffen dem zum Zucht 
haus Verurtheilten großentheils erlaffen werben. Eben fo nad) demfels 
ben Ermeſſen können fie dagegen mit der Arbeitshausftrafe verbunden 
werben. Berner entfcheidet (f. 6.50, 51, 58) richterliches Ermeffen 
über eine Erleichterung aller Freiheitsftrafen durch die Erftehung derfel- 
ben in abgefondertem Raume oder in einer Feftung, und dagegen bei 
Arbeitshaus und Gefängnig über eine Verfchärfung durch das Verbot, 
fi beſſere Koft reihen zu laffen. Sa, nad den $$. 52 und 53 bes 
Entwurfs follten felbft alle Arten und Grade zeitlicher Freiheitsſtra⸗ 
fen nad abfolut freiem richterlichen Ermeſſen mit ben hoͤchſt empfind: 
lichen Schärfungen der einfamen Einfperrung, des Dunkel: 
arrefts, der Hungerkfoft, und im Zuchthaus au der Anlegung 
von Ketten, und zwar mit einer ober mit mehreren biefer 
Schärfungen zugleich verbunden merden innen. Durch biefe 
doppelten, dem richterlihen Ermeffen noch im Allgemeinen gegebenen 
Wahlen aber koͤnnen in der That die Leiden jener an fich fhon nad) 
Zeit und Art fo meit aus einander liegenden Kreiheitsftrafen abermals 
verdoppelt und verdreifacht werden. Nehme man nun bierzu noch das, 
daß bei dem Dafein von einem oder mehreren Strafmilderungsgründen 
ber $. 134 und 146 des Entwurfs es tiederum lediglich dem richters 
lihen Ermeffen überließ, eben fo von den wenigen völlig beftimm- 
ten Strafen ber Todesſtrafe, der Dienftentfegung und Dienftentlafs 
fung, wie von ber niebderften, einem Verbrechen gedrohten unbeflimmten 
Strafe noch herabzugehen, ja auf den geringften Grad irgend einer 
der geringeren Strafarten, alfo ftatt auf Tod und Zuchthaus, auf Ges 
fängniß oder Geldftrafe oder Verweis zu erkennen. Diefe Milderungss 
rechte Finnen zulegt einen großen Theil der beftimmten Strafen. ber 
Strafminima in den einzelnen Strafartitein eben fo faft blos ſcheinbar 
machen, wie jene beliebigen Straffhärfungen das Marimum, 

die Hinweifung auf die in den 66.67 — 77 meift nur beifpielsmweife 
angeführten Momente werden nämlich jene Milderungsgrände zahlreich 
und häufig vortommen (ſ. S. 78. der Motive und $. 134, des frühern 
Entwurfs). Bei keinem einzigen aller Straferhöhungs: und Straf⸗ 
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minderungss und Strafmilderungsgründe zur Ausmefjung der Strafen 
— die Milderung wegen der Jugend abgerechnet — bezeichnete babei ber 
Entwurf die Größe der Erhöhung oder Minderung oder der Milderung 
auch nur duch ein Marimum oder Minimum, gab vielmehr feinen 
Werth gaͤnzlich dem vichterlichen Ermeffen anheim. . 

Zum Theil gibt zwar auch ſchon das gemeine Recht dem Richter 
einen weiten Spielraum, jedoch nicht in dem Grade wie die neuen Ge 
fegbücher. Und es ift derfelbe durch allmälige gefegliche Ergänzungen 
und eine allmälig meift mit der Entftehung einzelner Unbeftimmtheiten 
fi begründende mehr oder minder übereinftimmende alte Praxis geregelt. 


Bei allen dieſen bezeichneten Unbeftimmtheiten (ag es nun aud) 
keineswegs in ber Abficht ber Gefeggeber, den Richter auf eine reiche 
wiſſenſchaftliche Erörterung und Gafuiftit, wie bie des roͤmiſchen, ober 

die des Fanonifchen Rechtsbuches, oder auf frühere Neihs= und 
ce, als auf ein fubfidiäres Recht, zu verweiſen. Alle 
früheren Strafgefege über bie Gegenftände, die das Strafgefegbud ums 
faßt, find abgefhafft, an fich gewiß mit Recht. In ber Darftellung 
über vermeidet man jede Aufftellung wiſſenſchaftlicher Grundfäge und 
Definitionen und felbft aͤngſtlich faft jede Eremplification, ja jede Ans 
gabe der gefeßgeberifchen ründe oder der rationis juris. Gelbft, auch 
nur in fo weit wollte man diefelben nicht geben, wie die kurze, blos 
fupplementäre Strafgefeggebung der Carolina zur fefteren Beſtim⸗ 
mung ihrer Mechtsfäge diefelben fo trefflich benutzte. Mit der Ge: 
—* ſelbſt verbundene populäre Motive oder Prodmien, melde 
t bio8 die Richter, fondern auch die Buͤrger auf die fittlich recht⸗ 
lichen volfsmäßigen Grundideen, Geſichtspuncte und Zwecke der Geſetz⸗ 
aebung hinwieſen, welche bie gefeglichen Regeln mit ihnen zu verbinden, 
diefelben buch fie zu erläutern umd zu ftügen fuchten, fo wie diefes in 
manden alten Gefeggebungen und auch ſteis in ben Eingängen unferer 
überen Reichs = und Landesverorbnungen gefhah — auch biefe find 
ebenfalls dem Geifte unferer modernen Geſebgebung fremd. Sie oder 
auch ein Erfag dieſer verfchledenen Mittel, wie fie ber neuefte englifche 
Entwurf eines Strafgefegbucdhes in feinen fehe ausführlichen Motiven 
zezweckte, Tagen auch nicht im Zwecke der fehr kurzen mit dem eriten 
Theil des Geſetzbuches übergebenen „Motive oder auch der noch fürs 
eren „Anmerkungen“, welche die babifche Regierungs « Gefehge 
ng8 « Commiffion ihrem Entwurf abgefondert nachfolgen ließ *). 
Ich beabfichtige hier keine Ausführungen für oder wider bie Güte 
neueren Verfabrungsmeife und verfenne am Wenigſten die bedeutenden 
fire diefelbe. Uber die Hinweifung auf bie Thatſache war notb- 
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wen ig. zeigt wenigftens das unmiberfprehhlich, wie ganz außer: 
ordentlich viele Unbeftimmtheiten in ber Anwendung unferer 


®) 3 citire fpäter Die Motive lets nach der allein erſcheenenen Detabaudgabe, 
die Anmerkungen nach ber Ausgabe in Duart, 
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neueren Strafgefege in jedem Augenblid ber Richter zu er» 
gänzen hat. 

Aber warum und mie foll er fie ergänzen? Offenbar doch wohl 
nicht darum, damit Willkür und tauſendfach verfchiedenes moralifches 
oder politifches fubjectives Meinen aller wechfelnden individuellen Rich⸗ 
ter und ihre Ercerpte aus den widerfprechendften indivdiuellen Spitemen 
und Doctrinen einzelner Gelehrten, oder etwa bie Hefte oder Compen⸗ 
dien des guten oder nicht guten Profeffors, bei dem fie zufällig hörten, 
die Stelle ber Gefeggebung vertreten. Nicht duch diefe Willkür und 
dieſes individuelle Meinen follte das Gefegbuc ergänzt werden, und 
nicht fo, daß bei einem Gericht daffelbe Verbrechen mit einem Jahre 
oder einem Tage Gefängniß beftraft würde, welches bei dem andern 
mit zwanzig Fahren Zuchthaus geftraft wird, vielleicht gar nach einem 
geheimen Proceß und in einem geheimen Gericht von verfegs oder pen= 
fionirbaren Richtern geftraft würde. Nein, man wollte, baß alle eins 
zelnen Fälle, je nach ihren zum Voraus nicht zu erfchöpfenden Verſchie⸗ 
denheiten, fo viel möglih nah der von der Befeggebung ges - 
wollten, ihr zu Grundeliegenben objectiven Geredtig> 
keit beftraft würden. Hierzu, damit ſtets hiernach und nad) der 
wahrhaft wiſſenſchaftlich confequent durchgeführten Auffaffung der ges 
feggeberifhen höchſten Grundfäge die richterliche Praris ers 
gänze und entfcheide, — dazu verweiftt man den Richter überall auf 
die Grundfäge der Gefeggebung und auf die Wiffenfhaft. Gerade aus 
Angftliher Scheu, durch abfolut beftimmte Strafen für alle Fälle feine 
eigenen gerehten Grundfägezu verlegen, und um nicht fo 
feibjt gefesgeberifche Willkür und Abirrung an die Stelle der Gerechtig⸗ 
feit zu fegen, — nur hierzu ließ der Gefeggeber jene Unbeftimmtheiten 
und Luͤcken. Nimmermehr that er es, weil er eines jeden Richters 
Willkuͤrlichkeiten, Cinfeitigkeiten, Abirrungen und Inconfequenzen vors 
gezogen hätte „Eine übereinftimmende Rechtsanwendung oder 
Gleichfoͤrmigkeit derfelben und Entfernung richterliher Willkür, mög: 
lichfte Beftimmtheit des Strafgefeges und die Herrfchaft wahrer Geredhs 
tigkeit” — dieſes verfünbdet die badifche Regierungs » Gefeggebungs = Com: 
miffion in ihren Motiven S.49, 50 und 75 wiederholt aus: 
druͤcklich als das Ziel ihres Strebens, ihrer Wünfche. 

Sie fuchte nur jenes Ziel gleihförmiger Gerechtigkeit und der Si⸗ 
herung gegen richterlihe Willkür nicht auf den oben angedeuteten 
feüheren Wegen. Sie mußte alfo anderwärts Garantieen 
für die Gerechtigkeit und bürgerliche Freiheit und Sicher— 
Heit fuhen. Die nädhftliegende und unentbehrlichfte war hier natürlich 
die confequente Durchführung feſter Rehtsgrundfäge. 
Deshalb ſchließt auch der Präfident des Juſtizminiſteriums feine Vor⸗ 
lage des Strafgeſetzbuchs an die Kammer (fiehe Anmerkungen S.88) 
mit der Hervorhebung der „nothbwendigen Einheit des Gans 
zen’ und mit den Worten: „Eher könnte man andere Unvolllommens 
heiten dulden, als den Mangel an innerer Gonfequenz. Dem 
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Richter werden dadurch unauflösliche Schwierigkeiten bereitet, und ihre 
kaum vermeiblichen Folgen, widerfprechende Urtheile unter gleichen Ber: 
bältniffen, fhwächen das Vertrauen auf unparteiifche Juſtiz. 

Nur darum alfo erklären die Anmerkungen zu $. 142 ff. ©.105 
und 106, daß. die Richter „bei Unbeftimmtheit der Strafen an bie 
Stelle des Geſetzgebers treten, damit fie fo genau als möglich 
In jedem einzelnen Straffalle die der Größe der rechtlichen Verſchuldung 
entfprechende Strafe nah den gerehten Grundfägen bes Ges 
feggebers ausmefjen möchten.‘ 

Bedarf es noch eines Wortes über die Wichtigkeit der Nach— 
forfhung nad diefen Brundfäsen, über die Wichtigkeit 
ihrer möglichft Elaren Auffaffung und Hervorhebung? 

Zu feiner Zeit und unter feinen Verhältniffen vollends konnte bei 
einer folchen Gefeggebung jene Wichtigkeit fich dringender bdarftellen, als 
inden unfrigen. Nie Eonnten die Gefahren der Vereitelung jener Wünfche 
der Gründer des badifchen Entwurfs größer fein. Die gefeglichen Un- 
beflimmtheiten in dem lestern find heute gefährlicher, als etwaige frühere 
ed waren und find. Wo früher Unbeftimmtheiten ſich ergeben hatten, 
da waren diefe im Laufe der Sahrhunderte allmälig durch eine ges 
feßgeberifch und obrigkeitlich beftätigte und eine allmälig fich zur Gleich⸗ 
förmigfeit ausbildende Praris und Doctrin, menigftens zum großen 
Zheil, ausgefüllt. Und diefe Praris und Doctrin hatte an ber alten 
Wiffenfchaft des gemeinen Rechts von Deutfchland und an der geſetz— 
lihen richterlichen und wiſſenſchaftlichen Einheit Deutſchlands eine Ach⸗ 
tung gebietende Grundlage und Regel. 

Wie anders, wenn nun jest auf einmal alle frühere Gleihförmig- 
feit mit ihren Grundlagen zerftört wird, und mit dem Tag der Publis 
tation des neuen Gefeges jeder Nichter, jeder Referent, jede Stimmen: 
mehrheit des Gollegiums fih ohne Steuer und Compaß auf das 
neue und weite Meer eines ſolchen richterlichen Ermeffens verwiefen fehen! 

Selbſt Deffentlichkeit und Gefchwornengeriht — obwohl mir eine 
folhe Gefeggebung ohne fie für ein freies vernünftiges Volk wahrhaft 
undenfbar ſcheint — geben hier die genügende Garantie noch nicht, da ja 
doch ftetd dem Richter das Strafurtheil bleibt. 

Auch der mohlthätige Schug duch die Verbindung unferer neuen 
Docttin und Praris im Strafrecht mit unferer alten Wiffenfhaft und 
mit einer fortdauernden gemeinfhaftlihen deutſchen Nedtss 
wiſſenſchaft ift bedingt durch den wiſſenſchaftlichen Zufammenhang der 
Grundfäge unferer Gefegbücher mit beiden. 

Somit ift e8 wohl Mar, daß das MWichtigfte bei diefer ganzen 
neuen Befeggebung wirklich die Richtigkeit, Klarheit, Feſtig— 
keit und folgerichtige Durchführung derjenigen höchſten 
Grundfäge fei, von weldhen fie ausging, duch deren 
folgerihtige richterlihe Fortbildung und Anwendung 
auf alle einzelnen Straffälle, je nad) ihrer individuellen rechtlichen Straf: 

» fie ergänzt werden will. Nur fo allein ift ja „eine gerechte, 
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eine mit fich felbft übereinflimmende Rechtswiſſenſchaft und richterliche 
Praxis“ in Beziehung auf unfer Strafrecht möglich, eine Wiſſenſchaft, wie 
fie, nach Leibnigens und? Savigny’s Ausdrüden, der Mathe: 
matik gleich, die roͤmiſchen Juriſten deshalb entwidekten, weil fie von 
wenigen gemeinfchaftlichen, Mar aufgefaßten, hoͤchſten —— 
ausgingen und ſie in der feinſten Auffaffung und vechtlihen B 
fihtigung ber befonderen Werhältniffe ſtets confequent ade 
fuchten. Nur eine ſolche faft mathematifch fefte und übereinftimmende 
objective Wiffenfhaft und Praris muß überhaupt, muß um fo mebr, 
je größer die Unbeftimmtheit der einzelnen gefeglichen Beftimmungen ift, 
buch ihre geiflige, moralifhe und praftifhe Auetorität 
dasjenige ausfchließen, was das Scheußlichſte iſt auf Erden — bie 
eichterliche Willkür, die richterliche Willkür vollends in der Strafrechte- 
pflege. Daß fie und mit ihr der Untergang ber Gerechtigkeit wie der 
bürgerlichen Freiheit unvermeidlich fei, wenn bie feften, alten, ewi⸗ 
gen Grundfäge des Rechts wanken, diefes ift der Lebensinſtinct, 
die Seele der großartigen roͤmiſchen Jurisprudenz und der eben fo groß- 
artigen britifhen Freiheit. Und deshalb hielten Beide mit folcher 
eifernen EConfequenz an ihren ewigen, national aufge: 
faßten Redtsgrundfägen feft; Beide 3. B. an bes freien 
Mannes vollem ganzen Recht der Nothwehr nach freier eigener recht⸗ 
licher Ueberzeugung gegen jeden rechtswidrigen Angriff von öffentlicher 
oder Privatgewalt auf feine‘oder feines Mitbürgers Perfönlichkeit, Eigen⸗ 
thbums = oder Befigrechte. Keinerlei Einmifhung moralifcher oder politi- 
ſcher Gefichtspuncte auf Koften des Rechts konnte fie je bewegen, diefe 
natürlichen NRechtsgrundfäge vermittelft beliebiger Beſchraͤnkungen irgend 
zu beugen, zu verdunfeln und dann in unvermeiblicger richterlicher und 
Geſetzgebungswillkuͤr zu vernichten, wie es leider zum Xheil im neueren 
Deutſchland gefhah. Sie wuften, daß nur das fefte confequente Recht 
das Bollwerk, die fihere Burg, die moralifhe Macht für alle Gerech⸗ 
tigkeit, Freiheit und Sicherheit ift, daß aber diefes Bollwerk ftürzt, 
wenn heute bdiefer und dann morgen der Andere deſſen Grundſteine 
verrüden darf, daß für fein Kortbeftehen, in der Wiffenfchaft, 
wie in der Achtung bes Volks, die männliche confequente 
Durchführung feiner Grundfäge Bedingung ift, daß mit ber legteren 
Verdunkelung und Inconſequenz es in Beiden finft, wie die mathema- 
tiſche Rechnung zufammenfällt, wenn man eine Grundzahl verändert, 
oder den Zufammenhang ihrer Zahlen austilgt. Wenn heute ber Eine 
aus diefer fubjectiven Nüdfiht von den feften Mechtsgrundfägen abs 
weicht, fo macht ſchon nad) der Analogie, oft felbft wieder im Stre— 
ben nad) einer neuen falfchen Confequenz, morgen aus anderen fub- 
jectiven Gründen der Andere eine neue Ausnahme, und immer weiter 
greift die Derefchaft der Abweichungen und ber Willkuͤt. In praeceps 
pervenitur. 

Deshalb nun iſt e8 fo unermeßlich wichtig, daß auch bie 
Geſetzgebung ſelbſt ſich niemals duch äußere fubjective, politiſche 
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ober Bequemlichkeitsridfihten in Beziehung auf einzelne traf: 
beftimmungen verleiten laffe, fie Preis zu geben. Sie hat nichts mehr 
zu fcheuen als foldhe Ausnahmsbeftimmungen (delicta excepta), Min- 
beftens müßten fie nur dAußerft felten und in den dringendften Noth⸗ 
fällen vorfommen, jedesmal als folche, als einzelne unvermeidliche Aus: 
nahmen befonders bezeichnet fein, damit bie ſtrengſte, beſchraͤnkendſte 
Auslegung ihr verberblihes Fortwachſen zerſtoͤrt. Sonft entziehen fie 
bem Richter felbft die Möglichkeit, fich feſte Grundfäge der Geſetzge⸗ 
bung und jene feite EN [haft zu bilden, Die Gefeßgebung darf 
ihn nicht felbft verfuchen, fich je nad) feinem individuellen Meinen und 
Belieben hundertfach verfchiebene und falfche Spfteme und Spftemchen 
zu bilden oder biefelben von Außen in Geſetz und Praris bineinzutra= 
gen, um buch fie jede Willkür zu decken und ſich jener mohlthätigen 
een Brut einer feſten übereinflimmenden Wiffenfchaft und 


Ehre und Nichtehre, Segen und Unfegen der neuen Strafgefeg: 
bücher werden davon abhängen, ob und wie meit es gelingen wird, daß 
fie die Grundlage einer ſolchen harmonifchen feften Wiffenfchaft und 
Praxis des Strafrechts werden. 

Es wird fomit aud) eine der wichtigften Aufgaben für bie Stände 
und die ſtaͤndiſchen Commiffionsberichte, ja eine wahre Nothwendigkeit, 
fo viel möglich die rihtige Auffaffung jener Grundfäge 
der Biehaehung zu erleihtern. Ihre Discuffionen müffen 
Ka erſetzen, was nad dem Obigen früher und zum Xheil heute 
a db auf andere Weife verfucht wurde, um Richter und Volk 

jöheren Grundfäge, Gefihtspundte und Motive der Gefeßgebung 
n und fie mit dem Leben und der Anwendung zu befreun= 
—* durch fie dieſelben zu ſtuͤzen und zu leiten. Vor Allem auch 
al Er eine bier und da mit Unrecht fo fehr gefürchtete möglichft 
und gründliche öffentliche ftändifche Discuffion des Geſetzbuchs 
ft unenebeti ch. 


gends weniger aber koͤnnte wohl eine richtige Auffaſſung der 

t. en Rehtsg rundfaͤtze entbehrt werden, als für die jedesma⸗ 
he Ausmeffung ber gerehten Größe der Strafe 
immten Strafgefegen. Zwar ftellt in diefer Bezie— 
ſch E in den Titeln IV, V und VI eine ganze Reihe 
chtspuncte oder Beftimmungen neben einander. Aber baf- 
te6 mei nur beifpielsweife. Und wie viel oder wie wenig foll jeder 
| men gelten? Iſt der eine höher als der andere, iſt 
nur e eine einzelne untergeorbnete Folge aus bemfelben? Wie 
pnifch zu vereinigen, fo daß jeder feine vom Gefegge- 
te Bedeutung und Wirkung erhält? Jede untergeordnete 
— bier alfo die über Ausmeffung der Strafbarkeit — 
von 9 aufgefaßt und gehandhabt werben, wenn ich 
Grund und Zweck, ihre Ratio, aufgefaßt habe. 
aber nur in ben höheren Grundfägen, aus welchen fie ber 
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Gefeggeber folgerte — bier alfo in beffen rechtlicher Anfiht von ben 
Rechtsgründen und Zwedender Strafe. 

Hier ift die Grundlage für alle Beurtheilung, für 
alle Billigung ober Aenderung, für richtige Auslegung und 
Anwendung der einzelnen Beftimmungen. 

II. Die Quellen der hoͤchſten Grundfäge über Recht 8= 
grund, Zweck und Maßſtab der Strafe. — Ueber die oben kurz 
geſchilderte Form der neueren Gefegbücher freilich Fonnte ich manche Be— 
denken bei mir nicht unterdrüden, Bedenken, die auch fchon Andere, fo 
zum Beifpiel neuerlih Efcher in feiner trefflihen Lehre von dem 
firafbaren Betruge (Zürich 1840) und felbft Heffter in feiner 
fehr lobenden Kritit des badifchen Entwurfs im Neuen Archiv des 
Er.:R. 1837; ©. 334 zum Theil andeuteten*). 

Um fo mehr aber freut e8 mich, ruͤckſichtlich der weſentlichen Grund⸗ 
fäge des badifchen Entwurfs die volle Zuftimmung ausdrüden zu Fön 
nen. Es freut mich, ausfprechen zu dürfen, daß die Hauptgrundfäge die— 
ſes Geſetzbuches vollflommen meinen oft geprüften langjährigen Ueber- 
zeugungen entfprechen. "Die hochverdienten Gründer dieſes Entwurfs, 
im Ganzen auch bie der übrigen neueften deutfchen Entwürfe der Straf: 
gefeßgebung, haben als wiſſenſchaftskundige praktifhe Männer den ges 
ſunden Strafgrundfägen gehuldigt, welche — mie id anderwärts **) 
nachgemiefen zu haben glaube, die Seele oder ben Kern unferes bishe= 
rigen gemeinen Rechts, des claffifchen römifchen, mie bes beutfchen 
Mechts, bilden. Das praktifche Recht freier gefitteter Völker — das 
war die Grundidee ber Römer auch in Beziehung auf das Naturrecht 


*) Efcher erinnert an bie großen Gefahren richterlicher Willkür, „bie 
ebenfomwohl ein Werkzeug richterlicher Leidenfchaften , als der Staatögewalt eine 
gefährliche Morbmwaffe gegen die bürgerliche Sicherheit werben fünnen, zumal 
wenn nur individuelle, ſtets wechfelnde Doctrinen fie zuͤgeln ſollten.“ Heffter bils 
ligt freilich das Streben, für jede Art der Verſchuldung die möglichft angemef: 
fene Strafe zu finden, bemerkt indeß: „Wir fürchten, es werde, wie fo oft das 
Streben nad) höchfter Gerechtigkeit, in einzelnen, ja in vieten Fällen zu fchreien- 
den Ungleichheiten führen.’ — „Kann es wohl fehlen”, fagt er, „daß das rich⸗ 
terlihe Ermeffen, dem bier zulegt Altes überlaffen ift, nicht auf Abwege und 
Verirrungen gerathen wird? Wie fehr fände ed nach dem im Entwurfe adoptirs 
ten Syſtem in der Gewalt des Richters, einen Verbrecher gegen ben andern zu 
begünftigen?”” — „Wie oft wird man ſich wundern müffen, den Einen in einer 
anbern Straflategörie zu finden, als wo fich ein Anderer ganz wegen bes 
nämlichen Verbrechens befindet?” u. f. w. 

”*) Letzte Gründe von Recht, Staat und Strafe, pbilofo= 

u und nach den Gefegen der merfwürbigften Völker, rechts— 
v ftorifh _entwidelt. 1813. Seite 116, 553 ff., und Syftem, 
Band I. Seite XXI und Seite 573. Staatsleriton, bie Artikel: „Gas 
rolina” und „Comp ofitionsfpftem”. Siehe auch: Wächter, Lehirbud 
des Strafrehts, Abtheilung I, und Abegg, bie verfhiedenen Straf: 
rehtstheorieen in ibrem Verbältnif zu einander und zu dem 
pofitiven Rechte. Neuftabt a. db. D. 1836. und oben „Strafgefes: 
gebung” und „Strafarten.” 
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und fein Verhalten zur pofitiven Gefeggebung — kann und foll mit 
Freiheit immer mehr geläutert, fortgebildet und höher entwickelt wer⸗ 
den. Und darum foll es bie allgemein freie Prüfung und die Reform 
nad reinen VBernunftideen beftehen. Aber fo gewiß ed Recht freier 
gefitteter Völker und Staaten war, aus ihren recht lichen Idea⸗ 
(en und Beftrebungen ſich entwidelte, fo gewiß leben in ihm bie 
ewigen Ideen der Menfchheit, der Menfhen: und Volks— 
vernunft. Und biefe Menfhen: und Volksvernunft und 
ibe unermüdlich wirffames Beduͤrfniß nah Conſequenz und 
Harmonie — fie gaben audy den römifchen, chriftlichen und deutſchen, 
und fie gaben unferem fie verfhmelzenden gemeinen Recht in ſeiner 
mehr als zweitauſendjaͤhrigen Ausbildung im Weſentlichen innere Ver: 
nünftigkeit und Einheit*). Und meil das Recht der freien Nation ji 
Leben, in dem SKampfe ber Gelehrten und der Praris, 
dem Kampfe der verfchiedenften Anſichten und Parteien fich hielt, * 
waͤhrte und ausbildete, fo find feine Grundſaͤtze allermeiſt weniger ein= 
feitig aufgefaßt und mit unpraktifhen Mifverftändniffen vermifcht und 
‚ als bie Theorieen einzelner Philofophen, Parteien und Schu> 
im. €8 braudt nit einmal des theoretifh klaren Bes 
ans diefer ewigen Rechtsgrundfäge freier Völker und ihres prak— 
tifhen Rechts, um ihnen zu huldigen, fobald praftifche Männer ein prak⸗ 
tifhes Gefesbucd entwerfen wollen. Sie werden mit Nothmwendigkeit 
durch das rechtliche praftifche Beduͤrfniß und den richtigen Tact zu den- 
felben und zur innern Harmonie getrieben. 
Nur in fo fern und im Gegenfag der Einfeitigkeiten einzelner phi⸗ 
Pe ch er Schultheorieen, die ihrer Natur nad) meift nur die Eine 
tfeite der Dinge in ihre Tiefe verfolgen, enthalten auch Säge wie 
dem Strafgefegbudy habe man keine einzelne der neuern Straf: 
m verfolgt, einen guten Sinn, während fie in anderer Deutung 
nfinn oder ben größten Vorwurf ausfprächen. Fordert und fagt 
8 Bates, mithin feine Beftimmungen fein vernünf= 
logifd und harmoniſch — mithin nicht despotifch, 
t millfürlih und fich widerfprechend, fo fprady man ja 
e fämmtlid den Charakter gemeinſchaftlicher hoͤchſter 
ır Be e in ſich tragen, von ihnen ausgehen, beftimmt 
niſchen — alfo wenigftens innerlich foftematifchen 
igt werben *). Ein Geſetzbuch ohne diefes, ohne 
| mitleidswerther, als ein Gebaͤude ohne Einheit und 
fen Bm Zweds, ber Grundgefege und der Theile. 
indfäge der Achten praktiſchen Strafrechtstheorie 
ht nd des babifhen Entwurfs erhält ſich 















2 rg nachgewieſen Ren Soſtem Bb.I. 8.281 ff. und 576 ff. 
ei Die weiteren Beweife in meinem Syſtem Bb.IL ©. XII ff. und 
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Rechts, feiner Wiffenfhaft und Praris mit dem frühes 
ven und mit dem Rechte unferer beutfhen Bruderſtaͤmme, 
und zwar weit mehr, als durch alle Aeußerlichkeiten 
und Einzelnheiten. Sie follen nun durch die Hauptbeflimmungen 
der Sefeggebung ſelbſt und nach ben Worten ihrer Urheber dargethan werden. 

IV. Diefe böhften Grundfäge ſelbſt. 1) Die Gren— 
zen zwifchen Moral und Recht. „Nur diejenigen Handlungen‘ 
— fo fagen die Urheber des badifchen Entwinfs in ihren Motiven zur Be: 
zeichnung des Umfangs des rechtlichen Strafgebiets, wie des organifhen An⸗ 
ſchluſſes des Strafrechts an die übrigen Rechtstheile, S. 66 — „nut dies 
jenigen Handlungen, welche die Rechtsordnung in der bürgerli= 
hen Gefeltfhaft flören oder gefährden, und zu deren Abwen⸗ 
dung oder fiheren Wiederaufhebung Zmangsmittel anderer Art, 
namentlih Zwangsmittel und Maßregeln der gewöhnlichen Polizei: und 
Givilgewalt niht ausreichen, follen und dürfen von dem Ge 
feggeber mit peinlichen und bürgerlichen Strafen bebroht werden.’ 

Nach einer anderen Stelle (S. 49) erflären fie es als die Beſtim⸗ 
mung der Strafgefesgebung: „Die Rehtsverfaffung, die bür- 
gerlihe Drdnung und die Grundlagen der bürgerlihen 
Geſellſchaft mit Nahdrud gegen frevelhafte Angriffe zu 
fhügen.” 

„Es war wichtig”, fagen fie ferner S. 50, „das Strafgebiet nicht fo 
weit auszudehnen, um nicht mit Strafen Handlungen zu bedrohen, 
welche die bürgerlihe Ordnung und Rechtsſicherheit weder 
fiören noch gefährden.” 

Mit ganz befonderer und fehr Löblicher Sorgfalt fchließt der Ent: 
wurf nad $. 91 und 92 und nah ©. 65, 66, 68 ber Motive und 
&. 100 der Anmertungen noch mehr felbft, als das bisherige Recht, 
ſolche Handlungen vom Strafgebiet aus, die nicht „einen unzweifelhaf: 
ten gereiften rechtswidrigen Willen’ ober einen rehtsverlegenbden 
Charakter an ſich tragen; felbft wenn fie eine moralifhe Straftheorie, 
oder eine pofitive politifche Sicherungs: oder Abfchredungstheorie ftrafen 
müßte. Hierher gehören blofe Vorbereitungs- ober auch blofe Unterlaf: 
fungshandlungen, oder auch viele blos culpofe Werlegungen, vollends 
alle eulpofen Handlungen, welche Beinen vechtsverlegenden Erfolg hatten. 
Gleiches gilt in Beziehung auf die „zur Sicherung der bürgerlichen 
Freiheit und ftrenger juriftifch ermeisbarer Gerechtigkeit und materieller 
Wahrheit“ verkürzten WVerjährungstermine (Anmerkungen ©. 111). 
Daffelde Princip bewährt ſich in der ſtrengen Beſchraͤnkung aller Straf: 
barkeit auf die genau gefeglich beftimmten Fälle, mit Ausſchließung jeder 
Ausdehnung, fowohl nah „Rehts:, wie nah Geſetzes a nalo—⸗ 
gieen’ (Siehe $. 1 und Anmerkungen ©. 80 und 90). 

Auch bei den wenigen fcheinbaren Ausnahmen diefes Grundfages 
durch Beftrafung unfittlicher Handlungen hält ihm das Geſetzbuch noch 
fefl. In dem Titel über „‚ftrafbare Verletzungen ber Sittlichkeit“ be= 
merken die Anmerktungen ©. 130: „Unzüdtige Danblungen, durch 
twelche der Menſch nur die inneren Pflichten gegen ſich felbft, bie 


Strafrecht, Strafrechtötheorie, Strafpoliti. 239 


Gebote der Moral, überfchreitet, ohne bie Rechte eines An- 
dern baburch zu verlegen, oder öffentlihes Aergerniß zu erre 
gen, find in gegenwärtigem Geſetzbuche mit Feiner Strafe bedroht. Sie 
gehören als UWeberfchhreitungen der Moral nit zum Kreife 
ber bürgerlich oder peinlich firafbaren Handlungen.” Seite 
131 erklären fie „das Aergerniß, welches durch das Kundwerden fol: 
her fobomitifchen Unzuchtsfälle, welche das Gefeg allein meint, im Pu⸗ 
blicum erregt, in Verbindung mit deren Verderben für Körper und 
Geift, insbefondere auch der mißbrauchten Perfonen, als die Recht— 
fertigung ber Beſtrafung“ jedoch nochmals ‚‚unter der DVorausfegung, 
daß durch die Begehung der That oder ihre Folgen ein Aergerniß 
entftand.” Aehnlich wird nah ©. 185 und $. 530 „das Öffentliche 
Aergerniß, welches dadurch entfteht, daß bie Religion oder Gegen: 
fände religiöfer Verehrung einer bürgerlich) aufgenommenen Religiong- 
gemeinfchaft öffentlich lächerlich oder verächtlih gemacht werben, als 
en erfhütternder Angriff auf eine wefentlihe Grund— 
lage unferes gefellfchaftlihen Zuftandes’’ ebenfalls gefiraft, doch auch 
bier wieder nur unter ausdruͤcklicher Vorausfegung „des frevelhaft 
erzeugten Aergerniſſes,“ welches aud) eine Beleidigung der ge: 
kraͤnkten Religionsgenofjen in ſich enthält. 

Die Geſetzgebung alfo hält feft an dem erften großen Haupt— 
geundfaß der rehtlihen Freiheit und aller wahrhaft 
freien Völker, wie der reinen chriftlichen Lehre, daß e8 eine felbft- 
fändige, von den rein religiöfen und fittlihen Pflichten und Ver— 
hältniffen gefonderte weltlihe Rehtsordnung gebe, und daß fich 
dee Sta atszwang ber rechtlichen und freien Regierung auf fie zu 
befhränfen, das rein Sittliche und Religiöfe als ſolches den freien 

len Ueberzeugungen zu überlaffen habe (servandum arbitrio, 
a ende des römifchen Rechts). — (S. aud) Anmerkungen 
Zwar bielt richtiger praftifcher Sinn die Urheber des Entwurfs 
auch von der entgegengefesten Schuleinfeitigkeit frei. Sie ver: 
kannten nicht die urfprünglihe und innerliche fittlihe Na=- 
tür auch des durch die aͤuußere Rechtsanerfennung zum du: 
fern Recht erhobenen rehtlihen Friedens, und eben fo 
wenig bie Nothmwendigfeit der Mitwirkung fittlidher 
Motive zu deffen Erfüllung und die unentbehrliche rechtliche Aner: 
fennung und Schügung einiger wefentlihen Grundlagen, fo wie end: 
lich die höhere Idee oder Beftimmung ber Rechtsordnung. Frei von 
Hege liſcher Vermiſchung von Sittlichkeit und. Recht, glaubten fie doc) 
auch nicht mit den Kant’fhen Philofophen an eine Möglichkeit einer 
Rechtsordnung unter Zeufeln und für Zeufel. Sie dachten fich unfere 
freie Rechtsform als mit Freiheit befeelt, duch die hoͤchſte 
fittliche Fdee und Beſtimmung, und als gegründet für deren allfeitige 
freie Verwirklihung. Sie fprechen diefes überall aus. Sie fagen es 
auf derfelben Seite 65 der Motive, und Seite 86 und 87 ber An: 
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merkungen. Sie erkennen eine fittlihe bürgerlihe Ordnung 
an, die ohne Erhaltung mwefentlicher - fittlicher Grundlagen nicht erhalten 
werden koͤnne. 

Kür den Schug ber wefentlihften Grundlagen einer auf 
ber wechfelfeitigen freien Achtung ber fittlihen Perfön- 
lihkeiten und ihrer Beftimmung gegründeten würdigen und 
feften Freiheitsordnung — zu welhen Grundlagen vor Allem bie 
Selbſtachtung der eigenen fittlichen perfönlihen Würde und Beſtim⸗ 
mung, ferner wuͤrdige Familien» und Gefchlechtsverhältniffe des Volks, 
die Achtung feiner Religion und die Achtung von Zreue und Glauben 
gehören — find berechnet die wenigen Strafbeflimmungen ſcheinbar nur 
unfittlicher Handlungen. Es find diefes die vom Selbftmörder erlaubte 
Mitwirkung zu feiner That, ferner Sodomie und Päderaftie, Bigamie 
und Blutſchande, Herabwürdigung der Religion, Ehebruh und Meineid. 
Zwar ließen ſich wohl fchon die erften Vergehen als Verlegungen ber 
Grundbedingungen eines wuͤrdigen Rechtsvertrags betrachten, und jeden» 
falls find die fünf zuletzt genannten Verbrechen felbft regelmäßig rechts⸗ 
widrige Verlegungen des Familienftandes, rechtswidrige Injurien, Faͤl⸗ 
fhungen. Allein fie find zum Schug jener wefentliden Grund» 
Lagen gegen frühere feichte Theorieen mit ernfteren Ahndungen belegt 
(Anmerkungen S. 148). Ueberhaupt erfennt die Gefeggebung überall 
die innere fittliche Natur der Nechtsverhältniffe und ihrer Verlegungen 
an, obwohl fie dabei immer von den rechtlichen Grundbedingungen ju = 
riſt iſch erwiefener Rechtswidrigkeit und juriftifcher Erkennbarkeit aus— 
geht. Hierher gehören z. B. die befonders ftrengen Strafbeftimmungen 
über Verlegungen der Kinder gegen Eltern. — Hierher gehört es ganz 
allgemein, daß die Gefeggebung die rechtlich erkennbar dargethanen mo⸗— 
rauſch ſchaͤndlichen und nieberträchtigen. Gefinnungen bei wirklichen 
Verbrechen als erhöht firafbar erklärt und mit Entziehung aller höhe: 
ren Bürgerehre und ihrer Nechte belegt, und dagegen bie rechtlich er⸗ 
Eennbaren, weniger unmoralifchen oder mürdigeren Gefinnungen und Mo: 
tive als Strafminderungen berüdfihtigt, und von jenen Ehren= und 
NRechtsentziehungen freifpricht. - 

Doch an diefer Außerften Grenze hält die Gefeggebung inne, Sie 
erkennt an die innere firtlihe Natur und Grundlage des Aufern 
Rechtsverhaͤltniſſes. Aber ihr Staatszwang ſchuͤtzt das Sitrliche 
nurinnerhalb der rehtlihen Sphäre, innerhalb ber recht— 
lihen Formen und nad den rechtlichen Grundbedingun— 
gen und Anerfennungen des Sriedensvertragd: Selbſt 
wo fie die unentbehrlihften fittlihen Grundlagen des rechtlichen 
Friedensvereing gegen Störungen fhügt, da find biefes Grundlagen, 
die ald Grundbedingungen in jenen aufgenommen erfdeis 
nen, und die Störungen müffen nad den obigen Erklärungen über 
das Aergerniß als Störungen ber rechtlichen Drönung und 
in juriftifher Geſtalt erfcheinen. Nur fo weit erklärt unfere Ge: 
feggebung „ftrafen zu dürfen”. Weitere Beſchraͤnkung der rechtli⸗ 
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chen Freiheit der Bürger duch den Strafzwang erklärt fie für recht s— 
widrig, und das Rechtswidrige könnte natürlich auch fein pofitives 
Gefeg und kein willkuͤrlicher Mehrheitsbefchluß einer ſtaͤndiſchen oder 
Bolksverfammlung rechtlich machen. 

Sie hält ſich alfo frei von allen früheren, theild vorübergehenden 
theoßratifchen ober hierarchifchen Einflüffen, theils einfeitigen Schultheo: 
tieen angebörigen Vermifhungen der Moral und bes Rechts. Mit dies 
fen Bermifhungen hat freilich neuerlich leider aufs Neue die Hegel’fche 
Philofophie und eine in anderer Hinficht zum Theil fehr achtungswerthe 
religiös:moralifche Reaction felbit beſſere Köpfe angeftedt und verwirrt. 
Es gelang ihnen diefes oft vermittelit eines gerechten Unwillens gegen 
einen unfittlichen und inhaltleeren Rechtsformalismus. Aber fie führen 
bob nur zu einer entgegengefeßten,, noch weit verderblicheren Einfeitig- 
keit, felbit auch abgefeben von der unglüdfeligen Bodenloſigkeit und 
Schiefheit einer naturphilofophifchen Hegel’fchen Moral und Reli: 
sion. Denn wenn nad) dem Hegel’fchen eben fo geiftreichen als wider⸗ 
foruhjsvollen und vor Feiner gefunden juriftifchen Prüfung beftehenden 
Naturrecht die Schwache, irrende menfchliche Regierung, als die Fleiſch 
gewordene Vernunft der Gefellfhaft, auch mit Zwang und Strafe felbft 
in die Religions: und Gewiffensverbältniffe bee Bürger eingreifen darf, 
wenn Mamens des fittlihen Staats die uralten Grenzen der weltlichen 
ober rechtlichen und der fittlihen oder göttlichen Drönung, wenn alle 
fiheren juriſtiſchen Erkenntnifgründe und die feften Grenzen zwifchen 
rechtlicher Männerfreiheit und despotifcher Gewalt niedergeriffen, wenn 
die Rechte und Lebensverhältniffe der Gefelfchaftsglieder jedem mechfeln- 
den, moralifchephilofophifchen oder Regierungs= und Polizeibelieben Preis 
gegeben würden, von ihnen jede rechtlich erlaubte Handlung verboten 
und geftraft werden dürfte, — dann gute Nacht, bürgerliche und Ber: 
faffungsfreiheit! Sie und jede wahre Jurisprudenz, tie ber tüchtige, 
gefunde, dee wahrhaft fittliche Staat felbft wären zerſtoͤt. Wil— 
—* von Humboldt wies mit Meiſterhand die ſtreng mathematiſchen 

tundverhältniffe, Grundlinien und Grenzen als bie unentbehrlichſte 
Grundlage der Kunft nah, und führte aus, wie fhon allein durch ihre 
Beobachtung felbft die dgnptifchen Kunftiverke, trog des Mangels einer 
giehiichen Beſeelung und Belebung berfelben, doch immer noch fehr 
Werthvoll und mohlgefällig,, alle mericanifhen dagegen durch ihre Ver: 
nachläffigung haͤßlich und merthlos fein. Ganz fo iſt's mit einem 
Stoatsleben ohne feite Heitighaltung ber rechtlichen Grundverhältniffe, 
ien und Grenzen. Dank darum den Urhebern unferer Gefeg- 
gebung, die ung freihalten wollten von jener Nacht der Begriffsverwir⸗ 
zung und bee Tyrannei, welche die Achtung nicht aufgaben gegen jene 
großen heiligen Kreiheits: und Rechtsgrundfäge, welche Rom groß und 
fein Recht zum erften mwiffenfchaftlichen Meiſterwerk der Melt machten, 
welhe den Briten ihre großartige Freiheit gaben und bewahrten, und 
ihnen ben Ruhm und die Macht des erften Meiches. ber gefitteten Welt 
Ihufen, weiche von jeher die Seele waren aller deutſchen Freiheit und 
Staatö-eriton. XV. 16 
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die Quelle alles Befferen, mas unfere neueren Staaten aus ihrem Schiff- 
bruch vetteten, meldye endlich das Siegel der höchften Weihe erhielten 
durd; unfere heilige Religion und ihre volllommene Sonderung und 
Seibftftändigkeit der ganz freien, religiössfittlichen und der den Staats⸗ 
zwang zulaffenden weltlichen oder „bürgerlichen Orbnung. 

Auch die deutfchen Richter werden ihr jest faft grenzenlofes richter⸗ 
liches Ermeffen nicht mißbrauchen, um fi) aus gerechten bürgerlichen 
Richtern über ihre bie Freiheit liebenden Mitbürger in deren despotiſche 
Sitten: und Zuchtmeifter umzuwandeln. Sie werden fich losfagen von 
benen, welche flatt des juriftifchen Rechts die Moral als Staatsgeſetz 
binftellen, wie von denen, die gar Feine innere moralifhe Natur und 
Grundlage des Rechts anerkennen , oder auch von denen, welche, . ohne 
jene obige Auffaffung bes Sittlihen innerhalb der juriftifchen 
Formen und Grundbedbingungen bes Friedensvereing, 
peinciplos beide Syſteme vermifchen, 

V. Fortfegung. 2) Rehtsgrund und Zweck ber Strafen. — 
Die Strafe fol eine „gerehte Aufhebung ber verbrecheriſchen 
Störung der Rechtsordnung fein, und um diefe Störung 
aufzuheben, fo weites dazu nöthig ift, rechtlich genug— 
thun, abfhreden und beffern.” Diefes bezeichnet nach dem badi= 
ſchen Entwurf und feinen Motiven kurz ben Grundgedanken ihres Straf: 
tedjts, den Rechtsgrund und Rechtszweck beffelben. Die Strafe 
foll nad) den Motiven ©. 52 und 53 und den Anmerkungen ©. 4 
„eine gerechte, eine dem Grade ber, Verſchuldung entfprechende Re⸗ 
preffion der durch den Verbrecher begründeten Störung 
der friedlihen Rechtsordnung“ fein. Sie foll, als ſolche, 
durch ihre Zufügung wie durd) ihre Vorausverfündigung, eine „Aufrechts 
haltung der Wirkfamkeit der Gefege” (Motive S. 51), alfo auch eine 
Sicherung gegen zukünftige Störungen, überhaupt eine Heiligung 
(sanctio) ber Rechtsordnung fein. Die dem Strafrecht angehoͤ⸗ 
tige Störung der rechtlichen Ordnung ift aber natürlich immer nur die 
intellectuelle, geiftige Schädigung ber Rechtsordnung; denn alle 
Aufhebung der materiellen Störung gehört ja, fo weit fie möglich 
ift, dem Civilrecht und anderen Rechtstheilen, nicht dem Strafrecht an. 

Daß die gerechte Aufhebung biefer intellectuellen Störung ber 
Rechtsordnung nichts Anderes ift, als die Verwirklichung jener drei 
Strafzwede: der rechtlichen Genugthuung, Abfhredung und 
Beſſerung — fo weit diefelben nur bie verbrecherifche Störung anf 
heben wollen, — bdiefes, was aus dem badifchen Entwurf fogleich fol 
dargethan werden, rechtfertigt die Betrachtung einer friedlichen Rechts: 
ordnung, der Wirkung der Verbrechen auf fie und ber Wirkung jener 
Genugthuung, Abſchreckung und Beſſerung auf diefe Folgen des Ver— 
brechens und: ſomit auf die Rechtsordnung felbft. 

Die wahre Rechtsordnung ift feine mechanifche materielle, fie ift 
eine Willensordönung. Aller rechtliche Friede unter freien Men: 
[hen und Voͤlkern gründet fih auf gegenfeitig zugeflandene 
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Achtung ihrer fittlihen Würde und Beflimmung und ber 
damit verbundenen rehtlihen Freiheit. Die möglichft allge 
meine Anerkennung und Achtung des gemeinfchaftlichen Friedensgeſetzes 
oder äußeren Nechtsverhältniffes und der dadurch gefhügten Perfönlich- 
keiten und Rechte, die ſtets lebendig erhaltene Scheu, fie zu verlegen, 
find wefentlih, um ein wahres Friedendverhältniß unter freien 
Menfchen zu erhalten und werthvoll zu machen, um bie Heiligkeit der 
friedlihen Ordnung und das Vertrauen Aller auf biefelbe, und nur 
allein deshalb ihre Entfagung auf eigene Gewalt zur Schügung 
mie zur Ausdehnung ihrer Güter zu begründen und zu ſichern. 

Alles alfo, was diefe möglichfte Achtung der Rechte und bie fried⸗ 
liche Willensftimmung der Bürger, was ihre Scheu vor Verbrechen und 
fomit die rechtliche Sicherheit, was irgend alle dieſe VBürgfchaften des 
Friedens auf eine rechtsverlegende Weiſe flört, ift offenbar 
tehtswidrige Schädigung ber frieblihen Rechtsordnung. 

Das unbezweifelbare Recht aller Nechtsgenoffen aber ift es, von 
allen verbrecherifchen Störern ber friedlihen Rechtsordnung möglichfte 
Wiederaufhbebung aller Störung zu fordern, melde ihre 
Verbrechen verfhuldete. Hierzu nun die rechtliche Strafe mit jener 
dreifachen Richtung oder mit jenen drei Zwecken. 

Der erfte ift die Genugthuung ober die Herftellung ber Ach⸗ 
tung und die Sühnung der öffentlich verdchtlich behandelten und be- 
leidigten Verletzten und des beleidigten Gefeges. Derfelbe göttliche Er—⸗ 
baltungstrieb, der nad) der Anordnung des Schöpfers fchon in der Thier⸗ 
welt die Verletzten zur rächenden Genugthuung treibt und durch diefen 
Zrieb fie und die Ihrigen ſchuͤtzt, führt auch die Menfchen zu ihr. 
Was aber zuerft auf roherer Gulturftufe nur als blinder Erhal- 
tungstrieb in niederer Mache die Verletzungen tilgt und abmehrt, dieſes 
wird, wie fhon der Blid auf griechifche und germanifche Blutrache und 
Sompofition bemeif’t *), bald bemußte, über ihren Zweck nicht 
mehr blinde, genugthuende und verföhnende Herftellung rechtlicher 
Ehre, Achtung und friedlicher ‚Willensftimmung der Verlegten und ihrer 
friedlichen Gemeinfchaft. Die zuerjt thierifhe und blinde Vergeltung 
verwandelt ſich fchon bei einiger höheren Gultur in vernünftige Strafe 
mit vernünftigem Strafzwed. Sie wirkt ganz in dem Sinne, 
wie die Strafe nach der uralten roͤmiſchen Strafformel bei Livius, 
die fih an den Verbrecher mit den Morten wendet: „Du — Iehre 
duch das Erempel deiner Strafe Alle das als heilig zu achten, maß 
du ensheiligt haft” (ea sancta credere, quae a te violata sunt). ie 
bekräftigt es, wie Platon -fagte, Allen eindringlih, daß die Verletz⸗ 
ten nicht, tie der Verbrecher fie behandelte, Preis gegebene rechtlofe 
Sklaven, daß ihre mißachtetes Recht, daß das verachtete Friedensgeſetz 
nicht verächtlich, nicht Teere Worte feien; fie tilgt fo das Verbrechen 
buch genugthuende und verföhnende Herftellung ber verlegten 
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Achtung und der geftörten friedlichen Willensſtimmung. Die Regie—⸗ 
rung darf nimmermehr rechtlih und fie kann nie wirkſam den Men— 
fhen die Selbſtausuͤbung diefer natürlichften nothivendigften Rechte neh⸗ 
men, und fie vermag den durch die Verbrechen ſtets neu geftörten 
rechtlichen Ftieden nicht herzuftellen und zu fihern, wenn fie nicht an 
deren Stelle eine geordnete gefeglihe Genugthuungsftrafe fegt, um 
durch fie die Mißachtung des mit Füßen getretenen Rechts auszutilgen, 
feine volle ‚Heiligkeit und feinen Glauben und dadurch bie friedliche 
MWillensftimmung der Beleidigten und ihrer Genofjen mwieberherzuftellen. 
Mie fol Achtung dem bleiben, der ungerochen von Allen öffentlich 
unter die Füße getreten wird und getreten werden darf? Wie in ihm 
feibft die unentbehrlichfte friedliche Willensftimmung, menn nur ihm 
der Friede nichts nügen, ihn nur die fehmerzlichften Opfer und Entfa= 
gungen Eoften foll? Diefe Richtung der Strafe, die früher bei den Voͤl⸗ 
fern faft allein vorherrſchte, kann und darf nach der menfhlihen Nas 
tur nie ganz megfallen. Auch fchließt die genugthuende Herftellung der 
Heiligkeit des Rechts des verlegten Staats die für die mißachteten und 
mißhandelten rechtlichen Perfönlichkeiten nicht aus. Zum Theil übers 
wiegt fogar der Gefichtspunct ihrer Genugthuung fo fehr, daß ber 
Staat, wie bei den Injurien und bei WVerlegungen, melde unfer Ges 
ſetzbuch in feinem richtigen organifchen Anfchluffe des Straftehts an's 
Givilreht ſchon durch die civilrechtlihen Nachtheile genügend geftraft 
hält, ganz ihrem Belieben deren Verfolgung überläßt, ja die Strafe 
als Privatgenugthuung ihnen felbft zufpricht, oder boch, mie bei mans 
chen Körperverlegungen und Diebftählen , bei Sagdfreveln, bei Edebruch 
u. f. w., die Verfolgung von ihrer Anzeige abhängig macht. So wie 
hierbei aber immer die öffentliche Genugthuung für das Gefeg mittelbar 
mit bezweckt wird, fo fchließt umgekehrt auch die überwiegend öffentliche 
Genugthuung bie bes Verlegten in ſich und bewirkt fie mittelbar. Wenn 
auch gerade des Verletzten Beleidigung von der Gefellfhaft mit Entruͤ⸗ 
fung und Abſcheu gerochen wird, fo bedarf e8 einer meiteren beſonde⸗ 
ten fühnenden und herftellenden Achtung der Heiligkeit feiner Mechte 
nicht. Aber würden etwa die duch Mord, Raub und Brand Verletz⸗ 
ten, würden bie Söhne des Ermordeten, Beraubten friedlich und freund 
lich ohne Waffen und ohne Genugthuung mit den umngeftraften Mör- 
dern, Raͤubern und Morbbrennern zufammen wohnen? Würden nicht 
Blut: und Privatrahe und Privatfehden und Sühnungen von ſelbſt 
wieder eintreten, wenn auch nur ein Jahr lang der Staat ihren 
Stellvertreter, die genugthuende Strafe, aufgeben mollte? 
Würde z.B. Friede bleiben, wenn er etwa den Bürgerlichen gegen bie 
Srevel der Adelichen nicht Genugthuung geben wollte? Werfege man ſich 
lebendig in biefe Verhältniffe hinein — und denke — ba ja bier von 
der erſt zu begruͤndenden Strafe die Rebe ift — ob, wenn für 
diefen Zweck jener rechtlich genugthuenden Achtungsherftellung und Sühne 
keine Strafe da wäre, man fie nicht fchaffen müßte? Und fonnte wohl 
unfer Geſetzbuch, welches bei jenen genannten Vergehen die Beftrafung 
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von der Forderung bes Beleidigten abhängig macht, ja ben Eltern, Kin- 
bern, Gatten felbft noch nady dem Tode der Shrigen bei. Injurien Kla— 
gen zur rächenden genugthuenden Strafe zugefteht ($5- 286, 288), ih: 
nen bei verächtlichen Behandlungen und Verletzungen der Ihrigen gerade 
dann, wenn fie biß zu den fchmwerften Mifhandlungen und Verbrechen 
fortgefchritten wären, alles Recht auf Genugthuung abfprehen? Biel: 
mehr verbindet es diefelbe nur hier mit ber öffentlihen Genugthuung 
zur: Derftellung der Heiligkeit bes durch den Frevel herabgemürbdigten 
Anfehens des Staats und des Staatsgefeges. Worzüglic der Zweck der 
Schuͤtzung der Achtung der verlegten Perfönlichkeiten, Rechte und Ge: 
ſetze durch rechtliche Genugthuung begründet ben infamirenden und 
ehbrennadtheiligen Charakter der Strafe, um durch Verbin: 
dung des Gegenfapes der Schande mit dem Verbrechen es recht 
eindringlich fühlbar zu machen, daß die Nechtsgenoffenfhaft das durch 
dieſes Verbrechen mit Füßen getretene Recht nicht ebenfalls verachte, 
fondern achte und in ungeſchwaͤchter Achtung herftellen und erhalten 
wolle. Das Gefühl der Mothwendigkeit einer rechtlihen Genug: 
tbuung und Sühne liegt audy vorzüglich noch den neueren dunkeln 
Ideen rechtlich mwiedervergeltender Strafe zu Grunde, wobei aber nur je: 
ner frühere blinde Trieb der thierifchen Rache ohne die fpätere be— 
wußte vernünftige rehtlihe Zweckbeſtimmung ber Strafe 
aufgefaßt wird. 

Die Motive bes badifchen Entwurfes ©.49, 51 und die Anmer: 
ungen ©. 94 bezeichnen noch befonders die Richtung der Strafe nad 
biefer Seite hin, zugleich mit den beiden anderen Strafzwecken durch die 
Erklärung: die Gefeggebung habe „nah der Gerechtigkeit und 
Strafttugheit folhe Strafen gewählt, melde zue Aufrehthaltung 
ber Wirkſamkeit der Gefege nothwendig feien, welche vom 
Bergeben abfhreden könnten und zugleich einen der wichtigften Zwede 
ber Strafe, den Zweck der Befferung des Beſtraften, zu erreichen 
im Stande feien.’ Die S. 49 ber Motive erklärt es als das Be- 
fireben des Entwurfs, in der Wahl und Anordnung ber Strafmittel 
mit folder Vorficht zu Werke zu gehen, daß duch die Mirkfamkeit ber 
gewählten Strafen die Zwecke ber Strafgefeggebung am Sicherften rea⸗ 
liſitt werden können (f. auh ©. 51). Ferner wird es als das Beſtre— 
ben des Entwurfs erklärt, „die bürgerlihe Ordnung und die Grundlage 
der bürgerlichen Gefellfhaft mit Nahdrud gegen frevelhafte Angriffe zu 
fügen.” Im ausdrüdtichen Gegenſatz der Verſtaͤrkung der Motive 
zum Rechtthun durch die Strafandrohung und gegenüber dem Zweck der 
Abfhredung bezeichnen fie alsdann als eine Hauptwirkung der ſtra— 
fenden Gerechtigkeit: 1. „Durch gerechte Strafen und deren Anwen: 
dung das Anfehen der Gefege aufrecht zu halten.” Die Zucht: 
bausftrafe mit ihren infamirenden Folgen rechtfertigen die Motive 
S. 53 und die Anmerkungen ©. 91 dadurch, daß es für ſolche 
ſchwere Verbrechen einer Anftalt bedurfte, in welcher die größere Strenge 
der Einrichtung und die Summe der barin liegenden Uebel für die 
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Sträflinge, noch mehr aber der Umftand, daß mit biefer 
Strafe in der Regel Folgen für die bürgerlihe Ehre des 
Beſtraften verbunden find, theild noch mehr die Strafe geeig: 
net barftellen, von. Begehung der damit bedrohten Verbrechen abzus 
fhreden, theils eine der Größe der VBerfhuldung corres 
fpondirende härtere Repreffion und ftärfere Mißbilli— 
gung des Verbrehens durch die bürgerlihe Geſellſchaft 
auszudrüden.” Mir diefem Gefichtspuncte ftimmt es auch zufams 
men, daß der Entwurf ©. 55, 58, 60 (f. auch Anmerkungen 
S. 91) fo viel Gewicht darauf legt, daß der Richter nur als „Repraͤ⸗ 
fentant der bürgerlichen Geſellſchaft“ und in „Webereinftimmung mit der 
wahren Öffentlichen Meinung‘ die Infamie des Verbrechens zur genug« 
thuenden Herftelung der fhändlich verlegten Achtung und Heiligkeit des 
Rechts und der Gefellfchaft ausfprechen folle. Auf den Genugthuungs⸗ 
zweck wenigſtens mit beziehen fich ſolche Stellen, welche, wie die Ans 
merfungen ©. 4 erklären: „daß die Strafen nach ihrer Wirkfam- 
keit zur Aufrechthaltung der Gefege ausgewählt feien, oder daß die Todes⸗ 
ftcafe beibehalten werde (und zwar in fechszehn befonderen Strafartikeln 
(Anmerkungen S. 91),“ weil „das allgemeine Rechtsgefuͤhl in ihr zur 
jegigen Zeit die einzig gerechte Repreffion für ſolche Verbrechen - 
findet, die die ſchwerſten Angriffe auf die bürgerliche Geſellſchaft und 
auf die wichtigften Rechte der Einzelnen enthalten.” „Gerechte Vers 
geltung, Repreffion‘ (oder auch Abſchreckung und Befferung) er: 
Elärt die Mede des badifchen Präfidenten des Zuftigminifteriums bei Vors 
lage des Strafgefesbudhe (Anmerkungen ©.86, 87) wiederholt „als 
Endzwed der Etrafen.‘ 

Ein wichtiger Theil genugthuender Herftellung der verbrecherifch 
verlegten Achtung bes Rechts ift insbefondere auch die durch den Ver— 
luſt der Ehren: und Dienftrechte bewirkte Ausftoßung des Werbrechers 
aus den höheren ftaatsbürgerlichen Rechtskreiſen. 

Der zweite Hauptzmwed der Strafe geht dahin, die fchäbli- 
hen Wirkungen welche das Verbrechen für die friedliche Rechtsordnung 
bei den übrigen Bürgern bewirkte, durch ihre Abſchreckung oder 
durch Wicderherftellung ihrer friedlichen Willensftimmung für das Ge 
feß, wie gegen den Verbrecher zu bewirken. 

Beſonders auch durch Folgendes wirken die Verbrecher flörend für 
die Erhaltung des rechtlichen” Friedens. Das friedliche Mechtsgefeg hat 
als aͤußerlich gemachtes gemeinfhaftliches Gefeg nur durd 
die gemeinfhaftlibe Anerkennung und Haltung der Ges 
fellfhaftsglieder Heiligkeit. Es ift nur durch fie all? der Opfer 
werth, die man ihm bringen muf. Seine Verlegung durch die Ber: 
brecher wirft nun als verderbliches böfes Beiſpiel oder Aer— 
gerniß im Sinne der Carolina verderblid, indem es jene Heiligkeit 
ſchwaͤcht. inestheils reizt es die ebenfalls finnlichen Neigungen anderer 
Menfhen an, auch; ihrerfeits ihren verbrecherifhen Antrieben und Ge: 
lüften nachzugeben. Andererfeits erzeugt es gegen den auf diefe Weiſe 
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ben allgemeinen Frieden boppelt ftörenden Verbrecher eine feindfelige 
Stimmung der befferen Bürger, bie bis zur Austilgung feines verderb- 
lichen Beiſpiels und ber dadurch geftörten rechtlichen Sicherheit den 
Frieden mit ihm unmoͤglich macht. 

Die natürlichen eigennügigen Neigungen und Triebe der Menſchen 
treiben fie flets zu Eingriffen in’s fremde Recht. Aber die gemein: 
fhhaftlihe Anerkennung und Verbürgung des rechtlichen Friedens bindet 
diefe böfen Neigungen und Zriebe. Jedes glüdlih ungeftrafte 
Berbrehen entbindet bie legteren, reizt fie auf, ärgert, d.h. 
macht ärger, oder verſchlechtert. Deshalb nun wollte der badifche 
Entwurf ebenfalls nad; dem Vorgang unfere® gemeinen Rechts, daß die 
Strafe diefe Störung des verderblichen Beiſpiels und Aergerniffes und 
die mit Recht empörte Stimmung bes beffern Bürgers gegen den Fries 
denftörer wieder aufhebe. Sie fol, fo weit es dazu nöthig ift, durch 
bie mit dem Verbrechen verbundene fehmerzliche Verlegung der finnlichen 
Triebe und. öffentlichen. Schande allgemein Abfheu erwedend 
und abfhredend wirken. (Quia res mali exempli est, fo fagt 
das roͤmiſche Recht, zur Aufhebung bes scandalum et exeinplum, fo 
das kanoniſche Recht, „wegen des Aergerniſſes“ die Carolina.) Auch fchon 
bie’ frühere deutfche gefegliche Strafformel: daß der Verbrecher ‚von 
Rechtswegen ihm zur mohlverbdienten Strafe, und Anderen zum ab» 
fhredenden Exempel“ geftraft werden folle, bezeidnet biefe Idee. Die 
verlegte, geftörte Heiligkeit des Gefeges, das geftörte Gefühl feiedlicher 
rechtlicher Sicherheit in dem Bürger follen wiebderhergeftellt werden. 

Für den Abfchredungszwed vorzüglih muß die Strafe empfinbd: 
lihe Leiden enthalten. 

Die Motive des badifchen Gefeges erwähnen des Zwecks der Ab: 
fhredung ebenfalls oft, und zwar, um, tie jene deutſche Strafformel 
im Gegenfag gegen die ungerechte Feu er bach'ſche Abſchreckung, an 
eine blos durch das eigene böfe Beifpiel verfchuldete Strafe zu 
erinnern, ſtets in Verbindung mit ber Gerechtigkeit, 3. B. Motive ©. 
51—53, Anmerkungen S. 87. Zum Theil mit auf die Abfchredung 
besichen ſich auch mehrere, bei dam Befferungs: und Genugthuunge: 
zwech citirte Stellen. Auch erklärt der Entwurf wiederholt das „oͤf— 
fentliche Aergerniß‘ als einen Grund zu einer baffelbe austilgenden 
Strafe (Anmerkungen ©. 130, 131, 185 und $. 530). 

Der dritte Hauptzweck ift wo möglih bie innere oder mo: 
talifhe und mindeftens die dußere ober politifche Beffe: 
tung. Vorzüglich auch dadurch ſtoͤren die Verbrecher den rechtlichen 
Brieden, daß fie in ihrer Perfon deffen Grundbedingung und 
Bürgfhaft, dem friedlichen ehrlichen Willen und zunächft den 
Glauben daran, die nothwendige Präfumtion eines wahren ver: 
ktaumsvollen Friedensftandes zerfisren. Ihre rechtswidrige Aufhebung 
dieſer umentbehrlichften Grundbedingung und Buͤrgſchaft eines freien, 
feiedtichen,, rechtlichen Zuftandes ift eine wahre bereits rechtsverletzende 

ung des Friedens. Hiernach, nah dieſer gegenwärtigen 
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rechtsverlegenden Störung des Friedens, nicht zundchft, mie bei 
der Präventionstheorie, nach ben zufälligen größeren ober geringeren 
MWahrfcheinlichkeiten syfünftiger Rechtsverlegungen ober ber 
Wiederholung des früheren Vergehens, beſtimmt fich die Strafe. Wie 
follen doch wohl die Verlegten und bie anderen Bürger mit uͤberwieſenen 
Raͤubern, Mörbern, Mordbrennern friedli und waffenlos zufammens 
wohnen, mit ihnen, die Allen ben Krieg erklärten? Diefelben fagten es 
ja wirklich thatfächlich, daß das Gefeg, daß das Vermögen und Leben 
ihrer Mitbürger ihnen nicht heilig feien, daß biefelben alfo natürlich 
auch von ihnen ſtets neu würden verlegt werben, fo oft die in ihnen 
vorherefchenden finnlichen Neigungen fie dazu anreizten. Auch in biefer 
Beziehung muß die Öffentliche Strafe an der Stelle der Privathülfe die 
Störung bes Friedens aufheben und benfelben fichern, indem fie den 
Verbrecher zu beffern fucht, mie es alle Rechtsquellen des gemeinen 
Mechts fo oft fordern. ie entfernt ihn vorzüglich zu diefem Zweck, 
wenn glei auch mit zum Vortheil bes Zwecks der Genugthuung und 
Abſchreckung, auf längere Zeit aus der Gefellfhaft. Sie fucht fo lange 
durch Wiedererweckung des fittlichen und religiöfen Bewußtfeins, duch 
Schwächung, ber vorherefhenden finnlichen verbrecherifhen Triebe, durch 
Gemwöhnung zu Ordnung und Fleiß und endlich durch die ſchmerzlich her⸗ 
beigeführte Ueberzeugung, daß bie. Verbrechen mehr Leiden als finnliche 
Befriedigung begründen, fo weit möglih moralifh und minder 
ſtens politifch beffernd auf ihn zu wirken, bis fie bie zum Frieden 
nothbwendige Rehtsannahme feines rehtlihen friedlis. 
hen Willens wieder möglih hält. Diefes Alles aber bewirkt 
fie, fo weit von Leiden bie Rede ift, blos nad ber juriftifh ers 
tennbaren Natur und Größe des Verbrechens und nad eis 
ner allgemein gefeßgeberifchen Erwägung, mie viel bei ihm im Durch⸗ 
ſchnitt zur Herftellung jener rechtlichen Vorausnahme ober einer wer 
nigftens juriftifh präfumtiven Befferung nöthig ift, nicht nad) 
befonderen, juriflifch unerfennbaren individuellen Subjectivitäten. „on 

„Schon die für den Genugthuungszweck angeführten Stellen ers 
klaͤren auch die Befferung für einen Hauptzwed ber Strafe. Es 
wird nah ben Motiven ©. 56 „Hauptforge der Regierung fein, bei 
allen Strafanftalten diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche am Meis 
ften geeignet find, die Befferung der Sträflinge anzuregen.‘ 
Hier S. 52 und in ben Anmerkungen S. 91 heißt e8 ferner: „Da au) 
dem auf Lebenszeit Werurtheilten die Hoffnung nicht geraubt werben 
burfte, durch mufterhaftes Betragen in der Anftalt auf dem Wege ber 
Gnade die Abkürzung ber Strafzeit zu erlangen, fo konnte mit dem le 
“ benslänglichen Zuchthaufe weder ber ohnehin eine tabelnswerthe, nicht 
einmal confequent bucchzuführende Fiction einhaltende bürgerliche Tod, 
noch die öffentliche Ausftelung, Brandmarkung u. f. m. verbunden werben, 
welche den Reſt des Ehrgefühls bes Beſtraften vernids 
ten und alfo nadhtheilig auf feine Befferung wirken. 

Aehnliche Erklärungen „über den Befferungszwed” kehren 
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oft mieder (S. 59, 63 der Motive und in den Anmerfungen 
©. 93, 9%, 185). Eben fo erklärt S. 67 der Motive und S. 100 
dee Anmerkungen und $. 95 und 96 des Entwurfs ben rechtswidrigen 
Willen befien, der eine Verfuhshandlung nicht aus Unverftand oder 
Wahn mit untauglihen Mitteln unternimmt, fondern aus blofem Srr= 
thum oder Berwechfelung untauglihe Mittel wählte, nicht wie den Er- 
fieren für ſtraflos, „weil bei ihm die Aufhebung feines rechts— 
widrigen Willens wegen feiner Gefährlichkeit für den rechtlichen Fries 
den als nothwendig erfchien, nicht bei dem Erſteren.“ Auch gehört 
hierher die Grundanfiht des Entwurfs, „daß die moralifche Wer» 
derbtheit und Schändlichkeit des Verbrecher dem Verbrechen einen 
gefährlicheren Charakter aufdrüdt‘ (Motive S. 54, 58, 60, 63, 
Anmerkungen ©. 92, 95, 94). Nach der in ben Anmertuns 
gen abgebrudten Rebe des Präfidenten des Juſtizminiſteriums (S. 86) 
iſt auch darum eine neue Geſetzgebung noͤthig, „weil das fruͤhere Recht 
Strafen zulaͤßt, die, wie die der Ausſtellung zum Schellenwerken, dem 
Endzweck widerſtreiten, den man durch den Strafvollzug neben der ge: 
rechten Bergeltung oder Repreffion erreichen will, ich meine ben 
Eindzwed ber Befferung.” Die Anmerkungen aber erklären es 
©. 92 „für eine Dauptforge der Regierung: in allen Strafanftalten 
durch moralifhe und religioͤſe Einwirkung, duch Zwang zur Arbeit, 
Drdnung und Reinlichkeit die Sträflinge zur Befferung anzuregen, unb 
Gefinnungen zu erweden, die eine Bürgfchaft geben, daß ber Entlaffene 
nicht neue Verbrechen verübe.” Durch die dem Richter ertheilte Mög> 
Tichkeit, den Verluft der Ehren: und Dienftrechte nach einer beftimmten 
— bei gutem Betragen wieder aufzuheben, wird ebenfalls Beſſerung 
(S. 93 der Anmerkungen, ſ. auch ©. 94 und $. 255.) 
Unbegreiflich wäre e8 nach allen diefen Erklärungen, in der babdifchen 
Gefeggebung zu fagen: ber Zweck oder nach dem Ausdrud der Mos 
tive und Anmerkungen — ber „Hauptzweck“ ober ber „End— 
zweck“ der Befferung (mie auch jener der Genugthuung und Abfchres 
&ung) beftimmte die Strafe nad) unferem Entwurf nicht, fei hoͤchſtens 
Mebenzwed. Es ift unmoͤglich, bdemfelben die blinde gleihe Wieder: 
vergeltung oder Hegel’fhe blinde moralifhe Wergeltung, die foge: 
nannte moralifche Gerechtigkeitstheorie etwa blos darum 
unterzufchieben, weil er nur eine gerechte, d. b. genau der Verfchulbung 
des Verbrechens angemeffene Aufhebung der Stoͤrung der rechtlichen 
Ordnung will. Man wollte ſie ja gerade durch die dazu unentbehrliche 
Senugthuung, Abſchreckung und Beſſerung. Eine blinde moraliſche 
Vergeltung noch daneben, ja als die Hauptſache, neben welcher jene 
Stoͤrung des Verbrechens und die ſie aufhebenden Richtungen der Strafe, 
als bloſe Nebenzwecke der Strafe gar nicht beſtimmten, — dieſe Ver—⸗ 
kehrtheit kam der badiſchen Geſetzgebung offenbar nie zu Sinn. 
Daß zur Beſſerung alle bewaͤhrten, die Humanitaͤt nicht verletzen⸗ 
den Mittel des Poͤnitentiarſyſtems zulaͤſſig und wuͤnſchenswerth ſind, 
verſteht ſich nach den Erklaͤrungen der Motive von ſelbſt. Auch werden 
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mohl die meiften Eintvendungen gegen baffelbe und mithin gegen 
die mwefentlihfte Verwirklichung des Befferungszweds 
ihr Gewicht verlieren, wenn man Folgendes bedenkt: 

1) Aehnliche Einwendungen werben jedem Neuen, weniger Be— 
kannten entgegengefegt. 

2) Sie beziehen fic auf einzelne Unvollfommenheiten,, bie entwe⸗ 
ber als mißglüdte Erperimente einer neuen Einrichtung zu befeitigen 
find, oder überall zuweilen fich einfchleichen. 

3) Bei Klagen über angeblich durch's Pönitentiarfpftem veranlaßte 
Sterblichkeit, Krankheit u. f. w. vergift man, daß in allen Zucht—⸗ 
bäufern die Sträflinge dem Tod und der Krankheit unendlich mehr 
ausgefegt find, als in der Freiheit. Aber davon ſchweigt man, 
und hebt nur mit Uebertreibung einzelne Erfheinungen aus einzelnen, 
vielleicht mangelhaft eingerichteten Pönitentiaranftalten hervor. 

4) Auch die weichherzigfte Humanität hat fid) doch darein zu erges 
ben, daß die Strafe ihrer übrigen Zwecke wegen und, nad) einer Durch: 
fhnittsberehnung menſchlicher Naturen, felbft der Befferung wegen ein 
empfindlicyes Leiden für den Verbrecher bleiben muß, und daß es das 
Abfurdefte und Ungerechteſte wäre, Strafgefängniffe fo einzurichten, daß 
bie ärmften, oft unter dem Drud der größten Mühfeligkeiten und Ent⸗ 
behrungen verfümmernden rechtlichen Bürger mit Neid auf die Zucht» 
häufer, auf die Lage ber Verbiecher in den Strafanftalten hinbliden. 
Iſt aber diefes richtig, alsdann wird wahre Dumanität bald darüber 
einig fein, daß es vorzuziehen ift, den Züchtlingen fo viel möglich Lies 
ber ſolche Befchränkungen zuzufügen, welche barauf berechnet find, fie in 
die Gefellfhaft als gebefjerte Mitglieder zurüczuführen, als foldhe, 
welche zwecklos vielleicht zugleih mit ihrer Gefundheit ihre Moralität 
noch untergraben, und die man ihnen alsdann greoßentheild erfparen 
oder mildern Fann. 

5) Wenigftens ber Anfang zu jeder wahren Befferung wird ſtets 
bei -verwilderten Menfchen darin beftehen, fie, fo weit möglidy, von ihr 
ven verbrecherifchen finnlihen XZrieben, Leidenfchaften, Gewohnheiten 
und Allem, mas biefe nährt, loszureißen, und fie zum fchmerzlichen 
Bewußtfein des MWiderfpruchs ihres Lebens mit allen befferen Gefühlen 
und Gedanken, deren fie je fähig waren, und zu ber Sehnfucht und 
Hoffnung eines neuen Lebens hinzuführen. Wenn nun hierzu, wenig ⸗ 
flens eine Zeit lang oder, je nach den Umftänden, zeitweife, Einſamkeit, 
vorübergehend felbft Dunkelheit, und, vor neuer Gewoͤhnung an regel: 
mäßige geordnete Befchäftigung, auf kurze Zeit felbft Mangel an Be: 
fhäftigung führen, fo bietet body auch der tägliche wiederholte Zuſptuch 
mwohlmeinender, den humanen Zweden der Anftalt fi widmenden Men- 
fhenfreunde große Milderungen dar. Eben diefes thun auch bald in 
den abgefonderten Höfen des Befferungshaufes längerer Genuß ber freien 
Luft, zweckmaͤßige Lectuͤre und dem Züchtlinge zukünftige Eriftenzmittel 
verfchaffende Beſchaͤftigung und felbft der gemeinfchaftliche Gottesdienft, 
an welchen, zum Theil, ohne fich unter einander zu fehen, bie Straͤf⸗ 
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linge Theil nehmen, und auch Zufammenfein mit auserwählten anderen 
Züdhtlingen. 

6) Durdy das Vermiſchen von ganz in ihre finnlichen Triebe und 
verbrecherifhen Neigungen verftridten Verbrechern werden leider unfere 
Zuchthaͤuſer mehr Schulen des Lafters, als Befjerungsanftalten. Sie - 
fegen die Gefellfchaft durch die entlaffenen Züchtlinge größeren Gefahren 
und Opfern aus, als ihr deren GStraflofigkeit bewirkt haben wuͤrde. 
Namentlidy werden diefelben auch bei gebotenem Schweigen und uns 
tee Aufficht durch Mienen und Geberden, fo wie durch unvermeidliches, 
gegen den Befehl Statt findendes Reden ſich vollftändig verftändigen, und 
die Wirkung ſolchen Stillſchweigens wird, wie mid die erfahrenften 
Kenner und Lenker folher Anftalten im Auslande überzeugten, oft nur 
die fein, daß die Auffeher nicht verftehen, was fie fich mittheilen. 

Diefes war bereits niedergefchrieben, als ich im ‚neuen Archive‘ 
die beftätigenden Erklärungen der Vorſteher folcher deutfchen Anftalten 
lefe, wo man in dem gezwungenen Schweigen die genügende Aushülfe 
fuhte. Zu dem taufendfäliigen Erfahrungen der Verfchlechterung in uns 
feren jegigen Strafanftalten Fam bei uns fo eben die neuefle Verur— 
theilung eines jungen Raubmörders in Mannheim, der auf das Bes 
fimmtefte als Grundlage feines Verderbens feine ſchlechte Geſellſchaft 
in der Bruchfaler Strafanftalt angab. Sprechender freilich noch find 
ſolche Fälle, wie der in den criminaliftifhen Beiträgen von 
Hudtwalfer und Trummer Band I., 113 erzählte. Hiernach 
machte ein in Hamburg nur auf vorübergehende Zeit mit Zuchthäuss 
lern zufammentebender, früher menig verdorbener junger Menſch zuerft 
ganz falſche Geftändniffe von Mordthaten, die er nie begangen, um, 
wie e8 der Auffeber erklärt, „auch für einen großen Verbrecher zu gel» 
ten, wie denn die Leute im Zuchthaufe nicht felten auf dergleichen Ge 
danken kaͤmen“ (S. 125). Sodann ermordet er wirklich plöglic den 
Gefangenwärter, ohne irgend andern genügenden Beranlaffungsgrund 
als den, fich feinen Kameraden, die rechte Kerls waren, gleichzuftellen, 

Sn’ der That, man brauht — wenn man fich in ſolche Verbre— 
berftimmungen nicht hineindenken kann — nur fich lebhaft zu verges 
genwärtigen, mit welcher, vorzüglich auch für jüngere Zuhörer anfteden- 
den Luft Krieger, Jaͤger, Studenten, Liebesabenteurer ſich ihrer mit 
Gefahr, Much, Gefcyitklichkeit und Glüd beftandenen Abenteuer erin- 
nern, um e8 zu begreifen, daß für Verbrecher, Diebe, Räuber u. ſ. w. 
die Erinnerung ihrer energifhen Thaten, diefe höchfte Luft im trauri— 
gen Kerker, zur Befeftigung und Verftärfung ihrer, verbrecheris 
fhen Leidenfchaften wirkt. 

7) Völlig grundlos ift der vom Standpuncte des Kant’fhen 
Zwangsrechts ausgehende Vorwurf, daß das Befferungsfnftem die Gren- 
zen des juriftifchen Rechts uͤberſchreite. Die wahre freie und friedliche 
Rechtsordnung beruht nad) dem Obigen, auch den Grundfägen des ba: 
diſchen Geſetzbuchs gemäß, nur auf fittlichee Achtung des Mechts, wird 
verlegt buch erwiefenen rechtswidrigen Willen und begründet zur Auf: 
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hebung biefer Störung das Recht, ben rechtswidrigen Friedbrecher fo 
lange von aller Theilnahme an ber rechtlichen Gefellfhaft auszufchließen, 
bis die juriftifhe Annahme feiner fittlichen oder mindeftens polis 
tifchen Befferung wieder möglich iſt. Jeder alfo, welcher das Recht 
und die Hoffnung zur Ruͤckkehr in den friedlichen Nechtsverein nicht 
rechtsgültig aufgeben will oder darf, muß rechtlich nothmendig ben ges 
ſetzlich als nothwendig erachteten Bedingungen zur Herftellung biefer 
Bürgfchaften rechtlicher Freiheit fich fügen.. Im der Begründung mie 
in der Begrenzung aber bleibt nad dem Bisherigen aller Zwang ber. 
Befferungsftrafe ftets fireng innerhalb der juriftifchen, juriftifch erkenn⸗ 
baren Grenzen. Der freien, humanen, aufopfernden Bemühung aber 
für dieſen edelften Zweck bleibt innerhalb bes Rechts unermeßlicher. 
Spielraum. 

8) Dagegen dürfte nur durch möglichfte Verbindung mahrer Beſ—⸗ 
ferung mit den obigen Strafzweden der fchreiendfte Widerſpruch einer 
harten vernihtenden Strafgerechtigkeit mit der eigenen Schuld 
des Staates fich löfen. Bedenkt man wohl nit, wie die meiften 
Verbrecher die Opfer find der verkehrten Einrichtungen derfelben Gefell» 
fchaften und Negierungen, die nun jene vor ihren firengen Richterſtuhl 
ziehen? Mögen auch fie eines höheren Gerichts und der Idee der ers 
hbaltenden und rettenden göttlihen Gerechtigkeit gedenken! Die 
Strafe, welche ihr entfprechen foll, welche eine wahre Befferung 
oder Aufhebung aller Störung des Verbrechens, aller Schuld fein foll, 
muß eben fowohl für den Verbrecher wie für die Gefellfchaft zum Wohle 
gereichen, ftatt blofe Marter zu fein. Sie muß nicht Kriegsmaßregel, 
fondern Verföhnung fein. 

Bei aller feften Ueberzeugung übrigens für das Pönitentiar: 
fo ftem, feien alle Beftrebungen und alle Männer hochgeachtet, welche aud) 
auf anderem Wege für die Befferung der Sträflinge ruͤhmlich zu mir 
ten fuchen. Allen bisherigen Erfahrungen und der Natur der Sache 
nach aber kann unmöglich eine Gefeggebung ber gründlichen Prüfung 
des neuen Syſtems ſich entziehen. Und fo wie der trefflihe Julius 
daffeibe Spftem, das er früher theoretiſch befämpfte, fpäter, nachdem 
er e8 durch eigene Anfhauung und gründliche Beobachtung vollftändig 
kennen lernte, mit rühmlicher Selbftverleugnung begeiftert vertheidigt, 
fo wird auch bei anderen Menfchenfreunden die Wahrheit fih Bahn 
brehen. So auch feiert fie in dem neuerlichen Werke des trefflichen 
Kronprinzen von Schweden einen Gieg. 

Eines jedenfalls ift unerläßlich, das nämlich: daß unfere Strafan: 
ftalten an fih und vorzüglih auch in der Meberzeugung be$ 
Volks den Charakter wahrer Befferungsanftalten befommen. 

In einer Zeit, wo bie Humanität jede Härte der Strafen verbie: 
tet, und doch die Quellen der Verbrechen fi mehren, wo felbft bie 
Verderbniß früher materialiftifcher irreligiöfer Grundfäge der Voltaire: 
fhen Zeit, nachdem fie in den höheren Ständen bereits ihren, Wende: 
punct erreichte, in ben unterften Ständen erft fruchtbar wird, in biefer 
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Zeit, wo zugleich faft alle Strafe nur Gefängnifftrafe ift, da muß vor 
Alem diefe unter der Herrfchaft der fittlichen Idee ftehen, einen wahre 
haft moralifhen Eindrud machen, die höhere Idee der ganzen Strafge 
rechtigkeit lebendig erhalten. Das aber thut fie jegt nicht. Hier ift 
fie Gegenftand der Empörung über gefundheitsverderblihe, harte, will⸗ 
führliche, rohe Behandlung, dort Gegenftand des Tadels und des Neids 
wegen zu guter Einrichtung. Ein höherer Gefihtspunct und Zweck 
kommt dabei Wenigen zu Sinn. Für den ganzen Eindrud der Strafe 
und der Strafgerechtigkeit wäre e8 — ganz abgefehen noh vom Ver— 
derben oder von ber Befferung der Strafgefangenen felbft — von uner« 
meflihem Werth, wenn das ganze Strafleiden der Gefängnißftrafe in 
dem Urtheil und Glauben des Volks unter ber fittlichen Idee wahrer 
und wirffamer Bemühung für die Befferung ftünde. Wäre das dann 
allein, dürfte man auch mit gutem Gemiffen für Abfchaffung der To— 
desftrafe fimmen. Wem biutet nicht das Herz, es nicht zu bürfen ? 
Dis Schlachten der Menfchen von Menfhen — mit Mafchinen oder 
noch ſchlimmer ohne fie — mem ift es nicht fürchterlih? Und doch, 
wenn der Gerechtigkeit noch andere genügende Sühne fehlt, wenn bie 
verbreherifhe Störung ber rehtlihen Ordnung nod 
nicht anders getilgt werben Fann, wenn bie Unenblidhkeit 
verbrecherifcheer Schuld kein durch den fittlihen Eindrud unendlidhes 
Gegengewicht anderer Strafe hat, fo muß der Jurift der Gerech« 
tigkeit auch diefes Opfer bringen. Er allein ann es nicht hemmen, 
wenn es auch immer , wie jedes Menfchenopfer, die Barbarei der Zus 
fände anklagt. Nur ein wahres Beſſerungsſyſtem und der allmälig 
wachſende, tiefe moralifhe Eindrud feiner Strafe kann uns davon erloͤ⸗ 
fen, kann die Herrfchaft der Idee der Gerechtigkeit ohne Blut erhalten. 

Diefes wohl fühlte auch die badifche Regierung, als fie fchon fruͤ⸗ 
ber eine Vorlage zur Gründung eines Befferungshaufes machte und 
als fie in ihren Beftimmungen und Motiven des Strafgefegbuches fo 
lebhaft den Beſſerungszweck in's Auge faßte. 

Als unbeftreitbar darf e8 übrigens mohl nun angefehen werden, baf 
die drei großen Hauptzwecke ber Strafe, melde unferem ganzen ges 
meinen Mecht zu Grunde liegen, welche fchon die alten griechifchen und 
tömifchen Staatsweifen als die Zwecke der rechtlichen Strafe erflärten*), 
auch die Grundlage des Strafrechts des badifchen Entwurfs bilden. 

Nur der leitende Grundgedanke ihrer Verbindung bedarf noch einer 
Betrachtung. 

Aue diefe Steafzwede, die Genugthbuung mit ihrer Achtungs⸗ 
herſtellung und Sühne ber Verlegten, die Abfchredung mit ihrer 
Unterdrüdung des Reizes zur Nachahmung bes verberblichen Beiſpiels 
und ihrer Herftellung der friedlichen Willensftimmung ber übrigen Bürs 
ger und endlich die Befferung mit ihrer moralifchen und politifchen 
Herflellung des rechtlichen Willens des Verbrechers find eigentlich Feine 





#) Gellius VI, 14. 


254 Strafrecht, Strafrechtötheorie, Strafpolitik. 


ganz abgefonderten Strafzwecke. Sie find vielmehr nur die unzer⸗ 
trennlich verbundenen befonderen Hauptrichtungen des Einen Straf= 
zwecks, wie die verfchiedenen, durch fie aufzuhebenden Störungen die 
ungertrennlich verbundenen Richtungen der Einen verbrecherifchen Wer- 
fhuldung find. Sie find lediglich nur Beftandtheile des Einen hoͤchſten 
Rechtsprincips des badifchen Geſetzbuchs, der „gerehten Aufhebung 
ber durch den Verbrecher rehtsmwidrig verfchuldeten Stö« 
zung der Rechtsordnung.“ Mie der dreifache Zweck, fo vereinigt 
ſich audy aller Rechtsgrund ber Strafe in diefem durchaus nicht ge— 
mifchten, nicht politifchen, fondern juriftifchen, fireng wiffenfchaftli- 
hen und einheitlihen hoͤchſten Princip, in diefer wahren 
juriftifhen Gere htigfeitstheorie. Alte Strafe ift hiernadh, 
fo wie Griechen und Römer fie definirten und der Sprachgebrauch als 
ler gebildeten Nationen fie bezeichnet *), rehtlihe Wiederaus: 
tilgung der Schuld **). Sie ift eine Befferung oder Buße des 
Berbrechens (im altdeurfhen Mortfinn), mie auch das deutſche Wort 
„Strafe” (von flraff oder wieder gerade machen) bezeichnet oder eine 
Rechtfertigung des Verbrechers, wie eim gerichtlicy deutfcher Aus- 
druck die Strafe nennt. Gerechte vernünftige Wiederberftellung 
des Rechts oder Wiederaufhebung aller Rechtsſtoͤrung, 
nicht aber eine blinde Wiedervergeltung, dieſes iſt der einfache durchge⸗ 
hende vernünftige Grundgedanke des geſchichtlichen Strafrechts **). 

Die Strafe entſpricht ſo den beiden natuͤrlichen Anfor— 
derungen des geſunden Menſchenverſtandes der Voͤlker 
und jedes ſchlichten Buͤrgers. 

Fuͤr's Erſte naͤmlich: „die Straf zwecke rech tlicher Genug— 
thuung, Abſchreckung und Beſſerung und zugleich Siche— 
rungdburd fie — fie forderte man ſtets, eben fo wie der badiſche 
Entwurf. 

Aber bie zweite, noch heiligere Anforderung verlangt: gerecht, 
vom VBerbreher rehtsmwidrig verfhulbet müffe die 
Strafe fein. Jeder follnur büfen, was er verbrocden, 
verfhulder hat. Genau foll die Strafe feiner jedesmaligen Ver— 
fhuldung der durch ihm verfchuldeten Störung entfprechen. Wenn 
die Politit zehnmal fagte: um durch genügende Furcht gegen jeden 
Diebftahl möglichft zu fihern, müßt ihr auch den kleinſten Diebftahl 
mit dem Tod bedrohen und durch die Zufuͤgung den Dieb einer 
Kleinigkeit unerbittlich als Mittel diefer Furchterweckung gebrauchen 
und an den Galgen hängen: der gerechte Sinn vermwirft folche Abfchre- 
Aungstheorie. Gerechtigkeit in der Androhung und Ausmeffung je: 


*) ©. die citirten „Legten Gründe” S. 116 und Wälch, Glossarium s. v. 
Rechtfertigung.“ —— 

*x) Ihre adcunois, nach ber griechiſchen Definition, welche die roͤmiſch geſetz⸗ 
liche durch.die Worte poena est noxae vindicta uͤberſetzte: L. 431 de verbor. 

ifi 


1C, 
***) &. ben citirten Artikel: „Sompofitionen=Sy ftem.’” 
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der Strafe ift ein Hauptgrundfag. So fagt der badiſche Entwurf mit 
feinen Motiven auf jeder Seite, fo 5. DB. im ber zulegt angeführten 
Stelle und S. 49, 50, 51 und 52. Hierauf find feine Strafausmef 
fungs «, Minderungs:, Milderungs» und Erhöhungsgründe der Strafe 
und jenes große richterliche Ermefjen berechnet. Darüber aber läßt die 
fer Entwurf feinen Augenblid Zweifel, daß der Richter die Strafe ganz 
nah denfelben Zwecken und gefeggeberifhen Grund— 
fägen abmeffen foll, wie der Gefeggeber felbit, keineswegs 
nach einem ‚ganz andern, etwa nad) dem ihm fremden Zalionsprincip. 
Ale bisherigen Erklärungen und ber ganze Zitel VI. mit feinen Mo—⸗ 
tiven ſprechen nur für jenes. Uber wie ber Geſetzgeber, fo foll auch 
der Richter «die Strafe für diefe Zwecke jedesmal nur nach ber Größe 
der Verfchuldung des Verbrechers beflimmen. 

Wie nun laffen ſich jene beiden Forderungen des gefunden Mens 
ſchenverſtandes und bdiefes Entwurfs anders richtig vereinigen, als durch 
die bisher aufgeftellte Theorie? Soll alle Strafe genau nur die Auf- 
bebung ber durch's Verbrehen verfhulbeten Störung 
der rechtlichen Ordnung fein und nur darnach fich beitimmen, und foll 
ſie doch andy zugleich Genugthbuung, Abfhredung, Beſſe— 
rung fein und nur darnach ſich beſtimmen, fo iſt dieſes nur dadurch 
moͤglich, daß eben jene Störung durch Genugthuung, Abſchreckung, 
Beſſerung aufgehoben wird, daß beide — die Aufhebung, Genugthuung, 
Abſchreckung und Beſſerung einerſeits, und die Aufhebung der Stoͤrung 
andererfeits — i dentiſch ſein, eben fo zuſammenfallen müfr 
fen, wie bie von ihnen aufzuhebenden Störungen und bie Ver⸗ 
ſchuldung bes Verbrechers. Jene Zwecke können alfo auh nur fo 
meit gelten und Berüdfihtigung durch bie Strafe fin« 
ben, als fie zufammenfallen mit ber Aufhebung der Std» 
rung oder Berfhuldung. Sie follen nicht fo, wie in den Praͤ⸗ 
ventiong-, Abſchreckungs⸗/ Beſſerungs⸗· und MWiedervergeltungstheorieen, 
weiter gehen oder für ſich ein Recht zur Strafe begründen, mas nicht 
bie rechtliche Aufhebung lediglich der verbrecherifchen Störung ber 

begründete, eben fo wenig als fie etwa blofe zufällige 
außerwefentliche, bie Strafe nicht beflimmende, Nebenzwede wären. „Die 
Hauptzwecke,“ „bie Endzwede‘ der Strafe nennt fie überall der Ents 
wurf. Sede anbere Auslegung und Annahme würde nicht blos die ver- 
nünftige Theorie ‚ fo wie des gemeinen Rechts fo auch des Entwurfs 
zerſtoͤten, nein, ihnen abfoluten, logifchen Widerfprud und MWiderfinn 
aufbürden. Sie würde ihnen Principlofigkeit, Infammenmifchung nicht 
verfchiedener Grundgedanken, Theorieen und Zwecke 

und dabei unvermeibliche innere MWiderfprüche zur Laft legen. 

+ Webrigens unterftügen fich diefe verfchtedenen Richtungen oder Zwecke 
der Strafe, fobald fie durdy ben Einen gemeinfchaftlihen Grundgedan⸗ 
ken richtigen Inhalt, ihre rechte Verbindung und Begrenzung er⸗ 
halten, allerdings wechſelſeitig. Die gerechte Abſchreckungs ſtrafe wirkt 
num genugthuend und umgekehrt. Eine Strafe, zur rechtlichen Beſſe⸗ 
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zung zugefügt, wird ebenfalls ſchon genugthuend, Abfchen ertvedtend und 
abſchreckend wirken, wenn gleich jeder dieſer Zwecke noch eigenthümlich 
Zufäge und Mobificationen erfordern Bann. So erfordert, zumal bei 
ſchweren Verbrechen, der Genugthuungszweck Ehrennachtheil, der Zweck 
für Abſchreckung ſinnliche Leiden, der Beſſerungszweck die Befferungs« 
einrichtungen. Sie vereinigen ſich mit einander, wenn auch je nad 
dem Uebermwiegen ber einen oder andern Störung der Rechtsordnung bie 
eine oder die andere Strafrichtung vorwiegen kann. So überwiegt in 
Beziehung auf bie rectlihe Genugthuung unſtreitig die objective 
Größe der mirklihen Verlegung in Beziehung auf Abfchredung und 
vollends Befferung die fubjective Größe. des bemwiefenen böfen Wil⸗ 
Ind. So führt bei ben allerfchwerften Verlegungen ber Zweck ber 
Genugthuung und Abfchredung zur Todesſtrafe. Diefe fchlieft zwar 
die Beſſerung aus. Aber biefes gefchieht nach unferer gefeglichen 

Theorie deshalb ohne Störung. und mit Recht, weil bier bie 
durch Befferung aufzuhebende Störung des rechtlichen Friedens, naͤm⸗ 
lich die Fortdauer der rechtswidrigen MWillensftimmung des Verbre⸗ 
chers in ber Gefellfchaft duch die Todesſtrafe zugleich mit befeitigt 
if. Der gleihe Fall ift bei. lebenslänglicher Freiheitftrafe fhon wegen 
der fteten Möglichkeit der Beguadigung nicht vorhanden. Freilich einer 
biofen Befferungstheorie, vollends einer von Moralprincipien abgeleites 
ten, mwiderfpricht fchon allein die Eriftenz ber Kobesftrafe, wie die lebens⸗ 
längliche Zuchthausftrafe, nicht minder auch die Ehrenftrafe. Nach ber 
gefeglihen Theorie ſteht auch die Ehrenftrafe der rechtlichen Befjerung 
an fi nicht im Mege, weil biefe legtere den Willen der völligen Aufr 
bebung aller rechtswidrigen Störung durch die Schuld des VBerbrechers 
vorausfegt. So weit alfo die rechtliche Genugthuung und Abfchredung 
fie unvermeidlich fordern, muß der zu Befjernde auch Ehrennachtheile 
tragen und tragen wollen. Dies hindert jedoch nicht, bag — mie bie 
vorhin bei dem Beſſerungszweck angeführte Stelle der Motive ausführt 
— die Gefeggebung ſolche für die übrigen Strafzwecke nicht abfolut 
nothivendigen Ehrenſtrafen, welche die Befferung weſentlich erfchmweren 
würden, möglichft befeitigt. Die ganze Strafe aber muß der Geſetzgeber 
ſtets darnach beflimmen, daß alle Störungen durch fie vollftändig aufs 
gehoben werden. 

VI. Fortfegung. 3) Der Maßſtab der VBerbrehen und 
Strafen, zunädft als Folge und Beweis ber gefeglihen 
Straftheorie. — Ganz befonders fprechen für die bisher entwickelte 
Straftheorie die im badifchen Entwurf aufgeftellten Grundfäge über die 
Ausmeffung der Größe der Strafbarkeit und der Strafen. „Ein vor 
zügliches Streben war — fo fagen bie Motive S. 50 — bei allen 
Strafandrobungen den Forderungen der Gerechtigkeit zu genügen und 
in diefem Streben dem Ermeſſen bes Richters fo viel Raum zu geben, 
als nothwendig ift, um ihm möglich zu machen, im einzelnen alle bie 
der Verfhuldung angemeffene oder die genau ber Verſchuldung 
des einzelnen Straffalles entſprechende Strafe zu erkennen.“ 
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Derfelbe Grundgedanke ift oft wiederholt. (Motive ©. 51, 55, 75, 76. 
Anmerkungen ©. 68, 88.) 

Für den Gefeggeber, und ganz ausdruͤcklich eben fo für 
ben Richter aber bezeichnet nun der Entwurf $. 143 (jegt 134) bie 
Gründe der Strafbarkeit folgendermaßen: „Bei diefer Beftimmung hat der 
Richter theils auf die Schädlihkeit und Gefährlichkeit der 
zu befttafenden Handlung, theils auf die Bösartigkeit 
und Stärke des auf die Hervorbringung bed Verbrechens 
gerihteten Willens Rüdficht zu nehmen.” Schon bdiefer Grund⸗ 
ſatz und feine Durchfuͤhrung in allen daraus abgeleiteten Straferhoͤhungs⸗ 
und Strafminderungsgründen geben einen vollfommenen, felbftftändis 
gen objeciven und einen eben foldhen fubjectiven Maßftab der 
Strafbarfeit. Diefe aber und die angegebenen beiden Hauptgrunds 
füge der Strafausmeffung folgen mit logifcher Nothwendigkeit nur aus 
der gefeglichen Strafrechtstheorie. Diefe ſucht ja das Wefen der Schuld 
eines Theils in der Beleidigung und dem gegebenen Aergerniß ober 
böfen Beifpiele, welche duch Strafe zur rechtlihen Genugthuung und 
zur Abfchredung aufgehoben werden follen, andern Theils in dem 
schtswidrigen Willen des Verbrechers, welchen die moralifche und polis 
tifche Befferung tilgen follen. Auf jenen erften objectiven Geſichtspunct 
gründet ſich insbeſondere auch die mildere Strafe des nicht vollendeten 
blos verfuchten Verbrechens $$- 101 und 102. Dagegen mwiderfprechen 
dieſe Selbitftändigleit des objectiven wie des fubjecti- 
ven Mafftabs und eine foldhe gleihmäßige Verbindung 
beider der Gonfequenz aller anderer Strafrehtstheo: 
tieen gänzlich. 

So kann die Hegel'ſche moralifche Vergeltungs- oder Reactiong: 
theorie die Größe ihrer Strafe nur abmefien nad) dem fubjectiven Maß- 
ſtabe der Bösartigkeit des Willens. Die dufere materielle Verlegung, 
als ſolche, z. B. der ja rein vom Zufälligkeiten verhinderte Erfolg eines 
beabfichtigten Mordes, einer beabfichtigten Brandftiftung verändert bie 
moralifche Verſchuldung nicht. Es ift Taͤuſchung, wenn man das Ge: 
gentheil behauptet, meil das Verbrechen ald Handlung Inneres und 
Aruferes fordere. Wohl möchte man nod eine äußere Handlung for- 
dern zur Erkennbarkeit des böfen Willens, obgleich auch dieſes für eine 
teinmoralifhe Theorie inconfequent ift. Allein jedenfalls ift dieſes nur 
die äußere Bedingung, nicht der Mafftab, und fobald der volle 
Wille fi) äußerlich offenbarte, fo ift’s für die moralifche Verſchuldung 
gleichgültig, daß Lediglich äußere Zufälle den materiell ſchaͤdlichen 
Erfolg verhinderten. Wohl aber hat die verlegende, empoͤrende, fchnell 
allgemein hin bekannt werdende, blutige und unglüdliche Wirkung einer 
berbrecherifchen Unternehmung einen großen Einfluß auf das öffentliche 
Yergerniß und böfe Beifpiel, auf die Störung der friedlichen 
Achtung des rechtlichen Friedens, alfo auf unfere Strafjwede ber 
Genugthuung und Abſchreckung. Wenn alfo auch bei gleich rechts⸗ 
widrigem MWillen in diefen Beziehungen der Verbrecher doch weni: 

Etaats : Lerifon. XV. 17 
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ger intellectuelle Störung ber Rechtsordnung bewirkte, fo hat er me: 
niger abzubüßen; wenn dagegen fein rechtswidriges Handeln einen ſchaͤd⸗ 
licheren Erfolg hatte, fo hat er, da er ja diefen mit verfchuldete, mehr 
auszutilgen. 

Eben fo kann eine Wiedervergeltung, bie blos von ber Verlegung 
eines duferen von der Moral getrennten Rechts und von ber dußeren 
juriftifhen Gleichheit und ihrer Verlegung und Herftellung ausgeht, die 
Größe ihrer Strafe zunächft nur abmefjen nah der Größe ber verur- 
fachten, oder doc hoͤchſtens nad) der Größe der bezweckten materiellen 
Störung und Ungleichheit; der innerliche Wille könnte ihr hoͤchſtens eine 
Bedingung, nie Mafftab werden. Ein nod gar Feine äußere Rechts: 
verlegung bemwirfender böfer Wille, wie er im entfernten Verſuch fich 
ausfpriht, Könnte fie noch zu gar feiner materiellen Miedervergeltung 
mit großem materiellen Uebel berechtigen. Wollends find ihr fremd 
ſolche Straferhöhungsgründe, mie die nad $. 144 unferes Entwurfs : 
‚je zahlreichere und wichtigere fittliche Beweggründe für Unterlaffung der 
That vorhanden waren, je mehr Hinderniffe die That erfchwerten, und 
je mehr Gefliffenheit oder Lift der Thäter zeigte, je geringfügiger bie 
äußere Anreizung zur That war, ober je mehr der Zhäter duch fein 
früheres Leben Werborbenheit oder Hang zu flrafbaren Handlungen 
zeigte ‚“ oder folche Strafminderungs- und Strafmilderungsgründe, mie 
die in den $$. 145 und 146 unferes Entwurfs: 3. B. „daß der Ber 
brecher überredet, verführt, durch eine unerwartete Gelegenheit gereizt 
wurde, in aufgeregter, an fich zu entfchuldigender Gemüthsbemegung 
handelte, daß fein voriger Lebenswandel oder fein Benehmen bei oder 
nad ber Verlegung weniger Verdorbenheit des Willens zeigen u. f. w.“ 
Mas gehen wohl diefe und andere Ausmeffungsgründe, was bie nach 
dem Obigen unter Verdorbenheit vorzüglih auch verflandene mora= 
liſch-ſchaͤndliche Geſinnung denjenigen Wiedervergelter an, mel- 
cher blos aus der rechtswidrigen materiellen Verlegung und Gleichheits⸗ 
flörung fein Recht ableitet, zur rächenden Gleichheitsherftellung, Werte: 
gung mit Verlegung zu erwiedern ? 

Mill dagegen bdiefe juriftifche Wergeltungstheorie inconfequent die 
materielle Rechtsverlegung und ihre MWiedervergeltung aufgeben und eben= 
falls nur den innern Willen vergelten, dann hatte fie nur allein jenen 
fubjectiven Mafftab, wie die Degel’fche Reaction, Eeinen objectiven. _ 

Eben fo klar ift e8 wohl, daß die rein moralifche Befferungstheo: 
tie, welche blos den ungerechten Willen, alfo nur je nach feiner Größe 
beffern will, und die Präventionscheorie, welche nur wegen der Wahr- 
fheinlihfeit neuer Ausbrüce der böfen inneren Neigungen des Ver: 
brecher8 biefe verhindern, alfo nur nach ihnen firafen will, nur einen 
fubjectiven Maßſtab haben können, und daß für fie das Objective nur 
die äußere Bedingung, conditio sine qua non, fein koͤnne. 

Ganz bdaffelbe aber ift der Fall bei der pfuchologifchen oder Feuer: 
b ach'ſchen Abſchreckungstheorie, fo fern biefelbe folgerichtig durchgeführt 
werben fol. Sie will die allgemein ſinnlichen Antriebe aller Bürger zu 
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Verbrehen (nicht die vom Verbrecher aufgeregten) zum Voraus burd) 
die größeren entgegengefegten finnlihen Antriebe der gedrohten Straf: 
übel aufwiegen und durch dieſen Zwangsmechanismus alle Verbrechen 
verhindern. Die Vollziehung ift bier nur Mittel zur Erhaltung der 
Wirkſamkeit der Zucht dur die Drohung. Diefe Drohung begründet 
das Recht und die Größe der Strafe blos durch den politifchen Zweck 
der Sicherung durch Furcht. Der Verbrecher wird ald Mittel der Si: 
herung, als Sache gebraucht. Man hängt ihn an den Galgen, gleich 
einer Vogelſcheuche, um die böfe Luft Anderer, die er gar nicht verfchuls 
dere, abzufchreden. Sie muß alfo folgerichtig blos nad) der Stärke jes 
ner Antriebe die Strafen abmeffen. Hier aber müßte fie folgerichtig, 
ganz im Gegenfag mit unferem Entwurf, die Strafdrohung gerade um 
fo mehr erhöhen, je mehrere und je flärfere aͤußere Anreisungen den 
Derbrecher zum Werbrechen antrieben — alfo durch einen ftärkeren Ge: 
geneiz dee Strafe Überwogen werden müffen — und je weniger mora= 
liſche Abhaltungsgruͤnde demfelben entgegenftanden — alfo fchon einen 
Theil des nöthigen Gegenreizes bildeten. Cie müßte die moralifch ent: 
(huldbaren Vergehen härter ſtrafen, namentlidy diejenigen, welche unfer 
Gefeg deshalb um fo weniger firafbar erklärt, „je ftärker eine moralifche 
Nöthigung für diefelben wirkte, melde z. B. Standesanfichten für die: 
felben ausüben‘ (Anmerkungen ©. 125). Daher droht au fchon ein 
alter griechifcher Geſetzgeber, nad) diefer ganz den ſinnlichen und despo— 
tifhen Zuftänden, alfo auch der Sklaverei angehörigen Straf» oder Si« 
herungstheorie, dem Sklaven alsdann, wenn er, durch empörende Mif- 
handiung des Herrn gereizt, denfelben tödtet, eine furchtbarere Strafe 
zur nöthigen Gegenwirkung gegen die hoͤchſte Verfuchung, als gegen bie 
Tödtung in ben geringeren Verfuhungen. Auch müßte eine confequente 
pofitive Sicherung durch die finnlihe Sucht jedesmal ihre Strafen mehr 
erhöhen, wenn neue Vergehen ihre Unmwirkfamkeit zeigen. Sie muß 
nothwendig drakoniſch werden. Am Weiteften ift fie alfo gewiß ent« 
feent von der milden Gerechtigkeit unferes Entwurf. Nur wenn fi 
die Feuerbach'ſche Theorie ſchon bankbruͤchig und ihren Furchtmecha⸗ 
nismus zur Verhinderung der Verbrechen hoͤchſt unwirkſam erklärt hat, 
kann fie ſich zum Theil mit der Halbheit weniger graufamer Strafen 
und der Berechnung diefer fo unwirkſamen Mittel auch nach der Größe 
der objectiven Nechtsverlegung oder nach der objectiven Gefährlichkeit zu: 
fiedenftellen. Was fie aber am Allerwenigften kann und was fie am 
Veitefien von unferem Entwurfe entfernt, ift die genaue jedesmalige Ab: 
meffung der Strafe je nady der Größe des unmoralifhen Willens und 
der ganzen Verſchuldung in jedem befonderen alle. 

Diefes ift ganz folgerichtig ein wahrer Hauptgefihtspunct der Theo: 
te unferes Entwurfs. Allein für die Furchterweckung der Androhung 
wird durch die jedem Verbrecher vorfchwebende Möglichkeit einer Straf: 
änderung bis zum Eleinften unbedeutenden Grade offenbar der Glaube 
an ihre volle Mealität, alfo ihre fihernde Wirkfamkeit geſchwaͤcht. Es 
wird die Furcht durch die Ungemwißheit des beflimmten finnlichen Straf: 
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uͤbels zerftört. Es ift ja auch diefe aͤngſtliche Ruͤckſicht hier gar nicht 
nothwendig, wo nicht geftraft wird, um die Schuld des Verbrechers, um 
nur feine verurfachte rechtswidrige Störung der rechtlichen Ordnung ges 
recht auszutilgen, fondern um ihm gelegentlich eines Vergehens als Mit: 
tel zu gebrauchen für die Furcht der Lediglich politifch ausgewählten alle 
gemeinen Strafdrohung. Daher denn auh Feuerbach das freilich 
confequente, aber feine Zheorie von dee Gerechtigkeit und von der Tiheo- 
vie unferes Entwurfs auf immer fcheidende furdhtbare Wort ausfpricht: 
„die Strafe ift nicht nad der Schuld in concreto zu bemeſſen.“ 

Endlich ift, Gottlob, diefe durch die verführerifche Vertheidigung ih⸗ 
res Urhebers und durch die Napoleon’fche Zeit faft übermächtig gewordene 
Feuerbach' ſche Furchttheorie gänzlich geflürzt. Keine Straftheorie 
ift, wie auch [hon Mittermaier (im Neuen Archiv v.1836, S. 409) 
bemerkte, entfchiedener überwunden und ausgefchloffen durch unfern Ents 
wurf und alle neuen Geſetzbuͤcher. Nichts ift von ihr geblieben, als 
das, daß man bie an fih gerechte, alfo die nicht erft durch die 
Drohung gerechtfertigte, die nicht nach dem politifchen Zweck der pofitiven 
Furchterweckung bei allen Bürgern, fondern nad) dem Rechtsgrund der 
Aufhebung der Schuld begruͤndete und beflimmte Strafe gerade eben fo 
gut zur Abhaltung von Verlegungen androht, tie auch die civilvechtlis 
chen Nachtheile jedes Unrechts. Das ift aber eigentlih nichts Eigen— 
thümliches der Feuer bach 'ſchen Theorie; es ift allen Straftheorieen 
gemein. Die Vorherverfündigung der an ſich gerechten, nicht aber einer 
erft zum Zweck der Furchterweckung despotifch gefchaffenen Strafe wirkt 
auch moralifdh. Und unfer Entwurf hat fehr Recht in der Anficht, 
welche die Motive S. 96 zur Rechtfertigung der Beftimmung, daß zur 
Beftrafung keine Kenntniß des Strafgefeges erfordert wird, ausfprechen: 

„Es wird auch die Erfennbarkeit der meiften verbrecherifhen Handlun⸗ 
gen [hon durch die allgemein fittlihen Vorftellungen er— 
langt, und von diefen läßt fi mehr als von der Bes 
tanntfhaft mie dem Strafgefeg erwarten, daß fie von 
Verbrehen abhalten. 

VII. Fortfegung. 4) Der Widerfprud der bisherigen 
Grundfäge gegen alle bisherigen fogenannten abfoluten 
und relativen Straftheorieen. — Nichts mag mehr zur wohls 
thätigen Befeſtigung ber Ueberzeugung von der eben fo natürlichen als 
allfeitig gerechten Straftheorie und zur richtigen Auffaffung ihrer ol = 
gerungen führen, als eine kurze Betrachtung jenes Widerſpruchs. 

Der badifhe Entwurf mwiderfpricht nach dem Ausgeführten durch 
feine eigenen entgegenftehenden Dauptgrundfäge von der Strafe und 
durch feinen Maßftab: 

1) Den bisherigen fogenannten rein relativen Strafrechts— 
theorieen der Abfchredung, Prävention, Warnung , Bertheidigung 
u. f. w., melche die Strafe in Eriftenz und Größe blos politifch, 
blos durch ihren Zweck für zukünftige pofitive Sicherung, blos dadurch 
begründen, daß fie als ein nügliches Mittel erfcheint, um zutünf: 
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tige Rechtöverlegungen zu verhindern, um pofitiv und für bie Zu: 
kunft zu fichern, nicht aber rechtlich zur Aufhebung ber ſchon 
und noh beftebenden Nechtsverlegung oder der Schuld des 
Verbrechers. Doch jede weitere Ausführung , daß diefen Theorieen der 
Entwurf widerfpricht, ift überflüffig: 

2) Er widerfpricht aber auch den rein abfoluten Strafrechts— 
thbeorieen ber Kant’fchen und materiellen Wiedervergeltung und der 
Hegel’fhhen Reaction oder den in dieſem abfoluten und in moraliſchem 
Sinn aufgefaßten fogenannten Vergeltungs⸗ und Gerechtigkeitstheorieen. 
Diefe Theorieen find zwar von Meiftern und Juͤngern verfchiedenartig 
begründet und mobdificirt. In Kolgendem aber ftimmen fie überein: 

Sie fegen für’s Erfte willkürlich ein neues befonderes Prin- 
ip an die Spige des Strafrechts, welches für andere Rechtstheile aus 
dem allgemeinen hoͤchſten Rechtsgrundſatze, von dem allein alle Rechtes 
tteile abgeleitet werden Eönnen, an welche nach dem Obigen unfer Ent» 
wurf unfer Strafreht organifh anfhloß, fi) nimmer ab: 
keiten und begründen läßt. Sie können daher nur neue Berlegungen 
und Störungen der rechtlichen Ordnung machen, ftatt fie aufzuhe⸗ 
ben und zu befeitigen. Das höchfte Princip des rechtlichen Friedens, 
der harmonifhen Wechſelwirkung, der höchfte Rechtsgrundfag aber heißt: 
„Berlege den rehtlihen Frieden oder die Rechte deiner 
Mitbürger und der Regierung nicht, und hebe, wenn bu 
e8 doch thateſt, jede unrehtlihe Friedensſtoͤrung mög: 
lichft wieder auf, made das Unrecht oder jeben unrechtlichen Scha= 
den wieder gut.” Die Bewirkung bdiefer Rechtspflicht, diefes ift der 
oberfie Grundfag für das Zwangsrecht der rechtlichen Regierung 
als der Erhalterin des rechtlichen Friedens. Aus diefem höchften Grund: 
fa an ſich, oder fo, mie ihn die Motive unferes Entwurfs ausdrüden, 
„ausder Abwendung oder fiheren Wiederaufhbebung ber 
Störungen oder Gefährbungen der Rechtsordnung in ber 
bürgerlihben Gefellfchaft, fo weit fie nicht bereits das 
Civilreht und andere Rechtstheile aufheben” — daraus 
laſſen fi nimmermehr jene Ideen einer materiellen oder einer moralis 
ſchen gleichen Wiedervergeltung oder Reaction ableiten. Unſere Erhals 
tung und Herftellung des rechtlichen Friedens felbft ift zwar auch fitt- 
lich, dient ebenfalls der fittlihen Sdee; aber nur innerhalb 
ihrer rechtlichen Wirkfamkeit oder des Rechtskreiſes nur nad) den 
Haren Rehtsgrundfägen und den Haren Zweden jener Er: 
haltung „des rehtlihen Friedens.” Sie handelt nur nad) 
den jweiftifchen Mechtsgrundfägen und weißt zurücd jene unglüdfelige 
Einmifhung rein moralifcher oder fremdartiger Principien. Das übrige 
Recht, jenes Givilrecht, woran unfer Entwurf feine Strafe anreiht, wo 
heilige es doch mohl als fein Grundprincip die Talion — Wieder: 
dergeltung der Verlegung mit gleicher neuer Verlegung, oder die Reac- 
tion und fittliche Vergeltung als folche ? 

Der zweite Punct der UWebereinftimmung jener Theorieen, ber 
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das eben Geſagte noch deutlicher macht, befteht darin: es foll bie Strafe 
die abfolute Idee oder Forderung der Gerechtigkeit erfüllen umd als Be— 
friedigung der Rechtsgleich heit oder als fittlihe Vergeltung 
und Reaction an ſich gar feinen Zweck haben, ſich nicht, fo wie nach 
dem Obigen jene Aufhebung aller Störungen des rechtlichen Friedens 
duch Beſſerung u. f. w., nad einer vernünftigen Wirkſamkeit für die 
Miederherftellung oder Sicherung der rechtlichen Verhältniffe beftimmen. 
Wenn ber Staat im Begriffe ftünde, ſich aufzulöfen, fo müßte nach 
Kant die Regierung noch an dem legten Verbrecher die Miedervergel: 
tungsftrafe vollziehen, obgleich es für ihre Aufgabe nach ihrem hoͤch— 
ſten Princip, für ihre zmwedmäßige „Erhaltung, Sicherung und 
Miederherftellung der Rechtsordnung in der bürgerlichen Geſellſchaft“, 
tie der badifhe Entwurf ſich ausdrüdt, völlig zwecklos wäre. Nach 
dem Obigen vermirft dies der Entwurf in aller Hinſicht überall, 3.3. 
auch ſchon durch feine Verjährung. Die Schwäche diefer Theorieen 
aber zeigt fi) nur doppelt, wenn man hintennach doch zum Theil Zwecke 
in fie einfchiebt. Man thut dies entweder mit blofen mörtlichen Mes 
densarten, daß nämlich die Strafe der an fih blinden Wieder: 
vergeltung und Reaction, audy ohne darnach beftimmt zu werben, ben= 
noch, indem fie der Staat als abfolute fittlihe Pfliht der Vergeltung 
vollziehe, von felbft mehr oder minder auch jene guten Zwecke fürdere. 
Oder man läßt die gleiche blinde MWiedervergeltung, zwar ohne Zu= 
fammenhang mit einem Zweck der vernünftigen Erhaltung des rechtli« 
hen Friedens, aber als eine vortheilhafte Acquifition erwerben, die man 
hintennach für alle möglichen beliebigen Zwecke — gleihfam zum Hauss 
gebraudy — verwenden, oder auch nicht verwenden und ſchenken Eönne. 

In beiden Fällen mag man wohl ſolchen, bie nicht fchärfer zu 
denken gemöhnt find, dadurch, daß man menigftens hHintennad die 
an fih blinde und für eine vernünftige Sicherung bes rechtlichen 
Friedens zweckloſe Wiedervergeltung mehr oder minder mit einiger 
vernünftigen Zweckmaͤßigkeit ausftattet und verhält, die Schwäche der 
rechtlichen Begründung dieſer an ſich blinden, zweckloſen Vergeltung 
bedeiten. Aber darauf kommt es an, ob diefe lestere an fih recht⸗ 
lih begründbar ift, darauf, ob man von einem vernünftigen, 
rechtlichen Volt Zuftimmung zu ihre und ihrer Vollziehung — auch abs 
gefehen von jenen erft hintennach Außerlic halb und halb zu Hülfe ge— 
rufenen, die Strafe felbft aber niht beftimmenden Zwecken — 
hoffen darf, ob hier mehr nur ein dunkles Gefühl, als ein ver» 
nünftiger Rechtsgrund beftimmt. 

Seder Verſuch aber, diefe Zheorieen und ihre Grundgedanken ju— 
eiftifch zu rechtfertigen oder vollends fie mit dem badifchen Entwurf 
zu vereinbaren, wird ſtets fcheitern. 

Die Idee einer angeblicd von ber fittlihen Gerechtigkeit geforderten 
blinden Reaction oder Vergeltung weiſ't der Entwurf als jene heillofe 
Vermifhung des moralifhen und juriftifchen Gebiets, als Vermiſchung 
der himmliſchen und der menfchlichen Gerechtigkeit zurüd. 
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Wo erfcheint auch wohl die Vermeffenheit, wenn ſchwache irrende 
Menfhen, bios nady fubjectiven Moraltheorieen, Gewalt über ihre 
Brüder ufurpiren , größer, als bei der Strafe, als bei diefer irdifchen 
fittlichen Vergeltung durch fie? Wer gab die Vollmacht? Fürchtet man 
nicht das: „Richtet nicht, fo werdet ihr auch nicht gerichtet! ” und das: 
„Die Strafe ift mein, Ich will vergelten!‘ Und vergelten, moralifch 
vergelten will man? Sehen ſchwache Menfchen die Moralität ? Als Zus 
riſt muß ich jene Theorien von bem verborgenen Wahnfinn, von 
den pfochifchen Krankheiten, woraus man neuerlih alle Berbrechen 
ableitet, verwerfen. Aber follte ich moralifche Vergeltung üben, dann 
wahrlich wagte ich nicht, mich über fie Hinwegzufegen. Und nach einem 
Heinen Theil menfchlicher Handlungen, die man unter das Strafgebiet 
zu zieben beliebt, will man moraliſch vergelten? Und warum foll denn, 
wie ann nur allein nach diefem die Ausgleihung von der fittlihen Wuͤr— 
digkeit und der Glüdfeligkeit oder auch die genügende fittliche Reaction 
vor fih gehen? Und nur firafen will man? Wo ift die Macht auch 
zur belohnenden Ausgleihung? Und verfteht man etwa die dee götts 
licher Strafgerechtigkeit? Melche tiefere Auffaffung göttlicher Güte und 
Weisheit mag ftrhen bleiben bei der dunkeln Vorſtellung, die für ein 
dunkles Volksgefühl genügen mag, dieſe aöttlihe Weisheit und Güte 
firafe, wie in blindgläubiger willenlofer Vollziehung höheren Befehls, 
nur um zu ſtrafen, in blind rächender Vergeltung oder Neaction, Boͤ⸗ 
fe8 mit neuem glei großem Böfen (aus feinem andern Zweck quam 
ut puniat nah Hugo Grotius)? Selbſt eine Gleichheit von Gluͤck⸗ 
feligkeit und Würbigkeit, von Unmürdigkeit oder Leiden ift wie eine Gleich⸗ 
heit zwiſchen Sittlichkeit und Geld. Wo ift die Gleihung? Nein — 
daß es gedeihe und lebe, daß es dazu die jebesmalige angemeffene 
Nahrung und Befriedigung finde, das ift der Kohn des Guten; 
dag es nicht zur Störung göttliher Ordnung gedeihe und Befrie— 
digung finde, daß es aufgehoben oder vernichtet werde, 
dasift die Strafe des Böfen. Aber wahrhaft, nicht blos in 
boblen Worten, wie in der Hegel’fhen Reaction, mie in ben mo⸗ 
raliſchen Gerechtigkeitstheorieen, fondern auf zweckmaͤßige Weife, 
wie in unferer jueiflifchen Gerechtigkeitstheorie, fol das Boͤſe mit feinen 
böfen Kräften und Folgen aufgehoben und zerftört werden. 

Es ift ja auch offenbar hier immer, wie auf der unterften Stufe 
der Civiliſation, nur die blofe Außenfeite, die man als die Wefens 
heit auffaßt, nur jene rohe blinde Miedervergeltung des Boͤſen mit dem 
gleichen Boͤſen, diefe blinde gleiche Reaction defjelben Böfen nach der 
untiberruflich gefchehenen Action des Verbrechens, ohne daß man bie 
innere rehtlihe Natur und Wirkung der Schuld, ohne daß 
man die vernünftigen Zwecke oder Mittel der Aufhebung des wahrhaft 
und noch fortdauernd Störenden verfolgt, die mirklihe vernünftige 
zweckmaͤßige Umänderung ber verbrecherifchen Zriebe und Gewohnheiten 
in dem Verbrecher und die Aufhebung der fchädlihen Wirkungen feiner 
That bei den übrigen Bürgern. Weil fie nicht nad der zwe dmä- 
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ßigen Wirkſamkeit für dieſe wirkliche Aufhebung des Schadens des 
rechtlichen Friedens fich begründen und: beftimmen will, deshalb ift jene 
. Reaction wie jede MWiedervergeltung rehtlih unbegründet und 
nicht vernünftig, fondern blind. Die einzige Urt, wie die menſch⸗ 
liche Obrigkeit wahrhaft und vernünftig ber fittlichen Idee dienen foll, 
ift ja nur die vernünftige Erhaltung ‘der der Sittlichkeit dienftbaren 
friedlichen menfhlihen Rehtsorbnung, ber juriftifchen Gerech⸗ 
tigkeit. Aber mit den vernünftigen, wohlberechneten, zweckmaͤ⸗ 
ßigen Mitteln foll fie die menfchliche Regierung erhalten, fo wie bei 
der Strafe unferes Entwurfs, nicht mit ſchoͤnen Worten, fei e8 von Reac⸗ 
tion oder von Gleichheit, oder mit blutigen Symbolen, oder mit 
einem blinden Fetifchdienft gegen dunkle Gefühle und Ideen, mit einem 
Fetiſchdienſt, welcher blutige und graufame Opfer fordert. Der mora⸗ 
liſchen, der göttlichen Gerechtigkeit dagegen greife fein ſchwacher, fünd- 
hafter Sterblicher mit frevelndem Webermuth in’s heilige Amt Auch 
der feinfte Philofophenwig wird einen folchen blutbefledten Rappen ans 
geblicher göttlicher Gerechtigkeit niemals zum himmlifchen Koͤnigsman⸗ 
tel umfchaffen. 

Das angebliche Recht zu einer Außerlichen juriftifchen raͤchenden 
Miedervergeltung wegen Verlegung ber Rechtsgleichheit verwirft der ba= 
difche Entwurf ebenfalls entfchieden. Er thut es nach all’ jenen Erklaͤ⸗ 
tungen, welche das MWefen der Strafe und ihre rechtliche Begründung 
finden in ber Aufhebung ber Störung der Rechtsordnung durch die 
rechtliche Genugthuung, Abfchredung und Befferung, und nicht minder 
durch feinen ganzen oben angegebenen fubjectiven und objectiven Maßftab. 
Diefe Verwerfung des Entwurfs bleibt felbft, wenn man zugeben Eönnte, 
ein vernünftiger Friedensverein begründe jemals feinen Gliedern ober 
der zur Erhaltung und Schügung deſſelben erwählten Regierung ein 
rohes rächendes MWiedervergeltungsrecht, nicht zur Ausübung einer ſitt⸗ 
lichen Rechtspflicht, nein, zum beliebigen Vortheilsrecht, und man dürfe 
dann diefes auch politifh nüglih für gewiffe Sicherungszwede vers 
wenden. Begruͤndete der Entwurf die Strafe auf die blinde rechtliche 
MWiedervergeltung, fo müßte doc vor Allem die Grenze der Wiederver⸗ 
geltung bei der Strafegewahrt fein. Diefe hürfte nie daruͤber hinaus⸗ 
gehen. Bei noch nicht materiell redhtsverlegenden Handlungen, minde⸗ 
ftens bei Vergehen, welche, wie die oben bezeichneten, an fich Eeine 
Berlegungen des Rechts find, gäbe e8, nad) einer Theorie, bie fich 
blos auf aͤußere Rechtsgleichheit oder äußere Harmonie der Wechſel⸗ 
wirkung, nicht auf inneres moraliſches Gefes und Vergeltungsrecht 
gründet, gar keine juriftifhe Wiedervergeltungsftrafe. Bei den rechte: 
verlegenden aber gäbe es doch Feine größere, als die gleiche Wiederver⸗ 
geltung der beabfichtigten Verlegung des aͤußern Rechts. Ein Dieb: 
ftahl müßte dann, außer der Erftattung, mit der Strafe feines Werths 
beftraft werden, eine Körperverlegung mit gleicher Wiederverlegung. 
Aber nun fehe man doch nur den Entwurf an, 3.8. die Titel über 
Diebftaht, Betrug, Körperverlegungen. Wir wollen bier nicht einmal 
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von befonders fchänblichen Körperverlegungen, von benen des 

gegen Eltern, veden, wo blofe Wiedervergeltung ſchon aͤußerlich als abs 
ſurd erfcheint, obgleich jene Theorie die innere ſittliche Schändlichkeit 
eigentlich nicht zu berüdfichtigen hat. Aber die gewöhnlichen Diebftähle 
und Körperverlegungen find doch gewiß Vergehen, bei welchen, der Regel 
nach, weder eine befonbere Bösartigkeit des Willens des Thaͤters vors 
auszufegen ift, noch auch eine weitere Rechtskraͤnkung und Verlegung bes 
Berlegten, als bie in der materiellen Berlegung enthaltene. Hier doch 
muß ſich die gleiche Wiedervergeltung bewähren. Und dennoch, unfere 
Gefege — weit entfernt, ihre Strafe innerhalb der Grenge bes angebs 
lihen Rechts der Wiedervergeltung zu halten — firafen den Verleger 
mit dem Zehn⸗ und. Zwanzigfachen, ja Hunbertfachen feiner Verlegung. 

Wo bleibt nun hier die MWiedervergeltung, das Gleiche für das 
Gleihe, Gut für Gut, Wunde für Wunde u. f. w.? Iſt aber nur 
die gleihe Wiedervergeltung gerecht, mie koͤnnte alsbann das 
fhreiende Unrecht einer fie uͤberſchreitenden größeren Strafe jemals etwa 
durch ungerechten Regierungs » oder Volksbeſchluß gerechtfertigt werben ? 
Mo bliebe alsdann die Grenze zwifchen dem Recht und zwifchen jebem 
willkuͤrlichen Despotismus oder Jacobinismus? Und wenn etwa bie ges 
fglihe Strafdrohung und der Vorwand des Vorherwiſſens und des 
Einwilligens das an fich Ungerechte gerecht machen follte, wo bliebe 
da die Feuerbach'ſche Theorie oder irgend ein ungerechte® Geſetz noch 
ungerecht ? . 

Mil dagegen bie juriftifche Wiedervergeltung , um diefen Schwies 
rigkeiten zu entgehen, nur den innern fubjectiven unrehtlihen 
Willen, nicht die objective dufere Nechtsverlegung mit dem Strafübel 
ausgleichen — das rein Geiftige — mit dem Materiellen, fo gibt fie 
felbft ihre fcheinbare juriftifche Begründung auf, um fi in die Scylla 
noch gefährlicherer Schwierigkeiten zu flürzgen. 

Bei jeder, vollends aber bei einer ſolchen halb moralifchen und bei 
der ganz moralifchen MWiedervergeltung — ift die Grundbedingung bie 
Gleich heit derſelben, alfo die Gerechtigkeit ſelbſt eine gänzliche Un 
möglichkeit, eine völlige Taͤuſchung. Hält man ſich fireng an's Mate: 
tiele, an das blos aͤußere Recht und an das „Auge um Auge, Bahn 
um Zahn,‘ fo iſt's zwar aud nur ein täufchender Schein. Wo und 
wie fol Nothzucht, Ehebruch, Faͤlſchung, Mißhandlung bed Vaters, 
culpoſe und dolofe Verlegung, Verſuch und Hülfeleiftung wiedervergol⸗ 
tem werben? Uber es bleibt doch menigftens noch ein Schein. Wil 
man aber die innere Schuld des böfen Willens, diefes rein Gei- 
flige, die rechtliche oder gar die moralifhe Gefinnung mit materiels 
lem Webel ober Leiden ausgleichen, fo geht felbft jeder Schein verloren. 

Bei unferer Aufhebung der Störung bes reditlihen Zuſtandes 
wird ſolches und fo viel Strafübel zugefügt, als im Durchfchnitt nad) 
erfahrungsmäßigen Geſetzen der menfchlichen Matur als nöthig 
erachtet werden muß, um alle Störung der friedlihen Rechtsordnung 
wirklich aufzuheben. Hier ift bdiefes dritte, die pſychologiſche 
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Wirkſamkeit der Schuld für die Störung ber Rechtsordnung und 
die gleiche Wirkſamkeit der Strafe für ihre Aufhebung, die Grund: 
lage einer wirklichen juriffifh gerehten Ausgleihung ber 
Schuld und Strafe felbft. 

Hier wird die die Störung begründende Schuld durch bie 
die Störung aufhebende Strafe völlig ausgeglichen. Iſt dazu 
größeres Uebel nöthig, als nad) irgend einem MWiedervergeltungsprincip, 
fo ift diefes größere, ift geringeres ausreichend, fo ift nur diefes Eleis 
nere rechtlich begründet. Mit Peiner bisherigen MWiedervergeltung hat 
alfo die gerechte ‚Strafe etwas zu thun. Und doch ift fie die einzig 
wahre, vernünftige, fehende und juriftifhe Reaction und 
Miedervergeltung. Aber die blinde unjuriftifhe Reaction und 
Miedervergeltung, bie nicht nach jenen Strafzjweden und der Wirf: 
famteit für fie die Strafe befiimmen und ausmeffen 
will, fondern angeblicy nach ber Gleichheit, wo findet nun diefe ohne 
jenes tertium comparationis eine wirkliche oder auch nur fcheinbare Gleich: 
beit zwiſchen geiftiger innerer Schuld und materiellem Uebel 
und Leiden? Mie kann man das rein Geiftige nah) Pfund und 
Elle meffen und ausgleichen? Es iſt nicht blos eine ſchwebende Brüde, 
es ift gar feine, die der Philofophenmwig über folche Kluft baut, Es if 
nicht blos eine unvolllommene, fondern gar Feine Bewegung, bie hier 
felbft ein geiftiger Archimedes mit feinem Hebel hervorbräcdte, fo- 
bald er gar feinen Punct hat, ihn anzufegen. Es find alfo offenbar 
leere Morte, die bier von der Dauptfahe — von der Gleichheit ber 
Meaction oder der Miedervergeltung mit der Schuld geredet werben. 

Freilich die Degel’fche Gerechtigkeitstheorie glaubt zwifchen dem 
inneren Unrecht der Schuld und dem materiellen Leiden der Strafe, 
ohne unfer Drittes, die urfprümgliche innerliche Gleichheit durdy den 
tehten „Begriff” gefunden zu haben. Beide, Werbrechen und 
Strafe, feien innerlih, im Begriff, gleih. Sie feien Verlegungen; 
das Verbrehen Verletzung des allgemeinen Willens, die Strafe Ber: 
legung des individuellen Willens. Won folder angeblihen Gleichheit 
bes allgemeinen und des individuellen Willens und ihrer Verlegung wollen 
wir abfehen. So bleibt alfo die Verlegung an fih. Sie foll nicht im 
Materiellen „Aug' um Auge, Blutfhande um Blutfchande,” kurz in der 
einzigen, wenigftens Anfangs halb fcheinbaren materiellen Gleichheit der 
Berlegungen beftehen, fondern im Intellectuellen, im Begriff. Aber 
ift denn nun hier wirklich die gerechte oder gar pflihtmäßige 
Strafe eine Verlegung? eine Verlegung vollends, die man gleiche 
ftelten kann dem Verbrechen, der verbreherifhen inneren Schuld? 
Schon diefer einzige abfolute Gegenfag von der fhuldvollen und 
von der angeblih gerechten Verlegung hätte von jeder blinden und 
unmittelbaren Ausgleihung und MWiedervergeltung des an fi abfolut 
BVerfchiedenen (der Schuld und des Strafübels) abmahnen follen. Nicht 
blinde Erwiederungsftrafe einer Rehtsftörung, fondern eine 
vernünftige Aufhebungsfirafe berfelben ift die rechte Ausgleichung- 
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Gerade auch biefer Gegenfas des rehtsmidrigen Charakters 
des Verbrechens und des nothwendig rehtlihen ber Strafe hätte 
audy die rechtliche Unmöglichkeit einer Begründung der MWiedervergels 
tungsftrafe, und zwar eben fo wohl in Beziehung auf Gefes, als in 
Beriehung auf den Verleger und den Verlegten augenfällig mas 
chen follen. Jenes Geſetz heißt Erhaltung bes Friedens und Aufhebung 
feiner Störung, nicht aber zweckloſe Zalion. In Beziehung auf den 
Derleger und feine Pflicht oder NRechtsverbindlichkeit, die Strafe 
zu dulden, -foll uns angeblich das ‚Gefühl‘ fagen: „Jeder verdiene 
von den Andern behandelt zu merden, wie er fie behandle, vermwirke 
feine Rechte, fo meit die MWiedervergeltung geht.” In Beziehung auf 
den Verletzten und fein Recht fol es lehren: „Jeder dürfe in Ges 
mäßheit der rechtlichen Gleichheit den Andern nad) demfelben Gefeg bes 
handeln, nady welchem er ihn behandelte.” Allein das moralifche Vers 
bienen gehört gar nicht in’s Rechtsgebiet und wird fich nach anderen Ges 
ſichtspuncten bei dem göttlichen Richter beftimmen, als nach der aͤußern 
Handlung und Zalion. Das rechtliche Verdienen oder Verfchulden oder 
Rechtsverwirken aber beftimmt fich lediglich nach jenem hoͤchſten Rechtes 
princip, die friedliche Rechtsordnung heilig zu halten und jede durch 
feine Schuld erzeugte und. fortbeftehende Störung berfelben, nachdem 
ihre Natur und Größe unterfucht ift, mit den zwedimäßigen Mitteln 
fo weit möglich vollftändig mwieher aufzuheben oder wieder gut zu ma= 
en. Und das thut allein die Strafe unferes Entwurfs. 

Das angebliche Recht, den Verbrecher nach dem gleichen, alfo nad) 
demfelben verbrecherifchen Gefege zu behandeln, nad dem er handelte, 
ein Wiedervergeltungsrecht zu beliebigem Gebrauche, diefes fließt keineswegs 
aus jenem hoͤchſten Princip der harmonifchen friedlichen Wechſelwirkung oder 
Rechtsordnung. Seit wann machen die Verbrecher und die Verbrechen 
bie Gefege? Aus jenem Princip fließt vielmehr in Beziehung auf das 
Recht des Berlegten gerade wie in Beziehung auf die Rechtspflicht und 
das rechtliche Verdienen des Verletzers wieder nicht blinde Wiederver⸗ 
geltung, ganz eben fo wenig bei den Verlegungen des Strafrechts wie 
bei denen bes Civilrechts, fondern lediglid nur das Recht wie die 
Pflicht völliger Wiederherftellung des Friedens durch MWiederaufhes 
bung aller verbrecherifhen Störungen bes Rechts des Verlegten oder des 
Staats — was abermals nur zur Strafe des Entwurfs führt. Diefe 
erhält auf gleiche Weife für und gegen Alle das Recht, und begründet, 
wie wir fahen, bald mehr, bald weniger, al& die fogenannte Wie« 
dervergeltung. Sie erhält und gibt die wahre rechtliche Gleichheit oder 
Ausgleihung, und auf rechtlich vernünftige Weife, nicht den Gögen und 
Fetiſch einer blinden Rechtsgleichheit und feine Racheopfer der blinden 
MWiedervergeltung. 

Weit cher, als jenes Talionsrecht, könnte man noch aus jedem 
Berlesen oder Brechen des Friedens mit Fichte bie jedesmalige Aufhe⸗ 
bung bes Friedens oder gänzlihe Rechtloſigkeit des Verbrechers 
folgern, und dann die Wiedererneuerung des Friedensvertrags unter ber 
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vernünftigen Bebingung, daß zuvor ber Verbrecher durch Aufhebung al- 
ler Störung oder Schädigung bes Friedens ſich wieder 
ausföhne. Ein urfprünglih auf vernünftige Bedingungen einge: 
gangener Suiebensvertrag ſchwacher Sterblicher aber wird, ohne oder 
vor Eintritt der Nechtlofigkeit, biefe Bedingungen der Kortdauer des Frie: 
dens voransfegen. In beiden Fällen aber entſteht nicht Zalion, fondern 
unfere Strafe. 

Gewiß ift in dieſen dunkeln Gefühlen von gleicher Wiebervergel- 
tung und Reaction etwas Wahres, was alle Menfchen anfpricht. Die- 
fes aber ift nur jenes dunkle Allgemeine aller rechtlichen Strafen und 
aller Strafrechtötheorieen. Diefes Wahre aber muß zur vollen klaren 
vernünftigen — im Rechtsgebiet zur rechtlichen — Begründung, Bedin⸗ 
gung und Begrenzung gebracht werben, ehe e8 praftifche Geltung haben 
kann und darf. Diefes Wahre ift, daß unter ber Herrfchaft des Gefeges 
jedes gefegwibrige Handeln eine Störung ift und eine Schuld für den 
Hanbdelnden begründet, und daß dieſe Störung, fd weit fie geht, fo meit 
ber Handelnde fie verfchuldet, und zwar zum Schuß aller durch's Ges 
ſetz Geſchuͤtzten und gegen alle Gefespflichtigen auf gleiche Weife wie— 
ber ausgetilgt, nad altdeutſchem Wortſinn gebüßt, gebeffert werben 
muß. Aber man darf nicht blos bei ber Außenfeite und dunk— 
len Gefühlen ftchen bleiben. Man darf nicht, meil diefe Aufhebung 
bes Böfen für das empfindende Wefen mit Schmerz und Leiden ver: 
bunden ift, daraus eine blinde Ausgleichung von Rechtthun und Gluͤck⸗ 
feligteit, ober weil die Aufhebungsftrafe natürlich im Verhaͤltniß zur 
verfchuldeten Störung bleibt, eine blinde gleiche Wiedervergeltung ma⸗ 
hen wollen. Es muß, ohne alle Gebiets: und Begrifföverwirrungen, 
bie klare juriftifche Vernunft nachweifen, worin die rechtswidrige Stö- 
sung ober Belhädigung für die Erhaltung der Rechtsordnung befteht, 
und welches bie vernünftigen unentbehrlichen Mittel zur gerechten Aus- 
tilgung dieſer Störung oder Schuld find. Diefe ift alsdann der Störer 
zu leiften rechtlich ſchuldig, damit gefühnt fei, was er verbrah. Das 
tft die Straftheorte des Entwurfs. 


Diefe aber vereinigt von felbft in ihrem einfachen Rechtsgrundfag: 
der Erhaltung, Sicherung und Wiederherftellung der friedlichen Rechtsord⸗ 
nung duch Wiederaufhebung der verbreherifhen Störung, 
Alles, was wahr und richtig ift, in den rein abfoluten und 
in den rein relativen Schultheorieen. 


Es ijt nämlich hochachtungswerth in jenen rein abfoluten 
Theorieen, daß fie die Strafe, nicht mie die relativen Theorieen, zu: 
nächft durch ihre politifche Zweckmaͤßigkeit für eine pofitive polis 
tifhe Sicherung politifch begründen und die Bürger und ihre Rechte 
als Mittel dafür herabwuͤrdigen, fondern daß fie diefelben zunaͤchſt durch 
das Nechtsgefeg begründen wollen, daß ihre Strafe zunaͤchſt nur nes 
gativ oder als Bernihtung der Schuld fihern fol, und. daf 
fie den Berbrecher nur wegen feiner Schuld ftrafen mwollen, nur mit 
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dee gerechten Strafe, wann und fo viel er felbft verfchulbete, nur da⸗ 
mit feine Schuld gefühnt und getilgt werde. 

Aber es ift auch achtungswerth bei den rein relativen Theo: 
tieen, daß fie nicht dunkeln Gefühlen und Ideen hulbigen und nad 
ihnen geforderte zmedlofe Opfer und Graufamkeiten dulden wollen, baf 
fie nach den vernünftigen Mitteln einer wirflih zweckmaͤßigen Er— 
haltung und Sicherung einer friedblihen Redtsorbnung 
umfhauen, wozu bie rehtlidhe Regierung allein ihre 
Zwangsgemwalt bat. Nur müfjen diefe Mittel, wie jene in uns 
ferem gefeglihen Strafreht, rechtlich, als die rechtlichen Folgen 
und als die unentbehrlihben Aufhbebungen ber verbrederis 
[hen Störung, und nicht blos politifcy für zulünftige Sicher: 
beit wegen noch nicht verfchußdeter Mechtsverlegungen begründet were 
den. Sie dürfen, fo weit fie verlegend find, niemals weiter gehen als 
zur Austilgung der Schuld des Geftraften. 

Die vernünftige gerechte Strafe des badifhen Entwurfs ift nun 
abfolut, indem fie nur bie unmittelbar durch's höchfle Rechtsgefeg gefor⸗ 
derte Austilgung der Schuld iſt. Sie ift relativ, indem fie die Schuld 
nur austilgt, die Strafe lediglich nur beftimmt, abmißt, einrichtet, für 
die Strafzwecke ihrer Austilgung, indem fie aud für dieſe Austil⸗ 
gung nicht blind verfährt, fondern die vernünftigen Wege und Mittel 
ber vernünftigen Strafjwede verfolgt, alfo jede blinde Reaction, Ver⸗ 
geltung und Zalion um der Vergeltung willen und ohne Beftimmung 
und Abmeffung nach jenen Strafzwecken verfhmäht. Es fucht überall 
„ber Entwurf ſich frei zu halten von jeder blinden Vergeltung und eben 
fo von den zum Theil noch im baierifchen Strafgefeg übrig gebliebes 
nen rechtswidrigen Folgen und Härten der politifchen Sicherungstheo: 
tie. Und wo etwa noch eine Spur ber legteren geblieben war, fo mie 
> B.in den durch die blos politifche Sicherungsruͤckſicht gegen gemeingefährs 
liche Brandftiftungen nicht ſtreng geredyten Strafbeftimmungen des $. 506 
und 507, — ba hat die Commiffion audy hier dem Grundfage der Ges 
tehtigkeit meift zum voliftändigeren Siege geholfen — und gewiß nicht 
auf Koften der rechtlichen Sicherheit: denn nichts fichert beffer als Ge: 
rechtigkeit und ihre Achtung von Seiten der Bürger und als die gerechte 
Strafe. Ungerechtigkeit aber pflanzt nach allen Seiten hin für die rich 
terliche Anwendung, für den Geftraften und alle übrigen Bürger Uns 
fiherheit und Nichtachtung des Rechts. 

&o werden denn unfere Gerichte fic eben fo wenig durch bie Einfei= 
tigkeiten der relativen wie ber abfoluten Theorieen von der einfachen Bahn 
der Rechtsſtheorie ober ber nocd ganzen vollen juriftifhen Ge— 
rechtigkeit, von ber von ihe gebotenen vernünftigen, zweckmaͤßigen, 

‚ gerechten Austilgung der verbredherifhen 
Rechts ſtͤrung abzishen laffen. Sie werden fich nicht abziehen laf- 
fen von dieſer Rechtsherftellungstheorie oder von biefer juri- 
Rifhen Straftheorie des gemeinen Rechts, welche in der That fo 
natuͤtlich ift, daß man fi) wundern müßte, fie in ben Schultheorieen. 
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fo lange verfannt zu fehen, wenn nicht die Gelehrfamkeit fo oft das 
Matürlichfte, das Naheliegendfte zur Seite ließe. 

VII, Fortſetzung. 5) Verbältniß der bisherigen gefeg- 
lihen Straftheorie zu den übrigen neuen Strafgeſetzge— 
bungen und ihrer Wiffenfhaft. — Im Wefentlihen zu glei: 
chem Refultate, wie dieſe Ausführung rüdfichtlid des badiſchen Ent: 
wurfs, kommen in Beziehung auf die Theorie des neuen wuͤrtembergi⸗ 


ſchen und des neuen ſaͤchſiſchen Strafgeſetzbuchs die Verfaffer der beiden _ 


Schriften: 

„Bemerkungen über den Entwurf eines neuen Straf— 
gefegbuhs für das Königreih Würtemberg nebft einem 
Berfuh über Zwed und Mafftab der Strafe Stuttgart 
b. Gotta, 1836” — und „Einige Worte zur Begründung des 
Entwurfs zu einem neuen Criminalgefegbud für das Koͤ— 
nigreih Sachſen; mit Rüdfiht auf die fünftige fländi= 
fhe Berathung. Leipzig b. Kummer, 1836”. 

Auch diefe und überhaupt die neuen beutfchen Gefeggebungen biels 
ten, wie insbefondere auch der mäürtembergifhe Commiſſionsbericht, 
1837, auf der erfien Seite ausführt, an den Grundideen des 
früheren, des gemeinen Rechts feft, und wurden ebenfalls duch 
das praktifhe Beduͤrfniß beflimmt, den natürlidhen geredhten 
Strafrehtsgrundfägen aller freien Völker, und nicht blos 
einer einfeitigen Schultheorie zu folgen. 

Der geiftreiche berühmte Verfaſſer der zuerft genannten Schrift, 
ein erfahrner Staatsmann, führt fehr ſchlagend aus, daß die gefeglihe und 
richterlihe Ausmeffung (Arbitrirung) der Strafen einzelner 
Verbrechen durchaus nur von einem oberfien Grundfag bes 
Strafrehts ausgehen koͤnne, ohne weiches Verirrungen aller Art un: 
vermeidlich feien, und daß jedes brauchbare Gefegbudy auf einem be: 
flimmten Strafprincip beruhen muͤſſe. Er führt ferner aus, daß ber 
dem mwürtembergifchen Entwurfe und feinem Mafftab der Strafe wirk« 
lich zu Grunde liegende Strafrechtsgrundfag und der ihm entſptechende 
Mafftab der rechtlichen Strafbarkeit ganz den gemwöhnlihen abfoluten 
und relativen Straftheorie widerfprechen und vielmehr in der oben 
aus dem badifchen Entwurf nachgewiefenen Straftheorie der gerechten 
Aufhebung der verbeecherifchen Verſchuldung durch Genugthuung, Abs 
ſchreckung, Beſſerung beftehe. Er gibt nur dem Zweck ber gebührens 
den rechtlichen Genugthuung für den Beleidigten und die bürgerliche 
Gefeufchaft den Namen einer juriftifchen „Erpiation oder Abbüßung“, 
dagegen dem Zweck, die im unbeftcaften Verbrechen liegende Ermuthi⸗ 
gung und Anreizung zu fernerem Verbrechen von Seiten des Verbre— 
chers oder anderer Gleichgefinnten durch Befferung und Abfchredung auf- 
zubeben, den Namen ber juriftifhen Repreffion. 

Der berihmtefte und einflußreichfte Rechtsgelehrte der wuͤrtembergi⸗ 
ſchen Kammer, ihr jegiger Präfidene, Kanzler von Wächter, konnte 
natürlich in den Verhandlungen über den Entwurf nur dahin wirken, 
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das Geſetzbuch unferer entwidelten MWieberherftellungstbeorie immer ent: 
fprechender zu machen, ba er ſich ſchon längft in feinem Lehrbuch über 
das Griminalrecht offen für diefe Theorie und ihre Folgefäge ausgefprochen. 
Daffelbe thun zwar im MWefentlicyen überhaupt die meiften neueren Grimi: 
naliften. So ftimmt namentlidy aud) der eine günftige Öffentliche Beur⸗ 
theilee bes badifhen Entwurfs, Abega (in fenem Werke „Die ver: 
fhiedenen Strafrehtstheorien‘), eben fo in der „Methode eis 
ner biftorifch philofophifhen Begründung” wie in den prafti- 
(hen und Folgefägen ganz mit unferer obigen gerechten MWiederherftel- 
Iungstheorie und ihrer Vereinigung des Wahren in den bisherigen abfo- 
Iuten und relativen Strafrechtstheorieen überein; ganz aͤhnlich wie der 
andere, nämlih Heffter (Criminalr. $. 114.); und wie aud) 
jest Henke (in feinem Handbuch $. 4) unfere verſchiedenen intellec- 
tuellen Beſchaͤdigungen der Rechtsordnung durch's Verbrechen und die 
Nothwendigkeit ihrer MWiederaufhebung durch die Etrafe anerkennt. 
Nur ſucht auch Abegg wie Denke ber gerechten Wiederherhellungs: 
firafe eine Begründung und einen Zufhnitt nach der Hegel'ſchen 
Philofophie zu geben. Diefes verleitet dann den trefflichen Suriften zu 
Misverftändniffen. Das freilich fhadet an ſich natürlich gar nichts, daß 
jene Wiederherjtellungstheorie und ihre erite ſchlichte Begründung aus 
dem hoͤchſten Rechtsgrundfag in feinem Verhaͤltniß zu der Natur und 
der Wirkung der Verbrechen und Strafen, fo wie aus dem gefchichtli- 
hen Recht — obwohl er fie ſelbſt (S. 34.) eine „mit fo viel Gründ» 
lichkeit ausgeführte Theorie‘ nannte, ja fie ausdruͤcklich, fo wie früher 
audy ſchon Mittermaier und Wächter gegen den „ungerechten’ 
Borwwurf vertheidigte, fie begründe, bedinge und verbinde nicht in— 
alle ihre Strafzwecke durch Einen felbfiftändigen höchften Rechts: 
— bennody fpäter „eine unwiſſenſchaftliche und eine gemifcte‘’ 
te. Diefes geſchah zur Abfonderung der neuen philoſophi⸗ 
Deduction; und, wie es ſich laͤngſt von ſelbſt verſteht, iſt fuͤr einen 
lianı nicht in der Form Hegel’fcher Dialektik fid) bewegende 
| ee Das Schlimmere aber ift, daß dadurch 
‚The ſeidſt bei dem Verfaſſer nach manchen Stellen, insbe: 
Beurtheilung des badifchen Entwurfs (in Demme, 
d. I. ©. 11) in Schwankungen und Widerfprüce zu 
Die body nur aus den Rechisftörungen der Schuld 
= | ge Rechtsherſtellungs⸗ oder Wiederaufhebungs: 
wiede in Bu, juriſtiſch am Wenigften zu rechtfertigende, 
e Reaction und Vergeltung, um der Vergeltung willen, 
So erli ten un wieder jene aus der Matur der rechtli- 
Bi bebung begründete tehtlihe Genug: 
— an Befferung, welhe doch — wie 
33, 36) früher mit uns entwidelte — als bie 
intellectuellen Schadens des Verbrechens‘ 
win di Pa find, und fie in Inhalt und 
ı mußten. Sie feinen jetzt keineswegs mehr 
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diefe Aufhebung zu fein, die Strafe nicht beftimmen und fich in blinder 
Vergeltung von felbft machen zu follen. Dieſe ober die Hegel’fche mo⸗ 
ralifche blinde Reaction verliert dann nach dem Obigen wieder alle recht 
liche Begründung und Ausmeffung. Und jene Strafjiwede, die 
doch überall bie Gefeggebung beffimmen und leiten, 
welche fie überall ausdrüdtih als „die Haupt: und Endzwede‘ 
der Strafe bezeichnet und behandelt, welche die wahre Hauptfache ihrer 
Strafe felbft find, ftehen nun wieder als zu der Strafe jener hohen 
ſittlichen Vergeltung nicht gehörige, einflußlofe leere Worte neben ihr. 
Es ift faſt nicht viel beffer, als wollte man fagen: „Fuͤgt nur die 
vechte moralifche Vergeltung zu, biefe wirft zugleid) für Ausbildung des 
äfthetifchen Gefühls, ja auch zur intereffanten Unterhaltung des Volks. 
Die Zwecke der Ausbildung des aͤſthetiſchen Gefuͤhls und jener Unterhal⸗ 
tung ſind alſo die in der reinen Gerechtigkeitsſtrafe ſich von ſelbſt realiſiren⸗ 
den Strafzwecke, die jedoch natuͤrlich die Strafe in Inhalt und Maß 
eben fo wenig beſtimmen dürfen, als jene nothwendige Genugthuung, 
Abſchreckung und Beſſerung.“ 

Durch die Zuſammenmiſchung jener wirklich juriſtiſchen Momente 
und Beftandtheile des rechtlichen Strafzwecks mit moralifher Vergel⸗ 
tungsftrafe fallen beibe gänzlich aus einander, eben fo wie bie Berfhuls 
dung und die Rechtsſtoͤrung, welche die Strafe und jene Zwecke 
zu. ihrer Aufhebung begründen. Entweder beſtimmt fich bie rechtliche 
Strafe wirklich nad den Strafzwecken jener rechtlihen Genugthuung, 
Abſchreckung und Beſſerung, und geht fo weit und nur fo weit, wie 
e8 die durch fie zu bewirkende vernünftige Aufhebung der juriftifhen 
Schuld oder der Störung ber friedlichen Rechtsordnung nothwendig 
macht: und dann ift für diefe juriftifhe Strafe jede andere, angeblich 
gleiche, gerechte oder fittliche Reaction, Vergeltung ober Zalion nur blofer 
Name, nichts wirkendes Wort ; die angeblich gleiche Wediervergeltung ift 
bier keine MWiedervergeltung, die Gleichheit Eeine Gleichheit mehr im 
Sinne jener abfoluten blinden DVergeltungstheorie. Oder umgekehrt: 
man till durch die blinde gleiche Vergeltung des Unrechts die Strafe 
in Inhalt und Maß beftimmen, und dann find jene Haupt: und 
Endzmwede der Strafe lerre Namen und, fie theilweife zw beruͤckſich⸗ 
tigen, ift Inconfequenz. . 

So alfo hat fi) dem trefflihen Verfaſſer das einfache Geheimnif 
der juriftifchen „Strafgerechtigkeit wieder verdunkelt, daß hier bie Strafe 
„mur die Gerechtigkeit, nur bie Aufhebung der Rechts ſtoͤ ung, — ober 
der rechtlichen Schuld — zum Grund und zum Zweck hat, daß 
aber, weil jene Rechtsſtoͤrung und die juriſtiſche Verſchuldung daſſelbe 
ſind, und die Schuld nur in jener dreifachen Richtung intellectueller 
Stoͤrung oder Beſchaͤdigung beſteht, auch der Zweck ihrer Aufhebung 
nur in jener dreifachen Richtung der Austilgung der Störung beftehen 
kann. Die Strafe vereinigt in ihrem einen Zweck der Aufhebung ber 
Rechtsſtoͤrung nad; der Natur diefer Störung bie rechtliche Achtungs⸗ 
herftellung, Abfhredung und Befferung als blofe Beſtandtheile ihrer 


Strafrecht, Strafrechtötheorie, Strafpolitit. , 273 


Aufhebung. Es ift dieſes ganz aͤhnlich, wie ein vollftänbdiger civil: 
rehtliher Schadenserfag megen eines Steinwurfs dreifachen Bes 
ſtandtheil des Erfages, Eurkoften, Sachenbeſchaͤdigung und entzogenen 
Erwerb enthalten kann. Und eben fo wie ſtatt folcher civilrechtlichen ' 
vernünftigen Aufhebung der materiellen Rechtsſtoͤrung eine Ausübung 
blinden MWiedervergeltungsrechts durdy einen neuen Steinwurf in des 
Verlegerd Haus baarer Widerfinn wäre, und zu viel und zu wer 
nig gäbe und nur unndthig und roh zerftörte, — gerade fo ift daf- 
felbe der Fall in Beziehung auf die ftrafrechtliche Aufhebung der intel 
lec tuellen Störung und in Beziehung auf eine ftrafrechtliche Wiedervergeltung- 
Unftreitig find es gemwöhnlid) die denfenditen, die geiftreichften, die 
ebelften Suriften oder Staatsmänner, welche das Beduͤrfniß fühlen, aud) 
die praftifchen Rechtsſaͤtze durch tiefere Grundfäge eines philofophifchen 
Softems zu begründen. Und eine tüchtige praktifche Meifterfchaft macht 
bei ihnen felbft vielleicht Einfeitigkeiten der Schulphilofophie ungefährlich, 
läßt fie im Strafrecht felbft eine Kant’fche wie eine Hegel’fhe Mie: 
dervergeltungtheorie der praktiſchen juriſtiſchen Straftheorie fo ſehr ans 
—* daß es faſt des Streits für die richtige juriſtiſche Begründung 
der letteren nicht zu bedürfen fcheint. Aber wer es weiß, wie fehr von 
ieber in der größeren Verbreitung manche mehr ſchulphiloſophiſche 
oder mehr poetifhe und durch's Gefühl beftimmte als ſtreng juriftifche 
‚namentlid im Strafrecht, zu ganz gefegwidrigen und ver« 
m Folgerungen führten, der wird es und verzeihen, wenn wir 
! ie legteren unfer gefegliches Strofreht zu ſchuͤtzen fuchten. 
 Gemiß es waͤre ein Ungluͤck, wenn die Juriſten nicht durch philo— 
* Studien ihren Geiſt ausbilden, erweitern, befreien wollten. 
fe 5* muͤſſen wir doch, daß nur die Philoſophie wahr iſt, 
* hen es nicht ſind. Und heilig muß uns die 
—— juriftifhen Gebiets bleiben. Abhän- 
jedes neueſten Schulphilofophen follen wir nicht werden, 
leiben, felbfiftändige und praktifche Juriften vor Allem, 
nafius und Heineccius, unfere Möfer und Mofer, 
ben und Pütter es waren. Mo foll es vollends jet hin- 
m, zuallen anderen verlorenen Garantieen fefter 
i Rechtsverwaltung und nah Zerſtörung 
deutſchen Reichsgerichte und faſt auch 
— en, nach verlorener Einheit deutſcher Gefegges 
Fundamente felbitftändiger Jurisprudenz wanken und 





















en, wenn unſere Grundſaͤtze mit jeder neuen Tages⸗ 
follten? Wo fol zu jenen von dem badifhen Ent: 
riſtiſhen und gleihförmigen richter- 
egroßen Unbeflimmtheiten unfes 
ng fein, wenn heute unfere Suriften mit 
ie Recht felbft von jeder fittlihen Grund: 
a in die Degel’fche, es mit der Moral vers 
de Kant'ſchen entweder —— Wie⸗ 
1 
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dervergeltung ober Feuerbach'ſchem Furchtmechanismus hulbigen, morgen 
mit der Hegel’fchen ſich zu moralifchen Vergeltern aufmwerfen? 

Möchten menigftens in der richterlichen Praris von ber einfachen 
juriftifchen Straftheorie jene irreleitenden Blendlichter metaphuftfcher Spe⸗ 
eulationen ferne bleiben und nur die gefeglichen vehtlihen Grunb> 
fäge in männlich folgerichtiger Entwidelung angewendet und fortgebils 
det werden! Der faft angfterregende Spielraum für das richterliche Er⸗ 
mefjen macht die Aeußerung dieſes Wunfches ſelbſt e Gewiſſens ſache. 

. Welder. 

Strafverfahren, Eriminalprocet. — Im ganzen Rechts⸗ 
gebiete, vielleicht im ganzen politifhen Gebiete, gibt es nichts Wichtige: 
tes, als den Strafproceß. Seine gute ober verberbliche Einrichtung ent- 
fheidet am Meiften über alle heiligften und wichtigften Güter — noch 
weit mehr als felbft das Strafgeſetzbuch. Die Gefege werden doch im» 
mer mehr ober minder gut ober ſchlecht durch das Verfahren; fie wer⸗ 
den das, mas bie Richter, ihre Proceffe und Urtheile daraus machen. 
Auch wird eben wegen diefes unmittelbarften und ftärkften Einfluffes des 
Strafproceſſes auf die Schickſale der Bürger derfelbe vorzugsweiſe zum 
Werkzeug und Hebel des jedesmaligen Regierungsfpftens gemacht. Des: 
halb ändern ſich mit der Verfchiedenheit der WBerfafjungszuftände, der 
freien und bespotifchen, auch ſtets alsbald ihre Strafprocefeineichtungen 
und die damit in unzertrennlicher Verbindung ftehenden criminalrecht⸗ 
lichen Gerichtdorganifationen. Die feiten Bürgfchaften und Sicherun⸗ 
gen zu Gunſten ber angeflagten Bürger und der Unfchuld, die Siche⸗ 
rung gegen willfürliche MWerhaftungen, Hausſuchungen und Papierbe⸗ 
ſchlagnahmen, gegen zu leichten Anfang ber Criminalproceffe, gegen nicht 
gerechte Verurtheilungen, bie volle Deffentlichkeit des Verfahrens, bie 
völlige Unabhängigkeit und allgemeine Vertrauenswürbigkeit der Gerichte, 
das Schtourgericht, alles diefes muß ganz ober theilmeife weichen, wenn 
die Gewalt despotifch wirken, menn fie ihre heiligen Verſprechungen 
brechen oder vereiteln und die Mahnungen an diefelben unterdrüden, 
wenn fie Recht und Freiheit und Verfaſſung mißbrauchen und verfüms 
mern will. Aus bem feiner Natur nad nothwendig öffentlichften, voͤl⸗ 
fig parteilofen Rechtsverfahren und Rechtsurtheil muß dann 
ein geheimer mwilffürliher Krieg, eine politifhe Ketzerinqui— 
fition werden. In roheren Zeiten werben dann unverfhleierte Gas 
binetsjuftig, graufame Zorturen, blutige Rache» und Furchtſtrafen und 
Bermögensconfiscationen dem Despotismus dienen. Sn civilifieteren 
und zahmeren Zeiten bienen bie ftillen Morde und Zerflörungen der Ver⸗ 
folgten und ihres umd ber Ihrigen Lebensglüdes durch lange und ges 
beine Proceffe und Kerkerqualen oder durch Verbannungen. Richterliche 
Werkzeuge für eine verfchleierte Cabinetsiuftig wird man bei geheimen 
Beamtenproceffe durch Abhängigkeit der Richter von ber Gunſt und Un- 
gunft der Gewalt überall Leicht finden, vollends bei dem Gebrauche von 
außerorbentlichen Gerichten, Commiffionen burdy Auswahl der Richter 
ber durch bie neuen Befegungen, neuen Bildimgen von Criminal: oder 
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gar politifchen Senaten. Es gehört in ber That zu ben ſchmachvoll⸗ 
ften Erfcheinungen ber neueren deutfchen Literatur, daß manche — Gott» 
106 nicht alle — deutfchen reactiondären Schriftfteller confequent und nad 
dem Vorgang bes Hrn. v. Haller eine ſolche rechtlofe Eriegerifche Gabi: 
netsverfolgung der politifch Miffälligen oder der Gegner ber Mächtigen 
und ihres Regierungsfoftems vertheidigen und dadurch vollends den Be: 
griff wie den Beftand und die Würde ihres Königthums erniedrigen. 
Die gerechten Einrichtungen der Strafgerichte und bes Strafge: 
richts, ihre Bürgfchaften micht blos für die Freiheit, fondern für bie 
gefegliche Drdnung und ein wuͤrdiges Fuͤrſtenthum, überhaupt für wahre 
Gerechtigkeit, hat übrigens das Staatsleriton bereits in einer gan» 
zen Reihe von Artikeln abgehandelt. ©. „Anklage”, „Belhlagnah«e 
me”, „Sabinetsjuftiz“, „Solter”, „Jury“, „Juſtiz“ und 
„Deganifation der Gerichte”, und unten „Verhaftung“. 
Das, was in biefer Beziehung noch ergänzend zu fagen märe, und 
zwar vorzüglich über die Gefahren und Mängel unferes deutfchen gehei⸗ 
men Inquiſitionsproceſſes, über die Gefahren eines Proceffes ohne be: 
fHändige controlivende Mitwirkung eines Gerichtshofes und des df: 
Anklägers mit dem Unterfuchungsrichter, und ohne Gontrole 
einer Öffentlihhen Gerichtseinrichtung, und fodann über die Gefahren 
eines Urtheilens blofer Beamten, vollends unferer neudeutfchen amovis 
belen Richter, nad) moralifcher Ueberzeugung oder über Indicien— 
—— welche nach Aufhebung aller Tortur fuͤr alle ſchwieri— 
n Griminalfälle allein übrig bleiben — diefes Alles läßt fi wohl am 
hiten in Verbindung mit mwirklidyen Criminalfällen darftellen. 
ng beflimmte dazu für das Staatsleriton die zwei 
ürdigen deutfchen geheimen Snquifitionsproceffe, die gegen 
un ran. Befondere praktifhe Zwecke aber beftiimmten 
— uͤber dieſe Proceſſe, noch ehe die Reihenfolge der 
des Staats lerikons dazu führte, in einer beſonderen kleinen 
m Karlsruhe erſcheinen zu laſſen und fie ber badiſchen II. Kam- 
he: E>. Ich darf um fo mehr eine weitere An- und Aus: 
Datſaͤchlichen biefer Proceffe, an melche ich meine Be 
Enüpfen wollte, zur Seite laffen, da ich biefes Thatfächliche 
ausführlichen Schriften wie durch Zeitungsauszüge, namentlich 
ienſtlich * „Saͤchſiſchen Vaterlandsblaͤtter“, als 
fi "Dorausfegen kann. Ich laffe nun auszugsmweife den 
inen Schrift, fo weit er für das Staatsleriton 
x folgen. Sch mill dabei nur noch bemerken, daß 
der refe Mittheilung der Hauptmomente ber in der 
bi 87 od" enthaltenen Zhatfachen dadurch nicht konnte ir⸗ 
nad einem Artikel in der Augsburger allgemeinen Zei- 


eimen entfitionsprogeffe gegen Weidig und 
13 en RT bes Antrags auf dffentliches 
re und wurgeriht von E&.Welder. (Der Er: 
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tung He. Boden bie Quelle, woraus jene Schrift gefloſſen, eine trübe 
nannte, daß er und ein heffifher Hofgerichtsrath eine Beleuchtung je: 
ner Schrift und des Weidig'fchen Proceffes in Ausſicht flellte, ja daß 
das betheiligte Miniftertum im erften Verdruß über jene Schrift fie eine 
Schmähfchrift nennen mochte. Ich kann den Hrn. Boden verfichern, 
daß die Quelle jener Schrift, bie ich recht gut kenne, nicht trüb, ſon— 
dern hoͤchſt achtungswerth und rein ift. Eine Beleuchtung des höchft 
merkwürdigen Buches und Rechtsfalls wird übrigens der guten Sache 
nur nügen. Die Hauptthatfacdhen beruhen auf öffentlichen Actenftüden, 
deren Aechtheit Niemand irgend in Zweifel zu ftellen wagte. inzelbeis 
ten mögen, wenn es möglich ift, hier und da in anderes Licht geftellt 
und felbft widerfprochen werden. Darauf wird die Antwort nicht feh⸗ 
len. Mürbden fie auch fogar als irrig befunden, fo werden fie an der 
Hauptfahe nidhts Ändern, und fie könnten ein ſolches in reinfter 
Treue für die öffentliche Gerechtigkeit gefchriebenes Bud) nimmermehr 
zu einer Schmähfchrift machen. Diefe® Buch berichtigte ja ſelbſt an 
dem Hauptberichte der Bundescentralcommiffion viele einzelne Thatſa— 
hen, melche der Ehre einzelner Bürger fehr zu nahe traten. Wird es 
aber wohl deshalb Jemand wagen, diefen Bericht eine Schmähfchrift zu 
nennen, oder ihren Urheber und feinen redlichen Abfichten zu nahe zu 
treten? Der Inquifitor Georgi nannte den ihm nachtheiligen Be— 
richt der hofgerichtlihen Unterfuhungscommiffion, an deren Spige das 
ältefte geachtetite Mitglied jenes Gerichtshofes ftand, auch eine „Schmach⸗ 
ſchrift.“ Wird nun deshalb Jemand glauben, daß er biefes auch wirt: 
lich war? Ueberdies hat ja der Verfaffer jener hochverdienſtlichen oͤf⸗ 
fentlihen Anklagefchrift feinen Gegner muthig vor die Schranken fei- 
nes Gerichts gefordert. Er hat ihre Anklagen nicht zu fürdten, und 
ich konnte über die feinige mein Neferat und meine rechtliche Beurthei⸗ 
lung mit beſtem Gewiffen dem deutfchen Waterlande vorlegen, welches 
bei diefer Sache gar fehr betheiligt ift*)' 
So wie die Schrift: „Weidig’s Zod‘ **) ein helles Licht zu— 


*) Nach der Vollendung der vorftehenden Worte erhielt ich bie eben erſchie— 
nenen Nachträge von A. Boden zur Vertheidigung Jordan's nebft 
einer Würdigung des Buchs: „Der Tod des Pfarrers Weidig.“ 
Frankfurt bei Sauerländer, 1843. Diefe Schrift nun beftätigt meine 
Vorausſicht. Auch nicht eine einzige aller Thatfachen in der Schrift: „Weis: 
big’s Tod” kann Hr. Boden widerlegen, oder berfelben auch nur beftimiat 
widerfprcchen. Ueber Berfchiedenheit der Beurtheilung habe ich natürlich nicht mit ihm 
zu rechten, da ja auch er das Verfahren der beffifhen Gerichte und ihres Unter: 
fuchungsrichtere und die furchtbaren Erfcheinungen dieſes Proceffes „keineswegs 
vertheidigen oder gut heißen mag’ (&.18), vielmehr ausdrüdlich anerkennt (S. 
16), daß jedenfalls das Wahre und nicht Uebertricbene indem Bud, 
„ein fehr trauriges Licht auf den geheimen Strafproceß in Deutfchland wirft, und 
„gewiß bei jeder gerichten und] die Mittel der Gerechtigkeit wollenden Regierung 
„dazu beitragen wird, die VBerbeflerungen in der Gerechtigkeitspflege, welche die 
„Zeit verlangt, zu befchleunigen.” 

**) Der ganze Zitel ift: Der Tod bes Pfarrers Dr. Friedrich 
Ludwig Weidig. Ein actenmäßiger urkundlich belegter Bei: 
trag zur Beurtbeilung bes geheimen Strafproceffes unb der po— 
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naͤchſt auf die Natur bed geheimen Inquifitionsproceffes fallen 
läßt, fo veranfchaulicht das Urtheil über Jordan und feine Mit: 
angeflagten zunaͤchſt die Strafurtheile unferer deutfchen Beamtenge: 
richte, die Urtheile nad) folhen Ausfagen und vorzüglich nad folchen 
Indicien, melde die an fich ebenfalls trüglichen Acten und Rela: 
tionen aus diefen Inquiſitionen entnehmen. Jeder Tadel aber wird 
auf die Natur der Einrihtungen fallen, nicht auf die menfdlis 
ben Perfönlichkeiten der Richter, die ja in Deutfchland denen in 
anderen Ländern nicht nachftehen. 

Die Schrift: „Weidig’8 Tod“, wird durch ihren Inhalt und ihre 
wirklich meifterhafte Darftellung für die Sache der Deffentlichkeit und 
Gerechtigkeit einen großen Sieg bereiten, einen Sieg, wie wir hoffen, 
Im den WUeberzeugungen und Gefühlen aller menſchlich und rechtlich 
gefinnten Lefer, weldye nad) ſchwankten zwifchen Zag und Nacht. Seit 
Boltaire’s Büchlein über den Yuftizmord gegen Sean Galas und 
fit Sylvio Pellico's ergreifender Schilderung feiner Gefängnifqua- 
len erfchien keine Schrift, welche durch Xhatfahen, Behandlung und 
Darftelung fo fehr geeignet ift, dem ebdleren Xbeile der Nation bie 
fhauervollen Abgründe unferer beutfchen geheimen Griminaljuftiz erfchüt: 
ternd und überzeugend vor die Seele zu ftellen. Das inhaltreiche, mei: 
ſterliche Bud, belehrt beſonders auch über die politifchen Unterfuchungen 
in Deutſchland, über die neuerlich Mode werdenden unglüdlichen Sur: 
rogate der Gerichtsöffentlichkeit, nämlich über jene unwillkuͤrlich viel- 
fach irreführenden officiellen Ueberfichten der Procefrefultate, und 
die in ihnen vom Regierungsftandpuncte aus beliebig ausgewählten und 
zufammengeftellten Sragmente der geheimen Acten und insbefondere über 
den Bericht der Bundescentralcommiffion aus den: ‚gegen 1800’ pos 
litiſch Angeſchuldigte geführten Unterfuhungen. Es verbreitet über Uns 
menichlichkeiten und Scheußlichkeiten deutfcher Inquifitiong und Kerker: 
quaien (j. z. B. ©. 114 ff.) und die unglüdlichen Opfer der geheimen 
Juſtiz durch viele neue Thatſachen, wie durch tiefe Auffaffung und rich— 
tige Verbindung derfelben, ein erfchredendes, aber ficher ein höchft dan⸗ 
kenswerthes Licht. Von der ausgezeichneten edlen Perfönlichkeit Wei: 
dig’s, bie felbft feinen Gegnern Achtung gebot, von feinem reinen, 
alüdlichen Privat: und Familienleben, wie von feinem aufopfernden öf: 
fentlichen Leben gibt der WVerfaffer ein hoͤchſt anfprechendes und mahr: 
beitögetreues Bild. Er prüft hierauf die gegen Weidig erhobenen An- 
Hagen und fucht es mahrfcheinlich zu machen, daß Weidig, der vor 
Beendigung feines Proceffes im Darmftädter Gefängniß ftarb, bei aller 
patriotiſchen Entrüftung über verlegende Mafregeln, bei der aufgeregteften 
und thätigften Zheilnahme an den Beitrebungen der Unzufriedenen, ihre 
Ueberzeuaungen, fo viel möglich, der Nation mitzutheilen, und bei der 


htiihenäuftände Deutfchlands, mit dem Motto: „Du kannt nicht 
lagen, daß ich's that. O ſchüttle nicht deine blutigen Locken ge— 
gen mid.” een ze Banquo's Grift.) Zürich und Winterthur, Ver: 
ag des kiteratur-Comptoirs, 1843. 
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damals weit verbreiteten Verzweiflung an einer Rettung ber Eriftenz und 
Ehre des Vaterlandes durch freiwillige Rechtsgemährung von Oben, den⸗ 
noch von wirklichen politifhen Verbrechen fidy frei hielt. Namentlich 
enthalten über die Hauptanklage, das Frankfurter Attentat, bie Acten⸗ 
veferate vielmehr die Ausfagen über befjen entſchiedene Mißbilligung in 
den Worten Weidig’s: „man folle Beine Veranlaffung zu unnöthigem 
Blutvergießen geben, das Volk fei durchaus nicht für den Aufftand ; in 
der Sache felbft würden eher Ruͤckſchritte herbeigeführt werben‘ (S. 61). 
Und nach den glaubhafteften Nachrichten aͤußerte ein Zheilnehmer am 
Attentat: „es fei von Weidig fogar Anzeige des Vorhabens zu fürdye 
ten, man müffe ihn deshalb umbringen” (S.60). Nur in ber ers 
greifenden Darftellung felbft aber muß gelkfen werden, was fie außs 
führt über das erfte Unrecht in den deutfchen Kämpfen, und über bie 
vorzüglich in Weidig's Vaterland bis zum Aeußerſten getriebene Unter» 
druͤckung jedes freien Wortes auch nur der Erinnerung an bie verheiße- 
nen und urkundlichen Rechte der Nation, fo wie über die gekraͤnkte 
Wahlfreiheit und über die natürliche Wirkung ſolcher Unterdruͤckung. 
Schwer, aber nothwendig ift es, im ſolchen Oppofitions: und Nothwehr⸗ 
kaͤmpfen für Wahrheit und bürgerliche Freiheit gegen verfaffungsmwidrig 
erfcheinende Unterdrüdung, moraliſche und politifhe Werirrung, blofe 
Oppoſition und Gogitation von dee verbrecherifhen That und endlich 
ben Irrthum der Anficht vom unedler Gefinnung zu ſcheiden. Der 
legteren wagten MWeidig auch feine Gegner nie zu zeihen. Und er-felbit 
behauptete bis zu feinem Tode ftandhaft feine Unfhuld. Sein Tod vers 
binderte die Beendigung feines Procefjes und ſchloß ihm für die Ver⸗ 
theidigung den Mund. Die durch folche, meift jahrelange Inquifitionss 
und Kerkerqualen, wie bie feinigen und feiner Mitangeklagten, erxpreß⸗ 
ten, nicht felten auch belohnten Ausfagen von Angefchuldigten, Ausfa- 
gen, welche nody dazu nie ein Verteidiger in den geheimen Acten ſelbſt 
vollftändig einfehen und aus diefen vollftändig mittheilen durfte, Ausſa⸗ 
gen, vorzugsweife von fo leichtfertigen und Lügnerifchen Perfonen, wie 
Auguft Beder, ober wie ber für Geld feine gravirenden Ausfagen 
gegen die politifch Werfolgten anbietende und von „‚verfchiebenen Geis 
ten mit Geldgefchenten ermunterte” Kuhl, ober endlich Ausfagen, wie 
die bes durch Inquiſitions- und Kerkerqualen elendiglih erkrankten 
Apotheker Trapp, find in aller Hinficht unglaubwürdig. Gaͤbe e6 noch 
etwas Vermwerflicheres, als das Unrecht und die Unmenfchlichkeit, fo wäre 
es der ſtaͤrkſte Vorwurf gegen geheime Kerkerinquifition und ihre Tor⸗ 
turen, baß fie ihrem Hauptzweck felbft entgegenarbeitet, der Weber» 
jeugung naͤmlich von wirtliher Schuld der Berurtheil« 
ten, überhaupt der materiellen Wahrheit und Glaubhaftig— 
keit der gerichtlichen Refultate, melde in dem geheimen Inqui⸗ 
ſitionskriege gegen deſſen in geheimfter Haft ſchmachtende hülfiofe Opfer 
gewonnen werden. Was bleibt vollends im vorliegenden unbeenbigten 
geheimen Proceffe einem befonnenen Manne, bei dem Blicke felbft auch 
nur auf die im Artikel „Jury“ nachgewiefenen zahlreichen falfchen Auss 
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fagen, Acten und Relationen und bie vielen förmlichen Verurtheilungen 
deutfcher Inquiſiten, deren völlige Unfchuld ſammt den richterlichen Ins 

quifitionsfreveln zufällig fpäter vollftändig ertwiefen wurden, Anderes 
übrig, als das Feſthalten der Rechtsannahme der Unfchuld! ebenfalls 
aber wird es nimmermehr möglidy fein, theilnahmlos einen foldyen 
Mann, wie Weidig, fammt feinen Mitangeklagten in zmweijähriger 
einfamer Einkerkerung allen hier fo ergreifend gefchilderten namenlofen 
Eörperlichen und Seelenqualen eines Swauifitiondberkere Preis gegeben zu 
feben; biefen willfürlihen Beraubungen auch der legten Zröftungen 
und Genüffe im feuchten , übelriechenden, halbdunkeln, Abends licht: 
loſen Kerker, diefen rohen Eingriffen in alle beiligften menfchlichen Ger 
fühle und Verhältniffe, biefer fchredlichen Hülftofigkeit und VBerlaffen: 
beit, gegenüber dem furchtbaren, feindfeligen Inquifitor, gegenüber deſ⸗ 
fen rohen, barbarifchen Drohungen und Zufügungen ſchimpflicher Be— 
“ Handlung, bes Kettentragens, bes Anfchliefens, des Prügelns. Doch 
bis zur dichſien Empoͤrung aller edleren Gefuͤhle fuͤhrt uns die Darſtel⸗ 
— indem ſie uns die Ungluͤcklichen in ſolcher Lage in ihren geheimen 
Kerkern Preis gegeben zeigt einem Inquiſitor, den nicht blos ſo viele Zuͤge 

in den Acten als Bing übelberüchtigt, als jähzornig und leidenfchaft: 
lich ſchildern, nein u aud als feit lange her der übermäßigften Trunk⸗ 
fucht fo ergeben und als während der Unterfuchung felbft das ſcheußliche 
Lafter ſolchermaßen fortfegend, daß er enblich in ben vollftändigften Säus 
ferwwahnfinn verfällt. Und num lefen wir, daß trog der gerichtlichen 
Anerkennung der furdhtbaren Thatfahe, und trog aller Per: 
Horrefcenzgefuiche der unglüdlichen Inquifiten das Mittel: und das Ober: 
— — dennoch auch fernerhin der furchtbaren Gewalt eines 
—— uͤberlaſſen, dieſen alſo — den freilich auch die Bun- 

zu ſchuͤtzen ſchien und ſpaͤter belobte — fuͤr eine zum 
amt „genügend feomme, ehrbare und taugliche Perſon“ (f. Ca: 
) erfläcenz daß zugleich alle Hülferufe und Beſchwerden über 
eg ngen und Mishandlungen fo erfolglos verhalten, daß fogar 
Unterfuchung derfelben und die Commiſſion für fie 
nißvoll verſchwindet, ohne daß etwas Anderes davon zu 
* * leidenſchaftlichen Klagen des Inquiſitors, welcher 
nachtt y ausgefallenen Berichte und Ausfagen ber aller⸗ 
Dan und ärztlichen Perfonen als „Sch maͤh⸗ 
n ihn und fein Verfahren bezeichnet; ja, daß endlich 
Inquiſiten fo vollftändig wird, daß 
—— in feiner Beſprechung mit den Kran- 
gen Beſuchen ber Eingekerkerten behindert 

bh Weidig in den legten fünf bis ſechs 
} und Leidens, in welchen eine gefährliche Gehirn: 
te, auch nicht ein Mal mehr fieht! So te: 
us dem grauenvollen Inquiſitionsdunkel einzelne feis 
an's Licht, der Wahnfinn eines Inquifiten, 
des penfionieten Hofgerichtsdirectors Mini» 
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gerobe, bie mitleidswertheſte Geſundheitszerruͤttung und ber Kerkertob 
eines Anderen, bes Apothekers Trapp, dem fogar bie Fümmerliche 
Wohlthat eines geheizten Krankenzimmers verfagt wurde, und bann 
der fchaubervolle Tod Weidig’s. Diefen nannte man Selbftmorb. 
MWeidig’s Brüder aber erhoben wegen deffelben nad den S. 47—59 
" mitgetheilten gerichtlichen Actenftüden eine Anklage gegen den Inquiſi⸗ 
. tor. Aus bdiefen nunmehr der Melt vorliegenden gerichtlichen Acten: 
flüden wollen wir nur den wefentlichflen Hauptinhalt kurz referi⸗ 
ten. Durch Angabe vieler Einzelheiten mit dazu angeführten Zeugen 
und angeblichen Actenftüden, betreffend das frühere Leben ihres Geg- 
ners, fuchen fie denfelben als der angeklagten That wohl fähig darzuftel- 
len. Er babe nun mährend der ganzen geheimen Unterfuchung ihrem 
hülflofen Bruder als Todfeind gegenübergeftanden, fo daß biefer fchon 
früher die Furcht, von ihm ermordet zu werden, ausgefprochen und nad) 
Georgi’s eigenem Vorgeben hinmwiederum ihn — der, trog alles 
deffen und trog des Säuferwahnfinns, doch immer fein Richter und 
geheimer Inquiſitor blieb — zu ermorden verfucht habe! Es habe fer 
ner diefer Inquiſitor bei der Unmöglichkeit, von Weidig ein Geftänd: 
niß zu erpreffen und einen Schuldbeweis gegen ihn zu erhalten, und bei 
beffen unvermeiblicher enbliher Freilaffung die Enthüllung feiner ger 
heimen Inquifitionsfrevel fürchten muͤſſen. Alle Umftände endlich und 
der Befund der Leichenfhau fprächen dafür, daß bie eigentliche Todes: 
wunde Weidig’s ihm fein Inquifitor felbft zugefügt habe, und daß 
derfelbe jedenfalls duch geheime Kerfermartern, wie durch barbariſch ans - 
gebrohte und vollzogene Mißhandblungen, durch lange Kettenftrafen und 
durch aͤrztlich verbotene Stodprügel eine Geifteszerrüttung ihres unglüdli- 
hen Bruders, und mit derfelben und durch geöbfte Verwahrlofung ben 
Tod abfichtlidy oder doch mindeftens fchuldvoll herbeigeführt habe. Dop: 
pelte ärztlihe Gutachten, unter ihnen ein böhft umfidhtiges und 
gründlihes, einftimmiges Gutachten der Züuricher medicinifchen 
Facultät unterflügen nur zu fehr die furchtbare Anklage. Mit des un: 
glüdlichen Weidig's Tod aber ruft der Tod der durch die Seelenpein 
über ihres Gatten Schickſal hingeopferten edlen Gattin um Gerechtig⸗ 
keit. Freilich muß man vor der Beendigung des Proceffes, und ebe 
die Ergebniffe der Unterfuhung diefer Anklage und die vollftändige 
Bertheidigung des fo ſchwer befchuldigten Inquifitors der Melt vor Aus 
gen liegen, fidy eines definitiven Uetheils enthalten. Gewiß aber wird 
wenigſtens nunmehr die Ehre der beffifhen Gerichte es fordern, daß 
endlich die vollftändigfte Unterfuchung aller erhobenen Anklagen er—⸗ 
folge, daß alle früheren Hemmungen und Actenfperrungen für die An: 
Eläger hinwegfallen, daß. ihnen ihres Bruders Papiere und Briefe nicht 
ferner „aus Gründen der Staatspolizei‘ vorenthalten werben, 
und daß man endlidy denfelben nicht mehr von Gerichtöwegen das Ent: 
ſetzliche zumuthe, ſich felbft von demfelben Inquiſitor über ihre An: 
Hagen verhören zu laffen, deſſen Hand nach ihrer Ueberzeugung das 
Blut ihres unglüdlihen Bruders befledt! Und auch den Ausbrud des 
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Grauens vor einer Strafprocefeinrichtung, in welcher nur die Hälfte von 
demjenigen möglich ift, was aus geheimen deutfchen Inquifitionsprocef- 
fen fo häufig berichtet wird , des Grauens vor Inquifitionsbaftillen und 
Marterfammern , diefen toird fein rechtlicher Menſch unterdrüden Eön- 
nen oder unterdbrüden muͤſſen. Den Dank der Nation aber verdienen 
bie tapfern Brüder des unglüdlihen Weidig, die trog aller ihnen ent: 
gegenftehbenden Hinderniffe und Gefahren fo muthvoll und beharrlich als 
feine Ehrenretter und Bluträcher auftraten und fo menigftens theil- 
mweife ſchaudervolle Thatfachen dem Dunkel entriffen. Nicht minberer 
Dank auch gebührt dem trefflichen Schriftfteller, der diefe Thatſachen fo 
mwürdevoll vor den Richterſtuhl der Sffentlichen Meinung ftellte, und, mo 
er vielleicht in Irrthum geführt fein follte, den Betheiligten fetbft zur 
längft verbreitetee Gerüchte Gelegenheit verſchaffte. Wohl 
durfte er dieſe feine treffliche Schrift mit den Worten beginnen: „Die 
Schrift, die bier der Dcffentlichkeit übergeben wird, ſteckt nicht die Fahne 
irgend einer Partei auf: fie tritt für die ewige heilige Sache der Menſch⸗ 
lichkeit und Gerechtigkeit in die Schranken. Darum wendet ſie ſich 
mit der Erzählung eines Rechtsfalls, der in den Jahrbuͤchern der deut⸗ 
fhen Gerichte eine biutbefledte Seite füllt, nicht blos an die Männer 
der Wiſſenſchaft und der juriftifchen Praris. Sie wendet fi auch an 
die Fürften Deutfchlands und die Vertreter des deutfchen Volks, die das 
Verbrechen fchwerer Verſaͤumniß auf ſich laden, fo lange fie ſchweigen 
zu einer Geſetzgebung und einem gerichtlichen Verfahren, wonach unter 
der Tügnerifchen Form des Rechts der Ehrenmann mie der Verbrecher 
am bingeopfert werben kann; an jeden Deutfchen endlich, dem für 

des Baterlandes ein Herz in dem Bufen fchlägt. 



















n Bon Jordan's Proceß befisen wir nur das Urtheil mit Ent: 


gründen von Seiten defjelben Gerichtshofes, der die Unterfü: 
te — alfo immerhin zugleic die Rolle des Anklägers hatte. 
alfo wohl nicht erwarten follen, daß eine deutfche Zeitung, 
an's Gegenrede und Vertheidigung abzuwarten und ohne 
ıf die fünfjährigen Unterfuchungsleiden, eine Billigung dieſer 
hätte ausfprechen mögen. Wir dagegen verfuchen blos 
jenen Darftellung des verurtheilenden Gerichts die Aus» 
unferer rechtlichen Ueberzeugung , daß die Verurtheilung aus 
senden rechtlich völlig unzuläffig fei. 
18 Eurheffifche Gefeg vom 14. Februar 1795 ift unanwend⸗ 
Gefes wurde in der Zeit des Schreckens durch die franzoͤſi⸗ 
ution und gegen biefelbe hervorgerufen. Es begründet ſich 
‚die damaligen Gefahren „der Verleitung durch böfe Bei— 
m n bie Bemine Rechtsannahme gegen finguläre und 
msbeftimmungen fpricht und flatt ihrer, wo immer mög: 
sd allgemeinen Rechtsgrundfäge fordert, fo erfcheinen 
chtswidrigen n Beſtimmungen dieſes Ausnahmsgeſetzes als 
ıdbar. Am Allerwenigſten hätte man heut zu Tage eine 
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ſolche Anwendung derfelben in ſolchem Falle erwarten ſollen, wie bie 
bier vorliegende. 

Auch das zweite Fundament ber Verurtheilung , welhe Jordan 
blos wegen Beihälfe zum verfuchten Hochverrath duch Nich t⸗ 
verhinderumng hochverrätherifcher Unternehmungen vermittelt der 
unterlaffenen Anzeige trifft, fällt biernad) weg. Mach gemeinem 
Recht befteht die offenbare Singularität einer Beſtrafung unter 
laffener Anzeige (außer bei Juſtiz- und Polizeibeamten) nicht. Daß fie 
felbft die fonft in jeder Dinfiche ſcheußliche Conftitutio 5 des römifchen 
Majeftätsgefeges auch für Hochverrath nicht begründet, hat ſchon Cu⸗ 
jacius (ad L. 225 d. V.S.) bewiefen (f. auch Feuerbach, 13. 
Ausgabe $. 49 und $.170), und bie angeblihe gemeine Meinung 
deutfher Juriften, worauf man fich beruft, kann, da zwanzigjäh: 
eiges Unrecht nicht Einen Tag Recht macht, nimmermehr Strafgefege 
geben, und am Wenigften an ſich fo rechtSverlegende und fo unmorali- 
fhe, daß mit Recht ein allgemeiner Schrei des fittlichen Unwillens ber 
feanzöfifhen Nation einen neuerlichen Gefegentwurf über Beftrafung der 
nonrevelation zunichte machte. So weit Privatanzeige nöthig und fitt: 
Lich ift, wird freie Pflichterfüllung dazu führen. Diefelbe wird fogar 
häufiger werben und oͤfter fichern, menn kein Strafgefeg wegen 
Nichtanzeige die Mittheilung hochverraͤ cher Plane beſchraͤnkt. Viel⸗ 
fach aber wird ſolche Anzeige unnöthig , Anzeiger gefährlich und 
bei Vertrauensbruch allgemein verabfcheut werben. Kein achtbarer Staat 
darf durch Strafen Immoralitäten zur Pflicht machen. Keiner darf die 
Schande anbefehlen, mit Zäufchung des Heiligften, was es auf Erden 
gibt, mit Zäufhung des Vertrauens ben Vertrauenden in's Unglüd 
zu ſtuͤrzen, ihn vielleicht nuglos bei mangelnder hinlänglicher Gewißheit 
und mit eigener Gefahr zu verderben. 

3) Ein ſolches Gefeg wird auch fhon darum faft überall und wer 
nigftens bier unanmwendbar fein, weil die Bedingungen feiner Anmwends 
barkeit nicht hinlaͤnglich erweisbar find. Fordert doch felbft das kurs 
beffifche Gefeg, daß der Denuncdant „leiht und ohne einige Ge— 
fahr das Verbrehen verhindern Fonnte” Im vorliegenden 
Falle, wo das Gericht felbft bei allgemeiner Aufregung in ganz Deutſch⸗ 
land zerftreute leidenfchaftliche Verſchworene vorausfegt, fo daß hier nicht 
etwa, wie in anderen Fällen, die Denunclation alle Denunciirten auf ein 
mal entwaffnen Eonnte, wahrlich hier war „einige” Gefahr mit ber. 
Anzeige verbunden. Sie war doppelt begründet bei ber gemiffenlofen 
Rohheit und Rachſucht des Mitverfhmworenen Döring, ber fpäter 
wegen leichtfinnigen Todtſchlags und wegen Hochverraths verurtheilt 
wurbe. Mit dem voliften Recht berufen fich daher auch Jordan's 
Mitangellagte auf diefe große Gefahr, namentlich der Eine darauf, 
baß er fürchtete, auf Doͤringꝰs Anftiften möchte ihm das Haus über 
dem Kopfe angezündet werben (S. 151, 156). Auch den Weidig 
wollte ja ein XZheilnehmer am Frankfurter Attentate blos wegen ber 
Furcht, daß er anzeigen möchte, ermordet wiffen („Weibig’s Lob” ©. 
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60), und die Ermordung des Denuncianten Leffing in Zürich und 
ähnliche damalige Ermordungen auch in Frankreich — alles diefes hätte 
boch wahrlich dem Gerichte einiges Bedenken beibringen ſollen, ob 
nicht hier, zumal nad den ganz befonderen Umftänden, boppelte 
Gründe zur Aufhebung aller Strafbarkeit der Nichtangeige wegen ei« 
niger Gefahr gegeben waren. Der kurze Einwand der Entfcheidungss 
geünde, die Angeklagten hätten heimlich, alfo doppelt ſchimpflich, die ih: 
nen Dertrauenden verrathen und in's Unglüd flürzen koͤnnen, ift fchon 
darum leer, weil biefes jedesmal möglich ift und dennoch das Gefes 
felbft wegen einiger Gefahr befreit, und auch deshalb, weil, wie die 
* zeigt, dieſe Denunciationen niemals geheim bleiben, 
die Gerichte nie unbedingt verpflichtet werden koͤnnen, ſie geheim 
halten (Tittmann, Handbuch $. 713). Daß auch die übrigen 
= der Anzeigepflicht bier durchaus unbewieſen find, dies wird 

fi unten unter Nr. 6 ergeben. 

4) Ein viertes nichtiges Hauptfundament der Verurtheilung ift die 
gerichtliche Vorausfegung, daß auch ohne gültige Zeugen, Geftändniß- und 
Augenfcheinsbemweife, welche bei Jordan fämmtlic fehlen, daß auf blofe 
pn (oder Bermuthungen und Wahrfcheinlichkeiten) hin ein peinlis 
— begruͤndet werden koͤnne. Dieſes darf aber auch nach dem 

gen gemeinen deutſchen Rechte nimmermehr geſchehen. 

au — ——— bie L. 5 de poen.: Sed nec de suspicionibus de- 
damnari, Trajanus rescripsit, satius enim esse, impuni- 
—— facinus nocentis, quam innocentem damnari, Und 
während andere römifche Geſetze C. 25. de probationibus allen Anzeige: 
— der nicht abfolute Gewißheit begründet (der nicht auf in- 

i et luce clariora ſich gründet), als durchaus ungenügend 
fi : Berurtheilung verwerfen, verbietet die Carolina energifch und 
veibeutig jede Verurtheilung auf Indicien. Sie befiehlt, „daß 
Rieı and auf einigerlei Anzeigen, Argwohns Wahrzeis 
en oder Verdacht endlich zu peinliher Straf foll verurs 
werden, fondern allein peinlih mag man barauf 
fo die Anzeigung genugfam if. Denn foll Se» 
blih zu peinliher Straf verurtheilt werden, 
; aus eigenem Bekennen oder Beweifung geſche— 
d nit auf Bermuthung oder Anzeigung.” Die ver 
iſtiſchen Verdrehungen fo fonnenklaren Rechtes haben 
unbliche Rechtsiehrer ftets fiegreich zurücgemwiefen*). Wahrhaft 
ab nt es, mie beutfche pofitive Juriſten, welche oft die 
te ſchmaͤhen, wenn dieſe zur Behinderung einer Verurthei⸗ 
jaterielle Gerechtigkeit die geringfte formelle Beftimmung zu 
m, ihrerſeits ſo fonnenflare befhworene hoöch ſt 

Befege gerade nur zur Herbeifuͤhrung geſetzwidriger 
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BVerurtheilung brechen, und wenn fie ſich eigenmächtig aus einem nach 
objectivem Beweis richtenden juriftifhen Richtercollegium in eine 
Fury ummwandeln, aber in eine Jury blos von geheim richtenden amovibeln 
Regierungsbeamten — eine Einrichtung, melde felbft, wo fie gefeglich 
wäre, der höchft praktiſche Ju ſtus Möfer (Phantafieen I, 59) 
für die Aufhebung aller Gerechtigkeit erklärte; eine Einrihtung, neben 
welcher auch unfere langjährigen Inquifitionstorturen noch fortdauern 
würden. 

Aber audy abgefehen von diefen vierfachen Gründen der Unzus 
Läffigkeit der Jordan'ſchen Verurteilung gibt e8 noch andere. Es fehlt 
naͤmlich 5) bier an aller nothwendigen juriftifchen und moralifchen Ge: 
wißheit felbft eines Indicienbeweiſes für das angefhuldigte 
Verbrehen. Die Indicien felbft. find niht einmal juriftifh er— 
wiefen. Sie beruhen faft fämmtlic auf den Ausfagen von Mit- 
fhuldigen , die fogar nad den Entfcheidungsgründen an ſich verdächtig 
und unbeeibdigt find, und die hier doppelt und breifah unglaubwürdig 
werden. Es rühren diefelben, und gerade alle mwichtigeren, von aners 
fannt völlig unglaubwäürdigen Subjecten her. Das wichtigſte 
derfelben ift der Apotheker Döring, der wegen leichtfinniger Tödtung 
zu fehs, und wegen Hocverraths zu fünfzehn Jahren Feftungsftrafe 
verurtheilt war, und in neuer Unterfuchung befindlih, der preußifchen 
Megierung anbot, gegen feine Befreiung mwichtige politifche Denunciatios 
nen zu machen, auch wirklih „in dem Maße Befreiung von feinen 
Strafen zugefichert erhielt, als er vorzüglic die Leiter des revolutios 
nären Zreibens in Deutfchland graviren würde” (Urtheil S. 42 u. 70), 
und der nun gegen feine früheren Ausfagen Jordan befchuldigt. 
Der Zmeitwichtige ift Kuhl, der in Wermögenszerrüttung und Moth 
verfchiedene Perfonen und auch den Kurprinzen von Heffen anging um 
Geldbelohnungen für gravirende Ausfagen gegen die politifh Angeſchul—⸗ 
digten, und der dafür auch wirklich „von verfchiedenen Seiten ber fol- 
chen Geldlohn erhielt” (Urtheil ©. 71). Der Dritte ift der als 
Spion verrufene Clemm. Es find fämmtlih Subjecte, die für eis 
gene VBortheile den Regierungen fich felbfi und ihre graviren» 
den Ausſagen gegen die politifc Angeklagten verkaufen, und die dazu 
noch auch öfter auf offenbaren Unmahrheiten ertappt werden. (S. Urtbeil 
©. 42, 44, 74, 75, 85, 92, 94, 139 und „Weidig’s Tod“ ©, 
65, 68, 78.) Sie, fo wie auch der Vierte, Habich, werden auch 
deshalb unglaubwürdig, weil die jahrelangen deutfchen Inquiſitions- und 
Kerkerqualen, denen auch im Kucheffen einzelne Inquifiten, fo 3. B. 
eben diefer Fabricant Habich von Kaffel, unterlagen, mehr ober min 
der geiftes: und gemüthskranfe Zuftände erzeugen, und weil die Geftänd: 
niffe und Ausfagen bier nicht .erweislich frei find und als duch Furcht 
und Hoffnung bewirkt betrachtet werden können. Welche Seelenftärke 
wibderfteht in folcher jahrelangen, täglihen Dual und ber gänzlichen Abs 
hängigkeit vom Inquifitor dem Gedanken, fi) endlich dadurch Linderung 
oder Ruhe zu verfhaffen, daß man ihm Alles ausfagt, was er fichtlich 
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fo gern hören will, fo eifrig und Lange herauszupreffen ſuchte! Diefes 
ketztere gilt natürlich audy von den Ausfagen in Beziehung auf Indi— 
cin (mobei vielleiht noh im Dunkel gebliebene Erfaufungen Statt 
fanden). Die perfönliche völlige Unglaubmwürbdigkeit der Dauptzeugen ers 
kennt auch das Urtheil ausdrüdlih an. Aber unter anderem Na— 
men, unter dem von Anzeigen und des Beweiſes wie ber Unter— 
ſtuͤzung von Anzeigen, werden diefe völlig unglaubmwärdigen Aus: 
fagen plöglih glaubwürdig und die Grundlage der Ver: 
urthbeilung! Auch abgefehen bievon und von dem mangelnden 
Beweis der Indicien felbft bearünden bier die Schlüffe aus ih: 
nen durchaus Feinen genügenden juriftifchen Beweis für die Schuld. Die 
Entfheidungsgründe können ſelbſt (S. 141) nicht leugnen, daß nicht ihre 
ſaͤmmtlichen Indicien einzeln und in Verbindung fidy auf eine ganz andere 
als auf eine Jordan's Verbrechen beitätigende Weife denken und erklären 
laffen. Diefes aber darf keineswegs der Fall fein für einen vollftänbi- 
gen Indicienbeweis (Feuerbach $.572). Wahrlich, hier find Feine 
indieia indubitata et luce clariora, hier ift Eeine unbezweifelbare 
Gewißheit der Schuld. Man fehe alle diefe ungenügenden blofen Mög: 
lichkeits- oder Wahrſcheinlichkeitsgruͤnde, und das ganze fünftliche, lodere 
und wmiberfpruchsvolle Gewebe ihrer Verbindung zur Verurtheilung! 
Und man erfchrede, wenn man von der Regierung abhängige, amovible 
Diener in Proceffen gegen angebliche Regierungsgegner, deren lange 
Unterfuhungsteiden ohne Verurtheilung ſchwer zu rechtfertigen find, und 
felbft fchon die vorgefaßte Anficht von der Schuld bezeugten, wenn 
folhe Diener auf ein folches trügliches und individuelles Glauben den 
Bürgern Leben und Ehre rauten dürfen! Man fehe faft überall die in 
den Entfheidungsgründen herrſchende unwillkuͤrliche Richtung, nicht zu 
Gunften der Unſchuld und der juriftifhen praesumtio boni viri, fondern 
zu Gunften der Schuld, diefes Giftfaugen auch aus dem Unfchuldigften! 
3.8. S. 80, 95, 100, 101, 113, 114.) Wie traurig ift ſchon ber 
an die Spige geftellte Thatbeftand der angeblichen hochverrätheri- 
hen Verſchwoͤrung gebildet! Da fehen wir ganz in der MWeife, wie es 
die Schrift: „Weidig’s Tod,“ von dem Bundescentralberidt 
fo meifterhaft nachweiſt, alle in Deutfchland zerftreuten Erfcheinungen 
löbliher und unlöblicher politiicher Beftrebungen und Aufregungen unmill: 
kürlich kunſtlich centralifirt und in's Schwarze gemalt und durch einzelne 
beliebig ausgehobene und beliebig zufammengeftellte oft an fich oder durch 
Ausloffung unmilitürlich unwahre Thatſachen zum verbrecheriſchen Ganzen 
berbunden. So paradirt 5.8. zu Jordan's Verderben als ein Haupt: 
Dunet in der angeblih allgemeinen deutfhen Verſchwoͤrungsge⸗ 
bihhte eine völlig unfhuldige Gefellfhaft auf der Mainluft bei 
Ftankfurt, zu welcher angeblich auch der abweſende Jordan erwar— 
tet geweſen fein ſolle. Dieſe wird nun unwahr als der Anfange: 
Punt aller nachherigen verbredherifhen Complotte barge: 
Reitz von ihe wird unmahr behauptet, fie hätte mit einer anderen, 
iir, der ich an der erften Theil nahm, völlig unbekannten Vereinigung 
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in Verbindung geftanden. Es wird ferner zur Unterftägung der vorlegten 
Behauptung berichtet, daß „nach übereinftimmenden Ausfagen in berfel- 
ben Jemand einen Vorſchlag zu geheimen politifhen Wereinen gemacht 
habe;“ bie Thatſache aber, welche, wie ich zufällig weiß, die Ac— 
ten eben fo gut enthalten, daß biefer Vorſchlag, fo mie jebes 
ungefesliche Mittel fogleich miderfprochen wurde und ohne allen Anklang 
in der fchuldlofen Geſellſchaft fogleich völlig durchfiel, berühren die Entfcheis 
bungsgründe mit keinem Worte ! Und tie lauten nun die 15 Indicien 
für Jor dan's verbrecherifche Schuld, die fich felbft meiftens berufend 
auf die abfolut unglaubmwürdigen Ausfagen jener Subjecte, in 
Verbindung mit diefen einen genuͤgen dent Beweis bed Verbrechens, 
des Verbrechens eines Jordan's, abgeben follen? Die drei erften find 
I, Umgang und mehr oder minder vertraute Freundſchaft mit Eurheffifchen, 
und II. einiger Verkehr mit auswärtigen angeblichen Revolutionaͤrs, 
und III. mit Emiffären. Wohl zu merken: jene meift ganz vorüber» 
gehenbden-gefelfchaftlihen Berührungen fanden Statt, als jene 
Männer völig unbeſcholten und geachtet unter ihren Mitbärgern da⸗ 
- fanden und ohne daß bei ihnen oder bei jenen zwei angeblichen Beſu⸗ 
hen von zwei angeblichen Emiffären, die ja Jordan nit einmal 
verhindern konnte, ihm eine revolutionäre Eigenfchaft als irgend 
befannt dargethan wird. Wirklich, man erftaunt, daß eine einmalige 
fluͤchtige und unfreimillige „perfönlihe Berührung‘ mit einem fol 
hen fremden Manne als Schuldbemweis gilt (S. 66). Diefe Schuld: 
bemweife, und auch der IV., daß viele Revolutionire Jordan als beis 
ſtimmend und zur Annahme einer hohen Stellung nad dem Umfkurz 
geneigt ausgaben oder glaubten, fanden hoͤchſt natürlich bei allın 
bedeutenden Liberalen Männern Statt. Sie fanden, wie auch die Ent: 
fheidungsgründe wiederholt anführen, auch bei Deren v. Glofen, bei 
Graf Bengel:Sternau, bei Rotteck, Itzſtein, Welder Statt, 
ohne daß doch Jemand daran denken Fonnte, diefe nur ald verbäd- 
tig zu behandeln. Die Entfheidungsgründe felbft müffen ja irgend eine . 
Theilnahme und Annahme von Jordan als unwahrfcheinlich erklaͤ⸗ 
ven. Diefes Alles beweift alfo gerade fo durchaus nichts gegen Jor: 
dan, als die gleichzeitig mitermwähnten von Revolutiondren auss 
gefagten und geglaubten Nachrichten, ganze preußifche und Furheffifche und 
andere Megimenter, ja ganze Finder, und auch Generale und Könige 
feien mit ihnen einverftanden, gegen dieſe beweifen. Solchen Beweiſen 
reihen fich freilich ganz würdig die folgenden an: z. B. der X., daß 
Jordan, als Gaft eines Freundes, bei diefem einen Polen fah, ber, 
ohne daß er ed mußte, nach dem Frankfurter Attentat geflüchtet war, 
oder der XII., daß ihn nach völlig unbeglaubigter, hoͤchſt un: 
wahrfheinlicher Ausfage Jahte lang nad jenem Attentat Weibig 
zur Theilnahme an einem Preßverein, der ohne Beweis revolutlonaͤr ges 
nannt witd, zu getvinnen gefucht habe, und daß er deshalbige Anträge 
nicht entſchleden zuruͤckgewieſen zu haben ſcheine (obgleich er doch den 
Eintadenden fortjagte, ©. 126), was benn beweifen fol, daß ihm Wei⸗ 
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dig auch feine früheren (angeblich) hochverrätherifchen Unternehmun- 
gen beflimmt angezeigt haben müffe, oder ferner der XIV., daß Jordan 
damals gegen feine Staatsregierung mißgeflimmt gemwefen, „mas bei ihm 
eine Geneigtheit zu ftaatsfeindlihen Unternehmungen annehmen laffe” (11). 
In der That, um nichts bemweifender und oft naiv lauten die uͤbri— 

gen Indicien, 3. B. über beſchloſſene und mieder aufgegebene Fer lenrei— 
fen u. f. w. Und vollends unbegreiflich ift es, wie das Gericht bei der 
vorgefaßten Anfiht von der Schuld alle in den von ihm felbft ausge 
führten Umftänden enthaltenen - fchlagenden Gegenanzeigen für Jor— 
dban’s Unfchuld ‚gänzlich unbeachtet läßt; fo feine wiederholten alsbaldi- 
gen entfhiedenen und öfter herben Zurüdweifungen der Beſuche und 
— Anknuͤpfungen und Mittheilungen derjenigen Perſonen, deren 
unwillkuͤtliche, voruͤbergehende perfönlihe Beruͤhrungen feine 
Schuld beweiſen ſollen; ſo die jener zwei Emiſſaͤre, ſo die des Buch— 
haͤndlers Franckh und ſelbſt ſeines unſchuldigen Anttags der Zeitungscor⸗ 
reſpondenz; fo die des Nicolaus Becker und der Weidig'ſchen Einladung 
zum Preßverein (S. 18, 72, 92, 96); ferner die ſcheue, ehrerbietige 

ung tevolutiondr gefi nnter Perfonen und felbft des Döring 
gegen ihn, feine entfchiedene Nichttheilnahme an allen, felbft gefeslichen, 
aber aufregenden liberalen Handlungen, feine wiederholten glaubwürdigen 
und Geringfhägung revolutiondrer Unternehmungen ,, fo 
bie ‚gegen Habid, daß er an bdeutfche Mevolutionen „nicht glaube 
und nihts von ihnen halte,” oder der unwillkuͤrliche Zwiſchentuf, 





















olu gen oder Beftrebungen ſich unterhalten hört: Dumm⸗ 
ei en, Bubenftreige!” welches den jungen Mann , wie er felbft 
| nz; von feiner Theilnahme zurüdgefchredt ;“ denn was habe er 
Sache halten follen, „die ein Jordan „„fuͤr Dummheiten 
treiche”‘ *' erklärt!‘ Doch gerade diefes Eräftige und wuͤrdige 
Berhin etwaiger böfer Entfchlüffe wird der IX. Schulb- 
e weil das Gericht ohne Weiteres fupponirt: 
bei der ihm fremden Unterhaltung etwas Anderes als 
* Straßen haͤufiges, allgemein revolutionaͤres Gerede, 
mten Hochverrathsplan gegen Kurheſſen gehört. 

db auch der ebenfalls für die Unſchuld ſprechende Um: 
(pi jÄter, als Döring aus feinem Kerfer feine alten Freunde 
xcht vor nacıtheiligen Ausfagen zu Geldgeſchenken beftimmte, 
mf die von dem ehemaligen, jest als nichtswürdig erfannten 
auch er gerichtete Bitte um Unterflügung und um Ber: 
ine lienangelegenheiten durch verachtende Abweifung 
ei — Schuldbeweis gegen Jordan umgedeutet, weil 
Bond. Doch genauere Ausführung über bie 
Schuldbeweiſes darf ich hier flreichen, indem mir, 
hrö - zum Drud befördern mill, die „Widerle: 
e des Straferkenntniffes, gegen Jordgn 

+ (Srankfurt, 1843) zur Hand kommt. Hier 


8 er einen ihm fremden jungen Mann mit Döring über folhe Re 
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weift nun ein Mann, ber entichieden auf.ber confervativen Seite fteht, 
ja, der auch gernäßigt liberale Männer, wie die der badifchen Kammer, 
gar hart anläft, auf das Allergruͤndlichſte und bis in’s Einzelne Jor⸗ 
dan’s völlige Schuldlofigkeit und die Nichtigkeit aller und jeder angeb⸗ 
lihen Schuldbemweife gegen ihn unwiderfprehlid nad. Er beweiſ't 
feinen Sag (S.154), „daß das Gericht aus Voreingenommenheit Alles 
auf ben Kopf ftellt und bei feinem ganzen Indicienbeweis das Gegen- 
theil von dem folgert, was nach der Natur der Dinge unb den Gefegen 
des Denkens folgt. Er fordert und erwartet feft von der Gerechtigkeit, 
und nöthigenfals durch Bundesfhug alsbaldige völlige Freifpre- 
chung Jordan's (dem nur leider die fünfjährige Inquifitiong= 
qual, an ſich zehnmal härter, als eine gleichlange Freiheitsftrafe, 
ja wie zu fürchten ift, tödtlih traf), Wiedereinfegung in fein 
Amt und völlige Schadloshaltung (?). Niemand, ber bicfe 
gründliche Ausführung lief’t, wird noch zweifeln, daß der ganze Schuld 
beweiß des Gerichts ledislih aus einer Zufammenreihbung von Nullen 
ohne Einer befteht. Alles Bewieſene ift völlig ſchuldlos und könnte nur 
erſt dann mit einer Ehuld Jordan's in Verbindung gebradyt mer: 
den, wenn man eine fhon andersmwoher bemwiefene Schuld ans 
nimmt. Mas aber wirklich auf Schuld hindeutet, dag nimmt das Ges 
eicht gerade nur aus den anerkannt völlig unglaubwürdigen Aus: | 
fagen der Nichtswürdigen (4. B. 44, 91, 92, 100, 139), weldhe ans 
erfannt die ſtaͤrkſten Antriebe haben, den fehuldlofen Mann ſchuldig 
zu lügen, aus Ausſagen, , die fi häufig auch noch pofitiv als lügnes 
riſch und als ſich felbft, fo wie den ftärkften Beweifen und Anzeigen für 
die Unfchuld widerfprehend nachmeifen laffen. Und dagegen foll nun 
"die heilige Nechtsvermutbung oder Rehtsannahme der Unfhuld bis 
zu vollftändigem juriftifhen Beweife der Schuld, es foll eines 
Jordan's ganzes Leben und Wirken nichts mehr gelten! Ja nur all 
zu oft vertheidigt das Gericht den doch unzweifelhaft nichtswuͤrdigen 
Lügner, indem es umgekehrt Jordan Nichtswuͤrdiges unterfhiebt, und 
gibt fo den Ausfagen des Nichtswuͤrdigen die Kraft, welche es den Aus: 
fagen und Beweifen für die Unfhuld entzieht. Alles aber konnte Herr 
Boden aus den Gründen der Richter felbft nachweiſen. Wie erft, 
wenn er aus den Acten und aus Jordan's Vertheidigung Alles entnehs 
men Pönnte, was für die Unfchuld fprach und von der befangenen Stim⸗ 
mung des Referenten überfehen wurde! 

— 6) Sehe man nun aber auch einmal einen Augenblid von allem 
diefen ab und halte man einmal im Sinne des Gerichts die angeführten 
Indicien für bewiefen und als dafür beweifend, daß Jordan von 
unruhigen Bewegungen, von Gefinnungen, Gedanken und Beflrebungen . 
von Unzufriedenen in verfchiedenen Theilen Deutfhlands unterrichtet 
wurde und fich unterrichten ließ, und felbft feine Ferienreifen nach fol 
chen Mittheilungen einrichtete, ja, daß er patriotifch aufregende, unter 
Umftänden. felbft revolutionäre Bewegungen in verſchiedenen Theilen 
Deutſchlands, foldhe etwa, wie die, welche 1830 in Sachſen, Kucheffen, 
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Braunfchweig u. ſ. w. Reformen bewirkten, für unvermeidlich, ja, me: 
gen der twactionären Regierungspolitit für mwohlthätig zur Rettung des 
Baterlandes gehalten hätte, ja daß er für den Fall wirklichen Ausbruch 
zur Befolgung von Solon's Grundfag hätte einigermaßen vorbereitet 
fein wollen, daß er auch vielleicht nad) etwa vollbradhter Revolution, 
den Umfländen unb feiner Ueberzeugung gemäß, zu wirken nicht unge: 
neigt gewefen wäre! Mehme man diefes Alles einen Augenblid an, 
und urtheile auch darüber Jeder moralifdy und politifh, wie er 
kann und mag — fo fehlen hierbei doch noch alle juriftifhen 
ingungen zu einer hochverrätherifchen Beihülfe und Nichtver: 
binderung durch Michtanzeige eines Dochverrath® gegen Kurheſſen; Bes 
dingungen, die die Entfheidungsgründe gar nicht einmal zu erörtern für 
nöthig halten. Die erfte diefer Bedingungen war A. der gänzlich feh— 
Iende Beweis, daß Jordan eine ihm zur gerichtlichen Anzeige gend = 
gend erfheinende, ihn vor feinem Gewiffen und vor der Welt ges 
gen den Vorwurf feichtfinniger und verleumderifcher Bewirtung ſchwe⸗ 
ven Unglüds für viele ihm vertrauende Mitmenfchen fichernde be> 
flimmte Gewißheit wirklichen Hochverraths hatte; B. daß er von 
dieſer Denunciation auch nicht einmal einige Gefahr für ſich fürchten 
durfte; C. daß er mehr, als fogar nach den Zeitungen, felbft bie Re= 
ren von den damals überall fo viel befprochenen ‚ von ans 
je 5 ſo oft unglaubwuͤrdig und luͤgneriſch auspoſaunten 
yocht [hen Unternehmungen wußte und feine Anzeige zur Vers 
yinde * nöthig und mwirkfam hielt; denn fonft half ja feine Anzeige 
, und ihre Unterlaffung war nicht feindfelige Beförderung. 
er B und C muß aber, ähnlich wie bei der Nothwehr, feine 
igene nenn: entfcheiden, zumal, da ja auch ohne dieſe 
gung die anerfannt nothwendige boshafte Kid der Be— 
Er 9, der animus hostilis, fehlt (©. 37); D. daß er aud) von 
mmten hochverrätherifchen Unternehmungen jene Kenntniß hatte. 
ilig für ihn und für jeden Juriſten gelten ja die ewis 
f a. , daß blos allgemeine Gedanken, Gefinnungen , unbes 
Ae Befprehungen und Plane, cogitationes, fein beftimm- 
——* mithin auch (abgeſehen von Polizeileu⸗ 
ind des Strafgebotes rüdfichtlid; der Denunciations> 
Cogitationis poenam nemo patitur. Nec consilium ha- 

eat, nisi et factum secutum sit, Konnte denn nicht Jor⸗ 
wir einen Augenblick aud) alles jenes Dbige von ihm an- 
ſich ſelbſt und feine Verantwortlichkeit von jeder kalt und 
fienen revolutionären Unternehmung und von jeder et= 
ſcha ft derſelben freihalten wollen, ja auch dieſeibe miß— 
e Denuncianten felbft wirklich folhe energifhe Miß⸗ 
an, fo daß deshalb auch feine Bekannten 
hrichten über politifhe Bewegungen, aber doch 
anvertraute beſtimmte hochverraͤtheriſche 
* wagten? Vor Allem A aber enblich 
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E. zu dem Jordan vorgemworfenen Verbrechen der vollftändige Bes 
weis nöthig, daß er jene gemügende, ihm glaubhafte Kenntniß befaß von 
einem von Kurcheffen gegen den kurheſſiſchen Staat unternoms 
menen beflimmten Hochverrath, welchen feine Anzeige verhindern Eonnte, 
und den er, um bdeffen Zweck zu fördern, nicht anzeigte, da man ja ges 
gen einen fremden Staat nie Dochverräther wird (S. 37). Diefe 
Beweife nun fehlen abermals gänzlich. Woher in aller Welt 
nimmt gerade fie das Gericht, da es ja doch die Angaben derfelben 
Denuncianten über Jordan’s Theilnahme vermwirft! Somit fällt aber 
mals eine Berurtheilung Jordan's, aus gleichen Gründen aud zum 
Theil die in Beziehung auf feine Mitangeklagten zufammen. on den 
traurigen Losfprebungen nur von der Inſtanz, die aud im diefem 
Proceffe die langen Leiden der unglüdlichen Inquifiten, melde die In: 
quifition überlebten, befchönigen müffen, deren Härte aber nur vermeh⸗ 
ten, und bie fie, bei dem Mangel allen Beweifes einer Schuld, 
ftatt der Freifprechung bei gefcheiterter Anklage, lebenslang zu ſchwerem 
Nachtheit verurtheilen — von biefer neuen, rechtswidrigen Schoͤ— 
Pfung unferes deutfhen Inquifitionsproceffes und deutfher Zuriftens 
willkür wollen wir nicht reden. Wie auffallend leicht aber hier das 
Gericht es mit diefer Härte nahm, bemweifen die Gründe, worauf dieſelbe 
bei- Jordan rüdfichtlidy der Theilnahme an einer hochverrätherifchen 
Verſchwoͤrung (am welcher?) und bei feinen Mitangeklagten ausgeſpro⸗ 
chen wird, fo namentlidy meift blos wegen irgend einer libera— 
len Gefinnungsäußerung oder Befanntfhaft.— Die grau: 
fame Härte aber fchreit von felbft zum Himmel, baß die fünfjähri- 
gen Leiden des Inquiſitionskerkers und feine vernichtete Gefundheit 
Jordan bei ber fünfjährigen Strafe nicht angerechnet wurden. Soll 
Jemand geringes Eigentbum dem Gemeinwohl opfern, ſo ſchuͤtzen 
firenge Formm, daß es nicht ohne dringendfte Noth gefordert, daß 
vollflommene Entfhädigung geleiftet werde. Daf ein Bürger, 
noch ehe ihm irgend eine Schuld bewiefen wurde, Freiheit, Geſundheit, 
Leben dem angeblichen Staatswohl in unferen deutfchen Inquiſitionskerkern 
opfere, felbft ohne dringende Noth opfere, dagegen ſchuͤtzt bei uns Feine 
Form, das vergütet Feine Schadloshaltung, felbft nicht einmal die aller; 
natürlichfte und gerechtefte, die volle Anrechnung zur Strafe! 
Zehnfach gerecht, da ja folche Unterfuchungshaft taufendmal peinlicher ift, 
als der Strafarreft. 

Welche Betrachtungen und Gefühle aber müffen ſich nun den 
. Deutfchen ergeben, wenn fie Männer, wie Weidig und Jordan, 
fammt ihren Familien einer folchen Strafjuſtiz zum Opfer fallen fehen? 
Welche ferner, bei dem Blicke auf die allgemeine Natur unferes deut 
ſchen Strafverfahrens, bei dem Blick in die grauenvolle Macht Weidig'⸗ 
ſcher Inquiſitionskerker, im ihre Jahre langen, jede Strafe überbietenden 
Martern, bei dem Blick auf Jordan'ſche WVerurtheilungen nach foldyen 
in den geheimen Inquifitionen durch das Leiden der Angefchuldigten her 
vorgerufenen, oder nach erkauften Yusfagen und Sndicien? Welche Be 
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trachtungen und Gefühle muß es vollends erweden, wenn man in fol: 
chem geheimen Verfahren die angeklagten Bürger fo gänzlich ben öffent- 
lichen Dienern Preis gegeben fieht, und diefes vollends in politifchen Pro: 
ceffen, wo bie Regierung und alle von ihr abhängigen Negierungsdiener 
als Gegner der hülflos in Jahre langer geheimfter Inquifition Schmad: 
tenden auftreten, wo ferner bei unferer deutfchen Verſetz⸗ und Pen: 
fionirbarkeit der Richter diefelben oft zur Inquifition, wie zum Urtheile: 
gericht im ganzen Lande beliebig aufgewählt werden, wo wir, bei ſchon 
enitftandenen beffimmten Procefjen, Gerichte, Straf- und politifche 
Senate von ben Regierungen neu befegt fehen, mo man Richter, bie 
nicht fo entſprechen konnten, nicht felten entfernt und ungünftig behan⸗ 
beit fiebt? So wurde auch zu Jordan's Proceß angeblich ein neuer Ins 


‚quifitor ernannt, der frühere entfernt und der neue vergeblidy von Jors 


dan abgelehnt. Sein Inquifitor wurde auch Referent in feinem Pro: 
ce, und eben fo wurbe berichtet, daß, als das Gericht fpÄter eine mil: 
bere Behandlung Jordan's als rechtlich nothwendig erkannt hatte, der 
Präfident des Gerichts in das Adminiftrativfach entfernt, an feine Stelle 
aber ein Mann gefegt worden fei, welcher kurz zuvor, zur Zeit eines 
anderen politifchen Proceffes bei dem Obergericht in Kaffel, dorthin, jegt 
aber nad) Marburg zurücdberufen und von Jordan als ein perfön- 
licher Gegner angefehen murde, nad deſſen Ankunft alsdann wieder 
eine härtere Anficht gefiegt habe. Wäre nun wohl folches, falls es ſich 
ganz fo verhält, richterlicher Unbefangenheit und dem Glauben an fie 
? Ertwäge man ferner die erfle Urſache und Verfchuldung aller 
==: Hochverrathsproceſſe in Deutfchland, ihre lange, lange 
und alle Leiden und ihre Opfer, nad) längft vergeffener Gefahr! 
ur ef ‚begannen fie fogar erft alsdann. Denfe man an die Schid: 
t derjenigen von den 2000 beutfchen Jünglingen und Männern, 
nad dem Bericht der Gentraleommiffion der Griminalunterfuchung 
i em fen, und von denen wir zum Theil, außer etwaigen Eurzen 
von Krankheit, Wahnfinn und Tod, nod weniger hörten, 
m Beibig und Zordan, ja, deren Inguifition und Urtheiles 
)_peinliche Berfolgung megen jeder Mittheilung aus dem 
(!) und felbft bei theilweifer Begnadigung durch fort: 
"insuße Abhängigkeit von der Gewalt, forgfäl: 
el gehüllt und der Nation vorenthalten werden! Iſt «8 
d 6, daß mit ber Unnatur einer lichtfcheuen — — 
men Vorſtellungen über deren Urſachen wachſen! Und 





















hl, die deutſche Nation vergefje Männer wie Behr 
nı und ihr Schidfal, weil es die öffentlichen Blätter 
ürfen! Gewiß, unfere deutfche Strafrechtspflege ift wohl 
tein deutſchen Selbftbelobungen auf das Tiefſte zu be: 

5 denn wohl etwas unferm deutfchen Vaterlandsſtolz 
nden es si en, ald das wir dieſſeits⸗rheiniſchen Deutfchen 
| unſere Blide auf diejenige Strafgefesgebung rich⸗ 
v op unſere theinifchen Brüder nur u Einverleibung 
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mit Frankreich verdanken ? Und ift doch gerade biefer Theil ber frans 
zöfifchen Gefeggebung, obwohl ihre Grundlagen germanifd und Löblic 
find, doch erft in der fpäiern Zeit des napoleonifchen Despotismus ents 
ftanden und anerkannt am Meiften durch denfelben verunftaltet. Selbſt 
aber noch mit biefen WBerunftaltungen, ja, neu entftellt duch Vers 
ftümmelungen feit der twieberhergeftellten deutfchen Herrfchaft, fehen mir 
alle Rheinländer beharrlich und einmüthig wie ein einziger Mann biefe 
Gefeggebung gegen die ihnen angebotene Vertauſchung mit unferer 
beften deutfchen juriftifchen Weisheit und Gefeggebung als ihr edelftes 
Befisthum, als ihre Palladium ber Freiheit und Givilifation vertheidigen. 
Und wir bieffeitsscheinifhen Deutſchen würden uns gluͤcklich preifen, 
ung in dieſem Befisthum, welches ganz und alsbald zu verlangen, mir 
für unfere deutfchen Zuftände nur zu Fühn halten, ihnen wenigftens 
theilweife und langfam möglichft gleichgeftellt zu fehen! Was nun 
aber mehr für deutfche, für zufriedene und antifranzöfifche Gefinnung 
oder für deren Gegentheil wirken möchte, die Achtung. diefer befcheidens 
Re Wuͤnſche ober deren Gegentheil, bdiefes bedarf wohl feiner Aus⸗ 
hrung. 

Ein norddeutſcher Zurift freilich (f- „Der Richter als Ges 
fhmworner? oder Gefhmwornengeridhte”, von H. W. Haven 
und 2. D. v. Buttel, S. 75) bemerkte neulich fpottend: „Ein Abs 
geordneter (Sander) dußerte, ihn fchaubre vor dem Gedanken einer 
geheimen nad) Indicien verurtheilenden Juſtiz. Diefer Deputirte würbe, 
wenn er von uns (in Oldenburg) hörte, daß mir in einzelnen Straf: 
branchen lediglid auf das Zeugniß eines einzigen, von ber Regierung 
befoldeten, in Hoffnung einer Denunciationsgebühr bdenuncirenden Be: 
amten niederen Standes und niederer Bildung ganz getroft verurs 
theilen, gewiß in Ohnmacht fallen. Derfelbe würde wahrſcheinlich fterben, 
wenn er vernähme, daß die Juſtiz fi über alle und jede Schranfe 
— felbft über jenes eine directe Zeugnig — hinausheben bürfe.“ 
Diefer Jurift und Landvogt mag ein recht guter und fcharffinniger Mann 
fein, und er ſcheint wirklich Beides zu fein; aber, ein Bild der tiefften 
Erniedrigung, ja ber Selbftvernichtung unferer unvaterlänbdifchen deut: 
fhen Surisprudenz hat er in fich felbit aufgeftellt. Er hat ihren, mie 
der abfolutiftifchen Regierungspolitit innerften Grundgedanken enthüllt. 
Sa, gänzlich losgeriffen von ihrem Wolke, von vaterländifchen Frei⸗ 
heits⸗ und Nechtsgrundfägen, hat unfere ausländifche, kaſten maͤßige 
und geheime Jurisprudenz allermeift ſich losgeſagt von allen 
Schranfen der heiligen Grundfäge und Grundformen ber ewigen und 
ber vaterländifchen Gerechtigkeit. Die Vernichtung diefer Schranken durd) 
jede beliebige und neuefte fchrankenlofe Willfür der Regierungen unb 
Beamten und ihrer Obfervanzen — bas ift die einzige Gerechtigkeit 
diefee Willkür: und Buchftabendienerei. Und follte man für 
fie noh ein Princip nennen, fo ift es jenes, welches alle befonde- 
ven ewigen und unentbehrlihen Schranken jeder MWiffenfchaft, 
wie ber Religion, der Moral und ber Gerechtigkeit, und fomit biefe 
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ſelbſt aufhebt, fo iſt es das Princip auch bes Hugo'ſchen Maturrechts 
und der allmächtigen deutfchen Polizei. Es ift das jefuitifche Prin 
eip: „Der Zmwed heiligt alle Mittel. So freilich ſchaudern 
denn diefe Surisprudenz und ihre Jünger vor gar nichts mehr, auch 
nit vor demjenigen, wovor body felbft nad) halbtaufendjähriger, facs 
tifher Smperatorendespotie Roms Juriften — meil ihre Jurisprubenz 
beiwundernswerth fefthielt an den nationalen Freiheit» und Rechte: 
grundfägen ihres Volks, aus denen fie im öffentlihen Volksge— 
richte erwachſen waren — noch zurüdfchauderten, vor demjenigen, 
wogegen aud) der an ben Freiheitsgrundfägen unferes deutſchen Volks 
fefthaltende, unfterblihe Möfer fein Grauen oft und laut ausfpradh. 
Diefe Ähten Juriften verwarfen mit Abfcheu eine fhrankfenlofe 
Suftiz, eine Juſtiz, welche nit, als felbft über Eaiferlihem Befehl 
ſtehend, durch den Volksgeſammtwillen anerkannte, unveränderliche, 
Mechtögrunfäße (dem consensus populi und bie jura naturalia sem- 
per firma atque immutabilia) geachtet hätte. Sie verwarfen eine folche 
Suftiz, weldye ohne vollftändige Schuldbeweiſe, auf ein einzel: 
nes und parteiifches Zeugniß, auf unfichere Indicien und auf Ber: 
dacht freie Bürger verurtheilt. Nein — fie kannten eine folhe [hran- 
Fenlofe Juſtiz nicht, die einen dem Eäuferwahnfinn Verfallenen als 
genügend frommen und ehrbaren Richter zu erklären wagt. Sie moll: 
ten feine fo fchranfenlofe Jurisprudenz, welche — ſtets nad) jenem 
Princip: der Zweck heiligt alle Mittel — durch Strafe für 
die Nichtanzeige das lebte heilige Aſyl, das Vertrauen, folgerichtig dann 
auch das Beichtgeheimniß zu verrathen gebietet, oder welche Werdächtig- 
keitsſtrafen und Inftanzlosfprehungen gegen Nichtfehuldige rechtfertigt. 
Sie wollten Feinen freien Bürger zu Selbſtanklagen torquiren und 
Fonnten daher nimmermehr die Unnatur und ben Greuel billigen, baß, 
wie im neudeutfchen Inquifitionsproceffe, der durch gefaßtes Vorurtheil, 
durch Leidenfchaften und durch Sntereffen aller Art für die Verur: 
theilung befangene, von der Gewalt abhängige Anklaͤger ſchran⸗ 
Fenlos auch die Gewalt des Nichters, ja die Rolle des Vertheidigers, 
wie bie ber Jury in feiner einen menſchlich ſchwachen Hand vereinigt, 
daß er fo in langjährigen, einfamen Kerker: und Inquifitionsqualen dem 
alles Beiftandes der Seinigen und des Anmaltes beraubten unglüdlichen 
Smauifiten Geftändniffe und Ausfagen gegen Mitbürger abfoltere, bie man 
dann fogar noch als fittlih und als materielle Wahrheit zu 
preifen wagt, während fie doh fämmtlih verdächtig und wäh: 
rend nur ganz freie Ausfagen fittlih und glaubwürdig find. Sie 
wollten nimmermehr, daß alle freien Bürger, fobald mächtige Geyner 
fie verfolgen wollen, fo grauenvoller Verhaftung und Inquifition Preis 
gegeben feien, fogar ohne daß vollftändige, öffentliche Rechenſchaft über 
das ganze geheime Verfahren in vollkommener Freiheit der Vertheidi— 
gung und Actenmittheilung vor der Mation Statt fanden, und ihr, wie 
dem Angeklagten wenigſtens einige Gemwähr für Ehre, Leben und Freis 
beit gäben. Vor allenr diefen nun ſchaudert unferen fpottenden beut- 
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fhen Juriften und Landvogt ganz und gar nicht. Ihn fehaubert eben 
.fo wenig vor der ganzen Legion der (nur zufällig an den Tag gekom⸗ 
menen) geheimen bdeutfchen Juſtiz- und Kerkermorde, wie fie der Ar⸗ 
titel „Jury“ im Staatsleriton und auch_neuerlich wieder vielfach 
andere Mittheilungen actenmäßig fehildern; namentlid auch nicht vor 
denen aus feinem eigenen Lande Oldenburg, obgleich auch da ſchuld⸗ 
loſe Bürger durch ſechs- bis achtjaͤhrige fcheußliche Inquiſitions⸗ und 
Kerkerqual um Geſundheit, Vermoͤgen und Leben gebracht, und ſelbſt 
nach erkannter Unſchuld noch durch augenfaͤllig verwerfliches gerichtliches 
Verfahren an der Ehre ihres Namens angegriffen wurden. Alles ſoll 
bier die leichte Scheinrede beſeitigen, ſolche Härten und Ungerechtigkeiten 
lägen nicht nothmwendig in ber Natur des geheimen Inquiſitionsproceſſes. 
Doch der gefunde Menfchenverftand unferes Volks durchſchaut ed end: 
lich, daß fie wirklich in jener Natur liegen, meil diefe Natur 
an ſich ungerecht und unnatürlich ift, und alfo auch nothwendig Vers 
kehrtes erzeugt, und weil diefes Verkehrte überall inihrem Gefolge zum 
Vorſchein kommt, mo nur irgend das Dunkel ſich lichtet, weil endlich, 
wie die Natur der Sache und die Erfahrung in England, Frankreich 
und Belgien und den beutfchen Rheinlanden lehren, bei öffentlichem An- 
Flageproceffe mit Schwurgeriht — trog aller möglihen Menfchlichkeis 
ten — doch jene Greuel unferer Inquifitionsproceffe nicht vortommen, 
ja nicht vorfommen Eönnen. Diefer gefunde Menfchenverftand findet 
zumal in unferme lichthellen, vormärtsftrebenden Zeitalter für die Ach— 
tung der Juſtiz und ber Regierung durchaus nichts gefährlicher, 
als deren [hranfenlofe Gewalt und Mittelheiligung, melde nur 
zu einer gleichen revolutiondren Unbedingtheit und Mittelheiligung 
verführen. Er findet es gereht und heilfam, natürlih und 
beutfch, daß bie Juſtiz und die Regierung aus dem fünftlihen Duns 
kel wiederum an das göttliche Licht der Deffentlichkeit hervortreten, und 
daß eben fo im Geriht durch Gefhmorene, wie bei der Res 
gierung durch Stände, die befte Einfiht und Gefinnung 
ber Bürger mit ber Staatsbehörbe für das gemeins 
ſchaftliche Recht und Wohl ergänzend und unterflügend 
zufammenmwirken. — Nur alsdann werden fo traurige Proceffe, 
wie die von Weidig und Jordan, unfere Nationalehre nicht mehr 
kraͤnken. 
* 

Die vorſtehenden Blaͤtter waren bereits gedruckt, als mir die Schrift: 
„Selbſtvertheidigung Jordan's nebſt der Appellations— 
ſchrift ſeines Vertheidigers, Obergerihtsanwalts Schang, 
mit einer Denkſchrift, die Rechtfertigung der Beſchwer— 
ben und zugleih einen Beitrag zur Lehre vom Indiciens> 
beweis enthaltend, von Jordan ſelbſt“ (Mannheim bei 
5. Baffermann) zu Handen fam. Wem etwa die Erwägung ber 
Entſcheidungsgruͤnde des Strafurtheils bee Schrift von Boden und ber 
obigen Ausführung noch einen Zweifel über Jordan's Unſchuld übrig 
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ließ, dem wird denfelben biefe vortreffliche Vertheibigung befeitigen. Sie 
zerfireut volftändig allen Dunft der moralifcd wie juriſtiſch bodenlofen 
Berbähtigungen aus allen nichtsfagenden oder völlig unglaubwuͤrdigen 
Ausfagen und aus allen unbewiefenen und unfchlüffigen Indicien, welche 
nicht einmal eine Wahrfcheinlichkeit, noch weniger einen unvolllommenen 
ober gar einen vollftändigen Beweis irgend einer Schuld Jordan's bes 
gründen Eonnten. Sie gibt aber zugleich zu Gunften dir völligen Uns 
ſchuld bes fhwergeprüften edlen Manns einen weit mehr als genügen 
den Gegenbeweis gegen jene mühfam zufammengetragenen Berbachts- 
gruͤnde durch eine ganze Reihe einzelner Gegenanzeigen und vor Allem 
duch das treue Bild einer ganzen Perſoͤnlichkeit und eines ganzen Les 
bens, weldye durch die Reinheit der männlich feften und folgerichtigen 
rechtlichen Grundfäge, wie durch die kindlich gemüthliche und fromme 
Gelinnungsweife tief ergreifen und eine diefen bewährten Gefinnungen 
und Grundfäßen, wie dem männlich Haren Verſtande fo gänzlich wider: 
fprechende Zheilnahme an fo verfehrtem und thörichtem Beginnen völlig 
unglaublich maden. Und diefer Mann, der fih um das deutfhe Va— 
terland und die Wiffenfhaft, und vor Allem um Kurheffen fo große 
Berdienfte erwarb, fo Vieles ihnen noch zu leiften verſprach, diefer Mann 
= a. in feinem Lande, wie konnte er im Namen der Ge: 
dieſes Landes und als angeblicher verbrecherifcher Todfeind 
n Berfaffung, die er als feine eigene Schöpfung liebte, ſich ans 
: er verurtheilt und feine mohlthätige Wirkfamkeit und fein Le: 
sglüd fo graufamzertrümmert fehen? Die Vertheidigungsfchrift Löf’t auch 
Näthfel. Sie zeigt es uns anfchaulich, wie politifche Anfeindung 
| olgung des redlichften und mohlthätigften politifhen Wir—⸗ 

te lang und nicht bedenklich in den Mitteln aus der Nähe und aus 
, benusend erfaufte Spionenberichte und gerichtliche Ausfagen und 
flüge Durch die unter centraler Leitung Statt findenden gericht- 
ngen aus ganz Deutfchland,, jenen unglüdlichen Stoff 
tionsproceß und feiner vorgefaßten Richtung auf 
erte*). Freilich die Gefege wollen es, und 




























euefte fo eben in Frankfurt erfchienene Kleine Schrift des in biefer 
nterrichteten Hrn. Boden tiber biefen Proceß fchließt mit den Wors 
e ‚Di e ich mit meiner Verteidigung bis nach dem Erfcheinen der 
Sorban’schen Selb igu ewartet, burch welche Alles, was in dem „Ur⸗ 
ꝛc.“ obwohl den Willen d bes erkennenden Gerichts für Jordan's Un- 
Q | enb ſprach, bis zur — ergaͤnzt iſt, ſo 
Wor gung verloren und nur Worte der Anklage 
ſo Fr ich das it des Marburger Griminalfenates nicht 
nbern verworfen und mich einzig darauf befchränkt, zu zeigen, 
us fein Grund vorhanden war, ein Griminalverfah- 
orban einzuleiten, daß aub nicht der Schatten ei: 
Jung ı Are verhängt werden burfte. Allee, was -. 
zeige gewefen wäre, wuͤrde nicht gebient 
uldigen | en, ber Welt alles dasjenige vor Au⸗ 
| "Haupturheber der Berfaffung, unter der Kurheſſens Bolt 
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viele gutmüthige Menfchen glauben es, daß folhe geheime Inquiſition 
wirklich eben fo vollftändig auf die Entfhuldigung, wie auf die Ans 
ſchuldigung gerichtet fei, und alfo menigftens eben fo den Glauben an 
die Unfhuld mie den an bie Schuld fefthielte, und endlih aud nad) 
ber gefeglichen Nechtsannahme der Unſchuld, bei nicht ganz vollftän= 
digem juriftifchen Beweiſe der Schuld, den Sieg laffe. Auch ich 
wuͤrde alsdann diefes glauben, wenn der geheime Inquiſitionsproceß 
eben fo beginne mit einer Handlung des Inquifitionsgerihts, mit wel⸗ 
cher es Öffentlich feinen Glauben an die Unfchuld des Inquifiten aus⸗— 
fpräche und einen Act der Befreiung defjelben vernähme, wie e8 umges 
ehrt mit der Freiheitsberaubung beginnt und fchon dadurch oͤffentlich 
feinen Glauben an die Schuld ausfpricht. Ich würde es glauben, wenn 
nun eben fo ſtarke Intereſſen für die völlige Schuldloserfiärung, mie 
für das Schuldigfinden fprächen. Für Legteres aber fpriht nun ſchon 
das bei fo Vielen fo gemaltige Intereſſe des Rechthabenwollens, bes 
Bewahrheitens beffen, was man öffentlih anfündigte, und das natür= 
liche ſtarke Intereſſe, fich frei zu halten von doppeltem Vorwurf, von dem, 
einen gänzlich Unfchuldigen feine Freiheit beraubt und mit den Seini⸗ 
gen unglüdlicy gemacht zu haben, und von dem, baß entweder die Freis 
heitsberaubung ein großer Irrthum mar, oder daß der nöthige Verftand 
zum Herausbringen und Beweifen der Schuld fehlte. Diefe natürlichen, 
an ſich nicht einmal unedlen Motive — um von ebenfalls natürlichen, 
weniger edeln Leidenfchaften und Intereſſen nit einmal zu reden — 
beftimmen der Natur der Sache nad die vormwiegende Richtung auf 
bie Schuld. Jordan felbft berichtet in feiner Selbftvertheidigung ©. 48: 
„Im Auguft 1840 wurde die Generalinquifition gefchloffen, bei welcher 
ber Inquirent, der Jordan oft die Verfiherung gab, daß man Alles 
anwenden wuͤrde, um feine Schuld durch Ueberweifung zu begründen, 
in der That Fein Mittel unverfucht ließ, das er hierzu geeignet hielt. 
Denn der Herr Inquirent war fhon bei dem Beginne der Unterfuchung 
fo fehr von Jordan's Schuld überzeugt, daß er nicht nur gegen diefen 
felbft unummunbden äußerte, daß feine Popularität in Deutfchland in 
Folge der Unterfuchung verfchtwinden werde, fondern auch zu Jordan's 
Ehegattin und fämmtlichen Kindern fogleih nad verfügter Verhaftung 
fagte: „Den Profeffor hat Eitelkeit zum Falle gebracht, für ihn gibt’s 


und Fürft leben, bas Leben feit dem Augenblide vergällt worben fei, wo jene in's 
Beben trat. Ich hätte dazu weiter nichts nöthig gehabt, als zu erzählen, auf welche 
Weife und durch welche Mittel die Unterfuchung gegen Jordan in Gang ge’ 
bracht und erhalten wurde, um endlich in das Urtheil eines Marburger Grimis . 
nalfenates auszulaufen. Oder fol ich das jest tbun, wo ich alle Mittel dazu 
vor mir babe und mir alfo kein Hinderniß im Wege ſteht? Ich will es uns 
terlaffen, eingeben? des Worfages, den ich von Anfang an hatte, durch meine 
Einmifchung in diefe Sache, welche die Sache jedes Ehrenmannes ift, fo viel ald 
möglich zu verföhnen und auch 4* noch von —— die Aufmerkſamkeit 
mehr abzulenken, als fie darauf hinzulenken, was der Hebel zu Jordan's Proctß 
und Verurtheilung geweſen iſt.“ 
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feine Hoffnung. Daß ein Richter bei folcher Ueberzeugung eifriger 
auf die Ermittelung der Schuld, ald auf die Sammlung alles beffen, 
was zur Entfchuldigung dient, fein mwerbe, zumal bei einer von ber 
Staatsregierung felbft veranlaßten Unterfuhung, ift ganz natürlich.” 

Soldyes berichtet Jordan zunddft über bie Inquiſition. Das 
aus ihr hervorgegangene Urtheil des Inquiſitionsgerichts liegt vor uns. 
Daffelbe aber wird wahrlich dadurch nicht gemildert, daß, um baffelbe 
zu fällen oder um Verdachtsgruͤnde fo kuͤnſtlich zufammenzuftellen, 
das Geriht zwei volle Jahre brauchte, und für fie des ſchon 
erkrankten Jor dan's Sreiheitsberaubung verlängerte. Wie, wenn aud) 
das Obergericht noch einmal fo viel Zeit brauchte und audy diefe, wie 
die erfle, nicht angerechnet würde? Sollte vollends, wer Jorban’s 
Schrift lief’t und des Ähnlichen Unalüds anderer Ehrenmänner ſich erin⸗ 
nert, noch zweifeln an der Wahrheit, daß ftaatsbürgerliche Freiheit und 
die in ihr begründete Pfliht, fie zu benugen und zu vertheidigen, in 
Verbindung mit unferem geheimen Beamtengeriht für den redlichen 
Mann einen mit Fufangeln durchzogenen Boden bildet! Bedenke man 
dagegen einen Augenblid die Wirfung, wenn im öffentlihen Schwurge⸗ 
tiht der trefflihe Mann mit der Würde und dem Siegel ber Unſchuld 
auf dem edlen Antlig gegenübergeftellt worden wäre jenen erkauften 
Döringe, Kuhls und Clemms! Wie ganz anders für ihn 
und die Öffentliche Gerechtigkeit, waͤre biefes fo, mie ber Regel nach in 
England und Frankreih, in den erften Wochen oder Monaten bes bes 
gonnenen Procefjes, geſchehen!! Wie ganz anders, mindeftens für bie oͤf⸗ 
fentliche Gerechtigkeit, wenn es noch jetzt gefhähe, nach ben fünfjährigen 
unfäglidyen Leiden, nad) allen, auch in der Auferft milden Vertheibiaung 
berührten Berlegungen und Dualen der fünfjährigen, gänzlich unnoͤthi⸗ 
gen Daft! Denke man fich diefes! Wer zmweifelte wohl dabei an dem 
alsbaldigen Zriumph wahrer Gerechtigkeit, an der ſtaͤrkſten Rüge und 
an der zukünftigen Verhinderung fo ſchweren Unrechts! 

In dem öffentlibhen Schwurgeriht über Hamacher (den Gehülfen 
Fonk“s) zu Cöln kam es zu Tage, daß die gravirende Ausfage eines 
Beugen, eines Mitgefangenen, auf eine ähnlihe Weife, doch noch feis 
neswegs fo mie bie jenes Kuhl und Döring erhalten morben 
war. Da fühlte fi unter dem Schuß der öffentlihen Moral im oͤf⸗ 
fentlihen Schwurgeriht der Gerichtspräfident veranlaßt, zu ben Ges 
[hworenen zu fagen: Zilgen Sie, wo möglich, biefe ganzen Ausfagen 
aus Ihrem Gedbächtniffe! Und wenn Sie diefes nicht vermögen, fo lafs 
fen Sie biefelben bei der höchft bebauerlihen Weiſe, mie fie verans 
laßt wurden, lieber zum Vortheil als zum Nachtheil des Angeklagten 
in ihrem Urtheile wirden! Aehnliches würde man in dem uns Deuts: 
[hen in dee Sirtlichkeit oft fo ſehr nachgeftellten Frankreich unter aͤhn⸗ 
lichen Umftänben unfehlbar vernehmen. In Deutfhland aber aründet 
ſich dieſes ganze im geheimen Beamtengericht gefältte Strafurtheil, 
mweldyes den. bisher fledenlofeften, geachtetfien Mann und feine Fa— 
milie verderben foll, nur auf, fo wie erwähnt, gewonnene, fo befchaf: 
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fener Ausfagen ſolcher Doͤrings, Kuhls und Clemms! In Eng: 
land und Frankreich hätte diefer Proceß — wenn aud überall dort 
Nichtanzeige ftrafbar wäre — wenige Monate, allerhöhftens ein halbes 
Jahr und ohne Verhaftung gedauert — in Deutſchland dauert 
er mit Freiheitsverluft und Inquifitionsqual volle 5 Jahre, und wie 
lange ferner no? In England und Frankreich brauchten bie Richter 
zum Fällen ihres Endurtheils keine zwei Stunden, in Deutfhland mit 
Kortdauer der Verhaftung des Franken Mannes das Urtheil er— 
ſier Inſtanz volle zwei Jahre — zwei Jahre zw dieſem juriftifch 
bodentofen, confufen, die Nechtsgrundbegriffe mißfennenden Urtheil! Wird 
man nun wohl noch Angefichts diefes Urtheils die dveutfhe Gründlic- 
Feit tuͤhmen, vollends als günftig für den Schug der Unfhuld ruͤhmen? 
Und ift es nicht wirklich wahr, daß es in Deutſchland viel unglüdlicher 
ift, auch nur verdächtig zu werden, als in England und Frankreich die 
Verurtheilungen find? Oder koͤnnte und möchte wohl jemals ein ges 
wiffenbafter fürftlicher Rathgeber das Unrecht im Griminalprocefje mit 
der Haller’fchen feindfeligen Eriegerifhen Verfolgung der Miffälligen 
und Regierungsgegner entfehuldigen! Nein, mit Johann von Müls 
ler wird er vielmehr fagen: „das wiſſe jeder Fürft und jedes Volk, daß 
„die Unterdbrüdung auch nur eines ſchuldloſen Mannes ein Fleck bleibt 
„in allen Geſchichtsbuͤchern!“ Das aber weiß endlih bald bie beutfche 
Nation, daß, wenn fernerhin die Reden von deutſcher Humanität und 
Gerechtigkeit und ihrem Schug für die Angeklagten und die verfolgte 
Unfhuld nit zum furchtbaren Spott werden — wenn nicht endlich 
das Schlimmſte aus dem Schlimmen entftehen foll, eine gänzliche Yen: 
derung unferer Griminalgerihte und Griminalprocefje unabweisbar iſt. 
| C. Welder. 

Straßen, Landftraßen, Straßenbau. — Gute und 
fihere Straßen find die erfte Bedingung eines lebhaften. Verkehres im 
Innern der Länder. Sie bringen die verfchiedenen Ortſchaften und Ger 
genden eines Landes mit einander in leichte Verbindung und machen 
es möglich, daß der Ueberfluß fchnell und ohne große Anftrengungen 
dahin verführt werden kann, wo Mangel ift. Sie befriedigen ſonach 
die MWünfche und Bedürfniffe Alter. 

Die Anlegung guter Straßen muß daher die erfte Sorge einer Res 
gierung fein, welche wahrhaft für das allgemeine Wohl beforgt iſt. Wo 
fie fehlen, da fehlt auch vielen Gütern, namentlidy ben ſchwereren Gü> 
tern, allee Zaufchwerth, meil fie entweder gar nicht, oder nur mit 
großen und ihren Tauſchwerth überfteigenden Koften dahin gebracht wer⸗ 
den können, wo fie begehrt werden. Erft in der neuern Zeit hat man 
den großen Werth guter Strafen richtig zu erkennen und zu würdigen 
angefangen. 

Zwar bildeten fie früher fchon einen Gegenftand, mit dem ſich bie 
Regierungen befchäftigten, aber e8 wurde nur fehr wenig dafür gethan. 
Man befferte gelegentlich die alten Straßenzüge, die man von der Vor— 
zeit überfommen hatte, aus, und überließ die Communalwege der Sorge 
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der anliegenden Gemeinden. Diefe thaten nichts daflır, Sedermann 
mochte fehen, wie er eben fortlomme; Wagner, Schmiede und Stell: 
macher wollten auch leben. Das ift ungefähr noch der Zuftand ber 
Dinge in Spanien, Portugal, Sicilien, Neapel, Sardinien und dem 
Kirchenſtaate. Darum koͤnnen diefe Länder, trog ihrer Fruchtbarkeit 
und glüdtihen Lage, fich nicht heben; nur etwa die an den Küften 
oder in ihrer Mähe liegenden Drte treiben mittelft der Schifffahrt einis 
gen Verkehr. Am Innern dagegen ift e8 überall todt und öde. 

In den weiter vorgelchrittenen Staaten hat man aber fchon feit 
längerer Zeit eine immer fteigende Sorgfalt auf Erbauung guter Lande 
fraßen gewendet. Statt der früheren Erummen und oft auf großen 
Ummegen zum Ziele führenden Wege baut man gegenwärtig bie Straßen, 
fo viel es ſich immer thun läßt, in grader Richtung und gewinnt das 
duch an Zerrain, mie für das Fortkommen an Zeit. Wenn früher 
die Wege in gleihem Niveau mit dem zunächft liegenden Terrain fort 
liefen und bei Megenwetter, welches oft feinen Abfluß hatte, in mans 
hen Gegenden fat grundlos murden, fo erhebt man fie gegenwärtig 
über das zunaͤchſtliegende Zerrain (daher der Name Hochſtraße), er» 
höhet fie in der Mitte, bamit das Megenwaffer beffer ablaufen koͤnne, 
steht an den Seiten Gräben, um deſſen Abfluß zu befördern, und bes 
freut fie von Zeit zu Zeit mit geflopften Steinen, welche fie fefter 
machen und die Reibung der Wagenräder dadurch vermindern. Noch 
volllommener find die von ihrem Erfinder fogenannten macadamifirten 
Straßen, die vorzüglich in England heimifd find. England, Belgien 
und Deutfchland dürften die Länder fein, welche die meiften und beften 
Strafen befigen. 

So weit man e8 nun aud im Straßenbaue gebracht hatte, fo 
blieben doch alle dieſe Leiftungen eben fo weit, wo nicht noch weiter, 
hinter den Eifenbahnen zurüd; und es ift gar einem Zmeifel unter: 
worfen, daß im nicht ferner Zukunft alle fortfchreitenden Völker, wenig» 
ſtens in den Hauptrichtungen ihres Verkehrs, Eifenbahnen erbaut haben 
werden. England und Belgien haben bereits ein vollkommenes Eifen- 
bahnſyſtem. In Deutfchland ift ein guter Anfang dazu gemacht und 
die Fortfegung und Vollendung bereits befchloffen. In Frankreich ift 
ein Eifenbahnfpftem ebenmäkig mwenigftens befchloffen. In Nordames 
rita werden nicht minder zroifchen allen wichtigen Puncten Eifenbahns 
verbindungen errichtet. Nach dem Verlaufe weniger Fahre werden daher 
Nordamerika und Mitteleuropa ein vollftändiges Eifenbahnfoftem haben. 

Bragen wir nun nah dem Vorzuge der Eifenbahnen vor ben 
Chauſſeen, fo befteht diefer zunächft in der fehr gefteigerten Geſchwin⸗ 
digkeit des Fortkommens. Man braucht nur etwa den vierten Theil 
der Zeit, um auf Eifenbahnen diefelbe Entfernung wie auf den beften 

een zurüdzulegen. Für den Perfonentransport ift dieſer Vorzug 
Bar und entfchieben. Der Keifende erfpart auf der Eifenbahn nicht 
nur an Unterhaltskoften, fondern, was ungleich wichtiger ifl, an 

In Bezug auf den Zransport der Güter ift diefe Geſchwindig⸗ 
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keit, fo viel man ſich auch davon verfprechen mag, von unendlich ge= 
tingerer Bedeutung. 

Zwar mag bie größere Geſchwindigkeit des Guͤtertransports fuͤr 
Einzelne und in einzelnen Faͤllen, wie z. B. auf Meſſen, erwuͤnſcht und 
vortheilhaft ſein. Im Allgemeinen aber kann ſie allein ſchwerlich große 
Wirkung auf vermehrten Abſatz der Waaren hervorbringen. In der 
Regel fehlt es nirgends an Guͤtervorraͤthen fuͤr die Conſumenten, und 
es iſt im Allgemeinen noch nie die Conſumtion durch Mangel an 
Guͤtern aufgehalten worden. Daher iſt ſehr zu bezweifeln, daß ſie, blos 
um deswillen, weil die Guͤter in kuͤrzerer Zeit ankommen, allgemein und 
bedeutend zunehmen werde. Die Hoffnung, die wir ſo oft ausfprechen 
hören, der Verkehr mit Gütern merde bedeutend und allgemein fleigen, 
tönnen wir daher als begründet nicht gelten laffen. Der Verkehr im 
Allgemeinen nimmt nur dann in auffallenderen Verhältniffen zu, wenn 
gewiffe Güter, oder die Güter überhaupt, bedeutend mohlfeiler werden, 
oder der Nationalreihthbum und der Arbeitslohn bedeutend fleigen. Das 
Letztere ift nicht der Fall, weil die Eifenbahnen, wenn fie einmal er⸗ 
baut find, ungleich weniger Leute befchäftigen, als zu bem Transporte 
der nämlichen Anzahl von Perfonen und Gütern auf Chauffeen erfor: 
berlich fein würden. Das Erfte ift eben fo wenig möglich, fo lange es 
nicht gelingt, eine wohlfeilere bewegende Kraft herzuftellen, als den Dampf. 
&o lange dies nicht gelingt, fo lange die Zransportkoften auf ben Eifen- 
bahnen noch eben fo body zu ftehen fommen, als der Xransport auf 
den Chauffeen, fo lange werden auch die Waaren, die auf der Eifens 
bahn kommen, nicht wohlfeiler abgelaffen werden können, als diejenigen, 
welche auf den Chauffeen antommen ; fo lange ift daher aud Fein Grund 
zu der Annahme vorhanden, daß die Eifenbahnen einen, wie man zu 
fagen liebt, ganz unberechenbaren Einfluß auf die Vermehrung bes Ver: 
kehrs ausüben werden. Anders und beffer fönnen fi die Sachen noch 
geftalten, wenn es gelingt, eine wohlfeilere bewegende Kraft, oder auch 
die gegenwärtige bewegende Kraft mit bedeutend geringeren Koften ber- 
zuftellen, damit fic die Zransportkoften mindern. Dann mwürbe ber 
Preis aller zu transportirenden Güter fallen, und folgerecht der Verbrauch 
berfelben, alfo auch der Verkehr fteigen. 

Manche Verfuche find ſchon gemacht worden. Clegg wollte ben 
Drud der Luft auf der einen, in Verbindung mit einem luftleeren 
Raume auf der andern Seite ald bewegende Kraft benugen , doch haben 
feine Verſuche noch zur Zeit zu feinem MRefultate geführt. Eben fo 
wenig ift dies der Fall gewefen mit den eleftromagnetifhen Verſuchen 
Wagner’s und Stöhr’s. Indeſſen liegt die Sache immerhin noch 
nicht außer dem Bereiche ber Möglichkeit, und man darf die Hoffnung 
barauf nicht aufgeben. 

Auch in geiftiger Beziehung find die Eifenbahnen eine michtige 
Erfindung. Sie rüden entfernte Orte und Länder einander nahe, ers 
leichtern den Reiſenden ihren Beſuch und koͤnnen daher nicht anders, 
als mwohlthätig wirken. 


Straßen Landftraßen, Straßenbau. 301 


Die Sache der Eiſenbahnen an ſich iſt daher unbezweifelt gewon⸗ 
nen. Nur daruͤber ſcheint man nicht uͤberall einverſtanden zu ſein, ob 
der Staat für ihre Erbauung zu ſorgen habe oder nicht? In Preußen, 
3. B. hat man fich zur Zeit erft für eine Mitwirkung erklärt, während 
in Belgien, Defterreih, Baden, Baiern und Hannover die Bauten 
auf Staatskoften unternommen werden. Im Ganzen fcheint uns fol 
gerecht zu fein, daß der Staat fie baue, wenigſtens dann, wenn fi 
feine Privatunternehmer finden. In Deutfchland find bie rentablen 
Streden durch Privatunternehmer fo ziemlich ausgebeutet. Fuͤr daß, 
was noch zu thun übrig bleibt, möchten fi ſchwerlich Privatunterneh- 
mer finden. 

Iſt nun die Herftellung eines Eifenbahnfoftems in Deutfhland 
eine Sache unabmweislicher Nothwendigkeit, wenn wir nicht hinter ans 
deren Völkern zuruͤckbleiben wollen, fo ift damit zugleich die Werpflich- 
tung der Regierungen, für die Herftellung der noch erforderlichen Eiſen⸗ 
bahnlinien aus Staatsmitteln Sorge zu tragen, ausgefprodhen. Haben 
die Regierungen von jeher die Sorge für Erbauung der größeren und 
wichtigeren Straßen übernommen, fo gehört ihnen auch ſubſidiariſch die 
Sorge für Erbauung von Eifenbahnen , die eben nichts Anderes find, 
als verbefjerte Straßen. 

‚Eine andere Frage ift es, ob fie auch den Betrieb derſelben für 
eigene Rechnung übernehmen follen oder nicht. Ein volltommenes Frei⸗ 
geben des Wetriebes des Transports, wie ſolches auf ben Straßen Statt 
findet, ift aus polizeilichen Gründen nicht wohl möglich. Einheit der 
Leitung deffelben ift eine unerläßliche Bedingung, wenn Unfälle vermies 
den werden follen. Darum fcheint die Wahl nur zwifchen dem’ eigenen 
Betriebe und der Ueberlaffung deffelden an einen Unternehmer möglich) 
zu fein. Lesterer benugt ihn in feinem Intereſſe, er will Gewinne 
dabei machen. Der Staat follte nicht darauf denken, fondern haupt⸗ 
fählich darauf fehen, die Frachtkoſten auf das möglihe Minimum zu 
teduciten. Dann fcheint mir die Regie ded Staates ben Vorzug zu 
derdienen. 

Um nur eine entfernte Vorſtellung von den Vortheilen zu geben, 
welche die Eifenbahnen, dieſe zur Zeit volltommenften aller Straßen, ge: 
währen, reichen folgende Betrachtungen hin. 

Die Eifenbahn zwifchen Liverpool und Manchefter wird jährlich von 
500,000 Menfchen befahren. Wenn Jeder diefer Reifenden auf ber 
Eiſenbahn nur eine Stunde erfpart, fo kommen 500,000 Arbeitsftun« 
den oder, den Arbeitstag zu 10 Stunden geredhnet, 50,000 Arbeitse 
tage heraus, die, da bie Meifenden faft ohne Ausnahme höhere und 
lohnendere Gefchäfte treiben, als die gewöhnlichen Zagelöhnerarbeiten, 
— auch nach einem viel höheren Sage, als biefe, zu veranſchla⸗ 


Noch mehr ftellt fich dies bei längeren Eifenbahnen heraus. Eine 
Reife von Dresden nach Leipzig 3.8. erfordert auf der Poft 13 Stun: 
den. Hin⸗ und Burüdreife mit Einfhluß des Gefchäftes, wie gering 
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diefes auch fei, erfordern mindeftens 28 Stunden. Auf der Eifenbahn 
wird zu dem Allen nicht die Hälfte diefer Zeit erfordert. Ein Tag reicht 
dazu hin, während man auf der Poft die Nacht zu Hülfe nehmen muß, 
wenn die Reife in der oben angegebenen Zeit vollendet werden fol. Der 
Reifende erfpart alfo mehr als 1008 an Zeit; er erfpart faſt eben fo viel 
an Koften und hat überdies nicht nötbig, die Nacht zu Huͤlfe zu nehmen. 

Auch in militaͤriſcher Hinſicht muͤſſen Eiſenwege fuͤr den Verthei— 
digungsktieg die entſchiedenſten Vortheile gewähren, da fie die Mögliche 
keit geben , überall hin, wo es nöthig erfcheint, im der Fürzeften Zeit 
Truppen zu bringen. 

So entfchiedene Vorzüge zeigen die Nothwendigkeit wenigſtens im 
den Hauptrichtungen jedes Landes, anftatt der zeitherigen Hochſtraßen oder 
Chauffeen, Schienenwege (rail roads) oder Eifenbahnen zu bauen, auf 
das Unumftößlichfte. Es geht aber eben daraus zugleich hervor, baf 
dem Staate deren Erbauung, wenn es nicht anders ift, aus eigenen 
Mitteln als eine Verpflichtung obliege. Dies wird man gewiß in allen 
den deutſchen Staaten, welche gegenwärtig no Anfiand nehmen, auf 
diefe Anfichten vollftändig einzugehen, in naͤchſter Zukunft vollfommen 
erkennen. Darum hegen wir nicht den geringften Zweifel an der balbdis 
gen Herftellung eines umfaffenden deutfchen Eifenbahnfoftems, von dem 
fi in allen Richtungen hin nur gute Erfolge erwarten laffen. 

Baden und Belgien haben zu diefem Endzwede Anleihen eröffnet. 
In Preußen fcheint bis jegt das Spftem der Zinsgarantieen die Ober» 
band zu haben, nad welchem Bau und Betrieb in Privarhände kom⸗ 
men follen. Es ift Sache der Finanz, und kann ihr recht wohl übers 
laffen bleiben, zu ermitteln, welcher der beiden Wege für fie der ange 
meffenfte ſei. Für die Refultate der Nationalwirtbfchaft bleibt ſich die 
Sache glei, wenn nur das Eiſenbahnſyſtem felbft, a eine ober die 
andere Weife, zu Stande kommt, Schmidt. 

Strategie, f. Taktik. 

Studenten, Studentenfreibeit, f. Univerfität. 

Succeffion oder Ehronfolge. — In Staaten,mit mions 
archifcher Verfaffung, d. h. in ſolchen, wo die Innehabung der Staats: 
gewalt als das Recht eines Individuums erfcheint, entfleht naturgemäß 
die Frage nad) dem Uebergange der Souveränetät auf eime andere Per: 
fon nad dem Hinwegfalle des bisherigen Staatsherrfchers, fei e8 durch 
deffen Ableben oder auf andere MWeife — eine Frage, welche weder bei 
der demokratifchen, noch bei der ariftofratifchen Verfaſſung möglich iſt, 
indem bei diefen beiden Verfaſſungen eine moralifhe (ideale) Perfon, 
nämlich das Volk in feiner Gefammtheit oder die ariftofratifche Corpo⸗ 
ration als der Staatsherrfcher erfcheint, und daher hier nur von einem 
Wechſel der Magiftraturen oder einer neuen Beſetzung berfelben nad 
dem Abgange der früheren Magiftrate die Rede fein Bann. In der 
Monarchie felbft müffen die Grundfäge Über die Thronfolge verſchieden 
fein, je nad den beiden Hauptformen ber Einherrſchaft — ds b. j 
nachdem eine Wahlmonarchie oder eine Ebmonarchie vorhanden 
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iſt. In der Wahlmonardyie find die Grundfäge über die Regierungs- 
nachfolge fehr einfach, indem hier nach dem Abgange eines Staatsherr- 
ſchers der neue Wahlact felbft den Thronfolger beftimmt. Wer aber be: 
rechtigt fei, an dem Wahlacte Theil zu nehmen, dies ift in jeder Wahlmons 
archie auf eine andere MWeife, ja felbft bei einem und demfelben Volke 
zu verſchiedenen Zeiten verfchiedenartig durch die Grundverfaffung des 
Staates beftimmt, welche jedoch felbft im diefer Beziehung nicht immer 
durch ausdruͤckliche Gefege geordnet ift, fondern häufig mehr oder minder 
auf Herkommen beruht. Bis aber die neue Wahl durch die verfafe 
füngemäßigen Drgane in den verfaffungsmäßigen Formen den neuen 
Stantöherrfcher beitimmt, tritt bei einem Wahlreiche eine Art von Zwi⸗ 
ſchenzuſtand (fogenanntes Interregnum) ein, während deffen Dauer eine 
proiforifche Negierung nothwendig wird, deren Drgan ebenfalls verfaf- 
fungemäßig in dem einzelnen MWahlmonarchieen verfchieden beftimmt zu 
fen pflegt. (So übernahm in Rom nach dem Abgange eines Impera⸗ 
tor der Senat die proviforifche Regierung; in Deutfchland waren zur 
Zeit des Meichsverbandes nach der goldenen Bulle Kaifer Karl’s IV. a. 
1356 Cap. 5 der Kurfürft von der Pfalz und der Kurfürft von Sad: 
— Bezeichnung als Reichsvicarien hierzu berufen.) Die Miß: 
ein Interregnum für die öffentlichen Zuftände mit ſich zu 
en pflegt, fo wie auch die Unruhen und übermäßigen politifchen Bes 
che nicht felten die Sactionen im Volke erregen, wenn die 
J — nach dem Tode eines Wahlmonarchen vorgenommen 
a in den Wahlmonarchieen dahin, daß man noch bei 
ed Monarchen und unter deſſen Aufpicien die Wahl des 
mahm und dem folcyergeftalt bei dem Leben des Vorgaͤn⸗ 
ter * Ne er meiſtentheils auch ſchon einen mehr oder min⸗ 
aden Antheil an ber gegenwärtigen Regierung, mitunter fo: 
iekliche Mitregentfchaft einräumte. WBeifpiele diefer Art fin: 
— der Sitte der roͤmiſchen Imperatoren, ſich Caͤſa— 
je zeigt uns fchon die Ältere Gefchichte der Weſtgo—⸗ 
en mehrfache Bälle, in melden die Könige einen ihrer 
jeonfolger und Mitregenten bei ihrem Leben erwählen 
* iſchen Könige und Kaiſer pflegten häufig ſchon bei 
: Wahl ihres Nachfolgers zu veranlaffen, und ein folder 
i ten Seiedelg‘ 8 I, gewöhnlih als „ermählter 
tig“ bezeichnet, welcher Titel übrigens auch noch nach⸗ 
Zeiten Ludwig's des Baiern, von dem regierenden 
(und Kaifer) ſelbſt fo lange geführt wurde, als er 
im Rom als Kaifer gekrönt worden war. Nachdem 
ı Ludwig’s des Baiern de jure et excellentia 
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- 2 jt durch die Stimmenmehrheit der Kurfür: 
von Rechtswegen fogleih als mahrer römifcher 
e ſeitdem ber Titel „‚römifcher König‘ vor 
‚Leben des Kaifers gewählten Nachfolger 


304 Succefjion oder Thronfolge. 


gebraucht. Uebrigens hatte der roͤmiſche König nur den Antheil an ben 
Staatsgefhäften, welchen ber regierende Kaifer ihm anzumeifen für gut 
fand (Wahlcap. Joſeph's U. Art. 30, $. 3), und hatte nur dann pros 
viforifch die Zügel der Regierung in Deutfchland zu übernehmen, wenn 
der Kaifer durch längere Abmwefenheit an der Selbftregierung gehindert 
war. Die Wahl eines Nachfolgers bei dem Leben des Monarchen war 
in allen Wahlmonardjieen entweder ber erfle Schritt zur Ummwandlung 
derfelben in Erbmonarchieen, ober wo diefe eine völlige und grundgefeß- 
Uche Ummandlung aus befonderen Verhältniffen, wie 3. B. in Deutfch- 
land wegen des MWiderftandes der mächtigen Meichsftände, nicht möglich 
* war, da erfcheint jene Wahl des Nachfolgers bei dem Leben des Königs 
als ein wirkliches Surrogat der Erblichkeit der Krone zu Gunften der 
Defcendenz des Monarchen felbft, und fpricht ſich darin bdeutlid ber 
natürliche Trieb einer jeden Monarchie aus, eine Erbmonarchie zu wer- 
ben, fo wie denn auch nur eine ſolche als eine eigentliche und vollendete 
Monarchie erfcheint und den reinen und fcharfen Gegenfas gegen bie 
tepublicanifchen Staatsverfaffungen (Demokratie und Ariftofratie) bars 
ſtellt. Darum bat auch die Lehre von ber Thronfolge für die Erb: 
monarchie ihre vorzügliche Bedeutung, und ift auch bei ihrer Erörterung 
regelmäßig und hauptfählid auf Verhältniffe dee Erbmonardieen 
Rüdfiht zu nehmen. In Beziehung auf diefe muß man die regel— 
mäßige (ordentliche) und die außerordentliche Thronfolge unters 
fcheiden. I. Die regelmäßige Thronfolge ift diejenige, welche auf dem 
Rechte des Geblütes (jus sanguinis), refpective auf dem Rechte ber 
Verwandtſchaft beruht; letztere begreift jede andere Art ber Thronfolge, 
welche ſich auf irgend einen anderen Rechtstitel außer der Ver— 
mwandtfchaft fügt. Die regelmäßige Erbfolge ift ihrer Idee nach ducch 
den Begriff der Erbmonardie felbft fhon volllommen beftimmt. In 
jeder Erbmonarchie nämlich ift ihrem Weſen nach die Krone (das polis 
tifhe Herefcherreht) mit einem an fih rein privatrehtliden 
Mechtsbegriffe, nämlich mit dem der Erblidyfeit, verbunden, und zwar 
mit dem Begriffe der Erblichkeit in dem Sinne, wie er in dem äls 
teren deutfchen Rechte und bei den germanifchen Völkern überhaupt noch 
jegt vorkommt, fo weit das Achte nationale Recht nicht durch das Her⸗ 
einziehen roͤmiſcher Begriffe verdorben worden iſt, d. h. in dem Sinne 
und in der Bedeutung der Inteſtaterbfolge, ſo wie z. B. auch im 
franzoͤſiſchen Rechte das Wort heritier noch ausſchließlich die Bedeutung 
eines Sinteftaterben hat. So wie durch bie Verbindung des Begriffes 
der Erblichkeit mit dem bes politifchen Herrfcherrechtes ober der Souves 
raͤnetaͤt die Erblichkeit felbft, in fo meit fie fich auf diefes höchfle politi= 
ſche Recht bezieht, dem Gebiete des Privatrechtes entrücdt wird und dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes anheim fälle, fo nimmt auf ber ande» 
ten Seite das politifhe Herrfcherrecht durch diefe Verſchmelzung mit der 
Erblichkeit nothwendig theilmeife — naͤmlich was die Thronfolge anbes 
langt — einen privatrechtlihen Charakter an, d. h. die Krone erfcheint, 
fo wie einmal die Erbmonardie feftfteht, hinfichtlich ihrer Vererbung als 
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ein Patrimonium des Souveräns, refpective als ein Necht, welches nach 
der Analogie eines Privattechts von feinem Inhaber vererbt werden 
kann. Wo immer die Erbmonardie ſich hiſtoriſch entwidelt hat, ſchlie— 
fen ſich die Rechtsgrundfäge über diefelbe genau den Vorftellungen an, 
melde bei dem betreffenden Wolke hinfichtlich des Erbrechts im Allge— 
meinen gelten. Insbeſondere deutlich zeigt fich diefes bei den germanifchen 
Völkern, bei welchen die Erbmonarchie überhaupt zu der größten Ausbil 
dung gekommen ift, teren fie fähig zu fein ſcheint. So wie das ganze 
national= germanifche Sachenrecht und Erbreht auf die natürlihe Uns 
terfheidung von Mobilien und Immobilien gegründet ift, und letztere 
als das bei Weiten mwichtigere und befonders in politifcher Beziehung bes 
deutfame Befisthum durchgängig ausgezeichnet find und überall hinfichts 
lich ihrer befondere und eigenthuͤmliche Redtsgrundfäge gelten, fo hat 
ſich auch das Recht der Thronfolge bei den germanifchen Völkern genau 
den Rechtsgrumdfügen entſprechend ausgebildet, welche bei den einzelnen 
beutfchen Völkern hinfichtlich der Erbfolge der Privatperfonen in die Sm: 
mobilien nach dem alten nationalen, noch von den Einflüffen des römis 
[hen Rechts in diefer Beziehung unberührten WVolksrechten galten, da 
bie Krone den germanifchen Völkern als der mwichtigfte Smmobiliachefig, 
nämlich als der Beſitz eines Xerritoriums, als eines zur politifchen 
reihaft befühigenden Landesbefiges erſchien. Diefe Uebereinftimmung 
bes Thronfolgerechts und des volfsmäßigen Immobiliarfucceffionsrechts 
ift eine um fo mehr bemerfenswerche Thatſache, als darin zugleich ein 

torifches Zeugniß dafür enthalten ift, daß die Rechtsbildung — in 
1 Zweige bed Volks» oder Staatslebens es auch fein mag — bei 
en Bölfern nie als etwas Willkürliches betrachtet wurde, fons 
18 Product einer inneren, mächtigen, tief in dem Volkscha— 
elnden Anfhauung von einer fittlihen Nothwendigkeit her: 
her der Herrfcher nicht weniger ald die Beherrfchten gleich 
digen verpflichtet find. Schon der oberfte Grundfag der 
en Zhronfolge in den germanifhen Erbmonardieen ftellt 
olche Urberiragung des nationalen Princips der Immobi—⸗ 

d als eine Anerkennung feiner gleihmäßigen Gültigkeit 























nfucceffionsrechts, daß die Zhronfolge regelmäßig 
ung von dem erften Erwerber der Krone bedingt fei, und 
eceffionsfühige Nachkommenſchaft des erflen Kroner⸗ 
den ift, dem jeweiligen Kronbefiger regelmäßig fein 
über die Thronfolge zum Nachtheile der anderen, durch 
effionsberechtigten zu verfügen, fondern eine ſolche Verfü: 

e Wirkung haben folle, nur durch ganz befondere und 
jerhältniffe gerechtfertigt werben könne. Diefer 
ter, als die allgemeine für die nationale deutfche 
tige Nechtsregel, daß die Defcendenten des er- 
fies, durch einfeitige und willfürlihe Dispofitionen 
ffionsrecht — ein fogenanntes er haben, 
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fo daß fie nur unter ganz außerorbentlichen Verhältniffen und Voraus⸗ 
fegungen von der Erbſchaft fallen oder ausgefchloffen werben koͤnnen. 
So wie aber gerade durch die Anerkennung dieſes Princips die alte nas 
tionale deutfche Immobiliarfolge fih als eine Stamm gutsfuccefjion 
charakteriſirt — (vergleiche den Artikel „Stammgut”) — fo ift alfo 
auch die Thronfolge bei den germanifchen Völkern als eine Stamm: 
gutsfucceffion in der Art ausgebildet worden, daß hiernach bie Krone 
(das politifche Herrſcherrecht) oder das Territorium, d. h. das Land in 
feiner Auffaffung als politifcher oder Regierungsbezirk, felbft als eine 
* Art Stammgut der regierenden Familie erfcheint, oder wenn man lieber 
will, nach der Analogie eines deutfchen Stammgutes vererbt wird. Der 
Einfluß, welchen die volksrechtlichen Anſichten über das Spftem ber Sms 
mobiliarfucceffion auf das Recht der Thronfolge Außerte, tritt aber noch 
weit fchärfer darin hervor, daß fich bei den germanifchen Völkern aud) 
die Frage nach der Art und Weife, im welcher der Mannsſtamm und 
der Meibsftamm des regierenden Hauſes zu der Thronfolge berufen find, 
überall analog dem Verhältniffe entfchiehen findet, wie der Mannsftanım 
und der Weibsſtamm in den Stammgütern nach Volksrecht zur Suc— 
ceffion berufen waren. Es laffen ſich in dieſer Beziehung vorzugsmeife 
zwei Syſteme unterfcheiden, melde man im ber neueren Zeit unter ber 
Bezeichnung der Thronfolge nad dem falifhen Gefege und ber 
cognatifhen Succeffion einander entgegenzuftellen pflegt. Bei dem 
Franken nämlich galt nad) ihrem Volkrechte die Negel, daß der Weib: 
ſtamm bei der Succeffion in die Stammgäter durch den Mannsflamm 
unbedingt ausgefchloffen fei, wie dies ſich in der Lex Salica tit. 62 
ausgefprochen findet: „De terra vere Salica nulla portio hereditatis 
„mulieri veniat: sed ad virilem sexum tota terrae hereditas perve- 
„„niat,““ — Auf gleiche Weife findet man, daß die Frauen fortwährend 
in Frankreich durch den Mannsftamm von der Thronfolge ausgefchloffen 
wurden; ja man geht in Frankreich fogar fo weit, zu behaupten, baf 
der Grundfag der Lex Salica nicht blos davon verflanden werben müffe, 
daß die Frauen dem gefammten Mannsftamme nachgehen, fondern man 
behauptete dort felbft von jeher, daß der Weibsftamm abfolut unfähig 
zur Thronfolge ſei. In Deutfchland fand der Grundfag ber Lex Salica 
bei den bdeutfchen Fürftenhäufern ebenfalls frühzeitig Eingang, was 
als eine Folge der Verbindung Deutfchlands mit der fränkifchen Mon 
archie zu betrachten iſt. Es dienten naͤmlich, wie dies bei einem foldyen 
BVerhältniffe nicht anders erwartet werden kann, nicht nur bie Einrich- 
tungen der fränfifchen Monarchie im eigentlichen Frankreich den politis 
fhen SInftitutionen in dem eigentlihen Deutfchland überhaupt. vielfach 
zum Mufter, fondern es wurde, fogar noch Längft nach ber Auflöfung 
der fränkifchen Univerfalmonarchie und nach der Entwidelung Deutſch⸗ 
Lande als eines felbftftändigen Staatskörpers, und zwar das ‚ganze Mit: 
telalter hindurch, das fränfifche Recht als dag gemeine Recht des 
deutfchen Reiches in Bezug auf ſtaatsrechtliche Werhältniffe betrachtet, 
fo daß felbft der Kaifer, gleich viel, welchem deutſchen Volksſtamme et 
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von Geburt angehörte, mit ber Wahl felbft das fränkifche Recht als 
fein u Recht erwarb (Schwabenfpiegel, Laſſberg E. 103 $. 1). 
— Der Grundfag der Lex Salica mußte aber aus dem fränkifchen 
Rechte um fo leichter, ja nothmwendig, in das deutfche Fürftenrecht uͤber⸗ 
gehen, als die Bemühung aller deutfchen Könige, fo wie auch ſchon fehr 
frühzeitig bie bet Franfenkönige, dahin ging, die deutfchen Sürftenge- 
ſchlechter zum Eintritte in den Lehenverband zu veranlaffen — ein Be: 
fireben, welches auch fo gut gelang, daß man wenigſtens feit den Zeiten 
Otto's I. unbedenkli annehmen darf, daf damals fchon die deutfche 
Regimentsverfaffung hauptſaͤchlich, und namentlich der fürftliche Stand 
und Würde vorzugsweife auf der Rehenverbindung gegen ben Kaifer be: 
eubte. So wie aber das Lehenmwefen an ſich urfprünglich eine fränfi- 
fhe Einrihtung, oder doc wenigftens von den Franken nad) Deutſch⸗ 
land gebracht worden war, fo war auch die Lehnfolge nichts Anderes, als 
eine Nahbildung des alten Syſtems der Erbfolge in die Stammgüter 
nach der Lex Salica, und zwar, fo viel die eigentlihen, von dem Koͤ⸗ 
nige felbft ausgegangenen und von ihm den Fuͤrſten aus den Reichs— 
fanden verliehenen Lehen anbelangte, fogar eine Nadbildung der Lex 
Salica in dem oben erwähnten franzöfifchen ftrengen Sinne, daß ber 
er zur Nachfolge gar nicht berechtigt fei — ein Grundfag, 
8 noch heut zu Tage im beutfchen Lehnrechte als gemeinrecht: 
lich alten hat. Indeſſen mußte dieſes ſtrenge, dem Weibsſtamm ſo 
eindlir hy 4 I in dem eigentlichen Deutfchland frühzeitig einer bes 
e Mobification unterliegen. Denn wenn auch die bdeutfchen 
nhaͤu iufe den Grundfag des Vorzuges des Mannsftammes bei ber 
infolge als zweckmaͤßig für die Intereffen des Landes und der fürft: 

5 amili erkannten, fo Eonnten ſich doch jene Samilien, welche ihre 
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nicht oder doch zum Theile erſt durch eine kaiſerliche Verlei— 
ı erhalten hatten, ſondern fie von Alters her als Alo— 
und etwa nur biefelben im Laufe der Zeit hinfichtlich der 
habung als Eaiferliche Lehen zu recognosciren fich herz 

, Unmöglid) damit einverftanden erklären, daß der 
nicht nur dem gefammten Mannsftamme bei der Thron: 
en, fondern überdies von aller Nachfolge in die Regierung 
iſen fein follte. Hatte doch ſchon auch die Lex Anglio- 

\ y welche in ihren Hauptgrundlagen nur eine Ueber: 
Salica ift, in Zitel VI die Regel der Lex Salica 
dificirt, daß der Meibsftamm alsdann zur Guccef: 
wenn der Mannsftamm (fo weit man damals bie 
: nämlich bis zur vierten Generation einfchlüffig) 
| ch mußte fich menigftens für die nicht feudal 
en in — die Regel bilden, daß der Weibs⸗ 
msſtamme in ber Thronfolge nachftehe, nach deſſen 
0 F* ihig allerdings zur Regierung berufen fei. 

‚ fo fingen die deutſchen Kaifer felbft an, 
fie befonders zu beguünſt vn beabſichtigten, 
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fogar Reichslehen mit dem Rechte der eventuellen Succeffion bes Welbe: 
ftammes nah Erlöfhung des Mannsftammes zu verleihen. Ein illu: 
fires Beifpiel hiervon enthält das Privilegium, welches König Fried: 
rich II, a. 1156 dem Erzhaufe Defterreidy ertheilte (Pertz, Monam. 
Germ. Leg. T. U. p. 99). — Da mit der Auflöfung des deutfchen 
Reichs alle Lehensverbindung der feitdem vollkommen fouveränen Für: 
iten in Deutfchland aufgehört, und mithin überall bie Thronfolge den 
Charakter einer Succeffion in ein alodiales Stammgut angenommen 
bat, fo ift nunmehr für die Thronfolge in ben beutfchen Staaten bie 
Megel als unbedingt aufzuftellen, daß der Weibsftamm nady dem Ab: 
gange des Mannsftammes zur Nachfolge in der Regierung berechtigt fel, 
in.fo fern er nicht durch befondere Haus = oder Grundgefege davon ein: 
für allemal ausgefchloffen ift, mie z. B. durch die Eurheffifche Verfaſ—⸗ 
fungsurtunde $. 3, oder in fo fern er nicht im einzelnen Falle badurd) 
an der Thronfolge behindert wird, daß für den Fall des Abganges des 
Mannsftammes eine Erbverbrüderung mit einem anderen regierungsmaͤ⸗ 
ßigen Haufe gefchloffen iſt, wodurch deſſen Mannsftamm, gleichfam als 
fingirte Agnaten bes erlöfhenden Haufes zur Succeffion berufen 
werden. Baierifhe Verfaffungsurkunde 6. 4. — Kurheffifche Verfaſ⸗ 
fungsurkunde $. 4. — Bei denjenigen deutfchen Völkern dagegen, bei 
melchen das alte Volksrecht den Weibsftamm nicht unbedingt dem 
Mannsftamme bei der Stammgutsfolge nachſtellte, fondern nur bie 
Söhne den Töchtern vorzog, bdiefe aber vor den agnatifchen Gollateralen 
berief, bildete ſich auch ein ganz diefer Theorie analoges Thronſucceſ⸗ 
fionsreht, mo foldhe Wölkerftämme dazu gelangten, felbftftändige und 
von ber fränkifhen Monardie und den inflüffen des fränfifchen 
Rechts unabhängige Staaten zu bilden. Died war ber Fall bei den 
ſaͤchſiſchen Völkern, welche nach Britannien hinüberwanderten (Lex Saxon. 
tit, VIL.$.5: „Qui defunctus non filios, sed filias reliquerit,' ad eas om- 
nis hereditas pertinet.“ Vergl. Sacjfenfpiegel I. 17 $ 1), und noch zeigt 
. England dieſes Thronfolgeſyſtem (die fogenannte cognatifche Succeſſion) 
als das praktiſche Recht binfichtlich der Vererbung feiner Krone. Merk- 
‘würdig ift übrigens, daß ſchon lange vor der fächfifchen Occupation bie 
Briten die cognatifche Zhronfolge hatten — (Tacitus in Agricola c, 
16: Neque sexum iu imperiis discernunt, sc, Britones.“) — fo baf 
alfo hier nach der Einwanderung ber Sachfen das Recht der Sieger und 
ber Befiegten vollkommen übereinftimmte. Auf ähnlihe Weiſe bildete 
ſich die cognatifche Thronfolge bei dem gothifhen Stamme in Spanien 
aus, nachdem dort endlich (nach der Vertreibung der. Araber) die Erb: 
monarchie ſich auszubilden angefangen hatte. Bei ben Spaniern fonnte 
ſich das Recht der Thronfolge nicht unmittelbar an das alte (gothifche) 
Volksrecht anfchließen, denn diefes war früher und weit mehr als irgend 
ein anderes beutfches Volksrecht mit dem römifchen Rechte interpolirt 
und verfchmolzen worden, fo daß die Lex Wisigothorum als volksmaͤ⸗ 
ßiges Inteſtaterbrechts ſyſtem ſchon ganz die römifche Theorie aufführt, 
wonach Söhne und Töchter fogar gleichmäßig zur elterlichen Erbſchaft 
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berufen find und diefe zu gleichen heilen unter fich vertheilen. Ueber- 
dies war die Monarchie in Spanien gerade in ber Zeit der unmittelbaren 
Geltung und des praftifchen Gebtauches der Lex Wisigothorum, wie 
eben erwaͤhnt wurde, nur erſt noch eine reine Wahlmonarchie geweſen. 
Als aber ſpaͤter die Erbmonarchie aufkam, bildete ſich fuͤr dieſe das Sy— 
ſtem der Thronfolge analog der Succeſſion in die Majorate aus, 
welche der ſpaniſche Adel ſeit der Erhebung der Nation gegen die Mau: 
ten allmälig erfunden und eingerichtet hatte, bei welchen, gerade fo mie in 
England, nur die Söhne den Zöchtern vorgezogen wurden. (Bergl. L. 
Molina de primogen. Hisp. origine et natura Libri IV.) Demgemäß 
wurde bei der Abfaffung eines Geſetzbuches für die fpanifche Nation unter 
Aphons X. im Jahre 1260 die cognatifhe Succeffion als Regel für 
die Ehronfolge ausdruͤcklich feftgefegt (Ley de las siete partidas, L. 2. 

Tit. 14. P. I.) — So wie aus der Natur eines Stammgutes an 
ſich nicht mehr folgt, als daß ein folches Gut regelmäßig ab intestato in 
der Defcendenz bes erften Ermwerbers vererben folle, durch die Stamm: 
gutseigenfhaft aber an fich die Xheilbarkeit des Gutes unter mehrere 
gleich nahe Erben nicht ausgefchloffen wird, fo folgte urfprünglich das 
Recht der Thronfolge auch in diefer Beziehung dem Rechte der Stamm- 
güter. Beiſpiele hiervon bieten nicht nur die vielfachen Älteren Landes: 
theilungen unter den Mitgliedern des meromingifhen und Farolingi: 
[hen Haufes dar, fondern es bildete fortwährend das Recht der Landis: 

teilung unter mehrere gleich nahe Erben das gemeine Recht in den 
deuiſchen Kürftenhäufern zur Zeit der deutfchen Neidysverbindung hin: 
fihtlih der Alodien und folder Reichslehen, welche nicht Fürftenamt 
oder Graffchaft waren (Schwabenfpiegel, Laffberg C. 121. 8.1). Hin: 
—* der Fuͤrſtenthuͤmer, Pfalzgrafſchaften, Markgrafſchaften und allen 
Be — galt aber noch im 13, Jahrhundert (vergl. den 
— gel 1. c.) der Grundſatz der Untheilbarkeit, und häufig wurde 
RER 


















* 13. Jahrhundert deren Untheilbarkeit in den kaiſerlichen 
beſonders ausgefprohen, wie dies 3. B. in dem angeführten Pri: 
ebrich’8 I. von 1256 für das Erzhaus Defterreich | der Kalt ift, 
Diefer Grundfag der Untheilbarkeit wiederholt für Italien und 
md durch Gonftitutionen der deutfchen Kaifer ausgeſprochen 
j. ®. Constit, Frider. I. in Il. Feud. 55. — Diplom. 
. a, 1283 iu Pertz, Mon. Germ. Leg. Tom. Il. p. 442.) 
8 Beftreben aller Fürften « und Grafenhäufer dahin ging, 
ſchslehen nach dem vollen Nechte alodialer Stammgüter 
am der Grundfag der Untheilbarkeit der Fürftenthümer 
nad) und nad) in Vergeffenheit, und allmälig bildete 
een ein Herkommen für die Zheilbarkeit, fo daß man 
als das gemeine Recht zu betrachten anfing. Wo 
igte oder für unpafiend fand, eine wirkliche Realthei: 
unehmen, fhritt man doch zu fogenannten Nug- 
2 weichen zwar der Titel des regierenden Herrn und 
uf dem Lande haftenden fürftlihen Stimme einem 
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der Miterben vorzugsmeife überlaffen wurde, bie übrigen Erben aber 
doch mehrere felbftftändige Hofhaltungen errichteten, welche meiftens dem 
Lande zur großen Laſt und zu vielfachem Schaden gereichten. Zwar finden 
ſich ſchon frühzeitig Beiſpiele, daß einzelne Fürften die Unzweckmaͤßigkeit 
und Schäblichkeit der Landestheilungen ſowohl für die mwohlverftandenen 
Intereſſen der fürftlihen Familie felbft, fo wie auch des Landes, mit 
richtigem Blicke erkannten; doch findet man in dem 12. und 13, 
Jahrhundert im Deutfchland noch Feine Spuren eigentliher, von ben 
Fürftenhäufern felbft ausgegangener Hausgefege, wonach die Untheils 
barkeit ihrer (nicht veichslehnbaren) Befisungen in ihrer Gefammtheit 
und demgemäß eine befondere Succeffionsart feftgefegt worden märe, 
fondern fie befchränkten fich meiftens darauf, für beftimmte einzelne 
Landftriche, namentlich für die von ihnen gegründeten Städte, die Un 
theilbarfeit auszufprechen und diefe, gleihfam als eine Art von Präles 
gat oder Fideicommiß, dem Aelteften unter den mehreren Randeserben 
zuzumeifen. Cine derartige Verordnung des Herzogs Berthold von 
Zähringen findet ſich 3.3. in der Stiftungsurkunde der Stadt Freiburg 
d. a. 1120 (in Schoͤpflin, Histor. Zaring. Bad. T. V. n. 25). — 
Allein im Ganzen war doch bie Neigung mehr für die Theilung gemefen, 
da diefe mehr mit der Erbfolge nach gemeinem Landrechte übereinftimmte, 
und wenn fi auch in einigen Fürftenhäufern ein Vorzug des Altern Soh⸗ 
nes erhielt, fo wurde er doch fehon gegen das Ende des 13. Jahrhunderts 
faum noch anders, als mie eine durch ein ausnahmsweiſe beftehendes Her: 
kommen beftehende Berechtigung betrachtet, befonders nachdem fogar in den 
urfürftlichen Häufern, wie in dem Haufe Baiern, die Theilungen aufgekom⸗ 
men waren, und jeder Erbe eines Randestheiles Anfprudy darauf machte, auch 
bie Kurftimme zu führen. Da ſich auch gleichzeitig in den übrigen kur— 
fürftlichen Häufern mandherlei Anftände über die Succeffionsordnung erge⸗ 
ben hatten, fo wurde das Beduͤrfniß einer grundgefeglichen Beſtimmung 
hierüber, wenigftens für die kurfürftlichen Häufer, immer mehr fühlbar. 
Darum wurde auch bei der Abfaffung des erſten umfafjenderen Grund 
gefeges des deutfchen Meiches, der goldenen Bulle Karl’s IV. a, 1356, 
bierauf befonders Rüdficht genommen, und im Gap. 25 derfelben die 
Untheilbarfeit der kurfürftlihen Staaten und die Veterbung derfelben 
nach einer befonderen Succeffionsart feitgefegt, welche daſelbſt zwar als 
Primogenitur bezeichnet wird, dem Wortlaute nach aber vielmehr eine 
aus Primogenitue und Seniorat |gemifchte Succeffionsart war, indem 
nach dem ftrengen Wortverftande nur unter Defcendenten bes erften 
Grades die Erxftgeburt erfcheinen follte, der Erftgeborene vor feinem Das 
ter (dem regierenden Kurfürften) mit Tode abgegangen oder zur Regies 
tung unfähig, dann nicht deffen Söhne, fondern fein nächftältefter 
Bruder zur Thronfolge berufen war. — (G. B. Cap. 25. $. 2. 3. 
vergl. mit Gap. 5. 8. 3.) — In bdiefem Sinne wurde auch die Vor—⸗ 
fhrift der goldenen Bulle mwirklich bis in das 16. Jahrhundert hinein 
gehandhabt, von welcher Zeit an erſt die eigentliche agnatifch«linealifche 
Primogenitur auffam. Gerade darin aber, daß die goldene Bulle die 
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Untheilbarbeit bes Landes und eine Primogeniturordnung für die Eurs 
fuͤrſtlichen Häufer eingeführt hatte, entnahm man ein Argument, für 
die übrigen fuͤrſtlichen Häufer, nunmehr den Grundfag der Theilbarkeit 
als ſtilſchweigend für gemeines Necht anerkannt zu achten, in fo fern fie 
nicht im ſich ſelbſt ein entgegenftehendes Herkommen ausgebildet, ober 
ein befonderes, die Theilbarkeit ausfchliefendes Hausgeſetz errichtet hatten. 
Diefe Theorie mußte um fo mehr allgemeinen Beifall finden, als bie 
Untheilbarkeit die Anordnung einer fpeciellen Succeffionsordnung (Primo: 
genktur, Majorat oder Seniorat) vorausfegte , Feine von diefen Succeſ⸗ 
fionsarten aber als gemeinrechtlidy vertheidigt werden mochte. Ermägt 
man, daß dieſes Argument auch heut zu Tage noch in feiner vollen 
Kraft befteht, und daß mit der Auflöfung des deutfchen Reiches die Be» 
Ihränfungen der Theilung, welche etwa aus ber Qualität der Fürften: 
thümer und Graffchaften als Fahnlehen des Meiches abgeleitet werben 
mochten, von felbft hinmweägefallen find, und fomit in den fouveränen 
deutſchen Fürftenhäufern die Krone überall den Charakter eines alodia- 
Im Patrimoniums für die fürftliche Familie angenommen hat, fo muf 
au jest noch der Grundfag der Theilbarkeit als der gemeinrechtlid) 
gültige in allen jenen Staaten angenommen werden, in welchen nicht durch 
befondere Hauss und Grundaefege oder durch Herkommen das Gegentheil 
beflimm iſt, was freilich hinfichtlich der nunmehr noch fouveränen Staaten 
faft a e Fall, und die linealifche Primogenitur nunmehr die 
he Suceeffion ift. Der neuefte Fall, in welchem gemäß dem 
neinzechtlich zu betradhtenden Grundfage der Xheilbarkeit eine 
theilung in einem fouverdnen beutfchen Staate wirklich vorge: 
men „iſt nad dem Erlöfchen von Sachfen:Gotha (1825 
Febr. nen, worauf eine Erbtheilung unter den großherzoglichen 
nd icher een Häufern (1826, 13.Nov.) vorgenommen wurde. 
ie © Tionsordnung anbelangt, in weicher gemeinrechtlich in 
ie gu Genf berechtigten Perfonen (d. h. die Defcendenten 
8 der Krone) zur Succeffion gelangen, fo kann in 
1, wo nicht bie Primogeniturordnung (oder wie in man: 
Ban Befisungen der Fall ift,, eine andere fpecielle Suc- 
jorat und deral.) eingeführt ift, nur auf die Analo⸗ 
qutsfuccefjion zurüdgegangen werden. Hiernach fuc« 
laffe die männlichen legitimen und fucceffionsfähigen 
Testen Thronbeſitzers in infinitum, mit Repräfenta: 
ndenten vorverftorbener Kinder an ber Stelle ihres 
ſſe fuccediren fodann die Collateralen. Hier war 
itſch — in Ermangelung einer ausdruͤcklichen Ent: 
| — ſtreitig, und muß auch noch dafuͤr er⸗ 
m Mangels der Einführung einer fpeciellen 
—— und dergl., in einem deutſchen 
seid Lande) noch die demeinrechtliche Suc⸗ 
| Eommen kann, ob die Collateralen nach dem 
piteme bes roͤmiſchen Rechtes) oder nach einem 


























312 Succeſſion oder Thronfolge. 


Linealſyſteme zu ſuccediren haben? Hierauf kann zwar im Allgemeinen 
geantwortet werden, daß fuͤr die Succeſſionsordnung der Collateralen in 
die Krone die Analogie ber deutſchen Lehnfolge der Collateralen maß— 
gebend fein dürfe, weil diefe felbft nichts als eine Nachbildung der nas 
tionalen Succeffion in die Stammgüter geweſen it, die Thronfolge aber 
fidy überhaupt (auch wo fie nicht feudal ift) nad) der Natur der Stamm⸗ 
gutsfolge richtet. Daß bei feudalen Staaten, wie 5.3. bie meiften 
deutfchen Zerritorien zur Zeit der Meichsverbindung waren, die Grund: 
fäg: der Lehnfolge zur Anwendung zu bringen waren, verfteht ſich von 
ſelbſtz auch möchte e8 Feinem Bedenken unterliegen ,. die fortdauernde 
Anwendung gleiher Grunbfäge auch für ſolche Staaten zu behaupten, 
melche ihren früheren feudatiftifchen Charakter (wie 3. B. bei der Auf: 
löfung ber Reichsverfaſſung) abgelegt haben, da hierdurdy das Verhaͤlt⸗ 
niß der Mitglieder der fürftlichen Familie unter einander und namentlich 
binfichtlich der Erbfolge in Eeiner andern Weiſe alterirt worden ift, als 
daß nunmehr (nad) Wegfall der Feudalqualität) aud der Weibsſtamm 
nad dem Abgange des Mannsftammes fucceffionsfähig it, wenn er 
es auch vorher nicht war, db. h. wenn auch das KZerritorium vorher 
nicht Meiberlehn gemwefen if. Allein im Wefentlichen ift mit bdiefer 
allgemeinen Verweiſung auf die Analogie ber Lehnfolge nichts erklärt, 
ba gerade im gemeinen Lehnrechte die Grundfäge, nach welchen die Col: 
lateralen zur Succeffion berufen find, ebenfalls völlig ftreitig find. 
Nimmt man aber auf bie Natur ber beutfchen Zhronfolge (fo wie auch 
auf den Geift des Lehninftitutes, welches, mie oben erwähnt wurde, 
fo wefentlich zur Ausbildung der Lehre von der fürftlihen Thronfolge 
beigetragen hat) Rüdfiht, fo wird man fih am Richtigften dafür ent: 
ſcheiden, baß die Collateralen auch bei der Thronfolge nad dem Lineal: 
fofteme (refp. nach Analogie v. II. Feud. 50) zu fuccediren haben. Es 
ift dies eine Gonfequenz davon, daß die Zhronfolgeberechtigten fäm:nt- 
lich, wie bie Lehnfolgeberechtigten, ihr Recht an ſich von dem erften Er: 
werber ableiten, daß alfo ihre Succefjion in ihrer legten Grundlage 
ſtets nur eine. Defcendentenfucceffion (nämlih in Bezug auf den erfien 
Erwerber) ift, welche nach Parentelen ausgehbt wird, fo daß es im 
Grunde nur zufällig ift, daß ihre Succeffion ſich nebenbei (nämlich in 
Bezug auf den legten Befiger) zugleich als eine Collateralenfucceffion dar⸗ 
ftelt. Daß aber die Thronfolger nach dem Rechte der Defcendenten, , 
db. h. nach der Parentel ober dem Linealfufteme („soli et omnes, qui 
ex ista linea sunt‘“ II. Feud, 50.) zu fuccediren haben, ergibt fi 
auch daraus, daß fie ale, wie ebenfalls ſchon oben erwähnt murde 
und unbeftritten ift, das auszeichnende Recht der rechten Erben (d- b. 
der Defcendenten) im bdeutfchen Stammgut, nämlih das Wartredt 
haben. Demnach fuccediren alfo die Gollateralen des legten Beſitzers 
nady durchaus feinem anderen Principe, als wie die Defcendenz von 
diefem (dem legten Befiger felbft fuccediren würde, und Eann alfo nicht 
für ihre Erbfolge ein anderes Recht gelten, als für die lestgenannte 
gelten würde, wenn fie vorhanden wäre, d.h. das Recht der Defcen 


Succeſſion oder Thronfolge. 313 


benten befiehet darin, mit Nepräfentationsrecht in allen Graden zu er: 
ben, und diefes Redyt muß auch den Gollateralen bes legten Befigers 
zugeitanden werben, weil fie ftets nur wegen ihrer Qualität al De: 
feendenten des erſten Erwerbers fuccediren. Das ganze Verhaͤltniß ift 
einfad fo aufzufaffen, ıdaß da, mo der legte Befiser ohne erbfähige 
Defcendenz ſtirbt, nun auf den naͤchſthoͤheren Parens deffelben (u. 
f- m.) zurüdgegangen wird, von welchem noch fucceffionsfähige De: 
feendenz vorhanden ift, und daß nun bie Defcendenten dieſes naͤchſt⸗ 
höheren Parens (die Gollateralen find im Verhaͤltniß zum legten Be- 
fiser) gerade fo gerufen werden, als wenn ihr Parens der legte Beſitzer 
felbft geweſen märe. Uebrigene wird dieſe Streitfrage nur noch fehr 
felten aufgeworfen werden £önnen, da bei den regierenden Häufern nun= 
mehr die Primogenitur entfchieden die vorherrfchende Succeffionsart ift, 
und auch in den ftandesherrlichen Familien meiſtens fpecielle Succeffions: 
arten eingeführt” find, wodurch die Anwendung des gemeinen Rechtes 
ausgeſchloſſen wird. — In jenen Staaten, in welchen nad dem Ab⸗ 
gange des Mannsftammes der Weibsjtamm zur Succeffion zugelaffen 
wird, iſt binfichtlich der Erbfolge der Frauen aus den ſchon oben an: 
gegebenen Gründen, aus welchen die Analogie der Lehnfolge Bent 
bei der Zhronfolge Plag greift, die Analogie der Succeffion in die 
Meiberlehen maßgebend. Es fuccedirt daher nach der richtigeren Mei: 
nung der Weibsftamm, mo ihm die Thronfolge eröffnet wird, gerade 
fo, als wenn er Mannsftamm wäre, d.h. die Succeffionsord: 
nung befiimmt fid) auch bier nad; der Art und Nähe der Verwandt; 
fhaft aus dem legten Befiger, fo daß die Zochter des legten Throns 
befisers (die Erbtochter) dem collateralifhen Weibsftamm (den Ne: 
—2 vorgeht. (Die Gruͤnde, durch welche dieſe Theorie 
gehalten wird, ſind dieſelben, durch welche fie auch im gemeinen Lehn⸗ 
te geflüst wird; daher es genügt, hierauf im Allgemeinen zu ver: 
Eben daraus, daß der Meibsftamm da, wo er zur Succeſ⸗ 
mt, in der Meife fuccedirt, ald wenn er Mannsftamm wäre, 
feine Succeffion überhaupt nur als eine erceptionelle und ſub⸗ 
erſcheint, ergibt fih, daß, wenn die weibliche Linie (z.B. die 
er) den Thron beftiegen hat, in diefer Linie felbit, fo bald als 
) die agnatifhe Succeffion wieder ſich herzuftellen hat, d. h. ſo— 
ei der weiteren Vererbung die männlichen Defcendenten der Throne 
und ber von biefen ausgehende Mannsſtamm mieder den Mor: 
alten. uedrueuo ſind die hier hinſichtlich der Succeſſion des 
mes vorgetragenen Grundſaͤtze ſanctionirt in der baieriſchen 
1. $.5., welche ſich hier völlig dem gemeinen Rechte 
) Mas bie Einführung einer fpeciellen Succeffionsord» 
3.3. bie Primogenitur anbelangt, fo war feit dem Ende 
mberts die Anficht, daß die mehreren glei nahen Er: 
1g berechtigt wären, fo febr überwiegend geworden, 
en Stifter eines neuen Fürftenhaufes, oder hoͤch⸗ 
der einer Linie befugt Hielt, für feine Defcendenz 
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die Primogenitur oder eine andere dergleichen ſpecielle Succeſſionsart durch 
ein von feiner Autonomie ausgehendes Hausſtatut, oder in feinem Ehever⸗ 
trag, oder Zeflamente vorzufchreiben. Außer diefem Falle hielt man nicht 
nur die Zuflimmung aller erbberechtigten Agnaten für nothwendig, um bie 
gemeine Succeffionsorbnung, welche zur Landestheilung führte, abzus 
ändern, fondern man pflegte noch regelmäßig zur Einführung einer be 
fonderen Succeffionsordnung ben Confens des Kaifers, fo wie feine Con- 
firmation einzuholen. Was nun das Erforderniß der Zuftimmung ber 
Agnaten zur Einführung einer fpeciellen Thronfucceffionsorbnung ans 
belangt, fo erkläre fi) die Nothwendigkeit derfelben in jenen Fällen, 
wo bie Anordnung derfelben nicht von dem Stifter der Familie oder 
einer Linie felbft ausgegangen ift, vollfommen aus ber Natur der Stamm: 
gutsfolge, wonach die Erben Eraft ihres Wartrechtes einen feiten An« 
ſpruch (jus quaesitum) auf die Erbfolge haben, welcher ihnen durch 
feine einfeitige willkuͤrliche Handlung eines jeweiligen Beſitzers gefchmäs 
lert werden darf, und daher ift dieſes Erforderniß der Zuftimmung der 
Agnaten zu der Einführung einer neuen Succeffionsordnung auch jest 
nod) für vollkommen praktiſch zu halten. Wie beiden Lehn: und Stamm: 
gütern des Adels muß hierbei auch für eine gehörige Vertretung der Na- 
scituri, d. h. ber etwa bereits concipirten, wenn gleich noch ungeborenen 
Agnaten Sorge getragen werben, wenn biefe fpäter ſich an eine folche 
Einrichtung gebunden halten follen. So viel aber die Eaiferliche Con⸗ 
firmatien anbelangt, welche man zur Zeit des Meichsverbandes bei ber 
Einführung fpeciellee Succeffionsarten regelmäßig nachzufuchen pflegte, 
fo fand man ſich hierzu theils eben durch die Ruͤckſicht veranlaft, die 
neu einzuführende fpecielle Succeffion gegen etwaige Anfechtung von Seis 
ten der Ungeborenen ficher zu flellen, theild und hauptfächlicy aber wirkte 
bier bie Anficht ein, als wenn duch die Einführung: einer fpeciellen 
Succeffionsorbnung das gemeine Recht, namentlih das Pflichttheilss 
recht gebrochen würde, und daher hieraus gleichfalls Anfechtungen ers 
wachfen könnten, gegen welche man die neue Einrichtung vorforglich 
duch die Faiferliche Beſtaͤtigung ficher zu ftellen fuchen muͤſſe. Auch 
mochte die Eaiferlihe Beftätigung um fo weniger al® bedeutungslos 
gelten, als fie regelmäßig nur nad einer vorgängigen forgfältigen Uns 
terfuhung (causae cognitio) ertheilt zu werden pflegte. Doch konnte 
nicht behauptet werden, daß bie Faiferliche Gonfirmation zur Errichtung 
eines Dausgefeges in einem reichsftändifhen Haufe abfolut mwefentlich 
fei, da diefem das Recht der Autonomie an fi zufam; und nur dann 
bielt man fie für unentbehrlih, wenn durch ein Hausgefeg eine Bes 
flimmung über die Negierungsnacfolge hätte geändert werden follen, 
welche in einem Reichsgrundgefege enthalten war, 3.8. wenn in einem 
Eurfürftlihen Haufe eine Abänderung an den Vorfchriften der goldnen 
Bulle hätte gemacht werden wollen. Seit der Auflöfung des deutfchen 
Reiches ift die Einführung und Abänderung fpeciellee Succeffionsords 
nungen nunmehr Sache der einzelnen fouveränen deutfchen Fürftenhäus 
fer geworben, jedoch hat man hierbei meiſtens jegt den Weg einges 
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ſchlagen, bie Succeffionsordbnungen in bie Berfaffungsurkunden felbft 
aufjunehmen oder die Dausgefege, worin fie beftimmt find, als inte 
geixende Theile ber Verfaffungsurfunden zu erklären. Hierdurch wurden 
ein die Suceeffionsordnungen unter die Garantie der Landitände, 
urch zugleich, gegen die Gefahr einer einfeitigen Abänderung 
durch den regierenden Fuͤrſten ficher geftellt, auf der andern Seite er- 
hielten aber die Succeffionsorbnungen hierdurch den Charakter von po- 
titifhen Grundgefegen und erlangten mit diefem erft die richtige Stel: 
lung, welche ihnen nach dem Geifte einer ſolchen Erbmonarchie gebührt, 
melde Volksrechte anerkennt und dem Monarchen feine ſolche abfolutis 
ftifhe Gewalt beilegt, in Gemäßheit deren er Uber Volk und Land als 
über ein Eigenthbum im privatrechtlichen Sinne in fchrankenlofer Mills 
kuͤr [halten und verfügen könnte. — Wo eine fpecielle Succeffionsorbnung 
eingeführt wird, ergibt fich die Nothwendigkeit, für die Verſorgung 
ber nachgeborenen Agnaten, d. h. jener Familienglieder und ihrer De— 
feendenz Vorfehung zu treffen, welche durch die Einführung der Primo- 
genitur und dergl. von der unmittelbaren-Zheilnahme an ber Erbfolge 
ausgefhloffen find, fo wie auch eine gleiche Vorſorge für den Weibs⸗ 
ſtamm unter allen Berhältniffen nothwendig ift, da diefer auch bei dem 
Beſtehen der gemeinrechtlihen Succeffionsordbnung durd den Manns: 
ftamm ausgefchloffen if. Schon die goldene Bulle (cap. 25. $.5) legte 
dem fuccedirenden Erſtgeborenen ausdrüdlic eine ſolche Verbindlichkeit 
auf. Was die Beſtimmung der Größe der Verforgung anbelangt, fo 
geht aus der Kaffung ber goldenen Bulle a. a. D. deutlich hervor, daß 
hierbei von einer Anwendung ber römifchen Grundfäge über den Pflicht» 
theil, ober auch nur von einer Analogie derfelben nicht die Rede fein 
een daß hierbei vorzugsmeife Rüdficht auf den Reichthum des 
en Haufes und die Kräfte des Landes zu nehmen ift. Im ber 
E wurde die Verforgung der Nachgeborenen häufig durch die 
nter en (paragia) bewirkt, indem man den Nach⸗ 
gewiſſe Landestheile und deren Einkünfte mit Unterordnung 
tandeshoheit) unter den Erftgeborenen überließ. Gegen: 
1 fid nur noch in wenigen Eleineren Staaten folche Para- 
B. in Lippe- Detmold und Schaumburg u. a. Meiften: 
et die Verforgung der Nachgeborenen gegentärtig in dem 
Re En Ben), welche Apanage (apanagium) genannt wird 
ndesverfafjung entweder aus den Domänen oder aus 
e deren Unzulänglichfeit aus der Staatscaffe nad) 
nit den Landſtaͤnden zu leiften ift. 
Errrarbentlice Thronfolge anbetrifft, fo kann 
ur De verfchiedenen Arten gegeben werben, da 
bftftändige Nechtsmaterie auch eine befondere aus» 
würde. Hierher find zu rechnen : 1) bie 
ten XThronerben zur Mitregierung burh ben 
}, worit — anticipirte Thronfolge enthalten 
Negierungsvormundfhaft, melde 
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fi) als eine interimiftifche Thronfolge des nächften volljährigen und regierungs: 
fühigen Thronerben während der Minderjährigkeit oder anderer auf ähnliche 
Weiſe wirkender Behinderung des Staatsherrfcjers darftellt; 3) die Ernen- 
nung eines Thronfolgers durch den regierenden Fürften felbft, fei es durch 
einen Erbvertrag, oder durch eine teftamentarifche Verfügung 
(mo die Berfaffung dem Staatsherrfcher ein folches Recht der einfeiti- 
gen Berfügung über die Krone einräumt), oder durch ein mit der Na: 
tion oder deren MRepräfentanten für dieſen Fall befonders errichtetes 
Thronfucceffionsgefeg, wodurch eine Perfon, welche richt als De: 
feendent des Stammvaters der regierenden Familie fucceffionsberechtigt if, 
zur Negierung berufen wird; 4) bie Eriegerifhe Eroberung eines 
Landes durch einen auswärtigen Souverain; 5) die Erwerbung defjelben 
oder eines Theiles durch Friedensfchlüffe oder andere Staatsverträge; 
6) die Entthronung des bisherigen Staatsherrfchers durch eine Re: 
volution und Ufurpation. Zoͤpfl. 

Südſeelaͤnder, ſ. Auſtralien. 

Sueven und Markomannen. — Während Mannert leug: 
net, daß es jemals ein Volk mit dem Namen Gueven gegeben habe, 
findet ein anderer, wohl eben fo gründficher Kenner des deutfchen Al: 
tertbums, Möfer, bei ihnen den Anfang und die Grundzüge des nach— 
berigen bdeutfchen Reiches. Diefer ungeheure Widerſpruch zweier fo 
ausgezeichneter Gefchichtsforfcher und die hohe Wichtigkeit, welche der 
Gegenftand deffelben für die Kenntniß der älteften Gefchichte unferes 
Baterlandes hat, forderte zu forgfältigem Studium der Quellen auf. Das 
Ergebniß ift eine Abhandlung „die Sueven”, theilweife abgedruckt in dem 
2ten Hefte des 2Zten Bandes der Annalen des Vereins für naffauifche 
Alterthumskunde und Gefhichtsforfchung, woraus, als hierher gehörig, 
Folgendes: 

Hierher gehört nur die Frage, in wie weit Möfer’s Hppothefe ge⸗ 
gründet ift? Welche ftaatsrechtlichen Erfcheinungen fi an den ſueviſchen 
Namen Enüpfen? Diefe Unterfuhung wird zugleich Licht verbreiten über 
die Markfomannen, weshalb denn auc hinfichtli ihrer auf ben 
Artikel „Sueven“ verwiefen worden war. 

Es beftand, vielleicht fchon zur Zeit des Kimbern» und Teutonen⸗ 
zuges, im mittleren Deutfchland ein Voͤlkerbund, deſſen Genoffen fid) 
Sueven nannten. Bei den Semnonen am rechten Elbufer entftanden, 
fheint er ſich nad) und nad) ausgebreitet zu haben und umfaßte zu Cä- 
ſar's Zeit eine Menge von Voͤlkerſchaften, welche weder durch gemein: 
ſchaftliche Abſtammung, , noch durch Religionsgleichheit verbunden waren, 
fondern einzig und allein durch das allen gleiche Bedürfniß gegenfeiti- 
ger Sriedensverbürgung unter ſich und gegen alle Nicht» Sueven, das 
Letztere vorzüglich durch Erhaltung einer wuͤſten Mark rings um bie 
Bundesgrenze. Daraus erklärt fi), wie ed gefommen, daß zu Gäfar’s 
Zeit (und wahrfcheinlich ſchon lange vorher) das Land rechts vom Rhein 
zwifchen dem Main und der Donauquelle unbewohnt geweſen, eben fo 
„bie bojifche Wuͤſte“ zwifchen ber Donau und ben Alpen; baraus 
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erflären fi) ferner die Kämpfe ber Sueven gegen bie Ubier, um Ley: 
tere aus ihrem Lande zu verdrängen, die mirkliche Vertreibung der 
Tenchtern und Ufipeter aus dem ihrigen, der ftete (nur durch die von 
Armin erregte Begeifterung kurz unterbrochene) Streit zmifchen den Kat: 
. ten und Cherusfern , Beide getrennt durch die silva Bacennis, Nach 
den im jener Abhandlung niedergelegten Forſchungen umfifte zu Gä- 
far’8 Zeit der fuevifche Bund alle Völker von der Donau bis zur Muͤn— 
bung der Oder (mo feine natürlich fefte Grenze, fondern nur ‚gegen: 
feitige Furcht” Deutfhe und Sarmaten aus einander bielt) und bie fld- 
öftlich von den Kauzen, Cheruskern und Sigambern wohnten, alfo Kat- 
ten, Hermunduren, Narieker, Semnonen , Longobarden u. f. w. 

Der Zweck des Bundes war dem der Gau: und Volksvereinigungen 
völlig gleich und erforderte auch keine anderen Einrichtungen als diefe ſelbſt: 
Bundestage, movon bei Caͤſar's erftem Nheinübergang ein Beifpiel vors 
kommt, das zugleich die Macht der Bundesgemwalt befundet; es wurde 
naͤmlich dort der Beſchluß gefaßt, daß die Bewohner des dem Feinde 
zunächft gelegenen Landes ihre Wohnungen verlaffen und fich mit al: 
ler beweglichen Habe in's Innere des Landes zurüdziehen follten, eine 
Maßregel, die, fo brüdend fie war, fowohl für die zum Aufbrud Ge: 
nöthigten, als für die mit ihrem Beſuche Ueberrafchten, dennoch befolgt 
wurde. 

Die wuͤſte Grenzmark, von eingedrungenen Anfieblern frei, oder 
menigftens diefe im Gehorfam zu halten, die beftändigen Kämpfe im 
Morboften gegen die Sarmaten, im Nordweften gegen die Cherusker, 
im Weften gegen die Ubier (nur diefe find aefchichtlich gewiß, aber dar: 
um nicht die einzigen!) erforderten eine ſtets fchlagfertige Kriegsmacht, 
und was Gäfar, der alle Urfache hatte, ſich auf's Genauefte nach dem 
Kriegsweſen bee Sueven zu erkundigen, über bie Art und Weiſe be: 
richtet, mie dieſe Streitkräfte zufammengebradht wurden, führt auf die 
Bermuthung, daß aud hier die Kintheilung in Zehnte und Hunderte 
zu Grunde gelegen habe, in ber MWeife, daß ber ganze Bund in 100 
Gaue (wovon auf jedes ber größeren Voͤlker mehrere fommen mochten) 
getheilt geweſen, deren jeder alljährlich taufend Mann in’s Feld geftellt 
bat, ohne daß dadurch einzelnen Bundesvölfern, ober nach beutfcher 
Eitte einzelnen Freien verwehrt oder unmöglich gewefen wäre, gegen 
Nicht» Sueven Kriege auf eigene Fauft zu führen. 

Eıfennbarer als der Urfprung und das Wachsthum des fuevifchen 
Bundes und zugleih mannigfach lehrreich ift fein Verfall. Zwei ges 
ſchichtlich unzweifelhafte Ereigniffe fcheinen ihn herbeigeführt, oder doch 
begleitet zu haben. Das erſte ift der Abfall ber Katten, melde zu 
Caͤſar's Zeit als Sueven „die Vorfechter zwifchen Rhein und Weſer“ 
waren ımd 15 Jahre nachher, nad) bem Abzuge der Ubier auf's linke 
Rheinufer, einen Theil des Landes berfelben von den Römern erhielten 
und nicht als Grenzmark wuͤſte legten, fondern bevölferten. Sichtbar 
war dies ein Werk und ein Meiſterſtuͤck der roͤmiſchen Staatskunſt. 
Ohne Schwertftreicy wurde durch den Abfall eines der Erdftigften Bun: 


318 Sueven und Markomannen. 


desvoͤlker ber fuevifche Bund geſchwaͤcht und zugleih vom Rhein und 
der vömifch= gallifchen Provinz entfernt, und, mie der fpätere Vernich⸗ 
tungsfrieg zwifchen Katten und Hermunduren fchließen läßt, der Zank⸗ 
apfel zwifchen Katten und Sueven geworfen. 

Das andere Ereigniß, melches zum Verfall des fuevifhen Buns 
des nothwendig beigetragen haben muß, ift die Eroberung Böhmens 
duch die Markomannen. 

Die Gefchichte zeigt uns die Sueven allenthalben im Kampf um 
die Erhaltung ihrer wüften Grenzmark. Bei der theilweifen Unfruchts 
barkeit und der allgemein mangelhaften Beftellung des Bodens machte 
die zunehmende Bevoͤlkerung Auswanderungen nothwendig, und es 
war natürlich, daß ſich die Auswanderer zunaͤchſt da anfiedelten, wo 
fie feine Bewohner fanden, alfo in jenen mwüften Marken, womit jede 
„Civitas“ fi) zu umgeben für rühmlidy und nothmwendig hielt. Die 
Unmöglichkeit, dies Spftem bei immer fteigender Bevölkerung durchzus 
führen, mag (da fein religiöfes oder anderes Band erkennbar ift) zur 
Entjtehung oder Ausbreitung des Suevenbundes am Meiften beigetragen 
haben, denn fobald zwei benachbarte Völker durch einen feften Friedens» 
bund es unnöthig machten, ſich durch eine MWüftenei zu trennen, konnte 
diefe von ihrer beiderfeitigen Uebervoͤlkerung in Befig genommen und 
mit neuen Anfiedelungen bededit werden. So mochte, bei Ausdehnung 
des Bundes, für die Zeit mehrerer Menfchenalter Raum gewonnen 
werden. Aber als aud die Binnenmarken bewohnt waren, da blieb 
ven Auswanderern nichts übrig, als das Bundesgebiet zu verlaffen; und 
es liegt in der Natur der Sache, daß fie ihm fonahe als möglich, mits 
hin in der Bundesmark oder am Rande derfelben, fich anfiedelten. Eben fo 
309 fi die Uebervölferung aus nicht fuevifchen Landen dahin, wie uns 
Gäfar von den Tenchtern und Ufipetern und Zacitus von den Bewoh—⸗ 
nern ber Zehntlande (zwiſchen Rhein und Donau) ausdruͤcklich verfichert. 

Diefe Bewohner der fuevifchen Grenzmark, von allerlei Voͤlkern, 
beutfchen ſowohl als gallifchen und farmatifchen, ausgewandert, ohne 
Zufammenhang unter fi und meift in kleinen Haufen, theils umbers 
ziehend (auf der Flucht vor der fuevifhen Grenzwacht), theild in abge 
legene Thaͤler verſteckt oder in natürlichen Veſten verſchänzt, wurden 
nad der Mark oder Wand , welche fie bewohnten, Markomannen, Mar: 
fen, Bandalen, Veneden, Vindiler genannt und kommen rings um bie 
Grenzen der Sueven vor. 

Es ift in hohem Grade mwahrfcheinlih, daß des Sueven Ariovifl 
Heer, aus fo vielerlei verfchiedenartigen Völkern zufanımengefegt, in 
dieſer Grenzmart geworben war. Als nah einem Menfchenalter die 
Grenzmarken, befonders die breitefte in Suͤdweſten, fich wieder zu bes 
voͤlkern anfing, und die Gefahr eines Ähnlichen Krieges für Gallien ent: 
ftand, fuchte und fand Auguftus ein Mittel, den Sturm abzulenken. 
Marbod, ein Jüngling, dort geboren, in Rom zum Feldhern und 
Staatsmann gebildet, wurde von Auguft ermuntert und mit dem Nöthls 
gen verfehen, die Bewohner dieſer Mark zu einem Zuge nad) dem 
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Lande ber Bojer, noch heute Boͤheim, Böhmen genannt, zu vereinigen. 
Er eroberte e8 und ſchloß fich dem fuevifhen Bunde an, ob als wirk: 
liches Glied der Eidgenofjenfhaft,, oder blos als Bundesgenoffe, oder 
gar als Beſchuͤtzer? ift unbekannt; fo viel aber erhellt aus dem Wenigen, 
was bie Geſchichte uns von ihm berichtet, daß er einen mädjtigen Ein- 
flug auf deſſen Angelegenheiten ausübte, zum großen Nachtheil derſel⸗ 
ben. Denn erſtlich mochten ſie fruͤherhin wenig Muͤhe haben, dieſen 
Theil ihrer oͤſtlichen Grenze gegen die ſchwachen Bojer zu vertheidigen, 
jetzt mußten fie einen neuen ausgedehnten und noch keineswegs hin— 
laͤnglich befefligten Staat gegen befjen oͤſtliche Nachbarn fehügen helfen 
und wurden dadurch in unzählige, ihnen ganz fremde Händel verwickelt. 
Ueberdies — unb dies war das Schlimmfte — erhielt ibe Bund durch 
den Anſchluß Marbod's einen feiner Natur ganz fremdartigen, ja 
widerſtreitenden Beftandtheil. Denn wenn gleich auch bei alt= fuevi: 
fhen Völkern, 3. B. bei den Katten, den Hermunduren, den Sem» 
nonen und (fpäter wenigftens) bei den Rongobarden, Obrigkeiten erſchie⸗ 
nen, bie ber Römer reges nannte, fo ift doch klar und bekannt, daß 
dieſe reges nicht Könige im heutigen Sinne des Wortes waren , fondern 
Reden, Richter, und ihre Befugniffe überall hoͤchſt eingefchränft, nir— 
gends mit der Gewalt zu vergleichen, die Marbod im eroberten Lande 
ausübte, wo er fein Gefolge nach Hofrecht und die übermundenen Ur: 
hner gar nady Willkür beherrfchte. Sein Heer mußte dur Krieg 
erhalten, durch Beute befolbet werden, die deutfchen Elb⸗ 
offen vor ihm, und es mochte einem hochftrebenden und 
a Sürften, wie er war, leicht fein, die fuenifchen Staaten, 
worin, wie überall im alten Deutfchland, bie Einzelnen ſtatk, die Ges 
mmtheit —* war, mit ſich fortzureißen und in feine Kriege ges 
jothen und andere öftlihe Nachbarn zu verwideln; feine 
hten feinen Einfluß auf den Bund, welcher, auf das Beduͤrf⸗ 
di e treuberzige Einfalt feiner Genoffen gegründet, in feinen 
m wanken mußte, fobald Staatsklugheit und Herrtſchſucht fich 
Angelegenheiten mifchten. 
Gefolge behielt den Namen Markomannen, den einzigen, 
m war, bei, fein Staat blühte raſch empor und erhob ſich 
Madıt (gewiß zumeift durch feinen Einfluß auf den 
f ihn zu fürchten begann und feinen Uns 
Sofort wurde das größte Heer, welches jemals Rom 
in’s Feld geftellt hatte, gegen ihn ausgefandt. Ein 
Dannonien vereitelte befanntlidy diefe Rüftung; mährend 
min den Varus und fandte deffen Haupt an Marbod, 
ve Gefchent ; noch bedeutungsvoller war, daß Mar: 
er fandte und dadurch fi offen als Feind ber vater 
darſtellte. Wirklich blieb er, während Armin's hel- 
gegen Germanicus, ruhig, und es dürfte wohl fein 
was di Sueven überhaupt abhielt, den Che- 
genoffen beizuſtehen. Unter diefen erfcheinen 
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felbft die Katten, die früheren Freunde Noms, deren Trennung von 
dem Bunde der Eueven hiernach volltommen und unmwidirruflid ges 
weſen fein muß. Aber die Auflöfung des Bundes nahte ohnehin mit 
fhnellen Schritten, die Semnonen und Longobarden wandten fih an 
Armin den Nicht: Sueven um Beiftand gegen die Anmaßungen des Bun—⸗ 
besgenoffen Marbod ; es Fam zum Krieg, und ‚damit war bas Band, 
welches die ſueviſche Eidgenoſſenſchaft umſchlang, vollends zerriffen. Der 
Sieg blieb unentfchieden, Nom, daß Eeinen von beiden Helden allzu 
groß fehen wollte, vermittelte den Frieden, der, von Beider ſchlauem 
Zobfeind geftiftet, Beiden verderblih ward; Armin fiel bald nachher 
duch Verrath, Marbod erlag dem Racheſchwert der Gothen. Diefe 
murden wieder von den Hermunduren aus Boͤheim verjagt, deffen Bes 
wohner biernady beim fuevifhen Bunde blieben. Auch die mit Mar: 
bod und feinem Ueberwinder aus dem Lande getricbenen Markomannen, 
von Auguftus in Ungarn angefiedelt, behielten den Namen Gueven 
bei, obgleich, fie Vaſallen Roms waren. Wenn fie nicht blos den Na= 
men beibehielten, fondern wirklih im Bunte blieben, fo kann diefer 
fhon darum nur noch dem Namen nach beftanden haben. Obnehin 
war das Vertrauen dahin, der Bund hatte nicht zu ſchuͤtzen vermocht 
vor Unterdrüfung und Ueberfall, jedes Bundesvolf hatte fih auf feine 
eigene Kraft oder auswärtige Hülfe verwirfen gefehen, hatte darin Ret— 
tung gefunden aus Gefahren, welhe aus dem Bunde felbft hervorges 
gangen waren; was Wunder, daß man von nun an fi) mehr auf 
eigene Kraft verließ, den eigenen VBortheil dem Wohle ded Bundes 
vorzog, gegen Genoffen deffelben auf der Hut war und ſich — felbit 
gegen fie — durch auswärtige Verbindungen zu ftärfen fuchte, während 
bie Mark im Süd und Welt von den Römern bevölkert und beherrſcht 
wurde. So kam, es, daß von dem fuevifhen Bunde, bdeffen Kraft 
und Einigkeit Deutfchland vor Cäfar’s Angriff bewahrt hatte, Tacitus 
nichts mehr vorfand, als — den Namen und die Haartracht. So 
gingen in fpäteren Jahrhunderten bie deutfchen Ritters und Staͤdte— 
bündniffe ein, fo die Hanfa, fo endlich das deutfche Meich felbft zu 
Grunde, und in dieſem Sinne hatte Möfer Recht, es mit dem fuevi- 
fhen Bunde zu vergleichen. 

Was den Namen betrifft, fo ift in der Eingangs eıwähnten Ab: 
handlung nachgetwiefen, daß er fein eigentlicher Eigenname war, fon= 
bern eine ſprachliche Bedeutung hatte, welche eine Vereinigung, eine 
Eidgenoſſenſchaft bezeichnet, fo daß es fehr fehlgefchoffen fein würde, 
wenn man jedes Volk, welches fpäter ihm führte, fuͤr Nachkommen der 
alten Sueven halten wollte. Doc, ift e8 möglich, daß die treuere Er— 
innerung der Naturvölfer, welche nad) vierhundert Jahren das weſtroͤ⸗ 
mifche Kaiſerthum wieder aufleben ließ, die Sueven an der Donau, wie 
in Epanien und im heutigen Schwaben, an ihre Abftammung von dem 
großartigiten Staatsverbande der dbeutfchen Urwelt gemahnt habe. 

Nom hatte durch Staatskunft das Weich der Marfomannen von 
fi) abhängig gemacht, und es blieb fo ein Jahrhundert lang, mit ge= 
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ringer Unterbrechung, als der Wuͤtherich Domitian fich ungereht und 
ſchwach zugleich zeigte und daflır die Waffen der Marfomannen in ſchwe— 
ren Niederlagen zu fühlen befam. Selbft während der Heldenkaͤmpfe 
Decebal’s , welcher alle Völker vom Euphrat bis an den Rhein gegen 
Rom erregte, blieben die Marfomannen diefem treu. Um das Jahr 
162 erſt erfcheint ihr König Bellomar an der Spitze vielnamiger Voͤl— 
ker aus dem Morbdoften, als Feind auf römifhenm Gebiet. Acht: 
sehn Fahre lang dauerte der Krieg, der Rom mehrfach an den Rand 
des Abgrundes brachte, in melden die Deutfchen wiederholt weit in’s 
eömifhe Gebiet vordrangen, die Roͤmer in ihrem hoͤchſten Güde kaum 
einige Meilen weit in das der Markomannen; — und doch endigte dies 
fer Krieg mit Wiederherflelung der alten Abhängigkeit der Markoman> 
nen von Rom. Jene hatten über 50,000 Gefangene auszuliefern und 
verfprahhen doc Geißel und Hülfstruppen, fie verfprachen ferner, nur 
zu beflimmten Zeiten und nur im Beifein römifcher Gefandten ihre 
Landtage zu halten; und diefen Frieden befhmworen aus jedem Volke 
zwei Männer, der Eine für das fürftliche Gefolge, der Andere für die 
Gemeinde. Er wurde gehalten, der Name der Markomannen aber 
fortan in der Geſchichte kaum mehr vernommen. 


H. 8. Hofmann. 

Sundzoll, Staderzoll, f. Zoll. 

Symbolifde Büher und Synoden, f. Kirhenver: 
faffung. 

Spyftem, f. Vereinigung. 

Spftematifhe Oppofition. — Schon die Artikel „Gen 
trum“ und „Fox“ baben es nachuewiefen, mie e8 natürlich, unvers 
meidlid und heilfam ift, daß ſich in jedem freien Staatsorganigmus 
und zunaͤchſt in einer freien ftändifhen Verfaffung eine Regierungs: 
oder Minifterialpartei und eine Oppofitionspartet ausbils 
den und gegenübertreten.. Sie führen für’8 Erfte zur möglichft voll: 
ftändigen geordneten Vertretung und Durchführung der beiden un: 
entbebrlihen Hauptrihtungen im Staatsleben, der Ein- 
heit und der Freiheit des Erhaltens und des Fortfchreitens. Sie füh: 
ren für’8 Zweite eben fo zur fteten möglichft forgfältigen Prüfung 
aller Staatsmaßregeln, zur Enthüllung und Verbefferung ihrer Einfeitig« 
keiten und Fehler. Das feit feiner freien Entwidelung in aller Macht 
und Größe und Bluͤthe ftets glorreich fortfchreitende englifhe Staatsle: 
ben bemeift es der Welt, daß diefe beiden Parteien der Einheit und 
Kraft der Gefepgebung und Megierung und der Regierungsmaßregeln, 
felbft in fo fchmwierigen Zeiten und Kämpfen, wie in benen der neuen 
Dpnaftie, mie in denen der amerifanifchen und der franzöfifchen Revo— 
Lutionen, nichts ſchaden, fondern diefe Einheit und Kraft und vollends 
die Weisheit und Güte derfelben vermehren. 

Die Natur der Dinge und ihre Gewalt beflimmen denn endlid) 
auch felbft die gutmüthigften deutſchen Politiker, gegen die Eriftenz einer 
Oppofition ihren Vernichtungskrieg einzuftellen. So wie fie aber aller: 
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meift einer gründlichen Einficht in die ganze Nothwendigkeit und in die 
pofitive und negative heilfame Wirkfamkeit der Oppoſition ermangeln, 
fo ereifern fie fih gewöhnlich fehr unnoͤthig und einfeitig gegen eine eis 
gentlihe Oppofitionspartei und vollends gegen das, was fie nicht 
richtig eine fyftematifhe Oppofition nennen. Sie glauben, je 
der einzelne Abgeordnete müffe in Beziehung auf jede einzelne in» 
dividuelle ftändifche Gefchäftsfahe und Abftimmung ſich jedesmal 
nad) feiner eigenen indivihuellen gewiffenhaften Ueberzeugung über die— 
felbe entfcheiden und hiernach ſtets eben fo gut für, als gegen bie mi- 
nifteriellen Mafregeln ftimmen. In diefem Sinne wollte man wohl 
auch bei Entwerfung einiger ftändifhen Werfaffungen und Gefchäfte- 
ordnungen, 3. B. der fächfifchen, die Abgeordneten verhindern, fih ſchon 
Außerlich durch Wahl der Pläge allgemein und dauernd für eine mi— 
\nifterielle oder oppofitionelle Richtung oder Partei, für eine 
linke und rechte Seite auszufprechen. Diefem Beftreben aber wider: 
fegen fi) da8 Leben oder die Natur der Dinge und bie Erfahrung. 
Ueberall bildet fi gerade in dem Grade, wie das Volk politifh ein: 
fihtsvoller und gebildeter, wie der Einfluß der Stände bedeutender, bie 
Verfaffung Eräftiger werden, eine Überwiegend für das minifterielle Ev: 
ftem und feine Maßregeln günftige Partei und eben fo eine mehr op: 
pofitionelle. Diefes liegt in der That tief in der Natur der Sache. 
Eine verftändige und Eräftige Regierung wird felbft ein Syſtem, eine 
Einheit, eine Hauptrihtung für gewiſſe, ihr befonders wichtig feheinende 
Regierungsaufgaben haben, und gemöhnlic wird fie zunaͤchſt und über- 
mwiegend den Beftand der Regierung und ihre Kraft im Auge tragen, 
oder die Einheit, Ordnung und das Veftehende. Und es wird fchon aus 
natürlihen Spmpathieen mancher Abgeordneten, vollends durch beren 
Stellung und ihre Theilnahme an der Negierung, eine Partei der Stände 
geben, bie ſich vorzugsmeife auf diefe Seite neigen. Eben fo aber liegt 
es in der Natur jedes gefunden freiheitsliebenden Volkes, daß ſich in 
einem großen Theile feiner Bürger, alfo auch feiner Vertreter, gegen: 
über jener an fich guten, aber unvermeidlich menfchlich einfeitigen Rich⸗ 
tung der Regierung für die Einheit und Macht und für das Beſtehende, 
eine vortwiegende Richtung für Freiheit und Fottſchritt entwidele. Es 
wird fomit von felbft der Minifterialpartei auch eine liberale 
oder Oppofitionspartei entgegentreten. 

Es fragt fih nun, ob diefe natürliche Ausbildung zu Parteien gut 
oder nicht gut fei, ob man der Partei fih treu anfchließen, oder 
bei jeder einzelnen Angelegenheit und Abflimmung nady eigener in: 
dividueller gemwiffenhafter Urberzeugung von jedem einzelnen Falle ab» 
trünnig werden und hinüber und heruͤberſchwanken fol. Diefe Frage 
beantwortet vortrefflich eine Eleine geiftreihe Schrift, welche unter dem 
Titel: „Ueber das Gewiſſen eines Deputirten oder das Sy: 
ſtem der Abftiimmung in ftändifhen VBerfammlungen” 
(1823, in Commiſſion von Groo8 in Heidelberg) erfchien und 
allgemein und ohne Widerfpruc dem damaligen geheimen Meferendär, 
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jesigen Minijter Hrn. v. Duſch zugefchrieben wird. Sie beweift fieg- 
reich, daß der Regel nad) die Abftimmung des einzelnen Deputirten von 
einer gewiffenhaften Ueberzeugung im Allgemeinen ober von ber 
Güte der Minifterial: oder Oppofitionspartei und ihres Spftems, nicht 
aber von ber individuellen Ueberzeugung über den einzelnen Fall 
ausgehen muͤſſe. Sie führt aus, daß es gar nicht möglich fei, daß je: 
der einzelne Deputirte fidy Über alle die verfchiedenartigen und ſchwieri— 
gen politifhen Fragen, die einer Ständeverfammlung zur Entfcheidung 
vorliegen, eine dem Staatswohl entfprechende felbftftändige individuelle 
Ueberzeugung bilden koͤnne; fodann aber, daß bei einem Abftimmen 
der Einzelnen nad) diefen vielen verfchiedenen unberechenbaren individuel: 
len Ueberzeugungen ein heilfamer fefter Gang der Staatsverwaltung gar 
nicht möglich fei. Sie fagt: „Wo brei Gemalten zur Erreichung deſſel⸗ 
„ben Zwecks vorhanden find, da muß irgend eine gemeinfchaftliche dau— 
„ende Richtung gefunden und genommen werden. Nur mit ihrer Ein- 
‚beit ift eine Fortbewegung denkbar, und nur nad dem Plane eines in 
„ſich einigen Geiftes laffen fi Entſchließungen zum Wohle des Vater: 
‚‚lanbes faffen und mit der Kraft jener Einheit ausführen. Wäre aber 
„dieſes möglich, könnte ein einiger Geift und Haltung in die Gefegge- 
„bung, organifches Leben in das Staatsgetriebe fommen, wenn die Ma- 
‚„orität der Kammer in jedem einzelnen Falle mwechfelte, bier mit ber 
„Regierung ginge, dort feitwärts oder entgegenftände ? Wie follte e8 der 
‚Regierung je gelingen, ein planmäfiges Werk zu Stande zu bringen, 
„einen Borfchlag, der zur Harmonie des Ganzen zwedt, in’s Leben zu 
„führen, wenn fie bei jedem Punct der Majorität ungewiß wäre, fo daß 
„jedes Project, von mechfelnden Majoritäten zerriffen, verfchoben und ver: 
„tümmelt, in feiner legten Goeftalt feinem Geift, feinem Spftem mehr 
" angehört?” Die Schrift führt nun weiter aus, wie ohne fefte Parteien 
und ihr Zufammenhalten bei der Menge der Individualitäten, Meinungen 
und der mechfelnden Einflüffe und Gründe für biefelben „in jeder 
„Sisung die Majorität ſchwanken und eine ſolche Maffe der größten 
"Inconfequenzen zum Schaden der Ordnung des Landes und ber Ein- 
„heit im Regierungsfofleme entftehen müßten, daß die Regierung in fol 
„her Weife nicht zu den Verbefferungen und dem geordneten Fort: 
Aſhreiten gelangen könne, welche das Ziel der Staaten wie der Menſch⸗ 
„heit find.” In ſolcher Weife mürde die conftitutionelle Monard)ie kei— 
neswegs zu dem, was fie nad Montesquieu werden folle, „zur 
: Schöpfung des menfhlihen Geiſtes.“ Stodung, 
fung, Zufall vielmehr wären unvermeidlih. Der Verfaffer weiſ't 








diefes na "an dem erfolglofen unglüdlichen Ausgange ber erften babi- 
hen Bandtage, melcher bei dem beften Willen der Regierung und ber 
andftände gerade nur durch die gutmüthige Taͤuſchung vor einem 
n blos nad) individuellen Ueberzeugungen aller einzelnen De: 
' * er jeden einzelnen Fall verſchuldet wurde. Der Verfaſſer 

we daher, daß ſich der Deputirte nach feiner gewiſſenhaft geprüften 
all ann — entweder „ganz an bie en oder ganz anı 
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„die Oppofition anfchließen müffe, fo daß entweder bie eine, oder bie ans 
„dere fiher und ganz auf ihn zählen kann. Es gibt nur diefe zwei 
„Wege. Der Einzelne verfuche alle moralifhen Mittel, um feiner Ans 
„Seht (namentlich auch in feiner Partei) Eingang zu verfhaffen. Eıft 
‚bei der Abflimmung, wenn fie feinen Eingang gefunden, orbne er fie 
„feinee allgemeinen gewiffenhaften Ueberzeugung (von 
„dem dem Landeswohl entfprechenden, Beftreben und Gang feiner Pars 
„tei) unter und überlaffe e8 der Zeit, ob der Samen feiner ausgeftreuten 
„Zdeen Wurzel faffe und aufgehe” (S. 18. 21). Zur Unterflügung 
feinee Anficht meif’t der Verfaſſer au auf das Vorbild von England 
bin, wo fo vielfeitig gebildete und ficher gemwiffenhafte Staatsmänner und 
Patriotn in diefem organifchen geordneten Gange ihre ftändifchen Pflich⸗ 
ten erfüllen. Er hätte dabei noch weiter fih auf die (im Artikel 
„Fox“ ausgeführten) Gründe berufen fönnen, daß nur auf diefe Weife 
die unvermeidlichen natürlichen Parteien und Gegenftrebungen in jedem 
freien Volke eine geordnete, offene, gefeglihe und heilfume Geftaltung 
erhalten, daß ferner nur fo die mählenden Bürger eine Buͤrgſchaft ha= 
ben, daß auch ihre eigenen Ueberzeugungen und Bedürfniffe durch ihre 
frei gewählten Vertreter möglichfte Vertretung und Verwirklichung fin= 
den, und daß die gewählten Vertreter auch in der That nach ihrer (alls 
gemeinen) gewiffenhaften Ueberzeugung und nicht nach wechfelnden fub= 
jectiven Intereffen und Leidenfchaften flimmen. Wer, der 
einigermaßen fländifhe Verhandlungen Eennt, weiß e8 nicht, baf bei je= 
nen angeblic fo gewiffenhaften Zuftemilieumännern und Wadlern, die 
heute mit den Liberaten, morgen mit dem Minifterium flimmen, das ei: 
- gentliche Gemwiffen meift in ihrem oder ihrer Söhne und Schwieger: 
föhne Vortheil beftcht, in ihren Leidenfchaften und ihrem Vergnügen, 
die MWahlftimmen und Bewerbungen von beiden Parteien, die Gunſt 
der Regierung und auch noch einen Schein des Liberalismus und einer 
befonderen Gerechtigkeit und Mäßigung zu ernten. Auf fo ungleiche 
Bedingungen bieten fie unedel den redlicheren Kampfgenoffen ihre Huͤlfe 
an. Nie find fie zum Opfer, fondern nur zum nuglofen Ernten ber 
Vortheile beider Kampfparteien bereit. So ftören fie alle ſichern Bes 
rechnungen beider Parteien, veranlaffen unnöthig mweitläufige Verhand⸗ 
lungen, um vielleicht eine oder die andere Stimme bdiefer ſcheinbar Neu⸗ 
tcalen zu gewinnen. Unb fie befchimpfen, wenn fie der Hauptfarbe 
nad doch noch zu den Liberalen gehören wollen, diefe ald angeblich un: 
gemäßigt und ungerecht, fo daß diefelbe durch fie gezügelt werden 
müßte. Daher verdienen fie den Unmillen und die Geringfhägung, die 
fie mwenigftens in der inneren Ueberzeugung aller charakterfeften Ehren: 
männer ttifft. 

So tiefwahr nun aber die angeführten Grundanſichten der citirten 
fhägbaren Schrift find, fo bedürfen fie noch einiger näheren Erläute: 
rungen und Zufäge, welche in der Schrift wohl nur ihrer Kürze wegen 
nicht beftimmter hervorgehoben wurden. 

Fuͤr's Erſte fcheint fie die allgemeine Ueberzeugung, daß man 
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ſich für das Minifterium oder die Oppofition entfcheiden müffe, alfein 
davon abhängig zu machen, ob man die Abfichten der Regierung im AU: 
gemeinen auf das Wohl des Landes, oder ob man fie für gänzlich lan⸗ 
besfeindlich ober verderblich halte. Diefes Lestere aber wird felten der 
Hal fein. Die richtige Ueberzeugung der einzelnen Abgeordneten über 
ihren Anſchluß an die Minifterial: oder Oppofitionspartei wird vielmehr 
davon abhängen, ob im Ganzen genommen die Mafregeln, 
welche bie Minifterialpartei oder diejenigen, welde bie 
Dppofition durd) ihre Verftärfung oder durd ihren Sieg 
bewirfen würde, den Vorzug verdienen. Es kann eine Res 
gierung das Landeswohl wünfchen, aber vielleicht durch einfeitige Anfichs 
ten, durch Rüdfihten auf das Ausland oder durch andere Umftände fo 
beſchraͤnkt und einfeitig oder verkehrt in denjenigen mwefentlicheren Maß: 
regeln fein, in welchen die Oppofition von ihr abweicht, daß es bes Ein: 
fluffes der überwiegenden üffentlihen Meinung und der Mehrheit der 
Landesrepräfentation und des Siegs oder doch der Stärke der Oppofi: 
tion bebarf, um das möglichit beſte Regierungsſyſtem hervorzurufen. 
Wenn in Fällen landesverderblicher und verfafjungswidriger Richtung 
eines Minifteriume, um bie beffere Richtung der Mehrheit der Landee: 
repräfentation ſiegreich zu machen, die ſchwereren verfaffungsmäßigen 
Mittel der Beſchwerde und Anklage, der Kammerauflöfung und des 
Miniſterwechſels nöthig find, um die Regierung und die Kammermehrheit 
in Einigkeit zu fegen, fo werden im andern Falle häufig die Minifter 
ohne biefe Mittel blos wegen der Stärke der Oppofition durch Aende— 
rung ihres Ganges, durch verföhnende Mafregeln diefe Einigkeit her: 
ftellen und zum Rechten ſich beftimmen. 
Sodann müffen von ben Fällen, wo die Kammermitglieder in 
e Minifterial- und Oppofitionspartei abgerheilt abftimmen , breierlei 
e ausgefchieden werden: 1) Alle fogenannten neutralen Fragen, 
fi welchen nur die tichnifhe Güte der Maßregel für das Beſte des 
‚ und nicht die politifche Richtung oder die Stärke, und die 
teffen beider Parteien im Spiele find. Hier wendet Jeder feine 
dahin, wohin fie entroeder durch feine eigene befondere Sach: 
oder durch das Vertrauen in die befondere Sachkenntniß eines 
eorbneten ober eines Regierungsmitgliedes geführt wird. 2) 
geln, welche die Ehre und Sicherheit des Landes unentbehr: 
und 3) alle, welche die Ehre und Achtung des Thrones er: 
n dieſen Fällen ſieht man auch in England ſtets die Ge: 
Minifterial: und Oppofitionspartei verichwinden, und fehr 
hält bier ein unpafjendes Geltendmahen der Oppofitions- - 
bel einer verwerflichen, einer factidfen Oppofition. 
tte endlich müffen wir Deutfche bei unferen fo vielfach 
ven conflitutionellen Staaten auf eine im eigentli- 
| n Sinne foftematifhe Oppofition verzichten, 
größeren völlig unabhängigen conftitutionellen Staaten re: 
et. Diefe befteht nämlich darin, in gewiſſen politis 


















326 Taktik und Strategie. 


[hen Fragen, die man häufig fogenannte Vertrauensfragen nennt, und bei 
Verwilligungen blos darum gegen das Miniſterium zu ſtimmen, um daſſelbe 
zu ſtuͤtzen, und um ſtatt feiner Partei der eigenen Partei die Miniſtergewalt 
und die Staatsverwaltung zu verfchaffen. Bei der deutfchen Oppofition kann 
das Streben nur auf den Sieg der befferen Richtung der Regierung 
und auf bie befferen Maßregeln, im fchlimmften Falle auf Entfernung 
eines landesverderblichen Minifters vermittelft der eigenen Ueberzeugung 
bes Fürften und der Gemalt ber, Umftände gerichtet fein. Die eigent: 
liche fpftematifche Oppofition zur Erlangung der Miniftergewalt wäre 
dagegen für deutſche Landſtaͤnde eine Abgefhmadtheit. Diefe wird man 
wohl feiner Oppofitionspartei einer deutfchen Kammer zum Vorwurf madyen 
wollen. Wollte man dagegen ſchon jener obigen heilfamen organifchen 
Öliederung der Kammern in zwei Parteien und in bem 
Zufammenbhalten dbiefer Parteien (mit Ausnahme ber zuvor 
erwähnten Fälle) den Vorwurf einer tadelnsmwerthen foftematifhen Op: 
pofition machen, fo bewiefe man baburdy wohl nur, daß man von der 
ftändifchen Verfaffung und den Bedingungen ihrer heilfamen Wirkung 
nichts verfteht. 

Endlid muß auch noch erwähnt werden, daß auch bei diefer 
richtigen organifchen Gliederung dennody die wahrhafte Gemwiffenhaftigkeit 
und Ueberzeugungstreue der einzelnen Ständemitglieder ſtets vollkommen 
gewahrt ift. Sie ift es durch die Freiheit der gewiffenhaften Prüfung 
und Entſcheidung, ob es bem Lande und der Verfaffung vortheilhafter 
fei, wenn bie ſtaͤndiſchen Maßregeln nad den Anfidhten der Oppofition, 
oder doch durch deren Stärke und Einfluß beflimmt werben, oder ob es 
heilfamer ift, wenn fie ſchwaͤcher und die Minifterialpartei überwiegend 
ift. Sie ift es ferner in allen neutralen und die Ehre und Sicherheit 
des Staates und ber Krone betreffenden Fragen. Sie ift es außerdem 
in der freien Einwirkung auf die Befchlüffe der eigenen Partei in jedem 
befonderen Falle. Und endlich muß natuͤrlich auch jedem Abgeordneten 
ſtets die Freiheit bleiben, in ſolchen Faͤllen, wo er einen Beitritt zu ei— 
nem Beſchluß ſeiner Partei oder auch die laͤnger⸗ Theilnahme an ihr 
wirklich unſittlich, eidwidrig und ſtaatsverderblich hält, nad) freier gruͤnd⸗ 
licher gewiſſenhafter Pruͤfung ſich von derſelben loszuſagen. Nur 
moͤge Jeder zuſehen, daß ſolche Abfaͤlle wirklich auch genuͤgende und nur 
edle Beweggruͤnde beſtimmen. Ohne daß er dieſes klar machen kann, 
wird ſehr natürlich) Mißtrauen und Mißachtung feine te treffen. 


elder. 
T. 


Taktik und Strategie in ſtaatswiſſenſchaftlicher 
Beziehung. — Die Staaten ſind Organismen, und im Kriege ſind die 
Armeen die Organe, wodurch fiegegen einander wirken. Der Zweck des Kriegs 
ift die Vernichtung des feindlichen Kriegsmitteld duch den Angriff, bei 
Erhaltung des eigenen durch die Bertheidigung. Die Kriegskunft 
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begreift alfo den unmittelbaren Vernichtungsact, oder die Kunſt bes 
Schlagens (Taktik), fo wie den mittelbaren Vernichtungsact, ober 
Die Kunfl, unfere Maßregeln in ber Art zu nehmen, daß wir in fleter 
Berbindung mit ben eigenen Erfagquellen bleiben, während das gegneri- 
fche Heer der feinigen beraubt wird (Strategie), Das blofe taftifche 
Zuruͤckwerfen des Feindes auf feine Erfagquellen ift noch Feine Lähmung 
feiner Kraft in dem Maße, daß fich derfelbe unferen Bedingungen unter: 
werfen müßte, und die blos ſtrategiſch günftige Stellung, in der wir 
den Feind von feinen Erfagquellen abfchneiden, ohne die eigenen bloszu— 
geben, verliert ihren Werth, fobald wir nicht audy taktiſch, im unmittel: 
baren Zufammenftoße, diefe Stellung behaupten und benugen fönnen. 
Es gibt alfo fo wenig eine Strategie, als eine Taktik für fich, fondern 
Angriff und Bertheidigung haben ſtets eine ftrategifhe und taftifche Bes 
ziehung. 

Diejenigen Orte, wo oder von wo unſere Armee ſich verſtaͤrken 
kann, alſo namentlich Feſtungen mit Magazinen fuͤr Kriegsbeduͤrfniſſe 
und mit Recrutendepots, aber auch freundliche Armeecorps, heißen un: 
fere Subjecte; bie Linie, welche die Subjecte verbindet, die Opera: 
tionsbafis; die Straßen und Wege von der Armee zu ihren Sub: 
jecten, die Communicationen. DObjecte bagegen find diejenigen 
Puncte, wohin fi) unfere Armee bewegt, und Operationslinien 
(Bemwegungslinien) die Straßen und Wege, auf mweldyen diefe Bewegung 
vor ſich geht. Unbedingt findet eine flrategifhe Sicherheit nur Statt, 
wenn unferer Armee bei allen Operationen ein Subject gerade im Rüden 
liegt; fie nimmt alfo ab, je mehr fie fi von ihrer urfprünglichen Ba: 
fi entfernt, weshalb bei weiterem Vordringen eine neue Operationsba: 
fi8 gegründet, oder auch die urfprüngliche erweitert werden muß. Die 
Gründung einer neuen Bafis, wodurch unfer Heer mit neuen Sub: 
jecten in nahe Verbindung gebracht wird, bietet der Natur der Sadıe 
nach größere Vortheile dar. Die firategifhe Sicherheit und größere 
Freiheit in unferen Operationen ift aud durch die Zahl der Subjecte 
bedingt, und es ift daher gefährli, nur ein einziges Subject zu haben. 
Doc vermindert ſich die Gefahr durch die taktiſche Ueberlegenheit unfers 
Heeres; durdy die geiflige und moralifche unferes Feldheren; durch die grö- 
Bere Beweglichkeit unferer Armee und durch ihre Gewoͤhnung an fchnell her: 
zuftellende Seldfortification,, modurd neue Subjecte gleihfam improvifirt 
werben; durch unfer Uebergewicht an Gavallerie und reitender Artillerie 
auf einem für die Bewegung und Wirkung diefer Specialmaffen günfti- 
gen XZerrain. 

In ftrategifher Beziehung wird ein Sieg errungen, wenn mir in 
taktifher Stärke, alfo mit hinreihenden Mitteln, zu einer fiegreichen 
Schlacht zwiſchen die feindliche Armee und ihre Subjecte gehen, ohne 
dabei unfere Sommunicationen zu verlieren. Die Operationen zu bie: 
fem Zwecke find das firategifche einfache Umgehen eines feind: 
lihen Flügels, das nur durch Überrafhendes Wechſeln der Operations: 
Iinien gelingen Bann, mährend ber Feind dur eine Demonflration in 
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der Fronte und etwa auf dem entgegengefegten Flügel befchäftigt wird; 
das doppelte ftrategifche Umgehen beider feindlicher Flügel mit ges 
theilter Heeresmacht, was aber bei der Schwierigkeit eines Zufammens 
wirfens der ganzen Macht am Lage der Scylaht hoͤchſt gefährlich 
und etwa nur zuläffig ift, wenn jede unferer Abtheilungen der gan— 
zen feindlihen Armee überlegen wäre, und der Feind durch eine com: 
binirte Operation von feinen mehreren Subjecten abgefchnitten werden 
koͤnnte; endlih das firategifhe Durchbrechen, oder das Dperiren 
auf der inneren Linie. Diefes Lestere ſetzt eine Zerſtreuung der feindlis 
chen Armee in mehrere Corps voraus, fo daß ihre widhtigfte Verbindung 
nicht in der Richtung zur Bafis liegt, fondern die Verbindung dieſer Corps 
fetbft unter einander if. Hier muß alfo die Mitte zum Object jeder 
Bewegung gemacht und dieſe durch Flügelcolonnen maskirt werden, 
welche ſich fpäter der Mitte, als dem entfcheidenden Puncte, nähern. 


Den ftrategifhen Angeiffsbewegungen entfpricht auch taktifh das 
einfahe Umgehen durch einen verdedten und rafhen Marſch in die 
eine Flanke des Feindes; das nicht fehr empfehlungswerthe doppelte 
Umgeben und das Durchbrechen. ketzteres gefchieht bei ausges _ 
dehnter feindlicher Schlachtlinie, die an den Flügeln durch Scheinangriffe 
befchäftigt wird, vermittelft eines rafchen und verdedten Marfches unfes 
rer Hauptmaffe gegen die feindliche Mitte, der jedoch für die Angreifen- 
den felbft gefährlich würde, fobald e8 dem Feinde gelänge, fie zmifchen 
zwei Feuer zu nehmen. Die allgemeine Regel der Taktik heißt: bringe 
Stärke gegen Schwäche; denn die gewöhnlich fogenannten Siege der 
Mindermacht find doch ftets nur eine Reihe Eleiner Siege durch eine im 
Ganzen numerifch geringere Truppenzahl, die aber Örtlicd und zeit— 
lich als Uebermacht auftritt. Meiftens hat eine Schlahtordnung in 
der Front ihre Stärke, in den beiden Flanken ihre Schwäche. Stehen nun 
zwei Deere Front gegen Front einander gegenüber, fo kann fhon in der 
befferen Ausrüftung und Waffenübung , fo wie in ber befferen morali= 
Shen Befchaffenheit ein hinlänglicher Grund liegen, um bie Minderzahl 
dennoch als Uebermadht erſcheinen zu laffen. Nur gewährt in dieſem 
Falle die Stellung an fich einem Theile einen befonderen Vortheil. 
Anders ift dies, wenn Front gegen Flanke gebracht wird, was das fo: 
genannte Aufrollen der feindlichen Schlahtordnung zur mahrfcheinlichen 
Folge hat, indem die unmittelbar angegriffenen Truppentheile auf die 
nebenftehenden geworfen und biefe in die Flucht der erfleren verwickelt 
werden, ehe fie zur Entwidelung ihree Stärke und zum Schlagen kom⸗ 
men. Darin liegt der große Vortheil der unfere Stärke gegen bie 
feindlihe Schwäche bringenden fhrägen Schlahtordnung, bie 
mit Bemwußtfein zuerft von Epominandas und in neuerer Zeit be: 
fonders von Friedrich Il. angewandt wurde. Doh ann auch bie 
Schwäche des Feindes zwiſchen feinen Flügeln liegen, und bie parals 
lele Schlachtordnung in fich felbft die Mittel enthalten, im Laufe des 
Gefechte in die fehräge überzugehen, wie bei dem Angriffe mit vers 
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ftärkten Flügeln, oder — zur Durchbrechung der feindlichen Front — 
mit verftärfter Mitte. 

Saft man den Zufammenhang von Strategie und Taktik bei einer 
Angriffsoperation in's Auge, fo kommen hierbei die drei Momente ber 
ftrategifhen Einleitung, der Schlaht und Verfolgung in 
Betracht. Die Rüdfihten auf den Unterhalt der Zruppen, auf bie 
Nafchheit ihrer Bewegung und Entwidelung madyen es in der Regel 
nothmwendig, größere Maffen nicht in einer und derfelben Marſchcolonne 
zu vereinigen. Für die flrategifche Einleitung, oder die Bewegungen von 
Anfang einer Operation bis zur Schlacht, ift alfo Marime, daß wir ver: 
theilt marfchiren und doch vereint fchlagen. Darin liegt die Hauptauf: 
gabe für die Generalſtabskunſt, die hiernady für die. Marfchordnung aud) ben 
Gefihtspunct zu berüdfichtigen hat, daß mir unfere Macht außerhalb 
des Bereichs des Feindes vereinigen Eönnen. Für die Schladht felbft 
ift es eine Ruͤckſicht der Strategie, den Angriff auf den feinem Subject 
zunaͤchſt liegenden feindlichen Fluͤgel zu richten; was jebody eine Ausnahme 
erleidet, wenn der andere feindliche Fluͤgel taktifh ber ſchwaͤchere ift. 
Endlich gilt es bei der Verfolgung ftrategifch um ein Abdrängen des 
Feindes von feinem Gubjecte, taktifh aber darum, daß mir vom 
Seinde nicht abkommen, daß wir ihm auf dem Naden bleiben. 

Eine verlorene Schlacht verfegt ung in eine vorherrfchend defenfive 
Zage, in der wir ung jedoch, einer Uebermacht gegenüber, auch von Ans 
fang bes Feldzugs an befinden Eönnen. Wie die offenfive Tendenz nicht 
ohne die defenfive der Erhaltung befteht, fo muß auch die Vertheidigung 
ſtets die Tendenz haben, in Offenfive überzugeben. Fuͤr bie ſtrategi— 
The Bertheidigung hat alfo die Stellung feitwärts ber feindlichen 
Dperationdlinie, und das Vertheidigungsfuflem der inneren 
Linie, wonach unfere Maffe die vereinzelten Kräfte des Feindes aus: 
einander halten, angreifen und fohlagen foll, ganz diefelben Vortheile, wie 
für die Dffenfive das einfache ftrategifche Umgehen und firategifche Durchbres 
hen. Daraus folgt auch, daß ftrategifcy der mit der Grenze unfers Landes 
parallele, oder ercentrifche Nüdzug, wodurch wir den vorrüdenden Feind 
in feiner Communication bedrohen oder ihn nöthigen, uns nachzufolgen 
und feine Operationslinie zu wechſeln, in der Megel der beite ift. Doch 
bleibt die ſtrategiſche Anordnung der taktifchen untergeordnet, und follte 
eine ſtarke Defenfivftellung nicht feitwärts, fondern nur auf der Ope⸗ 
tationslinie des Feindes felbft zu finden fein, fo müßte man diefim dis 
rect entgegentreten. Wo e8 immer möglid), follte die retirirende Armee 
zufammenbleiben und ſich nicht in mehreren Corps und verfchiedenen Rich— 
tungen zurücziehen. In diefem Falle geht ihre Defenfion in das Sy— 
flem ber vielfeitigen Vertheidigung über, das nicht aus ſich 
ſelbſt heraus zur Dffenfive werden kann und duch die Abfonderung 
mehrerer Generale die fo wichtige Einheit der leitenden ntelligenz auf: 
hebt, alfo alle Nachtheile der ihr entfprechenden Dffenfive durch doppeltes 
Umgehen oder durch den Angriff im mehreren Golonnen hat. 

Die taktifhe Defenfion im offenen Felde geht entweder von 
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einer beftimmten Stellung aus, ober unfere Armee befindet ſich auf dem 
Marfhe und wird durdy den Angriff bes Feindes in die Defenfion ver— 
fegt. Im erfleren Falle müffen wir den übermächtigen Feind angrei- 
fen, bevor er ſich entmwidelt, alfo ein Hinderniß zwifchen ihn und uns 
bringen, das ihn zwingt, feine Armee in eine oder mehrere Colonnen zu 
brehen und durdy das Hinderniß zu bdeboudjiren. Unfere Auffteliung 
muß alfo das Defile vor fi haben. Dem feindlichen Flanfenangriff 
muß wieder in bie Flanke gegangen, nicht aber durch eine leicht zu 
fprengende Hafenftellung begegnet werben; bie unterftügenden Truppen 
müffen alfo von rüdmwärts » feitwärts kommen. Darum foll fhon unfere 
urfprüngliche Aufftellung, wonach fi auch das Reglement für Lager 
und Bivouac zu bemeffen hat, in die Ziefe gehen, indem ſich als Prin= 
cip für die normale Schlachtordnung ergibt, daß das zweite Treffen 
ſchachbrettfoͤrmig (em Echiquier), oder auf den Flügeln auch wohl ftaf: 
felförmig (em echelon) hinter dem erften fliehen fol. In gleicher 
Weiſe fol der Ruͤckzug en Eechiquier Statt finden, damit nicht die un- 
terftügenden Truppen in die Flucht ber vorberen verwidelt merden. 
Taktiſch ift es alfo von WVortheil, fo viel Referven als möglich zu ha— 
ben, während die firategifche Reſerve, wodurch bereits organifirte 
und fchlagfertige Zruppen vom Kampfplage entfernt gehalten werben, 
den Charakter einer unnügen Detachirung hat und dem Princip der 
Kriegskunft miderfpricht, daß ſtets die möglichft große Kraft am ent⸗ 
fheidenden Puncte verfammelt fein fol. Bei dem zweiten Falle, bei 
dem Angriffe gegen unfere im Marſch befindliche und in tiefen Golon- 
nen fich bewegende Armee, muß man bie angegriffenen vorderen Hee- 
testheile nicht gerade von hinten her unterflügen wollen; fondern die in 
das Gefecht noch nicht verwidelten Truppen rechts oder links en eche- 
lon aus der Golenne herausbrecdhen laffen, um jeden feindlichen Front⸗ 
und Flanfenangriff wieder zu flanfiren und, mo möglih, den legten 
entfcheidenden Flankenangriff uns felbft vorzubehalten. 

Die in Feindesland fortfchreitende Dffenfive foll die Vertheidigung 
bes Gemwonnenen nie aus dem Auge virlieren und hat ſich daher ſtets 
neue Zufluchtsftellungen zu fchaffen, entweder durch Eroberung permas 
nenter Befeftigungen des Feindes, ober durch Feldfortification und Der: 
ftellung fogenannter places du moment. Zur Vertheidigung des eigenen 
Landes ift es dagegen die Aufgabe des Staats, mit Beruͤckſichtigung der 
ftrategifchen Beziehungen zu den Nachbarſtaaten fhon im Voraus für 
permanente Zufluchtsftellungen zu forgen. Diefe Waffenpläge müffen 
bie Offenfive befördern, darum mit verfchanzten Lagern für größere Trup⸗ 
penmaffen verbunden fein und nit vom Feinde allfeitig eingefchloffen 
werben koͤnnen. In Gebirgsgegenden find fie in den XThälern und 
Zhalvereinigungen (Snotenpuncten) anzulegen. Wichtiger aber find bie 
Maffenpläge zu beiden Seiten (A cheval) eines großen Fluſſes und dies 
jenigen welche die Einmündung zweier Flüffe umfchließen, wodurch drei 
Zerrainabfchnitte entftehen, von denen der Feind mit ganzer Macht 
nur einen innehaben kann, mährend ſich unfere Armee auf ihren durch 
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die Feſtungswerke gedeckten Brüden aus bem einen Abfchnitte in ben 
anderen auf Eürzefter Linie zu bewegen vermag. Endlich ift es am 
BVortheilhafteften, wenn mehrere Maffenpläge ein Syſtem ſich vereini: 
gender Fluͤſſe beberrfhen, fo daß wir frei auf jedes Ufer eines jeden 
Fluffes gelangen Eönnen. 

Zur Verftärkung feiner Stellung gegen Rußland hat Preußen in 
neuerer Zeit Pofen, das nebenbei die Bedeutung eines preußifchen Zwing⸗ 
Polens hat, in eine ftarke Feftung verwandeln und die Fortification von 
Königsberg beginnen laffen. Weniger ift auf diefer Seite von Defler: 
reich gefchehben, das im allzu einfeitigen Hinblide auf die von Weſten 
drohende Gefahr durch die Anlage von Feftungsmwerfen bei Linz, im Zi: 
rol und bei Verona große Thätigkeit entwidelte. Der neuerdings aus: 
geführten Verftärfung von Olmüg ſcheint der Gedanke der öfterreichi: 
(Ken Politit an die Möglichkeit eines preußifchzruffifhen Bündniffes 
zu Grunde zu liegen, Gegen blos ruffifche Operationen liegt Olmüg 
ziemlich weit zuruͤck, und der fonft noch zur Sprache gefommene Plan 
einer Befeftigung des galizifchen Zerritoriums durch die Anlage maxi— 
milianifher Thuͤrme fcheint auf unbeflimmte Zeit vertagt zu fein. Sn 
einem Kriege der beiden deutfchen Großmaͤchte gegen Rußland märe es 
übrigens ſchlimm genug für die preußifch:öfterreichifchen Heere, wenn fie 
erſt in Pofen und Olmuͤtz Stügpuncte finden. Dann hätte ſchon die 
euffifhe Macht falt ganz Polen uͤberſchwemmt: fie würde der polnifchen 
Mation mit der Ausfiht auf eine neue Vereinigung ihrer zerftüdten 
Glieder, fo wie mit dem Schein von Unabhängigkeit zu fehmeicheln wiſ— 
fen, und die panflavifhen Gelüfte, für jegt nur der Traum eines erbli- 
chen Ehrgeises, könnten bann wohl für Deutfchland und die flavifchen 
Länder der öfterreihifhen Monarchie eine gefährliche Bedeutung erlan- 
gen. Die wirkfamfte und wohl bie einzig mögliche Vertheidigung gegen 
Rußland bleibt alfo die Verguͤtung des früher gegen die polnifche Nation 
begangenen Unrechts: bie offene und unummwundene Anerkennung ber Un: 
abhängigkeit eines mächtigen Polens; die Benugung der Eatholifchen 
Spmpathieen feiner Bewohner gegen die ruffifhe Staatspropaganda bes 
griebifhen Kirchenthums; die Snitiative und der Anſtoß zu einer in 
Eräftiger Dffenfive unterfiüsten polnifchen Inſurrection. Nur auf diefe 
Weile können der ruffifihen Macht die Sehnen zerfchnitten, nur dadurd) 
kann die ftrategifch fo gefährlihe Wirkſamkeit jenes Keils gebrochen 
werben, ben Nufland zwiſchen öfterreichifche und preußiſche Befigungen 
hineingetrieben und neuerdings mit den Feſtungswerken von Moblin 
(Nomo:Georgiewst) und Warſchau bedeutend verftärft hat. Sind 
body die polnifchen Provinzen Defterreihs und Preußens politifch und 
großentheils auch militaͤriſch als verlorene Poften auf der Vorhut ge: 
gen den Dften zu betrachten. Beim Ausbruche eines Kriege wird nur 
davon bie Rede fein können, ob fie an Rußland oder an ein herzuftel: 
lendes Polen verloren gehen follen. Im erfieren Falle würde daſſelbe 
Rußland hart an die Marken der flavifchsdeutfchen und ſlaviſch⸗ungari— 
fchen Gebiete geführt, und feine Politik würde hier daffelbe gefährliche 


332 Taktik und Strategie. 


Spiel beginnen und in unabmweislicher Gonfequenz beginnen müffen, 
bas wir fie in den flavifchstürkifchen Provinzen fpielen fehen. Einer 
ehrlihen und gefunden Politik der deutfchen Großmaͤchte kann alfo die 
Mahl nicht ſchwer fallen. Wie aber eine Staatskünftelei des krankhaf— 
ten und fhmwachfinnigen Ehrgeizes handeln wird, welche ohne die Ah— 
nung einer großen Moral des Völkerlebens an ben ungerehten Be 
fig fi anflammert und für feine Erhaltung Alles in Gefahr fest, 
bleibt freilich eine andere Frage. 

Die Eriegerifchen Fragen und überlauten Drohungen des Miniftes 
tiums Thiers hatten endlih bie Schaam Deutſchlands fo weit ge: 
wedt, daß es feine Blößen gegen Frankreich an der füdwefllihen Grenze 
zu deden bemüht mar. Nach gemüthlihem viertelhundertjährigen Be: 
denken über die befte Rage der anzulegenden Bundesfeftung ſchritt die 
hohe Bundesverfammlung zum Anfange einer That und erließ ihren 
Beſchluß vom 26. März 1841, wonach der Bau der Werke von Ra: 
ftatt und Ulm begonnen wurde. Aber noch jetzt herrſcht die deutfche 
Weile in der Eile fichtlich vor, wie fid) dies im vergleichenden Hinblicke 
auf den rafken Fortgang ber Befeftigung von Paris deutlich genug 
zeigt. Faßt man die Lage von Landau, Germersheim und Raſtatt in’ 
Auge; diejenige von Raftatt und Ulm und die Beziehungen der bei: 
ben Drte zum Rheinthale, Donauthale und dem zwifchen beiden laufen: 
ben Nedarthale mit der würtembergifchen Hauptſtadt, — fo läßt fi 
die flrategifhe Wichtigkeit einer Befeſtigung jener Städte nicht in Ab: 
rede ſtellen. Diefe Wichtigkeit würde durch die Herftellung einer dis 
tecten Verbindung von Raftatt und Ulm vermittelft einer Eifenbahn 
bedeutend gefteigert werden. Damit indeffen die beiden Waffenpfäge 
ihre Beflimmung erfüllen, muß für geräumige befefligte Lager zur Auf: 
nahme bedeutender Streitkräfte, fo mie dafür geforgt werden, daf 
diefe Streitkräfte fchnell genug bei der Hand feien. Dies wird immer 
ſchwierig bleiben, fo lange gerade die füdmeftlihen Bundesftaaten nur 
über ihr ſtehendes Militär, nicht auch über eine Landwehr dieponiren 
können, die zahlreich und waffenfertig genug wäre, um unter dem Schutze 
der befeftigten Stellungen felbft einem ftarfen feindlichen Stoße zu 
widerftehen. Muß man doch von Frankreich aus, das zumal in Straß: 
burg einen fo mächtigen Waffenplag befigt und geographifch gerade gegen 
Süddeutfhland fo weit vordringt, das alfo leicht eine fehr anſehn— 
lihe Mititärmaffe ſchnell über den Oberrhein merfen kann, bis zu 
einem gewiſſen Grade ſtets eines militärifchen Ueberfalls ſich verfchen. 
Wären aber im Kriegsfalle die neu anzulegenden Bunbesfeftungen noch 
unvollendet, und märe nicht zugleich für die fchnelle Vereinigung der 
unter ihrem Schug operitenden größeren Corps geforgt, fo koͤnnten 
wohl die neuen Werke mehr für Franzoſen als Deutfche angelegt fein. 
Käme gar noch hinzu, daß aud nur eine einzige Souveränetät mit dem 
Berlufte ihrer Hauptftadt zugleich Herz und Kopf verlöre, fo könnte 
es nur allzu leicht gefchehen, daß durch die von Frankreich militaͤriſch 
gebrochenen Schranken des beutfchen Zollvereins die geträumte deutſche 
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Einheit und Einigkeit auspaffirten,, um eben fo zollfrei die Verwirrung 
und Zwietradht nochmals einpaffiren zu laffen. Qui vivra verra! 

Alles Wiffen der Kriegsführung läßt fich für die Strategie in der 
Regel zufammenfaffen: gebe fo ſtark, als möglih, gegen die Verb n- 
dung des Feindes und behalte felbft ein gutes Subject im Rüden; für 
die Taktik: gehe mit deiner Stärke gegen die Schwäche bes Feindes. 
Um fo mehr abet thut es Noth, ſich die einfachen Principien der Kriegs: 
wiffenfhaft völlig klar zu mahen, als die Kriegs kunſt eine durch 
die Befchaffenheit des Bodens und dadurch bedingte Waffenmirfung, 
duch die Zufammenfesung des Heeres nach feinen verfchiedenen Waffen 
gattungen, durch die Nationalıtät, die WVerhältniffe der Witterung, der 
Zeit u. ſ. w. unendlidy complicirte ift. Cine foldhe deutliche Einficht in 
das Mefen des Kriegs gewährt zumMenigften den Wortheil, daß man 
im Gedbränge von Einzelheiten, die unfere Beachtung in Anfpruh neh» 
men, den Begriff des Ganzen nicht verliert, daß vor Bäumen der Wald 
nicht überfehen mwird*). 

Was ift nun die Aufgabe des Staats für Taktik und Strategie ? 
Vor Allem muf bier in’s Auge gefaßt werden, daß in neuerer Zeit das 
Heer dem Volke entwachfen, dag es Fleiſch von feinem Fleifhe, Geift 
von feinem Geifte if. Diefer unauflösiihe Zuſammenhang zwiſchen 
Beiden, monad) die ganze militärifche Bildung durch die nationale bes . 
dingt bleibt, macht es dem Staate zur befonderen Pfliht, eine leiblich 
und geiftig Eräftigende militärifche Jugenderziehbung in das Spftem der 
allgemeinen Volksbildung als wefentlihen Beftandtheil aufzunehmen. 
Dies gilt von keinem Lande mehr, als von Deutfchland, mo die militä- 
riſche Liebhaberei nicht fehr verbreitet iſt, wo ſich die Einzelnen einem 
(peciellen Fade fo gern augfchließlidh und oft bis zur Einfeitigkeit 
bingeben, wo ben Leuten das, was fie als Staatsbürger zu thun haben, 
ſtets erſt durch eine gründliche Worbildung zum ausdrüdlidhen 
Berufe gemacht fein muß. Leiden doch die Deutfchen eben fo oft am 
Mangel, als die Franzoſen am Ueberfluffe von Zuverficht; und wird man 
body regelmäßig in einem franzöfifhen Bataillon dreimal mehr Unter: 
officiere, als in einem deutfchen finden, die ſich etwa das Bataillon felbft 
zu befehligen getrauen. Wenn irgend fonft wo ift «8 alfo in Deutſch— 


*) Eine fchr gebrängte, gemeinfaßliche und alles überflüffig Verwirrende vers 
meidende Darftellung gibt der „Curs der Zaktif und Strategie und Plan zur Ver: 
theadigung der Schweiz gegen Frankreich. Aus dem fchriftlichen Nachlaffe von 
BeunoWebel’ (Zürich und Wintherthur, Literarifches Gomptoir, 1842). Dies 
fer „‚Surs’ ift hauptfächlich gegründet auf die kriegswiſſenſchaftlichen Lehren eines 
». Klaufewis und v. Willifen; doch fonnten —— das erſt 1842 erſchienene 
keht buch des Letzteren: „Die Theorie des großen Kriegs,“ ſo wie die theilweiſe ge— 
gen dieſe Theorie gerichteten „„ Mititäriichen Briefe eines Verſtorbenen“ ꝛc. dabei 
noch nicht benugt werden. Ein umfaffendes Verzeichniß der fehr zahlreichen Militär: 
literatur aller europäifchen Staaten feit 1830 enthält die mit gewiſſenhaftem Fleiße 
bearbeitete »Evftematifche Ueberficht der Militärliteratur und ihrer Hilfewiſſenſch. 
von 5 6. E Holt’ (Darmft. G. W. Leite 1842), worin auch aller politifch: 
militärifchen Schriften gedacht ift. 
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land nöthig, daß die militärifchen Neigungen zeitig geweckt, daß bie ſpe⸗ 
ciellen militärifchen Fähigkeiten zeitig an's Licht gezogen, daß wenigftens 
den beſonders Qualificirten der Feldherenftab zeitig in die Patrontafche 
geſteckt werde. Zurnen und Fechten; Ererciren und Märfche; Schief: 
übungen mit Armbrüften und dann mit Feuergewehr, fo daß ben beſſe⸗ 
ven Schuͤtzen Gelegenheit gegeben wuͤrde, ſich tuͤchtig auszubilden; Kna⸗— 
ben-Artillerieübungen an kleineren Geſchuͤtzen, für ſolche? die dafür beſon⸗ 
dere Neigung und Fähigkeit Haben, und — wo e8 irgend fein kann — auch 
vorbereitende Knaben-Reitfchulen ; ſodann Uebungen der Sinne in Schaͤtzung 
der Diſtanzen und Auffaſſung gegebener Terrainverhaͤltniſſe — dies 
Alles würde ſich mit dem Volksunterrichte in Knabenfchulen nicht blos 
ohne großen Aufwand verbinden, fondern die Koften des Militärwefeng 
im Ganzen würden ſich dann noch beträchtlih vermindern laffen. 
Neben einem durchgebildeten und gebührend befoldeten Führerftand, der 
fi) dem Kriegsweſen ausſchließlich widmet, würde man dann fuͤglich die 
eigentliche Praͤſenze und Dienftzeit der Mititärpflichtigen, wenigſtens für 
das gefammte Fußvolk, auf Maffeübungen während mweniger Monate 
befchränten können; und — mas eine Hauptfache ift — das Solda— 
tenmefen mürde nicht mehr eine Laft, fondern eine Luft, die militäri- 
fhe Arbeit würde in Wahrheit au ein Genuß geworden fein. Nie 
und nimmermehr läßt ſich aber die verfäumte militärifche Erziehung 
in der Jugend durch die verfpätete mititärifche Abrihtung im oft 
fchon verfteiften männlichen Alter erfegen, und nur, weil wir ung bis: 
her nicht darauf verftanden haben, menfchlich=foldatifch zu bilden, 
haben wir ung darauf beſchraͤnken müffen, thierifch=folbatifch zu dref= 
firen. Alle Drganifationen von Landwehr und Landſturm, wie groß 
ihre Vorzüge vor den blos ftehenden Soldatenheeren fein mögen, bleiben 
alfo ohne die Baſis einer folhen Sugenbbildung doch nur Halbheiten 
oder Lufefchlöffer, von denen aus für die Vertheidigung des Vateriands 
nicht allzu viel erwartet werben darf. 

Die Einfiht in die Principien ber Taktik und Strategie Läft 
bald erkennen, daß fie nicht blos im Kampfe von Heer gegen Heer, 
fondern im verjüngten Maßſtabe auch in der Führung aller Eleineren 
militärifhen Abtheilungen zur Anwendung Fommen. Iſt doch felvft 
das Einzelngefeht von Mann gegen Mann ein Bild des Kriegs im 
Kleinen, und handelt es ſich doch auch in den einzelnen Momenten 
eines ſolchen Gefechtes um relative Stärke gegen relative Schwäche, 
um Sceinangriffe und Umgeben, um Durchbtechen und dergl. Außer 
ben allgemeinen militärifhen Tugenden des Muths, der ntfchloffen: 
heit und Geiftesgegenwart ift für alle Zweige einer tüchtigen militaͤri⸗ 
fhen Führung die ſchnelle Auffaffung und Benutzung der Terrainver: 
hältniffe von befonderer Wichtigkeit. Um die Officiere daran zu ge: 
woͤhnen, follten die praftifhen Uebungen im fchnellen militärifchen Auf: 
nehmen allgemeiner werden, al& bis jest der Fall war; und dies kann 
leicht gefchehen, wenn nicht auf das minutioͤs zierliche Abconterfeien ein: 
zelner Gegenftände des Terrains, auf diefe Kamafchenknöpferei des Si: 
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tuations zeichnens, allzu großes Gewicht gelegt wird. Die militärifche 
Würdigung der Bodenverhältniffe fest indeffen die weitere Kenntnif 
einer Wirkfamkeit der verfhiedenen Waffengattungen voraus. Für 
die Dfficiere bes Generalftabs, welche die Bewegungen zufammenge- 
fester Corps zu leiten haben, ift gewoͤhnlich vorgefchrieben, daß fie 
mit dem Dienfte der Infanterie, Gavallerie und Artillerie praktiſch fich 
befannt machen müfjen. Das weſentlich Entfcheidende im Kriege, mie 
anderswo, bleibt aber immer, daß die rechten Männer an der rechten 
Steile wirken; und es find nicht immer die polytechniſchen Schulen, 
Gadettenhäufer und fonftigen Militäranftalten, welche dem Generalftab 
bie fähigften Dfficiere liefern. Auch kann jeder DOfficier in den Fall 
fommen, zufammengefegte Abtheilungen befehligen zu müffen, was 
ohnehin die Aufgabe jedes Generals (f. „General”) ift, der ſtets 
ein ſchlechter General fein wird, wenn er ſich nicht auf die Wirkfamkeit 
aller Waffengattungen verſteht. Man follte alfo darauf bedacht fein, 
gerade die intelligenteren Dfficiere jeder befonderen Waffe für längere 
Zeit auch in jeder anderen Waffe dienen zu laſſen, damit fie von Un- 
ten auf das ganze Getriebe des Militärwefens in feinen einzelnen Ele: 
menten aus eigener Anfhauung und eigener Xhätigfeit kennen ler— 
nen, und in diefer praftifhen Schule für die höhere combinatorifche 
Kriegskunft ſich vorbereiten. 

Wie in allen anderen Dingen, fo ift auch in der Kriegskunſt 
ber Geiſt feiner entfcheidenden Macht immer mehr bewußt geworden. 
Der militärifhe Geift in Thätigkeit ift die Eriegerifche Begeiſte— 
tung; und liegt gleich jedem Heere ein zufammengefester Mechanismus 
zu Grunde, fo ift es doch die erbärmlichfte Anſicht vom Kriege, 
wenn man die Deere nur als zufammengefegte Automaten behandeln 
nd mißhandeln will, die fid) etwa von den Thronen aus mit etlichen 
ten Drbdensbändern gängeln laffen. Der Krieg fol vielmehr ein 
es Kunftwerk fein, wofür der Plan des Ganzen entworfen ift, 
in feinen einzelnen Partiven friſchweg improvifict wird; worin 
eilnehmenbe, foll er feine befondere Role nicht verderben, für 

bes Kriegs begeiftert fein muß. Aber für fiegreiche Kämpfe 
noch ein mögliches Princip: das der Freiheit und Volks— 
der Freiheit ıhren Boden bat. Nur um des materiellen 
m, nur um der Basen und Thaler willen, die etwa der 
ricant erwirbt und movon dem bdeutfchen Soldaten wenig 
‚ wird fich diefer ſchwerlich nody zu befonderen Großthaten 
Ohnehin ift im flüchtigen Enthufissmus des Jahres 
feligen Rheinweinlieds viel Stroh in den Köpfen ver: 
nit zum zweiten Male anzünden läßt. Für einen 
igen Enthufiasmus bedarf vielmehr die deutfhe Na— 
on Vertheidigung ihr der Mühe werth iſt. Wollt 
t einer Begeifterung, die zum Siege führen kann, 
iſt felbft feiner Feſſeln; fo fchafft erft eure Gen: 
erſt ein wahres, ein Öffentliches Recht und den 
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realen Mittelpunct eines bdeutfchen Volkslebens. Dann, aber nur dann, 
wird Deutfchland einem Kampfe gegen Frankreich, gegen Rußland, oder 
gegen beide Mächte gemachfen fein. Will man aber die Deutfchen po—⸗ 
litiſch als Kinder behandeln, fo wird es im naͤchſten Kriege geſchehen, 
daß fie auch militärifh als Kinder behandelt und gefchlagen werben. 
Alte Schuganftalten und Abrichtungsmittel der Kriegskunft werden darum 
nicht allein zum Siege führen, wenn nicht zugleich die Achte Staatskunſt, 
die noch einzig mögliche Politik der Freiheit, das Ihrige thut. ©. 

Zaubftumme, f. Wohlthätigkeitsanftalten. 

Technologie. — Diefer erft in neuer Zeit wieder in Auf— 
nahme gefommene Ausdrud verdankt feine erfte Entftehung der alten 
griechifchen Spradye. Damals allerdings hatte er noch nicht die weitere 
Bedeutung, welche ihm die Gegenwart beilegt. Wielmehr bedeutete 
reqvokoyle eine Redeabhandlung von der oder einer Kunft, als Rede: 
tunft, Grammatik u. f. w., oder kunſtmaͤßige Abhandlung oder Behand: 
lung einer Wiſſenſchaft. Dagegen war der rEyvn, die unter Anderem 
auch Handwerk, Geſchicklichkeit bezeichnete, Feine befondere Erwähnung 
geſchehen, wahrſcheinlich weil Handwerke bamals zumeift nur von Skla— 
ven betrieben wurden. Darum aud ging das Wort fpäter ganz ver: 
loren, und Niemand dachte mehr daran. Dies blieb fo felbft in neuerer 
Zeit, als die Handwerke zunftmäßig betrieben wurden, Erft ald man 
der Zünfte in neuefter Zeit anfing überdrüffig zu werden, fudhte man 
das Wort „Technologie“ wieder hervor; aber diesmal türdigte man es 
einer weiteren Bedeutung. 

Man erblidte darin überhaupt im Allgemeinen die Gewerbskunde, 
als einen Zweig der Gameralwifjenfchaft, fo weit fie die Lehre’der kuͤnſt⸗ 
lichen Verarbeitung der Nuturerzeugnifje für die Bedürfniffe der Gefell- 
fhaft enthält. Man machte einen Unterfchied zwifchen einer höheren 
und niederen Technologie, von denen jene die Kenntniß des Kunſtge— 
werbes in feinem Zufammenhange mit dem Staatsleben barftellt, und 
wieder in Staatstechnologie, technifche Rechtskunde und Gewerdspolizei 
zerfällt, diefe aber die Grundfäge der allgemeinen Oekonomie in ſich 
begreift, in wie fern auf denfelben die verfchiedenen Kunffgewerbe nad 
ihrer Entftehung, Benutzung, Unterhaltung und Verbeſſerung beruhen. 
Diefe legrere ift vornehmlich in den Schriften von Hermbſtaͤdt, Tromms⸗ 
dorf und Poppe, die erfteren in dem „neuen Schauplag der Künfte 
und Handwerker” (Ilmenau, bis 1827 an 28 Bände) behandelt worden. 
In beiden Beziehungen find wichtig: ‚Geometrie und Mechanik der 
fhönen Künfte und Handwerke, „Prechtl's“ technologifdye Encyclopaͤdie“ 
und die „Abhandlungen der königlich preußifhen technifchen Deputation 
für Gewerbe” (Berlin, 1826). 

Nicht lange nachdem der Sinn für bie Technologie im Allgemeinen 
wiederum erwedt und angereizt war, entfland auch zunddft in Frank⸗ 
reich die Luft zu praftifcher Anwendung derfelben, alfo zu polptechni« 
ſchen Schulen, dem fpäterhin andere Staaten folgten. Die erfie Anz 
ſtalt dieſer Art war die berühmte polytechniſche Schule zu Paris. Sie 
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Be mehr als eine Vorbereitung auf Speciälanffalten, denn als 
eine eigentlic) gewerbliche Hochfchule zu betrachten. Sie wurde unter 
| Mange's und Fourerov’s im Jahre 179% unter dem Nas 

men „ecole centrale des travaux publics‘* geftiftet und erhielt erft im 

Sabre 1795.den Namen polptechnifche Schule. Seitdem hat fie zwar 

ihren Namen behalten, aber doc manche dußere Umgeftaltungen in Bes 

treff der Disciplin erfahren. Ihre Zöglinge bereiten ſich im gemöhn- 
Mittelſchulen vor und werden nicht vor dem 16ten und nicht 

bem Ziften Jahre, fondern in der Regel mit 18jJahren in die 
techniſche Schule aufgenommen. Die Zahl der Zöglinge wird nad) 
dem Bebürfniffe des Staatsdienftes befhränft, und die Aufnahme er: 
ge nach dem Ergebniffe der in den größeren Städten Frankreichs er- 
| se aa der Afpiranten. Die Anzahl der Freiftellen ift fehr 
und die übrigen Zöglinge müffen jaͤhrlich 1000 Fr. entrichten 

\ die Koften ihrer Ausrüftung mit 750 Sr. beftreiten. Sie 

—— unter militaͤriſcher Disciplin, und mußten im Jahre 

Paris mit vertheidigen helfen. Zu ihrem Unterrichte find 9 Pro: 

andere Lehrer und eine Anzahl von Repetenten für einen 

In Ges beftimmt. Die Gegenftände des Unterrichts bilden 

lnalt Tr ihre Anwendung auf Geometrie, Mechanik, darftel- 

nde ( „Geodaͤſie, Maſchinenlehre, politifche Arithmetik, Phy- 
ie, Che "Bautunft, englifche, deutfche und franzöfifhe Sprache und 

Zeich Sue | mi, Bauten, Abgange ‚von der polptechnifhen Schule treten 

I —— als Unterlieutenants bei der Armee ein, oder ſie 
iphifche Abtheilung der Schule für Gmeralftabsoffis 

Jaris, "oder in die Artillerie» und Ingenieurfhule zu Mes, 

ecole du genie maritime ou des ingenieurs con- 

‚ oder in die für den Straßen: und Brüdenbau 

in die für das Bergweſen eben dafelbft über. Man 
| 3 biefe Schule noch fange feine eigentliche polntechnifche 


a zu Chalons und Angers Fönigliche Gemwerbfchulen, 
, Arbeiter zu bilden, die mit ben wichtigſten theoretis 
et find, Auf denfelben werden die Schüler 
ife auf Koften des Staats unterhalten, leben im den 
theils in den MWerkftätten derfelben geübt, theils 
Ahr m Gurfus in franzöfifcher Sprache, im der Arithme- 
! Ei | —* der Geometrie und Trigonometrie, in der dar: 
e mit ihren Anwendungen auf Zimmermannsarbeiten 
d Ma hinenconftr ructionen, in den mwichtigften Lehren der Phyſik und 
—* am it t geben, wenn ihre Gurfus geendigt ift, im die 
an u gibt es theils in Paris, theils in einigen 
hs noch einige Mittel, wodurch fich die be- 
6 Gewerbe wirklich übergegangenen Perfonen 
hnen Wiffenswürdige unterrichten koͤnnen. Doc) 
8 eigentliches Wefen fein. 
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In England hat man auch in Bezug auf Gemwerbsbilbung mehr 
dem Privateifer und der natürlichen Anlage des Volks für die Technik 
vertraut. Mathematik wird dort in allen Schulen viel getrieben, und 
der gemeinnügige Sinn hat in London und an mehreren anderen Dr- 
ten unentgeltlichen Unterricht zucr Nachhuͤlfe der Erwachfenen eingerich- 
tet. Kür Bildung von Givilingenieurs aber beftehen befondere Staats- 
anftalten. 

In Deutfchland gingen bie böhmifchen Stände voran, melde im 
Sabre 1806 zu Prag eine „technifche Schule’ flifteten. Sie ift vor⸗ 
zugsmeife auf Bildung tüchtiger Wirthſchafts- und Fabrikbeamten bes 
rechnet und gibt Zöglingen vom 14ten bis mit 17ten Jahre einen 
Sjährigen Unterricht im der reinen Mathematik, in der Mechanik und 
Mafchinentehre, in ber Civil», Straßen: und Wafferbaufunft und im 
Zeichnen. Auch wird auf Verlangen theoretifhe und praftifhe Chemie, 
Phyſik, Mineralogie, Land» und Forſtwirthſchaft vorgetragen. 

Das ausgezeichnete polptechnifche Inftitut zu Wien wurde im Jahre 
1815 begründet. Es zerfällt in die WVorbereitungsanftalt, welche Bög- 
linge aufnimmt, die das 13. Jahr erfüllt haben, und fie in einem 2jaͤh⸗ 
rigen Curſe in der Religion, in der deutſchen Sprache und dem deut— 
ſchen Style, in der Kalligraphie, in der Elementarmathematik, in der 
Geſchichte, im Zeichnen und in einigen Sprachen unterrichtet ; in bie 
commercielfe Abtheilung, welche in einem 1jährigen Curfus Gefchäfts: 
und Gorrefpondenzftyl, Handelswiſſenſchaft, Handels» und Wechfelrecht, 
Handelsgefhichte und Waarenkunde lehrt; und in die technifhe Abthei: 
fung. Diefe legtere hat mac dem Anlaffe verfchiedener Fächer einen 
Gurfus von 1, 2 oder 3 Jahren und lehrt darin reine Mathematik, 
Mechanik und Mafchinenlehre, Land- und Feldmathematit, Baukunſt, 
Chemie, Phyfit, Mineralogie, Technologie, Land» und Forſtwirthſchaft, 
Zeichnen und Buchhalten. Won beiden zulest erwähnten Inftituten iſt 
das erfte zu wenig geeignet für ein technologifches Inſtitut, das zweite 
aber leiftet auch Unterricht in der Land: und Forftwirchfhaft und thut 
alfo noch mehr, ald man von einem rein technologifchen Inſtitute er: 
warten kann. 

In Preußen gilt als ein technologifches Inftitut das „Eönigliche 
Gewerbeinftitut zu Berlin.” Doch ift es nicht ein Alles umfaſſendes, 
fondern es hat zunddft nur die Bildung von Bauhandwerkern, Mies 
hanitern und Chemikern zum Ziele und ift 1822 begründet worden, 
Die Aufnahme der Zöglinge gefchieht, wenn diefelben das 17te Jahr er: 
reicht haben; die Bauhandmwerker aber müffen ſchon praktiſch geübt fein. 
Die Zahl der Schüler ift befchränkt, der Unterricht aber unentgeltlich. 
Die Zöglinge erhalten freien Unterricht und werden zum Xheil von 
dem Staate, oder aus einer Stiftung unterflügt. In der unteren 
Glaffe wird in zwei halben Jahren Geometrie, Arithmetik, Phyfik, 
Chemie und Zeichnen gelehrt; in ber höheren Glaffe in drei halben Jah: 
ven Mathematik, Naturwiffenfchaften, Chemie und Zeichnen. Für Che: 
miter kommt noch ein fechftes halbes Jahre mit Arbeiten im Laborato⸗ 
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rium dazu. Auch werben überhaupt noch mannigfache praftifche Ar» 
beiten damit verbunden. Außerdem gibt e8 noch in den Dauptorten 
ber Regierungsbezirke Lehranftalten für künftige Handwerker, in denen 
Schüler vom 12ten Jahre an im Rechnen, in der Geometrie, Mer 
chanik, Chemie, im Zeichnen und Modelliren 3 Jahre lang täglid 2 
Stunden Unterricht erhalten. 

In Sachſen gibt es verhaͤltnißmaͤßig viele und theilweife fehr 
vollfommene technologische Anftalten. Den erften Platz nimmt bie 
techniſche Bildungsanftalt zu Dresden ein, zu deren Gunften füc die 
mit guten Genfuren entlaffenen Zöglinge die Baride des Zunftzwanges 

find. Hiernädhft eriftiren in Zittau, Chemnig und Plauen 
mittlere Gemwerbsfchulen, und in Dresden, Cheninig, Plauen und Zit: 
tau Baugewerksſchulen. 

In Baiern wurden zu Münden, Nürnberg und Augsburg höhere 

che Schulen unter dem Zitel „polvtechnifhe Schulen” er⸗ 

Sebe berfelben hat 3 Jahrescurfe für jeden einzelnen Schüler, 

in denen reine Mathematik, darftellende Geometrie, Civilbaufunde, Mes 
* Maſchinenlehre, Phyſik, techniſche Chemie, Gefchichte der Ge⸗ 
werbe, Zeichnen, Boſſiten und Modelliren in möglichfter wiſſenſchaft⸗ 

licher Höhe gelehrt wird. Außerdem gibt e8 feit 1833 in jedem Kreife 
eine volftändige Gemwerbsfhule mit 3 Claffen und 3 Zahrescurfen , in 
denen Arithmetik, Planimetrie, Stereometrie, Algebra, darftellende Geo: 
metrie, Naturgefchichte , Phyſik, Vorbegriffe der Chemie, Anfangs⸗ 
ber Mafchinenlehre, Technologie, deutfche Sprache, Geographie, 

—— Buchhaltung, Zeichnen, Modelliren und Boſſiren gelehrt 


ren wurde 1832 der früher mit anderen Anftalten ver: 
| ene technologifhe Unterricht zu einer Gewerbsſchule mit 
Be ee auf das Lebensalter von 14 — 17 Jahren erweitert. 
ee ag EM, bie Bedingungen find fehr mäßig. Es wird barin 
Geometrie, Stereometrie, Zrigonometrie, Algebra, Ana: 
— —— Maſchinenkunde, praktiſche Geometrie, Zeichnen, Phy⸗ 
fit, allgemeine und techniſche Chemie, Baukunſt, Feuerungskunſt, Mi: 
‚alogie, Geognofie, Botanik, Zoologie, Technologie, Geſchichte der 
efindungen, Kunftgefchichte, Motbologie, Religion, deutfche, franzoͤſi⸗ 
nd en Sprache, Gefhhäftsfiyi, Schreiben, Zeichnen und Mos 
iren. ſcheint, daß der Lehrplan das Alter der Schüler zu wenig 
ig! t hat und für dafjelde viel zu umfaͤnglich if. 
ı Hannover wurde eine techmologifche Anftalt unter dem Zitel 
sen Gewerbsfchule” im Jahre 1831 errichtet. Ihr Curs ift 
m Erforberr 5 2 — 4 Jahre berechnet. Im erſten Jahre 
wird Elementarmatbematif, Zeichnen, Zoologie und Botanik, im zwei: 
Sabre für all Schüler Technologie, Zeichnen, Mineralogie und Php: 
‚d für Künftler, Baukünftler u. f. w. höhere und angewandte 
e auch noch Chemie gelehrt. Im dritten 
chen Kuͤnſtlern in der ——— ‚im Ma: 
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ſchinenzeichnen und in der Mineralogie, den Chemikern in chemifchen 
Arbeiten und der Mineralogie, den Baukünftlern in der praktiſchen Geo— 
metrie, in der Mafchineniehre und im Maſchinen- und Gituations: 
zeichnen Unterricht ertheilt. Das vierte Jahr ift zu dem Unterrichte 
für Baufünftler in der Baukunft, im Bauzeichnen und in der Buch: 
haltung beftimmt. ine mechaniſche Merkftätte gibt Gelegenheit zu 
praftifhen Arbeiten. 

Noch find zwei technologifche Unterrichtsanftalten von großer Aus- 
zeichnung in Baden. Es ift dies die im Jahre 1832 zu Karlsruhe 
neu organifirte polptehnifhe Schule und die zmar abgefondert, aber 
unter der obern Leitung derfelben Direction beftehende Realſchule. 

Diefe legtere ift mehr eine Vorbereitungsanftalt. Sie nimmt ihre 
Schüler mit dem vollendeten 18ten Jahre auf, fordert von ihnen einige 
Kenntniß der Grammatik aus der deutfchen Sprache, einige Fertigkeit 
im fchriftlihen Ausdrude und im Dictirfchreiben, aus der frangöfifchen 
Sprache einige Uebung im Lefen und Ueberfegen und die Elemente der 
Formenlehre, einfchließlih der Gonjugation der Hülfsmwörter; dagegen 
lehrt fie in 2 Claffen Religion, deutfhe und franzöfifhe Sprache, Arith⸗ 
metif, Geometrie, populäre Mechanik, etwas Naturlehre, aus der Nas 
turgefchichte das Mineral: und Pflanzenreich, MWeltgefchichte, Kallis 
graphie und Zeichnen. 

In der polytechnifchen Schule bilden die mathematifhen Glaffen, 
deren zwei find, die Grundlage. In der erften wird zur Aufnahme 
das vollendete 16te Jahr und der Befig der gewöhnlichen Schulfenntniffe, 
der gemeinen Arithmetik mit Rechnenfertigkeit und mathematifcher Kennt: 
niffe, wie fie in der Realfchule erworben werden, ald Bedingung ers 
fordert. Sie lehrt dagegen höhere Arichmetit, Algebra, Geometrie, 
ebene Zrigonometrie, freies Hands und geometrifches Zeichnen, Frans 
zoͤſiſch, Weltgefhichte und Maturgefchichte. Die zweite Claſſe erfordert 
dag Alter von 16 Jahren und das Vorhandenfein dev eben bezeichneten 
Kenntniffe- Sie ehrt dagegen die Analvfis, höhere Gleichungen, 
Trigonometrie, Gurvenlehre, darftellende und praftifche Geometrie, Ele— 
mentarftatit, Phyſik, deutfche und franzöfifhe Sprade und Mobdelliren. 

Bon dba an gehen die Zöglinge entweder in das praftifche Leben, 
oder in bie verfhiedenen in der Anftalt zufammengefaßten Fahfchulen 
über, welche legtere nur Eleven aufnehmen, die alle Kenntniffe mite 
bringen, welche in jenen Glaffen zu erwerben find. Hierher gehört die 
Ingenieurſchule für das Civilingenieurwefen, deren Curfus fodann noch 
3 Jahre dauert, und welche analytifhe Geometrie , fphärifche Trigono⸗ 
metrie, Functionenlehre, Differential: und ntegralrechnung, Elemen=- 
tarmechanif und Hydraulik, höhere Mechanik, darftellende und praf: 
tifhe Geometrie, Maſchinenkunde und Mafchinenbau , allgemeine tech⸗ 
nifhe Chemie, Mineralogie und Geognofie, Straßen :, Waffer- und 
Bruͤckenbau, Architektur, Technologie, höhere Geodäfie und Encyklopaͤ—⸗ 
die des Induſtriemaſchinenweſens lehrt, und im Mobdelliren, Zeichnen 
und prafeifhen Arbeiten übt. Berner gehört hierher zum größten 


Telegraph. | 341 


Theile. die Baufchule mit einem Sjährigen Curſus, ber in den. beiden 
erften Jahren mit den mathematifchen Glaffen zum Theil conform ift, 
zum Theil das Bedürfnig gewöhnlicher bürgerlicher Bautechniker befon- 
ders berücfichtigt, in den drei legten Jahren aber den böheren und 
artiftifchen Theil der Baukunſt binzufüst. Es gehören ferner dazu die 
Korftfhule und die höhere Gemwerbsfchule, welche letztere im erſten 
Sabre die allgemeine technifhe Chemie, die Elementarftatif, die baritel- 
lende und praftifche Geometrie, die Geſchichte, die Buchhaltung, bie 
„Franzoͤſiſch und Kalligraphie und freie Handzeichnung 
lehrt. Im zweiten Jahre fommen fpecielle technifche Chemie, Elemen: 
tarmecdhanit, Mafchinentunde und Mafchinenbau, Mineralogie und 
Geognoſie, Architektur, Wafjer- und Straßenbau, Zechnologie, phyſi⸗ 
ſche Geographie, Ethik und Aeftherit dazu. Ein drittes Jahr kann 
nody durch einen zweiten Curs über Maſchinenkunde und Maſchinenbau 
und buch Enevflopädie des Induſtriemaſchinenweſens angefüllt werden. 
Endlich gehört noch dazu die Handelsſchule, mit ihren Vorträgen über 
Handelsiehre, Buchhaltung, Handelscorrefpondenz, kaufmännifche Arith: 
metif, Waarenkunde, Handelsgeoaraphie, Handelsgefhichte, franzoͤſiſche 
che Sprache mit ihrer Kalligraphie und ihrem Zeichnen. 
die verfchiedenen eben angeführten Errihtungen technologifcher 
Schulm beweifen, wie entfchieden diefe neue dee fi) Platz gemacht 
bat, und wie feht fie hervorgetreten ift. An manchen Orten ift man 
hinter ihr bei Errichtung der neuen Schulen etwas zuruͤck⸗ 
geblieben ;. aber an den meiften Drten bat man ihr dabei alle Gerech— 
tigkeit — laſſen und ſcheinbar eher zu viel, als zu wenig 
Aber die Wahrheit der Idee iſt jedenfalls burch ihre prak⸗ 
| se vollftändig erwieſen. Schmidt 
begsaph- — Schon in den älteften Zeiten dachte man bei 
2 Zroja < nern, bei den Griechen und bei den Gallien daran, die Fern: 


| Ei 


Kuh 






















unſt zu erdenken. Wirklich erzählt uns auch der trojanifche 
ee daß einige Verſuche, die Buchftaben des Alphabets in 
—— durch Zeichen auszubrüden, gelangen. Gleichmaͤßig 
uns Polybius ein von den Griechen erdachtes Verfahren, die 
Een und Gäfar und Vegetius erwähnen, daß bie 
fignale und Balken, die in verfciedenen Stellungen an 
- A wurden, zur Mittheilung verfchiedbener Nachrichten bes 
| — das Syſtem der Trojaner ging nur zur Nachtzeit 
| au noch fo langfam von Statten, daß, nach ber Methode des 
, währe 1d einer Nacht kaum zwei oder drei Worte zufammengefegt 

verd —* ae Griechen aber und die Galfier hatten zwar Sy: 
| r ie a | ‚niemals ihre wirkliche Ausführung verfucht. Somit 
eb FTR Fernfchreibefunft auf fich felbft beruhen, wenn ſchon 
db X runtz ade in neue Zeit zum Telegraphiren benugten Mittel 

; damals an zu fein fcheinen. 

Claude Chappe zu Anfange der franzöfi: 
f auf die Idee, fich u. Hülfe der Fernfchreiber 
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kunſt mit einigen etliche Stunden von ihm lebenden Freunden in Cor⸗ 
reſpondenz zu ſetzen, und es gelang ihm nicht nur, zunaͤchſt den Mitteln 
dazu. auf die Spur zu kommen, ſondern ſpaͤterhin auch feine Vorrich—⸗ 
tung im Großen ausführen zu koͤnnen. Er reichte darauf im Jahre 
1792 bei der Nationalverfammlung zu Paris die Befchreibung der 
von ihm erfundenen und Zelegraph oder Fernfchreibmafchine benannten 
Mafchine nebft dem Plane zur Errichtung von telegraphifchen Verbin⸗ 
dungen ein und wurde bereit8 1793 mit Errichtung der erfien telegra= 
phifchen Linie von Paris nach Lille beauftragt. Ehe fie noch fertig 
wurde, ging die Feftung Gonde an die Defterreicher über. Kaum aber mar 
fie fertig, fo brachte die Xelegraphenlinie die Nachricht, daß bie Feſtung 
Gonde wieder an die Franzofen zurüdgefallen war. Der Convent benachridh- 
tigte durch den Zelegraphen, daß er diefe Stadt in Mordlibre umgetauft 
habe, und erhielt die wirkliche Ausführung feines Beſchluſſes auf demfelben 
Wege zur Antwort. Ä 
Der Chappe’fche Telegraph befteht überall in einem frei und hoch ges 
Iegenen Beobadjtungshäuschen , Über deſſen Dache ſich eine Säule erhebt, 
auf deren oberen Ende ſich ein fo beweglicher Balken befindet, daß er hori- 
zontal, oder in verfchiedener Meigung gegen den Horizont ftehen kann. Er 
beffeht aus drei verfchiebenen und befonders beweglichen Theilen, aus 
einem Balken in ber Mitte und an jedem Ende beffelben aus einem Arme. 
Bringt man diefe drei beweglichen Theile in alle mögliche von einander ver: 
fchiedene Lagen, welche ohne Gefahr einer Verwechſelung noch deutlich er» 
tennbar find, fo erhält man 256 ganz wefentlidy von einander verfchies 
bene Formen. Die beweglichen Theile, ober der Balken nebft den Ar- 
men, werden vom Innern ded Beobachtungslocales aus durch Drähte 
oder Schnuren geftellt, welche mit einem einfachen Mechanismus ver- 
bunden find und im Innern des Beobadhtungshaufes an einem klei⸗ 
nen Xelegraphen genau biefelben Veränderungen hervorbringen, welche 
der große erfährt. Zwei mit einander in einer Linie correfpondirende 
Zelegraphen find etwa brei oder vier Stunden meit von einander ent- 
fernt, fo daß jeder von bem anderen aus auf das Deutlichfte gefehen 
werden Fann. In dem Beobadhtungslocale eines jeden find zwei ver: 
ſchiedene Fernröhre nach dem vorhergehenden und folgenden Zelegraphen 
erichtet, und jedes auf einem berfelben bemerkte Zeichen mwirb von dem 
elegraphen aus, auf welchem es wahrgenommen wird, längftens in 
Zeit von vier Secunden nachgemacht und fo lange aufrecht erhalten, 
bis es der folgende Telegraph mieberum nachmacht, was in ber Regel 
—— zwanzig Secunden geſchieht, wenn er es überhaupt wahr⸗ 
mt 


Die Zeichen find ihrer Deutung nach nur an ben beiben Enb: 
puncten jeder Zelegraphenlinie befannt. Sie wird bei der großen An: 
zahl disponibler Zeichen häufig verändert und ift auch wohl für ver: 
fchiedene Orte und zu verfchiedenem Zwecke eine verſchiedene, um un- 
berufenen Beobachtern von Zmwifchenftationen die Möglichkeit zu entzie- 
hen, fih in Kenntniß der vorbeipaffienden Depefchen zu fegen. Uebris 
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gens wurde nach ber Erbauung ber erften Zelegraphenlinie von Paris 
nad) Lille Befehl zu Errichtung mehrerer anderen Linien gegeben, unb 
es wurden balb folgende Linien noch ausgeführt: 

1) von Paris bis Calais; 

2) von Paris bi8 Straßburg ; 

3) von Paris bis Zoulon; 

4) von Paris bis Bayonne; 

5) von Paris bis Breſt. 

Freilich war die ganze Erfindung noch unvollftändig; fie war des 
Nachts gar nicht, und am Tage bei trübem oder regnerichtem Wetter 
nicht brauchbar. Ueberdies wurde Claude Chappe’n die Ehre der ganzen 
Erfindung ftreitig gemacht und den Zrojanern und Gricchen beigelegt, 
fo daß diefer in eine tiefe Melandyolie verfant und am 26. Januar 
1805, indem er fi in einen Brunnen flürzte, fein Leben endigtee 

Bald nah der Errichtung der franzöfifhen Telegraphenlinie be⸗ 
gann man in England Zelegraphenlinien und Xelegraphen mit veräns 
derten Mitteln zu erbauen. Man ftellte über dem Beobachtungshauſe 
ein Gerüft mit ſechs bemeglichen Klappen auf, die entweder gefhloffen 
oder geöffnet werben können und fo, nad der Ordnung und Anzahl 
der in Bewegung gefesten Klappen, 64 verfdiedene Zeichen hervors 
bringen. 
In neuerer Zeit wurde noch in Preußen eine telegraphifche Ver: 
bindung zwiſchen ben Rheinprovinzen und Berlin bewerkſtelligt, bei 
welcher durdy die Anbringung des Mechanismus eine fehr bedeutende 
Bervielfältigung ber Zeichen ermöglicht wurde. Dies gefhah, weil an 
ber ſenkrecht über dem Beobachtungshauſe fich befindenden bemeglichen 
Säule brei Paar beivegliche Arme angebracht find. 

Bei allen biefen eben befprochenen Einrichtungen herrfchten jebodh 
immer große Mängel vor, weil fie nur an heitern Zagen auszuführen 
waren. Man fing indeffen fchon in den erften Jahren des gegenmärti= 
gen Zahrhunderts, namentlih im Jahre 1808, an, zu Münden auf 
Sömmering zu hören, welcher einen elektrifhen Zelegraphen angab. 
Indeſſen konnte man fich von der Ausführbarkeit deffelben damals noch 
nicht überzeugen, weil man ben Zufammenhang zwifhen Elektricitaͤt 
und Magnetismus noch nicht kannte. Erſt als man durch Derftedt 
und Faradai davon überzeugt war, wurde die Möglichkeit anerkannt. 
Der eleftromagnetifche Zelegraph, der erfte wirkliche Telegraph, ift durch 
die gHeiftreichen Combinationen des Hofrath8 Gauß und Profeffors W. 
Weber zu Göttingen und des Profeffors Steinheil zu Münden in 
einer Vollkommenheit, in welcher er jest fchon befteht, ohne noch im 
Großen ausgeführt zu fein, entflanden, und ift um fo gemiffer als eine 
deutfche Erfindung anzunehmen, als gleichzeitig in Frankteich, Nordame⸗ 
rika und England derartige Einrichtungen angegeben worden find, welche 
den bei uns beantragten meit nachſtehen. Im Allgemeinen innen 
mie auf das polytechnifche Gentralblatt von 1838 (Blatt 480) und auf 
Dr. Steinheil, über Telegraphie (München, 1838), verweiſen und daraus 
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die Verficherung geben: daß das Zelegraphiren auf diefe Weife ganz uns» 
abhängig von der Witterung und Tageszeit ift; daß bei demfelben für 
alle iedifche Entfernungen nicht der mindefte Zeitverluft Statt findet, da 
die elektrifhen Strömungen ſich noch ſchneller verbreiten, als das Licht‘; 
daß die Aufeinanderfolge der Zeichen etwa fo gefhwind ift, wie dag Ent- 
ftehen eines Wortes unter der Hand eines tppographifchen Setzers; daß 
eine Zwifchenftation durchaus nicht vorausgefegt zu werden braucht, ob— 
gleich an einer oder mehreren Zwifchenftationen ein Zeichen zugleich mit 
der Telegraphirung für die Endflation wahrgenommen werden kann; daß 
die Abnahme des Zeichens durch das Gehör erfolgen und troß dem bie 
Depefhe auh von dem Mechanismus felbft niedergefchrieben merben 
kann; baß der Zeitpunct, wo die Uebertragung einer Depefche erfolgen 
foll, durch ein fi) dem Auffeher aufdringendes Zeichen, durch Auslöfung 
eines Meders, angegeben wird, und daß zwifchen den beiden Endpuncten 
nicht die mindefte Andeutung einer telegraphifchen Verbindung fichtbar 
iſt, indem diefelbe nichts als einen in das Erdreich eingelegten Metall: 
draht zwifchen den beiden Endpuncten vorausfest. 

Man fteht alfo jedenfalls im Begriffe,, auf dem Felde der Xele: 
graphie einen großen Fortfchritt zu machen, und wird mit der Zeit um- 
bezweifelt eleftromagnetifhe Zelegraphen einführen, mit denen man zur 
Tages: und Nachtzeit und bei jeder Witterung operiren, und zwar un: 
ter allen Umftänden gefchwinder operiren kann, als e8 mit den von 
Claude Chappe zuerſt erfundenen Zelegraphen möglich ift: 

Die Sache wird überdies durch die bevorjtehende allgemeine Ein- 
führung der Eifenbahnen, welche in England und Belgien ſchon Statt 
gefunden hat, und in ganz Deutfdyland und ganz Frankreich in naͤchſter 
Zukunft zu erwarten ift, noch leichter, weil diefe Eifenbahnen zugleich 
als die beten und ſicherſten Leiter der Linien der eleftromagnetifchen Te: 
legraphen benugt werden Eönnen. Nach dem gegenwärtigen Vorfchlage, 
einen biofen Metalldraht in der Erde durchzuführen, wird die Sache 
bedenklih, und diefer Metalldraht oder diefe Metalldrähte koͤnnen Leicht 
von feindlicy gefinnten Menfchen zerftört werden, oder es müffen, um 
diefe Zerfiörung zu verhüten, zahlreiche Wächter Tag und Nacht laͤngſt 
der Linie hin poftirt werden. Dies wuͤrde natürlid viel Gelb koſten 
und dennoch nichts einbringen, weil man natürlih die Telegraphen⸗ 
linie niht an Privatleute ablaffen und fomit keine Einkünfte von 
derfelben beziehen könnte. Sobald aber Eifenbahnen gebaut werben, 
fo £önnen fie als Leiter für die elefttomagnetifhen Zelegraphen dienen, 
und die beftellten Eifenbahnmwärter können zugleich nebenbei die ohnehin 
fodann unbedeutende Aufjicht über diefe Telegraphenlinie führen. 


ee ....„ gGmibt. 
Territorium (Staatsgebiet), Verritorialprincip und 
TVerritorialhoheit. — Territorium ift ein Landftrih,, welchen 


ein Volk oder ein Völkerftanm im Verhältniffe zu anderen Völkern oder 
Stämmen ausfdhließlic einnimmt, alfo ein Landſtrich, welcher ber poli= 
tifchen Regierung (dev gefeßgebenden und vollziehenden Gemalt) eines 
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gewiffen Herrfchers unterworfen ift. Das Staatsgebiet ift für den Be: 
geiff des Staates ald die dingliche Worausfegung feiner Eriftenz ein 
nicht minder wichtiges Moment, wie das Volk und der Souverän, oder 
das beherrfchte und herefchende perfönlidhe Moment, daher denn auch 
kein Volk eher in die Reihe der Staaten eintreten kann, bevor es fich 
nicht ein ausfchließliches Gebiet erworben hat. Seinem Begriffe nad 
follte ein jedes Staatsgebiet ein gefhloffenes (territorium clausum) 
fein; benn nur wo diefes der Ball ift, vermag die Staatsgewalt mit 
der erforderlichen Energie zu handeln und den Anforderungen, welche 
das Volk an die Regierung zu ftellen berechtigt ift, auf eine zweckmaͤ— 
Bige Weife zu entfprehen. Deffenungeachtet gab es in dem Mittelalter 
auch nichtgefchloffene Zerritorien (territoria non clausa), d. h. Ränder, 
in welchen die Staatsgewalt eines Herrſchers nicht allenthalben, noch 
auch in einem entfchieden größeren und zufammenhängenden heile an: 
erfannt war, fondern eine Anzahl verfchiedener Herrfhaften und Sou— 
veränetäten fich mehrfach durchkreuzten. So mar z. B. Oberitalien 
(die Lombardei) zur Zeit des deutfchen Meiches ein folches nicht geſchloſ— 
fenes Zerritorium in Bezug auf die Herrfchaft des deutfchen Kaifers, 
da feine Staatsgewalt, menigftens in dem letzten Jahrhunderte der 
Reichs verbindung, nur nod in einzelnen Gegenden und von einzelnen 
Fürften und Republiken diefes Landes anerkannt wurde. Das Natur: 
midrige eines folhen Verhaͤltniſſes war überall, wo es vorfam, zu fehr 
fühlbar, als daß nicht die Politik ſich mit einer gleichfam unabmweisba- 
ven Nothwendigkeit hätte dahin gedrungen finden müffen, die möglichfte 
Arrondirung der Territorien zu erfireben, wobei man freilich oft weder in 
ber Wahl der Zitel, noch in der Wahl der Mittel ängftlih mar, wenn 
es darauf ankam, das Gebier beffer abzufchliegen. Nach den großen Um: 
wälzungen, welche die europdifchen Staaten in den legten drei Jahr: 
hunderten erlitten haben, wurden endlich die Zerritorialverhältniffe der: 
felben wenigftens in ihren bauptfächlichfien Grundlagen durch die Wiener 
Gongreßacte vom 9. Juni 1815, und für die deutfhen Staaten nod) 
überdies befonders auf der durch die Wiener Congreßacte aefchaffenen 
Grundlage durch den Frankfurter Zerritorinlreceg vom 20. Juli 1819 
geordnet. Doch find auch hiernach noch einige Anomalieen geblieben, 
indem theils einige Staaten größere Provinzen befigen, melche nicht 
mit ber Hauptmafjfe des Staates unmittelbar zufammenhängen, mie 
$. B. der Antheil Baierns an den cheinpfälzifhen Rändern, theils ein» 
me Staaten noch Eleinere Befisungen (einzelne Ortfhaften) haben, 
von dem Gebiete eines andern Staates vollftändig umfchloffen 
—* Ueberdies find die größeren deutſchen Staaten ſaͤmmtlich aus der 
näligen Vereinigung verfchiedener früher feibftftändiger Territorien, und 
ae meiftens durch WVermittelung fehr verfchiedener Zitel, wie faiferli- 












— 


leihung, Erbſchaft, auch ſelbſt kriegeriſche Eroberung u. f. wm, 
fanden. Befonders Vieles trugen auch hierzu die vielen Saͤculari— 

en geiftlicher Zerritorien bei, womit theilweife ſchon bald nad dem 
es der Reformation der Anfang gemacht und feitdem damit fort: 


346 Territorium, Territorialprincip und Territorialhoheit. 


gefahren worden war, bis der Luͤneviller Frieden (1801) die Saͤcula⸗ 
riſation aller noch übrigen geiſtlichen Territorien (mit Ausnahme eines 
für den Kurfürften Erzcanzler new zu bildenden Zerritoriums) ausſprach, 
um dadurch die weltlichen FKürftenhäufer zu entfchädigen, melde durch 
die Abtretung des linken Rheinufers an Frankreich Verluſte erlitten 
hatten. Noch eine andere, in größerem Maßftabe auf einmal durchge: 
führte Vereinigung mehrerer beutfhen XZerritorien fand Statt in Folge 
des Abfchluffes der Nheinbundsacte vom 12. Juni 1806, in Folge de: 
ven nicht nur die gefammten Gebiete ber veichsfreien Ritterfchaft, fondern 
auch viele Territorien fürftliher und gräflider Geſchlechter als Opfer 
der damaligen europäifchen Bewegungen fielen und mit dem Verluſte 
“ihrer früheren Selbftftändigkeit und Landeshoheit den Zerritorien anbes 
rer gluͤcklicherer Fürftenhäufer einverleibt wurden. Uebrigens haben ſich 
auch alle übrigen großen Staaten Europas durch folde allmälige Vers 
einigung mehrerer, früher felbitftändiger Zerritorien gebildet. Man 
unterfcheidet mehrere Arten der Verbindungen, "in welche früher felbfi- 
ftändige XZerritorien kommen können: I. die Perfonalunion, 
wenn nämlich zwei an fich felbftftändige Territorien nur dadurch vers 
bunden find, daß nad dem in jedem berfelben geltenden Succeffions- 
gefege durch zufällige Uebereinftimmung bderfelben die naͤmliche Per: 
fon zur Regierung in beiden Staaten berufen wird. In biefem 
Falle behalten beide Territorien ihre volle politiſche Unabhängigkeit von 
einander, und die Verbindung unter einem Herrſcher ift meift nur vors 
übergehend und Idft fi von feldft in dem Augenblide wieder auf, wo 
durch eine Abweichung der Succeffionsordnungen verfciedene Perfonen 
in den einzelnen Gebieten zur Tihronfolge berufen tmerben. Im einer 
folhen Verbindung fanden England und Hannover fo lange, bis ber 
Eintritt der cognatifhen Succeffion in erfterem diefe Verbindung auf: 
loͤſte. — II. Die Realunion. Diefe findet Statt, wenn die Perfon, 
welche durch das Ihronfolgegefes des einen Landes zur Regierung berufen 
ift,, eben darum von Rechtswegen (ipso jure) auch zur Regierung eines an- 
dern felbftftändigen Landes berufen ift, fo daß alfo gleichfam ein Land dem 
andern bleibend den Staatsherrfcher gibt, und Iegteres unbedingt das Thron: 
fucceffionsgefeg des erften für ſich als verbindlich anzuerkennen hat. Im 
Uebrigen pflegt auch hier jedes Land feine eigene Berfaffung und Regierung zu 
haben. Bei folhen Verbindungen erfcheint das Land, deſſen Thronfuc- 
ceffionsgefeg maßgebend ift, als das Hauptland, bie übrigen als Ne: 
benländer, ohne Rüdficht auf etwaige WVerfchiedenheit der Größe ber 
einzelnen Ränder. III. Die Incorporation. Diefe ift eine Unterart, re⸗ 
fpective eine weitere und flrengere Entwidelung der Nealunion, zu weldyer 
diefe überall im Laufe der Zeit naturgemäß fortfchreitet. Incorporation 
ift dann vorhanden, wenn für bie vereinigten Gebiete nicht nur ein 
und daffelbe Tihronfucceffionsgefeg, fondern auch ein und bajjelbe 
politifhe Grundgefeg, und fomit diefelbe politifche Verfaſſung 
befteht,, fo daß, wenn letztere eine repräfentative ift, für faͤmmt⸗ 
liche Länder auch nur eine einzige Repräfentation vorhanden iſt, wonach 
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alfo bier die Unterfcheidbung von Haupt: und Mebenländern hinwegfaͤllt. 
Dhne Einfluß auf den Begriff der Incorporation ift es hierbei und 
damit wohl verträglih — (menn aud nicht ohne Snconvenienzen und 
Nachtheile für das Ganze) — daf in den einzelnen incorporirten Lan—⸗ 
destheilen in Bezug auf die Givil- und Griminalrechtspflege oder auch in 
einzelnen Zweigen der Adminiftration verfchiedene Gefesgebungen befte- 
ben; fo 3. B. in ben preußifchen Provinzen, in der baierifchen Rhein: 
pfalz u. f. m. — Uebrigens pflegen Sncorporationen nur da von Be: 
ftand und bleibendem Vortheile zu fein, mo fich in den incorporirten 
Drovinzen keine ftreng und feindlid) ausgeprägten Gegenfäge verſchiede⸗ 
ner Moationalitäten und religiöfer Gonfeffionen finden, und es ber 
Staatsregierung möglich ift, die fich leicht erzeugende Meinung zu be- 
fiegen, als wenn, der Incorporation ungeachtet, doch nur zum Vortheil 
und im Intereſſe eines einzelnen bevorzugten Landes regiert würde. 
Bo aber gegentheilige Verhältniffe obmwalten, wird naturgemäß in je: 
nen Gebietstheilen, welche fich zurüdgefegt oder in ihrer Nationalität 
ober confefjionellen Freiheit bedroht glauben, ein fortwährendes Streben 
nad) Wiederauflöfung der Sncorporation hervortreten, mie ein folches 
gegenwärtig in Irland unter dem Namen der Repeal (d. h. des Wi- 
derrufes der Union mit England) die Gemüther in Aufregung gebracht 
hat. — Sin einem jeden Staatsgebiete kann man entfprechend den na— 
türlihen Elementen, aus welchen e8 zufammengefest ift, Land- und 
MWaffergebiet und bei letzterem weiter Fluß: und GSeegebiet un: 
—— (dieſes naͤmlich in ſo weit, als ſich ein Theil des Meeres 
feiner natürlichen Lage nach von dem Lande aus oder durch ſtaͤndige 
nen bleibend beherefchen läßt). In einem Staate, beffen 
Organifation auf vernünftigen Principien beruhen will, muß für das 
| eine dreifache Qualification in Anfpruh genommen 

merden : 1) der Charakter der Freiheit; 2) ber Untheilbarkeit 
“— der Unverdußerlichfeit. — Unter der Freiheit des Staats⸗ 
bietes verſteht man die Unabhängigkeit deffelben von einer fremden 
alt, weldye als die Folge der Souveränetät des Staates felbft 
Zur Zeit des beutfchen Reiches waren die bei Meitem meiften 
Staaten hinſichtlich ihrer Freiheit dadurch befchränft, daß fie 
h. in Lehensabhängigkeit von Kaifer und Reich oder auch 
anderen Reihsftande waren. Mit der Auflöfung des deut: 
bes hat aber die Feudalitit in Bezug auf fämmtliche fouverän 
Staaten aufgehört, fo daß jest der Grundfag der Freiheit 
 Staatsgebiete durchaus anerkannt if. Für die Rhein- 
war diefer Grundfag ſchon durch den Art. 34 der Rhein: 
m — Juu 1806 ausgeſprochen worden; unter den uͤbri⸗ 
wurden die früher unter ihnen beſtandenen feu— 
dungen durch befondere Staatsverträge aufgehoben. 
nur noch die flavifchen Donaufürftenthümer in einer 
| g zu der Pforte. — Auch der Grundfag der 
eit war in dem älteren deutſchen Staatsrechte nicht unbedingt 
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anerkannt. (Vergl. den Artikel ‚Succeffion”). In ber neueren Zeit 
ift er in den meiften Verfaffungsurfunden aufgenommen worden. — 
Das Gleiche ift der Fall hinfichtlih des Grundfages der Unveräußer- 
lichkeit, indem nunmehr in den meiften Verfaſſungen beftimmt ift, daß 
eine Abtretung des Landes oder von Landestheilen an einen auswärtigen 
Souverän nicht ohne Zuftimmung der Landftände Statt finden dürft. 
Ueberdies ift durch die Schlußacte der Wiener Minifterialconferenzen vom 
15. Mai 1820. Art. 6. ausdrüdlic beftimmt, daß fein dem beutfchen 
Bunde einverleibtes Gebiet ohne deffen Zuflimmung an einen nicht 
zum bdeutfchen Bunde gehörigen Staat veräußert werden dürfe. — Da 
fid) in und mit dem Territorium in räumlicher Beziehung der Wir: 
kungskreis einer concreten Staategewalt beftimmt, feine Staatsgewalt 
aber in ihrem Gebiete anders als erclufiv wirken kann, eben darum 
aber auch die Staatsgemwalt alle Perfonen und Sachen innerhalb der 
Landesgrenzen ohne Ausnahme beherrfcht, fo liegt in dem Begriffe bes 
Zerritoriums auch zugleich die Regel für die praktifche und concrete Um= 
fangsbeftimmung für die Staatsgemwalt felbft, nämlich. das fogenannte 
Zerritorialprincip, meldes man gemeinhin in der Formel auszus 
drüden pflegt: „Quidquid est in territorio, est de territorio.“ Da 
aber, wie eben bemerkt wurde, Fein Staat ohne Zerritorium gedacht 
werden Fann, und jeder Staat in der Reihe der hiftorifchen Erſcheinun—⸗ 
gen nur durch fein Zerritorium befteht, fo ergibt fich hieraus die wei— 
tere Bebeutfamfeit des Zerritorialprincips in der Art, daß, wie man 
audy über den Rechtsgrund der Staatsgewalt an ſich denken möge, 
in praftifcher und biftorifcher Beziehung der Grund, aus weldhem ein 
Derrfcher einen gewiſſen Staat wirklich regiert und regieren fann, d. 5. 
die unerläßliche factifche Vorbedingung der wirklichen Ausübung einer je: 
den Staatsgewalt, die Sinnehabung (dev Befis) des Territoriums ift, 
fo daß mit der Erwerbung eines Territoriums (ſei diefe fogar auf wis 
derrechtlihem und rein gemwaltfamem Wege gefchehen) ſtets und implicite 
eine Souveränetät und Staaisregierung erworben, und umgekehrt mit 
bem Berlufte des Territoriums immer zugleich die Souveränetät und Re: 
gierung (menn gleich nicht der Anfpruh auf Wiederherftellung in dies 
felben) verloren if. — So wie das Territorium das dinglihe Funda⸗ 
ment des gefammten Staates ift, fo ift es auch zugleich das erfte Object 
für die Thaätigkeit der Staatögewalt. Die Befugniffe, melde der Staatäge: 
malt in Bezug auf das Staatsgebiet zulommen, bilden in ihrer Gefammt= 
heit den Begriff der Zerritorialhoheit (Landes: oder Gebietshoheit), 
welches fomit als das erfte wefentliche Hoheitsrecht im Syſteme der Hoheits⸗ 
rechte erfcheint. (Vergl. ben Artikel „Hobeitsrechte‘). Die Territorial⸗ 
hoheit ift aber nicht etwa als ein Eigenthumsrecht der Staatsgewalt oder 
des Souveräns an Grund und Boden im privatrechtlihhen Sinne aufjus 
faffen, fo daß der Staat oder der Souverän als ein Obereigenthümer 
oder Grund: und Patrimonialherr erfchiene — welche durchaus irrige An— 
fiht zu den verkehrteften Folgerungen führen würde — fondern fie 
muß, wie ein jedes andere Hoheitsrecht, ale ein politifhes Recht, 
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d. b. als der Inbegriff der gefeggebenden und vollziehenden Ge: 
walt des Staates in Bezug auf das Rand als der dinglihen Grund— 
lage des gefammten Staatsvereines aufgefaßt werden. Die Zerritorials 
hoheit begreift daher die Berechtigungen der Staatsgewalt, die Bebin- 
gungen vorzuzeichnen und zu handhaben, unter weldyen fie den Eintritt 
und ben Aufenthalt in dem Staatsgebiete geftatten will, fo mie das 
Recht, alle Perfonen, welche ſich nur mit einer als precär ertheilten 
Staatserlaubnig in dem Staatsgebicte aufhalten, daraus beliebig und 
ohne Angabe von Gründen und ohne gerichtliche Procedur (auf rein 
polizeilihem Wege) wieder hinmwegzumeifen; desgleichen das Recht, einen 
jeden Fremden, welchen die Regierung aufgenommen oder zugelaffen 

En zu ſchuͤten und deſſen Auslieferung ſogar feiner eigenen Regie— 
sung gegenüber zu verweigern, in fo fern nicht durch befondere Staats⸗ 
e der Regierung in diefer Beziehung eine befondere Verpflichtung 
— iſt. Vermoͤge dieſes Hoheitsrechtes iſt aber die Staatsregie— 
rung, welche ſich gegenuͤber nur Unterthanen kennen kann, befugt, 
von ee welchem fie den zeitweiligen Aufenthalt im Lande ge- 
flattet hat, für die Dauer diefes Aufenthaltes die Leiftung des ftaats- 
bürgerlichen Gehorfums, wie von ihren eigenen Unterthanen, fo tie 
die Erfüllung der befonderen Verpflichtungen und Laften zu fordern, 
welche fie dem Fremden insbefondere aufzulegen für gut gefunden hat. 
ben fo liegt in der Zerritorialhoheit die Befugniß des Staates, die 
edingungen des Ermwerbes und der Ausübung von Eigenthums- und 
nderen dinglichen Rechten an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
zu beflimmen, fo wie auch Sachen dem Verkehre ganz zu entziehen, 
oder ihmen eine befondere Heiligkeit (sanctitas) beizulecen, d.h. ihnen 
einen befonderen Schutz (Frieden) zu gewähren, und ihre Verlegung 
der Entwendung mit höheren Strafen zu belegen, weshalb ſolche Ge: 
de 2. beftiedete Sad;en genannt werden. Als Ausfluß der 

heit erfcheine in Deutfchland auch der fogenannte Ter— 
als die den Inlaͤndern noh in vielen Staaten zu: 
igniß, einen ausländifchen Käufer einer Immobilie durch 
en ihm verfprochenen Kaufpreifes zu entfernen. ne: 
aber Außert ſich die Zerritorialhoheit, als die Handhabung 
al princips durch die Staatsgewalt, noch als das Recht, 
ſche Gerichtsbarkeit von der Einwirkung auf und in das 
auszufchließen. Sie umfaßt daher auch noch: a) das Recht, 
nen Inlaͤnder im Auslande ergangenen Urtheilen im In— 
jiehbarkeit (das Exequatur) zu verfagen, wenn nicht 
erkehr benachbarter Fleiner Länder mitunter Läflige Be: 
h Staatsverträge befchränkt ift; — b) das Recht, jeden 
er Grundftüde in dem Staate bejist, hinſichtlich 
lihen Klagen für verpflichtet zu erklären, fi den 
es zu unterwerfen und vor benfelben feinen Ge: 
nnen, fo daß er alfo in diefer Ruͤckſicht als Land— 
5 — das Recht, den inländifhen Gerichten vorzufchrei: 
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ben, daß fie in allen Proceffen, welche Immobilien betreffen, nur nad) 
dem Rechte des Inlandes, unter deſſen Jurisdiction fie liegen, (d. h. 
nach den fogenannten Statutis realibus) fprechen follen. Diefer Grund: 
fag war überdies im deutſchen Rechte durch uraltes Herkommen einge: 
führe und ift fhon in dem Sacjfenfpiegel I, 30 in den Worten aus- 
gefprochen: „Erbe nimmt man nad des Landes Necht, und nicht nach bes 
Mannes Recht.“ — Als Ausflüffe der Gebietöhoheit erklären fich endlich 
noch eine Reihe von Rechten, welche in den beutfchen Staaten früher 
allgemein in Uebung waren, jest aber theild veraltet, theils doch nur 
in befchränktem Gebrauche find, mie das Jus albinagii (Fremdlings⸗ 
oder Heimfallsrecht), als das Recht des Fiscus, die von Fremden, welche 
im Inlande verftorben find, in diefem hinterlaffenen Sachen an fid) 
zu ziehen, ober wenn ein Unterthan ohne inländifhe Erben ftirbt, feine 
ausländifhen Verwandten, Zeftamentserben oder Legatare von feiner 
Hinterlaſſenſchaft uud feinen Vermaͤchtniſſen auszuſchließen. Hierher 
gehören ferner die verfchiedenen Arten von Nachfteuern oder Abſchoß, 
welde von ausmwandernden Unterthanen (gabella emigrationis) oder 
von einem ausländifchen Erben (gabella hereditaria) entrichtet werden 
mußten, um das Vermögen außer Landes bringen zu bürfen ; eben fo 
das Strand = oder Grundruhrrecht, kraft deffen man geftrandete Schiffe 
und deren Ladung, in der Altern Zeit fogar auch die Bemannung dem 
Fiscus des Küftenlandes vindiciete, fo mie auch das Wildfangsrecht, 
db. b. die einigen deutfchen Fürften, namentlich den Mheingrafen , beis 
gelegte Befugniß, Perfonen als Eigene zu betrachten, welche ſich ohne 
Erlaubniß (als Vagabunden, fogenannte MWindflügel und dergl.) ein 
Jahr lang in ihrem Gebiete herumgetrieben hatten. Zöpfl. 
Territorialreceg von Frankfurt oder Generalrece 
ber zu Frankfurt verfammelt gewefenen Zerritorial: 
commiſſion. — Bekanntlich wurden durch den erften Parifer Frie— 
den von 1814 und in Folge defjelben durch die Schlufacte des Wie: 
ner Congreffes vom 20. November 1815 näh dem Sturze Napo— 
leon's die europdifchen völkerrechtlichen Verhältniffe, der Länderbefig und 
andere gegenfeitige Nechtsverhältniffe der verfchiedenen Staaten neu ge- 
ordnet. Diefe großen europdifchen Verträge aber und eben fo der zweite 
Pariſer Frieden von 1815 hatten noch für eine Reihe von Verhält: 
niffen weitere Beftimmungen nöthig gemacht und veranlaßt. Für diefe 
entitanden in den Jahren 1815 bis 1819 viele befondere Unterhand⸗ 
lungen und Specialverträge unter einzelnen Regierungen. Um diefe in 
einem gemeinfcheftlichen europäifhen Grundvertrag zu vereinigen und 
durch die nody mangelnden meiteren Beftimmungen friedlich zu ergänzen, 
befchloffen die vier großen europäifhen Mächte: England, Rußland, 
Defterreih und Preußen auf dem Congreß von Aachen, Bevoll: 
mädhtigte zu einer fogenannten Territorialcommiffion in Frank: 
furt zu vereinigen. Diefe brachte dann ben Recez general de la Com⸗ 
mission territoriale, rassemblee à Francfort en date de 20. Juillet, 
1819 zu Stande, welchem durch eine Acceffionsacte vom 20, Dctober 
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1820 auch die Krone Frankreichs beitrat. Dieſer Territorialreceß ent⸗ 
hätt num alle noch noͤthig ſcheinenden Beſtimmungen über die gegenſeitigen 
volkerrechtlichen Beſitzrechte und Anſpruͤche der deutſchen und europaͤiſchen 
Staaten und Fuͤrſtenhaͤuſer und erklärt auch noch eilf Specialvertraͤge 
zwiſchen mehreren Staaten als integrirende Beſtandtheile dieſes Receſſes. 
Somit wurde nähft der Wiener Schlufacte vom 20. November 
1818 dieſer Zerritorialrece$ die wichtigfte allgemeinere Grundlage 
des neuen europdifchen Voͤllerrechts. Sie befindet ſich in Martens’ Sup- 
plement au Recueil des prineipaux traites T. VIII. 604 — 636 und 
in Klübers QDuellenfammlung zu bem öffentlihen Recht 
bes beutfhen Bundes 1830, No, 2. Obwohl die Eleineren 
europäifchen Staaten in Beziehung auf ihre befonderen Rechte und An: 
ſpruͤche auch durch befondere Verträge und Bevollmächtigte mitwirkten, 
fo zeigt ſich doch auch hier wie bei den Congreſſen (f.,,‚Congref’‘) der eigen: 
Charakter des neueren europdifchen Voͤlkerrechts, daß die gro: 
Sen Hauptmädhte, die als alleinige unmittelbare Paciscenten die— 
ſes Be völferrechtlichen Grundvertrages denfelben abfchloffen und 
‚eine Art von Oberleitung der — * voͤlkerrechtlichen 
e ausuͤben. Th. Welcker. 

Texrorismus. — Noch zu allen — haben Staatsyewal- 

ten, welche fid in ihrem Beftande nicht ficher wußten, durch unrecht: 
liche Mittel ihre Macht zu feltigen und die Erreihung ihrer Zwede zu 
gefucht. Unter diefen Mitteln waren die wirkfamften diejeii- 

gen, welche mit der Gunft für die Freunde die werkthätig gemachte 
— 2 gegen die Gegner verbanden und in ihren hoͤheren Graden 
ßregeln, den Gemuͤthern Furcht und Schrecken (terror, 

roxismus) einzujagen, fi bdarftellten. Es mar dabei er: 

* Dur uptfählih von neugegründeten Staatsgewalten, 
— —*7*— oder ariſtokratiſcher, oder monarchiſcher 
Syſfiem des Terrorismus in Anwendung gebracht wurde. 
tvell bemerkte darüber im 17ten Gapitel feines „Fürften”: 
m Fürften fei e8 dem neuen Fürften unmöglich, dem Rufe 
; Graufamen auszumeichen, da neue Staaten voll von Gefahren 
und nahm Bezug auf eine Entfhuldigung, welche Birgil in 
Aeneide der Dido wegen der Unmenfchlichkeit ihrer Regierung 

Borten in den Mund gelegt hatte: 

















und des Reiches —2** —— ſolches 6 Beginnen, 
Inde haben doch auch N 2 gr — beſte hende 

jewalten, in Folge ihres Conflicts mit einzelnen Parteien oder 
tfchreitenden Zeitgeifte, zu jenem Syſteme mehr oder min— 
t. Daß dabei die Gemwaltmaßregeln materiell mil 


J— | ws ihnen doc) nicht immer erklärt zuwider waren, 
Wefentliches an der Sache. Denn es gibt Eeine Ver— 
f ‚geiffe von Seiten der Regierung, im Folge ber 
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ihr zuftehenden vollziehenden Gewalt und des befonders von den neueren 
praftifhen Staatsmännern ausgebeuteten Verordnungsrechts, fo mie 
de8 in ihren Händen ruhenden Verwaltungsrechts überhaupt, möglicher 
Meife Statt finden. Erfahren dann dieſe Uebergriffe keine Störung, oder 
gewinnen fie durch befiegte Störungen nod an Stärke, fo bilden fie 
fich leicht in ein Syſtem aus, welches neben den Motiven des poſi— 
tiven Cigennuges (Gewinn) audy die Motive des negativen 
Eigennuges (Furcht und Schreden) fpielen läßt. Dabei gehen regel— 
mäßig die vorhandenen Gefege mit folhen Beftrebungen weit mehr Hand 
in Hand, als diejenigen , welche alles Heilim gefchriebenen Bud 
ftaben der Gefege, und nicht in ihrem und der Richter Geifte finden, 
zugeftehen. Denn fie find mehr oder minder das Erzeugniß einer Re— 
gierungsgemwalt, welche als folhe, aud in friedlichen Zeiten, die Be— 
gierde, wenn nicht ſich auszudehnen, doch ſich zu fhügen hat. Xreten 
nun erregtere Zeiten ein, fo macht die dann am Ruder befindliche Re- 
gierungsgemwalt gern geltend, mas von der in ihren Mitgliedern laͤngſt 
nicht mehr vorhandenen als annehmenbare Erbſchaft ihr zugefallen. 
Fa, es ift in der neueren Gefchichte der Fall vorgefommen, daß Ge— 
fege, unter einer Regierungsgewalt erlaffen, welche bie ältere, fpäterhin 
auch wieder an's Staatsruder getretene, als ufurpatorifch betrachtete, 
Gefege, welche in ihrer Zendenz gegen jene ältere Regierungsgemwalt 
gerichtet waren, von dieſer nody nad) Sahrhunderten wieder aufgeſucht 
wurden, ihr jegt mißfälligen politifden Beftrebungen der Staatsange⸗ 
hörigen entgegenzumirken. 

Es ift einleuchtend, daß der Terrorismus der Revolutionen 
blutiger und fchredticher ift, als der Xerrorismus der Reactionen. _ 
Eben fo kann nicht bezweifelt werden, daß mehr in Momente zuſam⸗ 
mengedrängter Muth und mehr Geneigtheit, auch das Schrecklichſte zu 
ertragen und insbefondere fein Leben — vielleicht unter Martern — zu 
opfern, zum Bekämpfen bes Terrorismus der Nevolutionen fich er: 
forderlicher darftelle, als zum Bekaͤmpfen des Zerrurismus der Reac— 
tionen. Deffenungeadhtet hat der Xerrorismus der Reactionen 
ebenfalls fein eigenthuͤmlich Schredliches. Er dauert vorausſichtlich läns 
gerz er untergräbt mehr die Gegenfräfte, als daß er fie in bie 
Grube ſtuͤrzt; er verſteckt fih mit mehr Erfolg hinter das Gefeß ; 
er zieht überhaupt mehr in's Gemöhnliche und Gemeine, ein Zuftand, 
der große Charaktere und ausgezeichnete Handlungen feltener aufkommen 
läßt. Verst. die Artikel: „Reaction, Bd. 13, Seite 423 ff. und 
„Revolution“ daf. Seite 722 ff. des Staatslexikons. 

Im vorhinermähnten Gapitel von Macchiavell's „Fürfien‘‘, mel 
ches überfchrieben ift: „Won der Graufamkeit und Milde, und ob es 
beffer fei, geliebt als gefürchtet zu werden‘, ift im Weſentlichſten die 
Anſicht entwidelt: jeder Fürft folle wuͤnſchen, für mitleidig und nicht 
für graufam zu gelten; doch dürfe er fi vorfehen, von dieſem Mitleid 
keinen üblen Gebrauch zu machen. Es dürfte auch ein Fürft um die 
Schmach, für graufam zu gelten, fich nicht fümmern, um feine Unter: 
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thanen in Einigkeit und Gehorfam zu erhalten. Die Frage der Capi⸗ 
telüberfchrift beantwortet Macchiavell dahin, daß es viel ſicherer 
ſei, gefuͤrchtet, als geliebt zu werden, wenn ja Eines von Beidem fehlen 
ſoll. Dabei will er das in Furcht Setzen ſo eingerichtet haben, daß 
es Haß nicht errege u. ſ. w. 

Aehnlich dieſen Lehren, entnommen der praktiſchen Politik eines 
großen Theils der italieniſchen Fuͤrſten in Macchiavell's Zeit, aber 
nicht zu Gunſten der fuͤrſtlichen Intereſſen, ſondern gegen dieſelben 
im Anwendung gebracht, iſt das Syſtem des Terrorismus, welcher 
im Laufe der franzöfifhen Revolution mit Einſetzung eines außer⸗ 
ordbentlihen GCriminalgerihts im Mär; 1793 begann und 
dann in den legten Auguftitagen des Jahres 1793 von Danton im 
Mationalconvent förmlich proclamirt wurde. Die Lage der franzöfifchen 
Regierung und der Erfolg der Nevolution waren damals fehr in Frage 
geftellt worden; die feindlichen Heere im Herzen von Frankreich, nicht 
weit mehr von Paris, Frankreich felbft von Parteien zerriffen. Danton 
tief am Ende feines Vortrags: „Meine Meinung ift, daß man den 
Ropaliften Furcht einjagen foll, wenn man ihre Maßregeln vereiteln 
und das Vordringen des Feindes hemmen will.“ Naͤchſte Folge dieſer 
Anfihten waren bie furcdhtbaren Septemberfcenen und die Cinfegung 
eines förmlihen Revolutionstribunals im October 1793 , welche 
die Dictatur der Schredensmänner befeftigte. -Daneben ber Wohl: 
fahrtsausſchuß, in gleichem Sinne handelnd. In Verbindung mit 
gewiſſen gerichtlichen Formen haben Marat und MRobespierre und 
ihre Agenten das Schredensfpfiem am Meiften ausgebeutet. Es endigte 
erft einige Zage nah dem Falle des Lesteren, welcher am 27. Zuli 
1794 Statt hatte. Bergl. den Art. „Frankreich“ im Staatsleriton, 
dter Bd., Seite 735 — 741. 8. Buchner. 
Zeftament, f. Erbrecht und Succeffion. 

Teutſcher Bund und teutfhes Bundesrecht; die 
Grundzüge des letzteren nach ihrer hiftorifhen Ent» 
widelung und ihrer juriftiihen Natur. — I. Die Mit: 
seber und die Statiſtik des Bundes. — Der teutfche Bund 
be aefhlofjen von den Regierungen der aht und dreißig teuts 
m, bie im Sabre 1815 von der früher fo großen Anzahl 
jrig geblieben waren. Sie find: 
) Der Kaifer von Dejterreihh; 2) der König von Preußen (Beide 
ammten vormals zum teutfchen Reiche gehörigen Staaten); 
: von Sachſen und 4) von Baiern; 5) ber König von 
ir Zeit der Bundesacte als folder noch der König von 
1); 6) der König von Würtemberg; 7) der Großherzog 
8) der Kurfürft von Heffen; 9) der Großherzog von: Hefs 
König von Dänemark für die Herzogtbümer Holftein und 
; 11) der König der Miederlande als Großherzog von Luxem⸗ 
n Lande aber das neue Königreich Belgien einen gro» 
Bm hat, wogegen ein Theil von Bau zum 
} . 2 
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teutfhen Bund beigezogen wurde); 12) der Herzog von Braunfchtweig ; 
13) der Großherzog von Medlenburg » Schwerin; 14) der Herzog von 
Naſſau; 15) der Großherzog von Sacfen = Weimar - Eifenadh; 16) bie 
Herzoge von Sadjfen » Gotha, 17) von Sacjfen » Coburg = Meiningen, 
18) von Sachfen:Coburg-Saalfeld und 19) von Sachſen⸗Hildburghau⸗ 
fen (von welchen aber die drei Legteren nad) dem Ausfterben des Her- 
3098 von Sadjfen : Gotha 1825 durch Vertheilung feines Landes und 
durch Austaufch fi verwandelten: in die Herzoge von Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha, von S.: Meiningen » Hildburghaufen und von &.: Altenburg) ; 
20) der Großherzog von Medtenburg : Strelig; 21) der Großherzog von. 
Dldenburg ; 22) die Herzoge von Anhalt » Deffau, 23) Anhalt : Bern: 


burg, 24) Anhalt-Cöthen; 25) die Fürften von Schwarzburg-Sonders- 


haufen, 26) von Schwarzburg -Rubdolftadt, 27) von Hohenzollern = He= 
hingen, 28) von Lichtenftein, 29) von Hohenzol‘ern = Sigmaringen, 
30) von Waldeck, 31) von Reuß älterer Hauptlinie, 32) von Reuß 
jüngerer Hauptlinie, 33) Schaumburg-Lippe, 34) von Lippe-Detmold; 
35) die freien Städte Luͤbeck, 36), Frankfurt, 37) Bremen und 38) Ham: 
burg. Berner wurde nod 1817 der Landgraf von Heffen:Homburg als 
SIftes Bundesmitglied aufgenommen. Das Ausfterben von Sachſen⸗ 
Gotha ftellte die urfprüngliche Zahl 38 wieder her. 

im Bunde vereinigten teutfchen Länder haben nah ber Be 
rech ber Bundesmatrikel von 1839 eine Einwohnerzahl von 
30,164,392. (Thatſaͤchlich ift die Zahl der Einwohner bedeutend groͤ⸗ 
Ber.) Ihre Vertheilung unter die einzelnen Bundesregierungen ift auf 
das Alleräußerfte ungleich , fo daß 3. B. die Zahl der teutfchen Einwoh⸗ 
ner von Defterreich 9,482,227 und die von Preußen 7,948,439 bes 
trägt, während Schaumburg=Lippe nur 24,000, und Lichtenftein nur 
5,546 Einwohner befigen. 

ID. Quellen des teutfhen Bundesrechts. Sie find: 

1) Vor Allem die teutfhe Bundesacte vom 8. Suli 1815 *). 
Sie wurde auch als ein Beftandtheil der Schlußacte des Wiener 
Gongreffes einverleibt und von den fie unterzeichnenden europäifchen 
Mächten gersährleiftet. (Art 53—64 -und 118). Klüber, öffentli- 
hes Recht $.57. Auch wurde fie nad) ihren eigenen Beftimmungen 
1, 2, 7 und nad ber ausdrüdlichen Anerkennung dee Schlußacte 
der über Ausbildung und Befeftigung des teutfhen Bun— 
des zu Wien gehaltenen Minifterialconferenzen vom 15. 
Mai 1820 als dee Grundbvertrag und als das erfte Grundge— 
feg des Bundes anerkannt. Diefes liegt auch in der Matur ber 
Sache, da bie durch bdiefelbe erworbenen Rechte der Fürften und Un⸗ 
terthanen (melde fie namentlid auch in ihren Verfaffungsverträgen 
meift ausdrüdiih anerkannten) nicht ohne aller Betheiligten freie Ein⸗ 


*) Einen befonders forgfältigen Abdruck der Bundesacte mit genauen Nach⸗ 
rihten gibt Klüber’s Quellenfammlung zum dffentl Recht des 
teutfhen Bundes, Grlangen, 1830. 


- 
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willigung aufgehoben werben Finnen. Siernach beftimmt, bedingt und 
begrenzt fie den Zweck des Bundes, feine Wirkſamkeit und feine Be- 
fugniffe, fo daß alfo auch Bundesbefhlüffe, wenn fie gültig fein 
follen, nie mit dem Geifte der Bunbesacte im Widerſpruch ftehen, noch 
von dem Grundcharakter deſſelben abweichen dürfen *). 

2) Fernere Quelle des Bundesrechts bildet die fchon erwähnte 
Schlußacte. 

3) Die dem Grundvertrag und Bundeszweck und ber 
Bundesverfaffung gemäßen Befhlüffe des Bundes durch fein 
Drgan, die Bundesverfammlung. 

4) Staatsverträge, melde entweder ber Bund felbft mit 
einzelnen Bunbesgliedern oder fremden Staaten abſchloß, oder body ale 
für ſich verbindlic anerkannte, wie zB. die Wiener Congreßacte, 
der Generalcongreß der Zerritorialcommiffion zu Frankfurt 
vom 20. Juli 1819. Klüber $. 57. 58. 

5) In fo fern der Bund nad) dem Dkigen (ſ. „deutſche Geſchichte“ 
J. und „deutſches Landesſtaatsrecht“ I.) als eine Fortfegung oder 
eine Wiederherftellung des früheren ſtets  vertragsmäßigen teutfchen 
Rechts zuſtandes erfcheint, gelten auch die früheren teutfhen 
Rechtsquellen und flaatsrehtlihen Grundfäge, fo weit 
niht eine mit dem Rechte aller Xheilnehmer an bdiefem nationalen 
Rechts zuſtande übereinftimmende rechtsgültige Aufhebung dieſer Grund⸗ 
ſaͤtze erfolgt, oder ihr Gegenſtand weggefallen iſt. So wird z. B. Nies 
mand bezweifeln, daß die Beſtimmung des weſtphaͤliſchen Frie— 
dens, ſo fern ſie den verſchiedenen Glaubensgenoſſen freie oͤffent— 
liche Religionsausübung begründet, auch jetzt zu ihrem Nach—⸗ 
theil von Feiner Landesregierung umgeftoßen werden dürfte. Die Aus: 
trägalgerichte des teutfchen Bundes find durch den Art. 23 der Schluß: 
acte fogar ausdruͤcklich aufgefordert, für den Fall, daß andere befondere 
Rechtsnormen fehlen, nad den in Mechtöftreitigkeiten derfelben Art vor= 
mals von ben Reichegerichten fubfidiarifch befolgten Rechtsquellen zu er 
kennen, in fo fern ſolche auf die jegigen WVerhältniffe der Bundesglieder 
noch anwendbar find. 

6) Da der Bund bie Souveränetät aller Bundesſtaaten, ihrer 
Regierungen und Berfaffungen anerkennt und ganz folgerichtig auch 
eine Abänderung des Landesverfaffungsrechts nur auf dem verfaſ— 
fungsmäßigen Wege für möglih erklärt (B.:%. 1. Schl.⸗A. 1. 
2. 53. 55. 56), fo wird aud das Staatsrecht der Bundesftaaten, inse 
befondere auch die allgemeine wefentlidhe flaatsrechtlihe Na— 
tur ihrer Verfaffungen**) (f. „Ranbesftaatsrecht”) eine we⸗ 

+) ©. oben Bd. V. &. 351 ff. Schlußacte Art. 1—4. 9. 10, 17. 19. 
Die Worte des Art. 3 find folgende: „Der Umfang und die Schranten, welche 
„der Bund feiner Wirkſamkeit vorgezeichnet hat, find in der Bundesacte bes 
„ſtimmt, bie der Grundvertrag und das erfte Grundgefep diefes Vereins ift. 
„Indem biefelbe die Zwecke des Bundes ausfpricht, bedingt und begrenzt fie zus 


„gleich deſſen Befugniffe und Verpflichtungen.” 
* Klüber, Öffentl. Recht $. 69. $. 129. So en in Baiern 
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nigftens mittelbare Quelle des Burdesrechts. Diefes erkennt 
Baiern auch dadurch an, daß es bie Bundesbefchlüffe nur mit der aus⸗ 
druͤcklichen Claufel zur Nachachtung publicirt, „fo weit fie mit der 
„Zanbdesverfaffung übereinftimmen*). 

7) Die Grundfäge des allgemeinen und europdifchen Voͤlkerrechts, 
und wenn und in fo fern der Bund flaatsrechtliche Werhältniffe bes 
ftimmt, auch die Grundfäge des allgemeinen Staatsrechts. 

II. Aeußere Drganifation des Bundes. — Das Drgan 
des Bundes bildet nach Art. 4 der Bundesacte eine Bundesver= 
fammlung, in welcher alle Bundesglieber durch ihre Bevollmächtigten 
Stimme führen, und welche nah Art. 9 zu Frankfurt am Main 
ihren Sig bat. Sie iſt eine fländige Verfammlung und befteht nad) 
der Art, wie fie thatſaͤchlich in's Leben getreten ift, aus den bevollmäch- 
tigten Gefandten, welche, wie andere völferrehtliche oder diplo= 
matifche Agenten, überall von den fpeciellen Snftructionen ihrer Mes 
gierungen abhängig find, von diefen jeden Augenblid abberufen werden 
tönnen und geheim verhandeln. 

Diefe Bundesverfammlung conftituirt fi gewoͤhnlich als foges 
nannte engere VBerfammlung, für viele beftimmte wichtigere Ges 
genftände aber ald Plenarverfammlung. Die engere Ber: 
fammlung wird durch nur fiebenzehn Stimmen gebildet, indem 
nur die eilf größeren Staaten VBirilftimmen in bderfelben führen, 
die fieben und zwanzig Eleineren aber in ſechs Curiatſtim— 
men vereinigt werden. Das Plenum befteht aus neun und ſech— 
zig Stimmen, indem die vierzehn größeren Regierungen vier, 
drei oder zwei Stimmen, bie vier und zwanzig Eleineren dage— 
gen nur eine Stimme erhalten. Der Art. 3 der Bundesacte fagt: 
‚Alle Bundesglieder haben als foldhe gleiche Rechte.” Hiernach und 
zumal wenn wirklich nah dem erften Artikel der Schlußacte ber 
Bundesverein nur ein voͤlkerrechtlicher Verein fein fol, hätte es 
fcheinen. koͤnnen, ber Eleine Staat und der große hätten, ähnlich tie 
bei völferrechtlichen Bündniffen überhaupt, jedesmal eine ganze und 
nur eine Stimme haben müffen. Anders geftaltete ſich freilich bie 
Sache, wenn man davon ausgehen wollte, daß ber teutfche Bund ein Natio: 
nalverein, vollends ein ſtaatsrechtlicher Verein fei, in welchem, wie auf dem 
Miener Congreß bie vier und dreißig fouveränen Fürften und freien Städte 
fid) ausdrüdten, die Regierungen fo, wie zu Zeiten bes Reiches, „gemäß 
„den Pflichten gegen das teutfche Vaterland und gegen die Mil: 
„onen, bie fie zu vertreten haben,” am Bunde Theil nehmen und 
in ibm wirken *). Auch nehmen wirklich die Beſitzer außerteutfcher 
Länder, z. B. die Könige von Dänemark und den Niederlanden, nicht 
als folche, fondern nur als MRegenten teutfcher Unterthbanen und nur 


nicht blos die Carlsbader und andere Beſchluͤſſe publicirt, fondern auch noch 
1832 der Bundesbefhluß über gemeinfchaftliche Adreffen. S. baierifch, Re: 
gierungsblatt v. 17. Febr. 1832, 

*) Klüber, Acten J. &. 73. 


Zeutfcher Bund u. teutfches Bundesrecht. 357 


für diefe Antheil am Bunde. Mac, diefer Anficht ſchien die Gerechtig- 
keit und Gleichheit felbjt umgekehrt eine Ausgleihung nach der Zahl 
jener im Bunde vertretenen gleichberechtigten Unterthanen zu erhei- 
(hen. Damit fiele es aber freilich nicht weg, daß in einem Bunde von 
mehr oder minder felbftftändig regierten Staaten eine wirkliche 
Repräfentation jeder einzelnen, felbftftändigen Regierung, ib: 
rer Selbftftändigkfeit und ihres gleihen Rechts beftehe. Es 
ift nämlich , wie ber Artikel „Bund‘ ausführt, das höchfte Problem 
einer Organifation eines ſtaatsrechtlichen Mationalbundes , diefe beiden 
Hauptintereffen, Rechte und Kräfte, gehörig zu vertreten und im Bunde 
harmoniſch zufammenzuhalten. Die griechifhen und jegt die nordameri⸗ 
kaniſchen Bundesvereine fuchten diefen beiden Forderungen zu genügen, 
indem fie zugleid; eine Regierungsvertretung durch einen Senat 
mie gleiher Anzahl und mit gleihem Stimmrecht für alle ein: 
zelnen Regierungen und dann eine nad) der Kopfzahl der re- 
gierten Bürger gebildete Wolksrepräfentantenverfammlung in ber 
Bundesverwaltung zuſammenwirken und fidy einigen ließen. Der dee 
einer ſolchen Nationalvertretung aber entfpricht wegen ber fpäter be: 
liebten völkerrechtlihen Natur des Bundes die Bundeseinrichtung nicht, 
fetbft nicht einmal durch die Beftimmung des größeren Stimmredhts 
für die Regierungen der größeren Staaten. Diefe ſteht nämlich durch: 
aus nicht im Verhaͤltniſſe mit der Einwohnerzahl. Es hat ja 3. B- 
der größte Bundesflaat, Defterreih, mit ungefähr zehn Millionen blos 
teutfcher Uinterthanen neben feinen zwanzig Millionen nicht teutfchen, in 
dem Plenum nur eben fo viele Stimmen, ald MWürtemberg mit noch 
nicht anderthalb Millionen, und nur viermal fo viel Stimmen, als 
Lihtenftein, das mit ungefähr fünftaufend Einwohnern zwei— 
taufendmal Eleiner ift! Freilich liegt e8 in der Natur der Sache, daß 
bei einer Verbindung größerer Staaten mit Eleineren in der Wirk— 
lichkeit die großen Staaten nicht fo zu kurz kommen, als e8 felbft bei 
einem voͤlkerrechtlich ganz gleichen Stimmrecht der Fall zu fein- fcheinen 
koͤnnte. So haben z. B. die zwei größten teutfchen Bundesftaaten, auch 
noch abgefeben von ihren nicht teutfchen Unterthanen, eine ungleich gro» 
ere und noch dazu geeinigtere Volkszahl, als alle anderen ſechs und 
dreißig Bundesftaaten zufammengenommen. Kann nun mohl biefer 
fo ungleich bedeutendere Machteinfluß je wirkungslos bleiben bei den 
möglihen DVerfchiedenheiten der Anfichten und Intereſſen? Hiernach er- 
fheint die Beftimmung der völferrehtlihen Natur des Bundes 
als wohlthätig. Denn was follte wohl alsdann den übrigen kleineren 
Staaten genügende Sicherheit geben, wenn der Bund fih nicht auf 
völßerrechtliche Vertbeidigung und Schügung der duferen und inneren 
völferrehtlihen Sicherheit befchränkte, fondern die inneren Verhält- 
niffe beftimmte? Mas ficherte fie in einem rein biplomatifchen Vereine 
und bei dem Mangel der ausgleihenbdben, zu einem einzigen 
Nationalkörper vereinigten Nationalftimme, melde auch 
bei den Regierungen das gemeinfame ſtaatsrechtliche oder va— 
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terländifhe und Nationalintereffe über das blos biplo- 
matifche oder völferrehtlihe Machtintereſſe fiegreih er: 
halten, welhe den Schwer: und Gravitationspuncte des 
Bundes, ftatt in die größere fürftlihe Hausmadht, in die gemein- 
ſchaftliche Nationalgefinnung und Macht legen Fönnte! Auch bei einem 
rein völkerrechtlichen Bunde aber tft bei folhen Machtverhältniffen nur 
in ber moralifchen Kraft des Rechts und der Treue Buͤrgſchaft. Man 
muß hoffen und Berufung einlegen an die fittlich rechtliche Selbftübers 
windung der großen Regierungen und an bie flete Unterordnung ihrer eige: 
nen natürlichen, politifhen und europäifhen Macht: und Hausinterefjen 
unter das Intereſſe und Recht des gemeinfamen Bundes, und zugleich an ihre 
weiſe politifhe Erwägung der Wichtigkeit ber Erhaltung des Bundes und 
der teutfchen Nation. Für diefe aber, und zunachft für die Erhaltung 
der minder mächtigen Bunbesglieder und ihrer Rechte, laͤßt fih auch 
politifch gar’ Bein höherer Grundfag denken, als in aller Beziehung 
eine möglihfte Heiligkeit des wahren Rechts im ganzen 
Bunde, ſtets und überall, über jede augenblidlihe Nüslichkeitss 
politik fiegreich zu erhalten, und hierdurch und überhaupt, fo weit es 
nur immerhin möglich ift, mweniaftens das moralifche Gewicht 
einer freien, Eräftigen, patriotifchen öffentlihen Mei: 
nung ber Nation für das Recht, für die Erhaltung des Alle ſchuͤ⸗ 
genden Bundesvereins geltend zu madhen. Ohne biefes, was könnte da 
wohl in Gollifionen und Gefahren den Bund und feine Glieder feft zu⸗ 
fammenhalten und fichern ? Unmoͤglich aber ift es hier, zu unterfuchen, 
wodurch und in wie weit außerdem in rein diplomatiſchen DVerhältniffen 
der Gabinette auf ben Gieg der Moral und Weisheit über die 
augenblidlichen und befonderen Intereſſen und auf eine von ihr ausges 
hende Begeifterung der Nation für die Heiligkeit des Rechts, auf eine 
durch fie beförderte Freiheit und patriotifche Kraft der Nationalftimme 
zu rechnen fei- 

IV. Ueber die Behandlung bes teutfhen Bundes— 
rechts. — Vielleicht gibt e6 im Umfange der teutichen Rechtswiffenfchaft 
feine ſchwierigere Fragen, ald gerade die Hauptfragen über das teutfche 
Bundeseeht. Diefes wird jeder Publicift zugeben, dem es nicht genug 
ift, blos die Worte der Urkunden abzufchreiben , felbft wenn fie, wenig- 
ftens fcheinbar , mit anderen Morten derfelben Urkunden in unlösbarem 
Miderfpruche ftehen. Selbſt auch von ſolchen Publiciſten, die keines: 
wegs zu jenen verderblichen gehören, melde 5. EC. von Mofer und 
Klüber als Galgenpubliciften bezeichnen, wird hier auch felbft die ges 
wiffenhaft geprüftefte Weberzgeugung Widerfprucd zu erwarten haben. Und 
die Schwierigkeiten im wirklichen Leben begründen ihr noch größeren 
Miderfpruh. Diefe Schwierigkeiten gründen fich aber nicht blos auf 
die Sachen felbft und namentlicdy auch auf die große Schwierigkeit und 
die Neuheit der XTheorieen über Bundesverhältniffe überhaupt. Es 
kommt dazu, daß das teutfche Bundesrecht, wie ſchon die geachtetften 
Staatsmänner beklagten, bisher nicht genug die liebevolle Theilnahme 
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im Publicum, die begeiſterte aufopfernde Anhaͤnglichkeit und Anſtrengung 
gruͤndlicher Schriftſteller zu feſſeln wußte. Dieſes iſt ſicher wirklich bekla— 
genswerth. Der teutſche Bund iſt das letzte legitime politiſche Einheitsband 
unſerer großen Nation, unermeßlich wichtig und einflußreich. Und wenn 
auch den allgemein menſchlichen und den beſonderen wahrhaft ſchwierigen 
Berbätflfen gemäß die Bundesacte nicht frei von Unvolllommenheiten ift, 
fo ift fie doch eine achtungswerthe Grundlage eines teutfchen nationalen 
Rechtszuftandes und der heilſamſten Entwidelungen fähig. Sehr natür- 
lich aber wirft, wie mit Recht jene Ehrenmänner flagten, bie Kälte und 
Zheilnahmlofigkeit für die geiftige Betrachtung und Behandlung eines Ge: 
genftandes auf den Gegenftand ſelbſt zurüd. Will man wahrheitsgemaͤß 
die Urſachen diefes Mangels an gründlich wiffenfchaftlicher Behandlung 
und warmer Zheilnahme angeben, fo wird fein Kundiger leugnen, daß we: 
nigftens hierzu eine öfter allzu große Aengftlichfeit der Genfur 
in ber Behandlung der Bundesverhältniffe wefentlich mit» 
wirkte. Braucht ja doch, was irgend gut und ſtark ift, keine ehrliche offene 
Prüfung zu fcheuen. Dede Verkuͤmmerung derfelben ſchwaͤcht das Ver: 
trauen zum Gegenftand, mindeftens die Luft, ſich mit ihm zu befchäf: 
tigen. 

Es muß bier ſehr natürlich die Frage entftehen: auf welche Art 
kann der Schriftiteller diefe Schwierigkeiten zu befiegen fuchen? Es gab 
Zeiten, wo fo, mie während der Freiheitsfriege und des Wiener Con: 
greſſes, wie bei Eröffnung und in den erften Jahren der Verhandlungen 
des teutſchen Bundestages, und wie nad den Erfchütterungen durch die 
Sulirevolution, die Öffentlihe Meinung, die Wünfche der Nation gera— 
bezu als Leitftern für die politifhen Geſtaltungen der vaterländifchen 
BVerhättniffe erklärt und patriotifhe Männer ermuntert und aufgefordert 
wurden, durch freie öffentliche Meinungsdußerungen, durch Schriften oder 
Petitionen die Nationalmünfche zur Sprache zu bringen. Damals 
konnte e8 auch dem Verfaſſer biefer Zeilen jedesmal als eine heilige 
Pflicht erfcheinen, mit aller patriotifchen Wärme und Energie ihm falfch 
und verderblich fcheinende politifche Richtungen zu bekämpfen und Wün- 
[he und Vorfchläge auszufprechen, damit fie, bewährt und verftärkt durch 
eine vaterländifche freie Öffentlihe Meinung , in höheren Regionen die 
ihnen zugefagte günftige Aufnahme und Berüdfichtigung fänden und 
hierdurch, ſtatt auf unglüdlihem Wege, vielmehr durch die gluͤcklichſte 
Uebereinftimmung zwifhen Volt und Regierung für den Sieg bes 
Rechten wirkten. Aber mie fehr haben bie zuerft feit dem Jahre 1819 
und dann wiederum feit 1832 auf einander gefolgten Ereigniffe und all: 
gemeinen oder befonderen Maßregeln gegen die Preffe und gegen die 
freie Öffentliche Sprache in den verfchiedenen Formen und Keeifen bes 
öffentlichen Lebens und gegen die Deffentlichkeit, fo 3. B. felbft gegen die 
öffentliche Meittheilung der Bundesverhandlungen, alle diefe Bedingungen 
einer folchen heilfamen patriotifhen Wirkſamkeit durch eine freie öffent 
lihe Meinung und ihre günftige Aufnahme verändert! Segt fcheint man 
auf eine hiſtoriſch referirende Darftelung ber Zhatfachen und auf juris 
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ftifche Theorieen über fie fich befchränfen zu müffen, ober-auf bas zu: 
nähft blos theoretifche Intereſſe der Wahrheit gegenüber fo 
mancher fie verfälfchenden Zheprie. Man muß ber Vorfehung anheim- 
ftellen, wann und tie fie der durch treue Darftellung und Prüfung fich 
läuternden Wahrheit audy praftifchen Einfluß aufs Leben verfchaffen 
wolle. Am teutfchen Reihe war, wie der Minifter von Sagen fagte 
(oben Bd. III. ©. 703), und wie ein jeder Blick in die teutfche ſtaats— 
rechtliche Literatur zeigt, über alle flaatsrechtlihen Verhaͤltniſſe auch jene 
warme, patriotifche Sprache für und wider, es war der offene ftarfe 
Tadel gegen Perfonen und Maßregeln und ihre politifhen Motive, es 
waren die Meformvorfchläge, und insbefondere die Beurtheilung der 
teutfhen Staatsform, von jeher ganz frei. Daß dagegen 
jegt im teutfchen Bunde fogar jene völlig anmaßungslofe und felbft mit 
den dem Staatslerikon wiederholt öffentlicdy nadhgerühmten fchonenden 
Nüdfihten entworfene, ruhige, theoretifche, hiftorifhe und juriftifche 
Darjtellung der objectiven Verhältniffe, mie fie dem Schriftfteller er= 
fheinen , nicht ruhige Prüfung und, mo fie e8 verdienen, Berichtigung, 
fondern vielmehr Unterdrüdung finden follte, dieſes dürfen mir zur 
Ehre des Baterlandes nicht annehmen. Wir dürfen diefes am Wenig» 
ften bei unferer Darftellung, welche, wenn fie auch nicht jede Auslegung 
und Richtung, die in der noch neuen Praxis unſe Bundesgrund- 
vertrag erhält, und wenn fie am Menigften längere Dauer urfprüng= 
ih proviforifher Moth- und Ausnahbmsmafregeln als 
heilfam erfennen kann, dennoch feine Grundlagen gegen feine Geg— 
ner, gegen die Anhänger der Republik und der abfoluten Einheit auf: 
richtig vertheidigt. Wir dürfen es nicht bei der Theorie eines Schrift: 
ſtellers, der ſtets Erbfuͤrſtenthum und Bundesverfaffung mit Ueberzeus 
gung felbft als naturrechtliche und politifche Sdeale erklärte *). Bände 
aber ſelbſt in ſolcher Darftellung die felbftftändige wiſſenſchaftliche An— 
fiht nody Anftand, — nun fo würde das Staatslerifon über die 
Verhältniffe unferes vaterländifchen Bundes, obgleich er unfere und une 
ferer Kinder Ehre und Schiefale fogar nahe angeht, gänzlih ſchwei— 
gen müffen. Denn wohl fönnen wir jene warme pätriotifhe Dars 
ftellung, wohl die Beurtheilung politifcher Perfönlichkeiten und geheimer 
Motive, wohl dag, mas einer völlig freien, rüdfichtslofen, was einer 
britifchen politifchen Darftellung jene erquidende und ergreifende Le— 
benswärme und männliche Kraft ertheilt, der Ungunft der Zeiten zum 
fhmerzlihen Opfer bringen. Und nie verleugnen werden wir vollends 
die Achtung, melche jeder Zeutfche dem Bunde, als dem verfaffungs- 
mäßigen Einigungsbande bes theuren Waterlandes, fchuldig if. Mehr 
aber vermögen wir nicht. Fern bleibe uns vielmehr für immer jene 
unmwürdige MWeife, mit welcher man jet nicht wenige teutfche Schrift« 


*) Rede, Deutfchlands Freiheit. Giefen, 1814. ©. 52. Suftem 
— 186. 201. Neuer Beitrag 1833, ©, Lu. oben Bd. J. S. 4. 
Us . 
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fteller, unter ihnen felbft wohlmeinende, die vaterländifchen Dinge be: 
handeln fieht, jene fchmeichlerifhe Entftellung und Berfälfhung der 
Mahrheit, die Belobung auch des nicht Guten, mo es eine mächtige 
Gunſt, die Verkleinerung oder Schmähung des Guten und MWohlmei- 
nenden, wo es bie mächtige Ungunft gegen fich zu haben fcheint, die 
Erkaufung eines Freipaffes für jedes Körnlein Wahrheit durch eine eben 
fo große [hmeichlerifche oder fhmähende Lüge. So wird die Wahrheit 
felbft, es wird der fchriftftellerifche und Nationalcharakter entkräftet und 
entwürbigt. Es wird die mitverbreitete, willig angenommene, aber 
verberbliche Lüge und die täufchende Selbftberühmung über die verhaßte, 
aber heilfame Wahrheit ſiegreich gemacht. Aus zehn fo gefchriebenen 
fheinbar liberalen Schriften kann ſich der Despotismus eine vollftän= - 
dige Rechtfertigung aller feiner Maßregeln zufammenfuchen. So wird 
die Gefinnung gerade der würdigften Männer den vaterländifchen Ver: 
bältniffen nicht zu=, fondern abgewendet. Wehe dem Volk und der Re⸗ 
sierung, die wirklich fo tief geſunken wären , daß vollends nur foldhe 
unmürdige Darftelung der vaterländifchen Verhaͤltniſſe die allein noch 
mögliche wäre. Sie würden Schritt für Schritt der machfenden mo: 
ralifhen Krankheit und fchaudervollen Gefahren und Unglüdsfällen, wie 
wir fie in Teutſchland bereits erlebten, entgegengehen ! 

Da übrigens die wichtiaeren befonderen Verhältniffe des teutfchen 
Bundes fchon in befonderen Artikeln behandelt wurden, fo wird fich die 
folgende Darftellung zunaͤchſt nur mit den fchmierigeren und beftrittenen 
allgemeineren Fragen der Bundestheorie zu befchäftigen haben. 

V. Die Anfihten über das Bundesverhältniß vor 
bem definitiven Abſchluß des Bundes. — Zur richtigen Würbi: 
gung des teutfchen Bundesverhältniffes ift eine Abfonderung von drei 
verfchiedenen Perioden wichtig: 1) Die von dem Beginne der Freiheits: 
Eriege durch die Proclamation von Kalifch vom 25. März 1813 bis 
zu den duch Mapoleon’s Nüdkehr von Elba befchleunigten Ver: 
banblungen über die Bundesverfaffung zu Ende des Wiener Congreffes ; 
2) die von ba und von dem endlichen Abfchluß der Bundesacte bis zu 
den Carlsbaber Bundesbefhlüffen vom 20. Sept. 1819; 3) 
die von da bis auf den heutigen Tag. 

Sn der erfien Periode nun herefchte die dee eines wahrhaft 
fantsrehtlihen Nationalvereins oder eines teutfhen Bun— 
desſta ates entfchieden vor. Wir können allerdings jenen feierlichen 
von Kalifdy an die teutfche Nation als den von den Grün: 
ed Bundes felbft auch fpäter fo anerkannten wahren Anfang des 
n Bundes ober Nationalvereins betrachten. Er eröffnet, wie 
el „Deutfches Landesſtaatsrechts“ meiter ausführte, den 

n Nationalkrieg für Wiederherftellung der teutfchen Nationals 
d Freiheit, erfiärt den Rheinbund als nichtig und erfennt das 
ne Recht der Nation auf eine zeitgemäße Wiederherftellung ihres 

undvertragsmäßigen nationalen Rechtszuſtandes an. 
tarchen verheißen der teutfchen Nation, wenn fie ſich erheben 
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würde, als den Lohn begeifterter Anftrengung und Aufopferung biefe 
„Ruͤckkehr der Sreiheit und Unabhängigkeit, die Wiederkehr eines 
ehrwürdigen Reiches.” Ste erkennen bie felbftfländige oder recht— 
liche und politifhe Perfönlihkeit des teutfhen Volkes 
und der teutfhen Bürger an und fordern fie auf, für jene Wie: 
derherftellung mie durch die freie aufopfernde That, fo duch die freie 
Stimme felbftthätig mitzuwirken, „bem allgemeinen Wunſche“ 
tollen fie in jener Vernichtung des Rheinbundes entfprehen. Sie for: 
dern von der teutfhen Nation, ja „von jedem Zeutfchen, ber 
„des Namens nody mwerth fein will, daß er raſch und Eräftig ſich an— 
„Schließe; daß Jeder, „er fei Fuͤrſt, Edler oder ſtehe in den Reihen 
„des Volks, den Befreiungsplänen beitrete mit Gut und Blut, 
„mit Leib und Leben.” Sie erklären „jeden Fürften, melcher ber 
„teutfchen Sache abtrünnig bleiben will, merth der verdienten Vernich— 
„tung duch die Kraft der öffentlihen Stimmung und die 
„Macht gerechter Waffen, eine Strafe, welche fpäter wirklich zwei 
Fürften traf. Sie verheißen ber teutfchen Nation und allen Deutfchen 
insbefondere al® den Lohn ihrer begeifterten Anftrengungen: „daß die Ge: 
„ftaltung Zeutfchlands allein den Fürften und Völkern Teutſchlands 
„anheim geftellt bleiben,” daß fie ‚aus dem ureigenen Geifte ber 
„Mation heraustreten‘ folle, damit: „verjüngt, lebenskräftig und in 
„Einheit gehalten, Zeutfchland wieder unter Europa’s Völkern er: 
„Scheine. In dem gleichen Sinne aber fprachen damals die übrigen 
kaiſerlichen, Königlichen und fürftlihen Erklärungen und Aufrufe an 
Bolt und Heer, an Freiwillige, Landwehr und Landfturm. Ueberall 
die gleichen Anerkennungen eines freien und activen teutfchen 
Staatsbürgerrehhtes, eines Nationalmwillens, in und mit wel: 
chem man den Nationalkrieg beginne und führe, dem man das Recht 
freier Sprache anerkannte, dbeffen Stimme man aufforderte 
und zu beachten verfprah*); überall die gleiche Verheißung ber 
beiden höchften irdifchen Güter würdiger Menſchen und Völker, der Na: 
tionalfreiheit und Einheit! Und als nun die Nation die feis 
erliche Anerkennung und Zufage ihrerfeit8 in der einmüthigften, freu: 
digften Erhebung, Anftrengung und Aufopferung durch die vollftändigfte 
Leiftung von ihrer Seite, fo wie überhaupt durch die allgemeinfte und 
lautefte, jenen Zuſagen beiftimmende öffentlihe Meinungsäußerung eben 
fo feierlid) angenommen und mit dem ebelften Blute den nationaken 
Grundvertrag abgefchloffen und erneuert hatte, da wurde in ber Ver— 
handlung über den teutfhen Bund durch jene bereits oben mitgetheil- 
‚ten Erklärungen der Regierungen eben biefer Grundver— 
trag, da wurden jene von allen teutfchen Regierungen anerkannten, 
„der teutfchen Nation vor ihren heidenmüthigen Kämpfen laut und öf: 


*) ©. oben Thl. M. ©. 620 und Shmib’sBeitfchrift, ber teut 
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„fentlich gemachten ‚feierlichen Bufagen‘ als — des Bundes⸗ 
rechts erklärt *). 

Durch ben eauf unferer ganzen Periode bleibt aber insbeſondere 
auch die Grundanficht herrfchend, daß der teutfche Nationalbund als zeit 
gemäße MWiederherftellung des früheren teutfchen Rechtszuſtandes und 
Reiches ein ffaatsrehtliher Verein, ein Bundesftaat werben folle. 
Dahin gehen alle jene oben („Deutfhe Geſchichte“ I. und „Deut: 
ſches Landesſtaatsrecht“ I.) mitgetheilten Erflärungen ber Gründer 
bes Bundes. Dahin gehen ferner, fo wie jene ‚„„Derftellung des Reiches’ 
durch den neuen Nationalbund, fo jene öfterreihifchen Erklärungen, 
daß der teutfche Bund einen „großen teutfhen Staatstörper‘ 
bilden müffe, jene hannoͤveriſchen, daß er „nicht bloß ein politi- 
„her Bund unter den verfchiedenen Staaten, fonbern zugleich eine 
„Bereinigung des gefammten Volks in fi faſſe,“ oder bie 
preußifhen,daßXeutfhland nad feiner Berfaffung nicht blos 
die politifche Selbftftändigkeit, fondern auch die „innere Siherung 
„ber Rechte und der allgemeinen Wohlfahrt der Nation 
‚sum Zwecke haben und ein alle Theile verbindendes Ganze aus: 
„machen müffe, daß die Errichtung nicht blos in Abſicht auf die Ver: 
„hältniffe der Höfe, fondern eben fo fehr zur Befriedigung der 
„gerechten Anſprüche der Nation nothiwendig fei, die, in Erin- 
„merung an bie nur durch die unglüädlichften Verhältniffe untergegan= 
„gene Reicheverbindung, von dem Gefühle durchdrungen ift, daß ihre 
„Sicherheit und Wohlfahrt und das Fortblühen Achter und vaterländi- 
„der Bildung größtentheil® von ihrer Vereinigung in einen feften 
„Staatstörper abhängt, bie nicht in einzelne Theile zerfal: 
„ten will“ Dahin endlid gehen jene wiederholten Erklärungen det 
vierunddreißig fouveränen Fürften und freien Städte, 
welche fogar auf Wiederherftellung eines Eraftvollen Eaiferlihen Ober: 
hauptes nachdruͤcklich beftehen. WBöllig genügend befeitigen auch diefe 
legteren Erklärungen die Einwendung eines angeblichen Widerſpruchs von 
England, Frankreich, Rußland, wegen des Parifer Friedens, der für 
Zeutfchland ein lien federatif beftimmt. Ein Bunbdesftaat ift nichts 
Anderes. Das teutfhe Reich felbft aber war nur ein Bun— 
dbesftaat. Und die wahre Politik diefer Mationen traf auch mit der 
wahren Politit von Defterreih und Preußen und von allen kleineren 
teutfchen Staaten und mit dem Mugen bes teutfchen Volks auf bas 
Gtüdlihfte zufammen in der Forderung eines buch wahre 
teutfhe Nationalfreiheit und Einheit Eräftigen Bunbes. 
Sechsmal hundert taufend teutfche Krieger unter Einem einzigen Haupte 
vereinigt, oder auch nur zum großen Theil dem Ehrgeize einer großen 
Macht dienfibar, koͤnnten alierdings allen Nachbarn, Eönnten dem eu: 
ropaͤiſchen Gleichgewicht gefährlich werden. Aber eine wahrhaft natio: 


S. „Deutiches Landesftaatsrecht”’ I. und auch noh Klüber, Aetenl. 
©. Du Bd. I. ©. 299, 
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nale und freie Bundesverfaffung hebt diefe Beſorgniß, hebt überhaupt 
die Gefahr von herrfehfüchtigen, mit teutfhen Waffen geführten Er: 
oberungsfriegen auf. Die durch Freiheit bedeutende und wirkſame 
Stimme und Kraft der Nation, ihrer Bebürfniffe und Intereffen, 
fie begründen, fo wie für das teutſche Volk felbft und feine minder: 
mächtigen Fuͤrſten, und wie für jeden ber beiden mächtigeren, fo auch 
für jene fremden Nationen ein mohlthätiges Gleichgewicht, eine ſchuͤtzende 
Bürgfchaft, daß niemals, weder unter franzöfifcher oder ruffifcher, noch 
unter preußifcher oder öfterreichifcher Fahne vereint, jene Streiter ihrer 
Freiheit gefahrdrohend werden. Die teutfhe Nation und ihre 
Freiheit find die fiherften Stügen bes Friedens und der 
allgemeinen Erhaltung. Das erkannten, durch trautige Er» 
fahbrungen belehrt, aud England und Rußland zugleih mit De: 
fterreih und Preußen, mit den teutfchen Fürften und dem teutfchen 
Volke an. Eben wegen bdiefer glücklichen Uebereinflimmung von Politik 
und Recht fprechen fih alle fo günftig aus für eine mahrhaft freie 
ſtaatsrechtliche Nationalverfaffung. Der Kaifer Alerander erklärte in 
diefer richtigen Politit auf dem Wiener Congreffe gegen Defterreich und 
Preußen, ebenfalls zurüdweifend auf jene von Kalifch aus gegebenen 
feierlichen Zufagen, daß nur in dem von Defterreih, Preußen und Han 
nover, im Miderfprud gegen Baiern und MWürtemberg, vertheidigten 
liberalen und Eräftigen flaatsrehtlihen Bundesſyſtem 
(institutions fortes et liberales), „welches die Rechte von Allen be— 
„ſtimmt und fhüst und bie Regierungsmillfür hemmt,” 
Europa die Garantie feiner Ruhe finden fönne, daß nur dieſes ben 
Berheifungen von Kalifch entfpreche *). — Sollte aber irgendwo eine 
entgegengefegte,, eine falfhe und herrſchſuͤchtige Politit die Oberhand 
gewinnen und, fo wie es einft Napoleon wegen Mangel teutfcher 
Mationalfreiheit und Einheit gelang, teutfche Streitkräfte fich 
dienftbar machen wollen und deshalb jener wahren teutfchen Matio: 
naleriftenz und Freiheit feindlich fein, nun dann wird Recht und Ehre 
und Kraft einer freien großen Nation ber ihrer Freiheit feindlichen 
ehrgeizigen Politik entgegenwirken. 

Der Idee eines flaatsrechtlichen Mationalbundes entfprechen auch 
die einzelnen Beflimmungen der verfchiedenen officiellen Entwürfe zur 
Bundesverfaffung , welche Preußen und Defterreih und Hannover vor 
bem fpätern fchnellen Abfchluß des Bundes nah Napoleon's Ruͤck⸗ 
kehr vorlegten. (S. „Bund.“) Aufer den auch noch in die Bunbesacte 
übergegangenen Beflimmungen einzelner wahrer Staatsrechte für die 
teutfchen ‚Bürger enthielten fie noch mehrere andere, wie das Recht der 
Freiheit dev Perfon, das Recht aller Teutſchen, ihre Bildung ſich auf 
allen teutſchen Univerfitäten zu erwerben, ferner Beftimmungen über die 
Drganifation der Kirche und über allgemein nügliche Einrichtungen für 
Teutſchland, über freien Handel, über Poften und Münzen, über ein 





*) Klüber, Acten J. ©. 61. 
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allgemeines Gefegbudy und vor Allem über ein Minimum von land 
fländifhen Rechten unter Bundesgarantie. Sie enthielten vorzuͤglich 
eine völlig ftaatsrechtliche und organifirte Obergewalt über die Bundes: 
flaaten und ihre Regierungen. Sie forderten ein ftändiges Bundesgericht 
für die Streitigkeiten der Bundesregierungen unter einander und für 
die auf die Bundeszuficherungen ſich gründenden Streitigkeiten zwiſchen 
den Unterthanen und dem Fürften, fo mie landftändifche Vertretung der 
Landesverfaffungen bei dem Bunde; ferner Androhung ber Strafe 
dee Acht für die Regierungen wegen Verlegung des Bundesver: 
trags; fodann eine Eintheilung Zeutfhlands in fieben Kreife, jeder 
mit Kreisgerichten als böchften Appellationsgerichten für den Kreis und 
als Gerichten für Streitigkeiten gegen die Regierungen, dann mit Kreis- 
oberften als hödyfter Erecutivgewalt für den Kreis, endlich eine Bildung der 
allgemeinen Bundesverfammlung durch zwei Kammern, duch ein Dis 
rectorium ober einen Kath der Kreisoberften mit ausfchließlicher, 
allgemeiner Erecutiv- und Repräfentationggewalt des Bundes, 
und einem Rath der Fuͤrſten und Stände, blos für die Bun— 
desgefeggebung mit Zheilnahme auch aller mediatifirten reicheftän- 
diſchen Fürften und Großen, und mit allgemeiner Entfheidung 
der Stimmenmehrheit. Natürlich, und wie ſich nachher ergeben 
wird , bezeichneten jest auch die Beftimmungen des Bundeszwecks die 
allgemeine ftantsrechtlihe Natur des Bundes *). 

Mur bei zwei teutfhen Regierungen fand, mie fehon oben 
(Bd. V. ©. 351) ausgeführt wurde , die bee eines ftaatsrechtlichen 
Bundesftaats beharrlihen Widerfpruh. Baiern und Würtem: 
berg erklärten nämlich zugleid mit ihrer Anerfennung der Nothwen⸗ 
digkeit freier ftaatsbürgerlicher Verfaffungen, weldye auch fie bereits nod) 
befonder® ihren Rändern zugefagt hätten, dennoch die flaatsrechtliche Un⸗ 
abhängigfeit oder die Souveränetät ihrer Staaten als von ihren 
Untertbanen mit theuren Opfern erfaufte, ihnen theure 
Rechte, welche die Acceffionsverträge zur großen Alliance anerkannt 
hätten, welche der Art. 6 des Parifer Friedens in der beftimmten Un— 
abbängigkeit der teutfhen Staaten ebenfalls feitfegte, und 
welche fie nicht duch Unterordnung unter eine ſtaatsrechtliche 
Bundesgewalt und deren Einmifhung in die innern Ver: 
hbältniffe aufgeben dürften, ohne, wie Baiern binzufegt, „an 
ihrem Volke verantwortlich zu werden.” Sie erklärten den 
in glich für ein ganz freies rein völkerrechtliches 
erbältniß **). Bei anderen teutfchen Regierungen hatten 










cte 
). 177. 402. 454. 459, 493. 531. 533. 571 ff. Weberficht 
‚ Berhandlungen Bd. I, ©. 201. 
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VI. Die Geftaltung des Bundes und des Bundes— 
rechts durch den Bundesvertrag. — Schon oben wurde genüs 
gend entwidelt: | 

1) Die mwefentliche,, rechtliche Werfchiebenheit, mie die politifchen 
Wirkungen eines ftaatsrehtlihen Bundesftaates, eines blei— 
benden völferrehtlihen - Staatenbundbes und eines vor— 
übergehbenden völferrehtlihen Alliancevertrags (Bd. II. 
S. 76—116. Bb. V. ©. 347350.) 

2) Die wiffenfchaftliche Ueberzeugung des Verfaſſers, daß in Folge 
des vorhin erwähnten behartlihen Widerfpruchs von Baiern und Würs 
temberg gegen die ftaatsrechtliche Natur des Bundes und beren Bes 
fchränfung ber Souveränetät der Berfaffung und Regierung ber einzel- 
nen Bundesflaaten, und bei der Nothwendigkeit, fi vor dem neuen 
franzöfifhen Krieg über bie mefentlichen Grundlagen des zukünftigen 
teutfchen Rechtszuftandes zu einigen, det Bundesgrundvertrag zulegt: 

A) in feinen „allgemeinen Beflimmungen zur Feſt— 
ftellung des Bundes” (f. „Bundesacte”) einen im Allges 
meinen blos völferrehtlihen Staatenbund begründete mit bem 
allgemeinen Bundeszweck der blos völkerrehtlihen Sicherung 
Teutſchlands und der Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit einzel- 
ner Bunbdesftaaten (nicht aber etiwa einer inneren ſtaatsrechtli— 
hen Sicherheit und Ruhe der Staaten, f. Bd. V. S. 351—360); 

B) daß derfelbe zugleich, unbefchadet diefes allgemeinen rein voͤlker⸗ 
rechtlichen Zwecks und neben ber im Allgemeinen ober regelmäßig 
allen teutfchen Staaten, ihren Regierungen und Bürgern zugeſicherten 
Souveränetät der Verfaffung und Regierung in feinen befondern 
(Ausnahms- und Anhange:)Beftimmungen zur Erhaltung eines na= 
tionalen und rechtlichen Zuftandes der teutfchen Nation den teuts 
ſchen Bürgern einige einzelne beftimmte Rechte als mwefentliche allgemeine 
teutfche Mationalrechte und als ein Wenigftes eines verfaffungsmä- 
ßigen Rechtszuſtandes ausdruͤcklich Namens aller Bundesregierungen an= 
erkennen und zugleich durch Bundesfhug verbürgen (nicht aber etwa ih⸗ 
nen Rechtsbeſchraͤnkungen ober polizeiliche oder andere Pflichten auflegen 
und dutch fie die Souveränetät befchränken) wollte. (Bd. IV. &. 337 
—386. Bb. V. ©. 350—360.) 

Das durch den Bundesgrundvertrag begründete, das in biefem 
wichtigen Sinn aufgefaßte Bundesfpftem mochte Mängel haben und — 
fo fern mit ihr Nationalrepräfentation Statt gefunden hätte — ein 
Bunbdesftaat der gewuͤnſchten Wieberherftellung einer ftantsrechtlichen oder 
Reichsverfaſſung viel näher ſtehen. Aber es enthielt, mie bie citirten 
Ausführungen es darthun, menigftens die wefentlidhften Grund— 
lagen zur Entwidelung eines würdigen teutfhen Rechts— 
zuftandes und verdiente den Dank der Nation gegen 
feine Gründer. Und die eigenthuͤmliche Schwierigkeit der teutfchen 
Berhältniffe erheifcht jedenfalls doppelte Billigkeit bei der Beurtheilung 
diefer allgemeinen Verhältniffe. nn. 
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VI. Die proviforifhen Carlsbader und mehrere 
nadhfolgende Bundesbefhlüffe. — Eine veränderte Geftalt er- 
hielt der teutfche Öffentliche Rechtszufland, menigftens vorübergehend, feit 
den 1819 in Garlsbab entworfenen und fpäteren,, fie erneuernden und 
erweiternden Bunbesbefchlüffen. Schon anderwärts haben wir die hi⸗ 
ftorifche Ueberzeugung zu rechtfertigen gefucht, daß die Carlsbader Be— 
fchlüffe für Teutſchland, ja für das fo vielfach feinem Einfluß ausge: 
feste und hinwiedberum von ihm beftimmte übrige Europa ein vielleicht 
nicht minder folgenreihes Ereigniß find, als die Freiheitsfriege. Jeden⸗ 
falls wird Jedermann ſchon jest ihren wechſelwirkenden Zufammenhang 
mit den großen europäifchen Werhältniffen und Gongreffen, mit ben 
neuen Revolutionen in FSranfreih, Polen, Spanim, Portugal und 
mit unſeren fpäteren teutfchen Zuftänden anerkennen müffen. Auch ift 
es wohl eine nicht zu verfennende traurige Wahrheit, dag — mas 
Zeutfhland früher fo fremd war — feit 1819 Teider teutfche Kerker faft 
nicht mehr leer werben von politifchen Verbrechern und Gefangenen, eben 
fo wenig als von teutfchen politifchen Flüchtlingen die fremden Länder, 
als von zu früh politifch Verzweifelnden die Ausmandererfchiffe. Aber 
"nicht blos die großen, zum Theil noh unenthüllten hiftorifchen 
und politifchen Folgen diefer Mafregeln, fondern auch ber Umftand, 
daß fie nur ald proviforifhe und Ausnahmsmafregeln in 
unfere Gefege traten, und bei dem noch ſtets erneuten DBerfprechen de— 
finitiver Gefege insbefondere zur Verwirklichung der verheißenen Pref- 
freiheit nod) fo erfcheinen — alles diefes verpflichtet doppelt zur Der: 
anlafjung einer möglichft gründlichen Prüfung ihres juriftifchen Verhält: 
niffes zum Recht unferes Bundes und zum Zuftand unſe— 
ter Nation. 

Auf die Veranlaffungen der Carlsbader Befchlüffe oder auf das, 
was uns Beranlaffung fhien — ſuchten wir ſchon früher den prüfen 
den Blick patriotifher Staatsmänner zu richten *). Hier flehe nur das 
Ueußerlihe und Allgemeinfte,, wie es nicht blos jene citirten Schriften 
enthalten, fondern wie es länaft Gemeingut der Gefchichte geworden ift. 

Bekanntlich erfchien die Erfüllung der großen Verheifungen nad) 
dern Ablauf des zweiten Jahres feit dem legten Befreiungskriege einem 
großen Theil der Nation und befonders auch der durch die Feldzüge 
noch) einfeitig aufgeregten ftudirenden Jugend viel zu zögernd in's Werk 
gerichtet zu werden. Die Verſtimmung vermehrte fi, ald man immer 
mehr zu bemerken alaubte, daß eine Reactionspartei die Fürften mit 
Schredbildern aͤngſtige und ihnen die Erfüllung ihrer Zuſagen als ge: 
faͤhrlich darzuftellen ftrebe. Sie vermehrte fih, als jene Partei den 
Sieg errang , daß die Preffreiheit immer mehr befchränkt wurde. Die 
erfien bedeutenden Vorgänge biefer Art waren befanntlid die Unters 
deüdung der damaligen freieften teutfchen Zeitung, des cenfurfreien 


9 Dievolllommene Prepfreiheit. Freiburg, 1830. &. 79—120 
und meine Abhandlungen für das dffentlihe Recht. Stuttgart, 1823. 
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vheinifhen Merkurs, ſodann das Verbot jeder gerichtlichen mie 
außergerichtlichen meiteren Erörterung über eine von ber Reaction ge= 
machte Denunciation angeblich hochverrätherifcher, geheimer Verbindun⸗ 
gen. Das Verbot war vom Monarchen unftreitig wohlgemeint, indeß 
hätte duch diefe Erörterungen der fpäter actenmäßig gewordene Ungrund 
der Denunciation fo ar werden müffen, daß die ihr zu Grunde lies 
gende unfchuldige Thatſache nicht noch 1819, nachdem bie Partei unter 
dem Schuß firenger Genfur bereits mehr Boden gewonnen, trog jenes 
Verbots insgeheim zur Hauptgrundlage außergemöhnlicher Verfolgungen 
und Mafregeln hätte gemacht werden koͤnnen. — Zugleid) den Unmuth 
der Freiheitsfreunde und den Uebermuth ihrer Gegner fteigerten die Aus— 
legungen, die Viele feit dem Gongreffe von Aachen der heiligen Alliance 
zu geben fuchten. Allerdings erklären darin die Gründer berfelben 
„feierlich, daß fie einzig und allein’ zum Gegenftand hat, Angefihts der 
„Welt ihre unerfchütterliche Entfchließung zu erkennen zu geben, ſowohl in 
„der Verwaltung ihrer Staaten, als in ihren politifchen Werhältniffen 
„mit jeder andern Negierung allein die Vorfchriften der heiligen chriftli= 
„hen Religion zur Regel zu nehmen.” Deshalb hatte es denn auch 
nicht beunruhigt, als nicht nur der König von England den Beitritt zu 
betfelben ablehnen zu müffen geglaubt hatte, und nad den Zeitungen 
im englifhen Haufe der Lords felbft der Minifter Liverpool von ges 
heimen Artikeln derfelben gefprochen haben ſollte. Doch nad dem Con⸗ 
geefje von Aachen (f. oben Bd. II. ©. 689) fuchten ungefheut 
manche Reactionsmänner diefe heilige Alliance als ihre Stüge, als einen 
Bund gegen die Volfsfreiheit darzuftellen. Nocd mehr flieg bei fo im- 
mer mehr getrübten Hcffnungen der Unmuth durch zufälliges. Bekannt» 
werden einer ausländifchen, angeblich von hoher Hand herrührenden Ver- 
bächtigung der Freunde teutfcher Nationalität und Freiheit, zunaͤchſt ber 
teutfchen Univerfitäten, der Profefforen und Studirenden , dann zugleich 
durch die Entdeckung der Berichte eines geheimen ruffifchen Agenten. Diefes 
veranlaßte bei Manchen den Verdacht, im fremden Intereſſe, durch auss 
mwärtige Einwirkung und vermittelft falfcher Vorftellungen von Staates 
gefahren durch angebliche hochverraͤtheriſche Beſtrebungen follten teutfche 
Regierungen und Völker getäufcht und den Völkern ihre fhönften Hoff⸗ 
nungen, die Verwirklichung jener großen Verheißungen vereitelt werden. 
Ein folder Gedanke, in Verbindung mit der immer giößeren Verfagung 
freier Öffentlicher Mittheilung, nahm einem ungeduldigen:teutfchen Jüngs 
ling die Hoffnung, auf offnem gefeglihen Wege zur Rettung: des Bar 
terlandes wirken zu können — und der Unglüdliche, fich täufchend durch 
falfhe Theorien und die WVorausfegung der Erlaubtheit des Morde 
fremder Spione, ftürzte fi in die Nacht des Wahns und des Vers 
brechens. 

Die That eines Einzelnen ſchien geſuͤhnt und getilgt durch das blu⸗ 
tige Schwert ſtrenger Gerechtigkeit. In Teutſchland und Europa herrſchte 
Ruhe und Frieden. Keine Widerſetzlichkeit zeigte ſich uns im dem teut⸗ 
ſchen Volk, keine Aufreizungen dazu, auch da nicht, wo Preßfreiheit 
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Statt fand, fo wie 5. B. in Weimar, Holftein und Heffen. Wo 
das Verfprechen der Verfaffung gelöf’t war, da fühlten Zürft und Volk 
ſich glüdlih. Die neuen Verfaffungen wurden mit frifher Freude ges 
ſetzlich gebraucht. Diele Freude, diefer Gebrauch und die fihtbar reifende 
Züchtigkeit des Volkes für eine wuͤrdige gefegliche Freiheit mwiderfprachen 
doppelt den Vorherfagungen ber Freiheitsfeinde. Die allgemeinere Ver: 
wirklichung ber großen Zufagen ſchien endlidy nad) jenem aus den. da= 
mals noch öffentlihen Bundesverhandlungen erfichtlihen Wetteifer libes 
raler Erklärungen über die Verfaffungspetition am Bundestage im Jahre 
1818 und nad jener befannten Verfafjungspetition in den Rheinlan: 
den; fie ſchien nad den von Niebuhr, Schleiermader und an— 
deren preußifchen Patrioten fiegreic; befämpften öffentlichen Denunciatios 
nen unvermeidlich zu fein. Doc, harrte das Volk in vertrauensvoller Ruhe. 
Auch in der Sugend hatten ſich nach vielfeitigen öffentlichen Anerken⸗ 
nungen Fleiß und ſittlich mwürdiger Ton mehr, als feit Jahrhunderten 
entwidelt. Die allerdings noch aus den Feldzügen flammende, da wo 
es an Preffreiheit und VBerfaffung fehlte, durd bie er- 
zwungene politifche Unthätigfeit der Männer genaͤhrte - 
einfeitige politifhe Aufregung der Jünglinge und ihre zum Theil 
jugendlidy anmaßlihe Richtung ſchien theils von felbft, theils durch cin- 
fache disciplinarifche Mittel verſchwinden zu Finnen. Kurz, Altes gab 

| auf die baldige glänzende MWiderlegung jener (in ben polis 






















fhen Annalen 1815 ©. 3 und 4 -mitgetheilten) unglüdlichen 
moͤſiſchen Prophezeihungen, daß die teutfche Nation nicht ohne furcht- 

ipfe in den Beſitz der ihr verheißenen Freiheit kommen werde. 
h — ungluͤckliches Verhaͤngniß und bei dem Mangel der Preß⸗ 
lang ber Reactionspartei ihre Taͤuſchung. Die freilich oft herb 
ten Wünfche nad) baldigfter Erfüllung der großen Verheißun⸗ 
die Verſtimmungen über ſcheinbare oder wirkliche Ruͤckfchritte, 
n ber Freiheitsfreunde, ihre Zurüdweifungen der MReactio: 
n, daß biefe immer mehr jeden Reſt von Preßfreiheit, fo 

kreben für gefegliche Freiheit in den jegt immer mehr nur 
ehenden cenfirten Blättern und insgeheim anfchwärzten. 
e Öffentliche Aeußerungen mußten jegt auch die Freuden: 
Sahrestage der Befreiung des Baterlandes erlöfchen. Se 
des redlihen Volkes Abſcheu Sand'ſcher Thaten rechnen 
mehr gerade bemühten fich die Freiheitsfeinde durch Vor: 


KENT 


A red Bufammenhangs mit allen liberalen Beſtrebungen diefe 


| mach mehrjährigem unermüdlihen Wirken ſchienen bie 
J gen der Meactionsfreunde zu fliegen; gerade 
m fiegen, wo bie Zeitungen, nachdem Hr. v. Hum: 
ngsminifter einberufen war, von baldiger Einführung 
in Preußen fprachen. 
nt und bereits ein Beftandtheil der teutfchen Ge— 
ezt unerwartet und plöglich im ui 1819 durdy 
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alle Zeitungen verbreiteten Nachrichten von großen teutfhen Verſchwoͤ⸗ 
rungen. Große Mafregeln machten auch die Zweifler irre ober ſtumm. 
Merkwürdige Zeitungsartikel verdächtigten felbft die gewöhnlichen Gerichte 
demagogifcher Gefinnung und fuchten die Unmöglichkeit, die ja jegt ganz auf: 
gehobene Verpflichtung zur Einführung der verheißenen Freiheit darzuthun. 
Diefelbe Macht der Cenfur aber, welche bekanntlich dadurdy fo fehr ver: 
ftärft wurde, daß gerade jegt den hohen Regierungen bie Carlsbader 
Befhlüffe als nöthig erfchienen, verhinderte lange, ja zum Theil dis, 
auf diefen Tag die Enthüllung der Zäufhungen, bie bier mitwirkten. 
Daß aber ſolche fehr ſtark mitwirkten, daß in jene allbefannten Acten- 
auszüge, welche aus der preufifchen Staatszeitung alle teutfhen Zeitun- 
gen aufnahmen, während fie meift die Berichtigungen zurüdwiefen, viele 
Verfaͤlſchungen fi einſchlichen, welche unter den Hunderten von Ange— 
Elagten auch fpäter völlig ſchuldlos befundene Männer, wie E. M. 
Arndt u. f. w., als Hochverräther , ja zum Meuchelmord entſchloſſene 
Hochverraͤther darſtellten, diefes liegt jegt feit einer ganzen Reihe 
von Jahren ohne den geringften Widerfprud in öffentlichen 
_ actenmäßigen Beweifen der Welt vor *). Und wenn e8 wahr ift, was ſchon 
der unmittelbare hiftorifche Zufammenhang in Verbindung mit officiel- 
fen Verkuͤndungen darzuthun fehlen, und was damals wiederholt öf- 
fentlihe Mittheilungen und bereits oben Bd. III. ©. 695 gegebene 
Auszüge der Garlsbader Verhandlungen darftellten, daß auf dem Con- 
greffe zu Carlsbad die angeblich unzweifelhafte große Zahl hochverraͤthe⸗ 
riſcher Verbrechen und Verbindungen in verſchiedenen Theilen von 
Teutſchland die Grundlage der Berathung über die etwaige Nothwen— 
digkeit außerordentlicher Mafregeln gegen außerordentliche Staatsgefah- 
ren bildeten, fo waren diefe hohen Staatsbeamten gerade jest in einen 
hoͤchſt folgereichen Irrthum geführt, in den oben Bb. II. &. 695 von 
3ſchokke und Rotteck beflagten Itrthum, daß man Verbrechern ein 
Mißſtimmung zur Laſt legte, die nur durch Mangel an Rechtsbeftiedi— 
gung entftand. Denn Thatſache ift es, daß troß der außerordentlichſten 
jahrelangen Unterfuhungen gegen angeblich fo viele geheime Buͤndler, 

viel wir wenigfteng in Erfahrung bringen konnten — nicht eine einzig 
gerichtliche Werurtheilung bekannt wurde. Auch die wiederholt verfpro: 
chenen Öffentlichen Mittheilungen der Ergebniffe der großen Unterfuchun. 
gen der Bundescentralcommiffion blieben aus. Ja nach Verlauf mehre 
rer Sahre erfolgten von einer beflimmten Seite in einer b ühm 
fentlich mitgetheilten Girculardepefche fogar andere öffentliche Erf 
jene fhon 1819 verfolgten geheimen hochverrätherifchen Verbir 
wegen deren angeblich actenmäßig erwiefener Eriftenz man 
Öffentliche Maßregeln ergriffen und gerechtfertigt hatte — hätten 
eigentlich noch nicht eriftirt; fie hätten ſich erft jest (alfo bereits unter 
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*) In den vom Verfaſſer auch der hohen preußiichen Regierung, wie bem 
hohen WBundestage vorgelegten Abhandlungen für bas Öffentliche 
Recht. Stuttgart, 1823. . 


Teutſcher Bund u. teutfches Bundesrecht. 371 


Herrſchaft der ergriffenen CE arlsb aber Sicherungsmaßregeln), und zwar 
ganz nad) jenen zu frühen polizeilichen VBorausverfündigungen gebildet — 
in jenem Sünglingsbunde nämlich und in feinen angeblichen unſichtba⸗ 
zen Oberen. 

Aber ebe, erft fpäter nad langen Jahren, diefe Lichtftrahlen fich 
ber Genfur entwinden fonnten, und vielmehr gerade bei den erften oͤf⸗ 
fentlidh beunrubigenden Nachrichten und Mafregeln war ja der Congreß 
nah Carlsbad berufen. 

Vielleicht irren wir. Aber bei der forgfältigen Erinnerung, wie bei 
dem Blick auf die vor uns liegenden Gefchichtsbücher über jene Zeiten, 
iſt uns wenigſtens nichts befannt“ geworden, mas die allgemeine geſetzliche 
Drdnung wirklich ernftlich bedroht hätte, zumal dann bedroht hätte, wenn 
den Öffentlihen Münfchen durch Reditsbefriedigung Erfüllung geworden 
wire. Seren mir, fo berichtige man ben Irrthum. Sedenfalls Eann 
bei jo wihtigen fortwirfenden geſchichtlichen Ereigniffen die 
Mittheilung der Meinungen ehrlicher Männer nur heilfame Prüfung 
veranlaffen. Uns aber erfhienen auch fpätere Befchlüffe, welche die 
Garlebaber Beſchluͤſſe erneuerten umd erweiterten, oder auch die nächften 
Erfheinungen, woran fie ſich knuͤpften, nur als Folgen der erften Urs 
ſache und der erfien Befchlüffe und des durdy fie fiegenden Syſtems. 
Die Cenfur insbefondere fhien uns ftets nicht etwa fo wie eine bit: 
tere Arzenei, oder ein Worbeugungsmittel gegen Krankheit, ale ein 
mit der Deilung felbft verfhmindende8 phofifches Uebel. Das 
Uebel der Hemmung oder Unterdrüdung der MWahrheitsfreiheit erfcheint 
uns als ein moralifches Uebel. Es erhält und bewirkt, nad) einem 
teagifhen Geſetz der ſittlichen Weltordnung, mit jedem Siege, den «8 
erringt, neue Kraft und Anreigung zu neuer Vermehrung. Wo man 
einmal angefangen hat, die Freiheit der Mahrheit, als gefährlich, mehr 
ober minder zu hemmen oder zu unterdrüden, da wird man wohl ftete 
finden, daß fie noch nicht genug unterdrücdt if: Immer mehr bildet 
ſich bei nicht ganz unwuͤrdigen Wölkern innerer MWiderfprudy mit diefem 
Spitem, und immer neu zeigt fich eine Luͤcke, durch welche er, durch 
elche natürlicher oder vermittelft der Genfur felbft veranlaßter Mißbrauch 
ber Freiheit hindurchdringt. Wo foll aber nun die Gonfequenz ſtille fte: 
yen, wo enden bei einem foldyen Syſtem? Auch folgten den erften 
aber Bundesgefegen gegen die freie Meinungsäußerung in nicht 
ingen Jahren eine mwahrbaft uͤberraſchende Menge neuer Bundes- 
über oder gegen die Freiheit der Preſſe, über Redefreiheit auf 
kühl und in ftändifhen Verhandlungen über Petitionen, Volke: 
ungen, über die Deffentlichkeit der Bundesverhandlungen. 
N rafen in den Jahren 1819 bis 1830 von vierzehn Bundesbe⸗ 
Khlüffen allgemeinen Inhalts fieben abermals die Befchränfungen der 
Rede⸗ und Preffreiheit. Und über die Preßſache allein erfchienen in 
den Jahren 1830 und 1831 dreizehn neue Bunbesbefchlüffe. Die 

arlsbader Befchlüffe feloft waren als außerordentliche Maßregel wegen 
außerorbentliher Staatsgefahr nur proviforifch en, vorüberge: 
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hend, nur auf fuͤnf Jahre gegeben. Allgemein vertraute man, daß 
dieſe Ausnahmsgeſetze, die in einer teutſchen Pairskammer ein hochge— 
achtetes Mitglied derſelben eine geiſtige Gefangenſchaft der Nation auf 
fuͤnf Jahte genannt hatte, mit dem Ablaufe dieſer fuͤnf Jahre erloͤſchen 
wuͤrden. Der Art. 18 hatte ein gleichfoͤrmiges definitives Geſetz uͤber 
Preßfreiheit fuͤr ganz Teutſchland in der erſten Zuſammenkunft der 
Bundesverſammlung verſprochen, ſelbſt die Carlsbader Beſchluͤſſe hatten 
dieſes definitive Geſetz wenigſtens vor dem Ablaufe von fünf Jahren ver— 
hießen. Doch die Genfur feffelte die Sprache der Nation für ihre 
Wuͤnſche und Beduͤrfniſſe. Da erfchien kurz vor Ablauf diefer fünf 
Sahre im tiefften inneren und aͤußeren Frieden in kutzem Bunbesbe- 
ſchluß vom 16. Auguft 1824, ſtatt des Preffreiheitsgefeges, die Beſtim⸗ 
mung einer Verlängerung der Carlöbader Ausnahmsgeſetze, jest auf unbes 
ftimmte Zeit. Eine äußere Veranlaffung wäre hier ſchwer zu bezeicy- 
nen. Wenigftens keine andere, als daf die Wuͤnſche für die volle Ver- 
wirklichung der der Nation zugefagten rechtlichen Freiheiten unerlofhen 
fortlebten, und daß auch nad) dem Ablaufe der fünf Jahre eine genuͤ⸗ 
gende innere Befriedigung in der Nation fehlte. Eine hoͤchſt merk⸗ 
wirdige Erfcheinung wurde höheren Orts zur Rechtfertigung der Carls⸗ 
bader Beſchluͤſſe angeführt (f. oben Bd. III. ©. 696), daß nämlid auf 
eine beifpiellofe Weiſe in ganz Zeutfchland alle nicht officiellen Stimmen 
der Preffe als Organ und im Intereſſe der Freiheits » oder Volkswuͤn⸗ 
fche, nicht eine aber im ntereffe der Negierung erfchienen. Sollte ſich 
diefes auch da ändern, two freie Aeußerung auf längere Zeit hin eben fo 
unmöglich oder gefährlich, als die Lobpreifende Stimme ber öffentlichen 
Gunft gewiß ift, fo Ändert diefes doc; die wahre Stimmung des Volke 
noch nicht. Und wenn felbit viele Tauſende von den zur Stille gezwun⸗ 
genen Wuͤnſchen für vaterländifche Freiheit vielleicht zu materialiftifhen 
Antereffen und Genüffen hingemwiefen werden, fo find gerade dieſe die 
ſchwaͤchſte Stüge der Regierung in ber Stunde neuer Aufregung und 
Eräftiger Aeußerung der Unzufriedenheit. Beides wurde felbft nad) 
zwölfjähriger Herrfchaft der Carlsbader Gefege in ben Sahren 1830 
und 1831 deutlich genug. ES zeigte fi in dem Dutzend Bleiner Re: 
volutionen in teutfchen Ländern, welche ſicher eben fo wenig als die frü: 
heren in Neapel und Piemont, oder die doppelten in Spanien und Pors 
tugal duch Mangel an: Genfur der Preffe oder der Lehre entitanden. 
Es zeigte fich noch bedenklicher in der ganzen Volksſtimmung, deren 
weife Beachtung die Gabinette beftimmte , der Erhaltung des Friedens 
die größten Anftrengungen zu widmen, ja biefem Frieden vorzuͤglich 
durch die polnifchen und belgifhhen Revolutionen und nad ben &:. 
fährdungen und Verlegungen der teutfchen Grenzen ſchwer gefränkte 
Gefühle, Intereffen, Wünfche und Rechte zum Opfer zu bringen. Es 
zeigte fich endlich in betrübenden, tadelnswerthen und verbrecherifchen Un⸗ 
ternehmungen, fo wie durch die vielen $lüchtlinge, Auswanderer und po⸗ 
litiſchen Gefangenen , feitdem auch die in den Jahren 1830 und 1831 
neu entftandenen Hoffnungen durch Erneuerung und Verfchärfung ber 
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Garlebaber Befchlüffe mehr und mehr wieder verfchwanden. Werden fie 
nun — worauf e8 doch anfommt, und was gewiß eine forgfältige 
Prüfung wohlmeinender Staatsmänner erheifcht — werden fie wohl in 
den unvermeidlid) wiederkehrenden Zeiten wahrer Gefahren fid 
fhügender ermeifen, ald 1830? Und werden diefe Gefahren ftets, wenn 
auch mit ſchweren Opfern, zulegt doch nody durch unerwartete außere 
Umftände alüdlih abgewendet werden? Werden fie fo wie bisher in je: 
der Krife eine ftets ausgedehntere gefährlide Mißſtim— 
mung zu befämpfen haben? Könnten fie wohl gar, ftatt gruͤndlich zu 
befriedigen, im Geheimen ſelbſt aͤhnliche Uebel erzeugen und nähren, als 
die, welche das teutfche Reich vernichteten und alle feine Staaten an den 
Rand bes Verderbens bradıten ? Entftehen endlich die wahren Uebel und 
Gefahren durch Mangel der Genfur oder durch Beſchraͤnkung und durd) 
Mangel an Rehtsbefriedigung und Wahrheit? Doc diefes 
fei hier nur der vorurtheilsfreien Prüfung ſachkundiger Patrioten und 
Staatsmänner empfohlen! Am Wichtigſten aber ift ficher überall die 
Frage des Rechts und der Gerechtigkeit. 


Dieran nun Enüpft ſich alfo bie firengjuriftifche völfer: und flaate: 
rechtliche Unterfuchung , in wie fern die Beſtimmungen der Carlsba— 
der und in ihrem Geifte abgefaßten neueren Bundesbefchlüffe jenen 
oben VI gef&hilderten Grundlagen, Zmweden und weſentlichſten Grund: 
fägen des National: und Bundesvertrags und der früheren Bundesver: 
handlungen entfprehen? Wir übergehen aber bei jener Frage gänzlich 
die verfchiedentlihh zur Sprache gekommenen Mängel der zur bundee- 
oder landesgeſetzlichen Gültigkeit nöthigen Formen und Publicationen ber 
Sarlsbader und anderer Beſchluͤſſe, namentlich aud der Wiener Schluß: 
acte. Abgeneigt, ohne abfolute Nothwendigkeit, etwas nicht Erfreuliches 
zu berühren, laffen wir auch die wiederholt angeordneten Bundescentral: 
commiffionen zur Seite. Mir berühren felbft nur in allgemeiner Hindeu— 
tung fpätere Bundesmaßregeln. Auch ift noch zu bemerken, daß mehr: 
fache Bundesbeftimmungen nach den Garlsbader Befhlüffen, weldye 
immer nody als durch definitive Beftimmungen zu erfegende Aus: 
nahmsmaßregeln in unferem Bundesrechte erfcheinen, Feineswegs 
ihren Principien huldigen. Auch die Wiener Schlußacte beftätigt 
offenbar in fehr vielen Beftimmungen auf eine Achtung und Dankbar- 
keit in Anſpruch nehmende Weife die Grunbanfichten der Bunbdesacte 
und ihrer Gründer. Sie weifet fogar zurüd die laut öffentlicher Blaͤt— 
ter und nad Andeutungen der Garlsbader Beſchluͤſſe und des Präfidial: 
vortrags bei Gelegenheit berfelben ben neuen Lanbdesverfafjungen da— 
mals angebrohte, beinahe gaͤnzliche Vernichtung ihrer Deffentlichkeit , ih: 
rer tepräfentativen Natur. (S. oben Bd. III. ©. 692.) Dennoch aber 
finden fih auch in ihre Beftimmungen, die wir mwenigftens audy bei bem 
beiten Willen weder mit jenen zuvor erwähnten eigenen Beflimmungen, 
noch mit dem Bunbesvertrage und feinem Spfteme in. Harmonie zu 
fegen vermögen, die vielmehr nur ben Anfichten ber Carlsbader Be: 
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fhlüffe verämbar ſcheinen, die alſo auch mit deren Beſeitigung durch ber 
finitive Befchlüffe wohl ebenfalls Veränderungen entgegenfehen dürften. 

1) Die erſte Hauptverfhiedbenheit diefer Garlsbader und 
ihnen entfprechender fpäterer Befchlüffe betrifft eben die vorher vor Al- 
lem in ber Freiheit der Öffentlihen Meinung geadtete freie 
Nationalität. Das Bundesfpftem erklärte nad dem Obigen ſtets mit 
hoher Achtung die freie Meinung und Stimme der Nation als Leitftern 
auch für die Bundesverhandlungen. Es hielt fie, es hielt die Preßfrei- 
heit und jede erlaubte freie Aeußerung von Meinungen, Bitten und 
MWünfchen über die gemeinfchaftlihen Angelegenheiten, bei dem gänz- 
lihen Mangel aller Mationalrepräfentation und der ftändigen Reichs— 
gerichte, zu deren Erfag, zur Erhaltung der Achtung, ja vielleicht der 
Eriftenz und mindeftens der freien Entwidelung und innigen Verbin— 
dung einer freien Nation und ihres Rechts, fo wie zur heutigen Wahr: 
beit ſtaͤndiſcher Verfaſſung und ihres Rechtsſchutzes für mefentlich- 
Hierzu aber ift wohl unffreitig gerade die politifche Preffreiheit oder die 
der Zeit: und Flugfchriften wichtig, welche die Carlsbader und fpätere 
Befchlüffe unter Genfur ftellen. 

Eben fo aber, wie fie ftatt der Preßfreiheit ihr Gegentheil, die Cen= 
fur, einfüheten, fo verwandelten fie großentheils auch den andern Grund: 
fat des Bundesvertrags, daß das in ihm zugefiherte Minimum von 
Freiheitsrechten der Bürger, alfo jedenfalls die bundesgefeglich beſtimmte 
Preffreibeit von allen Regierungen eingeführt und geachtet werden müffe. 
Diefer Grundfag, nad) welchem früher au die hohe Bundesverfamm= 
üng das in bdemfelben Art. 18 enthaltene Minimum von Auswandes: 
rungsfreiheit fo liberal ausgelegt hatte, wurde thatſaͤchlich in fein Gegen: 
theil umgewandelt und jeder Regierung freigelaffen, Alles, mas die 
neuen Bunbesgefege von Preßfreiheit ließen, ihren Bürgern gänzlich 
zu zerfiöoren — ftatt des ihnen allgemein zugefidherten 
„Rechts der Preffreiheit. — Dagegen wurde jede Regierung ge— 
mungen, alle Befchränfungen der Preffreiheit im Bundesgefege bei 
ſich einzuführen, auch wenn fie gern nach jenem mahren Bundesrechte 
ihnen ‚ein Mehreres gegeben hätte. So mußte alfo, ftatt der Ver- 
mehrung der Preßfreiheit in Zeutfchland duch jene Rechtszuſiche— 
rung dee Bundesacte, diefelbe auch da verfchwinden, wo fie früher 
war, wie in Deffen, in Dolftein, auf den meiften Univerfitäten, 
während mehrere Landesgefeggebungen in der Vernichtung durch ſtrenge 
Genfuc aller Drudichriften und Buͤcherverbote felbft noch über die 
Carlsbader Beſchluͤſſe hinausgingen. Die neuen Bundesgeſetze be= 
ſchraͤnkten überhaupt die Deffentlichkeit der Bundes-, der landſtaͤndi— 
ſchen, der Gerichtsverhandlungen und die freie Mittheilung, die freie 
Stimme der Nation und ihrer Volksſtaͤmme, die Befprechung durch die 
Preſſe, durch Petitionen, Volksverſammlungen. Sie befchräntkten fie in 
ftets fleigendem und in folhem Grade, daß — fo glaubten wir 
wenigftens oben Bd. II. S. 328 unfere Ueberzeugung begründet zu 
baben — mohl fein früherer Zeitraum unferer vaterländifchen Gefchichte, 
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bag kein Beifpiel irgend eines nicht fremder Gemalt untertorfenen 
Bolks je fo vielfache Beſchraͤnkung ber Deffentlichfeit und der 
freien Sprache über die gemeinfhaftlihen vaterländi- 
fhen Angelegenheiten fannte. Während andere Nationen jetzt 
elfeitig ihre Zeitungen ſelbſt mit Aufhebung alles Poftgeldes aus- 
hen, werden unferer teutfchen Nation fogar zum großen Theil die 
fremden, ja die englifchen und franzöfifchen Zeitungen ganz oder theil: 
meife entzogen. Die Wirkungen diefer Befchränkung für Wahrheit und 
| , für Gemeingeift und ftaatsbürgerliche Selbftftändigkeit 
müfjen um fo. fühlbarer werden bei dem oben (Bd. I. ©. 242. 581. 
Il, 183. 274) geſchilderten erfaglofen Untergang fo vieler ihrer frühes 
ren "Bedingungen und Bürgfchaften, welche darin übereinftimmten, daf 
fe mittelbar auch det Freiheit der Wahrheit günftiger waren, als 
eingetretenen Aenderungen. Denke man nur des Einen, der durch 
brichige Verfegbarkeit und Entfernbarkeit der Beamten und felbft der 
Nichter vermehrten Abhängigkeit von mächtiger Gunft oder Ungunft! 
(S. oben „Staatsdiener“.) Vollends haben die Carlsbader Be: 
| Nachtheil ihrer Wahrheitsfreiheit diejenige Claſſe teutfcher 
taatsbürger abhängig gemacht, welche ſtets als vorzugsweife geeignet 
‚ber angefehen wurden, Wahrheit, Licht und Recht männlich 
be ferbftftändig zu vertreten , ihren freien Fortfchritt gegen Obfcurans 
tismus und Unterdrüdung jeder Art zu fördern, deren Stimme in ber 
ed- umd Reichsregierung ſtets mit hoher Achtung beruͤckſichtigt wurde. 
die Univerſitaͤtslehrer. (S. hieruͤber Lehrfreiheit“ und 
ſitaten“.) Die Univerſitaͤtslehrer hatten früher als Mit— 
ER felbftftändiger Gorporationen, ſelbſt in dem völlig freien Auf: 
treter m als Doctoten oder Privatdocenten in der Anftellung vermittelft 
bei ——— gen von dieſen Corporationen, unbefhränfte Lehrfreiheit und 
ie gü Di Lage, allermeift auch Genfurfreiheit. 
"Hlerüber, über die heilfame MWirkfamkeit diefer Lehrfreiheit, 
m jeeige Befchränkungen und über die Nachtheile und Gefah— 
darf ich früher Ausgeführtes nicht wiederholen. Die 
nd Staatsmänner aber hätten gewiß felbft diejenigen Pro: 
or "ec häsen müffen, bie ſich durch die öffentlichen Befchulbi: 
se ind Ausnahmsmaßregein gegen fie, durch deren wirklichen oder 
auf ihr Heiligtbum, ihre Lehrfreiheit und die mora— 
A Lehre, nicht follten gefränft fühlen. Aeußerungen 
er Zuruͤckweiſungen falfhen Verdachts erfolgten 
Ungrund der angeblichen Verſchwoͤrungen von 
uf der auf fünf Jahre beſchloſſenen Ausnahme: 
die Zeiten waren völlig ruhig, irgend eine 
Fortdauer der Ausnahmsbefhlüffe über die be: 
* te war wenigſtens nicht bekannt Ein Thomas 
tagen, Spittler und Häberlim lehrten nicht mehr 
Univerfitäten, auch kein Kant und kein Fichte, 
mad er, Fries, Luden, Oben und Arndt waren 
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verflummt. Lauter und verbreiteter war immer mehr nur die beguͤnſtigte 
Lehre „der VBernünftigkeit alles deffen, was ift,” oder auch 
„alles Diftorifhen.” Da erfolgte, flatt des gehofften Endes jener 
Maßregeln, ohne Angabe eines Grundes, in dem Bundesbeichluffe vom 
16. Auguft 1824 die einzige Zeile, fie dauerten: „felbft verftanden‘ fort. 
Und bis heute ſteht in Zeutfchland der Gelehrtenftand, der doch ſelbſt 
in Srantreih wie in England, und früher in Zeutfchland, durd) Unabfes- 
‘barkeit gefichert iſt, bei vielfach fehr gefchmälerten Corporationgrechten 
feiner früheren Genfurfreiheit beraubt, unter Ausnahmsgefeg und beſon⸗ 
derer Aufſicht! 

Auch fonft zeigte fich nicht das frühere Vertrauen zu der Wiffen- 
ſchaft und dem Gelehrtenftande, vielmehr mehrfach ein Beſtreben, auch 
feine Stimme im Staate möglihft zu beſchraͤnken. Die Neichsgefege 
hatten die Actenverfendungen, die Juriftenfacultäten in Civil» und Gri- 
minalfahen auf das Aeußerfte begünftigt, allen teutfchen Unterthanen 
diefes Palladium der rechtlichen Sicherheit in größter Ausdehnung ver= 
liehen. (S. „Actenverfendungen”.) Auch die Bundesacte hatte 
in ihrem Minimum von Rechten für die Unterthanen, im Art. 12 zu 
der Beflimmung , daß Staaten unter 300,000 Seelen der möglich: 
fien richterlichen Selbfiftändigfeit wegen ein gemeinfchaftli= 
ches mwohlbefegtes Dberappellationsgericht bilden follten, noch außerdem 
fie allgemein verpflichtet, den Unterthanen auch das Recht der Actenver: 
fendung an teutfche Kacultäten zu geftatten, diefen alfp das alte Zu— 
trauen bewiefen. est dagegen entfland eine authentifche Auslegung 
diefes Grundgefeges , modurd die völlig allgemeine Beftimmung be: 
ſchraͤnkt ward auf Civilfahen. Diefes fhien — abgefehen von ber ab: 
folut allgemeinen Faſſung der ertheilten Rechtswohlthat in Art. 12 der 
Bundesacte — wenigſtens nad juriftifchen Principien doch nur fo ges 
ſchehen zu koͤnnen, daß die als Minimum verliehene Wohlthat 
duch die Auslegung jegt mehr befchränkt werde, als man früher glaubte, 
alfo nur fo, baß die Regierungen zu einer Zulaffung der Uctenverfen- 
dung auch in Criminal- und Polizeiſachen, wenn diefelbe nicht Tandes: 
gefeglich befteht oder eingeführt werden will, nicht gerade duch das 
Bundesgefeg verpflichtet fein follen. Diefe Auslegung erfolgte durch 
Bunbdesbefhluß vom 13. Nov. 1834. Aber e8 ſchien keineswegs aus 
diefem Iediglih zur Begünfligung ber XActenverfendung und bes 
Rechts der Unterthanen verbürgten Rechtsminimum nun umgekehrt eine 
Ungunft für jene und eine Befchränkung für diefe abgeleitet werben zu 
können, und eine Verpflichtung der Negierungen, teutfchen Unterthanen bie 
Actenverfendung jest aus Bundespfliht und aus flaatspolizeilichen Grün= 
ben zu befchränfen. Dennoch fiegte diefe Auslegung in einem Bundes: 
befchluffe vom 5. Nov. 1835*). Auch da, wo, wie in ben meiften 
jener Eleinen Staaten, vor dem teutfchen Bunde und unabhängig von 
ihm die Bürger auf Actenverfendung ganz allgemein das Recht hatten, 


*) ©. beide Befchlüffe in Meyers Staatsacten B. II. Kortfesung S. 498. 


Zeutfcher Bund u. teutfches Bundesrecht. 377 


ba verlieren fie es jet gerade in den wichtigften Proceffen, in den 
ſtrafrechtlichen, in ſolchen, wo die politifche Gewalt betheiligt ift. 
Die eigentliche ſtaatsrechtliche Beurtheilung diefer Auslegung, wie 
die ähnliche der im Art. 18 unter den Rehtszufiherungen an die 
Unterthanen enthaltenen Beftimmung über die Preffreiheit hängt uͤbri— 
natürlich von der Anficht über die oben unter VI aufgeftellten 
undamentalpuncte ab. 

Bekannt ift ferner das Gewicht, welches überhaupt in Staat und 
Kirche ſonſt die theologifhen und juriflifhen Gutachten der Facultäten 
und die Schriften der Gelehrten hatten. Eine achtungswerthe twiffen: 
fhaftlihe Theorie und Gefegauslegung bewährter Nechtsgelehrten war 
früher aud in den Reichsverhandlungen, überhaupt in allen völferrecht: 
lichen und flaatsrechtlichen Derhandlungen in hoben Ehren. Nicht ganz 
fo ſchien biefes da der Fall, mo in Folge der Bundesgefeße in mehre: 
ren Bundesftaaten felbft der Drud des Rechtsgutachtens einer 
ber berühmteften SJuriftenfacultäten unterfagt wurde, ber 
Drud zur Vertheidigung und Ehrenrettung Verfolgter und peinlich An: 

eklagter unternommen. Es ſcheint auch felbft in Beziehung auf das 
desrecht nicht der Fall zu fein, nad den wiederholten mißfälligen 























afidialerflärungen in den Verhandlungen am Bundestage über fchrift: 
elleriſche Auctoritäten „bei der nur der hoben Bundesver: 
mn mlung zuſtehenden Ausbildung des Bundesrehts*), 
fo wie nad) dem Bundesbefchluffe vom 11. Dec. 1823 $. 167. Hier- 
nad) oft die hohe Verſammlung, „daß fie in ihrer Mitte jeren 
n Bundesiehren und Theorieen feine auf die Bundesbefchlüffe ein: 
nbe Auctorität geflatten und keiner Berufung auf diefelbe bei ih: 
Verhandlungen Raum geben werde“ **); den Art. 17 der 
ıBac te jedoch dürfen wir nicht hierher ziehen, wie diefes Mehrere 
wollen. Nach diefem Artikel ift nämlich: „die Bundesver: 
berufen zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes, die darin 
r Beftimmungen, wenn über deren Auslegung Zweifel ent: 
1, dem Bundeszwed gemäß zu erklären.” Aebnlich erklärt 
Beſchluß vom 28. Juni 1832 zu diefem Artikel, „es 
h von ſelbſt, daß zu einer Auslegung der Bundesacte und 
e mit rehtliher Wirkung nur allein und ausfchließlid) 
e Bund berechtigt fei, welcher diefes Recht durch die Bun: 
ung ausübe.” Hiermit aber kann nun wohl nichts Ande- 
eir J als daß — wie es unbeſtreitbar iſt — der 
mlung das ausſchließliche Recht zuſtehe, die 
unauslegbaren Bundesgeſetze authentiſch 
und dadurch innerhalb ihrer rechtlichen Schran: 
Gefeg für die Zukunft zu machen. Dagegen Bann 
in, daß fie ein ausſchließliches Recht auf rehtlid 


‚Öffentt. Recht $. 69. 
| Benfomm. XXVl, 
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wirtfame, doctrinelle Auslegung made. Diefes liegt wenigſtens 
nicht ausdruͤcklich in dieſen Worten. Auch habe ich dieſes nie glauben 
koͤnnen. Und es iſt ja wohl klar, daß das Bundesaustraͤgalgericht und 
das neue Schiedsgericht mit eechtlicyer Wirkung die Bundesgefege aus- 
legen, in ihren Urtheilen. Blinde Eiferer für die Gewalt fchaden bier 
dem Bunde durch falfche Auslegung jener Beftimmungen. Sie würden 
fgegeben, mollte man mit Ausnahme der Bundesverfammlung felbft 
e doctrinelle Auslegung als vechtsungültig anfehen, mollte man 
annehmen, alle die einzelnen fouveränen R egie tungen, bie Nation, die 
Landflände, die Bürger, melche dur ein Bundesgeſetz rechtliche Ver: 
pflihtungen oder Rechtsanfprühe erwarben, und die competenten Bes 
hörden über diefelben hätten nicht mehr das Recht, auf jedem recht— 
lihen Wege aud ihre rechtliche Ueberzeugung von dem Sinne 
jener Geſetze, Rechte und Pflichten geltend und praftifch wirkſam zu 
machen, an das Urtheil ſachkundiger, unparteiifcher, gelehrter Auslegung 
und ein unparteiifches Schieds- oder anderes Gericht zu appelliren und 
zu fordern, daß die richtige Auslegung auch diefer Geſetze geachtet werde. 
Ihr Rechtszuftand wäre aufgehoben, wenn die objectiven, natürlich 
ftets zmweifeitigen Rehtsverhältniffe einer einfeitigen abſolu— 
ten Auslegungsgemalt nicht etwa eines parteilofen Richters, fondeen ei- 
ner felbft rechtlich betheiligten Perföntichkeit untertworfen wären, wenn fie 
ruͤckwaͤrts durch deren ausfchlieflihes, blos einfeitiges Ausles 
gungsrecht den beftehenden Grundverträgen und Gefegen rechtlich einen 
‚ anderen Sinn geben Eönnte, als diefelben haben. Jedes Nechtsverhält- 
niß, felbft gegen eine rechtliche Regierung, ift ja ein objectiveg, ein 
zweifeitiges. So alt als das rechtliche Bewußtſein gefitteter Natios 
nen ift der Sa6, daß, wer objective heilige Nechtspflichten haben foll, auch 
eben fo objective heilige Mechte haben muß. Nie kann man in ei: 
nem Rectsverhältniffe in folhem Zujtande abfoluter, blinder Gemalt, 
eines blinden, urtheils- und widerſtandsloſen, eines paffiven ober ftlavi- 
fhen Geborfams fein, daß einem Fein Urtheil über fein Ned) 
niß zuftände. Auch dem eigenen Souverän geftehen weder bie Stände, 
noch die Gerichte, noch die Staatsbürger ein ſolches einfeitiges, aus: 
ſchließliches, abfolutes doctrinelles Auslegungsreht mit rechtlicher Gültig: 
keit über ihre Rechtsverhaͤltniſſe zu. Und eine ganze Nation, ihre fou= 
veränen Fürften und Volkseſtaͤmme, ihre Landſtaͤnde und 
freien Bürger mit ihren Grundoerträgen und all ihren Rechten follen — dies 
wollen jene falfhen Ausleger — einem ſolchen Zuftande unterworfen fe — ? 
Selbft in der dunfelften Zeit hierarchifcher Despotie war für die hierar- 
chiſche päpftliche Welt herrſchaftſolches Recht nicht anerkannt, mas doch hier 
noch mit einigem Schein auf einen blinden Glauben, auf die aufgege: 
bene Geroiffensfreiheit der Laien und die Infpiration des Gottes au 
Erden hätte gegründet werden können. Noch einmal alfo, man müßte 
es ja für eine Beleidigung gegen die hohe De halten, 
jener Bundesbeftimmung folhen rechtswidrigen Sinn zu geben. W 
aber trog dem hier und da folche, alle rechtlichen Begriffe 
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Anſichten und Vermiſchungen der gewöhnlichen oder boctrinellen mit ber 
authentiſchen Auslegung vernommen werden und der in Beziehung 
auf ben Bund rechtlich verpflichteten und berechtigten Nation alle Ein- 
wirkung auf denfelben durch ferie öffentlihe Meinung und Wiffenfchaft 
abgefprochen twürde, fo ift e8 Pflicht für jeden Freund unferes vaterlän: 
diſchen Bundesvereins, zur möglichften Befeitigung dieſes Irrwahns zu 
wirken, denn bei einer edeln Nation hat die Auctorität fogar ſchwere 
factifhe Berlegungen weniger zu fcheuen, als felbft den Schein ber 
Beleidigung alles Nechtsgefühls und Verſtandes der Nation. 


‚Eine zweite Dauptverfhiebenheit ber proviforifhen 
Garlsbaber Befblüffevon jenem obigen Spftem des Bun: 
des rech ts betrifft überhaupt die einzelnen, für einen freien natio— 
nalen Rechtszuſtand der teutfhen Nation zugeficherten Fre i⸗ 
—— die dritte aber die im Staatenbunde fuͤr dieſe Rechte 
nd für den Bund ſelbſt weſentliche und durch den Grundvertrag aus: 
ich verbürgte Unabhängigkeit der einzelnen Bundesftaa: 
drei Verſchiedenheiten betreffen alfo den Rechtszuftand ber 
© Bürger und der einzelnen Bunbdesregierungen in Beziehung 
d. Meisheit und Gerechtigkeit, die gemachten ſchrecklichen, 
en Erfahrungen und eble Dankbarkeit hatten die ſaͤmmt⸗ 











n die teutfche yore für immer zu ihrem mädtig- 
en ınd ſtaͤrkſten Bundesgenoffen zu maden. Eingedent 
ber fürftlihen Freue und. der theuer erfauften Erfahrungen, daß’ jene 
nofjfenfhaft nur dauern und Schutz verleihen kann, wenn der 
in Med ag Ehre ein wahrer, alfo ein fefter Rechtszu: 
nd und freie Sprache, wenn dadurch ihre Eriftenz und Einheit, ihre 
‚caft ur Alan Eos, verbürgt ‚werden, und eingedenk der Verderb⸗ 
ichkei früheren Lehre, welche meinte, man fönne wohl Nationen , 
nd ihr im Frieden mißachten und doch in jeder Gefahr ſie zu 
er Huͤlfe vereinigen, hatten ſie auf die zuvor bezeich⸗ 
die abſolut weſentlichſten Bedingungen fuͤr 
edigung durch den Bundesvertrag begründet, 


Zugleich aber ‚hatte man, weil eine Vereinbarung über einen ſtaats— 

hen Bundesftant und feine großen Vortheile und Bürgfchaften für 

m Regierungen Par . * Bee unmoͤalich * für beide 

ı einzig möglic 6, die einzige jest noch fichere ſchaft ge 

tim Anerkennung der wahren Matur eines Stantenbundes, 

ihm ı * — — —————— deren und 

freien, wetteifernden ung ihrer ungen und 
S. son VI) twickelung ihr affung 

> Bbaber und ihnen Ähnliche Beſchluͤſſe nun vermoͤchte ich 

nan fie nicht als blofe vorKbergehende Noth— 
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maßregeln betrachten wollte — mit biefen Grundſaͤtzen nicht zu 
vereinigen, | 

Eine Unterfuchung über die Anwendbarkeit der befannten Grund: 
füge über das Nothredt auf Teutſchland aber und über vorüber- 
gehende Ausnahbmsmaßregeln aus Noth (f. „eminens jus“ 
und „Nothwehr'“), über Natur und Dauer ſolcher proviforifcher und 
Ausnahmsmaßregeln beabfichtigen wir hier nicht. 

Es kann wohl ebenfalls hier eine befondere Ausführung umgangen 
werden, wie fehr einzelne Maßregeln und Theorieen mit Beziehung auf 
die Erhaltung einer inneren ftaatsrehtlihen öffentlihen Gi: 
herheit, Ordnung und Ruhe, ftatt jener blos voͤlkerrechtli— 
hen Sicherung des inneren Friedens, und mit Berufung auf die im 
Grundvertrage nirgends erwähnte Sicherung eines an ſich fo vieldeutigen 
monarhifhen Princips jene dreifachen Hauptrechte und befonders 
die innere Souveränetät gefährdet worden zu fein fcheinen. 

Uebrigend aber habe ih, um nur im Allgemeinen das bleibende 
flaatsrechtlihe Werhältniß jener fpäteren Befchlüffe zu dem Bundesrechte 
zu prüfen — zwar lebenslänglich mit voller Ueberzeugung eine monar: 
hifhe Verfaffung (vereinigt natürlich mit. der bürgerlichen Freiheit) ver: 
theidigt, und ich verehre nicht minder die vehtmäßige Ordnung, 
die Sicherheit — und, mit hinlänglicher Freiheit und Lebensbewe⸗ 
gung und nöthigem Fortfchreiten verbunden, auch die oͤffentliche 
Ruhe. Aber ganz davon verfchieden ift die Einwirkung oder Ein: 
mifhung einer völferrehtlihen Bundesgewalt, ihrer allgemeinen 
Bundesgefeggebung in die innern ſtaat srechtlichen Verhält: 
niffe fowuveräner unabhängiger Bundesftaaten und deren Unter 
ordnung unter diefe umfaffende finatsrehtlihe obere Geſetz— 
gebung und Vollziehung für dieſe ſtaatsrechtlichen Verhält: 
niſſe. Diefe hier gemachte Auslegung des Grundvertrags und 
eriien Grundgefeges des völkerrechtlichen teutſchen Bundes fcheint 
mindeftens nicht unbedenklich zu fein. Das an ſich vieldeutige monat: 
chiſche Princip nun leitete man daraus ab, daß die Bundesglieder, aus 
fer den freien Städten, fouveräne Fürften feien, die Sorge 
für Ruhe und Sicherheit aber aus der inneren und äußeren 
Sicherheit Teutfhlands, welche neben ber Unabhängigkeit und 
Unverlegbarkeit der einzelnen teutfhen Staaten der 
Art. 2 ber Bundesacten als den Bundeszwed aufftellt. Manchmal 
beruft man ſich auch bei Mafregeln über ſtaͤndiſche und andere innere 
ſtaatsrechtliche Verhältniffe darauf, daß durch fie die Bundesregierungen 
nicht an ber Erfüllung ihrer Bundespflihten gehindert 
werden bürften. | 

Die fouveränen Fürften von Rußland, England, Defterreich, 
Preußen fchloffen auf längere, Zeit, zur Sicherung ihrer Staaten und 
des völferrechtlichen Gleichgewichts, den Bunbdesvertrag von Chau: 
mont. Haft alle europäifhen Souveräne fchloffen die heilige Ali: 
ance. Sollte man aber wohl daraus, daß hier lauter fouveräne 
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Fürſten dieſen ober jenen Bund zur Sicherung des Friedens ſchloſſen, 
aus diefen Grundbegriffen ein Recht des Bundes ableiten, daß 
oder eine andere Verfaſſung und das Parlament den König 
weiter befchränfe, als nad der Anficht der Bundesfürften das 
aarch Princip oder die innere, rechtmaͤßige Ordnung zulaͤßt, oder 
es der Erfüllung des Bundes entſpricht? Iſt die Ableitung einer 
bier aus dem Zitel und dem Begriffe der fouveränen Für: 
ſten unmöglid), fo mwird fie e8 auch bei dem teutfchen völferrechtlichen 
fein. Folgt daraus, daß ein völkerrechtlicher Bund diefes oder 
Fan he daß er aud) das Recht zu jeder freiheitsbefchränfen- 
—— eit fuͤr dieſe Vorausſetzung Habe? Gewiß Niemand fällt 
ein, daß eine mit einem ſouveraͤnen Erbfuͤrſten vereinigte Bundesge— 
„weil fie deffen und feiner Familie Leben vorausfegt, auch 
: werde, ſich in feine Diät zu miſchen. Eben fo wenig entfteht 
wohl deshalb, weil die Bundeshülfe gewiß Vermögen des Bun⸗ 
vorausfegt, ein Recht der Bundesgenoffen, feine National- 
omie und feine Finanzen zu dirigiren. 
—* Eben fo wenig aber, als aus jener enunciativen Benennung der 
ungen, fouveräne Fürften, läßt fi auch wohl aus der (voͤlker— 
* — — Natur und Zweckbeſtimmung des Bundes ein® ſolche Ein- 
> Souveränetätsbefchränfung ableiten. Vielmehr ſcheint dar: 
us | eten Gegentheil zu folgen. Wäre «8 denn wohl nicht die Aufbe: 
—* hͤlkerrechtlichen Natur und des erſten Bundeszwecks nach der 
n Shlußacte $. 1, naͤmlich der Berbürgung der Unabhän= 
jigt t und Integrität de Bundesftaaten, wenn nad fo viel: 
utig ſchwankenden Principien der Bund ſich in das innere Staats: 
ei de einmifchte? Zeigt nicht audy die Mitbegruͤndung bes 
Hund 6 und das gleidye Bundesrecht von vier ftädtifhen Re— 
ubli t, daß die reine nt aa monarchiſchen Principe nicht 
eu dbedingung und nicht der Zwed des Bundes fein 
nnten jene an einem Bunde als gleihberechtigte 
' er und Glieder Antheil nehmen, deffen Grundbedingung 
fehle,‘ deffen Zweck bei ihnen unmöglich ift? Und auch die 
über den Bund, fo mie die Verhandlungen des Bundes- 
ſpyrechen nicht für die Abſicht der Gründer des Bundes, 
e fürftlichen und monarchiſchen Rechte in ihren inneren 
n durch Einmifchung der Bundesgewalt gegen ihre Un: 
oder die fouveräne Freiheit zu den fchönften 
‚auen und Liebe gegen ihre Unterthanen, nämlich zu 
— * jener Verfaſſungsrechte derſelben, je nach eis 
zeſetzten Theorie der Mehrheit der Bundesglieder 
beſchraͤnken zu laſſen. Sie ſcheinen vielmehr 
re * — — des Minimums von ſtaͤndiſchen 
| rechten, mit ausdrüdlicher Hinzufüaung der Freiheit 
s Me — Beweiſe einer ganz entgegengefesten Abſicht 
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MWäre aber auch die Erhaltung eines monarchiſchen Principe und 
der Regierungsfouveränetät ber Hürften gegen ihre Stände Bunbes- 
zwed, und Einmiſchung in’s innere Landesſtaatsrecht, alfo Aufhebung 
der vollftändigen Souveränetät des Staates und des Fürften, für diefen 
Zweck definitives Bundesrecht, fo folgte Daraus wohl doc, felbft nicht 
einmal eine folche Auslegung des monarchifchen Principe, daß abfolut 
alle Staatsgewalt im DOberhaupte vereinigt und diefes nur bei Aus— 
übung beftimmter Rechte an eine landftändifhe Mitwirkung ges 
bunden fein koͤnne, wenn gleich dabei eine fehr gute ſtaͤndiſche 
Berfaffung möglid if. Es genügt hier fhon die Erinnerung an 
das biftorifhe monardifhe Princip in Teutſchland (f. „D. Lan» 
desſtaatsrecht“) und an die Souveränerät und Majeftät dis erften 
Monarchen der Chriftenheit, des teutfchen Kaifers, und an bie des Koͤ—⸗ 
nigs von England, der, wie jener, nur beflimmte Prärogative oder Re— 
fervatrechte hat und regelmäßig die Souveränetätsrechte mit dem gau⸗ 
zen Reich oder Parlament theilt. Bon diefem Reiche oder Parlament 
. bildeten und bilden Beide nur den erften und den in der perfönli- 
hen Souveränetätsehre hoͤchſt bevorzugten Beftandtheil. „Der 
König von Großbritannien — fo erklärte nad dem Obigen die hannd- 
veriſche Gefandtfchaft auf dem Miener Congreffe mit Zuſtimmung der 
öfterreihifhen und preußiſchen Bevollmächtigten — „iſt unleug⸗ 
„bar eben fo fouverän, als irgend ein Fürft in Europa, und bie 
„Sreiheiten feines Volks befeftigen feinen Thron, ſtatt ihn zu unters 
„graben. Defterreih nannte fich ſtets fouveränen Fuͤrſt und 
Herren der brabantifhen Provinzen, trog ihrer auferordentlihften 
ftändifchen Nechte. Meder nach dem reinen Wortfinne, nod nach dem 
politifhen und bdiplomatifhen Sprachgebrauche bezeichnet fouveräne 
Gewalt etwas Anderes als das, was nichts Höheres über ſich 
bat. Der Begriff fagt an ſich darüber gar nichts, ob und wie 
böchfte Gemalt durch Gemeinfchaft oder fonftige Beſchraͤnkung und 
Theilung im Inneren mehr oder minder ausgedehnt oder befchränkt fei. 
Deshalb heißt der König von England f ouverän, jeder der vielen 
franzöfifchen Appellböfe fouverän. Bei Fürften und im biplomati: 
fhen Sprachgebrauche bezeichnet fogar fouverän gerade nur die € us 
fere Unabhängigkeit, namentlich auch die von fremder Lehnsherrlichkeit. - 
So begründete die fehleswigfhe Souveränetätsacte fü 
Herzog und das Land nur die Aufhebung der daͤniſchen Rehnsherri 
Und wegen diefer aufgehobenen Lehmeherrlichkeit narnte auch der 
burger Frieden Baiern, Würtemberg und Baden fhon 1805 for 

Ein völferrechtliher Bundesvertrag, dir feine Glieder ale 
ein tituliet, denkt gerade nur an die äußere Souverdnetät 
Staat und Verfaffung, umd die Bundesacte 2. 4. — 6. 
Schlufacte 2 bezeichnen ja wiederholt die fouveränen St 
Glieder des Bundes, fo daß vielleicht gerade das Gegentheil jener 
. legung aus dieſer Bezeichnung gefolgert werben — mlich bi 
Nichteinmiſchung und die Achtung der aͤußeren Souveraͤnetaͤt dieſer Staa⸗ 
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tem, Gerade dieſe weſentlichſte Souveraͤnetaͤt, welche Baiern und Wuͤr⸗ 
temberg ſiegreich gegen die Bundeseinmiſchung „als Recht und Stolz 
ihrer Volksſtaͤmme“ und Buͤrger vertheidigten, wird nicht gefchüßt, 
fondern aufgehoben durch das Necht fremder Einmifhung unter fo 
meitgreifenden, vieldeutigen Titeln. | 
** zugleich aus den beiden anderen, noch vieldeutigeren und wei⸗— 
tee umfaſſenden Begriffen einer ſtaatsrechtlichen Ruhe und Si: 
herheit die Bundesgewalt mit Stimmenmehrheit abzufaffende allge- 
meine Gefeße und- militäcifche Erecutionen derfelben ableiten dürfte, fo 
fhiene uns jeder Punct des inneren Staatstechts von ihr beftimmt, 
und fo alle Selbfiftändigkeit der Landesverfaffungen und Regie— 
rungen, vollends aber der Rechtszuſtand der Bürger verlegt werben zu 
innen, ohne daß — fo fern man nur einmal das Recht felbft zugibt 
— aud nur der Vorwurf einer erfennbaren Rechtswidrigkeit geltend zu 
machen wäre, Sorge für innere Ruhe und Sicherheit und für 
vehtmäßige Ordnung umfaßt ja den ganzen Staatszweck. 

ber auch einer möglichft ſicheren und guten Leiftung ber Bundes- 
pfliche der Kriegehülfe kann gar Mandyes in der Landesverfaffung und 
Verwaltung binderlih und mithin als deshalb ber Bundesgefeggebung 
unterworfen feinen. Es handelt ſich bier nicht um. die unbeftreitba= 
n völßerrechtlicyen Rechte und Gemwaltbefugniffe für den Bundeszweck, 
—— feine Rechte auf den Schutzvollzug der ausnahme- 
meifen befonderen Beftimmungen einzelner beflimmter ga— 
tter Rechte zu dringen, fondern von Theorieen uͤber angebliche blei⸗ 
ende Allgemeine innere ſtaatsrechtliche Dbergefeggebung und 
berregierung. Deshalb kann ich vielleicht auch darauf verzichten, alle 
: ef eingreifenden Veränderungen der ganzen Sandesverfaffung, der 

















teren z aatsr wie Baiern und Wuͤrtemberg vorausſahen, 
loſt für die 

minder mi htigen. _ Ihrer Staaten Intereffen und fiaatsrechtliche Grund: . 
Ir —* * 


mekehrte der Fall, fo waͤre der Eindruck auf die Bürger vielleicht 












bie Gefährdung ihres Rechtszuſtandes zu liegen, auch 
pendung noch fo. fchonend fein follte. Der durch die Wer- 
e Lan ——* und die Verfaſſungseide begruͤn⸗ 





wohl gerade darin, daß er nicht einſeitig 
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duch die Regierung allein oder ihre Verabredung mit dritten ober auch 
durch diefe verändert werde. 

Zmei allgemeine Betrachtungen find hier nicht unwichtig. Die 
erfte ift die folgende. Wir können es nach unferem Standpuncte na= 
türlich nicht billigen, wenn eine Regierung einfeitig und vollends im 
MWiderfpruche mit pofitiven Verfaffungsrechten über Freiheit und Ber: 
mögen ihrer Bürger, wenn fie ohne deren Zuftimmung über die Grund: 
vertrags- oder Verfaſſungsrechte anders als grundvertragsmeife 
verfügt, wenn fie despotifch herrſcht. Doch wird diefes Verhältniß viel« 
fach gemildert durch alte perfünlid;e Bande der Liebe und Anhänglichkeit, 
durch gegenfeitige Beziehungen und Dienftleiftungen und vor Allem durch 
das Gefühl der Einheit und Gemeinfchaftlichkeit der wichtigften Inter⸗ 
effen zwifchen Fürft und Volk, Eurz dur Liebe und Vertrauen. 
Daͤchte man ſich nun aber einmal ein ſolches einfeitiges, der Freiheit und 
ben Rechten der Bürger nachtheiliges Werfügen von einer Neihe von 
fremden Regierungen, entweder fo, daß der eigene Negent ſich freiwil« 
lig mit ihnen gegen biefe Rechte feiner Unterthanen zu vereinbaren fcheint, 
oder auch fo, daß er felbit gegen feine Wünfche nachgeben muß — mie 
fehr fallen hier alle jene Milderungen hinweg, wie ganz andere Gefühle 
müßte hier jede wirkliche oder vermeinte Verlegung erweden? 

Eine andere naheliegende Betrachtung ift diefe. Wenn eine grofe 
Nation in viele Einzelftaaten zerfplittert ift, obnme daß, fo mie in den 
alt:griehifhen und amerifanifhen Bundesverfaffungen, die Mitwirkung 
des Volks in einer Nationalrepräfentation die Bolksintereffen , die reis 
heit und die freie Entwidelung verbürgt, dann ift, aͤhnlich wie felbft 
vor Auflöfung des Reihe in Zeutfchland, wo die einzelnen Staaten 
in ihrer inneren Entwidelung viel weniger von hemmenden Reichsbe: 
ſchluͤſſen abhängig waren, als jest von mandyen proviforifhen Bunbdess 
befhlüffen, der natürliche freie Wetteifer der Volksſtaͤmme und 
Regierungen, ihre metteifernde freie Entwidelung in Verbindung mit 
ihrer inneren Unabhängigkeit der einzige Erſatz jener Mitſprache des 
Volks in den Nationalangelegenheiten. 

Jener mährend des teutfchen Reichs fo mwohlthätige, fpäter aber 
bereits fchon durch das eng verbündete Polizeifpftem und nun noch mehr 
befchränfte freie Wetteifer der verfhiedenen Regierungen, vers 
möge beffen, wenn hier die Gewalt niederdrüdte, dort der nachbarliche 
Fürft der Wahrheit, der Nationalfreiheit und dem freien Fortfchritt un- 
aehemmt die Bahnen eröffnete, vermöge deſſen in Holftein bie bern: 
ftorffifche Verwaltung, in Baden Karl Friedrich, allen Mitftaa- 
- ten weit vorauseilend, das Mort freigebend den Dank und die Bes 
mwunderung ihres Volkes, des teutfchen Waterlandes und Europas ern: 
teten — biefer glüdliche freie MWetteifer, war er es nit, der 
faft allein bie großen Nachtheile der Berfplitterung ber 
Nation in viele Staaten und die zundädhft den fleineren 
und mittleren gefährlihen Angriffe der Einheitsfreunde 
befiegte? 
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Vielleicht aber gibt man zwar unfere früher (Bd. V. ©. 347) 
entmwidelte Grundanficht zu, daß nämlich der WBundesgrundvertrag die 
aus jenen Hauptgründen abgeleitete Aufhebung der völkerrechtlichen Na: 
tue und Zweckbeſtimmung der fürftlichen und Landesfouveränetät durch 
eine gefeßgeberifche Einmifchung des Bundes in die flnatsrechtlichen 
Berbältniffe nicht mollte, wibderfpricht aber dennoch unferen Folgerungen! 
Vielleicht entgegnet man: auch der wahre Bundeszwed einer rein völ- 
kerrechtlichen Sicherung könne duch innere Berhältniffe geftört werden. 
- Aber audy bei dem Bundesvertrag von Chaumont, auch bei ber heis 
ligen Alliance, ja felbft bei dem friedlichen Gleichgewichto ſoſteme war die⸗ 
ſes der Fall. Eine verderbte innere Verfaſſung oder Verwaltung und 
Unruhen des einen Bundesſtaats könnten die Erreichung des Bundeszwecks 
und auch die Ruhe des Nachbarſtaates gar ſehr gefaͤhrden. Aber die 

yen bundesmaͤßigen Gefinnungen, Unterhandlungen, Sciedsge- 
richte, im dußerften Nothfall Eriegerifche Erecutionsgewalt zur unmittel- 
baren Bewirtung der wahren völferrechtlichen Bundespfliht und zur 
Abwehr rechtswidriger Friedensſtoͤrungen, umd da endlih, wo fie völ: 
kerrechtlich Statt finden dürfte, die Androhung, zuleßt die Vollziehung 
einer ausnahmsmeifen völferrechtlichen Intervention muͤſſen und 
werden hier helfen. Und jedenfalls das Aeußerſte deffen, was mit voͤl—⸗ 
terrechtlicher Unabhängigkeit hier vereinbarlicy ift, enthalten Vorkehrungen 
für den Sal wahrer gemaltfamer Revolutionen mit der aus— 





ei Erklärung, daß, mit Ausnahme diefer Außerften Fälle eines 
bereits vorhandenen wahren Nothftandes für die Verbuͤn— 
beten, alle „Aufrehthaltung der inneren Ruhe und Ord— 
„nung in den Bundesftaaten den Regierungen berfelben 

llein zuſteht“, daß alſo auch der Bund dafuͤr keine Geſetzze zu 
I und zu exequiten hat. (BVergleihe Schlufacte 25 — 28.) 
man dennod ein, unfer Staatenbund fordere ein Mehreres, 
* dere jene ie ftaatsrechtliche Einmiſchung. ſo denke man zuerſt, wie viele 
ng der angeblichen Gefahren und Ruheſtoͤrungen vielleicht nur 
der Achten Gonfeguenz und treuen Erfüllung aller anerkannten 
liegen würde. Jene Uebel alfo find fehon darum auf andere 

en „als durch Einmiſchung in die innere Freiheit, als 






















Ben 


liche Beſchraͤnkungen der Freiheit aller Staaten und Bürger, 
icht fiörenden. Sodann vergeffe man nicht, daß man dem 
amiſchung, daß ihr vorzüglich die minder mächtigen Staa: 
nfalls hochwichtigen, den erften Bundeszwed, die Unab: 
* und daß, will man den Rechtszuſtand der Untertha— 
ifbeben, fuͤr jene Einmiſchungen auch noch andere Bedingun- 
iſſen. Man gründe denn, ſtatt eines Staatenbun— 
jeen Bunbesftant mit feinen unvermeidlicen Gonfes 
Kein Zweck in freier Menfchengefellfhaft, auch nicht ein- 
rl u —— des eigenen Staates iſt abfolut durch⸗ 
i —* auch etwas werth. Wollte man aber die Nas 

a Folgen beider Inftitute des PEN und 
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des Staatenbundes aufgeben, fo würde man, ftatt die Vortheile beider 
mit einander zu vereinigen, diefe Vortheile felbit aufgeben, ihrer beider 
Nachtheile aber vereinigen und in die gefährlihften Widerfprüce 
und Berwidelungen und niemals zu einem befriebigten 
fiheren Zuftande für die Regierungen und die Bürger ge- 
langen. 

Beſtaͤtigt hat es übrigens fchon jegt die Erfahrung , dag man auch 
vom Standpuncte jener proviforifhen, dem Staatenbunde widerftreitenden 
Grundprincipien jener bundesgeſetzlichen Vorſorge für jene ſtaats⸗ 
rechtlichen Dauptzwede ſich ſehr natürlich überall eben fo wie bei ber 
Belchränkung der Preßfreiheit Schritt für Schritt immer weiter zu Bes 
flimmungen über innere flaatsrechtliche Verhältniffe, Rechte und Pflichten 
der Regierungen und Bürger fortgezogen fühlte ). Selbft eine Gewalt 
zu ben folgenreichiten unmittelbaren Verwaltungs und Strafacten über 
die Verhältniffe und Bürger der Bundesftaaten und, was die Legteren 
wenigftens betrifft, ohne Verhoͤr und Vertheidigung bderfelben erhielt 
durch die Carlsbader Befchlüffe die voͤlkerrecht liche Bundesgewalt in 
Beziehung auf Unterdruͤckungen von Zeitungen und Zeitfchriften und die 
Snterdictionen gegen ihre Nedactoren. Die fouveränen Regenten 
aber werden, tie fonft nur Untertbanen, dem völkerrehtlidhen 
Bunde verantwortlich erklärt. Ueberall greifen eben fo in bie weſentlich⸗ 
ften Verfaſſungs-, Geſetzgebungs- und Verwaltungsrechte ein jene 1832 
erlaffenen oder neu eingefchärfien Beftimmungen tiber die Deffentlichkeit der 
ftändifchen Verhandlungen und die Bundescommiffion zu ihrer Ueber- 
wachung, die Beftimmungen über Volksverfammlungen, Volksfeſte, Re— 
den an’s Volk und vor Allem jene Befchlüffe über Steuerverweigerung, 
welche diefes uraͤlteſte, allgemeinite fländifhe Met (S. „Beeten“) we 
ſentlich befchränken, ja die vielleicht nad) der beſchworenen Iandesverfaf- 
fungsmäßigen Leberzeugung gefchehene Ausübung deffelben als das, was es 
an fid) nimmermehr ift, als einen Hoch verrath zu bezeichnen fcheinen. 
Nicht minder eingreifend ift endlidy jene große Reihe von Beflimmun= 
gen über das ganze Unterrichtswefen bis in's Eleinfle Detail gehende Po⸗ 
lizei⸗ und Strafgefege enthalten diefe, wie die Prefigefege, Strafen des 
Standesverluftes und des Verluſtes der Fähigkeit zum Studiren und 
zum Staatsdienfle, wobei an fich freilich folgerecht die Bundes» 
pflicht die Perle der Fürftenkrone, dad Begnadigungsredht, befchränft, fer= 
ner Beftlimmungen der Gerichtsverhältniffe, fo 3. B. Aufhebung der 
Univerfitätsgerichtsbarkeit in Polizei: und Strafjahen. Und zu diefen 
- Öffentlich bekannt gemachten Belchlüffen kamen nad) und nah in 
neueren Zeiten noch, wer kann fagen, weldye und wie viele, urfprüng- 
lich nicht öffentlihe. Denn nur zufällig, bei Gelegenheit von Bekannt⸗ 
machungen in einzelnen Staaten, erfährt die Nation oft lange hintennach, 


*) Vergl. Klüber, Quellenfamml. 1833. ©. 13. 33. 35. 65. 70. 
87 und bei Meyer, Staatsacten für Gefchichte und öffentl. Recht de D. B. 
Bortj. zum 2. Thl. 1840, ©. 427. 491. 498. 499. 506. 507. 541. 552, 
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daß dieſe oder jene der mwichtigften Beſtimmungen über ihre Rechte, wie 
die Verbote der Cenſurluͤcken, oder auch der franzöfifchen und englifchen 
ren der Nachrichten Über Verbaftungen undProceffe politifch Ver: 

„ Über die Mitcheilung der Nachrichten Über die oͤffentlichen 
difchen Verhandlungen, wie die Verbote beftimmter Linder für die 
Handwerker, beftimmter Univerfititen für Studirende, auf Bundesbe⸗ 
lüffen ruhen. Der publicirte Präfibialvortrag dor dem Beſchluß Über 













































Schiedsgericht für die Streitigkeiten zwifchen den Regierungen und 
den in der Sigung der Bundesverfammlung vom 30. October 1834 
x6s Staatsacten Fortf. 1840, ©. 485) fpriht von dem 
bar vorher auf dem legten Minifterialcongreffe zu Wien: ‚für 
tigeren Regierungsangelegenheiten verabredetn, von fämmtlichen 
ggliedern gleichförmig zu befolgenden Gange, deffen treue Einhat- 
& alle feierlich zugefagt.” Wir können freilich hiernach nicht wif- 
i PR: gel Syſteme und Maßregeln für alle wichtigen Regierungs: 
iss iten bier bundesmäßig feicrlic) zugefügt und definitiv befchloffen 
Dennoch wäre wohl Beruhigung über einige fehr mahe liegende 

ci chenswerth. Können wohl alle wichtigeren Regierungs- 
ann — 8 und fuͤr alle deutſchen Staaten paſſend ſein, ſo 
r Ra einer fo großen Verſchiedenheit der Verfaſſungen 
bt, fo lange nur zum Theil ftäntiiche Verfaffungen mit den allgemeinen 
Congreß allgemein aneifannten weſentlichen deutſchen Rechten 
immung, der Steuecverwilligung, der Verwallunge controle und 
inklage beſtehen? Wenn nun bier das eine Verfaſſungs ſyſtem 


| in der Vorrede zum Klüber’fchen Stantsiecht enthaltene 
rei ıSifche Minifterialerflärung uͤber das nothwentige Wirken ge: 
ifer 5* Verfaſſungen iſt allgemein bekannt. Eben ſo jene 
falerklaͤrung am 16. Auguſt 1824, „daß Se. Majeſtaͤt der 
edanken nicht Raum geben koͤnnten, daß es möglich waͤte, 
m Fuͤrſtenrathe Deutſchlands kervorgehenden gemeinfamen 
dem Einwande der Verlegung der Verfaſſung eines ein- 
entgegentreten zu koͤnnen.“ Bedenke man nun noch, um 
bjectiven Verhaͤltniſſe richtig und um andernhaiis die 
Immer von jenen abhängen, billig zu beurtheilen, die 
ie uns geheimen diplomatifchen Verhandlungen. Märe 
viel gefeidert, daß hier ale National: und Volks 
ten Gabinets = und Hofinteriffen, alle Souveräne 
te ber —— Mächtigen gegenuͤber den Maͤchtigeren die ſtaͤr⸗ 
ie gleid arke Vertheidigung fünden? Ja, wer koͤnnte es 
alle dan ht auf manche Gerüchte nicht an fich hiſto— 
hi fogar die Harmonie folcher Vereine eine Op: 
1 faatsredtliden politifhen Birhandlungen 
h t duldet! So war es alſo ziemlich natuͤrlich, daß 
var sur er jener drei Richtungen galten, aus 
eben 
25* 
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VII Juriftifhe Anfiht über die weitere Entwide: 
lung bes teutfhen Bundesredhts. — Nur eine Eurze Angabe 
der biftorifhen juriftifchen Grundverhältniffe des teutfchen Bundes und 
der Haupterfheinungen des Bundescchts Tag im Plane diefes Artikels, 
nicht eine politifhe Würdigung feiner guten Erfheinungen, z. B- 
feiner Förderung nationaler Wehrkrafr, oder auch der weniger guten. Auch 
ift wohl. feine Eriftenz noch zu kurz zu einer vollfiändigen Würdigung. 
Eben fo wenig wollen wir hier politifhe Pläne für feine und ber 
Nation Zukunft niederlegen oder politifhe Mahnungen an die Regierun: 
gen und Völker ausfprechen. Die legteren liegen uns in unferer furdht- 
bar ernſten Geſchichte und in der Schwierigkeit und Gefährlichkeit unſe⸗ 
cer Verhältniffe fo nahe, daß, wer fie aus ihnen nicht entnimmt, fie auch 
aus dem Munde des Schriftſtellers ſchwer annehmen wuͤrde. Deshalb 
aber koͤnnen wir hier auch nicht prüfen und würdigen jene bekannten 
Mipftimmungen und Proteftationen gegen Bundesmaßtegeln, jene ver: 
zweifelnden revolutionären Projecte für eine untheilbare teutfhe Monar: 
hie oder Republik und vollends für ein Teutſchland mit Ausſchluß von 
Defterreih und Preußen! 

Uns gilt auf unferem rechtlihen Standpuncte ber teutfhe Bund 
als das Iegitime politifche Einheitsband unferer großen Nation. Wir 
verkennen fein Gutes nicht und beurtheilen mild und nach den menfch- 
lichen Verhältniffen fene Mängel. Sollten wir aber zunaͤchſt von dem 
sechtlichen Standpuncte aus, der freilich zugleich die Grundlage für jede 
gefunde Politik bildet, nach unferer Theorie feine Hauptaufgabe und den 
Weg bezeichnen, um möglihft alle Widerfprüche feiner Mafregeln und 
Einrihtungen unter fih und mit Wünfhen, Bedürfniffen und Rechten 
teutfcher Bürger zu vermeiden und zu tilgen, und um fih und uns 
ferem großen Baterlande die möglichfte Kraft, Blüthe und Dauer zu 
begründen, fo müfjen wir auf den Artikel „Bund“ vermeifen. Die 
Kraft und Gefundheit menſchlicher Inſtitute befteht nur mit Harmo— 
nie, Gonfequenz und Gerechtigkeit. Und diefe fordern in Beziehung auf 
Bundeseinrichtungen überhaupt: entweder da, wo er begründet werben 
kann, den ftaatsrehtlihen Bundesftaat mit Nationalrepräfen- 
tation, oder wo fie, fo wie zur Zeit der Eingehung des teutfhen Bun—⸗ 
des, nicht zu erreichen find, den völferrehtlihen Staatenbund, 
fo wie ihn die Bundesacte wollte, nämlidy mit der inneren Souveraͤne— 
tät der Verfaffungen und Regierungen, und in beiden Fällen möglihft 
folgerihtige Durchführung, alfo möglichfte Befeitigung der Aus— 
nahmsmaßregeln. 

Stark und in inneren und aͤußeren Gefahren unerfchütterlich oird 
ſich ein politifches Syſtem nur in dem Grade bewähren, als es feiner 
Natur getreu und harmonifch bleibt und den Gefühlen und Rechten 


der Nation entfpricht. GC. Welder. © 
Theater und dramatifche Poefie in ihrem Verhälf: 
niffe zum Staate. — Das Drama ift, feinem Wefen nad), die 


veiffte Frucht, zu ber fich die Porfie überhaupt zu entwideln vermag. 
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Es bat die beiden anderen Gattungen, das Epos und die Lyrik, zu 
feiner Vorausfegung, melde es aber, zu Momenten herabgefegt, in 
fih aufnimmt, um fidy aus ihnen als ihre höhere Einheit zu erzeugen. 
Vom Epıs ift das Element der DBegebenheit, eines realen Vorgangs 
geblieben, von ber Lyrik das Element des fubjectiven Erguffes, der 
uns aus den Empfindungen der einzelnen vor uns fih bewegenden In— 
dividuen entgegendringt. Aber bas Drama verwandelt das epifche Eile: 
ment der Erzählung eines Vergangenen und Geweſenen in eine gegen» 
wärtige Darftelung und das Inrifhe Element der fubjectiven Empfin: 
dung in den Ausdrud des individuellen Lebens, das ſich in den han: 
deinden Figuren offenbart. So wird es zur Darftellung einer ſich vor 
uns duch felbitbewufte Individuen vollbringenden Handlung. Aber 
die Kunft ift nur Kunft, in fo fern fie Ideen verfinnliht, alfo ein in 
ſich Allgemeines und Unvergängliches verkörpert. Das Drama verge- 
genmwärtigt alfo vermittelft der handelnden Individuen eine dee. Diefe 
beinge fi aber nothmwendig durch den Proceh der ganzen Handlung 
hervor ; fie iſt nicht eine aͤußerlich hinzutretende Moral, fondern viel; 
mehr die geftaltende Seele ſelbſt, weldye fid) aus der ganzen Bene: 
gung, aus den Gonflicten und Gegenfägen als Refultat erzeugt. Go 
erfheimt im Drama die firtlihe Idee recht eigentlidy als Princip, 
denn Princip ift etwas nur, in fo fern es fi durch dem ganzen 
Berlauf der befonderen Geftalten als das unfichtbar Leitende offenbart 
und den ganzen Reichthum der einzelnen Erfcheinungen und Lebensdu- 
5 zur idealen Einheit zuſammenfaßt. 

Drama kommt die freie Subjectivitaͤt des Menſchen eben fo: 
zu ihrem Rechte, als die objective Macht des Schidfals. Beide 
Een ou erſt durch ihr Ineinandergreifen die dramatifche Poefie- 
n ihe waltet mithin eben ſowohl der felbftbemußte, aus ſich die Ver— 
jältniffe geftaltende individuelle Menfchengeift, als der aus diefem Pro: 
effe ſich hervorbringende allgemeine Geiſt. Der letztere entbindet ſich 

abläſſig aus dem Handeln der Individuen, und dieſe haben wieder 
e heheit in der Idee, die ſich aus ihrem Thun entwidelt. Am 
zeugt der Menfch aus fich ſelbſt freithätig eine Welt; er ift 

”t von ber Baſis der en und eines allge: 
fi ıftandes, innerhalb deffen er fi) im Epos noch bemegt, 
Abſt eine höhere Drdnung der Dinge geftalten. Die fitt- 
fordnung wird durch ihn; fie ift das Product, bdeffen 
: Individuen find. Darum ift das Drama auch das ideale 
gefhihtlihen Lebens und aller Entwidelung. 
na, —* der hoͤchſten Kunſtform, erreicht die Poeſie den 

# der freien Lebendigkeit, denn fie fpiegelt den emigen 

hilichen Entfaltung in der reinften, aller Zufälligkeiten 
ab. Vom Drama gilt daher vorzugsmeife, was Ari— 
i Be. IX.) von der Poefie überhaupt ausfpricht, 
fofopbifcher und gemichtiger fei, als die Gefchichte: 
die Porfie flelle mehr das Allgemeine, die Gefchichte 


* 
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mehr das Einzelne dar. Die Poefie, fagt Ariftoteles, hat nicht die Er- 
zaͤhlung des Gefchehenen zu ihrer Aufgabe, fondern das, mas unter 
gewiffen Bedingungen geſchehe, und das Mögliche, in fo fern es ſich als 
wahrſcheinlich und nothmwendig zeige. (Vgl. Müller, Theorie der Kunft 
bei den Alten 2 ©. 78 ff.). 

Das Drama hebt alfo den gefchichtlihen Geift in feiner höchften 
Reinheit heraus und bringt ihn zu feinem erfchöpfenden Ausdrude. 
Diefer Gedanke ift vor Allem feftzuhalten. In ihm liegt die eigentliche 
Schwerkraft der dramatifhen Poefie und der Kern ihrer großen Bedeu- 
tung für die Entwidelung der Menfchheit. Denn das Drama führt 
fowohl bie Fäden der Handlung bis zu den legten Quellen des menſch⸗ 
lichen Gemüths zurüd und verinnerliht fo Alles, was fi begibt, 
als «8 uns zugleich das Bild der fittliben MWeltordnung in ihrer inne: 
ren Nothwendigkeit vor Augen ſtellt. So verzehrt der Achte dramatifche 
Dichter in feiner Schöpfung alles Irdiſche, das noch als ein unedler 
Stoff fi) im Proceß der Wirklichkeit angefegt hatte. Das Drama ift 
alfo, wie der in der Gefchichte maltende Geift, die Durchdringung der 
Gegenfäge, welche der endlihe Verſtind aus einander bält, nämlich der 
Freiheit und Nothwendigkeit, des fubjectiven Rechts des Menfchen und 
des objectiven Rechts der Idee. Das Drama ift daher im eminenteften 
Sinne abfolute Gegenwart bes Geiftes, da er ganz und gar in 
die ſich entwidelnde Handlung eingedrungen iſt. Darin liegt aber auch 
die wirklich befreiende Kraft der dramatifchen Poefie, die freilich über- 
haupt jede ächte Poefie ausübt, das Drama aber, als die reiffte Frucht 
derfelben, noch in einem viel intenfiveren Sinne, als die anderen Bat: 
tungen der Poefie. 

Wovon und wohin befreit ung aber das achte Drama? Es baut 
in uns die Wahrheit der fittlihen Idee auf, welche fi aus allen Con: 
flieten und Einfeitigkeiten als die unmwiderftehliche Macht erhebt, durch 
ihre der Handlung und der Thätigkeit der Individuen immanente Kraft 
fid) fiegreih über alle erfcheinenden Gegenfäge ſchwingt, die fie aufloͤſ't, 
weil jeder derfelben fich vermaß, die ganze Wahrheit zu fein. Dieſe Be: 
freiung kann die dramatifche Poefie nun auf doppelte Weiſe erreichen. 
Einmal indem ſich die Idee direct aus den Gonflicten erhebt, die fich 
von einer gegebenen Baſis aus erzeugen und in den handelnden In— 
dividuen ihre Wertreter haben. Dramatifch aber find nur ſolche Con— 
flicte, welche duch ihre eigne Natur auf einander bezogen, d. h. als 
Gegenfäge gegen einander gefpannt find; von denen alfo jeder ben an= 
dern zur Action hervorruft, weil fie einander bedingen. Undramatifch 
find die nur durch die Willkür herbeigeführten Kämpfe, welche daher 
gar nicht die Bedeutung von Achten Eollifionen gewinnen fönnen. Denn 
zur GCollifion wird etwas, nur in fo fern es fhon an und für fih auf 

“feinen Gegenfag bezogen ift, alfo eine beſtimmte Macht zum Kampfe 
herausfordert, der damit ſchon das Recht der Eriftenz zuerkannt wird. 
Der Kampf und die Auflöfung ſolcher durch ihre eigne Natur gegen eins 
ander gefpannten Mächte ift tragifh, und ihre Darftelung ber eigent: 
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liche Beruf der Tragoͤdie, wie er von den großen Dichtern ber alten 
Welt auf dem befchränftern Gebiete des Staats und der Familie, von 
den großen Dichtern der modernen Welt noch in viel erweiterter Weife 
zur Auſchauung gebracht worden if. Die Gonflicte find aber um fo 
tragiſcher, je intenfiver fie find, d. h. je mehr jedes ſchon auf bie Re: 
action feines Gegenfaßes hinweif’t, indem dadurch immer eine Verlegung 
deſſen herbeigeführt wird, was nur in feiner Einheit mit dem Verletzten 
feine Wahrheit hat. Nur diefen Sinn hat die Ariftotelifcdye Stelle in 
der Moetit (Gap. XII.), wenn fie fagt: „Wenn ein Feind den andern 
tödtet, fo liegt weder in der Handlung felbft, noch in dem Vorhaben 
etwas Mitleidbemwegendes, außer dem, was aus dem Leiden felbft ent: 
fpeingt; eben fo wenig wie bei denen, welche weder Feind noch Freund 
find. Wenn aber die Leidenfhaften fih in denen erzeugen, welche durch 
Freundſchaft einander verbunden zu fein beftimmt find, mie wenn ber 
Bruder den Bruder, der Sohn den Vater, die Mutter den Sohn, 
ober der Sohn die Mutter tödtet, oder tödten will: folhe Stoffe muß 
man fuchen.‘ Was hier Ariftoteles als eigentlich tragifche Motive be- 
zeichnet, iſt nichts Anderes, als was wir oben ganz allgemein diejeni- 
gen Eonflicte genannt haben, welche durch ihre Natur ben Kampf for: 
dern, weil jeder der Gegenfäge innerlich auf feinen Gegenſatz berogen ift, 
und feiner berfelben fih auf Koften des andern zur Geltung bringen 
folf. Ariftoteles befchränkt dies in unferer Stelle nur auf die Fami- 
liencollifionen,, teil diefe das tragifche Hauptmotiv der antifen Tragoͤ— 
die waren. Aber ber Gedanke hat zugleich eine abfolute Wahrheit und 
drüdt den innerſten Kern aller tragifchen Handlung aus. Was voll: 
bringt hier nun bie Idee? Sie bringt das zu Falle, was feiner Natur 
bem Untergange geweiht ift, weil es durch die Ausfchließlichkeit 
- ‚ ober durch die Verkehrung großer mächtiger Eigenfchaf: 
etbftfüchtigen Zwecken mit ber fittlichen dee in Widerfpruch ge: 
1 war. Aber im Untergange ethaͤlt fich zugleich das Aechte und 

biegene, das einer Leidenfchaft, einem einfeitigen Intereffe zu Grunde 
ag. SSebe wahre Tragödie führt von ihrem Standpuncte aus den Be: 
weis, daß der Geift das getrennte Leben wiederherſtellt, meil ihm 

for r geht, „was er von Werth mit Sicherheit befeffen.‘ 















| Erhebung zur Idee kann aber in der dramatifchen Poeſie auch 
ve ar indirectem Wege erfolgen. Wenn der Dichter einen 
eig von an aͤllic aund Verkehrtheiten vor uns entfaltet, und dieſe 
ki zerflören und aufheben, wenn er aus dem Gewirr 
ein höheres Geſetz emportaucdhen laͤßt, wodurch das 
geführt wird, mas feiner Natur nach zufammengehört, und 
Are Beten ſich fcheidet, ober die Werkehrtheiten ſich 
er eiten, die Schwächen, welche ſich behaupten, die fchie: 
e fich durchfegen mollten, aufgerieben werden, fo ge: 
J 18 das Gefühl der Freiheit durch den Sieg der Idee. 
die Komödie. Sie erringt alfo die Freiheit auf 
a fie fi) durch das Michtige des Zufall, der 
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Willkür und der Verkehrtheit hindurch Bahn bridyt und aus ber Dialek 
tie diefer Elemente erfteht. Beide zufammengenommen, die Tragoͤdie, 
wie die Komödie, geben erft die Zotalität des dramatifchen Lebens und er- 
fchöpfen die verfchiedenen Formen, deren die dramatifche Poefie fähig iſt. 

Mir haben ung zu unferm Zweck fogleidy auf den Höhepunct des 
Begriffs der dramatifchen Poeſie geftellt, um von ihm aus den Einfluß 
derfelben und ihrer Verwirklichung durch die Darftellung auf das oͤf⸗ 
fentlihe Leben in feinen Grundzügen entwideln zu fönnen. Alte 
Völker haben die dramatifche Poefie als die Blüthe ihrer dichterifhen 
Kraft angefehen. Bei dem Volke, welches in feiner Geiſtesentwickelung, 
namentlidy aber in der Entwidelung feiner Poeſie, einen fo organifchen 
Ptoceß zeigt, daß die hiftorifhe Ausbildung der einzelnen Gattungen 
der Poefie mit der Entfaltung des Begriffs ganz zufammenfällt, bei den 
Griechen, ſehen wir die dramatifche Poefie ſich recht eigentlich nad) der 
vollftändigen Ausgeftaltung des Epos und der Lyrik als die höhere Ein: 
heit beider erheben. Als die höchfte und reiffte Kunftform hat fie auch 
die reichfte Wolksindividualität, das ausgebildetſte Staatsleben, zu ihrer 
Vorausfegung und Bedingung. Das herrliche Athen, in der Zeit fei- 
ner edelften und freieften Bewegung, feiner ausgebildeten Verfaſſung, 
feines bewegteſten öffentlichen ebene, ift audy der Boden, aus dem die 
unfterblihe Frucht feiner dramatifhen Poeſie hervorfproßt. Weder die 
Subftantialität de8 Dorismus, noch die finnliche Weichheit und brün: 
ftige Leidenfchaftlichkeit des Aeolismus, noch der zwar auf finnliche 
Klarheit und Beweglichkeit gerichtete, aber der Vertiefung wieder minder 
fähige Jonismus, obwohl dem attifhen Charakter am Naͤchſten ſtehend, 
maren vermögend, das Drama zu erzeugen. Sie alle haben bie ihrer 
Andividualität entfprechenden Geftalten der Poefie hervorgebraht, aber 
das Drama bedurfte Athens. Hier entfprang es aus jener wunderba⸗ 
ren Durchdringung der fröhlichften Beweglichkeit und einer zugleih in 
die Tiefe herabreihenden Kraft der Anſchauung, einer auf dem ftolze: 
ften Gefühl der Thatkraft ruhenden Selbfigenügfamteit des Einzelnen 
und der Iebendigften Theilnahme des Bürgers am Gemeinwefen, das 
er felbft mit hervorbringen half und fid darin genoß. Alle diefe Sei: 
ten zufammengenommen waren die lebendigen Zactoren bes griechiſchen 
Dramas, morin ſich das ganze Leben Athens, wie in einem Mikro: 
kosmus, abfpiegelt.e. Das demokratiſche Athen, in welchem, fo weit es 
der griechifche Geift bringen konnte, fich die freiefte Negfamkeit aller 
Kräfte entfaltete, feierte in feinem Drama, das aus dem Cultus bes 
befreienden Dionyſos hervorging, den gerade bie unteren Glaffen, der un: 
terthänige Stand, als ihren Befreier (Eleutherios und Lyſios) und als 
Geber der Gleichheit priefen (vgl. die vortreffliche Entwidelung biefes 
Sefhichtspuncts bei Welder in feinem Nachtrage zu ber Aeſchyliſchen 
Trilogie S. 194 ff.), die böchften Thaten feines dichterifchen Geiftes. 
Ueberall ift und mird die dramatifche Poefie, weil fie, wie wie oben 
entwidelt, die Elemente aller gefchichtlihen Bewegung in ſich faßt, ein 
ideales Abbild der concreten Zuftände , der Geiftesrihtungen ber wirkli» 
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. chen Melt und des politifhen Lebens geben. Keine Art der SPoefie 


ſchwebt zwar in der Luft, fondern hängt, wenn aud mit fehr zarten 
Fäden, mit dem Geiſte, der in der Wirklichkeit regiert, zufammen und 
will aus ihm erklärt fein; eine Gattung aber hat ihre Wurzeln fo tief 
in bie politifhen und fittlihen Zuftände der wirklichen Welt eingefentt, 
als bie dramatifhe Poeſie. Calderon fpiegelt uns in ber edelften 
Form den ganzen fittlihen und politifchen Zuftand der fpanifhen Welt 
ab. Sie ift feine Schranke, über welche er, trotz der fchöpferifchen Kraft 
feiner Phantafie, nicht hinaus kann. Die Gluth , welche die religiöfe 
Begeifterung für den Fatholifchen Glauben einhauchen kann, das zum 
Dogmatismus erftarrte Princip der Ehre, die Hingebung des Spaniers 
an die Alles abforbirende Idee der Majeſtaͤt, aus der er ſich wieder 
durch das Gefühl feiner Abftammung und feines Adels zu der erclufiv: 
fen Perfönlichkeit aufrichtet, dies find die großen Elemente, welche in 
den mannigfaltigften Wendungen und Gonflicten als die geiftige Sub: 
ſtanz des fpanifhen Dramas wiederkehren. Die ganze fogenannte claf: 
ſiſche Tragödie der Sranzofen, fo fehr fie ſich in aͤußerlichen Gefegen auf 
Ariftoteles zu fügen wähnt, empfängt doch nur von den Eindrüden des 
und feiner Etikette das Gefes ihrer Geftaltung und fpiegelt dieſe 

der Convenienzen , die das Königthbum um ſich erbaut hatte, mit 
Aufopferung alles rein menfchlichen Pathos ab, und dient im Grunde, wie 
in damaliger Zeit alle Wiffenfchaft und Kunft in Sranfreih, nur zur 
ze kens des abfoluten Königthums , von dem Alles erft feine 
n empfangen mußte, während die Molière' ſchen Luftfpiele die 
>) I der höheren Gefellfhaft in der geiftreichften Faſſung abbil« 
deten. Be eine konnte daher wohl, weil es die Verkehrtheiten und 
Gleißnerei der Sitten verfpottete, einen aͤchten Kunftwerth und eine 
fe rale Bedeutung gewinnen, während die claffifhe Tragödie der 
en ‚ ba fie den Menfchen erft dann zu feinem Rechte fommen 

venn ber Convenienz Genüge geleiftet worden, nie bis in's Mark 
npfindung einzudringen und eine rein tragifche Erfhütterung ber- 
vorzubringen vermochte. Wenn aber in neuerer Zeit, nachdem biefe 
©: tung felbft mit dem ungeheuern Umſchwunge der Nation ihrer alten 
iprematie beraubt worden ift, durch Darfteller, wie Talma, und heut durch 
ad f wieder neue Lebenskraft gewonnen zu haben fcheint, fo beruht 
darauf, daß diefe genievollen Darfteller offenbar aus dem weiter 
— gewordenen Geiſte ihre Anſchauungen ſchoͤpften und dieſe 
Geſtalten der alten Tragoͤdie einhauchten. So erwärmen offenbar 
ache und früher Zalma die Helden und Heldinnen ber claffifhen 

























nem aͤcht menfchlichen Ausdrude und ergreifen felbft bie: 
e bie Unnatur diefer Tragödie faft völlig erkältete. Diefer 

hang des gefchichtlichen Geiftes mit dem Drama drängte 
bei Shakespeare und der Geburt der deutfchen 
m Zeitalter auf. Shakespeare, unter allen der Größte, 
g Geift felbft der am Meiften Begünfligte. 
n, daß Shakespeare’s ftaunenswürbige Größe und 
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fein unerfchöpflicher Einfluß auf alle folgende Zeit darauf ruht, daß er, 
an der Scheide zweier gefchichtlicher Welten ftchend, die großen Elemente 
beider in fich aufgenommen und durchdrungen habe. Das in bag 
Grab fleigende Mittelalter hinter fidy, nährte er ſich doch noch an ihm, 
denn es reichte mit feiner Kraft individueller Lebendigkeit, überhaupt mit 
feinen poetifhen Elementen nody in das Zeitalter Elifabeth’s befruchtend 
für Shakespeare hinein, während ſich der neue Geift des Proteftantis: 
mus, einerfeits und der nationalen Einheit Englands andererfeits in vol: 
ler Augendftifche erhoben und in biefer von Shakespeare ergriffen wur: 
den. Dadurd ward er zugleich der prophetifche Dichter, aus dem alle 
Keime diefes neuen Geiſtes zur vollen Saat hervorbrahen. Darum ift 
er noch jest der Dichter des gegenwärtigen Geiftes, denn er hat die Zus 
kunft anticipirt. Und nun der Auffhwung, den nach Leffing’s un— 
fterblihhem Vorgange das deutfhe Drama nahm! Im Drama rief fich 
ber deutſche Geift zuerft gründlid aus der abfiract religiöfen Richtung 
Klopſtock's zum dieffeitigen Leben zuruͤck. Aber es brach auch der ganze 
Gaͤhrungsproceß, der ſich in der franzöfifhen Mevolution zur That be: 
freite,, aus jenen erſten Zragddieen Schiller's in ungezähmter Kraft 
und Urfprünglicykeit hervor. Es war derfelbe Geift, der hier die Gemüther 
fortriß, weil er die alten Schranken durchbrach, welcher in der frangöft: 
fhen Revolution die alten abgelebten Formen wirklich zerträmmerte, und 
den das deutfhe Drama Schiller's nur darum heraufbeſchwoͤren Eonnte, 
weil ſich überall die Elemente einer großen Weltrevolution, einer Be: 
freiung von den Feffeln des altgewordenen Geiftes, vegten. 

Diefe Andeutungen follten nur den innern Zufammenhang des ge: 
ſchichtlichen Geiftes mit der dramatifchen Poeſie anſchaulich machen, auf 
eine Ausführung muß natürlich hier verzichtet werden. In dem von 
uns entwidelten Sinne läßt Shakespeare Hamlet fagen (Act 3, Scene 
1): „Der Zweck des Schaufpield war und ift, der Natur gleichfam den 
Spiegel vorzuhalten, der Tugend ihre eigenen Züge, der Schmach ihr 
eigenes Bild und dem Jahrhundert und Körper der Zeit den Abdrud 
feiner Geftalt zu zeigen.” In diefen Worten ift die tieffte fittliche Be: 
deutung, die eigentlich erlöfende Kraft des Achten Dramas ausgefpro- 
hen. Indem es uns mit zwingender Gewalt zur Anerfennung der 
wahren menfchlihen Natur, der ewigen Gefege der geiftigen Bewegung 
erhebt, indem es in dem Siege der dee den abfoluten Zweck aller Geis 
flegentwidelung vergegenmwärtigt, greift e8 direct in den Gang unferer 
Bildung ein, und indem es dem Sahrhunderte den Abdrud feiner Ge- 
ftalt zeigt, erfcheint es felbft als ein integrirendes Element des ganzen 
meltgefhichtlihen Proceffes. Daher hinterläßt jedes aͤchte Drama auch 
einen weltgeſchichtlichen Eindruck, da fih in ihm nur in verjüngtem 
Maßſtabe die Gefege der Weltgefchichte, der ewige Rhythmus ihrer Bes 
wegung abbilden. 

Das Drama weil’, als die Poefie der Gegenwart, auf feine Vers 
finnlihung durdy die Bühne hin. Hier gewinnt es feinen lebendigften 
und ergreifendften Ausdrud, denn hier erft wirkt es auf die Maffen, 
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welche es mit feinem Hauche durchdringt, wodurch es deren Vielkoͤpfig— 
£eit in eine geiftige Einheit aufhebt. Durch die Bühnendarftellung ſchrei⸗ 
tet die Poeſie mit der Stärke eines unmitrelbaren Erlebniffes ein und 
befreit doch zugleich von der Bedrängniß der unmittelbaren Mirklichkeit. 

Das Theater ift gewiffermafen ein Pantheon der Künfte, denn 
in ihm vereinigen fih Architektur, Sculptur und Malerei, die erfteren, 
um den fhönen Raum zum Genuffe des Kunftwerks, die legtere, um 
auch die Illuſion des jedesmaligen Orts der Handlung hervorzubringen. 
Wie die dramatiſche Kunft den Menſchen in den tiefften Schmerzen 
und in ber hoͤchſten Luft feiner Seele darftellt und vorzüglich die Ge: 
fhichte der Völker enthüllt, wie fie alfo das mit unferer Natur Ber: 
wandteſte und Nächfte in unvergänglihen Zügen zur Anfhauung bringt, 
fo fordert fie aud wie keine die Theilnahme, die Hingebung des ganzen 
Menfhen und übt dadurch einen unberechenbaren Einfluß auf die ganze 
Mitwelt aus. Das Theater ift mit einem Worte: ein großer Factor 
in dem Welt: und Völkerleben, ein mädhtiges Element 
für die Eultur der Maffen und in feiner hbödhften Bedeu— 
tung ein großes fittlihes Inſtitut, das, je weiter die Menfch: 
beit in der Zheilnahme an den Intereſſen der Zeit fortfchreitet, je mehr 
fie fih zum Antheil an dem öffentlichen Leben fleigert, je mehr ber 
Menſch in feinem Wirken, Handeln und Leiden das hoͤchſte Object des 
Menfhen wird, aud um fo mächtiger und belebender in den ganzen 
Kreis der Bildung eingreifen muß. 

Diefer erziehende Einfluß ergibt fih aus unferm an die Spige ge: 
ftellten Begriff des Dramas. indem die Zufchauenden hier den Proceß 
des Geiftes in feiner alle Einfeitigkeiten vernichtenden Größe und alle 
kehrtheiten auflöfenden Macht gegenwärtig anfchauen, tritt ihnen die 
Kraft ber Idee und ihre unaufhaltfame Bewegung mit unmiderftehlicher 
stärke entgegen. Was die Wiffenfhaft durch ihren dialektiſchen Pro: 

vollbringt, und was feiner Natur nach doch immer nur ein efoteris 
i6 bleiben wird, mas der geſchichtliche Geift täglih und ſtuͤnd— 
führt, alle Einfeitigkeiten und Thorheiten zu richten, das fehen 
wir, von der Bühne herab, in feiner reinften und idealen Geftalt, faß: 
bar zugleich und mit überzeugender Mahrheit vorgeftellt. So dringt 
Theater durch feine verfinnlichende Klarheit mit der Kraft der Rea- 
ıf die Maffen ein und flößt ihnen unvermerkt einen Sinn für 

en Gegenfägen ſich erzeugende Freiheit der Idee, mie für die 

Energie und für das Recht der großen Leidenfhaft ein, 
6 an ben Beſitz eines erhabenen Gutes fest, es ftähle in 
n auf den Sieg ber dee, die der Menſch hier mit inne: 
igkeit hervorbrechen ſieht, waͤhrend der Meltgeift in der 
t gewaltig träge auftritt, ja bisweilen faft mit einer Art 
den Sieg der Freiheit zu vertagen ſcheint. Wenn Re: 
jer das Gut der politifchen Freiheit zu verkürzen und 
chwung des nationalen Lebens wirklich niederzuhalten gefon: 
ind, fo ift es aud nur eine Gonfequenz, wenn fie dasjenige 
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Drama, aus dem die Kraft des hiftorifchen Geiftes und der Gieg der 
Sreiheit uns entgegenmweht, von der Bühne fern halten, eine Confequenz, 
welche mit der Feflelung der Preffe völlig gleicher Abflammung ift. 
Je fihtbarer die Wirkungen eines Macht find, um fo mehr gebietet die 
Zucht vor ihr, fie ihres Lebensnervs zu berauben. Es ift daher ein 
unb derfelbe Sinn, ein und daffelbe Princip, welches die Preffe zu 
Knechten und fie zu einem Monopole einer Anzahl Privilegirter einzu= 
ſchraͤnken trachtet, und welcher das Theater zu einem blofen Zummel- 
plage erfchlaffender Luft, zur Befriedigung augenblidlihen Sinnenbe⸗ 
dürfniffes herabfegt. 

Der Zufammenhang der Bühne mit dem wirklichen Leben und 
dem öffentlichen Geift ift unverkennbar, und die Einfiht darin ift zu 
feiner Zeit gänzlich verdunfelt gerwefen. Hatte man doch, als das uners 
reichte Mufter die griechiihe Bühne vor Augen, in welcher das geift= 
reichfle Volk der alten Weit in der Zeit feiner entwideltften Sntelligenz 
und feiner nationalen Größe ein Feft feines geiftigften Lebens feierte. 
Darum nahmen fi, nah dem Erwachen unferer Literatur, nah den 
Tagen ihrer Wiedergeburt jene Minner, melde felbft den neuen Tag 
derfelben herbeigeführt hatten, mit dem reinften Feuer der Bühne an, 
Leffing, Schiller und Goethe. Sie weihten ihre Kräfte einem Ins 
flitute, welches fie zu einem Tempel der Nation zu geftalten trachteten, 
um in ihm bie ebelften und größten Schäge derſelben zu entfalten. 

Das Bewußtfein einzelner Männer reicht aber dazu nicht aus; 
es barf die Regeneration des Theaters nicht Privatfade, 
fondern fie muß Nationalfadhe fein. Aller Fortfchritt unferer 
Entwidelung beruht überhaupt darauf, daß alle und jede Beftrebung in 
den Strom des Nationalbewußtſeins münde, daß fie fi als ein Moment 
erfaffe, das Reich der geiftigen Freiheit zu einem Reiche gegenmärtiger 
Wahrheit und Wirklichkeit zu machen. Go lange irgend ein Zweig 
großartiger Thätigkeit der MWiffenfchaft oder der Kunft noch nicht in fei= 
ner das ganze Leben der Nation befruchtenden und forttreibenden Kraft 
erfaßt wird, fo lange fteht er auch dem Leben felbft noch äußerlich ges 
genüber und hat feine legte Bedeutung noch nicht gewonnen. Soll die 
Forderung nicht ein leerer Schall fein, daß die dee verwirklicht werbe, 
daß fie in Fleifh und Blut der Gegenwart übergehen müffe, fo ift ba= 
mit auch gefagt, daß ſich diefelbe zu einem alle Thätigkeiten des Geiſtes 
verarbeitenden Organismus geftalten folle. Diefer Organismus ift aber 
der freie Staat, in welhem alle Seiten der materiellen, wie ber 
idealen Thätigkeit ſich unabläffig zu Momenten zufammenfaffen,, um 
die Freiheit, d.h. die ungehemmte Bewegung aller geiftigen Kräfte, dars 
zuftelen. Man mwähne ja nicht, daß wir Kunft und MWiffenfhaft etwa 
ihres erhabenen Charakters, Selbftzwed zu fein, d. h. an und für 
fi den Geiſt zu befriedigen und zu interefficen , berauben und fie zu 
Dienern des irdifchen Neiches materieller Intereſſen herabfegen wollen. 
So lange der Staat diefen Charakter noch bat, fo lange er fih nur 
bis zur Entfaltung aller auf die induſtrielle Thätigkeit abzielenden Kräfte, 
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zue Sicherung der Perfon und bes Eigenthbums erhebt und den Werth - 
der. ‚idealen Sntereffen nur nach der Wichtigkeit mißt, welche fie für die 
igung nationaldtonomifcher Intereffen haben: fo lange hat fie der 
Staat noch nicht feinem abfoluten Wefen nach erfaßt, denn er ift, troß 
der Bewegung ungeheuerer Kräfte, trotz des geficherten Rechtszuſtandes 
ber Perfon und des Eigenthums, immer nod ein irdifches Reich, wel⸗ 
des die hoͤchſten Güter des freien Geiftes noch nicht in ſich hineinzu- 
ziehen und als Momente feines eigenen Lebens darzuftellen vermocht hat. 
Mir fordern dagegen, daß der Staat feine höchfte Ehre darein fege, die 
an unfere ideale Matur allein fi wmwendenden Elemente aus feinem 
Schooße zu erzeugen, daß er fie als feine hoͤchſten Güter pflege und in 
den Organismus feiner Lebendigkeit aufnehme, weil fie zur vollen Ver— 
— der Freiheit des Geiſtes unentbehtlich ſind. Nur ſo kann 
„daß der Staat bie Idee der Freiheit iſt, eine Wahrheit 



























hat der moderne Staat allerdings einen großen Kreis der 
t und Wiſſenſchaft wirklich in ſein Bereich gezogen und durch In— 
welche er fuͤr ihre Entwickelung errichtet und pflegt, ſie als zu 
en nothwendig erklaͤtt, wenn er gleich fie noch nicht völlig 
8 ſich entlaffen hat und fü e ihren eigenen Proceß ungehindert ent: 
at. Freilich ift auch felbft die Wiſſenſchaft, obwohl der unbe- 
5 der Kirche entnommen, doch noch im Kampfe mit dem 
emundenden Staate begriffen, und damit weder als Selbſtzweck 
anerkannt, noch ift der Staat, als das auf feiner eigenen 
ruhende Werk des praktifchen Geiftes begriffen ; aber die 
aft iſt doch immer vom Staate als ein großer Factor des gei: 
ittlihen Gefammtiebens, den man nicht wie einen Fremd: 
iſe behandeln dürfe, aufgefaßt- ine gleiche Gunft ift dem 
noch nicht zu Theil geworden. In feiner Totalitaͤt betrach⸗ 
i immer nur als ein zur Beluſtigung und Ergögung vom 
: zugelafjenes Inflitut und, wie die Hoftheater, zur Erheiterung 
nes mebr oder minder funftfinnigen Fürften, von demfelben unterftüst. 
diefe —— iſt nur ein Act der Gnade, welcher daher auch 

ar und — iſt, und die Art der Verwendung derſelben 

on dem zufälligen Geſchmacke des Fuͤrſten und feiner 
Afo nad; diefer Seite hin ift das Theater viel: 
ing, als ein öffentliches von dem Staatsbe: 
nothmwendig und über das Belieben einer Perfönlich: 
tut es. Es flieht mithin durchaus noch als 
Orc an mus befindlicher Fremdling da, dem man zwar 
Staate nicht verfagt, dem man, fo zu fagen, eine 
ge deihen laͤßt, der feibft nicht einmal beforgt 
werden, weil er ſehr unſchaͤdlich erſcheint, ja, 
Art fein Benusung ‚ indem der Sinn, durch den 
jenu 3— den er der Menge bietet, oft von den ernſten 
art abgezogen und verflüchtigt toird, felbft ein un- 
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Ihägbares Mittel wird, finftere Wolfen von der Stirn des Volkes zu 
verfcheuchen und büjtere, ſchwere Traͤume der Freiheit hinwegzugaufeln. 
Aber durch diefe Stellung ift das Theater gerade recht fliefmütterlich 
behandelt und wird im Verhältniffe zu den andern Künften, gefchweige 
denn zu den Wiffenfchaften, nur mie ein geduldetes und zu endlichen 
Zweden benugtes Gefchöpf betrachtet. Diefe Stellung aber ift eine un- 
wuͤrdige; denn es darf darauf Anſpruch machen, als ein freigeborener 
Sohn des Haufes angefehen zu werden. Das Ziel, dem die Bühne 
zuftrebt, kann daher nur fein, den zufälligen Platz, den man ihr bis 
jegt eingeräumt hat, in einen als berechtigt anerkannten zu verwandeln, 
d. h. aus dem Dienfte des Fürften, als Privatperfon, in den Dienft 
des Staats, als des freien vernünftigen Organismus, 
überzugehen und an der Verwirklichung bes großen 
Bwedes aͤchter Humanität mitzuarbeiten. Die Bedeutung 
des Theaters muß demnad) eine ähnliche werden, wie einft bei den Gtie- 
chen. Es verjteht fidy aber von felbft, daß wir darunter nicht eine leere 
Ruͤckkehr verftehen, nicht eine Copie jener Verhältniffe wollen koͤnnen, 
weil die Welt und das ganze Weltbewußtfein ein anderes, entwidelteres 
geworden ift und der moderne Staat auf ganz anderen Grundlagen ruht, 
als der antike. Das Theater wieder zu derjenigen Bedeutung erheben, 
welche es bei den Griechen hatte, kann alfo vernünftiger Weife nur heißen: 
es ais ein lebendiges Glied in den Organismus de3 modernen freien 
Staats aufnehmen und es auf diefe Weiſe, unter den Bedingungen bes 
gereiften Geiftes der Gegenwart, zur Darftellung der hoͤchſten Schöpfun- 
gen des idealen Geiftes, zur Veranfhaulihung der erhabenften Se 
der ächter Menfchlichkeit und zur Bergegenwärtigung der Allmacht des 
über alle Einfeitigkeiten triumphirenden Geiftes, alfo zu einem groß 
Ferment des ſittlichen Bewußtfeins und des Öffentlichen Lebens —*— 
Die abſolute Bedingung zur Verwirklichung dieſer Bedeu des 
Theaters iſt natuͤrlich die Poeſie ſelbſt. Sie muß ſich das — 
ter ſchaffen. Dem Aufſchwunge der dramatiſchen Poeſie muß auch 
eine Regeneration des Theaters mit Nothwendigkeit folgen. Nun mur- 
zeit die dramatifche Porfie, wie jede Geftalt der Kunft, in ber Zeit u u 
hängt von geſchichtlichen Bedingungen ab. ft die Poefie das ideale Ab 
bild der Zeit, fpiegelt fie den innerften Kern bderfelben ab, fo w 
aud) die großen Bewegungen des praktifchen Geiftes, feine Kämp 
Ringen um den Sieg durchgreifender, das ganze öffentliche Leben 
ftaltender Ideen als ihre legitime Erbſchaft anfehen und aus 
nad) dem Reichthume derfelben, ihren mehr oder minder ge 
Zempel erbauen. Die Heinen Intereffen eines fpießbürgerlid 
Eönnen der Poefie mur eine dürftige Ausbeute geben. So war 
Poefie in der erſten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts die 
Spiefbürgerlichkeit, der Detailintereffen des Lebens, einer tri 
auf das Hausweſen eingefchränkten Moral, fie war aber nich 
und dürftiger als die Zeit ſelbſt, nicht geringfügiger ale bie In 1 
des deutfchen Lebens damaliger Zeit. Goethe fhon hat bemerkt, daß mi 
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dem fiebenjährigen Kriege der erfte Vollgehalt wieder in das Leben kam, 
und in der That fehen wir auf feinen Grund das erſte nationale Luft: 
fpiel ſich erheben (Minna von Barnheim), das fogar nod über bie un 
mittelbar poetifchen Motive des Werks hinaus auf eine Verföhnung —* 
beiden aus dem Kampfe ſelbſt als erbitterte Gegner zuruͤckgetretenen 
deutfchen Mächte, der Sachſen und Preußen, hinarbeitet. Der ganze 
ungeheure Aufihwung aber, den die Poefie überhaupt in Deutfchland 
nahm, jenes gewaltige Dindrängen derfelben nad) den Urquellen aller 
aͤchten Poefie,- na der Dffenbarung der Tiefen des menfclichen Her: 
— und der menſchlichen Leidenſchaft, nach Verſoͤhnung des Menſchen 
mit der Wirklichkeit, dieſer raſtloſe Entwickelungsproceß, der ſich in 
Deutſchland in der Poeſie, wie in der Philoſophie, zu immer reiferen 
Schoͤpfungen forttrieb, war nichts Geringeres, als die Darſtellung des 
Geiftes, welcher ſich in feiner Autonomie und Unendlichkeit zu erfaffen 
und diefe zu bewähren trachtete, befjelben Geiftes, welcher im Nachbar⸗ 
lande den gründlidyen Bruch mit der rechtlos gewordenen Vergangenheit 
berbeiführte, die alten Formen zerfchlug und die Autorität des hiftori- 
fhen Rechtes zerbrach. Es war ein großer, erſchuͤtternder, in vielen 
n ſich verkündigender MWendepunet, der den Geift in feine 
te Ziefe hinein trieb, wo er ſich ald den Heren und Meifter über 
——* als die allein befreiende Macht aus feinem eigenen Zwie⸗ 
nte.. Nur aus dieſem größten Problem, deſſen Löfung fich 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ftellte, ift der rie⸗ 
Prem unferer Poeſie und namentlidy) unfers Dramas zu 
welären. Der deutfche Geift loͤſſte theoretiſch durch die Schöpfungen 
Doefie und Philofophie die große Aufgabe, welche Frankreich auf 
‚praktifchen Boden in rafllofer Entwidelung und welterfchütternder 
‚bewegte. Auch hier ſchuf alfo die Poeſie das Theater. Die Werke 
neuen Geifies fanden auch in den großen Darſtellern ihre Träger, 
ee das Genie der Schaufpieler und die gleichzeitig erfolgte Wie— 
dererweelung Shakespeare’s, der eigentlich nur von diefem neu eroberten 
Boden aus in feiner Geiitesgröße gewürdigt werden fonnte, riefen eine 
‚hervor, welche der Geift des Jahrhunderts geharniſcht hin⸗ 
gkraft des Dichters ſetzt die Darſteller noth— 
d in Bewegung, fie wachfen gleichzeitig mit den Dichtern, an 
fie ſich groß ziehen. Denn wenn es auch darftellende Künftler 
Kann, die durch die Poefie ihres Geiftes weit über den Erzeugniffen 
1 — ſie verſinnlichen, wie denn offenbar Eckhoff, welcher 
| Muftern zugefchnittenen Dramen vorfand und 
d) faft ganz auf ihre Darftellung beſchraͤnken mußte, höher ftand als 
ie Stufe der dramatifchen Poefie feiner Zeit, fo ſchafft ſich doch auch 
tets der mächtige Dichtergeift feine Darftellee mit derfelben Nothwen- 
keit, mit. *— ſich uͤberhaupt der Weltgeiſt ſeine Organe erzeugt, 
er fie mit d dem Geifte des Jahrhunderts —— waͤchſt — * 
: offenbar mit Shakespeare, den er mit einer nicht genug zu ſchaͤtzen⸗ 
erft auf der deutfchen Wühne heimifch machte. (Vgl. darüber 
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den neuerdings erfchienenen trefflichen Auffag von Adolf Stahr: Shake» 
fpeare in Deutfhland, in dem literarhiftorifchen Taſchenbuche 
von Prus, der eine fehr fchöne Würdigung des Verdienſtes Schröder’s 
für die Einführung Shakespeare’ auf ber deutſchen Bühne enthält.) 
Fa Schröder’s künftlerifche Größe bedurfte gewiffermaßen folder dramas 
tifhen Schöpfungen, um ſich in ihrer vollen Macht entfalten zu koͤn— 
nen, und Fleck erfcheint recht eigentlich als der Träger der bämonifchen 
Gewalten, durch welche die dramatiſche Poeſie aus ihrer Dürftigkeit in 
die volle Bahn des gefchichtlicyen Geiſtes hineingeriffen wurde. Ta, bas 
Uebermenfchliche und Riefenhafte erfcheint fo fehr als das Wefen Fled’s, 
daß es fogar felbft da noch hindurch bricht, wo ihm das bürgerliche und 
rührende Drama enge Fefleln anlegte. Wie Schröder das Genie für 
den auf der deutfchen Bühne erftandenen Shakespeare, fo ift Fled das 
darftellende Genie für den revolutionären Geift des Jahrhunderts, wie 
er ſich namentlih in Schiller zufammengefaft hat. Die Poefie, fagten 
wir, fchafft das Theater. Geht die erftere alfo einer neuen Entwidelung 
entgegen, fo muß aud das Theater in diefelbe eingehen, es kann der 
Schwungkraft der erfteren nicht miderftehen. Das erfte und dringendfte 
Bedürfniß, ohne deffen Befriedigung alle andern Factoren, ohnmaͤchtig 
find, bleibt alfo die Energie der dramatifchen Poefie felbit. Ihre treis 
bende Kraft liegt aber, wie wir gefehen, in den Clementen bes bie 
Wirklichkeit regierenden Geiſtes. Wenn fid nun eine neue Zeit entbin» 
det, wenn die Schauer eineß neuen Geiftes uns umwehen, melder bie 
Auferftehung einer ganzen Nation aus dem politifdyen Todesſchlafe ver: 
tündet, wenn diefer Geift ernftlich praktiſch eben fo frei fein mil, als 
er ſich theoretifch frei gemacht hat, und diefe Springkraft fi allen 
Gliedern mittheilt,. die bisher von keiner einigenden Seele bewegt, kei⸗— 
nem einigen Willen untertban waren, dann muß und wird auch bie 
dramatifche Poefie dies große Schaufpiel wiederholen, und es wirb ihr 
aus dem vollen Herzen der bewegten Maffen die Sympathie entgegen- 
firömen, meil fie darin ihren eigenen Geift gegenftändlich fhauen*). 


*) Auch der Auffchwung, den bie deutfche Nation im Sabre 1813 nahm, 
zittert im Drama nad und fündigt fi in mandyen Symptomen in feiner Rüd: 
wirkung auf die Poefie an. So gebt 8. Tieck im Jahre 1813 damit um, 
Scaufpiele aus der deutfchen Gefchichte nach dem Mufter von Shakespeare's bi: 
ftorifhen Dramen zu dichten. Solger regt diefe Gedanken bei feinem Freunde 
unabläilfig an und dringt auf das Eifriafte in ihn, Ernft mit diefem Vorſatze 
zu machen. Tieck felbft fcheint von der großen Zeit mächtig ergriffen. Er fchreibt 
an Solger (Solger’s nachgelaffene Schriften und Briefmechfel I. ©. 269): „Es 
find Plane zu vielen Schaufpielen aus ber deutſchen Gefchichte in meiner Seele 
fertig, und ich werde biefe mit befonderer Liebe ausarbeiten, wenn mir Gott 
noch &eben fchenkt, um meinen Landsleuten zu zeigen, daß ich mich wohl zu ihnen 
rechne.’‘ Im diefem Sinne fagt Solger auch in einem Briefe an Tied: „Man 
muß dem 3eitgeifte auf den teib rüden und ihn nicht immer 
aus ber Kerne hätſcheln.“ Später jah Tieck Überall Unmöglichkeiten , bie 
jedoch Solger immer auf's Neue befämpfte, wiewohl ohne Erfolg. Vgl. befonders 
die dentwürdigen Worte Solger’ö 1. c, 1. S. 707, die er an Tieck richtete: „Ich 
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Der dramatifche Dichter braucht dazu wahrlich nicht, wie man «8 fo 
oft geundlos behauptet hat, ſich gerade in den Stoff feiner eigenen Ge: 
ſchichte einzufpinnen, darauf beruht feine Volksthuͤmlichkeit und feine 
Bedeutung für die Gegenwart nicht, aber er muß feinem Stoffe über: 
haupt ben gefchichtlichen Geift und die Energie der Freiheit einhauchen. 
Die Ditung muß mit einem Worte, nah Gervinus’ („Geſchichte 
der deutſchen Nationalliteratur” V. &. 734) ſchoͤnem Ausdrude, ſich 
auf den großen Markt des Lebens wagen, das Gefahrvollfte und Größte 
zu ihrem Gegenftande nehmen, mit den öffentlichen Zuftänden Bund ma- 
hen und mit dem Leben felber rivalifiren. 

Wenn wir aus der Umgeftaltung, welche die Lyrik unfers Vater: 
landes in jüngfter Zeit erfahren hat, einen Schluß wagen dürfen, der 
fi) „auf das allgemeine Entwidelungsgefes der Poeſie ftügt, fo werben 
das" moderne Epos, der Roman und das Drama diefen Zügen nad): 
folgen und eine neue Aera herbeiführen helfen. Frankreich ift in der 
Gattung des focinlen Romans bereits in eine neue Entwidelungsphafe 
eingetreten. Jener zieht feine Nahrung aus dem Boden der ganzen ge: 
ſelſchaftlichen Bewegung, ihrer Gegenfäse und Probleme, melde ſich 
bee Geift der modernen Gefellfchaft zur Löfung geftellt hat. Hier hat 
fih das Genie der Schriftftellee mit dem tiefgreifenden Gedanken der 
Wirklichkeit befruchtet und uns die Dialektik der Leidenfchaften gefcil- 
dert, welche der Schooß der modernen Gefellfchaft in fich birgt. Die 
franzöfifhe Tragödie der Gegenwart dagegen befindet fich noch im Sta: 
dium bes Kampfes mit ihrem Gegenfase, der fogenannten claffifchen 
Tragödie, und ift durch diefe Stellung ſchon als eine einfeitige Richtung 
bezeichnet. Im Streben, fid) wieder durch die Kraft der Naturwahrheit, 
dur die Darftellung icht menſchlicher Leidenſchaft zu regeneriren, jenes 
abſtracte Ideal des Claſſicismus zu vernichten, iſt fie zugleich noch mit 
dem Ertrem bes Entfeslihen, Grauenerregenden fo verflohten, daß «8 
in — zu einer wirklichen Verſoͤhnung der Leidenſchaften und fo zur Idee 

einer fittlichen Weltordnung noch nicht kommt. Die franzöfifche Tragd: 
die hat in ihrem Hauptvertreter, Victor Hugo, allerdings ben großen 

hritt gethan, die Mirklichkeit felbft als die Fundgrube für die Poefie 
& ation, ben Widerfprucd als den Pulsſchlag auch ihres Le⸗ 
ierk nen, aber fie ift, wie in ber Theorie, fo in der Aus- 











er Verzweiflung nahe kommen, wenn man bei bramatifchen 
a ne, dieſe Schauſpieler, dieſe widerſinnigen und den ganzen 
unntergrabenden Einrichtungen und dieſes Publicum denkt. Aber ſoll man 
’ Derziveifeln? — Man muß, ich will nicht fagen, ſich accommodiren, weil 
hwach Klingt, fondern die Weit fich beffer vorftellen,, als fie iſt; ohne dies 
an nichts Gutes. Die Poefie muß ſich das Theater ſchaffen, die Philoſophie 

as um. Und wenn das nicht gelingt, To iſt es ein großes Unglüd, aber man 

yac feinen Beruf erfüllt. Und das kann man wieder nicht, wenn man nicht die ge: 
ge en Seren ri auffaßt und damit anfängt, müßte man fie fich auch 
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einer blofen Mifchung der Gegenfäge ftehen geblieben, denen aber bie 

verföhnende Gewalt einer die Gegenfäge ausgleichenden Idee fehlt. Diefe 
Geftalt der Tragödie ift daher ihrem Principe nad) allerdings ein Fort: 
fehritt, weil fie zur Quelle der Poefie wieder zurückgekehrt ift, aber 
weil fie als ein um feine Eriftenz erſt kaͤmpfendes Princip auftritt, zu⸗ 
glei; ein Ertrem, daß die Idee der Tragödie noch nicht wahrhaft hat 
verwirflihen koͤnnen. Der fociale Roman ber George Sanb ift, 
gegen bag Drama Victor Hugo’s gehalten, eine reihere und entwickeltere 
Kunftgattung, meil er die Elemente des modernen Lebens zu einer viel 
höheren Lebendigkeit und mit weit größerer Tiefe auffaßt, indem er fich 
nicht erft durch einen Brud und Kampf mit einer andern Kunftform 
fein Princip zu erringen hat. 

Die Schwungkraft, welche in jüngfter Zeit bie deutfche Lyrik be- 
thätigt hat, gibt uns eine fichere Bürgfhaft, daß aud das Drama ei- 
ner nationalen Entwidelung entgegenreifen werde. Soll die Poefie aber 
wirfen und in das Mark des Volks eindringen, fo muß fie mit ber 
Energie der unmittelbaren Empfindung auftreten und bie Friſche eines 
von der Reflerion unverfümmerten Pathos bringen. Was Goethe und 
Schiller bei ihrem Auftreten ſogleich als fo epochemachende Genien an- 
fündigte, war jene Kraft eines urſpruͤnglichen Geiftes, der auf Stur⸗ 
mesfittigen einherbrauf’te und die Gemüther eroberte. Diefelbe & 
urfprünglichen Lebens muß auch die neue, das erwachende politifhe Selbft- 
bemußtfein darftellende Poeſie in Deutfhland gewinnen. Die kuͤhnſte 
Herrſchaft über die Form, der überfhwänglihfte Reichthum der Bilder 
reichen dazu eben fo wenig aus, als die Ziefe eines Gedankens, ber ſich 
erft in das Gewand der Allegorie leiden muß, um in der Geftalt der 
Poeſie zu erfcheinen. Beide für fi genommen, können nicht die Maf- 
fen bewegen; fie werden alfo auch Fein nationales Drama begründ 
Die Tiefe des Gedankens wie die Herefchaft über die Form koͤnnen n 
für die neue Geftalt der Poefie Vorausfegungen und Bedingungen feiı 
ihr Pulsfchlag muß aber die Kraft eines vollempfundenen jugendlichen, 
Lebens zeigen, das Blut des hiflorifhen Geiftes, das ſich auf bem 
Trümmern der untergehenden Melt ein neues, freies Reich erbaut, muß 
fi) in die Adern diefer Poefie ergießen und alle ihre Glieder bu 
men, man muß aus ihr die Bürgfchaft gewinnen, daß bier eit 
Charakter vor uns fteht, der fih an das Gemeinwohl und an t 
ften Intereffen des Vaterlandes aufgibt, und melchen der Geift 
fhichte groß gezogen hat. Aus demſelben Geifte, welcher das 
Volk feiner politiſchen Traͤgheit entreißen und zur Eroberung di 
tifchen Güter treiben wird, nachdem es bie theoretifhen mit d 
Tapferkeit errungen hat, aus demfelben Geifte müfjen auch feine 
matifhen Dichter, muß feine Regeneration des Theaters herv 
Mährend nun die Tragödie unfers Vaterlandes bie directe Di 
des Siegs der Freiheit und die DVerfinnlihung der großen. 
gefhichtlichen G:iftes zu ihrem Inhalt haben muß, bat 
dem, bei dem Mangel eines Gentralpunctes in Deutſchle 
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‚ eim geringerer Boden gegönnt ift, die Aufgabe, die verkehrten Ricdhtun- 
gen und Zuftände der Gegenwart, die Verirrungen und Schiefheiten 
unferer focialen, namentlich unferer öffentlichen Verhältniffe, befonders 
die Ungereimtheiten, in welche ein engherziges Bekaͤmpfen und Unter: 
drüden der freien Regſamkeit des Worts und der Schrift verwiceln, zu 
tomifhen Gontraften zu verarbeiten. Dadurch würde es gleichfalls ale 
eine befreiende Macht in die focialen Zuftände der Gegenwart eingreifen 
und zu einem von jeder Spiefbürgerlichkeit entfernten und nationalen 
Lufkfpiel erwachſen. Freilich möchte aber ein folches Luſtſpiel in der 
Ausführung auf mannigfadhe Hinderniffe ftoßen, und die der Sronie darin 
Preis gegebenen Zuftände würden an den meiften deutſchen Regierungen 
fhmerlich fo harmlofe Zufchauer finden, um ihnen auf der Bühne eine 
ungefährdete Stätte zu vergönnen. Indeſſen darf darum biefer Boden 
bes Luſtſpiels bei uns nicht aufgegeben werden. Wenn die Deutfchen 
Werke aufzumeifen hätten, welche an Erfindung geiftreiher Com: 
ofition, fpannender Entwidelung und unmittelbarer Beziehung zum hoͤ— 
ern focialen und politifchen Leben ſich mit einigen der legten größeren 
fifptele Sceibe’s +) mefjen könnten, melde für uns ganz das leifteten, 
vas jene für Stanfreih, fo würden wir nicht mehr über den Mangel 
e — nationalen Luſtſpiels zu klagen haben. Hier iſt unſer überrheini= 
pe Nacıbar gegen unfern deutfchen Luftfpieldichter fo fehr im Vortheil, 
wie die focialen und öffentlichen Zuftände, welche fich in der Weitftadt 
€ concentriren, den unftigen überlegen find, und daher einen viel 
n Hintergrund für ein Luftfpiel bilden Eönnen. Das Hauptthema 
Luſtſpiels muß es fein, gleihfam im verjüngten Maßſtabe die 
Tomifhen Gontrafte der polizeilihen Gewalt mit dem verfatilen, fich 
derfelber Beaeladerben Geifte zut Anfhauung zu bringen. Hier märz 
eine reiche Sundgrube für den Wis, wie für den Humor von Situa: 
burd he das Verkehrte und Ungereimte vieler öffentlichen 
Preis gegeben würbe, in welchen wir uns doch leider oft ge 
zu Aabskingen und gedankenlos bewegen. 
ir haben gezeigt, was von Seiten der Poeſie für eine Regene— 
es Threat rg gefchehen muͤſſe. Wie ſich jede große Geiſtesbe— 
me erſchafft, ſo zweifeln wir nicht, wird auch mit dem 
in Deutſchland für die hoͤchſten Güter der Freiheit, 
lung unfers Öffentlichen Lebens die dramatifche Poeſie 
en Kraft ergriffen und in Schwung geſetzt erden. 
es neu ſich geftaltenden, in der Gegenwart murzelnden 
d, *— viel Verfehltes auch die —— — noch bietet, 
d bei allen Schwaͤchen zeigen doch z. B. Gutzkow's Dra- 





























nm dabei beſonders bie drei geiſtreichen Luſtſpiele „Lo verre 
nn „L’Ambitieux‘ gegenwärtig, welche das ganze politi: 
ich: er Bafis haben, von ihm aus fich zu den fpannendften 
S m erheben und in den mannigfaltigften Wendungen 
oismus bialettſch aufloͤſen, ohne deshalb den Ernſt der öffent: 
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men eine höhere Potenz des dramatifchen Lebens, als bei allen Vorzuͤ⸗ 
gen im Einzelnen etwa Halm’s Grifeldis und der Sohn der Wildnif, 
aus welchen uns nur eine kuͤnſtlich gemachte Sentimentalität und eine 
Berbildung des aͤcht menfchlichen, Pathos entgegentönen, melde auch 
fein Schmelz der Sprache verbeffern Eann. 

Aber die Erhebung der Poefie bildet nur den ginen Factor der Re— 
generation der Bühne, der andere nicht minder mwefentlihe ift die Or— 
ganifation bes Theaters felbft und die Bildung der Schau— 
fpieler. Wir deuteten oben bereit8 an, das Ziel bes Theaters, als 
eines Kunftinftituts, müffe fein, als ein Moment in den Staats= 
organismus aufgenommen zu werden. Dadurch daß ein In— 
flitut in einem Staate befteht und tolerirt wird, ift es noch nicht vom 
Staate als zu feinem Leben gehörig erklaͤrt. Auch Gauflern, Taſchen— 
fpielern und Kunftreitern verweigert die Obrigkeit nicht, ihre Künfte zu 
produciren, fie find aber deshalb doc) nur geduldet und haben nur eine 
Beziehung zum Polizeiftaate, nicht zum Staat, als einem fittlihen und 
geiftigen Organismus. Aber fo ift es faft mit dem Theater heut zu 
Tage noch beftellt. Seine Einrihtung und Beauffichtigung fällt nur 
dem Polizeiftaate anheim; fein geiftiges Wirken, feine Kunftthätigkeit, 
die Bildung der Mitglieder ift der Willkuͤr überlaffen und hängt von 
dem zufälligen Gefhmade des Monarchen und feines Hofes ab. Aber 
darin liegt die mehr als fliefmütterlihe Stellung, welche der Staat ale 
geiftiges Gemeinmwefen gegen das Theater eingenommen hat. Sie fteht 
mit dem, was das Theater fein foll und fein Eann, im fehneidenditen 
Widerſpruche. Bei allen Inftitutionen kommt es weſentlich darauf an, 
daß man ihnen eine Bahn eröffnet, auf welcher die freiefte Entfaltung 
aller Kräfte Statt finden kann, mithin fo viel als möglich dem blinden 
Zufall und der Willkür den Spielraum nimmt, die Vernunft und bie 
Freiheit beeinträchtigen zu koͤnnen. Es kommt daher vor Allem darauf 
an, nicht den Zufall und die Willkür, fondern die Vernunft und bie 
Freiheit zum. Principe zu machen. 

Die Bühne hat eine directe Beziehung zum Publicum; fie ift be- 
dingt durd die Bildungsftufe und den Geſchmack befjelben, foll aber 
doch zugleich den Gefhmad beffelben laͤutern und das Volk erziehen. 
Darm gehört, daß fie ein Bewußtſein habe über ihre Aufgabe und ihre 
Stellung zum Volke. Die Bühne darf und foll ſich nicht dem zufällie 
gen Gefhmade, den unberechtigten Anfprüchen des Publicums beugen, 
fondern den objectiven Maßitab der Kunft felbft und ihre höchiten For⸗ 
derungen an das anlegen, was fie zum Genuffe darbringt. Die Bühne 
hat fid) daher ununterbrochen auf dem Höhepunct der Kunft zu erhalten 
und die ächte Kunft als das unverrüdbare Ziel ihrer Thaͤtigkeit in's 
Auge zu faffen. Der natürlihen Schwerkraft der unorganifchen Maffe 
des Publicums, melde nicht felten durch ihre unreinen Neigungen und 
ihr oberflaͤchliches Verlangen die Kunft herniederzuziehen droht, muß bie 
Intelligenz und die aͤchte Kunftbegeifterung der eitenden durch ihre 
Schwungfraft entgegenwirken. Wie, nad) Goethe’8 treffenden Ausfpruche, 


Theater und dramatiſche Poefie. 405 


der rechte Künftler niemals gerade das bringt, was die Menge erwartet, 
meil er ihr natürlich voraus ift und ihre neue Bahnen durch feine Schoͤ⸗ 
pfungen bricht, er alfo immer die Maffen zu ſich heraufzieht und fich 
nicht zu ihnen herniederläßt, fo foll aud das Theater, als Inſtitut ges 
faßt, nicht gerade das bringen, was die Menge etwa begehrt, fondern, 
was fie begehren follte, und worin fie, wenn es ihr geboten wird, aud) 
ihre wahre Befriedigung finden wird, weil die ächte Kunſt eine fortrei= 
Bende und uͤbermaͤchtige Gewalt ausübt. Das Theater muß fi alfo 
einerfeit8 unabhängig erhalten von den zufällig wechſelnden Intereſſen 
und dem augenblidlihen Geſchmacke des Publicums und andererfeits 
doch innerhalb des gegenwärtigen Geiftes ſtehen, der ebenfalls im Pu: 
blicum lebt, Es foll alfo nicht dem Gefhmade der Menge nachgehen, 
nicht zu ihr herabfteigen, fondern felbft die Norm des Achten Geſchmacks 
fein, alfo das Publicum zu fi erheben und gemwiffermaßen das Ewige 
im Zeitlichen barftellen. Die Bühne hat daher fo verfatil zu fein, tie 
ber ſich entwicdelnde Kunftgeift ; fie fol feine "mannigfaltigen Formen 
abfpiegeln, aber innerhalb feiner WVerfatilitdt und Mannigfaltigkeit ſich 
doch zugleich als eine bewußte Einheit erfaffen, welche die ewigen Ge— 
feße der Schönheit und ihrer Reinheit zu bewahren und die ewigen 
Schöpfungen der Poefie als fefte Leitfterne des Gefchmades hinzuftel: 
len hat. 


Das Theater foll ſich alfo, feinem höchften Begriffe nah, etwa 
zum Publicum verhalten, wie der Chor der antiten Zragödie zu den 
Zufhauern. Der Chor faßt die ewigen fittlichen Gefege in’s Bewußt⸗ 
fein und begleitet zugleich die Handlung durch alle Phafen ihrer Ent: 
widelung, indem er die aus der dramatifchen Bewegung fi mit inne: 
rer Nothwendigkeit erzeugenden Gedanken in das bichterifhe Wort zu— 
fammenfaßt und zu dem idealen Ausdrude erhebt. Die Zuhörer ver: 
nehmen alfo im Chore im Grunde ihr eigenftes Bewußtſein, aber in 
feiner reinften, idealften Form, gefchieden von allen befchränften, profai= 
ſchen, nur aus der zufälligen Dispofition und Bildung der Einzelnen 
ftammenden WReflerionen ; fie finden ſich alfo als eine geiflige Ge: 
fammtheit darin wieder. In diefem Sinne fol das Theater auf feiner 
Höhe das eigentliche Äfthetifche Bewußtſein des Volkes in feiner wahren 
Geftalt und in feiner höchften Reinheit repräfentiren, fo daß fich daffelbe 
darin zwar miederfindet,, fein inneres Leben darin veranfchaulicht ficht, 
aber doch zugleich ein reicheres und edlere® Bewußtſein daraus zuruͤck— 
empfängt, als «8 mitgebracht hatte. Dann wird das Theater der leben⸗ 
digfte Ausdrud für die ideale Anfchauung des Volkes fein, der alle Glaf: 
fen zu ſich emporhebt und fo gemwiffermaßen erzieht. Die Bühne hat 
mithin die verfchiedenen Strömungen der dramatifchen Poefie in den 
einen unverfieglihen Strom des nationalen Geiftes hineinzuleiten, um 
durch ihn wieder die übrigen Gebiete des Lebens zu befruchten, fie hat 
alfo alle diejenigen Richtungen und Stufen der dramatifchen Poefie 
-auszufondern, welche mit dem gegenwärtigen Geifte ber Nation nicht in 
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Fluß gefegt werben koͤnnen, in denen alfo Fein frifcher Pulsfchlag mehr 
vernommen wird. | 

Dem Publicum gegenüber muß ſich alfo das Theater, um feine 
Beftimmung zu erfüllen, in fo fern unabhängig zeigen, als es, erfüllt 
von feiner Bedeutung, fih zum Traͤger derjenigen dramatifchen Poeſie 
macht, durch welche wirklich Bilder fhöner Menfchlichkeit, edler Geiſtes— 
freiheit, idealer Lebensrichtungen, überhaupt fubftantielle Ideen verkörpert 
werden. Uber dies ift nur zu erreichen, wenn die Bühne fih auf 
ihre eigenen Süße flellen darf und fich der Nation gegen-= 
über für die Verwaltung der idealen Güter verantwort= 
lich fühlt. Die Bedingung dazu ift, daß das Theater auch nach oben 
bin, d. h. von den unmittelbaren Einflüffen des Hofes, unabhängig 
werde. Solche Stellung ift aber nur denkbar, wenn man dies Snftitut 
als ein Moment in den Kreis der allgemeinen Bildung, alfo des Guls 
tus, einordnet und es dadurch in ein directes Verhältnig zur Nation 
fest. So menig eine Akademie der Wiffenfhaften und Künfte fih in 
ihrer Bewegung, ihren Lebensäußerungen von den zufälligen Wünfchen, 
Anfihten und dem Gefhmade des Souveränd und feines Hofes ab: 
hängig fühlen darf, und ein ſolches Verhältnig als eine Beeinttaͤchti— 
gung ihrer Freiheit, als eine Verfümmerung ihrer idealen Sntereffen 
betrachten würde, eben fo wenig darf das Theater, wenn e8 anders fei: 
nen höchften Begriff erfüllen will, in eine ſolche Abhängigkeit gefegt 
werden. Solch' eine Stellung widerſtrebt feiner abfoluten Beftimmung, 
in die geiftige und fittliche Entwidelung der Maffen bildend einzugreifen, 
völlig. Die Unterflügung, welche dem Theater zu Theil wird, darf da= 
her nicht ein bloſer Gnadenact fein, welcher nach dem Belieben des 
Souveräns eingefhränft und erweitert wird, fondern muß als eine zum 
Haushalt der Nation unentbehrlihe Summe ausgeworfen werben. Die 
weitere Confequenz biefer veränderten Stellung des Theaters wäre na: 
türlich, daß die Leitung der Bühne aufhörte, Hofcharge zu fein, und dis 
rect unter das Minifterium des Cultus, gleich der Akademie der Künfte, 
geftelle würde. Indem die Zheaterdirection ber erſten Bühne einer Re— 
fidenz den Charakter einer Hofcharge hat, iſt fie mit allen denjenigen 
Aemtern, welche mit, der unmittelbaren Ausführung und Ueberwachung 
der Hofetifette und des Hofceremoniells beauftragt find, in eine Katego— 
rie gefegt; fie dient mithin nicht einem idealen, fubftantiellen Zwecke, 
fondern nur dem Glanze bed Hofes. Das Theater erfcheint nach diefer 
Seite hin nur als ein Lurus, nicht al ein mefentlicher Zweig des öffent» 
lichen Lebens und der Öffentlihen Bildung. 

Es war ein großer Fortſchritt, als die Theater aus dem Stadium 
ihres Wanderlebens herauszutreten anfingen und in ftehende Bühnen 
übergingen. Bedeutende Vortheile verknüpften ſich damit für die Kunſt; 
das befchränfte Repertoire, das ſich ſtets an den verfchiedenen Orten mie: 
derhofte, wich natürlich einem ausgedehnteren und umfaffenderen Wir- 
sen; denn man mußte Jahr aus Jahr ein ein und daſſelbe Publicum 
zufrieden ftellen. Die Bühne ward darauf hingewiefen, die dramati= 
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ſchen Schäge ber eigenen Nation und fremder Völker auszubreiten und 
durch bdiefen größeren Reichthum den Sinn und das Intereſſe für die 
Kunft felbft zu erweitern. Mit diefer Firirung der Bühne an großen 
Orten, namentlid in den Mefidenzen, wo fie fid in SHoftheater um: 
mwanbelte, warb auch für die feenifche Ausftattung nothwendig beffer ge: 
forgt; die Räume, in welchen gefpielt wurde, die Decorationen und Co— 
flüme veredelten fi), man forderte für die Verfinnlihung der dramati: 
(hen Werke idealere Formen. Damit verband ſich eine geachtetere und 
forgenfreiere Stellung der Darfteller, welche ſich biefen Inſtituten zu: 
wandten, ber Kampf, in welchem fie fi ich mit der bürgerlichen Gefell: 
[haft befanden, die fie, in Einklang mit der Kirche, ncdy nicht als ihre 
legitimen Mitglieder anerkennen wollte, wich allmälig einer freieren 
Würdigung des Standes, der fi nur die Kirche noch hartnädig entge: 
genftellte. Von einem folchen Mittelpuncte aus war es den Künftlern 
vergönnt, ſich einen bedeutenden Mollenkreis zu erfhaffen und ihren 
Ruf weithin auszubreiten. Die größere Univerfalität, die glänzende Aus— 
ffattung der dramatifchen Werke, die Erhebung endlich der Schaufpie: 
ler — dies waren die großen, nicht hoch genug anzuſchlagenden Vor: 
theile, melde ber Uebergang der Bühne aus dem blofen Wanderleben 
zu ‚Hof buhnen mit ſich führte. Der Entwidelungsftufe des Staats, 
als abfoluter Monarchie, entfpricht die Stellung bes Theaters als Hof: 
theater. Aber biefe Stellung kann ebenfalls nur ein Durchgange- 
punct fein zu berjenigen, in welcher das Hoftheater in das Natio— 
altheater übergeht. Wie das Hoftheater der abfoluten Monarchie, 
entfpricht das Nationaltheater dem freien Staate. in dem Belie: 
mmenes Kunftinftitut, welches in die gefammte Bildung ein— 
foll, muß aud die Organe feiner Wirkſamkeit einer ſyſtematiſchen 
3 unterwerfen. Die Darſteller muͤſſen, wie dies von uns an 
} andern Drte ſchon ausgefprochen und durchgeführt worden ift 
Kunſt der dramatifchen Darftellung, in ihrem organifchen Zu: 
inge wiſſenſchaftlich entwickelt’ und die Vorrede zur vierten Ab= 
Der „Abhandlungen zur Philofophie der Kunſt“), durch eine ſyſte— 
Bildung, durch alfe die Vorſtufen und Vorſtudien, welche die 
ang ihrer Kunſt fordert, tuͤchtig gemacht werden, der Kunſt zu 
d ihre Kräfte einem Snftitute zu weihen, das nur durch das 
e Zufammentirken aller Kräfte feinen Begriff erfüllen Eann. 
mäßige Durchbildung aller einzelnen zur Darftellung erforder: 
te, auf eine organifche Durchdringung aller Geftalten eines 
n jede die andere tragen und beleuchten hilft, wirkten aud) die: 
bin, welche fih auf kurze Zeit aus freier Begeifterung an 
er Bühnen geftellt haben. Das war der mefentliche Vorzug 
‚Theaters, darauf richtete auch Immermann während der 
er Düffeldorfer Bühne fein Augenmerk. Aber gründlich 
ch tuͤchtig organifirte Theaterfchulen erzielt werden, 
sch le der Darfteller bilden müffen. Dadurch erft ift 
des Standes vollftändig anerkannt, die zufällige Bega— 
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bung, die nody dazu oft ganz unberechtigte Neigung zum Darftellen bil- 
den dann nicht mehr, mie bisher , den einzigen Maßſtab für die Auf— 
nahme ber Mitglieder eines Theaters; es wird, mie bei den anderen 
Künften, aud ein von dem individuellen Zalent unabhängiges Maß 
allgemeiner Bildung und befonderer Fahbildbung ald Bedingung gefor= 
dert, um zur Mitwirkung an einem Kunftinftitut zugelaffen zu merden. 
Die Ehre, welche dem Stande wird, als ein in die Bildung der Nation 
eingreifendes Element anerkannt zu fein, an ben der Staat aud mit 
vollem Rechte die Forderung ftellen Fann, nicht unvorbereitet und roh 
in die MWerkftatt einer Öffentlichen Kunftehätigkeit einzutreten, welche 
mehr als jede andere auf einem Gleichgewichte geiftiger Kräfte berubt, 
diefe Ehre zerftört endlich auch den legten Reſt des Vorurtheils, welcher 
ſich noch im Volke gegen diefen Stand erhalten, ber es nur in fei- 
nen einzelnen großen Zalenten zu einer völligen Emancipation und 
Gleichſtellung mit den übrigen Künfklern gebracht hat. Wenn der Staat 
felbft die Initiative ergreift, menn er felbft durch die Errichtung von 
Theaterſchulen, als Vorbereitungsinftituten für das öffentliche Wirken ber 
darftellenden Künfller, das Bewußtſein der Ehrenhaftigkeit diefer Thätig- 
feit und der geiftigen Bedeutung des Theaters ausfpricht, fo befriedigt 
er dadurch nur ein Verlangen, welches das tmeitergereifte Bewußtſein 
des Volks und derjenigen Künftler, welche merth find, bie herrlichſten 
Schäse der Menfchheit auszulegen, immer dringender ftellt. Sa, bie 
Stimmen können nicht mehr verhallen, welche von einer aus dem Geifte 
der Nation mwiedergeborenen Bühne die herrlichften Wirkungen für das 
gefammte Leben erwarten und ihrer Verwirklichung den heiligften Ernft 
zu widmen gebieten, von einem Nationaltheater, auf welchem eine durchgei⸗ 
ftigte Poefie die Herrfchaft führt, das die großen Gemälde des -dichteri: 
ſchen Geiftes aller Völker und Zeiten, in denen ber gegenwärtige Geift 
noch feine fortreißende und befreiende Kraft ausübt, vor dem Volke ent: 
faltet, mit dem ſich eine freie, den hoͤchſten Maßſtab anlegende Kritik 
und tüchtige Pflanzfchulen fünftiger Darftellee als Wächter und Bür- 
gen ber Gegenwart und Zukunft verbinden. 9. Th. Roͤtſcher. 

Theilung und Trennung der Gewalten, f. Gabi: 
netsjuftiz. | 

TSheofratie, f. Berfaffung. 

Theorie, f. Praris. 

Theuerung. — Was die Pflanze, das Thier und der Menfch 
zum Leben bedürfen, das gibt ihnen Mutter Natur. Licht und Wärme, 
Luft und Waffer, die gröberen und feineren Stoffe, ohne welche Fein 
organifches Leben möglich ift, find Gemeingut. Der Pflanze weiſ't die 
Natur außerdem ihre Wohnung an, den Fleck im Boden, wo fie haf— 
tet; die Nahrung wird der Pflanze zugeführt aus ber Erde und der 
Luft, das Kleid wird ihr umgelegt ald Baſt oder Rinde. Bleibt die 
nöthige Zufuhr aus oder hält fie nicht das rechte Maß, fo kann fich bie 
Pflanze nicht helfen, fie flirbt vor der Zeit. Dem Xhiere liefert die 
Natur das Kleid; allein Wohnung und Nahrung muß «8 fid 
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fuchen und bereiten; damit es fie finde,. ift ihm der Inſtinct gegeben. 
Findet e8 viel, fo lebt es gut, findet e8 weniger, als ihm zum Leben 
nötbig ift, fo leibet e8 Mangel, verfümmert und ftirbt. Der Menſch 
muß Alles auffuchen, fammeln und bereiten, was ihm unentbehrlich, 
nüslic ober angenehm ift. Nil sine magno labore natura dedit mor- 
talibus, — Der Wilde kann Ueberfluß haben oder Mangel leiden, je 
nach der Ergiebigkeit der Jagd, des Fifchfangs, der Raubzuͤge. Zheue- 
rung und MWohlfeilheit find ihm unbekannt, denn er fauft und verkauft 
nicht. Erſt wenn ſich die Begriffe von Volt, Staat, Eigentbum, Ar: 
beitstheilung, Verkehr, Geld, Preis entmwidelt und in ber Mirklichkeit 
verkörpert haben, erfcheint der Mangel an Lebensbedürfniffen als Theue— 
rung, der Ueberfluß als Wohlfeilheit. 

Die menfhlihen Wohnungen find nicht Gegenftand eines täglich 
wiederkehrenden Bebarfes und Verbrauchs, alfo auch nicht des täglichen 
Berkehrs. Häufiger erneuert fich fchon der Bedarf an Kleidung ; doc) 
kehrt er, einmal befriedigt, erft nad) Monaten und Jahren tmieber. 
Anders verhält es fich mit der Nahrung; fie ift ein täglich miederkeh- 
rende Bebürfnif. — Wenn man daher auch unter Armuth das Un: 
vermögen verfteht, ben Bedarf an Wohnung, Kleidung und Nah: 
rung zu befriedigen, fo befchränkt fich doch der Begriff von Theuerung 
auf lestere und bezeichnet einen Zuftand, mo die Preife der unentbehr: 
lihen Nahrungsmittel fo hoch ftehen, daß der gewöhnliche Zaglohn zur 
Anfhaffung des täglichen Bedarfs einer Familie nicht mehr hinreicht. 
. Das Hauptnahrungsmittel in Europa ift das Getreide; der Zuftand ber 
. Zheuerung ift daher am Einfachften an ungewöhnlich hohen Getreide: 
preifen zu erkennen. 

In einem tweiteren Sinne nennt man ben Preis eines jeden im 
Verkehre vorfommenden Gutes theuer, wenn er ſich über den mittleren 
der Erzeugungskoften erhebt, mohlfeil, wenn er unter denfelben 
fir Die nähere Erörterung der hierauf einwirkenden Berhält: 
hört in die Lehre vom Preiſe. 

Ran fpricht ferner von theueren Preifen im Allgemeinen, wenn 
man bie Preife der Gegenftände des täglichen Verkehres in einem Lande 
ı verfchiedenen Zeiten oder zu einer und bderfelben Zeit in verfchiedenen 
ändern mit einander vergleiht. So find 3. B. die Geldpreife der 
deren Erzeugungskoften ziemlich gleich geblieben und nicht durch 
en oder neue reiche Bezugsquellen herabgegangen find, gegenwär: 
‚als vor ber Entdeckung Amerikas, in England höher als in Deutſch⸗ 
w. Dies erklärt ſich durch die mit dem Preife des Geldes vorge: 
Seränderung , indem das Geld durch vermehrte Gewinnung der 
e und durch Verwendung von Papier als Merthzeichen haͤufi⸗ 
mohlfeiler geworden, oder in dem einen Rande billiger als in 
ern if. Mäheres hierüber hat die Lehre vom Geld anzugeben. 
er Begriff von Zheuerung dagegen findet in allen dieſen Fällen 
un. Es wird ſchon nah dem allgemeinen Sprach⸗ 
m einfallen, zu behaupten, daß in einem Lande 
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Theuerung hertſche, meil bie regelmäßigen Gelbpreife bort höher ſte— 
hen als in einem andern; oder darum, meil etwa feinere Genufmit: 
tel, Lurusgegenftände, entbehrlihe Dinge überhaupt, im Preiſe geftiegen 
find. Im Gegentheile zeigt die Erfahrung, daß folche Gegenftände in 
theuern Zeiten nicht theuerer, eher wohlfeilee werden, meil ber Begehr 
danach abnimmt. Die Theuerung gehört eigentlich in das Gapitel vom 
Getreidehandel. 

.Setzt man voraus, daß jedes Land den Bedarf feiner Bewohner an 
Nahrung in mittleren Fahren felbft hervorbringe, — eine belagerte Fe: 
ftung oder eine Felfeninfel (Malta) können bier nicht in Betracht fom: 
men, — fo ift die wahre Urfache einer Theuerung der Ausfall an Nah: 
rungsmitteln, welcher durch Mißjahre entfteht. In dieſen Fällen fleigen 
die Preife in weit flärferem Verhältniffe, als es der Ausfall bedingen 
wuͤrde, weil einerfeitS die Furcht zu verhungern die Aenaftlihen, d. h. 
die Mehrzahl, antreibt, ſich mehr als nöthig mit Vorräthen zu verfe- 
hen, wodurch der Begehr übermäßig gefteigert wird, während audererfeits 
die Gewinnſucht der Gutsbefiger und Speculanten, in der Hoffnung auf 
weiteres Steigen, das Angebot zurüdhält. Lauderdale und Took haben 
folgende Berechnung aufgeftellt: 

Iſt der Ausfall der Ernte 10%, fo fleigen die Preife um 30% 
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Hier läßt fi nicht helfen; denn man kann die Menfchen nicht 
anders machen, als fie find. Dagegen läßt ſich fehr viel thun, um bie 
Folgen von Mifjahren weniger fühlbar zu machen. Sehr fhön faate 
Ricardo: „Die Völker der Erde find nicht dazu verurtheilt, durch den 
Wuͤrfel zu entfcheiden, welches von ihnen fid der Hungersnoth unter: 
werfen fol. In der Welt ift immer Ueberfluß an Nahrung. Um ei: 

ner beftändigen Fülle zu genießen, haben wir blos unfere Verbote und 
Hemmniffe abzufhaffen und aufzuhören, der gütigen Weisheit der Vor: 
fehung entgegenzuhandeln.‘‘ 

Mas für die Verbefferung der Landwirthſchaft gefchieht, dient zu: 
gleich zur Verminderung der Gefahr des Mangels. Die Erzeugniffe des 
Aderbaues find nicht nur der werthvollſte (weil unentbehrlichfte), fon- 
dern auch der bedeutendfte Gegenftand des Nationaleintommens. Sie 
betragen felbft in Fabrikländern, wie Großbritannien, die volle Hälfte 
fämmtlicher Umfäge im Verkehre und bed gefammten Einfommens. 
Bon befonderer Wichtigkeit ift hierbei die Mannigfaltigkeit der Früchte. 
Es mißräth nicht Alles zugleich, und Europa wird feltener von Hungers: 
noth heimgefucht, feit die Kartoffel neben dem Getreide waͤchſt, während 
in Oftindien und China Hunderttaufende verhungern, wenn bie faft aus⸗ 
ſchließliche Speife der Volksmaffe, der Reis, mißräth. 

Ein weiteres Mittel zur Verhütung des Mangels ift die Herftel: 
lung und Unterhaltung guter Land- und Wafferftraßen, die Vervoll⸗ 
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kommnung und Ausdehnung der Schifffahrt. In Andalufien — erzählt 

— bezieht man Getreide aus Amerifa um ben dreifachen Preis, 
ben es im der caftilifhen Ebene Eoftet. In Marfeille hat man ruffis 
ſches, in Barcelona amerikanifches Getreide mohlfeiler, ald im Inneren 
das einheimifche. Im der Bretagne war 1817 Getreide in hinreichen⸗ 
der Menge, während Lothringen Hunger litt. 

Zu dem Borhandenfein guter Straßen gehört ferner die freie Bes 
nutzung derfelben, der freie Getreidehandel, durch welchen 3.8. Holland 
fi fiets vor Mangel gefhüst hat. Nachdem im Sahre 1817 in 
Frankreich alle Regierungsmaßregeln von Verboten, Sperren und Auf: 
Eäufen erfchöpft waren, erklärte der Minifter des Snnern: nur ber freie 
Handel könne abhelfen. In ber That vermögen auch alle Anftrenguns 
gen ciner Megierung nur menig gegen wirklich vorhandenen Mangel. 
San hat beredinet, daß in den Hungerjabren 1740 und 1817 alle Aufs 
Eäufe des Staates den Getreidebedarf von Frankreid, etwa auf 8 Tage 
deeiten, während ber Ausfall der Ernten gegen 3 betrug, alfo für 120 
Tage zu forgen war! 

Damit foll jedoch nicht gefagt fein, daß bei drohenden oder wirkli⸗ 
lichem Mangel von Seiten der Regierung gar nichts geſchehen koͤnne 
und ſolle, um der Theuerung und der Noth Schranken zu fegen. Nur 
darf man nicht zu viel von ihren Mafregeln erwarten; bie Intelligenz 
und der Muth der Bürger und der Gemeinden mufi das Beſte dabei 
thun; freie Völker wiffen ſich immer zu helfen; einer feigen, willenloſen 
Sklabenheerde hilft kein Here und feine Polizei. 

. Genaue Nachrichten uͤber den Stand der Feldfrüchte und bie Aus: 

ten für die Ernte follte eine Regierung einzuziehen nie verfäumen ; 
die englifhe ift hierin fehr forgfättig, und bei ihren freien, thätigen Buͤr⸗ 
gern bedarf es nur eines Winkes, um im Stillen Vorkehrungen zu 
treffen, die wirkſamer find, als alle fpäteren Nothbeheife. 

Die Anlegung von Magazinen in unferer Zeit, bei ben vermehrten 
und ausgedehnten Verkehrsmitteln ift von fo untergeorbneter Bedeutung, 
daß fie kaum mehr rathfam erfcheint (menigftens als Staatdunterneh= 
mung), wenn man erwägt, daß der Portheil, in theueren Zeiten einen 

in unzulänglihen Vorrath zu haben, auf andere Meife, naͤmlich 
ige Beifuhr, billiger erreicht werden ann , als durch Aufwen⸗ 
u Ber Koften, welche durch Kornwurm, Mäufefraß und andere 
Berlufte noch gefteigert werden. 
| a8 Verbot der Getreibeausfuhr läßt ſich mur in befonderen Noth⸗ 
8 vorübergehende Mafregel, und zwar hauptſfaͤchlich damit recht: 
aß die Volksmaſſe darauf dringt, und eine Nichtgemährung 
gens zu größeren Uebeln führen kann. (©. hierüber den Ar: 

















Daß bei eingetretener Theuerung die Regierung Getreide um billige 
n Arme, auch Saatkorn an Landwirthe abläßt, daß fie ihre 
B um fefte Preife auf die Märkte bringt, um die Wucherer zum 
Bosfchlagen zu zwingen, daß ſich Vereine bilden, um. ber Noth zu 
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fteuern — bies find Mafregeln, welche, von der Menfchlichkeit und von 
der Klugheit geboten, als zweckmaͤßig anzuerkennen find. Die Haupt: 
mittel gegen Theuerung, eigentlich; gegen Mangel und beffen höchfte 
Stufe, die Hungersnoth, find und bleiben: Vervolllommnung der Land: 
wirthfchaft, gute Land» und Waſſerſtraßen, freier Verkehr und Handel 
mit den Erzeugniffen des Aderbaues. Karl Mathr. 

Thronfolge, ſ. Succeffion. 

Thronrede und Antwortsadrefjfe auf diefelbe. — 
In allen repräfentativen oder auch blos conftitutionellen Staaten (f. den 
Unterfchied zwifchen beiden in dem Art. ‚‚Repräfentativ: im Gegenfage 
zum conftitutionellen Syſteme,“ Staatsler. Bd. 13, ©. 681 folg.) ift 
der fehr natürliche Gebrauch eingeführt, daß die Verfammlung der Mes 
präfentanten des Volks mit einem feierlichen Vortrage eröffnet wird, 
welchen in Monarchieen in ber Regel das Staatsoberhaupt, ausnahms⸗ 
tweife aber auch, jedoch Namens feiner, einer der Minifter, in Republi« 
ken dagegen — ben Fall abfoluter Verhinderung ausgenommen — ber 
Praͤſident des Staats an die Vertreter der Nation richtet. Es ijt dies 
die Thronrede, mie man biefen Vortrag in monardifhen, die 
Eröffnungsbotfhaft, wie man ihn in republicanifchen Staaten 
gewöhnlich nennt. 

Diefe Rede nun foll keineswegs — wofür man fie in monarchi⸗ 
fhen Staaten mitunter anfieht — eine leere Förmlichkeit, ein Act der 
blofen Höflichkeit, oder gar die Andeutung fein, in welcher MWeife man 
von den Repräfentanten Gomplimente und Schmeicheleien als Antwort 
erwartet. Es foll darin vielmehr in allgemeinen Umriſſen eine Ueber: 
fiht defjen gegeben werben, was ſich feit dem Scyluffe der legten Gef: 
fion der Nationalvertretung Wichtiges für das Land ereignet hat, ober 
was in diefer Beziehung vorausfichtlidy zu erwarten fteht. Die Thron= 
rede hat ſich alfo namentlicdy über alle wichtigen focialen, induftriellen, 
commertiellen und politifchen Verhältniffe und Geftaltungen ber jüngften 
Vergangenheit, ber Gegenwart, fo wie der Zukunft, fo mweit ſich folche 
vorherfehen laſſen, in allgemeinen Umriffen auszufprechen, und eben fo 
die Gegenftände zu bezeichnen, für welche die Regierung glaubt, bie 
Thätigkeit der Verſammlung vorzugsmeife in Anfprudy nehmen zu follen. 

Der Standpunct, von welhem aus dieſe Gegenftände ſaͤmmtlich 
aufzufaffen find, ann bei einem nationalen Gouvernement fein ande- 
rer, als ein wahrhaft volfsthümlicher fein. Die Regierung foll 
fi) den Vertretern der Nation gegenüber mit Offenheit und Redlichkeit, 
zwar allerdings mit Vermeidung alles Beleidigenden und Erbitternden 
nad) jeder Seite hin, darum aber nicht minder mit Klarheit und ohne 
Zweideutigfeit, ausfprechen. Nur über noch ſchwebende politifche Wer: 
hältniffe mit anderen Mächten mag in gewiffen Faͤllen (body auch hierin 
nicht unbedingt) einige Zurückhaltung geftattet fein, hingegen aber barf 
nicht in Verdrehungen eine Zuflucht gefucht werden. 

Nach diefer Anbeutung der Materie der Thronrede läßt es ſich 
ſchwerlich verfennen, daß folder Vortrag in conflitutionellemonardifchen 
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Staaten feineswegs als ein von dem Fürften perfönlicy und ausſchließ— 
lich ausgehender, die verantwortlihen Minifter nicht berührender Act 
betrachtet werben darf, fondern daß für deren Inhalt und Form die 
Berantwortlichkeit jener Staatsbeamten eben fo, wie für jeden andern 
Regierungsact, unbedingt in Anfpruch genommen werden kann. Aus 
diefem Grunde muß denn aud die Abfaffung der Thronrede Gegenftand 
der Berathbung des ganzen Minifterconfeils fein. 

Der Grundfag der Unverantwortlichkeit des Staateoberhaupts — 
jener Grundfag, auf welchem weſentlich alle conftitutionellemonacdifchen 
Berfaffungen beruhen — kann vernunftgemäß nur bei ftrictefter Auf: 
rechtbaltung des Principe beftehen, daß diejenigen, melde ſich zur 
Ausführung und Verwirklihung des fürftlihen Willens hergeben für 
diefe Handlung fo unbedingt haften müffen, al$ wenn ſolche ausfchließ- 
lich aus ihren Anfichten und ihrem Willen hervorgegangen und aus— 
ſchließlich von ihnen vollbracht worden wäre, fo daß der Sag: „Der 
eomftitutionelle Fürft kann nichts Uebles thun“, wenigſtens in dem 
Sinne eine Wahrheit fein foll, daß, will er doch Uebles begehen, er 
keine Werkzeuge zur Ausführung finde. 

Bon einem höhern als dem gewöhnlichen Gefichtspuncte aus be- 
trachtet, liegt es gewiß im mohlverftandenen Intereſſe der Zürften, daß 
folche minifterielle Verantwortlichkeit kein leerer Wortſchall fei, fondern 
daß au wirklich die MöglichEeit gewährt werde, diefelbe auf ge— 
ſetzliche Weiſe in Ausübung bringen zu können. Denn der Mangel 
eines Gefeges über Minifterverantmwortlichkeit, oder die Gewährung eines 
ſolchen, das nur auf Zäufhung des Volkes abzielte, jede wirkliche Be: 
firafung der Minifter factifch unmöglidy machte, müßte das Vertrauen 
zur ganzen Berfaffung des Staates erfhüttern und die Verantwortlich: 
keit für die Regierungshandlungen ebenfalls factifch dahin weifen, 
von wo fie das conjtitutionelle Syſtem forgfam fern halten mill. — 
War es ein Vortheil für Karl X., daß er und fein Worfahrer ein 
zwedentfprechendes Gefes über Minifterverantwortlichkeit nicht hatte zu 
Stande fommen lafjen? Da er ein folhes nicht zu Stande kommen 
ließ, fo lag es eben in der Natur der Sache, daß er auch felbft büßen 


Sn England, Frankreich, Belgien und Spanien ift es ein unbe: 
— anerkannter Grundfag, daß, in Folge des Princips der Unver: 
twortlichkeit des Fürften, die Minifter für jeden Regierungsact ohne 
gend eine Ausnahme, demnach insbefondere auch für Form und Sn: 
halt der Thronrede, die Verantwortlichkeit zu tragen haben. Die: 
felbe wird daher in den Kammern frei discutitt, und die Oppoſition 
greift fie gerade fo an mie jede andere minifterielfe Mafregel, und nie 
wird ſich unter ben angeführten Verfaffungen ein Minifter beigehen laf- 
fen, hinter der Unverantwortlichkeit des Staatsoberhauptes in ſolchem 
Falle einen Schirm für ſich fuchen zu wollen, wie man leider unter den 

Iandftändifchen Verfaſſungen in Deutſchland mitunter verſucht hat. 
Es verdient bier befonders angeführt zu merden, mie namentlid) 
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das engliſche Parlament in derartigen Dingen mit groͤßter Sorgfalt ſeine 
Privilegien gegen jeglichen Verſuch einer Verlegung derſelben ſelbſt durch 
eigenthbümliche Gebräuche zu wahren bemüht if. So bemerkt nament: 
ih Jeremias Benthbam in feinen ſchon vor dem Beginne ber 
franzoͤſiſchen Revolution veröffentlichten „Regeln, melde in dem Haufe 
der Gemeinen des britifchen Parlaments bei dem Debattiren und Abftim: 
men beobachtet werden,” *) unter Anderem ausdrüdlih: „Das Unterhaus 
iſt ſehr eiferfüchtig auf feine Unabhängigkeit, ſowohl gegen ben König als 
gegen das Haus ber Lords ... Auf derfelben Eiferfucht beruht es, daß, 
wenn bei Eröffnung der Seffion der König an die beiden Parlaments: 
häufer eine Nede gehalten hat, das Unterhaus, nachdem es ſich in feine 
Kammer zurüdbegeben, regelmäßig und immer erſt ein anderes Gefchäft 
vornimmt, 3. B. das Verleſen einer Bill, ehe es die Rede bes Königs 
auch nur in Erwägung zieht.” 
Diie Thronreden, wie fie in den monarchiſchen Staaten Europa’s 
durchgehende, und namentlidy auch in England, abgefaßt werden, be: 
fchränfen fi immer auf blofe Andeutungen ber wichtigſten Staate: 
verhältniffe. Dagegen mag nichts Mefentliches zu erinnern fein. Um 
fo weniger aber kann e8 gebilligt werden, wenn gerade in den Ländern 
mit den am Meiften demofratifchen Verfaffungen in Europa, Großbritan: 
nien, Sranfreihu.f. w., die Minifter mehr und mehr dahin ftreben, daß die 
Thronrede in einer Anzahl hohler Phrafen beftehe, die möglichft menig, 
d. h. fo viel es ſich machen läßt, gar nichts enthalten. So wird bie 
Sache zu wenig mehr als einem leeren Schaufpiele. 

Anders ift das ganze Verhältniß von vorn herein in republica: 
nifhen Staaten. Da bier der Vorftand des Staats über feine eiges 
nen Handlungen Erklärungen zu geben und Rechenſchaft abzulegen hat, 
fo ift hier die Mede, mit welcher der Präfident die Seffion der Natio— 
naltepräfentation eröffnet, nicht® Anderes, als ein allgemeiner Rechen: 
fhaftsbericht über alle von einer Periode der Legislativverfamm:- 
lung zur andern eingetretenen oder in Ausficht ftehenden wichtigen Vor—⸗ 
fommniffe für den betreffenden Staat. Jener erfte Beamte des Landes 
bat ſich daher fowohl über die Zuftände defjelben und über bie factifchen 
Ereigniffe, als auch über den die Regierung befeelenden Beift, ihr Stre: 
ben, ihre Zendenzen, zumal in unmittelbarer Beziehung auf die that 
fählichen Verhältniffe, mit Offenheit und Klarheit auszufprehen, und 
zwar keineswegs in kurz gedrängtem Abriffe, fondern in dem Umfange, 
welcher bedingt wird, um ein beftimmtes Bild zu geben. Manche 
Vorträge amerifanifcher Uniongpräfidenten, fo namentlidy des hocheht⸗ 
- würdigen Sadfon, find wahre Mufter in diefer Beziehung, — Mu: 


— 


*) Mirabeau ließ 1789 eine franzoͤſiſche Ueberſetzung dieſer Abhandlung 
veröffenttichen. Sie wurbe wieder abgebrucdt in der’ 1816 erfchitnenen (und im 
olaenden Jahre in's Deutfche überfenten) Schrift: „Taactique des Assemblees 
egislatives, suivie d’un Trait& des sophismes politiques. Extraits des Ma- 
nuscrits de M. Jeremie Bentham, par Et, Dumont. (Geneve.) 
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fier nad Art der Auffaffung und Beurtheilung der Verhältniffe, — 
Mufter eines Elaren, männlichen, einer großen und freien Nation wuͤr— 
5 deren Rechte mit aller Feſtigkeit behauptenden und doch (oder 

Imehr eben darum) für andere Voͤlker, gegen welche Anſpruͤche gel: 
tend gemacht werden, nicht beleidigenden, deren gerechtes Mationalgefühl 
nicht verlegenden Sprache, fo daß bei der größten Entſchiedenheit der 

ebenen Erklärungen doch eine friedliche WBeilegung der obmwaltenden 
Srifte nicht eigentlich erfchwert, fondern — wie bereits Erfolge zeigten, 
— vielmehr eher befchleunigt wird, — Vorzüge, welche diefe Reden auch 
bezüglich der inneren Randesverhältniffe kaum irgend in minderem Maße 
befigen; was man anerkennen muß, felbft wenn man die Anfichten der 
Regierung nicht in allen Puncten theilen follte. 

In natürlicher Verbindung mit den Thronreden flehen die Ant: 
wortsabreffen,*) melde die Volksrepräfentanten auf diefelben erthei- 
len. Sollen jene Reden ſchon nicht blos dazu dienen, einen der innern 
Wahrheit entbehrenden theatralifhen Act aufzuführen, fo gilt dies in 
noch höherem Mafe von der erften feierlichen Erklärung, welche die 
Nationalvertreter der Regierung gegenüber zu ertheilen haben. In die: 
fem feierlihen Momente müffen fie vorzugsmeife duchdrungen fein von 
der ihnen auferliegenden hohen und heiligen Pfliht, — eingedenf ihres 
leifteten Eides, eingedenk ihres Angefihts der ganzen Welt gegebenen 

ännerworts, — fid) nad) innigfter Ueberzeugung, nad beftem Wiffen 
und Gewiffen (im wahren Sinne der fo oft fhnöde mißbrauchten und 
geihändeten Worte) über die wichtigften Wünfche, die michtigften Be: 
fe und, wo Beranlafjung dazu vorliegt, audy eben fo unge: 
hminke über die Klagen und Beſchwerden der Nation mit edler 
seftigkeit und männlihem Muthe auszufpredhen. Nur folhe Art des 
Nuftretens geziemt den wahren Volksrepräfentanten, nur ſolches ift ihrer 
johen Stellung würdig. Je feltener der Moment eines ſolchen erften 
ind perfönlichen Gegenübertretend der gefammten Nationaltepräfentation 
und des Staatsoberhauptes, — je feierlicher und eindruderregender er 
ben darum erfcheint, um fo weniger foll er zu einem leeren Schau« 
piele, zu einer blofen Phrafendeclanation mißbraucht und dadurd) 
jerabgemürbigt werden. Es fei fern von dem Verfaſſer diefes Aufſatzes, 























je8 iſt die gewöhnliche Benennung. In Baben und, wenn wir nicht 

1 einigen Eleinern deutſchen Ländern, nennt man das von den Kam⸗ 
sieberung ber Thronrede zu erlafiende Actenftük die Dankadreffe. 

nverfennbar ein febr unpaffend gewählter Ausdrud. Die Wieder: 
ng der Stände ift an fich eine Pflicht der Regierung, und zwar 
| den meiften Källen (naͤmlich bei allen ordentlichen Landtagen) 
ogar po fitiv vorgefchricbene. Pflicht, von deren Erfüllung fie fih gar 
fann, für beren formelle Vollziehung fie alfo einen befondern 
inzufprechen bat. Es laffen ſich aber überdies ſihr vie Fälle 
m bie Regierung den Ständen gleich durch die Thronrede Man: 

veranlaßt fieht, was für diefe, von ihrem Gtandpuncte 
nichts weniger als erfreulich fein kann, wofuͤr fie wenigfteng ei: 
en Dank zu eritatten, keine Veranlaffung finden dürften. 


* 
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zur Vorbringung unbegrünbdeter Klagen oder gar gemeinen Schmaͤ— 
hungen aufzufordern, die eben fo unmürdig als irgend etwas Anderes 
fein würden, — aber die immer allgemeiner einreißende Gewohnheit 
laͤßt ſich wahrlich nicht billigen noch rechtfertigen, daß man in ben ver: 
fhiedenen Sägen der Thronreden nur die eigens zu diefem Iwede aufs 
gefuhhten Themata fieht, Uber melde die Megierung Complimente 
erwarte oder gar anzufprechen berechtigt fei, und mobei es die Natio:. 
nalrepräfentation gleihfam als ihre mwichtigfte Aufgabe betrachten müffe, 
die nämlihen Worte und Phrafen zu wiederholen oder doch zu um: 
fchreiben, deren, fi die WVerfaffer der Thronrede bedient haben. Es 
war gewiß eine fehmählige Erſcheinung, als einmal vor jahren fogar 
der Fall vorfam, daß die Deputirten aus jener Wortwiederholungsfucht 
fogar einen entfchiebenen Sprachfehler der Zhronrede in ihrer Ant: 
wortsadreſſe buchftäblich wiedergeben zu müffen glaubten. Wenn wohl 
nicht beftritten werden kann, daß die Nationalvertreter dem Staatsober: 
haupte vor Allem Wahrheit in ihren Erklärungen ſchuldig find, fo 
ergibt fid) das Urtheil von felbft, weldyes die angedeutete Weiſe des Auf: 
treteng verdient. — Wir vermögen auch nicht einzufehen, wozu bdiefelbe 
dem Fürften nügen follte! — Es kann in den conftitutionellen Staa- 
ten nicht die Abficht der Abgeordneten fein, dem Fürften perſoͤnlich 
Unangenehmes zu fagen; es darf dies ſonach niemal® Zweck ihrer 
Adreffen fein, — Zweck berfelben bleibt e8 dagegen, das Wohl bes 
Landes zu befördern und das Staatsoberhaupt zu diefem Behufe mit 
deſſen Rage und Verhältniffen ungeſchminkt befannt zu maden, follte 
es hierbei auch nöthig werden, dem Streben von Miniftern und fon: 
fligen Rathgebern des Staatsoberhauptes ganz entfchieden entgegenzu- 
treten, und mögen ihm dieſe Leute etwa auch perfönlid noch fo. lieb 
fein, mögen fie ihn nod) fo fehr für fi eingenommen haben. 

Es ift in neuefter Zeit bie drage aufgeworfen worden, ob ben 
Vertretern des Volkes ein Necht oder nur die Befugniß zuftehe, nad 
Eröffnung ihrer Sigungen eine Adreffe an den Fürften einzureichen, 
auch wenn bdiefer die Kammern nicht in Perfon eröffnet, noch auch nur 
eine Thronrede in gemöhnlicher Form, fondern einfach ein die Eröffnung 
verfündendes Refeript habe verlefen laffen. (S. die Verhandlungen ber 
badifchen Abgeorbnetenfammer vom 17. Suni 1842.) Wir begreifen 
die gegen das besfallfige Recht der Kammern erhobenen Widerfprüce 
nicht. Nach allen deutfchen Gonftitutionen koͤnnen die Landtage nur 
durch den Regenten oder in beffen fpeciellem Auftrage eröffnet werben. 
Die natürliche Folge davon ift, daß — wenn man einer Kammer nicht 
die Befugniß der Ertheilung einer Antwortsadreffe in allen und jeden 
Fällen unbedingt verfagen will, — ihre bdiefes Necht zuſtehen muß, 
wenn auch die Negierung ihren Eröffnungsvortrag in noch fo ſehr ab: 
gefürzter und trodener Form gehalten hat. Diefe von ber einen Seite 
fo oder fo beliebte Form kann das Wefen der Berehtigung bes 
anderen Theiles nicht aufheben noch ſchmaͤlern. Sage man nicht, der 
Fuͤrſt habe in folhem Falle eine Adreffe der Kammer nicht entgegen» 


\ 


\ 
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nehmen wollen. Nicht von der Perfon des Fürften, fondern aus: 
ſchließlich von jener feiner verantwortlihen Minifter handelt es ſich. 
Diefen kann und darf es aber nicht zuftehen, zu verhindern, daß das 
Stäntsoberhaupt die Anfichten der WBolfsvertreter erfahre, und zwar 
durch dieſe felbft erfahre (nicht etwa blos durch einen Vorttag 
darüber, wie ſolchen ein betheiligter Minifter ihm zu erflatten für gut 
findet). Sonft könnten diefe Beamten den Regenten in die abfolute 
Unmöglichkeit verfegen, die Stimme des —— — die ihnen nicht 
günftige Wahrheit überhaupt, — auch nur zu hören. 
Aus dem Gefagten ergibt ſich nun aber für den Regenten insbe: 
fonbdere die Pflicht, die Stimme der Nation durch die von dieſer er⸗ 
Vertreter unmittelbar (wenn audy vielleicht nicht muͤndlich, doch 


jedenfalls ſchriftlich) anhören zu müffen. Ihm bleibt e8 dann 


überlaffen, darauf Rüdfiht zu nehmen, oder geeignet fcheinenden Falles 
die Kammer aufzulöfen, um ſich vermittelft einer neuen Wahl Gewif- 
heit darüber zu verfchaffen, welches die Anſichten und der Wille des 
Bolks feien, die fih) dann nah Mafgabe der fpeciellen Beftimmungen 
der betreffenden Verfaffung geltend zu machen haben. 

Die Berathung der Antwortsadreffen auf die Thronrede findet 
in ben meiften außerbeutfchen Staaten öffentlid Statt. Geht man 
auf das zurüd, was dieſe Adreffen fein follen, fo wird man ſolche Be— 
Handlungsweife des Gegenftandes als die allein richtige erkennen. Wir 
vermögen, nad den aufgeftellten Principien, keinen flihhaltigen Grund 
aufzufinden, warum man jene Verhandlungen in den deutfchen confti- 
tutionellen Staaten nur bei verfhloffenen Zhüren vornimmt. 

Einer eigenthuͤmlichen Thatſache haben wir hier noch zu erwähnen. 
Die Antwortsadreffe kommt im englifhen Parlamente in der Re: 
gel in wenigen Etunden, oft noch fchneller, zu Stande; bie fran— 
zöfifhen Kammern dagegen bedürfen zu deren Abfaffung immer 
Wochen, oft fogar Monate. Der Grund diefes Unterſchiedes 
liegt darin, bag man fi in England nur im Allgemeinen und in ben 
allerteichtigften Grundzügen über das verfländigt, was in dem ge— 
achten Actenftüde gefagt werden foll; daß man die einzelnen, das Se: 
neinmwefen vorzüglich berührenden Puncte der Verhandlung in Folge be: 
'onderer, von bdiefer Antwortsadreffe getrennter Motionen vorbehält, 
md endlich die Nedaction bes Actenflüds als reine Nebenſache be: 
in welcher Beziehung denn auch (ift man nur mit der Auf- 
| meife im Ganzen einverftanden) Abänderungen oder WBerbeffe: 
ungen meiftens nicht weiter vorgefchlagen merden. 

In Srankreic dagegen behandelt man die Antwortsadreffe auf die 
je als Gelegenheit, Rechenſchaft über alle wichtigen Vorkomm⸗ 
} des Gemeinmfens von den Miniftern zu fordern. Die 






















ng und 34 der geſammten Staatsverwaltung, uͤber bie 
er inneren und der duferen (rein politifchen) Werhältniffe- 

abe ber angeregten Fragen und ber darauf — Er⸗ 
ton XV. 7 
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Mäcungen wird ſodann jeder einzelne Paragraph ber gedachten Abreſſe 
abgefaßt. Wenn beffenungeachtet diefe Actenftüde feit der Zeit der 
Fulicevolution meiſtens nur Umfchreibungen ber Thronreden geworben 
find, fo ift dies dem zufälligen Umftande beisumeffen, daß die miniſte⸗ 
tielle Partei ſich eben meiftens die Majorität in den Kammern zu ver- 
fhaffen gewußt hatte. G. Er. Kolb. 

Tilgung, f. Amortifation. 

Titel, Zitulatur. — Sn der natürlichen Bewegung des Volks⸗ 
lebens, in feinem Wachsthume von Unten nad) Oben, gliedern ſich beftimmte 
Functionen im Intereſſe der Gefammtheit ab, und es bildet ſich eine ents 
fprechende Zitulatur zur Unterfcheidung und Bezeichnung der verfchiedes 
nen amtlihen Verrichtungen. Was hiernah ein Volt aus fich felbft 
heraus erzeugt hat, fol auch von den Einzelnen im Volke anerkannt wer 
den, und es entflanden daher, neben den wirklichen Amtstiteln, für die 
Bezeichnung ber Stellung der Einzelnen zu den Inhabern foldher Aemter, 
die fogenannten Ehrentitel, als: Majeftät, Hoheit, Durchlaucht u. dergl. 
Darin lag wohl urfprünglich eine vom Volkswillen den Sndivibuen aufs 
erlegte Pflicht des Geſetzes oder Herkommens, fi den im allgemeinen 
Intereſſe für nothmwendig erachteten Ueberorbnungen und Unterordnungen 
auch im perfönlihen und amtlichen Verkehre auf äußerlich erkennbare 
Weiſe zu unterwerfen. Die Gefchichte der Entftehung der einzelnen Ti⸗ 
tel rechtfertigt dDiefe Bemerfung.e So waren die erften Grafen, ob man 
nun dieſes Wort von Grau (Alter und Weifer) herleite, oder von Ges 
refa, d. h. Einnehmer und Richter, eine Art unterrichterlicher Beamten, 
welche Anfangs, wie wir menigftens von einigen germanifchen Stämmen 
wiffen, vom Wolfe gewählt wurden. Die Grafſchaften felbft waren alfo 
Aemter und wurden früher nad dem Namen ber Grafen benannt. Die 
Fürften (Furiften),, die Srüheften oder Erften in einer Reihe, waren zus 
mal bei den Franken bie Erſten im Kriegsheere, die Heerführer oder Der: 
z0ge; und weil die Kührer im Kriege bald auch für die Erften im Fries 
ben galten, fo wurde der Name endlich auf jedes wirkliche ober geweſene 
Staatsoberhaupt ausgedehnt. Allein die Inhaber der Macht fanden in 
dieſer Macht felbft das Mittel, theils ihre Befugniffe erblich zu machen, 
theils die ihnen erft nur perſoͤnlich zukommende Auszeichnung auf die 
ihnen zunaͤchſt Stehenden auszubehnen. Darauf weiſ't fchon bas vom 
gothifhen Ausdrude chuni, d. h. Geflecht, abzuleitende Wort Chu: 
nig, Kuning oder König bin. Der Titel König, fo wie der Zitel 
Kaifer, welcher legtere aus dem zum Wuͤrdenamen gewordenen Eigen» 
namen Gäfar entftanden war, blieb indeffen auf wirkliche oder geweſene 
Staatsoberhäupter befchränkt; während die Bezeichnung als Fuͤrſten nicht 
bloß auf Regenten, fondern auf ganze Complere ihrer Verwandten aus: 
gebehnt und hiernach ein befonderer Fürftenftand gefchaffen wurde, dem 
noch Andere, als Inhaber der Staatsgemwalt, angehören Eonnten. In 
ähnlicher Weife bildeten ſich aus anderen Berufsarten und geſellſchaft⸗ 
lidyen Stellungen, durch erbliche oder herkömmliche Uebertragung der das 
mit verbundenen Auszeichnung auf bie Zundchfiftehenden, beſtimmte 
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Stände und Claffen aus, womit denn bie meitere Entitehung befonderer 
Stanbestitel, wie der Abdelihen im Gegenfage zu den Bürgerlichen, 
zufammenhängt. Und meil hiernady der Zitel überhaupt nicht mehr aus: 
ſchließlich auf einen Beruf hinwies, fo wurde es immer gemöhnlicher, daß 
von Seiten der Inhaber des hoͤchſten Ranges und der hoͤchſten Würde 
im Staate die Aemter und Titel nicht felten getrennt und nichts meiter 
als der leere Titel ohne Amt als gnädige Auszeichnung verliehen wurde. 
Man nannte dies in neuerer Zeit die Ertheilung eines Charakters und 
merkte nicht einmal, daß darin die bitterfte Satyre auf die Charakterlofigs 
keit diefer Zeit liege. Auf ſolche Weiſe bildete ſich eine eigenthümliche, 
transfcendental romantifhe Titelwelt bes Scheins und der Einbildung aus; 
und da einmal die papierne Ehrenmünze ber bloß titulären Geheimräthe, 
Hofräthe, und mie fie fonft noch heißen, gefchaffen war; da man ſich das 
MRecept für eine mohlfeile ideale Speife erfunden hatte, fo kam zugleich) 
der Appetit mit dem Effen, und es erzeugte ſich, als fpecififche erbliche 
Krankheit der erblihen Monarchie, eine Zitulomanie, die befonders im 
17. und 18. Jahrhunderte ihre Höhe erreichte, aber auch jegt noch, zus 
mal in Deutfchland , nicht wenig graffirt. 

In der Gefcichte und Statiftit des Titelweſens fpiegelt ſich deut: 
lich genug der verfchiedene Charakter der Staaten und Gtaatsverfafe 
fungen. Wo fid) demofratifdy der Staat fort und fort aus dem Volks: 
leben erzeugt; wo eine zahlreiche active Staatsbürgerfhaft ein ausgedehn: 
teres Wahlrecht ausübt, fallen Amt und Zitel meiftens zufammen, 
weil bier ftets nur für wirkliche und wahrhafte Bebürfniffe und Inter⸗ 
re wird, weil ein politifch actives Volk dem blofen Luxus des 

anftatt und auf Koften des Seins, keinen allzu großen Spiels 

raum gewähren mag · So mar es in Griechenland und in der befferen 
Zeit des roͤmiſchen Reichs, wo die erſten Spuren des befonders unter 
den Byzantinern zur Ungebühr ausgebildeten leeren Titelweſens nicht 
eher als mit den erfien Kaifern zum Borfcheine kamen. Auch in den Des 
mofratieen dee Schweiz und in Mordamerifa zeigen fich zwar die Ein: 
 eiferfüchtig genug auf die ihnen gebührenden Zitel, aber diefe felbft 

ſich doch nur auf wirkliche Aemter in Staat, "Ricche und Heer. 
Anders ift e8 in den Despotieen Afiens und in den erblichen Monarchieen, 

wo die Pyramide auf die Spitze geftellt ift, und diefe Spige nur durch 
den Nimbus , der fie umgibt, den Schein einer breiteren Baſis ers 

‚ ber fich mit feinem Abglanze in den andern Schichten der Gefell: 

f zu reflectiren fucht- Unter den Monardyieen Europas war es Frank: 

‚wo ſich die Courtoifie und das damit zufammenhängende Titelwe⸗ 
Fo eusbildete, wo aber mit der Revolution auch die erſte Reac⸗ 

ı der Gleichheit gegen die kuͤnſtlichen Abmarkungen und Auszeichnuns 
zen in ber Gefellfhaft eintrat und wenigſtens fo weit ſich durchſetzte, 
nach allen Titulaturen des Kaiſerreids, der Reſtauration und des ſo— 
genannten Bürgerkönigehums, die Titel ohne Amt in der öffentlidyen Meis 
nung noch jeßt fehr gering tarirt find. Größer aber ift noch das Eindliche 
efallen an leeren Namen in den Staaten, die minder —* vom Sturm 

2 
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der Revolution ergriffen und nicht in demſelben Maße gezwungen wur— 
den, fi des hiltorifchen Ballaftes ihrer Vergangenheit zu entledigen. 
Dies gilt z. B. von England mit feiner genau ausgebildeten Rangordnung 
und feinen zweiundfechzig Abftufungen von der Föniglichen. Familie, dem 
Erzbiſchoſe von Ganterbury und Lordcanzlee an, bis zu den Handwerkern 
und Zaglöhnern; fo wie von Deutfhland, das beiläufig eben fo viele 
Prägftärten für Zitel, als für Landesmünzen befist. Insbeſondere zeigen 
ſich jene flaatlichen Unterfchiede noch in den Ziteln der Monarchen felbft. 
Defterreih und Preußen haben nicht weniger als drei Titel, einen großen, 
mittleren und Eleineren, deren ſich ihre Negenten nach Umftänden bei 
mehr oder minder feierlihen Gelegenheiten bedienen; Rußland und Spa— 
nien haben zwei, die verjüngten oder neugeborenen Staaten aber, Frank: 
reih und Belgien, führen nur einen einzigen kurzen und einfachen Zitel. 
In den Fiteln der Altern Monarchieen drückt fich nicht blos die ganze all« 
mälige und flüdweife Zufammenfegung berfelben nach ihrem wirklichen 
Beftande und politifhen status quo aus, ſondern überdies die ganze 
Reihe der wahren oder vermeintlichen Anſpruͤche auf die Zerritorialhoheit 
über foldye Länder, die von anderen anerkannten Dynaſten regiert wer: 
den. Die Zitel derfelben Alteren Monarchieen, welche aus dem Lehnweſen 
entiprungen find, bei denen alfo der Befig des Landes geradezu die Herr: 
ſchaft über die Leute entfchied, führen ſtets die einzelnen Länder und 
Provinzen auf. Dagegen ift der große Titel des ruffifhen Czars 
ein gemifchter: er nennt ſich nicht blos „durch Gottes huͤlfreiche 
Gnade Kaifer und Setbftbeherrfcher aller Neußen‘, fondern auch „Fürft 
zu Bulgarien und zu anderen Ländern, Gebieter der ganzen nördlie 
chen Gegend, Herr der tfcherkeffifhen: und Gebirgsfürften und anderer 
FKürften Erb: und Lehnshere, Erbe zu Norwegen, Herzog zu Schleß 
 wigs Holftein‘ u. ſ. w. Endlich heißen die jegigen Monarchen in Frank— 
reich und Belgien ganz einfach „König der Zranzofen, König der Bel— 
gier““, zum Zeichen einer .neuen Zeit, in welcher nicht mehr der todte 
Grund und Boden , fondern der lebendige Inhalt des Staats, das Volk 
ſelbſt, in weſentlichen Betracht Fommt. Weiteres über Zitel und Zitula: 
tur f. in „Adel“, „Seremoniel”, „Courtoiſie““, „Hof.“ 

Töpdtlichfeit der Verlegungen (Wunden)*. — Noch 








*) Liegau, Bon ber Töbtlichkeit der Verlegungen und Handlungen. Berlin, 
1811. Strobmeier, Unterfuchung über Anwendung bes Begriffs tödtlicher Ber: 
legungen. Tübingen, 1832. Nicolai, Handbuch der gerichtlichen Medicin nach 
dem gegenwaͤrtigen Standpuncte dieſer Wiſſenſchaft fuͤr Aerzte und Criminaliſten. 
Berlin, 1841. S. 213 -226. Dr. Gleitsmann, Zur Lehre von der Beurtheilung 
tödtlicher Berlebungen (©. 113 ff. des 387 Bandes der Henke ’fhen Zeitfchrift für 
die Staatsarzeneitunde. Erl., 1839), nebft den Bemerkungen und Erläuterungen 
des Derausgebers dazu (&. 146 ff.). Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechts, 
13. Ausgabe von Mittermaier. Gießen, 1840. $. 209a. ©. 311-317, Moft, 
Encyklopädie der Staatsarzneitunde Band 2. Leipzig, 1840. s. v. TZodtlichkeit 
der Berlegungen ©. 991— 984. S. noch überhaupt Kappler, Handbuch ber 
Literatur des Griminalrechts und deffen philoſophiſcher und mediciniſcher Huͤlfewiſ⸗ 
ſenſchaften. Stuttg., 1838. ©. 1181—1185. 
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vor Kurzem fonnte fi ein ausgezeichneter Staatsarzt und Kenner der 
gerichtlichen Medicin, Mebicinalrach Dr. Sander in Raftatt (im Ein: 
gang feines Beitrags zum Jahrgang 1841 der Annalen der Staatsarzs 
neifunde, herausgegeben von Schneider:c,: „Ueber die Toͤdtlichkeit der 
Verlosungen vor Gericht‘) dahin ausfprechen: „Obgleich in älterer und 
neuerer Zeit über die Toͤdtlichkeit der Verlegungen viel fchon 
gefprochen und gefchrieben wurde, fo liegt diefe wichtige Lehre der Ges: 
richteheilkunde immer noch im Miderftreit”. Die neueren, die Bahn des 
baierifchen Geſetzbuchs befchreitenden*) Gefeggebungen haben ſich von 
dee ſchwankenden Doctrin emancipirt und wollen, daß der Nichter nur 
darauf fehe, ob in dem einzelnen Falle die Verlegung den Tod verurfacht 
habe **). Der Art. 120 des fächfifhen Strafcoder drüdt ſich dahin 
aus: „Bei dem Verbrechen der Toͤdtung ift e8 ohne Einfluß auf die 
rechtliche Beurtheilung der Tödtlichkeit einer Verlegung, ob eine folce 
in anderen Fällen durch Hülfe der Kunft geheilt worden fei, oder ihr 
töbtlicher Erfolg durch zeitige zweckmaͤßige Hülfe habe verhindert werden 
Ünnen, ob diefelbe allgemein tödtlich fei, oder nur wegen der eigenthüum: 
liche Lelbesbeſchaffenheit des Getoͤdteten ben Tod herbeigeführt habe“ ***). 

en fo fügt der Artikel 251 des heffifchen Strafgeſetzbuchs, indem er 
hat: Fede Beichädigung eines Menfchen wird als tödtlidy betrachtet, 
delhe im einzelnen Falle als wirkende Urſache den Tod des Befchädig: 
Mm herbeigeführt hat’, hinzu: „Es hat demnady auf die rechtliche Be— 
uictheilung der Töbtlihkeit einer Beſchaͤdigung feinen Einfluß, ob ihr 
r Erfolg in anderen Faͤllen durch Hülfe der Kunft etwa ſchon ab: 
t worden, ober nicht, ob in dem gegenwärtigen Falle durch zeitige 
| ßige Haͤif⸗ derſelbe haͤtte verhindert werden koͤnnen, ob die Be— 
Habdigung unmittelbar oder nur durch andere, jedoch aus ihr entſtan⸗ 
dene Smifchenurfachen den Tod bewirkt habe, ob diefelbe allgemein tödtlich 
ſei, oder nur wegen ber eigenthümlichen Leibesbefchaffenheit des Beſchaͤ— 
igten, ober wegen der zufälligen Umftände, unter welchen fie ihm zu: 
e wurde, ben Tod herbeigefuͤhrt habe.“ Haft mit denſelben Wor- 
e im Wefentlihen gleich fpricht fi der mwürtembergifche Strafco: 
—* m Art. 235 aus, wo es im Eingange heißt: „Um eine Beſchaͤdigung 






















4 


bdtlich zu halten, wird erfordert, daß ſolche als wirkende Urſache 
t eines Menfchen herbeigeführt habe, oder doch herbeigeführt ha= 
de, wenn berfelbe nicht durch ein anderes Ereigniß zeitiger bes 
ben wäre. Es hat ſonach“ x. Die Beantwortung der von dem 


Br feld, Einige Worte über die von den neueren Griminaliften aufges 
 baß der Grab der Zöbtlichkeit einer Verlegung irrelevant fei. 
Be db a. a. D. Note z. (mo auch der öfterreichifchen, preus 


* 58 der badiſche Entwurf. Sander a. a. O. S. 66. 
sriminalgefegbuch Sachſens und die damit in — — ſte⸗ 
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Richter dem Legalarzt vorgelegten Frage, ob die vorgefundene Verlegung 
‚den Tod herbeigeführt habe, gehört zu den wichtigſten und oft ſchwierig⸗ 
ften gerichtsärzlichen Zunctionen. Bopp. 

Tödtung*), Körperverlegung. — „Unbefchräntbar iſt 
das Recht des Dafeins oder das Recht auf Leib und Leben, meil fi 
das Leben von der Ausübung des Lebens, der Lebensthätigkeit, nicht _ 
unterfcheiden läßt, vielmehr mit der Nichtäußerung des Lebens das Le: 
ben felbft uneinbringlidy verloren geht, weil ferner Verftümmelung uns 
twiderrufliche Wernichtung eines Theils des menfchlichen Dafeins und 
Lebens ift, und meil Gefundheit, Unverfehrtheit, Unantaftbarkeit des 
Leibes eben fo wenig, als das Leben überhaupt, ein Recht ift, bei dem 
ſich Ausübung und Mefen trennen laſſen“ **). 

Der Schutz diefes oberften Rechtes ift die naͤchſte Aufgabe, mel: 
her die Staatsgefellfhaft zu genügen hat; fie ift eine doppelte. Zus 
naͤchſt muß das Beftreben dahin gerichtet fein, zu verhindern, daf 
jenes Recht gefährdet wird. Die Polizei***) muß darüber wachen, daf 
Niemand einen Beruf, welcher ſich mit dem leiblichen Wohl befchäftigt, 
ausübe, bis er nachgemwiefen hat, daß er die Fähigkeiten und Kenntniffe 
befige, die dazu erfordert werden, und daß ein folder den Pflichten 
genüge, welche er mit der geftatteten Ausübung diefes Berufs (als Arzt, 
MWundarzt, Apotheker, Hebamme+) u, f. w.) übernimmt. Ferner muf 
die Gefeggebung den freien Verkehr mit beflimmten gefährlichen Stoffen, 
als Gift, Schießpulver u. ſ. w., fo wie das Tragen heimlicher gefähr- 
licher Waffen++) fo befchränfen, daß die Gefahr für Leben und Ge 
fundheit abgemwendet wird, und für die Aufrechthaltung diefer Vorfchriften 
Sorge getragen werben. Reißende Thiere müffen ausgerottet werben, 
und wenn Semandem 'geftattet wird, folche Thiere zu befigen, fo müffen 





*) Vergl. im Allgemeinen Feu er bach, Lehrbuch des peinlichen Rechts mit 

vielen Anmerkungen und Zufagparagraphen und mit einer vergleichenden Darftel- 
lung ber Kortbildung des Strafrechts durch die neuen Gefeggebungen. Herausgege⸗ 
ben von Mittermaier, 13. Auflage. Gießen, 1840. 8.206 ff. Birnbaum, 
Ueber die verfchiebenen Arten ftrafbarer Zodtung und ihr Zufammenfaffen in einen 
Gattungsbegriff zc. (im 13. Bande des Neuen Archivs des Criminalrechts. Halle, 
1832.) Egger, Ueber Mord und Zodtfchlag nach allgemeinen und befonderen 
Rechtöprincipien. Landshut, 1817. Weber das befondere Verbrechen der Toͤdtung 
des neugeborenen Kindes durch die Mutter ,f. „Kindesmord,“ Über Tödtung 
durch eigene Hand, f. „Selbftmord.” 
— P 4 iger, Gedanken über Recht, Staat und Kirche. Theil 1. Stuttgart, 
*) Lotz, Weber ben Begriff der Polizei und ben Umfang der Staatspolis 
zrigewalt. Hitdburgbaufen, 1807. ©. 154 ff. Weber, Suftematifhes Handbud 
der Staatswirtbfchaft. 1. Bd. 1. Abth. Berlin, 1804. S. 234 ff. Mohl, So— 
ftem der Präventivjuftiz oder Nechtöpolizei. Tübingen, 1834. S. 280 ff. 

+) Schurmaver, Die Kunftfehler der Medicinalperfonen in ſtrafrechtli⸗ 
aan, gerichtlich = mebdicinifcher und mebdicinifch=polizeilicher Beziehung. Freiburg, 


414) ©. 4 B. Mohl, Das Staatörecht bes Königreichd Würtemberg. 
Theil 2. Tübingen, 1831. ©. 357 ff. 
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Vorkehrungen fie unſchaͤdlich machen. Bei Aufrichtung von Baumerken 
müffen Vorkehrungen getroffen werden, melde gegen Gefahren fhügen 
u. ſ. w. Außerdem muß der Staat jenes oberfte Recht dadurch ſchuͤtzen, 
daß er gefeßgebend willkuͤrliche Verlegung beffelben mit Strafe bedroht. 
Der Mord, die Zödtung aus Ueberlegung und Willtür, den fchon bie 
mofaifche Gefeggebung (das fünfte Gebot *): „Du folft nicht tödten !’‘) 
mit dem Tode bedrohte (ein Meucelmörder konnte fogar am Altar 
ergriffen merden**), wird noch jegt mit der ertremjten Strafe, mit dem 
Zode beftraft. Das baierifche Strafgeſetzbuch ***) beſtimmt nicht nur 
(Thl. 1 $. 146): „Ein Zobdtfchläger, welcher die von ihm verurfachte 
Entleibung mit Vorbedacht beſchloſſen, oder mit Meberlegung ausge: 
führt” babe, folle „als Mörder mit dem Tode beftraft werden,‘ fon- 
bern will audy (Art. 147), daß die Zodesftrafe „zu fchärfen‘’ fei, „wenn 
die Mordthat verübt worden ift 1) an einer Perfon der königlichen Fa: 
milie, 2) an Blutsverwandten in aufs oder abfteigender Linie, an leib⸗ 
hen Gefhmwiftern, an dem Ehegatten, Pflegevater, Wormunde oder 
dem eigenen Herm, in deffen Koft und Lohn der Verbrecher zur Zeit 
ber Ermordung geftanden, 3) an einer fchwangeren Perfon, 4) wenn fie 
aus Eigennug in der Abficht begangen wurde, um einen unmittelbaren 
oder mittelbaren Vortheil am Vermögen dadurch zu erlangen, zu erhals 
ten, odee zu fichern, 5) wenn fie mittelft Zäufchung des Ermordeten 
oder fonft unter Anwendung betrüglichee Hinterlift volführt, oder wenn 
6) ber Entleibte durdy ausgefuchte Martern qualvoll getödtet, und 7) 
wenn durch Gift die Tödtung vollbracht worden iſt.“ Die neueren 
beutfhen Strafgefegbücher befchränten fih auf die einfache Todes⸗ 
firafe. Saͤchſiſches Griminalgefegbudy Art. 121. („Wer die von ihm 
verurfachte Toͤdtung in Folge eines mit Vorbedacht gefaßten Entfchluf: 
fe8 oder mit Ueberlegung ausgeführt hat, iſt ale Mörder mit dem 
Tode zu beftrafen.”)+) Wuͤrtembergiſches Strafgefegtuh, Art. 237. 
240. (‚Wer die von ihm verurfachte Tödtung mit Vorbedacht beſchloſ⸗ 
fen oder ausyeführt hat, foll als Mörder mit dem Tode beftraft mer: 


*) Geift aus Luther’s Schriften oder Goncorbang ber Anfichten und Urtheile 
des green Reformators Über wichtige Gegenftände des Glaubens, ‚der Wiffenfchaft 
und des Lebens. Bd. 3. Darmftadt, 1830. s. v. Mord. &. 699-2706. 

“*) Michaelis, Mofailches Recht. Th. 6. $. 273. 274. ©. 11 ff. Die 
Blutrache ftand dem nächften Verwandten des Getöbteten, unter dem Beiftanbe der 
Obrigkeit, zu. Fehlte der Bluträcher oder war er ſaͤumig, fo fchritt die Obrigkeit ein. 

**#) Weber die preufifche Gefeggebung, f. überhaupt Temme, Die Lehre 
bon der Zödtung nach preußifchem Rechte. Leipzig, 1839. Feuer bach a. a. D. 
Ueber die öfterreichifche und franzöfifche Legislation und noch andere Gefepgebungen 
Fiuerbach a. a. D. 

+) Das neue Sriminalgefegbuch Sachfens und die damit in Verbindung ſte— 
yenben Gefege und Werordnungen mit Erläuterungen :c. Leipzig, 1840. ©. 91. 

ach dem folgenden Art. 122 follen, wenn mehrere Perfonen ſich zur Verübung eis 

nes Mords vereinigen und ſolchen gemeinfchaftlich ausüben, diefe Alle, ohne Rüds 

Ah darauf, von wem bie tödtliche Verlegung herrührt, mit dem Tode beſtraft 
en. 
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den.” — „Wer einem Anderen wifjentlich Gift ober andere Subftan- 
zen, die auf gleiche Art den Tod bewirken können, beigebradht und hier= 
durch den Tod deffelben verurfacht hat, foll zur Todesſtrafe verurtheilt 
werden, wenn feine Abficht auch nicht auf Zödtung, fondern nur auf 
Befhädigung gerichtet war.) Großherzoglich heſſiſches Strafgefesbuch 
Art. 252. („Wer die rechtswidrige Tödtung eines Menfchen mit Vor⸗ 
bedacht verübt, oder wer die That zwar im Affect vollbringt, aber in 
Folge eines mit Vorbedacht gefaften Entfchluffes *), wird als Mörder 
mit dem Tode beftraft.”) Am Längften wird fidy die Zodesftrafe als 
Strafe bes Mordes**) aufrecht erbalten. Der fogenannte Zodtfchlag, 
die Tödtung im Affeet, ***) welche in früherer Zeit gleichfalls mit dem 
Tode beftraft zu werden pflegte +), mird jest mit lebenswieriger oder 
zeitiger Freiheitsftrafe geahndet.: Mac dem Strafgeſetzbuche des König: 
reichs Baiern foll der, melcher „ohne Ueberlegung und Vorbedacht in 
aufmwallender Hige des Zorns eine lebensgefährliche Handlung wider ben 
Anderen befchließt und ausführt, bei erfolgtem Tode des Beſchaͤdigten, 
zur Strafe des Zuchthauſes auf unbeflimmte Zeit verurtheilt werden.“ 
Hat jedoch der Getoͤdtete felbft durdy unerlaubte Beleidigungen oder Bes 
fhimpfungen den Zobdtfchläger zum Zorn gereist, ober befand ſich ber 
Zodtfchläger ohne fein Verſchulden im Zuftande des nicht alle Zurech⸗ 
nung aufhebenden Raufches, fo foll die Strafe auf acht- bis zwoͤlfjaͤh⸗ 
riges Zuchthaus gemildert werden. Das fähfifhe Geſetzbuch ahndet 
„eine ohne Vorbedacht in aufwallender Leidenfhaft verübte Toͤdtung“ 
mit acht- bis zmwanzigiährigem Zuchthaus erften Grades, eine Strafe, 
die bis auf vierjähriges Arbeitshaus gemildert werden kann, wenn der 
Getödtete durch befonders ſchwere Beleidigungen oder thätliche Mißhand⸗ 
lungen den Thaͤter zum Zorn reizte, und biefer dadurch auf der Stelle 
zur That hingeriffen ward ++). Im Wefentlihen flimmt damit das 
Strafgefegbuh von MWürtemberg — Art. 243 — überein. Der heſ— 
fifhe Codex (Art. 253. 254) verfolgt den, der ohne Vorbedacht, im 
Affeet den Entfhluß zur Toͤdtung eines Anderen faßt und ausführt, 
mit Zuchthaus von 8 — 16 Jahren, läßt jedoch „unter beſonders ers 
fhwerenden Umftänden” Tebensmwieriges Zuchthaus zu, auf welches be: 


*) Darum wurde in der Sisung des Affifengerichts in Mainz am 22, Juli 
1843, welcher Verfaffer als Zufchauer und Zuhoͤrer beimohnte, Peter Subrmann 
von Büdesheim wegen Tödtung feiner Mutter zum Tode verurtheilt. 

**) Die neuere im Ganzen mildere Strafgeiengebung von England hat bie 
Zodesftrafe auch für den Mordverfuch mit gefährlicher Berwundung bei- 
behalten. Raumer, England im Jahre 1841. Leipzig, 1842. S. 113. Mühry, 
Handbuch des englifhen Strafrechts und Strafverfahrens von Henry 3. Stephen. 
Aus dem Englifchen überfegr, vervollftändigt und erklärt. Gött., 1843. ©. 232. 
Im Affeete des Zornes tödtete Otto von Wittelsbach ben Kaifer Phi⸗ 
lipp; dafür wurde er von Heinrich von Galatin erfchlagen. Ein anderer deutfcher 
Kaifer, Albrecht, fiel von Moͤr der haͤnden getroffen. 

+) Wahrfcheinlich war diefes fchon nach der mofaifchen Gefesgebung der Fall, 
Mihaclisa.a.D.$. 273. ©, 16 ff. 

) a. a. O. ©. 91. 9. 
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ſonders dann zu erkennen ſei, wenn die That von dem Urheber eines 
Raufhandels oder an Blutsverwandten in auf- oder abſteigender Linie, 
an dem Bruber oder der Schweſter, oder von einem Ehegatten an dem 
anberen, ober an einer Schwangeren, deren Zuftand dem Thaͤter be- 
kannt gemefen, ober an einem im Dienfte befindlichen öffentlichen Be: 
amten veruͤbt worden fei, während es auf der anderen Seite geftattet, 
nur auf Correctionshausjtrafe von einem bis act Jahren, wobei es 
auf den Grad des Affectes, die erſte Veranlaffung und auf die Größe 
und lingerechtigfeit der Beleidigung oder Mifhandlung anfomme, zu er: 
Eennen, wenn der Getödtete ohne alle oder genügende Veranlaſſung 
durch ſchwere Beleidigung oder thätliche Mifhandlung des Thaͤters oder 
naher Angehörigen deffen Affect hervorgerufen habe, und die That un— 
mittelbar gefolgt fei. In weiterer Abftufung wird die Zödtung aus 
FSabrläffigkeit, melde wir fhon in der mofaifhen Gefesgebung *) 
beachtet finden (der Sculdige mußte vor dem Bluträcher **), dem 
das Recht der Toͤdtung zuftand, in eine der ſechs Freiftädte fliehen und 
da bis auf den die Blutrache auslöfhenden Tod des Hohenpriefters blei- 
ben, indem, wenn er fonft die Grenze überfchritt, er dem Blutraͤcher 
verfallen war), mit geringerer Freiheitsftrafe geahndet — Art. 127 des 
fächfifhen Geſetzbuchs (nah dem Grad der Berfhuldung Gefängniß 
von vier Wochen bis zu zwei Jahren, oder Arbeitshaus von einem bis. 
zu drei Jahren) — Art. 251 des mwärtembergifchen Coder (Gefängniß 
von hoͤchſtens ſechs Monaten und Geldftrafe bis zu 300 Gulden in 
Fällen aanz leichter Verfhuldung. Haben autorifirte Aerzte, Geburts- 
beifer, Apothefer u. f. w. durdy Fahrläffigkeit bei Ausübung ihrer Kunft 
ben Tod verurfaht, fo fol Gefängnig und felbft zeitliche Entziehung 
ber öffentlichen Berechtigung eintreten) — Art. 255. 256 des heffifchen 
Geſebbuchs (Correctionshaus bis zu zwei Jahren, jedoch bei geringerer 
Sahrläffigkeit Gefängnig, mit gleicher Gumulation der Strafe gegen 

heläffige Aerzte***) u. f. w.) Bon Intereſſe ift die Belehrung der 

ta S. z. B. en für Rechtswiffenfhaft und Gefesgebung des 
Auslandes Band 12. Heidelberg, 1840 ©. 35, Band 14, 1842 ©. 361. 

Ueberficht der Strafrechtspflege im Großherzogthum Waden während des 
Jahres 1841, Carlsruhe, 1843, Einleitung ©. 9. — Die Frage, ob ber 
firafbar handle, der einen Nebenmenfchen darum töbtet, weil diefer es 
yünfcht oder fordert, iſt, durch die neueften Gefeggebungen praftifch ent⸗ 
fhieden und bejaht, noch Gegenftand der wiffenfchaftlihen Discuffion. 
©. Abess im Sahrgang 1840 des Archivs des Criminalrechts. 











+) Midaelisa. a. D. 8.279. ©. 44 ff. 
über —— uͤber die ee bei ben. Hebräern und anderen orientalifchen 
ei den. ‚ Römern, Germanen die Allgemeine Encyklopaͤdie der 










KR Tenfche ens. v. Blutrache. Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer. 
——— . 6. 288. 625. 646 ff. Welder, Die legten Gründe von Recht, 
staat und fe. Gießen, 1813. ©. 300.377. 542. Vergl. im Allgemeinen ben 
titel „‚C —1 nfvuftem‘ &.565 des 3. Bandes dieſes Staats lexikons. 

) Schuͤrmayer a. a. D. j 
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Verhaͤltnißmaͤßig abgefkreift ift die Strafe ber Körperverlegung 
(welche nach dem moſaiſchen Recht *) nur dann Statt fand, wenn bie 
Verlegung nicht bei einer Schlägerei zugefügt wurde und in ber Wies 
dervergeltung — Talion — beftand) mit Vorbedacht, im Affeet und 
aus Fahrläffigkeit. — Gefegbudy von Sachfen Art. 132 — 143, von 
MWürtemberg Art. 260 — 273, von Hefien Art. 262 — 272, von 
Baiern Art. 178 — 185. 367 — 369. S. noch im Allgemeinen Feuer: 
ba a. a. D. Seite 366 x. . 

Zu allen Zeiten und bei allen Völkern wurde der frevelhafte Raub 
bes hoͤchſten Guts, des Lebens, als eine ſchwere Miffethat angefehen und 
von dem Geſetz verfolgt, aber die Gefchichte aller Zeiten und Völker 
lehrt auch, daß häufig foldher Frevel ungeftraft blieb, oder gar feine Bes 
lohnung fand, daß Tyrannei, Despotismus, Blutdurft das Geſetz vers 
höhnte und mit Füßen trat, daß die Politik ungefcheut den Doldy führte 
und ſich erlaubte, was das Gefeg verbot, etwa deffen Formen miß- 
brauchend, um die Schandthat zu verfchleiern. Noch unfer Jahrhundert 
murde auf folche Art gefchände. Die Hinrichtung des aufgehobenen 
Herzogs von Enghien und Palm’s — die wahrſcheinliche Ermordung 
des englifchen Gefandten Lord Bathurft nach feinem räthfelvollen Ver⸗ 
ſchwinden bei Perleberg; „denn, um mit VBarnhagen**) zu reden, 
„bie fih am Meiften aufdringende Vermuthung mar doch immer, ber 
Ungluͤckliche ſei verrathen worden und als ein Opfer franzöfifher Schers 
gen gefallen, denen man die Mittel, einzelne-Menfchen verſchwinden zu 
machen, nicht fremd mußte.” Die Opfer des Don Miguel. Die 
Blätter der Gefchichte des vorigen Jahrhunderts, nach. deffen Mitte 
Beccaria die Worte niederfchrieb: „Angriffe auf die Sicherheit und 
bie Freiheit der Bürger müffen unter die ſchwerſten Verbrechen gerechnet 
werden; und in diefe Claſſe gehören nicht allein dee Meuche lmord 
und der Diebftahl gemeiner Leute, fondern auch ber Großen und Obrig⸗ 
keiten, deren Einfluß fich weiter erſtreckt und mit größerer Kraft wirkt, 
und ber in den Unterthanen alle Begriffe von Gerechtigkeit und Pflicht 
austilgt und an ihre Stelle den Begriff von dem Recht des GStärkeren 
fest, das endlich für den eben fo gefährlich iſt, welcher e8 ausübt, als für 
den, welcher darunter leidet***),“ find erfüllt von ſolchen Schandthaten+). 


*) Michaelis a. a. O. $. 281. Leibesverlegungen, S. 48 ff. 
**) Dentwürbigkeiten und vermifchte Schriften Band 6. Leipzig, 1842. ©. 73. 
“r) Abhandlung von Verbrechen und Strafen. Aus dem Italienifchen über: 
feat von Bergk. Theil 1. Leipzig, 1798. ©. 240. 
+) In der erften Hälfte des vorigen, Jahrhunderts lebte ein Markgraf Karl 
Wilhelm —— ch von Ansbach, der einen Juden, welcher ihn betrogen hatte, 
und den Scharfrichter zugleich in feinen Palaft tommen und Erfteren durch Leg: 
teren enthaupten ließ. in anderes Mal forderte er einer Schilbwache das Gewebr 
ab; bdiefe gab es aus Reſpect ber, worauf ber Fuͤrſt den Armen, weil er ſich fo 
feige benommen, daß er fein Gewehr im Stiche gelaffen, an einen Pferdefchweif 
binden und fo lange fehleifen Ließ, bis er ftarb. Ein anderes Mal fchoß er felbft 
— ee Hunde nieder. Menzel, Gefchichte der Deutichen. 3. Aufl. 
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Noch an feinem Schluſſe der Mord der fFranzöfifhen Gefanbten 
bei Raftadt. Die Gefchichte der früheren Jahrhunderte zeigt die Er: 
mordung des Märtprers Johannes Huf, Wallenftein’s, die Greuel der 
Bluthochzeit*) u. f. m. 

Sntereffant wäre die Unterfuchung der Frage, wie weit die Moral 
des Inquiſitismus *) von Einwirkung mar. Vergl. insbefondere El: 
tendorf, Die Moral und Politif der Jeſuiten nady den Schriften der 
vorzüglichften theologifchen Autoren dieſes Ordens. Darmftadt, 1840. $.6: 
„Du foltft nit tödten. Die jefuitifhe Lehre vom Morbe. 
&.72--89. 8.7: „Vom Duell und Meuchelmorde“ &.89—94. „Das 
fünfte Gebot ‚ fagt der Verfaffer eimleitungsmeife, „hat den Gafuiften 
fehr viel zu fchaffen gemacht; es ift zu klar und ausdrüdiih, und es 
gehört der fat übermenfchlihe Scharffinn der ehrmürdigen Väter dazu, 
die Bande, womit «8 verpflichtet, zu loͤſen. Uber das Werk ift ihnen 
vermöge ihrer Kunffgriffe trefflich gelungen, und fie haben fi) deshalb 
ein unfterbliches Verdienſt um ihre Zeit erworben, in welcher der Mord 
in Stalien zu einem Handwerke mit ftehender Zunft erhoben wurde, wo 
ee in Frankreich, dem vom religiöfen Fanatismus zerrütteten Lande, an 
der Fagesordnung war und auch in Deutfchland nicht zu den Seltenheiten 
gehörte. Daraus,” füge der Verfaffer hinzu, „kann man ermeffen, wie 
wichtig und verbienftlich die Lehre der Jeſuiten war, die das fünfte Ge: 
bot faft gänzlich aus dem Dekaloge wegdemonftrirten, das Morden er: 
laubten und begangene Morde mit meiiterhaften Scharffinne von jeder 
Schuld rein zu wafchen verftanden.” Am Schluffe aber Iefen wir: „Das 
vollendetfte Kunſtſtuͤck cafuiftifcher Sophiſtik ift die Lehre vom Meuchel⸗ 
morde, durch welche fie diefen ganz aus der Theorie und Praxis ver: 
bannen. Etwas MWollendeteres, wir geftehen es, iſt uns noch nicht vor; 
etommen. Durch die Bulle Gregor’s XIV. war den Meuchelmördern 
as Privilegium der Kichenimmunität genommen. Dies ſchmerzte bie 
mitleidigen Väter Jeſu, daß fo viele arme Leute, die unglüdlicher Weife 
zu jener Kategorie gehörten, einer fo großen gefeßlichen Wohlthat be: 
raubt wurden. Und fiche, ihr Herz wurde weich, und fie überlegten in 
der Weisheit ihres Geiftes, wie fie den Armen, der das Unglüd hatte, 
mit einem Meuchelmorde beladen zu fein, helfen und fie der Strenge 
. des Gefeges entziehen möchten. Und bald hatte ihr unvermüfllicher 
Scharfſinn und ihre unübertrefflihe Spürkraftsgabe das Mittel gefuns 
den, und zwar ein ganz einfaches Mittel. Sie definirten naͤmlich den 
Meucelmord fo, daß es unmöglich wurde, ihn zu begehen, und machten 
ihn zu einem inhaltsleeren Begriffe. Und wer war der Erfinder dieſes 

Reifterftücds? Kein Anderer, als der große Escobar, den wir felbft 
zeben laffen wollen. Ex fiellt die Frage: „„Iſt Jemand, der mit 
Dolch oder Gift einen Meuchelmord begeht, von ber Immunitaͤt auss 
gefchloffen? Antwort: Allerdings. Aber meuchelmörderifch tödten 


— — — — 





*) ©. ben Artikel Bluthoch zeit“ im 2. Bande dieſes Staatslexikons. 
* ade überhaupt den Artikel „Sefuiten” von Jordan. 
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heißt, wenn man Jemanden ermordet, der ſich deſſen ganz und gar 
nicht verſieht. Wer daher ſeinen Feind toͤdtet, heißt nicht Meuchelmoͤr⸗ 
der, wiewohl er ihn in einem Hinterhalte, oder von hinten nieder— 
ftredt.” Der einzige denkbare Grund, den Escobar zu diefer fauberen 
Erklärung und Diftinction haben konnte, fann nur der fein, daß er 
vorausſetzt, ein Feind habe immer Urfache, vor mir auf feiner Hut zu 
fein. Aber er fragt weiter: Wie aber, wenn fich der Feind mit mit 
verföhnt, und ich gebe ihm die feftefte Verbürgung, ihn nicht zu tödten, 
tödte ihm aber dennoch: bin ich dann aud als Meuchelmörder von der 
Immunitaͤt ausgefchloffen? Antwort: Nein; denn man kann nidt un= 
bedingt fagen, daß ich ihn durch Meuchelmord getödtet habe, wenn 
ich nicht nach der Verföhnung mit ihm in ganz vertraulicher Freundſchaft 
gelebt, d. h. mit ihm gegeffen, midy mit ihm unterhalten habe; kurz, 
wenn unfer gegenfeitiges Benehmen fo gewefen, daß man, ungeachtet 
jener Verbürgung, doch noch alten Haß im mir -vermuthen Fonnte- 
Nach folhen Erklärungen ift ein Meuchelmörder ein wahrhaftiger Non- 
ens, und man Eönnte das Wort füglich aus allen Woͤrterbuͤchern frei: 
hen. Namentlich Eönnen ſich die Meuchelmörder von Profeffion , die 
fih für Geld dingen !affen, um das Werkzeug der Mache Anderer zu 
fein, gratulicen, fie find feine Meuchelmörder, wenn fie auch unverfes 
hens und von hinten morden, weil die Gemorbeten ja nicht ihre Feinde 
find, fondern gewoͤhnlich Leute, die fie gar nicht einmal Eennen. Wir 
wundern uns fehr, daß die Zunftgenoffen des löblihen Handwerks dem 
ehrwürdigen Escobar zu Rom oder Neapel nicht ſchon Tängft eine 
Ehrenfäule gefegt haben, mit der Auffchrift: Dem großen Erretter der 
Banditen die dankbare Zunft!” Der Verfaſſer hätte nody jenes Prie— 
ſters Riembauer, den uns Feuerbach im 2. Bande feiner actenmä- 
figen Darftellung merfwürdiger Verbrechen. Gießen, 1829. ©. 43—122 
unter der Aufſchrift: „Tartuffe als Mörder” vorführte, gedenken 
können, der, um ben von ihm begangenen Morb zu rechtfertigen, fich 
auf des Erjefuiten Peter Benedict Stattler Ethica christiana, ein Bud, 
das, wie Feuerbach, bemerkt, cum permissu superiorum gedrudt 
worden fei und noch an vielen Orten als beliebtes Vandbug der Geilt- 
lichkeit diene, berief. 

. Und das berüchtigte Buch von Mariana mit feiner Lehre vom 
Morde! Mariana von dem Könige und des Königs Erziehung, Mit 
Unterfuhungen über den chriftlihen Staat der Neuzeit von ‚Dr. Karl 
Niedel. Darmft., 1843 (viertes Heft von beffen Bibliothek für moderne 
Politik und Staatswiffenfchaft). Bopp. 

Zortur, f. Folter. 

Toscana, Großherzogthum. — Das ganze Großherzogthum, 
das in feinem Hauptkörper füdmeftli vom mittelländifhen Meere, 
nördlich und fübäftlih von Lucca, Modena und Kirchenftaat begrenzt ift, 
hat mit feinen von luchefifchen, modenefifhen und andern Gebietstheis 
len umfchloffenen Enclaven, fo wie mit ben Inſeln Elba, Giglio, Gor— 
gona und einigen Pleineren eine Ausdehnung von 398 Quadratmeilen. 
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Der größere Theil, von dem Apennin ımd feinen Verzweigungen erfüllt, 
iſt Berg: und Hügelland. In der Hauptrichtung von Oſten nah Me: 
ſten ziehen zahlreiche Thaͤler, unter welchen das weite, reiche und fruchts 
bare Zhal des Arno, das bedeutendfte ift. Diefer Hauptfluß des Landes 
ift von Florenz aus bis zu feiner Mündung unterhalb Piſa ſchiffbar 
und durch die pifanifchen Candle zugleicy mit Livorrfo verbunden. Auch 
fonft ift Zoscana reich an Gewaͤſſern. Unter den Seen ift der Lago bi 
Gaftiglione della Pescaja, mit einem Umfange von etwa 20 Meilen, 
ber bedeutendfte. Don den Mineralquellen find befonders diejenigen von 
Difa und Siena berühmt. Das Klima ift milde und faft durchaus ge: 
fund; außer in den Maremmen, namentlid um Siena, in Bezirken, 
die einft fo blühend und bevölkert waren, die jest fumpfig, verödet und 
von aria cattiva erfüllt find, und an deren Austrocknung erſt feit weni⸗ 
gen Jahren mit Erfolg gearbeitet wird. Die Hauptproducte find alle 
Arten Getreide , das jedoch nicht den ganzen Bedarf der Bevölkerung 
deckt; Wein in großer Menge, zwar meiftens in geringer Qualität, doch 
tbeilweife, wie das Gewaͤchs von Monte Pulciano, in vorzüglichen Sorten ; 
Dliven, Maulbeeren, Suͤdfruͤchte in den flacheren und Gaftanien in den 
bergigeren Zheilen des Landes. Befonders die höheren Gegenden haben 
guten Wieſewachs und ftarke Viehzucht. Bedeutend ift die Fifcherei, 
namentlid auch von Korallen, welche meiftens in Livorno verarbeitet 
werden. An Mineralien findet fih Kupfer, Eifen, diefes in befonde- 
rer Menge auf Elba, Blei, Quedfilber , wovon in den legten Jahren 
bei Serarezza eine Mine entdedt wurde, verfchtedene edlere Steinarten, 
Stein: und Seefalz, nit unwichtige Steinfohlenlager. 
In wenig veränderten Grenzen war das heutige Toscana früher 
erhenien und Thuscien genannt, das Waterland der Lunftreichen 
rusker, die zugleich politifch auf hoher Stufe ftanden und ſchon im 
übeften Alterthbum eine wohlgeordnete Gonföderation gegründet hatten. 
heil des römifchen Reiches, kam es nach deffen Fall vom Ende 
5. Sahrhunderts an unter die wechfelnde Herrfhaft von Oftgothen, 
hen und Longobarden, bis Karl der Große Thuscien in eine frän- 
Provinz verwandelte. Die fränkifhen Statthalter fuchten fich als 
grafen und Herzoge unabhängig und ihre Würde erblich zu ma= 
den aber in den emporfirebenden großen ftädtifchen Gemeinden 
hranke gegen die Ausdehnung ihrer Macht. Auch die Städte 
bten nach Unabhängigkeit, al8 Toscana im Jahre 1160 durch 
Kaifer Friedrich I. gefommen war. Zuerſt erhob fih Pifa, 
bdis es durch innere Zerwürfniffe zerfiel; dann flieg Florenz zu höchfter 
dlüthe und Macht, und Siena bildete einen blühenden Freiſtaat. 
| : langen Kämpfe der Welfen und Ghibellinen, in den Par: 
fi daran anfnüpften, und die in Florenz, nach Ueber: 
dels (Grandi), den Factionenkampf der Negri und 
', entwidelte diefe Stadt feine Zunftverfaffung. Sie 
des 15. Jahrhunderts an unter die Herrfchaft der Me- 
inigen Unterbrechungen, bis zum Ausfterben diefes Hau: 
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fes im 18. Sahrhunderte, fortdauerte. Inzwifchen war Pifa fchon 1407, 
Siena aber 1557 von den Florentinern unterworfen worden. Im Jahre 
1530 mwurde Alerander von Medici durch Kaifer Karl V. zum Herzoge von 
Florenz erklärt, und fein Nachfolger Cosmus (Cofimo 1.) nahm den Zi- 
tel Großherzog an, ber feit 1569 in ber herrfchenden Familie erblich wurde. 
Der im 15. und 46. Jahrhunderte hoch geftiegene Wohlftand des Lan- 
des fan unter den ſchwachen Regenten bes 17. und 18. Jahrhunderts, 
während der Einfluß des Glerus und des ſpaniſchen Hofes flieg; doc) 
blieb das reiche Florenz immer noch eine Deimath der Kunft und ber 
Geiftesbildung. Nach dem Tode des legten Mediceers, bes Großher— 
3098 Sohann Gafto, fiel Zoscana dem Herzoge Franz von Lothringen 
zu. Als diefer den deutfchen Kaiferthron beftiegen hatte, ward es von 
einem öfterreichifchen Erzherzoge regiert und nach dem Tode bes Kai- 
fers Stanz I., 1765, eine Secundogenitur des Haufes Defterreih. Bon 
demfelben Jahre an fand das Großherzogtum unter der wohlthätigen 
Regierung Leopold’s J., bis diefer feinem Bruder Zofeph Il. als Kaifer 
Leopold II. auf dem deutſchen Kaiferthrone folgte. Durch Napoleon 
wurde Toscana, in Folge des Lüneviller Friedens (1801), erft in ein 
Königreihh HDetrurien, unter der Regierung des Sohnes des damaligen 
Herzogs von Parma von der fpanifh,bourbonifchen Linie, verwandelt; 
aber fhon nach wenigen Sahren (1808) erft mit Frankreich vereinigt 
und in drei Departements getheilt, dann aber (1809) als Großherzog: 
thum Toscana der Schwefter Napoleon’s, Elifa, überlafjen, die bis 1814 
im Befige blieb. Endlich fiel nad) dem Sturze der franzöfifchen Kai- 
ferherrfchaft das Großherzogthum, mit dem der Wiener Gongreß noch 
den Staat degli Prefidj, das Fuͤrſtenthum Piombino nebſt Elba, fo > 
die Enclaven vereinigte, die ehemals Baiferliche Reichslehen waren, 

den früher regierenden Zweig der habsburgifch = lotharingiſchen Donafie 
zurüd. Nah dem Tode der Erzherzogin Marie Louife von Parma fol 
aud das Herzogthum Lucca mit Toscana verbunden werden. Seit der 
Reftauration erfreut fich diefes Land vor den meiften anderen italienifhen 
Staaten einer verhältnifmäfig größeren Zufriedenheit und Ruhe. Allein ob» 
gleich unter den friedlichen Regierungen im verfloffenen Jahrhunderte und 
feit der Reftauration von 1814 der früher fo trogig kuͤhne Charakter der 
Bewohner mehr und mehr einer gewiffen Erſchlaffung und Verweihlihung 
gewichen ift, lebt doch auch in diefem Theile der italienifchen Nation, na⸗ 
mentlich bei der Jugend der gebildeteren Claſſen, die Trauer uͤber die geſur 
Bene Groͤße des gemeinſamen Vaterlandes, die Sehnſucht nach ſeiner endli 
chen Wiedererhebung. Darum haben die geheimen politiſchen Verbindungen 
felbft in Zoscana, wie fehr hier im Allgemeinen die wohlmollend n { 
fihten der Regierung Anerkennung gefunden haben und noch finden 
ihre DVerzweigungen getrieben. Nod im Jahre 1842 gaben die Exceſſ 
der Pifaner Studenten gegen einige des Servilismus beſchuldig 
fefforen Anlaß zu einer Unterſuchung, wodurch man eine förmli 
ſchwoͤrung zum Umfturze der beftehenden: Ordnung und eine neu 
nericte Secte der Giovine Stalin entdedt haben will. 
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Die Bevölkerung von Zoscana betrug 1815 1,169,000 Einwoh⸗ 
ner; 1825 1,256,000 und 1837 (nad) Serrifiori’s neuer Statiſtik) 
1,437,000, und hatte ſich in den legten 36 Jahren um 138 vermehrt. 
Hiernad) war die relative Population 3610 auf die Quadratmeile; doch 
kamen auf die beiden Provinzen Florenz und Pifa im Durdyfchnitte 
5330, auf die drei übrigen nur 2010. Sin den Jahren 18380, 1834 
und 1835 war die jährlihe Zahl der Zrauungen 745 der Bevölkerung; 
das Verhältniß der unehelihen (ausgefegten) Kinder zu den ehelichen 
war 1 : 140. Anders als in den meilten Ländern Europas, übertrifft 
in dem feiedlihen Zoscana die Zahl der männlichen Einwohner die der 
meiblihen um etwas über 1000 Individuen. Ungeachtet ber kirchlichen 
Reformen unter Leopold I., der insbefondere die Erwerbungen zur todten 
vn beſchraͤnkt hatte, ift doch in neuerer Zeit die Zahl der Mitglieder 

des geiftlihen Standes wieder auf 18,150, nad) anderen Angaben ſo⸗ 
gar auf 21,700 gefliegen, morunter etwas über 7000 Mönde und 
Monnen und, in 44 der Erziehung und Krankenpflege gewidmeten Gons 
fervatorien, über 5000 geiftliche Frauen und Brüder. Das aus ihrem 
Grundeigenthume: fließende Einkommen der Geiftlichkeit wurde auf jähr: 
lich 3,790,000, nad Anderen auf 4,5; Mill. Lite geſchaͤtzt. Da ſich 
in neuerer Zeit die Regierung mit der römifchen Gurie über die Be 
fegung mehrerer Bisthuͤmer nicht vereinigen konnte, fo find die Biſchofs— 
fige von Chiufi (dem alten Clufium , der Koͤnigsſtadt des Porfenna), 
von Arezzo und noch drei andere zum Theil ſchon feit einer Reihe von 
Sahren unbefegt geblieben. Die Bevölkerung des Landes wohnt in 86 
Stästen, 134 Marktfleden und 2517 Gemeinden. Florenz, im 
Jahre 1815 mit nit ganz 80,000 Einwohnern, hatte 1835 über 
97,000; und in Livorno war in den Jahren 1808 bis 1835 die Be: 
völferung von 62,300 auf 76,400, mworunter etwa 5000 Juden, ges 


Die landwirthſchaftliche Cultur ſteht auf einer ziemlich hohen 
Stufe, wenn ſie gleich noch mancher Verbeſſerungen faͤhig iſt. Das 
—* bi Chiana iſt bekannt durch Fruchtbarkeit und forgfältige Bebauung, 

auch intereffant durdy die vom Großherzog Leopold dafelbft angelegten 
Golonieen. Nah Raumer („Stalien‘ Bd. II. Leipzig b. Brodhaus, 
1840) beträgt die fteuerpflichtige Oberfläche des Landes 6,180,000 Quar 
drate, ein jebes zu 10,000 toscanifchen Klaftern und nabebei von der 
. eines franzoͤſi ſchen Arpent. Davon find 1,106,000 Wein: und 

ivenpflanzungen, 997,000 Aderland, 1,661, 000 Wald aller Art, 
1,000 Safanienpflangung ‚ 79,000 natürliche und fünftliche Wiefen, 
70, ‚ 73,000 für fonftige Erzeugniffe beftimmt und 
8, ) mit, Gebäuden er Der reine Gefammtertrag von diefem 
Brun * Kubas: ‚ jebody nach geringem Anfchlage, wird auf nahe 444 
e gefhäst. In Florenz wurde im Jahre 1753 die erfte lands 
| | tliche Akademie ber Georgofili gegründet, die feit 1791 ihre 
anblungen, feit 1827 auch ein befonderes Tandwirtbfchaftliches 
* re und ſich nicht geringe Verdienfte um eine nationel: 
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fere Gultur erworben hat. Die oͤkonomiſche Section des 1841 zu Flo: 
renz verfammelten wiſſenſchaftlichen Congreſſes hat außer einigen für 
Zoscana bedeutenden Localfragen, wie über den neuerdings in den Be- 
zirken von Pifa und Pietrafanta betriebenen Reisbau, auch bie alle 
gemein wichtige Frage über Anwendung des Principe ber Affociation 
‚auf ben Landbau, bei allzu großer Zerftüdelung des Grundeigenthums zur 
Sprache gebraht. Toscana hat vor anderen italienifchhen Staaten eine 
ziemlich ſchwunghafte Induſtrie, zumal in Seide, wovon es jährlid) 
etwa 300,000 Pfund erzeugt, und in Tuͤchern; auch in Baumwolle, 
Leinen und Metallen (Eifengiefereien zu Follonica), jedoch in geringerem 
Maße. , Bekannt find die toscanifchen Strohgeflechte (Florentinerhäte), 
in einem jährlihen Productionswertbe von 2 Mill. Fl. E.:M., das 
toscanifhe Papier in einem Productionswerthe von etwa 700,000 Fl., 
fo wie die Arbeiten in Alabafter, Marmor, Korallen, Lava und Mofaik, 
Die Hauptfige des Kunftfleißes find im Norden des Landes, im Pescio— 
und Arnothale, um Stio, Prato, Piftoja, in Klorenz und Livorno, Der 
Freihafen von Livorno, wo im Sabre 1835 3008 Schiffe und 
Barken eingelaufen waren, und 308 Großhandlungshäufer , unter 
diefen 100 jüdifche, beftanden, ift der Hauptfis des auswärtigen Ver— 
kehrs, der an Einfuhr, Ausfuhr und Zranfit jährlid auf mehr als 
48 Mill. 5. C.⸗M. gefhäst wird und in den legten Jahrzehenten 
ſehr beträchtlich zugenommen hat. Die Handelsmarine Toscanas be: 
fteht aus nahe 800 Schiffen, mit einem Zonnengebalte von 41,891 ; 
aber nur 65 Schiffe hielten mehr als 100 Zonnen. Wichtig für die 
. Förderung des inneren Verkehrs und zur Verbindung mit dem Kirchen: 
ftaate find die Straßenbauten von Livorno nad Civitavehhia, wodurch 
geriffermaßen die alte via Aurelia und via Acmilia bergeflellt werden. 
Die Anlage einer Eifenbahn von Florenz nad) Livorno ift befchloffen, 
und auf der Section von bdiefer letzteren Stadt nah Piſa nähert fich 
der Bau der Vollendung. Auch ift bereit6 von ber Errichtung einer 
Bweigbahn nad) Siena die Rede. Der in neuefter Zeit gemachte Vor: 
ſchlag für die Einrichtung einer Dampffcifffahre auf dem Arno fcheint 
die Uebertwindung allzu großer Schwierigkeiten vorauszufegen, als daß 
man fo bald deſſen Ausführung verfuchen follte. 

Für das ganze Gebiet der materiellen Production in Zoscana bil: 
dete die Megierung des Großherzogs Leopold I. einen wichtigen Abfchnitt. 
Mehr als 20 Jahre vor der Revolution fhaffte er die alten Vorſchrif— 
ten über Scäge und Bergwerke ab, hob die Zünfte, fo wie Die 
meiften Steuerfreiheiten und Lehnsmißbräudhe auf. Er geftattete ben 
freien Getreidehandel im Innern, den freien Anbau des Tabaks und 
die freie Benusung des Waldeigenthums, was indeffen zu Mißbräuchen 
und zu einer Entholzung der Berge führte, deren weiterem Fortfchreiten 
man burdy neuere Verordnungen zu begegnen ſuchte. Ohne befonderen 
Einfluß auf die Mezzadria, oder das auch in Zoscana beftehende Sp: 
tem der Grundeigenthümer und Halbler, bezweckten Leopold's Gefege 
über die Benutzung des Bodens hauptfählid eine Verminderung des 
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unficheren Zeitbefiges und für die Zeitbefiger einen gebührenden Antheil 
an ben Bodenbefferungen. Er fuchte die Krongüter und Corporations— 
güter möglihft in Eigenthum der Bebauenden zu verwandeln, dem 
Zinsbefige (livello, Emphpteufis) einen fefteren Charakter zu geben. 
Die Abtöfung feiter Abgaben wurde geftattet, ohne fie jedoch zwangs— 
mäßig einzuführen. Die Einführung der franzöfifchen Legistation be= 
ſchraͤnkte noch mehr die Befugniffe der Obereigenthümer. Allein nad) 
Mapoleon’s Fall wurde vom franzdfifchen Rechte, außer dem Handels⸗ 
echte, zwar Einiges beibehalten, wie 3. B. die Beftimmungen über bie 
Fideicommiffe , in der Hauptſache twurde es jedoch abgefchafft, und man 
kam hiernach größtentheils wieder auf die Gefege Leopold’s zuruͤck. In 
ber Handelsgefeggebung hatte die Zollrolle vom Jahre 1781 bedeus 
tende Mißbräuche abgeftellt; meiter noch gingen die Beftimmungen von 
1791, wodurch alle inneren Zolllinien aufgehoben, die Hebungsfäge für 
alle Eingangszölle gleich gemacht, die Zollftraßen befiimmt und für bie 
Verwaltung ausführliche Reglements erlaffen wurden. Zwar blieb noch, 
im Geifte des damals herrfchenden Mercantilfpftens, die Ausfuhr man- 
her Rohſtoffe erfchwert oder verboten; aber wenigftens hatte man Ein- 
fuhr und Ausfuhr von Vieh und Getreide unbefteuert gelaffen. Im 
Sabre 1816 wurden die Zollfäge von allen frembdländifchen Producten 
und Fabricaten um ein Biertheil erhöht; zwar im Jahre 1833 theils 
meife wieder ermäßigt, aber doch nicht in dem Grade, um nicht auch 
fernerhin einem ausgedehnten Schmuggel, zumal an der fchwer zu be— 
wachenden Grenze gegen ben Kirchenftant, zu erzeugen. Auf die Ber: 
tbeilung des Nationaleintommens laffen einige Angaben über die Theis 
ung des Grundeigenthums und des Ertrags aus Grund und Boden 
einigermaßen fchließen. Wenn mir daraus erfehen, daß von etwa 134,000 

hümern nur gegen 11,000 ein mittleres reines Einkommen von 
1000 bis 3000 Lire beziehen, mährend für nahe 88,000 kein höherer 
Ertrag als bis zu 100 Lire abfällt, fo deutet dies auf Mißſtaͤnde, bie 
freilich nicht blos in Zoscana zu Haufe find. An Sparcaffen für die 
arbeitenden Glaffen beftanden zu Ende 1839 eilf, die in der Gentral- 
bank zu Florenz ein Capital von 34 Mill. Lire angelegt hatten. Ihre 
Zahl war fpäter auf 16 geftiegen; faft die Hälfte aller Einlagen kam 
aus der Hauptitadt, und das wichtige Inftitut ſchien alfo noch Feine fehr 
große Ausdehnung im Volke gefunden zu haben. 

Seit Fahrhunderten beftehen die Univerfitäten von Siena, Pifa 
und Florenz, gegründet in den Jahren 1337, 1338 und 1433. Al: 
fein der gleichzeitige Beftand von drei Hochfchulen thut einer jeden Ein: 
trag, und eine Gentralifation im diefer Beziehung dürfte ſich wohl ale 
theilhaft bewähren. Außerdem gibt es mehrere Kunftvereine, einige 
eliche Collegien, 16 Gymnaſien, 21 Iateinifhe Schulen bei den bi- 

flihen Seminarien. Der Volksunterricht aber, ob fich gleich bie 








ege Reopold’8 I. auch diefem zugewenbet hatte, fleht nod immer meit 
wüd. Schäste man doch nody im Jahre 1818 in diefer Heimath 
der mwohltönendften Mundart der italienifhen Sprache, in dem Vater: 
Staatö-Eeriton. XV. 28 
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lande eines Dante und Petrarca, eines Galilei und Macchiavelli, eines 
Leonardo da Vinci, Michel Angelo und ſo vieler anderer hervorragenden 
Geiſter, die Zahl derjenigen, die weder leſen, ſchreiben, noch rechnen 
konnten, auf nicht weniger als 750,000, oder bedeutend höher als bie 
Hälfte der Bevölkerung*). Die Mittel zur Förderung des öffentlichen 
Unterrichts der demeren Claſſen, befonders ber Handwerker, waren Ges 
genftand der Berathung in der Section für Landbau und Gewerbe auf 
dem wiſſenſchaftlichen Gongreffe zu Florenz 1841; und der Wunfch 
wurde ausgefprochen, daß ſich die fehr zahlreichen wiſſenſchaftlichen und 
literarifchen Vereine, die fogenannten Akademieen, von benen bisher nur 
wenig Bebeutendes gefchah, diefes Unterrichts Fünftig annehmen möchten. 

Der Großherzog von Toscana, gegenmärtig Leopold II., ge= 
boren am 3. Detober 1797, regiert unumfchräntt. Für die Suc—⸗ 
ceffion in der Regierung gilt agnatifche Erbfolge. Zum Zwecke ber 
Berwaltung ift das Großherzogthum in fünf Provinzen ober Com⸗ 
partimenti getheilt, mit einer Bevölkerung zwifchen 53,000 bis 596,000 
Einwohnern und einer Ausdehnung zwifchen 22 und 119 Quadratmei⸗ 
len. Un ber Spige ber Verwaltung in diefen Provinzen ftehen bie 
Proveditoren, welchen die Gancellieri für die Diftrictsabminiftration, fo 
wie die Präfidenten der Communalräthe, die Gonfalonieri, für die Com: 
munalverwaltung untergeorbnet find. An die Stelle ungenügender Ber 
flimmungen war unter Leopold I. eine neue Stäbteordnung vom 26. 
Mai 1774 getreten; ein Geſetz, das im Jahre 1816 einige Zufäge 
und nähere Beftimmungen erhielt. Hiernach gibt es in jeder Stadt, 
außer dem auf drei Jahre vom Grofherzoge aus ben Bürgern ernann⸗ 
ten Gonfaloniere, eine Anzahl von jährlich zur Hälfte wechſelnden 
Stadträthen (Prioren) und einen größeren Rath. Die Ernennung ber 
Stadträthe gefchieht durch eine Verbindung von Loos und Wahl aus 
den wohlhabenderen Bürgern, wobei aber bie Befugniffe der vorgefegten 
Regierungsbehörde fehr ausgedehnt find. Die jährlich wechfelnden Räthe 
werden im gleicher Weife aus fleuerpflichtigen und in bie Buͤrgerrolle 
aufgenommenen Grunbdbefigern ernannt. Diefer größere Communalvath 
wird indeffen nur bei gewiffen Neuerungen, Verkäufen, Belteuerungen 
u. dgl. zu Rathe gezogen; überhaupt find die Rechte der Gemeinden, 
der Gompetenz der Regierungsbehörden gegenüber, fehr beſchraͤnkt und 
nur in Florenz und Pifa haben ſich einige Refte der früheren Munici- 
palfelbftftändigkeit erhalten. 

Nah Abſchaffung der franzöfifchen Rechtsbuͤcher gilt wieder im 
Toscana die 1790 in 10 Foliobänden erfhienene Sammlung ber Ge» 
fege Leopold's I. für Civil: und Strafrecht, für Verwaltung und #is 
nanzen. Durch die franzöfifche Legislation haben die diteren Fideicom⸗ 
miffe und Subftitutionen meiftens ihre Kraft verloren; auch war unter 
der Herrfchaft derſelben Gefeggebung für Söhne und Toͤchter gleiches 
Erbrecht eingeführt. Jetzt aber erhalten die Töchter nur einen Pflicht 

*) Ueber wifjenfchaftliche Gultur und Kunft in Toscana vergl. „Italien“ 
und ‚„Kunft.” 
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theil und eine ihnen gewöhnlich angerechnete Ausftattung; Unverheirathete 
follen von den Brüdern im Haufe erhalten werden. ine befondere Be: 
ruͤhmtheit durch feine große Milde hatte das in nur 119 Paragraphen 
erfchienene toscanifche Criminalgefeg vom 30. Nov. 1786 erlangt. An 
die Stelle der ganz aufgehobenen Zodesftrafe trat lebenslänglihe Schanz⸗ 
arbeit ; bie hiezu Verurtheilten mußten außer einer befonderen Kleidung 
einen Zettel mit der Auffchrift: „Lebensſtrafe,“ und die Männer eine 
doppelte Kette tragen. Sehr gelind wurden Majeftätsverbrechen und 
Aeußerungen gegen die Regierung behandelt; ohne Rüdficht auf die ver- 
legte Majeftät follten foldye Vergehen nur als das, was fie an fi 
find, als Gemaltthat, Injurien u. dgl., beftraft erden. Nach Ausbruh 
der franzöfifchen Revolution, im Fahre 1790, ſah man ſich indefjen 
zur Wiederherſtellung der Todesſtrafe bei Slaaisverbrechen und qualifi⸗ 
cirten Mordthaten veranlaßt. Mit geringen Modificationen hatte in 
Toscana bis in die neuere Zeit, mit Ausnahme der frangöfifchen Zwi⸗ 
ſchenherrſchaft, die von ben Mediceern von der Republik übernommene 
alte Gerichtsordnung gegolten. Erſt im Jahre 1838 erhielt die Rechte: 
pflege eine völlige Reform, in ber Hauptfahe nah dem Mufter des 
Frangöftfcen Verfahrens. Hierdurch wurde die Zahl der Unterrichter 
bedeutend vermindert und ihr MWirkungsfreis beſchraͤnkt; doch find ihnen 
nod jest manche Gefchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit zugewieſen. 
In Civilfachen entfcheiden die Unterrichter, die Podefla oder Vicari, in 
den einzelnen Gemeinden oder Eleineren Diftricten über Streitgegens 
ftände bis zu einem Werthe von 400 Lire, und zwar inappellabel bis 
zu 70 fire; in Griminalfällen erkennen fie über Diebftähle bis zu 10 Lire 
und über geringere Injurien bis zu einer Strafe von 10 Tagen Haft 
und 25 Lire. Ueber ihnen ſtehen 10 Zribunale, ein jedes mit drei 
ern befegt, theild als Appellationsgerichte, theils als Gerichte erſter 

anz. Sie entſcheiden definitiv bis zur Summe von 800 Lire in 
Civilfahen und bis zum Exile aus der refpectiven Provinz in Crimis 
nalfälen; in weiteren Fällen kann an die aus zwei Abteilungen für 
Civilfachen und zwei für Criminalfahen gebildete Corte regia Berufung 
eingelegt werden. Diefer hoͤchſte in Flotenz conftituirte Gerichtshof ift 
mit 1 Präfidenten, 4 WVicepräfidenten und 16 Raͤthen befegt. Gegen 
die inappellabeln Entfcheidungen der Tribunale und die Urtheile der 
Corte regia ift bei Incompetenzen und Nullitäten nod ein Recurs an 
den mit wenigſtens 5 Richtern befegten Gaffationshof moͤglich. Vor die 
Corte regia gehören alle Verbrechen, wofuͤr härtere Strafen als Exil zu 
find; die Verhängung der Todesſtrafe aber erfordert Ueberein- 
immung aller Richter, da bei blofer Stimmenmehrheit Verurtheilung 
tebenslänglicher Galeerenftrafe erfolgt. Die fogenannten aufßerors 

| Sicafen find abgefhafft. Das Verfahren ift öffentlich. Ei: 
ich ift im Griminalproceffe, daß die Zeugen nur auf Verlangen 
lagten beeidigt, und daß Betrügereien und Veruntreuungen 
en fie 7 Lire überfteigen, von Amtswegen unterfucdht werden 
die Berfegung in Anklageftand 3: eine Art Ans 
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klagekammer; zur Ueberwachung des gerichtlichen Verfahrens beftehen 
großherzogliche Procuratoren. 

Das Militär zähle nicht mehr als 7— 8000 Mann. Die Militärs 
pflicht, von der jedoch zahlreiche Ausnahmen Statt finden, beginnt mit dem 
21. Jahre; dieDienftzeit beträgt 6 Fahre. Gewoͤhnlich gefchieht die Ergaͤn⸗ 
zung, unter der Leitung ber in jeber Gemeinde jährlich errichteten Aushe— 
bungscommiffion, durch Anwerbung, indem das den freimillig Eintretenden 
zu zahlende Handgeld durch eine auf alle Kriegspflichtige ausgefchlagene Re⸗ 
erutenfteuer erhoben wird. Außerdem iſt es gebraͤuchlich, muͤßige und un= 
nüge Leute, fo fern fie triegspflichtig find, kurzweg einzuftellen, fo daß 
erft über die noch Fehlenden durch das Loos entfchieden wird. Die Gezo—⸗ 
genen dürfen, Juden und Nichtkatholiten müffen Stellvertreter her= 
beifhaffen. Die toscanifche Krieggmarine befteht aus 3 Goeletten und 
2 Kanonierbarken. Der unter Leopold I. eingeführte Löbliche Brauch oͤf⸗ 
fentliher Rechnung über den Staatshaushalt ift in neuerer Zeit wieder 
abgefommen. Die gefammte Staatseinnahme wird auf etwas über 25 
Mit. Lire, oder beildufig auf 8 Mil. Ft. E.:M. gefchäst. Darunter 
befinden fich Zölle und Handelsfteuern im Betrage von nahe 84 Mill. 
Lire; fodann eine etwas über 3 Mill. abwerfende Grundfteuer, die nach 
einem 1834 beendigten neuen Katafter, etwa im WBerhältniffe von 7 
Lire auf 100 Lire reinen Einfommens, erhoben wird. Die Salzfteuer 
toirft über 24, die Tabakspacht über 14 Mill. und das Lotto nahe 
2 ugs ‚000 ceinen Ertrag ab. Im Durchſchnitte betragen die Hebungskoften 

8 der Einnahme. Unter den Ausgaben nimmt das Militär, wie verhält: _ 
—2*— gering es iſt, dennoch eine Summe von nahe 4,300,000 und die 
Civilliſte mehr als 8 Mill. Lire weg, während für öffentlichen Unterricht und 
fhöne Künfte nur 856,000 Lire ausgeworfen find. Die Staatsſchuld ift un= 
bedeutend und wird auf nicht höher als etwa 8 Mill. Fl. C.“M. — 


Tribunat; Volkstribun. — Bekanntlich erhielten = alten 
Rom die Plebejer, als fie in ihrem hartnädigen Kampfe gegen die ari= 
ftofratifche Unterdrüdung der Patricier und für Rechtsgleichheit und de= 
mofratifche Freiheit duch den Auszug auf den heiligen Berg ben 
Hauptfieg erkämpften, zum Schutze ihrer Rechte die Volkstribunen. 
Diefe Volksbeamten und Volfsvertreter hatten neben anderen Amtspflich- 
ten und Befugniffen die außerordentliche große Gewalt, gegen alle Bes 
fhlüffe und Maßregeln aller anderen Staatsbehörden, zum Schutze der 
BVolksrechte, ihr Veto einzulegen und fie dadurch unwirkſam zu machen. 
So fiegte der Volkswille in der Art überall, daß das Volt und feine 
Rechte und Intereſſen bei allen öffentlihen Maßregein überall vertreten 
wurden und mwenigftens mittelbar auf dem Volkswillen beruhten. Man 
hat in den Berfaffungen des Mittelalters, insbefondere in ben ſtaͤdtiſchen, 
zum Theile diefes Inſtitut nachgeahmt. In unferen heutigen Verfaſ⸗ 
fungen wird baffelbe wohl am Zweckmaͤßigſten durch eine gute allges 
meine ftaatsbürgerliche Repräfentation in Verbindung mit allgemeiner 
politifher Preßfreiheit oder mit allgemeiner Deffentlichkeit aller Staate- 
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verhäftniffe und vollkommener Freiheit der Öffentlihen Meinung erfegt. 
Denn feine Idee wird ewig wahr bleiben. Sie war die, daß alle öf: 
fentlichen Maßregeln im freien Staate, fo viel es möglich und mit 
Einheit und Ordnung vereinbarlid ift, auf der Gefammtvernunft oder 
der vernünftigen Gefammtüberzeugung und Einwilligung der ganzen Nas 
tion beruhen müffen, und daß, um fie erkennbar auszufprechen, ge= 


ordnete kraͤftige Organe zu bilden find. G. Th. Welder. 
Zridentifhes Eoncilium, f. Kirhenverfaffung, ka— 
tholifche. 


Tuͤrkei, osmanifhes Reid. — Das Volk der Osmanen 
bat Europa länger als ein Zahrhundert hindurch mit Schreden erfüllt, 
denn feiner rohen Naturkraft und feinem religiöfen Fanatismus ftand 
damals nur politifche Intrigue und geiftlicher Zroft gegenüber. Die 
Ungarn und Polen waren die Völker, an deren feſtem Willen und un: 
verwuͤſtlicher Nationalität fi der Strom der türfifhen Invafion brach. 
Der fpäter erfolgte Verluſt der Selbfiftändigkeit diefer Völker, gewiß 
ein bittrer Lohn für fo große Anftrengungen zur Rettung Europa’s, 
fteht vielleicht mit jenen aufreibenden Kämpfen nicht außer aller Wer: 
bindung. Seit länger als einem halben Jahrhundert wird das Beſtehen 
der türfifhen Herrfhaft in Europa von der Kunft der Diplomatie forg- 
fältig gehegt und gepflegt, weil „‚diefe die unabfehbaren Folgen bedenkt, 
welche das plögliche Verſchwinden des osmanifchen Reichs aus dem all: 
gemeinen Staatenverband nach ſich ziehen müßte”. Deshalb, fo ent 
fhuldigen die Diplomaten, foll man es ihnen nicht verdenten, daß fie 
eine ſolche Kataftrophe möglichft in die Zukunft zu ſchieben trachten. 
Dazu kommt, daß die türkifchen Herrſcher, obwohl fie nicht aus foges 
nannten ebenbürtigen Ehen hervorgehen, doc unter dem Princip der 
Legitimität einen fihern und vollftändigen Schu finden, fo daß jeder 
ihrer Macht unterworfene Volksſtamm in ihnen diefe angeftammten 
Herren zu erbliden und zu verehren, von der höhern europäifchen Staats⸗ 
kunſt angehalten wird. Auf diefe Weife hemmt man alfo aud ein 
Zertruͤmmern der türkifchen Herrfchaft von Innen heraus und verfchiebt 
es auf die Zukunft. Daß diefer Augenblid der Zertrümmerung eintrete 
muß, und daß damit auch die Vorſicht der europäifchen Diplomatie ihr 
Ende erreicht haben wird, fann dem aufmerkſamen Beobachter der orien⸗ 
talifchen Ereigniffe während der legten Jahrzehnte nicht verborgen ges 
blieben fein. Seit den Tagen von Navarin und Adrianopel hat ber 
Padiſchah Feine Schlaht mehr gegen die Fremden, fondern nur gegen 
feine Unterthanen gefochten. Trotz der mannigfachen Reformen, welche 
den Verjüngungsproceß der alternden Despotie bewirken follen, ift un: 
leugbar, daß das türkifche Reich mit immer zunehmender Schnelligkeit 
auf dem jähen Abhang des Werfalls hinabeilt. Es erfüllt damit fein 
Schickſal als afiatifches Reich, * nothwendig in der Beruͤhrung mit 
Europa verſchwinden muß; es iſt keiner innern Entwickelung fähig, wie 
feine vierhundertjaͤhrige Geſchichte, wie alle aſiatiſchen Staaten bewieſen 
haben. Lehrreich aber fir die europdifchen Voͤlker iſt jedenfalls das Beſtehen 
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der tuͤrkiſchen Herrſchaft geweſen, und wird vielleicht noch fuͤr eine kuͤrzere 
oder laͤngere Zukunft dieſem Zwecke in ſo fern dienen koͤnnen, als kein 
anderes Vorbild aſiatiſcher Gewaltherrſchaft der Beobachtung und Pruͤ—⸗ 
fung eine ſo lange Zeit hindurch vorlag und zugleich ſo nahe geruͤckt war, 
daß ſich daraus ein lebendiger Wechſelverkehr mit den europaͤiſchen Staa- 
ten bilden Eonnte. Auch lag darin ein weſentlicher Vorzug für die Bes 
lehrung der europäifchen Völker, die fie aus der Beobachtung der tür: 
kiſchen Regierungsmaximen fchöpfen Eonnten, daß fich hier die Gewalt: 
herrſchaft bis auf die Zeit der neueften Reformen in ganz natürlicher 
und unverhüllter Geftalt zeigte und darum aud dem biödeften Ver— 
ftande erfennbar und begreiflich fein mußte. Deshalb it die ausführ- 
liche Kenntniß der rürkifchen Zuftände, von denen hier nur eine gedrängte 
Ueberficht gegeben werden kann, vielleicht erfprießlicher und förberlicher 
für die Belebung des Nechtsgefühls und die Begründung bürgerlicher 
Freiheit im Abendlande, als man auf den erften Blick wohl glauben möchte. 
Die Osmanen haben im Laufe des vierzehnten Und funfzehnten Jahr: 
hunderts den Raum ber Erdoberfläche fi) unterworfen, über melde 
Sahrhunderte vor ihrem Auffommen fhon das oftrömifche oder byzan⸗ 
tinifche Reich zum Theil ausgebreitet lag, deſſen letzten, ſchwachen Ueber: 
reſt fie vernichteten.. Die Nähe der Gefahr, melde gegen Europa von 
Dften beranzog, wurde erft von dem Augenblide allgemein und tief 
empfunden, als die Osmanen am 29ften Mai 1453 unter ihrem Sul⸗ 
tan Muhamed II. Konftantinopel erftürmt hatten, dieſe Weltftadt, welche 
von jeher das Hauptziel der Croberungsluft war. Denn in der 
zwifchen Europa und Afien gelegen, ift fie ſowohl das natürlihe Em: 
porium, wo die Probucte bes Dftens und Weſtens ſich begegnen, als 
die Zwifchenftation, mo die inneren Maffercommunicationen Europa's, 
Afiens und Afrika's ihren gemeinfhaftlihen Mittelpunct finden; mäh- 
rend die MWogen des mitteliändifhen und ägeifchen Meeres ſaͤmmtlich 
Producte Aegyptens, Libyens, Italiens und Spaniens feinem Hafen 
zuführen, kommen von Norden her, von Donau, Dnieftr, Drjepr und 
Don getragen, die Agriculturreichthümer Ungarns, Deutfdlands uni 
Ruflands bier zufammen. Ein unvergleihlicher Hafen, inmweldhem « 
Dreideder ohne Gefahr den Damm berühren kann, bietet innerbalk 
einer tiefen Bai Raum genug, um alle Flotten der Welt zu be 
gen. Don den Eröberungen, welche die Osmanen aus dieſem 
puncte ihrer Herrſchaft fpäter machten, find mehrere fhon we 
ioten gegangen, andere flehen nur noch dem dußeren Schein 
einer gewiffen Abhängigkeit von der hohen Pforte. Wenn ı 
Länder, wie Griechenland, die afrifanifchen Provinzen, bie aber nu: 
einem ganz lofen Bafallenverbande zum Padiſchah ftehen, wie Aeg 
Tunis , Tripolis und das Fuͤrſtenthum Moldau, Walachei und S 
die als Schugftaaten der Türkei zw betrachten find, von ber ri 
die öftliche Hälfte des mittelländifchen Meeres in Europ | 
Afrika gelegenen Erdmaſſe abtrennt, fo bleibt dag eigen 
Reich übrig, das wieder in jene ungleiche Hälften, 
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aftatifche, zerfällt. Der fichere Beſitz der letzteren aber wird, je weiter 
man öftlich zu dem Stromgebiet des Euphrat und Tigris gelangt, im: 
mer ſchwankender. Die geographifche Darftellung dieſer Ländermaffe 
kann bier auf die hauptſaͤchlichſten Momente zufammengezogen werben, 
da verfchiedene Ausführungen biefes Gegenftandes in Bezug auf einzelne 
Theile, fo mie auf allgemeine Ueberfichten ſich ſchon in mehreren Artikeln 
befinden (f. 3.8. die Artikel: „Aegypten, Afrika, Albanien, 
Arabien, Afien, Barbaresten, Beffarabien, Griechen— 
land, Moldau und Waladei”), welche zugleich nebft anderen (tie 
„Abrianopel, Koran’ ıc.) dazu dienen koͤnnen, die gedrängte Dar; 
ftellung diefes Artikels zu rechtfertigen. 

Das türkifche Reich liegt zwifchen 340 50’ und 48° 19° N. B. 
unb 330 31’ bis 470 20° D.2. Seine aͤußerſten Grenzen bilden das 
adriatiſche Meer , der öfterreichifche Kaiferftaat, das ruffifhe Reich, 
Perfien, Arabien, das rothe Meer. In diefer Umgrenzung enthält es 
auf mehr als 30,000 IM. Areal einige 20 Millionen Einwohner, 
und zwar umfaßt es die Länder ber Hämushalbinfeln, mit Ausfhluß 
der oben angeführten, den größten Theil der Infeln im ägeifchen Meere, 
Kleinafien, einen Theil Armeniens, Mefopotamien und Sprien. Die 
Gefammtgröße der Türkei in Europa ift etwa 12,210 ID M., wovon 
auf die unmittelbaren Befigungen 9820, auf die Moldau 570, Wala: 
hei 1120, Serbien 700 zu rechnen find. Der nördliche Theil der Hä: 
mushalbinfel ift, mit Ausnahme des Thals der untern Donau, ein gebirgi: 
ges, dicht zufammengedrängtes Bergland. ine Gentralgebirgskette zieht 
in lofee Verbindung mit den öfttichen Alpenverzweigungen am rechten 
Ufer der Morama bis zum ſchwarzen Meere füdsitlih hin und ſchneidet 
Bosnien, Bulgarien, Serbien von Albanien, Macedonien und Rumes 
tien. Haupttheile diefer Gentralkette find: der Tſchardagh, Despotodagh, 

Balfan und Hämus, die zahlreichen Gebirgsketten Bosniens, das Bora⸗, 
Mezzovo: und Agraphagebirge (Pindus). Nördlich vom mittlern Theile 
ber Gentralkette liegen die Gruppen des Kopanik und der Plotfchaberge, 
öfttich dann eine fernere Kette, die dritte weſtlich in Serbien an ber 
Doina. Zwiſchen allen diefen Gebirgsfetten werben Thäler von zuwei⸗ 
len anfehnlicher Größe durch die herabftrömenden Fluͤſſe gebildet, wie 
3. B. durch bie Morama in Serbien, die Mariga in Rumelien, den 

arafu und Vardar in Macedonien, den Indſche Karafu und Salam⸗ 

a in Theſſalien. Auf der Weſtſeite find zu erwähnen bie Marenta, 
und die Vojuzza, welche in das adriatifhe Meer münden. 
bt es auf der Halbinfel im Gebiete ber Türkei Eeine, und un: 
een find nur der Ramſin ſuͤdlich von den Donaumündungen, 
von Skutari, Ochrida und Sanina in Albanien, von Kadaka, 
und Berfchit in Macedonien von weniger Bedeutung. Das 

uropäifchen Türkei ift im Ganzen mild und gefund, jebodh 
irge und der Meeresnähe wegen in - manchen Theilen 
Wechſel untertoorfen; im Morben ber Gentralkette kommt ſchon 
nterfroft vor, im Süden dagegen, namentlich in den Thaͤlern, 
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welche von der Seeluft nicht erreicht werden, oft druͤckende Waͤrme; die 
Inſeln haben faſt ohne Ausnahme ſehr guͤnſtige klimatiſche Verhaͤltniſſe. 
Auf der Inſel Candia iſt die Jahrestemperatur + 14,5 R., Sommer- 
temperatur + 20,5, Wintertemperatur + 10%; Gonftantinopel dagegen 
hat (unter dem Einfluffe der ND.: und Oftwinde), obgleich; mit Neapel 
unter gleicher. Breite, weder Drangen, noch Dliven. Die Küften des 
Marmorameeres und des Acchipels find fehr fruchtbar ; Theſſaliens 
Ebenen würden bei forgfältiger Cultur ungleich lohnender fein, wogegen 
in andern Theilen der Halbinfel die Viehzucht einer viel größeren Aus— 
dehnung fähig wäre. — Die außereuropäifhen Befigungen der 
Türkei umfaffen in Afien etwa 20,634 IM. (wovon 420 auf die 
Snfeln) mit ungefähre 10 Mill. Einwohnern. Don dem erwähnten 
Flaͤchenraume fommt wieder etwa die Hälfte auf Kleinafien (Matolien), 
das oftwärts durch die hohen Ketten Armeniens und des Taurus bes 
grenzt wird. Hier find es viele Gebirgszüge, die zufammentreffen und 
als mildes Bergland die öftlihe Hälfte der Halbinfel füllen, aus denen 
fi) dee Ardſchiſch (Argaͤss) am obern Kifil Irmak (Halys) vielleicht 
zu 10,000 Höhe erhebt. In der Mitte Kleinafiens breitet fi eine 
Hochebene von 2—3000' Höhe aus, die in Terraffen zu den Küften 
abftürzt. Gegen W. ſenkt ſich diefe Hochebene allmälig hinab zum grie— 
hifchen Infelmeere und bildet bier die fchönften Senfungen und Land— 
ſchaften, die nur mit den glüdlichften Erdftrichen verglichen werden koͤn—⸗ 
nen; fo die Ebenen von Bithynien, Zroja, Aeolien, Sonien, Dorien; 
bie Ebene des Minder (Mäander), an deren Nordende Smyrna liegt. 
Eine entgegengefegte Befchaffenheit hat der Mord: und Sübdabfall, wo 
bie Taurusketten plöglicy abftürzen und die alten Landfchaften, im Nor— 
den SKappadocien und Pontus, im Süden Gilicien, ausfüllen. Im NO, 
von Kleinafien erhebt ſich das türkifhe Armenien, ein Hochland, auf 
bem Ruffen, Türken und Perfer als Herren fich begegnen. Es ift das 
Quellland des Euphrat und Tigris, an melden entlang bis zu ihrer Muͤn— 
dung ſich Länder unter türkifcher Herrfchaft ausdehnen, obgleich die 
Anerkennung derfelben häufig genug fehlt und nur in der Vorausſetzung ber 
Zürken befteht. Dies bezieht fich aber mehr auf das Bergland als die Tiefs 
ebene, welche unter dem Namen Mefopotamien das fruchtbarfte Cul— 
turland der alten Welt darftellte. Wie Armenien im NO. von Klein= 
afien auffteigt, fo beginnt im SO. die Gliederung bes fprifchen Kuͤſten⸗ 
gebirgszugs, eine Verzweigung des Taurus. Soriſtan, wie der heutige 
Name das alte Phönicien, Paläftina und Syrien umfaßt, dehnt fich 
von N. nad) ©. etwa 120 Meilen weit aus mit einer dreifachen Ober— 
flähenform von D. nah W. als Plateau, Gebirge und Küftenebene, 
Das mittlere Syrien befteht aus dem ſchmalen nah SD. ziehenden- Lis 
banon, der fi bis zu 9000’ erhebt. Auf feiner Oftfeite liegt das 
fhmale Hochthal (Gölefyrien), in dem der Kasmieh nad) ©., der obere 
Affi (Drontes) nah N. fließt. Oeſtlich davon liegt der bis 5000’ hohe 
Antilibanon. Das füdliche Syrien beginnt am obern Jordan (von Ta⸗ 
barieh, Genezareth). Zwiſchen der Zordanfpalte und dem Meere liegt 
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das weftliche Gebirgsland von Paläftina mit fleilem Abfalle zum or: 
dan. Das nördlihe Syrien beginnt am Mordende des Libanon und 
reiht bis Antiohia, Haleb und Palmyra hin und waren nebft Antio: 
Kia bier die Gentralpuncte der Bildung und Macht. Die einft mwichti- 
gen, jegt duch Küftenftrömung verfandeten Häfen von Beirut, Sidon, 
Tyrus, Acre fanden ſich hier. Vom Vorfprung des Carmel folgt ein fla: 
cher, hafenlofer Strand, der vor Joppe immer breiter wird. 

Auf diefen ausgedehnten Länderebenen begründeten die Osmanen 
in verhältnißmäßig kurzer Zeit ihre Herrfchaft. Ihr Herlommen und 
der Anfang ihrer Macht wird verfchieden dargeſtellt. Die am Meiften 
verbürgte Darftellung führt fie als Söldner bei den ſeldſchukiſchen Sul: 
tanen von Konieh (Sconium) in Kleinafien auf. Als diefe Sultane der 
Macht der Mogolen erlagen , errichteten die Emits der Türken Eleine 
Herrſchaften, beren Zahl eilf betragen haben fol. Unter biefen feste ſich 
Dsman in Bithynien feft; er wurde 1299 zum Sultan gewählt, nahm 
feine Refidenz zu Bruffa und machte von hier aus unaufhörliche Streifzüge 
gegen die Griechen und das byzantinifche Rei. Sein Sohn Orhan (feit 
1326) feste die Eroberungen mit gleichem Erfolge fort. Man bezeichnet ihn 
ſchon als den Begründer der Sanitfcharen, die eine der Grundlagen zum 
fchnellen Anwachs der osmanifhen Macht wurden. Als die beiden an- 
deren Hauptmomente diefer Erfcheinung hat man zu betrachten das ei: 
genthümliche Lehensfuftem und die Stellung des Oberhaupts, deffen per= 
fönlihe Sicherheit gleihfam die Wermehrung der Eroberungen gebot. 
Jedes Land, nachdem es erobert war, ward nad Fahnen und Säbeln 
in eine Menge Lehen ausgetheilt. — Unter Orchan's Herrfhaft wurde 
Nicaͤa erobert und ber erfte fefte Fuß von den Türken auf europdifche 
Erde gefest (1357), indem Gallipoli durch Orchan's Sohn, Suleiman, 
befegt wurde. Auf Orchan folgte fein Sohn Murad 1. (1360), der 
als Verbefjerer, von Anderen aber als Begründer der Janitſcharen ge: 
nannt wird. Er eroberte Adrianopel, machte ſich Thracien und Mace: 
donien unterthban. Sein leter Sieg war bei Koffova in Serbien (1389), 
den er aber mit feinem Leben erkaufte. Sein Sohn Bajazeth verfuchte 
ſchon die Eroberung Gonftantinopel® und zwang die Griechen zur Zah: 
lung von Zribut. Griechenland wurde deffenungeadhtet verwüftet und 

Gonftantinopel von Neuem (1393) eingefchloffen. Die Gefahr des 
Abendlandes vor der Tuͤrkenmacht fhien fo groß, daß fid unter Gieg- 
mund’e, Königs von Ungarn, Fahnen ein ftarkes Heer aus verfchiedenen 
—* rt Europa’s mit zum Kreuzzuge ſammelte und gegen Bajazeth zog. 

Nikopolis kam es zum Xreffen (1396), das unermeßliches Werder: 








Nie — erlitten. Die Macht Bajazeth's wurde aber wenige Jahre 
päter durch das Hereinſtroͤmen der Mogolen unter Tamerlan abgelenkt. 
iefem ‚ging der fiegreihe Sultan entgegen und wurde bei Ancyra (1402) 
jefiegt und gefangen genommen. Bajazeth’s Söhne Soliman, Mufa 
and Muhamed theilten ſich in die Herrfchaft, welche von blutiger Anarchie 
egleitet war, bis Muhamed (1413) als Kaifer übrig blieb und feine 
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Reſidenz zu Adrianopel nahm. Er ſtarb 1421. Nach ihm regierte 
Amurad I., fein Sohn, dreißig Jahre mit Einſicht und kriegeriſchem 
Muthe. Schon 1422 murde Gonftantinopel von ihm belagert, bald 
darauf Theffalonice erobert, der griechifche Kaifer zinsbar gemacht (1429), 
der Krieg mit Ungarn begonnen und Belgrad angegriffen. Murad, ber 
Regierungsgefchäfte überbrüffig, überließ (1443) feinem Sohne, Muha= 
med, die Herrfchaft und zog ſich nach Magnefia zurüd; aber fchon im 
folgenden Fahre erfchien er ‚an der Spitze des Heeres, um ben heranzies 
henden jungen König MWladislam von Polen und Ungarn, bei Varna 
anzugreifen und gänzlih zu befiegen (am 10. Nov. 1444). Amurad 
legte die Regierung abermals nieder, aber ein Aufftand der Janitſcharen 
zog ihn wieder aus feiner Einfamkeit hervor (1446). — Den Fort- 
fhritten der Ungarn unter Hunnyades ftellte fi Amurad in der Schlacht 
bei Koffova (1449) entgegen, in welcher er nach breitägigem Kampfe 
einen entfcheidenden Sieg davon trug. Zwei Jahre darauf ftarb er. 
Muhamed II. benußte die Schwäche des byzantinifhen Reichs zur Er- 
flürmung von Gonftantinopel; am 6. April 1453 mar die Belagerung 
eröffnet, und am 29. Mai befand fich die Stadt in der Gewalt ber 
Tuͤrken, Muhamed kehrte zunächft nad Adrianopel zurüd, wohin chriſt⸗ 
liche Fürften Abgeordnete geſchickt hatten, um ſich feiner Gunft zu ver= 
fihern. Auf die Eroberung Conftantinopels folgte die Unterwerfung 
des Archipelagus, die vergebliche Belagerung Belgrads (1455), die Er= 
oberung Moreas, der Walachei, Bosniens. Der Tod Scanderbeg’s (1466) 
befteite die Türken von einem gefährlichen Feinde. Gewiß ift, daß Muhameb 
bie Abſicht hegte, Italien zu erobern und den Schreden feines Namens 
noch weiter über das Abendland zu verbreiten, denn ſchon war Otranto - 
von den Türken befest (1480), und fein europdifcher Fürft hatte die 
Kraft und den Muth, fih ihm mit Ausficht auf Erfolg entgegenzuffel« 
Ien, als Muhamed durch einen Aufruhr mehrerer afiatifhen Vaſallen 
und den Eroberungszug des Turkomannen Ufum Haffan nach dem Often 
feines Reichs berufen wurde. Auf dieſem Zuge flarb er (1481), 51 
Sabre alt, für ſich ſelbſt noch die Grabfchrift anorbnend: „Ich war im 
Begriffe, Rhodus und das ſtolze Italien zu erobern.” Man bat in 
Muhamed nur den graufamen Eroberer und treulofen Barbaren erbliden 
wollen; aber die Grundfäge und Sitten der chriftlichen Fürften feiner Zeit 
mochten wohl nicht geeignet fein, ihm einen erhabenen Begriff von ihrer 
Tugend beizubringen, und er Eonnte alfo feine Treulofigkeit, mo es auf fei= 
nen Staatsvortheil ankam, eben fo gut mit ihren Beifpielen rechtfertigen. 

As Muhamed ftarb, war fein Sohn und Nachfolger Bajazeth U. 
gerade auf einer Wallfahrt nach Mekka begriffen, bie er als Gtatt- 
halter von Amafia that. Er regierte bis 1512, ohne den Chriften 
große Gefahren zu bereiten; nur den Venetianern nahm er in Griechen- 
fand mehrere Pläge ab. Er mußte den Thron an feinen Sohn Se: _ 
lim 1. abtreten, der nach der Ermordung feiner Brüder mehrere glüd- 
liche Kriege führte, indem er (1517) Armenien, Sprien und Aegppten 
fi) unterwarf. Er erklärte fi duch Annahme der Sahne Muhamed’s 
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zu deſſen Nachfolger und getwann dadurch die Anerkennung der muhameba: 
nifchen Welt. Seine Sorgfalt, über alle Dinge Nachrichten ſich zu verfchaf- 
fen, was er bie Seele der Regierung nannte, ging fo weit, daß er ſowohl in 
den Rathsverfammlungen feiner Feinde, wie in den Schlafzimmern feiner 
Großen Spione hatte; und es war unter feiner Herrfchaft die gewöhnliche 
Mede, der Sultan werde morgen wiſſen, mas bes Nachts zwiſchen Mann 
und Frau vorgegangen fei. Als Selim 1519 geftorben war, folgte ihm 
fein Sohn Soliman II., den man mit Recht als den Größten unter 
den türkifchen Herrfchern bezeichnet hat. Won feinem „Buche der Re: 
gel” oder einer Art bürgerlicher Gefeggebung ift er der Anorbner oder 
Geſetzgeber (Kamuni) beigenannt worden. Seine Regierung begann er 
mit der Eroberung von Belgrad und Rhodus (1522), gewann durch 
die mörberifche Schlacht bei Mohacz (1526) faft ganz Ungarn, bämpfte 
einen Aufftand in Kleinafien und belagerte (1529), obmohl vergeblich, 
Wien. Seine Seeerpebitionen auf dem mittelländifhen Meere leiteten bie 
_ beiden Brüder Hairaddin und Horuf, von denen jener als Kapudan Pafcha 
ober türkifcher Großadmiral anzuführen ift. Soliman mar auf Anftif« 
ten des franzöfifhen Gefandten de Foreft entfchloffen, Italien anzutgrei: 
fen; aber die vergebliche Belagerung von Gorfu, die 1537 aufgehoben 
wurde, hielt ihn davon zurüd; er fah fich genöthigt, feine Kräfte gegen 
Ungarn zu verwenden, deffen Eroberung er bis zum Jahre 1541 faft 
vollendete. Im folgenden Jahre kam ein Bündniß zwifchen Franfreid) 
und der Tuͤrkei zu Stande, in Folge deſſen von den Zürken die Küften 
Siciliens und Staliens geplündert wurden und eine gemeinfchaftliche 
Belagerung Nizzas unternommen wurde. Darauf rüftete man ſich in 
Deutfchland zu einem vergeblichen Kreuzzuge gegen Soliman. Der Kur: 
fürft Joachim von Brandenburg commandirte die Reichsarmee. Die 
festen Verſuche Soliman’s, feine Herrfchaft zu erweitern, waren nicht fo 
glüdlih, wie die früheren. So fheiterte fein Plan, Malta zu erobern, 
nach fünfmonatliher Belagerung an der Tapferkeit der Johanniter, und 
das vom Grafen Czriny vertheidigte Sigerh Eoftete ihm große Opfer. 
Auch erlebte er den Fall diefer Feſtung nicht mehr; denn drei Tage zu— 
vor flarb er (1566, am 4. Septbr.). Mit ihm ftand die Macht des 
osmanifhen Reichs auf dem hoͤchſten Gipfel; feitdem fing fie an zu 
finten, wenn gleich noch bisweilen dufere Erfolge den Glanz und Ruhm 
üherer Zeiten zu erhalten fhienen. Dies mag auch der ein Jahrhun- 
dert fpäter lebende Großvezir Muftafa Kiuperly eingefehen haben, in: 
dem man erzählt, daß er häufig geklagt habe: „ſeit Soliman feien alle 
e ohne Ausnahme entweder Narren oder Tyrannen gewefen ; für 
gebe es feine Hülfe, wenn man nicht von diefem verwahr: 
hte laſſe.“ — Es ift daher wohl kaum nöthig, daß mir 
en ſolcher Herefcher wie Selim II., Murad III., Muha— 
Andere aufführen. Die Seeſchlacht bei Lepanto (1571), 
Tuͤrken die volltommenfte Niederlage erlitten hatten, ver: 
uerft die Furcht der Abendländer vor ben Türken. Wäre biefer 
3 Eug und Eräftig benugt worden, fo hätte vielleicht die Eroberung 
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Conſtantinopels ſein Lohn ſein koͤnnen. Noch einmal jagten die Tuͤrken 
den Abendlaͤndern Schrecken ein, als fie, geführt von dem Großvezir 
Kara Mujtafa, fih vor Wien Iagerten (14. Juli 1683). Sn diefer 
dringenden Gefahr erhob fich Deutfchland, und an der Spige von beut: 
[hen und polnifhen Kämpfern wendete ber Polenkönig Johann Go: 
biesfy die Gefahren ber Barbarei des Oſtens ab. Die darauf folgen: 
den Schlachten führten zu dem Frieden von Carlowitz (1699, 26. Zas 
nuar), in welchem die Pforte zum erften Male bedeutende Beſitzungen 
abtreten mußte. Seit diefem Momente gerieth das Reich der Osma— 
nen immer tiefer in Eriegerifche Berührung und biplomatifche Verwicke— 
lung mit Rußland und Defterreih, melde beide Staaten als Nach— 
barn der Pforte fo lange an der Schwächung derfelben arbeiteten, big 
die Politit gebot, den unfchädlihen Nachbar nicht ganz zu vernichten. 
Der Sultan”Achmed III., welcher mit dem Anfange des vorigen Jahr: 
hundert (1702) zur Derrfchaft gelangte, machte bedeutende Anſtren⸗ 
gungen, die Macht der türkifchen Herrfchaft wieder zw Anfehen zu brin« 
gen. Er nahm den Benetianern viele Befigungen ab und fchloß mit 
Defterreih und Rußland, trog der Siege des Prinzen Eugen, den nicht 
ganz ungünftigen Frieden zu Paffarowig (1718). Er wurde durch eine 
Empörung der Sanitfharen geftürzt. Die Ausſchweifung diefer Solda- 
teska in Verbindung mit den unaufhörlihen Intriguen des Serails find 
die dußern Symptome bes Verfalls, keineswegs aber die eigentlichen Ur: 
fahen ; denn diefe liegen überhaupt in dem gefammten Wefen diefer 
Herrſchaft, wie wir fie fpäter nachweifen werden. Die ruffifhe Macht 
wurde den Zürfen immer gefährlicher. 

Seitdem Peter die ruffifche Politit auf die Eroberung der Geftade 
des ſchwarzen Meers gelenkt hatte, mwurbe von den Ruſſen eine Stabt 
nad der andern, eine Provinz nach der andern von dem türkifchen 
Reiche abgeriffen. So folgten die Verlufte von Afow, Oczakow, Kin- 
burn. Unter Muftafa II. mußte die Kıimm, Moldau und Waladyei 
an Rußland abgetreten werden. Glüdlicher war die Pforte gegen De: 
flerreih im Frieden zu Belgrad (1739), wo fie Serbien mit. Belgrad, 
die oͤſterreichiſche Walachei und einen Theil Bosniens zurüderhielt. Ge: 
gen die immer jichtbarer werdende Schwäche bes türkifchen Reichs fuchte 
der Sultan Selim III. manche ganz gut gemeinte Maßregeln zu trefs 
fen, aber tiefe konnten die Verlufte nad Außen und die Verwilderung 
im Innern nicht aufhalten, noch dämpfen. Schon der Friede mit Ruß: 
land zu Kudſchuk-Kainardſchi (21. Juli 1774) hatte diefer Macht freie 
Schifffahrt auf dem ſchwarzen Meere, mehrere Feſtungen und Laͤnde— 
reien am ſchwarzen Meere eingerdumt und überliefert. Die ruſſiſche 
Gefahr rüdte den Türken immer näher, als die Kaiferin Katharina eine 
Reife nad) dem neugegründeten Cherfon unternahm, an beffen einem 
Thore die Auffcheift fand: „Hier geht der Weg nach Conſtantinopel.“ 
Sie wollten ber Gefahr lieber begegnen, als fie erwarten; aber der von 
ihnen unternommene Krieg, an dem ſich noch Defterreih im Bündniffe 
mit Rußland betheiligte, führte nur zu neuen Vergrößerungen für bie 
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letztere Macht (Friede zu Jaſſy am 11. Auguft 1791 und 9. Januar 
1792); Rußland gewann den Dnijeftr als Grenze, während Defterreich 
im Frieden zu Sziſtowa (4. Aug. 1791) feine meiften Eroberungen 
herausgab. Solche Friedensfchlüffe wurden von den Feinden jeder Res 
form, die Selim beabfichtigte, benugt, um ihn zu flürzen. Ihm folgte 
Muftafa IV., der aber nur kurze Zeit regierte. Im Jahre 1808 wurde 
Mahmud I. auf den ftuembewegten Thron erhoben. Er erneuerte 
zunaͤchſt auf feines entfchloffenen Großvezirs, Muftafa Bairaktar’s, Rath 
die Reformverfuche Selim’s, indem er ein Corps von regulirten Trup⸗ 
pen herftellte. Diefer Anfang feiner Reformen mifglüdte aber zunaͤchſt; 
denn durch einen Aufftand der Zanitfcharen , in welchem der Großvezir 
fein Leben verlor, wurde die Abfchaffung jener Neuerung erzwungen 
(6.Nov.1808). Wenn biefe und ähnliche Reformverfuche aber auch fpäter 
gelangen, fo konnten fie die fortfchreitende Schwäche des Reichs nad) 
Außen nicht aufhalten. Kaum hat die Türkei in einem fo kurzen Zeit 
raume fo bedeutende Länderverlufte erlitten; durch den Frieden von Adria⸗ 
nopel (f. d. Art.) hat fie an Rußland bedeutende Landftriche eingebüßt, 
hat Griechenland als unabhängigen Staat anerkennen müffen. Aegyp⸗ 
ten mit den angrenzenden Rändern erkennt nur eine Art Souveränetät 
der Pforte an; die Moldau und MWalachei ftehen als Vafallenftaaten in 
einem fehr lodern Verbande mit ihr und gehorhen vielmehr Rußland ; 
Serbien ift zum großen Theile unabhängig geworben (f. d. Art.); Als 
gier ein Befisthum der Franzoſen. 

Diefe Verlufte, befonders die Abtretungen von Syrien, Adana und 
anderen Landftrichen mußten den Stolz Mahmud's fo fehr verlegen, daß 
er, auf ihre MWiedereroberung nur bedacht, ſich zu meiteren Reformen 
entſchloß. Da er durch die Vernichtung der Janitfharen (1826), die 
nad furchtbarem Kampfe erfolgt war, das legte Eriegerifche Hülfgmittel 
zerflört hatte, fo fing er feine Neuerungen mit Umgeftaltung des Dee 
res an, fuchte diefem eine europdifche Form zu geben und ging dann 
nach und nad zu Meuerungen in der Stantsverwaltung über. Diefe 
Ideen traten nah dem Frieden von Konieh mit dem Vicefönig von 
Aegypten recht lebhaft hervor. Zu verfchiebenen Malen machte der 
Sultan Anftalten, die an Aegypten abgetretenen Länder wieder zu er- 
obern. Sedesmal feste eine folche Nachricht die europdifhe Welt in 
Bewegung, weil ganz Eluge Leute herausgebracht hatten, ein Kampf im 
Orient würde einen allgemeinen europdifhen Krieg herbeiführen. Ruf: 
land, das fi in den legten Jahren der hohen Pforte in jeder Beziehung 

nendlich genähert hatte, fühlte ſich vermoͤge des Vertrags von Hunkiar 
fi, den es mit der Pforte kurz nach dem Frieden von Konieh ab- 
eſchloſſen hatte, verpflichtet, den Tuͤrken bei einer von Außen drohen: 
den Gefahr beizuftehen; es hatte demnach allein das Recht, der Pforte 
auf ihe Verlangen Hülfe zu bieten und mit einer Flotte in die Darba- 
len zu fahren. Der Ausbruch des Kriegs zwiſchen der Türkei und 
fegupten erfolgte nach vielfachen Demonftrationen; es kam am 24. 
Suni 1839 zu einer Schlacht bei Nifib, im welcher die Türken voll: 
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kommen befiegt murben. Ehe aber noch die Nachricht diefer Mieberlage 
nad Conftantinopel gelangte, war Mahmud geftorben und hinterließ bie 
bis in ihre Grundveften erfchütterte Pforte feinem 18jährigen Sohne 
Abdul Medſchid. Diefen beiden Ereigniffen folgte der Abfall des Kapudan 
Paſcha, welcher mit der osmanifchen Flotte nad Alerandrien fegelte 
und fih in den Schuß des Vicekoͤnigs von Aegypten begab. 

Die europdifche Diplomatie hatte diefe Unglüdsfälle nun tieber 
in’® Gleiche zu bringen, die Sjntereffen von Rußland, Frankreich und 
England, zum Theil auch Oeſterreich durchkreuzten fich bei diefem Unter⸗ 
nehmen auf eine wunderbare Weife. Schon fürchtete man einen allge 
meinen europdifchen Krieg, als es der Energie Englands, unterftügt 
von Oeſterreich und anerkannt von Rußland, gelang, gegen den Proteft 
Frankreichs die Sache fo zu fehlichten, daß Mehemed Ali auf feine 
Eroberungen von Syrien und Adana Verzicht leiften mußte, weil er 
der europäifchen Waffengewalt, die England gegen ihn gebrauchte, nicht 
zu mwiderftehen vermochte. Der Pforte wurde fo die Herrfchaft über 
Sprien wieder verfchafft und deren Befig durch europäifhe Garantie 
gefichert. Sie felbft hatte inzwiſchen die Entwidelung ihrer Reformen 
von Innen wieder aufgenommen und fortgefegt, woran befonders der 
türkifche Staatsmann Reſchid Pafcha einen bedeutenden Antheil’ haben 
mochte. Diefer war nach dem Tode Mahmud's von einer längern 
diplomatifchen Reife in Europa zuruͤckgekehrt und hatte einen großen 
Einfluß auf den jungen Sultan gewonnen. Bereits am 3. Novbr. 1839, 
einige Tage vor Beginn des Namfan » Feftes, war im Hattiſcherif von 
Gülhane verfündigt, dee Sultan Abdul Medſchid habe feinem Volke 
eine Gonflitution gegeben. Die Ausführung gefhah auch wirklich durch 
ben Ferman vom 21. Novbr. 1839, nachdem das merkwürdige Acten= 
ftü in feierlicher Nathsverfammlung genehmigt war. Hier murde in 
einfacher Sprache und ohne alle Umfchmeife gefagt, daß die DVerlegung- 
der Gefege das Reich zur Schwähe und Verarmung geführt, daß fols 
gende Einrichtungen dagegen zu treffen feien: 1) Garantien zu geben, 
welche den Unterthanen eine vollkommene Sicdyerheit in Bezug auf ihre 
Leben, ihre Ehre und ihr Vermögen verleihen follten; 2) eine tegels 
mäßige Art feftzufegen in der Beflimmung und Erhebung der Auflagen; 
3) die Aushebung der Soldaten und die Dauer ihres Dienftes gleich« 
falls einer regelmäßigen Anordnung zu unterwerfen. Ueber diefe Puncte 
gab nun der Hattifcherif ſehr einfahe und faßlihe Raifonnements, 
ſprach die Abfchaffung der Monopole und des Gebrauchs des Aemterver- 
taufs aus, erklärte mit Bezug auf den befchränkten Befig des Eigen- 
thums, daß fortan die unfchuldigen Erben eines Verbrechers ihrer ges 
feslihen Nechte nicht beraubt, auch das Vermögen des Verbrechers nicht 
eonfiseirt werben follte, gab fehr milde Beftimmungen (milder als im 
vielen europdifchen Staaten) in Betreff der Dienftzeit der Soldaten an 
und predigte zugleich eine bis dahin unerhörte Duldung mit den Wor« 
ten: „Dieſe Baiferlichen Zugeftändniffe follen fi) auf alle unfere Unter 
thanen, von welcher Religion oder Secte fie fein mögen, erfireden; fie 
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ſollen dieſelben ohne Ausnahme genießen.” Der Ferman vom 21. No- 
vernber, durch welchen ber erwähnte Hattifcherif allen Provinzen des 
Reichs bekannt werden follte, war zunaͤchſt an Ali Paſcha, Muͤſchir von 
Konieh gerichtet und fängt mit den Worten an: „Ich habe Meinen 
hohen kaiſerlichen Hattifcherif, welcher jegt als ein Zuwachs der Gerech— 
tigkeit durch Meine allerhoͤchſte Kundmachung des Wohlwollens publicirt 
und veröffentlicht wird, am Sonntag den 26. bes verfloffenen heiligen 
Monats Schaban, indem Ich auf dem in Meinem Eaiferlihen Serail 
befindlihen Plage Gülhane alle Ulemas und Stellvertreter, Vezire und 
Magnaten, Große und Kleine, alle Secretäre und Diener des erhabenen 
Reiches mit den erwähnten Gefandten einlub, und alle in Iſtambul an- 
wefenden Diener des göttlichen Gefeges, die Scheiche des Menges (d. h. 
der Möndhsorden), die Chatibe (welche alle Freitage die Gebete verrich: 
ten) und die Imans (melde an den übrigen Zagen die Gebete im den 
Moſcheen verrichten), den griechifchen, armenifchen und £atholifchen Pa⸗ 
triacchen, den Oberrabiner und die Vorſteher aller Corporationen durch 
Aufforderung verfammeln lief, und in Meinem auf dem erwähnten 
Dlage angeordneten Divan in eigener Perfon zugegen war, in Gegen» 
wart Aller Öffentlich vorlefen lafjen, und Meine Eaiferlihe, mohlwol: 
lende, auf die Religion und die Regierung, den Staat und Mein Volt 
gerichtete Abſicht einem Jeden veröffentlicht und kundgethan: und damit 
demgemäß gehandelt und verfahren werde, habe id) direct mit Befehl 
und Ermahnung an Meinen lobenswerthen Großvezie und eifrigen Be: 
vollmädhtigten den Fluch über die dagegen Handelnden ausgefprochen.” 
Sn diefem Fermane kommen mehrere fehr humane Ausſpruͤche vor, 
wie 3. B.: „Da eines Jeden Proceß nad Recht und Gefeg öffentlich 
verhandelt, und, bevor das Urtheil erfchienen, Keinem etwas gethan wer: 
den darf, fo fol vom Vezir bis zum Hirten, von allen Menfchen ein 
Jeder ſich hüten, miderrechtlid an eines Andern Leben, Vermögen, 
Ehre und Reputation Hand anzulegen.” 


Diefe Reformen trafen auf mannigfahen Widerſpruch, und menn 
man die Machinationen gegen ihre Wirkungen bis auf die neuefte Zeit 
wizz fo hat man Grund anzunehmen, daß fie fi nicht in ber Zeit _ 

im tuͤrkiſchen Neiche einleben werden, in welcher e8 nöthig wäre, um 

baburch dem Reiche MWiderftandskraft nad Außen zu verfchaffen. Die 
neueften Ereigniffe, tie 3. B. die Zurüdberufung der türkifhen Offi: 
ciere, welche ſich in den civilifirten Staaten des Auslandes Bildung an- 

n follten, und die darauf nothmwendig erfolgte Abberufung der in 
der Türkei ſich aufhaltenden Dfficiere derfelben Staaten läßt vielleicht 
auf ein Aufgeben biefer reformatorifhen Beftrebungen fließen. Bes 
fonders find es die Ulemas, weiche die Reformen mie das Bündnif mit 
ben chriſtlich⸗ europaͤiſchen Maͤchten als Folgen des Unglaubens betrachten 
und dagegen eifern, indem fie den Umſturz bes Islams befürdhten. Sie 
regten nad ber Veroͤffentlichung jenes Hattifcherifs auf und fuchten 
felbft durch abergläubifche Mittel den Padifhah von dem eingefchlages 
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nen Wege abzubringen *). Trotz der Unruhen und Reactionen, welche 
faft in allen Provinzen des Reiche in Folge der Reformen ſich zeigten, 
fchritt der Padifhah muthig und raftlos auf dem einmal betretenen 
Wege fort. Das Erfte, was nad der Bekanntmachung des Hattifche- 
rifs von Gülhane gefhah, beftand darin, daß man fämmtlihe Monopole 
der Regierung aufhob, von denen der Mohnbau und Blutegelhandel 
fi namentlih angeführt finden. Naͤchſtdem dachte man nah dem 
Vorgange Mahmud’s daran, für alle Zweige ber Verwaltung einzelne 
Gollegien zu gründen, in denen Stimmenmehrheit entfcheidbet, um ber 
Willkür Einzelner Schranken zu fegen und Gerechtigkeit auszuüben, 
Handel und Induftrie zu heben, die Gefundheit der Völker zu erhalten, 
die Rage des Heeres zu verbefjern und daffelbe zu vervolllommnen. Un 
ter biefen befteht das Collegium „des äffentlihen Nutzens“ 
fchon feit mehreren Jahren. Der Zweck diefer Behörde ift Bluͤthe bes 
Handels , der Induftrie und des Aderbaues, und ihm verdankt das 
Reich die Errichtung von Fabriken verfchiedener Art, die Ausbeutung 
von Bergwerken, die Abfhaffung aller Monopole, eine regelmäßige 
Briefpoft, die Abfaffung eines Handelsgeſetzbuchs, und feit Anfang des 
Sahres 1841 aud das Verbot der Hazardfpiele. Ein zweites, das 
Dberkriegscollegium verdankt ebenfalls dem verftorbenen Mahmud 
feine Entftehung und wurde einige Monate vor feinem Tode gegründet. 
Auch das DOberfanitätscollegium beftand fehon im Jahre 1838, 
wurde aber im Julius 1839 wieder aufgehoben, und erft im Februar 
1840 durch Redſchid Paſcha neu conftituirt; ein diefem untergeorbnnetes 
gleiches Collegium wurde Furz darauf zu Smyrna errichtet. Es hat eine 
vollftändige Sanitätsordbnung entworfen und den Quarantänedienft gere⸗ 
gelt. Unter den feit der Thronbefteigung des jegigen Padifhah gegrüns 
deten Gollegien fteht dem vorigen zunadjft das Medicinalcollegium. 
Es eriftet feit dem 1. April 1840 und feine Aufgabe ift, dem Charla= 
tanismus der Aerzte und Pharmaceuten Einhalt zu thun. Das fünfte 
Collegium ift das Oberjuftigcollegium, meldes kurz nad ber Pu= 
blicirung des Hattifcherifs von Gülhane fchon im December des Jahres 
1839 zur Redaction der neuen Gefege und des verfprochenen organis 
fchen Statuts, wie überhaupt zur Vermwirklihung alles deffen, was vers 
heißen worden mar, gebildet wurde. Von ihm ift das Strafgefegbuch 
ausgegangen, und e8 hat ſich bei verſchiedenen Fällen durch Unparteilich- 
£eit und Unbeftechlicdykeit vortheilhaft ausgezeichnet. Endlich find noch 


*) Als der Pabifchah eines Tages am Grabe feines Waters fein Gebet verrich- 
tete,vernahm er plöglich aus bem Innern der Gruft eineStimme, welche ihm zurief: 
„Abdul Medſchid, ſtehe ab von dem verberblichen Wege der Neuerungen; ich, 
dein Vater Mahmud, hatte auch diefe Bahn betreten; ich fluche jest meinem 
eiteln, gottlofen Beginnen.” Die Sultanin Valide ließ die Sache unterſuchen 
und den frommen Dermwifch, ber ben Pabifchah auf beffern Weg bringen wollte, 
ohne Weitered erdroffeln. (Beiträge zu giner Gefchichte der neueften Reform des 
osmanifchen Reichs von Dr. Petermann. S. XXX VI, Vergl. Augsb. Allg. 3tg. 
vom 6. Juni 1840.) 
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zu erwaͤhnen die Municipalcollegien, durch welche die Macht der 
Paſchas in den einzelnen Provinzen beſchraͤnkt iſt. Dem Muſchir (oder 
Militärgouverneur), welcher für die Aufrechthaltung ber Öffentlihen Ruhe 
zu forgen bat, ift ein Civilgouverneur (Muhaffil) an die Seite geftellt, 
welcher die Steuern erhebt, einträgt und einfendet, und ein Kabi oder 
Richter, dem die Gercchtigkeitspflege obliegt. Diefe aber müffen in 
wichtigen Faͤllen mit dem Municipalrathe ſich verftändigen,, welcher au⸗ 
Ber ihnen als Vorfigender noch die Repräfentanten aller in dem Diftricte 
befindlichen Nationen und Religionen zu Mitgliedern hat. Aufer bie: 
fen Gollegien entfland noch Ende des Jahres 1840 eine Direction des 
Forſtweſens zur Cultur und Ausbeutung der zahlreichen und fchönen 
Waldungen des Reichs. Auch ein eigenes Tribunal zur Schlichtung 
der Handelsproceffe zwifchen türfifhen und fremden Unterthanen wurde 
errichtet. Noch michtiger aber war die Abfchaffung der Iltiſaͤme oder 
des jährlihen Verkaufs und der Verpachtung der Staatsämter, und 
die Aufhebung des Charaͤdſch oder der Kopffteuer. Diefe, fon im 
Koran begründet, war urfprünglicd; das Aequivalent , welches die Rajas 
ftatt des Waffendienſtes, wozu fie nicht gelaffen wurden, dem Staate 
darbrachten. Sie wurde von dem Finanzminifterium alljährlich provin⸗ 
zenmweife verpachtet, und bem Pächter die Einbringung derfelben überlaf: 
fen. Ein jeder Naja mußte je nach feinem Vermögen jährlih 15, 30 
ober 60 Piafter (1, 2 oder 4 Thaler) zahlen und erhielt bafür einen 
Zettel, den er ſtets bei fich tragen und auf Verlangen vorzeigen mußte. 
Am 9. Sanuar 1840 wurde die Aufhebung diefer läfligen Steuer be: 
ſchloſſen. Bor der Hand follte fie zwar noch bleiben, doch wurde ihre 
Einfammlung ausfchliegend den Gemeinden übstlaffen, bie fie unter ſich 
und einbringen Eonnten, wie fie wollten. Den Schlußſtein 
dieſet Reformen bildet ein neues Strafgeſetzbuch, das in dreizehn Capi— 
tel, jedes mit mehreren Paragraphen, zerfällt. Diefe Kürze ſchon zeich⸗ 
net es vortheilhaft aus. Dazu kommt feine Einfachheit und Beftimmts 
heit, fo wie die Weisheit feiner Anordnungen (9.6. $.2 bes 12. Gap.): 
„Es darf jedoch durchaus Keiner ohne Grund, wenn feine Schuld nad) 
der Verhandlung nicht ertwiefen ift, verhaftet oder gezüchtigt, oder ver: 
bannt werden.’ 
Diefe fämmtlihen Reformen follten, wie man vermuthete, das 
zur Wiedergeburt bes osmanifhen Reiche bilden. Bis jest 
ift die außerordentliche Krifis, die man von jenen Eintihtungen erwar= 
tete, nicht eingetreten, vielmehr haben ſich ziemlich deutliche Zeichen zu 
erfennen gegeben, die auf die Mirkungslofigkeit jener Reformverfudje 
ihren. Der Grund, warum ſolche Verfuche nicht die gehoffte Wir: 
haben Eonnten, wird fidy vielleicht mit größerer Evidenz aus der 
enden x Entiwicelung nachweifen laffen. Zunaͤchſt liegt ein hindernder 
Umftand in dem Gemiſch und der Ungleichartigkeit der Bevoͤl— 
ferung nah Abftammung, Sprache, Sitten, Religion, Bildungsftus 
fen und rechtlichen Verhaͤltniſſen, die durch jene Reformen keineswegs 
ausgeglichen find. Won den 12 Millionen Einwohnern der unmittelbar 
Staats » 2erifon XV. 29 
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europäifchen Tuͤrkei bekennen fich etwa 8,800,000 zum Islam, die übrigen 
zur griechifch- und römifch-Fatholifchen Kirche, oder fie find evangelifche Chri⸗ 
ften, Israeliten, Zigeuner ıc. Nach der Abftammung find etwa 4 Millionen 
Türken, 3 Millionen Griechen ; in den Bafallenländern und in der eigent- 
fichen Türkei leben auferdem zerfireut: Zataren, Walahen, Arnau= 
ten, Armenier, verfchiedene Arten von Sklaven, Juden, Zigeunern und 
Europäern aller Nationen, welche neben der herrfchenden türkifchen Sprache 
ihre eigenen Sprachen oder auch die fogenannte lingua franca reden. 
In der aftatifchen Tuͤrkei ift das Voͤlkergemiſch wo moͤglich noch größer ; 
denn aufer vielen der genannten Volksftämme gibt e8 hier noch Syrer, 
Kurden, Araber, Turkomannen, Perfer und mehrere kaukaſiſche Stämme. 
Landesreligion ift die mahamedanifche (f.d. Art. „Koran‘’) mit dem Mufti 
als geiftlihem Oberhaupte; Chriften und Israeliten werden geduldet und 
zahlen als Rajas bis jegt noch die oben erwähnte Kopffteuer. Die 
Ständeverfchiedenheit der chriftlichen Länder findet fidy auch in ben Do- 
naufürftenthHümern, und zwar mit bedeutendem Uebergemwicht des Adels, 
da es eine ftädtifche Bevoͤlkerung kaum gibt und der Bauer zum großen 
Theile in Abhängigkeit Lebt. Die mufelmännifhe Bevölkerung aber 
kennt nur einen Dienftadel, deffen Einfluß mithin nicht erblich ift 
und von dem Winke des Großheren abhängt; die chriftlihen Bewohner 
der Seeftädte erlangten in neuefter Zeit eine fortwährend fleigende poli: 
tifche Bedeutſamkeit. Aus religiöfen Rüdfihten genießen die Nachkom⸗ 
men des Propheten, fo mie der Vezire Ibrahim Chan Oglu und Ah: 
meb Kiuprili einige Vorrechte. 

Der Culturzuftand und die miffenfhaftlihe Bildung im türkifchen 
Reiche ftehen noch auf einer ſehr niedern Stufe, obwohl an höheren und 
niederen Bildungsanftalten fein Mangel if. Am Meiften find die Ar- 
menier und Griechen vorgefchritten, die Türken werden immer nod mehr 
oder weniger durch den Koran von wiſſenſchaftlicher Fortbildung zurüd- 
gehalten. Sie fhägen zwar Gelehrfamkeit, die Gelehrten ftehen bei ihnen 
in hoher Achtung und werden allein zu allen Kirchen und Staatsämtern 
zugelaffen, fo weit diefe nicht militärifch find, aber fie find dennoch auf dem 
Standpuncte, der ihnen von den Arabern überliefert wurde, ſtehen ge- 
blieben oder vielmehr von biefem zurüdgefommen. Die meiften ihrer 
Bildungsanftalten ftehen mit Moſcheen in Verbindung ober vertreten 
die Stelle derfelben. So gibt es allein in Gonftantinopel und be fer 
Vorftädten 1653 muhamedanifhe Elementarfhulen *), 515 Collegier 
oder höhere Schulen, mehrere Ueberliefrungs = oder Lefefchulen. 
neueften Zeit find in Folge der Neformen aud Kriegs und Schiffi 
ſchulen, auch eine mediciniſche Lehranftalt errichtet worden. Der Sul: 
tan hat auch mehrere junge Tuͤrken nad) verfchiedenen europäifhen Haupt- 
ftädten geſchickt, damit fie ſich bort weiter ausbilbeten. ſchein 
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*) Bei dieſen und den folgenden ſtatiſtiſchen Angaben find wir dem vorzuͤg⸗ 
lihen Werke des Dr. Freiherrn von Reben „Allgemein vergleichende Handels⸗ 
und Gewerbs:Geographie und Statiftit” gefolgt. 
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biefe Maßregel in letzter Zeit, mie ſchon erwähnt wurde, auf Hinders 
niffe getroffen und aufgegeben worden zu fein. 

Was die Bodencultur betrifft, fo wird Roggen nur in einigen, den 
nördlichen, Provinzen, Weizen, Gerfte und Mais aber überall gebaut. Das 
meifte Getreide wird an den Ufern des Marmorameeres und des Archipela⸗ 
gus gewonnen. Im Innern des Landes werden bie Fluren fehr vernachläf: 
figt, da das Korn der Schwierigkeit und Koftbarkeit des Transports wegen 
eine Käufer findet. Zürkifche Bohnen find auch ein ziemlic wichtiges 
Product des Aderbaues ; Reis waͤchſt in Numelien, wird aber fehr we: 
nig geachtet. Kleinafien verforgt einen großen Theil Europas mit ges 
trockneten Früchten, namentlicy Feigen und Rofinen, welche in der Nähe 
von Smyrna gelefen und von dort verfchifft werden. Auf einem gro: 
Gen Theile der Norbfüfte Anatoliens find die Berge mit Nufbdumen 
bebedt ; die Inſel Moptilene und die Ufer des biefer Inſel gegenüberlies 
genden Meerbufens von Adramati hingegen erzeugen eine große Menge 
von Dliven und Del, was zum Theil in's Ausland verfendet wird. Die 
Mohnpflanze wird im füdlichen Theile Kleinafiens, in der Entfernung 
von 10—30 Zagemärfchen von Smyrna gebaut, und von ihr Opium 
gewonnen. Das Opium von Afium:Kara:Hiffar ift befonders geachtet. 
Maftir wird auf der Infel Chios erzeugt; Gummi, Galläpfel und Krapp 
gewinnt man hauptfächlich in Kleinafien. Die vorzüglichften Gelbbeeren 
fommen aus Kaiffar in Kleinafien und find denen aus Rumelien vor: 
zuziehen. Tabak wird überall in der Türkei angebaut, ber. befte aber 
ift der rumelifche. In Rumelien und einigen Theilen Kleinafiens treibt 
man Hanf- und Flahsbau, im Pafchalit Trapezunt und in der Pro- 
vinz Dſchanik dagegen hauptfählih nur den erfleren. Die Nordkuͤſte 
Anatoliens, die Ufer des Meerbufens von Nicomedien, Karamanien, Ru- 
melien und Bulgarien find reid an Holz, befonders an Eichen, — Von 
allen Pflanzen, aus denen Gewebe bereitet werden, ift unftreitig für die 
Bewohner Aftens die Baummollenftaude die mwichtigfte. Sie wird im 
füblihen Anatolien gebaut und reicht nordwärts bis Tokat und Kara: 
Hiffar- Die werthvollſte aller aus der Türkei in’s Ausland gelangenden 
Waaren ift die Seide, von melder die in der Stadt Bruffa und ihrer 
Umgegend gefammelte den erſten Plas nad der italienifchen behauptet. 
Die aus Zurnowo in Rumelien kommende Seide ift meit fchlechter, 
jebody dem Erzeugniffe von Amafia und Tſcherſchamba, in der Provinz 
hanik, vorzuziehen, welche, fo wie die Seide von Diarbefir, nur im 
ade felbft verbraucht wird. — Viehzucht ift in der Türkei, beſon⸗ 
ders unter den nomabifchen WVolksftämmen, ein fehr wichtiger Zweig der 
famkeit. Die türkifhen Pferde find durch nichts befonders be— 
5 auc) ift das Hornvieh weder durch Gattung, noch durch Zahl 
gegeichnet, nur Büffel gibt es in Armenien von ungemöhnlicher 

röße. Efel, Maulefel und Kameele werden allgemein als Laftthiere 
zebrgud auch dient das Haar von legteren zur Verfertigung von mans 
ei Geweben. Die Mehrzahl aller Heerben bilden Schafe und Zie: 


iherm Fleiſche nähren fich die — „aus der Milch 
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bereiten fie Kaͤſe, die Felle dienen zu Pelzen, bie Haͤute zur Fußbeklei— 
dung, aus der Wolle werden nicht allein Tücher, Zeppiche, Filze, fondern 
aud) Side und Stride bereitet. Die Ziegen von Angora und Kerman 
find audy in Europa befannt. Die aus Rumelien und Bulgarien kom— 
mende Wolle fhägt man im Allgemeinen höher als die anatolifche. 
Das bulgarifche Wachs ift ſehr geachtet und von befferer Güte als das 
fmyrnaner. An den Küften von Karamanien und auf den Infeln des 
Archipelagus fifht man Meerſchwaͤmme. — Die Türkei iſt reih an 
Metallen, aber die Bebrüdungen der einzelnen Paſchas haben bis 
jest die Einwohner von ihrer Bearbeitung abgehalten. Sie widerfegen 
fi fogar der Entdedung neuer Minen und verfhütten die ſchon geöff- 
neten. Die Anfuhr der Kohlen zu den Bergwerken und ber Transport 
des Metall von dort in die Kronmagazine laftet auf den Ummohnern, 
und iſt diejenige Frohne, welche das Kortichreiten des Bergbaumefens 
befonders hindert. Dennoch ward in ben Bergen, bie fih am ſchwar— 
zen Meere über Tokat, Kara:Hiffar, Guͤmuͤſch-Haneh nad dem Kurdi— 
ftan ziehen, viel Kupfer gewonnen. In der Provinz Dſchanik gibt es 
vier Bergwerke, auf dem Wege von Zrapezunt nad) Erzerum find zwei. 
In der Gegend von Guͤmuͤſch-Hanéeh gibt es Bleiminen, deren Erze 
Silber und auch etwas Gold enthalten. Ein wenig Silber wird auch 
in den balfanifchen Bergen gefunden. Bon bort bezieht man ferner 
Eifen, welches aber nicht einmal zum Verbrauche des Arfenals hinreicht. 
In Karas:Hiffar ift ein bedeutendes Alaunwerk, in ben Bergen von 
Kurdiftan wird Borar, Operment ꝛc. gervonnen. Steinfalz bridt man 
bei Kars, und an den Ufern des Archipelagus wird Meerfalz gekocht. 
In früheren Zeiten bezog Europa eine Menge Eoftbarer Stoffe 
aus der Türkei. est haben die dortigen Fabriken nidht allein 
ihre auswärtigen Käufer verloren, fondern fie floßen in ihrem eigenen 
Lande auf auswärtige Waaren, die beffer und mohlfeiler als die einhei⸗ 
mifchen Erzeugniffe find. Die natürliche Folge davon ift eine bedeu⸗ 
tende Verminderung der Fabriken. Gewebe werben bereitet aus Flache, 
Hanf, Wolle, Kameel⸗ und Ziegenhaar, Baummolle und Seide. Leinen- 
zeuge fertigen zum HDausgebrauche die Bewohner nur in einigen Theis 
len der Zürkei; Hanfverarbeitung dagegen ift ein fehr wichtiger Zweig 
der Betriebfamkeit. Sehr dauerhaft find die Zaue, welche man in Unia 
und an einigen anderen Orten ber Nordkuͤſte Anatoliens macht; bie 
Kronfabrik zu Gonftantinopel, welche 1000 Mann befchäftigt und mo: 
natlih 4200 Pub Hanf verbraucht, liefert die Zaue für bie ganze 
türkifche Flotte. — Die Hınfleinwand, welche vorzugsweile von "den 
Frauen in einigen Theilen Kleinafiens bereitet wird, gebraudht man in 
großer Menge zu Hemden in der Tuͤrkei und in Syrien. Die Schaf: 
wolle in Afien ift fo fohleht, daß aud die aus bderfelben gefertigten 
Gewebe auf einer fehr niedrigen Stufe der Vollkommenheit bleiben muß 
ten; in Europa fennt man unter allen MWollenzeugen nur bie türkifchen 
Teppiche. Das dauerhaftefte Tuch webt man in Rumelien und verſchdet 
es von dort in alle Theile des Reichs; doch bereitet man faft überall auch 
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fuͤr den Hausgebrauch Wollenzeuge, und außerdem Filze, gemeine Tep— 
piche ꝛc. Die tuͤrkiſche Baumwolle iſt kurzhaarig und liefert daher kein 
feines Geſpinnſt, weshalb die Baumwollenzeuge nicht von beſter Guͤte 
find. Zum Hausgebrauche werden dergleichen faſt in allen Dörfern ges 
webt. Bemerkenswerth ift eine Art geſtreifter Nankings, Manuffa ge- 
nannt, ber vorzugsweife im Lande ber Kurden bereitet wird. Die 
baummollenen Zücher, das einzige Zeug, welches bedrucdt wird, nehmen 
einen fehr bedeutenden Plag unter den Erzeugniffen der türfifchen In— 
duftrie ein. Durch ihre Seidenmwaaren find befonders berühmt: Conſtanti— 
nopel, Skutari, Bruffa, Zurnomwo, Damask, Aleppo, Diarbekir; aber an 
dem erften Orte follen von 3000 früheren Weberftühlen jest nur nody 350 
übrig geblieben fein, im zweiten finden ſich jegt Faum noch 300. In Beuffa 
ift ihre Zahl von 2000 auf 500 zufammengefhmolzen; in Turnowo 
gab es fhon 1831 nur 200 ftatt der früheren 2000. Eine jede diefer 
Städte zeichnete fich durch befondere Arten von Zeugen aus; fo werden 
vorzugsmeife fammetne Ueberzüge zu Kiffen in Skutari gemacht, in 
Gonftantinopel und Bruffa wirft man namentlich kleingebluͤmte Zeuge, 
Damast ift berühmt durch feine Kutniae, Aladſcha, Gheſi. In Aleppo 
und Diarbefir fertigt man diefelben Gewebe, fie werden aber meniger 
als die Damasker geachtet. Gemohrte Zeuge macht man auch in Gon= 
ftantinopel und Bruffa. Die Goldwirkerei fteht auf einer ſehr niedris 
gen Stufe, die fehwierigen Mufter werden durch Frauenzimmer geftidt. 
In den türfifhen Gerbereien bereitet und färbt man ganz vorzüglich 
Schaf» und Ziegenfelle. — Türkifhe Säbel und Doldye waren ftets 
berühmt, alle übrigen Stahl und Cifenwaaren aber find hoͤchſt rob; 
Kupfergeräthe dagegen werden in großer Menge und gut gearbeitet. 
Goldarbeiter und Juweliere, deren es befonders in Gonftantinopel viele 
gibt, ſtehen den europäifchen fehr nah. Es finden fi) in der Türkei 
Glashürten, allein fie liefern nur mittelmäßige Waaren; Töpfergefchirr 
wird überall in großer Menge gemadıt. 

Die Türkei verkehrt mit Europa vermittelft vier Häfen: Con: 
ftantinopel, Salonich, Smyrna, Zrapezunt; außerdem befist fie noch) 
eine Menge Eleingr Häfen für die Gabotage- Schifffahrt. Der einzige 
vollflommen fichere Hafen am ſchwarzen Meere ift die als Handels— 
plag jetzt ganz unbedeutende Stadt Sinope; Samfun, mit einer ganz 
offenen Rhede, hat die frühere Bedeutfamkeit derfelben gemonnen, indem 
es bee Stapelplag für alle Wauren aus Tokat und der reihen Provinz 
Dſchanik if. Wafra, Unia, Zireboti und Keraffont gewähren gar kei— 
nen Schuß gegen Stürme und Wogen ; hinter dem Cap Wona und in 
Platana find die Schiffe mehr gefichert ; in Trapezunt felbft aber legen die 
Fahrzeuge gewöhnlich nur im Sommer an; im Winter gehen fie nach Pla: 
tana. Treffliche Häfen geben die vielen Einfchnitte, welche das Mar— 
morameer und der Archipelagus bilden. Die türkifche Handelsflotte ift 
ziemlich zahleeich; doch erlaubt die ſchlechte Bauart der Schiffe den 
überdies unkundigen Sciffern felten, fich in das offene Meer zu wa— 
gen, und die Küftenfchifffahrt Hat durch die Dampffchiffe einen bedeuten: 
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den Stoß erhalten. — Hinſichtlich des Ausfuhrhandels koͤnnen bie 
Provinzen der Tuͤrkei auf folgende Weiſe eingetheilt werden: Rumelien 
und Bulgarien theilen ihren Ueberfluß zwiſchen Conſtantinopel und Sa⸗ 
lonich, welchem letzteren Plage vorzugsweiſe die Ausfuhren von Macedo— 
nien und Theſſalien zufallen; Albaniens Häfen find Skutari und Dus 
razzo; der Moldau: Galacz; der Walachei: Braila; Damask und Bei⸗— 
rut find die Stapelpläge Syriens; der ſuͤdliche Theil Anatoliens hängt 
von Smyrna ab. Afium, KarasHiffar, Bruffa, Angora fenden ihre 
Erzeugniffe nach Gonftantinopel; Amafia, Tokat, Diarbekir nah Sam⸗ 
fun, Kars, Bajafid, Wan, Muſch, Mardge und Guͤmuͤſch⸗Haneh haben 
keinen andern Abflug als nad) Trapezunt. — Der Handel Europa’s 
mit der Tuͤrkei befindet fi) in den Händen von Europäern, von Grie⸗ 
chen, befonders aus Chios, und von einigen türfifhen Unterthanen, na⸗ 
mentlich Armeniern und Griechen, welche enftere eine Handelsclaffe, Bes 
ratli genannt, bilden und für eine gewiffe Abgabe derfelben Handelsbe⸗ 
günftigungen genießen, wie die ausländifchen Kaufleute. Die Bankiers 
und Sarafe, meift Armenier, bilden eine andere Handelsclaffe, in deren 
Händen ſich die größten Neichthümer befinden, und die beſonders da⸗ 
duch einflußreich ift, daß fie den Provinzialbefehlshabern (eine Würde, 
melche fonft häufig von der Regierung an den Meiftbietenden ertheilt 
wurde) einen Theil des Kauffchillings vorfchießen und für die Zahlung 
des Uebrigen Sicherheit leiften. In Conftantinopel und Smyrna ift der 
Handel auf europaͤiſchem Fuße eingerichtet; alle Gefchäfte werden durch 
Mäkter (in Gonftantinopel meift Juden) betrieben, deren jeder einen be: 
fondern Handelszweig hat. Die mehrften MWechfelgefhäfte macht man 
über Wien, welches mit Gonftantinopel eine Landpoftverbindung hat; 
mit den anderen großen Häfen aber (Smyrna, Odeſſa, Galacz, Zrapes 
zunt, Trieſt) wird ber Poftverkehr duch Dampfſchifffahrt unterhalten. 
Der Binnenhandel in der Türkei ift gänzlich in den Händen von Gries 
chen und Armenien. Die Zürken nehmen wenig Xheil daran. Um 
die Erzeugniffe eines Ortes einzukaufen, ziehen die Händler mit den da⸗ 
feibft begehrten Waaren ald Zaufchmittel dorthin, und an vielen Orten 
wird dies durch regelmäßige Märkte erleichtert. Die Formen des Ver— 
kehrs find hiernach noch in der Kindheit, allein auch diefe Bewegung 
deffelben wird durch das Monopolwefen befchränkt, welches gerade in 
den reichften und bevölkertften Provinzen des Reihe am Meiften aus- 
gebildet if. Der Producent kann dafeldft nicht an wen er will verfau- 
fen, fondern muß feine Prodbucte an die Beamten bes Großheren zu 
einem beftimmten Preife abgeben. Bon ben Aukäufern diefer Producte 
wird oft $ durch die Beamten als Vorfhuß gefordert und muß von 
dem Ankäufer bezahlt werden. Es ift dies jedoch nie ein Kauf für eine 
ſchon erifticende Waare, fondern nur ein Contract für eine zukünftige 
Lieferung. — Alle hriftlichen Fremden, die ſich in der Levante aufhals 
ten, heißen Franken, eben fo wohl als ihre legitimen Nachkommen, im 
fo fern fie nicht mit Rajas erzeugt find. Keiner von ihnen fleht un- 
ter türkifcher Botmaͤßigkeit, fondern nur unter der feines eigenen Vater: 
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lands, das durch feinen in Pera refibirenden Gefandten vertreten wird. 
Franke meldet fich bei feiner Ankunft bei der Ganzlei. feines 
Gefandten und fteht fofort unter deffen Schug und, Gerichtsbarkeit. 
Franken bleiben audy alle Generationen hindurch Unterthanen ihres 

‚ und werden auch in Pera nach ihrem verfchiebenartigen Ba: 

terlande namentlich und bleibend unterſchieden. 

Pa Pe her Hinficht zerfallen die unmittelbaren Beſitzun⸗ 

rkiſchen Reichs in Eüropa und Aſien in Ejalets, beren 

Eine Unterabtheilungen Livas oder Sandſchaks heißen. Bon erfle: 
— auf die europaͤiſchen Beſitzungen, außer den beiden Haupt⸗ 

2. re und Adrianopel, fünf, auf die afiatifchen achtzehn. 

* europdifchen Ejalets find: Rumili, Bosnien, Siliſtria, Dſche— 

air und Kirid (Greta). Das Ejalet Rumili (beftehend aus ben Landfchaften 
und Arnaut nebft Xheilen von Thracien, Macedonien und 
irus) ift in 15 Livas oder Sandſchaks eingetheilt: Janina, Salonich, 
kala, Scutari, Ochrida, Aulone, Guftendil, IL Baffan, Perferin, 
zgin, Uskiup, Delvino, Velitfhterin, Cavala, Krufchevagz. — Das 
Bosnien (Provinz Bosnien, nebft der Herzegowina und Eleinen 
vom ehemaligen Kroatien und Dalmatien) zerfällt in die 

i — —— Zvernik, Ada⸗i⸗Trebir, Trebigne (Herzego⸗ 
Y. — Das Ejalet Siliftria enthält die Pivas: Nicopoli, Tſcher⸗ 
‚men, Vize, Kirktiffa. — Das Ejalet Dſcheſair (die am Marmora: 
und | eifchen Meere gelegenen Küftenftreden von Thracien und Mace: 
‚Mdie zur Zürkei gehörigen Inſeln des Archipels und verſchiedene 
en in Kleinafien (von welchen aber auf den eigentlichen euro: 

‚nur 593 Quadratmeilen fommen), umfchlieft die Livas: 
„Rhodus, Nikofia (auf der Infel Cypern), Chios, Samos 
nd ken: Snfeln des Archipelagus. — Ejalet Kirid (Gandia oder 
ta) nebit einigen demfelben nahe gelegenen Eleinen Eilanden befteht 
Lidas⸗ Kirid (Candia), Retimo und Kanea. — Die wichtigſten 
Eu diefer Ejalets ſind außer der Hauptſtadt Conſtantinopel, deren 
fruͤher erwähnt wurde, Salon ich, am gleichnamigen Meerbuſen 
etwa 70,000 Einwohnern, wovon die Hälfte Nichtmuhamedaner; 
d wen⸗ wichtigſte Handelsſtadt der europaͤiſchen Tuͤrkei und fuͤr 
Aus ehr ſogar die erfte. Stutari und Durazzo find bie 
gften Häfen ig türkifchen Albaniens. Skutari mit 20,000 €. 
e ber Bogana aus dem See von Skutari ; Durayo am 
s Namens des adriatifhen Meeres mit 5000 €. — Die 
Bulgariens liegen, außer Varna (16,000 €., 
| tem Hafen am fchwarzen Meere) fämmtlih an der- Donau; es 
Widdin mit 25,000 E., Siftowo mit 20,000 €., Ruſtſchuk mit 
I0C mit 20,000 €., Raffova, Hirfova, akefcha, Tultſcha, 
ılina ſaͤmmtlich jeboch mit dem uͤberſeeiſchen Auslande in 
geringem Verkehte ftehend , indem fie nach Galacz und Braila bie 
zeugniffe des Landes zur Weiterbeförderung bringen. Der Verkehr 
en u Dfteeig durch die Donaufchifffahre iſt lebhafter ge: 



































456 Türkei. 


worden. Die große Wichtigkeit der Donau und ber Donaumuͤndun⸗ 
gen in commerciellee Hinficht ift in neueſter Zeit noch gefliegen durch 
die von ber Öfterreichifchen Negierung ergriffenen Maßregeln zur Beför- 
derung der Donaufchifffahrt und durch die Einführung der Dampf⸗ 
f&hifffahet von Preßburg bis Galacz und von ba nad Conftantinopel. 
Dadurch wird die Donau zu einer der Hauptftraßen des Tauſchhandels 
zwifchen dem Driente und Mitteleuropa. Die Ausführung des Gedan⸗ 
tens aber, die Donau mit dem Rheine, und dadurch das deutſche Meer 
mit dem ſchwarzen zu verbinden, kann diefe Mündungen zu einem ber 
Endpuncte einer Waſſerſtraße machen, deren anderes Ende in Amfters 
dam, Rotterdam und Antwerpen fein wird, und auf welcher die Pro- 
ducte von Holland , Frankreich, Deutfchland, der Türkei und Suͤdruß⸗ 
land ausgetaufcht werden Finnen, ohne daß man nöthig hat, Gibraltar 
zu umfahren. Dann merben die jegt Öden und unbemwohnten Ufer ber 
Donaumündungen fich in bedeutende Entrepots des füdeuropdifchen Han⸗ 
del ummanbeln. Bei der Dampffchifffahrt find zwar zunaͤchſt Oeſter⸗ 
reich, Rußland, die Zürkei betheiligt, bdiefelbe berührt aber daneben di⸗ 
vect ober indirect noch die Intereſſen fo vieler anderen Länder, nament⸗ 
lich Deutfchlands und Englands, daß es unſtreitig des Eräftigen Zufams 
mentirtens aller Mächte bedarf, um ein gedeihliches Verhaͤltniß für alle 
Theile in der Zukunft zu Stande zu bringen. Nur wenn die Dampf: 
ſchifffahrt völlig entfefjele ift und bleibt, nur wenn die Freiheit des 
Stromes durch ein gemeinfchaftliches Uebereinkommen fämmtlicher euros 
paͤiſchen Mächte vor allen möglichen Beeinträchtigungen ficher geſtellt iſt, 
werben bie großen Hoffnungen fi verwirklichen, welche Gentraleuropa 
und bie Küftenländer des fchwarzen Meeres mit Recht am die bisheri- 
gen Keime und Anfänge Enüpfen. Die bedeutendften Donauhäfen find 
Galacz und Braila; beide, ehemals ganz untergeorbnete Stapelpläge des 
ſchwarzen Meeres, twetteifern jet um den gleichen Rang mit Tagantog 
und Odeſſa. Die öfterreihifchen Schiffe find jegt ermächtigt, von bier. 
direct nad) Großbritannien zu verladen. 

Die für den Verkehr mit Europa wichtigſten Hmbelsplaͤtze der 
afiatifhen Türkei find: Smyrna mit 140,000 E., worunter 58,000 
Zürfen, 48,000 Griechen, 10,000 Armeniern, 8500 Seraeliten und 
15,500 Chriften oder Franken. Die günftigfte Handelsperiode Smyr⸗ 
na's war zur Zeit des Kriege zwifhen England und Frankreich unter 
Napoleon; von dem Ausbruche der griechifchen Revolution begann der 
Verfall deffelben. In Zrapezunt mit 30,000 €. hat ſich feit 1828 
ber Zranfitohandel von und nad Perfien niedergelaffen, wodurch bie 
Bedeutung der Stadt jährlich zunimmt. Naͤchſtdem find zu nennen: 
Zihesme im Archipel, der Infel Scio gegenüber, mit 16,000 €; 
Metelin auf der Inſel gleichen Namens mit 10,000 E.; Scio mit 
15,000 €. Auf der ſyriſchen Küfte ift Beirut mit 10,000 €. ber 
bedeutendfte Hafen durch feine Sicherheit und die Nähe von Damask, 
welches nebft Aleppo den ganzen Binnenverkehr und den Hanbel nach 
Arabien und Perfien beherrfcht. Die obigen Häfen diefer Küfte, wie 
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Saffa, Tripoli, St. Jean d'Acre (Akka), Alerandrette und Saida haben 
nur geringe Bedeutung für den Handel. 

Die Staatsverfaffung hat eine afiatifch «bespotifche Form, und bie 
geringen Beſchraͤnkungen, welche z. B. ſchon durch den Hatti«Scherif 
"vom 3. Novbr. 1839 eingeführt wurden, wie Sicherheit des Lebens, der 
Ehre und des Eigenthums der Unterthbanen, Regelmäßigkeit in Verans 
Tagung und Erhebung der Steuern, Beftimmtheit hinfichtlid der Aus: 
Hebung dee Truppen und der Dauer ihres Dienftes find wohl kaum zur 
Anwendung gekommen. Der Sultan oder Padiſchah, welcher die welt: 
liche und geiftliche Macht im ſich vereinigt, iſt unbefchränkter Here über 
das Leben und Gut feiner Unterthanen, er fest die Staatsbeamten nad) 
Willkür ein und ab, läßt belohnen und hinrichten und die Güter con» 
Er erhebt zu Ehrenftellen und Staatswürden, wen er will. 
flammt aus dem Haufe Osman’s, in welchem die Thron⸗ 
männlicher Linie erblich iſt; er wird bei Erhebung auf den 
dem Säbel Osman's umgürtet. Der Hofitaat ift fehr zahl⸗ 

ber 10,000 Perfonen und zerfällt in den innern und dus 
+ Der erftere befteht aus dem Harem, an deſſen Spitze der Kislar⸗ 
ber Kapi= Agaffi ſtehen; der legtere enthält alle Hofchargen 
der geoßherrlichen Leibwache; dazu gehören die Kapigi, bei den 
7 bdafjelbe, was an europdifchen Höfen bie Kammerherren ; der 
Oberkammerherr heißt Kapigi:Pafcha. Symbol des Reichs ift der wach: 
de halbe Mond, mas zwar längft eine Unmwahrheit geworden ift. 
zu tragen verbietet zwar der Koranz dennoch ftiftete ſchon Ges 

III, im Sabre 1797 den Orden des halben Monds für Europder, 
us 5 Claſſen beftehend, und Mahmud fügte am 19. Aug. 1831 den 
| 3 Ruhmes in 4 Glaffen hinzu. Das Verwaltungsfuftem, wel⸗ 
und hergeſchwankt hat, wurde neuerdings im Februar 

‚geordnet, daß alle Beamten wie früher aus der Staatscaffe 
‚werben. Der Paſcha hat die Militär» und Civilabminiftration 
Ihm zur Seite fleht der Defterdar oder Oberrechnungs⸗ 
Provinz. Jede Provinz ift in Gantone und Diftricte ein- 
jedem Ganton befindet fih ein Kaimakam, welcher ftatt 
die Stelle des Finanzbeamten vertritt. Nebſtdem wird 
= an ein Kafa-Mubdiri — ey? —* der Mitte 
der Primaten gewaͤhlt, um die Rechnungsbeamten zu uͤberwachen und 
ihnen zugleich die noͤthigen Aufſchluͤſſe zu ertheilen. In allen Städten 
ven wie früher die Gemeinderäthe. Der Zehnte wird öffentlih an 
Meiftbietenden verfteigert. Der Steigerer ift mit feiner Erhebung 

feagt und muß im Voraus die zu zahlende Summe bei dem Kai« 
Dieſer ſchickt das Geld an den Defterdar, welcher 
ad) der Provinzialbeamten es in den Staatsſchatz fenbdet. 
Die g e Erhebung und Verfteigerung des Zehnten wird von 
allen Obrigkeiten bewacht. Die Rajas zahlen ihr Kopf: 
er here an die Patriarchen, fondern in einem öffentlihen Buͤ⸗ 

1, in’Gegenwart einer GCommiffion ihrer Primaten, an einen türkis 
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ſchen Finanzbeamten. Das Perſonal und das Gehalt der Rechnungs⸗ 
beamten iſt viel geringer als früher. Die wichtigften Einnahmequellen find : 
die Kopffteuer nach 3 Claffen (10, 6 und 3 Piafter), welche jeder erwach⸗ 
fene Chrift und Jude zu entrichten hat; die Grundfteuer, die entweder im 
Zehnten ober in einer andern feften Summe befteht; die Steuern Nu— 
fuli und Avavifi, gemwiffe Gemwerbsabgaben für Städte, bie keine Acker— 
bau treibenden Einwohner haben; die Zölle, von 3 Procent für alle eins 
und ausgehende Waaren, fo mie gewiffe Abgaben an Thoren und 
Brüden beftehend; bie Accife, eine Abgabe auf Sciefpulver, Tabak, 
Mein und einige andere Verbrauchsgegenftände; die Bergwerke und das 
Münzrecht; die Vermögenseinziehung und das Abzugsrecht; der Tribut 
von ben Fürften Serbiens, der Moldau und Walachei, welcher gegen= 
wärtig zufammen nur 4,300,000 Piafter beträgt. Der Betrag ber 
Einnahmen ift nicht befannt; nad) ben zuverläffigiten Schägungen wird 
man dafür 75 Millionen Thaler annehmen Eönnen. Die Finanzverle- 
genheit, in melcher ſich die Türkei im Jahre 1834 befand, rief die erfte 
Emiffion ihres Papiergeldes hervor. Es wurden im Juli 1840 an 
Sehims oder Treſſorſcheinen im Betrage von 32,000 Beutel Piaſter 
ober 1,792,000 Thaler in Stüden zu 100, 200, 250 und 500 Piaftern 
ausgegeben. Schon drei Monate fpäter, gegen Ende Septembers 1840, 
erfolgte eine zweite Emiffion von 48,000 Beutel oder 2,688,000 Tha- 
lern; folglich eriftiren feitbem 4,780,000 Thaler Papiergeld. — Bis zum 
Sahre 1834 galt im Allgemeinen ein im Jahre 1816 erlaffenes Zollre: 
glement, mwonad fremde Maaren einer Eingangsabgabe von 3 Procent 
des Werths unterworfen waren. Im Jahre 1838 ſchloß England einen 
diefen Zuftand verändernden Handelsvertrag mit der Pforte ab (Tuͤrki— 
[her Zolltarif, vereinbart am 27. April 1839 zwifchen Großbritannien 
und der Pforte, in Gemäßbeit bes Tractats vom 14. September 1838, 
gültig für den Handel derjenigen Staaten, die fpäter mit ber Pforte 
einen Hanbelstractat abgefchloffen haben. Aus dem Englifchen überfegt 
von ©. Meeder. Hamburg, 1840), wonach bie inländifhen Monopole 
aufhören, dafür aber ein Eingangszoll von 5 Procent und ein Aus: 
gangszoll von 12 Procent des Werthes verordnet werden follte. Die 
übrigen feefahrenden Nationen fchloffen fi) den Beſtimmungen biefes 
Vertrages an, nur Rußland hielt an den alten 3 Procent feft, und bat 
kuͤrzlich eine zwölfjährige Verlängerung diefes Monopols erlangt. Die 
geiftliche Verwaltung leitet unter Auctorität bes Padiſchahs der Mufti. 
Er ift der Vorftand der Ulemas (Gelehrten), welche eine Corporation 
aller Religions: und Rechtsverftändigen bilden, und aus denen alle Kir 
hen: und Richterftellen befegt werden. Die Claffen diefer Ulemas find 
die Unter Mufti:Kadilester, Mola, Kadi, Naib, Smams, Scheich, Cha- 
tibs, Mueffims und Derwiſche. Die Rechtspflege beruht nach ben 
Grundfägen des Korans auf den einfachen und apodiktifchen Ausfprüchen 
der Kadis. — An der Spige ber politifhen Angelegenheiten fteht der 
Großvezir; er ift oberfler Befehlshaber im Kriege und Frieden, unter 
ihm ftehen die fämmtlihen Minifter. Diefe find nad den neueren Be 
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zeichnungen ber Umuri muͤlkie naſiri (Minifter des Imern), Umuri 
charadfche nafiri (Minifter des Auswärtigen), Defterdar (Finanzminifter), 
Kapudan⸗Paſcha (Marineminifter und Grofadmiral), Tſchauſch Baſchi 
(Polizeiminifter) und Mufti (Cultus⸗ und Suftizminifter) ; fie bilden nebft 
den Agas ber Truppen und anderen dazu gezogenen hohen Reichebeamten, 
vorzüglich den Staatsfecretären für die einzelnen Verwaltungszweige, den 
Staatsrath (Divan), in welchem alle Reichsangelegenheiten verhandelt 
werden. Die regelmäßigen Truppen, welche die Tuͤrkei gegenwärtig un: 
terhält, mögen etwa 50,000 Mann betragen, während ihre Kriegsma⸗ 
rine feit der verhängnifvollen Schladht bei Navarin ſich kaum wieder erholt 
bat und etwa 1800 Kanonen mit 9000 Mann Equipage führen fol. 

Ob die Fürkei mit ſolchen Staatskräften, nachdem in ihr durch die 
neueften Reformen grundfäglich das alte Regiment aufgehoben ift, das auf 
der Herrfchaft der Gläubigen über die Ungläubigen bafirt war, bei einer 
bevorftehenden ernftlihen Collifion einer europäifchen Hauptmacht wird 
MWiderftand Leiften fönnen, oder ob fein Dafein noch in ungewiffe Zu: 
funft hinaus durch die Kunft der Diplomatie wird gefriftet werben, 
das müffen mir diefen beiden, der zukünftigen Diplomatie und der di— 
plomatifchen Zufunft, überlaffen. Jedenfalls wird die Entfcheidung auf 
das Schickſal Deutfhlands nicht ohne Einfluß bleiben. 

Rutenberg. 

Zugendbund*). — Mit diefem Namen bezeichnet man einen in 
Preußen entflandenen Verein patriotifcher Männer, der nad Deutfcy: 
lands Unterjohung durch Napoleon in ben Jahren 1806 und 1807 
zu bem Endzwecke (urfprünglid unter ber Benennung: fittlich = wiffen- 
fhaftlicher Verein) zufammentrat, durch Wort, Schrift und Beifpiel zu: 
nädft in dem preußifchen Volke, dann aber auch in dem übrigen Deutfch- 
Land Waterlandsliebe und politifhen Gemeingeift möglichft zu erwecken 
und zu verbreiten. Da für die fpätere Erhebung und Befreiung unfers 
gefammten Vaterlandes, für dieſe größte Thatfache ber neuern Ges 
ſchichte, dieſer Bund aud ohne Zweifel das Seinige beigetragen und 
mehr, ald man fpäter anzuerkennen für gut fand, das neuere innere po= 
litiſche Leben befördert hat, fo ift ihm fchon dadurch feine hiftorifche 
Bedeutung gewiß. Derfelbe kann übrigens nur in Bezug auf bie 
Franzoſen als eine geheime Verbindung bezeichnet werden, ba feine ° 
Zwede, Statuten und Mitglieder der preußifchen Regierung bekannt unb 
von ihr gebilligt und begünftigt waren. Die Sranzofen erfannten feine 
Bedeutung, fobald fie von ihm Kunde erhalten hatten, fehr beftimmt 
an. Es ſteht gefchichtlich feft, daß Napoleon diefen aus dem Geiſte 
bes Volks hervorgegangenen Verein mit dem richtigen Inſtincte des 
Despotismus (mie auch die deutfchen Univerfitäten!) nicht wenig fuͤrch⸗ 
tete; und daß der Marfchall Davouft zu einem preußifchen DOfficier in 
Hamburg fagte: „er haſſe nit Preußen, fondern ben Tugendver⸗ 
ein‘/;!); ferner, daß fchon 1809 von dem frangöfifchen Minifter Maret 

*) Man bittet um Entfchuldigung wegen ber Verfehung biefed Artikels. 

1) Freimuͤthige Blätter f. Deutfche. Berlin, 1815. 9. IV. S. 113. 
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Emiſſarien nach Deutſchland geſchickt wurden, um über dieſen Tugendbund 
Erkundigungen einzuziehen, fo wie auch noch im März 1813 in dem 
Berichte Regnauld’s de St. Sean d’Angely an den franzöfifchen Senat dem 
Zugendbund der „undankbare und unnatürliche Krieg‘ Preußens gegen 
Frankreich zugefchrieben ward !). Ganz in gleichem Sinne meint der franzd= 
fhe General VBaubancourt in feinem Werke über den Krieg der Fran— 
zofen in Deutfchland 1813, die Deutfchen feien bis 1812 günftig für die 
Franzoſen geftimmt gemwefen, und erft der Tugendbund hätte dieſe Liebe 
in Haß verkehrt?) !! Ein anderes Intereſſe hat diefer Tugenbbund da= 
durch, daß. als feine Mitglieder die damals bedeutendften politiſchen 
Männer genannt wurden, wie 3.8. ber General Scharnhorft, Schill, der 
* Freiherr v. Stein, Fichte, Jahn, Arndt, Humboldt, Schleiermacher, Nies 
buhr, Gneifenau ꝛc., freilich zum Theil ganz irriger Weiſe, wie wir bald 
fehen werden. Am Merkwürdigften aber ift berfelbe dadurch, daß er 
nach feinem Aufhören oder völligen Erlöfchen von der anticonflitus 
tionell gefinnten Partei im und außerhalb Preußens als Gefpenft 
heraufbefhworen und dazu gemißbraucht wurde, um die fhöne Einigkeit 
zwifchen Fürften und Völkern durch Mißtrauen zu ftören und nament⸗ 
lich in Preußen die auch dort fo Eräftig begonnene conftitutionelle 
Entwidelung zu hemmen. Da die Wirkungen hiervon noch bie zu 
diefem Augenblide fortbauern, fo fcheint eine nähere Befprehung und 
Erörterung ber Urfachen und Folgen biefes Vereins , fo wie feines Zus 
fammenhangs mit ber wichtigften Staatsfrage der Gegenwart, dem Re— 
präfentativfpftem, hier nicht ungeeignet. Auch hat die eben erwähnte, 
von dem befannten Geheimen Rath Schmalz in Berlin ausgegangene 
Denunciation zu einer literartfchen Polemik geführt, an der einige Notabi= 
litäten in unferer Gelehrtenwelt, Niebuhr und Schleiermader, 
Antheil nahmen, und welche in mehrfacher Beziehung hoͤchſt merkwuͤr⸗ 
dig ift. ‘ * 5* — 

Wir geben hier zuerſt die innere und aͤußere Geſchichte des Tu⸗ 
gendbundes ſelbſt, fo kurz als möglich. 

Die innere Veranlaſſung zu Stiftung deſſelben war folgende. 
Durch den Tilſiter Frieden, welcher Preußen mehr als die Haͤlfte ſeines 
bisherigen Gebietes koſtete, war daſſelbe von ſeiner fruͤheren glaͤnzenden 
Hoͤhe in die Reihe der Staaten vom zweiten, wo nicht gar vom dritten 
Range herabgeſunken. Doch lebte immer noch ein kraͤftiges Volksge⸗ 
fühl fort, und die vielen ausgezeichneten Männer, die dieſer feit langer 
Zeit die Intelligenz als feine Hauptftüge anerfennende Staat in ſich zu 
vereinigen gewußt hatte, gaben keineswegs die Hoffnung einer bereinfti« 
gen Miedererhebung auf, welche fie auch durch die geeignetften Mittel 
zu bewirken fuchten. Ueber diefe Mittel boten die Urfachen ber Zer- 
truͤmmerung ber preußifchen Macht genügende Andeutungen dar. Die 
Haupturfahe war ohne Zweifel, wie auch der, Staatsminifter v. Schön 





1) Niebuhr, eb. geheime Verbindungen ıc. Berlin, 1815, ©. 4. 
2) Bol. d. Rec. dieſes Werkes in d. Göttinger gel. Anzeigen 1819. St. 162, 
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in feinem berühmten „Woher und Wohin?” ganz richtig bemerkt hat, 
der noch aus früherer Zeit flammende Mehanismus bed ganzen 
Staatswefens, die bis zum Unerträglichen gediehene Bevormundung 
des Volkes durch die Beamtenwelt und bie Unterdbrüdung 
alles öffentlihen Lebens, alles politifhen Gemeingeiftes 
und der wahren Seele des Staats, der Öffentlihen Meinung ?). 
Die zweite Haupturfache war die zum wahren Daß gefliegene Ent- 
frembung zwifchen den verfchiebenen Ständen, und befonders zwiſchen 
dem preufifhen Volke und dem Deere, in beffen DOfficierftand das 
übermüthigfte Junkerth um berrfchte, fo daß das Volk fogar mit ei- 
ner gewiffen Befriedigung die Kunde von ber Miederlage bei Jena 
aufnahm ?)! — Mit der Efkenntniß diefer Hauptübel war die Indie 
cation der Heilmittel gegeben. 

Schon am 27. Nov. 1807 ſchrieb Scharnhorft an den nad: 
maligen General v. Klaufemwig: „Ungluͤcklich, ganz unbefchreiblicd un» 
glüdlid find wir. Wäre «8 möglich, nah einer Reihe von Drangfas 
len, nad) Leiden ohne Grenzen aus den Ruinen ſich wieder zu erheben, 
mer würde nicht gern Alles daran fegen, um den Samen einer neuen 
Frucht zu pflanzen, und wer würde nicht gern flerben, wenn er hoffen 
könnte, daß fie mit neuer Kraft und Leben hervorginge! Aber nur auf 
einem Wege ift dies möglich. Man muß ber Nation bag Ge— 
fühl der Selbfifiändigfeit einflößen, man muß ihr Gelegen- 
heit geben, daß fie mit ſich felbft befannt wird, daß fie ſich ihrer 
felbft annimmt ; nur erft dann wird fie fich felbft achten und von An⸗ 
beren Achtung zu erzwingen wiffen. Darauf hbinzuarbeiten, bies 
ift Alles, was wir können. Das neue Militär, fo Elein und uns 


1) Buddeus, d. Staatsarchiv. 1842. Bd. III. ©. 256 ff. Wir wollen nur 
folgende Stelle mittheilen: „Es konnte nicht fehlen, daß dieſe Bevormundung 
unmwürbiger Menfchen, im Geifte der Beamtenhierarchie geführt, das Gefühl der 
Selbftftändigkeit des mündigen Theils des Wolke tief und ſchwer verlegte. 
Um fo mehr nahm man im Volke die Städteorbnung mit hohem Enthufiasmus 
auf, und mit um fo größerer Sehnfucht fah man einer Gommunalorbnung und einer 
Volks: und Ständerepräfentation entgegen, indem man hoffte und meinte, in diefen 
die Münbigkeit des gebildeten Theils bes Volkes wirklich auch anerfannt zu fehen. 
Das Unglüd im Jahre 1807 bis 1813 und die Gefege diefer Zeit förberten die 
Selbftändigteit bes Volks noch bedeutend mehr, und brachten fie in im= 
mer klareres Bewußtfein. Die fhönfte Frucht davon und die herrlichſte Erfcheinung 
des erwähnten Geiftes diefer Zeit war die preufifhe Landwehr, nicht von Milis 
tärs oder Givilbeamten errichtet, fondern aus dem Volke hervorgegangen und durch 
bie Kraft des Volkes herangereift. Es war bie Zeit ber Erkenntniß gelommen 
u. f. w.“ VBgl. Staatslexik. Bd. XII. S. 298, 

2) „Es iſt ein fuͤrchterlicher Gedanke, daß die Buͤrger im Preußiſchen, wie Fr. 
Buchholz (in ſ. Gemälde von Pr. bis zum 14. Oct. 1806) fagt, aber auch andere 
mannigfaltige 3eugniffe betätigen, fich im 3. 1806 damit getröftet haben, daß ber 
Uebermuth der Dfficiere unerträglich gewefen fein würde, wenn fie gefiegt 
hätten. Diefe Gefinnungen wurden nach der Schlacht bei Jena unverhohlen gegen 
fremde Reifende geäußert.” Rehberg, El. hift. polit. Schriften S. 228. Bol. eine 
Stelle (von Merkel) in ber Klio, Jena b. Mauke 1840, Bd. I, Hft. 1. ©. 79. 
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bebeutend es auch fein mag, wird in einem andern Geifte fich feiner 
Beftimmung nähern und mit den Bürgern des Staats in ein 
näheres und innigeres Buͤndniß treten.” 

Es ift bekannt und braucht daher nur kurz erwähnt zu merben, 
wie eben Scharnhorjt, fo wie Gneifenau, Mäffling, Boyen zc. in diefem 
Sinne die Reorganifation des preußifhen Heeres bemwirkten, durch den 
beftändigen Wechfel ber Recruten (das fogenannte Krümperfuftem) die 
auf 42,000 Mann befchränkte Armee verſechsfachten, das Selbſtge— 
fühl des gemeinen Soldaten durch Abfchaffung ber Prügel: 
ſtrafe !), fo wie das der Bürger durch Aufhebung der Vorrechte des 
Adels auf Dfficierftellen?) fo bedeutend hoben und durch alles diefes 
die für die politifche Freiheit fo unendlich wichtige Inſtitution der 
Landwehr vorbereiteten und in's Dafein riefen?). 

In gleihem Einne wurde durch die Umbildung ber Gefeggebung 
und Berwaltung im Innern des Staats und durch Hebung ber allge- 
meinen geiftigen Bildung: das Selbftfländigkeitsgefühl des 
Volkes erwedt und belebt. Schon das Ebdict vom 9. Dct. 1807 und 
die darauf folgende agrarifche Gefeggebung (befonders das Edict vom 
14. Sept. 1811) leitete duch Aufhebung ber Hörigkeit und Erbunter- 
thänigkeit, fo tie der feubaliftifchen Worrechte bes Adels in Bezug auf 
den Grundbefig, die große Emaneipation des Bauernftandes, diefer 
zahlreichen und wichtigften aller Glaffen von Staatsbürgern*), ein; und 
wenn die Gefchichte mit Recht das fchöne Wort Friedrich’ des Großen 
aufbewahrt: „Ich bin e8 müde, über Sklaven zu herrſchen,“ fo wird 
fie doch nody mehr die That Friedrih Wilhelm's II. rühmen, durch 
welche drei Viertel der der fogenannten Gutspflichtigkeit unterworfenen 
Bevölkerung wirklich frei wurden ®). 

Durd) den Staatsminifter v. Stein wurde fobann die Stäbte: 
ordnung vom J. 1808 (deren Geifte die neue Städteorbnung von 
1831 in fehr vielen Puncten unaͤhnlich ift, melde Dr. Jacoby in 
Königsberg in feinen bekannten „Bier Fragen eines Oſtpreußen“ näher 
bezeichnet ®) in's Leben gerufen, um durch Theilnahme der Bür: 
ger an der Verwaltung ihrer ftädtifchen Angelegenheiten ebenfalls das 
Gefühl der politifchen Serbftftändigkeit des Volks zu fördern. In dem 
berühmten Sendfchreiben aus Königsberg .v. 24. Nov. 1808, welches 
der Freiherr v. Stein bei feinem durch Napoleon erzwungenen Austritte 


1) Boyen Hatte ſchon 1799 über die Abfchaffung entehrender Strafen beim 
Militär gefchrieben; fpäter ale mr feine „Freiheit den Rüden.” S. Hin— 
rich’ polit. Borlef. 1843.1. S.2 
— el vom 6. Aug. 1806, e Bestie Preußen in ſtaatsr. Beziehung. 

3) Welder, Begründ. e. Mot. aufe. Wehrverfaff. Karlsruhe b. Braun. 
S. 7. re in Polit. Freih. ©. 211. 

4) Rumpf, Die preuß. Monarchie. 1830, Vorr. ©. 1. 

5) Rumpfa. a. O. S. 4. 

6) Wal. deutſch. Staatsarch. Bd, III. ©, 191,211 
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aus dem preufifchen Staatsbienfte erließ"), erklärte berfelbe ausdrücklich, 
es fei darauf angefommen, bie Disharmonie, die im Volke Statt fand, 
ben Kampf der Stände unter ſich zu vernichten, weshalb na— 
mentlich eine Reformation des Adels nöthig”fei, und daß „durch die 
Verbindung deffelben mit den übrigen Ständen die Nation zu einem 
Ganzen verkettet werde,“ weshalb Stein auch ausdrüdlic auf „eine 
allgemeine Nationalrepräfentation‘ antrug, wobei er bie bie: 
herige landftändifche Form als „hoͤchſt unvolllommen eingerichtet” 
erkiärte?). Eben fo entfchied er ſich für Abfchaffung der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit, für Einführung der allgemeinen Pflicht zur Vertheidi⸗ 
gung des Vaterlandes u. f. w., und legte ſchließlich befonders dringend 
bie * für die Erziehung und den Unterricht der Jugend an's Herz. 
diefer letztern Beziehung war die Errichtung der neuen Uni= 
verfität zu Berlin, deren Plan Wilhelm v. Humboldt entwarf, 
von dem entfcheidendften Einfluffe?), befonders da fie unter ihren erften 
Lehrern Männer wie Fihte und Schleiermader hatte, melde in 
glühender Begeifterung ben Glauben an Deutfchlands und Preußens 
dereinftige Wiedergeburt öffentlich auszufprechen den Muth hatten 
(Fichte in feinen Reden an die beutfche Nation, Berlin, 1808 und 
Schleiermacher in feinen Predigten aus den Jahren 1807 bis 1813) 
und fo forgfam den Funken deutfhen Freiheitsgeiftes unter der Afche 
naͤhrten. Auch F. 8. Jahn's muß bier gedacht werben, da berfelbe 
durch die Wiedererweckung der Zurnkunft großes Verdienſt ſich erwarb. 
Diefen Beftrebungen feiner Führer entſprachen auch wirklich die 
des Volkes, und ald einer der verfchiedenen Beweiſe, daß die dee, 
bas Volk müfje ſelbſſt mit Hand anlegen, wirklich in daſſelbe einge: 
derungen war, ift nun eben ber fogenannte Tugendbund anzufehen. 
Da über den wahren Zweck defjelben fo viele irrige Anfichten ver: 
breitet find, fo halten wir es für angemeffen, hier die Einleitung zu 
ber Stiftungsurfunde mitzutheilen, fo mie ſich biefelbe in den ſchon er 
—— „fteimuͤthigen Blättern” (Berlin, 1815. 9. IV, ©. 114 ff.) 
t 


$. 1. Der Zweck bes Vereins ift bereits in ben Grundgefegen ausgefprochen 
unb kann nicht verändert, fondern nur genauer entwidelt werben. 

d. 2. Solhe Deutungen und Entwidelungen haben nur dann verbindliche 
Kraft, wenn fie Ausflüffe der gefeugebenden Macht bes Vereins find. 


1) D. Staatsarch. a. a. D. ©. 246. 

2) Scheibdler, Die Idee d. Univ. u. f.w. S. 88. Bol. Fichte's keben. 1. 
541. Niebuhr’s Schrift gegen Schmalz (üb. geb. Verbindung. 1815. ©. 31. 

3) „Mein Plan war daher, jeder active Staatsbürger, er befige hundert 
Hufen oder eine, er betreibe Landwirthichaft ober Fabrication oder Handel, er 
babe ein bürgerliches Gewerbe, oder er fei durch geiftige Bande an den Staat 
gefnüpft, habe ein Recht zur Repräfentation. e mir bierzu einge: 
reichte Pläne find von mir vorgelegt. Won der Ausführung eines folchen Plans 
hängt Wohl und Wehe unfers Staates ab; denn auf diefem Wege allein 

ann der Nationalgeift pofitiv erwedt und belebt werben.” 

Buddeus, deutfches Staatsarchiv III. S. 248. 
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g. 3. Eine Verbeflerung bed fittlichen Zuſtandes und bie Wohlfahrt des 
preußifchen und hiernächft des deutſchen Volkes durh Einheit und Gemein= 
6 f — Streben tadelloſer Männer hervorzubringen, iſt der Zweck bes 

$. 4. Der Kreis feiner Thaͤtigkeit iſt an feine drtuiche Grenze gebunden. 

$. 5. Die Mittel der Geſellſchaft find: Wort, Schrift und Beifpiel. 

$. 6. Durch fie foll den Gefegen des Staats weber etwas zugefest, noch 
davon abgenommen werben. 

$. 7. Der Verein wirkt jedem Gemeinfhäblichen , beffen Entftehung, Aus⸗ 
bruch oder nachtheilige Folgen zu feiner Notiz kommen, vorzüglidh dem Privat⸗ 
eigennuge und ſolchen Laftern entgegen, welche gegen das Öffentliche und allges 
meine Interefle laufen. 

$. 8. Er bemüht ſich, Sinn und Begriffe von Pflichten für das Allgemeine 
mehr zu erweden, mehr zu fchärfen und in dem Wolke einen moralifhen Rich 
terftuhl gegen bie Verbrechen zu errichten. 

‘8,9, Der Verein wirkt mit den tugendhaften Staatöbürgern in Verebelung 
und Begluͤckung des Volle Hand in Hand; bie fihlechten Bürger werden von 
ihm mit angeftrengter Aufmerkfamkeit verfolgt, um fie auf. geſetzlichem Wege 


unwirkſam zu machen. 

$. 10. Der Verein repräfentirt den tugendhaften Theil des Volks, um in 
Verbindung mit der Regierung zur ſchnellern und wirkfamern Verbrei⸗ 
tung aller ihrer Maßregeln dem geſunkenen Baterlande aufzuhelfen. 

F. 11. Er bildet eine Schugmauer in der Mitte des Volks, um ben Thron 
des jebigen Beherrſchers von Preußen und des Haufes Hohenzollern, gegen bie 
Attentate des unfittlichen Zeitgeiſtes. , 

$. 12. Er bildet feine eigene Macht im Staate (statum in statu), fon= 
dern er macht die vernünftige Unterwerfung unter bie Befehle und Anorbnun- 


gen ber Regierung allgemeiner. 

$. 13. Sein Zweck ift daher vaterländifch, in fo fern er dem preuß. Wolke 
durch Veredelung feiner felbft aufhilft, aber auch weltbürgerlich, weil er zur Thaͤ⸗ 
tigkeit in Wahrheit und Tugend führt. 

g.14. Er ift pbitanthropifch , weil er auf Bildung des gegenwärtigen und 
Zünftigen Gefchlehts ausgeht; in fo fern aber bie Erziehung der vaterländifchen 
Zugend fein vorzüglichftes Augenmerk ift, ift er päbagogifch ; politifch allein aus 
der Beziehung, daS er der gefuntenen Nationaldkonomie durch wertthätige Uns 
terftügungen aufhilft, den Gemeingeift, Liebe für's Vaterland, Verfaſſung und 
Wegenten wedt, dem Mafregeln der Regierung zum allgemeinen Beften nicht nur 
vorarbeitet, fondern auch bie Gemeinmeinung dafür gewinnt und leitet. 

$. 15. Wenn gleich der praktiich tugendhafte Menſch Gigenſtand der Wirk: 
ſamkeit des Vereins ift, fo ift e8 auch zunächft der gute Bürger und zuvoͤrderſt 
auch der gute preußiſche Staats buͤrger. 

16. Der Verein wirkt darauf hin, daß im Vaterlande die Hinberniffe eis 
ner zwedtmäßigen Bevölkerung gehoben werben. R 

g. 17. Deögleichen prüft er die Ratur ber allgemeinen Ernährungsmittel, 
die Gründe ihrer Wohlfeilheit und Theuerung, ihre Surrogate auf vaterländis 
fhem Boden, um ſowohl durch Worfchläge, als auch durch thätige Huͤlfeleiſtun⸗ 
gen der Entartung des phoſiſchen Menfchen vorzubeugen. 

$. 18. Er unterrichtet fi von der Befchaffenheit der Findels, der Waifen- 
bäufer und Sefängniffe und anderer Öffentlichen, fo wie der Privaterziehungss 
anftalten, um ben fihtbaren Uebeln auch ohme Goneurrenz der Regierung Ab: 
Hülfe zu verfchaffen und den mwohlthätigen Zweck diefer Anftalten zu befördern. 

g. 19. Er fhüst und befördert das Syſtem der Armenverforgung durch 
Bildung und Nachweifungen von Anftalten und Verrichtungen. 

$. 20. Er befchäftigt ſich ganz vorzüglich mit Werbefferungen ber Erzie: 
bungsmethoben nach folgenden vier Gefihtspuncten : a) Die Einfihten der 
Zugend follen mehr, als bis jegt gefchehen, auf das Allgemeine und Beurtheilung 
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ihrer Pflichten für dad Vaterland und bie Vorzüge feiner Werfaffung gerichtet 
werben. b) Das Gemüth der Jugend foll von dem erften Unterrichte an durch 
Erwedung und Schärfung des religiöfen und bes Kunftfinnes die Richtung auf 
Eräftige Dumanität erhalten. c) Die Gymnaſtik foll in ben nn 
Unterricht Öffentlicher Schulen aufgenommen werben. d) Es foll ein zweckmaͤßi⸗ 
ger und vollftändiger Unterricht der ganzen Kriegsfunft und Wifjenfchaft als 
wefentiicher Theil erft der Gymnaſtik, dann der theoretifchen und praftifchen 
Mathematik in den Lectionsplan aller Öffentlichen Edyulen aufgenommen, in den 
untern Glaffen mit dem Erereitio angefangen, folches auch bis zur höchften Volle 
tommenbeit fortgefest, mit dem Unterrichte von Etrategie und Fortification aber 
der Curſus auf behen Schulen dergeftalt gefchloffen werden, daß Niemand fich 
diefem Unterrichte entziehen kann, wenn er gleich fich für andere Wiffenfchaften, 
als Theologie zc., vorzüglich auszubilden gefucht hat. 

$. 21. Der Zugendverein bildet eine Gemeinmeinung in ben niedern Volkes 
claffen für Regenten und Regierung und fucht diefelbe auf praktifche Ucbung ber, 
Tugend und bie Zwede der Gefellfchaft zu leiten. 

$. 22. Der Verein widerftrebt der Ausbreitung jenes gemeinfchäblichen Ein« 
fluffes, welchen erfaufte Schriftfteller zur allgemeinen Erfhlaffung, Vernichtung 
der beftehenden Drdnungen bürgerlicher Gefelfhaften, zur Herbeiführung allge 
meiner Mutbhlofigkeit, eines Alles verachtenden Eigennuges und die Herrfchaft 
des Knechtfinnes bei ben Völkern anwenden. Er befhügt das Naterland gegen 
den Spott und Hohn folcher Schriftfteller und vertritt die Denk» und Gemif: 
fensfreiheit gegen die Krechbeit und Ausfälle ſtlaviſcher Beitgenoffen. 

$. 23. Bei der Abhülfe der Religion und des geiftlichen Standes hält er 
ie — Mitte zwiſchen Freigeiſterei, dummer Froͤmmelei, Heuchelei und 

ectation. 

$. 24. In der vaterlänbifchen Literatur unterſtuͤtzt er das Glaffifche, erweckt 
Gleichguͤltigkeit gegen das herrfchende Mittelmäßige und Verachtung des Schlechten. 

$.25. Durch ben Verein follen die öffentlichen Spiele veredelt, vers 
mehrt und als Mittel zur phyſiſchen und moralifchen Abhülfe der Nation mehr ge⸗ 
eignet werben. 

8.26. Die Udercultur, Beförderung des Anbaues wüfter Stellen und 
Unterftüsung thätiger Landwirthe, Errichtung öffentlicher Etabliſſements, ohne 
— Regierung, wenn auch mit Zutritt derſelben, machen eine wichtige Sorge 


aus. 

5. 27. Der Zugendverein ift eine öffentliche Gefellfhaft, welche fid 
bes — * — zu erfreuen ie ® ua MER 

8.28. Er ift den geheimen, vom Staatsoberhaupte nicht fanctionirten 
Verbindungen fowohl mehrerer Staatsbürger unter einander, als auch einzel« 
ner Unterthanen mit fremden Mächten abgeneigt. 

Was die Äußere Geſchichte und Organiſation beffelben betrifft, 
fo waren es urfprünglich zwanzig Männer, welche in Königsberg 
zufammentraten, befondere Statuten entwarfen und diefe ber Regierung 
orlegten. Von dort aus verbreitete fich der Verein in die übrigen Pro- 

‚preußifchen Staates (als der erfte Zilialverein des Tugendbundes 













n Braunsberg entftandene angegeben), fo daß bald darauf 

eber Stadt des Landes ein „Tugendbund“ befand. An 
and ein hoher Rath von 5 Mitgliedern, bie aus dem 
‚ db. h. den zuerft eingetretenen 20 Mitgliedern, gewählt 

diefeß hohen Rathes war der Cenfor, der auf bie Auf- 
ser Geſetze zu fehen und die Streitigkeiten unter den Mit: 
zu ſchlichten hatte. Der hohe Rath wurde von Zeit zu Zeit 

gewählt. Der Verein beftand übrigens aus 5 Abtheilungen: für 
Staats »Leriton, XV. 30 


466 Zugendbund. 


Erziehung und Volksbildung, für die Staats: und häusliche Defonomie, 
für die Polizei, für Literatur und für das Militär. Jede Abtheitung 
hatte möchentlid) einen Arbeitstag, und jedes Mitglied mußte fich bei feiner 
Aufnahme eine oder mehrere Abtheilungen wählen, für welche er arbeiten 
wollte. Aufgenommen fonnte jeder unbefcholtene chriftlihe Bewohner 
des Königreichs werden, der von einem Mitgliebe vorgefchlagen mar, 
und von dem der Cenſor nach genauer Erfundigung nichts ihm zur Laft 
Fallendes erfuhr; Ausländer waren durchaus ausgeſchloſſen. 

Es ift Übrigens irrig, daß, wie erſt noch neuerdings behauptet 
worden!), alle geiltigen Größen der damaligen Zeit dem Zugendbunbe 
angehört hätten, namentlih Scharnhorft, v. Stein, v. York, v. Gnei⸗ 
fenau, Fichte, Humboldt, Schleiermacher, Niebuhr, Arndt, Krug, Schill, 
Roͤhr, Zahn u. few. Weder Stein noh Gneifenau maren Mit- 
glieder, wenn gleich fie von feiner Eriftenz und Wirkfamkeit Kunde hat: 
ten, welche letztere felbft Gneifenau nicht fo hoch angefchlagen zu haben 
ſcheint. Daß Wild. v. Humboldt Mitglied geweſen wäre, iſt eben« 
falls ganz unmwahrfcheinlid. In Beziehung auf Fichte wird, menig: 
ftens in deffen Biographie, nichts davon erwähnt. Aub Schleierma= 
her und Niebuhr haben fih in ihren Gegenfchriften gegen bie 
Schmalzfche Denunciation mehrfach) gegen den Tugendbund erklärt, und 
Arndt hat erft noch neuerdings in feiner Selbftbiograpbie auf das 
Beftimmtefte bezeugt, daß er nicht Mitglied deſſelben gemefen 2). 

Es war natürlih, baß bei dem über ganz Deutfchland gezogenen 
Netze von Spionerie die Tranzofen bald von dem Zugendbund Kunde ers 
hielten und nach dem Auffangen bes bekannten Briefs des Minifters v. 
Stein an den Fürften Witgenftein, fo wie nad dem Zuge Schill’e 
(der offenfundig Mitglied des Zugendundes war), den 1809 nad) Berlin 
zuruͤckgekehrten König von Preußen nöthigten, den Tugendbund durdy eine 
Gabinetsordre fofort aufzulöfen. Dies gefhah der $orm nad; aber uns 
geachtet dieſer gefeglichen Auflöfung fuhren natürlich die Mitglieder 





1) Deutfches Staatsarchiv-1842. IIT, S. 204. 

2) Erinnerungen 1840 8.329: „Bon allen andern landsmannſchaftlichen 
und Orbensverbindungen, wie fie genug auf den Univerfitäten lebten, habe ich mich 
frei erhalten, fogar mit Gefahr, diefe meine Freiheit gelegentlich verfechten zu muͤſ⸗ 
fen. Späterhin, als in Deutfchland der Tugenbund, der ja edelſte vaterländifche 
Zwecke gehabt haben foll, als ein gefürchtetes Gefpenft vor — und den Fran⸗ 
zoſen ftand, iſt auch mir, wiewohl auch vielen andern Biedermaͤnnern, bie Ehre ans 
gethan worden, baß man mich für ein Mitglied deffelben gehalten hat. Ich erinnere 
mid noch meines herrlichen Grafen Geßler, wie er einmal des Morgens, gleichfam 
wie mich überrafchen wollend, mit freundlich fchelmifcher Miene mich auf's Korn 
faßte, fprechend : „Und Sie figen hier und find nicht nach Schweidnig? Der Stein 
ift ja heute früh dahin gefahren; der Tugend bund wählt fich einen Obermeifter 
für den verftorbenen Scharnhorft.” So war die Meinung und der Glaube der Men⸗ 
ſchen bavon verbreitet. Ich aber habe fo wenig um diefen Zugenbbund gewußt und 
mich fo wenig um ihn gekuͤmmert, baß ich nicht einmal feine fpäterhin gedruckten 
Geſetze gelefen habe.“ Daß Scharnhorft Mitglied des Zugendbundes geweſen, ift 
zwar vielfältig beftritten worden, aber doch fehr wahrfcheinlich. 
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fort, bie gemeinſamen Zwecke, Jeder für ſich ober in formlofer Vereini⸗ 
gung, fernerhin zu befördern. — Endlid ward das Feuetzeichen Deutſch⸗ 
lands durch den Brand von Moskau gegeben. Daß im Winter 1812/13 
die Meitglieder des Tugendbundes wieder näher zufammentraten, ifl zwar 
nicht urkundlich ausgemacht, aber hoͤchſt wahrfcheinlich, fo wie es gewiß iſt, 
baß dieſelben während des Befreiungskriegs nach Kräften mitwirkten. 
Dagegen bleibt es ganz ungewiß, ob diefelben nach der Leipziger Schlacht 
noch irgendwo und irgendwie in einer beflimmten Form eines Bundes 
fortbeftanden, und im Grgentheile ift es ebenfalls hoͤchſt wahrſcheinlich, 
daß von jenem Zeitpuncte an auch factifh und vollftändig fich jener 
Zugendbund auflöfte, da fein Zweck bereits erreicht war, und im Grunde 
das ganze dbeutfche Vol in einen weit großartigern, wenn auch formlofen 
Zugendverein zufammengetreten war, in welchem jede Beſondetheit fich 
von felbft verlor. 

Daß übrigens fhon damals in dem preußifchen und beutfchen 
Volke ein fehr Mares Bewußtſein darüber erwacht war, daß der Be— 
freiung vom Fremdenjoche eine entfprechende Regeneration ber inneren 
politifchen Verhaͤltniſſe folgen müffe, ift richtig. Nur bedurfte e8 dazu 
keines Bundes, da eben alle Tuͤchtigeren von felbft darüber einverftans 
den waren. Hierbei verdient ber Kunftgriff der anticonftitutionellen 
Partei erwähnt, zugleich widerlegt zu werden, wodurch die Anſicht ver 
breitet werden follte, ald wenn man in dem Befreiungskriege von Sei⸗ 
ten des deutfchen, namentlich des preußifhen Volkes an gar nichts weis 
ter gedacht hätte, als an die Befreiung vom franzöfifchen Joe, und, 
ganz und gar indifferent gegen bie Fünftig politifh zu geftaltende in= 
nere Verfaffung, bdiefelbe nur in blinder Unterwürfigkeit als beliebiges 
Gnadengeſchenk der Machthaber ohne alles Bewußtfein einer Berechti⸗ 
gung von Seiten des Volks angenommen haben würde. Dies ift grund« 
falſch, und da man fort und fort diefe Anſicht aufftellt, dieſelbe aud) 
zur ünterdruͤckung des conjtitutionellen Lebens geltend machen will, fo 
wollen wir biefe Gelegenheit benugen, gegen biefe Behauptung ein 
Paar Zeugniffe anzuführen, deren Auctorität felbft die heftigſten Geg- 
ner des Mepräfentativfpfiems gelten laffen müffen und werden. Zus 
nächft das Wort des Grafen Miünfter, von welchem fein Biograph, 
der Freihere v. Hormaye!), mit Recht fagt, daß „feine Erklärungen am 
Miener Gongreffe für Wiederherftellung der politiſchen Eins 
heit des bdeutfchen Volks unter einem Kaifer, der Reihsgerichte 
und der Randftände als unzweibeutige Zeugniffe deſſen gelten, wor⸗ 
ne ir Volk ein Recht hat,“ und von welchem ber- 






zähle ?): Die froheften Hoffnungen für Deutfhlands nationale 
Sinheit und wahrhaft innere Freiheit durchglühten ihn — „ſon ſt 








1) 3. 8. aud) in ber von der Bundescentralbehoͤrde 1838 herausgegebenen 
— ind enthaltende) Darlegung der Hauptreſultate 


1 > S. 9. en. N 104 
aus dem Bei öfriege I, 104. ehe 
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waͤre auch alles Verdienſt des Befreiungskriegs nur eine 
glaͤnzende Sünde” (ſchreibt Graf Muͤnſter am 30. Mai, an dem 
Tage des erften Parifer Friedens). — Noch näher und beftimmter aͤu⸗ 
ßert fich der königlich preußifhe Major v. Schmeting in einem Aufs 
fage des Jahres, 1820 über Preußens gegenwärtige Kriegsverfaffung ), 
in dem er von ber preußifchen Landwehr redet und dabei bie auch in 
anderer Beziehung fehr intereffante Nachweiſung gibt, daß fogar vom 
Achten Vatetlandsfreunden jenes herrliche Inftitut, in Folge des mitt⸗ 
lerweile überhandgenommenen anticonftitutionelfen Sinnes, mit Miß- 
trauen angefehen wurde! 

Hatte nun Jauch der Tugendbund unftreitig eingewirft für diefe 
allgemeine Stimmung, fo war e8 doc; mohl fehr ungerecht, daß man 
ihm die fpätere Unzufriedenheit des deutfchen Volkes zur Laſt legte. 

Ehe mwir näher nachmweifen, auf welche Weiſe man fpäter jene alla 
gemeine Stimmung bes deutſchen Volks dazu benugte, um gerade bas 
mwohlerworbene Mecht deffelben auf eine freie innere Nechtsverfaffung 
möglichft zu befchränten oder zu verfümmern müffen wir einen 





1) ‚‚Was mit diefer Macht Alles geleiftet worden, und welch einen bedeutenden 
Antheil Preußen an den errungenen Siegen hat, wirb einem Jeden unter uns 
noch,erinnerlich fein ; nur das möchte ich gern in's Gedaͤchtniß zuruͤckrufen, mit wel- 
chen frohen Hoffnungen wir Alle damals der Zukunft entgegengingen; wie wir 
nicht allein eine Befreiung von dem Aufern Drude und von ber 
Gewalt des Feindes, fondern auch von fo manchem bag innere Staatsleben 
Hindernden erwarteten; wie es und fo notbwendig ſchien, baf dem Volke, wel⸗ 
hes fich fo wehrhaft bewiefen, auch eine VBerfaffung werden 
müffe, die eine Icbendige Theilnahbme an bem Staatsleben ge— 
ftatte, fo natürlich, daß man während ber Abwefenheit der in’s Feld enen 
Brüder das Haus reinigen und fchmücen werde, damit fie bei ber - in 
Freude und Friede die verlaffenen Wohnungen wieder begrüßen möchten; wie wir 
Alte hofften, daß, fo wie unfer Herz allen deutſchen Brüdern entgegenfchlug , auch 
eine Form fich finden werde, die das fo lange durch Eleinliche Eiferfucht und Selbit- 
fuchf Sereiflene Deutfchland zu einem großartigen Volksleben vereinigte; ja 
wie Alle gewiß waren, daß das fich entwictelnde Züchtige und Herrliche fiegen und 
alles Schlechte untergeben müffe. Als jeboch die meiften diefer Hoffnungen r er 
fuͤllt, oder doch einer viel fernern Zukunft überliefert wurden, als Schlechti. 
Franzoſenthum nicht beftraft, ſondern der eigenen Sünde, die man nicht abtbur 
wollte, zulieb unter dem Scheine chriftlicher Vergebung auch noch ferner geduldet: 
wurden, als die febnlichft erwartete Berfaffung ausblieb, ur da 
Volt, das fich als würdig bewieſen hatte, noch viel mehr, als je,r jiert 
und beobachtet wurde, da fing man an, gegen alle Einrichtungen mif rauiſch zu 
werden, bie fich aus dem merkwürdigen Zahre 1813 herfchrieben. Nicht alle 
die alten in der frühern Kriegsverfaffung verfnöcherten Gemü nannten 1 
Landwehr eine Thorheit, nicht allein die Schwachen und einer enden. 
anfteengung unfähigen Geifter beſchwerten ſich über Drud und Störu 
friedlichen Gewerbes, fondern auch die Tüchtigeren im Volke fürchteten, 
Form gemißbraucht werden würde, die der Regierung die Kräfte 
zen Volks in die Hand gab.” (Phitomatbie won Freunden der W 
und Kunft, v. &. Wadler. 1820. II, ©.8. (Dazu Tann man eine ( ai 
Börne’s Briefen aus Paris (v. 8. Juni 1831) Bd, I, &. 250 verale 
der dabei noch des Tugendbundes gebenftz; ferner die Note ©, 647 
Staatsier. Bd. II.) / | 
















* * 
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auf. bie allgemeinen polttifchen Werhältniffe werfen. Mach der Schlacht 
von Leipzig und nach der Vertreibung der Franzoſen über den Rhein 
ftand Deutfhland in der größten Gefahr, durch die Diplomatie um alle 
Früchte der. gewonnenen Siege gebracht zu werden, indem man Luft hatte, 
fofort Frieden zu machen. Wir vermweifen hierüber auf Arndt's Er⸗ 
inmerungen: (S. 111). Daß Aehnliches fpäter bei dem: Gongreffe in 
Chatillon am 5. Februar 1814 Statt fand, ift befannt- Auch der im 
Februar nach den Schlachten von Champeaubert und Montmirail!) bes 
gonnene Nüdzug des Fürften u Schwarzenberg hätte die ver 
derblichften Wirkungen dußern müffen, und würde die Alttirten unfehl—⸗ 
bar an oder Über den Nhein zurüdgemorfen haben 2). Vor diefem At: 
len verwahrte glüclicher Weife der Muth und Scarfblid: des Mar- 
(halle Vorwaͤrts, dem allein es zu verdanken ift, daß am 1. Ja: 
nuar endlich der Rhein überfchritten ?) und daß fpäter Pariss erobert 
ward ). Die Eroberung von Paris brachte Frankreich feine con: 
ffitutionelle Charte, und damit eine innere politifche Freiheit, 
Rechts ſicherheit und eine Regalifirung der feit der Revolution aufgekom- 
menen politifchen Ideen und Prineipien, während in Deutſchland, 
—— in Preußen, gleich nach dieſem erſten Pariſer Frie⸗ 
den (wie in einem in Berlin erſchienenen Werke näher gezeigt wird): *) 
man von Seiten der ariftotratifhen Partei fi mit der Wie⸗ 
derkehr der „guten alten Zeit“ des „ancien regime‘* fdjmeichelte!1) Die 
gleiche Hoffnung hegte der zweite ebenfalls fo mädhtige Erbfeind aller 
— zb voikien: — die Büreautrar 
ee” 
) Bei —— — Bier = abfhid im Stiche gelaffen worden mg) 
Rei Kost 2, 90) Oppofition mehr gegen den Frieden A 


Un naDiund ls akamit. Hinterl. Derte 56 VI.S. ‚398, 


es Pie 1b6, De r Der ‚Krieg in Deutichland und Frankreich — Pe 
v.Abrantes. Kcipnig. 8 

— 630 ff-, befonderse S a Aur 

—— —— 8 an ben Kaifet — der in 

bei dem 7 en Feſte der Freiwilligen in Berlin am 3 

‚warb. ( IE Snıenot, Didask. v 284 Febr. 184.) 

agrar| Heart ng in Preufen v. DR pr. a nv 

a Berl, 189 ©. : „Aber ber erfte Parifer Frieden 

F fen, als auch joe Oppofition von Neuem erwachte. Die q * 

efeeiungatriegs, welche die kuͤhnſten Erwartungen weit 

Adel zur'Miedererlangung fo vielet eingebüften 

finungen, und wohl be an ſich dazu ermu- 













ung 
ten 
u u len, ma Ernfte or Wit⸗ 


* Bit = ie u a lie deren u Erinnerung Thon berau: 
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tie, von der Niebuhr nicht lange zuvor geſagt hatte !) was auch, 
fpäter der Sreihere v. Stein zu wiederholen Urſache fand?). und ber 
Fuͤrſt Puͤckler ebenfalls beftätigt hat ?). 

Nun trat der Congreß in Wien zufammen. Anfangs zwar war 
man auf dbemfelben ohne Zmeifel im Ganzen ber urfprünglicen Idee 
treu geblieben, in Deutfchland eine politifhe Wiedergeburt auf 
ben Grundlagen einer freien flaatsrechtlichen Mationalverbindung und 
des aͤcht germanifhen Repräfentativfpftems zu bewirken und 
dabei die Forderungen bes Geiftes ber Zeit zu berüdfichtigen *). 
Indeſſen läßt fich nicht verfennen, daß nur zu bald mancherlei bedenkliche 
- Beichen erfchienen. Dazu kam nun bie eilfertige Art und Weiſe, wie im 
Folge der unvermutheten Ruͤckkunft Napoleon’s von Elba die Bundes» 
acte überhaupt endlich zu Stande gebracht wurde. 

Daß diefer fo wenig erfreuliche Erfolg in Verbindung mit den auf 
dem Congreffe vorgelommenen Ländertaufchen und Völkerzerfiüdelungen ©) 
abermals einen bedeutenden Anlaß zur Unzufriedenheit gaben, ift Mar 
genug, und ed macht dem beutfchen Wolfe nur um fo mehr Ehre, daß 
es fih, als wiederum nad Mapoleon’s Rüdkunft von Elba Gefahe 
drohte, nicht durch jene Verſtimmung verhindern ließ, aufs Neue zw 
den Waffen zu greifen. Inzwiſchen regte fi), als der neue Krieg bes 
gann, noch einmal ein Nachſchlag jener frühern Begeifterung; ein gläns 
gender Sieg, wie bie Gefchichte nicht viele aufgezeichnet, fchien Deutſch⸗ 
land und feinem wiebererwachten Nationalgefühle Alles wieder zu vers 
ſprechen, was ihm bie Feinde feit vielen Menfchenaltern abgedrungen 5 
aber im zweiten Parifer Frieden erntete es bie erfle Frucht feiner nun 
fanctionirten Theilung und des fubalternen Berhältniffes, in das es bie 
kleinliche Eigenfucht gebracht; nicht einmal feine Sntegrität vor dem 
Kriege wurde wiederhergeſtellt; wenige abgetretene Feftungen mochten 
nicht feine Grenzen ihirmen, wenige Gelbleiftungen den Schimpf des 
“ Ganzen nimmer ablaufen: das befiegte Frankreich, durch eine 
Berfeflung geftärkt, ging gleich allen anderen mächtiger, als je vorher, 
aus dieſem Streite; das ſiegen de Deutſchland ohnmaͤchtiger, zer 
riſſener, als es je zur andern Zeit geweſen!! 

Mit unermuͤdlicher Beharrlichkeit ergriff nun die auf Wiederher⸗ 
ftellung vaterländifcher Ehre und Freiheit gerichtete öffentliche Meinung 


— 





1) „Wir werben von der Büreaufratic verſchlungen, aller Gemeinſinn 
ift — (D. Staatsarch. III. 186.) 

2) Die Stelle ift mitgetheilt im Staatöler. Bb. XII. ©. 271. — Bol. 
Stein’s Briefe an v.Gagern, und Scheibler in Bran's Minerva über die 
Schrift v. Buͤlow⸗Cummerow, Aprilbeft. 

3) Zutti Frutti Bd. V. 

4) ©. Klüber’s Acten, und eine treffliche Zufammenftellung aller Haupt: 
ftellen in Welder’s Schrift: Die Wervolllommnung d. organ. Entwidel. des 
deutfchen Bundes. Karlsruhe, 1831. ©. 15 ff. Vgl. v. Hormayr’s Lebens⸗ 
bilder I. ©. 254. . 

5) Vgl. Arndt, Die Frage über ben Rhein und bie Nieberlande. 
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der Nation bie im Art. 13 der Bundesacte enthaltene Zuficherung einer 
Landftändifhen Verfaffung. Sie war darüber einig, daß man in Wien 
damals nicht an die Herftellung der Alten fogenannten Feudalſtaͤnde 
dachte, ba dieſe ihre Bedeutung ſchon Längft verloren hatten !), und da, 
wo fie ausnahmsweiſe noch beftanden, im fchneidenden MWiderfpruche 
mit den neueren Staatsibeen und ben allgemeinen Staats: . 
eehtsgrundfägen ftanden, welche, wie Vollgraff nachgemiefen ?), 
jegt von den Fürften felber ald Bafis und Rechtsquelle anerkannt wor⸗ 
den waren. Auch wußte man ſehr gut, daß jene Feudalſtaͤnde gar nicht 
mit dem neueren Begriff der monarchiſchen Souveränetät ſich ver- 
trugen, wonach bie Staatögewalt in der Perfon des Monarchen vereis 
nigt Dr fol, da jene Stände, wie ebenfalls Vollgraff fehr gut 
gezeigt ?), ſich gar nicht als Unterthanen, fondern als eine Art von 
Mitregenten anfahen, und da früher die Agnaten ebenfalls im 
- Mitbefige der Staatsgemwalt *) geweſen waren. Mir können uns hier- 
für auf das vollgültige Zeugniß eines dee Gongreßgefandten felbft, der 
zugleich einer unferer erften Publiciften iſt, berufen, auf das des Frei⸗ 
herrn von Gagern, ber einige Jahre fpäter hierüber fehr beftimmt 
ſich ausdruͤckte *). 

Eben ſo wenig hatte man damals die Anſicht als wenn die in 
— deutſchen Staaten, wie Preußen und Hannover, no bes 





Tr ſelbſt —* an in ſ. Schrift: Bundesagte über 5 ob? 
wann. we er Landft. S. 41 ff. Bol. Segel Werfe XVI. ©, 2 
chen —— u. f. w. ©. 181, vgl. Sfeiffer a.0. 9. 
I, 31 — E. 6 * re g.1 11. 
— II. & a nt CORE RENTEN. 4 ed. 2.1. 
* ichsmuth, Sur. ei. 487. 
| —— Vierz. Büc. v. St. = 2. Bd. IH. ©. 108. 

& Antheil an der Politit Bd. II, ©. 39 ff. „Wer zweifelt vers 
daß man — als wir in den Jahren 1814 und 1815 dort 
t waren, aus dem Gefichtöpuncte höherer —* die parlamenta⸗ 
ri Ei — 2 erwog; fe man zu Wien den Art. 13 der deutſchen Buns 

ups vorbereitete, faßte, deutete, als er num gebeutet wird; 

daf m den Zuftand, den Rang der Nationen, die Folgen der franzöfe 
| gen, das Aufhören des Reichs und den Erſatz dafür, die 
en Au prüde bes Volks, ja die beutlichften Berheifungen 
der Gen er vor & Mar — daß Viele die Deutfchen zu folchen Er- 
vägung A fo a ſicht kaitbluͤtiger Ueberlegung den Framzoſen 

i x vorzugt es auch wohl zu glauben, daß man zu Wien 
Er | — 
man auch Moſe ‚ Pütter nicht gelefen un 
—— ie N fä * — — — ur 

a € en eren Fragen von, Religion, 
um ; Hi in folge, bei den Steuern, bei ben Quantitativen des 
— —* — Heſſen, Braunſchweig, Brandenburg, ja in 


Böhm nun | — gar ni —8 —* Wort gehabt und aus⸗ 
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fiehenden Provinzialftände ald Landftände in dem Sinne ber 
Bundesacte hätten gelten koͤnnen. Dies ergibt fih nicht nur übers 
haupt daraus, daß von einem politiſchen Neubau bie Rede war, und 
daß namentlich in Preußen mehr als einmal ausdrüdlic gefagt und 
verfprohen wurde, aus den Provinzialftänden follten die Nationalcepräs 
fentanten gebildet werben, fondern auc aus ben ftändifchen Verhand⸗ 
lungen in Hannover im Jahre 1819") und aus dem, wie man felbft 
noch fpäter in Preußen immer von der Anfiht ausging, neben ben 
Provinzialftänden müßte eine allgemeine Repräfentation Statt fins 
den. Einen vollgultigen Beweis hierfür gibt eine Denkfchrift des am 
Wiener Congreſſe Preußen mitvertretenden Staatsminiftere W. v. 
Humboldt über das Unzureichende bfofer Provinzialftände aus dem 
Jahre 1820, welhe Dorom in der Biographie des preußifchen Krieges 
minifters v. Witzleben vor zwei Jahren veröffentlicht hat 2); desgleichen 
in einer Abhandlung des berühmten preußifhen Geſchichtſchreibers So: 
hannes Voigt, die unter dem Titel: „Darftellung der ſtaͤndiſchen Vers 
hältniffe Oftpreußens, vorzüglich der neueften Zeit,“ in Königsberg 1822 
erfchienen ift. Gleichwohl ift nicht zu leugnen, daß man, leider! nur zu 
bald zu der Idee Fam, ein eigentlihes Nepräfentativfpftem oder 
conftitutionelles Leben hinge mit fogenannten revolutiondren 
Ideen zufammen, und bag man ſich eben deswegen für verpflichtet 
hielt, auf ber betretenen Bahn nicht weiter vorwärts zu gehen, ja mo 
möglich wieder Ruͤckſchritte zu thun. 

Da man übrigens in den Befrelungsjahren bie Macht einer in 
Deutfchland früher unbekannten Gewalt, nämlich die ber öffentlihen 
Meinung, erkannt hatte, und es nicht rathſam erfchien, fich 
ohne Meiteres mit derfelben in Oppofition zu fegen, fo mußte dieſe exft 
vorbereitet oder bearbeitet werden, und dazu fand fi mehr als ein 
deutfcher Schriftfteller bereit! Darunter waren fogar einige Juriſten und 
Yubliciften von ziemlich bedeutendem literarifchen Rufe; was üb 
nicht weiter in Verwunderung fegen kann, da es unbeftreitbare That: 
ſache der Gefchichte ift, wie feit länger al® einem halben Jahrtauſend 
eben die Doctoren ber fremden Rechte bdeutfche Freiheit und 
deutfches Recht zerftört haben °). Zunaͤchſt ift hier der Staatsrath 
Dabelom, damals Profeffor in Göttingen, zu nennen. 

Der Eindrud, den diefe Dabelow'ſche Schrift machte, war nun 
freitich ein höchft ungünftiger, indem diefelbe in und außer Preußen: all- 
gemeine Indignation hervorrief. Die Göttinger Studenten verfammels 
ten fi in Maffe, liefen beim hellen lichten Zage das Dabelow'ſche 
Opus durch „dazu geeignete Perfonen‘ an den Schandpfahl heften, dar 
über: „ita Dabelow“ fchreiben, ein dreimaliges Pereat ertönen, welche 


— 






1) Lebensbilder u. f. w. 1841. Bb. I. ©. 257 ff. . 

2) Vgl. Bergius, Preußen in ftaatsr. Dinficht. 1843. ©. 213 ff. 

8) ©. Staatslerifon üb. berrenlofe Sachen, Welder’s Encykl. 8.440 ff. 
"gl. Scheidler’s deutſcher Juriftenfpiegel passim v. ubique. 
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fie, * Dabelow's Wohnung ſich begebend, wiederholten, worauf fie ru⸗ 
unangefochten aus einander gingen ). Dee Staatsrath Dabe: 
ya fah ein, daß feines Bleibens in Göttingen (damals!) — 

fein koͤnnte, verließ daſſelbe und begab: —8* ſpaͤter dahin, wo 

— beſſer an feinem Plage war, — nah Dorpat. 
— bedeutendern Einfluß hatte der Geheime Rath Schmalz in 
ine Schrift 2) befteht nur aus einem einzigen Bogen, deſſen 
noch dazu mit den unbedeutendſten Perſonalien angefuͤllt iſt, 
n mund * dieſelbe eine außerordentliche Pi indem fie, wie 
0 t, den Zugendbund wie einen böfen Geift herauf- 
——— * maihe der Fuͤrſten mit Argwohn gegen die 
oͤlker zu erfüllen und zugleich einen plauſiblen Vorwand an die 
nd zu geben, die feit der Proclamation von Kaliſch fo oft wieder: 
f feierlichen Zufagen für Einführung eines wahren Rechtszuftandes 
in land durch zeitgemäß modificiete Iandftändifche, d. h. Reptaͤ⸗ 

Fmfentfingn in Vergeſſenheit bringen zu können. 

Schmalz allerlei von dem fogenannten alten Tugendbund er- 
i ger yr felbft (S. 11) von feiner Aufhebung gefprochen hat, fügt er 
nzu: es hätten fih „andere Verbindungen“ bald darauf in der Stille 
g beten Zwecke er „hoͤchſt fluchwürbig‘ nennt und denen des Jacobis 
ER ſtellt (©. 12); und zwar find e8 befonders zwei Haupt: 
daß jene Verbindungen eine Einheit Deutfhlands 
hätten und wider den Willen der Fürften allgemeine oder 
13 dere ae elle be durchfegen wollten (S. 15). — Um 
‚zu begründen und unferm Volke fein durch jene Erhebung 
taobleampebrnes ‚ fo wie feierlichft zugefagtes Recht auf wahre Volksver⸗ 
‚teetung zu beftteiten oder abfprechen zu können, hat Schmalz die Frech» 
„heit, den ganzen Aufſchwung der Begeifterung des Volks geradezu 
a Abrede zu flellen und völlig zu ignoriren, wie in Preußen, während 
— in Folge ihrer ungluͤckſeligen Stellung noch ganz f ür 
— mußte ?), ſchon lange jene Befreiung vorbereitet 
* * Bade des Feldmarſchalis v. Gneifenau an den Gra> 
beftimmteften Aufſchluß geben *)); mie namentlich) 
a dort das erfte und wichtigfte Signal zur Erhebung gab, und 
Wiffen und Willen der Regierung 9), Nah Sch Schmalz ver⸗ 
—* Volk in der volliten Paffivität, bis der König 
| an ‚Aufruf erließ, und auf diefen Aufruf plöglich die ganze 
uf wie ein Mann. „Keine me überall 
25 Fligerrt Pflitgefüht. Alles eilte zu den 


23% Ban Beute Beobachter 1815. Nr. 275. F 
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Waffen und zu jeder Thaͤtigkeit, wie man aus ganz gewoͤhnlicher Buͤr⸗ 
gerpflicht zum Loͤſchen einer Feuersbrunſt beim Feuerlaͤrm eilt“ 
(S.14)!! Uebrigens wurde nirgends, weder in dieſer, noch in ben zwei 
kleinen folgenden Schriften !) von Schmalz, auch nur der allergeringfte 
Beweis des Dafeins folder „Buͤnde“ oder „Buͤndler“ gegeben 2). 

Ueber den Eindrud, den die Schmalz’fhe Denunciation gemacht 
hat, fagt Niebuhr in feiner zerfchmetternden Beleuchtung jenes Pam⸗ 
phlets ?), daß er dem gleich fei, den vor Zeiten das Gerücht hervor- 
brachte, die weiße Frau habe ſich im Schloffe fehen laffen, ja beinahe 
dem, ben ein Feuerlaͤrm im gefüllten Schaufpielhaufe erregt. Er fügt 
hinzu: „Das Geheimniß ift nun heraus: es ſteht gedrudt. Wer da 
weiß, was er lieſ't, dem braucht man freilich nicht zu zeigen, daß biefe 
Schrift Feineswegs ein Zeugniß ift, fondern nichts mehr und nichts me: 
niger, als eine nur gedruckte Wiederholung der hundertmal ausgefpros 
chenen Klatfcherei. Nicht das Geringfte, was einer Thatſache über 
‚das Beſtehen geheimer Gefellfchaften auch nur ähnlich fähe, findet ſich 
darin; wohl aber Fingerzeige gegen einzelne Individuen, die freilich nicht 
genannt find, wofür aber mündliche Erläuterung mit einem Schlüffel 
dienen Fann, und das Vergnügen, bier zu deuten und andere Namen 
hinzuzufügen, mag wohl am Meiften zu der Senfation beitragen, bie 
fie gemacht hat. Diefe ift freilich noch vermehrt worden durch Recen- 
fionen, welche, einen ausgemittelten Thatbeftand annehmend, ſchon die 
Griminalgerichte aufrufen und, felbft nad) auswärtigen Zeitungen bins 
fliegend, ein zahlreicheres Publicum zur Theilnahme an den Aengſten der 
Gläubigen und an den gewünfchten Herenproceffen einladen.‘ 

Noc heftiger und zermalmender war die Gegenfchrift Schleier: 
macher's *), im der ſich eine Polemik fand, wie fie Leffing an bem 
Hauptpaftor Göge in Hamburg ausübte 6), 


4) Bemerkungen üb. Niebuhr’s Schr. u. Festes Wort üb. polit. Vereine, 
2) In der Darlegung ber Hauptrefultate der Unterfuchungen ⁊c. findet fich 
©. 10 bie Berfiherung, es hätte fich unter dem Namen „Wetterauer Gejell: 
ſchaft“ ein Verein in Raffau 1814, und fpäter ein anderer unter dem eines 
„deutſchen Bundes‘ gebildet. „Es ergeben dies die der vormaligen Mainzer 
Unterfuchungscommiffion barüber zugefommenen Actenftüde.” (Aber wo find 
benn diefe Actenftüde zu finden, um fie prüfen zu können?) Daß übrigens 
diefe dem Zugendbund ähnlichen Verbindungen völlig ſchuldles und bereits da⸗ 
mals jahrelang aufgelöf’t waren, ift nachgewiefen in G. Th. Welder’s ödfs 
fentliher actenmäßiger Vertheidigung, Stuttgart, Mesler 
1823 S. 241 ff. 
8) Ueber geheime Verbindungen. Berlin 1815. Realfhulb. ©. 6. 
4) Sr. Schleiermadher an db. Herrn G. R. Schmalz. Berlin 1815, 
Realſchulb. 
5) Sowohl die Niebuhr'ſche als Schleiermacher'ſche Streitſchrift iſt nicht in 
die Sammlungen der Schriften dieſer Männer aufgenommen. Dies iſt zu bekla⸗ 
en, da Beide fich nicht ihrer Polemik (wie etwa Goethe der feinigen in ber 
arbeniehre gegen Newton!) zu fchämen haben. 
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Daß Schmalz eigentlich nicht aus eigenem Antriebe gehandelt hat, 
fonberm dazu angeregt worden ift, wurde damals allgemein geglaubt, und 
fagt es in feiner Schrift S. 42 offen heraus. 

Auer der Niebuhr’fhen und Schleiermacher’fchen Schrift erfchien 
auch noch eine Zah! anderer, namentlicd von Koppe, L. Wieland; 
dba die in und aufer Preußen durch diefe Denunciation angefachte 
elmorine Enträftung heftiger zu werden drohete, fo glaubte die 
preußifche Regierung, diefer ganzen Geſchichte fofort ein Ende machen zu 
müffen und zu önnen!). Unter dem 6. Jan. 1816 erſchien eine Ca- 
- binetsordre des : der König felbft ‚habe den Zugendbund als 
Beförberungsmittel des Patriotismus genehmigt; fpäter habe die Lage 
des Staats es nothiwendig gemacht, den Verein aufzuheben. Die Cabie 
netsordre flellt dem Tugendbund felbft ein fehr rühmlidyes Zeugniß aus 
in den Worten: „Seitdem haben diefelben Grundfäge und Gefinnuns 
„gen, welche die erſte Stiftung deffelben veranlaßten, nicht blos eine Ans 
‚Aabl der vorigen Mitglieder defjelben, fondern die Mehrheit unferes 
Bolkes befeelt, woraus unter der Huͤlfe des Höcften die Rettung des 
„WBaterlandes und die großen und fehönen Thaten hervorgegangen find, 


‚erklärt und geradez fi 
laffen. Dabei verfteht fi) aber wohl von ſelbſt, daß damit den Rech⸗ 
tem dee Gefhichte (des „Weltgerichts““) Fein Eintrag gethan werden 
und audy nicht Eonnte, was ſchon Tacitus in jener bekannten 
telle über die „socordiam eorum, qui praesenti potentia credunt 
xtingui posse etiam sequentis aevi memoriam! 9)“ ausdrüdte. Schmalz 
yatte, wie er felbft erzählt, feine Schrift am verfchiedene Fuͤrſten ge: 
mdet und erhielt auch fofort, tie zu erwarten ſtand, feinen Lohn, 
mlich zunaͤchſt den k. würtembergifchen Orden nft 













zung folche Subjecte, welche —6 Fuͤrſt und Dort durch, 
faiſche Angeberei zu ſtiſten fuhen, mit dem Worte Schmalzgefelten?) 


a IR | 
e Btaatsardh. IIT, 204. 
2) Brkf. Db.P.A.Zeit. v. 13. Febr. 1844, Beil. 


9 — Beſchreib. des Wartburgfeſtes ©. 46, Fr's. Selbſt— 
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bereichert worden; eine gerechte Strafe dafür, daß: er im das gehaͤſſigſt 
aller Gewerbe, das der römifch:despotifhen Delatoren !) gepfufcht hatte 

Seitdem ift der Zugendbund ganz verfchollen, zumal da. bald 
darauf die fogenannten demagogifhen Unterfuhungen, über deren 
politifchen Zufammenhang mehrere Schriften, zum heil verbotene, ins⸗ 
befondere auch die vorhin angeführte unverbotene von Welder merk⸗ 
würdige Auffchlüffe enthalten, begannen und die Carlsbader Beſchluͤſſe 
zue unmittelbaren Folge hatten. Dr. Scheidler. 

Zurnen, Zurnerei, Turnkunſt. — Die Entwidelung 
und Ausbildung der Kräfte des Körpers war im claffifchen Alterthum 
eine twefentlicher Beflandtheil der Erziehung, fie war es gewiß auch im 
germanifchen Alterthum und bis in’s Mittelalter herab. Erſt als mit 
der Einführung des Schießgewehrs der ritterlihe Sinn und Brauch ver⸗ 
fhmwand, und zugleid die wiedergeborene MWiffenfchaft alle Kräfte für 
Ausbildung des Geiftes in Anſpruch nahm, wurde die des Kötpers ver⸗ 
nachläffige, zum großen Nachtheil nicht blos der Leiber, fondern eben fo 
ſehr der Geifter und am Meiften — der Herzen. Was der große Dich⸗ 
ter dv. Abbotsford zu einfeitig ritterlih vom Reiten fagt: es mache 
Muth und ber Much verabfcheue die Lüge —, das gilt mit vollem 
Recht von der Ausbildung der Eörperlichen Kräfte im Allgemeinen, und 
ber Berfall der Sitten und männlicher Gefinnung in den legtverfloffenen 
Sahrhunderten rührt zum großen Theil daher, daß man die Griechen 
und Römer gerade in dem nicht nachahmete, was fo viel dazu beiges 
tragen hatte, jene fo liebenswürdig und lebensfroh, dieſe fo furchtbar 
und gewaltig gu machen. 

Es iſt deswegen mehr als ein Zufall, daß mit dem Wiederaufleben 
des germaniſchen Geiſtes in der Erhebung gegen den Voͤlkerdraͤnger Nas 
poleon auch ber Gedanke an Züchtigung ber Leiber von Jugend | auf 
erwachte und, kaum erwacht, zur That warb, die fofort die überrafchends 
ſten Erfolge brachte. Allerdings hatte man fon zu Anfang des Jahr: 
hunberts, überhaupt ſeitdem man die Erziehung wiffenfchaftlic zu ord⸗ 
nen und zu treiben begann, auch Körperübungen empfohlen - und ba 
und bort eingeführt. Aber es blieb dies die Sache meniger einzelnen 
Erziehungsanftalten, und auch da nur Mebenfahe. Jahn's Ver—⸗ 
bienft, Jahn's großes Verbienft und fein unfterblicher Ruhm ift es, die 
Zurnkunft nicht blos wieder gefunden und mit ganzer Liebe und Kraft 
erfaßt, fondern auch fie fogleicy. zu einer. Staunen erwedenden Voll⸗ 
fommenheit ausgebildet zu haben, bie ihr überall Anerkennung und Eins 
gang verfchaffte und ihre hohe Bedeutung für bie Sugenbbilbung und 
das Volksleben überhaupt außer Zweifel feste... 4.0 ul 

Es ift eine höchft einfeitige und der wirklichen lebendigen Srfab- 
sung geradezu twiderfprechende Anſicht, daß geregelte Ausbildung der 
leiblihen Kräfte und Fähigkeiten der Jugend nur auf bie leibliche Ges 
fundheit und Stärke Einfluß habe, und beswegen nur als Schugmittel 


— — al 
1) „Genus hominum publico exitio repertum‘“ Tac. Ann. IV, 30.05. 
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gegen bie nadhtheiligen Folgen bes dibertriebenen Stubenlebens ber ftu- 
direnden oder gemwerbtreibenden Jugend auf ihre leiblihes Wohlbefinden, 
m Betradht komme. Cs ift nicht minder einfeitig, wenn Andere, zum 
Theil um bie Turnkunſt hbochverdiente Männer, fie blos als eine Vor⸗ 
ſchule für den Krieg auffaffen: als ob nur hier Kraft, Gewandtheit und 
AusdAtıer des Leibes und Mutb und Entfchloffenheit von Werth wären! 
Soll die Turnkunſt in ihrer wahren Bedeutung erfantıt und ges 
würdigt, foll von ihre ein mirklicher Wortheil für das gemeine Weſen 
gewonnen werden, fo muß man fie als allgemeines Erziehungs» und 
Bildungsmittel nicht blos der Jugend, fondern durch fie des ganzen 
Volkes auffaffen und behandeln. 
Dies bemeif’t nicht blos ein tieferer Blick in ihr Weſen, fonbern es 
bewährt dies auch eine — leider fo vielfady mißoerſtandene — Erfah: 


g. 

Keine Tugend gilt etwas ohne den Muth, ſie immer und allen 
Hinderniſſen zum Trotz zu uͤben; die Wahrheit iſt werthlos, die ſich 
nicht offen und frei an das Tageslicht wagt, alle Kenntniß und Kunſt 
iſt todt, die nicht im Leben ſich geltend macht. „Ohne Muth iſt kein 
Gluͤck“ ſagt ein altes Sprichwort, und es iſt wahr, man mag dabei an 
das innere Glüd eines reinen Selbſtgefuͤhls denken, vder an das aͤu⸗ 
fere, das im Verhältniß zu Anderen und zur übrigen Schöpfung er: 
ſcheint. 

Der Muth aber, dieſer Schildhalter aller Tugend und Wohlfahrt, 
was iſt er Anderes als Vertrauen auf die richtig erkannte eigene Kraft? 
Ohne eigene und darum zuverlaͤſſige Kraft iſt jedes Unternehmen tollkuͤhn, 
ohne klares Bewußtſein derſelben und ihrer Grenzen vermeſſen. 

Nun iſt die Turnkunſt nichts Anderes, als eine ſtufenweiſe, folge⸗ 
rechte Entwickelung der Anlagen und Kraͤfte des menſchlichen Koͤrpers 
und eine Uebung der Seele im Beherrſchen derſelben. Sie laͤßt zu eis 
ner Uebung zu, von welcher ihe Schüler nicht weiß, daß er fie auß- 
führen kann, wenn er es ernftlich will. Sie ift ein fetes Ringen des 
Willens mit den Schranken des leiblichen Vermögens. Sie trägt in 
ſich ferbft den Lohn und darum die Ermunterung zur unabläffigen Forts 
fegung dieſes Kampfes, fie weckt dadurch eben fo fehr die Fähigkeiten 
des Gemüthes, mie die des Körpers, weil fie bie Macht des Wollens 
empfinden und dadurch den Zurner fich felbft achten lehrt. 

Dies ift das Höchfte und MWichtigfte. Mebenbei unterftügt fie dies 
Serbftgefühl ihres Schülers auch nah Außen hin und für die Verhält- 
niffe des bürgerlichen Lebens. Die Entwidelung der geiftigen Anlas 
gen ift bedingt durch Bufälligkeiten. Wie find noch ſehr weit entfernt 
und merden es noch lange bleiben, von dem ſchoͤnen Gedankenbild fol 
cher Schuleinrihtungen, die ohne Rüdfiht auf Reichthum, Wohn 
ort und andere Zufälligkeiten jedem Kinde die gleichen Mittel zur geiftigen 
Ausbildung gewähren. Aber eine vollkommene gleiche Entwidelung der 
leiblichen und Gemüthsanlagen Bann die Turnkunſt allen Kindern bes 
Baterlandes leicht gewähren, wenn bas Vaterland — eben durch allge 
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meine Einführung ber Turnkunſt in den Unterricht — fie und was fie 
Jeiftet, als etwas Werth und Ehrenvolles anerkennt und barftellt; fie 
wird dadurch Jedem im Wolke ohne Nüdfiht auf Stand und Reichthum 
die Möglichkeit geben, nicht blos vor Gott, fondern auch vor den Diens 
fchen ſich feinem Nächften gleich zu fühlen, eben darum biefen aufs 
richtiger zu lieben und zugleich fich felbft höher zw achten. Sie leitet 
fo die Seele auf nahem und fichrem Weg zur riftlichen Menſchenliebe 
und zum Gemeingeift,, dem Lebensathem jeder Gefellfchaft. 

Die Turnkunſt, indem fie unaufhöclich und faft unerfchöpflid von 
Fortſchritt zu Fortſchritt führt, und fo die Feſtigkeit und Schnellkraft 
des Willens augenblicklich belohnt, weckt jenen frifchen heitern Lebens⸗ 
muth, welcher die Freude veredelt und bie Gemeinheit auch von bem 
Muthwillen fern hält. Sie wedt zugleich, weil fie nur in Geſellſchaft 
betrieben werben kann, MWetteifer und einen Wetteifer in Anftrengung 
und Ausdauer, ein Ehrgefühl, das auf dem Können und Vollbringen 
des Guten, auf der Herrfchaft des Willens über den Körper beruht, einen 
Eifer, der alle Schlaffheit an ſich felbft haft, an Anderen veradhtet und 
darum gewiß weder nachahmt, noch fchont. 

| „Friſch, fromm, fröhlich, frei, 
: Das ift die aͤchte Turnereil“ 

Daß fie dies fei, bat die Erfahrung gezeigt, eine Erfahrung , bie 
eben als eine vielverfannte bezeichnet wurde, bie aber fich nicht wegde⸗ 
monftriren läßt. Wer mit unbefangenem Auge das Treiben und Weſen 
ber Turngemeinden in den Jahren 1815 bis 1819 betrachtet hat, der 
wird ihnen das Zeugniß nicht verfagen können, baß fie jenem MWahlfpruche 
treu geblieben find, und daß das jet lebende Gefchlecht ein anderes und 
ein befferes fein würde, wenn nicht unglüdliche Verhaͤltniſſe ftörend 
dazwifchen getreten wären. Hätte man damals die Turnerei in dem 
Schulunterricht eingereiht, fo würde fie nicht als etwas außer und ne» 
ben dem Stant und ald etwas ihm gegenüber Stehendes aufgetreten fein, 
Tie würde ihm gedient haben, mie fie ihm — fo darf man hoffen — 
in naher Zukunft dienen wird. Ä 
Die Vorwürfe, welche man, abgefehen von angeblicher Benugung 
für unmittelbar ftaatsgefährliche Beftrebungen (diefer Vorwurf traf 
nie fie felbft, fondern nur einzelnen Mißbrauch !), gegen das Zurnen 
erhoben hatte, find laͤngſt für unbegründet erkannt worden. | 

Daß Gottesfurcht und Sittlichkeit durch fie gefährdet werben, das 
hat die That widerlegt und mußte e8 widerlegen, denn es iſt nad) ihrem 
innerften Weſen unmöglid). 

Daß fie die Jugend trogig und ihre Sitten berb made — ift das 
ein Vorwurf? Sollten wir nicht gern den Trog ber Jugend in den Kauf 
nehmen gegen erhöhtes Selbftgefühl? 

Die Sitten unferer heutigen Sugend ſchwanken fo fehr zwiſchen 
Zierbengelei und burſchikoſer Bierlümmelei, daß eine gründliche durch⸗ 
greifende Umwandlung hoͤchſt wuͤnſchenswerth wäre. Eine gefunde, kraͤf⸗ 
tige Derbheit, blos von ungeheuchelter Beſcheidenheit und lebendigem 
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Schönheitsfinne gemildert, ein ritterlich züuchtiges und freubiges Weſen 
der Jugend ift acht deutſch. Möchte e8 wieder das Eigenthum unfrer 
Kinder werben! 

Gefahr endlich für den Körper, beffen Stärfung und Gefchmeis 
bigung gerade die nächfte Aufgabe des Zurnens iſt, träumen nur allzu 
beforgte Mütter. Bei Eunftgerechtem Fortfchreiten vom Leichteren zum 
Schwereren, und bei gehöriger Leitung und Aufficht der Uebungen ift mit 
dem Zumen keine leibliche Gefahr verbunden. Man zähle bie Unfälle, 
melde auf Zurnplägen Statt gefunden haben, gegen die außerhalb der» 
felben vorfommenden, und das Verhältniß mwird fi zu Gunſten bee 
Zurnerei ftellen. Wenn ſich aber umgekehrt nachrechnen ließe, wie 
viele Zurner Gefahren entgangen find, denen jeder Andere unterlegen 
hätte, fo wuͤrde ſich fogar die Bevölkerungspolizei der MWiederherftellung 
der Turnanſtalten erbarmen müffen. 

Doch folder Hülfe bedarf es nicht. Man hat einfehen gelernt, wie 
nothmwendig neben der vorangefchrittenen Ausbildung des Geiftes und 
neben ihrer immer noch fichtbar werdenden Richtung auf das Irdiſch⸗ 
nuͤtzliche eine Kräftigung des Körpers nicht blos, fondern audy des Ges 
müthes iſt. Während unfere Nachbarn in Oft und Weſt durch beftän- 
bige Kriege, jene in den Schluchten des Kaukaſus, dieſe am Fuße des 
Atlas, die heilige Flamme waffenluftiger Männlichkeit nähren, droht uns, 
in ber Mitte zwifchen Beiden, ber alte Eriegerifhe Muth unter dem 
Schurzfell, wie unter ber Uniform und dem Chorrod einzuroften. Die 
ZZurnerei allein kann ihn bei ung weden und wach halten. Die Zur 
nerei allein, zu einem wefentlihen und nothwendigen Beſtandtheil dee 
Bolkserziehung erhoben, kann in Verbindung mit den überall auftaus 
enden Gefangvereinen unfre Volksfeſte veredeln, ben Stand ber Ge⸗ 
lehrten und Arbeiter in gegenfeitiger Achtung einander näher bringen 
und, indem fie zugleich zur Führunng der Waffen gefchidter madıt, den 
lebendigen Volksſtolz und Gemeingeift wecken und nähren, der uns noch 
immer fo fehr gebricht. 

Einleuchtend ift daneben, daß Eunftgerechte Ausbildung ber koͤrper⸗ 
lichen Kräfte ber fludirenden, zum Wielfigen verdbammten Jugend ein 
Beduͤrfniß, daß fie Bedingung ihres leiblichen und als abhängig davon 
ihres geiftigen Gedeihens und Wohlbefindens fei. Aber audy die für 
Gewerbe und Aderbau beftimmte Zugend verfällt nur allzu früh einer 
einfeitigen Entwidelung einzelner Glieder und Kräfte auf Koften ber 
übrigen, fie wird nur allzu frühe gewöhnt, Körperliche Anftrengung als 

ungene Pflicht, folglich mit Widerwillen zu üben und das Glüd im 

usruhen, im Faullenzen zu fuhen. Zurnerei am Schluß des tüglichen 
Unterrichts, an Sonns und Fefltagen öffentlihes Schau» und Wett: 
turen, würde Beidem entgegenwirken, würde nicht blos die Jugend 
von rohen und unfittlichen Vergnügungen abhalten, fie würde auch — 
zumal in Verbindung mit Gefangsübungen,, die Sonntagsfreuden ber 

Alten erhöhen und veredeln. 
Sn Handelsftädten kann vielleicht nur durch Turnuͤbungen auch ber 
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relferen Jugend dem uͤberhandnehmenden Sittenverderbniß geſteuert 
werden, und auf unſern Hochſchulen wird der Biercomment mit feinen 
Unfläthereien und das in feiner jegigen Geftalt wahrhaft alberne Duelle 
wefen fo lange dauern, bi® im gehörig geordneten Zurmübungen ber 
jugendliche Uebermuth und die Kampfluft ſich austoben fann. 

Am Wohtthätigften aber wird das Turnerweſen, allgemein eingeführt 
und richtig geleitet, auf das vaterländifche Kriegswefen einwirken. Wer 
vom 8. Lebensjahre am geübt wurde, nicht blos alle feine Glieder frei 
zu gebrauchen, fondern auch in Mühe auszudbauern und Gefahren feft- 
entgegenzutreten, mer von Kindheit an gemöhnt wurde, nad Ruf und 
Wink des Vorturners ſich zu bewegen, der wird im 18. Jahre fchnell 
und mit Leichtigkeit die Waffe handhaben, ein Roß baͤndigen, fi in 
Meihe und Glied ficher und frei bewegen lernen, der wird mohlgemuth 
ſich den Beſchwerden des Marfches und Lagers und den Gefahren des 
Kampfes unterziehen. " 

Wenn fo die ganze Jugend wahrhaft und Fampfbereit ift, wie viel 
Zeit und Kräfte Eönnen dann dem Aderbau und Gewerbe zu gut kom⸗ 
men, die jegt auf dem Erercierplage und im Kriegszahlamt vergeudet 
werben! 

Wenn aber die Zurnerei ſolche Früchte tragen foll, dann gönne 
man ihr auch ein freies und freudiges Wachsthum! Unter der Scheere 
gehalten, halb geduldet, halb unterdrüdt, wird fie aud nur fpärliche 
und verkrüppelte Früchte bringen. Allgemein, in allen Schulen, 
auf dem Lande, wie in den Städten, muß geturnt werden und von 
alten Schülern ohne Ausnahme *). Auch wer die Schule verlaffen 
Hat, muß beftimmt werden, an öffentlihen Zurnübungen Theil zu nehe 
men. Zweckmaͤßige Öffentlihe Zurnpläge, eine freifinnige Verordnung über 
deren Benugung, Ermunterung dazu von Oben her, Preisverleihungen 
u. f. w. würden leicht dazu führen, Uebergriffe der Zurner in Staats: 
angelegenheiten wird jegt im Ernfle Niemand mehr fürdten. 

Mirklich fehen wir die Regierungen vieler Staaten Deutfchlande 
ernftlich bedacht, dies wichtige Mittel der Wolkserziehung wieder hervor⸗ 
zufuchen und zu benugen; und Vater Jahn fheint den Tag nod bes 
grüßen zu follen, wo das Genflorn, das er ausgefäet hat, feine Zweige 
fchattend und blüthebeladen über das ganze Vaterland ausbreitet. 

Ueber den Stand bes Turnweſens im Jahre 1842 gibt Auskunft 
Klump in der deutfchen WVierteljahrfchrift von 1842 II. Seite 219 
— 273, über die Sache felbft die Werke von Jahn, Gutsmuths, 
Eifelen, Masmann, Elias, Werner, VBögeli u. A. Eine 
eigene Zeitfchrift ift der Entwidelung des Turnweſens gewibmet. 

H. 8. Hofmann. 


*) Schr zweckmaͤßige Vorfchläge dafür fiche in Spieß, Gebanten über 
Einordnung des Turnweſens in das Ganze ber Volkserziehung. Baſel, 1842, 
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Ueberzugsgeld, f. Abfahrt. 

Ultra, Ultraliberale, Ultraroyaliften, Ultramon= 
tane. — Ultra heißt wörtlih jenfeits. Es bezeichnet alfo in den 
beiden erften angeführten zufammengefegten Worten, daß die beftimmte 
Beftrebung oder Theorie jenfeits der richtigen Linie oder Grenze eines 
freifinnigen oder monarchifchen Beftrebens angelangt, oder daß fie durch 
Uebertreibung verkehrt fei. Solche Uebestreibungen ſchaden der Sache 
feibft, die fie übertreiben, fie machen fie lächerlich oder verhaßt und 
geben ihren Gegnern die gefährlichften Waffen. Es gilt hier das 
Sprichwort: „Gott fhüge uns vor unferen Freunden, mit den Feinden 
wollen wir dann ſchon felbft fertig werden!‘ Und Lubwig XVII. hatte 
fehr recht und ſah, mie der fpätere Sturz feiner Dynaftie zeigt, wohl 
die Gefahren des Ultraroyalismus ein, als er die Rovaliften warnen Tief: 
„Sie mögen doch um Alles nicht Eönigifcher als der König felbft fein!‘ 
Borzüglicy fhaden die Uebertreibungen darum, meil die Meinung ber 
Mationen doch zulegt die Kraft der gefellfchaftlichen Einrichtungen bildet, . 
fie halt oder flürzt, und die große Mehrzahl: der Menſchen eine gemilfe 
eichtige Mitte der Dinge, wenn auch darum noch nicht jene falfche 
Mitte (f. „Juste-milieu), liebt und will. Sobald ihre nun die Sache 
felbft vermittelft der Uebertreibungen ihrer Anhänger von deren Gegnern 
glaubhaft als allgemein diefe richtige Mitte überfchreitend dargeftellt werden 
kann, fo wendet fie fi) von der Sache felbft ab, ſchaͤtzt ſie ald unprafs 
tiſch gering, oder fuͤrchtet ſie als unſicher und gefaͤhrlich. Einen gerin⸗ 
gen Erſatz für einzelne gemaͤßigtere Freunde einer Sache, ſei es Frei⸗ 
beit oder Koͤnigthum, begründen die Ultra's, zumal in unferem phleg⸗ 
matifhen Deutfchland, oft dadurch, daß dieſe Gemäßigteren ohne die 
Ultra’ von dem trägen, pedantifchen, feigen oder felbftfüchtigen Spieß: 
bürgerthume und falfchen Juste-milieu felbft als Ultra's würden vers 
fchrieen worden fein, nun aber doch noch als fo ziemlich gemaͤßigt er⸗ 
fcheinen, weil e8 Andere fo viel weiter treiben. So haben vielleicht un⸗ 
fere deutfchen Republicaner und Revolutionärs und Neuhegelianer wohl 
hier und da das Unheil, welches ihre Eigenmilligkeiten Einfeitigfeiten 
und Uebertreibungen, überhaupt ihre Zrennung von dem gefunden 
Mittelpuncte und praktifchen Grundgefege unferes Nationallebens und 
unferer gemeinfchaftlichen praktiſchen politifchen Kämpfe für Reform, in. 
fo reihem Maße verfhuldeten, um ein Weniges gemildert. Doch wa—⸗ 
ren fie der Hauptſache nach eben fo die beften Bunbdesgenoffen der Geg- 
ner der Freiheit, wie die Königsmörder und Eigenthumgfeinde in Frank: 
reich die des Louis Philipp. 

Ultramontan begeichnet zwar in der Fatholifhen Kirche, worauf 
es ſich allein bezieht, nicht unmittelbar das Uebertriebene, fondern nur 
die von jenfeits der Berge oder der Alpen, die von Rom, von der paͤpſt⸗ 
lichen Gurie ausgehende Rihtung und Theorie. Da aber biefe den 
freieren, epiffopalen, galficanifhen und deutfchen kirchlichen Anfichten ges 

Staatöstrriton. XV, 31 
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ade fo entgegenftehen, wie eine abfolutiftifche oder ultraroyatiftifche Rich⸗ 
tung und Lehre dem gemäfigteren Royalismus, fo legen die Anhänger 
des freieren Syſtems dem Worte ultramontan auch den Sinn einer Ues 
bertreibung bei. 

Mas nun aber übertrieben fei in bem liberalen, monardhifchen 
und Batholifch kirchlichen Spfteme — das freilich ift der natürliche 
Streit unter den Anhängern verſchiedener Richtungen. Was bem 
Staatslexikon fo erfcheint, das fprechen feine befonderen Artikel 
über bie betreffenden Gegenftände aus, C. Welder. 

Umtriebe, f. bemagogifhe Umtriebe. 

Unabhängigkeit der Juſtiz, ſ. Cabinetsjuftiz bes 
Staats, ber Regierung, f. Staat. 

Unfähigkeit zur Regierung. — In der Monarchie, ald ber 
Staatsform, in melcher die gefammte Staatsgewalt in einem Indivi— 
duum perfonificirt wird und als deſſen Attribut erfcheinet, ergibt ſich 
als eine Folgerung aus bem eigenthümlichen Charakter der Souveränes 
tätsrechte, melche alle in Pflichten (in der Herefcherpflicht) und in Bes 
bürfniffen (in dem Bebürfniffe, daß regiert werde) wurzeln, das Er: 
fordernig ber Regierungsfähigkeit des herrfchenden Subjestd. Die 
Voraus ſetzungen der Regierungsfähigkeit find theils pofitive, theils 
negative. Erftere gehören an ſich nur dem pofitiven Rechte an und 
find in ben einzelnen Staaten theild durch Herkommen, theils durch 
Berfaffungsgefege verfchiedenartig, je nach ber hiftorifchen Entwickelungs⸗ 
weiſe des Staates beftimmt. So z. B. durfte zur Zeit des deutſchen 
Reiches der König nur aus dem Stande der femperfreien Herren, ges 
wählt werben ; fo wird noch jegt in Deutfchland die Abflammung aus 
dem herrfcherberechtigten Haufe durch Iegitime Zeugung in ebenbürtiger 
Ehe erfordert. In einigen Staaten ift maͤnnliches Gefchledht eine uner- 
laͤßliche Vorausfegung ber Thronfolge, während in anderen Staaten bie 
Frauen nicht ausgefhloffen find, fondern nur dem Mannsftamme über: 
haupt ober in gewiffen Graden nachſtehen müffen. Von dieſen poſi⸗ 
tiven DVorausfegungen der Regierungsfähigkeit wird hier nicht gehandelt. 
(Bgl. die Art. „Mißheirath“ u. „Thronfolge.“ Die negativen Erfor⸗ 
derniſſe der MRegierungsfähigkeit beftehen dagegen in der Abweſenheit 
ſolcher geiftigen und Eörperlihen Mängel, welche das damit bebaftete 
Subject zu den Gefchäften der Regierung untauglich machen würden. 
Diefe Erforderniffe wurzeln alfo in dem Begriffe der Staatsregierung 
felbft und unmittelbar. So einfach ſich aber fomit die Idee der nega= 
tiven Vorausfegungen ber Regierungsfähigkeit ausfprechen läßt, fo ſchwie⸗ 
riq und flreitig iſt ihre cafuiftifche Entwidelung. Selbft das pofitive 
Recht hat in dieſer Lehre meiftens nur fehr wenige und nur unvollſtaͤn⸗ 
dige Beftimmungen aufjzumeifen. Man bemerkt fehr deutlih, daß die 
bier einfhlägigen Fragen als foldye, welche nur in aufßerordentlichen 
Zuftänden auftauchen, von der Gefeßgebung felbft mit einer gerechten 
Scheu betrachtet werden, und daß die Aufftellung allgemeiner Normen 
vorfichtig aus dem Grunde vermieden worden ift, um nicht der geeig- 
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neten Berhdfichtigung ber vielfachen, nicht immer vorausfichtlichen Mos 
bificationen, welche ber .einzelne Fall darbieten kann, im Boraus Eine 
trag zu thun. Aus gleihem Grunde muß man aud bei ber Bezug: 
nahme auf bie wenigen zerſtreuten Stellen in ben pofitiven, befonders 
Älteren, Rechtsquellen mit großer Vorſicht verfahren. So findet ſich 
3. B. fhon in der Lex Bajuvriaorum II, c. 10 eine Beflimmung, mo: 
nach der Sohn des Herzogs von der Thronfolge ausgefchloffen wird, 
für den Fall, daß er ſich fo weit vergeffen follte, feinen Water entthros 
nen zu mwollen, fo lange bdiefer noch £örperli und geiftig Eräftig ift 
(„dum adhuc pater ejus potest in judicio contendere, in exercitu 
ambulare, populum judicare, equum viriliter ascendere, arma sua vi- 
vaciter bajulare [batulare], non est surdus nec coecus, in omnibus 
jassionem Regis potest implere“). — Man mürde fehr irren, wenn 
man in biefer Stelle finden wollte, daß ein Förperliches, mit dem Alter 
eintretendes Gebrechen, wie Blindheit oder Taubheit, fofort regierungs- 
unfähig mache und den Sohn berechtige, die Krone an fich zu reißen; 
oder wenn man daraus fchliefen wollte, daß nach ber volfsmäßigen 
Vorftellung in dem carolingifchen Zeitalter ein ſolches Gebrechen ohne 
alle Unterfcheidung auch einen Thronfolger vom Regierungsantritte aus⸗ 
gefhloffen haben würde: vielmehr liegt in der angeführten Stelle nicht 
mehr, als die Charafteriftif eines Falles, in welchem die Mebellion bes 
ungeduldigen Zhronerben gegen feinen Water einer jeben, felbft fchein- 
baren, Entfhuldigung entbehrt; aber ficher liegt e8 nicht in dem Geiſte 
diefer Stelle, für den Fall, daß einige mildernde Umflände als Ent« 
fhuldigung für die Handlungsmweife des Sohnes angeführt werden koͤnn⸗ 
ten, bie 2egitimität derfelben zu fanctioniren. Ueberdies darf man nicht 
überfehen, daß die gedachte Stelle Erin Sag bes eigentlichen voltsmäßi- 
gen Mechtes ift, fondern nur eine diefem vorgefchobene Gonftitution 
der Srankenkönige, melde hier als Lehensherren der Herzoge von 
Balern fprechen. Es würde daher im Auferften Falle aus diefer Stelle 
nichts abzuleiten fein, als daß die Frankenkoͤnige in jenen deutfchen 
Staaten, melde fränkifhe Lehen waren, bie Befugnif in An: 
ſpruch nahmen, darüber zu wachen, daß immer ein der Regierung und 
dem Lehndienfte gewachſener Mann an ber Spite ber Regierung des 
Herzogthums jtehe, mas aber keineswegs in ſich begreift, daß der ge⸗ 
brechliche Fürft unter allen Umftänden von der Regierung ganz entfernt 
oder ausgefhloffen werden mußte. Noch befigen wir ein beflimmtes 
Zeugniß, daß nach dem Rechte des 13. Jahrhunderts jeder Sohn, wel⸗ 
cher gegen feinen Water fich erhob, ohne alle Unterfcheidung für unfähig zur 
Nachfolge erfannt werden mußte, in dem Landfrieden Kaifer Friedrich’ II. 
v. 1235 6. 11 (bei Pertz, Monum. Germ. Legg. T. II. p. 316). 
Derfelben Zeit gehört auch eine Aeußerung des Schmwabenfpiegels c. 122 
(Laßberg) an: „Rahmen und mifeljüchtigen (d. h. ausfägigen) Mann 
und der in dem Banne und in der Acht ift, follen die Fürften nicht 
zum Könige kieſen; kieſen fie aber den (d. h. einen ſolchen), die andern 
verwerfen ihn wohl mit Rechte” ıc.. — Hier findet fh unleugbar ber 
31 
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Ausdruck einer volksmaͤßigen Anficht über die Qualification zum deut⸗ 
fchen Könige; allein hier ift nicht zu überfehen, da nur von den Ver: 
häftniffen eines MWahlreiches die Rede ift, welche namentlidy hinfichtlich 
der perfönlichen Dualification des Staatsoberhauptes Feine unbedingte 
Analogie in der Verfaffung einer Erbmonardhie finden, bei welcher in 
vieler Hinficht ganz andere Rüdfihten zu nehmen find. So fagt z. B. 
der Schwabenfpiegel c. 123 (Lafberg) weiter, daß man feinen Herrn 
zum Könige wählen folle, der eine ihm nicht ebenbürtige Gemahlin habe; 
und auch diefer Grundfag ift noch niemals ald analog in ber Erbmonars 
hie anwendbar erfannt worden, wenn gleich in diefer häufig die Stans 
desungleichheit der Mutter den Kindern ſchadet und fie von der Thron⸗ 
folge ausfchließt. — In der goldenen Bulle Kaifer Karl's IV. v. 1356 
Gap. 25 $. 3 mar in. Bezug auf die Furfürftlihen Staaten feftgefegt, 
daß der Thronerbe dann von ber Succeffion ausgefchloffen fein felle, 
wenn er „forsitan mente captus, fatuus seu alterius famosi ac nota- 
bilis defectus existeret, propter quem non debeat seu possit homini- 
bus principari.“ — Hier bemerkt man befonders die Vorficht, mit 
welcher man vermiedb, einzelne, befonders £örperlihe Maͤngel ſpeciell 
aufzuzählen, um der vernünftigen und angemeffenen Beurtheilung des 
einzelnen Falles nicht vorzugreifen, eine WVorficht, deren Werth nur der⸗ 
jenige nicht begreift, welcher das Heil der Negierungen und Völker ans 
ftatt vom lebendigen Geifte von dem tobten Buchſtaben erwartet und 
über das Stillſchweigen der Gefege jammert, wo nicht alle juriftifche 
Geifteschätigkeit durch dürre Worte abgefchnitten ifl. Die goldene Bulle 
erwähnt nur noch, daß ber Thronfolger in den weltlichen Kurfürftens 
thümern fein Geiftlicher fein dürfe, fondern weltlichen Standes (laicus) 
fein müffe (6.8. c. VII, $. 2, 3; c. XXV, 6.4). — Was zunächft 
die Anwendbarkeit diefer Grundfäge in den übrigen beutfchen Staaten 
zur Zeit des Reichsverbandes anbelangt, fo mochte diefe mit Grund nicht 
bezweifelt werden, da die goldene Bulle in den fraglichen Stellen offen⸗ 
bar feine neuen Rechtsgrundſaͤtze aufftellen, fondern nur ber gemeinen 
und in der Natur der Sache begründeten Rechtsanfchauung einen po⸗ 
fitiven Ausdrud verleihen wollte. Nur darin mochte feit der Reforma⸗ 
tion eine Abweichung in fo fern erfannt werden, als bei ben proteflans 
tifchen Fürftenhäufern der geiftlihe Stand nicht mehr als Ausfchlies 
: Bungsgrund von der Thronfolge betrachtet wurde. Dies geſchah aber 
nur aus dem Grunde, meil bei den Proteftanten ein geiftlicher Stand 
mit dem priefterlichen Charakter, wie ihn die Fatholifche Kirche kennt, 
und wie ihn die vor der Reformation errichteten Reichsgeſetze voraus⸗ 
festen, nicht mehr vorhanden iſt, fo daß alfo, fireng genommen, bie 
erwähnte Umbilbung der Rechtsanſicht gar nicht einmal als eine ſolche 
erfcheint,, fondern richtiger vielmehr der Ausdrud in der Weife zu waͤh⸗ 
len ift, daß nunmehr bei den proteftantifchen Fürftenhäufern ein 

Fall der Unfähigkeit (dev Ausfchluß wegen Eintritt in den 

Stand) wegen veränderter Verhältniffe nicht mehr vorfommen Tann. ° 
Auch die neueren deutſchen Verfaſſungsurkunden haben es vermieden, * 
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fpeciell koͤrperliche und geiflige Gebrechen bes regierenden Fürften ober 
des -Thronfolgers aufzuzählen. Eine Ausnahme macht nur die Min: 
derjährigkeit des Thronfolgers, welche als ein möglicher Weife häufiger 
eintretendes Ereigniß eine befondere Worausfegung erforderte und aus 
gleihem Grunde auch fhon in der goldenen Bulle Gap. VI, $. 4 beſon⸗ 
bere Berücdfichtigung gefunden hatte. Es ift fomit die Erörterung ber 
einzelnen Fälle der Unfähigkeit zue Landesregierung und der Würdigung 
der einzelnen Behinderungsgründe in ihrem gegenfeitigen Werhältniffe, 
fo wie ihrer verfchiedenartigen Wirfung zunaͤchſt noch großentheils der 
wiſſenſchaftlichen Forſchung überlaffen. Am Wichtigften wird hierbei die 
Unterſcheidung von Fällen der eigentlihen Unfähigkeit zu regieren 
und von ſolchen Fällen leiten, in welchen die Regierung dem Staats» 
oberhaupte durch Gebrechlichkeit nur in einer nicht unbedeutenden Meife 
erfchwert ift. — I. Hinſichtlich der eigentlihen Unfähigkeit find dann 
felbft wieder zwei Arten zu unterfheiden: die abfolute und die rela— 
tive Unfähigkeit. Erftere ift da vorhanden, wo der Souverän in einen 
ſolchen geifligen oder koͤrperlichen Zuftand der Unfähigkeit zur Vornahme 
ber Regierungsgefchäfte verfällt, oder der Thronerbe fich in einem derar⸗ 
tigen. Buflande befindet, welcher als ein bleibenbder und fomit unheil 
barer Zuftand erfcheint. Die abfolute Unfähigkeit muß gerade fo wie 
ein Todesfall die legitime Thronfolge eröffnen ; der abfolut Unfähige ift 
folglich wie ein Verſtorbener, d. h. in Bezug auf die Regierung als 
nicht vorhanden zu betrachten. Die relative Unfähigkeit ift dagegen da 
vorhanden, wo die Gebrehen oder anderen Verhinderungsgründe an ber 
Regierung unverkennbar oder vorausfichtlic nur einige Zeit wirken, mie 
‚ Abmwefenheit außer Landes, Kriegsgefangenfchaft u. ſ. w., 

ober wo die Unheilbarkeit von Lörperlihen und geiftigen Gebrehen noch 
nicht entfchieden if. Da in der Erbmonardhie ihrem Weſen nad das 
oberfte Prineip die Erhaltung der Legitimität, d. h. der regelmä= 
Figen Thronfolgeordnung und des jeweiligen, dadurch zum Throne ges 
le Souveraͤns bei ſeiner Regierung, ſein muß, ſo kann ein ſolcher 
Hal, fo viele Inconvenienzen auch die Gebrechlichkeit oder vorausſicht⸗ 
lich vorub Behinderung des Souveraͤns oder Thronfolgers für 
r der Regierung haben mag, doch nie die wirkliche Eröffnung 
der Th begründen, fondern nur den Eintritt einer fogenannten 














bee errener Regierungsvormundfchaft, d.h. der interi= 
ch en Regierung des nachdem relativ Unfähigen zumächft berufenen 
m ‚' welche dieſem aber auch nad) dem Geifte ber 
Erbmonardji ‚von Rechtöwegen (ipso jure) zufällt, wo nicht die fpecielle 
faffung pofitiv etwas Anderes feſtſetzt und etwa, wie mitunter 

Falle der Minderjährigkeit des Thronerben, die Mutter oder, im 
falle der Behinderung des Souveräns felbft, in gewiſſen Fällen die 
Gemahlin zur Regentfchaft beruft (4. B. B.-U. v. Kurheſſen $. 7); 
ht durch den Souverän ſelbſt, in Vorausſehung einer zeit» 
3erhinderung feiner felbft oder. des Thronerben, eine befondere 
e für die interimiftifhe Regierung getroffen worden ift, was in 





486 Unfähigkeit zur Regierung. 


fo meit fie unbedingt flatthaft erfannt werben muß, als nicht die ſpe⸗ 
cielle Landesverfaffung hierin ben Souveraͤn befonders befchränkt, fei es 
in Bezug auf die zu fubftituirenden Perfonen, oder binfichtlic der Art 
und Weiſe der Errichtung ber Regentfhaft, in fo fen 3. B. bie noͤ⸗ 
thige Anordnung nach manchen Verfaffungsurkunden nur durch ein foͤrm⸗ 
liches Geſetz getroffen werben kann. (B.-U. v. Baiern. T. IL 6.10 ff. u. 
dv. Kucheffen $.9.) — Eine Aufzählung ber einzelnen geiftigen und koͤr⸗ 
perlihen Gebrechen, welche eine abfolute Regierungsunfähigkeit begrüns 
den, ift auch in der Theorie um fo weniger nöthig, als es eine rein 
thatſaͤchliche Frage (quaestio facti) ift, ob ein Gebrechen in concreto 
von der Bedeutung fei, daß «6 wirklich den Souverän oder Thronfolger 
an des Ausübung der Staatsgewalt und der Regentenpflichten behin⸗ 
dert. Man kann daher als Gründe ber abfoluten Regierungsunfähigs 
£eit wohl beifpieldweife notorifhen Blödfinn, Wahnfinn und Raſerei 
anführen, wie dies auch die goldene Bulle gethan hat; man kann aber 
nicht unbedingt Blindheit oder andere Eörperliche Gebrechen hierher zaͤh⸗ 
len, fie müßten denn unter ganz auferordentlichen Umftänden in einem 
fotchen Grade vorhanden fein, daß dadurch auch die geiftige Thätigkeit 
des Souveräns vollftändig gelaͤhmt worden wäre, ober fie müßten, im 
Falle der Thronfolger von Geburt aus damit behaftet wäre, fo bebeus 
tend fein, daß ihm dadurch jebe Vorftelung und Kenntnif von den fos 
cialen und politifchen WVerhältniffen, fo wie jede Theilnahme an benfels 
ben unmoͤglich gemacht wäre. Man bat fi au wohl, um Blindheit 
und ähnliche Lörperliche Gebrechen als abfolute "Unfähigkeitsgründe zu 
charakterificen, darauf berufen, daß aud im gemeinen Lehnzechte diefen 
Gebrechen eine ſolche Wirkung binfichtlih der Lehnfolge beigelegt fet. 
Allein hierbei ift nicht nur überfehen, daß gerade diefe Wirkung ber 
förperlihen Mängel im gemeinen Lehnrechte durchaus freitig und fogar 
im Liber Feudorum II, 36. der gegentheiligen Meinung des Mailänder 
Schöffenhofes der Vorzug gegeben worden ift, fondern es kann auch 
überhaupt heut zu Zage in Deutfhland, wo Feine Krone mehr nad 
Lehnrecht befeffen wird, ein ſolcher, im dußerften Falle nur als lehen⸗ 
rechtlich anzuerkennender Grundfag ald maßgebend im Stantsrechte bes 
trachtet werden. Die Erfahrung hat fogar gelehrt, daß öfters die fous 
veränen Familien und die Stände felbft da, mo eine abfolute Regie 
rungsunfaͤhigkeit hätte behauptet werben können, aus Rüdficht auf bie 
vorerwähnte mwefentlihe Bedeutung des Legitimitätsprincipes in der Erb: 
monarchie und feine Aufrehthaltung, von einem folchen Ausfpruche 
Umgang genommen, und den Fall. nur aus dem Gefichtspuncte ber 
relativen Regierungsunfähigkeit oder gar nur der Erſchwerung der Regie 
rung durch ein Eörperliches Leiden behandelt haben, wie z. B. in dem 
Falle der Königin Juana (genannt die Wahnfinnige) in Spanien. Ein 
foldyes Verfahren empfiehlt fi) aus Gründen der politifhen Zweckmaͤ⸗ 
ßigkeit befonders da, wo von dem Regierungsunfähigen nod) legitime 
Defcendenz zu erwarten ift, welche durch die Erklärung ber abfoluten 
Regierungsunfähigkeit deffelben umverdienter Maßen (ſchon als Ungebo⸗ 
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rene) ausgefchloffen werden wuͤrden, worin — wenn auch die juriftifche 
Gonfequenz dafür angerufen werden kann — doch jedenfalls eine Härte 
liegen würde, wie fie der nothwendigen Achtung des Legitimitätsprinci« 
pes durch das Volk niemals förderlich fein kann. — II. Von dem Zur 
ftande der abfoluten und relativen Regierungsunfähigkeit find aber ge⸗ 
nau folhe Zuftände zu unterfcheiden, durch welche dem Souverän bie 
Ausübung feiner Herrfcherrechte und Megentenpflichten nur erfchmwert 
ift. Hierher find regelmäßig die koͤrperlichen Mängel, wie Blindheit und 
dergleichen, Altersſchwaͤche und fonftige Eörperliche Leiden, auch wohl 
eine hierdurch bedingte geiftige Schwähe, melde nod nicht in vollen 
Blödfinn übergegangen ift, zu rechnen. Unter ſolchen Umftänden kann 
es fi) weder um einen definitiven, noch um einen interimiftifhen Aus⸗ 
ſchluß des Souveräns oder Thronfolgers von der Regierung, d. h. we⸗ 
der um bie Eröffnung ber legitimen Thronfolge, noch um die Anordnung 
einer Regentfchaft handeln, fondern hier ift hinreichend, daß auf andere 
Art für eine genuͤgende Unterftügung des Souveräns bei der Regierung ges 
forgt wird. Dies kann nad) Umftänden entweder durch die Anordnung 
von befonderen Sofennitäten zur Verhütung eines möglichen Unterſchlei⸗ 
fes bei den Erlaffen und Ausfertigungen des Souveräns, oder aud in 
bedenflicheren Fällen, dur die Erklärung der naͤchſten präfumtiven 
Thronerben als Mitregenten gefchehen, welche Anordnungen aber fämmt- 
ih von dem Souveräne felbft auszugehen haben und fomit als 
ein — wenn gleich durch die Umftände vielleicht dringend gebotener — 
freier Aet feines eigenen Willens erfcheinen und eben baher im In⸗ 
tereffe des monarchifhen Principed den Vorzug vor der Anordnung eis 
ner Regentfchaft oder vollends vor einer -abfoluten Unfähigkeitserklärung 
verdienen. — III. Das Urtheil darüber, ob eine Behinderung des Sou⸗ 
veräns oder Thronfolgers an der ordnungsmäßigen Führung ber Regie 
sung Statt finde, und in welhem Grade dies der Fall fei, fteht im 
Zweifel — in fo fern der Souverän nicht felbft feine Behinderung er: 
klaͤrt, wie 5. B. im Falle einer beabfichtigten längeren Abmwefenheit — 
den Agnaten als Familienangelegenheit des regierenden Haufes zu. 
Diefer Grundfag ift fhon in dem carolingifhen Hausgeſetze (errichtet 
von Ludwig dem Frommen 817 ; bei Perg, Monum, Germ. Legg. T. J. 
p. 199) ausgefprodhen und ſeitdem nicht nur durch das Herkommen in 
den beutfchen Fürftenhäufern beftätigt, ſondern zulegt auch noch durch den 
Beſchluß der, beutfchen Bundesverfammlung vom 2. December 1830, bie 
bedenklihen VBerhältniffe in der Regierung bes Herzogthumes Braun 
ſchweig betreffend, anerfannt worden. Wo Parlamente oder Landftände 
beftehen, ift jedoch, wenn diefe nicht felbft als der Beſchwerde führende 
Theil erſcheinen, die Zuftimmung berfelben zu einem Befchluffe der 
Agnaten, welcher eine Unfähigkeit zur Regierung ausfprechen follte, ſchon 
der Natur der conftitutionellen und ftändifhen Verfaffung gemäß, noth: 
wendig, ba jede folhe Erklärung der Agnaten mehr oder minder eine 
Abänderung in der Handhabung des Succeffionsgefeges in fich fhlieft, 
welches ftets zu den grundverfaffungsmäßigen Inftitutionen des Staates 
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zu vechnen iſt. Auch ift die fländifche Zuflimmung ſchon darum von 
twefentlicher Bedeutung, damit nicht durch Intriguen einer Hofpartei 
eine Verlegung der wohlbegruͤndeten Nechte bes Souveräns oder Thron⸗ 
folgers bewirkt werden könne. Auch erfennen mehrere neuere beutfche 
Verfaffungsurkunden ausdrüdlih das Mitwirkungsrecht der Stände bei 
ber Errichtung einer Negentfhaft als wefentlih an. — IV. Zur Zeit 
bes deutfchen Reiches konnte auch über die Unfähigkeit zur Landesregies 
rung und über deren Folgen, beſonders wenn fich diefelbe entweder durch 
gemeine Verbrechen oder duch Mifbraud ber Staatsgewalt beurkundet 
haben follte (in fo fern in folhen Handlungen eine der Würde und 
ben hohen Pflichten eines Negenten nicht entfprechende Gemütheftimmung, 
Denkweife und Charaktereigenthümlichkeit erfannt werden fann) — auch 
ein eigentlicher Rechtsſtreit vor den Meichsgerichten entflehen, wenn der 
Landesherr oder Thronfolger dem Ausſpruche der Agnaten ſich nicht für 
gen wollte, oder die Stände fi befchwert, ober den Zuſtand des Lan⸗ 
bes gefährdet glaubten, und die fuͤrſtlichen Agnaten nicht einfchreiten und 
Abhülfe gewähren Eonnten oder wollten. Die Abfegung eines Fürften 
als regierungsunfähig konnte aber in dieſem Falle, nachdem vor ben 
Meichsgerichten verhandelt worden war, nur durch einen Belchluß des 
Neichstages ſelbſt gefhehen. Bei der gegenwärtigen Verfaffung Deutſch⸗ 
"lands flcht zwar der deutfchen Bundesverfammlung eine foldhe richters 
liche Auctorität nicht zu: allein aus der völferrechtlichen Stellung des 
deutfchen Bundes zu den einzelnen Souveränen und deren Staaten ers 
gibt fih fo viel, daß der deutfche Bund nicht nur berechtigt und vers 
pflichtet iſt, folche Mapregeln zu ergreifen, welche zue Grhaltung ber 
öffentlichen Ruhe in den Bundesſtaaten bei derartigen Anlaͤſſen noth⸗ 
wendig ſind, ſondern daß er auch einen Ausſpruch der fuͤrſtlichen Agna⸗ 
ten und deren Anordnungen gegen einen Souveraͤn wegen abfoluter 
ober ‚relativer Regierungsunfähigkeit nur dann und in fo weit anzuers 
kennen braucht, menn und als er diefelben für materiell gegründet zw 
erfennen vermag. 

Uneheliche Vaterſchaft und Kindſchaft. — Die Vvater⸗ 
ſchaft ift ein Rechtsbegriff; ihre thatſaͤchliche Grundlage vermag 
mit Gewißheit nicht ermittelt zu werden, hinſichtlich derſelben kann 
vielmehr lediglich eine Wahrſcheinlichkeit ſich darbieten. In dieſer 
Beziehung ſtellten daher die Geſetze aller geſitteten Staaten ſchon aus 
fruͤheſten Zeiten eine Rechtsvermuthung dahin auf, daß ein in 
tehtmäßiger Ehe erzeugtes Kind den Ehemann feiner Mutter zum Vater 
habe; für Kinder, welche nicht in der Ehe erzeugt find, gebricht ed an 
einer vechtlihen Bräfumtion. 

Bon diefer Anfiht ging auch das ältere roͤmiſche Recht aus. 
Blos bie in einer legitimen Ehe concipirten und gebornen Kinder galten 
als rechtmäßig erzeugte, und fo kam es denn, daß, wo legale Form der 
römifhen Ehe abging, wo nicht das connubium, fondern ein anderes 
Verhaͤltniß, insbefondere wo contubernium in Mitte lag, der Ent» 
fproffene illegitimus war, Als foldyer galt auch derjenige, der feine Ab: 
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Eunft gar nicht aus einer ehelichen Gefchlechtsverbindung ableiten Fonnte, 
fei ed, daß diefe Verbindung wegen zu naher Verwandtſchaft geſetzlich 
unerlaubt war — incestuosus, — oder daß man feine Abkunft aus 
ber Gefchlechtsgemeinfchaft mit eines Andern Ehefrau ableitete — ad- 
ulterinus —, oder daß man von einer öffentlichen MWeibsperfon ent⸗ 
fproßte — vulgo quaesitus —, oder eine fonftige nichteheliche gefchlecht: 
lihe Verbindung hierbei zu Grunde lag — spurius. — Wem nun die 
Rechte der legitimen Geburt nicht zur Seite ftanden, diefer hatte gegen 
feinen Erzeuger feinen Rechtsanſpruch auf Alimente. Erſt fpäter, als 
naͤmlich in den Kaiferzeiten der Goncubinat in Aufnahme kam, machte 
fi) die Anſicht geltend, folcher fei ein durch die Zeitverhältniffe hervor= 
gerufenes Surrogat der Ehe, und, weil gefeglich erlaubt, müffe derfelbe 
in feiner rechtlichen Beziehung der Ehe gleich geachtet werben. So kam 
es denn, daß die Kinder aus einer Goncubinatsverbindung — liberi 
naturales —, welchen früher Alimentationsanfprüce gegen ben natür: 
Kihen Bater nicht zufamen, duch die Beftimmung Zuftinian’s in der 
Novelle 89 verlangen fonnten, daß felbft nad) dem Ableben ihres Er: 
zeugers ihnen eine den Vermögensverhältniffen des pater naturalis ent⸗ 
ſprechende Alimentation verabreicht werde. Der Grund deffen mag wohl 
darin gelegen fein, weil in diefen fpäteren Kaiferzeiten die Goncubine, 
einige Ehrenvorzüge abgerechnet, der Ehegattin gleich ftand, und, da die 
Verbindung nur mit einer Concubine gefeglich geftattet war, diefe 
auch in häuslicher Gemeinfchaft gleich einer Ehegattin mit dem Manne 
lebte, bezüglich; des Sprößlingse aus der Goncubinatsverbindung man 
von der Vermuthung, daß er von bem pater naturalis feine Abkunft 
ableite, ausging und ihm Samilienrechte, fohin auch vorerwähnte Ali: 
mentationsanfprüche einrdumte. 

Als im 12. Jahrhunderte das römifche und kanoniſche Recht in 
Deutfchland durch diejenigen Rechtsgelehrten, welche in Stalien ihre 
Rechtsbildung erlangt hatten, Geltung erhielt, trat der Kampf der he: 
terogenen Elemente hervor. Der deutſche Sinn, von politifchen und 
bürgerlichen Rechten jeden außerehelichen Sproͤßling fern haltend, Eonnte 
fid) mit den Humanitätsrücdfichten nicht befreunden, welche man aus der 
Analogie der Rechte ber Goncubinenfinder, wie fie im römifchen Gefegbuche 
vorlagen, ableitete 5 mandye deutfche Statutarrechte liefern noch den Nach— 
weis, daß, ungeachtet der immer allgemeiner gewordenen Geltendmachung 
bes römifhen Rechts in Deutfchland, man in einigen Gegenden das 
beutfche Princip des Ausfchluffes Unehelihgeborener von Ehrenftellen, 
tie von erbrechtlichen Anfprüchen bezüglich der bürgerlichen, wie der Le: 
benfucceffion fefthielt; in den meiften teutfchen Staaten jedoch gewannen 
bie fremden Rechte die Oberhand; die gemeinrechtliche Praris eignete ſich 
die Humanitaͤtsruͤckſichten, melde das römifche Kaiferreht für die aus 
der Concubinatsverbindung Entfproffenen hegte, — des Umftandes un: 
geachtet, daß das Goncubinatsleben längft in Deutfchland verboten war 
an, und das Erheben einer einzelnen Stelle des Eanonifchen Rechts 
(in cap, 6. X. de eo, qui duxit in matrimonium) zur allgemeinen Norm 
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brachte e8 dahin, daß man in Deutfchland als einen gemeinrechtlich 
feftftehenden Grundfag anfah , der aufßereheliche Water fei verbunden, 
feine unehelichen Kinder zu alimentiren, gleich viel, ob entfproffen aus eis 
ner Goncubine oder aus fonfliger gefchlechtlichen Verbindung. 

Auf diefen Grundfag hin glaubte man ſich berechtigt, alle Beſtim⸗ 
mungen des römifchen und kanoniſchen Rechtes, welche fi) auf Beweis 
der Vaterſchaft, dann auf Alimente ehelicher Kinder bezogen, in ana⸗ 
Loge Anwendung für den angeblichen außerehelihen Water, insbefondere 
für Verbindlichkeit deffelben zur Ernährung und Erziehung des außer 
ehelichen Kindes zw bringen. Die Rechtsiehrer und die Sprüde ber 
Gerichtshöfe nahmen gleiche Richtung, und fo bildete ſich eine gemein= 
rehtlihe Praris, deren Grundzüge ſich in Folgendem darftellen *): 

1) In Betreff desjenigen, von dem ermwiefen wird, daß er inners 
halb des Zeitraumes des 182ften bis 800ſten Tages vor der Geburt 
des Kindes mit deffen Mutter in gefchlechtlihem Umgange geftanden fei, 
fleht die rechtlihe VBermuthung, daß er der Vater diefes Kindes fei. 
Diefe Präfumtion wird jedoch in ihrer Grundlage zerftört, fobald der 
‚ als angeblicher Vater in Anfpruh Genommene den Nachweis liefert, 
daß mährend der angegebenen Periode auch eine andere Mannspers 
fon mit der Mutter des Kindes ben Beifchlaf gepflogen habe; denn 
beide Vermuthungen haben gleiche thatfächliche Grundlage, find fomit 
gleich ſtark, müffen fofort gegenfeitig in ihren rechtlichen Wirkungen fich 
aufheben, da eine neben der andern in ihrer Integritaͤt nicht beftehen 


ann. 

2) In Rüdfiht auf das eheliche Verhältniß geht jenem Kinde bie 
Regitimität ab, welches vor dem 182ften Zage nad Abfchluß ber Ehe 
oder nach dem 300ſten Tage nad) Auflöfung des Ehebandes durch Tod 
des Mannes oder Ehefcheidung von der Ehefrau geboren, unb beffen 
vechtmäßige Abftammung in der erften Beziehung von bem Ehemanne, 
in der legteren von deſſen Relicten beftritten wird. In gleicher Weiſe 
ift ein in der Ehe geborenes Kind illegitim, wenn der Ehemann ben 
Nachweis zu ftellen vermag, daß er innerhalb des Zeitraumes des 182ften 
bis 300ſten Tages vor der Geburt des Kindes zeugungsunfähig, ober 
ununterbrochen abmefenb mar. . 

3) Die Rechtsverhältniffe dee Brautkinder find, weil fie ihre 
Abkunft aus einer ehelichen gefchlechtlihen Verbindung nicht ableiten 
tönnen, gleich jenen ber übrigen aufßerehelichen Kinder zu erachten. 

4) Der ermweisliche außereheliche Water ift zur Alimentation feines 
außerehelihen Kindes verbunden (nit blos zu einem Beitrage hierzu). 
Demgemäß liegt in feiner Pflicht, neben Beftreitung ber Taufkoſten def: 
fen Ernährung, Kleidung und Erziehung, zu welcher legtern audy ber” 
Schulunterricht zu rechnen, bis zu der Zeit hin, wo bas Kind durch 


*) M. f. meine Schrift: „Die NRechtsverhältniffe aus der außerehelichen 
Gefchlechtögemeinfchaft, fo wie der unchelichen Kinder, nad gemeinem baieri: 
ſchen, öfterreichifchen, preußifchen und franzöfifchen Rechte.“ München, 1836, 
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eigenen Erwerb fich felbft fortzubringen im Stande ift, in welcher Bes 
ziehung der Endpunct der Alimentationspfliht in der Regel bis zum 
14. Lebensjahre des Kindes angenommen wird. ft die Möglichkeit des 
felbftigen Fortkommens in Anlaß Krankheit des Kindes, oder phyſiſcher 
ober geiſtiger Imbecillitaͤt zurücgeftellt, fo währt die Alimentationsvers 
binblichkeit des außerebelihen Waters fort. Das Quantum ber Alimens 
tation iſt auf die Nothdurft befchränkt, fo daß ein auferebeliches Kind 
zu feiner Ernährung und Erziehung mehr nicht verlangen kann, als 
wie fie bei ehelichen Kindern ber niedern Volksclaſſe Statt zu finden 


gt. 

6) Dieſer Alimentationspflicht hat der Vater in der Regel durch 

Verabreichung der dem Beduͤrfniſſe entſprechenden Geldquoten, auf eine 
gewiſſe Zeit hin vorauszahlbar, zu entſprechen, welche Beträge an dies 
jenige Perfon, welcher das Kind mit Genehmigung der vormundfchaftlis 
hen Behörde überlaffen ift, zu berichtigen find. Ausnahmsweife kann 
ſich der außereheliche Water von der Leiftung dieſer Geldquoten durch 
Uebernahme des Kindes in felbftige Alimentation befreien, jedoh nur 
unter der Borausfegung, daß der Vormund des Kindes und bie Cura⸗ 
telbehörbe hierzu ihre Zuftimmung ertheilt haben. 
6) If der außereheliche Vater unvermögend zur Beſtreitung der 
Alimentation feines unehelihen Kindes, fo geht die Verbindlichkeit zur 
Ernährung und Erziehung des Iegtern auf befien Mutter und, 
wenn auch bdiefe die Alimentation zu beftreiten außer Stande wäre, 
auf bie mütterlihen Großeltern, in beren Ermangelung ober im 
Halle deren Unvermögenheit jedoch auf die Armencaffe bes Ortes, 
wo die Mutter des Kindes ihre Heimatherecht hat, über. Die väterlis 
hen Großeltern ftehen außer aller rechtlichen Beziehung zu den unehe- 
lihen Kindern ihres Sohnes, find daher fubfidiär zur Alimentation des 
außerehelichen Enkels nicht verpflichtet, und können lediglih, wenn fie 
Erben ihres Sohnes find, zur Erfüllung der ihm obgelegenen Verbind⸗ 
lichkeit angehalten werden. 

7) Eine väterlihe Gewalt im Sinne bes römifchen Rechtes und 
nad) den durch letzteres gegebenen Mechtsbeziehungen kommt dem Vater 
über fein außerehelich erzeugtes Kind nicht zu, denn ſolches fteht ledig⸗ 
lich mit feiner Mutter im Familienverbande. Mill der natürliche Va⸗ 
ter die aus ber väterlichen Gewalt entfpringenden Rechte in Betreff feis 
nes aufßerehelich erzeugten Kindes erwerben, fo kann biefes blos mittelft 

kegitimation durdy nachfolgende Ehe gefchehen. 

| 8) Uneheliche Kinder führen den Familiennamen ber Mutter, 
benn fie gehören in Betreff Familienverbandes nurjenem der Mutter zu; 
febft wenn vom Water anerkannt, find fie, der Natur der Sache nad, 
ben Familiennamen bes Vaters zu führen nicht berechtigt, da der Name 
ein Gemeineigenthum der mehrfachen, zum gefammten Samilienverbande 
gehörigen Verwandten ift, und hieran fofort Niemand Antheil nehmen 
kann, welcher von dieſem Kamilienverbande ausgefchloffen ift; dabei auch 
bie Zuftimmung des aufßerehelichen Waters zum Rechte, deſſen Namen 
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zu führen, nicht ermächtigen kann, ba ber Confens eines einzelnen In⸗ 
terefienten ohne Zuftimmung ber Gefammtheit wirkungslos bleiben muß. 

9) Uneheliche Kinder, meil in der Negel hülflos in ber Welt fte= 
hend, find fehon vom Momente der Geburt an der vormundſchaft— 
Kihen DObforge des Staates unterftellt. Won dem Geburtsacte ift der 
Guratelbehörde des Ortes, mo die Mutter des auferehelichen Kindes ihr 
Domicit hat, ungefäumt Kunde zu geben, worauf ſolche Behörde das 
meiter Geeignete in Betreff Beftellung eines Vormundes für das Kind, 
fo mie für Sicherung deffen Alimentation einzuleiten hat, fei es, daß 
der von der Mutter des Kindes anzugebende Schwängerer in gütlichem 
Wege oder duch Angehung der Rechtshuͤlfe zur Erfüllung feiner Va⸗ 
terpflichten beftimmt werde. 

10) Die von der Kindescuratel gegen den außerehelichen Vater auf ges 
richtlihen Ausfpruch der VBaterfchaft, fo wie auf Kindesalimentation gerich⸗ 
tete Klage ift die actio de agnoscendo partu utilis, bezwedend Anerken⸗ 
nung eines status personalis, fomit feine Delicttlage. Der thatfächliche 
Klagegrumd it das Factum des gefchlechtlichen Umganges des Beklagten 
mit der Mutter des Kindes innerhalb einer Zeit, die nach dem Gange 
der Matur zu dem Schluffe berechtigt, daß aus folhem Beiſchlafe das 
Kind feine Erzeugung ableiten Eönnte. 

11) Ein Snteflatorbrecht Eommt dem unehelihen Kinde am Nadys 
laſſe des Vaters und der väterlichen Verwandten nicht zu, feine erbs 
rechtlichen Anfprüche befchränfen fi auf den Nachlaß der Mutter, bin- 
fichtlic) welches ihm fogar Notherbrecht zukommt, und auf den Rüds 
Laß der Verwandten der Mutter. Der Grund liegt in dem Umflande, 
daß das Erbrecht durch Blutsverwandtſchaft in der Megel bedingt iſt, 
eine folhe aber zmifchen dem außerehelihen Water und deffen Verwand⸗ 
ten einerfeitd, dann dem unehelichen Kinde andererſeits rechtlich nicht 
befteht. 

Dies die allgemeinen Lineamente bezüglich deffen, was unter Her⸗ 
uͤberleiten aus der Analogie des hinſichtlich ehelicher Kinder Beſtehen⸗ 
den, unter Beruͤckſichtigung einiger Beftimmungen des kanoniſchen Roch⸗ 
tes mit Hinblid auf einen allgemein verbreiteten Gerichtsgebraud als 
das gemeinrechtlich pofitiv Geltende in Betreff der Nechtöverhältniffe 
uneheliher Kinder anzunehmen fein dürfte. 

Menden wir und nun zu den vorzüglicheren particularen Gefegge: 
bungen Deutfchlands und der Nadbarftaaten, fo finden wir bier und 
dort ein treues Anfchließen an die fo eben vorgetragenen, als gemein: 
rechtlich geltend zu erachtenden Grundfäge; in anderen Legislationen 
treffen tie dagegen bedeutende Abweichungen hiervon. In legterer Ber 
ziehung tritt in mandyen Particularrechten das. Streben hervor, die Ver: 
bältniffe der unehelihen Kinder zur möglichft günftigen Lage zu erhe— 
ben; aber audy in der entgegengefegten Richtung bewegen ſich andere 
Regislationen, indem fie e8 für fachentfprechend erachten, alles Klagerecht 
aus dem aufßerehelichen Gefclechtsgenuffe zurüddrängen zu muͤſſen. 
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Wieder andere glauben in einem, zwifchen beiden Ertremen flehenden, 
gemifchten Syſteme dem Rechts» und Billigkeitsgefühle Genüge zu leiſten. 

Den Gefeggebungen erſtbezeichneter Art find die meilten der deut: 
fhen Particularrechte beizuzählen. 

Das baierifche Landrecht von 1756, fonft fo detaillirt, befaßt 
fih nur in Kürze mit den bierher einfhlägigen Beftimmungen. Sid) 
anſchließend an die Anfichten der Rechtsgelehrten in der Hälfte des vo— 
rigen Zahrhunderts, gab es der Lehre vom Stuprum feine Stellung 
in der Abtheilung, welche von Delictobligationen handelt; mas aber bie 
Alimentationepflicht des außerehelichen Waters angeht, fo ward der Ge=- 
ſichts punct des verwandtfchaftlichen Werhältniffes feftgehalten, dabei fich 
in Theil I, Gap. 4. $. 7 und 9 an die gemeinredhtliche Theorie ange: 
fhloffen, mit der Ausnahme: a) daß auch der väterliche Großvater zur 
Alimentationspflidht fubfidiär gezogen wird, und zwar, als noch vor dem 
mütterlihen Großvater verbunden; b) daß die gefeglih mit der Ges 
burt des Kindes entfprechende Zeit der fleiſchlichen Beimohnung um 
2 Zage weiter, als gemeintechtlich angenommen, nämlich bis auf den 
302ten Zag hinausgerüdt wird; c) daß bie eigenthuͤmliche Beftimmung 
getroffen ift, daß, fofern der Nachweis mehrerer Gonftupratoren geliefert 
werde, jedem berfelben nur pro rata die Verbindlichkeit zur Alimentation 
des umehelichen Kindes obliege. 

Das Öfterreihifche Geſetzbuch von 1811 Iöft in einem einzigen 
Paragraphen (dem $. 163) umfichtig und in Kürze die fich geftellte Auf» 
gabe, einerfeits der Förderung bes materiellen Rechtes, andrerfeits der 

g des Berorifes eines Verhältniffes, deffen thatſaͤchliche Grunds 
lage ſtets in das Dunkel gehüllt if. Es wird nämlidy der Geundfag 
feftgeftelt: Gegen denjenigen ftehe die rechtliche Vermuthung der Vaters 
[haft, von welchem ermwiefen wird, daß er mit der Mutter des Kindes 
zu einee mit der Geburt des legtern entfprechenden Zeit, nämlich zwis 
fhen dem 180ften und 800ſten Tage vor der Geburt des Kindes, den Beis 
ſchlaf gepflogen habe. Diefer Beweis kann durch alle Beweismittel, 
welche gerichtsordbnungmäßig zuläffig find, geftelt werden; es foll aber 
auch ſchon der Nachweis genügen, daß der Stuprator außergeridht: 
lich geftanben habe, innerhalb bezeichneten Zeitraumes mit der Muts 
ter bes Kindes im Gefchlechtsgenuffe geftanden zu fein — allerdings 
eine Nachhülfe im Beweife einer Thatfache, welche außerdem duch Zeus 
gen nicht erprobt werden Könnte, und deren Nachweis durch Eideszu> 
ſchiebung immerhin fehr problematifc für Förderung des materiellen Rech⸗ 
1e8 bleiben muß. Durch befagten $. 163 ift hierbei die Einrede bes 
agten, daß außer ihm noch andere Mannsperfonen mit der Mutter 










des Kindes den Beiſchlaf gepflogen hätten, nicht nur zurüdgedringt, ſon⸗ 
dern es kann auch die Kindescuratel, wenn der gegen den angegangenen 

uprator eingeleitete Rechteftreit der Mutter ungünftig für fie ausfällt, 
oder der Beklagte zur Erfüllung der Vaterpflichten unvermögend wird, 
auch die übrigen Stupratoren rechtlich angehen. Die weiteren Beſtim— 
mungen in Betreff unehelicher Kinder fchließen fich ganz dem oben vor— 
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getragenen gemeinrechtlichen Grundſatze an; nur befreit der $. 167 ſelbſt 
auch den muͤtterlichen Großvater von der ſubſidiaͤren Alimentationspflicht, 
und die 66. 168 und 169 entziehen dem Vater des Kindes die Befugniß 
der Selbfterziehung bes Kindes, in fo lange die Mutter es zur eigenen Er⸗ 
ziehung behalten will und kann, und das Wohl des Kindes hierbei nicht 
Schaden leibet. 

Das preufifche Landrecht von 1794, die Eigenthümlichkeit details 
lirteſter Caſuiſtik fefthaltend, laͤßt durchgreifend das Streben erfehen, nicht 
b108 ben Beweis der Vaterfchaft zu erleichtern, fondern auch die Verhälts 
niſſe der unehelihen Kinder gegenüber ihrem Erzeuger in die moͤglichſt 
vortheilhafte Lage zu bringen, In 22 65, nämlih Theil II. Tit. I. 
65. 1104— 1126 (F6. 1092 — 1114 der neuern Auflage) wird fich bes 
muͤht, die gefeglihen WVermuthungen in Betreff Schwängerung feſtzu⸗ 
ftellen. Uebrigens ift es auffallend, daß bei dem überall hervortretendent 
favor partus das Landrecht denjenigen Zeitraum, in welchem die Geburt 
des Kindes als correfpondirendb mit ber Zeit des Beiſchlafes zu fallen 
hat, ſehr beengt normirte, da erwähnte Periode im Landrechte a. a. D. 
6. 1089 ($. 1077 der neuen Auflage) ſich auf den Zeitraum bes 210. 
und 285. Tages vor der Geburt des Kindes befchränkt, fohin nur 76 
Tage befaßt, während die nach gemeinem Mechte anzunehmende Periode 
auf 119 Zage bin ſich erſtreckt. Die Einrede der mehreren Concum⸗ 
benten ift nah Landrecht Theil II. Zitel 2. $. 619 ohne Einfluß; jeder 
Goncumbent ift für die Alimentation des Kindes verhaftet; und ift er 
diefe zu beftreiten außer Stande, fo kann die Curatel des Kindes jeden 
fonftigen Zuhälter mit der Mutter, deffen Beiſchlaf in die vorbezeichnete 
Periode fällt, zur Erfüllung der einem unehelihen Kinde ſchuldigen 
Hflichten anhalten. Mac, zurücgelegtem 4. Jahre des Kindes kann ber 
Bater des Kindes (gemäß $. 622 a. a. D.) die Uebernahme deffelben in 
felbftige Alimentation verlangen, doc ift diefes Recht von dem Gonfenfe 
der Curatelbehoͤrde abhängig gemacht. Die fubfidiäre Alimentationspflicht 
geht nad) dem Water auf die Großeltern väterliher Seits (nach 
6. 628 a..a. D.), weiter fubfidiär erft auf des Kindes Mutter, und in 
fernerer Eventualität auf die mütterlihen Großeltern über. Nur wenn 
die Mutter genügendes Vermögen ober Einkünfte hat, ift fie vor dem 
väterlichen Großvater zur Kindesalimentation verhaftet. Obgleich das 
uneheliche Kind nicht zur Familie des Vaters gehört ($. 639), deffen 
Namen nicht zu führen hat ($. 640), auch nicht unter deffen Gemalt 
fteht ($. 649), fo kommt ihm gemäß $. 652 a. a. D. doch ein geſetz⸗ 
lich befchränktes Erbrecht auf den 6. Theil des väterlichen Nachlaſſes zu, 
naͤmlich unter der Vorausſetzung: a) daß eheliche Kinder nicht vorhanden 
find, und b) feine legtwillige Verordnung des Waters vorliegt; c) daß 
freiwilliges Anerkenntniß auf Seite des Vaters, oder rechtskraͤftiges Er⸗ 
kenntniß in Mitte liegt, wodurch dem Kinde noch bei Lebzeiten des Was 
ters folches Erbrecht vorbehalten worden; d) daß die Mutter des Kin⸗ 
bes um die Zeit deffen Erzeugung mit mehreren Mannsperfonen nicht 
im gefchlechtlichen Genuffe geftanden ſei. Diefes gefeglich befchränkten 
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Erbrechtes ber unehelichen Kinder ungeachtet hat umgekehrt der Vater in 
Eeinem Falle am Nachlaſſe des Kindes Inteftatanfprüce $. 658. 

As ein Mufter umfichtigfter und umfaffender Behandlung bes 

Gegenftandes ftellt fich die neuefte deutſche, hierher bezügliche Regislation, 
naͤmlich das koͤniglich würtembergifhe Gefeg vom 5. September 
1839 über die privatrechtlihen Folgen der Verbrechen und Strafen 
(Artikel 28) dar. Ganz getreu fih an die Grundfäge, wie fie durch die 
Gerichtspraris als gemeinrechtlich geltend ſich darbieten, anfchließend, 
finden wie durchgreifend die Beftimmungen gedachten Gefeges, welches 
nad Haltung und Umfang und durch firenges Fefthalten des rechtlichen 
Gefichtspunctes, abftreifend alle dieſem miderfirebenden Billigkeitsruͤck⸗ 
fihten, das Gepräge umſichtigſter Beratbung an fi trägt, fofort 
zue vorzüglichen Berüdfichtigung bei Erlaffung newer, auf vormwürfige 
Rechtsmaterie bezüglicher legislativer Normen für andere Staaten ſich 
empfiehlt. 
Dem Grundtopus bed gemeinen Rechtes und der ſich ihm anfchlie» 
Senden Particularrechte gegenüber ftehen die Beftimmungen bes fran= 
zöfifhen Rechtes und mehrerer anderer neuern bdeutfchen wie aus« 
ländifhen Legislationen, melde das bdesfallfige franzöfifche Princip ſich 
aneigneten, im directen Gegenfaße. 

Der Artikel 340 des Code civil verbietet alle Vater: 
ſchaftsklage; nur in dem Falle in Mitte liegender Entführung ift 
eine Ausnahme begründet. In wie fern hiermit den Anforderungen des 
Rechtes und der Gefeggebungspolitit entfprochen fei, wird unten näherer 
Beleuchtung unterftellt werben. 

Unter den beutfchen Legislationen ift bie großherzoglich heſſi— 
ſche bie einzige, welche unbefchräntt das fo eben erwähnte Princip ber 
Abſchneidung aller Waterfchaftstlage fi) aneignete. Das Gefes vom 
30. Mai 1821 Art. II. fpricht ſolches aus, und es fcheint durch die 
21jaͤhrige Erfahrung ſolches als den individuellen Verhältniffen des Lan: 
des entfprechend ſich bewährt zu haben, weil der jüngft erft hervors 
getretene Entwurf eines bürgerlichen Geſeßbuches für das Großherzog- 
thum Heſſen (Darmftadt 1842) im Zit. III. $. 67 vorerwähntem Prin- 
cipe treu geblieben ift, und blos in dem Falle der Entführung und ber 
Nothzucht eine Klage auf Ausmittelung der Vaterſchaft zuläßt. 

- Blei dem Nachbarftaate Belgien, wo feit der franzöfifchen Ober: 
herrſchaft das besfallfige Princip des Code civil Geltung erhielt, nahm 
auch das bürgerliche Gefegbuc des Königreihes Holland von 1836 
im $. 342 den Grundfag des Berbots der Vaterſchaftsklage auf und 
ftellte als Ausnahmsfälle lediglich jene ber Nothzucht und Entführung feft. 

Audy in den Frankreich zunaͤchſt liegenden italienifhen Staaten 
machte ſich mehrgedachtes Princip geltend. Der Codice civile di Sar- 
degna dd. Turin 20. Juni 1837 läßt im Art. 185 eine Vaterfchafts. 
klage nur in zwei Faͤllen zu, nämlich 1) fo fern eine ſchriftliche Urkunde 
vorliegt, worin die als Water des Kindes angegebene Mannsperfon fic) 
zur Vaterſchaft bekennt, oder woraus erſichtlich ift, daß er für Alimens 
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tation des Kindes in natürlichem Pflichtgefühle Vorſorge getroffen habe, 
2) im Falle des Raubes oder der gewaltfamen Schändung- 

Die großherzoglih badifche Kegislation enthält in Betreff vorwuͤr⸗ 
figer Rechtsmaterie ein Gemiſch bes Principes des franzöfifchen Rechtes 
mit anderweirigen, durch Billigkeitsrädfidyten hervorgerufenen Grund» 
fügen. Obgleich naͤmlich durch Edict vom 3. Februar 1809 ber Code 
Napoleon geltende Kraft erlangte, fo erhielt der Sag 340 dennoch durch 
bie Minifterialverordnungen vom 10. Juni 1809 und 27. Zuni 1812 
* bedeutende Modificationen. Mit NRüdficht auf legtere kann zwar in ber 
Regel nit, jedoh ausmahmsmweife in vier Fällen auf Vaterſchafts⸗ 
erklärung geklagt werben, wenn nämlicdy 1) die al® Vater angegebene 
Manneperfon die Mutter des Kindes entführt, ober 2) behufs Geſchlechts⸗ 
genuß für aufer Stand des freien Sinnegebrauches verfegt, oder foldye 
3) kundbarlich bei fih als Beifchläferin gehabt, oder 4) fo fern 
der Stuprator des Beifchlafes und die Zeit der gefeglich unterſtellbaren 
Empfängniß freiwillig geftändig oder zufällig überwiefen ift. 
Außer diefen Fällen fomme der Mutter des Kindes ein Klageanfprud) 
auf Alimentation ihres Kindes nicht zu, fie allein hat vielmehr die Ver⸗ 
bindlichkeit, e8 zu ernähren; fo fern fie jedoch hierzu unvermögenb ift, geht 
folche Pflicht der Alimentation zur Hälfte auf die Gemeinde des 
Geburts: oder Aufenthaltsortes der Mutter, zur andern Hälfte auf den 
Staat über. Die Gemeinde, wie der Staat haben hiernächlt das Recht, 
fo fern die megen jeder außerehelichen Schwangerfchaft polizeilicdh ein⸗ 
zuleitende Unterfuhung das Refultat ergab, daß die als Schwängerer 
angegebene Mannsperfon in entfprechender Zeit mit der Gelchwängerten 
im Gefchlechtsgenuffe geftanden, oder auch nur eines verbächtigen Zu⸗ 
wandelng zu der Mutter des Kindes Uberführt ift, den Rechtsweg 
gegen den Stuprator auf Zahlung eines Beitrages zur Alimertation des 
Kindes zu betreten. Ä 

Unverkennbar iſt aus dieſen Mobificationen des Satzes 340 das 
Streben der Regislation, auf die Grundfäge des gemeinen Rechtes wie: 
der einzulenten, zu entnehmen, und das Schwantende, das nothwendig 
aus diefem Gemifche des franzöfifchen und deutfchredhtlichen Principes 
hervorgehen mußte, gab auch ſchon Veranlaſſung zu mehefeitigen Anträs 
gen auf den Randtagen, insbefondere auf jenem von 1837, um Abſchaf⸗ 
fung eines Gefeges, welches in der Art, mie es jest vorliegt, in Feiner 
Beziehung ſich als empfehlenswerth darſtellt. 

So einigermaßen in der Mitte zwiſchen dem gemeinrechtlichen 
Principe und jenem des franzoͤſiſchen Rechtes ſtehen die mehreren 
fhmweizerifchen Regislationen und die Beftimmungen des englifhen 
Rechtes. 

Die englifche Parlamentsacte vom 14. Auguft 1834 Artikel 71 
überbücdet der Mutter des umehelichen Kindes allein die Verbindliche 
feit, folches zu alimentiren. Reichen ihre Wermögensträfte hierzu nicht 
bin, fo ift e8 ihe unbenommen, den Diftrictdarmenverein um bie er⸗ 
forderliche Unterftügung anzugehen, welche jedoch dadurch bedingt ifl, 
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baß fie fih mit bem Kinde in das für folhen Armen: 
verein beftehbende Armenhaus (Werkhaus) verfügt. 

Die Armenhausverwaltung ift hiernaͤchſt ermächtigt, denjenigen, 
welcher von der Mutter des Kindes als beffen Water angegeben worden, 
Elagbar auf Rüderftattung des Betrages der dem Kinde verabreichten 
Alimentation anzugehen. Die Alimentationspflicht erſtreckt ſich jedoch auf 
Seite des Schwängerers im Falle der Verurtheilung nur bis zum zu= 
rüdgelegten fiebenten Lebensjahre des Kindes. 

Als Beweismittel genügt der Eid der Mutter, nad Flarem In— 
halte des Artikels 72, für ſich allein nicht, ihna müffen weitere Unter: 
fügungsmomente noch zur Seite ftehen. Die Zufchiebung eines Eides 
an ben Stuprator ift unftarthaft. Im Falle erbrachten Beweiſes fallen 
bie Alimentationserfagquoten ber Armenhausverwaltung — fomit 
nicht der Mutter des Kindes — zu. 

Das benannte engliſche Gefeg weicht fofort vom frangöfifchen darin 
ab, daß es eine Vaterſchafstklage zulaͤßt, aber auch vom deutſch⸗ 
rechtlichen Principe darin, daß e8 der Mutter bie primäre Alimenta: 
tionsverbindlichkeit uͤberbuͤrdet; und wenn gleich die niedere Volksclaſſe 
ein Abfchrefungsmittel gegen Ueberlaftung der Armencaffen darin finden 
wird, daß, wer Unterſtuͤtzung für das Kind’anfpricht, fich in das Werk: 
haus begeben und dort die Koften der Verpflegung durch Arbeit 
abverdbienen muß, fo liegt doch ein Gebrechen der Gefeggebung in 
dem Umftande, daß die Alimentationspflicht des Schwängerers nur bis 
zum zurüdgelegten fiebenten Lebensjahre des Kindes währt. 

Die mehrfahen ſchweizeriſchen Legislationen fchliegen fich mehr 
bem Maternitätsprincipe an, jedoch find es die Gemeinden, 
denen die fubfidiire Alimentationspflicht bezüglich der unehelichen Kinder 
zugewendet iſt. Die Grundzüge diefes gemifchten Spftems treten bei 
ben einzelnen Gantonen, für welche eine abgefchloffene Gefeggebung vors 
Liegt, durchgreifend gleich hervor. Die bei den particularen Legislationen 
felbft ſich zeigenden Eigenthümlichkeiten leiten blos dahin, daß ein con= 
fequenteres Durchführen des Maternitätsfoftems ober ein Annähern an 
das Paternitätsprincip fich bemerklic macht. - 

Unterftellt man nun diefe mehrfachen Gefeggebungen prüfendem 
Blide, und fragt es fih vom Standpuncte ber Gefeggebungs: 
politif, welchem Syſteme bei Erlaffung eines neuen Gefeges wohl der 
Vorzug zu geben fei, ob dem franzöfifchen alle Vaterſchaftsklage ab⸗ 
fhneidenden, ober dem gemeinrechtlichen Paternitätsprincipe, fo ma: 
hen mehrfache Erwägungen gewichtvoll beiderfeits ſich geltend. | 

Füͤr das Princip, wie es fich in der franzoͤſiſchen Gefesgebung 
darbietet, flellt man in der Megel als vorzuͤglichſte Momente voran: 
1) für unfittlihe Handlungen könne das Gefeg nicht noch Schuß ge⸗ 
währen; 2) die Erfahrung gebe den fichern Beweis, daß in jenen 
Ländern, in denen alle Vaterfchaftsflage wegfaͤllt, das Verhaͤltniß der 

elichen Geburten zu den ehelichen auffallend günftiger ſich barftelle, 
als da, wo jene Klage zuläffig erklärt ift; 3) die Eriminaltabellen wiefen 
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zubens auch nach, daß in dem Ländern, wo das franzöfifche Princip 
gefeglih angenommen ift, deffenungeachtet Vermehrung der Kindermorbe 
nicht erfehen werden koͤnne; 4) jedenfalls könne die Gefeggebung nur 
bezüglich bes ehelichen Verhaͤltniſſes mit Rechtsvermuthungen fofort 
bios zu Gunften aus rechtmäßiger Geſchlechtsverbindung ſich ableitender 
Kinder an die Hand gehen; bei der Ausdehnung auf auferehelihe Spröß- 
linge ſtelle man Ehe und außereheliche Gefchlechtsverbindung mit Ruͤck⸗ 
fiht auf rechtliche Prafumtion zu Gunften der Kinder glei, was aller 
Gefeggebungspolitit widerftrebe. 

Für das gemeinrechtliche Princip der Ueberweiſung der Ver⸗ 
bindlichkeit zur Alimentation unehelicher Kinder auf den ermeislichen 
Bater und erfl, wenn ber Vater nicht zu ermitteln oder zahlungs⸗ 
unfähig ift, auf die Mutter und die mütterlihen Großeltern ſteht — 
abgefehen von dem pofitiven Rechte — 1) der Moment, daß diefes 
Princip in voller Darmonie mit dem. ber Billigkeit emtfprechenden 
Grundfage fich darſtellt, wornach derjenige, welcher Urheber der phyſi⸗ 
fhen Eriftenz eines Menfchen ift, auf die Dauer deſſen hülflofen Zu⸗ 
ftandes für Ernährung und Erziehung beffelben zu forgen verbunden ift;: 
2) ber Umftand, daß biefes Syſtem feit Jahrhunderten auf deutfchem 
Boden feiten Fuß gefaßt und weder bem allgemeinen Wohle nody ber. 
— Geſittung als mit entſcheidendem Einfluſſe nachtheilig ſich 
bewaͤhrte. 
So moͤchte denn in Abwägung dee Vortheile und Gebrichen ber 
mehrfachen voraufgeführten Gefeggebungen immerhin dem gemeins 
eehtlihen Principe der Borzug zu geben fein; umb unter ben 
deutfchen Legislationen gebührt jedenfalls vorzüglicherer Erwähnung des 
töniglih würtembergifchen, oben näher beleuchteten hierher einfchlä« 
‘ gigen Gefege von 1839, da es, umfaffend und im präcifen Stile ab: 
gefaßt, als ein Werk umfihtigfter landſtaͤndiſcher Erwägungen aller zur 
Sache einflufreichen Verhaͤltniſſe ſich darbietet und ſchon deshalb ſich 
zur beſondern Beachtung fuͤr kuͤnftige, in vorwuͤrfiger Rechtsmaterie zu 
erlaſſenden Geſetze empfiehlt, weil es ſtreng die gemeinrechtlichen Grund⸗ 
ſaͤte fefthätt und nur die durch eine willkuͤrliche Praxis eingeſchlichenen 
Gebrechen beſeitiget, zugleich aber auch die Controverſen des gemeinen 
Rechtes im. ſachentſprechender Weiſe loͤſft. — Gett. 

en f. Defterreid. 

Univerfalftaat, Univerfalmonardie, Weltherr— 
haft. — Diefe Worte bezeichnen eine Bereinigung aller Böker, 
menigftens der befannten, erreichbaren zu einem gemeinſchaftlichen Staat 
ober unter einem gemeinfchaftlihen Monarchen. In der Gefchichte fahen 
wir wenigſtens Beſtrebungen und Anndherungen an eine ſolche Vereini⸗ 
gung in alten und neueren aſiatiſchen Eroberungsreichen, in der roͤmi⸗ 
ſchen, im der paͤpſtlichen und in der napoleoniſchen ſogenannten Welt⸗ 
herrſchaft. Es hat voͤllige Rechtfertigungen dieſer Beſirebungen gegeben, 
ſo wie denn z. B. Plutarch in ſeiner Schrift uͤber das Guͤck Roms, 
und manche ſchwaͤrmeriſche oder fanatiſche Theologen oder abſtracte Phi⸗ 
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loſophen und felbft Hugo in feinem Naturrecht eine ſolche verfuchten. 
Auch der ſchwaͤrmeriſche Traum vom taufendjdhrigen Reich enthält eine 
folde. So lange «8 freie Völker gibt, wird ter gefunde praftifche 
Sinn bdiefe Theorien als verkehrt erfennen und mit Feuerbach in 
feiner Schrift: „Weltherrfhaft das Grab der Menfchheit” über» 
einflimmen, daß nad) der Natur der menfchlichen BVerhältniffe, wie nach 
‚ber übereinflimmenden Gefdichte, Univerfalftanten verwerflic find und 
Cultur und Freiheit zerftören. Die Natur der Dinge widerfegt fich einer 
irgend vollfommenen ſtaatlichen Vereinigung aller Völker und vollends 
ihrer Dauer. Noch mehr verwirft fie die höhere moralifchspolitifche Ge— 
Reichthum und Mannigfaltigkeit, felbftftändiges Leben, In- 
dividualitaͤt und freie Entwidelung derfelben bei gemeinfchaftlicher höherer 
Gefegmäßigkeit und bei einem Streben nad freier harmoniſcher Wechſel⸗ 
und Uebereinſtimmung in einem gemeinſchaftlichen geiſtig und 
moraliſch Hoͤchſten — dieſes allgemeine Geſetz der ſittlichen Weltordnung 
für freie Perſonen — gilt auch für die Staaten⸗ und Wölkerwelt. Es 
fie in dem natuͤrlichen Einne, daß fie ihre Perfönlichkeit, In— 
dividualitaͤt und Freiheit, das heißt aber bier: ihre politifche Selbftftän: 
digkeit, wodurch fie beftehen, nicht aufgeben follen. Die fhönfte aller 
Ardifchen Bildungen, in welcher Natur und Freiheit, das Ganze und 
das Glied ſich zum ſchoͤnſten individuellen Leben vereinigen und durch⸗ 
dringen, ift das freie Volk, fein individuelles, nationales, freies Le: 
ben. Das herrlichſte aller Kunftwerke in der Welt, die hoͤchſte, voll- 
are ſittliche That und Erfheinung im Leben der Völker, in der 
Me iſt der freie Staat, bie cr 
Entwickelung bes Volks zum freien Staate. alle individuellen Voͤl⸗ 
Fer und Staaten, ihr felbftftändiges individuelles Leben und Beftehen im 
Univerſalſtaat untergehen laffen will, handelt wie der Barbar, welcher 
‚alle Statuen zw einer gemeinfchaftlichen Maffe — — * 

⏑ | . Welder. 
5 Univerfitäten, insbefondere das deutſche Univerfi- 
———— und geſchichtliche Entwickelung 
und Bedeutung der Univerfitäten für das geſammte 
VBolks⸗ und Staatöleben in den widtigften Staats» 
fragen ber Gegenwart; nebft Andeutungen über die 

egenwärtigen Reformfragen unferes Univerfitätswe: 
— Da der Menſch nur durch Unterticht und Erziehung wahr⸗ 


im Sinne ſich entwickelt hat, dem Geſetze der Thei⸗ 
‚gemäß, als eine eigenthuͤmliche Seite des Volkes und 
| bie fuͤr geiftige Bildung '), und fo entftehen nas 
* überall Schulen oder Lehranſtalten verſchiedener Art, um 
techniſche, veligiöfe, fittlihe Kenntniffe zu erhalten und zu verbreiten. 


1) Schmitthenner, Zwoͤlf Bid, v. Staate Bb.1. &.199, 213 ff., 225 ff. 
I: THE u. Statiftit d. Givilifation ©. ee 
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500 Univerfitäten. : 
Eigentlihe Gelehrtenfhulen, d. h. Vereine von Lehrenden und Ler⸗ 
nenden, in welchen ber Einzelne zur Wiffenfhaft herangebilbet wer— 
den foll, damit er dann feinerfeits die Wiffenfhaft auch felbft mei- 
ter bilde, finden fi dagegen nur bei den edleren Völkern, bei benen 
einerfeits eine vorzügliche Energie der geiftigen Kraft und ein lebendigeres 
Sntereffe an dem höheren oder idealen Leben Grundzug des Volksthums 
it, und bei welchen andererfeits auch die übrigen Verhältniffe des Lebens, 
befonbers die politifchen und religiöfen, der Grundbedingung aller Wiffen- 
fhaft, nämlidy der Freiheit der Forfhung und der Mitteilung 
ihrer Refultate, nicht hemmend in ben Weg treten. Aus biefem Grunde 
„ führe ung die Geſchichte faſt aller Wiffenfchaften im eigentlihen Sinne 
auf das edle Volk der Hellenen zuruͤck, nicht aber auf die weit früher 
gebildeten Nationen der Aegypter, Chinefen, Hindus u. f. w., von denen 
die Griechen allerdings die Elemente ihrer Bildung erhielten, bie fie 
aber durdyaus felbft ftändig und zu eigentlihen Wiffenfhaften vers 
arbeiteten 2). Der Grund, warum bei den Griechen allein eigentliche 
Miffenfhaft ſich findet, iſt außer der gluͤcklichen, natürlihen und geiftis 
gen Begabung dieſer ‚Nation ?) vorzüglih in ihrer freien Staats— 
verfaffung (in ber republicanifhen Form ihrer meiften Staaten und 
in der Beſchraͤnkung des Königthums in den Übrigen *)), ganz befonders 
aber in dem Umftande zu fuchen, baß es bei ihnen feine Priefter- 
£afte gab?). Demgemäß entftanden dort, im Gegenfage gegen bie Priefters 
ſchulen, wie fich deren im alten Aegypten, Indien, Perfien u. f. w. finden, 
in mweldyen allerlei Kenntniffe yelehrt und gelernt wurden, — eigent= 
lihe Gelehrtenfhulen für die Wiffenfhaft, melde letztere ſich 
in dem kurzen Zeitraume von noch nicht drei Zahrhunderten (von Solon 
bis Alerander dem Großen) zu einer von feinem der alten Voͤlker er⸗ 
reichten Höhe erhob. Bei den Griechen finden wir zunaͤchſt ebenfalls 
niedere Schulen, in denen außer dem Lefen, Schreiben und Rechnen 
die Kunde der Dicht- und Zonkunft und die Gymnaſtik (von den Grams 
matiften, Kithariften und Pädotriben) gelehrt ward, welche keiner Prie⸗ 
fterzunft unterworfen waren, übrigens aber unter einer ftrengen Aufficht 
des Staates ftanden, von welchem die Lehrer gewählt, obwohl von ben 
Eltern bezahlt wurden 9). Sodann aber bildeten ſich bereits zur Zeit 
bes Solon, der durch feine Gefeßgebung bie Geiftesfreiheit vor 
zuͤglich begünftigte und dauerhaft machte 7), jene berühmten älteften ° 
Meisheits: oder Philofophenfchulen, in denen Männer aus eigenem 
Antriebe als Lehrer auftraten, melde, mit hervorftechenden Anlagen 


2) Herder, Ideen z. Philof. d. Geſch. Buh XIII. $. V Fl. 

4J ri are Winke (v. Fernow) Bd. I, 13, 133; IIT, ©, 58. 
ee Beni. > 

4) Zittmann, Grieh. Staatsverf. S.TIff. Welder, Letzte Gründe ıc. 
S. 369, 388 ff. Hüllmann, Staatsrecht bes Altertyums &. 197, 283. 
Hermann, griech. Staatsalt. &. 52 ff., 48, 92, 182. 

5) Deeren, Ibeen üb. d. Polit. Abthlg. III. ©. 430 ff. 

6) Thierſch, Gel. Schulen I, 1. ©. 31 f. 

7) Er. Schlegel, Gefch. d. Kit. (Werke I, &. 25.) 
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bes Gelftes und Herzens eine erprobte Weltklugheit und alles. damalige 
Wiffen in ſich vereinigend, in freier Wahrheitsforfhung das Raͤthſel des 
Dafeins der Dinge und der Beſtimmung des Menfchen durch felbftftän- 
diges Denken zu ergründen fich zum Lebensberufe gemacht hatten, und 
die Refultate ihrer Forſchungen den Wifbegierigen, die ſich ebenfalls aus 
freiem Antriebe um fie geſammelt, meift im lakoniſchen, oft parador er- 
fheinenden Ausſpruͤchen (Gnomen) mittheilten $). Es genügt, hier an 
bie Namen Thales, Anaragoras, Heraklit und Pythagoras 
u. f. tw. zu erinnern, von denen befonders der Letztgenannte durch die 
organiſche Abgefhloffenheit und den politifch:ethifchen Zweck feiner Schule 
eben fo fehr, als durch die Achte MWiffenfchaftlichkeit und Univerfalität 
ner Lehre merkwürdig ift ). Noch größern Einfluß hatte, wie alibes 
mnt, Sokrates, befonders durch feine Schüler. In Athen, dem 
itte ? hellenifcher Bildung und dem Hauptfige der erften hoben 
Schulen, lehrte Platon, und «8 ift bekannt, daß von dem Orte, 
wo er feine Vorträge hielt (einem vom Bürger Akademus dem Staate 
henkten Landgute nebft Lufthain), der Name Akademie feinen Ur: 
pri g bekam; fo wie das Wort Lycaͤum von dem Drte, wo fein 
Ger Schüler Ariftoteles „die Gefammtheit der damals: bekann⸗ 

| in gleich lebendigen Zufammenhange des Ganzen und 
memonifcher Entwicelung der einzelnen auf eine Weiſe lehrte, wie 
ohl ser unferer Univerfitäten gelehrt worden ift 10),“ Gleicher⸗ 
geftalt hatten die anderen Schulen des Epikur, der Stoiker ıc. dort 
been Sig. Diefe Philofophen: und (fpäter fogenannten) Sophiften- 
hulen erhielten ſich übrigens nicht nur nad dem Verfalle der Literatur 
md ganz Griechenlands nad feiner Unterwerfung unter die Römer, 
es blieb auch Athen noch Jahrhunderte lang die berühmtefte 
re Schule für die ganze damalige Welt, auf welcher auch die großen 
Römer der legten republicanifchen Zeit, ein Cicero und Gäfar, Gato 
md Brutus, ihre Bildung fanden, und mo es felbit auch ein, und’ zwar 
mlich rohes uBurfhenleben mit Landsemannfhaften und Clubbs“ 


luch ind ſich bei den Griechen zuerſt eine eigentliche Gelehr⸗ 
ngefellfhaft oder Akademie im engern Sinne, naͤmlich das 
Nuſeu u A ndria, melches die Ptolemder eingerichtet hatten, be— 












hr 





8) Dtfr. Müller’s Dorier II, S. 391, 

9 Fir Pythagoras im Kreife feiner Sünglinge kann man bie ältefte 
Univerf tät nennen. Bon ihm, an gab es nur Specialfchulen der Philofophen 
und Rebner bis auf Ariſtoteles.“ Dahlmann, Politit I, ©. 277. 

10) Dablmann, Politik I, 277. 

11) Schloſſer, Archiv f. Gefch. u. Lit. 1830, I, &. 22. — Die Aubi- 
torien waren in theaterähnlihen Saͤlen (Zheophraft foll 2000 Zuhörer gehabt 
haben), bie Katheder hießen Throne“. Zrinkgelage, Schuldenmachen, Borgen 
zu 25 und 50 Proe., ingleihen Prügeleten kamen häufig in ben dortigen Lands— 
mannfchaften vor, bie fi an einen der Lehrer fchloffen und für diefen alle 
„Büchfe” ganz fo „‚preßten’‘, wie noch heut zu Zage die Matrofen in England 
gepreßt werben. 


502 Ä Univerfitäten. 


ſtimmt zur Förderung dee MWiffenfchaften, befonders für Sprachkunde, 
Mothologie und Aftronomie. Zugleich; waren es diefe Ptolemaͤer zuerft, 
welche den Gelehrten als folhen vom Staate einen beflimmten Ges 
halt zahlen ließen 12). Bei den Römern folgte erft Kaifer Vespaftan 
diefem Beifpiele, indem er griehifchen und lateinifhen Rhetoren eine 
fehr anfehnliche Befoldung aus der Staatscaffe ausfegte 12), wodurch 
die Schulen Feftigkeit gewannen, wenn gleich in anderer Hinſicht diefe 
Sache den Geift der Brotftudien einheimifch machte !*), Auch die nach⸗ 
folgenden Kaifer ertheilten gleiche Begünftigungen, fo daß im 3. Jahr⸗ 
hundert n. Chr. in Stalien, Gallien, Spanien und Afrika jede bedeu⸗ 
tende Stadt eine ſolche Gelehrtenfchule für die Rhetorik, Grammatif, 
Dpitofophie ze. hatte"); und namentlidy ward feit Antonius Phis 
loſophus die hohe Schule zu Athen als eine Staatsanftalt bes 
trachtet und die Hauptlehrer reichlich beſoldet 10). 

Merkwuͤrdig ift, daß felbft nah Einführung des Chriftenthums 
als fogenannte Staatsreligion das alte Verhältni und Anfehen biefer 
Schulen ſich erhielt, und daß namentlich in dem griechifchen Theile bes 
roͤmiſchen Reichs die gebildete Welt nody bis auf Arcadius' Zeiten ber 
alten heidniſchen Bildung huldigte, wihrend Hof und Volk chriſt⸗ 
lich waren 17). Unter den Lehranftalten des Kaiferreich8, namentlich des 
lateinischen Theils 18), find die Rechts ſchulen mit „Profeſſoren“ oder 
„Anteceſſoren“, unter denen Berytus die beruͤhmteſte, beſonders zu 
erwähnen 19), für welche ein auf ein Quinquennium berechneter Stus 
bienplan vom Kaifer Juſtinian feftgefegt ward 20), 

Nachdem feit Theodofius dem Aelteren die heibnifchen Schulen von 
Staatswegen gefhloffen waren, und die chriftliche Geiftlichkeit, zur uns 
umfchränkten Herrfchaft gelangt, in fanatifher Wuth alle heidnifche 
Bildung gänzlich zu vernichten trachtete, war es allerdings faft ein 
Wunder, daß im Drient fih noch Schulen und Lehrer erhielten, 
welche im 7. Jahrhundert gewiffe Fächer und Theile der alten Wiſſen⸗ 


12) Bol. das Programm der Götting. Jubilarfeier 1837 (Quam curam 
respublica apud Graecos et Romanos literis doctrinisque colendis et pro- 
movendis impenderit p. 5). Die dort angeftellten Gelchrten follten ſich blos 
wiffenfchaftlichen Unterfuhungen und der Benutzung der Schäge ber dortigen 

a nicht dem Unterrichte wibmen. 
13) 100,000 Sefterzien (10,000 fl.) Thierſch a. a. D. ©. 38. 
* Dies ift treffend in dem citirten Göttinger Programm ren 


1) Thierſch a. a. D. ©. 33. 

16) Schloffer a. a. 8 S. 224. 

17) Sqchloſſer S. 217. — Ein Hauptgrund ſcheint darin gelegen zu 
haben, daß bei den Griechen die Religion Eein Gegenftand des Schulunter« 
tits war, indem für fie das Öffentliche Leben mit feinen Opfern, Feſten und 
Gebräuchen und bie Erziehung durch Ton⸗ und Dichtlunft nebft Mythologie bie 
Stelle jenes Unterrichts vertrat. Thierſch ©. 32. 

) Das Wefen derfelben bat _— v. ‚Saviony ausführlich und 
vollftändig erörtert. Gefch. d. röm. Rechts im M. 
19) Zimmern, Rom. Rehtögefh. I, S. if. Schloſſer S. us. 
20) Zimmern ©, 258. 
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ſchaft —* Arabern uͤberlleferten, von denen ſie ſpaͤter an die 
kamen. Es geſchah dies durch Vermittelung der ſyriſchen Sul, 
auf welche die Griechen ihre Wiſſenſchaften fortpflanzten, fo wie dies 
felden auch unter den Ommajaden (660— 730), bie ihren Sig in 
Damascus hatten, die erſten arabifhen Lehranftalten für Mathema- 
tie, Afteonomie, Baukunft und Arzneiwiffenfhaft gründen halfen ?'). 
Daß aber’ die Anregung der neueuropdifchen ca Ye größten: 
theils den Arabern zu verdanken ift, kann nicht beftritten wer⸗ 
den 22). — Im Dcceident waren natuͤtlich mittlerweile die aus der 
Römerzeit hetrühtenden Schulen während der Periode der großen Voͤl⸗ 
Eerwanderung und in Folge der Eröberungskriege der germanifhen Voͤl⸗ 


Eerfchäften nebft ihren Buͤcherſammlungen gröftentheils zerftört; doh 


entwidelte ſich bei diefen legteren allmälig ber Keim einer neuen Literatur, 

deren Gefchichte befonders um desmillen fo merkwürdig ift, weil in ihr 

bie Begründung jener geiftigen und politifhen Ueberlegenheit 

iſt, durch welhe Europa, der Eleinfte der fogenannten Melt 

zugleich dee maͤch tig ſte und bei Traͤger ber gefammten Clvili⸗ 
— Menfchheit geworden ift 28). 

uUm den Gang der angedeuteten Entwidelung, ſo wie die Organi⸗ 

Prien ‚ verftehen, welche in dem fogenannten Mittelalter die geiftigen 

flatten ethielten, muß man ſich an die Hauptmomente jener 

‚erinnern, die den ganzen Charakter derfelben beftimmten, naͤm⸗ 

me germanifche Boltsshum und das aus dem Orient ſtam⸗ 

beim Verfall des römifhen Reichs zur Stäatsreligion gewordene 

deffen Zertrümmerung durch die germanifchen Voͤlkerſchaften 

2 Chriſtenthum. Waͤhrend der antike Staat auf 

annten Rechte der Eroberung oder des Staͤrkern beruhte, zur 

das Sklaventhum hatte, Wiſſenſchaft, Kuͤnſte und Religion 

—— völlig unterordnete, fo daß z. B. die Sieger dem Befieg- 

ten ihre Götter aufdrangen 24), während ferner das Familienleben in 

der Unterbrüdung des weiblichen Gefchlehts ebenfalls den Cha— 

ber Mohheit zeigte?°), und überhaupt dem ganzen: Altertbume 

orener ober allgemeiner Vernunft: und Men: 

— im Weſentlichen durchaus fremd war 20), — find von al⸗ 

len dieſen edleren Anſichten in dem deutſchen Volksthume die Keime ge: 

gun und durch das Chriftenthum zur Entwidelung gebracht worden. 

Ft des germaniſchen Volksthums iſt namlich, wie — 


me Säloffer ©. 70 f 

22) Wachler, Hbb. b. Sf, w Lit. 1823, Bb. H, * 88, 107 f. 

23) Skeidler, Lebensfrage d. europ. Givilifation 8. % 

24) Hüllmenn, u — des Staats ©. 112. Staatsrecht bes Alters 
tbums ©. 94, 212, 5. Vollgraff, Polit. II, 30, 226. Walter, 
Rom. Rechtögefch. ©. an 

25) Hegel, hihi ©. 49, on Staatslehre ©. 173 ff. 

” we * Beitr. z. Geſch. d. Philof. I, ©. 43, Welcker, Univ. pol. 
ne 
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muth treffend bemerkt?7), „ureigner Sinn für perfönliche und ſtaats⸗ 
bürgerliche Freiheit und Ehre.‘ . Der Staatsverein beruhte bei allen 
germanifchen Völkern auf einem freien VBertrage, ben die Einzelnen, 
in Genoffenfhaften oder Gefammtbürgfchaften vereinigt, abſchloſſen 2®), 
und eben deshalb wurde bei ihnen das von dem Volke ausgegangene 
und angenommene Gefes Vertrag genannt und von ben Verord⸗ 
nungen ber Könige oder Fürften genau unterfchieben 2°), fo wie über: 
haupt das bemofratifhe Element in ber beutfchen Urverfafjung das 
überwiegende war 20). Da ein Vertrag nur für. diejenigen. verbindlich 
ift, die ihn abgefchloffen haben, fo galt die Rechtsregel: quemlibet sua 
lege vivere. Die Germanen drangen baber ben befiegten Nationen nicht 
ihre Gefege auf, und fo blieb namentlih das römifhe Recht fort 
während in Geltung?!), Da die Germanen ferner in Bezug auf Wif- 
fenfhaft und Künfte noch ganz roh waren, fo mußte natürlidy ber Eins» 
fluß der gebildeten Befiegten in biefer Bedeutung fich fehr geltend mas 
chen; daher fhon frühzeitig der Gebrauch dee römifchen Sprache zur 
Aufzeihnung der germanifchen Volksrechte. Mit jener Grundanficht 
des Vertrags hängt zugleich zufammen , daß ſchon fehr früh, bald nach 
Entftehung des fraͤnkiſchen Reichs, die gegenfeitigen Rechtsverhaͤltniſſe 
zwifchen den Herrſchern und ben (geiftlihen und meltliden) Großen 
buch eigene fchriftliche Feftfegungen oder Urkunden in ber Form 
Rechtens abgefchloffen wurden, wie denn die Geſchichte ſchon im Anfange 
bes 7. Sahrhunderts eine folhe Magna charta nennt, welche Chlodwig’s - 
Enkel, Klothar II., im Jahre 615 auf das Andringen des Adels und der 
Geiſtlichkeit unterzeichnen mußte ??). Die chriftlihe Religion ferner, 
welche ebenfall® von dem Principe der Achtung der individuellen 
Perfönlichkeit ausgeht und überhaupt mit Recht als bie Relis 


27) Europ. Sittengefh. I, 132. Dan vgl. Scheibler, Deutſch. Juriſten⸗ 
fpiegel, d. Motto's u. ©. 70. 


28) Welder, Univ. polit. u. jur. Encyklop. S. 98, 105 ff., 154. 
Deffelben — * f. d. öff. Kecht S. 194 ff., 388 ff. Zachariaͤ, 40 Buͤch. 
v. Staat. Bd. III, ©. 166 (ed. 2). Scheidler, Geſch. Bemerk. üb. d. Echre 
v. Staatsvertrag, in Polig’ Aa 1834, Septbr., &. 258. 3. Grimm, 
Deutſche Rechtsalterthümer ©, 236. 


29) Montag, Gefch. d. beutfch. ſtaatsbuͤrg. Freiheit I, 8.48. Zahariä, 
Kampf d. Grundeig. u. d. Grundherrlichkeit 1852, &. 10. 


30) Barth, Deutfch. Urgefchichte Bd. II, ©. 397, 405. 
31) v. Savigny, Geld. d. rom. Rechts im M.:X. II, ©. 36 ff. 


- 32) Diefe ältefte Magna charta fteht in ber befannten Sammlung von 
Baluz Bb. I, ©. 22; audh in der Sammlung von Georgifh S. %9. 
gl. Zöpfl, Deutfche Staatd: u. Rechtsgeſchichte S. 77, 82, — Weber die 
Magna charta der Engländer vom 3. 1215 und ber der Ungarn vom 3. 1222 
vgl. Wahsmuth, Europ. — III, 1, &. 352. III, 2, S. 79, 179. 
Wie unbiftorifh und lächerlich die Behauptung ber antieonftitutionell Gefinnten 
A or neueren Gonflitutionen feien eine Rachaͤffung wälfcher Ideologie, ift 
onad Kar. I 
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gion ber Freiheit bezeichnet wird??), ſtellt den Menfchen über den 
erkennt angeborene, unverdußerliche Menfchenrechte an, und ihe 
ber dem Alterthum fremde Begriff der Kirche ®*), als eine 
freie, im fi in Lehre und Verfaſſung abgefchloffene,, aber doch Jedem 
iche und namentlich dem Staate gegenüber felbftftändige 
zeligiöfe Corporation, die, Anfangs ganz als dem (damals freilich 
ganz vwerborbenen) Staatsleben entfremdet, nach fiegreich beftandenen Ver: 
folgungen aber zur Staatsreligion erhoben, ſich fogar bald völlig über 
den Staat zu ftellen und demfelben zu despotifiren wußte. Haft gleiche 
zeitig. mit diefer Hierarchie entftand das urfprünglih aus Frankreich 
de, keineswegs Äcytgermanifhe Lehnsmwefen?d), durch welches 

bie alte deutſche Freiheit auf viele Jahrhunderte unterdrückt ward?®), Die 
chriſtliche Geiſtlichkeit hatte übrigens doch wenigftens das WVerdienft, daß 
"Meberbleibfel der alten Literatur bewahrte (vom 7. Zahrhunderte 

) in diefer Hinſicht die durch hriftliche Miffiondre geftifteten 
‚Schulen und Bildungsanftalten in Irland, Schottland 
und England als die ro wur 37), nachdem die in Stalien beitehens 


‚ben durch die Eroberung des Landes durch die Griehen und die Longo- 
ne bug Prien waren ?%)) und überhaupt geiftige Regſamkeit 

— — iſt naͤmlich, wenn auch nicht ausſchließlich, 
— — zugleich Lehre, ja unleugbar unter allen Volksreligionen 


bie -erfie, welche die Religions mythen mit Religionslehren ver— 
ch 

















taufhte??), und da fie auf in alten Sprachen verfaßten Urkunden be— 
euhte, fo machte ſich hierbei das Beduͤrfniß wiſſenſchaftlicher Kenntniffe 
geltend. Daher war es die Kirche, im deren Schooß ſich der Reſt 
| Studien flüchtete, und in welcher fi der Keim der Wif- 
erhielt, der unter günftigeren Umftänden endlich wieder zur 
ng kommen follte. Diefe begannen einzutreten, als die grofen, 
weit überragenden Könige der Angelfachfen und Franken, Als 
feed und Karl der Große, angeregt durch den northumbrifchen Alcuin 
York #9), ein lebhaftes Intereffe an den wiffenfchaftlichen Studien 
| em hatten, bei allen Kiöftern und Stiftsfichen neue Schulen 
|  Montesquieu, . d. lois 24, 3, Anecillon, i N 
Ein. 11, 20. Bol. Abntszakziand; genie 4 ——— 8 
ee ae, u. Klepp’s Gefch. d. Staatswiſſenſch. Bd. III.) 
| & ——— ya Sahrb. 1834, Decbr., S. 491. 


e — u. f. w. ©. 32, a: in 
. fr deutfch. Necht Bb. VII, 1842, Hft. 1, ©. 48 ff. 
aaa Erinnerungen, 1841, ©.273. Scheidler in Bran’s 


taatslerit. Bd. VIL, ©. 682 ff. ISheidler, Der Zuriftenfpieget 
3* f 


ff. # 
| Sitten @'s. Ueberfeg. der des 
Xriftoteles I Fichte, 8 re e er 

40) v, dv. England, überf. v. Satis, I, 140. Bgl. 
gappenberg, Gefd. v. England I, 204. II, 102, 292, 
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errichteten ®!), Hierbei war man in Ridficht ber Befegung der Lehrſtel⸗ 
len auf die Geiftlihen,, fo mie in Nüdficht des Umfangs der damali⸗ 
gen Kenntniffe auf diejenigen beſchraͤnkt, welche für den geiftlichen Stand 
für befonders wichtig geachtet wurden, nämlich (aus dem Vorgange der 
alerandrinifchen Encpklopädiften)*2) die fogenannten fieben freien Kün⸗ 
fie: Grammatit, Dialektik, Rhetorik (das fogenannte trivium) und 
Arithmetik, Geometrie, Ajtronomie und Muſik (quadrivium) #3); und fo 
lag es fchon von felbft im dieſer Beſchraͤnktheit auf Specialintereffe und 
Lehrmonopol eines befonderen Standes, daß in biefen Zrivialfchulen, an 
die ſich Seminarien für Gefang und Kirchenmufit (die berühmteften der⸗ 
felben waren die zu Metz und Soiſſons) fchloffen, von eigentlicher Wiſ⸗ 
fenfchaft noch Feine Rede fein konnte **), 

Bald trat jedody ein Wendepunct ein, von welchem aus bie Entſte⸗ 
bung der Univerfitäten im neuen Sinne datirt, in welchen diefelben 
mit Recht bezeichnet werben als „das großartigfte, eigenthuͤmlichſte Inſtitut 
der neuen Welt und der chriftlichegermanifhen Menfchheit, beftimmt zur 
freien, felbftitändigen Ausbildung und Förderung der gefammten höhern 
Bildung und zur wiffenfhaftlichen Leitung der ganzen Gultur“ #5). 

Sm 11. und 12. Jahrhunderte traten nämlich Männer auf, 
welche ſolche Wiffenfchaften, von denen man in den Kloſter⸗ und Stifte» 
ſchulen nichts mußte, oder die dort gelehrten auf eine ganz neue eigens 
thümliche Weife lehrten, Männer, welche, aus reinem Wiffensdrange ge 
trieben, duch ihre Begeifterung zahlreihe Schuͤler um ſich freiwillig zu 
verfammeln verftanden, und melde, was befonders zu beachten, dem 
Laienſtande angehörten. Hiermit war der Grund zur Emancipas 
tion des forfchenden Geiſtes aus den Feffeln des Auctoritätszwan: 
ges, fo wie der Befchränkteheit auf andere fremde Zwecke, und fomit 
zur eigentlichen Wiffenfchaft gelegt, die nur auf dem Boden ber Frei⸗ 
heit, und nur wenn fie um ihrer felbft willen getrieben wird, wahrhaft 
gedeihen kann. Ohne hier in das Nähere hierüber eingehen zu können, 
erwähnen wir nur kurz, wie in Paris die Philofophie und Theologie 
duch Abälard, in Bologna duch Irnerius die Wiffenfhaft des 
römifhen Rechts, in Salerno dagegen durch den durch Reifen im 
Driente unterrichteten ‚getauften Juden Gonftantin aus Garthage bie 
Medicin — die bisher ebenfalls von der Geiftlichkeit mit Gebeten, Be: 
fhwörungen, Amuleten und Reliquien ꝛc. beftritten wurde — 
führt ward, und daß fehr bald der große Muf diefer Männer ben für 
wiffenfhaftlihe Bildung fähigen Theil der edleren Jugend aus ganz Eu- 
copa um ſich verfammelte *26). So entitanden wiederum hohe Schu⸗ 


41) Brehm, Alterthuͤm. Geſch. u. Statiſt. d. bob. Schulen S. 261. 
Wachler II, S. 17 ff. Erneſti, Analekten 1830, ©. 66 ff., 152. 

42) Wachler Bd. II, 24. 

43) Gruber in d. Allg. Encyklop. II, Einleit. 

44) 2eo in d. Jahrb. f. wiſſ. Kritit 1829, Bd. IT, &. 572. 

+5) Welder, Univerfals u. polit..jur. Encytlop. ©. 517. 

46) Meiners, Gef. d. hob. Schulen I, ©. T. Wadler, Geld. b. 
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ten, hervorgegangen aus reinem MWiffenstriebe, ganz fo tie urfprüngs 
lich bei den Griechen, daher auch ganz anders wirfend und hierdurd) 
zugleidy praßtifch oder hiftorifch die heut zu Tage leider nur zu oft ver 
kannte Wichtigkeit des reinen wiſſenſchaftlichen Intereſſes beftätigend *7). 
Das Eigenthuͤmliche dieſer hohen Schulen in aͤußerer Hinſicht beſtand, 
wie bemerkt, in der Verweltlichung der Wiſſenſchaft, indem jene 
erſten Lehrer dem Laienſtande angehoͤrten und ſomit der Geiſtlichkeit ihr 
früheres Monopol entriſſen**). Doch lag es in der Natur der Sache, 
daß damals zu dieſer Emancipation der MWiffenfchaft von der Kirche, 
oder vielmehr von dem kirchlichen Beamtenflande nur erft der Grund gelegt 
werben Eonnte, und diefe hohen Schulen (zumal fie in den Kreis ihrer 
Lehrgegenftände die Theologie und das Fanonifhe Recht zogen, welche 
nad der damaligen Stellung ber Kirche zum Staate der kirchlichen 
Dberauffiht unterworfen fein muften) fortwährend eine Eirchliche Bezie⸗ 
bung behielten, wenn fie aud zu feiner Zeit ald rein kirchliche Anftals 
ten betrachtet worden find *%). Zugleich erhielten dadurch jene hoben 
Schulen Antheil an der Unabhängigkeit vom Staate, der damals 
ganz unter ber Kirche fland, und unterfchieden ſich hierdurch mefentlich 
von ben heidnifhen Hochſchulen. Noch mehr gefchah diefes dadurch, daß 
fie, die Anfangs einen völlig freien Verein bildeten, nad) germani- 
ſcher Sitte in gefhloffene Innungen zufammen und fo den übrigen 
Vereinen, die zufammen den Staat ausmadhten, gegemübertraten *0). 
Die hohen Schulen conftituirten fih und wurden dann anerfannt als 
universitates, b. h. Gemeinden, Genoffenfchaften, Gorporationen; 
fie bildeten eine gefchloffene Gelehrteninnung oder Zunft (deren Glie- 
der dann weiter in Nationen fih eintheilten), wie der Name Uni: 
verfität, der feiner urfprünglichen Bedeutung 91) nach keineswegs die 


git., II, - Leo, Geſch. von Italien, II, 20, 36, 39. Deffelben Geſch. b. 
Mittelalt. t., II, 716. Wachsmuth, Eur. Sittengefh. II, 1, ©. 109 ff. 

8 eeb, in den Berlin. Jahrbb. 1829, Il, ©. 572 ff- 

„Gegenüber ber Kirche, die ben Schlüfel zum Born ber Weisheit 
ängftlich bewachte und unbebingten Glauben an ihre Sasungen verlangte, geftal: 
teten fi die Univerfitäten, deren charafteriftifches Merkmal und Unterfchei: 
bungszeichen von ben früheren "Riofterfchulen das war, daß auch ber Laienftand 
Antpeil an felbftftändiger wiffenfchaftliher Erkenntniß gewann, und fo die Geift: 
—— ihr Monopol verlor.“ A Sharakterift. unf. Zeit. 

79. Bülau, Staatswirthfchaftsichre S. 141. 

49) Eichhorn, Kirchenrecht, II, 632. 

50) pfiner, Geſch. d. Deutfch. 11, ©. 374. Eichhorn, Gefch. d 
Liter. Th. II, S. 71. Thierſch, üb. Tübingen ©. Bl. en Seid. 
db. rom. —* im M.⸗A. III, 256. Wachsmuth a. a. O. III, ©. 113. 

51) Es ift bekannt, daß "erft in ben folgenden Sei een zu Bologna 
außer der Jurisprubenz die freien Künfte, die Theologie und Mediein, zu Ga: 
lerno außer der Mebdicin die Philofophie und Jurisprudenz ‚gelehrt wurden, und 
daß Paris, der Sig der Theologie und Philofophie, erft viertchalb Jahrhunderte 

rer Stiftung eine ordentliche Profeffion bes Rechts erhielt. Dablmann, 
Bon 278. Auch erhielt damals z. B. Bologna eine universitas jurista- 
und baneben eine univ. artistarum, Selbſt der Name studium generale 
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Gefammtheit der Wiffenfchaften: bezeichnen follte, ganz beftimmt 
ausdrüdt. Doc darf nicht vergeffen merden, daß der große Hohenflaufe 
Kaifer Friedrich II. auf die von ihm geftiftete hohe Schule zuMeapel 
(1224) Lehrer für alle Wiſſenſchaften berief ??). Schon zufolge biefer 
Bufammenfegung als politifher Corporationen lebte in diefen 
Stuten, wie Eihhorn treffend bemerkt ®°), ein ganz anderer Geift, 
als in den gewöhnlichen Stifte: und Kiofterfhulen; und biefer Geift 
bethätigte oder verkörperte fi bald in dem großen Einfluffe der Unis 
verfitäten auf die wichtigſten Angelegenheiten des Staats und der Kirche, 
indem auf ihnen fi (im Gegenfage gegen die Geburtsariftofratie und 
die Hierarchie) der fogenannte gelehrte Adel fich bildete 5%), melcher - 
der modernen Zeit eigenthümlich, übrigens gerade darum, meil er Ser 
dem, ber nur den nöthigen Geift dazu hat, zugänglich, nicht im Ge 
ringften mit den Forderungen des Rechts im MWiderfpruche if. 
Wie in allen Zünften, fo war aud in biefen Gelehrteninnungen 
der Srundzug die Autonomies®), die Befugnif, Statuten u. dgl. m. 
zu machen, überhaupt Selbftftändigkeit in Hinſicht aller Gemeinheitsan 
gelegenheiten, um welche ſich die gefeggebende Staatsgewalt nie kuͤm⸗ 
merte. Darin kommen überhaupt alle Statuten oder Obfervanzen über» 
ein, daß fie den Zunftvorftehern (Gildemeiftern) eine meiftens fehr aus: 
gedehnte Gewalt über die Zunftgenoffen, befonders die richterlidhe im der 
eriten Inſtanz über vorfallende Streitigkeiten ſowohl als gemeine Zunft 
angelegenheiten, Verhandlungen mit anderen Zünften u. f. w. 
Und da fogar felbft unvolllommen freien Leuten diefes Recht suftand5®), 
fo mufte natürlich noch weit mehr daffelbe der Univerfität zuftehen, da 
diefe, naͤchſt der Kirche und dem Ritterthume oder Adel, die geehrtefte al⸗ 
ler Gorporationen war. Dies Recht der Autonomie übten die 
täten auch von den dlteften Zeiten an, zumal die Päpfte, fo wie bie 
weltlichen Fürften, es meiftens ausdrüdlid anerfannten. Auch in dem 
Aeußerlihen der Univerfitätsverfaffung zeigte fich die unverfennbare 
Aehnlichkeit mit den Zünften. Dahin gehört zunaͤchſt die Vertheilung 
der MWiffenfhaften in die einzelnen Fächer, die offenbar dem oberften 
Gewerbsgeſetze der Vertheilung der Arbeit, worauf das Zunftweſen a 
entnommen ift, und wobei gleihfam fabritmäfig (mie Kant fagt) ®”) 
die der Gelehrfamkeit gewidmeten Köpfe behandelt wurden. Herner: baf 


deutet nicht auf die Gefammtheit ber HAGEN; wie gleich noch — 
werden wird. Bgl. Savignva. a. 

2) Dadlmann, Politil ©. —8 

53) Deutſche Staats- u. Rechtsgeſchichte F. 266, II, S. 180. 

54) Bgl. Kremſier, Wirkung der Wiſſenſch. u. Künfte 1817, S. 10, 
und die dafelbft in extenso mitgetheilten Stellen von Schmid u. A. Wachs—⸗ 
muth, Europ. Sittengefh. IV, 121, 130, 165, 669, 688. 

55) Weiske's Rechtsleriton sub v, „Autonomie. Vgl. Staatsleriton 


8D. V 


56) Eihhorna.a. 28. ‚239, Rote e (8.157). Vgl. Staatäleriton 
sub v. „Affociation‘ (Bd. 
57) Streit der Bacultäten e l, 
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bie hoben Schulen, wie bie Bünfte (welche felber früher auch scholae 
biegen) 5°) ſich, in Lehrlinge, Gefellen, Attgefelen und Meifter theilten, 
fo wie auch die Disputationen und Promotionen der Lieferung des Meis 
flerftüds und ber Losfprehung der Gefellen verglichen werden koͤn⸗ 
nen ®?) ıc. 

Die erften Lehrer, Abälarb, Irnerius, Conftantin ıc., waren aufges 
treten, ohne vom Staate, der Kirche oder fonft Jemandem die Auctoris 
fation zum Lehren erhalten zu haben 0); fie hatten fie fich felbft ges 
nommen. Bei den erſten Nachfolgern jener fand noch daſſelbe Statt. 
Bald nachher fand man aber nöthig, Vorkehrungen zu treffen, daß auch 
wirklich nur die Würdigen fih zu Lehrern aufwerfen könnten. Wer 
ſollte dies entfheiden, als eben die bereits anerfannten Meifter der Wifs 
ſenſchaft? Wen diefe nach einer Prüfung für würdig erklärten, der bes 
kam dadurch das Recht, die Erlaubniß (Licenz), auch als Lehrer auftres 
ten zu koͤnnen. So entftanden zunaͤchſt die fogenannten gelehrten 
Würden oder Grabe (Baccalaureus, Licentiatus, Magifter, Doctor), 
und damit war der Grund zu den fogenannten Bacultäten gelegt, 
als befondere Claſſen von Lehrern auf hohen Schulen, welche nicht nur 
gewiſſe Faͤcher zu ehren, fondern auch in diefen vollendete Juͤnger oder ans 
dere Gelehrten prüfen und ihnen dann jene Würden, und namentlich die 
Etlaubniß zum Lehren zu übertragen das ausfchließliche Vorrecht haben 1), 

Was die Hochſchulen weſentlich von den Älteren kirchlichen Schulen 
unterfchied, wat das der Corporation zuftehende Recht, die Befugniß, 
Öffentlich zu lehren, mit einer früher unbefannten Bedeutung deffelben 
zu ertheilen. Doctores und magistri im Sinne ihrer Verfaffung was 
ven nicht von einem Prälaten, fondern von der Univerfität dazu 
berechtigte Perfonen, und die Folge diefer Berechtigung, daß fie als ſolche 
von jeder andern Iniverfität anerfannt wurden, dieſe Berechtigung 
mithin, wie der Drdo oder die Ritterwuͤrde, eine allgemeine Bedeutung 
erhielt. Davon eben hieß die Univerficät, die eine folche Würde ertheis 
len tonnte, ein studium generale 2), Da übrigens. diefe Hochſchu⸗ 
len, mie bemerkt worden, in gewiffer Beziehung immer als kirchliche 
Anftalten und fomit der Eicchlichen Auffiht unterworfen galten, fo wurs 
ben feit dem 13. Jahrhunderte zur Errichtung von Univerfitäten bis zur 
Zeit der Reformation päpftliche Privilegien für unentbehrlich gehalten 62), 
zumal ohne ihre Hülfe die Anerkennung des Promotionsrechtes bei ans 
deren Univerfitäten oder überhaupt bie allgemeine Anerfennung diefes 


58) Muratori, Script. rer. ital, tr. VI. diss. 75. p. 475. 

. 589) Herder, Metakritit II, 227. Bol. Nick. Bogt, Grund: u. Aufriß 
des chriftl.sgerman. Kirchen: u. Staatsgebaͤudes 1836, &. 171, 209. 

60) Wachler a.a. O. II, S. 141. „Das Recht zu Ichren beflimmte 
fi in den ätteften Zeiten lediglich durch das, was ber Lehrer leiftete, und wurde 
durch keine äußeren Gefege befchränkt. Wer fich zu dem Gefchäfte tuͤchtig fühlte, 
trat eigenmädhtig als Lehrer auf u. f. w.“ 

61) Bol. Eihhorn, Kirchenrecht II, 632, 

62) Savigno III, 381 ff. 

65) Mofer, Deutſches Staatsrcht V, ©. 363. 
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gelehtten Adels nicht zu bewirken geweſen fein wuͤrde. Es ift geſchicht⸗ 
lich (namentlich in Deutfchland) die Anficht weit fpätern Urfprungs, 
daß aud ein Faiferlihes Privilegium erforderlich fei, mithin die Zus 
flimmung bes Landesheren (welche wegen ber bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe der Corporation allerdings unentbehrlih war) neben dem päpftli= 
hen Privilegium nicht genüge‘*), Niemandem aber fam es damals 
in den Sinn, daß einzelne Lehrer, bie auf einer privilegirten Unis 
verfität graduirt waren, noch eine befondere Erlaubniß zum „Leſen“ von 
Seiten des Staats oder der Staatsgemwalt beburft hätten, und 
noch weniger, daß man jemals zu der Beforgniß Grund haben Eönnte, 
daß fortan die venia legendi blo® von dem Staate ertheilt werden 
möchte 6°) | 

Es führt uns dieſer Punct zu einigen Andeutungen über die ges 
ſchichtliche Bedeutung der Univerfitäten und ihrer urfprünglichen Verfaſ⸗ 
fung in politifcher Beziehung; ein Punct,. der um fo wichtiger ift, 
als fort und fort (fogar von der „liberalen Partei!) Angriffe und An⸗ 
Hagen gegen jene Anftalten erhoben werben, als waͤre ihre fogenannte 
„gothiſche,“ „mittelalterige“ Verfaffung (fo viel noch davon eriftict) der 
verwerflichfte Ariftofratismus und Servilismus, und darum bis auf bie 
legte Spur zu vertilgen!! — Es ift nämlich Thatſache, daß in jener 
ganzen Zeit die Univerfitäten fomohl dem Staate, als audy ganz bes 
fonders der Kirche gegenüber das volksfreiheitliche oder das des 
mokratiſche Princdp (im wahren Sinne diefes Worts) vertraten, was 
um fo wichtiger erfcheint, als gerade damals bemerktermaßen die Kirche 
ein viel zu großes Webergewicht erlangt hatte, fo daß ohne dieſe felbft- 
fländige Entwidelung der Univerfitäten aud nie an eine Emancipas 
tion des Staats und der Stantsgewalt zu denken gemwefen wäre ©°). 
Diefe Selbftitändigkeit und ihren mächtigen Einfluß verdankten bie Unis 
verfitäten felbft aber doch nur ihrer Gorporativverfaffung. Nur 
durch diefe war e8 möglich, daß bie Univerfitäten in Bezug auf bie oͤf⸗ 
fentlichen Angelegenheiten zu allen wichtigen Reichs-, Stände s ober 


64) Eihhorn U, S. 638. „Die Älteften Beiſpiele find erſt aus der Res 
gierung Kaifer Friedrich's III., und fie find vornehmlich erft feit ber Refor⸗ 
mation emein geworben, da bie Proteftanten die Anerkennung ibrer Pros 
motionsfacultäten nur burch ein ſolches fichern £onnten, für die Katholifchen aber 
die päpftlichen Privilegien nun nicht mehr ausreichten, weil fie von den Protes 
ftanten nicht refpectirt wurden.” Aus diefem Gefichtspuncte betrachteten daher 
auch bie neuen Publiciften das EZaiferliche Recht, Univerfitätsprivilegien zu er⸗ 


theilen. 

. 65) Inden wir biefes fchreiben, berichtet bie Bei (Deutfch. allg. Zeit. 
v. 13. März 1844), daß man wirklich in Preußen jest diefe 3 begt!! 

66) Steffens, Die gegenw. Zeit u. f. w. 1817, &. 256: „Wie bie 

Städte fih zu ben großen adeligen Befigern, fo verhielten fi die Univers 
fitäten zur Kirche. Sie ftellten den eigentlihen bemofratifhen Mo: 
ment der Kirche dar, nachdem wie im Reiche, fo in der Kirche, der ariſtokra⸗ 
tifche durch die Goncilien feinen mehr zerftörenden als aufbauenden Einfluß ge= 
äußert hatte. Wie der erbliche Befis fih zum Erwerb, fo verhält ſich bie 
Tradition zur Wiſſenſchaft.“ (Steffens führt diefes weiter aus.) 


Univerfitäten. 511 


Ratheverfammlungen und zu allen Provinziale und Natlonalſynoden, 
endlich (feit, dem Ende des 14. Jahrhunderts) auch zu allen allgemeinen 
Concilien berufen wurden, und mie fie theild als Gefeggeber , theils als 
richter zwifchen ber höchften geiftlichen und weltlichen Macht jes 
derzeit ‚eine, Hauptrolle fpielten —7). Die Univerfitäten waren (nach 
Herber’s treffendenn Ausdrude‘®)) ein Freiftaat im Staate, ih: 
dem auf ihnen die Wiffenfchaften eine Ehre und Sicyerheit fanden, die 
fie fonft nicht gehabt hatten. Rechtsgelehrte wurden Drakel der Fürften 
und ihrer Räthe‘?); die Facultäten ftanden als gefchloffene Zuͤnfte und 
Phalangen der Literatur im Staate dba; auch die fogenannten Keger zo⸗ 
—— hinter den Schild literariſcher Privilegien zuruͤck und konn⸗ 
ten ſchwerer angetaftet werden. Disputationsweiſe ward Manches be⸗ 
handelt, woruͤber poſitiv reden zu koͤnnen, noch nicht an der Zeit war. 
e Univerfitäten genoſſen die Nechte des Adels, wodurch der rohe 

Bgeift und die flolze Unwiffenheit des letztern allmaͤlig geſchwaͤcht 
Einzelne Lehrer traten auf die Seite der Fürften, und zuletzt 
die Univerfitäten felbft Nüfttammern gegen den Papft. Ihre 
Lehrer, z. B. Pierre d'Ailly, Johann Gerfon, Nic. v. Clemanges in 
aris, erhoben ſich nicht nur gegen das ungeheure Sittenverderbnif der 
keit, fondern auch gegen den Mißbrauch der päpfttichen Gemalt 
das Schisma ber Kiche. So wie die ebengenannten fran—⸗ 
ı Profefforen an ber Spige ber hohen Schule zu Paris flane 

er ſich dieſe an die Spige der gallicanifchen Kirche 7%) und 
‚Cheiftenheit, und es gelang ihr, die Freiheiten jener, fo wie 
ı teten, das Schisma aufzuheben und die Päpfte felbft allge: 
ilien zu unterwerfen 7!); eben fo erlangten auch die Lehrer 
oben Schulen von Oxford, Prag, Wien u. f. w. auf den 
gen zu Bafel und Gonftanz das bedeutendfte Anſe— 

ben 72). Es verdient in dieſer Beziehung befonders hervorgehoben zu 


“ Geſch. d. hohen Schulen, wofelbft im Ih. II, ©. 378 

von der Gefchichte des Rechts der Theilnahme hoher Schu- 

tiber Öffentliche Angelegenheiten redet. Man verwechfele 

, erg‘ Deutfchland erh er ggerun * N 

ä dter J en au Landta ti: 
ner früher 4 Moe a pet ——— 
Werke III, „u. Gefchichte 1829, XIV, ©. 253, 

ers J, 24. Savigny, Geſch. des rom. R. im M.⸗A. Bb. V, 


| sub v. „Balticanifce Kirche.“ 
nur an die hohe Wuͤrde des Rectors, der z. B. in Paris 
ing und blos paͤpſtlichen Legaten und Cardi von tönige 
M hftand. Main An enge @ a. O. 1, * * It ihm 
T wurde ajeſtaͤtsverbr echen ange un ogar 
aft, z. B. * — reb. acad. p. 164. 
‚ einer „Alteften- und geliebteften Tochter 


— 






















)) Gelsft bie ſpaniſchen Univerfitäten kämpften ftets ritterlich gegen 
— Den Sb, ©. Dorgenblatt 1832, 22, Mai, ©. 386. 
an a a. O. ve 585. m > 
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werben, daß noch von jenem berühmten Gutachten, welches Kaifer 
Karl VI, fid) von der Univerfität zu Paris ausftellen ließ, ein Deut- 
fher, Heinih von Heffen, genannt Langenftein, fchon mehrere 
Jahre zuvor (1381) in einer eigenen Schrift darauf hingedeutet hatte, 
daß die Vereinigung und Reformation der Kirche nur in einem allge 
meinen Concilium zu fuhen fei 7°). Auch die Univerfität Orforb 
hatte auf ein allgemeines Goncil angetragen 7%), fo wie eben biefelbe 
Tpäterhin dem gemaltthätigen Henry VIII. gegenüber in der bekannten 
Ehefheidungsftreitigkeit 73) ſich tapfer wehrte und ein willfähriges Gut⸗ 
achten erſt dann ausftellte, als gegen alle Statuten die fogenannten Ar: 
tiften und jüngeren Glieder der Univerfität von dem Votiren ausgefchlof: 
fen worden waren ?®). 

Als die bedeutendfte und, einflußreichfte der bamaligen hohen Schu⸗ 
Ien ift ohne Zweifel die von Paris anzufehen, welche ſchon vor ihrer 
Erhebung zu einer eigentlichen Univerfität (mie Frankreich überhaupt) 
vorzugsweife der Sit des neuerwachten miffenfchaftlichen Lebens, welches 
damals fid vornehmlich in der Form der fholaftifhen Philofos 
phie entwidelte, gewefen war; mährend gleichzeitig das fübliche Frank⸗ 
reich ber erfte neue Schauplag einer aufftrebenden Volksreligion 
durch die fogenannten Waldenfer war, die man mit Recht die Vor—⸗ 
Läufer des Proteftantismus genannt hat. Auch von biefer fo fehr vers 
ketzerten fcholaftifhen Philofophie fteht gefchichtlicy feſt, daß fie für die 
Freiheit ſehr viel wirkte, indem fie den blinden Auctoritätsglauben in 
Theologie und Philofophie erfchütterte 7). Eben fo erfprießlich zeigte 
fi) die fo fehr als „mittelalteriges Unweſen“ verfchrieene Form ber 
afademifhen Disputationen, indem biefe gelehrten Zurs- 
niere oder Ritterfpiele der Geiftesgegenmwart, den Wig und Scharffinn 
der Streiter zu üben, ein weites Feld eröffneten und befonders viel zur 
Ausbildung der neueren Sprachen beitrugen, wie Herder ebenfalls 
richtig bemerft hat 7®), 

Nach dem Mufter der Parifer Univerfität wurden auch bie Alte: 
fien de utſchen Hochſchulen eingerichtet, und entweder mit aus Paris 
berufenen Lehrern oder meiftens mit foldyen befegt, die in Paris ſtudirt 
hatten. Die erſte iſt bekanntlich Prag, deren paͤpſtliches Privilegi 





73) Ptank, Geſch. d. Papſtthums III, 354. Pfifter, Gefch. d. Deut: 
ſchen III, 343. Derfelbe Langenftein ward einige Jahre darauf (1384) bei 
der 1365 geftifteten Univerfität zu Wien Profeffor der Theolopie. 

74) Pfifter a. a. O. II, 3%. 

75) Dablmann, Geld. d. engl. Revolution 1844, ©. 43 ff. 

76) Bol. Duber, Die engl. Univ. 1839, I, S. 433 * (mofelbft fehr trefs 
fende Bemerkungen über die fchmachvolle Feigheit von Univerfitäten gemacht 
werben, die in ferviler Nachgichigkeit gegen die Staatsgewalt wider ihre eigene 
Ueberzeugung handeln) u. Wuttke's Zahrb. a. a. O. ©. 17. 

77) Wacdler, Hdb. d. Gefch. d. Lit. II, S. 245 ff., 259. Steffens, 
Die gegenw. Zeit S. 258 ff. 

) Ideen zur Philof. ber Gefch. d. Menfchheit Buch 20, Bd. II, S.502 
(d. Ausg. v. Zuden). 3 
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vom 26, Januar 1347, die Eaiferliche Stiftsurfunde den 6: April 1348 
datirt ; die e Wien, gefliftet 1365, in Bezug auf welche befon: 
ders das met big. erfcheint , daf fie damals vorzugsweiſe durch des 
motratifhen Geift ſich auszeichnete. Die dritte ift Heidelberg, 
‚1346, eingeweiht 1386; dann Coͤln 13885 Erfurt 1392; 
Würzburg 1403; Leipzig 1409 durch Auswanderung von Prag; 
Rofiod 1419; Greifsmwalde 1456; Freiburg im Breisgau 1437; 
Trier 1472; Ingolftabt 1472; Zübingen ben 3. Juli 1477; 
Main 1477; Bafel 1460; Löwen 1426. 
gen fidy die Univerfitäten Überhaupt fhon in dem finflern Mit: 
telalter als die glänzendften Lichtpuncte, fo mie durch ihre Werfaffung 
en. der Geiftesfreiheit, fo ift dies in noch höherm Grade der Fall in 
en Periode des Endes des 15. und Anfangs des 16. 


















bie ganze neuere Zeit datirt. Mir reden von derReformation, 

em Weltbegebenheit feit der Stiftung des Chriſtenthums und 

| That, fo tie dem begründetften Stolze unfers deutſchen 
—* bei welchem allein fie entſtehen und ſich entwickeln konnte 79), 
Be! wu Univerfitäten! Denn fo wie fhon die 
ee genannten ber ühmten Männer, welche der Geiftesfreiheit fo Eräf: 
geredet hatten, und wie namentlidy auch Wyklif fe und 
Bus Univerfitätslehrer gewefen waren, fo ging jene Bege⸗ 
fie von der Univerfität Wittenberg und von einer aka⸗— 
fhenDisputation aus. Martin Luther ſchlug feine ver- 
" ar vollen 95 Theſes wenige Tage darauf an, nachdem er das De: 
anat de  tbeologifdyen Facultät niedergelegt hatte. Es ſteht ebenfalls 
geſchichtlich feſt, daß eben diefe Stellung Luther’s, als Gliedes einer fo 
jenen Gelehrteninnung, e8 ihm moͤglich machte, die- 
hritt zu thun, und es ift erft noch neuerdings fehr treffend be: 
worden, daß eben der Umftand, daß ein atademifcher Lehrer 
blaßkram Lügen ftrafte, «8 war, der fo außerordentliche Wirkun⸗ 
T machte, die Hierarchie fprengte und ein neues Zeitalter für 
hte Mer heit anbahnte. „Den räfonnirenden Mönd Lu- 

1 die Kirchenobrigkeiten bei dem erften Laute des Widerſpruchs 

If Aloe geworfen, in denen fo Mancher verfchmachtet 
Reformator hatte werden wollen; aber den vom vie 


Studenten umringten Profeffor anzutaften, 

—— — vermeſſen. Die Stimme be6 Minds wäre im 
ven oͤden Gängen feines Kloſters verhallt, ein * haͤtte nur een 
meind: ‚ vielleicht feine Stadt, hoͤchſtens feinen Ganton* und einige 
achbarorte überzeugt, aber das Wort des Profeffors Luther wurde 
| Zuhoͤrerr Sinnen wenigen Jahren in alle Gaue bes deut⸗ 






de deutſche Nation. S. 184 ff. Jahn's Wolle: 
te ens, Die gegenw. Beit I, 264. Bahariä, 
‚1 l, S. 199. 38 


— mit welcher jenes Mittelalter zu Ende ging, und von der | 


- 
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ſchen Landes getragen. Auch Melanchthon war Univerfitätslehrer, und 
man mag wohl fagen, daß ber Sieg der lutherifchen Lehre vorzüglich 
durch die Zheilnahme der Univerfitäten entfchieden wurde *9). 

Diefe Reformation, weldye zugleich auch die ganze neue politifche 
Entmwidelung hervorgerufen hat 21) (fo daß namentlich die franzöfi- 
ſche Revolution, von welcher unfere jegige Zeit batirt 82), als eine 
Folge jener anzufehen ift®?) ) — diefe Reformation, von den Univerfitd« 
ten ausgegangen, wirkte zugleidy auf das Entfchiedenfte auf bdiefelben 
zuruͤck, und namentlid hat fich das Eigenthümlihe der deutſchen 
Univerfitäten erft ſeitdem vollftändig entwickelt 3%), weshalb wir hierüber 
einiges Nähere mittheilen müffen. 

Bereitd um die Mitte des 15. Jahrhunderts begannen die beut: 
ſchen Univerfitäten einen eigenthümlichen Charakter zu entwideln, ber 
fi) zunaͤchſt in der groͤßern afademifhen Freiheit ber Stu: 
denten zeigte, was ohne Frage zunächft mit dem erwähnten eigenthüm: 
lichen altgermanifhen Sinne unfers Volks für Freiheit und Redt 
und für Achtung der Individualität oder Perfönlichkeit zufammenhängt, 
wie es denn auch gefchichtlich fefifteht, daß diefe afademifche Freiheit 
blos auf den deutfchen Hochſchulen fi ausgebildet und erhalten hat, 
fodann aber auch in dem Geifte und der Achtung für Wiffenfhaft, 
dergleichen fich bei feinem Wolke in diefem Grade findet. Auf den äl: 
teften europdifchen Univerfitäten und namentlich auf den italienifchen (mo die 
Studenten den Rector aus ihrer Mitte wählten und über die Lehrer 
eine Gerichtsbarkeit ausübten®®) ), war diefe Freiheit Anfangs eine faft 
ganz unbefchränfte, weil damals die Gefammtheit der Studirenden aus 
erwahfenen Männern, und die Mehrzahl derſelben aus ſolchen 
beitand, die bereits in zum Theil fehr hohen oder bedeutenden Kirchen- 
und Staatsämtern ſtand. Dies Anderte ſich ngtürlih nad) und nad) 
immer mehr, je jünger diejenigen waren, welche fpäter die Hochfchulen 
befuchten, und befonders auf den franzöfifchen Univerfitäten. Auch 


80) Bol. Wuttke's Jahrb. der deutfchen Univerf. I, 1842, ©. 5 unb 
ebendeff. „Entwickelung der öff. Verhältniffe Schlefiens, vornehmlid unter den 
Habsburgern“ Leipz. 1842, I, 85, 86. 

81) Heeren, Ki. bift. Schr. Bd. I. (üb. d. pol. Folgen d. Reform.) 
Bd. U, ©. 147 ff. (üb. d. Entfteh. d. polit. Theorien in d. neuern Europa). 
Capefigue, Hist. de la reforme 1834, T. a 261. 

82) Wahsmuth, Europ. Sittengefh. V, 2, S. 754, 786, 790. 
Bol. Scheidler, Prop. d. Rechtephilof. ©. 113 ff. 

83) Baharid, 40 Büch. v. Staat. Bb. V, 1841, ©. 214. (‚Man hat 
die frangöfiche Revolution Ion oft mit der Reformation verglichen. 
Sie war in der That eine Ergänzung oder vollftändigere Durchführung des 
Rechtöfuftems, welches der Reformation zum Grunde lag.“) , 

84) Sehr lichtvoll und bündig hat diefes Dahlmann nachgewiefen, Poli: 
tit ©. 279. — Ernefti, Analeiten S. 60 ff. Maverhoff, Die deutſch. 
Hochſchulen 1836, ©. 31, und über den großen Unterfchied der katholiſchen 
und proteftantifchen Univerfitäten f. Meiners I, 310. IV, 366. und Zach a⸗ 
sid in Polis’ Jahrbuͤchern 1837, Novbr. 

85) v. Savignya, q. O. Wachler a. a, O. II, 140. 
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das beutfche Univerfitätswmefen war urfprünglich nad) dem Mufter der 
Pariſer Hochſchule eingerichtet, wo der Grundfaß geiftlicher oder kloͤ— 
fterliher Disciplin fehr früh galt, und mo die meiften Studirenden in 
großen Gebäuden oder Gollegien (3. B. in der Sorbonne) zufammen unter 
ber Aufficht ihrer Lehrer und meiftens von Unterftügungen oder Stipen- 
dien (bursae, davon bursatii und das deutfche Wort Burſchen) Ieb: 
ten ®®), welche Collegien (wie noch heut zu Tage in Orford und Cam: 
bridge) die eigentliche Univerfität ausmakhten®”), — Zugleich ward bie 
Macht der Wiffenfchaft dadurch bedeutend verftärkt, daß in Deutfchland 
viele mächtige Ritter an ihr Geſchmack fanden und die Gelehrten fhüg- 
ten®®), ja felbft auch mit den geiftigen Waffen die Hierarchie und das 
Moͤnchsthum befämpften, wie 5. B. Ulridy v. Hutten ®), Seit fo 
der Kreis der Wiffenfchaft fich ermeiterte, das Aeltefte zum Neueſten 
ward, bie Hörfäle der Scholaftifer verlaffener daftanden, war es befon- 
ders wichtig, was nun die Druderfunft hinzutretend vollbradhte. Die 
endlofen Dictate hörten auf, nothwendig zu fein, feit man ber Bibel, 
ber römifchen Geſetzbuͤcher mwohlfeilen Kaufe habhaft werden konnte und 
nun der Zertbictate mindeftens nicht mehr bedurfte; aud die Jahre 
lange, mandımal bandwurmartige Dauer einer Vorlefung hörte auf?0); 
man lad dody nur zwei Fahre an den Inſtitutionen, kam auf ein Zahr, 
endlich auf ein Semefter. 

Ueberaus wichtig war zunaͤchſt der Einfluß der Neformation auf 
das gefammte und namentlidy innere wiflenfchaftliche Leben der Fe 


86) „Das wahre Grab der akad. Freiheit der Studirenden wurde bie 
Stiftung und Vervielfältigung von Gollegiis und Burfen, indem bie in 
denfelben aufgenommenen Studenten die Zreiheit verloren, nach eigener Wahl 
u wohnen, fh zu Bleiben und zu nähren, zu arbeiten und fich zu ergögen, 
Bebrer und Lehrftunden fich auszufuchen, und über ihr Geld zu disponiren.‘ 
Meiners, Berfafl. u. Verwalt. d. Univ. I, 144. 

87) „Wer nicht in einem Gollegium lebte, unterftüst oder in den Mits 
genug der Stiftung eingelauft, gebörte nicht zur eigentlichen Univerfität, er 
lebte in communi. In dem politifch zerftüdelten Deutfchland nun war bie 

rſtuͤ geringer und ſchwieriger zu erlangen; aber die bursae der Deut: 
fehen waren dafür meift freie Penfionsanftalten, die ihre Mitglieder gegen Zah: 
vn aufnahmen. Dan wählte feine Vorträge fo frei, als die perfönliche Aucto- 

der Eehrer, bie gebundene Art ber Lehre, die Nothwendigkeit, fich im Die- 

putiren Eunftgerecht zu zeigen, es geflattete. Der Muth zu freiem Vollbringen 
wuchs, als feit der Eroberung von Gonftantinopel jene unverfiegbare Quelle . 
der griechifchen Bildung fi für die Deutfchen urfprünglicher aufthat, als 
Andronikos Kontoblatas in Bafel Griechifh lehrte, und Reuchlin auf 
bem in Paris gelegten Grund nun bier und in Tübingen weiter bauen Eonnte.” 

. Meiners, ch. d. Univ. IV, ©. 366.) ‚Er brachte feinen Verwandten 
elanchthon als Lehrer der griechifchen und hebräifchen Sprache 
erg.” Dahlmann a. a. D. ©. 279, 
88) Meiners IV, 365. 
89) Meiners, Lebensbefchreibung berühmter Männer T, 86, 164, 165. 








90) "In Wien lad ber Prof. 3 von Haſelbach 21 Zabre über — 
dad Gapitel des Jeſaias (f. Pfifter, Gef. d. Deutfch. II, S. 652), 
„ohne damit zu Ende zu Fommen”, wie Aencas ua berichtet, 
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verfitäten. Dahin gehört, daß bie Reformation ben Deutfchen eine all- 
gemeine Buͤcherſprache gab, und die geiftige Wärme diefer Mut: 
terfprache auf die bisher immer lateinifch lehrenden Katheber zu bringen 
(mas jedoch erft feit Thomafius allgemeiner Statt fand) die Mögtichkeit 
und den Anlaß gab. Indem die Reformation ferner zugleich die nie- 
deren Schulen und bie Gymnaſien oder Luceen verbefferte, fo machte fie 
es nicht nur möglich, daß für die volllommener vorbereiteten Studiren: 
den der akademiſche Unterricht immer mehr das Gepräge der Wiſſen— 
fchaftlichkeit erhielt, fondern auch, daß viele Rehraegenftände,, die früher 
den Hochſchulen angehört hatten, paffender den Gymnaſien oder Lyceen 
übermwiefen wurden. Gemäß ihrem Grundprincipe , die heilige Schrift 
als alleinige Quelle des Glaubens anzuertennen, förderte fie vorzüglich 
das Studium ber Grundfprachen und fomit auch das der claffifhen Li— 
teratur, welches Luther befanntlih auf das Dringendfte empfahl ®'), 
wogegen man auf ben Fatholifhen Hochfchulen das Studium der Phi— 
(ologie aus Furcht vor der fogenannten Neologie, oder richtiger: aus 
Furcht vor der Entlarvung des hierarchiſchen Bevormundungs: und Ver— 
dummungsfoftems binderte 92), Zunaͤchſt hatte die Reformation bie 
Folge, daß fie die durch das entftellte Chriftenthum «ingedrungenen 
orientalifchen Vorſtellungen vom abfoluten Königthbume oder ber 
unbeſchraͤnkten fürfilihen Macht und bie entfprechende vom unbedingten 
blinden Gehorfam der Voͤlker befämpfte und vernichtete 9). Die Re: 
formation tar befanntli nicht blos eine Umbildung: der kirchlichen 
Lehre, fondern zugleich der kirchlichen VBerfaffung, und fomit auch 
bes damals wichtigften Theils der Staatsverfaffung **). Gie hatte, wie 
Zachariaͤ richtig fagt 5), „die Tendenz, die Verfaſſung der hriftlichen 
Kirche von dem Einfluſſe gänzlich zu befreien, welchen auf fie aſiati— 
he Rechtsbegriffe und Nechtsgrundfäge wegen des geſchichtlichen Zu— 
fammenhanges des Chriftentbums mit dem Judenthume gehabt hatten, 
mit anderen Worten, an die Stelle ber hierardhifhen Verfaſſung ber 
roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche eine Kirchenverfaffung zu fegen, melde auf dem 
Grundfage der Gewiſſens- und der NReligionsfreiheit beruhte, 
Sie hatte ferner in Bezug auf die Staatsverfaffungen der germaniſchen 
Staaten, denen die Berfaffung und das Recht der roͤmiſch-katholiſchen 
Kirche theild unmittelbar, theils mittelbar zum Grunde lag, ganz diefelbe 
Tendenz. Sie follte aus den Verfaſſungen jener Staaten den afias 


91) — — bie Rathsherren aller Städte Deutſchlands, Werke Th. X, 
©. 545 (Wald. Ausg. 

92) Mg Geſch. der Univerf. IV, 368. 

9) Schön a. a. O. S. 116. Welder, Lebie Gruͤnde S. 36. Herder, 
W. 3. Pb. u. Geſch. 1831, Bd. VII, S 173. v. Gagern, Reſult. d. Sit⸗ 
tngei III, 258. IV, * Bol. Murbard, D. unbefchräntte —— 

. 62 ff., 147, 178 ff. . Aretin, Staater. d. conftit. Mon. I, &. 26. 
ee Rt. AN. Shr. © ©. 2363. Schmitthenner, Zwoͤlf Büd. v. 
Staat. 1839, I, ©. 61 ff. 

„94 Rehberg, Sämmtl. Schr. I, ©. 75. 

*95) Vierzig Bücher v. Staat, Bd. v 1841, S. 200, 
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tifhen Zufag verbannen, den fie durch das auf bie mofaifche Geſetzge— 
bung ſich gründende Recht der römifchzkatholifhen Kirche erhalten hats 
ten, fie follte alfo die germanifchen Staaten gleihfam wieder germa= 
nifiren, d. i. die Einheit zmwifchen Staat und Kirche aufheben, dem 
Königthume eine andere Grundlage geben, als bie einer ben 
Königen und Fürften der Erde von Gott ertheilten Vollmacht“ "2. 
Es ift noch neuerdings erft in Erinnerung gebradht worden, wie bis zum 
Uebermaße freimüthig die Neformatoren z. B. in Beziehung auf bas 
Recht des Widerlandes ſich äußerten 9°). Sodann ift ferner 
ebenfalls gewiß, daß bie neuere politifhe Speculation aus ben 
duch die Reformation politiſch befreiten Niederlanden hervorging ?®) 
(in welcher Hinſicht e8 genügen mag, an Hugo Grotius, den Da; 
ter des Maturs und Völkerrechts, zu erinnern), fo wie in Frankreich 
die Religionsunruhen (befonders die Hugenottenkriege) ähnliche Wirkun: 
gen hatten (3. Bodinus fchrieb damals fein berühmtes Merk über 
den Staat 1576 ®°)), und mie erft nad der Reformation aud in 
England auf der uralten 100), aber Jahrhunderte hindurch verſchuͤtte⸗ 
ten Baſis der Volksfreiheiten allmaͤlig und nach ſehr vielen Kaͤmpfen 
der wunderbare politiſche Bau aufgeführt werden konnte, den wir bie 
englifhe VBerfaffung nennen, ber übrigens viel beffer ausgefallen 
fein würde, wenn die Reformation in jenem Lande vom Volke und den 


96) Dazu maht Baharid ©. 201 die Anmerk.: „Die germanifchen 
Boͤlker verbanden urfprünglich mit dem ade Ay einen fehr befchräntten 
Beariff.” Bol. Tacit. Germ. c. 43. „Der König war ihnen nur ein Schutz⸗ 
und err. Der Ausdrud: des Königs Bann, bezeichnete noch in fpäteren 
Zeiten die königliche Gewalt überhaupt.” &. die deutiche Gloffe zum Sachſen⸗ 
fpieget III, 64. (40 Büd). v. Et. V, 200 f.) Bol. auh Zacharid's Abhdi. 
d- jurisprudentia Lutheri, Wittenberg 1804. Deffelb. Kampf db. Grundeig. 
u. f. w. ©. 12. 3. Grimm, D. Rechtsalterthuͤmer ©. 229, 243. 

97) Dahimann, Politit ©. 174. („Luther nahm nicht den gering: 
ften Anftoß an der Widerfeglichkeit gegen einen Kaifer, der „befchriebenen Rech⸗ 
ten” nicht folgen will, bielt den Kaifer für richtig entfegt, welchem das Reich 
und die Kurfürften einträchtig den Gehorfam auftündigen. Und der fanfte 
Melanchthon fand den Zyrannenmord ganz in der Drönung. Kurz, wer 
bei den gerabbin blidenden Gottesgelchrten nachfragt, nicht blos den uralten (von 
yeutigen heologen ift nicht die Rede), bat weit fühnere Antworten zu bes 
abren, als die ein Mann von politifcher Lebensbenntniß auf fich nehmen moͤchte.“) 
Dal. Allgem. Rechtszeitung Göttingen, 1831, Nr. 5 (in welcher die energiſchen 
Ausfprüche Luther’s, Melanchthon's, Zwingli’s u. A. über bas Recht 
des Widerflandes in extenso mitgetheilt find). Vgl. Bretfchneider, Luther 
“an unfte Zeit, 1817, ©. 6 bis 27. Dem Könige Henry VIII. der bie 7 Sa— 

mente vertheidigt hatte, „antwortete Luther 1522 mit einem Contra Hen- 
ricum regem Martinus Lutherus in Ausdrüden ven folder Ungebundenbeit 

m ben König, daß ein heutiger Genfor von ihrem bloſen Anblide den Tod 

men würbe.”” (Dabimann, Gefch. d. engl. Revolution 1844, ©. 50.) 
8) Heeren, K. hiſt. Schr. Bd. II, ©. 158. 

99) Schmitthenner, 12 Büdh v. St. Bd. I, 8.66. Heeren ©. 161. 
100) Der ättefte englifche Freiheitsbrief ift die Magna charta von Henry I., 
ber 1135 ftarb. Bladitone hat fie 1758 in Drford herausgegeben. Vgl. 
Miltar, Hift. Entrwidl. d. engl. Verf., überf. v. 8. E. Schmid U, 31ff. - 
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Univerfitäten, und nicht blos von dem Defpoten Henry VIII. außgegan- 
gen märe 10), was denn auch (wie in Deutfchland) mwohlthätig auf die 
Univerfitäten felbft zuruͤckgewirkt haben würde, ftatt daß jegt diefelben in 
England in mittelaltriger Abgefchloffenheit dem Staats: und Volksle— 
ben feindlich gegenüberflehen und dem craffeften Hochtorpismus und 
- Stabilitätsprincipe huldigen 10%), Bekannt ift es ferner, daß es eben 

jene Theorie vom göttlihen Rechte der Könige, dem blinden Gehor- 
fam der Unterthanen und von ber Verwerflichkeit der Beſchraͤnkungen 
der koͤniglichen Machtvollkommenheit durch eine Verfaffung es mar, 
welche die Stuarts, befonders der übergelehrte pedantifche Jacob l., 
offen predigten !0®), eine Lehre, welche, mie felbft Chateaubriand, 
ber jüngft in Belgrave-Square fo übermäßig gefeierte Koͤnig der (poli- 
tifhen) Intelligenz‘ 10%), das geiftige Oberhaupt der Regitimiften, fagt 105), 
„Karl I. auf das Blutgeruͤſt brachte und das ganze Staatsredht Pers 
fiens ausmadıt 19%), fo mie ſchon früher Hume von ihre bemerkt 
hatte, daß fie den Stuarts den fhönften Thron der Welt Eoflete 107), 
was fpäter fi zweimal bei den Bourbonen ber Älteren Linie wieder: 
holte. 

Der Zufammenhang zwifchen den Univerfitäten,, ihrer Gorporatid: 
verfaffung mit der Reformation, der englifchen und franzoͤſiſchen Revolution 
und dem Repräfentativfpfteme mußte hier etwas ausführlicher, als ber 
nächfte Zweck zu erfordern fcheint, befprochen werben, weil die praßtifch 
wichtigften Staatsfragen unferer Zeit, fowohl in Bezug auf unfer Volke: 
und Staatsleben überhaupt, als auch namentlich die gerade gegenwärtig 
fo viel befprochenen Reformfragen bes für uns Deutfche bei dem 
Mangel an Preffreiheit, volksthuͤmlicher Geſetzgebung, Deffentlichkeit und 
Mündlichkeit der Nechtspflege, fo wie der Gefchworenengerichte doppelt 
und bdreifah wichtigen deutſchen Univerfitätswefens 10%) ihre 
principielle Beuctheilung nur durch eine richtige Einficht in das gegen- 
feitige Verhaͤltniß von MWiffenfhaft und Leben, Theorie und Praris, in: 
tellectuellen und materiellen Intereſſen erhalten koͤnnen. Eben fo aus— 
gemacht ift, daß die damit unmittelbar zufammenhängende $rage über bie 
ſtaats zechtliche Stellung der zwei höchften und mwichtigften Corpo: 
rationen, der Kirdye und Univerfität, theils zu einander, theils zur 
Staatsgewalt 199), auf eine wahrhaft angemeffene Meife praktifch 
nur in denjenigen Staaten entfchieden werben koͤnne, in melden das 





101) Dahlmann, Geſch. d. engl. Revolut. &. 55. 

102) Bgl. Scheidler in Bran’s Minerva 1834, Auguft. (Blick auf 
Englands Kirchenfrage.) 

103) Heeren a. a. D. ©. 172, 

104) Bol. Barnhagen’s Denkwürbigt. Bd. V, 1840, ©. 352. 

105) In f. neuern Schr. ib. d. Revolut. Bb. II, ©. 6. 

106) F. G. Welder, 8. ftänd. Verfaff. 1831, ©. 33, 

107) v. Aretin, Staatör. d. conft. Mon. I, ©. 156. 

108) Mol. Scheidler in Buttke's Jahrb. d. deut. Univ. 1842, II, 
©. 84 ff. Derf. üb. d. beutfch. Studentenieben 1842, S. 12 ff. 

109) Bol. Welder, Univ. Encyklop. ©. 524 ff. 
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Princip der Geiflesfreiheit und der Volksrechte grundgeſetzlich 
anerkannt ift, d. h. in unferen proteftantifchen conftitutionellen Staaten ; 
benn alle diefe Einzelnheiten veduciren fid in letzter oder höchfter In— 
ſtanz fammt und fonders auf die eine Alternative: entweder follen un— 
fere beutfchen Univerfitäten, wie fie fich feit der von ihnen ausgegange- 
nen Reformation bis zur Befreiung Deutfchlands vor einem Menſchen⸗ 
alter gebildet haben, dem Geifte unferer neueren Zeit, alfo den Princi« 
pien des Nepräfentativfpftems und des Fortſchritts gemäß, ſich entwi- 
deln, oder fie follen dem ultramontanen und fervilen Principe der 
Hierardyie und des Abfolutismus, dem Dbfeurantismus und Verdum— 
mungsfpfleme als blofe Dreffuranftalten für den Staats- und Kirdjen- 
dienft mwillfährige Werkzeuge in der von ihnen al austriaco !10) ges 
bildeten akabemifchen Jugend liefern? To be — or not to be; that is 
the question, 

Mir Enüpfen diefe Erörterung der Kürze wegen an Dahlmann’e 
Worte an!!!): „Preußen ift duch die Reformation Alles ge: 
mworden, was es ift; Defterreich wäre durch fie zu verfchiedenen Ma- 
fen beinahe untergegangen. Wie man aber über die Reforma-: 
tion denkt, fo denkt man über die Univerfitäten, die den 
Geiſt der Reformation in ſich aufgenommen haben” !!2). 

Und mas ift diefer Geift der Reformation? Offenbar, da der Pro«- 
teftantismus nur eine MWiederherflellung des Urchriſtenthums bezweckte, 
nur eine Reinigung von den Gebrechen, welche das Chriftenthum, feit 
es die Staatsreligion geworden mar, entftellten — zunaͤchſt der Geift 
ber allgemeinen höhern ober idealen Welt: und Lebensanfidht, 
melde die Menfchheit lediglich und allein der chriftlichen Offenbarung 
verdankt U2); mag man fid) diefe legtere Übrigens denken, wie man 
will, alfo vor Allem die Anſicht, daß der Menfc als eine perfönliche 
"unfterblihe Individualität einer höhern, überfinnlichen Ordnung, einem 


110) Wie Welder kürzlich diefe Lebensfrage treffend formulirte, f. Mann: 
heim. Abendzeit. Nr. 40 v. 16. Febr. 1844. 

111) Politik S. 281. 

112) Dazu noch folgende Stelle S. 287: „Defterreich hat fi dem 
Proteftantismus, mithin dem Geifte ‚des proteftantifchen Univerſitaͤtsweſens, 
welches diefe Richtung concentrirt, nie befreunden können. Diefer Staat fchreibt 
feinen Univerfitäten einen ftrengen Studienplan vor, beauffichtigt in Schul: 
art den Fleiß, und der durch Worfchrift geregelte Vortrag pflegt beftändig mit 
Einzelprüfungen abzuwechſeln; man lehrt im Ganzen Kenntniffe, 
niht Wiffenfchaften, Defterreich fieht auf feinem Standpuncte Gefahr in 
Allem, was darüber hinausliegt, und bedient fich feines mächtigen Einfluffes, 
welchem fein corpus evangelicorum, feine itio in partes länger im Wege fteht, 
um die ZThätigkeit der bdeutfchen hohen Schulen auf gleichmäßig vorgeftedte 
Grenzen zur&dzuführen. Das Speciellere über das öfterreichifche Bevormun: 
bungsfoftem in Bezug auf die Univerfitäten hat Prof. Joh. Schdn (felber ein 
—— und dort erzogen) in einem Aufſatze in Politz' Jahrbb. d. Geſch. 
mitgetbeilt. 

113) Eichler, Staatslehre S. 175 ff. Fries, Geſch. d. Philof. 1840, 
Bd. II, ©. 119 ff. v. Ammon, Fortbild. d, Ehrift, I, ©. 99 ff. (ed. 2.) 
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Reihe Gottes angehört, welches er während feines irdiſchen Lebens 
in diefer Welt in Zeit und Raum immer mehr und mehr ver: 
wirklichen foll; alfo eine Scheidung des Geiftigen und Sinnlichen, 
welches Beides die antike MWeltanficht ibdentificirte. Hieraus folgte bie 
Trennung von Staat und Kirche, melde ebenfalls früher zufams 
menfielen, die Anerkennung ber großen Wahrheit, daß der Staat nicht 
Altes in Allem ift, daß, wie Schön!!t) fagt, „Religion, Wif: 
fenfhaft und Kunft den Dreiklang der Geifter bilden, der ſich durch 
jede Nationalbildung zieht, daß aber die öffentlihe Macht nicht im 
Stande ift, die drei mwunderartigen Manifeftationen der menſchlichen 
Urkraft zu erzeugen, da fie vielmehr im Wolke felbft erblühen muͤſſen;“ 
. daß, wie berfelbe bemerkt 1°), „die Staatsgewalt nicht der Inbegriff 

aller Gemwalten if, daß es Gemwalten gibt, die der Staatsgewalt 
ebenbürtig find, die diefe nicht verfchlingen darf.” Wie Chriftus 
fhon faate: „Gebt Gotte, was Gottes, und dem Kaifer, was des Kaiſers 
iſt,“ fo beftand auch Luther auf das Strengfte auf dem Fefthalten 
des Unterfchiebs zwiſchen Staat und Kirche 16). Hieraus folgt unmit—⸗ 
telbar das Princip der vollfommenften Glaubens- und Gemif: 
fensfreiheit, fo mie das Recht ber individuellen Gelftftändig> 
teit, da ber Proteftantismus wie bas Chriftentbum feinen Clerus 
Eennt, fondern blos Religionslehrer und liturgifhe Beamte !!T), und da 
eben der Hauptgedanke des Proteftantismus der ift, daß der Proteftant 
Alles felber prüft. — Sodann erkennt zwar der Proteftantismus 
den hohen Werth der MWiffenfchaft vollkommen an, mie das Chri- 
ſtenthum felber („die Wahrheit wird euch frei machen”), zugleich aber 
auch, daß das Wiffen nicht das Hoͤch fte im geiftigen Leben ift, fon - 
dern daß dem praktifchen Gebiet, der thatkräftigen Liebe, der Begei— 
fterung für die allgemeinften und hoͤchſten Intereſſen oder praftifchen 
Ideen der Zugend, des Rechts und ber Religion der Vorzug vor dem’ 
theoretifchen oder fpeculativen gebührt 19); eine Wahrheit, welche bes 


114) Staatswiſſenſchaft, 1840, ©. 47. 

115) Geſch. u. Gtatifti der Eivilif. ©. 212, 

116) „Die zwei Regimente (das weltliche und das geiftliche) follen bis 
ans Ende der Welt nicht in einander gemengt werden, wie zur Zeit 
des alten Zeftaments im jübdifchen Volke gefchahes fondern von einander gefons 
bert und gefchieden bleiben, foll man anders bas rechte Evangelium und den 
rechten Glauben erhalten. Denn es ift weit ein ander Ding um das Reich 
Chrifti, denn um bas weltliche Regiment, welches den Kürften und Herren 
befoblen iſt.“ Walch's Ausgabe III, 8.1741. Köppen, Rechtsl. S. 327,336. 

117) ‚Man hats erfunden, daß Papft, Bifchöfe, Priefter, Kioftervolt 
wird der geiftlihe Stand genannt; Fürften, Herren, Handwerks: und 
Aderöleute der weltlihe Stand. Welche gar ein fein Comment und Gleifen 
ift.e Doc fol niemand darob fehüchtern werben. Und das aus dem Grunde, 
denn alle Ghriften find wahrhaftig geiftlihen Standes, und ift unter ihnen 
fein Unterfchieb, denn des Amts halber allein.” Luther. 

118) „Alſo ift das Gefeg Chrifti nicht Lehre, fondern Leben, nicht 
Wort, fondern das Weſen, nicht Zeichen, fondern die Fülle feibft. — Der Glaube 
ift «nichts Anderes, denn das vechte, wahrhafte Leben in Gott.” Luther. 
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kanntlich ſchon die fokratifhe Philofophie, fo mie in ber neuern Zeit bie 
Kant'ſche, auf das Beftimmtefte eingefchärft hat, die aber leider von 
der fogenannten neueften Philofophie nur zu fehr vergeffen wird 119), 
In diefem Acht hriftlihen und proteftantifhen Grundfage liegt zugleich 
das fo wichtige Moment, daß auch die Wiffenfchaft ihre beflimmten 
Schranken anerkennen muß, in diefen zwar ſich frei bewegen, aber 
diefelben nicht überfpringen,, namentlich nicht ihre Theorieen unmittelbar 
bem Leben aufdringen, Staat und Kirche nicht despotifiren fol. Aber 
eben fo liegt hierin zugleich die Anforderung, daß die Wiffenfchaft, in» 
dem fie ſich felber als einzelnes Glied einem höhern Ganzen unterotd: 
net, fih von dem praßtifhen Leben durhaus nicht entfremden, im 
Gegentheil fi in die innigfte Wechſelwirkung mit demfelben fegen fol, 
was ganz befonders von der mwichtigflen Seite deſſelben, dem politis 
fhen, gilt, und fih auch durch den ſchon erwähnten Zufammens 
hang der Reformation mit der politifchen Entwidelung der Neuzeit bes 
waͤhrt hat. 

Hiernach fönnen wir nun, mit Bezug auf die fehon früher ent: 
widelten Momente, das Wefen der Univerfität, wie fich daſſelbe 
feit dee Reformation entwidelt hat, fo wie ihre ſtaatsrechtliche Stellung 
und die fogenannten Reformfragen kürzer (mit Verweiſung auf die be: 
zügliche Literatur) erörtern. 

Die Univerfitäten find zunaͤchſt Schulen überhaupt, d. h. Wer: 
eine von Lehrern und Lernenden zur Mittheilung eines planmäßig ober 
methodiſch geordneten mündlichen Unterrichts, der dem Bebürfniffe der 
Individualitaͤt oder Perfönlichkeit der Bernenden angemeffen fein muß 129), 
Sie find Gelehrtenfchulen, indem auf ihnen die Wiffenfhaften 
theils um ihrer felbft willen, theild wegen ihrer Anwendung auf bie 
wichtigſten praktiſchen Intereſſen des Volks: und Staatslebens (alfo 
theild um ‚Gelehrte, theils um fogenannte „Stubdirte“ zu bilden 121), 
getrieben werden. Sie find Hochſchulen, theild weil die Lernenden 
der gereifteren Jugend, bei der die gelehrten Vorkenntniſſe und eine 
Selbftftändigkeit des Urtheils, und Charakters vorausgefegt werden, theil® 
weil die abademifchen Lehrer zugleich als „Meiſter“ der Miffenfchaft der 
ferbftftändigen Gelehrtenrepublit angehören, theils endlicdy weil der alas 
demifche Unterricht das Höhere des Wiffens, die Erkenntniß der Prin: 


Ehriſtum erkennen, heißt erkennen feine Wohlthaten, nicht aber, wie Mehrere 
kehren, feine Natur oder bie Art der Fleifchwerdung unterfuchen. Nur biefes 
heißt Chtiſtum erkennen: wiffen, was er uns befiehlt, und es thun.” Melanch⸗ 
thon. Ral. Ullmann, Leben Weflel’8 ©. 282, Herber, Werke zur Rel. 
u. Zheol. IX, 428. XVII, 280 ff. XIII, 133, 

119) 8. d. Art. „Kantifche u. Heger’ [he Phil.” ge Bd. 
no 607 ff. Bd.IX,S.169 ff. Bol. Scheidler, Propäd. d. Rechtöphilof.. 


09. 

120) Thierſch, Gel. Schul. II, 2, ©. 114. v. Savigny, Wef. u. 
Werth d. beutich. Univerf. in Ranke’s bift.:polit. 3eitfehr. 1832, ©. 571, 
d 3a) Schleiermadher, Ueb. Univ. ©, 54 Mohl, Polizeiwifl. I, 
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cipien, die Erwedung bes’ Geiftes der MWiffenfchaftlichkeit, nicht aber 
biofe Anhäufung des Gedaͤchtniſſes mit Kenntniffen, bezweckt 22). Gie 
find Gefammtfchulen wegen ihres Charakter der Univerfität, 
theils in Bezug nuf den organifhen Bufammenhang aller Miffenfhaf- 
ten, von denen wenigftens alle Hauptfächer auf der Univerfität vertreten 
werben, theils weil fie den ganzen Menfchen, nicht blos ben Ver⸗ 
fland, fondern auch das Gemuͤth und den Charakter bilden follen 12°), 
theild (was befonders für Deutfchland gilt) weil fie ein Gemeingut ber 
Nation, nicht blos den einzelnen Staaten angehörig, fo mie eine mächtige 
Stüge der Nationaleinheit find 14). Sie zeigen diefen Charakter der 
Univerfalität aber nicht nur in nationaler Hinficht, oder ald Ge— 
fammtfchulen für das ganze höhere geiftige Leben des Volks, als 
Lichtteäger oder Mittelpuncte der mwiffenfchaftlichen Bildung, von denen 
aus auch in alle übrige Berufskreife bis herab zu den unterftien Schulen 
das Licht der Erkenntniß fich verbreitet 120), fondern auch in fosmo-= 
politifher Beziehung, indem die Wiffenfchaft das Gemeingut ber 
gebildeten Menfchheit ift, wie die Neligion und die Kunft; mie es denn 
auch gefchichtlich feftfteht, daß ſchon in den frübeften Zeiten auf den 
Univerfitäten, ald Sammelplägen der gefammten wiſſenſchaftlich gebildes 
ten Welt von Europa, die freiefte Concurrenz der Lehrer und Studenten 
Statt fand 1260), und daß, mie ſchon bemerkt worden, die von ihnen er- 
theilten. Gelehrtenwürben einer allgemeinen Geltung ſich erfreuten. Für 
Deutfchland imsbefondere zeigt fich jener Charakter in dem Umſtande, 
daß einerfeits hier nie der Gedanke, die Univerfitäten (wie in Frank: 
reich 127)) in Specialfhulen zu zerftüdeln, hat auflommen und in’s 
Reben treten koͤnnen 12%), und daß andererfeits feit Jahrhunderten bie 
Anſicht Herrfcht, daß Niemand für volllommen gebildet, oder, wie man 
zu fagen ‚pflegt, nicht ganz für voll gilt, der nicht auf einer Univerfi- 
tät die uͤbliche Bildungsperiode (das fogenannte Zriennium) burdhlebt 


122) Dahlmann, Politit S. 277. Schelling, Web. d. Method. d. 
ad. Stud. ©. TI. — Deduc. Plan u. f. w. ©. 8 ff. Schleier⸗ 
macher a. a. O. ©. 2 

123) Welder, — pol.⸗jur. —— S. ZA Steffens, 
Idee d. Univ. ©, 84 ff. Scheidler, Hodeg. S. 180 

124) Heeren in db. Bött. gel. Anz., 1836, &t. 8 &5. 3adariä 
in ur Jahrbb. 1837, U, ©. 389. heibler, Fer d. Univ. ©. 375 ff. 

125) Zrorler, Die Befammtbochfchul. db. Schweiz, 1830, &. 163, 
N a Auff. üb. d. ſchwediſche Univerfit. in Bran’s Minerva 1836, 

ug .; [ 

1236) Welder a. a. D. ©. 520. Steffens, Die gegenwärt. Zeit 
©. 256 ff. Derf. db. d. proteft. Univ. ©. 46. 

127) Bol. Couſin's Klagen Über diefelben in f. „Bericht” u. f. w. 
überf. v. Kröger I, 179, Ferner Leon Bor& d’un moyen de remedier à 
l’insuffisance de l’enseignement en France, Paris 1832, (vgl. 3. Grimm’se 
Rec. in d. Gött. gel, Anz. 1833, St. 12.) 

128) Ueber das Werberbliche einer folhen Umwandlung vol. Schleier» 
macher üb. Univ. ©. 56. Mohl, Polizeimifl. I, 477. Meiners, Gef. d. 
a IV, 330. v. Aretin, Staatsr. b. conftit. Monarch. 1827, I, 
©. 55. 
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hat; daher bekanntlich nicht nur der fogenannte niebere und hohe Abel, 
felbft wenn er feine Staatsdienfte fucht, die Akademie zu beziehen in 
ber Regel nicht verfhmäht, fondern auch häufig felbft Fürften ihre 
Prinzen auf unfere Hochſchulen ſchicken 129); worauf fich ferner bezieht, 
daß in Deutſchland der Ausdrud „ſtudiren“, „ftubirt haben” ıc. 
eine eigenthümliche Bedeutung und ein Ehrenprädicat von felbft enthält, 
gerade wie das englifhe „gentleman‘ 130), und zwar ift dabei be: 
fonders wichtig, daß dieſes „Studiren‘ in Deutfhland Jedem, ber 
nur fonft Zalent hat, felbit dem Aermften, frei fteht und (dur Sti- 
pendien u. f. mw.) ermöglicht wird. — Die Univerfitäten find endlich 
allerdings auch Staatsfhulen, in fo fern (namentlih in Deutſch⸗ 
and) der Staat von allen denjenigen, die fi dem fogenannten Staats: 
bienfte (im ımfaffendften Sinne diefes Worts, alfo audy mit Inbegriff 
bes Kirchendienftes, der Schulämter, der advocatorifchen und medici⸗ 
nifhen Praris) widmen, verlangt, daß fie auf der Univerfität die ihnen 
nöthige wiffenfchaftliche und übrige Bildung erlangt haben, und daß er 
eben deshalb dieſe Anftalten, die eines feiner wichtigften Bebürfniffe be: 
friedigen, aus Staatsmitteln, fo torit dies nöthig ift, erhält und aus- 
ſtattet 19), Auch ift, mie die Erfahrung lehrt, gewiß, daß die Univerfis 
täten, weiche auf diefe Weiſe Staatsanftalten find, in vieler Beziehung 
bedeutende Vorzüge vor den blos von Privatperfonen geftifteten 
Hochſchulen haben, dergleichen neuerdings in Belgien, England und 
Nordamerika geftiftet worden ſind 122); doc; dürfen fie nicht als Staats: 
anfltalten im Sinne der Gentralifation und Bureaufratie angefehen 
werden, d. h. nicht als folche, deren Stiftung, Beftehen oder Aufhebung 
und innere Einrichtung ganz dem Belieben der Staatsgewalt überlaffen 
fein Eönnte, mas eben fo wenig der Fall fein darf, als die Gründung 
und innere Drganifation der Kirche eine Sache der Megierungsgemalt 
if ober fein darf !??), Vielmehr bilden die Univerfitäten (mie fich zugleich 
auch gefhichtlich ergeben hat, und es dem germanifchen Rechtsprincip, 
fo mie der chriftlich = proteftantifchen Freiheit und der in der Natur der 
Sache von felbft gegründeten Seibftftändigkeit der Wiffenfchaft allein ent: 
fpricht) theils als Repräfentationen der gefammten geiftigen Gultur, theils 
als die hoͤchſten geifligen Tribunale, vor welchen wiffenfchaftliche Probleme 
und Eontroverfen in letzter Inſtanz entſchleden werben (durch fogenannte 
Facultätsgutachten), einen freien, in Bezug auf feine inneren Ange: 
fegenheiten felbftftändigen Verein, der in dem Syſtem der den 


129 cheidler, Idee d. Univ. ©. 293. Dal. Lit.Zeit., Berlin 1844, 
Nr. 18, J 280, 281. 
130) illers, Coup d’oeil sur l’Univ. p. 39, Buttmann, Ent: 
fu. f. w. ©. 6. 3. 6. Schulze, Deutfche Blätt. f. Landwirthfchaft u. 
ton. 1844, H. I, ©. 2, 
ueber d. Pflicht des Staates; hierzu vgl. Mohl a. a. D. ©. 475. 
7, Idee d. Univ. ©. 357 ff. 
 Mohl a. a. D. ©. 475, Note 2. Scheidler, Idee d. Univ. 


S. 3090 j 
133) 8. E. Schmid, Lehrb. d. deutſch. Staatsrechts ©. 72. 
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ganzen Staat bildenden Gefellfhaften als eine ber hoͤchſten Corpora⸗ 
tionen erfcheint und als ſolche auch in der Regel pofitiv rechtlich aner: 
kannt ift 13%), 

Aus bdiefem Allen ergibt ſich nun als ber mefentlihe Grund» 
charakter des ganzen deutſchen Univerfitätswefens die atademifche 
Freiheit, bie auf gieihe Weiſe aus dem Weſen der Wiffenfhaft, 
bes deutſchen Volksthums und der chriftlichen Religion, namentlid des 
Peoteftantismus folgt und, wie Fichte treffend fagt 120), „der eigent: 
lich belebende Ddem ber Univerfität und die himmliſche Luft iſt, in 
welcher alle Früchte derfelben aufs Froͤhlichſte ſich entwideln und gedei⸗ 
ben.” Diefe alademifche Freiheit, die theild wegen ber allerdings mit 
ihr unvermeidlich) verbundenen Mißbraͤuche, theils weil fie in Folge ber 
gefchichtlic gegebenen Verhaͤltniſſe (insbefondere wegen ber bisherigen 
Erbärmlichkeit und Mangelhaftigkeit der ganzen politifhen und focialen 
Zuftände) nicht ihrem Urbild gemäß fi hat entwideln können, viel 
mehr nur zu oft im Zerrbilde fich gezeigt hat (befonders die fluden- 
tifche Freiheit) 13%), — diefe atademifche Freibeit haben wir daher ihrer 
Idee nach mwenigftens in ihren Hauptzügen 137) zu charakterifiren, dba 
ohne biefelbe von Univerfitäten im deutfhen Sinne keine Rebe 
fein kann. 

Diefelbe bezieht fich vor Allem auf das Verhältnig der Lehrer 
und ihren afademifhen Wirkungskreis in mehrfacher Hinfiht. Erſtlich 
ift fie Lehrfreiheit überhaupt, eim Begriff, der, wie der ber politis 
(chen, Preß⸗ und fonftigen Freiheit, natuͤtlich nicht mit dem einer völlis 
gen Ungebundenheit und Zügellofigkeit verwechfelt werden darf, ſondern 
darin befteht, daß die afademifchen Lehrer in dem von ihnen gewählten 
Fache nicht ein beftimmtes wiffenfchaftlihes Syſtem, das ihnen etwa 
vom Staate oder der Kirche vorgefchrieben wäre, Iehren müffen, fon= 


134) Welder a. a. O. ©, 53l ff. Scheidler, Staatsrecht u. polit. 
Prüf. u. f. w. S. 22. Bol. Deffelben Idee d. Univ. S. 358, 394. u, die 
daf. eit. Schriften. 

135) Staatslehre S. 308. 

136) —* Scheidler, Deutſch. Studentenſpiegel 1844, Vorr. ©. X ff. 
u. die ganze J. Abthlg. 

137) Ausführlicheres findeteman in folg. Schr.: Michaelis, RKaͤſonne⸗ 
ment II, 10, 37, 40, 65. IV, 175 ff. Meiners, Gef. d. h. Schul. IV, 176, 257. 
Sean Paul, Kreibeitsbüchlein Abfchn. 3. Fichte, Wefen d. Gel. ©. 111. 
Staatölchre S. 308. v. Jakob, Ueb. akad. Freih. 1819, ©. 10. Schleier— 
macher, Ueber Un. ©. 108, Steffens, die Idee der Un. ©. 100; Die gta. 
Zeit S. 708 ff.; Ueber bie prot. Un. 1820, S. 47, 74 ff.; Ueber geh. Verbb. 
1835, ©. 9. Thierſch, Ueber gel. Schulen I, 87, 101. 11, 2. 119 f., 
130, 145. III, 246. Welder a. a. D. ©.521. Köppen, Dffene Reden üb. 
Un. 1819. Leo, Jahrb. f. w. Krit. 1829, II, 548. Streitfchr. gegen Die— 
fierweg ©. 49. Jac. Grimma. a. D. Bülau, Staatswirthſchaftslehre 
S. 144. Rehberg, Die Erwart. d. Deutfchen ©. 63. Maverhoff, Die 
deutfch. Hohfh. S. 14. Wurm, Kit. Verf. üb, d. Öff. Rechtsverf. 1835, 
©. 216. v. Savigny in Ranke’s Zeitfehr. 1832, ©. 578. Roſenkranz, 
Der —— auf unſern Hochſchulen 1837, S. 9. Scheidler, Hodegetit 
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bern nur dasjenige, das fie nad ihrer eigenen Prüfung als das 
Wahre und Richtige erkennen 28). Sie befteht ferner darin, daß es 
ben akademiſchen Lehrern freifteht, wie fie mit der inneren Oekonomie und 
Aufßeren Einrichtung ihrer Vorträge es halten wollen, z. B. in Bezug 
auf bie Zahl der Stunden, ob fie diefes oder jenes Lehr- und Hand: 
buch, oder gar Feind zu Hülfe nehmen mollen, ob fie frei oder nad 
ihren Heften vortragen, ihren Zuhörern Eurze Säge für mündliche Er: 
fäuterung dictiren, oder nicht (von einem blofen Vorlefen oder Dictiren 
von Heften, wie früherhin, kann und darf ohnehin heut zu Tage Feine 
Mede mehr fein; einem „dictator perpetuus‘ würde man e8 machen, 
wie im 16. Jahrhunderte die reihen Studenten in Stalien, bie ihre 
Bedienten zum Nachfchreiben in die Gollegia ſchickten) 139%); ob fie 
ben fogenannten akroamatiſchen oder Kathedervortrag, mobel der Stu- 
dirende blos zuhört, oder dem erotematifchen, die fogenannte dialogifche 
Methode, für ihre Wiffenfchaft am Angemeffenften haften, oder auch 
mit beiden abwechfeln wollen; ob fie fich bei diefem oder jenem Gegen: 
ftand fo oder fo lange aufhalten wollen u. dal. m. Das Wefentliche 
der Lehrfreiheit ift immer, wie Dahlmann fagt !*0), „das Recht des 
Lehrers, innerhalb der Grenze feines Lehrberufs zu lehren, was ihm 
wahr und gut duͤnkt; denn die wiſſenſchaftlichen Wahrheiten find 
feine Gegenftände der Gefeggebung, fo mie für die Studirenden die 
Breiheit der Auswahl der Vorlefungen nad) eigener oder entlehnter An: 
fiht und nicht minder die Auswahl der Lehrer. Im gleichen Sinne 
erklärt ſich Mohl (Polizeimiffenfhaft I, 478): „Der Grundfag der 
unbefchränften geiftigen Freiheit (deren Beſchraͤnkung ein grobes Un- 
recht und, weil jedes Verbot mit mehr oder weniger Mühe umgangen 
werden ann, eine Laͤcherlichkeit ift), angewendet auf die Univerfitde, 
ſpricht fih aus in der Lehrfreiheit, d. b. in ber jedem Lehrer zu: 
fiehenden Befugniß, jede Wiffenfhaft auf jede ibm zweckmaͤ— 
Big ſcheinende Weife vorzutragen. Bon diefem unbeſchraͤnkten 
Rechte findet nur im zwei Puncten eine durch die Natur der Sache 
gegebene Ausnahme Statt. Einmal nämlich verfteht ſich, daß der für 
ein beftimmtes Fach angeftellte Lehrer vor Allem diefes volftändig 
und als feinen Hauptgegenftand vorzutragen hat, Anderwärtiges aber 
nur in Nebenftunden zu treiben und zu lehren berechtigt if. Zweitens 
aber darf ber Univerfitätslehrer fo wenig als ein anderer Bürger bie 
Rechte des Staates oder der Privaten und anerfannten Gefellfchaften 


138) Katholifche Schriftfteller, befonders ultramontan gefinnte, thäten 
daher am Beften, über Wiffenfchaft und Univerfitäten lieber ganz zu ſchweigen 
3. B. Hr. Prof. Staudenmaier in Freiburg), wenn fie fich nicht (mie h B. 
d. Schön) über bie confeffionelle Beſchraͤnktbeit zu erheben vermögen. 
ber die SH die das Tridentinum einführte, vgl. Stäublin, Univ. 
c ee Kirche ©. 279 (ed. 3) und Eichhorn, Gefch. db. theoi. Will. 


139) Sceibter, Hodeget. S. 301, 
0) Politik S 






> PT Univerfitdten. : 


angreifen, weil mwibrigenfalls ihn die Strafe des Verleumbers, Injuri⸗ 
anten, felbft des Hochverräthers treffen wuͤrde.“ ' 

Die abademifhe Freiheit in Bezug auf die Lehrer bezieht fich fo 
dann aber audy noch weiter auf die Stellung berfelben als Mitglieder 
ber Gelehrtenrepublif oder Schriftftellerwelt. Als folche muß ihnen 
fo gut wie allen übrigen Schriftftellern das Necht zuftehen (mit Ad. D. 
Weber zu reden) A), „Alles, was vorgeht, und wobei fie feine 
falfhen Zhatfachen anführen, zu beurtheilen und zu tadeln. Der Schrift: 
fteller ift im Wege Rechtens völlig gefihert, wenn die Thatſachen, 
die er anführt, entweder an fich nicht geleugnet werden, oder body er= 
weislich find. Ob die Nachrichten den Staat, den Regenten, einhei- 
mifche oder auswärtige Regierungen, Herren und Minifter, Obrigkeiten 
oder Privatperfonen betreffen, ob fie öffentlich gefchehene Dinge zum 
Borwurfe haben, oder aus dem Privatleben entlehnt find, ob ber 
Schriftftellee dabei eine gute oder lieblofe Abficht gehegt habe, macht im 
Wege Rechtens gar Leinen Unterfhied. Wahrheit der Sade, 
über welche ein Schriftfteller feine Meinung gefagt, wird immer mit 
Recht von ihm gefordert. Das Gefeß, die Sentenz, die Handlung, 
welche er tabelt, muß wirklich da oder wirklich gefchehen fein. Davon 
ift aber die Wahrheit des Urtheils, das er darüber fällt, fehr 
wohl zu unterfcheiden. Diefe darf er nicht verantworten, fie mag 
Anderen richtig oder falſch dünfen, weil es ihm doch wahr, d. h. feiner 
Ueberzeugung gemäß war. Keine Folge ift unrichtiger, als die: „Wer 
eine Anftalt oder eine Handlung tadelt, der beleidigt ben Urheber ber 
felben‘ u. f. m. 142), ER 


141) Sn f. befannten Werke üb. Snjur. u. Schmähfhr. Vgl. Scheidler 
in Bran’s Minerva 1844, Febr., S. 2%. 

142) Wir konnen nicht umhin, bier eine Stelle aus ber, in dem für bie 
Prefle und die Univerfitäten fo verhängnißvollen Zahre 1819 erſchienenen Schrift 
von Steffens (Ueber die proteftantifchen Univerfitäten Deutfchlonde, Breslau 
bei Mar ©. 74 f.) mitzutheilen, da fie zugleich eine der wichtigften Streit: 
puncte der Gegenwart — die akabemifche Lehrfreiheit der Staatsgemalt 
gegenüber — auf das Lichtvollfte erörtert. „Indem ich dieſes fchreibe, erfahre 
ih, daß auf einer berühmten proteftantifchen Univerfität in Deutfchland ber 
Befehl ergangen ift, daß man nichts lehren darf, was in ber Theologie 
der feftftehenden Dogmatik widerftreite, eine Eregefe vortragen darf, bie nicht 
mit diefer zufammenftimme, aller Mofticiömus ift verboten und in der Philo— 
fopbie alles Korfchen nach göttlichen Geheimniffen. Auch die Vorträge über 
die Gefhichte find unter Aufficht geftellt, ohne daß man etwas Näheres 
über die Furcht, die diefe Quarantäne veranlafte, erfährt. Man könnte fagen, 
gibt es nicht eine Eregefe, die den Glauben in feiner Grundvefte vernichtet, 
einen Mofticismus, der an Wahnfinn grenzt, eine Phitofophie, die, indem fie 
die Religion begründen will, ihre heiligften Stügen untergräabt? Iſt es micht 
die heitigfte Pflicht eines Regenten, dieſes Gift von den Univerfitäten zu ent 
fernen, wo es unvorbereitete Gemüther anfteten kann? Wir antworten: wo ift 
der Gerichtähof, der hierüber richten fol? Wer wagt ed, die Grenzen menſch⸗ 
licher Korfchung zu beftimmen? Wird es nicht der Willkür überlaffen bleiben, 
den Gläubigen in einen Moſtiker, ben tüchtigen Korfcher in einen verbrecherifchen 
Eregeten, den tiefen Philofophen in einen gefährlichen Grübler, den freimüthigen 
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An den in ber Mote enthaltenen Worten hat Steffens ohne 
Zweifel det eigentlich entſcheidenden Hauptpunct auf das Richtigſte bes 
zeihnet: Vertrauen um Bertrauen! Zugleich iſt darin auf bie r 


Geſchichtsforſcher in einen Unruhftifter zu verwandeln? Wo ſolche Gefege berr- 
fchen, da gibt es feine Theologie mehr, keine Pbilofophie, Beine Wiffenfchaft 
der Geſchichte. Hebt die Univerfitäten auf, laßt willige Knechte 
prüfen, laßt die Lehrbücher unter eurer Aufficht verfertigen, gebt Geſetze 
für das Denken, beftimmt feine Schranken feft und unerfchütterlic, und 
laßt durch ein großes Autodafe alle Blüthen des beutfchen Geiftes feit einem 
Sahrhundert auflodern! dann handelt ihr wenigftengs folgereht! Ihr 
ftellt euch als folche, die es wiffen, wie weit der Geift in feiner Forſchung 
geben darf, die das unzweifelbare Recht haben, Alles, was jenfeit diefer deutlich 
erkannten Grenze liegt, zu vernichten. So weit, wie euer Erkennen reicht, fo 
weit reicht euer Richteramt; ahnet man, daß ihr euch richtend hineinwagt in 
eine Region, deren Wefen euch unbefannt ift, fo ift e8 um euch gefchehen; denn 
alle Sicherheit, alles Vertrauen, welches an einander bindet, beruht darauf, daß 
Jeder nur die Macht bat, die ibm die Elare Einficht gibt. Dürft ihr die ges 
beime Gewalt antaften, die unfichtbar die Geifter vereinigt in tiefem Zorfchen, 
warum bas Volk nicht die äußere? Welche ift die heiligfte, und wem gebührt 
hierüber der Ausſpruch?“ — Steffens fest noch hinzu: „Billig 
fordert dee Regent Bertrauen vom Volke; es gebührt ihm und von allge: 
meinen Begriffen aus foll Keiner richten über fie und diefes Vertrauen erfchüt: 
tern. Was Außerlich hervortritt, um die beftehende Ordnung zu zerftöüren, was 
ben Gehorfam verlegt und das Volk in unruhige Bewegung fegt, ift tadelns⸗ 
werth nicht allein, fondern auch der ftrengften Strafe würdig. Ein Vertrauen 
fordern wir wieder von dem Regenten, einen feften, unerfchütterlichen Glauben, 
ohne welchen auch er nicht fein kann: den Glauben, der ein wahrhaft frommer 
und Gott ergebener ift, an die fiegende Kraft der frei forfchenden Wahrheit. 
Die reine, unverfälfchte Wahrheit felber, die fieht der Menfch vielleicht nie, aber 
was aus tiefer Korfchung ald meine Wahrheit erfcheint, ift nicht allein mein 
beiligftes Eigenthum, ich bin auch berufen, fie zu verfündigen Lenke ich ein, 
weil äußere Gefahr droht, dann habe ich das Heiligfte verrathen. Damit nicht 
eine jede Seelenkrankheit, eine jebe flüchtige geiftige Verirrung ſich eindränge 
und das Recht behaupte, auch thätig zu wirken, find die Schulen und Univers 
fitäten ba, bie Prüfungen mancyerlei Art. Ein Jeder muß beweifen, daß 
feine Ueberzeugung nicht als eine vereinzelte daſteht; als ſolche ift fie immer eine 
Krankheit, dab fie gefchichtlich begründet, ein gemeinfames Product des Ganzen 
ber wiffenfchaftlihen Bildung ift. Diefer Beweis gibt ihm erft das Recht, die 
eigenthümliche Nichtung lehrend zu verfolgen. Aber mehr darf, foll der 
Staat nicht thun, fo lange die Lehre, felbft Korfchung, nur zur Forſchung 
auffordert, fei es über die Bedeutung des Glaubens, oder über bas Wefen des 
Staats, ober über welcherlei Gegenftand ber geiftigen Forfchung es fein mag. 
Das ijt es, was unfer König als das Wilfenfchaftliche bezeichnet hat, was er 
ausdrüdlich ehrt, die wahre Grundlage aller akademiſchen Freiheit. 
Hier ift.unfre Heimath, die wir, würde fie jemals angegriffen, mit unfrem Leben 
zu vertheibigen haben; denn wie dem König, haben wir der Wahrheit ge: 
ſchworen. Bwar wollen wir keineswegs leugnen, vielmehr offenherzig bekennen, 
daß unfere Lehren nicht ohne Einfluß auf die gefelligen Verhältniffe des Staats 
bleiben, daß fie in diefen eine immer größere Freiheit aller Glieder des Staats 
hervorrufen, fo daß ein jeder Stand, eine jede Corporation in ihrer Art und 
dadurch ein jedes Glied berfelben nicht durch Geſetze von Außen, fondern 
burch die inneren Gefege ber eigenen Natur ſich geftalten kann; aber. diefe 
Freiheit zerftört micht die bürgerliche Ordnung, erſchuͤttert nicht den Gehorfam 
gegen König und Geſetz, befeftigt vielmehr beide.“ 
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richtigen Grundſaͤtze in Beziehung einiger anderen Puncte hingedeutet 
worden, die ebenfalld zu den grundmefentlichen unferer beutfchen Unis 
verfitäten gehören und zu der atabemifchen Lehrfreiheit gerechnet 
werden müffen: nämlich erftlich die Seibftftändigkeit und Unbefchränkt 
heit des Urtheils der akademifchen Lehrer in ihren Facultaͤtsgut— 
achten und zweitens bie freie Wahl bes akademiſchen Wirkungskreifes 
duch das Privatdocententhum. 

Was das Erftere betrifft, fo entfpricht jene Selbftftändigkeit gang 
ber der richterlichen Behörden in einem rechtlich organifirten Staate, 
nur daß die akademiſche Competenz noch unendlich viel meiter reicht, 
da, wie Jean Paul richtig bemerkt, „nichts fih dem Auge ber 
Wiffenfhaft entziehen darf1*),” und da bie Gefeggebung bes Den: 
tens von Feiner pofitiven Auctorität promulgirt und mobdificirt werden 
Kann. Mie wichtig die praktifhe Anerkennung biefer Wahrheit felbft 
in jenen finftern, Zeiten des Mittelalters gemwefen, und wie durch fie 
allein die Uebermacht des Papftthums gebrochen worden ift, wurde be 
reits früher rachgemwiefen. Daraus folge, daß eine Nichtanerkennung 
biefer Freiheit und Selbſtſtaͤndigkeit des wiſſenſchaftlichen Urtheils ber 
Facultaͤtsgutachten einen Ruͤckſchritt in der Eultur beweif’t, der das Zeit⸗ 
alter, welches fich deſſelben fchuldig macht, noch unter jene fo übel 
berüchtigte Periode ſtellt. Dies gilt 3. B. auch von der auf Faculs 
tätsbefchluß beruhenden Ertheilung der fogenannten gelehrten Wür: 
ben, der einzigen, deren Quelle die Staatsgewalt der Natur ber Sache 
nah nice ift!**) (mas in jener Periode fehr beftimmt anerkannt 
ward) 145), über welche fie fich alfo auch Fein Urtheil anzumaßen hat '*°), 
um fo weniger, wenn fie felbft diefe Ertheilung als in den Gorporativ: 
rechten ber Univerfität liegend in den Stiftungsbriefen fanctionirte. Wich— 
tiger noch iſt die alte Sitte der Actenverfendung an die Juriftenfacul: 
täten undedie Einholung theologifcher Bedenken, von denen die erftere 
(mie Muͤhlenbruch in feiner Schrift Über den Stäbel’fchen Rechtes 
ftreit näher zeigt) die ſtete Wechſelwirkung der MWiffenfhaft mit ber 
Praris ſehr vortheilhaft beförderte, zugleich ein Band unferer National» 
einheit war, und, wie der Geheime Rath Zachariaͤ bemerfte 147), für 
uns Deutfche noch eine Art Erfag für die uns mangelnden Gefhmwo: 
renengerichte waren. Was von den neuerdings vorgekommenen Be: 
ſchraͤnkungen und Aufhebungen biefes hiftorifch wie rationell fo mohl 
begründeten, bei dem Nichterfag der beutfchen Meichögerichte und dem 
bekannten greuelhaften Zuftande unferer deutſchen (befonders der Crimi⸗ 


: 143) Freiheitsbuͤchlein Abfchn. 4 

144) — — Die Erwart. d. D. u. f. w. 

145) „Kaifer Sigismund fagte auf einem Reichötage: Ich kann in Einer 
Stunde Hunderte zu Nittern fchlagen, zu Fürften und Grafen erheben, aber in 
meinem ganzen Leben nicht Einen zum Doctor promoviren.“ ©. Kremfier, 
Ueb. d. Einfluß d. Wiff. 1827, ©. 164. 

146) Scheidler, Idee d. Univ. ©. 397 ff. 

147) Pblig’ Jahrbb. 1837, II, ©. 418, 


‘ 
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nals) Rechtspflege 14°) doppelt und breifach wichtigen Rechts zu halten 
ift, kann hier natürlich nicht auggefprochen werden; nur fo viel erlauben 
wir uns hinzuzufügen, daß „bei der gänzlich aufgehobenen Sicherung vor 
leichtſinniger Verfegung in den Anklageftand und millfürlicher Verhaf⸗ 
tung‘ 149) uns mit jenem Rechte auch das legte althergebrachte Palla« 
dium eines Rechtszuftandes verfhwunden erfcheint. Eben fo wenig koͤn⸗ 
nen wir uns hier meiter über das Factum erklären, daf Facultaͤtsgut⸗ 
achten, die durch den Drud der geſammten Gelehrtenrepublik vorgelegt 
wurden und Seinen Zhatbeftand eines Preßverbrechens enthalten (denn 
fonft würde ja gleich eine richterlihe Unterfuhung eingeleitet worden 
fein!), verboten und confisciet 250) morden, worin zu liegen ſcheint, 
bag man ihre Anſichten wiſſenſchaftlich mit Gründen zu bekaͤm— 
pfen unvermögend war. 

Für das Univerfirätswefen noch weit wichtiger, ja das allerwich⸗ 
tigſte Inſtitut iſt das Privatdocententhum, wie ſchon Michae— 
lis ), Meiners 152), v. Savigny!P), Mohl isa), neuerdings 
Mapyerboff!%), ZBaharid!se), ganz befonders aber Thierfch 157) 
gezeigt haben. Leider! ift auch dies Inftitut im unferer Zeit auf dag 
Bebenklichfte bedroht, ja im feinem innerften Weſen ſchon fo gut wie 
vernichtet, da die venia docendi, die nad uralter Sitte und Berechtis 
gung einzig von ben Sacultätsprüfungen abhing, jest nicht nur 
an Bedingungen geknüpft ift, die mit der Miffenfchaftlichkeit nichts zu 
thun haben, ja ihe Eintrag thun (mie Zachariaͤ a. a. D. gut nad: 
gewieſen hat), fondern auch als blofe Sache adminiftrativer oder minis 
ſterieller Willkuͤr erfcheint, wie einige neuere Worfälle beweiſen 180), 
Daß die Staatögewalt dies Recht nicht hat, da Privatdocenten, wie 





148) Bal. d. Art. Jury“ und Scheibler’s beutfch. Sutiftenfpieger 
1842, ©. 83, fo wie bie fo eben erfchienene Schrift: „Die deuiſche Juſtiz von 
8. 2. Fiſcher. — 

139) Juriſtenſpiegel a. a. D. — Ueber das neueſte Beiſpiel einer ſolchen 
(Fr. Murhard’s) vgl. d. Leipz. deutſch. allg. Zeit. 1844. 

150) Daß bie Staatsgewalt kein Recht bat, ihr gefährlich erſcheinende 
Bücher zu confisciren, beweif’t Rehberg, Saͤmmtl. Schriften, Hannover 1829, 
Bd. I, ©. 222, - 

151) &äfonnement M, 2. 

152) Geſch. d. hob. Sch. I, 315. 
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154) Polizeiwiſſ. I, 483, 

155) Die deutfch. Hochſchul. 1836, ©. 75. 

156) In Pdlig’ Zahrbb. 1837, Bd. II, ©. 405. 

157) Ueber gel. Schul. II, 317 ff. 

158) In Berlin in Bezug auf Dr. Rauwerk (dfe Facultaͤt will 
gegen ben Minifter Eichhorn fich befchweren ; f. Frankf. Journ. v. 19. März 
1844), in $reiburg in Bezug auf ben Dr. Hermann v. Rotted (f. Mannh. 
Abendzeit. Nr. 40 u. 41 d. 3.); in Carlsruhe wird biefe Sache hoffentlich 
nochmals zur Sprache gebracht werden, da die babifchen Univerfitäten unter den 


Schup ber Verfaſſung gefteus find. Bol, Welder aa rs 518, 
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fhon ber Name fagt, ja gar keine Staatsdiener, ſondern bloſe Gandis 
baten des akademiſchen Lehramtes find, ift unmiderleglih von Thierſch 
bewiefen worden. Wir bemerken nur noch, daß e8 entweder auffal- 
Iende Unkenntniß der Sache, oder abfichtlihe Werdrekung bes Streit: 
punctes ift, wenn von minifterieller Seite behauptet wird, die Regie 
rung fei nicht verpflichtet, jeden Fremden oder Einheimifchen, dem es 
einfällt (11), er wolle Vorlefungen halten, zuzulaffen; dabei wird igno⸗ 
riet, daß eine (fehr firenge) Prüfung von der Facultät vorausgeht, 
über deren Refultat blos die Facultät ein competentes Urtheil hat, gerade 
wie die Kirche beim Eramen und Ordiniren ihrer Gandidaten, denen 
die Regierung auch nicht das Predigen u. f. tw. unterfagen darf. 

Mir kommen nun zu dem zweiten Hauptbeftandtheil der akademi⸗ 
fchen Freiheit, dem der Lerns oder Hör: und fonftigen Freiheit ber 
Studirenden, der mit dem erſten unmittelbar zufammenhängt und 
ebenfalls verfchiedene Seiten hat. Zunaͤchſt ift diefelbe Studirfreis 
heit, das heißt freie, felbitftändige Entfheidung des Studenten über 
bie ganze Einrichtung feines afademifchen Studiums. Dahin gehört vor 
Allem die freie Wahl der Univerfität, die ſchon gefchichtlich in ber 
erwähnten Anficht der Univerfitäten ald Gemeingut unferer Nas 
tion begründet ift, und deren hohe Bedeutung kein Kundiger beftreiten 
kann 159); daher auch nad dem von W. v. Humboldt und Fürft 
Hardenberg herrührenden Entwurfe der deutfchen Bundesacte aus: 
druͤcklich diefe Freiheit der Studenten, auf jeder deutfchen Univerfität - 
ihre Studien zu machen, ausdrüdlid als eine grundgefegliche Beſtim⸗ 
mung aufgenommen war 70), Im MWiderfpruch hiermit ift jede Art 
von Univerfitätszwang und Bann, fei es, daß ber Beſuch der 
eigenen Univerfitäten den Landeskindern, wenn auch nur auf einige 
Zeit, fchlehthin zur Pflicht gemacht, oder Ausländern als ſolchen un: 
terfagt, oder daß der Beſuch fremder Hochſchulen den Inlaͤndern ver 
boten wird. Altes diefes ift theils Dinderniß der univerfellen Ausbildung, 
theils zugleich widerrechtliche Beſchraͤnkung der perfönlichen Freiheit und 
nur nad dem Bevormundungs und Verdummungsfpfteme zu rechtfers 
tigen, alfo vertwerflic im jedem wahrhaft gebildeten und Rechtaftaate; 
was auch laͤngſt allgemein anerkannt ift 101). Wollte man felbft zuge 
ſtehen, die Staatsgewalt habe das Recht, von denjenigen Stubiren 
die im Staatsdienſte kuͤnftig Anſtellung ſuchen, nicht blos den Beſit 
wiſſenſchaftlicher Kenntniſſe zc., fondern quch zu verlangen, daß fie die⸗ 
ſelben auf dieſer oder jener (ſogenannten Landes⸗) Univerſitaͤt fich ers 





159) Dahlmann, Politif &. 293. 
* 100) Klüber, uUeberſicht d. Verhandl. des Wiener Congreſſes S. 248, 


’ 

161) Schleiermacher, Ueb. Univ. S. 14, Meiners, Ueb. Verfafl. u. 
Berwalt. d. Univ. I, 25 ff. Weider a. a. D. S. 520. Graf Soden, 
Rationaldt. VIII, 179. Heeren, Gött. gel. Anz. 1836, St. 1, S. 6. Zadar 
wid in Pölig’ Jahrbb. 1837, U, S. 414, Fichte, Rachg Werke I, 85. 
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töorben, geriffe andere Univerfitäten aber nicht befucht hätten — fo 
kann fie doch nicht dies auf alle Studenten ausdehnen, und feine 
Staatögewalt hat das Necht, ihren Unterthanen überhaupt ben Beſuch 
irgend einer Univerſitaͤt entweder aufzuzwingen oder zu verbieten. Mer 
fein Staatsamt begehrt, kann fludiren, mo er will und wohin ihn feine 
Eltern ober Bormünder fenden wollen. Diefe allein haben hierbei zu 
enefcheiden 102). Diefe Freiheit befteht ferner in der allen Studenten 
zuftehenden Wahl, wie viel, welche Vorlefungen und in welcher Ord⸗ 
‚fo wie bei welchem Lehrer, und wie regelmäßig oder unregelmäßig 

fie diefeiben befuchen, ferner wie fie ihr Privatftudium einrichten, ihre 
Zeit zwifchen Arbeit und Erholung eintheilen und überhaupt bie Gele: 
genheit zur univerfellen Ausbildung, die ihnen die Univerfität darbietet, 
benugen wollen, oder nicht. Diefe Freiheit (die fogenannte Lern⸗, Hör 
und Stubirfreiheit im engeren Sinne) gehört ebenfalls zu dem Grund: 
ei en unferee,Univerfität, deren Hauptzwed ja, mie fehon gezeigt 
ung des Gedächtniffes mit blofen Kenntniffen, 

—— Erweckung des Geiſtes der Wiſſenſchaftlichkeit iſt, welche nur 
— Temperatur der Freiheit Statt finden kann !99), Diefelbe hängt, ' 
Schleiermacher 1602) treffend nachgewieſen, auf das 

pn en mit unferer deutſchen Nationalanficht von der Würde der Wiſ⸗ 
ammen, und e8 müßte ung unmöglich fein, diejenigen anders 
welche wir für beflimmt halten, Wiffende zu werden. 
——— darf ri kamen. und die Einrichtung der Univerfitäten 


| Bash", ihn zu ertheilen; aber auch die mindefte 
von Zwang, —* noch ſo leiſe bewußte Einwirkung einer aͤu⸗ 
Auctorität iſt verderblich. Bei einer mechaniſchen ſchulmaͤßi⸗ 


Einrichtung wuͤrde es ein Wunder fein, geſetzt auch die Lehrer 
genden ‚und alles Webrige ebenfalls, wenn biejenigen, 
Se met fähig find, zur Erkenntniß zu kommen, auf der Un iver— 


AN, 









zug 62) Gheidier, Ihe d. Unio S. 380. (16 1838 don den von 
Böttingen Septemvirn Ewald in Tübingen, Albrecht und Weber 
hr Wirkungskreis gefunden n, ware allen Hans 
bei Beh 186 Amet Univerfitäten verboten!! Aber warum 

er Grimm in Berlin, 1842 Dahlmann 
— erhielten, nn era auf auf diefe preuf. Hoch⸗ 


'en®, Tee d. Univ. ©. 100, „Univerfitäten find ſolche Ans 


auf welchen es allen Geiftern vergönnt Äft, der eigenen Richtung 
n, zu folgen, Der Ruf ergeht A u a SL, ng, * 


| den Leitung 
A ie Geſellſchaft der Freien 
air. Pay. Thlerſch gel. sur a. a. O. 
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ſitaͤt und durch fie dazu gelangten; denn je mehr fich ber Geift ber 
MWiffenfhaft reat, defto mehr wird fi auch der Geift ber reis 
heit regen, und fie werden fih nur in Oppoſition flellen gegen bie 
ihnen zugemuthete Dienftbarkeit. Und diejenigen, welche die Natur für 
die Wiſſenſchaft beftimmt hat, find doch die wuͤrdigſten, die eigentlichften 
Glieder der Univerfität; Altes ift um ihretwillen ba, Alles muß fid 
auf fie beziehen, und nichts darf gelitten werben, was ihnen ſchlechthin 
zumider fein müßte u. f. mw. 165), 





165) Da, leider! biefe Wahrheit ebenfalls jet ſehr verkannt wird, fo 
wollen wir auch hier noch einige Stimmen anführen. Mohl, Poligeiwiff. I, 480 
zunaͤchſt ſagt: „Die Studenten fein ganz ungehindert in der Art, wie fie 
ihre Studien einrichten wollen, Seder handle nach feinen befonderen Abfichten, 
Vorkenntniffen, Fähigkeiten und beſuche ganz nah Willkür die ihm beliebigen 
Borlefungen in freier Wahl, Reihenfolge und —— Er treibe ſeine 
Studien geiſtreich, allein vielleicht ungleich und fragmentdrifch, oder mit ſtillem, 
— Fleiße; er zeige, daß er zum aͤchten Jünger der Wiſſenſchaft beftimmt 

„ ober mache fich und Anderen Ear, daß fein Lebenezwed ein verfchiebener 
fein müffe. Allerdings wird in biefer Freiheit Mancher feine Zeit ganz Anbes 
rem wibmen, als ber Wiffenfchaft; allein dies Liegt fehon in feiner ganzen 
Natur, und ein Zwang hätte ihn zwar zum Auswenbiglernen, nicht aber zur 
felbftthätigen Bildung gebracht. Er war nicht vorbereitet, nicht geboren für 
bie Wiffenfhaft; nicht die Freiheit, ſondern fchlechte Erziehung ober 
Unaufmerkfamfeit auf die individuelle Anlage trägt die Schuld. Aus einem 
Solchen wäre doch nie ein wiffenfchaftlicher Menſch geworben, hätte man ihm 
auch leidlich fleifig durch die Univerfität hindurch gegängelt. Allerdings werben 
ferner felbft bei den Beſſeren einzelne Ungwedmäßigkeiten vorkommen; allein nicht 
nur bindert die in der Natur der Sache liegende innere Nothwendigkeit oder 
wenigſtens die Anmweifung Erfahrener, felbft die fich bildende Gewohnheit und 
das Beifpiel Anderer, allzu häufige und allzu grobe Fehler; fondern eine durch 
Zwang eingeführte Gteichheit würde für fehr Viele den größten Nachtheil bringen, 
weil jene, felbft bei gut angelegtem Plane, nur das gewöhnliche Bedürfniß und 
Talent, nicht aber die zahlreichen Ausnahmen berüdfichtigen könnte. Wer aber 
will die Folgen eines denn doch auch möglichen fchlechten Studienplan ers 
meffen? Der Staat hat nur das Recht, bei feinen Eünftigen Beamten bes 
flimmte Kenntniffe zu verlangen (fo wie die Kirche bei ihren Dienern), bie 
Kenntnißftufe der übrigen Bürger darf er nicht erzwingen; jene aber 
Eönnen durch richtige und fcharfe Prüfungen ſehr leicht zu der Erwerbung dieſes 
nöthigen Wiffend angehalten werben, wo es bann völlig gleichgültig if, 
auf welhe Weife und in weldher Ord nung fie daffelbe fich aneigs 
neten. Namentlih aber ift jeder Studienzwang deshalb fo fchäblich, meil in 
ihm nothwendig die Verhinderung, mindeſtens Erfchwerung ber freien Wahl des 
u börenden Lehrers liegt. Bei einem ſolchen Bann aber geht der mächtiafte 

porn zu Anftrengungen für den Docenten und ber verdiente Vorzug des Tas 
lents und Eifers verloren.” — — „Ein weit geringerer Grad von Bejchrän« 
tung jener Prager befteht darin, daß nur dem Schüler eine anfehnlide 
Bahl beflimmter Vorlefungen vorgefhrieben wird, bie er irgend 
einmal gehört haben muß, wobei ihm die Wahl bes Lehrers und die Folge und 
3ufammenftellung der Vorleſungen völlig überlaffen bleibt. Obgleich dabei der 
gedte Theil jener Freiheit unangetaftet bleibt, fo bat fi dennoch aud 
dbiefe Einrihtung in der Erfahrung als fruchtlos, ja nachtheilig 
ermwiefen. 3um Grunde liegt dabei die am fich lobenswerthe Abficht, ‚bie 
Studirenden durch ben Beſuch mannigfaltiger Borlefungen zu einer recht 
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Wir wollen hier noch in Bezug auf das von Mohl und v. Savigny 
fo ftreng geruͤgte, aber leider! ſchon hier und da eingeriffene Unweſen ber 
fogenannten Studienpläne, Bwangscoltegia, Zeftimonia für 
das Eramen u. dgl. m. die Notiz hinzufügen, daß in der badifchen Volks⸗ 
kammer kürzlich daffelbe als ein im Sinne einer „beflehenden Gonfpis 
ration gegen die alademifche Lehr» (und Lern-) Freiheit” planmäßig bes 
rechnetes Verfahren bezeichnet ward 46%), Daß die Staatsgewalt durchaus 
Bein Recht hat, den künftigen Gandidaten des Staatsdienftes die Art 
vorzufhreiben, wie fie ſich die nöthigen Kenntniffe auf der Univerfität 
erwerben follen, und daß das Zeftimonienunmwefen zugleich eine wahre 
Ab ſurditaͤt if, hat auch Thierfch auf das Evidentefte erwiefen?‘”), 
Mac) altem diefen wird man bei den Vertheidigern jener Zwangsmaß—⸗ 
zegeln nur vorausfegen können: entweder völlige Ignoranz in Betreff 
bes deutfchen Univerfitätsmefens und feiner Literatur, oder boͤswilliges 
Berdummungsſyſtem. — Tertium non datur! | 
Mit diefer akademifchen Lehr: und Lernfreiheit hängt num zunächft 
der fogenannte Kathedervortrag mefentlic zufammen, weil nur dies 
fer es möglich macht, daß der Lehrer im Geifte der Wiſſenſchaftlichkeit 
ben ganzen Zuſammenhang oder Organismus, feiner Disciplin frei ent» 
‚wideln kann, und daß der Studirende felbftftändig fi den allgemein 
gehaltenen, weil für Diele oder Alle berechneten Vortrag des Lehrers in 
‚aneignet und auflöf’t oder ſich felber wieder vorträgt, wie es 
ter Lehrer gethan haben würde, der ihn allein zum Zuhörer 
gehabt hätte, So weit die fogenannte dialogiſche Mer 
ie Univerfitäten paßt, findet fie auch Statt im ben fogenannten 
;atoriis, Examinatoriis, Repetitoriis u. f. w. Wenn aber (mie 
ng8 von Theremin und Diefterweg in Berlin, und fürzlich 
hof in Bonn gefchehen) im Ernſte dev Vorfchlag gemacht wird, 
thebervortrag abzufchaffen und blos die bialogifhe Methode ein= 
übten, fo beweif't dies ebenfalls entweder eine völlige Ignoranz im 
jemicis, oder die Abfiche, die Univerfititen völlig in Dreffuranftal: 
| Staatsdienft zu verwandeln. — Tertium non datur! Wir 
gewiß, daß ein fo grundverfehrter Gedanke oder Ungedanke nirgends 
ifch fich geltend machen wird, zumal das Alberne deffelben erſt vor 
ahren in der Wibderlegung des Dieftertveg’fchen Pamphlets durch 
verhoff, Leo, Thierſch u, U. fonnenklar dargethan morben ; 
zürden wir, hier ausführlicher dieſen Punct beſprechen. Beſonders 
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m BWiderfpruch gung ucchgefegt werden foll, da wird nichts 
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find auch die vortvefflihen Erpofitionen bes wahren Weſens des Kathes 
bervortrags in den fehon früher erfhienenen Schriften von Thilo 248), 
Schleiermacher 109) und Ficht el70) zu empfehlen. 

Sodann ſteht mit jener Studirfreiheit auch noch die ſogenannte 
ſtudentiſche Freiheit uͤberhaupt im Zuſammenhange, in Bezug auf 
welche wir aus Mangel an Raum ebenfalls auf die Hauptſchriften uͤber 
dieſelbe verweiſen muͤſſen, namentlich auf Schleiermadher!?}), 
Thierfch 172), Steffens!T?), Leo 17%) und Gervinus!T). Dh: 
nehin kennt wohl Jeder unferer verehrten Lefer diefelbe aus eigener Erz 
fahrung, fo mie das aus berfelben hervorgegangene, ebenfalls unferen 
deutfchen proteftantifhen Univerfitäten eigenthümliche ſchon erwähnte 
und anderwärts 176) näher gefchilderte beutfhe Studentenleben, 
welches Iegtere in diefem Augenblide in einer Krifis ſich befindet, deren 
Ausgang von unberechenbarer Wichtigkeit für das ganze Univerfitätsier 
fen und fomit mittelbar für unfer ganzes Volfs: und Staatsleben fein 
wird 77). In das Nähere hierüber einzugehen, ift uns hier fein Raum 
geftattet; aber einige Andeutungen ſowohl über dieſe, als das übrige 
Univerfitätstwefen betreffende zeitgemäße Reformen und über bie hier im 
Frage kommenden politifhen Marimen und faatsrechtlihen Grunbfäge 
glauben wir ſchließlich hier beifügen zu können. 

Zum BVerftändniffe der gegenwärtigen ‚Bewegungen‘ in der Stu: 
dentenwelt auf unferen proteftantifhen Hochſchulen und der gegenmärti« 
gen, ebenfalls einer Reform fehr bedürftigen Stellung ber Univerfitäten 
zur Staatögewalt und zum Staate, muß man fi erinnern, daß, wie 
überhaupt in Folge der Religionskriege und des immer mehr um fih 
greifenden Autofratismus das ganze beutfche Volks: und Staatsleben in 
den legten Jahrhunderten völlig erkrankte, fo auch das Leben auf den 
Hochſchulen fic feiner wahren Idee weder in den Lehrern, noch in ben 


168) Grunbfäge des akad. Vortrags 1809. 

169) Weber Univ. &. 60. (Dazu vgl. Diefterweg’s Schr. üb. Schleier: 
macher’s Lehrmethobe, Berlin 1835. \ 

170) Deduc. Plan u. f. w. ©. 8. Weſ. db. Gelehrt. ©. 172. 
———— S. 200. — Bgl. d. übrige Literat. hierüber in Scheidler's 

171) ueber Univ. ©. 117 fi. 

172) Ueber gel. Schul. II; 247. 

173) Ueber d. proteft. Univ. ©. 46. 

174) Berlin. Jahrbb. f. wiff. Krit. 1829, II, S. 598. Streitſchr. geg- 
Diefterweg ©. 9 ff. 

175) Kl. hiſt. Schrift. ©. 301. — Auch db. Schr. bes Staatörathes 
v. Zacob, Ueb. akad. Freih. u. Disciplin 1819, enthält Treffliches ; 
ingleihen Roſenkranz, Der Zweikampf auf unf. Univ. 1837, ©, 9. 2gl. 
Sceidler, Idee d. Univ. ©. 318 ff. Deff. Hodegetik ©. 197, 

176) Sceidler, Web. d. deutſch. Stubentenleben, Jena 1842. Derf., 
Deutfch. Stubentenfpiegel 1844. 

177) „Deutfhlands Hohfchulen üben noch jetzt, wie vor Jahr⸗ 
hunderten, ihren woblthätigen Einfluß auf die freie Entwidelung er Kr 
auf die ernften Richtungen unfers ers. 2 aus.” Aler. v. Qumboldt. 
Bol. Barnhagen v. Enfe’s Denkwuͤrdigk. 1840, V, 216, 


— 
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Studenten entfprechend entwickelte, obwohl einzelne Univerfitäten eine 
eihmliche Ausnahme machten; fo 3 B. Halle (geft. 1694) und Goͤt⸗ 
tingen (geft. 1737). Es genügt, an die Namen Chriſt. Thomas, Aug. 
H. Franke, Chr. Wolf, Semler, Tr. A. Wolf, an Geöner, Albr. v. 
Haller, Heyne, Pürter, Schlöger u. U. zu erinnern, fo mie am dem gro⸗ 
Sen Einfluß, den Leipzig im Bezug auf deutfche Nationalliteratur, und 
Jena (geft. 1558) auf Theologie, Phitofophie und Aefthetit hatte 170), 
So wie die proteftantifche Kirche durch das (früher allerdings zu rechts 
fertigende) fogenannte Territoriatfyftem zur Magd des Staats her⸗ 
abgewürdigt ward!79), fo die Univerfitäten zu blofen Staatsanftal- 
ten im fchlechteften Sinne diefes Worts; ja nad dem Untergange des 
deutſchen Reiches drohte ihnen durch Napoleon’fhen Despotismus völlis 
ger Untergang, meil fie e8 waren, die troß ihres Verfalls doc noch das 
heilige euer der Vaterlandstiebe und deutfchen Sinnes für Freiheit und 
Mecht in den Herzen der akademiſchen Jugend (theilweife auch der Leh⸗ 
zer) treu bewahrten, welches, als die Stunde ber Erlöfung flug, im 
bie herrliche Flamme allgemeinfter Begeifterung aufloderte. Dies wußte 
Preußen voraus und zu ſchaͤzen; darum gründete e8 in ber Zeit ſei⸗ 
ner größten Moth die Univerfirät zu Berlin 180), und wer weiß nicht, 
wie unendlich viel biefe Hochſchule und überhaupt pre ußiſche Profeſſo⸗ 
ren zur Befreiung unferes Vaterlandes beitrugen (Fichte, Schleier⸗ 
r Niebühr, Arndt, Steffens), und wie deutfche Studen⸗ 
ten, als Freiwillige eintretend, vorzüglich dazu beitrugen, die höhere Ber 
Se für die große Sache allgemeiner zu verbreiten 181), Aus dies 
jeitigen Kriege zuruͤckgekehtt, fahen fie das Erbärmliche und Nichts⸗ 

des bisherigen Studentenlebens ein, welches bie Söhne des ge: 
Baterlandes in feindliche fogenannte Verbindungen trennte, 

der Herrfchaft des Rechts die des „Schlägers‘ und eines von einer 
ariftofratifchen Minderheit dictirten „Comments „ feftftellte, auf alle 
Ridyt- Studenten, als ‚fogenannte „Phitifter‘‘, wie auf eine Glaffe von 
Parias herabfah und im ber kurzen atademifchen Periode das fhöne 
Sn Pit it der akademiſchen Freiheit fo arg mifbrauchte, daß eben aus den 
Motteflen Burſchen“ die allerzahmften Spießbürger und fervitften 
Staatslaquaien hervorgingen. Jena und Halle, mo früher das aller 
















- 


rohefte Studentenleben geherrſcht (f. Zacharid’s Gedicht: „Der Renom⸗ 
mift”‘) waren die erſten Hochfchulen, die den neuen beffern Geift er 
kannten und ihm in der fogenannten „Burfhenfhaft eine entfpre= 


KR 
F 


ffens, Die gegenwärt. Zeit ©. 707. Scheidler, Idee d. 
28ff. Schloſſer, Geld. db. 18. Zahrh. III, 94. 
&Scheidler in Pblig’ Jahrbb. 1834 Dee., 18355 Mai. i 
Plan entwarf Wilh. v. Humboldt mit der tiefen Ein- 
die Grundform der äten beibehalten werben müfle, und daß 
drfreiheit die nothwendige Bedingung folder Anftalten ſei.“ 
deutfch. Hoch. 1836, ©. 60. 
neifenau’s Brief an Graf Münfter v. 1. März 1813. 
8b. I, ©. 297.) Bol. Blätt. f. lit. Unt. 1842, Nr. 168, 
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chende Form gaben. Leider! geftalteten ſich bie allgemeinen politifchen 
Berhältniffe feit 1815 nicht fo, wie e8 gehofft (und verfprochen!) war, 
und dies wirkte nachtheilig auf die Hochfchulen zuruͤck!s2). Wir tönnen 
natürlich bier die fogenannten demagogifchen Umtriebe, bie Carlsbader 
Belhlüffe, die Unruhen in Göttingen und Münden 1830, die ver- 
rüdte und verruchte Frankfurter Emeute 1833 u. f. w. nur anbdeuten 
und hinzufügen, daß die Folgen hiervon eine Menge von Mafregeln 
war, durch deren terroriftifches Princip die akademiſche Leht⸗, Lern» und 
fonftige Freiheit und fomit das Innerfte und Wefentlichite unferer beuts 
fhen Univerfitäten auf das Empfindlichſte bedroht und refpective verlegt 
wurde. Db bdiefelben, und namentlich die Verfolgungen fo vieler ausge⸗ 
zeichneter Profefforen 18°), denen man doch durchaus feine Rechtswidrig⸗ 
£eit nachweifen konnte, wie z.B. Arndt's, der Gebrüder Welder in 
Bonn, Oken's und Fries’ u. A.; ferner der ihter urfprünglichen Idee 
nad volllommen zu billigenden fugenannten Burfhenfhaft, fi 
nad den Principien des Rechts und der Politik rechtfertigen laffen, ift 
fehr problematifh. Es haben Männer, deren Loyalität nicht dem gering⸗ 
ften Zweifel unterliegt, wie 3. B. Nehberg 19%, Fr. v. Raus 
mer!®d), Fr. JZalobg!*), Thierſche), Wurm!3b), Leo1BP), 
Bollgraff!?‘) und felbit das Berliner politifche Wochenblatt 191) dies 
felben auf das Entfchiedenfte gemißbilligt. Beſonders verberblicdy war 
es, daß man, um jene Burſchenſchaft möglichft zu unterdrüden, als des 
ven größtes Verbrechen man eigentlich ihren deutſchen Parriotismus und 
ihre Streben, fid) mit Politik zu befchäftigen, anfah (welches legtere freis 
lih fih) nur im Gebiete der Wiffenfhaft halten darf, wie den Stus 
denten auh ſchon oft genug, namentlihd auf der Wartburg von 
DEen!??) vorgehalten worden 18)) — das rohe und müfte, firtenlofe 
Leben der Landsmannfchaften oder fogenannten Corps begüns 
fligte, was Stüve!?*) ſchon vor zwoͤlf Jahren, die Rheiniſche Zeitung 
(v. 24. März 1843) und ganz kuͤtzlich erſt in der badiſchen Volks— 
kammer Welcker 195) mit Recht geruͤgt hat. Zu jenem ungluͤcklichen 
Umſtande eines allgemein gegen die Univerfitäten herrſchenden Miß⸗ 


182) Gdrres, Deutfcht. u. die Revolut. S. 107 ff. 
183) Bol. C. Th. Welder, dff. act. Vertheidigung u. f. w., Stutt⸗ 


gart 1823 
184) Die Erwart. d. Destiä. re ©. 71 ff. 
185) Gngland im J. 1835, I, II, 293. 


186) Reden 1823, ©. 444 ff. 

187) ueber b, Zuft. db. Univ. — S. 60. 

188) Krit. Verſuche 1835, ©. 216. 

189) —— eg. —— ©. 61. 

190) Politik I, 177, 184 Not 

191) 1833, &.1 113. 

192) Kiefer’s Wartburafeft 1818, ©. 113. 

193) Scheidler, Hobeg. ©. 475, 

194) Ueber d. gegenwärtige Sage m. 9 Sannone 1832, &. 100. Bol. auch 
Leo im Rn 2 Wochenbl. 1 

195) In d. 28, Sigung, ſ. Mannh. —— v. 16. März 184, 
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trauens von Seiten der Regierungen kamen fobann noch die neueren Ans 
griffe jenes flachen trivialen Liberalismus und reſpective Radicalismus, 
in den in der Natur der Sache fo begründeten Corporativrech⸗ 
Univerfität eine vermwerfliche Ariftokratie oder Bevorrechtung fieht, 
-felbft als mittelaltrige, ſich überlebt habende Inftitute befchreit, 
in welches Gefchrei auch die fo weit verbreitete, felbft Univerfitätsprofef= 
foren zw ſich zählende Secte der Utilitarier einftimmt, ‚die e8 nicht ans 
erkennen will, daß die Wiffenfhaft Selbflimel und das Univerfitätss 
ium baber keineswegs blos auf die unmittelbare Praris zu beziehen 
ift196), Gerade im Gegentheile muß man behaupten, daß die Univerfis _ 
tägen, wenn fie an ber höheren idealen Ricttung fefthalten, als Gegen- 
gewicht gegen die gemeinmaterialiftifche Lebensanfiht unferer Zeit eine 
neue wichtige Bedeutung erhalten haben 19”). Gleichergeftalt ift die cor» 
‚porative Selbfiftändigkeit derfelben wie bei allem aͤcht en Zunftwefen 
‚gerade für die wahre Entwidelung. des politifchen Lebens von der gtoͤß⸗ 
ten Wichtigkeit, wie ſchon mehrfach nachgewieſen worden -ift, 19%), Es 
erfcheine demnach) gegenwärtig als das dringendfie Bebürfnif oder ale die 
allernöthigfte Reform, jene Gorporativverfaffung , zeitgemäß ‚umgebildet, 
en (wozu leider! wenig Hoffnung 99) ), oder doch weniftens 
Alles, mas noch von diefer akademifchen Freiheit und Selbftftändigkeit 
ſich findet, auf das Sorgfamfte zu erhalten. In den conftitutionellen 
‚Staaten Deutfchlands müffen die Volksvertreter fi dieſer Sache 
‚annehmen (in welcher Hinficht ja auch bereitd mehrmals und erft noch 
kuͤrzlich von der trefflichen badifchen Volkskammer dantenswerthe Schritte 
geſchehen und noch andere zu erwarten find; in dem hichtconftitutio> 
| übrig, als die Univerfitäten unter den Schuß der 
lihen Meinung zu ftellen, die freilicy im diefen nicht ihre 
‚entwideln kann, aber doch immer fich als eine Macht 
; bie ſich felbft in ungänftiger Stellung Einfluß zu verfhaffen | 
ag 200). Dieſes Hat ſich unter Anderen ganz kürzlich in dem von der 
loſophiſchen Facultaͤt in Sachen des Dr. Nauwerk erlaffe: 
ten gezeigt, welches ohne Zweifel bedeutende Folgen haben 
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197) Bat. Beieh Prorectoratörede u. Scheidler's deutſch. Stubentens 
fpiegel 1844, ©. 325, 

198) Scheidler's Apolog. d. beutfch. Univ. in Bran’s Minerva 1832 
Juliheft. dv. Aretin’s Staatörecht d. conft. Mon. IT, 2, S. 124, v. Rots 
tect’s nachgel. Schr. Bd. IV, 18%, ©. 313. Welder, Encykl. ©. 519. 

199) ‚Denn es ift Staatöprincip, das Unrecht nicht wieder qut zu 
maden, an bem halten bie närrifchen, heraldiſchen Thiere wie die Klette.“ 
Bettina im Königebuh S. 22. Bol. Rebbera a.a. O. ©. Tl. ä 

200) Mol. d. (Leipz.) deutfch. allg. Zeit. v. 28. März d. I. Nr. 88. 

201) Daffelbe findet ſich unter Anderem in d. deutſch. allg. Zeit. v. 31. März 
(Beil). Ueber feine Folgen vgl. d. 2 Abendzeit. v. 5., 7. u. 10, April‘ 
und b, beutfch. allg. Zeit. v. 18, u. 22. Märg u. 10, April, 
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Nur wenige Worte können mir über bie eben im gegenwärtigen 
Momente auf faft allen deutfchen Univerfitäten eingeleiteten Reformen 
bes Studentenlebens beifügen. Daß bergleihhen dringend noth— 
wendig, ift Mar 202), und es macht unfern Studenten Ehre, daß fie 
feibft dies einfehen und felber Hand anlegen, um das ariftofratifche, er= 
clufive Wefen oder vielmehr Unmefen ihres fogenannten Comments, bie 
geheimen Verbindungen , den Zwang zum Duelle u. f» mw. abzufchaffen. 
Das aͤchte deutfhe Studentenleben braucht und foll aber dabei nicht 
untergehen 20%), vielmehr kann daffelbe, dem Geifte unferer Zeit und 
insbefondere dem Repräfentativfpfteme gemäß umgebildet, von dem heil» 
famften Einfluffe fein 20). @Das Erfte und Wichtigfte ift, daß die S⸗ 
denten ebenfall® aͤchten Gorporationggeift entwideln, alfo ftatt ber bishes 
rigen Sfolirung‘, und feindfeligen Trennung in öffintlihe erlaubte 
Vereinigungen zu wiffenfchaftlichen, afthetifchen, gumnaftifchen u. f. w. 
Zwecken zufammentreten (wozu fie volfommen befugt find 205)), und 
ftatt der bisherigen Anarchie des Fauftrechts ihre Streitigkeiten uns 
ter einander einem von ihnen felber geftifteten Ehrengerihte uns 
terwwerfen , eingeden?, daß „nur weil und in mie fern es im 
Staate einen Richter gibt, der Staat dem fogenannten Naturftande 
direct entgegengefegt iſt“ 20%), und daß hiervon die Anwendung auf die 
pıxgorokırela (den Kleinftaat) des Studentenlebens gilt, deſſen Haupts 
fehler die der bisher allgemein herrfchenden Apolitie entfprechende falſche 
Stellung zum Volkes und Staatslehben mar 207). Sehr paffend ift, 
daß, weil diefe Neformen nur von den Studenten felbit ausgehen koͤn⸗ 
nen, eine eigene Zeitfchrift für Deutſchlands Hochſchulen gegründet 
iſt 200). Mur ift zu wuͤnſchen, daß biefelbe fireng in ihrem Gebiete fich 


& ser ©. Scheidler’s deutfh. Stubentenfpiegel Abtht. I, S. 1— 32, 
; } 

203) Barnhagen v. Enfe’s Denkwuͤrbigk. 1842, Wb. VI, S. 358: 
„Der beutfhe Student, ben in feiner Eigenart, wenigitens in feiner jugend« 
lichen Kedheit und Selbftftändigkeit, fortbeftehen zu fehen, wir fo lange wuͤnſchen 
müffen, als es noch beutfche Phitifter geben wird, deren Befchlecht fonft Alles 
überwuchern würde, ift ein wichtiges Stüd unferer beutfchen Gefchichte, er ſteckt 
in Goethe und in Bluͤcher, in allem Freien und Zrifchen, was dem Andrange 
der Alltäglichkeit widerftanden und Einhalt gethan hat.’ 


204) Thierſch, gel. Schulen II, &. 249, Fr. Jakobs’ Reben I, 449. 
r. * Deus Die Selbftftändigkeit bes beutfchen Univerfitätögeiftes 1843, 


205) Mol. Staatölerifon sub v. „Affociation‘ u. Staatsrath v. Jacob, 
Ueb. akad. Freiheit ©. 18 ff. 

206) Zach ariaͤ, 40 Bücher vom Staat. 1840, Bb. IV, &. 48, 

207) Deutfche Jahrbücher 1842, 8. März: Nr. 56: „Auch das deutfche 
Gewähs, der Bruber Studio, der fich für das einzige Rechtmäßige, alles 
Andere für das Unberechtigte hält, es als Philifterthum verachtet — ber 
flofte Burſch, der nur der flotte ift, weil der andere Theil Philiſter iſt — 
ift eine reflectirte Spiegelung der Apolitie in Deutichland u. f. m.’ Wal. 
Scheidler, Stubentenfpiegel ©. 24. 

208) Herausgegeben von Dr. Guftav v. Struve. (Ueber bas bereits 
erfchienene Probeblatt vgl. die Mannheimer Abendzeitung vom 27. Febr. d. 3.) 
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haͤlt 20, Alles möglichft wiſſenſchaftlich befpricht, und daß diefelbe nicht 
b108 von Studenten gefchrieben wird. Eben fo zweckmaͤßig ift an fich 
die Bildung von Lefevereinen;z nur follten dieſelben ſich nicht auf 
fogenannte Mufeen, in melden blos ‚die politifche und beiletriftifche 
Sournaliftit den Gegenftand der Leetüre bildet, befchränten, obwohl 
ed ganz angemeffen ift, daß die Studenten, auch, einige der beffern po⸗ 
Litifpen Blätter fortwährend Iefen. Das Zweckmaͤßigſte ſcheint zu 
ſein, daß jede der angedeuteten erlaubten Verbindungen ſich eine eigene 
kleine Bibliothek anlegt, wie dies ſchon auf den hollaͤndiſchen und 
ſchwediſchen Univerfitäten der Fall iſt 210); ferner, daß die einzelnen 
Lehrer mit ihren Vorleſungen über dazu geeianete Fächer die Errichtung 
von: fpeciellen Lefevereinen hierfür bemwirken?!?), Weberhaupt ift fehr zu 
wünfchen, daß die afademifchen Lehrer und Behörden den neu erwachten 
beffern Geift der akademiſchen Jugend gehörig erkennen, fich die feit 
einem Vifteljahrhundert gemachten Erfahrungen über die Vergeblichkeit 
und Verwerflichkeit des bireauariftokratifchen Terrorismus in diefem 
Gebiete zur Warnung und Lehre dienen laffen, befonders der Grundbes 
bingung aller weitern zeitgemäßen Reformen des Studentenlebens, naͤm⸗ 
lich der —— des bisherigen Comments durch Bildung von Eh: 
keine Hinderniffe in den Weg legen, am Wenigften aber 
die. beftehende Gefeggebung gegen das geheime Verbindungswefen auf 
bie offen und öffentlich hervortretenden Affociationen der Studenten an» 
wenden 212), deren Stiftung zu den entfchiedenften Bedürfniffen unfes 
ver Zeit gehört und ſchon mehrfach von afademifchen Lehrern felber, wie 
namentlid von Thierſch, Leo, Fichte, Maperhoff u. A., dringend empfoh⸗ 
len: worden ift212). In diefer Beziehung erinnern wir an folgende 
— — des fon früher angeführten Auffages in der Berl. lit. 
—— nicht genug beherzigt werden koͤnnen. „Das Gedbeihen 
der Univerfitäten beruht, mie bei feinem anderen Inſtitute, auf einem 
großartigen. Vertrauen a Berheiligten, dergeftalt, daß, wenn von 
— Seite der Behörde, der Lehrer oder Zuhörer, des Publicums 
unpaſſend B., wenn von Studenten bie e über Abfchafs 
der atad. HERE a vn un ion — 
werben, a verkehrt en. 
Bgsl. 10) Elebe in ne Ligen re ee 
u. 
— cirter einem eti 
— ———— Be ia u ri —— 


a 
2 Schr bedauerlich if, Le —2 Y i Ben vor zwei Monaten 
‚Beziehung von Geiten des Genats einige arge Mißg Barifte De begangen 
e bie ug > she vom 10. Febr. En 
Erfreulicher find einige neuere Mittheitungen über die That⸗ 
a in Berlin milderen und —— Anfihtn folgt. * 








rtikel in ber Lit. Zeitung und 
— —— ec 
find in extenso mitgetheilt im &tubentenfpiegel 
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— Mißtrauen fi) Fund gibt, ihr Wachſthum Teibet und, wenn ber: 
gleichen anhält, ihr Einfluß ernſtlich gefährdet wird. Namentlich, iſt es 
ein nicht geringer Webelftand, fo meit das Verhältni der Univerfität zur 
vorgefegten Behörde reicht, wenn eine Maßregel derfelben entweder von 
Miftrauen eingegeben ift, ober, wenn auch unverfänglicdy gemeint, 
mit Mißtrauen aufgenommen wird — wodurch überdies ihr Erfolg im 
Voraus gelähmte ift.“ 

Mir fliegen mit ben Worten bed Herrn v. Savigny ?19): 
„Die Univerfitäten find auf uns als ein edles Erbſtuͤck aus früheren 
Peiten gefommen, und es ift für uns eine Ehrenfache, ihren Befig mo 
möglich vermehrt , wenigftens unverfürzt, den Eommenden Gefchlechtern 
zu überliefern. Ob fie fteigen, ob fie ſinken werden, das ift zunaͤchſt in 
ünfere, des gegenmärtigen Geſchlechts, Hände gelegt. Das Urtheil der 
Nachkommen wird uns darkber Rechenſchaft abfordern.” 

Dr. 8.9. Scheibler. 

Unmittelbarteit, politifhe;z Reichs- und Bundes: 
unmittelbarfeit und Mittelbarkeit. — Der Begriff ber 
Mittelbarkeit oder Unmittelbarfeit in politifcher Beziehung bildet ſich 
durch eine doppelte über einander flehende politifche Gewalt, durch irgend 
ein zufammengefegtes Staatsverhaͤltniß. So wurden im deutfchen Reiche, 
weil e8 ein Staatenftaat war, indem mehrere befondere Staaten einem 
gemeinfchaftlichen Neichsoberftaate unterworfen waren, diejenigen moralis 
fchen oder einzelnen Perfonen reichsunmittelbar genannt, die nicht einem 
der befonderen Unterftaaten, fondern unmittelbar der Reichsſtaatsgewalt 
und nur ihe untergeordnet waren. So gab es reichdunmittelbare Staa⸗ 
ten, Städte, Dörfer, Abteien, Fürften, Grafen, Herren und Ritter, 
Mittelbar waren diejenigen, die einer befonderen, dem Reiche unters 
geordneten Staatsgewalt unterworfen, alfo gewiſſermaßen erſt durch 
beren Unterordnung unter die Reichshoheit aud) dieſer untergeordriet was - 
ven. Doc war diefe Mittelbarkeit nicht ganz durchgreifend, denn ba 
das deutfche Reich ein ftaatsrehtliher Verein der ganzen deut⸗ 
{hen Nation mar, fo flanden die einzelnen Bürger der einzelnen Staas 
ten in vieler Beziehung auch als Reihsbürger in unmittelbarer 
Beziehung mit der Reichsgewalt, mit den Reichsgefegen und Reichsgerichten. 
Es bedurfte feiner VWermittelung durch ihre nächfte Staatsgemwalt, wenn 
fie den reichsgerichtlihen Schug fuchten, und fie waren auch unmittel⸗ 
bar den Reichsanordnungen und Gefegen Gehorfam fchuldig, gleich viel, 
ob ihre befondere Regierung ihnen biefelben publicirt hatte, oder nicht. 
Anders verhält fih’s in Beziehung auf einen völferrechtlichen Staatens 
bund. Hier ftehen die Unterthanen der Bundesftaaten nur vermittelft 
ihrer Regierungen unter dem Bunde. So ift es auch im beutfchen 
” Bunde, fo weit derfelbe nicht im Anhange allen deutſchen Bürgern eis 
nige beflimmte deutſche Staatsbürger: und Nationalrechte verbürgt, und 
fie dadurch in unmittelbare Verbindung mit dem-Bunde fommen und 


215) Ranke, Hift. pol. Zeitfehrift 1832, Sept., S. 582, 592. 
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Schutz anſprechen dürfen. (S. „Bund“ und „Zeutfher 
und.“) 

— nennt man uͤbrigens heut zu Tage auch noch die ehe⸗ 
maligen Unterthanen ber ehemaligen reichsunmittelbaren Standed- 
herren und Reichsritter mittelbare Unterthanen. Da aber ihre ehemali⸗ 
gen Herren jegt blofe Unterthanen des gemeinfhaftlihen Staates 
find, fo iſt diefes eine fehr uneigentlihe Benennung, eben fo, ald wenn 
man einen Gemeindebürger mittelbar nennen wollte, 


C. Welder. 
Unftandeömäßige Ehe (Mifpeizarh, ungleidhe Ehe, 
disparagium, me&salliance). $. 1. Einleitung und 


rehtliher Begriff der Mißheicathen. Unfere Boreltern in den 
älteften Zeiten Deutfchlands befaßen ohne Zweifel eine unbeſchraͤnkte 
Autonomie, oder die Befugniß, in privatrechtlihen Verhältniffen nad) 
feibfigewählten ober felbftverfaßten. Normen fich zu richten. Je mehr 
die Staatsgefeggebung thätig wurde, deſto mehr verfchwand foldyes Recht 
ber Selbjigefeggebung. Am Meiften erhielt es fich bei dem nachher fo: 
genannten hohen Adel in Deutfchland. Schon die Ausbildung diefes 
Rechts war bei den Genoffen diefes Standes begünftigt; denn ihre Ei⸗ 
genfhaft als Kronbeamte legte ihren Privatverhältniffen wenige oder 
feine Feffeln an, und durch ihre Würde fanden. fie über den anderen 
Sreigeborenen, zumal feitdem. die Erblichfeit der Kronämter hinzugette⸗ 
ten. Aus dieſem Rechte, aus dem Schooße dieſer Freiheit gingen die 
Familiengewohnheiten hervor, deren viele in ihren Spuren, in ihrer bes 
ginnenden Ausbildung bis in die älteften Zeitgg fich verlieren. Gleich“ 
heit des Standes , gemeinfchaftliche Zwede und Bebürfniffe vereinigten 
bald viele Standesgenoffen vorzugsweife in denjenigen Anordnungen, 
weldye ihre eigenthümlichen Haus s und Familienverhältniffe betrafen. 
Daher Schon früher eine gewiſſe Gleichförmigkeit in den Anordnungen 
und in den Gebräudyen, welche bald nad allgemeiner Anficht diefer Za- 
milien ein fie alle umfaffendes Gemwohnheitsrcht wurde. in Haupt- 
gegenftand deffelben , wohl ber wichtigfte, betraf die Erbfolge. . Auf 
Alod und Lehen haftete Verpflichtung zum Kriegsdienfte; darum ein 
Sammteigentbum der Familie am Grund und Boden; hierdurch die 
Grundfäge von Unverdußerlichkeit des Stammguts, von Erbrecht nad) 
Gemeinfchaft- des Blutes, vom Ausfchluffe der Frauen. Es kann Ag 
befjer gefagt werden, als P. A. Pfizer (im Staatslexikon Bd.J 
©. 725) gethan hat: „In befonderer Ausdehnung genoß und übte in 
„Deutfchland das Mecht der Autonomie der hohe und reichsunmittelbare 
„Abel, da er, fo fern er nicht im Lehn⸗ oder Dienftverhältniffe land, 
„blos Verpflichtungen gegen den Kaifer und das Reich hatte, ohne einer 
„Landeshoheit und befonderen Landesgefegen unterworfen und dadurch 
„beſchtaͤnkt zu fein. Als daher diefer Stand in Folge der Einführung 
„des römifchen Rechts durch die Aufhebung der Grundfäge, die er bie: 
„ber in feinem Familienrechte bei der Verfügung über fein Stammgut 
„und bei deſſen Vererbung befolgt hatte, feine politifche Eriftenz bedroht 
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„ſah, war die ihm zuſtehende Autonomie das Mittel, wodurch er jene 
„Berhältniffe der Einwirkung des fremden Rechts entzog, unb fidy bei 
„ben älteren beutfchen Gewohnheiten behauptete, die er durch Hausges 
„fege in der Form von legten Willen und Verträgen theil® näher be: 
‚„fimmte, theil® ben DVerhältniffen der Zeit gemäß geftaltete.” Die 
Reichsgeſetzgebung hinderte dies um fo weniger, da fie nicht ohne Mits 
wirkung des hohen Adels handeln konnte; und fo bildete fih nit nur 
eine große Gleichförmigkeit ausdrüdticher Verfügungen, fondern auch eine 
Uebereinftimmung in dem Gemwohnheitsrechte des gefammten hoben 
Adels, da diefe Standesgenoffen gleiche rechtliche Verhältniffe und gleiche 
Zwecke hatten. Auch hatten eben darum die ausdrüdlichen Verfügungen, 
da fie nicht alle Lüden und Dunkelheiten vermeiden konnten, ihre nächte 
und hauptfächlichfte Quelle jeder Erläuterung und Ergänzung in dem 
Geifte des vor alten Zeiten entflandenen und flets aufrecht erhaltenen 
Gewohnheitsrechts des deutfchen hohen Adels Uber alle Familienverhaͤlt⸗ 
niffe. „Auf gleiche Weiſe,“ fagt Pfizer S. 726, „bildete fi ein 
„eigenes Privatfürftenrecht, deſſen vorherrfchende Tendenz bie war, durch 
„die Untheilbarkeit aller oder gewiffer Güter und Gerechtſame ber Far 
„milie deren Anfehen zw erhalten und zu vermehren.‘ Unter ben 
Gegenftänden diefes Gewohnheitsrechts ſteht natürlich bie Erbfolge oben- 
an; bei derfelben die Frage, wie die Ehen befhaffen fein müffen, um 
mit Aufrechthaltung des Glanzes und des Anfehens der Familie ben 
Nachkommen Erbrecht zu geftatten. — Dies führt zu den Mißheira⸗ 
then, und zunaͤchſt zu ihrem rechtlichen Begriffe. 

Mit dem Ausdrucke ungleich oder nicht = ftandesmäßig kann 
man im Alfgemeinen eine jede Ehe bezeichnen, welche zwiſchen Perfonen 
verſchiedenen Standes gefchloffen wird, 3.8. zwiſchen Bürgerlichen und 
Adlichen, zwifchen Mitgliedern des neuen und des alten Adels, zwiſchen 
niederem und hohem Adel. ine ſolche Bezeichnung hat aber feine jur 
riftifche Bedeutung. Wenn man mit jener Benennung rechtliche Fol⸗ 
gen verbindet, fo verfteht man unter unftandesmäßiger Ehe eine foldye, 
welche zwar nad) bürgerlichen und kirchlichen Normen vollfommen güf: 
tig, jedoch im ihren Wirkungen gefeglih wegen des (niedrigeren 
Standes der Gattin unvolllommen iſt. Diefe Unvolltommenbeit ber 
Wirkungen befteht darin, daß die Gattin Namen, Titel und Wapp 
des Mannes nicht führt und den gewoͤhnlichen Witthum nit ai 
chen kann; ferner, daf ihren Kindern weder Name, Zitel und W 
des Vaters, noch ein Succeffionsrecht, wie es Kinder aus ebenbürtiger 
Ehe beſitzen, zufteht. Ein hochverehrter Publicift (Ktüber) bat in 
neueren Zeiten erklaͤrt: „Die ganze Theorie von Mifheirathen ift dem 
„Sittengefege, der Stantsweisheit und dem allgemeinen Rechte fremd.‘ 
Sobald man jedoch davon ausgeht, daß diefe Lehre bei regierenden Herren 
und ihren Familien in Deutfchland anwendbar war und ift, möchte fie au 
theoretifch durch die Erwägung derjenigen Nachteile fich rechtfert en, 
welche aus der Vermählung eines Fürften mit einer Gattin unter dem 
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„ſolche Ehe brächte Privatfamilien der regierenden, und fo Privatintereffe 
„dem Öffentlichen zu nahe, welches zu verhüten, der natürliche vernünfs 
„tige Grund alles Verbots!) von Mißheirath, ja der Erblichkeit der 
„Regierung feloft iſt,“ fagte Schmalz. Welcher diefer Anfichten man 
beiftiimmen möge, fo ift jedenfalls gewiß , daß Be deutſche Jurisprudenz 
die Theorie von Mißheirathen nicht entbehren fann. Denn in Deutſch⸗ 
Land war bdiefe Lehre gefeglic begründet und iſt fortbauernd bafelbft ges 
ſetzlich begründet. 

6.2. Welche Ehen find Mißheiratben? Der Antwort hiers 
auf möge die Bemerkung vorausgehen, daß unter der beutfchen Reichs⸗ 
verfafjung die Frage von Mifheirathen nur bei dem hohen Adel?) vors 
kam, d. b. bei den veihsftändifchen Familien, oder bei denjenigen Fürs 
fen und Grafen (etwa auch Herren) einfchließlich ihrer Familien, welche 
als deurfche weltliche Landesherren zugleich Antheil an der durch den 
Reichsſstag verwalteten Reichsregierung befaßen. Es ift alfo hier von 
einem Vorrechte oder von einem befonderen Rechte bie Rebe, welches 
der deutſche hohe Adel befeffen. Darüber nun, melde Ehen beffelben 
Mißheirathen gewefen, exiſtiren zwei verfchiedene Meinungen, eine ſtren⸗ 
gere und eine gelindere. Die gelindere Anſicht erklärt nur die Ehe eis 
nes Deren von hohem Abel mit einer bürgerlich geborenen Frau für eine 
Mißheirath. Nach der ftrengeren Anſicht gehört aber unter biefe Be⸗ 
zeichnung jede Ehe eines ſolchen Herrn mit einer Gattin von niedrige: 
rem Geburtsftande, möge diefelbe bürgerlich) oder adlich, neuablicy oder 
altablidy fein. — Der Berfaffer diefes Auffages iſt ſtets von der Rich⸗ 
tigkeit der firengeren Theorie überzeugte gewefen. Diefe Anſicht beruht 
darauf, daß in Deutichland von den älteften Zeiten an ein Gewohn⸗ 
beitsrecht beftanden habe, vermöge deffen ber fogenannte hohe Adel eine 
- rechtlich gleiche, eine ebenbürtige Ehe nur mit Standesgemoffen, wur mit 
Mitgliedern einer Familie, welche auch zum hohen Adel gehörte, fchlies 
fen konnte. Der Beweis biefer Behauptung möge in Folgenden fo kurz 
als moͤglich verſucht werden. 

6.3. Die älteften Zeiten. Schon in biefen bemwihrt eine 
geoße Menge von Zeugniffen der Urkunden und der Gefhichtsfchreiber, daß 
nur flandesmäfige Ehen der Edlen (nobiles, die damalige Bezeichnung 
für das, woraus fpäter der fogenannte hohe Adel. fid) entwidelte) recht⸗ 
lid) gleiche waren; daß mithin damals bereits diefer Grundfag ein ans 
erkanntes deutfches Gewohnheitsrecht bildete?). 

Im fechften Jahrhunderte fpricht das Ripuariſche Gefeg von dem 
geringeren Stande der aus Ehen Vornehmerer mit Freigebornen erzeugs 


1) Berboten ift fie nicht; nur einige fonft gefeglich Statt findende Wirkungen 
find ihr entzogen, um wenigftens bie Fortdauer der erwähnten Rachtheile thuns 
lichſt Pi verhüten. 

Man — hier die Chen zwiſchen Freien und Leibeigenen, weil die 
———— Derbältniffe der Letzteren als verſchwunden betrachtet werden können. 
3) Es ift bier nicht der Ort, fich in die verfchiedenen Anfichten über Ents 
ftehung bes Erbadels in Deutfchland einzulaffen. Vgl. Staatsleriton Bd. I, S. 278. 
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ten Kinder; und das alemannifche Gefes laͤßt auf Toͤchter nur bann 
das väterliche Erbe übergehen, wenn fie mit einem Ebenbürtigen (coae- 
quali) fich vermählen. Sm fiebenten Jahrhundert erklärt das weils 
gothiſche Gefeß daſſelbe (maritum natalibus suis aequalem), und im 
neunten Jahrhundert erzähle Meginharb, daß bei den Sachſen nur 
bie Ehe eines Edlen mit einer Edlen volllommen gefegmäßig fei. Nur 
ftandesmäßige Ehen waren rechtlich gleiche; es zmeifelte Niemand hieran, 
Mochten auch die Folgen der ungleihen Ehen nocd nicht in der Weife 
ausgedruͤckt werden, vielleicht auch noch nicht ganz ausgebildet fein, tie 
fie fpäter ſich entwidelten; der Grundfag fand doc) bereits feft und bils 
dete ein bejtimmtes Gewohnheitsrecht. 

5.4 Das Mittelalter. Bei dem Uebergange von Deutfch- 
lands älterer Geſchichte zu ber mittleren fingen die Freien an, ſich in 
niederen Adel und in Bürgerftand zu theilen, und im Laufe des Mittelalters 
erhob fich der niedere Adel zu einer privilegirten Glaffe ber Freien. Den⸗ 
noch blieb der Grundfag von nothwendiger Ebenbürtigkeit der Ehen und 
erhielt fih im ganzen Mittelalter in ungefhwächter Kraft, fo daß 
mindeftens von biefer Zeit an das Herkommen unverkennbar ift. 

Sm eilften Jahrhunderte wurden in Baiern - die Güter eines 
Grafen Ulrich einer geiftlichen Stiftung für ben Fall gewidmet, wenn er 
ohne Nachkommenſchaft aus gleicher Ehe (de legali nobilique matrimo- 
nio) fterben ſollte. Späteftens im zwölften Jahrhunderte [prechen die 
Gefege der Longobarden (eines urfprünglic deutfchen Volksſtammes) von 
dem Vorzuge des Sohnes aus flandesmäßiger Ehe (ex nobili conjuge), 
Im dreizehnten Jahrhunderte finden wir diefelben Aeußerungen im 
Sacfenfpiegel und im Schwabenfpiegel, welche beide bekanntlich kein 
neues Recht fchufen, nur das beftehende aufzeichneten. Das fächfifche 
Landrecht und das fächfifche Lehnrecht laffen des Vaters Schild dem 
Sohne nur dann, wenn er dem Vater ebenbürtig iſt; das fächfifche 
Lehnrecht befreiet die Vaſallen von ber Pflicht der Lehenserneuerung bei 
einem bem Water nicht ebenbürtigen Sohne. Der Schwabenfpiegel be= 
läßt dem Kinde bes Vaters Recht nur, wenn es ihm ehelich ebenbürtig 
ift; und er erklärt nur denjenigen für femperfrei, deſſen Vater und 
Mutter femperfrei geweſen; die Kinder aber, deren Vater femperfrei und 
die Mutter mittelfrei, auch nur für mittelfrei ( Ausdrüde, welche den 
fpäter gemöhnlihen von hohem und niederem Abel gleichftehen). Im 
vierzehnten Jahrhunderte verfpricht Landgraf Otto von Heffen, nady 
etwaigem Ableben feiner Gemahlin wolle ex Feines Fürften, Deren noch 
Grafen Zochter nehmen , auf daß durch bie zweierlei Kinder das Land 
nicht vertheilt werde, fondern er wolle alsdann „eine fromme Jungfrau 
„aus feiner Ritterfchaft zu ber Ehe nehmen, und wenn er mit ihr Kine 
„der gewinne, die wolle er mit Geld und. Lehnfchaft und anderen Gütern 
„wohl verforgen , fo daß das Fürftenthum bei einander bleiben ſolle.“ 
Im fünfzehnten Sahrhunderte bezeugt der berühmte Peter von Andlo, 
es fei eine uralte und feit fehr langer Zeit beobachtete Gewohnheit, daß 
Kinder, von einem Mitgliede des Herrenftandes mit einer Adlichen ers 
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zeugt, bes väterlichen Standes nicht theilhaftig würden; ein um fo glaub« 
würdigeres Zeugniß, da der Verfaſſer ſelbſt keineswegs dieſer Sitte ſei⸗ 
nen Beifall ſchenkt. Darum wagte es Herzog Wilhelm von Sachſen 
nicht eher, mit Katharina von Brandenftein (1463), fih_trauen zu lafs 
fen, als bis er die Einwilligung feinee Agnaten nicht nur, fondern auch 
der Landſtaͤnde erhalten hatte. 

6.5. Die neueren Zeiten. Die Befugnig, Kinder aus uns 
gleicher Ehe von den Rechten ebenbürtiger Nachkommen auszufchließen, 
ftand natürlich den u ee Agnaten zu, Wenn alfo diefe zu 
einer nicht fiandesmäßigen Ehe (vor oder nach dem Abfchluffe deifelben) zus 
flimmten, fo war in der Regel Niemand da, der ein Widerfpruchsrecht hatte. 
Sn den unrubigen Zeiten des fehzehnten und bes fiebzehnten 
Jahrhunderts kamen Fälle nicht felten vor, wo bald, die aus verfchieder 

nen Gründen ertbeilte Einwilligung von Intereffenten, bald pofitifche 
3 Ab ent einer nicht ebenbürtigen Defcendenz mehr 
Rechte, bald mehr, bald minder vollftändig, einrdumen ließen, als eigents 
lich ihe gebührten. — Dazu fam, daß e8 im deutfchen Reiche ein fair 
ſerliches Refervatrecht war, Standeserhöhungen zu erteilen. Freilich 
verftand es ſich * richtiger Theorie von ſelbſt, daß hierdurch das wohl: 
erworbene Recht eines Dritten nicht benachtheiligt werden Eonnte. Ins 
deſſen kann es den ern ber beutfchen Geſchichte jener Zeiten nicht 
wundern, baf es dem kaiſerlichen Hof angenehm mar, je mehr der Wir- 


— ‚ verbunden mit dem Umſtande, daß es am gefaͤlligen Hofs 

niemals gefehlt hat *), erklärt es fih, daß wir im fieb> 
ner Sahrhundert, auf einmal Schriftfteller finden, welche das alt: 
t leugnen. Kenner der deutfchen Rechtsgefchichte 
—— ne manches urfprünglic deutſche Rechtsinftitut durch die 


a ee diene ein älteres Beifpiel und ein meueres. Im Jahre 1278 
einem — des ever se Heinrich des Erlauchten von 
betb don Maltig, bie Rechte des vn 
um), daß er dadurch eine gleiche Landesthei⸗ 
en: Pam Vaters bewirkt hätte. Im Jahre 1 
ftandesmäßige Gemahlin des Grafen 
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fremden Rechte, das römifche und das Eanonifche, die man allein auf 
deutſchen — lehrte, mehr oder minder gefaͤhrdet wurde. So 
auch hier! Faſt ein Jahrtauſend lang war es unbezweifelter Glaubens- 
artikel auf deutſchem Boden, daß nur eine ſtandesmaͤßige Ehe keine 
Mißheirath ſei. Faſt ein halbes Sahrtaufend lang feit der Gültigkeit 
des römifhen Rechts in Deutfchland hatte Niemand das uralte Der: 
kommen bezweifelt. Jetzt, d. h. vom Anfange bes bir de 
Jahrhunderts an, finden ſich Schriftfteller, — wenn auch groͤ 

nicht ſonderlich berühmten Namens 6) — meldye diefes alte Gewohn⸗ 
heitsrecht bezweifeln und leugnen. Gefchichtliche oder thatfächliche Wer: 
anlaffung hierzu ift nicht zu finden, als hier und da der Wunſch eines 
Erlauchten, der in ungleichem Stande gebornen Gemahlin und ihren 
Kindern fürftliche Würden und Ehren beilegen zu können. Die Gründe 
ber neuen Lehren beruheten neben Sägen der chriftlihen Moral (aud) 
Präjudicien des franzöfifchen Parlaments) blos darauf, daß nach römi- 
fhen Gefegen einer jeden Ehegattin die Würde ihres Mannes zuftehe; 
daß ber Geburtsftand der Kinder nicht nach der Mutter, fondern nach 
bes Vaters Stand zu beurtheilen fei, indem fa (nad den Novellen des 
roͤmiſchen Rechts) jede Ehefrau von dem Amts: und Geburtsglanz ihres 
Gatten völlig überftrahlt werde. Mit civilrehtlihen Gründen 
wollte man alfo eine ftaatsrechtliche Lehre umgeftalten! Wie grundlos 
biefes war, läßt fidy leicht nachweifen. Denn man erflärte das ältere 
Gewohnheitsrecht für zweifelhaft, ohne diefe Erklärung auf irgend eine 
Weife zu unterfhügen; die für die neue Lehre angeführten civilr 

Gründe hätten, wären fie anwendbar gewefen, ſchon feit Zahrhunderten 
ihre vechtlihe Wirkung äußern müffen; und im ganzen 
Sahrhunderte, ja bis über das erfte Drittheil des achtzehnten hinaus be- 
diente ſich ein Schriftfteller zur Vertheidigung der neuen Lehre anderer 
Gründe, als folder, welche zugleich die rechtliche Gleichheit ber —5*— 
Erlauchter mit Bürgerlichen in derſelben Stärke bewieſen hätten, 
Ganz folgerichtig erklärten daher die Verteidiger der neuen Lehre auch 
diefe Ehen nicht mehr für Mißheirathen. Sie lieferten ſelbſt aber 
hierdurch den ſchlagendſten Beweis der Unrichtigkeit dieſer M iR 
wie der Irrelevanz ihrer Gründe. Denn bag gefammte deutſche 
fprach im achtzehnten Jahrhundert aufs Feierlichfte aus (f. unten 6. 6), 
daß die Ehe eines Deren von hohem Adel mit einer Bürgerlichgeborenen 
ftets eine Mißheirath geweſen. 

Es iſt alfo nicht zu verwundern, daß die neue Leh cht 
Stande war, die richtigen Grundſaͤtze bes alten deutſchen Rechts zu ver 
drängen. Der Beweis diefer Behauptüng liegt darin, Id J 
manchen Faͤllen theils feinen Erfolg hatte, theils nur einen unv 
digen; daß unverwerfliche Beugniffe der angefehenften S = tsm 









6) Nah drimleifiiir Orkming bir) Bieiflin: ———— 
Dbrecht, Bocerus, Stephani, Rumelinus, Schubhard, Myler ab Ehrenbach, 
Denniges, Deckherr, Itter, Feltmann, Cocceji. 


‚und gelehrten Kenner ber deutfchen Gefchichte”) das fortbauernde Aner⸗ 
fenntniß des vielhundertjährigen deutfchen Herkommens bewähren; und 
daß viele fürftliche und gräfliche Gefchlechter ®), durch Familienverträge 
die Ehen unter dem Stande der Erlauchten für Mißheirathen erklaͤ⸗ 
rend, gegen bie hier und da verfuchte Abänderung des alten notorifchen 
Rechtszuftandes proteftirten. 

6.6. Die neueften Zeiten bes beutfhen Reichs. Es 
wurde bereitö bemerkt ($. 5. im Anfang), baf die neu entitandene, von 
manchen Juriſten vertheidigte Theorie für den kaiſerlichen Hof wegen des 
Refervatrechts der Standeserhöhungen ein befonderes ntereffe hatte; 
und hieraus erklärt es fich zur Genüge, daß der Reichshofrath in der 
erften Hälfte des ahtzehnten Jahrhunderts offenbar ſchwankte. Er 
unterfagte 3. B. 1717 dem Exbprinzen von Anbalt:Bernburg, die mit 
Wilhelmine Nüfler erzeugten Söhne Prinzen nennen zu laffen, und 
verbot 1722 der Wittwe den Gebrauch des fürftlichen Titels. Eben fo 
unterfagte ee 1726 der an den Fürften Lebrecht von Anhalt: Hopm ver: 
maͤhlten Sophie von Ingersleben den Gebrauch des Ehrenworts Fürft: 
lich und Durchlaucht; und erfannte 1731 die Ebenbürtigkeit der Ehe bes 
ge Chriftian Karl von Holftein:Piön mit Dorothee Chriftiane von 

Eichelberg erft nach erfolgter Bewilligung fämmtlicher Agnaten, während 
er vor diefer Einwilligung geradezu gegen das Erbfolgerecht der Nahkom: 
men aus diefer Ehe geurtheilt hatte. Allein fhon 1715 hatte er unge: 
‚achtet agnatifher Proteftation die Ehe des Pfalzarafen am Rhein, So: 
hann Karl, mit Maria Efther von Wigleben für ebenbürtig erfannt; 
‚and 1727 erhob ber Kaifer des zeugt Anton Ulrih von Sachfen: 

Gemahlin, Philippine Elifabethe Cäfar?), fammt ihren Kin- 
‚bern in den Reichsfürftenftand, den Legteren zugleich „alle Lehns» und 
—— und Fähigkeit’ beilegend. 
So wurde das Eaiferliche Reſervatrecht dee Standeserhöhungen un- 
ber Regierung Karl's VI. (1711 bis 1740) in Bezug auf ungleiche 
Ba Nun erfolgte aber dagegen ein reichsgefegliches Ein- 
n. Den Kennen bes altdeutfchen. Staatsrechts ift es wohlbe— 
* ‚daß, wenn ein Kaifer die in der Natur der Sache liegenden 
.S eines Eaiferlichen Nefervatrechts nicht felten überfchritt, fehr 
‚bald i noihwendigen Beſchraͤnkungen reichsgeſetzlich feſtgeſetzt, gewoͤhn⸗ 


Zum 75 von Seckendorf 1655, Rhetius 1683, Slafey 1718, 
ewig 1717 ? 3. —25 Mascov 1729, B. G. Struv 1738. 
önigs 7, ®einingen 1614, 
1661, Anbalt:Bern- 









v — nderte: gehabt. 
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lich von den Kurfürften fogleich bei der Wahl des Nachfolgers in ber Laifetlis 
hen Wihlcapitulation ausdruͤcklich verabredet wur’ en. Keines der kaiſerli⸗ 
chen Refervätrechte gab hierzu fo vielfach Weranlaffung, als das ber Sıans 
deserhoͤhungen, obwohl «8 ſtets Grunpfas war, daß hierdurch keineswers 
wohlerworbene Nechte eines Dritten beeinträchtiget werden koͤnnten 1%). Als 
daher kaſſerliche Erhebungen in den hohen Adelſtand mitunter an foldye 
Perfonen ertheilt wırrden, welche nicht durch Beſitz unmittelbaren Reichs⸗ 
landes gehoͤrig qual ficirt waren, fo erfolgten geſetzliche Worfchriften, nach 
welchen der Kaifer duch Erhebungen in den Meichsfürftien- oder Gra- 
f nftand keineewegs das Rıdyt zu Si und Stimme auf Reichslaͤgen 
verleihen konnte (Reichsabſchied von 1641 und von 1654). Als kai- 
ferlihe Standesarhöhungen benußt werden ſollten, fich der bsher aner- 
kannten Lanyeshoheit eines deutfchen Fürften zu entziehen, da beflimmte 
alsbald die Faiferlihe Wahlcapitulation (von 1658 an), daß foldhe Stan- 
dererhöhungen der Landeshoheit nicht nachtheilig ſei, daß Perfonen und 
Güter unter der bisherigen landesfürftlihen Jurisdiction verbleiben ſoll⸗ 
ten, und daß „etwa dagegen Vorgegangenes abgeänbertund 
abgeftellt werden‘ folle. Ganz daffelbe, fogar nod mehr 

bei dem Gegenftande dieſes Auffages. Als man im fiebzehnten Jah 
hunderte begonnen hatte, das altdeurfche Gemwohnheitireht von ſtandes⸗ 
mäß’ger Ehe der Erlauchten zu bezweifeln, als zugleich, kaiſerliche Stan- 
dbeserhöhungen den Schein erregten, als könnten hierdurch am fi nicht 
ebenbürtige fürftlihe Nachkommen begünftigt werden, da ließen die Kurs 
fürften von 1658 an in allen Wahlcapitulationen den Kaifer verfprechen, 
daß er „zu Präjubiz oder Schmälerung einiges alten Haufes oder Ge- 
„ſchlechts deffelben Dignität, Standes und üblihen Ziruls einen, wer 
„ber auch feie, mit neuen Prädicaten, höhern Tituln oder Wappenbrie 
„begeben“ wolle. Hierdurch war zwar das Eniferliche Mefervatrecht be 
Standeserhöhungen felbft noch nicht eingefchräntt. Der Kaifer konnt 
nad) Belieben in höheren Stand erheben und einem Jeden Titel, Wi 
pen, Präbdicate beliebiger Art verleihen; nur konnte ſolche Verleihung 
nicht zum Nachtheil irgend einer Familie gereihen. Wobl konnte bem 
‚nad der Kaifer auch den aus einer Mißheirath erzeugten Kindern im 
noch Stand, Würde, Titel und Wappen ihres Waters beilegen ; 
zum Nachtheil der wahren Erbfolgeberechtigten konnte dies nicht 9 













— — — — — 


10) Zum Belege fuͤr dieſen Grundſatz dient es, daß die auf den Mißbrauch 
folgenden Beſchraͤnkungen oͤfters mit ruͤckwirkender Kraft verſehen wurden, wel⸗ 
ches nicht haͤtte geſchehen koͤnnen, wenn die Beſchraͤnkung nicht ſchon in der 
rechtlichen Ratur der Sache gelegen. Zum weiteren Belege dient die Ertheilung 
einer gewiſſen Anzahl adlicher Ahnen in den Adelspatenten. Mochte im 
der Kaifer bem Neugeadelten das Recht grtbeilt haben, fich unter bie alten Abli⸗ 
hen zu zählen; mochte er ihm in dem Abelsbiplom vier, acht oder fehurehn 
ablihe Ahnen ertheilt haben; nirgends war diefe Verleihung von einiger ⸗ 
fung, niemals erlangte er dadurch die Aufnahme in altabliche Corporationen, 
obgleich die Reichsgefese Feine ausbrüdtiche Beſtimmung für dieſen Fall auf: 
weiſen konnten. 
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am; ein Succeſſionsrecht Fonnte jenen dadurch nicht werben. Diefe 
erfügung Mentgte ein halbes Jahrhundert lang. Als aber unter 
Karl VI. das Mefervatrecht der Standeserhöhung auf die vorhin er: 
ihnte Weife mißbraucht worden, und nad deffen Tode die Kurfürften 
ber eine neue Mahlcapitulation beriethen, fhlug Kurbraunſchweig, um 
durch deutlichere Faſſung dem Mißbrauch vorzubeugen, den Zuſoß vor: 
Ob wir auch gleich eines Fuͤrſten oder Reichsgrafen ungleiche Gemahlin 
ober die aus einer ſolchen ungl.ichen Ehe geborenen Kinder in den Für: 
ſten⸗ ‚oder Grafenſtand erheben ſollten, fo fol doch folde Standeserhe> 
nung diefen Fein Recht zur Succeffion in die Reichslehen geben.“ 
nach wire alfo die Erhebung in dem höyeren Stand an fih dem 
N ee erlaubt geblieben. Allein dieſer Worfchlag wurde, zugleich um 
* ruͤckwirkender Kraft frühere Mißbrjuche nachtraͤglich zu annullicen, 
En Verlangen Kurfahfend nah Simmenmehrheit dahin geändert: 
Fi 
” 







och den aus unftreiiig notorifcher Mifhrirach erzeugten Kindern Pr 
des Meichs oder aus folhem Haufe entfpröffenen je 
ng des Haufes die vä.erlichen Titel, Ehren und W —* 
* viel weniger dieſelben zum Nachtheile der wahren Erbfolger und 
„ohne deren befondere Einwilligung für eb.nbürtig und fucceffionsfähig 
Pr auch wo dergleichen vorhin bereits gefchehen, ſolches für null 
—* anſehen und achten.” So war nun und blieb feit 1742 
efervatrecht der kaiſerlichen Standederhöhungen felbft und geradezu 
K indem ter Kaifer verfprechen mußte, nicht bloß die aus einer 
I erzeugten Kinder nicht für fucceffionsfähig zu erklären, — 
was er auch —* nicht konnte, — ſondern auch ihnen nicht einmal, 
was bis ihm erlaubt geweſen, die. vaͤterlichen Titel, Ehren und 
eben eizulegen, weil die® „zur Verkleinerung des Haufes "dienen 
ebe. In Foige der zugleich verabrebeten xüdmwirkenden Kraft Diefeg 
3 wurden gi Anrufen der Intereffenten 1747 und 1748 bieje- 
n 3, anbeserhd hungen („als der Faiferlihen Gapitulation zuwider 
reichlicher 1), welche oben aus der Gefcichte der Häufer Sachſen⸗ 
Meiningen und Anhalt - Bernburg angeführt wurden, durch förmlice 
eichstagsbeſch fe (vom Kaifer genehmigte Reichegutächten) wi 


Des hiſto * — — wegen möge ſogleich Fol 
‚hier angeführt werden. In Bezug zugleich auf den im Jahr 1742 er 
wachten Zuſatz zut Wahlcapitulation äußerten die Kurfürſten in ihrem 
I lfchreiben (vom 14. Bebruar 1742): „So will ‚beinebens in 
’ Weit ten nd oͤthig fein, wegen eines eigentlichen Regulativi derer dafür 
„Au haltenden, ‚ups —* ifelhaft ſchein enden Mifheirachen bie nd- 
here At —5* zu bringen.“ Dieſes Collegial⸗ 
* her wurde feit 1 1790 fein Inhalt in 

De alien, felbft mit m ven Worten aufgenommen: „So viel 

noch erforderliche näher anbetrifft, was eigentlich 
fein, * wir den zu einem Pr ee 


at mög y 
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„dern uns angelegen fein laſſen;“ eine Zufage, von welchet irgend ein 
Erfolg nicht bekannt ift. 

Seitdem ift bis zur Auflöfung der deutfchen Reichsverfaſſung nichts 
Neues über dieſen Gegenftand verfügt worden; nichts iſt erfolgt, worin 
eine Abänderung des früheren Rechts anerkannt werden müßte. Die 
Behauptung erfcheint daher gerechtfertigt, daß das uralte Gemohnheits: 
recht des deutfchen hohen Adels, wonach nur Ehen ber Erlaudten un- 
ter einander Feine Mißheirathen waren , unverändert fortgedauert habe. 
Dennoch entftand feitdem eine hiervon abweichende gelindere Xheorie, 
wonach die Ehen Erlauchter mit Adlichen , mindeftens mit Altadlichen, 
ebenfalls für rechtlich gleiche, für ftandesmäßige Ehen gehalten werben: 

$. 7. Darftellung der abweihenbden Xheorie. Die im 
fiebzehnten Jahrhundert entftandene Behauptung, daß nad) chriſtlichet 
Moral und nach roͤmiſchem Rechte Gattin und Kinder Antheil an des 
Gemahls und Vaters Stand und Rechten haͤtten — eine Anſicht, 
welche für die Ehe Erlauchter auch mit Bürgerlichen ſprach, — mar als 
lerdings verfchwunden. Aber im achtzehnten Jahrhundert tauchte bie 
Behauptung auf, daß alter niederer Adel rechtlich gleiche Ehen mit Er: 
lauchten eingehen könne. Weranlaffung dazu gaben ohne Zweifel ein- 
zelne Beifpiele, wonach die Erbfolge der Kinder ſolcher Ehen, meiftens 
mit Hülfe einer Eaiferlihen Standeserhöhung und mehr oder minder 
vollftändiger agnatifcher Zuftimmung, durchgefegt worden war. Es 
fcheint, daß zuerft die Juriftenfacultät zu Wittenberg 1721 begutachtet 
bat, eine fürftliche Gemahlin von altem adlihen Herfommen erlange 
„bie Dignität deren fürftlichen Gemahls;“ und Ludolf, das alte beut- 
ſche Hetkommen bis auf die damals neueren Zeiten anerfennend , be— 
hauptete 1734 eine Abänderung deſſelben in den (damals) neueften Zei⸗ 
ten dahin, daß eine folhe Gemahlin zwar nicht des Gemahls Würde 
befäße, doch aber ihre Kinder ein Erbrecht. Der eigentliche Begründer 
einer neuen Anfihe war Johann Jacob Mofer. Noch 1731 hatte 
er das alte Gemwohnheitsrecht als das allein gültige vertheidigt. Im 
Jahr 1745 erkannte er diefe Anficht immer noch als die Damals gemeine 
Meinung !!); ftellte aber die Behauptung eines entgegenftehenden neue = 
ften Herkommens für den alten niederen Adel auf, vorzüglidy weil die 
Kurfürften in dem Zufage zur Mahlcapitulation von 1742 die Anfangs 
vorgefchlagenen Worte „ungleiche Ehe” mit dem Ausdrud „unftreitig 
notorifche Mißheirath“ vertaufht, und in dem gleichzeitigen Collegial: 
fchreiben außer den notorifhen Mißheirathen von „etwa noch zweifel⸗ 
haft ſcheinenden“ gefprochen hatten. Natürlich, daß das Anfehen eines 
Mannes, tie dieſer Mofer, von Wirkung war, und die Anſicht von 
rechtlicher Gleichheit der Ehen Erlauchter mit Frauen von altem niede⸗ 


11) „Die meiften und gefchicteften neuen Staatsrechtslehrer halten die 
„Shen des hohen Adels mit Einer vom niederen Adel, welche fogar adliche 
„Ahnen aufweilen Tann, für ein matrimonium juridice inaequale und die Kin: 
„der daraus für unſucceſſionsfaͤhig.“ Mofer, Staatsreht Th. XIX, ©. 332 
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ven Adel von nun an um fo mehr Vertheidiger fand, zum Theil bebeu: 
tenden Namens, wie Georg Ludwig Böhmer 1755, Weftphal, 
Runde (1791), Bauer (1825) und ganz neuerdings Zaharid in 
Heidelberg (1834) und Mittermaier (1848, früher nicht fo).. Sie 
führen für’ ihre Anficht befonders an, daß jede gehörig eingegangene Ehe 
in der Regel alle bürgerlichen Wirkungen der Ehen erzeuge, und daß 
das demnach zu bemweifende gegentheilige Herkommen bei den Ehen ber 
mit Srauen von altem Adel keineswegs ſich nachweifen laffe, 
zumal da fogar ‚das kurfuͤrſtliche — von zweifelhaft ſchei⸗ 
Mißheirathen geſprochen habe. 
man einmal den poſitiven Rechtsboden verlaffen, fo ift eine 
—* nicht vorhanden, ſobald man von einem Irrthum aus conſequent 
weiter folgert. Kaum vierzig Jahre nah Mofer meinte Schnaubert, 
was vom alten niederen Adel gelte, könne man vielleicht au vom 
a behaupten; und fiehe da, die fonft fo verehrungsmwerthen Publi- 
fen Häberlin (1793), Leift (1803) und Gönner (1805), auch 
—— jetzt behaupten bald dieſes mit Beftimmtheit. Man 
mußte dahin kommen, wenn man bie in der Regel Statt findenden 
Wirkungen der Ehe ald Grundfag aufftellte und den Trug- 
f für Standesmäßigkeit des alten niederen Adels Beifall zollte. 
88. Widerlegung der abweichenden Theorie für den 
neuen niederen Adel. Man muß flets vor Augen behalten, daß 
ein ‚ viele Jahrhunderte unbezweifeltes Gewohnheitsrecht, wonach 
bie, Erlauchter nur mit Erlauchten keine Mifheirathen waren, be: 
m sat; daß eine factifche Abänderung deffelben im zweiten Dritt: 
des achtzehnten Jahrhunderts für den alten niederen Adel, und 
pe ie weitere Abänderung defjelben gegen Ende diefes "Zabı: 
hundert auch für den neuen — Adel behauptet: wird. Außer 
en was für diefe doppelte Ausdehnung der Standesmaͤßigkeit 
wurde, kann man ferner in Erwägung ziehen, daß in 
‚alter und neuer niederer Adel (mit dem Bürgerftand) offen: 
ur Aweige eines und beffelben Stammes find, und daß bie Er» 
* eben fo von dem alten und niederen Adel, als von dem 
= von dem Bürgerfande ganz verfepiedenen Stand. bildeten. 
6) —— in der ehemali Berfaffung Deutfchlands ein. Grund, 
| ing. des —* — I: —— bi 
‚bt adlicher Fre — nur er — Erlauch 
| BE hätte bewirken en. Diefer Grund befteht 
e * gsi dem hohen Adel, welche der alte niebere in 
en, * Geift der damaligen Zeit ehe intereffanten Rechten all 
tig el I Datte. Der Altadlihe war Zurniergenofje des hoben 
dels —8 gleich dem hohen zur Aufnahme in die 
geiflicen Ritt und in manche andere reichsunmittelbare und mit: 
bare Gorpocatic — — lonnte, — F 
Jedi rz⸗ un mcapitel, 
(oe eufte Fürft des Reiche) zu werden 
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und dann gleichfalls als Erlauchter und Reichsſtand zu erfcheinen, mit 
und vor weltlichen Landesherren. Natürlich alfo , daß man geneigt wers 
den konnte, für den alten Adel, in fo vielen wichtigen Puncten dem 
hohen gleichgeftellt, etwa auch in Anfehung der Ehen eine Gleichheit ans 
zunehmen. Allein alles diefes gilt nur vom alten Adel; natürlich alfo, 
daß, wenn man Ebenbürtigkeit feiner Ehen mit Erlauchten behaupten 
koͤnnte, dies nur vom alten Adel gelten würde; der neue aber in allen 
jenen Rechten ſcharf von dem alten gefondert, auch in biefem weit wich⸗ 
tigeren, ja offenbar michtigften Rechte (denn es beſtimmt ja die Eib⸗ 
folge in Land umd Leute) neben ihm zurüdftehen mußte. 

Diefe Argumentation beftärigt fich durch die Erwägung aller eins 
zelnen fuctifchen Momente, welche die Vertheidiger ftandeemäfiger Ehen 
Erlauchter mit Adlichen anführen, indem diefe Thatfuchen ſaͤmmtlich 
wenn fie bemeifend waͤten, nur für den alten Adel beweifen mwürben. 
Dahin gehört Folaendes. 1) Diejenigen adlihen Frauen, burd deren 
Vermaͤhlung mit Etlauchten man die Entftehung des neueren Gewohns 
heitsrechts gewoͤhnlich zu begründen fucht, waren wirklich oder angeblich 
aus altadlichem Geſchlechte. (So Katharine von Brandenftein 1463, 
Ucfula von Roſenfeld 1518, Maria von Eiden 1591, Marie Zofephe 
von Haßlingen 1765). 2) Für die Nachweiſung eines Gewohnheits⸗ 
rechts tft bekanntlich uͤbereinſtimmende Tradition bewaͤhrter Schrifiſteller 
von Gewicht. Nachdem Mofer zuerſt die angebliche Anderung bes 
vielhundertjährigen Rechts zu Gunſten tes alten Adels und nur zu bef- 
fen Gunften feft behauptet hatte —— war faſt fuͤnfzig Jahte lang 
bei keinem Anhänger der neuen Lehre ein Zweifel darüber, daß ein 
Gleiches für den neuen Adel nicht Start finde. Zum Beleg dienen G.2. 
Böhmer 1755, Strube 1760, Pütter 1768, Püttmann 1781, 
Bag 1781, Meftphal 1783, Gehler 1786, Hagemeifter 1788, 
Runde 1791. As Schnaubert 1786 und Häberlin 1793 gu: 
erft die Ausdehnung diefer Aenderung auf den neuen Adel, bie 
th.ilige Meinung immer noch als gemeine Anſicht anerfennend, —* 
teten, beriefen ſie ſich auf keine unterſtuͤtzenden Beiſpiele, auf keine eigen 
thuͤmlichen Gruͤnde, wohl aber darauf, daß bis zum Beweiſe des Gi gen: 
theils jede Ehe alle rechtliche Wirkungen erzeugen müffe. 3): yamilıeı 
verträge fprechen ebenfalls für unfere Anfiht. Bor der Wahlcapiınfa 
tion von 1742 finden wir fein einziges —— welches bie € 
mit Perfonen von niederem Adel für rechtlich gleiche erklärt hätte 
Macher einige wenige (Fürftenderg 1755 und Dettingen = Wallerflei 
1765). jedoch nur für die Ehen mit Altadlichen ; Beines, welches bi 
in Anfehung des neuen niederen Adels beftimmt hätte. 4) Da 
währen neuere Beifpiele. Mehrere Batholifche gräfliche Haͤu 
ben und Franken feinen ein neueres Herkommen für die Eher 
Altadlihen angenommen zu haben; auch ein fürftliches Beifpie 
das Hıus Anhalt:Bernburg: Schaumburg in einer im ab 
ſchloſſenen Ehe mit Maria Jofephe von Haflingen aus a — 
ſchlecht. * ii ruͤckſichtiich neuen Adels dürfte fi 
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weiſen faffen. 5) Die Einwentung, daß im Jahre 1742, zunaͤchſt 
veranlaße durch die Ehe eines Herzogs von Sachfen « Meiningen mit 
einer Bürgerlichen, die Wahlcapitulation unter notorifhen Mißheirathen 
nur die Ehen mit Bürgerlichen, und das Eurfürfiliche Collegialfchreiben 
unter den etwa noch zweifelhaft fcheinenden Mißheirathen die Ehen 
mit dem gefammten nieberen Adel, obne den neuen vom alten zu tren- 
nen, verftanden habe, ift offenbar unftichhaltig. Der Veranlaffungen was 
ren mannigfaltige; ein Zeitgenoffe, Eftor, behauptet, man habe den An- 
fangs vorgefchlagenen Ausdrud „ungleiche Ehen‘ mit den Morten „un: 
flreitig notoriſche Mißheirathen” nur aus Höflichkeit für einige alt 
abliche Wartbotfchafter vertaufcht; und daß man bei den „Ptwa nod 
zweifelhaft fcheinenden Mifheirathen‘ nur an die Ehen Erlauchter mit 
Perſonen alten Adels gedacht habe, dafür fpricht das beftimmte Zeugniß 
gleichzeitiger Schriftfteller, wie Mofer 1745, ©. 2. Böhmer 1755 
und Anderer, die natürlich den Sinn biefer Worte damals am Richtig⸗ 
ſten auffaffen konnten und, wie fchon bemerkt, faft 50 Jahre lang kei: 
nen Widerfpruch erfuhren. 6) Hiermit ſtimmt denn aud das Beneh- 
men des (megen des Neferwatrechts der Standeserhöhungen weſentlich 
dabei intereffirten) aiferlihen Hofs und des Reichehofraths überein. 
Sn der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts enthielt ſich der 
kaiſerliche Hof, diejenigen Hausgefege zu beftätigen, bie, wie in den 
Hiufern Anhalt:Bernburg- Schaumburg 1752 und Ecrbach⸗ Erbach 1788 

gen unter dem graͤflichen Stande als Mißheirathen betrach—⸗ 
teten, waͤhrend er ſolche beſtaͤtigte, welche (mie die Dettingen-Wallerftei: 
niſche Primogeniturverordbnung von 1765) menigfiens alten Adel zu 
rechtlich gleichen Ehen erforderten. 

Es dürfte hierdurch der völlige Ungrund der Behauptung , daß bie 
Ehen Erlauchter mit rauen von neuem niederen Adel nad neuerem 
Gewohnheitsrecht nicht mehr als Mifheirathen zu betrachten feien, felbft 
für diejenigen erwieſen fein, welche ein folches neueres Recht für den 
alten niederen Adel anfprechen. 

$. 9. Di ber abweichenden Theorie für den 
alten niederen Abel. Aber auch die Behauptung, daß die Ehen 
Erlauchter mit Frauen von altem niederen Abel nicht mehr Mifhelra: 
then feien, ift ungegrünbet. 

Man filst * Behauptung 

1) A bie Natur der Ehe. Jede gehörig eingegangene Ehe 
ur Pe Regel alle bürgerlichen Wirkungen der Ehe. Wollte man 

beichränfende, auf Gewohnheitsrecht beruhende Ausnahme bei den 
hen Erlaucht mit Altadlihen annehmen, fo müffe man eine ſolche 

snahm von der Regel ſtreng erweiſen. 
Br an fich richtige — bier, bei dieſem Gegen: 
de, anwendbar, fo könnte man die Unebenbürtigkeit folcher Ehen nicht 
wertheibigen. Jene Solgerung verläßt aber und verleugnet den hi⸗ 
hen Grund und Boden, auf welchem die Lehre von Mifheirathen 
euht. Ir Deurfilande frübeften Zeiten bildete fih das Ge: 
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wohnheitsrecht, wonach foldye Ehen Mißheirathen waren. Diefer Sag war 
als Gemwohnheitsrecht eines ganzen Standes vor ber Einführung des römi- 
[hen Rechts allgemein anerfannt. Eben fo anerkannt ift es, daß die Einfüh- 
rung bes römifchen Rechts, nach welchem allerdings auf Gattin und Kinder 
aus jeder Ehe des Gatten und Vaters Stand und Würden übergehen, 
nicht den geringften Einfluß auf die Kraft und Gültigkeit des altdeut- 
fhen Gemohnheitsrechts hatte 12). Auch dieſes ungefchriebene Recht, 
auch dieſe Löbliche !?) Gewohnheit wurde unter den Schu und 
Schirm des meflphälifchen Friedens 1648 geftellt!*). Wenn aber bei: 
mahe ein Jahrhundert fpäter auf einmal behauptet wird, jegt, feit ganz 
wenigen Jahren (zwifchen 1731 und 1745) fei biefe Rechtsgewohnheit 
plöglich geändert worden, fo ift e8 gewiß ein Verkennen aller Regeln bes 
Nechts, den Beweis zu verlangen, daß dieſes Gewohnheitsrecht, deſſen 
frühere Eriftenz Sahrhunderte lang allgemein anerfarmt war, ferner 
fortbeftehe. Die Abändetung eines bisher gültigen Nechtsfages kann ja 
nicht vermuthet werden), fie alfo ift es, die neuere Abänderung ift es, 
welche, wenn man an fie glauben foll, bewiefen werben muf. 
Diefen Beweis foll zunächft 

2) die Wahlcapitulation von 1742 an und was damit in 
Verbindung fteht, erbringen. Denn die Kurfürften hätten von unftreitig 
notorifcher Mifheirath gefprochen; von einem zu näherer Beſtimmung 
über ihren Begriff nothiwendigen, durch Reichsſchluß zu treffenden Re— 
gulativ, und von den „dafür zu haltenden, etwa noch zweifelhaft fchei- 
nenden Mißheirathen.“ Diefe ganze Verfügung fei zundchft durch die 
Ehe eines Fürften mit einer Bürgerlichen veranlaßt worden; legtere fei 
alfo eine unftreitig notorifche Mißheirath; mindeftens die Ehe Er- 
lauchter mit Altadlichen fei folches alfo nicht; um fo gemiffer nicht, 
da man den Anfangs vorgefchlagenen Ausdrud „ungleiche Ehe’ fpäter 
verlaffen habe. 


12) Auch das Eanonifhe Recht führt das Inftitut ungleiher Ehen aner: 
Eennend an, und unterftügte dadurch die Aufrechthaltung des deutfchen Rechts 
gegen das römifche. Causa 32, quaest. 2, can. 12: Non omnis mulier juncta 
viro, uxor est viri, quia nec omnis filius est heres patris. Nuptiarum au- 
tem foedera inter ingenuos sunt legitima et inter coaequales,. 
Auch quaest. 4, can. fin. j 

13) „In allen monarcifchen Staaten Europas hat man immer Mißhei⸗ 
„rathen der Kürften widermwillig ertragen, weil dadurch eine Privatfamilie fo 
„nahe an den Thron kam, folglich zu befürchten war, daß das öffentliche Ju⸗ 
„tereffe ihrem Privatintereffe oft werde geopfert werben,‘ fagt Schmalz 1825. 

14) De cetero omnes laudabiles consuetudines — in posterum religiose 
serventur, sublatis omnibus quae bellicorum temporum injuria irrepserunt 
confusionibus. (Man kann bei diefen Schlußworten an Marie von Eicken denken.) 

15) Im vorliegenden Fall um fo weniger, da bie beutfchen Reicheftände 
eigentlich erft durch den weftphälifchen Frieden als in eigenem Namen regierende 
Sandesherren anerkannt wurden; mithin in biefem höheren Verhaͤltniß ein Grund 
mehr für fie lag, das Inftitut der Ebenbürtigkeit, das bekanntlich auch ruͤckſicht⸗ 
lich der außerbeutfchen regierenden Familien Statt fand, unvertümmert und unge: 
ſchwaͤcht aufrecht zu erhalten. 
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Scheinbar ift diefer Grund; ein Mehreres aber nicht. Mag man 
den eben erwähnten Ausdrud entweder, wie man felbft angab, nur 
„um bie Sache deutlicher zu machen,” ober wie der gleichzeitige Ejt or 
erzählt, aus Höflichkeit gegen einige altabeliche Wahlgefandte vertaufcht 
haben, — jebenfall® muß man genau vor Augen haben, was biefe 
Stelle der Wahlcapitulation eigentlich enthält. Sie „bietet” (fagt Heff— 
ter) „mad ber ermiefenen gefhichtlichen Entftehung einen zwiefachen 
„Gefihtspunct dar; einmal in fo fern fie ein in den reichsftändifchen 
auſern fchon beftehendes Recht gegen Mißheirathen beurkundet und 
„vorausfegt; zweitens in fo fern fie der kaiſerlichen Majeftät die Aner⸗ 
xkennung diefes Rechts und gewiſſe Befchränkungen auferlegt. Nur in 
„der legten Beziehung mar bie neue Stelle der Wahlcapitulation ein 
„‚eigentliches Reichsgeſetz. — In ber erften Beziehung hingegen war die 
„Stelle der Wahlcapitulation nur eine Urkunde der gemeinfchaftliden 
‚Anerkennung eines in ben reichsſtaͤndiſchen Häufern fchon beftehenden 
Familienrechts“ über die Wirkungen unftreitig notoriſcher Mifheirathen. 
Die MWahlcapitulation enthält alfo eine Verfügung nur über die Aus— 
übung eines Eaiferlihen Reſervatrechts bei unftreitig motorifchen Miß— 
- Heirathen. Daß folhe Ehen eriftiren, bezeugt fie; worin fie beftehen, 
welche Ehen dahin gehören, darüber verfügt fie nichts, darüber will fie 
nichts verfügen; das bisherige Mecht über diefen Gegenftand blieb alfo 
unverändert und unberührt. Die Mehrheit der Kurfürften oder ihrer 
Gefandten hatten, wie e8 feheint, Zweifel darüber, wie weit der Begriff 
von notorifhen Mißheirathen oder überhaupt von Mißheirathen ſich 
erſtrecke (und meinten, es ſei ein Regulativ deshalb nothwendig). Ab— 
geſehen davon, daß fie ihren Zweifel ſelbſt nur zweifelhaft ausdruͤckten 
und nur für möglic erklärten („etwa noch zweifelhaft fcheinenden “), 
und abgefehen davon, daß fie ſaͤmmtlich Ehen, wenn fie auch nicht in 
ihren Begriff von unftreitig notorifhen Mißheirathen fielen, dennoch 
rechtlich für Mißheirathen halten konnten, fo ift jedenfalls gewiß, daß 
fie über jenen Begriff und über ihren etwaigen Zweifel nichts beftimm: 
ten; daß alfo dasjenige, was damals Rechtens war, Rechtens geblieben 
ift und hierdurch in keinerlei Weiſe geändert wurde, noch geändert wer: 
den follte. „Daraus folgt aber nicht” (fagt Pütter) „daß bei allen 
„anderen Mifheirathen, die hier nicht als unftreitig notoriſch angefehen 
„find, das alte hergebrachte Recht aufgehoben ſei. Sondern fo fern 
„biefes auch fonft nur aus richtigen Gründen gezeigt werben kann, ift 
„Denen, bie der Fall etwa trifft, unbenommen, auch daraus bie Suc: 
„eeffionsfähigkeit der Kinder aus ſolchen Mißheirathen zu beſtreiten“ 10). 


2 Sehr aut hat Eihhorn (über die Ehe des Herzogs von Guffer 1835) 

diefe le der Wahlcap 

Schmalz (1825). Nah feiner Deutung hätte es die Wahlcapitulation dem 
aiſer nur bei Kindern aus t 
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Gleichzeitige Zeugniſſe haben in foldhen Gegenftänden den größten 
Werth. Zwei Jahre nad) der Wahlcapitulation von 1742 erließ Fried; 
rich I. von Preußen, und zwar auch gelegentlich der Ehe des Herzogs 
von Sachſen⸗Meiningen mit einer Bürgerlichen, ein Anfchreiben an den 
Kaifer, welches mit folgendem Antrag fchließt: „Wir ſollen auch aus 
„teutſchpatriotiſcher Geſinnung ganz unvorgreiflich dafuͤr halten, daß 
„Ew. Kaiſerlichen Majeſtaͤt Reichshofrath ſowohl als Reichsbofcanle 
„pro norma regulatisa bei dieſer Gelegenheit ein vor alles zu beſcheiden 
„feien, daß alle diejenigen fürftlichen Heirathen ſchlechterdings für ungleid 
„hu achten, welche mit Perfonen unter dem alten reichsgraͤflichen, Sit 
„und Stimme in comitüs habenden Stande contrahirt worden.” Un: 
geachtet alfo kurz vocher das Eurfürftliche Collegialfchreiben von etwa 
noch zweifelhaft ſcheinenden Mißheirathen gefprochen hatte, ſprach den⸗ 
noch der koͤniglich preußifhe Hof 1744 feine beftimmte Anficht aus, 
alle Ehen Erlauchter unter ihrem Stande, alfo auch mit Frauen von 
altem niederen Adel, feien fo gewiß Mifheirathen, daß der — un⸗ 
bedenklich ſeinen Reichseoliegien befehlen koͤnne, in jedem vo 
Falle hiernach zu verfuͤgen. 

Endlich moͤge hierbei noch erwähnt werben, daß bei den Verhant 
lungen über die naͤchſte Wahlcapitulation (1745) der Vorſchlag gemad 
wurde, dem Worte „Mißheirath“ zuzufegen: „nämlid mit Perfonen 
welche nicht wenigſtens vier adeliche Ahnen aufzumeifen haben; monad 
denn die Ehen Erlauchter mit Altadelichen nicht mehr den unflrelti 
notorifchen Mißheirathen hätten beigezäblt werden koͤnnen. : Bor 
flag wurde verworfen. Wenn es nicht nothmwendig und folgerich 
ift, hieraus auf eine ganz beflimmte Anficht der Mehrheit der Kurfür. 
fin, daß ſolche Ehen Mifheirathen feien, zu fchließen, fo ift es gemi 
eben fo recht und billig, aus der drei Jahre früher ge Mi 
lichkeit eines Zweifels ebenfalls Eeine gegentheilige beftimmte An { 
zu folgern. Br 

Alſo im Jahre 1742 wurde darüber, welche Ehen Mißheirathe 
ſeien, keine neue Lehre eingeführt, nichts verfügt, Es blieb bei demie 
nigen, was früher, was bis dahin, was damals Rechtens war. Da 
aber bis dahin die Ehen Erlauchter unter ihrem Stande Mißbeira 
waren, alfo auch die Ehen mit Frauen alten Adels, iſt durch 
halt der $$. 3 bis 5 und befonders 6 ermwiefen worden. 

3) Allerdings hat deshalb 3. 3. Mofer (deffen auch von Leiſt 
gerühmter „praktiſch richtiger Blick“ das bis dahin beftandene Herkom⸗ 
men nicht verfennen konnte) mit den Anhängern feiner neuen Lehre 
behauptet, daß in den 1730ger Sahren eine Abänderung bes alten 
Gemwohnheitsrechtes zu Gunften des alten Adels entftanden fei oder 
begonnen habe. 


doch Mißheirat — *— und — Hierbei iſt wohl uͤberſehen, * ſchon 
durch die ſeit 1658 beſtandene und oben im F. 6. angeführte Stelle der Wahl: 

capitulation dem Kaifer unterfagt war, zum Rachtheil der wahren Gesfolger 
yehbicate, Titel u. ſ. m. zu verleihen. 
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Einen Beweis biefer Abänderung ift man aber ſchuldig geblieben. 

Zur Begründung eines Gewohnheitsrechts oder zur Abänderung eines 
beftehenden ift bekanntlich durchaus nothwendig: ftillfehmeigende Einwil⸗ 
ligung der Intereffenten und des Gefeggebers, ertheilt aus Weberzeugung 
ihrer Nothmwendigkeit, ausgefprochen durch gleichförmiges Verfahren in 
den einzelnen Fällen, ohne daß entgegenftehende Fälle von wirklicher 
Erheblichkeit vortommen. Alles diefes fehlt bier. Die reichsftändifchen 
Familien gaben niemals ihre Zuftimmung zu einer neu einzuführenden 
Ebenbürtigkeit der Ehen mit Adelichen zu erkennen; fie beurfundeten 
vielmehr das - Gegentheil durch die Handlungsweiſe der großen Mehrheit 
in Vermeidung ungleicher Ehen, durch Familienverträge, durch agnati= 
ſchen Widerfpruh. Abweichungen in einzelnen Familien duch Haus: 
gefege, oder in einzelnen Fällen mit oder ohne Zuftimmung aller In: 
Fan vermögen «ben fo wenig eine neue allgemeine Obfervanz dem 
alten Herlommen ganz entgegen zu begründen. „Factiſche Abweichun⸗ 
„gen von einem fonft gewöhnlich feftgehaltenen Princip können nur bes 
„weiſen, daß Ausnahmen von der Regel Statt finden’ (fagt Heff ter), 
und hoͤchſtens, daß in einzelnen reihsfländifhen Familien '7) ein ent: 
genftehendes befonderes Herkommen fi begründet hatte. Allein wie 
wenig dies die Stelle eines allgemeinen zu erfegen vermag, kann nicht 
beffer als mit Pürter’s Worten ausgebrüdt werden: „Gefegt, — in 
„einem fürfllichen Haufe wären wirklich ſolche Fälle vorgefommen, wor: 
„aus man eine flillfehweigende Einwilligung des ganzen Hauſes mit 
„binfänglihen Gründen folgern könnte, um zu behaupten, daß in die⸗ 
„sem Haufe die Ehe eines Fürften mit einer Adelichen nicht mehr fuͤr 
„eine Mißheirath gehalten werden dürfte, fo wuͤrde davon doch auf an⸗ 
„dere Häufer, die beim alten Herkommen blieben, fein Schluß gelten, 
„viel weniger würde es für den ganzen Sürftenftand ein neues Recht 
ausmachen. — Wenn auch noch fo viele Häufer in jenen Fällen wären, 
gi nur ein einziges darauf beharrte, den alten Grundfägen bes beut- 
ürftenrechtö treu zu bleiben, wuͤrde man diefem wider feinen 
„Willen das Gegentheil nicht aufdringen können; — fo mwenig die Folge 
„war, daß wenn 99 Häufer das Recht der Erfigeburt eingeführt hatten, 
es deswegen auch im hundertfien gelten müßte.” Freilich ift mitunter 

*F mit ** beſtrittener Fall mit kaiſerlicher und reichshofraͤthlicher 
g gewaffnet. Aber Kaiſer und Reichshofrath waren in fol- 
allen nur oberfte Richter und waren vermoͤge der deutſchen Reichs⸗ 
aſſung g nirgends —— ein für reichsſtaͤndiſche Familien verbind⸗ 

u ſchaffen. Einen Beweis über Rechtsanſichten 
— —— Urtheite wohl liefern, einen Beweis über Rechts: 
gewohnheit aber nur dann, wenn ſie die unzweifelhafte Exiſtenz der 


FR — in em Bi gräflichen katholiſchen Däufern in Schwaben 
nd Franken; auch ) in dem a Hanfe Baden, ausdrücdlic 
| bem Marfgra ch 1796, wie früher 1787 von dem 
Geheimenrathoce * “bee Acten des Wiener Congreſſes 
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Rechtsgewohnheit ihren Entfcheidungen zu Grunde legen; nicht aber, 
wenn, wie in biefem Gegenftande in den allermeiften Fällen, die Ent: 
ſcheidung gefhöpft werden mußte, entweder aus Familienverträgen, oder 
aus Gemohnheitsrecht der einzelnen Familien, oder aus beftrittener Wir: 
tung einer kaiſerlichen Standeserhöhung, oder aus ber mehr oder minder 
genügenden Einwilligung vieler oder fämmtlicher agnatifcher Intereſſen⸗ 
ten, ober nur aus der zweckwidrigen Art und Weiſe, wie die Klage 
angebracht wurde 1). Jedenfalls können richterliche Urtheile felbft nies 
mals Quelle eines Gemwohnheitsrechtes fein !?). 

Es möchte daher feftftehen, daß die für bie Abänderung bes alten 


18) In der er Beziehung diene Folgendes zu einem Belege. Die Ber: 
theidiger. der Ebenbürtigkeit der Ehen Erlauchter mit Frauen von altem Adel 
berufen ſich darauf, daß Prinz Franz Adolf von Anhalt:Bernburg-Schaumburg 
fih 1762 mit Marie Joſephe von Haßlingen aus altadlichem Gefchlecht vermäblte, 
welche vom Kaifer in den Grafenftand erhoben wurde; und daß die Klage der 
vier Brüder des Prinzen vom Reichshofrath 1767 abgewiefen wurde. Allein 
die Bitte der Kläger um Grflärung, daß biefe Standeserhöhung ihnen nicht 
zum Nachtheil gereichen folle, fcheint unzweckmaͤßig gefaßt gewefen zu fein, 
denn es wurbe bie Klage nur „angebradhter Maaßen“ abgemwiefen. Iebenfallö 
ſah der Reichshofrath felbft hierdurch die Sache nicht als entfchieden an.: Denn 
es klagte fpäter die Haßling'ſche Familie gegen bie —— Familie 
wegen Verletzung der graͤflichen Wuͤrde, und er erkannte 1775 der Reiche- 
— „Da der gegen die Ebenbuͤrtigkeit der von dem Prinzen Franz Adolf 
„ru Anhalt⸗Schaumburg getroffenen Vermaͤhlung erregte Zweifel bewandten Um: 
„Ständen nach lediglich zwifchen jest benannten Prinzen oder beffen Gemahlin 
„und bed Erfteren Herren Bruder gütlich oder rechtlich zu erörtern iſt,“ u. f. w. 
Uebrigens wurbe weder Franz Abolf noch einer feiner Söhne regierender Herr. 
Bei befinitiver Entfcheidung, welche der Reichshofrath zweimal rechtlich umgeben 
Eonnte, hätte ſchon vermöge eines von dem Prinzen Franz Adolf fetbft 1756 
anerkannten Hausgefeges, welches den niederen Abel von ber Ebenbürtigkeit in 
diefer Familie ausfchloß, gegen die Standesmäßigkeit der erwähnten Ehe erkannt: 
werden müffen. — 

19) Wie Ich richtig von Heffter bemerkt wirb, welcher überhaupt (1829) 
feit Pütter (1796) die Lehre von Mifheirathen am Gründlichften bearbeitet 
bat. — Noch einen, ganz fingulären Grund für die in neueren Zeiten angeblich 
eingetretene Ebenbürtigkeit der Ehen zwiichen Erlauchten und Altablichen hat 
Häberlin vorgetragen. (und? Schnaubert nachgeſprochen). Nämlich folde 
Ehen hätten ehedem nur darum Mißheirathen fein koͤnnen, weil der Adel mini- 
fterial und dadurch unfrei gewefen; die Aufhebung der Minifterialität habe das 
neuere Herkommen begründet. Allein abgefehen davon, daß befonders in ſtaats⸗ 
rechtlichen Gegenftänden die Wirkung oft ihren Grund überlebt hat (man benfe 
. B. an das Lehnsinftitut, an die Austräge), fo kann die Minifterialität 
jener Grund nicht geweſen fein, theil® weil nur ein Theil des Adels in ber 
Minifterialität ftand, während die Ehe eines Erlauchten mit einer adlichen Frau 
aus nichtminifterialem Gefchlecht ebenfallg Mißheirath war; theils weil die 
Ehen mit freien Bürgerlichen, obgleich diefe in feiner Minifterialität ſich be 
fanden, auch Mißheirathen waren. Auch ift die Aufhebung der Minifterialität 
nicht gleichzeitig mit ber Zeit der Entftehung bes angeblichen neueren Herkom⸗ 
mens. — Eine Ähnliche Bemerkung drängt —* ruͤckſichtlich der zu Anfang des 
$. 8, angeführten gleichheitlichen Verhaͤltniſſe des alten Adels mit dem hoben 
auf. Sie beftanden Sahrhunderte lang, ehe man an die Bildung des vermeint: 
lichen neueren Gewohnheitsrechts dachte. 
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Gewohnheitsrechtes zu Gunften des alten niederen Adels. angeführten 
Gründe, nämlich die rechtlichen Wirkungen der Ehe an fih, (Mr. 1.) 
die Wahlcapitulation von 1742 an, (Mr. 2.) und einzelne ſeitdem vor⸗ 
gelommene Fälle, (Mr. 3.) auch das Verſchwinden der ehemaligen Mi- 
nifterialität: des Adels (Note 19.) den beabfichtigten Beweis keineswegs 
erbringen können. Muß man fchon darum den ferneren Beſtand der 
älteren Theorie für rechtlich begründet halten, fo tritt noch hinzu, daß 
‚gerade von ber befprochenen Zeit an viele erlauchte Familien durch Ver: 
träge das alte Recht, welches durch die neue Theorie gefährdet erfcheinen 
‚mochte, zu befefligen und um fo ficherer aufrecht zu erhalten bemühet 
waren. Es gehören dahin namentlih Anhalt »Bernburg: Schaumburg 
1752 und 1756, Naſſau⸗ Saarbrüden 1769, Lömwenftein » Wertheim 
- 1770, Pfalz» Baiern 1771, Erbach⸗-Erbach 1783. Das intereffantefte 
Beifpiel bietet der weftphälifhe Grafenverein von 1755. Es hatte 
naͤmiich ſchon 1740 der zu Coͤln entworfene allgemeine Grafenverein 
‚verabredet: „Neuntens halten wir ebenfalls für hoͤchſt nöthig zu fagen, 
daß wegen ftandesmäßiger Verheirathungen und Wermählungen 
„Nämmtliche an diefer Union Antheil nehmende Grafen und Herren — 
| ganz befondere Attention zu machen, mithin foldye secundum pacta 
„eines jeden gräflichen Haufes zu reguliren; — imo aber feine derglei⸗ 

hen pacta vorhanden, fi damit annoch zu profpiciren — hätte.’ 
‚Hier war alfo nur im Allgemeinen von ftandesmäßigen Ehen die Rede; 
man hielt es nicht für nothwendig, ausdrüdlich feftzufegen, daß zu 
ſolchen die Ehen mit Frauen des niederen Adels nicht gehören könnten. 
Aber im Jahre 1742 hatten des Reiche Kurfürften von etwa zweifel⸗ 
haft fcheinenden Mißheirathen gefprochen, und dadurd einen Johann 
ehem u an ein a seen zu 
| & ton von Sachſen⸗ ngen hatte 
den Recurs an den Reichstag ergriffen (1743—1747), und = Spe⸗ 
ciallinie des (damals) graͤflichen Hauſes Loͤwenſtein⸗Werthheim ſtritt 
um dieſelbe Zeit am Reichshofrath über das Erbfolgerecht der von einer 
Mutter geborenen Söhne. Jetzt fchloffen im Jahre 1755 


wori 

neten, was der allgemeine Grafenverein 15 Jahre früher mit dem 
ui ee ‚Ehen bezeichnet hatte. Sie erklärten nämlich: 
bie. t des ganzen Collegii dahin gerichtet ſei, daß ein jeder 

'; welcher aus dieſem fich zu vermählen denke, dem vor 
Bebacht auf eine Gräfin feines Standes, entweder aus bdiefem 
„oder aus anderen Collegüs und deren altgräflichen Haͤuſern ſolcher⸗ 
eftalt zu nehmen, daß zugleich andere correfpondenzverwandte Mit: _ 
der befugt fein follen, ſich bierunter auf alle dienliche Art zu ver- 
en, und wo etwa andere widrige Abfichten ſich aͤußern 
en, m auf alle mögliche Art in Zeiten zu begegnen.” Ein 


Er 


« 


3 
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Zwar mochte der kaiſerliche Hof im Intereffe feines jege beſchraͤnt⸗ 
ten MRefervatrechts der Standeserhöhungen ungern das alte Recht für 
mohlbegründet erkennen. Er hatte 1721 die Verordnung des Herzogs 
Ernft Ludwig von Sachfens Meiningen, daß in diefem Haufe nur 
Söhne von Fürftinnen oder Reichsgraͤfinnen ebenbürtig fein ſollten 
betätigt. Er hatte von 1722 an in mehreren Erfenntniffen agnatiſche 
Rechte gegen den Sohn des Herzogs Chriftian Karl von Holftein: Pidn 
(zu Norburg) und feiner altadelihen Gemahlin Dorothee Chriftiane von 
Eichelberg aufrecht erhalten und erkannte diefen Sohn erft nad dem 
Tode des widerfprechenden Agnaten 1731 an. Er hatte 1724 für das 
Haus Sachſen-Weimar fogar die Verordnung beftätigt, daß der unter 
einem fürftlichen oder alten reichsgräflichen Haufe fi vermählende Prinz 
fetbft alles Erbfolgerecht und die eigentliche Apanage verlieren folle. Er 
hatte 1726 der aus altabelihem Gefchlechte entfpoffenen und dem Für- 
fien Lebrecht von Anhalt: Hovm angetrauten Sophie von Ingersleben 
unterfagt, ſich die Prädicate Fürftlih und Durchlaucht geben zu laſſen. 
Er hatte auch nod 1743 den vorhin angeführten allgemeinen Grafen: 
verein beftätigt. — Nachher aber war,man vorfichtiger, ſich beftimmt 
auszufprehen. Die Gemahlin des Grafen von Lömwenftein: Wertheim, 
eine geborene Stricicz (eigentlich Strzticz) ward 1751 und 1752 „fammt 
ihren Kindern im Befig des matrimonii aequalis” gefhügt. Der 
ältefte Bruder ließ 1754 feine Zuftimmung erklären, und die jüngeren 
verfolgten den Gegenftand nicht. In den Streitigkeiten, welche die Ehe 
bes Grafen Friedrich Ernft zu Schaumburg: Lippes Alverdiffen mit Phi: 
lippine Elifabeth von Friefenhaufen veranlaßte, wurden die Söhne der⸗ 
feiben 1753 und 1754 poffefforifch gefhüst, und die vorbehaltene 
petitorifche Klage Fam nicht zur Erledigung. In dem vorhin angeführten 
Falle der Vermählung des Fü Franz Adolf von Anhalt» Bernburg: 
Schaumburg mit Marie Jofephe von Haflingen konnte man ſich (1767 
und 1775) mit Erfenntniffen helfen, welche die Sache felbft nicht ent 
ſchieden. Beſonders aber zeichnete ſich die Regierung des Kaifers os 
ſeph's II. (1765 — 1790) dadurdy aus, daß einige Familienverträge er: 
lauchter Häufer, in welchen die Ehen mit Frauen von altem Adel 
erlaubt wurden (z.B. Dettingen Wallerftein 1766), die kaiſerliche Be- 
ftätigung erhielten, während bei denjenigen, in melden ſolche Eben für 
Mißheicathen erklärt wurden (z. B. Naffau:Saarbrüden 1769, 2: 
wenfteins Wertheim 1770, Erbach-Erbach 1784 ?0)), dieſe Erklär 
von der Beſtaͤtigung gewoͤhnlich mit dem Zufage ausgenommen ton de 
„Inmaaßen Ihre Eaiferlihe Majeftät fich dieſerhalb begebenden Falls 

ia SM 


20) Die Verweigerung ber Beftätigung einer Werorbnung des Kürften 
Victor Amadeus Adolf von Anhalt-:Bernburg- Schaumburg 1752 Bann eigentlid 
nicht hierher gezählt werden, weil bie eine Mißheirath eingehenden Prinzen bier 
ihres eigenen Rechts auf Succeſſion und Apanage verluftig erklärt werben 
follten. Denn hierdurch waren die Schranken jeder möglichen Gefepgebung 
überichritten. Allerdings hatte eine Sachfen⸗Weimariſche Verordnung gang ähn: 
lichen Inhalts 1724 Beftätigung erhalten — mit Unreht. * 
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„bie allerhöchfte Gognition allein vorbehalten; wodurch der Reichshofrath 
alfo, ohne es zu wagen, geradezu dem alten Nechte zu wiberfprechen, 
demnächft doch in geeignet fcheinenden Fällen auf die Wirkungen etwaiger 
Standeserhöhungen zuruͤckkommen konnte. — Indeſſen hatte diefe un- 
begründete Beſchraͤnkung der Autonomie deutfcher fürftlicher Familien 
diefelbe Folge, weiche (mie bereits oben im $. 7 bemeldet) gewöhnlich 
eintrat, wenn die Regierung eines Kaifers durch irgend eine Nichtbeach⸗ 
tung ber Grenzen Eaiferlicher Gewalt ſich ausgezeichnet hatte; — ber 
Mißbrauch wurde bei der naͤchſten Mahlcapitulation Gegenfland ber 
Berathung. So auch hier. Auf dem Wahlconvente von 1790 fhlu: 
gen mehrere Kurfürften vor, in der neuen MWahlcapitulation dem Kaifer 
die Verpflichtung aufzulegen, ſolche Hausverträge zu beftätigen. Es kam 
zwar nicht zum Befchluß, indem Stimmengleichheit (dadurch, daß na= 
tuͤrlich auch Kurböhmen über diefe künftige Verpflichtung Leopold’ II. 
mitflimmte) erfolgte. Indeſſen wurde dabei ausdruͤcklich einftimmig 
anerkannt, daß man nicht die Abficht habe, die Nechtsgültigkeit folcher 
Hausverträge zu bezweifeln. Auch ift menigftens dem Verfaſſer diefes 
Auffages nicht bekannt, daß feitdem, feit 1790, eine ſolche nachgeſuchte 
Beftätigung verweigert worden wäre. 

Endlich ift überhaupt ruͤckſichtlich verweigerter Eaiferlicher Beftäti- 
gung von Familienverträgen jeder Art wohl zu bemerken, daß die Kraft 
und Gültigkeit diefer Verträge auf der altdeutfchen Autonomie berubete; 
daß alle autonomifhen Normen (gefchriebenes und ungefchriebenes Recht), 
fo bald fie überhaupt die Grenzen der Autonomie nicht überfchritten, 
Faiferlicher Beftätigung zu ihrer Gültigkeit gar nicht bedurften; wie all- 
gemein anerkannt, durch die Eaiferlihe MWahlcapitulation (Art. I, $. 9. 
und Art. Il, 8. 2.) zugejtanden und praktiſch dadurch bewährt mar, 
daß ſehr viele einft beftätigte Samilienverträge unbezweifelt gültig be— 
trachtet wurden und Grundlage reichsgerichtlicher Erfenntniffe waren. 
Eben fo war e8 anerkannt, daß die gewöhnlichen oder oft vorfommenden 
Beflimmungen Über Mißheirathen, ıamentlic wenn dazu ſolche Ehen 
erklärt werden, welche biefe Eigenfchaft gefeglih oder an fich nicht 
haben würden, bie rechtlichen Grenzen ber Autonomie Eeineswegs über: 
ſchritten ?'). 

Menn man ohne vorgefaßte Meinung das hier Worgetragene er: 
waͤgt, fo dürfte man wohl von der Unhaltbarkeit der Theorie überzeugt 
fein, nad; welcher ungefähr mit Ablauf des erften Drittheils im vorigen 
Jahrhundert des deutſchen hohen Adels Gewohnheitsrecht über Ebenbür: 
tigkeit der Ehen zu Gunften des alten niederen Adels abgeändert wor⸗ 











21) Mofer, Deutfches Staatsreht Th.%, S. 164. Kamilienftaatsrecht 
ber deutſche 4 de zb. 1, ©. 323. zb. 2, ©. 1048, Pütter, Bei: 
ͤc 2, Abb. 34. Runde, De confirmatione caesarea juris primo- 
‚ Got. 1770. Jaup, De valore et efficacia pactorum et statu- 
rum familiarum illustrium et nobilium intuitu tertii, Gissae 1792, Dan 
pergleihe auch, was Bee: noh im $, 10, gegen das Ende und bafelbft in 


Ro w 
Staats » Lerifon XV. 36 
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den wäre. Daß die Ehen Erlauchter nur mit Erlauchten feine Miß⸗ 
heirathen ſeien, haben daher fortdauernd bewährte Rechtslehrer vertheidigt ; 
3. B. Struv (1738 und 1744), Eftor (1740), Schmauß (1746), 
Strube (1759), Hellfeld (1763) 2), Pürter (1796), Schmalz 
(1805), Eichhorn (1823), ‚Jordan (1831), Kohler (1832), 
Maurenbreher (1833), Zöpfl (1834, wenn auch nicht ganz aus⸗ 
druͤcklich), Pernice (1835), Died (1838), Zach ariaͤ in Göttingen 
(1841), Weiß (1843), Wolff (Deutihes Privatrecht 1843) 2°), fo 
daß neuerdings die richtige Theorie wieder ziemlich gemeine Meinung ges 
worden ift. 

Theils ganz auf der Anficht über diefe Theorie, theils zugleich 
auf- ihe beruht die Beurtheilung von brei gegenwärtig anhängigen Pro⸗ 
ceffen: 1) des fürftlichen Haufes Bentheim: Tedienburg gegen das fürft- 
liche Haus Bentheim Steinfurt über das Recht auf die Grafſchaft 
Bentheim; 2) des Herrn Grafen Guſtav zu Sayn » Wittgenftein gegen 
die Herren Fürften zu Sayn » Wittgenftein Berleburg und zu Sayn⸗ 
Mittgenftein: Hohenftein wegen Ebenbürtigkeit und darauf beruhender 
Berechtigung zum Bezug von Fideicommißzinſen; 3) der befannte 
Reichsgraͤflich⸗ Aldenburg: Bentinckſche Rechtsſtreit uͤber den Beſitz der 
Herrſchaften Kniphauſen und Varel. Auch beruht darauf die Beurthei⸗ 
(ung der Anſpruͤche des Hauſes Lömenftein: Wertheim auf eventuelle 
Erbfolge in den Stammländern des Hauſes Wittelsbach **). Ferner 
beruhet darauf die Beurtheilung der eventuellen Anfprüce auf das Koͤ⸗ 
nigreich Hannover, melde ber Sohn des im Jahre 1843 verftorbenen 
Herzogs von Suffer aus beffen Ehe mit Lady Murray, Tochter des 
Grafen Dunmore, bildet. 

$. 10. Bon der Aufloͤſung der deutfhen Reichsver— 
faffung an bis auf den heutigen Tag. Die rheinifche Bundes: 
aete von 1806, welche bekanntlich der formellen Auflöfung der deutfchen 
Reichsverfaffung unmittelbar voranging , erklärte im zweiten Artikel alle 
die nunmehrigen Mitglieder des rheinifchen Bundes und ihrer Staaten 
bisher betreffenden deutſchen Reichsgefege für mirkungslos. Hieraus 





22) Auh Heineccius, Kopp, eünig, Dürr, Ayrer, Eifenhart, 
Sorber, Hofmann, Gräbe, Schott, Dagemeifter, früher auch Mit- 
termaier. Der unterzeichnete Verfaſſer dieſes Auffages hat ſchon im Jahr 
1811, als Mitglied der Juriſtenfacultaͤt zu Gieffen, dieſe Theorie vertheidigt in 
einem Gutachten, welches. unter dem Zitel: „Darftellung der Anfprüche des 
„Herrn Grafen zu Bentheim⸗ Tecklenburg in Rheba auf den Befig der Graf: 
„Ichaften Bentheim:Bentheim und Bentheim-Steinfurt gegen den Deren Grafen 
„zu a und Steinfurt” 1814 (117 und 35 Seiten’ in Folio) gedrudt 
worben ift. 

23) Einige wenige Vertheibiaer ber richtigen Theorie (befonders Eichhorn, 
auch Zacharid in Göttingen) befchränten fie auf ben Fürftenftand und nehmen 
davon den alten reichsgräflichen Stand aus. Eine näbere Erdrterung (im Sinnt 
des Werfaffers diefes Auffages Widerlegung) diefer Befchränkung würde bier zu 
weit führen, und ift indirect in dieſem Auffage enthalten. 

24) Hiervon Staatöleriton Bd. X, ©. 5l. 
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haben einige Staatsrechtslehrer 2°) gefolgert, daß die ganze, theils auf 
ausbrüdlichen Geſetzen, theild auf Gemwohnheitsrecht beruhende Lehre 
von Mifiheirathen des deutfchen hoben Adels ungültig geworden umb, 
ungeachtet ihrer durch die beutfche Bundesacte erfolgten MWiederherftellung 
für die Stanbesherren, bei den fouverdnen Familien auch ferner ohne 
praftifhe Anwendbarkeit bleibe. Zur Beurtheilung dieſer Behauptung 
müffen die beiden Glaffen, in welche der bdeutfche hohe Adel durch bie 
Auftöfung der deutfhen Reichsverfaſſung ſich theilte, hier abgefondert 
erwogen werben. 

1) Die fouveränen $amilien. Es ift wahrlid zu verwun> 
bern, wie hochachtbare Publiciften die Anficht erfaffen Eonnten, als 
babe eine Beftimmung der rheinifhen Bundesacte die Lehre von den 
Mifheirathen bei den regierenden Familien in Deutfhland unanwendbar 
maden können. Denn a) befanntlih haben die Fürftenhäufer Defter: 
reih, Preußen und Dänemark niemald den Beflimmungen der rheini: 
ſchen Bundesacte unterlegen; der Zufland in Deutfhland waͤre alfo 
fonderbar verfchieden geweſen, und da von 1806 bis 1808 drei und 
zwanzig beutfche Staaten (Staatsleriton, Band XV. Seite 135) dem 
eheinifchen Bunde nad und nad) beitraten, fo würde jene Anſicht die 
faft poffirlihe Folge einer allmäligen Erlöfhung ber Lehre von 
Mißheirathen gehabt haben; b) diefe Lehre beruhete bei dem bdeutfchen 
hohen Abel keineswegs auf Neichsgefegen, fondern auf einem gemein- 
famen und unzweifelhaft beftehenden Samilienrecht deffelben, das in den 
MWahlcapitulationen nit gefchaffen, fondern anerkannt und gegen kai— 
ferlihe Eingriffe gefhügt wurde 2°). Wenn man biefe Lehre mit der 
Reichsſtandſchaft will ftehen und fallen laffen, fo überfieht man, daß 
ihr Urfprung aus den alten Zeiten flammt, wo man noch Feine Reiche- 
ftandfchaft kannte, und daß legtere durch Ebenbürtigkeit nicht bedingt 
war, indem im Reichsfürftenrath viele Mitglieder faßen ohne Ruͤckſicht 
auf Geburtsgleihheit oder Standesmäßigkeit. Die Auflöfung der deut: 
ſchen Reicheverfaffung entfernte die Eaiferlihe Gewalt; aber das Recht 
bee Erwerbung der Landeshoheit in ihrer jegigen Erweiterung zur 
Souveränetät, durch Erbfolge hing ficher fortdauernd von bdenfelben 
Familienrehten ab. Durch legtere und auf ihren Inhalt hatte jedes 
Mitglied der Familie wohlbegrünbdete Rechte, die ohne Zuftimmung aller 
nicht aufgehoben werden konnten 27). Oder — die Erbfolge nach dem 
Recht der Erfigeburt hatte in allen Kurftaaten auf ausdrüdlicher Vor: 
fchrift der Reichsgeſetze beruhet; vielleicht nicht in allen zugleich auf 
Samiliengefesen. Hatte im legteren Falle das Primogeniturrecht 1806 


25) Gönner (1808), Bahariä (1810) und Klüber. 

26) Am Beften nacdhgewiefen von Heffter. 

27) Klüber felbft erklärt (im $. 50. bes Öffentlichen Rechts des beut- 
ihen Bundes), die Aufhebung ber bdeutfchen Reichögefege in der rheinifchen 
Bundesacte habe nach allgemeinen Rechtsgrundfägen nicht bezogen werben können 
auf „Rechte, über welche die rheinifchen Bunbesgenoffen zu verfügen nicht be: 
fugt waren.” — — 
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aufgehört? Gewiß nicht! — Im Gegentheil, bie ganze Lehre von Miß- 
heicathen bezwedt, e8 zu verhüten, daß Privatfamilien und alfo Privat: 
intereffen dem Throne und den Intereſſen bes Staates zu nahe kom— 
men 29). Diefer Zweck mußte aber bei den fouverdän gewordenen landes- 
herrlichen Familien in verftärftem Grade eintreten, um auch hierin dem 
regierenden Häufern in den übrigen europaͤiſchen (civilifirten) Monar⸗ 
chieen gleichzuftehen. Hätte die Lehre nicht eriftirt, fie waͤre mit ber 
Souverinetät oder durch bdiefelbe eingeführt worden. c) Eine folde 
Einführung war jedody nicht nothmwendig, weil die cheinifche Bundesacte 
ſelbſt, wenn auch indirect, doch ausdrüdlich das alte Recht für bie 
Mitglieder diefes Bundes aufrecht erhalten hatte. Die Lehre von Miß— 
beirathen ift ein Theil der Lehre von der Erbfolge und bildet eine ber 
Hauptbeftimmungen über das Erbfolgereht. Die rheinifche Bundesacte 
hat im Artikel 34 ganz beſtimmt die Fortdauer derjenigen Erbfolge- 
rechte ausgefprodhen, welche irgend einem der verbündeten Fürften für 
den Fall des Ausfterbens eines mitverbündeten fouveränen Hauſes oder 
Zweiges zuftanden. Matürlicher Weife Eonnten diefe aufrecht erhaltenen 
Erbfolgerehte ihre Natur und Beſchaffenheit hierdurch nicht ändern ; 
es ijt alfo unzweifelhaft, daß fie nach wie vor durch die althergebrachten 
Beflimmungen über Mifheirathen bedingt oder mobdificirt waren; mit 
anderen Morten, daß diefe Beftimmungen fortdauernd gültig waren und 
blieben. d) Beduͤrfte dies noch einer Beſtaͤtigung, fo findet ſich ſolche 
in einzelnen ausdrüdlichen Erläuterungen. Die jüngere, apanagirte 
Linie des fürftlihen Haufes Lippe, die fogenannte erbherrliche Linie 
Lippe= Sternberg: Swalenberg, nahm zu Ende des Jahres 1807 „Ge: 
„legenheit, wegen vorkommender Mifheirath eines Grafen zur Lippe 
„mit einer mittelbaren Adlichen — in sempiternam memoriam fund zu 
„machen, wie bergleihen Verbindung der Linealfucceffion in Land und 
„Leute der Graffchaft Lippe entgegen ift, nachdem die mehr als 60jah— 
‚rige Reichsſtandſchaft und Ummittelbarkeit des in ſich fürftenmäßigen 
„Hauſes Rippe jede Alliirung mit mittelbaren oder minifteriellen Fami—⸗ 
„lien ein für allemal ausſchließt.“ Im Jahre 1818 ließ die großhers 
zoglich= heffifche Negierung bei der hohen Bundesverfammlung erklären, 
daß fie die Ebenbürtigfeit der Standesherren flets anerkannt habe. 
Hier ift freilicdy nicht von den fouveränen Häufern die Rebe; fie verfteht 
fi) aber bei diefen um fo mehr von felbft, wenn fie während bes 
Rheinbundes für die ftandesherrlihen Häufer anerkannt war. e) Endlich 
bat die deutfche Bundesacte — wovon fogleih unter Nr. 2 — im 
Fahre 1815 (menigftens nad) der richtigen, eigentlich nicht zu bezwei⸗ 
feinden Auslegung) anerkannt, daß der ältere Begriff des Rechts der 
Ebenbürtigkeit bis dahin, bis 1815, mindeftens im Allgemeinen (das 
heißt: ohne befondere oder ausfchließliche Anwendung auf die fouveränen 
Häufer) aufrecht erhalten worden fei. 

Es ift daher rechtlich nicht zu bezweifeln, daß bie Lehre von Miß—⸗ 





28) Man vergleiche oben $. 1. und Note 12. 
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heirathen bei ben Mitgliedern des deutfchen Bundes und ihren Familien 
auch waͤhrend des rheiniſchen Bundes fortgedauert hat und ferner in 
unveraͤnderter Gültigkeit fortdauert 2°). 
2) Die ftandesherrlihen Familien. Bei diefen Eonnte aller: 
8 der Gegenftand fehr zweifelhaft erfcheinen. Gegen fie ſprach, 
bie Lehre von ftandesmäßigen Ehen eine zu nahe Berührung der 
Drivafintereffen mit Intereſſen regierender Familien vermeiden ſoll, die 
Standesherren aber nicht mehr regierend in ihren Gebieten, nicht mehr 
d im deutſchen Reiche find; fo mie daß die rheinifche Bun: 
desacte bei der Aufzählung deffen, was fie behalten follten (Artikel 27), 
die Ebenbürtigkeit nicht genannt hatte 20). Für fie ſprach, daß biefe 
Acte, im Artikel 38 ihnen für peinliche Fälle ein fogenanntes Austrä- 
galrecht bewilligend, dieſes befinirte als eim Recht, gerichtet zu werden 
par leurs pairs, womit man Ebenbürtige *") verftanden haben konnte; 
ferner daß man zur Zeit des cheinifchen Bundes Vorlagerder Familien 
ge von ihnen zum Zweck der Einfiht und ber für nothwendig 
erklärten Beftätigung der Staatsregierung verlangte, ohne daß man Ber: 
weigerung biefer Beftätigung für die Beftimmungen über Mifheirathen 
vernommen hat, und ohne daß dieſe Beflimmungen, wenn fie, wie oft 
= Fall, nur auf unzweifelhaftem Gemwohnbeitsrechte beruheten, vorge: 
werden konnten; endlich daß, mie vorhin unter Mr. 1 d ange: 
wurde, wenigftens im Großherzogthum Heffen die Ebenbürtigkeit 
der Standesherren ſtets anerkannt wurde ??). Indeſſen ift es nicht zu 
Ieugnen, daß bie einzelnen Regierungen nicht gleihförmig verführen, 
indem z. B. Württemberg (mwahrfcheinlich dieſes allein, wenigftens aus: 
prtidh) 1808 die in feinem Landrechte von (1609) enthaltenen Be: 
über Erbfolge zur einzigen Rechtsnorm für die Standes: 
herren erklärte, mit ausdrüdticher Aufhebung aller bisherigen Erbver: 
e nliengeſeze und Rechtsgewohnheiten. 
— ‚ was auch ſtrengrechtlich moͤge — ſein, die 













rn h.Beherik Na geleugnetz aber fhon von G. M. Weber 
* — allein hat ſeinen Widerſpruch mit den 

Folgerungen nicht fallen laſſen (er ſteht 
Kr te, nach feinem e von Morftabt beforgten 


keit unter den bier genannten droits non essen- 
w. micht mitben ar eine Bergleidhung 

u Bundesacte im etitel 1 . unter a. unb c. 

— ee uͤberſetzte. Die —* Declaration fagte: 


der Ehenbürtigkeit ift den Standesherren ſtets anerkannt 
— — angefuͤhrtes heſſiſches ra vom 28. April 
enbe I on auf den niederen Adel; denn es find fpäterhin 
ilienve welche era beftimmten, ohne Bor: 
ft. worden. Daß überhaupt in biefem de die Standeiherren von 


und ben, ift t von 3 ‚ 
19 de4 sheitfehen Bundes (Biefln 1814) © 68-79. 






. M. Weber behauptet 1810-die Fortdauer 


566 Unftandesmäßige Ehe. 


beutfche Bunbesacte 1815 auf eine Meife entfchieben,, welche ben hu⸗ 
manen und edlen Rüdfichten auf das unverfchuldete harte Loos ber 
Standesherren zu entfprechen fcheint. Sie fagt im Art. 14: „Um den im 
Fahr 1806 und feitdern mittelbar gewordenen ehemaligen Reihsftänden und 
‚MReihsangehörigen in Gemäßheit der gegenwärtigen Verhältniffe in allen 
„Bundesſtaaten einen gleichförmig bleibenden Rechtszuſtand zu verfchaf: 
„fen, fo vereinigen die Bundesftaaten fi dahin, daß biefe fürftlichen 
„and geäflichen Häufer fortan nichts defto weniger zu dem hohen Adel 
‚in Deutfchland gerechnet werden, und ihnen das Recht der Ebenbür: 
„tigkeit in dem bisher damit verbundenen Begriff verbleibt.’ 

Alfo follen aud im deutfhen Bunde die Standesherren — wenn 
fie auch feit 1806 nicht mehr dazu gehört haben — zum beutfhen 
hohen Adel, ‚fortan,‘ von nun an, fünftig, wieder mitgezählt wer: 
den; und da bdiefer unter fich ebenbürtig war, fo foll das Recht ber 
Ebenbürtigkeit,*diefe einzige Grundlage der Lehre von Mißheirathen, ih: 
nen — nicht gegeben werden jest, nicht twiebergegeben werden jet, fondern 
— verbleiben; und der Begriff deffelben foll bleiben wie bisher, 
alfo wie er unter der deutfchen Reichsverfaffung nicht nur, fondern auch 
ganz damit übereinftimmend von 1806 bis 1815 war. Man verkennt 
offenbar den Sinn, von welchem die Verfafler der deutfchen Bundesacte 
geleitet waren, man verfennt nody mehr die Worte bisher und ver: 
bleiben, wenn man??) nicht zugefteht, daß hierdurch ber Zweifel, wel: 
cher für die Zeit des Rheinbundes beftehen konnte, zu Gunſten ber 
Standesherren auch für diefe Periode entfchieden werben follte und ent⸗ 
fchieden worden ift. Sollte alfo ein Fall eintreten, der nad bemjeni: 
gen, was von 1806 bis 1815 gültig gemwefen, beurtheilt werben müßte, 
fo kann auch diefer nur nach den Grundfägen des alten deutfchen Ge: 
mwohnheitsrechts feine Erledigung finden. 

Alfo verbleibt das Recht der Ebenbürtigkeit den ftandesherrlichen 
Häufern nicht nur in Bezug auf ihre Familien unter einander, fondern 
es bleibt ihnen auch die Ebenbürtigfeit mit den Souveränen und ben 
Mitgliedern der Familien derfelben?*). Denn nad der Bunbesacte ge: 
hören fie fortan wieder zum hohen Adel Deutfchlands; aus diefem find 
bie jegigen Souveräne im deutfhen Bunde eben fo wie bie Standes- 
herren hervorgegangen. Diefer hohe Adel war unter ſich ebenbürtig, und 
die Ebenbürtigkeit fol in dem beutfch = flaatsrechtlihen Sinne fort: 
dauern ®5). Die officielle frangöfifche Weberfegung der deutfchen Bun: 


33) Wie nur Klüber thut. Kohler bezieht auch das Wort bisher 
nur auf bie Zeit bis zur Auflöfung der beutfchen Reichsverfaffung. 

34) Nur von Klüber (umftändlih) widerfprochen, welchen am Beften 
Jordan (Staatsreht $. 237) widerlegt hat. 

35) Daher fagen bie fogenannten ftanbesherrlichen Edicte, 4. B. von 
Baden (1819): „Das Recht der Ebenbürtigkeit in dem nämlichen Begriff, 
ber vor ihrer Mebiatifirung damit verbunden warz vom Großherzog: 
tbum Heffen (1820): „Das Recht der Ebenbürtigkeit nach dem im Staats- 
vecht des pormaligen deutſchen Reichs damit verbundenen Begriffes" und das 
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besacte hat in biefer Bedeutung richtig übertragen: „Les maisons des 
princes et comtes mediatises n’appartiennent pas moins à la haute 
noblesse d’Allemagne, es conservent les droits d’egalit€ de naissance 
avec les maisons souveraines ( Ebenbürtigkeit) comme elles 
en ont joui jusqu’ ici.“* Die Wiener Congrefacte vom 9. Suni 1815 
enthält im Art. 64 unter 3, a. diefelbe Verfügung ganz mit benfelben 
Worten. Das Aachener Eonferenzprotocoll vom 7. Nov. 1818 erklärt: 
„L’acte federatif garantit aux mediatises leurs droits d’egalit€ de 
naissance avec les maisons souveraines.* Der bdeutfche Bundesbe— 
ſchluß vom 19. Auguft 1825 3%) erwähnt in Bezug auf die Standes: 
berren ‚ihrer Ebenbürtigkeit mit den fouveränen Häufern.” Es ift alfo 
nicht zu bezweifeln, daß, wie Jordan fagt, ‚‚die flandesherrlihen Häu- 
„fer auch jest noch und für alle Zukunft — mit ben regierenden Däus 
„seen gerade fo ben hohen Adel bilden und ihnen ebenbürtig fein 
„jollen, als wenn das deutfche Reich nody fortbeftände und die mit bef: 
9— Aufloͤſung verbunden geweſenen Ereigniffe gar nicht vorgefallen 
„waͤren.“ 

Aber die jetzigen ſtandesherrlichen Familien beſaßen unter der deut— 
ſchen Reichsverfaffung die Ebenbürtigfeit audy mit den fouveränen, au: 
ßerhalb Deutfchlands regierenden Häufern. ft auch diefe wiederum für 
fie anerfannt? Dies leugnen Jordan und Weiß?”), Lediglich wegen 
des Art. 64 der Wiener Congreßacte, alfo wohl darum, weil dieſer Ar: 
titel, welcher auf bie vorhin angegebene Weife die Ebenbürtigkeit der 
Standesherren beftätigt, in dem Eingang und unter Nr. 338) diefes als 


banndverifche wegen Arenberg (1826): „Das Recht der Ebenbürtigkeit in 
„dem nämlichen Umfange, ber vor der eingetretenen Mebiatifirung damit vers 
„bunden war.’ a 

36) Veranlaßt, wie es fcheint, durch einen von Klüber (öffentliches Recht 
5. 303, Note 9) erwähnten, bei den Wiener Minifterialconferenzen im Jahre 
1820 von ftanbesherrliher Seite erfolgten Antrag, in welchem auch biefe 
„Sbenbürtigkeit mit den fouveränen Haͤuſern“ ausgefprodhen wurde. Auch das 
banndverifche Hausgefes (1836) erklärt ausdrücdtich die Ehen hannöverifcher 
Prinzen für ebenbürtig, wenn fie mit Mitaliedern eines nach Artikel 14. der 
Bundesacte den Souveränen ebenbürtigen Hauſes gefchlofien werben. Gin 
Bundesbefhluß vom 13. Febr. 1829 nimmt auf den von 1825 und auf jene 
Motive ausdrücklich Bezug. 

37) Auh Klüber, aber nur aus feinen früher fchon widerfprochenen — 
Boraus ſehzungen von gänzlihem Erlöfchen der Ebenbürtigkeit im Jahre 1806. 

38) Der Eingang fagt: „Outre les points rögles par les articles précé- 
dens, relativement à l’e&tablissement de la confederation, les &tats con- 
federes sont en meme tems convenus d’arreter à l’&gard des objets sui- 
vans les dispositions contenues dans les articles ci-apr&s qui doivent avoir 
la m&me force et valeur que ceux qui précèdent.“ In Nr. 3. deffelben Ar: 
tikels wird gefagt: „Pour assurer aux anciens états de l’Empire qui ont &te 
mediatises en 1806 et dans les anndes subsequentes, des droits &gaux 
dans tous les pays de la conf&d&ration et conformes aux rapports 
actuels, les etats confede&res &tablissent les principes suivans,‘‘ welche 
legtere Stelle eine wörtliche Webertragung des Einganges zum Artikel 14, der 
deutfchen Bundesacte bildet, 
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eine Uebereinktunft unter ben beutfhen Bundesſtaaten (nicht 
unter den acht europdifchen Großmächten) bezeichnet, und meil er (mört- 
lich gleich der deutfchen Bundesacte) von einem den Standeöherren in 
allen Bundesftaaten (alfo nicht überall) zu verfchaffenden gleich 
förmigen Rechtszuftand der Standesherren fpricht. 

Dennod dürfte die gegentheilige Meinung ſich aus überwiegenden 
Gründen vertheidigen laffen. 1) Es follte in diefer Beziehung ber frü- 
here rechtliche Zuftand fortdauernd gültig erflärt werden, und ber fruͤ⸗ 
- here Zuftand erfannte die Ebenbürtigkeit mit allen fouveränen Haͤuſern 
unzweifelhaft an. Die ganze Lehre von Mißheirathen des hohen Adels 
beruht zwar nur auf dem Zweck, eine nadhtheilige Annäherung von Pris 
vatintereffen zu denen ber regierenden Familien zu vermeiden; die Stans 
besherren regieren nicht mehr; ihre Ebenbürtigkeit mit ben fouveränen 
Häufern außerhalb. Deutfchlands wäre alfo nady richtiger theoretifcher 
Auffaffung eine Anomalie. Allein die ganze Eriftenz der den Standes: 
herren eigenthümlichen Vorrechte ift eine (aus Beruͤckſichtigung ihres uns 
verfchuldeten Geſchicks entftandene) Anomalie; ihre Ebenbürtigkeit mit 
Deutfchlands fouveränen Häufern ift auch eine ſolche; die Wiener 
Congreßacte erkennt ihre Standesgenoffenfchaft avec les maisons souve- 
raines comme elles en ont joui jusqu?’ ici; fie hatten fie all 
gemein genoffen; hätte man die neue Anerkennung beftreiten wollen, wie 
leicht wäre e8 gewefen, den Worten avec les maisons souveraines das 
einzige Wörtchen de l’Allemagne beizufügen? 2) Würbe es für die erb- 
lichen Mitglieder des deutfhen Bundes, anerkannt gleich und ebenbürtig 
den anderen europdifhen Monarchen, nicht unpaffend fein, die flandes- 
herrlichen Familien zu Standesgenoffen zu haben, wenn benfelben nicht. 
das Recht ber Ebenbürtigkeit mit allen Souveränen zuftände? Dem 
Könige von Baiern follte der Standesherr ebenbürtig fein, und nicht bem 
Könige von Griechenland? 3) Die gegentheilige Anficht dürfte zu uns 
auflöslihen Schwierigkeiten führen bei denjenigen Fürften, welche zus 
gleich in und außerhalb Deutfchlands regieren. Könnte die Ehe eines Kö: 
nigs von Dänemark ober der Niederlande eine Mifheirath fein für biefe 
Königreiche, und zugleich ebenbürtig für die zum deutſchen Bunde gehoͤ⸗ 
tigen Staaten diefer Monarchen? — Die Unterthanenqualität ber 
Standesherren allein dürfte Fein genügender Gegengrund fein; benn bie 
fämmtlichen beutfchen Reicheftände waren zugleich Unterthanen, unterwot⸗ 
fen der Reicheftaatsgewalt. 4) Dennoch waren fie als deutſcher hober 
Adel in dem völferrechtlichen Befig der Ebenbürtigkeit mit den fouveränen. 
Familien; und die Wiener‘ Congkeßacte hat bie Verabredung ber verbünder 
ten beutfchen Fürften aufgenommen, daß die ftanbeöherrlichen Häufer fort 
dauernd zum beutfchen Adel gehören (les maisons — n’appartiennent pas 
moins & Ja haute noblesse de l’Allemagne). Hat fie nicht ſchon hiermit, 
durch dieſe Aufnahme, von felbft und zugleich die rechtlichen Folgen ber 
Mitgliedfchaft des deutfchen hohen Adels aufgenommen 3%)? Wie viel mehr, 

39) WBollgraff will keinen hohen Abel in Deutfchland mehr anerfennenz 
und Maurenbrecher will (Kiüber’fchen Anfichten folgend) bie deutſchen 
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da fie in unmittelbarer Folge noch die bisherige Ebenbürtigkeit mit den ſou⸗ 
veränen Häufern ausdrüdtich anerkannte? Mit Recht fagt daher Heff— 
ter*0): „Man kann mwenigftens keinen Widerfpruc darin finden, einen 
„nölßerrechtlich anerkannten Abel einer zwar in unabhängigen Staaten befte: 
„henden, doch durch Abftammung und frühere und neuere Verhältniffe noch 
‚Immer verbundenen Gefammtnation anzunehmen.” Und: ‚Es hat an ſich 
„nichts ftaatsrechtlich Widerfprechendes, eine gemiffe Elaffe von Unterthanen 
. „für Pairs oder Geblütsgenoffen der fouveränen Familie zu erklären, und bie 
„deutſche Bundesacte fichert den Mediatifirten diefes Recht der Genoſſenſchaft 
„ausbrüclic zu. Ja, man könnte fogar, da die deutfche Bundesacte und 
„bie die Mediatifirten betreffende Dispofition durch Art. 64 der Wiener 
„Songreßacte von ben europäifchen Mächten als eben fo gültig und 
„kraͤftig anerkannt ift, tie der übrige Inhalt diefer Acte felbft” (man 
vergleiche Note 38), „daraus die Anerkennung einer europäifchen Pair: 
„Schaft der Mediatifirten folgern. 5) Jedoch erklärt Deffter diefes 
füe „nicht ganz beutlih;‘ wozu das von ihm damit in Verbindung 
gebrachte ruffiihe Manifeft vom 2. April 1820 Anlaß gegeben zu ha: 
ben ſcheint. In Bezug hierauf möge Folgendes bemerkt werden. Die 
Autonomie bed deutfchen hohen Adels zur Zeit der deutfchen Reichsver: 
faffung ift bekannt. Wermöge berfelben. wurden die wichtigſten Fami⸗ 
ltenangelegenheiten durch Samiliengefege und Familienverträge beftimmt. 
Da e8 denjenigen, melde hier überhaupt verfügen konnten, freiftand, 
namentlih Verfügungen über die Erbfolge zu treffen (man denke 3.8. 
an Erfigeburtsrecht, an Ausfhluß der Frauen), fo konnten auch die Be: 
dingungen feflgefegt werden, unter welchen die Ehen mit der Wirkung 
zu fließen feien, daß die Nachkommenſchaft derfelben ein Erbfolgerecht 
babe. Es konnte auch die Defcendenz aus folchen Ehen, melde recht: 
lich entweder vielleicht ober gewiß Keine Mifheirathen waren, ausge: 
ſchloſſen werben, ohne daß hierdurdy irgend ein Urtheil über Ebenbürtig- 
keit an ſich ausgefprochen worden wäre (Beifpiele genug bietet bie beut: 
fhe Gefhichte). Diele Verträge fchloffen die Nachkommen Erlauchter 
mit Frauen von niederem, wenn gleich altem Abel von aller Erbfolge 
aus; und die Gültigkeit diefer Verträge ward auch von denjenigen nicht 





Souperäne und ihre Familien nicht mehr dazu zählen. Beide Behauptungen 
- find hoͤchſt fonberbar, da die deutſche Bundesacte und die Wiener Congreßacte 
rüd anerkennen, daß ein beutfcher hoher Adel ferner eriftirt, und daß 
lass vie (melhe mit den bdeutfchen, jest fouveränen Yamilicn ihn 
chließlich bildeten) zu ibm gehören follen, nicht ihm bilden, ihn allein 
ausmachen follen. Richtiger Eichhorn, von Drefch. Auch Heffter mit 
Borten: ‚Und umgekehrt konnte gefragt werben, wenn den Mebiatifirten, 
fangs vorgefchlagen war, blas das Recht der Ebenbürtigkeit anerkannt 
wäre, ob ihnen außerdem noch Prädicat und Rechte eines hohen Abels 
m fein folten; denn Beides ift nicht identifch. Der hohe Adel befteht 
richt blos in einer Ebenbürtigkeit mit etwas noch Höherem, fondern in einer 
draemineng vor dem niedern Abel, wovon jene Ebenbürtigkeit nur die Folge 
25 worin aber noch andere Vorrechte enthalten ſind, die ja die Bundesacte 


anerkennt. 
40) Seite 84 und Seite 57. 








le 
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bezweifelt, welche diefe Ehen für ſtandesmaͤßig an ſich hielten. Schon 
im 17. Jahrhunderte ſchließt MWürtemberg (fürftbrüderlicher Vergleich 
von 1617) die Defcendenz von Gemahlinnen ‚außer dem fürftlichen 
Stande” aus, während Niemand die Standesgenofjenfhaft eines reichs⸗ 
ftändifchen gräflihen Hauſes bezweifelt. — Jede Familie des deutfchen 
hohen Adels konnte mithin in an ſich gültigen Familiengeſetzen — zwar 
nicht irgend eine Glaffe für nichtzebenbürtig erklären, wohl aber irgend 
einen Geburtsftand beſtimmen, deffen Defcendenz entweder allein fuc: 
ceffionsfähig oder nicht erbfolgeberechtigt fein folle. Diefe Beftimmun- 
gen bedurften eben fo wenig wie andere Samilienverträge einer höheren 
Beſtaͤtigung und waren ftets im beutfchen Reiche volllommen verbind⸗ 
lich?‘“). — Bon felbft möchte es klar fein, daß der feit 1806 ſouveraͤn 
gewordene Theil des beutfchen hohen Adels diefes Recht nicht-aufgegeben 
bat, daß es jedenfalls ungefchmälert bei ihm fortbefteht. Es koͤnnen 
daher Hausgefege deutfcher jest regierender Familien fortdauernd (fo gut, 
wie unter der deutfchen Reichsverfaſſung) beſtimmen, welcher Ehen Deſcen⸗ 
denz fucceffionsfähig fein fol. So fordern hierzu die Verfaffungsur: 
kunden von Baiern, Würtemberg, Großherzogthum Heſſen Abftammung 
„aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des Königs (des Großherzogs) 
„geſchloſſenen Ehe;“ mährend das Eurheffifhe Haus: und Staatsgefeg 
nur die „Einwilligung des Souveraͤns“ verlangt (das badifhe Haus: 
und Familienftatut fpricht jedem „‚ebenbürtigen Mannsftamm‘‘ ohne alle 
weitere Beſchraͤnkung die Erbfolge zu). Nah jenen $amiliengefegen 
genügt alfo die Ebenbürtigkeit der Gemahlinnen nicht zum Erbfolgerecht 
ihrer Söhne: zum Theil ift fie nicht einmal erforderlich. Dennoch ifl 
es unzweifelhaft, daß die Standesherren Ebenbürtigkeit mit diefen Fami⸗ 
lien befigen, und daß alfo Niemand berechtigt ift, fie ihnen abzufpre« 
chen #2). — — Aehnlich, vielmehr ganz glei bei außerbeutfchen 
Monarchen. Sie können nicht geringere Familienrechte befigen, als Die 
Souveräne im bdeutfchen Bunde. Wenn daher bei Einzelnen berfelben, 


TE. 

2) Man vergleihe damit, was hierüber bereits oben im $. 9. (gegen 
das Ende) gefagt wurbe; bie dafelbft in der Note 20 angeführten Schriftſteller; 
und fernee Wiederhold, De vi atque efficacia pactorum seu’ statutorum 
familiaram illustrium matrimonia inaequalia * ibentium, Marb. 1795. 
Schnaubert, Erläuterung bes Lehnrechts ©. 419. Leiſt, Staatsrecht $. 32. 
Auch bei dem Wahlconvente von 1790 erkannten die ſaͤmmtlichen Kurfuͤrſten 
des Reichs die unbedingte Guͤltigkeit der reichsſtaͤndiſchen Hausvertraͤge in Bezug 
auf dieſe Verhaͤltniſſe an. Aechtes vollftändiges Protocol! des kurfuͤrſt⸗ 
lich hohen Wahlconvents zu Frankfurt im Jahre 1790, 2r Bd. (Frankfurt und 
Reipzig 1791) SH: II, S. 221 u. 257, So.auc im Wefentlichen von Dreſch, 
Abhandlungen S. 143 u. 239. Cs ift daher kein Grund zur gegentheiligen 
Behauptung Heffter’s (Beiträge S. 60) zu erkennen. (Zur Beftätigung bie: 
nen auch die häufig im deutfchen Reiche vorgelommenen Kamilienverträge, welche 
- den Paeifcenten, bisweilen auch ihren Nachlommen, ftanbeömäßige Vermaͤhlungen 
unterfagten, unb deren Gültigkeit niemals bezweifelt wurde. Dany, Ue 
Familiengefege des beutfchen Bien Adels, welche ftandesmäßige Vermaͤhlungen 
unterfagen, Frankfurt 1792.) 

42) Eben fo Weiß, Staatereht &. 189. 
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wie in Schweden *?) und in Rußland **), Hausgefege vortommen, nad) 
welchen zur Thronfolge die Ebenbürtigkeit der Mutter nicht genügt, fo 
ift dieſes durchaus nichts Anderes, als was in berfelben Weife in 
Deutfchland ehedem vorfam und jest vorkommt. Eben fo wenig, mie 
in Deutfchland, wird aber dadurch die Ebenbürtigkeit an fich gefchmälert 
oder beeinträchtigt. Es kann daher hieraus mit irgend einigem Grund 
kein Zweifel gegen die Ebenbürtigkeit ftandesherrlicher Häufer mit außer 
Deutfchland regierenden Kamilien gebildet werden *); und vollkommen 
bat Rudhart *) Recht: „Hiernach find die ehemals reichsftändifchen 
„Familien nicht nur ihren ehemaligen Mitgenoffen, fondern fämmtlichen 
„Däufern der europäifchen Staaten in der Art ebenbürtig, daß eine Ehe 
wiſchen einer Perfon aus einem mebdiatifirten fürftlihen oder gräfli- 
„ben Haufe, und einer Perfon aus einer regierenden Familie alle recht: 
‚lichen und politifhen Folgen, befonder® in Anfehung der Nachfolge in 
‚dere Regierung bat.’ 

$. 11. Anhang. Ehe zur linten Hand, morganatifcde 
Ehe, matrimonium ad legem salicam. Die Mifheirathen, 
von welchen bisher die Rede, find foldhe Ehen, welchen Gewohnheit: 
recht ober ausbrüdliches Gefeg von felbft, d. h. ohme daß eine befon- 
dere Uebereinkunft hierzu nothwendig wäre, die früher erwähnten ge: 
möhnlihen Wirkungen der Ehen entzogen hat. Ehe zur linken Hand 
ift eine Mißheirath durch Wertrag, oder eine Ehe, bei welcher ein Ver— 
trag die Stelle des angeführten Gewohnheitsrechts oder Gefeges vertritt ; 
mithin eine nad) @irchlichen und bürgerlichen Gefegen volllommen gül- 
tige Ehe, wobei aber eine Ueberkunft der Verlobten die Ebenbürtigkeit 
der Gattin und der Kinder ausgefhloffen hat. Beide, Gattin und 


43) Nah der Thronſucceſſions- und Familienordnung vom 18. 
Dec. 1809 (melde am 26. Sept. 1810 auf die jegige Dynaſtie ausgedehnt und 
am 4. Nov. 1814 auch für Norwegen angenommen wurde) verlieren die Prinzen 
fogar felbft und ihre Nachkommen alles Erbfolgerecht fowohl, wenn fie ſich ohne 
Einwilligung bed Königs, ald auch wenn fie fich, fei es mit oder ohne des Königs 
Z3uftimmung, mit der Zochter eines Privatmannes, er fei Schmwebe oder Aus: 
länder, vermählen. | 

44) Das Familienftatut des Kaifers Paul vom 16. Aprit 1797 erklärte 
die ohne Zaiferlihe Einwilligung gefchloffenen Ehen der Kamilienmitglieder für 
ungefeglih. In dem eine ‚„‚Zufagacte über die Thronfolge“ enthaltenen Ma⸗ 
nifeft vom 20. März (2. April) 1820 verordnete Kaifer Alerander, daß nur 
die Ehe mit einem Individuum, welches irgend einem berrfchenden oder einen 
Staat regierenden Haufe angehöre, zur Zhronfolge berechtigte Kinder erzeugen 
tönne. (,Si un membre de la famille imperiale contracte mariage avec un 
individu d’un rang qui ne reponde pas au sien, c’est à dire qui ne soit 
pas d’une famille r&gnante ou ayant en main le gouvernement d’un &tat, 
dans ce cas le membre de la famille imperiale ne peut communiquer à l’au- 
tre individu les droits inherens à la famille imperiale, et les enfans issus 
d’un tel mariage n’ont pas le droit de succ&der à la couronne.“) 

45) Die jehige Königin von Schweden und die verwittwete Kaiferin von 
Brafilien ftammen aus dem von Baiern für ftandesherrlich erklärten Haufe 


Leuchtenberg. 
6) Exite 207. 
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Kind, erhalten alfo nicht Namen, Stand und Titel des Gatten und 
Vaters; letztere vielmehr dem der Mutter; erftere erhält nicht das regel: 
mäßige Witthum; letztere nicht das fonft gefegliche Erbfolgerecht; viels 
mehr werden alle biefe Puncte durch die Uebereinkunft regulict. Der 
Ausdrud Ehe zur linten Hand beruht auf der, jedoch nicht we— 
fentlihen und nicht nothivendbigen Form der Trauung. Die Benennung 
morganatifhe Ehe fheint herzurähren davon , daß die Kinder nach 
der Mutter gehen (Motter gan), dem Stande der Mutter folgen *7), 
und die Bezeichnung ad legem salicam geben ihr fhon die alten lon⸗ 
gobardifchen Lehnredytsfammlungen #9), obwohl die aefchriebenen auf 
uns gelommenen Rechtsgebraͤuche ber falifchen Franken ihrer nicht ers 
mwähnen. Auc gebrauchen einzelne Verträge den Ausdrud Heirath 
in's Blut, aber niht in Stand und Gut. — Das alte Ge: 
wohnheitgrecht des beutfchen hohen Adels, nur den Ehen unter Stan- 
desgenoffen alle an fich rechtlichen Wirkungen einzuräumen, führte fehr 
bald auch zu folchen Verabredungen; und e8 wurde unter ber beutfchen 
Reichsverfaffung nicht bezweifelt, daß alle Mitglieder erlauchter Familien, 
eben fo ober aus bdenfelben Gründen, wie bie Lehre von Mißheirathen 
bei ihnen anwendbar war, auch morganatifche Ehen fließen konnten. 
Ob nur mit ſolchen Frauen, mit mweldyen die Ehen ſchon an und für ſich, 
auch ohne Vertrag, eine Mißheirath geweſen wäre, oder auch mit fol= 
hen, mit welchen die Ehe an fich nicht zu den Mißheirathen gehört hätte, 
barüber find abweichende Anfichten vorhanden, je nachdem man die ftren- 
gere.oder gelindere Theorie (oben $. 7 bis 9) billigt. So vielift gewiß, daf 
viele Beifpiele folder Ehen mit Frauen nicht nur aus dem Bürgerftanbde, 
fondern audy mit Frauen von neuem und von altem niederen Abel vorge: 
fommen find, Bein:swegs aber mit Frauen von hohem Abel, und hieraus bils 
den manche Vertheidiger der firengeren Theorie einen weiteren Grund für 
biefelbe,, indem fie fagen, daß nur foldhe Frauen, deren Ehen mit Erlauch⸗ 
ten ohnedies Mißheirathen geweſen wären, fich zu einer vertragsmaͤßig un: 
gleichen , zu einer morganatifhen Ehe entfchlöffen. — Die Wirkun: 
gen einer folchen Ehe find, mas die der Gemahlin und ben Kindern 
fehlenden Rechte betrifft, ganz und gar diefelben, wie bei ben Mif- 
heirathen (mährend dasjenige, was an die Stelle diefer Rechte treten 
fol, der Vertrag beftimmt)*). Deshalb war audy unter der deutfchen 
Reichsverfaffung der Kaifer rüdfichtlich der Standeserhöhungen bei mors 
ganatifhen Ehen denfelben Befchränkungen unterworfen, wie bei Mif« 
heirathen *0). Eben deshalb kann auch nicht bezweifelt werden, daß, 


47) Nah Grimm von ber Morgengabe, die aber nicht blos bei foldhen 
Ehen vorkommt; nach Anderen von einem Worte, das beihränfen beißt. 

48) II. Feudor, 29. Der Sache nad auch in II. Feudor. 26, $. 15. 

49) Die beutfche Gefchichte kennt ein einziges Beifpiel einer morganatifchen 
Ehe, welche eventuell zum heil eine gleiche werben follte und auch wurde, bic 
zweite Ehe bes hochverehrten Markgrafen Karl Friebrih von Baden 1787. 
Klüber, Acten bes Wiener Gongreffes Bd. VIII, Nr. 9. 

50) Schon nah ber Natur der Sache, und feit 1790 auch durch einen 
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da die deutfche Bundesacte die Lehre von der Ebenbürtigkeit ausbruͤck⸗ 
lich aufrecht erhalten hat, auch die ganze Lehre von dem Ausfchluffe 
der Ebenbürtigkeit duch Vertrag für den gefammten bdeutfchen ho— 
ben Adel, den fouveränen und den fandesherrlichen, unverändert fort- 
dauert. — Da endlid die ganze Lehre von Mifheirathen und Eben- 
bürtigkeit (abgefehen von früherer Leibeigenfchaft) nur für den ehemals 
regierenden und für den jegt regierenden, hohen Adel Sinn und Bebeu: 
tung: hat, fo erhellt von feibft, wie nur durch ein völliges Verkennen 
aller richtigen Verhältniffe einzelne bdeutfche Landesgefege dazu kommen 
Eonnten , fogar dem niederen Adel die Eingehung morganatifcher Ehen, 
wenn aud) unter Bedingungen, zu erlauben ®'). Saup. 


Zuſatz zu der oben ($. 6.) angeführten Stelle der Wahlcapitulation, Art. 22, 
$. 4: „oder einer gleich Anfangs eingegangenen morganatifchen Heirath.“ 

51) Am Weiteften gebt darin das preufifche allgemeine Tandrecht Th. IT, 
Zit. 1. Es beflimmt: $. 835. „Ehen zur linden Hand unterfcheiden ſich von 
„anderen Ehen blos darin, daß bie Frau durch felbige nicht alle Standes- und 
„Kamilienrechte erlangt, welche die Geſetze einer wirkiihen Ehefrau beilegen.’ 
d. 836. „Dergleihen Eben find in der Regel nicht zuläffig; vielmehr erfordern 
„fie allemal, wenn fie Statt finden follen, die unmittelbare Tandesherrliche Er: 
„laubniß.“ $. 837. „Dieſe Erlaubniß kann nur von Mannsperfonen hoͤhern 
„Standes, in außergerichtlichen Fällen, und aus erheblichen Gründen nachgeſucht 
„werben. F. 838. „Zu ben erheblichen Gründen gehört befonbers, wenn der 
„Mann nicht Wermögen oder Einkünfte genug befigt, um eine Frau ober Fa⸗ 
„mitie flandesmäßig zu ernähren und zu verſorgen.“ $. 839. „Herner, wenn 
„ee dur eine zweite flandesmäßige Heirath das den Kindern erfter Ehe be- 
„stimmte Familienvermögen zu ſehr zu belaften oder zu fchmälern beſorgt.“ 
$. 840. „Die Richtigkeit dieſer Gründe. muß fofort befcheinigt, oder gehörig 
„unterfucht werden.” $. 841. ‚Die Beurtheilung ihrer Erheblichkeit aber bleibt 
„dem hböchften Landesherrn allein vorbehalten.” $. 893. „Wird die Ehe zur 
„linken Hand durch den Tod getrennt: fo findet wegen der Beerdigung und 
„Zrauer Alles Statt, was bei vollgültigen Ehen verordnet iſt.“ $. 894. „Doch 
„darf bie Frau zur linken Hand nur ihrem Stande gemäß begraben werden; 
„und nad) dem Tode des Mannes die Zrauer-nur fo, wie fie unter Leuten ihres 
„Standes gewöhnlich ift, anlegen.’ $. 30. „Mannsperſonen von Adel können 
„mit Weibsperfonen aus dem Bauer: oder geringerem Bürgerftande feine Ehe 
„ur rechten Hand fchließen.” $. 31. „Zum höheren Bürgerftande werben hier 
„gerechnet: alle öffentliche Beamte (die geringeren Subalternen, deren Kinder 
„in der Regel bem Ganton unterworfen find, ausgenommen), Gelehrte, Künftler, 
„Kaufleute, Unternehmer erheblicher Fabriken, und diejenigen, welche gleiche 
„Achtung mit diefen in der bürgerlichen Gefellichaft genießen.’ $. 32. „Zu un⸗ 
„gleihen Ehen eines Abdelichen ($. 30.) kann das Landesjuftigcollegium der Pros 
„oinz Dispenfation ertbeilen, wenn der, welcher eine folche Ehe fchließen will, 
„machweifet, daß drei feiner nächften Berwandten defielben Namens und Standes 
„barein willigen.’ (Diefer Paragraph erhielt 1832 eine fehr umftändliche au- 
thentifche uterung, ob biefe Verwandten weiblichen Gefchlechts fein könnten, 
auch verheirathete Schweftern und Schwägerinnen.) $. 33. „Kann er berglei- 
„hen Einwilligung nicht beibringen, ober findet fi von Verwandten, bie mif 
„ben Gonfentirenden gleich nahe find, ein Widerfpruch, fo kann die Dispenfation 
„nur von dem Landesherrn unmittelbar ertheilt werden.” Diefe Beftimmungen 
möchten, ungeachtet des Verſuches ihrer —— in den Anmerkungen zu 
dem Entwurf des allgemeinen Geſetzbuches Th. I, S. 128, den Belegen daflir 
susuzählen fein, daß die preufifchen Gefegbücher einem früheren Zahrhundert 
angehören. 
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Unterrihtspolizei, fı GSittenpolizei. 

Unveräußerlidhe Rechte, ſ. Urrechte. 

Unverletzlichkeit, Unverantwortlickeit, f. Verant— 
wortlichkeit. 

Urcantone der Schweiz. — Bekanntlich werden darunter die 
kleinen demokratiſchen Scheizer⸗Cantone Uri, Schwyz und Unterwal⸗ 
den verſtanden. Sie tragen jenen Geſammtnamen, weil ſie die erſten 
in ber Eidsgenoſſenſchaft waren, welche zur Vertheidigung ihrer uralten 
Rechte und Zuftände gegen babfüchtige Fürften des 14. Jahrhunderts 
mit Gluͤck in Waffen aufftanden. Man pflegte fie in der Schweiz 
auch ſchlechthin die drei Länder, ober bie kleinen Cantone zu hei— 
fen. Denn ber gefammte $lächenraum aller berfelben beträgt etwa nur 
50% Geviertmeilen. Davon gehören zu Uri 22, zu Schwyz 16, zu 
Unterwalden. 124 Geviertmeilen. 

Eben fo unbedeutend ift die Größe ihrer Bevölkerung. Nach amt: 
licher Zählung vom Jahre 1837, welche laut Befchluß der Tagſatzung 
veranflaltet wurde, hatte Uri damals nur 13,519 Einwohner, wozu 
auch 261 Heimathlofe, 537 Schweizer anderer Gegenden und einige 
Ausländer gehörten. Schwyz zählte 40,650 Seelen, eine Menge Hei: 
mathlofer, 1128 dort anfäffige Schweiger und 196 Ausländer einge, 
rechnet, die folglich nicht zu den berechtigten Staatsbürgern, oder „Land⸗ 
leuten” gehörten. Die Bevoͤlkerung von Unterwalden flieg auf 
22,571 Perfonen, unter denen auch über taufend Schweizer anderer 
Gantone, Heimathlofe und einige Ausländer wohnten. 

Im BVerhältniffe zu einem Flädheninhalt von 504 Geviertmeilen 
mag die Anzahl von 76,740 Einwohnern ziemlich gering fcheinen. Man 
darf aber nicht vergeffen, daß fie im Innern der Alpen liegen, daß fie 
von hohen Gebirgsketten durchzogen find, deren zum Theil mit ewigen 
Eife überlagerte Gipfel 5000—11,000 Fuß über die Meeresfläche em- 
porragen ; daß auc der Großtheil des Volks, wie vor Altem, nur von 
Viehzucht und Alpenwirthfchaft Iebt, alfo für Nährung feiner Heerben 
eines ausgedehntern Raums bedarf, als Gegenden voll größern Gewerb— 
fleißes. Jedes diefer Laͤndchen bildet eigentlih nur ein Dauptthal, im 
welches ſich Kleinere MNebenthäler ausmünden. Nur Schwyz wird in 
feiner Mitte durch eine Bergkette gefchieden. 

Belchaffenheit des Landes und der Sitten des Volks kennt man 
aus unzähligen Erd» und Meifebefchreibungen zur Genüge; eben fo bie 
Hauptzüge der Begebenheiten deffelben, feit Wilhelm Zell von Mei, 
Stauffaher von Schwyz und Arnold Melchthal von Un= 
terrwalden ; ober feit den Schlachten von Morgarten und Sempach, 
in welchen bie tapfern Aelpler, zwar dem deutfchen Weiche getreu, 
gegen die Derzoge von Defterreich ihre Unabhängigkeit mit eben fo gro- 
Fer Tapferkeit verfochten, als im Jahre 1798, nur nicht mit eben fo 
großem Gtüd, gegen die republicanifchen Brigaden Frankreichs. 

Wenn hier noch der politifchen Ereigniffe der drei Fleinen Alpen: 
völfer erwähnt wird, geſchieht es allein, um ſich den Entwidelungs- 
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gang berfelben während eines halben Yahrtaufends, und ihre gegenwaͤr⸗ 
tige Bildungsftufe zu verdeutlichen. Dies bleibt doch immerdar der 
hoͤchſte Zwe aller Geſchichte. Im Lebenslauf eines Volks, wie des 
einzelnen Menfchen, find nicht deffen Schidfalswechfel und Abenteuer 
das Wichtigſte, wiewohl dabei des Lefers Einbildungskraft und Gefühl 
angenehm gereizt und. befchäftigt werden mag: fondern was der Menfc 
und was das Volk endlich durch jene Schiedfalswechfel und Abenteuer 
geworden ifl. 

Sene ſtammverwandten Voͤlkerſchaften, fo lange ihre Thaͤler noch 
une bewohnt waren, bildeten in den älteften Zeiten ein gemeinfchaft: 
liches Ganzes; hatten mit einander eine und diefelbe von ihnen ges 
wählte Obrigkeit, und fogar nur eine gemeinfame Kirche im Muot: 
tathale von Schwy. As die Menfchenmenge größer geworden, 
trennten fih Uri, Schwyz und Unterwalden friedlidy in eigene Gemein- 
wefen; hatten eigene Käthe und Richter und Kirchen, ja, im Jahre 1150 
trennten ſich eben fo in Unterwalden wieder die beiden Hauptthäler in 
befondre felbftftändige Staatshaushaltungen ob und nid dem Kernwald. 

Daß diefe Hirtenvölker, unbefümmert um die Welthändel damali: 
ger Zeiten, fill und friedlich unter fi, und in frommer Weiſe ihter 
Altvordern lebten, dafuͤr zeugt die Geſchichte; aber auch dafuͤr, daß ſie 
ir ‚gefunden Menfchenverftand noch nicht durch habgierige roh 

Staatsmännern oder Prieftern verfümmern ließen, fondern die höch- 
Si Kleinodien jedes Volks, Sittenzucht, Gerechtigkeit und Freiheit, über 
Alles ehrten und fefihielten. As der Abt des Kloſters Einfiedeln 
im die Alpen der Schwyzer feine Heerden ſchickte, wiefen fie, ohme Ehr— 

, ben- Diener Gottes mit feinen Anfprühen zurüd. Als der Abt 

m Sabre 1114) des Kaifers Hülfe anrief, und diefer dem Abt das 

zuierfannte, erklärten die Schwyzer: „Iſt des Kaiferd und Reiches 
ne: unferm Recht Fein Nuge: fo bedürfen wir feiner auch nicht.” 
e von Defterreich die drei Eleinen Alpenländer durch Lift 
an ihr 8 bringen wollten, blieben fie bem Kaifer und 
Reiche treu; aber jagten die uͤbermuͤthigen Beamten fort (im Jahre 
Als Deſterreich Waffengewalt verſuchte, ſchlugen ſie ihre be— 
kannten Freiheitsſchlachten bei Morgarten (1315) und Sempach 
a au 1386). As fi ihnen, zu einem ewigen Bunde, Luzern, 

uͤri —2 zlarus und Bern vereint hatten (im Sahre 1353), 
tapfee und gluͤckliche Mitftreiter im Kampf gegen 


em | Mm ſich —— Einfluß anzumaßen, ſtanden ſie mit * 










nen zuſammen, daß die eigene Landesgeiſtlichkeit von keinen 
r — abhängig fein dürfe (im fogenannten Pfaffenbrief 


J —— Muth, ihr Waffenglück verwickelte fie bald in 
del mit benachbarten Fuͤrſten. Nicht das brachte ihnen Un: 
aber das Gluͤck der Waffen regte zu bald in ihnen Habfucht und 
Randftriche, die fie allein oder vereint mit andern Eides⸗ 
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genoffen, auf bee Sübfeite der Hochalpen, ober nordwaͤrts bis zum Jura, 
eroberten, verwandelten fie in unterthänige Gebiete. Sie, die ſich der 
Freiheit freuten, verfagten fie den Ueberwundenen, um ſich aus deren 
Abgaben und Steuern zu bereichern. Won da an erhob ſich Eiferfucht 
und Nebenbuhlerei in Bewerbung um einträgliche Aemter und Stellen 
in Untertbanenlanden,, während man von jeher in der Heimath die 
Aemter unentgeltlic verwaltete. Man fchmeichelte nun dem Wolke, 
Stellen zu erhalten; man fchämte fi der Beftehungen nit. Die 
Stimmen der zur allgemeinen Verſammlung, ober Landsgemeinde, 
zufammengetretenen Staatsbürger wurden um baares Geld feil, und 
die dafür gegebenen Summen dann von den erwählten Beamten in: den 
unterthänigen Vogteien mit Wucher zurüdigenommen, oft mit Ungerech⸗ 
tigkeiten erpreßt. Die Verwaltung der Urcantone in den ihnen unter» 
worfenen Gebieten warb anerkannt fortan die fchlechtefte und verberb: 
lichfte für die Unterthbanen,. 

Ein anderes Uebel gefellte ſich, für die drei Eleineren Freiftaaten, 
zum erften, Durch Ehr- oder Geldſucht verlodt, ließen fie ſich mit 
Kürften in Verträge ein, gleich allen übrigen Eidsgenoffen, und vers 
brauchten das Blut ihrer Söhne für fremde Kriegsdienfte und fremde 
Intereſſen. Die von fernen Schladhifeldern und Königsflädten heim⸗ 
Eehrenden Kriegsknechte brachten verborbene Sitten und rohe Laſter in 
ihre Hütten zurüd; Hauptleute und Felboberfie aber Adelstitel, Or⸗ 
bensbänder, Reichthum und Hochmuth. Sie hatten nur fi und ihrer 
Familie, nicht dem Vaterlande genügt, und fpielten nun in diefem die 
Rolle der Herren und Magnaten, fie, die bisher demüthige Söldner Ans 
derer getwefen waren. So geftaltete fi das Leben der Hirtenvoͤlker 
anders. inmitten ihrer Demokratie erhob fih, durch Ungleichheit des 
Reichthums und ber Erziehung, eine Gattung vormals unbefannten Pa⸗ 
triciats der vermögenderen Gefchlechter. Doc; trugen diefe nur ben Nas 
men ber Herren. Das Volk wählte aus ihnen vorzugsweife die Behör- 
den. Die „Herren“ vegierten und führten die öffentlichen Gefchäfte al- 
lein. Sie felbft aber wurden wieder, gleich der Menge bed unmiffenden 
Volks, am Zaum des alleinfeligmacjenden Glaubens, von ber Prieſter⸗ 
ſchaft geleitet. 

Die Geiftlichkeit gedieh ihrerfeits dann erft zu flärkerer Macht, als 
fi) in den Zagen der Kirchenverbefferung mehrere der groͤßeren Cantone 
der Reform zuwandten, und Zmwingli’s Lehre felbft in bie Urcantone 
und deren Unterthanenlande einzubringen drohte. Da erhob ſich ber 
Glaubenseifer der Kloͤſter und Weltgeiftlichen ; entflammte die Gemüther 
der Herren und der Landleute gegen die Evangelifchen; zündete unter ben 
Eidsgenoffen die Fackel der Zwietracht und des Bürgerkriegs an. Dazu 
erfchien noch huͤlfreich der GardinalBorromeo. Er vereinigte bie ka— 
tholifchen Eidsgenoffen wider bie proteftantifchen zu einem ſtarken Bunde, 
ben fie den „goldnen“ hießen, und bewirkten, daß fortan ein paͤpſtli⸗ 
her Nuntius feinen Sig in ber Schweiz habe. Won dba an fort» 
waͤhrender politifcher und Eirchlicher Zwiefpalt in der Eidsgenoſſenſchaft, 
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nicht felten auch von Gefandten ausländifcher Monarchen gendhrt und 
unterhalten. Von da an ward, bis auf den heutigen Zag, feinem pro- 
teftantifchen Chriflen Niederlaffung in den Urcantonen erlaubt. Das 
legte Blut der Bürgerkriege floß auf den Feldern von Vilmergen 
(im Jahre 1712). 

Seitdem berrfchte fcheinbarer Friede und Zufriedenheit in dem wun⸗ 
derlich zufammengeneftelten,, mehr durch Zufälle in verfchiedenen Zeiten 
und Umftänden, als durch befonnene Ueberlegung , geftifteten Staaten: 
bund der Schweizer. Aber der innere Friede war nur fcheinbar. Die 
Magnaten und Häuptlinge der kleinen und demokratifchen Gantone, die 
patricifhen Machthaber und Stadtzünfte der ariftofratifchen Katholiken 
und Proteftanten eiferfüchtelten und großmächtelten ununterbrochen auf 
Zagfagungen und in diplomatifchen Noten gegen einander, oder haderten 
mit ihren Unterthanen, denen fie nad und nach, fo viel fie wagen durf⸗ 
ten, von ehemaligen Sreiheiten und Rechtfamen, Liflig oder gemaltthätig, 
entzogen. Faſt in allen Gantonen vernahm man daher von inneren 
Zerwürfniffen, Verfolgungen, Unruhen, Verſchwoͤrungen und Aufftänden. 
Selbft Uri hatte einen Aufruhr feiner Unterthanen im Livinerthal am 
Gotthard mit Waffenübermaht zu dämpfen (im Sabre 1755); aber 
befledte eine gerechte Sache durch blutdürftige Graufamkeiten, welche im 
Gemuͤth des Volks nicht fobald wieder heilten. 

Während man in den größeren und reicheren, befonders reformirten 
Gantonen, um vor den Unterthanen oder „Angehörigen Ruhe au haben, 
fie ohne Waffenübungen, ja ohne Waffen ließ; Handel, Fabriken und 
Gewerbe bei ihnen unterfagte oder befchränfte; vereint mit der Geiſt⸗ 
lichkeit blinden Gehorfam , blinden Glauben, blinde Ehrfurcht predigte; 
gegen Gefahren der Aufklärung warnte und diefe zu verhäten feine 
Preßfreiheit geftattete; Genfuren und Bücherverbote anordnete: half man 
fid in den Urcantonen weit leichter. Man ließ die Schulen des Volke 
verwahrlof’t liegen; man hatte alfo feine Genfurbehörden nöthig, denn 
die wenigften Leute konnten lefen, fchreiben und rechnen. Es war ges 
nug, daß die weltlichen Herren und Oberen die unmiffende Menge des 
fouveränen Volks belehrten und leiteten, und die Geiftlichen in den Doͤr⸗ 
1 über Glauben, Gewiſſen und kirchliche Ehrbarkeit ihrer Heerde 
machten. 

Obgleich die Gemeinden, nad) altem Brauch der Vorfahren, ihre 
Seelenhirten eigenmäcdtig erwählen oder beftätigen, fogar abfegen konn⸗ 
ten, was bie Päpfte ihnen im 16. Jahrhunderte neuerdings bekräftigt 
batten, waren dennoch die Pfarrer, bei einiger Gewandtheit, des größten 
influffes, felbft auf politifche Angelegenheiten, ſicher. Sie traten in- 

ten der Landesgemeinden auf und lenkten diefelben durch ihre Be⸗ 
dtſamkeit nad) eigenen Zwecken, oder im Einverftändniffe mit obrigkeite 
lichen Perſonen. Was der Priefterfhaft ernft gefiel, dem fügten ſich 
auch die Herren, gern oder ungern, weil fie zulegt wider dieſelbe wenig 
vermochten. Diefen Einfluß nicht zu verlieren durch die Gewandtheit 
der Jeſuiten, bewirkte der einheimifche Glerus Abweiſung biefes Ordens, 
Staats »erikon, XV, 37 
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dem es ſchon im 17. Jahrhunderte gelüftet hatte, fih im Einfiedeln an» 
zufegen. Auch um die Mitte des 18. Jahrhunderts warb von one: 
la's Süngern in Schwyz berfelbe Verſuch wiederholt; doch eben fo ver: 
geblich, obgleich einer der reichften und hochgeachtetſten Magiftratsperfos 
nen, Namens Auguſtin Reding, nit nur fein eigenes Haus, fammt 
Grundftüden, fondern aud) 80,000 Gulden zur Gründung eines be 
ſcheidenen Jefuitencollegiums, und jedem Landmann, der dafür ſtimmen 
wollte, einen Gulden Zrinfgeld anbot, wozu ein angelehener Landvogt 
feinerfeit noch zehn Schillinge für den Mann beizufügen verhieß. Um: 
font. Gapuciner, Benedictiner und Weltgeiſtliche widerſtrebten im 
Volke, und bie Landesgemeinde lehnte das Anfinnen „aus bedenklichen 
Utſachen“ ab (im Jahre 1758)- 

So verharrten die kleinen Wölkerfchaften der Urcantone zufrieden 
und mohlgemuth, wenn auch bildungslos, abergläubig und in ihrer gro- 
Gen Mehrheit arm; bis, nach Ausbruch der franzöfifhen Revolution, bie 
Schweiz von Frankreichs Uebermacht niedergetreten, zertrüämmert und in 
eine belvetifhe Republik umgefchaffen ward. Zwar fandten 
Schwy;z, Uri und Unterwalden den Bernern, gegen welche das franzöfi- 
ſche Heer ben erften Angriff richtete, einige Hülfstruppen. Sie kehrten 
aber wieder um, als fie bei ihrer Ankunft Bern in feindlicher Gewalt 
erblidten. Man beſchloß, fich, unbefümmert um bie übrige Schmeis, 
auf Vertheidigung der eigenen heimathlihen Grenze zu befchränken. 
Und e8 geſchah mit einem Heldenmuthe, ber, wenn auch — und 
fruchtlos, dennoch der ſchoͤnſten Tage des Alterthums würdig war (im 
Sabre 1798). 

Am Meiften hatte damals zur Entflammung des Volksgeiſtes das 
Mort der Priefterfchaft gemwirft, melde weniger bie Freiheit des Va⸗ 
terlandes , ald die der Religion in Gefahr ſah. Auch war es immer 
wieder beſonders die Prieſterſchaft, welche nachher, bald in Unter: 
malden, bald in Uri, bald in Schwyz, blutige und eitle Aufrubre aı 
telte, bei denen fie ſelbſt nichts verlieren konnte, mährend das 
verwüftet wurde. Die gebildeteren oder reicheren Familien magten kaum 
zu warnen ober zu mehren. Die drei Alpenländer, vereint mit dem ge- 
tingen Gebiete von Zug, bildeten dann ſechs bis fieben Jahre lang, un: 
ter dem Namen Waldftätten, nur einen einzelnen Ganton der helve⸗ 
tifchen Republik, bis ihnen Napoleon Bonaparte's Vermitte— 
lungsacte bie ehemalige Selbftftändigkeit mit deren alten Eigenthüm: 
keiten tmieberherftellte. Aber was diefe demofratifhen Republicaner nie 
gethan haben würden, ihren Unterthanen ftaatsbürgerlihe Freiheit 
zu geben, das that derfelbe Mann, welcher Monarch war, eh’ er ſich mit 
der Kaiferkrone fhmüdte. Die Unterthanenlande verwandelten ſich bar: 
auf in eigene ſchweizeriſche Freiftaaten; und mit Werluft der Landvog⸗ 
teien büßten die angefehenen Familien der weiland berefchenden Alpen- 
thäler auf immer einen ſchoͤnen Theil ihrer Geldquellen ein. Gleichzeitig 
waren auch diejenigen verfiegt, welche fonft reichlich für fie aus franzoͤ⸗ 
fisen, holändifhen, fpanifhen und anderen Kriegsdienften floffen. 
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Bon diefen Berluften und von den Verwüftungen, welche abwedy- 
felnd Sranzofen, Defterreicher und Ruffen auf ihren Durchpügen, oder 
in Treffen und Schlachten hinterlaffen hatten, erholten ſich die Leute 
des Gebirgs nur langfam. Zwei Hauptörter, Stanz in Unterwalden, 
- Altorf in Uri lagen in Schutt und Aſche. Der Wohlftand mander 
fonft hochbeguͤterten Familie wankte ſchwer erfchüttert, oder war vernich- 
tet. Damit war auc das alte Anfehen und der Einfluß vieler Einzel: 
nen ber bisherigen „Herren“ mehr oder minder gefchtwächt. Andere 
famen aus dem Wolfe neben ihnen empor, die weder, wie jene, auf 
fremden Schulen, nod im ausländifchen Dienfte eine gewiffe höhere 
Bildung fi) angeeignet hatten, um die Öffentlichen Angelegenheiten wohl 
zu verwalten. Nur die Geiftlichkeit hatte ihre Einkünfte, ihre Rechte, 
ihe Anfehen bewahrt. 

Nach fieben Jahren des Friedens und der Freiheit traten neue Stürme 
ein. Denn als Napoleon’s Gewaltherrfchaft dur die Waffen Europas 
jertrümmert worden war, erhoben ſich die mweiland ariftofratifchen Ge- 
— Staͤdte der Schweiz, und mit Schlauheit oder Gewaltthat 
gelang ihnen, die bisherigen Regierungen zu verdraͤngen und das weiſe 
Werk des geweſenen Vermittlers zu vernichten. Auch Uri, Schwyz 
und Unterwalden ſchloſſen ſich dem Beginnen an, in ber Hoffnung, 
ihre alten Hoheiten über die freigefprochenen Unterthanenlande und da⸗ 
mit die erklecklichen Einnahmen, durch Bevogtung derfelben, miederher- 
suftelen. Aber die Mehrheit des Schweizervolks wurde eiferfüchtig auf 
ein erworbenes Recht. Da und hier vernahm man von Unruhen und 
vaffneten Aufftinden. Man fah fich gezwungen, leifer aufzutreten und 
m $ der freigewordenen Landſchaften unangetaftet zu laſſen. 
Indeſſen ward, ohme Genehmigung und Auftrag des Volks, ein neuer 
ea Eidsgenoffenfchaft zu Zurich gefchloffen (im Fahre 1815), 
ee ‚gebrechlichen, der den Fall der alten Eidsgenoffenfhaft nur 

befördert hatte. Auch die päpftlihe Nuntiatur zu Luzern, 

den Batholifchen Cantonen Eräfiig unterftügt, mifchte ſich in bie 
en über das Bundeswerk und bemirfte fogar, daß durch 
* gleichwie der Beſtand der 22 Freiſtaaten der Eidsgenof: 
—— von mehr denn einem halben Hundert 




















on da an ver; die potitifche Geſchichte der Schweiz größtentheils 

einer Kirchen geſchichte, wozu bie drei Länder Uri, Schwyz 
und Uı terma Iden, oder vielmehr deren geiftliche und weltliche Rei: 
thaͤti⸗ ebeiteten. Denn eben fo, mie bie Monarchen Europens 
Jerfte lung , und Befeftigung ihrer früheren Verhältniffe, ſchritten, 
ete roͤmiſche Her feine Hoheit in deren en zu 
* Und ſofort begann jener unheimliche Kampf um das Recht 
Kirche die Rechte der Staatsgewaiten, unſern 
Dee Segen noch bis dum yes Zuge beivegt. 
eich, wi die vertriebenen Bourbonen den Königsthron wieder 5 
n hat n, und die Schweiz, wo und 
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Benedictinerklöfter unmittelbar vom heiligen Stuhl Petri abhingen, 
fhienen dieſem am Geeignetften, bei ihnen das Wageſtuͤck anzuheben. 

Sogleih, im Jahr von Napoleon’s Sturze, richtete Papft 
Pius VII. den Drden der Sefuiten wieder auf. Kurze Zeit darauf hat: 
ten die Sünger Loyola's, wie in Franfreih, fo in der Schweiz feften 
Fuß gefaßt. Im Canton Wallis, zu Brieg, errichteten fie ihr erftes 
Moviziat; dann (im Jahre 1818) zu Freiburg und Stäffis (im 
Sabre 1826). Darauf wandten fie hoffnungsvoll ihren Blick auf Lu—⸗ 
zern und Solothurn. Der heilige Vater hatte indefjen eigenmaͤch⸗ 
tig, ohne Einwilligung aller Diöcefanftände abzuwarten, die zum Spren- 
gel des Bisthums Conftanz gehörenden Cantone von bemfelben ge⸗ 
trennt (im Sabre 1815) und daraus ein Paar Eleine, von ihm ab 
hängige Bisthuͤmer gefchaffen, oder vergrößert. Vergebens firäubten ſich 
mehrere Schweizerregierungen dagegen. Das Wert ward vollbracht. 
Urt, Schwyz und Unterwalden, obwohl fie wegen ihrer Kleinheit 
nur Nebenrollen fpielen konnten, halfen getreulih dazu; auch mar von 
ihnen aus, ducch Nuntiatur, Kloſter- und MWeltgeiftlichkeit angeregt, zu: 
erft das Verlangen nad jener Zrennung zur römifchen Curie gelangt, 

Nach diefen Vorbereitungen wurden die Eatholifchen Wölkerfchaften 
der Schweiz, unabläffig ermuntert, ſtark und eifrig im Glauben zu 
werden. Helldenkendere Geiftlihe wurden verfolgt, ober befeitigt; und 
die faft erlofhenen Gluthen des alten Argwohns und Religionshaſſes 
gegen die Evangelifhen wieder von Kanzel und Beichtſtuhl angefadht. 
Als in den Jahren 1829 bis 1831 ein großer Theil der Santone feine 
Staatsverfaffungen vom beigemengten ariftofratifhen Sauerteige reinigte 
und die ftaatsbürgerliche Nechtsgleichheit aus den Tagen des napoleoni- 
[hen Bermittelungsmerkes erneute, ober demokratiſch erweiterte: forderte 
der roͤmiſch⸗katholiſche Clerus für feine kirchlichen Rechte, in den 
neuen Staatsgrundgefegen, flärkere Gemährleiftungen. Als dies nicht 
ohne Beeinträchtigung der dem Staate und der evangelifch » reformirten 
Slaubensgenoffen gebührenden Rechte gewährt werden konnte, erhob fich 
von allen Seiten Gefchrei über Religionsgefahr. Jeſuiten, Weltprie: 
fter, Kiöfter und Nuntiatur im dunkeln Hintergrunde, fanatifirten bie 
katholiſchen Einwohner felbft der paritätifchen Gantone. 

Die Landleute in den Thaͤlern ber Urcantone und ihre Regenten 
verhielten ſich in diefen Wühlereien ftil; denn ihre Rechte blieben uns 
‚berührt und in fremde Angelegenheiten hatten fie fidy nicht zu mengen. 
Es war blos Krieg des Prieſterthums um möglichfte Unabhängigkeit von 
weltlicher Hoheit.” Allein die alte reiche Abtei Einfiedeln bes Gans 
tons Schwyz, bie fhon oft gegen die Obrigkeit des eigenen Landes 
im Kampfe geftanden, bewies ſich dejto rühriger ; mahnte die ulttamon: 
tıne Geiſtlichkeit auf, ſich zu rüften; gründete eine eigene, bucdy Roh⸗ 
heit berüchtigte Zeitung, zunaͤchſt von Verkuͤndern der Religion der Liebe 
gefchrieben, um die Gefesgebungen und Regierungen freifinniger Gantone 
der Verleumdung Preis zu geben, und flreute Läfternde Slugfchriften in 
den Dörfern aus. Man hielt geheime Priefterverfammlungen bald dort, 
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bald bier, große Entwürfe zu berathen; vertheilte wunberthätige Mebail: 
len der heiligen Philomene; fliftete unter dem gläubigen Landvolke 
mehrerer Gantone „Eatholifhe Vereine” zum Scuße ber alleinfe- 
ligmachenden Religion ; wagte felbft bin und wieder Widerfeglichkeiten 
und von der Kanzel Verdaͤchtigungen gegen Landesregierungen. 

Um Ruhe der beängfteten Gemüther herzuftellen, vereinigten fich 
fieben Regierungen der Eidsgenoffenfchaft, felbft die von zwei ganz ka— 
tholifchen Gantonen (Solothurn und Luzern), Unterhandlungen mit dem 
Oberhaupte der römifc = apoftolifchen Kirche wegen Sicherheit der in al: 
len Ländern anerfannten Rechte des Staats in kirchlichen Dingen, Er: 
richtung eines ſchweizeriſchen Erzbisthums, fo wie der Priefterfeminarien, 
Verminderung ber Feiertage u. dgl. anzuknuͤpfen. Doch ehe noch die des- 
halb in einer Gonferenz zu Baden im Aargau (im Jahre 1834) ent: 
mworfenen Artikel dem römifchen Hofe amtlidy zufamen, wurden fie ſchon 
in der Batholifhen Schweiz als Feindfeligkeiten verfchrieen, vom Papft 
Gregor XVI. feierlich) verdammt, und damit zugleich durch die „ka— 
tholifhen Vereine‘ da und hier zum Aufruhre geblafen. Wirklich 
brach Aufitand des Landvolks in den Dörfern zundchft der Abtei Muri 
im Ganton Yargau, eben fo im Pruntrut, dem Eatholifchen Theile 
des Gantons Bern, aus (im Jahre 1835). Doch dort, wie hier, ward 
er fchnell, ohne Blutvergießen, durch ausgefandte Truppen gedämpft. 

Bon da an ward zwar einige Jahre lang die Öffentliche Ruhe nicht 
mehr geftört, aber mit verdoppeltem Eifer die fromme Meuterei im Ge: 
heimen fortgefest. In Zeitungen Deutfchlands verleumdete man uner: 
müdlich die Zuftände der Schweiz , und hoffte oder verfuchte fogar, aus: 
waͤrtige Mächte in die heiligen Zänkereien zu verwideln. Der päpftliche 
Nuntius, erzürmt gegen die Regierung von Luzern, die jener Bas 
dener Conferenz beigeftimmt hatte, verließ feine Reſidenz und verlegte 
fie in die Mähe der Abtei Einfiedeln, nad dem Fleden Schwyz (im 
November 1835). Dann befhloß alfofort die fouveräne Randsgemeinde 
vom Canton Schwyz Aufnahme des Sefuitenordens in ihrem Länds 
hen (Mai 1836). Aber defto fehmerzlicdyer beklagte die ulttamontane 
Partei, daß der Canton Thurgau fein faft ausgeftorbenes Kloſter 
Paradies aufhob, wie auch der Canton St. Gallen, mit Einmilli: 
gung der Eloftermüden Gonventualen mit feiner Benedictinerabtei Pfaͤf⸗ 
fers gethan. 

As in mehreren Gantonen, laut deren Grundgefeß, nad einer 
sehnjährigen Erfahrung, die neuen Staatsverfaffungen einer Durchſicht 
FR Prüfung unterworfen werden mußten (1840), ward ſogleich das 






um Religionsgefahr in den Gantonen Solothurn, Luzern 

und Aargau abermals laut. Ehrerbietige und drohende Bittfchriften 
9 Ermahnun ungen von SPriefterfchaften und aufgereisten Gemeinden 
forderten von den Gefeggebern ftärkere Bürgfhaft für die Rechte des 
heiligen Stuhls zu Rom und des römifhen Clerus. Als die 
e des Volks in unbillige Begehren nicht eintreten konnten, 
und das Boit ſelbſt fogar, in großer Mehrheit feiner ftimmfähigen Bür: 
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ger, die neurevidirten Verfaſſungen genehmigt hatte, ſchritt — die 
fanatiſirte Minderheit zur offenen, bewaffneten Empoͤrung. Abermals 
zunächft den beiden Abtein Muri und Wettingen im Aargau er- 
hob fi ein aufgewiegelter Theil der Bauern, mißhandelte obrigkeitliche 
Behörden und drohte im Sturme gegen die Hauptftadt zu ziehen. Aber 
zu fchnell von ihnen entgegengefandten Zruppen überrafcht, wurden bie 
Aufrührer, nad kurzem Gefechte, aus einander getrieben. Ihre Anführer 
flohen zuerſt; die Mönche mit ihnen. Der gefeßgebende Rath von 
Aargau hob die meuterifchen Klöfter auf, ohne deren Willen und Uns 
terftügung das Wagſtuͤck der Landleute nicht hätte gefchehen koͤnnen 
(1841). Auch im Canton Solothurn, und zwar in den umliegen= 
den Dörfern der Abtei und des MWallfahrtsortes Maria: Stein war 
man zum Aufftande bereit. Aber Furcht vor dem Schidfale, meldes 
die Empörer im Aargau betroffen hatte, fchredte von Unternehmungen 
zuruͤck. Defto fiegreiher waren die Ultramontanen im Canton Zu = 
zern. Hier, nad ebenfalls veränderter Staatsverfaffung, unterwarf 
man ſich allen Wünfchen des heiligen Stuhls zu Rom. 


Niemand zweifelte daran, daß die Anregung aller jener Umtriebe 
und Wirren nicht von der Nuntiatur, vereint mit der Abtei Einſie— 
deln und den Sefuiten zu Schwyz ausgegangen fei. Die Regierung 
von Schwyz mahnte wirklich zuerft und eiligft, verbunden mit einigen 
Gantonen, unter welhen Uri und Unterwalben in erfter Linie flan- 
den, zur Abhaltung einer außerordentlihen Zagfagung, um Aargau zur 
MWiederherftellung der Klöfter zu zwingen. Doch weder in diefer, noch 
einer fpätern Zagfagung Eonnten fih die Stimmen bafür einigen. 
Aargau, um ber Schweiz ben innern Frieden zu erhalten, entfchloß fich 
endlich, freiwillig die Frauenklöfter feines Landes zu eröffnen, obmwohl 
diefelben nicht ohne Nachtheil an jenen Unfugen geblieben waren, aber 
nie mehr die Abteien Muri und Wettingen. Die Eidsgenoffen- 
fchaft erklärte fih damit förmlich zufriedengeſtellt. Doch nicht alfo 
Schwy;z mit ben beiden anderen Urcantonen; eben fo wenig Freiburg, 
Zug und noch weniger Luzern, mohin die Sefuiten fleißig Miffionen 
fandten. Sie proteftirten feierlich gegen den Beſchluß der Tagſatzung, 
als gegen Bundesbruh. Der Nuntius zog verföhnt und dankbar wieder 
in das glaubenstreu gewordene Luzern ein, und Loyola’s Juͤngern 
lächelte Hoffnung, auch bald dahin folgen un ſich anfiedeln zu koͤnnen. 


Die Gefchichte der drei Eleinen Alpenländchen, von ber eigentlich 
hier Rebe fein follte, ift fo ſehr in bie allgemeine ber Eidsgenoffenfhaft 
zerfloffen, daß man dieſe erzählen muß, um jene einigermaßen anzudeu: 
ten. Und au dann ift es nur wieder Gefchichte vom Sinne und 
Streben der geiftlichen und meltlihen Wolksführer nach politifcher Be— 
deutfamkeit und bierarchifhen Triumphen; nicht Gefhihte bes 
Volks felbft. Dies wohnt friedlich in feinen Dörfern und zerftreuten 
Hütten, mehr um feine Eleinen Gemeinde: und häuslichen Händel, uls 
um eidsgenöffifche Händel befümmert; befucht eben fo gern und mohl: 
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gemuth die ſommerlichen Schügenfefte der proteftantifchen, wie der ka— 
tholifhen Schweiz und zeigt ſich des Jahres etwa ein= oder zwei Mal 
in der Majeftät feiner Selbherrlichkeit, wenn es, in den Randsgemeinden 
verfammelt, Obrigkeiten ermwählt oder beftätigt, und die ihm vorgefchla= 
genen Gefege und Beichlüffe annimmt oder verwirft, je nachdem es von 
feinen Ortsvorftehern und Pfarrern dafür oder dawider geflimmt wor—⸗ 
den ift. Zumeilen auch bricht der politifche Eifer dabei in Schlägereien 
und Raufereien aus; und die Öffentlihen Blätter unterlaffen daher nie 
zu rühmen, wenn eine Landsgemeinde in Ruhe verlaufen ift. 

Die reindemofratifhe Staatsform, mit der vollfommenften politi= 
ſchen Rechtsgleichheit, ift in den Urcantonen noch ungefähr diefelbe, 
wie vor Sahrhunderten; die höchfte Gewalt bei der Landsgemeinde, bei 
welcher jeder ehrliche Landmann (Staatsbürger) ſtimm- und mwahlfähig 
erfcheinen fann, wenn er in Uri 20, in Schwyz und Obwalden 
18, in Nidwalden 16 Jahre alt geworden ift. An ber Spiße der 
vollziehenden Gewalt fteht ein vegierender Landammann, mit feinem 
Landesftatthalter und verfchiedenen zahlreich befesten Rathsbehörden für 
allgemeine und befondere Angelegenheiten. Die Rathsherrnftellen felbft 
find gewöhnlich lebenslänglih; doh in Schwyz gegenwärtig nur für 
eine Dauer von 6 Sahren. Die richterlihe Gewalt ift von der vollzie: 
henden ungetrennt; ausgenommen in Schwyz. In Polizei: und Gi: 
vilfällen hat jeder diefer Gantone herfömmliche Uebungen, hoͤchſt man: 
gelhafte einzelne Gefege, häufig nur Bruchſtuͤcke derfelben. Folglich ift 
der Willkür der Nichter Vieles anheimgeftellt; eben fo in Griminalfäl- 
fen, bei denen man noch Karl’s V. peinliche Halsgerichtsordbnung zum 
Grunde legt, aber auch, wenn man will, davon abweichen kann. 

Seit etwa einem Jahrzehent erft nähert fi die Verfaſſung des 
Landes Schwyz in ihren Grundfägen mehr denjenigen, melde in den 
Jahren 1829—1831 in vielen anderen Gantonen aufgeftellt wurden, um 
einer neu aufmwuchernden Ariftofratie zu entgehen. Es gefhah dies zum 
großen Leidwefen der vornehmeren Gefchlechter und Regierenden. Den 
erften Anftoß gaben dazu die äußeren Bezirke (March, Einfiedeln, 
Pfäffikon und Kuͤßnacht). Diefe forderten im Sahre 1831 vom 
meiland oberherrlihen Bezirk jene Nechtsgleichheit voll zuruͤck, welche er 
ihnen im Sahre 1798 gegeben, aber dann, zur Zeit der fogenannten 
Reftauration, nad Vernichtung der napoleonifchen Vermittelungsur: 
funde im Jahre 1814 wieder entriffen hatte. Der Bezitk Schwyz 
(oder Inner» Schwyz) weigerte ſich deſſen und widerſetzte fi auch eben 
fo fehr jeder mwünfchbaren WVerbefferung der Bundesverfaffung. Gleich: 
gefinnt mit ihm waren Uri und Unterwalden, eben fo Neuen: 
burg und die Stabt Bafel, melde aus ähnlichen Urfachen mit Staͤd⸗ 
ten und Dörfern der vor Zeiten ihr unterthänigen Landſchaft im Hader 
lag. Als ſich aber darauf die äußeren Bezirke, eben fo wie Bafelland- 
ſchaft, felbftftändig erklärten; als die eidsgenöffifhe Tagſatzung Gefandte 
berfelben in ihren Schooß aufnahm (1833), verbanden fich die erwähn- 
ten Cantone im Fleden Sarnen (in Obwalden) zu offenem Wider: 
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ftande; fagten ſich von der übrigen Eidsgenoffenfhaft 108; hielten nun 
eigene Zagfagung in Schwyz und begannen Bürgerkrieg. Die in Zürich 
verfammelte eidsgendffifche Tagfagung ftellte aber fogleih 20,000 Mann 
gegen die MWibderfpenftigen auf, und nach wenigen Tagen war Alles zur 
Drdnung zurüd. Bafelftadt und Bafelland wurden in zwei befondere 
Gemeinmwefen gefhieden; in Schwyz aber fämmtliche Bezirke wieder 
vereint durch Vermittelung und Einführung eines verbefferten Staats: 
grundgefeges, welches allen Landestheilen einerlei bürgerliche und po= 
litifche Freiheit gewährte. 

Eben fo wenig, als das Juftizwefen der Urcantone, deffen vorhin 
erwähnt ward, iſt aud deren Finanzweſen gehörig geordnet und ges 
regelt. An einen Voranfchlag jährlicher Einnahmen und Ausgaben wird 
faft nirgends gedacht. Man verfähre dabei nad alter Uebung. Die 
Einkünfte manches reichen Privatmannes in anderen Ländern überfleigen 
die eines biefer kleinen Staaten, oder aller zufammen. Schmwpz bat 
unter ihnen die größten Staatseinnahmen, naͤmlich etwa 26— 27,000 
Fl., wozu auch das Gotteshaus Einfiedeln ungefähr 2000 Ft. jährlich 
beiträgt; Uri nur durchfchnittlih 16,000 Fu; Unterwalden nod 
weniger. Directe Randesfteuern merden felten oder nie erhoben.  Gie 
würden auch ſchwer zu erheben fein, da die Steuern, melde in jeder 
Gemeinde für deren Bedürfniffe entrichtet werden müffen, für viele 
Bürger derfelben ſchon drüdend genug find. Der Staat bezieht vom 
Salzmonopole die beträchtlichfte Einnahme; bazu kommt noch der Er— 
trag von Zöllen, Poften, Strafgeldern u. dgl. m. Natürlich find da= 
neben die Staatsausgaben eben fo dürftig. Uri muß ohnehin noch ei— 
nen Theil feiner geringen Einkünfte zur Verzinſung und allmäligen 
Abzahlung einer Schuld verwenden, die wegen Erbauung der Strafe 
über den Gotthardeberg gemacht worden ift. FIR 

Die Befoldung ber Iffentlihen Beamten und Angeftellten ift daher 
gering; am Geringften die ber oberften Staatsbeamten. Der Landams 
mann von Schwyz muß fih jährlih mit 400 Fl. Gehalt begnügen. 
Daher wählt man zu den höhern Stellen nur Leute der wohlhabendſten 
Familien, und diefe find deffen zufrieden, Macht und Einfluß in ihrem 
Ländchen dadurch bei fich gemwiffermaßen erblih zu erhalten. Faſt eben 
fo kaͤrglich iſt die Geiſtlichkeit befoldet; am Kärglichften in Uri, welches, 
die Bewohner von einem Gapuciner: und zwei Frauenkloͤſtern ungerech⸗ 
net, in feinen 15 Pfarreien über 40 Pfarrer, Gapläne, Helfer u. f. w. 
zählt; fo wie Schwyz, welches in 3O Pfarreien ein Perfonal von 60 
—70 Geiſtlichen befigt, ungerechnet bas zahlreiche Perfonal in zwei 
Männer: und vier Frauenklöflern; und Unterwalden, weldes aufer 
drei Männer» und zwei Frauenklöftern, 13 Pfarreien hat, und daflıe, 
neben 80— 90 Mönden und Nonnen, 58 Weltpriefter unterhält. An 

Menge kirchlicher Geſellſchaften oder Bruͤderſchaften gebricht es 
nirgends. Und obwohl bie jährliche fire Befoldung eines Pfarrers ge: 
woͤhnlich nur 3—4OV Fl. beträgt, Tann fie doch, durch Mefftipendien, 
Opfer, allerlei Sporteln und freiwillige Gefchente von Lebensmitteln 
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u. dgl. oft um's Doppelte erhöht werden, befonders wenn die Seelen: 
birten fich beliebt und einflußreich zu machen verſtehen. Und fie verſte⸗ 
ben «8. 

Die Geringfügigkeit der Staatseinkünfte, zu deren Mehrung Uri 
und Schwyz felbft Einführung von Gelblotterieen nicht verfchmähten, 
die armfelige Befoldung der Beamten und die gewöhnlich mangelhafte 
hoͤchſt felten wiſſenſchaftliche Bildung der Lesteren, gibt ſchon Andeutung 
genug, daß bei Entbehrung der nöthigen Geld und Geiftesmittel die 
übrigen Zweige der Öffentlichen Verwaltung bei biefen Fleinen Hirten= 
voͤlkern, wie vor Alten, auch jest noch im uͤbelgeordnetem Zuftande find. 
Es fehlt diefen Eleinen Nepubliten das Möthigfte, was ein Staat be: 
darf. Theils Dorfmächter, theils ein halbes oder ein ganzes Dußend 
Landjäger dienen zur Handhabung der Polizei. Kinrichtungen von 
Strafanftalten findet man in feinem der drei Gantone, wiewohl es nie 
an Berbrechern fehlt. Eben fo wenig gibt e8 eine Brandverficerungs: 
. anftalt. Gibt es ein Öffentliches Unglüd, fpricht man andere Gantone 
um Unterflüsung an. Für das Sanitätswefen ift Eeine befondere 
Behörde vorhanden; man ftellt in Nothfällen bei Epibemieen und Vieh: 
feuchenWallenfalld eine Commiffion auf, melde Sperren gegen die Ge— 
genden anordnet, von welchen Gefahr droht. Die Forſtverwaltung 
wird der Matur überlaffen. Das Militärwefen ift nicht minder 
mangelhaft eingerichtet. Nur für das Gontingent zum Bundesheere, 
zu welchem Uri 836, Schwyz 602, Unterwalden 382 Mann zu ftellen 
hat, wird megen ber eidsgenöffifhen Oberaufficht größere Sorge getra- 
gen. Die Mannfchaft ift Eernhaft, gewandt und brav; aber die meis 
ten Officiere find ohne erforderliche Kenntniß und Uebung, wenn fie 
nicht zufällig in ausländifhen Dienften einige Vorbildung erworben ha= 
ben. Diefe Sötdnerdienfte jedoch, durch welche einzelne Familien fonft ihren 
Wohlſtand aufrecht halten Eonnten, find gegenwärtig faft überall aufge— 
hoben. Nur noch in Rom und Neapel finden ſich ſchwache Ueberbleib- 
fel. Man mußte daher auf andere Ermwerbsmittel denken; und dem iſt's 
zu danken, daß man, zur Belebung des Verkehrs und MWaarentranfits, 
endlich auch auf verbefferten Straßenbau Bedacht nahm. Fabriken 
und Manufacturen wird man in diefen Hirtenländern kaum fuchen, wo 
Viehzucht und Alpenmwirthfhaft die Hauptnahrungezmweige find. Nur im 
Canton Schwyz findet man einige Seiden- und Baummollenfpinnereien, 
Faͤrbereien, Bleihen u. f. w. 

Im Allgemeinen herrfcht in fämmtlichen Thälern nur hoͤchſt maͤ— 
Figer Wohlſtand. Landleute, die ein fchuldenfreice Vermögen von 10 
oder 20— 30,000 51. befigen, gelten fchon als reiche Leute... Wenige 
Einzelne erfreuen fich eines Eigentbums von 80 oder 100,000 Ft. 
Dagegen ift die Anzahl der Armen und Hülfsbebürftigen bedeutend 
groß, und die Menge müßiger Bettler an befuchteren Landſtraßen den 
Reiſenden nicht felten befchtwerlih und auffallend. Doc fehlt e8 nir: 
gende an Armenpflegen, wohlthätigen Stiftungen, milden Steuern und 
Almofen. Nur läßt ſich mit Necht befürchten, daß, beim Mangel von 
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Zucht: und Arbeitsanftalten, und beim Ueberfluß frommer Kirchenfefle 
und Feiertage, ein hriftliches Mitleiden unbehutfamer Weife mehr Ar: 
beitsfheu und Armuth der unterften Volksclaſſe befördert, als ver⸗ 
mindert. , 

Die Hauptquelle aller jener Uebelftände ift offenbar Unwiſſenheit, 
und daher Unbeholfenheit des Hirtenvolks. Won jeher lag das Schuls 
wefen in tiefftee DVernachläffigung. Die Regenten befümmerten fich 
darum wenig; theils weil ihrer die Wenigften felber wiſſenſchaftliche 
Kenntniffe befaßen, theil® weil e8 ihnen um fo leichter ward, wenn fie 
nur unter fich einig blieben, ihr Anfehen zu behaupten und ben bildungs⸗ 
armen Souverän nad Gefallen zu leiten. Sa, mehr denn einmal ges 
ſchah fogar, daß, wenn einzelne wuͤrdige Männer Verbefferung des öffent: 
lihen Unterrichts verfuchten,, die aufllärungsfcheue Priefterfhaft es mit 
allen in ihrer Gewalt befindlichen Mitteln unmoͤglich madıte. 

Manches fcheint ſich in neuerer Zeit da und hier gebeffert zu ha⸗ 
ben; wohl aber mag’s auch nur fo fcheinen. Man findet in manchen 
Dörfern des Cantons Uri erft feit einigen Jahrzehenten neugebaute 
Schulhäufer von artigem Aeußern; aber fie find gewoͤhnlich nur wäh: 
rend der Winterzeit beſucht. Im Sommer leben die Leute auf den 
Bergen bei ihren Heerden. Sonntags: oder Wiederholungsfhulen find 
felten, oder feine, viele Schullehrer ihres hohen Berufs unfähig oder 
unkundig, fümmerlich oder gar nicht befoldet, fo daß zum Theil Geift: 
liche den Unterricht beforgen und Schulkinder wöchentlid den kleinen 
Kohn zahlen. 

Im Canton Schwyz ift im Ganzen mehr, als in Uri, geleiftet. 
Hier gebietet felbft das Landesgefeg: „Der Staat forgt für die Bildung 
des Volks!’ Doch von Seiten der Regierung wird das edle Gebot nur 
ſchwach erfüllt. Das Beauffichtigen der Schulen ift meiftens den Orts⸗ 
behörden, oder den Pfarrern, oder den Schulmeiftern felber überlaffen. 
Die Legteren find auc bier Färglich bezahlt; Niemand, wenn er nicht 
Mebenerwerb treibt, koͤnnte dabei beftehen. Daher find es wieder ges 
woͤhnlich Geiftliche, die nebenbei das Lehrgefchäft übernehmen im Lefen, 
Schreiben und Auswendiglernen eines Katechismus. Das Rechnen wird 
im Ganzen nur mangelhaft geübt. Zwar werden in den zmei und 
zwanzig öffentlichen Schulen bes Landes bie Kinder im Sommer, wie 
im Winter unterrichtet; auch fehlt es nicht ganz an Sonntags: ober 
Miederholungsfchulen. Allein man nimmt an, baß fie doch nur etwa 
von zwei Drittheilen der fchulfähigen Jugend befucht werden. In meh: 
teren wohlhabenden Gemeinden beftehen Privatfhulen, von gebils 
betern Eltern gegründet; ein Beweis für das Mangelhafte der öffent: 
lichen Anftalten. 

Das Schulwefen in Unterwaldben, fomohl ob als nid dem 
Walde, ift, wenn auch nicht überall glei, doch im Allgemeinen zweck⸗ 
mäßiger beftellt und geordnet, als in jenen beiden Gantonen. Faſt kein 
Pfarrer läßt ein Kind zur Communion, wenn es nicht wenigftens lefen 
kann. Daher hat jede Ortfchaft, felbft die Eleinfte, ihre Schule, wo 
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meiftens ein Geiftliher oder Organift u. f. w. im Lefen, Schreiben, 
Rechnen und Katechismuslernen während des Winters, felten im Som: 
mer, unterrichtet. 

Für Kinder begüterter Eltern find in den Hauptorten aller brei 
Gantone höhere Lehranftalten vorhamden; eben fo in den großen Klöftern 
des Bandes. Seit Anfiedelung der Sefuiten im Flecken Schwyz haben 
ſich auch diefe des öffentlichen Unterrichts, in ihrer Art und Weife, mit 
Eifer angenommen. Wie in Monarchieen mittelalterifhen Geiftes, leiftet 
"der Staat auch in dieſen Hirtenrepublifen für die, welche einft durch 
ihn den Genuß von Einkünften, Ehren und Machtwirkungen empfan⸗ 
gen, das Meifte; für das Wolf, deffentwillen der Staat vorhanden ift, 
kaum das Nothwendigſte. 

So iſt der Großtheil von den Bewohnern der drei Urcantone der 
Schweiz noch ungefaͤhr geblieben, was er vor Jahrhunderten geweſen; 
mehr in Gewohnheiten erwachſen und erhalten, als durch Staat oder 
Kirche veredelt; auf ſich beſchraͤnkt, fuͤr ſich lebend, ohne beſondere Theil⸗ 
nahme am Schickſale der uͤbtigen Welt, kaum der übrigen Schweizer: 
flaaten; ſich mit Thaten der Altvordern brüftend, die vor einem halben 
Jahrtauſend einiges Geräufh machten, und daher nit ohne Kleinen 
Stolz gegen Nachbaren handelnd und eiferfüchtelnd ; jeder Neuerung bei 
fich feind, auch der vortheilhafteften, und in bdiefer Seindfchaft durch 
weltliche und geiftliche Kiugheit forgfältig bewahrt. Wenn ſich im Laufe 
der Zeiten deffenungeachtet Aenderungen in Trachten, Sitten und Lebens: 
meifen ganz unmerklich einſchlichen, felbft manche Lafter der Civilifation 
ſich mit der natürlichen rohen Einfalt paarten, gefhah «8 durch Einwir⸗ 
fung der von Kriegslohndienften des Auslandes Heimgekehrten, oder durch 
Nachahmung der Beifpiele, welche von Vornehmeren im Lande gegeben 
wurden; oder auch wohl durch vermehrten Verkehr mit Schwärmen der 
Keifenden, melde alljährlich diefe Gegenden megen des Handels und 
Maarentransports durchzogen, oder um bie großartige Prachtmwelt der 
Alpen zu bewundern. Man muß daher, um Urner, Schwpzer und Uns 
terwaldner in ihrer unverfälfchten Eigenthümlichkeit zu fehen, fie nicht 
nad) den Erfheinungen längs den Landftraßen nehmen. 

Dort, in den felten befuchten Seitenthäleen, oder in den ftillen 
Oriſchaften und zerſtreuten Hütten der Höhen, findet man das Volk, 
wenn aucd noch in der Unmiffenheit und Aftergläubigkeit des Alter: 
thums, doch in jener patriarchalifchen Ruhe und Einfalt, die wir in den 
Schilderungen manches vormweltlihen Volks oder in den Bildern der 
Dichter lieben gelernt haben. Es lebt dort, gleich frei von Sittenvergif: 
tung durch bettlerifches Elend, mie duch mollüftige Kuͤnſte des Ueber: 
fluffes; genügfam, den anerzogenen Uebungen ber Väter treu; herzig, 
fröhlichen Muthes, gaftfreundlih, ohne Half und Arg. Bon der Na: 
tur feines unmirthlichen Landes zur Verachtung von Gefahren und koͤr⸗ 
perlihen Anftrengungen eingeübt, fühlt es daneben fügen Genuß, wenn 
es feinen Hang zur Zrägheit befriedigen kann. Unerfchroden, ohne Xos 
desfurcht, tritt es in den Kampf gegen jede Uebermacht für fein Recht 
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und für fein Vaterland; doch ift diefes Waterland nur inner der en: 
gen heimathlichen Grenze feines eigenen Laͤndchens vorhanden. Mit 
noch größerer Begeifterung aber geht es in Kampf und Tod für feinen 
alleinfeligmadjyenden Glauben und feine Kirche, fobald man ihm fagt, es 
gelte deren Rettung; denn dann gilt e8 die Hoffnungen eines eben 
auf fein Schidfal in der Emigkeit, ob Fegefeuer und Hölle, ober ob 
Himmel? Im erlernten Glauben an Gott, die heilige Jungfrau und 
die übrigen Heiligen, fo wie an die Wunderkraft kirchlicher Uebungen 
lebt und flirbt e8 getroft. Seine innere Religion aber, bie kaum von 
ihm dafür gehalten wird, ift die, welche Gott in ben Geift der gefamm: 
ten Menfchheit gelegt hat, und durch umverborbenes Mechtsgefühl und 
Warnungen des Gemwiffens zu den Tugenden leitet, welche Chriftus als 
Kern feiner göttlichen Lehre empfahl. Doch, wenn Fehltritte begangen 
worden, die Fein Menſch ungeftraft begehen laffen darf: die Kirche kann 
ihm Vergebung der Sünden gewähren. H. 3ſchokke. 

Uri, ſ. Urcantone. 

Urlaub, Recht zur Verweigerung des Urlaubs für 
Staͤndemitglieder aus dem Stande der Staatsdiener 
und der Geiftlihen. — Das Recht der Regierung im Allgemei- 
nen, darüber zu wachen, daß die Staatsbiener ihre pflihtmäßigen Dienft- 
geſchaͤfte nicht ohne ihre Zuftimmung oder ohne ihren Urlaub auf län: 
gere Zeit ausfegen, ift unbeftritten. Diefes Urlaubsredht an fi und 
auch das gleiche oder ähnliche Urlaubsrecht der Kirchenregierung in Be: 
ziehung auf Diener der Kirche bieten feinen Stoff für politifhe Erdr- 
terungen. Sehr wichtig aber ift für Deutfchland die Frage geworden, 
ob und in wie weit die weltliche und bie kirchliche Regierung durch Ur: 
laubsverweigerung die Staats- und Kirchendiener auch an der Ueber: 
nahme oder Ausübung reiche» oder landftändifcher Pflichten, wozu bie: 
felben die Verfaffung und verfaffungsmäßige Wahl beriefen, beliebig ver: 
hindern dürfe. Ueber diefe Frage haben im verfchiebenen deutſchen Länz 
dern Verhandlungen in den ftändifchen Verſammlungen und zwiſchen 
ber Regierung und den Ständen Statt gefunden; die bebeutendften in 
Baden. 

Boranftellen laſſen fich hier wohl folgende beide Hauptgrundfäge, 
1) der Rehtsgrundfag: die Staatsverfaffung fteht über 
ber Staatsverwaltung, das VBerfaffungsredht über dem 
Verwaltungsrechte, und 2) der politifhe Grundfag: bie 
Volfsvertretung muß durch das Volt und niht durch 
die Regierung gebildet werden. 

Zu 1. Das rechtliche Wefen der wahren und zundächft der 
ſtaͤndiſchen Verfaſſung befteht darin, daß fie das hoͤchſte oder 
fouverän entfheidende Grundgefeg für alle Rechte im 
Staate und fürderen Ausübung bildet, fo, daß biefe Aus: 
übung, die Verwaltung fich überall der Verfaffung und ben Verfaf: 
fungsrehten unterordnen müffen. 

Hieraus nun folgt vehtlih nothmwendig, daß, wenn eine 


Urlaub. 589 


Verfaffung nicht unnatüclic alle Beamten von der Theilnahme an der 
Standſchaft ausfchließt, das Verfaffungsrecht ber Theilnahme an der Stand 
fchaft von feinem Vermwaltungsbelieben der Regierung aufgehoben oder wir⸗ 
fungslos gemacht werden kann. Es muß mithin für die Dienftgefchäfte 
des in die Ständeverfammlung berufenen Staatsdieners durch eine Aus: 
hülfe geforgt werden, wenn nicht duch verfaffungsmäßige Vereinbarung 
der Betheiligten, alfo durch freiwilligen Verzicht des Abgeordneten, fo 
weit derfelbe verfaffungsmäßig möglich ift, oder durch Urlaubsertheilung der 
Kammer an ihre Mitglied, diefes als Staatsdiener ohne Verfaffungsver: 
legung fein Amt fort verwaltet. 

Nur fo weit gegen die Natur der Sache eine beftimmte 
Berfaffung Anderes poſitiv feflfegt, muß biefes pofitivrechtlich gelten. 

3u 2. Gleich feft wie dieſer Rechtsgrundſatz fteht wohl der polis 
tifche Grundſatz, daß nichts verfehrter wäre, als die Bildung oder Zus 
fammenfesung einer ftändifhen Kammer, die Entfheidung, wer Mits 
glied derfelben fein und bleiben fol, von bem Belieben ber Re: 
gierung abhängen zu laffen. Es wäre bdiefes wahrhaft abfurd 
und mwiderfprechend für eine ftändifhe Kammer, bie ihrer Beftimmung 
nad) der Regierung als ein felbftfiändiger, mit ihr pacifcirender 
Berfaffungsktörper gegenüberftehen, ihr gegenüber deſſen eigenes 
Recht und das regierte Volt und feine Verfaffungsrechtd repräfentiren, 
fein Zuftimmungsrecht zu Gefegen, Steuern und Verfeffungsänderungen 
ausüben, ja zugleicd die Ausübung der MRegierungsverwaltung controlis 
ren und biefeibe in den Miniftern wegen Willkür gerichtlidy verantwort: 
(ih machen foll, 

Diefen beiden Hauptgrundfägen huldigen nun auch die alten und 
neuen europdifchen ftändifhen Verfaſſungen. Es ift Blar, daß von Urs 
laubsvermweigerungen nicht die Rede war, als die altdeutfchen Bürger uns 
mittelbar und zugleich mit ihnen die Beamten, die Decane, Gentgrafen, 
Grafen und Herzoge, fih zu Gau» und Provinz: und Reichsverfamms 
(ungen vereinten. Niemand dachte felbft bei den feudalftändifchen Ver: 
fafjungen ber fpäteren Zeit daran. Vielmehr beftanden gerade die 
Hauptfeudalftände aus Beamten, aus Minifterialen und Vaſallen. 
Diefe bildeten ihr ftändifches Neht auf den Hof»: und Lehen= oder 
Mannentagen und in den fpäteren NRitterfhaften aus. Die Fürften 
durften fie wegen ihrer Civil: und Kriege: und Ho’ämter eben fo me» 
nig von ber verfafjungsmäßigen Landftandfchaft ausfchließen, als der 
Kaifer die Reichs- und Eaiferliben Beamten, die Kurfürften, Herzoge 
und Grafen vom Reichstage duch Urlaubsverweigerung ausſchließen 
durfte, Auch die neueren und freien neueften europdifhen Berfaffungen 
huldigen biefen natürlichen Grundfäsen. In Frankreich 3. B. konnte 
vor einiger Zeit felbft der General Bugeaud nur nad erhaltenem 
Urlaub der Kammer fein Generalsamt und das ihm vem König Über: 
tragene Obercommando in Afrika während der Seffion der Kammer 
ausüben. Obgleich die Charte felbft fein Wort über biefen Gegenftand 
beftimmt, fo ift e8 doch hier, wie in England, als in der Natur ber 
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Sache liegend, ober als fih von felbft verftehend anerfannt, 
daß die Verfaffung der Verwaltung vorgeht, und die Bildung der Kam: 
mer nur von der Verfaffung und den Volkswahlen, nicht von bem Be: 
lieben der Regierung abhängt. 

Nur in unferem neueften Deutfchland zeigte fi) auch bier gros 
ßentheils jene Verkruͤppelung unferer politifhen Bildung und unferer 
Snftitutionen, daß auch diefer natürliche flaatsrechtliche und politifche 
Grundfag verfannt und bier despotiſch, dort ſpießbuͤrgerlich mißachtet 
wurde. Go entftand eine Verfchiedenheit der Beftimmungen in unferen 
neueren Berfaffungen und ein Zmiefpalt der Anfichten. 

Einige Verfaffungen, fo wie die großherzoglich heſſiſche und 
£urbeffifche beftimmen in mehr oder minder befchränfter Faffung eine 
Abhängigkeit der Ausübung des landftändifchen Rechts des Beamten 
von dem Dienfturlaub in jeder Periode der landftändifchen Vers 
fammlung. Die baierifhe dagegen enthält die weſentlich verfchiedene 
theil8 ausgedehntere, theils aber auh beſchraͤnktere Beſtim— 
mung, daß alle öffentlihen Diener, morunter man dort auch 
Advocaten und Bürgermeifter begreift, einer Löniglihen Ermädtigung 
bebürfen, um die Wahl zum Abgeordneten anzunehmen. ft aber 
diefe einmal ertheilt, fo gilt fie für alle Landtagsfigungen der ſieben— 
jährigen Dauer, ohne daß es einer neuen Beurlaubung bedarf (baterifche 
Berf.:Urk., Beilage X $: 44 u. 48). Es hängt hier zunaͤchſt nicht 
das Verlaffen des Staatsdienftes, fondern die Annahme der 
Eigenfhaft als Standmitgliedb von Negierungserlaubniß ab. 
Die Beſchraͤnkung ift hier weiter, indem fie fchon jene Annahme und 
die Ausübung der ftändifhen Pflicht au nur auf eine Stunde ohne 
Erlaubnig unmoͤglich macht, wenn auch der regelmäßige Dienft gar nicht 
ausgefegt wird. Sie ift aber enger, weil, bei einmal erworbener ftändi- 
fher Eigenfhaft, während der ganzen fehsjährigen Periode der landſtaͤn—⸗ 
difhen Wahlen Peine weitere beliebige Urlaubsverweigerung aus angebli» 
her Rüdfiht auf den Dienft die Ausübung der fländifhen Wirkſam⸗ 
feit hemmt. 

Andere Verfaffungen, wie die badifche, beflimmen eben fo we: 
nig, als die franzöfifhen und englifhen Berfaffungsurfunden, ausdruͤck⸗ 
lich über diefe wichtige Frage. Sie ſchweigen wohl gewiß deshalb, weil 
fie das natürliche Recht eben fo wenig, mie jene befchränfen wollten. 
Indeß war es bei der Fehlerhaftigkeit anderer deutſcher Verfaſſungen 
und bei der Bemühung, die, wie Manche glaubten, zu große Freiheit in 
ben conftitutionellen Staaten zu ermäßigen, erklaͤrlich, daß man ftatt 
diefee natürlichen Auslegung jenes Schweigens in dieſe VBerfaffungen 
noch eine viel größere Beſchraͤnkung des flindifchen Rechts der 
Beamten, eine grenzenlofe, bineinzutragen ſuchte. So entftand der 
bedeutend gewordene badiſche Urlaubgftreit. 

Früher, da man in mehrere neue bdeutfhe Berfaffungen ein 
Urlaubsrecht der Regierung aufnahm und baffelbe namentlih auch bei 
mehreren vertragemäßig zu Stande gelommenen Verfaffungen von Seiten 
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ber Volksvertreter leider unbedenklich fand, da hielt -deutfhe Gutmü- 
thigkeit und politifche Unkunde einen Gebrauch bdeffelben von Seiten der 
Regierung zur Ausfchliefung der ihr unbequemen felbftftändigen Abge- 
ordneten und zur Verfälfhung einer wahren Volksrepräfentation für 
undenkbar. Man feste voraus, die Negierung werde es nur gebrau- 
hen, um in höchft feltenen dringenden Fällen den Staatsdienft gegen 
verderblihe Lüden zu fügen. Die fähfifhe Verfaffung (Verf. 
Urk. 8.75.) und die Eurheffifhe (Verf.-Urk. $. 71.) fagen die: 
fes auch ausdruͤcklich und fordern auch, daß dieſe Gruͤnde im einzelnen 
Falle einer Urlaubsverweigerung von Seiten der Regierung den Kam: 
mern mitgetheilt würden. Bei den erften Ständeverfammlungen nad 
den neuen Verfaffungen dachten auch die Regierungen nicht an Urlaubs 
verweigerungen, aud ba nicht, wo die Verfaſſungen ein Urlaubsrecht 
feftfe ‚Sn Baden, wo diefeg nicht der Fall ift, verfammelte ſich 
1819 der erfte Landtag, ohne daß die erwählten Beamten um eine Ur: 
laubsertheilung bei der Regierung nachzufuchen brauchten. 

In dem Maße indefjen , wie die befannte Meaction gegen die 
Sreiheit eintrat, fuchten auch viele Regierungen durch Urlaubsverweige⸗ 
rungen bie nicht ganz minifteriellen Staatsdiener auszufchliefen, und 
dieſes zwar auf eine folche Weife, daß man dabei an eine Rüdfi ht 
auf die Staatsbienfiverwaltung und die Wichtigkeit oder Unentbehrlic) 
keit der Staatädiener für fie nicht mehr denken fonnte. Auch penfio- 
nirte Staatsbiener fehliefen ja die Regierungen jest aus, 5. B. im 
Großherzogthbum Heffen; und als öffentliche Diener auch Advos 
eaten und Bürgermeifter, z. B. in Baiern. Die Belohnungen der 
unbedingt minifteriellen Beamten in den Ständefammern und die Ber: 
folgungen n bie felbftftändigen und liberalen machten es vollends 
jetem digen Elar, wohin es auf diefe Weiſe mit der neuen 
— —— abgeſehen ſei. Und es trat ein, was unvermeidlich 
bei dem Mangel einer genuͤgend großen Anzahl wahlfähiger tuͤch⸗ 

en aus anderen Glaffen der Staatsbürger unferer Eleinen 
en Staaten, und bei dem gutmüthigen politiſchen Unverftand der 

Dieſe nämlich durchſchauten es nicht, daß fortan, wo ſolches 
ungsſyſtem ſich entfaltete, faſt jeder Staatsbeamte, der nicht als 
ſich unbedingt vom Regierungsmwillen abhän- 

ale nase moi, entweder durch eigenen Entfchluß, oder durch 
von ber Ständeverfammlung ausgefchloffen blieb, 

daß man der Regel nad) die gewählten Beamten nur als abhängige 
Organe des Minifterwillens anfehen mußte. Manche Ständeverfamm: 
| im wurden alfo jest zur Komödie und — 


gar wo, wie erwähnt, die Verfaffung das Urlaube: 
enthält, verfuchte es die Negierung, auf dem zweiten Land» 
be einzuführen. Sie berief vier Beamte, die auf 

liberal gewirkt hatten (drei eg des ober: 
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fammlung ein und erklärte ihnen, daß fie Feine Erlaubniß hätten, ib: 
ven Dienft, für welchen fie unentbehrlich feien, zu verlaffen. Gleich- 
zeitig aber erkannte fie felbft an, daß die badifche Verfaffung an eine 
‚foldye Urlaubsvermweigerung nicht gedacht hätte, und daß daher durch ein 
befonderes Verfafjungsgefeg, wozu fie einen Entwurf vorlegte, für Er- 
fagwahlen in ſolchen Fällen geforgt und da*urd) die Unvollftändigkeit der 
Ständeverfammlung befeitigt werden muͤſſe. Diefes erſchien doppelt 
nothwendig, da bei einer folchen beliebigen Urlaubsverweigerung für einen 
beftimmten Landtag der auf acht Jahre zum Abgeorbneten gemählte 
Beamte nicht von felbft feine Abgeordnetenftelle verlieren, feine 
Stelle in dee Kammer alfo nicht befegt werden fonnte. Die Kammer 
indeß proteftirte und verweigerte einflimmig, in bie Berathung diefes 
Geſetzes und überhaupt in irgend Iandftändifche Wirkfamkeit einzu: 
geben, bis fie vollfländig einberufen fei. Die Regierung gab 
nach, der Gefegentwurf wurde zurüdgenommen, und die alsbalbige Ein: 
berufung ber vier Ausgefchloffenen erfolgte. Seitdem Fam in Baden 
das Urlaubsrecht lange Zeit nicht wieder zur Sprache. Manche Be: 
amten machten der Regierung oder ihren zunaͤchſt vorgefegten Behörden 
nur Anzeige in Beziehung auf die Verwaltung ihrer Dienftgefchäfte 
während der Zeit des Landtags. Andere gebrauchten dabei bie Form 
einer Urlaubebitte; Niemand aber dachte an Urlaubsverweigerung. 
Erſt bei dem Landtag 1833, als nad dem Aufſchwung ber Volksfrei⸗ 
beit in den Jahren 1830 und 1831, eben fo wie 1820, eine neue 
Reaction in Deutfcland eingetreten war, forderte in befonderen,, nicht 
veröffentlichten Nefcripten an die erwählten Staatsbeamten, mit Aus: 
nahme jedoch der Profeffogen, die Regierung ausdruͤcklich eine Urlaubs: 
bitte. Der Abgeordnete Aſchbach theilte eines bdiefer Mefcripte der 
Kammer mit und diefe proteftirte feierlih und einflimmig gegen ein 
Urlaubsvermweigerungsreht der Regierung. Die Regierung behauptete 
zwar wörtlich — benn eine thatfähliche Urlaubsverweigerung war 
nicht vorgefommen — daß ihr ein folches Recht zuftehe, fügte jedoch 
die förmliche Erklärung hinzu (Sigung v. 17. Juni 1833): 


„Die Regierung hat die moralifche Verbindlichkeit, keinem Staats: 
‚Diener, ber zum Abgeordneten gewählt wurde, den Urlaub zu verfagen, 
„wenn nicht ein dringendes Intereſſe des Dienftes, alfo des 
„Landes felbft, eine foldhe Werweigerung motivirt. Die Verfaffung 
„sagt, die Staatsdiener koͤnnen gewählt werden. Dies foll kein leeres 
„Wort fein, und bie Regierung würde fehr unreht handeln, 
„wenn fie in einzelnen Fällen aus blos perfönlichen Rüdfihten irgend 
„einem Beamten die Annahme der Abgeordnetenftelle verweigern 
„wollte. Sie hat dies bisher nicht gethan und wird es auch in Zu: 
„kunft nicht thun.“ 


Die Kammer aber verwahrte auch hiergegen ihr Recht und ihren 
ſeit der Entſtehung der Verfaſſung behaupteten Beſitzſtand, daß ihre 
Mitglieder durch einſeitigen Regierungsbeſchluß uͤberall gar nicht von 
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Theilnahme an ber Ständeverfammlung ausgefchloffen werden 
fönnten. 

So, in biefem auf ftand, blieb die Sache wieder bis zum Jahre 
1841, wo ber Einfluß bes Minifters von Blittersdorf in die Lan 
desverwaltung überall Überwiegend geworden war. est wurden bei der 
neuen Einberufung der Ständeverfammlung dem neu zum Abgeordne⸗ 
ten gewaͤhlten Oberhofgerichtsrath Peter und dem bereits mitten in 
ſeiner achtjaͤhrigen Wahlperiode befindlichen Hofgerichtsrath Aſchbach 
der Urlaub verweigert. Daß nicht etwa die Ruͤckſichten des Dienſtes, 
ſondern der unabhaͤngige Charakter und die freiſinnige Richtung dieſer 
Maͤnner die Gruͤnde des Ausſchluſſes waren, dieſes bezweifelte nach den 
ganzen vorliegenden Verhaͤltniſſen im Lande Niemand; um ſo weniger, 
da gleichzeitig neben der Zuruͤckhaltung der beiden liberalen Richter an 
deren minifteriellgefinnten , deren Dienftleiftungen nad) der Belegung 
ihree Senate offenbar ſchwieriger erfegbar waren, bereitwillig der 
Urlaub ertheilt wurde. 

Die zweite Kanmer proteftirte einftimmig gegen dieſe Mafregel, 
und ber liberale Theil berfelben fegte auch noch, nachdem bie erſte Kam— 
mer der erhobenen Beſchwerde nicht beitrat, den Kampf für das gute 
Recht fo befonnen und energifch fort, daß daraus cine Kammerauflöd- 
fung und bei der Appellation an das Volk durch die neue Wahl eine 
entfchiedbene Beiflimmung des legteren, und hierauf ber Austritt. des 
Minifters Blittersdorf erfolgten. Die Regierung ließ nun ſeitdem 
feine Urlaubsverweigerung mehr eintreten, und auf ihre gelegentlich ber 
Einberufung der Ständeverfammlung dis Jahres 1842 menigftens 
woͤrtlich ermeuerte Forderung einer Urlaubgeinholung von Seiten der 
Staats und Kirchendiener legte die Kammer feierlihen und einftim- 
migen Widerfprud ein. Der diefen Kammerbefchluß vorbereitende Com: 
miffionsberiht (vom Abgeordneten Weider, f. Beilage 3. zum 
Protocol ber 31. öffentlihen Sigung) ftelltdie Hauptgründe fo: 
wohl der Regierung und erften Kammer, als die der zweiten Kammer 
zufammen, und mir entnehmen daraus die Hauptmomente zur Erläu- 
terung biefer höchft wichtigen Frage. Die bier geltend gemachten Rechte: 
und politifchen Gründe find nämlich für die Geſetzgebung und für bie 
beftehenden Berfaffungen, welche nichts ntgegengefegtes beflimmen, 
allgemein gültig. Sie ftellen auch da, wo andere pofitive Beftimmun: 
gen eriftiren, diefelben doch als naturwidrige Ausnahme dar, und 
begründen alfo eine möglichft befhränfende Auslegung für bie- 
felben. 

1. Der Hauptgrund, aus mwelhem die Regierung das Recht 
ableitet, durch Urlaubsvermweigerung die zu Abgeordneten ernannten 
Staatsbiener von der Theilnahme an den ftändifchen Verhandlungen in 
beiden Kammern beliebig auszufchließen, befteht in dem $. 5 unferer 
Berfaffung, welcher dasjenige feftfegt, was die Bundesgefege das mon- 
archifche Princip nennen. Derfelbe lautet woͤrtlich: 

„Der Großherzog versinige in Sich alle Rechte der Staatsge: 
- Staats = Reriton, XV. 38 
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„walt und übt fie unter den in diefer Verfaffungsurkunde feftgefegten 
„Beflimmungen aus. Seine Perfon ift heilig und unverleglich.” 

In diefen fümmtlichen Rechten der Staatsgewalt ift nun, fo fagt 
man, auch das Aemterredht und in dieſem das beliebige Beurlaubung: 
und Urlaubsverweigerungsrecht enthalten. 

Beſchraͤnkungen und Verzichte diefes Rechts find in der Verfaffung 
nicht ausdrüdlih enthalten, nicht zu vermuthen und nad $. 82 der 
Berfaffung nicht eher anzunehmen, bis etwa darüber die Megierung in 
befonderen Gefegen den Ständen Bewilligungen gemacht, ihre früheren 
Vermwaltungsrechte aufgegeben hätte. 2 

Der $. 82 lautet woͤrtlich: 

„Der zur Zeit ber Eröffnung des erften Landtags, wo bie Con: 
„ſtitution in Wirkfamkeit tritt, beftehende Zuftand in allen Zweigen 
„der Verwaltung und Gefeggebung dauert fort, bis die erfte Ber: 
„abfhiedung mit dem Landtage in den Gegenftänden, die fich dazu 
„eignen, getroffen fein wird. Insbeſondere wird das erfte Budget 
„Dis zur Vereinbarung mit den Ständen proviforifh in Vollzug 
„gelegt. 

Die zweite Kammer erkennt nun vollftändig das monardjifche 
Princip des $. 5 der Verfaffung an, daß nämlid in dem Großber- 
309 fid) die Eriftenz oder Zuftändigfeit aller Rechte der Staats: 
gewalt, alfo auch das Aemterrecht und mit ihm das Urlaubsrecht ver- 
einigen und trepräfentiren. 

Aber fie gründet ihe Recht gerade auf ebendenfelben $. 5. Nach 
ihm fteht ja das monarchiſche Recht und die ganze Verwaltung nicht 
etwa, wie man anzunehmen ſcheint, außer, neben oder über ber 
Verfaffung, fondern durchaus innerhalb derfelben. Nach ihm dürfen 
ja alle diefe monarhifhen Rechte nur ‚unter den in diefer Verfaf- 
fungsurfunde fefigefegten Beftimmungen ausgeübt werden‘. Sie 
find mithin in diefer Ausübung fo weit freiwillig rechtlich befchränt, 
wie es nöthig ift, damit diefe Beftimmungen und Zufagen der Verfaſ— 
fung ihre volle Wirkſamkeit behalten. So 3. B. hat ber 
Großherzog unftreitig das Gefeggebungsreht, das Beſteuerungsrecht 
und das Militärrecht. Allein diefe Rechte dürfen nur in der Befchrän- 
fung ausgeuͤbt werden, daß die in der Verfaffung fefigefegten Rechte 
der fiändifhen Zuftimmung oder Nichtzuftimmung zu Gefegen und 
Steuern und Mititärdienftpflichten, fo mie die ftaatsbürgerlichen Rechte 
auf Gleichheit aller öffentlichen. Laften für alle Badener in voller Wirk: 
famfeit bleiben. Greift man denn nun wohl das monarchiſche Princip 
und die $6. 5 und 82 an, wenn man unbewilligte Gefege, unbemil: 
ligte und ungleiche Steuern und Militärdienftpflichten, welde die Re 
gierung auch noch nad) der in's Leben gerufenen Berfaffung geben und 
auflegen wollte, als verfaffungswidrig und ungültig befämpft? Gewiß 
nicht! Das völlig Gleiche gilt aber natürlih aud bei dem Aemter: 
und Urlaubsreht. Diefes muß in der Ausübung und der Ber: 
maltung ebenfalls fo weit ſich beſchraͤnken, daß die Verfaffungsbeftim: 
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mungen, und zwar zunächft die 66. 7, 33—39, 42, 43, 64 und 69 
und die dadurch dem Lande und allen Bürgern und Beamten verfaf- 
fungsmäßigen und durch freie fürftliche Zufage zugeficherten Rechte ihre 
vollftändige Gültigkeit oder Wirkſamkeit erhalten und behalten. 

Dadurch allein erhalten ja die Verfaffung und bie Verfaſ— 
fungsredte und bie fürftliche Verleihung und Berbürgung bderfriben 
erft wahren Sinn und Realität. Nur dadurch erhält der erfte Grund: 
faß eines Öffentlihen Rechtszuftandes, daß nämlid die Verwaltung 
fidh dee VBerfaffung und dem Verfaffungsreht anſchließen und 
unterordnen müffe, feine Verwirklihung- 

Auch redet der Artikel 5 durhaus nicht, wie man vorgab, nur 
von buchftäblihen Beſchraͤnkungen. Er läßt die ewige allgemeine Re: 
gel, daß alle Verfaffungsgefege nah Buchſtabe und Geift ausge 
legt werden, beftehen. 

Nun aber enthalten jene citirten Berfaffungsbeflimmungen ganz 
Elar und au buchſtaͤblich: 


a) für alle Beamten bie Zufiherungen des gleichen verfaf: 
fungsmäßigen Staatsbürgerredhts, ganz eben fo, wie alle andern 
Staatsbürger von den Wahlmännern zu Ständemitgliedern nicht 
blos erwählt, fondern auf 8 Jahre unmwiderrufli ernannt zu 
werden; 

b) für die wahlberechtigten Bürger aber das unbefchränfte Recht, fie 
zu ernennen, und 

c) für das Volk das Net, von dem Grofherzog alle feine er- 
nannten 63 Abgeordneten zum Landtage berufen und fi durch 
diefelben vollftändig vertreten zu feben; 

q) für die Kammer endlid) das Recht, nur nad foldyer richtigen 
vollftändigen Berufung aller Mitglieder ihrer Corporation Steuer: 
und Gefegbewilligungen gültig zu befchließen. 

Dabei find im diefen Artikeln genau alte näheren Bedingungen 
biefer Rechte ausdruͤcklich angegeben. Unter ihnen aber findet ſich kei— 

eswegs irgend eine Beſchraͤnkung oder Aufbetung jener Rechte durch 

eine beliebige Urlaubsvermweigerung. Der 8. 7 der Verfaſſung aber 
fagt im Gegentheit: „die ftaatsbürgerlichen Nechte für alle Badener find _ 
gleich in jeder Hinficht, wo die Verfaffung nicht namentlich 
und ausdruͤcklich eine Ausnahme begründet.‘ 

Man kann alfo nimmermehr das fo fehr allen diefen Rechten wi: 
de Recht der Urlaubsverweigerung hier aus dem allgemeinen 
hen Princip des $. 5 und aus einem unbefchränften Urlaubs: 

der Zeit der WVerfaffungstofigkeit folgern und zur Aufhebung 
ngsrechte in die Verfaffung übertragen. 
wäre ja wohl nidt um ein Haar rechtlicher oder zuläffiger, 
e, wenn man jene obigen Verfaffungsrechte ruͤckſichtlich der 
de euern, der Militaͤrdienſte hiatennach durch das monar— 
rincip, durch eine beliebige Ausuͤbung des Me Verfaſſung 
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unbefchränkten fürftlihen Gefeggebungs:, Befteuerungs: oder Militär- 
rechts wieder befchränfen und aufheben mollte. 

Diefes Alles aber entfcheidet vollftändig aud; gegen das aus dem 
$. 82 abgeleitete Argument. Diefer Paragraph will Feineswegs, daß, 
auch nachdem bereits die landſtaͤndiſche Verfaſſung in's Leben getre— 
ten war, die fruͤher unbeſchraͤnkte oder verfaſſungsloſe Verwaltung 
fortdauere und mit ihren neuen einzelnen Acten bie Verfaſ— 
fung verlegen dürfe. Er will nicht, daß die einzelnen. ausgefproche: 
nen Berfaffungsrechte der Bürger, die ohne andere als die in 
der Berfaffung enthaltenen neuen Einrihtungen und 
Gefege vollziehbar find, nichtig bleiben und fo lange fchlafen 
follten, bis die Regierung über jedes einzelne bderfelben neue befondere 
Gefege mit den Ständen vereinbart hätte. Er will feineswegs fagen, 
daß auch nad Eröffnung der fländifhen Verfaffung die Regierung je: 
nen Verfaffungsrechten völlig mwiderfprechende Pflichten von den Bür-: 
gern fordere, ihnen mwiderfprechende, nur ber früheren abfoluten Gemalt 
zuftändige Rechte hätte anſprechen und ſolche Regierungsacte hätte vor- 
nehmen bürfen. Diefe Anficht würde ja zu dem Abſurdum führen, 
daß die gegebene und aud durch bie Eröffnung der Landftände in’s 
Leben geführte Verfaſſung noch gar feine Verfaſſung fei, nody gar 
feine wahren und feften Rechte dem Volk und den Bürgern ertheile, 
daß diefe Rechte vielmehr erſt davon abhingen, daß und in wie fern 
die Regierung bei neuen, mit den Ständen zu berathenden Gefegen 
diefe Rechte neu zu bemilligen beliebe und auch beide Kammern ein: 
flimmten. Bor der Verfaffung konnte 3. B. die unbefchränfte Megie: 
rung beliebige Bevorzugungen und Ausfchliefungen in Beziehung auf 
die Staatsämter machen, auch beliebige Steuerprivilegien ertheilen. Die 
Berfafjung will Gleichheit der Bürger. Bedürfte e8 nun, nachdem 
die Verfaffung in’s Leben trat, noch befonderer Gefege, um biefes be: 
liebige Privilegienrecht auszuſchließen? Hatten nicht von felbft alle ka: 
tholifhen, alle nichtadelichen Bürger das Recht, bei gleicher Befaͤhi— 
gung zu allen Staatsaͤmtern zugelaffen zu werden, ober ohne Steuer: 
privilegien nur gleihe Steuern zu zahlen? Die Verfaffung gibt eben fo 
alten Beamten gleiches flaatsbürgerliches Recht, Abgeordnete zu wer: 
" den. Bedurfte es nun noch neuer befonderer Gefege, um ihnen diefes 
Recht auch in der That zuzugeftehen ? MWahrlidy nein! 

II. Es widerſpricht vielmehr jede ſolche beliebige Beſchraͤnkung des 
. Berfaffungsrehts buch ein früheres Verwaltungsbelicben 
der Megierung, fo wie 1) der Natur der Sadhe und 2) dem ge— 
gefhihtlihen Recht, fo au 3) dem Buchſtaben und Geifte, 
den Morten und dem Sinne oder ber Abſicht unferer 
Verfaſſung, ihrer fürftlihen Ertheilung und Zufage. Sie wider: 
ſpricht auch 4) unferem zwanzigjährigen rechtlihen Befigftande. Es 
wäre endlich 5) jedenfalls eine einfeitige gewaltfame Einführung je 
nes Urlaubsverweigerungsrechts rechtlich unmoͤglich: 

1) Die Natur der Sad)e fordert, daß die Volksvertretung und 
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in ihre die Mehrheit für die gültigen Befchlüffe durch dag Volk, def: 
fen Rechte fie gegenüber der Negierung vertreten, deffen Steuern fie 
verwilligen follen, gebildet werde, keineswegs aber durch die Regierung 
oder durch die Minifter, deren Verwaltung fie controliren, die fie noͤ— 
thigenfalls anklagen follen. Nun aber würden ja die Minifter, die 
von einem großen Theile der Ermählten nur die ihnen Mohlgefälligen 
zulaffen, die Mißfaͤlligen aber ſtets beliebig ausfchliegen und mit Aus: 
ſchließung dedrohen und dadurch abhängig machen fönnten, die Mehrheit 
und ihre Befchlüffe bilden. So könnte der ganze felbftftändige Beftand 
der Volksrepräfentation, «8 Eönnte die wohlthätige Kraft und Wirkſam— 
keit der fändifchen Verfaffung aufgehoben und in ihr Gegentheil ver: 
kehrt werden. Die Gefchichte hat diefes bereits fattfam und abſchreckend 
genug bewieſen. Der Blid auf die Erfahrung unferer Kleinen Länder, 
ja fogar auf die der größten Meiche beweiſ't e8, daß oft, wenn die Mi- 
nifter felbft nur drei, vier der erften Vertheidiger der Freiheit und der 
Volksrechte ausfchließen dürften, der Charakter der ftändifchen Verfamm: 
lungen mefentlic verändert, ihre Selbftftändigkeit oder Vertheidigungs: 
kraft gebrochen wäre. 

2) Deshalb Fannte denn auch das gefhichtliche europaͤiſche 
und deutſche ftändifhe Recht bisher, es Eennen die ſchwedi— 
fhen, holländifhen, belgiſchen, franzöfifchen, englifchen 
Berfaffungen eben fo wenig, tie die der früheren deutſchen Reiche: 
und Landftände ein ſolches Urlaubsverweigerungsreht in Beziehung auf 
die zur Ständefchaft erwählten oder berechtigten geiſt- und weltlichen 
Beamten. Die aus früherer Zeit fortdauernden, wie die medlenbur: 
gifhe, kennen es ebenfalls nicht. Auch die erften neueren deutfchen 
Verfaffungen, wie die von Naffau, Lippe, Rudolftadt, Wei: 
mar, Eennen es nicht. 

Zuerft die neue baierifche Verfaffung und nad ihr einige andere 
neuere deutfche Verfaffungsurkunden führten diefes Necht ein. Zu mel: 
hen Zmweden und mit welchem Erfolg? Diefes mag jeder Sachkundige 
fi felbft beantworten. 

3) Die badifche Verfaffung dagegen enthält nicht diefe neuen 
Ausnahmsbeftimmungen, fondern bleibt buchftäblich der Natur der Sache 
und dem gefchichtlichen Rechte getreu, Sie blieb «8 eben fo, mie aud) 
andere fpätere deutſche Verfaffungen, 3. B. die von Coburg, Hild— 
burgbaufen, Braunfhweig. Sie hätte jene Verfaſſungsrechte 
durch eine Urlaubsverweigerung befchränken können, aber fie that es 
nit. Sie gibt ausdrüdlich einige Befchränfung des fändifchen Rechts 
der Beamten, barunter aber ift das Urlaubsverweigerungsrecht mit keiner 
Spibe enthalten. 

- A. Gie verwarf e8 durch die fonnenklaren ausdruͤcklichen Be: 
ftimmungen unter 1. 

B. Sie verwarf e8 mit voller Abſichtlichkeit. Denn 
neben dem gefehichtlichen Necht und der neuen franzoͤſiſchen Verfaſſung, 
welche die Urlaubsvermeigerung nicht Fannte, lag dem Gründer der ba: 
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diſchen Verfaſſung vorzugsweiſe auch die kurz zuvor publicirte baieriſche 
Verfaſſung vor Augen. Er wollte aber der letzteren Feſtſtellung eines 
fuͤrſtlichen Rechts der Genehmigung oder Nichtgenehmigung der Wahlen 
der Beamten nicht aufnehmen. Sonſt haͤtte auch er diefe Ausnahme: 
beftimmung ausdrüdlich feftfegen und auch fo, wie die baierifche Verfaſ— 
fung, ausdruͤcklich Vorforge treffen müffen, wie und auf welche Weife 
dann bei Urlaubsvermweigerung an gewählte Beamten die VWolksvertretung 
ergänzt werden fol, etwa durch gleichzeitige Wahl von Erfagmännern, 
wie nach der baierifchen Verfaffung, oder auf welch' andere Art. Selbſt 
die Megierung, als fie 1820 ein Urlaubsvermweigerungsrecht behauptete, 
mußte, fo mie neuerlich die erfte Kammer, doch zugeben, daß alsdann 
die Verfaſſung eine wefentliche Lüde habe. Aber gewiß verdient ber 
Gründer der badifhen Verfaffung nicht den Vorwurf, daß er die Ur 
laubsverweigerung gewollt und do zur unvermeidlihen Veran: 
laffung verderblihen Streites bdiefelbe eben fo wenig 
feftgeftellt, als bei deren Eintritt für die Ergänzung ber 
Volksvertretung geforgt habe. 

C. Der Gründer der badifhen Verfaffung konnte unmöglich blos 
ftillfhmweigend ein Urlaubsverweigerungsrecht einführen oder geftats 
ten wollen, weil daffelbe nicht blos durch jene Ungewißheit und jene 
Lüde, fondern vor Allem durch feine abfolute Grenzenlofigkeit 
zehnmal verderblidher werden mußte, alginirgend einem 
Staate, welcher es pofitiv feſtſetzte. So z. B. fanctionirt allerdings bie 
baierifche Verfaffung die königliche Genehmigung als eine Verfaſ— 
fungsbedingung für das Iandftändifche Recht der Beamten. Aber mit der 
Sanction gibt e8 jenem Regierungsrechte doch auch zugleich die nörhige 
fefte Grenze, daß der König nur gleich bei der Wahl eines Staatsdie- 
ners das Recht der Genehmigung oder Nichtgenehmigung der Annahme 
ber Wahl auszufprehen bat, nad erfolgter Genehmigung aber für 
die ganze achtjaͤhrige landfiändifhe Periode dur kein 
Urlaubsverweigerungsreht mehr ben Staatsdiener aus 
dem Ständefaal zurüdhalten darf. Es ift diefes nur ein be: 
fonderes Beftätigungsrecht, und ein blofes Urlaubsrecht Eennt auch bie 
baierifhe Verfaffung nicht. Die badifchen Minifter dagegen wollten bei 
ihrer Ableitung eines Urlaubsrechts aus dem allgemeinen monardhifchen 
Princip folgern, daß fie audy nad) erfolgtem Eintritte mitten in ber land» 
ftändifhen Periode bei jeder neuen Sigung den Urlaub verweigern bürf: 
ten. Ja duch Urlaubsertheilungen für eine beflimmte landſtaͤndiſche 
Sigung mit dem befchräntenden Beifage: ‚fo lange es der Dienft er: 
laubt“, behielten fie fi) das Recht vor, den eingetretenen Volksvertreter 
mitten im Landtage, vielleicht aus einer Commiſſion oder ftänbifchen 
Verhandlung, beliebig abzuberufen und nah Haufe zu fchiden, fo daß 
über ſolchem, gewiß nicht mehr unabhängigen Wolfgvertreter jeden Au: 
genblid das Zodesfchwert für feine Ehre und feine landſtaͤndiſche Lauf: 
bahn und Wirkfamkeit ſchwebte, die minifterielfe Sunft oder Ungunſt 
darüber entfcheiden Fönnte, 
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So ferner hat die Eurheffifche Verfaffung durch befondere Be— 
flimmungen ein Urlaubsrecht eingeführt, diefe felben Beftimmungen aber 
begrenzen es genau. Sie befhhränfen e8 auf die eigentlichen oder höhe: 
ren Staatsdiener, ferner nur auf die activen Staatsdiener. Sie be: 
ſchraͤnken es meiter auf die Fälle, wo dringende Beduͤrfniſſe des öffent: 
lien Dienftes die Urlaubsverweigerung nothwendig machen. Und fie 
verpflichten die Minifter, darüber jedesmal den Ständen Nachweiſungen 
zue Prüfung vorzulegen, fo daß dieſe jede in dringenden Dienftinteref: 
fen nicht begründeten Urlaubsverwrigerungen nicht als rechtsgültig aner— 
kennen , fondern zum Gegenitand der Anklage machen können. Alle 
diefe Befhränfungen fallen abermals weg, fobald man, fo 
wie in Baden, Urlaubsverweigerung ohne verfaffungsmäsige Beftimmun: 
gen, willkuͤrlich einzuführen fucht, fie aus dem monarchiſchen Princip 
und aus dem Vermwaltungsrechte der allgemeinen Staatsaufficht über oͤf⸗ 
fentliche Diener ableitet. Nach diefer Ableitung kann man aud) Penfio: 
nären, die ja immer nody Staatsdiener bleiben, Advocaten, Bür: 
germeiftern, öffentlichen und niederen Dienern aller Art, ja vielleicht, 
wie in Hannover, Gemeinderäthen den Urlaub verweigern. Werden ja 
doch bereitd von allen folchen öffentlichen Perfonen bei längeren Entfer: 
nungen von ihrem Mohnfige Urlaubsertheilungen der Worgefegten , alfo 
fobald die Regierung will, Regierungsurlaub erfordert. Und find ja mit 
dem Eintritt im die Ständeverfammlung bereits in einigen Ländern, nicht 
einmal blos in dem jesigen Hannover, beliebige Urlaubsverweigerungen 
in Beziehung auf fie geltend gemadt worden ? Die badifhe Regierung 
ift freilich fo weit noch nicht gegangen. Dennoch haben bereit8 mini: 
fierielle Erklärungen und vollends die thatfächlichen Urlaubsvermweigerun: 
gen gegen Aſchbach und Peter hinlänglic Elar gemacht, daß bie Ur: 
laubsvermweigerungen in Baden keineswegs blos auf Rüdfichten auf ben 
öffentlichen Dienft ſich befchränfen , fondern,, wie in anderen Rändern, 
dazu dienen follten, freifinnige Deputirte auszufchließen und die übrigen 

rbneten des Beamtenftandes abhängiger zu machen. Und wo ift 
irgend eine verfaffungsmäßige Bürgfhaft, daß, wenn die Megierung aus 
anderen Verfaſſungen oder aus einem ganz vagen allgemeinen Princip, 

eiche beide jene weite Ausdehnung zulaffen , ein der badifchen Verfaffung 

embes Urlaubsrecht dem Land einfeitig beliebig aufzwingt, daß fie, daß 
fpätere Minifter nicht eben fo weit zu gehen belieben? Wird num aber 
bei einer folhen völlig grenzenlofen beliebigen Verfügung 
über weit die größte Mehrzahl der erwählten Abgeorb: 

eten eim befonnener Mann in einer unter folhem Einfluß gebildeten 
mmer noch eine wahre und lautere und felbfiftändige Volks: 
, und nicht ſtatt derfelben eine ganz ihrem verfaffungsmäßigen 
'gegengefeßte verberbliche Miniftervertretung erbliden? Es wäre 
Jung, eben fo untauglich, den Thron zu fügen, wie das Volt 
Darin flimmten alle der Regierung ergebenften Bürger 
en ein. Und wer möchte das Andenken des unfterblichen 
N dadurch zu beleidigen wagen, daf er behaup- 
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tete, ex habe eine ſolche verberblihe Taͤuſchung flatt einer wahren Ver: 
faffung geben wollen! 

Man entgegne auch nicht, daß wir von Mißbraͤuchen ſprechen, die 
nicht vorauszufegen und durch Anklagen zu heben fein. Nicht von Mi: 
brauch reden mir, fondern von aufgehobenem oder dem Belieben des Ei- 
nen Teils Preis gegebenem Verfaffungszuftande. Uebrigeng erklärten die 
Minifter, Gebraudy ihres Rechts fei nie Mißbrauch, fie würden darüber 
keine Nechenfchaft geben. Und vollends dem Lande bei Kammern, bie 
fhon Drgane der Minifter find, den Zroft der Minifteranklage anbieten 
— diefes fähe faft aus wie Hohn. 

D. Der Gründer ber VBerfaffung konnte und durfte fogar 
ein gefeglich beflimmtes und regulirteslrlaubsvermweige: 
tungsreht nicht mollen, meil daffelbe nad ben befonderen 
badifchen Beſtimmungen nody ungleidy verderblicher und unpaffender 
ſich darftellte, als in der baierifchen und würtembergifchen Verfaſſung. 
Dort find auch neben einem Urlaubsrechte die erfle und die zweite Kam: 
mer noch viel felbftftändiger, als dieſelben nad Einführung des Urlaubs: 
rechts in Baden bleiben würden. Dort ernennt z. B. die Regierung 
nicht, fo wie bier, für jede befondere Landtagsfigung beinahe die Hälfte 
der erflen Kammer ganz nach freiem Belieben. Dort find von ber 
zweiten Kammer nicht, fo wie bier, alle grundherrlichen Adelichen, Präla: 
ten, Univerfitätsabgeordnete ausgefchloffen, fo daß in Baden neben ben 
Bürgern nur Beamte Übrig bleiben, und dieſe Leßteren fomit fehr na: 
tuͤrlich ſtets an Zahl und Einfluß in der badifhen Kammer ein viel 
bedeutenderes Element bilden müffen. 

Daß zu allen diefen für Baden nachtheiligen Unterfchieden des hier 
geforderten Urlaubsvermweigerungsredhts, als der ſchlimmſte von allen, der 
binzufäme, daß in jenen anderen Staaten daffelbe in der Verfafjung be: 
gründet, hier gegen die Verfaſſung mwillkürlich aufgedrungen wäre — 
wollen wir nicht ausführen. 

E. Nach allem Bisherigen wollte der Gründer der babifchen Wer: 
faffung das Urlaubsvermweigerungsreht nicht feftfegen, und nach einmal 
gegebener Verfaffung konnte weder er, noch die feine Rechte und Zufa: 
gen repräfentirende Regierung rechtlich e8 ausüben mollen. Der erfte 
Rechtsgrundſatz bei jeder rechtlichen Zufage — der Grundfag von Freu’ 
und Glauben felbft fordert e8, daß Jeder das, was er verfprad, 
verwilligte, gab — als wahr und gültig gewwähre , es nicht felbft durch 
eigene Handlungen und Ausübungen anderer eigener Rechte vereiteln darf. 
&o darf 3. B., wer einem Nugniefer oder Nutzmiethsmann Nutznie— 
Bungs= oder Wohnungsrechte zufagte,. feine Eigenthums⸗ und Dispofis 
tionsrechte über die Sache nimmermehr fo ausüben, daß die zugefagten 
Nechte dadurch verlegt werden. Ganz eben fo nun muß es auch mit 
jenen den Beamten und Bürgern unbefchränkt zugefagten Verfaffungs: 
rechten der Wahl u. f. w. gehalten werden. Die Regierung hat aller: 
dings ein allgemeines Urlaubsrecht, aber fie darf daffelbe nur fo aus- 
üben, daß es mit den von ihr zu gewährenden Verfaffungsrechten ver: 
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einbarlich iſt. Die Regierung darf fie nicht durch ihre Souveränetäts- 
und Amtshoheitsrechte flören und gänzlic von ihrem Belieben abhängig 
machen. Was wären denn noch jene ganz unbefchränft zugefagten Ver: 
faffungsrechte, Staatsbeamte zu Abgeordneten zu ernennen, die der Be- 
amten, ernannt zu werden, ober bie Rechte der vollftändigen Einberu: 
fung aller andesrepräfentanten, wenn fie jedesmal von dem freien Be- 
lieben des Zufagenden abhingen? Jene Ermennungsrechte wären blofe 
Berfdylagsrechte geworden. in zugefagtes angeblihes Recht, wel- 
ches der Verſprechende jeden Augenblick vereiteln Eönnte, wäre ein recht: 
liches Unding. Nie dachte der Verfaſſer der badifchen Charte an ein 
ſolches Urlaubsverweigerungsreht. Daß die Zufage freimillig, das Ver: 
faffungsrecht octropirt war, macht bier nicht den mindeften Unterfchied. 
Durch Annahme wird e8 vertraggmäßig und gerade bei Liberalitäten gilt 
die Rechtsregel, daß fie im Zweifel zum WVortheil des Beſchenkten, dem 
Gebenden zur Ehre, dem Nehmenden zum Vortheil, auszulegen find. 
Und ein Fürftenwort vollends fol man nicht drehen und deuteln. 

4) Hierzu kommt nun der mehr als zwanzigjährige Befisftand. 
Am erften Landtage, wo man, fo nahe an der Gründung der Verfaf- 
fung ſtehend, die Abfichten derfelben doch kennen mußte, dachte Nie: 
mand an ein Urlaubsvermweigerungsrecdht oder an eine Urlaubsbitte und 
ihre Forderung. Man feste alfo das Land und den Bürger und den 
Beamten in den vollen rechtlichen Befisftand alfer jener Verfaſſungs— 
rechte. Diefen Befisftand verfuchte man zwar 1820 zu flören, nahm 
aber auf den Widerſpruch der Stände auf der Stelle die Störung zu— 
ruͤck und erneuerte dann ganz ihren frühern Beſitzſtand, und bis 1841 
blieb der Befisftand ungeftört, die Kammer behauptete ihn ſtets, na— 
mentlid) 1833 und 1841 wie 1820 einftimmig, als heiliges Werfaf: 
fungsrecht, und blofe Urlaubsgefuche einzelner Beamten als folder, 
und höfliche Formen der Anzeige, üblich auch da, wo, wie bei dem Aus: 
mwanderungsrecht, ein Verweigerungsrecht nicht beſteht, konnten niemals 
dem Rechte der Kammer und des Landes etwas vergeben. 

5) Es war endlich felbft, wenn man fogar das Urlaubsverweige: 
eungsrecht für die Regierung als nothivendig und als nicht für immer 
durch gültige ftändifche Wahlen beſchraͤnkt anfehen will, doch rechtlich 
undenebar, daß die Ausübung diefes Rechts anders ald auf dem Wege 
ber Geſetzgebung in verfaffungsmäßige Wirkfamkeit gefegt und mit jenen 
Verfaffungsrechten vereint würde. Es war unmöglich: 

A. weil die Regierung die Verfaffung und jene Verfaffungsrechte, 
vor Allem aber die von ihr zu gemährende abfolut unentbehrliche Voll: 

ändigkeit der Landesrepräfentation und der Vertretung aller Bezirke 
nicht felbft aufheben darf. Wie Fönnten Bezirken Steuern auferlegt 
werden, die durch Handlungen der Regierung ihrer Vertreter zur Bewil- 
ligung derfelben beraubt wurden ? Nun vernichtet aber unmöglich eine 
aus dem Staatsdienftverwaltungsrecht abgeleitete Urlaubsverweige— 
rung das Verfaſſungsrecht der auf 8 Fahre unwiderruflich ernann: 
ten Abgeordneten. Alle fo zuruͤckbehaltenen Beamten bleiben Abgeord: 
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nete, wenn fie nicht freiwillig zurücktreten, und ihre Bezirke bleiben unver⸗ 
treten, die Landesrepräfentation alfo unvollftändig. Die Regierung Eönnte 
fo beliebig auch eine ganze Anzahl von Bezirken von der wirklichen Me: 
präfentation auf dem Randtag ausfchliefen. Deshalb erkannte die Regie: 
tung 1820 an, daß Ausübung des Urlaubsrechts nur vermittelft gleich: 
mäßiger verfaffungsmäßiger gefeglicher Vereinbarung über die Vervoll⸗ 
ftändigung der Repräfentation möglich fei. 

B. Ueber die Eriftenz, die Bedingungen und Grenzen reines minbde: 
ften® gänzlich ungemwiffen dunkeln und beftrittenen Rechts, mie bag Ur: 
laubsvermweigerungsrecht, fo wie 

C, über ein Recht endlih, gegen welches ein fo langer Befisftand 
und ſtets gleichförmiger Widerfpruch flreitet, ift nach $. 64 ber Verfaf: 
fung durchaus eine authentifche Auslegung und Ergänzung der Berfaf: 
fung durch gefegliche Vereinbarung nöthig, wenn es in's Leben geführt 
werden fol, Alter fefte verfaffungsmäßige Zuftand ift zerflört, wenn 
bier einfeitige Gewalt und Belieben Eines der Factoren der Gefeggebung 
feine Anfichten geltend machen wollen. . 

„Wer folche Auslegungen einer Verfaffung machen kann“ — fo 
fagt ein berühmter Publicift — „der kann Alles machen.‘ 

Nah allem Bisherigen muß man alfo die verwaltungsredt: 
liche Ausübung eines Urlaubsverweigerungsrechts als durch jene obigen 
Berfaffungsrehte in Beziehung auf die Wahl der Staatsbeamten 
bedingt oder befchränft anfehen. Oder man muß in Baden den Urlaub 
als durch die fürftliche Ertheilung und Angelobung der Berfaffung und 
duch die verfaffungsmäßig nothwendige Einberufung aller 
63 Abgeordneten eben fo als vom Fürjten zum Voraus bemilligt anfe- 
hen, wie man in Baiern bei ber vom König beftätigten Wahl eines Be— 
amten den Urlaub als demfelben zum Voraus für alle Landtage ber 
fehsjährigen Periode ertheilt anfieht, oder wie er auch bei uns als er: 
theilt erfcheint, fobald der Großherzog einen Beamten unter bie acht 
von ihm zu ernennenden Mitglieder für die erfte Kammer aufnimmt. 

Wenn aber nad dem Bisherigen jede Begründung bes Urlaube- 
vermweigerungsrechts aus dem monarchiſchen Princip und dem 6. 5 ber 
Verfaffung in ſich felbft zerfällt, fo bedürfen wohl vollends alle übrigen 
ſchwaͤcheten Unterftügungsgründe feiner meiteren Widerlegung. 

Die lange Erfahrung aller deutfchen und europäifhen Verfaffungen, 
die eine Ausſchließung von der Ständeverfammlung durch Urlaubsver: 
tweigerung nicht kannten und Eennen, bie Erfahrung in Baden, wo zwan⸗ 
zig Jahre hindurch die Megierung an eine Ausübung eines ſolchen Rechts 
‚nicht dachte, fo wie die Matur der Sache befeitigen auch die Beforgnif, 
als würden ſich ohne das Urlaubsverweigerungsrecht öfter für den 
Staatsdienft — wahrhaft bedeutende Nachtheile ergeben, 
Nachtheile, ungewiffe zukünftige Nachtheile, die ſich nicht auf andere 
Weiſe befeitigen ließen, oder welche von ben gemiffen und bleibenden 
großen Nachtheilen jenes Rechts für Volk und Verfaſſung nicht hun— 
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dertfach aufgewogen würden. Die bisherige Praxis brachte Baden, feis 
ner Regierung wie feinen Ständen, Ehre und Ruhm. Die entgegenge- 
feßte würde e8 nimmer thun, wohl aber das Vertrauen zu der Regie: 
rung wie zu den Ständen erfchüttern, wie dieſes felbft bie aͤlteſten 
treueften Freunde der erftern, offen erklärten. 

So ift e8 ferner ganz verkehrt, von einem Urlaubsverweigerungs- 
rechte von Privartgefhäftsherren zu fprehen und daraus Schlüffe 
abzuleiten für das des Staats. Die badifhe Verfaffung kennt aud) 
jenes Recht der Privaten duchaus nicht. Wer nad den Berfaf: 
fungsbedingungen gültig gewählt iſt, tritt mit der allgemeinen Ein: 
Berufung des Grofherzogs als gültiger Abgeordneter in die Kam— 
mer. Menn er etwa wegen Nichterfüllung privatrechtliher Vertragsbe— 
willigungen auf Schadenserfag belangt oder ihm der Vertrag gekündigt 
werden kann, fo geht diefes das öffentlihe Necht und die Kammer gar 
nichts an. Der Privatmann hat auch nimmer, wie die Regierung beim 
Urlaubsverweigerungsrecht hätte, eine Gewalt zum Ausfhluß. Die 
Staatsregierung aber kann dem Beamten keineswegs den Staatsdienft. 
fündigen, weil diefer ein Öffentlihes Verwaltungsrecht iſt, unterges 
ordnet dem landftändifhen Berfaffungsreht. Alle Gollifion zwi: 
ſchen den landftändifhen Nechten und Pflichten des Beamten und zwi: 
fchen feiner Beamtenpflict ift hierdurch und durch jene unbefchränften 
Berfoffungsartikel gefeglich zum Vortheil der fländifhen Rechte gefchlich- 
tet. Der Beamte durfte ihnen folgen, und die Regierung kann den 
Beamten nicht mit Entlaffung firafen, weil der Beamte nad) feinem 
Berfaffungsreht und daher gegen die Staatsregierung nicht rechtsver— 
legend handelte, und diefe ihm das zugefagte ftändifhe Verfaſſungsrecht 
heilig halten muß. Es fagte es die Verfaffung, und durch diefelbe der 
Regent felbft dem Beamten zu. Es ift alfo ein Recht, welches ihm 
der Regent nicht felbft erſchweren darf, welches zum Vortheil deffelben 
Staats ausgeübt wird, durch deffen und in deffen verfaffungsmäßiger 
Repräfentation allein die Regierung befteht und Gemalt hat. Die gegen: 
theilige Anficht bringt überall den Fürften mit dem Fuͤrſten in Widerſpruch. 

b und in wie weit der Diener etwa aus Befoldung und Diäten 
eine vielleicht nöthig werdende Dienftverwaltung während der Abweſen⸗ 
heit zu bezahlen hat — dieſes entfcheidet gar nichts in Beziehung auf 
unfere Frage ober auf das Recht, von den Ständen auszufchließen. 

Am Allerwinigften aber wird man bei einiger ruhiger Prüfung des 
Berfaffungsrechts behaupten, die Rechtsgründe der zweiten Kammer gegen 
die Urlaubsverweigerung feien durch den Nichtbeitritt der erften Kammer 
zu ber erhobenen Befchwerde juriftifch auch nur gefchwächt worden. 
Wenn eine der beiden Kammern Befchwerde darüber erhebt, daß die Res 

erung einfeitig ihr Verfaffungsrecht verlege, das heißt doch gelinde aus— 
gedruͤckt, an demfelben ſolche Aenderungen vornehme, die nur durch freie 
u ung beider Kammern gültig werden konnten, fo Fann fie der 







loſe Nichtbeitritt dev andern Kammer. zur Befchtwerde, es Eann fie die: 
* ——— Fehlſchlagen blos eines der Mittel zur Vertheidigung 
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ihres Rechts natuͤrlich nimmermehr abhalten, das Verfaſſungsrecht ſelbſt 
feſtzuhalten und es auf alle rechtlich moͤgliche Weiſe ſtets von Neuem 
zu vertheidigen, ſo lange bis die Verletzung aufhoͤrt, oder auf verfaſ— 
ſungsmaͤßigem Wege, das heißt, durch freie Zuſtimmung der Regierung 
und der zwei Kammern eine guͤltige Aenderung, authentiſche Auslegung 
oder Ergänzung der Verfaſſung erfolgt iſt. Sonſt könnte die Regierung 
mit Hülfe nur einer Kammer der andern alle ihre Rechte nehmen und 
die ganze Verfaffung ändern oder vernichten. Es märe die größefte Un- 
kunde, wenn man die erfte Kammer als ein Gericht, ihre befonderen 
Anfichten in einem befonderen Streitfall als einen Urtheilsſpruch, fogar 
als einen unveränderlichen inappellabeln Urtheilsfpruc über die zweite 
Kammer und ihr Recht, ja über die Verfaffung felbft betrachten mollte. 

Bei diefer Lage der Dinge war es denn erflärlih, daß alle Abge: 
ordneten einftimmig die Ausfchließungen ermwählter Beamten von der 
Ständeverfammlung durch Urlaubsverweigerung als nicht verfaffungsge- 
mäß erklärten. Selbft die eifrigften WVertheidiger der Regierungsrechte 
flimmten wenigftens aus einem jener fünf Hauptgründe hier bei. 

Auch die erfte Kammer erklärt es in ihren Berichten und Ber: 
hanblungen über die Beſchwerde der zweiten Kammer und felbft noch in 
ihrer Adreffe vom 31. Juli 1841 als der Verfaſſung mwiderfprechend, 
daß die Landesrepräfentation vermittelft der Ausfchließung gültig erwaͤhl⸗ 
ter Staatsbeamten unvollftändig werde, und daß bie Regierung die Wah—⸗ 
len gültig erwählter Abgeordneten aus dem Beamtenftand einfeitig un: 
gültig made. Sie mußte deshalb zu einer verfaffungmäßigen 
Ausübung des Urlaubsrechts eine Eraänzung der Berfaffung für noth: 
wendig halten, und ſchlug dazu und zur nothwendigen Begrenzung bie: 
fe8 Rechts der zweiten Kammer eine Adreffe an den Thron vor. Gie 
hätte alfo — wenn fie auch das Urlaubsverweigerungsrecht an ſich für 
nothwendig hielt — doch folgerichtig deffen Ausübung, fie hätte eben- 
falls jede Ausfchließung erwählter verfaffungsmäßig berechtigter Staats: 
beamten und die Zerftörung ber verfaffungsmäßigen Vollftändig- 
keit der Volksrepräfentation durch blofe Verwaltungshandlung 
vor jener gefeglichen Ergänzung der Verfaſſung für verfaffungsmibdrig 
erklären müffen. 

So alfo hatte fi in der Verhandlung über den Urlaubsftreit das 
merkwürdige Reſultat ergeben, daß in beiden Kammern fih aud 
nicht eine einzige Stimme fand, melde dad Verfahren der Re: 
gierung völlig billigen, welche e8 der Verfaſſung entſprechend finden 
fonnte. | 

Nicht ein unabhängiger gründlicher Nechtsgelehrter wird bier un: 
fer Gegner fein. 

Eben fo wird die bisherige Darftellung genügen, um bie unermef- 
liche Wichtigkeit des angeblichen beliebigen Urlaubsverweigerungsredhts 
darzuthun. Die Kammer würde ihren eigenen verfaffungsmäßigen felbft: 
ftändigen Beſtand als wahre Volksrepräfentation, wie ihre Mitwirkung 
zu Gefegen, zu authentiſcher Auslegung und Ergänzung der Verfaffung, 
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fie würde ihre Eide, fie wuͤrde fich felbft und die Verfaffung aufgeberz 
an dem Tage, an welchem fie jenes grenzenlofe beliebige Ausfchließungs:: 
recht erwaͤhlter Volksvertreter, an welchem fie jene einfeitigen Ergaͤnzun⸗ 
gen der Verfaſſung und die authentifhen Auslegungen ihrer beftrittenen 
und mangelhaften Beftimmungen von Seiten der Regierung ftillfchweis 
gend hinnehmen und gut heißen würde. Alle materiellen Vor— 
theile der Verfaffung wären dadurch gleichzeitig Preis gegeben. Des 
Urtheils der Verfländigen und Redlichen ficher, ann fie alfo ruhig die 
Berfaffungsurfunde oder die Unredlichkeit derer überfehen, melde ihre 
beharrliche Vertheidigung jener beſchwornen Verfaſſungsrechte als unnoͤ⸗ 
thigen Principienſtreit darſtellen, welche zur Abhuͤlfe die erwaͤhlten Be— 
amten auffordern, ihre Aemter, ihren Lebensberuf und Nahrungsſtand 
und zugleich die Moͤglichkeit ihres Eintritts in die Kammer aufzugeben, 
welche endlich wohl gar ſolche beliebige miniſterielle Ausſchließungen der 
unabhaͤngigen Beamten und Auswahl der miniſteriellen, die aus ſehr be— 
greiflichen Gruͤnden die Kammern nicht blos ſtets abhaͤngiger machen, 
ſondern ſie alsdann auch immer mehr mit miniſteriellen Beamten anfuͤl⸗ 
len, als deshalb wohlthaͤtig ſchildern — weil, wie die Erfahrung 
zeigt, Beamte als zu unabhaͤngig nicht in die Kammern 
paßten!!! 

Die Kammer vom Jahre 1820 ermwählte, ald zum erfien Male eine 
Urlaubsverweigerung von Seiten der Negierung verſucht wurde, ben ein= 
fahen natürlichen Weg, daß fie erklärte, ohne die verfaffungsmäßig voll⸗ 
ftändige Einberufung aller Mitglieder der Volksrepräfentation, aller Ber: 
treter aller Bezirke und Bürger, feine allgemeinen Maßregeln und Bewillis 
gungen gültig berathen und befchließen zu können. Sie that, was nad) dem 
erften Nedytsgrundfag über Gorporationen und ihre Befchlüffe ſelbſt jeder 
Gemeinderath thun wird, aus welchem der Vorftand etwa durch Nichteine 
berufung einzelne Glieder ausfchließen wollte. Sie forderte zur gültigen 
Schlußfaſſung vor Allem die vollftändige Einberufung. Und bdiefes ein- 
fache Acht verfaffungsmäßige Mittel wirkte auf der Stelle, und zwar 
fowohl für die Erhaltung bes Friedens, wie für den 
Schus bes Rechts. Die zuvor nicht beurlaubten vier Beamten wurden 
augenblidlid einberufen und der Landtag friedlich fortgefegt. 

Die Kammer von 1841 fchlug einen andern Weg ein. Gie be- 
ſchwerte fich zuerſt bei der erften Kammer, und als fpäter nah bem 
Michtbeitritt der erften Kammer jener Antrag, den Vorgang von 1820 
zu befolgen, in der Kammer erhoben wurde, da erhielt er als verfpätet 
nur die Zuftimmung der Minorität und biefe, fo wie die Nichtzuſtim— 
mung einzelner Kammermitglieder zu den Steuergefegen, die freiwillige 
Zurüdziehung anderer aus der nicht vollftändigen, nicht gehörig confti« 
tuirten Kammer — fie konnten das Gemwiffen diefer Abgeorbneten be- 
ruhigen. Das Verfaffungsrecht aber blieb bei dem Verfahren der Mehr: 
beit der Kammer ungefhügt, der Friede unbewahrt. Die frühere oder 
fpätere unvermeidliche Kammerauflöfung erfolgte gerade nur durch den 
eingefehlagenen falfhen Weg der an die erfte Kammer gebradhten 
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Kefchwerbe, doppelt falfch, weil die Kammer über ihre verfaffungs: 
nıdßige richtige Gonftituirung und über ihre Mitglieder allein ſelbſt zu 
entfcheiden hat, und dieſes Entfcheidungsredyt nicht durch Einmifchung 
der andern Kammer compromittiren barf. 

Wenn alfo die WVolfsrepräfentation durch Urlaubsverweigerungen 
ton Seiten der Regierung abermals unvollftändig gemacht werden follte, 
wuͤrde nach den gemachten Erfahrungen eine verfafjungstreue Kammer 
ihren eigenen verfaffungsmäßigen Beftand, die Grundbedingung ihrer 
Berechtigung und ihres Vertrauens, überhaupt die Verfaſſung auf dem 
Wege vertheidigen, auf twelhem die Kammer von 1820 es that. 

Eine andere "Art von Urlaubsftreit entftand auf dem badifchen 
Landtage von 1844 dadurch, daß die erzbifhöfliche Curie dem katholi— 
fhen Stadtpfarreer Kuenzer von Conflanz, ber als allgemein ge 
achteter liberaler Abgeordneter auf mehrern früheren Landtagen wirkte, 
den Urlaub verweigerte, während die Regierung erklärte, daß fie ihrer: 
ſeits deffen Eintritt nicht beanftande. Die Kammer forderte daher bie 
Regierung auf, die, wie fie glaubte unzuläffige Urlaubsverweigerung von 
Seiten der Curie zu befeitigen. Die Gründe für diefe Forderung find 
im MWefentlihen die nachfolgenden. 

Wie bei der Frage uͤber die Urlaubsvermweigerung an die Staats- 
dierier zum Eintritt in die Ständefammer, ift hier am Widhtigften und 
Enifcheidendften der allgemeine verfaffungsgemäße Grundfag, daß die 
Bandesverfaffung das oberfte und allgemein entfcheldende Staatsgrund: 
geſetz iſt, welchem alle Gemwalten untergeordnet find, daß ihre Wirk: 
famkeit daher durch Feine blofe DVerwaltungsmaßregel gehemmt mer: 
ben barf. ü 

Auch die Kirche, welche des Schuges des Staates bedarf, und 
deren hoͤchſte Behörden unmittelbar vom Staate dotirt find, muß fi 
denfelben Regeln fügen. Auch fie genießt der Wohlthaten ber Verfaſ⸗ 
ſung, ſie muß auch die Pflichten erfuͤllen, welche ſolche ihr auferlegt. 
Die Verfaſſung gibt allen Geiſtlichen das Recht, gewaͤhlt zu werden, 
und allen Bürgern das Recht, Geiſtliche zu waͤhlen (Verfaffungsurfunde 
$. 37, vergl. mit Wahlordnung $. 65). Diefes Verfaſſungsrecht Fann 
nicht duch beliebige Werwaltungsmaßregeln der Kirche (Urlaubsvermeiges 
rung) gehemmt und unterbrochen merben. 

Die Befugniß des erzbifchöflihen Drdinariatd zur Verweige— 
vung diefes Urlaubs, aus Firchen: ftaatsrechtlichen Geftchtspuncte be 
trachtet, ift gleichfalls überfchritten. 

Das Verbältnif der Eatholifchen Geiftlichkeit ift nicht nad) ber Ana: 
logie des Staatsdienerverhältniffes zu beurtheilen, fondern hiervon we— 
fentlidy verfchieden. 

Nach der Lehre der Eatholifchen Kirche ift die Prieftermeibe ein 
Sacrament, d. b. das Amt des Eatholifhen Priefters wird ihm nicht 
von feinen Oberen übertragen, fondern derjenige, welcher diefes Gacra: 
ment erhalten, empfängt feine Macht unmittelbar von Gott und übt 
fie Eraft eigenen Namens und Rechtes. (Sauter, Jus ccelesiasticum 8.45.) 
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Die Disciplinargewalt des Epiffopats Über die Priefter, welche dem 
Bifhof dem Sacramente nach gleichſtehen (Sauter ibidem), ift daher 
ftreng auf die kirchlichen Canones und Gefege befchränkt, und der Ba: 
tholifhe Prieſter ift nicht der Willkür des Bifchofs unterworfen, fon» 
bern Lesterer hat nur die Kirchengewalt innerhalb der Grenzen des Kir: 
chenrechts auszuüben. 

Es frägt ſich deshalb hier: was beftimmen die Kirchengefege über 
den Urlaub der Priefter? Es find bier die Canones et Decreta conci- 
li Tridentini maßgebend, mweldye Sessio XXIII de reformatione Cap, I 
hierüber beftimmte Vorfchriften enthalten. 

Hierin wird zur Einfchränfung der bekannten frühern Mißbräuche 
vorgefchrieben, daß jeder Pfründegeniefer ſich am Ort der Pfründe auf⸗ 
zuhalten habe; hierin befteht die fogenannte Nefidenz. Auf einige Zeit ſich 
zu entfernen, ift nur aus hinreichenden Urſachen, welche, wenn fie ges 
gründet find, die Kirchengewalt fchriftlich zu billigen hat, erlaubt. Als 
folhe Gründe werden folgende vier aufgeführt: Christiana caritas, ur- 
gens necessitas, debita obedientia, et evidens ecclesiae vel rcipu- 
blicae utilitas; doch fol eine Abmefenheit, die nur zwei oder Drei 
Monate dauert, für keine Abmwefenheit gelten, und die Beurtheilung 
ber Hinlänglichkeit der Gründe dem eigenen Gemiffen des Abweſenden 
überlaffen fein. Hierbei foll der Abmwefende für feine Vertretung durd) 
einen Vicar forgen. (Eichhorn, Kirchenrecht Bd. II. ©. 755.) 

Der Eintritt eines gewählten Abgeordneten in die Kammer zur 
Erfüllung des ihm auferlegten Amtes ift eine moraliſch-ſtaatsbuͤrgerliche 
Pflicht eines jeden Badeners, und die Pfarrer find hiervon nicht 
ausgenommen, fondern vielmehr im $. 65 der Wahlordnung ausdrüds 
lich als hierzu berechtigt und verpflichtet benannt, und die verfaffungs- 
gemaͤße Vertretung des dritten Aemterwahlbezirkes ift ein nothwen- 
diger Staatszweck, welchen die Curie hätte billigen müffen. Denn 
die Entfheidung, wer hierzu der Fähigfte fei, kommt offenbar verfaf- 
fungsgemäß nicht ihr zu, fondern ift die Sache des MWahlbezirkes 
(Berfaffungsurkunde $$. 33, 34). Auch hätte dem Abgeordneten Kuen⸗ 
see wenigſtens nicht fhon im Voraus der Eintritt in die Ständever: 
fammlung geradezu unterfagt, fondern bis auf die Dauer von drei Mo: 
naten feinem Gewiffen überlaffen werden follen. 

Derfelbe hat, wie in frühen Jahren, für die Beftellung eines 
von ber Curie früher ſtets approbirten Vicars Sorge getragen. 

Aud in Baiern, wo doch gewiß die Rechte der Eatholifchen Kirche 
nicht beeinträchtigt werden, erklärten die in der Ständefammer anwefen- 
den katholiſchen Geiſtlichen fi in diefem Sinne, bei Gelegenheit 
der Discuffion über die Urlaubsverweigerung des (evangelifhen) Decans 
Boͤckh. GVergl. die Verhandlungen der baierifhen Ständefammer von 
1842/43.) So ber Abgeordnete Lambert ©. 85: 

Als ich bei dem bifhöflichen DOrdinariate zu Würzburg auf Pa: 
oration meiner Pfarrei den Antrag ftellte, wurde mir hierauf er: 
pet: daß mir der erforderliche Urlaub für die Dauer der jetzi— 
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„gen Ständeverfammlung gegeben werde; auf meine eingelegte Res 
„monftration, daß ich feines Urlaubs bebürfe, diefes Wort dann zu: 
„rüdgenommen. Wenn von Seite der oberhirtlichen Behörde auf 
„Ertheilung des Urlaubs beftanden worden, fo hätte ſolches die na= 
„türliche Folge, daB auch der Urlaub verweigert werden Fönnte, was 
„jedenfalls nie zuläffig iſt.“ 

Der Abgeordnete Goͤtz (S. 86) bemerkt, daß feine kirchliche 
Dherbebörde ein Urlaubsgefuch nie verlangt habe, und 

der Abgeordnete Haas (S. 88): „Es gilt bei der Fatholifchen 
„Beiftlichkeit noch immer ald Regel: wer in Staatsangelegenheit ab= 

' „wefend ift, wird als entfchuldigt betrachtet. Ich habe num die Ehre, 
‚zum dritten Male in der Kammer zu fein, und es war nie etwas 
othwendig, als die Anzeige.‘ 

Der Berihhterftatter bemerkt fchließlich: 

„Es kann die geiftliche Oberbehörde in feinem Falle ermächtigt fein, 
„ein Urlaubsgefud zu verlangen und Urlaub zu ertheilen, indem, 
„wenn dies der Fall wäre, auch der mögliche Fall gegeben fei, daß 
„der Urlaub verweigert würde, wodurch es felbft in die Hände der 
„geiftlichen Oberbehörde geftellt würde, durch Verſagung des Urlaubs 
„an die Geiftlihen, den Beſtand der Kammer zu verändern und den 
„Mitgliedern den Eintritt in diefelbe zu entziehen, was nie und nim— 
„mermehr in der Verfaſſung liegt.’ 

Der Abgeordnete Fiſcher fagte: 

„Bon den DOrdinariaten, die ic Eenne, wurde der Ausdrud „Ur= 
„laub“ nie gebraucht, fondern nur: die Pfarrverwefung wird ges 
„nehmigt.“ 

Nachdem hierauf der Miniſter v. Abel noch verfichert hatte, 
daß er die Verfaffung gegen folhe Einſpruͤche der Geiftlichkeit ſchuͤzen 
werde, wurde einftimmig befchloffen, den Abgeordneten Boͤckh einzube: 
rufen, und er wohnte ohne weiten MWiderfprudy dem ganzen Land- 
tage bei. 

Dies gefhah in Baiern. 

Auch in Baden enthält die Verfaffungsurfunde und Wahlordnung 
keine folches aͤndernde Beſtimmung. 

Sn Frankreih, England und anderen mehr ausgebildeten Verfaſ— 
fungsftaaten denkt ohnedied die obere Geiftlichkeit nicht daran, ihren 
Untergeordneten den Eintritt in die Kammer zu erfchweren, fondern es 
erfreut fie, ihre wichtigen Intereffen dort von einem Standesgenoffen 
vertreten zu fehen. 

Der Abgeordnete Kuenzer iſt bereits einberufen, aber nicht erfchie: 
nen, indem der Oberkirchenrath ihm foldes durch Befhlug vom 5. 
December 1843 ausdruͤcklich unterfagt hat. 

Eine directe Communication der Kammern mit dem erzbifchöflichen 
Ordinariate findet nach $. 75 der Verf.Urk. nicht Statt; fie find desfalls 
nur an das Großherzogliche Staatsminifterium verwiefen. Solchem ftebt 
edoch, kraft der Kirchenhertlichkeit, die Vorſorge zu, daß feine Gemalt: 
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handlung der Kirche in ihrem Innern, und überhaupt nichts gefchehe, 
was dem Staate Nachtheil bringt; fo mie e8 zum Schuß der Rechte 
ber durch Mißbrauch der Kirchengemalt WVerlegten berufen ift, wenn 
folhe hierum im Recurswege nachſuchen (jus circa sacra. I. Conſt. 
Edict von 1807, $. 21, $. 36 ber Verordnung vom 30. San. 1830. 
Reg. :Bl. Nr. III.). 

Zwar wird in neuerer Zeit durdy einige ſchwaͤrmeriſche und ultra- 
montane Schriftfteller dies uralte Schugrecht des Staates gegen Miß: 
brauch der geiftlihen Gewalt in Schatten geftellt. Es mwird nicht nd- 
thig und angemeffen fein, das feit mehr als einem halben Jahrtauſend 
in allen europäifhen Staaten anerkannte jus circa sacra näher zu vers 
theidigen, welches durch die badifhen Landesgefege förmlih und aus: 
drüdtih anerkannt iſt. Auch wird keine bdeutfche Regierung vorange: 
ben wollen in einer revolutionären Zerftörung diefer anerkannten Grund⸗ 
fäge des europäifchen Kirchenſtaatsrechts, auf welchem in unzertrennlicher 
Verbindung und Wechſelwirkung eben fo fehr die friedliche und hülf- 
reiche Verbindung zwiſchen Kirche und Staat, als ber rechtliche Schus 
aller Staatsangehörigen beruht. 

Die Megierung antwortete hierauf, daß fie zwar ſtets jedem Miß— 
braud)e ber Kirchengewalt kraͤftig entgegentreten werde, auch die Wahl 
eines Curatgeiſtlichen nad Umſtaͤnden als Grund zur geifflichen Urlaubs: 
ertheilung anerkenne, jedoch es dem Urtheil der geiftlihen Behörde an- 
heim geben müffe, ob und melde Hinderniffe diefem Urlaub etwa aus 
bienftlihen oder feelforglihen Nüdfichten entgegenftänden. Die Kammer 
konnte fidy hierbei nicht beruhigen. Der Streit aber ſchwebt noch. Klar 
ift e8 nun mwohl, daß bie canonifchen Sefege einem beliebigen Ermeffen 
der Oberbehoͤrde die Geiftlihen und deren Recht, aus Gründen bes öf: 
fentlihen Nubens ihre Refidenz aufzugeben, keineswegs Preis geben, fie 
nicht zu Sklaven machen, ihnen ihre ftaatsbürgerlichen Rechte nicht raus 
ben wollten, Welche große Gewalt in Glaubensfachen die Eatholifche 
Kirche aud dem Goncilium und Papft beilegen mag, und welcher uns 
bedingten, faſt fElavifchen Gehorfamspflicht geiftliche Orden ihre Glieder 
unterwerfen mögen, für die übrige Geiſtlichkeit und ihre kirchlichen 
Berhältniffe find biefelben nicht begründet. Es ift jene Rechtsvernichtung 
durch beliebige Verwaltungswillkuͤr, die man zum Theil aus meltlicy: 
despotifchen Vrincipien ableitet, dem canonifhen Recht wie dem Berfaf: 
ſungsrecht überhaupt und auch in Beziehung auf jenes Urlaubsrecht 
buchaus fremd, wie diefes auch die baierifche Regierung übereinftim: 
mend mit der zweiten baierifchen Kammer anerkannte. Politifch aber 
möchte e8 eben fo wenig rathſam fein, daß die Regierung es gänzlich in 
bie Hand ber Curie legt, welche katholiſche Geiftliche, ob die von einer 
ſtaatsfreundlichen, oder die von einer ftaatsfeindlichen Richtung, fie in bie 
Kammer eintreten laſſen will. Politiſch ift es nicht, daß die Megierung 
die liberal gefinnten Eatholifchen Laien und Geiftlichen durch Vernichtung der 
ftaatsbürgerlihen Wahlrechte gegen ſich flimme. Daß biefe in Baden 
durch diefen Vorgang ſich tief verlegt fühlen, zeigten ſchon viele der Kammer 
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übergebenen Petitionen. Daß die Regierung ein friebliches Verhaͤltniß 
mit der Eatholifchen Kirche zu erhalten fuche, ift billig und Flug. Aber 
gefährlich ift e8, zu überfehen, daß die größte Zahl der geiftlichen und 
weltlichen Katholiken nicht aus kirchlich Regie renden befteht, fon- 
dern aus kirchlich Regierten. Diefe Legtern aber danken es ber Re 
gierung keineswegs, wenn fie glauben, diefelbe gebe den Schug ihrer 
canonifhen Rechte der Willkür der Kirchenregierung Preis, oder fie al⸗ 
(tive fi im abfolutiftifhen und ariftofratifchen Intereffe mit der letzte⸗ 
ven. Die Derzöge von Flandern und Brabant und noch Kaifer Jo— 
fepb mußten, der Joyeuse Eutrde gemäß, vor dem Einzug in ihre 
Hauptftädte dem gutkatholifhen Volke ſchwoͤren, bdaffelbe gegen geift- 
lichen Mißbrauch zu ſchuͤtzen. Will man aber vollends in unferer auf: 
geregten Zeit die natürlichen Regungen derfelben,, und fo namentlich bie 
liberalen bei den geiftlichen und weltlichen Katholiken, Eünftlid und durch 
jene Alliance unterdrüden, fo fehe man zu, daß man ſich nicht neue 
Gefahren bereite! Diefe unterdrüdten Kräfte kommen auf andere Weiſe 
Erankhaft zu Tage; hier vielleicht als veligiöfer Fanatismus und Ultra⸗ 
montanismus, und als Haß gegen die Proteflanten, Mit diefem Ultras 
montanismus darf keine kluge Regierung buhlen. Er findet body nie anders 
Befriedigung als in der Unterdrüdung der weltlichen Regierung. Der 
Anlaß zur Unzufriedenheit und zum Hader aber wird um fo weniger 
fehlen, und um fo gefährlicher werden, je * die Regierung dem 


Gin. und ihren Mechten vergab. G. Th. Welder. 
Urrehte oder unveräußerlide Rechie vorzüglid 
in Beziehung auf den Staat. — Unverdußerlide 


Rechte nennen die Naturrechtslehrer diejenigen dem Menſchen ange 
borenen Rechte, welche durch Eeinen Vertrag oder Verzicht verloren ge- 
ben £önnen. Zu den urfprünglichen oder angeborenen Rechten jedes 
Menfhen, die man auh Urrechte, abfolute oder allgemeine 
Menfhenrecdte nennt, wird naͤmlich ziemlich übereinftimmend gezählt: 

1) Das Recht, als vechtsfähiges Wefen, als Perfon und Gelbft- 
zwed oder Nechtsfubject anerfannt zu werden, woraus aud das Recht 
auf Ehre abgeleitet wird; 

2) das Recht auf Leib und Leben, auf die Erhaltung feines Da- 
—* und die Unverletztheit der einzelnen Glieder und Organe feines 
Körpers ; 

3) das Recht auf ungehinderten Gebrauch der geiftigen unb 
chen Kräfte — Recht der natürlichen Freiheit, welche wieder bie 
den befondern Rechte in fich fhließt: 

Die Denkfreiheit oder die Befugniß, feine Gedanken zu Sufern und 

Anderen mitzutheilen ; 
die Gewifjensfreiheit und die Glaubensfreiheit, ober bie Befugnif, 
feinen moralifchen und religiöfen Ueberzeugungen gemäß zu handeln; 
das Recht der Zueignung von Sachen und das Recht der Verträge 
oder die Befugniß, feinen Willen mit einem fremden Willen auszu⸗ 
tauſchen, zu vereinigen. 
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Diefe dem Menfchen angeborenen Rechte werden ald unveräußer: 
liche den erworbenen oder verdußerlihen Rechten entgegengefekt. 

Was nun die Unverdußerlichkeit der angeborenen Rechte anbelangt, 
fo begnügt ſich ein Theil der Maturrechtsfehrer, ſolche ſchlechthin für 
unveraͤußerlich und unverlierbar zu erklären, andere dagegen fügen bei, 
daß fie zwar nicht veräußert oder ganz aufgegeben, wohl aber befchränft 
werden Fönnen. Und bdiefe Anficht findet wohl auch ihre Bekraͤftigung 
in dem natürlichen Nechtsgefühl, wie es im Laufe der Jahrhunderte, be- 
fonders unter dem Einfluß der chriftlichen Ideen, ſich entwidelt hat, ja 
man wird fogar behaupten dürfen, daß dieſer Uebereinftimmung mit 
dem entwideltern Mechtsgefühl der chriftlichen Völker die Lehre von den 
unveräußerlihen Rechten ihre heutige Geltung verdanft, und daß vor= 
züglich hierdurch der dem heidnifhen Alterthum faft unbefannte Begriff 
des unveräußerlihen Rechts der mwichtigfte im ganzen Rechtsfpftem ge: 
worden if. Denn fo richtig die neuere Rechtswiſſenſchaft von dem 
unabweislihen Gefühl der Unverlierbarkeit gewiſſer Rechte ausgegangen 
iſt und an die Spige ihrer Mechtsgebäude den Begriff des unverdufer- 
lichen Rechts geftelt hat, fo mangelhaft ift häufig feine wiſſenſchaftliche 
Begründung und Begrenzung. Für die Unverdußerlichfeit der angebo- 
renen Rechte oder des Urrechts wird naͤmlich meiften® der Grund ange: 
geben: Verluſt oder Veräußerung des Urrechts wäre gänzliche Rechtlo⸗ 
figteit ; wer aber rechtlos fei, der ftehe auch nicht unter dem Rechts: 
geſetz und fei rechtlich zu nichts verpflichtet, mithin auch nicht zur un: 
bedingten Unterwerfung unter einen fremden Willen, worin eben bie 
Beräußerung des Urrechts beftehe. Allein hier wird offenbar Rechtlo— 
figkeit mit Rechtsunfähigkeit verwechfelt. Kin Gefchöpf, das durchaus 
feine Rechte aus dem Grunde hat, weil e8 willenlos und rechtsunfähig, 
weil e8 eine Perfon, fondern eine Sache ift, ſteht allerdings nicht 
unter dem Rechtsgefeg und fann deshalb aud) keine Rechtspflicht haben. 
Mer aber, felbft mit Werzichtleiftung auf alle feine Mechte, in die 
Knechtſchaft eines Andern ſich ergibt, verfpricht damit nicht, gar feinen 
Willen mehr zu haben oder zur vernunftlofen Sache zu werden, was 
freilich eine abfolute und natürliche, mithin aud) rechtliche Unmöglid;: 
keit ift (denn die Rechtsfähigkeit ift eine nothwendige Kolge oder viel: 
mehr ein integrivender Theil der vernünftigsfittlichen Natur des Men: 
ſchen, deren ſich zu entäußern ganz außer den Grenzen der Möglichkeit 
liegt), fondern er verfpricht blos Alles zu wollen und zu thun, mas 
der Andere will, und fo gut man ſich in einzelnen Beziehungen ver: 
bindlih machen kann, zu wollen, was ein Anderer will (mas ja eaglic 
bei jedem Vertrage vorfommt), eben fo gut ift e8 an ſich auch mög- 
ih, Alles ıhun und leiden zu wollen, was ein Anderer will. Der 

le, keinen andern Willen zu haben, als den Willen feines Herrn, 
au uch ein Wille; die Nechtsfähigkeit aber verliert felbft ein Sklave 

, benn auch der Sklave kann ja mit feinem Herrn wenigftens einen 
rechtegültigen Sreilaffungsvertrag abfchliegen, auch der Sklave darf ſich 
feines Lebens gegen Dritte wehren u. f. w. 
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Mit dem Beweiſe, daß die NRechtsfähigkeit etwas für ben lebenbi- 
gen, vernunftbegabten Menfchen Unverlierbares und Unveräußerliches fei, 
ift alfo für die wirkliche Unverdußerlichkeit der angeborenen Rechte felbit 
nicht viel gewonnen. Wollte man aber auch die Unveräußerlichkeit der 
angeborenen Rechte als eine Forderung ber fittlihen Vernunft, die ei: 
nes meitern Beweiſes nicht bedürfe, gelten laffen, fo kann doch wie: 
derum das umveräuferlihe Recht Kein unbefchränkbares und unbe: 
ſchraͤnktes fein. 

Beſchraͤnkung eines Rechts unterfcheidet ſich nämlidy von der Ver: 
dußerung dadurch, daß legtere das Mefen, die Subftanz, erſtere blos 
die Ausübung des Rechts betrifft. Veräußerung ift hiernach jede un: 
widerrufliche WVerzichtleiftung auf das Ganze ober einen Theil bes 
Rechtes felbft, nicht aber eine blos temporäre, wenn auch gänzliche Ver: 
zichtleiftung auf den Gebrauch, oder eine — fei es auch unwiderrufliche 
— BVerpflihtung zur Vornahme oder Unterlaffung einzelner unter dem 
Recht begriffener, kraft des Rechts möglicher concreter Handlungen, 
fo lange diefe einzelnen beftimmten Handlungen oder Aeußerungen nicht 
das ganze Recht erfhöpfen, fo lange durch eine ſolche Verpflichtung 
nicht jeder unabhängige Selbſtgebrauch des Rechts unmoͤglich wird. Die 
Beſchraͤnkung eines Rechts im Gegenſatz zu deſſen Veräußerung kann 
daher auf zweierlei Art geſchehen: entweder durch unwiderrufliche 
zichtleiſtung auf den Gebrauch (mas gleichbedeutend iſt mit temporärer 
Verpflichtung zum gänzlichen oder theilweifen Nichtgebrauch, und auch 
die Ueberlaſſung des Gebrauchs an einen Andern mitbegreift), ober dure 
Verpflihtung zu einer beftimmten Art und Weiſe des Gebrauchs, die 
auch eine unwiderrufliche an feine Zeitgrenze gebundene fein kann, in 
diefem Falle aber nicht das ganze Recht umfaffen, nicht jeden felbftjtän: 
digen Gebrauch für eigene Zwecke ausfchließen darf. Um biofe Rechts 
befchränfung zu bleiben und nicht in Veräußerung überzugehen, darf 
alfo die Werzichtleiftung auf den Gebrauch eines Rechts, wenn total, 
feine unmiderruflihe, und wenn unwiderruflich, feine — und keine 
in Uebertragung oder Ueberlaſſung des Gebrauchs an einen Andern be: 
ftehende fein, weil unwiderrufliche Uebertragung aud nur eines Theile 
der Ausübung wahre, wenn gleich nur theilmweife Veräußerung iſt. Ya: 
gegen ift unmiderrufliche Verpflichtung zu gewiſſen Arten des Gebrauds 
oder Nichtgebrauchs noch Feine Veräußerung, weil babei das ganze 
Recht bei mir bleibt und auf keinen Andern uͤbergeht. Nr 

MWärenun im Gebraud) der unveräußerlihen Rechte nicht j jet der M 
fhon vornherein dadurch befhränft, daß er von feiner 7 Freiheit 
einen ſolchen Gebrauch machen darf, bei dem die gleich 
Uebrigen beſtehen kann, fo waͤre gar fein Rechtszuſtand möglk h; und 
wäre nicht auch Tine noch weiter gehende freiwillige Selbftbefhrän: 
tung des Urrechts in der Art zuldffig, daß auf die Ausübung gemiffer 
angeborener Befugniffe mit Rechtswirkung verzichtet oder eine Verbind⸗ 
lichkeit zu pofitiven Leiftungen mit Rechtskraft eingegangen wird, fo 
gäbe es keinen Vertrag und Feine Möglichkeit an die Stelle eines bios 
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negativen Nechtsverhältniffes unter den Menfchen (vermöge deffen keiner 
den andern in feinem Recht verlegen darf) ein pofitives zu ſetzen und 
eine Gefellfchaft im Rechtsſinne unter ihnen zu begründen, wie Natur . 
und Bellimmung des Menfchen es erfordern. Waͤre hingegen nur 
Veraͤußerung im ftrengften Sinne nichtig und jede, auch die ausge: 
dehntefte Beſchraͤnkung durch Vertrag vechtsfräftig und verbindend, ginge 
die Beichränkbarkeit des unveraͤußerlichen Rechts fo weit, ald der Be: 
geiff ber Rechtsbefchränfung im Gegenfag von Rechtsveräußerung reicht, 
e man auch zu unfittlichen Handlungen fidy rechtsgültig ver: 
können, und es müßte rechtlich möglich fein, fo ausgedehnte 
Verpflichtungen (z. B. durch Dienftbharfeitsverträge) unwiderruflich eins 
zugeben, oder auf die Ausübung unverdußerlicher Rechte für fo lange 
* zu verzichten, daß in ihrer Wirkung die bloſe Rechtsbeſchraͤnkung 
einer Rechtsveraͤußerung oder Rechtsvernichtung ziemlich gleich kaͤme. 
Gaͤbe es endlich gar Fein umnveräußerliches Necht, fo wäre die Freiheit 
bloß ein glücklicher Zufall, Eeine Rechtsnothtwendigkeit , fie koͤnnte durch 
Ergebung in die Sklaverei, duch Unterwerfung unter "abfotute Herrſcher 
ganz vom Angeſicht der Erde fhwinden und allgemeine Dienftbarkeit 
von wegen an ihre Stelle treten, die ganze Entwidelung ber 
t koͤnnte vechtmäßiger Weiſe geradezu unmöglic ober von der 
Bin —3 Wenigen abhaͤngig werden. 
e wichtiger daher die Rolle iſt, welche die unveraͤußerlichen Rechte 
im Rechtsgebiete fpielen, um fo wichtiger ift auch die Beſtim⸗ 
mung der Örenzlinie, bis zu welcher ihre Befchränkbarkeit im Gegen: 
Tage der Verdußerlichkeit geht, lund es iſt eine der vornehmften Aufga⸗ 
ben ber echtsphilofophie, das unveräuferliche Recht zu deduciren und 
Maß und Grenze der Beſchraͤnkbarkeit deſſelben anzugeben. 
Geht man zu diefem Endzweck auf den legten Grund aller Rechts 
fähigkeit und alles Rechts zuruck, fo ift es eime nicht weiter zu bewei⸗ 
ıdbe, aber auch unzweifelhafte, weil unmittelbar gewiffe Thatfache aus 
Welt der inneren Erfahrung und des menfchlicen Bemwußtfeins, daß 
Xenſch eine fittliche Beſtimmung hat, zur Sittlichkeit oder zur 
Erfüllung des Sittengefeges beſtimmt ift. Zur freien | 
des Sittengefeges gehört aber ein nicht blos innerlich, fondern auch 
jerlich freier Wille, und eine Willensfphäre oder ein —— in deſ⸗ 
Amkreis er fe frei von jedem Zwang bewegt. Ein folder freier 
Wille wirt ein gültiger ns wenn feine Freiheit keine blos zufällige, 
yatfächlich jeder fremden Willkür Preis gegebene, wie die des Wogels in 
itds im Walde ift, ſondern auch Andere fie anerkennen 
üffen, und wer diefe Anerkennung, fo weit er will, 
ıfalls erzwingen darf, der ift vechtsfähig, er ift eine 
Bub) ; die Sphäre aber, worin Andere feinen Wil: 
‚ Oder die Gegenftände, die in. diefe Sphäre fals 
in Bi —— ſei es nun Ta gene Derfon, 
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Unabhängigkeit des eigenen Willens und Willensgebiets von fremdem 
Willen kommt allen denjenigen, aber auch nur denjenigen Wefen zu, 
die eine vernünftig-fittlihe Beftimmung haben und erfüllen follen. Denn 
wer foll, der muß auh Fönnen, weil Sollen und Nichtkoͤnnen ein 
Miderfpruc ift; wer alfo das Gittengefeg mit Freiheit erfüllen ſohl, 
der muß, um dies zu koͤnnen, auch in Wirklichkeit frei fein, ein Recht 
auf Freiheit haben und die Anerkennung biefer Freiheit erzwingen bür: 
fen; aber auch nur wegen feiner fittlihen Beflimmung, zur Realifirung 
des ihm eingeborenen Pflichtgefeges, werden jedem Menfhen Rechte 
zugefchrieben, find die Bedingungen und Gefege feiner Natur und flines 
Lebens auch von Anderen anzuerkennen, haben diefelben auch außer ihm 
feibft und für Andere (alfo objective) Gültigkeit, wie fie dem Thiere, 
der Pflanze, dem Geftein nicht zukommt. 

So gewiß jeboh, wenn freie Sittlichkeit des Menfhen Beſtim— 
mung ift, fein Wille ein auch dußerlich gültiger fein und es in feiner 
Macht und Willkür ftehen muß, das Sittengefeg im handelnden Leben 
zu erfüllen, ober unerfüllt zu laffen, fo kann doch diefe MWahlfreiheit 
keine ganz unbedingte und in allen Fällen umbefchränkte fein. Das 
Sittengefeg ift naͤmlich den Mebenmenfchen oder den Mitlebenden ge- 
genüber ein Gefes der Gleichheit, und zwar fomohl der gleichen 
Liebe und Förderung, ald der gleichen Achtung oder Geltung und An— 
erfennung; das Naturgefeg hingegen, welches blos auf Befriedigung ber 
angeborenen Zriebe gerichtet if, und melches ber Menfc mit dem Thiere 
gemein hat, ift ein Geſetz des Stärkern, ber feinen feldftfükhtigen MWils 
(en ohne Rüdficht auf den entgegenftehenden des Schwaͤchern durchſetzt, 
und die Sittlichkeit befteht eben darin, baß der Menſch bei der ihm 
freigelaffenen Wahl zwifchen ber Befolgung bes Einen oder des Andern 
für das Erſte fich entfcheide. Stände nun aber Jedem frei, den Neben: 
menfchen, wie e8 ihm in jedem Fall beliebt, entweder nad) bem fittlichen 
Geſetz der Gleichheit, ober nach dem Naturgefeg des Stärkern zu be: 
handeln, fo wuͤrde die völlig fchranfenlofe Freiheit des Einen die des 
Andern aufheben, und Gleichheit würde zwar auch hier Statt finden, in 
fo fen das, was dem Einen erlaubt wäre, auch jedem Anbern freis 
ftände, aber biefe gleiche Unbefchränktheit der Geltung jedes Einzelnen 
wäre ein förmlicher, immermährender Krieg Aller gegen Alle und noch 
fhlimmer als der rohe Naturzuftand, in bem das Recht des Stärkern 
gilt. Denn bei ben Fräftigften, gefundeften Naturvölfern, melde die 
Entſcheidung ihrer Streitigkeiten oft vertragsmäßig dem Schwert an: 
heimftellen, findet fi die Vorftellung, daß der Wille des Stärkern von 
Rechtswegen herrfche, der offene Kampf um Herrſchaft und Befig, wenn 
nur geführt mit gleihen Waffen, ift in ihren Augen etwas ganz Recht⸗ 
mäßiges, und bie Uebermältigung des Schwächern durch den Stärken 
liefert nur den Beweis der Weberlegenheit des Legtern und bilder fomit 
das Beweisverfahren, wodurch das Herrfcherrecht des Sieger dargethan, 
die Pflicht des Ueberwundenen, fortan zu gehorchen, außer Zweifel ges 
fegt wird. Nach dem Grundfage der gleichen Unbefchränktheit Aller aber 
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wuͤrde niemals Friede, weil jede Waffe der Hinterlift,, jeder Vortheil, 
den irgendwie und irgendwann der Eime dem Andern abgewinnen ann, 
erlaubt wäre; fein Menſch befäße alfo umantaftbar das zur freien 
Pflichterfuͤllung unentbehrlihe Willens: und Rechtsgebiet, und die praf: 
tifche Vernunft erfchiene mit ſich felbft in Widerſpruch, indem fie, flatt 
einer Regel, welche die Erfüllung ihrer fittlichen Beſtimmung allen auf 
der Erde lebenden’ Vernunftweſen möglidy macht, wieder nur das Recht 
des Stärfern und den dem Sittengefege widerſprechenden Krieg Alter 
gegen Alle fanctionirte. Die Freiheit in Erfüllung oder Nichterfüllung 
des Sittengefeges kann daher nur einen Theil der durch daffelbe vorge: 
fchriebenen Pflichten umfaffen; und fo gewiß es unerzwingbare Pflichten, 
freie ober reine Gewiffenspflichten geben muß, wenn freie Erfüllung des 
Sittengefeges möglich fein fol, eben fo gewiß muß es auch unfreimils 
lige Pflichten oder einen erzwingbaren Theil des Sittengefeßes geben. 
Nun find auch in der That die vom Sittengefepe im Berhältniß zu 
Mitlebenden gebotenen Pflichten weſentlich verfchiedener Art: als ein 
Geſetz der: Gleichheit fordert das Sittengefeg theils eine blofe Gleichheit 
der Achtung, die dem Willen des Nebenmenfchen gleiche Geltung wie 
dem eigenen. zuerfennt, theils eine weiter gehende Gleichheit der Liebe, 
die: für des Naͤchſten Wohl wie für das eigene beforgt ift, und der er: 
zwingbare Theil des Sittengefeges ift derjenige, der auf die Achtung 
Anderer, die Anerkennung gleiher Geltung ihres Willens ſich bezieht, 
während derjenige Theil des Sittengefeges, welcher die gleiche Liebe, wie 
für ſich felbft, audy für den Nebenmenfchen fordert, unerzwingbar bleibt. 
Die zur freien Erfüllung des Eittengefeges nothwendige Gleichheit 
kann alſo weder eine audy die reinen Liebespflichten umfaffende, noch 
eine. auf der gleihen Unbefhränftheit jedes Einzelwillens beru- 
hende fein, fondern fie muß in der gleichen wechfelfeitigen Be: 
ſchraͤnktheit oder wechfelfeitigen Gleichheit Aller. beftehen. 
Um: dies an einem Beifpiel zu verdeutlichen, fo ift zwar das Gebot: 
Liebe Deinen Nächten wie Did) felbft! auch ein Geſetz der Gleichheit, 
aber nicht der gleichen Achtung und Anerkennung, fondern der gleichen 
Liebe, und bdiefe kann es mir wohl zur Gemiffenspflict machen, an 
dem, was ic in ben Bereich und unter die Herrfchaft, meines: Willens 
gebracht. habe, auch einen Andern Theil nehmen zu laffen; aber um 
wider meinen Willen diefe Theilnahme zu erzwingen, um mic) aus mei: 
_ Befis und igenthum verdrängen zu dürfen, müßte fein Mille 
anbe singt , oder mwenigftens mehr gelten als der meinige, und meil fei- 
m Willen nur mechfelfeitig gleiche, aber weder eine höhere, noch eine 
— zukommt, ſo iſt auch meine Pflicht in dieſem Fall 
erzwingbe Habe ich hingegen ausdruͤcklich verſprochen, von mei: 
igenthum ihm mitzutheilen, und hat der Andere diefes Verfprechen 
ıngenommen, fo daß hierüber eine freie MWillensmeinung zwifchen uns 
Statt gefunden hat, o ift meine Verpflichtung, diefen Vertrag zu erfül- 
‚ allerdings erzt ‚ weil, um meinen Willen ohne des Andern 
indern und dadurch einfeitig die beftehende Willenseinigung 
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auflöfen zu dürfen, mein Wille (unbedingt, ober menigftens) mehr gel: 
ten müßte als der feinige. Aus gleihem Grunde ift e8 auch erzwing- 
bare Pflicht, fich jeder Vergewaltigung oder Verlegung ber Perfon des 
Nebenmenſchen zu enthalten, denn eines Menfchen Leib und Perfon bil- 
den das Jedem angeborene Willensgebiet, und um in diefes angeborene 
Millensgebiet des Andern wider feinen Willen eingreifen und innerhalb 
beffelben die Herrſchaft ſeines Willens hemmen oder aufheben zu duͤr⸗ 
fen, müßte mein Wille (entweder unbedingte Geltung haben, ober we: 
nigfleng) mehr gelten als der feinige- 


Hiernach ift es erziwingbare Pfliht, Andere nicht zu verlegen und 
eingegangene Verträge zu erfüllen; die blofen Liebespflichten aber find 
unerzwingbar, fo lange fie nicht durch Vertrag oder Geſetz (vergl. ben 
Art. ‚VBertrag‘) zur Rechtspflicht geworden find. Allein auch der an ſich 
erzwingbate Theil des Sittengefeges ift wiederum nicht unbedingt ober. 
ohne alle Befchränfung erziwingbar, fondern nur in fo weit, als der Menſch 
dadurch die zu Erfüllung feiner menſchlich⸗ſittlichen Beftimmung unent⸗ 
behtliche Freiheit oder Willensgeltung und Willensſphaͤre nicht verliert, 
Denn diefe muß ihm jederzeit gefichert, von fremder Willkür oder 
Gnade unabhängig bleiben und darf felbft durch die fonft erzmwing- 
baren Pflichten, dur) den Grundfas der gleichen mwechfelfeitigen Be: 
ſchraͤnktheit oder mechfelfeitigen Gleichheit Aller nicht gefchmälert wer⸗ 
den, meil e8 ein Widerſpruch wäre, wenn baffelbe Gefes, welches ge- 
wiſſe Pflichten für erzwingbar erklärt, blos um die Mittel zur freien 
Erfüllung ihrer fittlihen Beftimmung den auf Erben Lebenden zu a 
diefe Erzwingbarkeit fo weit ausdehnte, daß durch fie — das blofe 
Mittel — der Zweck felbft zerfiört wird. Wenn ich daher dem — 
tode nur dadurch entgehen kann, daß ich mich an frembem Eigent 
vergreife; wenn ich, um ein vertragsmäßig gegebenes Verſprech 
erfüllen, eine Schändlichfeit begehen müßte, fo hört die ſonſt erzn 
bare Verpflichtung, Andere nicht zw berauben und das im Wege bee 
Vertrags gegebene Wort zu halten, auf, weil in dem legten Fall i 
meiner fittlihen Beftimmung geradezu entgegenhandeln, im erften aber 
eine Grundbedingung fittliher Menfchheitsentwidelung, das lebe je 
Dafein verlieren würde. J 


Es muß alſo Rechte geben, welche jedem Menſchen unbedingt, 
nicht blos gleichheitlich oder nach dem Grundſ wech ſelſeitiger J 
zuſtehen, und in deren Behauptung keine Rechtspflicht ihn beſch 
kann, weil fie das zur Erfüllung feiner menſchlichen, ſittlich⸗vern 
Beltimmung unentbehrlihe Willens: oder Rechtsgebiet umfafjen 
diefes Gebiet muß Alles fallen, wag vom Begriff des Menfe 
nicht trennen läßt und einen integeirenden J il fei 
bildet. Denn in ber freien und vollftändigen Men 
befteht des Menfchen fittliche oder a Beftir 
diefe in ihrem ganzen Umfi zu koͤnnen, müffe: 
die von feinem Begriff — —— yen Eige 
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ungertrennliche und unveräuferliche oder als folche, zu deren Hingabe er 
nie rechtlidy verpflichtet fein kann, anerkannt werden. 

Geht man demnach von dem Begriff des Menfchen als rechtsfähi- 
ges Weſen aus, fo ift das von feinem Weſen ſchlechterdings unzer- 
trennliche Recht — das Recht, unter dem Rechtsgeſetz zu ſtehen oder 
nad dem Gefe& der mechfelfeitig gleichen Geltung Aller, fo weit biefelbe 
mit der gleichen unbedingten MWillensgeltung jedes Einzelnen vereinbar 
ift, behandelt zu werden. Auf diefes Urrecht, welches alle andern Rechte 
in fich faßt, kann nie verzichtet werden, weil es eine nothiwendige Folge 
ber vernünftigsfittlihen Natur des Menfchen ift, deren Gefege er zwar 
übertreten, aber nie ändern noch aufheben kann. Sollte ein Menſch 
zur blofen Sache, oder das Eigenthum eines Anbern werden, fo müßte 
er aufhören, Menſch zu fein, was ja, fo lang er lebt, eine Unmoͤglich⸗ 
keit und fchlechthin wider die Natur der Dinge ift. Diefes Recht ift 
aber nicht nur unveräußerlic), fondern auch unbefchränkbar. Ein Menſch, 
ber nur theilweis, etwa zur Hälfte unter dem Rechtsgeſetz ftände, wäre 
aud nur ein halber Menfch, er Fönnte, wie der Wahnfinnige oder das 
unmünbige Kind, für keinen ganzen, vollftändigen Menſchen gelten, und 
da das Rechtsgeſetz ein Geſetz der Gleichheit ift, fo ift das erfte weder 
veräußerliche noch beſchraͤnkbare Menfchenrecht der unverlierbare Anfprud) 
auf die vom Rechtsgeſetz gebotene Gleichheit Alter. 

Das Mechtögefes aber ift ein Gefeg der Gleichheit nicht blos in 
dem Sinn, daß es baffelbe ift für alle Menfchen, fondern auch in dem 
Sinn, daß es diefelbe gleichheitlich befchränfte oder mechfelfeitig gleiche 
Willensgeltung Allen zuerkennt, fo weit folche mit der gleichen unbeding- 
ten Geltung jebes Einzelnen in der für feine menfchlich-fittlihe Beſtim⸗ 
mung unentbehrlihen Willensfphäre ſich verträgt, und die vom Rechts⸗ 
geſetz gebotene Gleichheit umfaßt daher nicht blos im Allgemeinen das, 
was man bie Gleichheit vor dem MRecdhtsgefege nennen kann, fondern 
auch fpeciell die wechfelfeitig gleiche Geltung Aller, oder die Gleichheit 
im engern Sinn. Auch auf biefe Gleichheit, als unmittelbaren Ausfluß 
des Mechtögefeges, hat daher jeder Menſch ein unverduferlihes Recht, 
und diefes unverdußerlihe Recht ift ebenfalls unbefhränfbar, weil Gleich— 
heit ſich nicht theilen läßt, und eine halbe oder Drittelsgleichheit keine 
Gleichheit ift, die Gleichheit alfo ſchon ihrem Begriff nach unbefchränf: 
bar fein muß. 

Da jedoch das Rechtsgeſetz von der Regel wechfelfeitig gleicher Gel: 
tung Aller diejenige Sphäre ausnimmt, die jedem Einzelnen zu Errei— 
hung feiner menfchlihen Beftimmung auf Erden unentbehrlich ift, fo 
find, um dieſe Sphäre zu ermitteln, die vom Weſen des Menfchen 

gzertrennlichen und deshalb zu feinem unverdußerlihen Recht gehören- 
aften aus dem Begriff des Menfchen noch befonders zu 
atwickeln, und ift dann zu unterſuchen, ob und wie weit Beſchraͤnkun⸗ 
derſelben moͤglich find, ohne dag dadurch die Freiheit jedes Einzel: 
in dem für —* a fittlihe Beſtimmung unentbehrlichen 
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Der Begriff des Menfchen: iſt nun aber: Fein: anderer, als der: einer 
lebendigen Einheit von Leiblichkeit: und Geiſt, eines Naturweſens mit 
vernünftigsfittlicher Beftimmung. Der Menfh if 

1) ein lebendiges, leiblich und geiſtig eriftirendes, 

2) mit Vernunft und freiem Willen begabtes, und . 

3) nach Maßgabe feiner leiblichen und geiftigen Kräfte ſowohl in 
nerlich als nach Außen thätiges: Wefen, und aus der Anerkennung bies 
fer drei von feinem Weſen unzertrennlichen Eigenfchaften folgt fein 
Recht auf Leben, Ehre und Freiheit. 

Das Recht auf Leben nämlich umfaßt ſowohl das. leibliche als das 
geiftige Dafein des Menſchen und Alles, was zu defjen Erhaltung und 
Beftand, im Ganzen wie im Einzelnen, gehört, alfo die Unantaftbarkeit 
des Leibes wie die Unverlegbarkeit der Seelenkraͤfte. Das Recht auf 
Ehre aber beruht darauf, daß ein gültiger Wille, oder Rechtsfaͤhigkeit 
nur einem vernünftigsfreien, unter dem Denk» und Sittengefege der Vers: 
nunft ftehenden und diefem Gefege audy gehorckenden Wem zukommt, 
wogegen das vernunftlofe Thier zwar auch einen Willen, aber. Eeinen 
gültigen Willen, keine Rechte hat, und der Unmünbdige, der Wahnfin- 
nige, der Verbrecher wenigftens nicht im Vollgenuß aller Menfchenrechte 
ſich befindet. Die volle Rechtsfaͤhigkeit des Menfchen ift daher bedingt 
durch die Gemwißheit feiner eigenen Vernuͤnftigkeit und Rechtlichkeit und 
durch den Glauben an biefelben; und auf: diefen Glauben hat deshalb 
jeber Menſch in fo weit aud ein Recht, daß nichts demfelben Wider: 
fprechendes von Anderen gegen ihn geäußert ober gethan werden darf. 
Die Freiheit endlich, d. h. die. Freiheit im engern Sinn, begreift die 
ganze Reihe innerer und aͤußerer Thaͤtigkeiten, zu denen der pe 
durch feine geiſtigen und Eörperlichen Kräfte befähigt ift- 

Diefe drei dem Menfchen angeborenen Rechte nun, bie man — 
men auch das Urrecht nennt, find unveraͤußerlich, weil fie die Geundbes 
dingung menſchlich⸗ſittlichen Dafeins auf Erben bilden. Aber das uns 
verdäußerliche Recht oder das Urrecht ift darum nicht auch ein unbe 
fchränftes und in allen feinen Aeußerungen unbefchränkbares, fondern 
wird, wie fich bereit ergeben hat, nothivendiger Weiſe beſchraͤnkt durch 
den Grundfag ber mechfelfeitig gleichen Geltung Aller. Das angeborene 
. Recht zerfällt daher in eim befchränfbares und in ein unbeſchraͤnkbares 
Gebiet; und da der Menſch nur wegen feiner vernünftigsfittlichen Beſtim⸗ 
mung Rechte hat und Rechtsfubject ift, fo muß auch dieſe feine-ver: 
nänftigsfittliche Beftimmung maßgebend fein für —— 3 Um: 
fang, Beſchraͤnkbarkeit und Grenze feiner Rechte. 

Hält man an diefem Grundfage feft, fo kann bie Fıflfeguma 
Grenze, bis zu welcher eine Befchräntung der dem Menfchen —2 
nen und unveraͤußerlichen Rechte nach dem Rechtsgeſetze zulaͤſſig ift; keine 
beſonderen Schwierigkeiten haben; es muß aber auch einleuchten, daß 
von Beſchraͤnkbarkeit nur bei dem Rechte der Freiheit die Rede ſein 
kann. Für ſich klar iſt es nämlich, daß, wenn es ſich von Beſchtaͤnk⸗ 
barkeit der unveraͤußerlichen Rechte handelt, dabei diejenigen nicht in 
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Frage kommen koͤnnen, deren Natur an ſich ſchon jede Beſchraͤnkung 
verbietet, und an ſich moͤglich iſt, da Beſchraͤnkung nie das Weſen eines 
Rechts, ſondern blos deſſen Ausübung betrifft, die wirkliche Beſchraͤn⸗ 
kung eines Rechts nur dann, wenn der Gebrauch deſſelben von dem 
Rechte ſelbſt ſich ſo weit trennen läßt, daß die Ausübung oder Nicht: 
ausübung auf den Fortbeftand des Rechts ohne Einfluß, der Nichtge— 
brauch dem Recht felbft unnadhtheilig ift. Ferner gehört zu der Be: 
fhränfbarkeit der Rechte, daß die Befchränktung der Natur der Dinge 
nad) erzwingbar,, alfo in dem Bereiche phyſiſchen Zwanges liegend und 
durch eine Äußere Rechtsordnung realificbar fei. 

Unbefchränfbar ift hiernach 

1) das Recht des Dafeins oder das Recht auf Leib und Leben, 
meil ſich das Leben von der Lebensthätigkeit, der Ausübung des Lebens, 
nicht trennen läßt, vielmehr mit der Nichtäußerung des Lebens das Le: 
ben felbft verloren geht; meil ferner Verftümmelung unmiderrufliche 
Vernichtung eines Theils des menfchlihen Dafeins und Lebens ift, und 
weil Gefundheit, Unverfehrtheit und Unantaftbarfeit des Körpers eben fo 
wenig, als bad Leben “überhaupt ein Recht ift, bei dem fih Ausübung 
und Wefen unterfcheiden laffen ; 

2) das Recht auf Ehre, meil bei biefem Rechte gleichfalls eine 
vom Mefen defjelben gefonderte Ausübung nicht möglid ift. Ehre im 
Rechtsſinn ift nämlich die gute oder wenigſtens nicht ungünftige Mei: 
nung, die Andere von mir dußern, und da ich mic hierbei durchaus 
leidend verhalte, fo fann zwar von Geltendmahung meines Rechts auf 
Ehre, wenn ein Anderer fie verlegt hat, aber nicht von Ausübung der 
Ehre felbft und mithin auch nicht von Befchränfungen der Ehre durch 
Berzichtleiftung die Rede fein. Bei diefen beiden Rechten folgt alfo die 
Unzuläffigkeit einer Beſchraͤnkung fhon aus der Unmöglichkeit einer Be: 
ſchraͤnkung, und Gleiches ift der Fall auch 

3) bei der innern Freiheit geiftiger Thätigkeiten, wie bes Wollens 
und des Denkens. Das Rechtsgefeg ift ein erzwingbares Geſetz der du: 
Bern Lebensordnung, und da das innere Leben in Denken, Wollen und 
Empfinden ohne äußere Berhätigung fein Gegenftand zwingender Ein: 
wirkung von Außen ift, fo find blofe Gedanken, Wünfche, Hoffnungen, 
Gefinnungen, A und ‚Gefühle auch Fein Gegenftand mögliche 
sü ——— 

Bei dem Nacht. auf dußere Freiheit dagegen ift Beſchraͤnkung an 
ſich moͤglich und baher, fo weit des Menfchen fittlich:vernünftige Beſtim⸗ 
mung nicht entgegenfteht, auch zuläffig, d. h. fie dußert volle Rechts— 
wirkung, ir * ſie nicht ſo weit geht, daß dadurch des Menſchen 
vernünftige Lebensbeſtimmung unerreichbat wird; und unerreichbar würde 
diefe, fobald der Menfch entweder Böfes und Vernunftwidriges zu thun 
werden Eönnte, oder aufhören müßte, Selbſtzweck zu fein und 
er ſich Außetlich geltend zu machen. Was nämlich eine Rechts: 
fol, muß vor allen Dingen eine Pflicht fein; was daher das 

im) Allgemeinen oder auch nur im beflimmten Fall für pofitiv 
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unfittli oder pflichtwibrig erklärt, kann auch nie Rechtspflicht fein, und 
eine rechtliche Verpflichtung zu etwas Unfittlihem, mithin Pflichtwidri⸗ 
gem, oder eine Pflicht, pflichtmwidrig zu handeln, wäre ein Wiberfprud. 
3u ber vernünftigsfittlichen Beflimmung des Menfchen gehört aber nicht 
blos, Schlechtes und Schändliches zu unterlaffen oder die negative Seite 
des Sittengefeges zu erfüllen, fondern auch die pofitive, alfo nicht blos 
zu DVernunftwidrigem und Unfittlihem nicht gezwungen zu merben, fon: 
dern auch das Sittliche, Vernunftgemäße pofitiv zu Eönnen und zu dürs 
fen. Wer blos verfhont bleibt mit der Noͤthigung, durch directe Ver: 
letzung des Sittengefeges feine vernünftige Natur zu verleugnen, im 
Uebrigen jedoch nur als gezwungenes Mittel und Werkzeug fremden 
Zweden dient und einen Kreis der freien Pflichterfüllung ſich erfchaffen 
kann, der Bann eben deshalb nicht feine ganze fittliche Beſtimmung 
frei erfüllen. Um dies zu koͤnnen, muß er fich felbft angehören, er 
muß fein Leben nad eigenem Zweck und Plan geftalten dürfen oder 
Selbftzwed fein, und dies iſt nur derjenige, in deſſen Leben (menigftens 
fobald er will) mehr freie Selbftbeftimmung al® gezwungene Abhän: 
gigkeit von fremden Willen iſt, mie überhaupt frei nur derjenige ge 
nannt werden Fann, bei dem ber Freiheit wenigſtens mehr als bes Ges 
gentheils, mehr als der LUnfreiheit oder der Knechtfchaft ifl. Deswegen 
anerkennt das. Vernunftrecht Fein unauflösliches Gelübde des Gehorfams, 
mie der Moͤnch es ablegt, deſſen ganzes Leben dadurch zu einem Leben 
blos gezwungener Zugendübung anſtatt freier Pflichterfüllung wird. 
Deswegen verwirft das Vernunftrecht jedes Abhängigkeitsverhältnif, ver: 
möge deſſen in dem Leben eines Menfchen ftatt des eigenens Willens ein 
fremder Wille bleibend überwiegt und vorherrfcht, obgleidy es eine blos 
vorübergehende Freiheitsbefchräntung durch mwiberruflihe, auf eine md: 
Bige Zeitfrift abgefchloffene Dienftbarkeitsverträge, fo wie deren freimil- 
(ige Fortfegung und Erneuerung als rechtsguͤltig anerkennt, und felbft 
eine vollftändige WVerzichtleiftung auf unverdußerlihe Rechte oder eine 
das unbefchränkbare Recht zerftörende Selbſtbeſchraͤnkung zu Gunften 
Anderer Jedem freifteht, nur nicht rechtlich bindet. Denn es gehört, 
weil innerhalb der Sphäre feines unveräußerlichen Rechts der Einzel: 
wille unbedingte Geltung hat, auch dies zum Wefen eines unveräußerlis 
hen Rechts, daß es dem Berechtigten freiftehen muß, davon Gebraud 
zu machen, ober nicht. 

Was hiernaͤchſt die im Rechte auf Freiheit begriffenen befonderen 
Rechte betrifft, fo ift in Beziehung auf Unveräußerlichkeit und Unbe: 
ſchraͤnkbarkeit das Wichtigfte das der Gemiffensfreiheit, weil ja das Recht 
des Menfchen, feine Pflicht zu thun, der Grund aller denkbaren Rechte 
ift. Das Recht der Gewiffensfreiheit beſchraͤnkt ſich aber nicht auf das 
unverdußerliche und fchlechthin unbeſchraͤnkbare Recht, dem allgemeinen 
und von Allen anerkannten Sittengefeg gemäß zu handeln, fondern um: 
faßt auch die Befugniß, feinen perfönlichen oder individuellen moralifhen 
Ueberzeugungen zu folgen, weil biefe zw verleugnen und ihnen zuwider⸗ 
zubandeln gleichfalls unmoralifh if. Diefe individuelle oder fubjective 
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Gewiffensfreiheit unterliegt jedoch, da die perfönliche moralifche Ueber- 
jeugung des Einzelnen auch eine irrige und zu Rechtsverletzungen fuͤh⸗ 
rende fein kann, politiſche Schwaͤrmerei ſchon zu Meuchelmord, veligiöfer 
Fanatismus ſchon zu Menſchenopfern und Verbrechen aller Art verleitet 
bat, der nothwendigen Beſchraͤnkung, daß dadurch Fein Recht eines An- 
dern verlegt werden darf. 

Ganz auf die gleiche Weiſe verhält «8 fih auch mit der lau: 
bens⸗ oder Religionsfreiheit, welche nur in fo weit unbefchränkbar ift, 
als fie mit der Gewifjensfreiheit zufammenfällt, als es dem Gläubigen 
Gewiſſensſache ift, feine religiöfen Weberzeugungen auch äußerlich zu be: 
thätigen, wozu indeffen fhon das Recht des Privatgottesdienftes genügt, 
fo daß Verzicht auf öffentlichen Gottesdienft nicht als Verlegung eines 
unveräußerlihen Menſchenrechts betrachtet werden kann, und ein ähnli: 
ches Verhältniß findet bei der Denkfreiheit Statt, in fo fern darunter 
das Recht verftanden wird, feine Gedanken auf jede beliebige Weife, alfo 
auch Öffentlih, zu aͤußern und Anderen mitzutheilen. Auch dem Denker 
und dem Forfcher kann ed zur Gewiſſensſache werden, die von ihm er- 
kannte Wahrheit, feine wiffenfchaftlihen oder politifhen Ueberzeugungen 
oͤffentlich auszufprechen ; und ſchon deshalb wird eine Geſetzgebung, melde 
feldft die entfernte Möglichkeit einer Gewiffensverlegung vermeiden till, 
ber Öffentlihen Miteheilung und befonders dem Gebanfenverkehr durg 
die Preſſe keine anderen Schranken ſetzen, als welche in dem Rechts— 
ſa —J e Allen ſchuldig iſt, begründet. find. 

Recht der Zueignung und der Verträge endlich ift fo meit 
BE: als dadurch dem unverdußerlihen Recht auf Xeben und 
Ehre fein Eintrag gefhieht, und der auf fie Werzichtende nicht aufhört, 
Selbftzwed zu fein. Hiernach ift e8 3.3. eine noch zuläffige Befchrän- 
fung des Rechts auf die Erwerbung von Eigenthum, wenn ih, mas 
ich erwerbe, einem Heren, einem Kloſter, einer Geſellſchaft, zu überlaf: 
fen mid) verbindlih made, falls id mir dabei fo viel vorbehalte, als 
zu meinem Lebensunterhalte nothmwendig ift; dagegen wäre gänzliche 
Berzichtleiftung auf alles Eigentbum fo viel als Einräumung eines 
Rechts über Tod und Leben und aus diefem Grund ungültig, obgleich 
an fi das Recht auf Eigenthumserwerb nur ein einzelner und deshalb 
verzichtbarer Ausfluß des allgemeinen Rechts auf Freiheit ift. 

Doß übrigens die Grenze zwifchen dem befchräntbaren und dem 
unbefhränkbaren Theile des Urrechts nicht mit mathematifher Schärfe 
gezogen werden kann und immer etwas Schwanfendes behält, foll nicht 
geleugnet werden. Denn wenn ſich audy unzweifelhaft erkennen läßt, 
* es — eines unveraͤußerlichen Rechts iſt, wenn man einen 

enſchen toͤdtet oder zum Sklaven macht, fo hat es doch oft feine gro= 
J Schwierigkeiten, nach bloſem Vernunftrecht in allen Faͤllen zu ent: 
iden, wie weit gewiffe Sreiheitsbefchränktungen gehen dürfen, ohne daß 







der I } afch aufhört, als Selbfizwed und Perfon zu erifliren oder aner: 
kannt zu fein. Auch hier zeigt fich die Mothmendigkeit pofitiver Feft- 
fesung oder eines pofitiven Rechts, und daß Vernunftrecht und pofisives 
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Recht fo wenig an ſich einander ausfchließen, daß vielmehr die Verwirk 
lihung des Vernunftrechts felbft das pofitive Recht fordert. 

Nach der bisherigen Ausführung koͤnnte es nim ſcheinen, als gäbe 
es eigentlich gar feine veräußerlichen, fondern nur unveräußetliche, ob: 
wohl beſchraͤnkbare Rechte, und dem ift in ber That fo, wenn man blos 
die Gültigkeit des nad den Bedingungen und Geſetzen der eigenen Na: 
tur freithätigen Menfchenmwillens in allen feinen Richtungen und Bezie— 
hungen Recht nennt. Anders verhält es ſich jedoch, wenn man aud) 
das Product diefes Willens, das, was durch denfelben in feinen ver: 
fhiedenen Wirkungskreiſen gefhaffen wird, unter dem Ausdrud Recht 
begreift. Die Willensfphäre, ohne die ein gültiger Wille ſich nicht den⸗ 
fen läßt, und welche urfprünglich Alles umfaßt, was vermöge der Matur 
des Millensfubjects Object feines Willens werden kann, zerfällt nämlich 
in zwei weſentlich verfchiebene Gebiete: es gibt ein angebotenes und ein 
erworbenes Millensgebiet. 

Als Sinnenmwefen bedarf naͤmlich der Menſch zu feinem Leben und 
Wirken ber Sinnenmwelt, und ſchon vermöge der Naturordnung ift jedem 
Menfchen ein Theil der Sinnenwelt, fein Körper, als Träger feines Geiftes 
und Willens, ald Vermittler aller feiner Lebensthätigkeiten und Willensaͤu⸗ 
ßerungen, als Theil feiner Perföntichkeit anerfhaffen. Dadurch entfteht für 
jeden Menfchen eine eigenthümliche, urfprüngliche und individuelle Sphäre 
vein perfönlicher und angeborener Rechte, die Alles umfaßt, was von Na- 
tur zu ihm gehört, feinen Geift und Leib, feine Perſoͤnlichkeit mit allen 
ihren Kräften, Thätigkeiten und naturgemäßen Aeußerungen, und dieſes 
MWillensgebiet, das von des Menfchen eigenem individuellen Dafein un: 
zertrennlich ift oder vielmehr damit zufammenfällt, ift eben deshalb un: 
veraͤußerlich, jedoch, wie ſchon gezeigt worden, nicht unbefchränkbar, fons 
dern ſich theilend in ein unbefchränktbares und befchränkbares Gebiet. 

Ein zweites MWillensgebiet dagegen, das Gebiet der dinglichen Redhte 
und des Eigenthums, entfteht oder ſchafft fich der Menſch durch eine folche 
Anmendung feiner geiftigen und leiblichen Kräfte auf die von feinem frem⸗ 
den Willen fchon vor ihm beherrfchte und eingenommene Außenwelt, wo— 
duch diefe (d. h. ein heil derfelben), mit der eigenen Perfönlichkeit in 
bleibende Verbindung gefegt, zu einem Traͤger der Iegtern gemacht wird. 
Zu beliebiger Einwirkung auf die Sinnenmwelt hat nämlih im Allgemei: 
nen jeder Menſch ein Recht, weil fie das unentbehrliche gemeinfchaftliche 
Willensobject aller coexiſtirenden Willensfubjecte bildet. Allein wie jedem 
Menfchen eine eigenthümliche, die verfchiedenen Kräfte und Eigenfchaften 
feiner geiftigen und leiblichen Perfönlichkeit umfaffende Naturfphäre an- 
erfchaffen ift, fo hertſcht in einem andern Theil der koͤrperlichen mate- 
vielen Welt auch fchon vermöge der Maturordnung ein fremder Wille 
vor dem feinigen, nämlich in dem ganzen Gebiet fremder Perfönlichkeis 
ten, und da das Rechtsgefeg Jedem gebietet, fo lange er nicht dadurch 
in den von feinem Weſen unzertrennlihen Eigenfchaften mehr, ale mit 
Erreihung feiner menfhlihen Beftimmung auf Erden vereinbar ift, be: 
ſchtaͤnkt wird, die Sphäre, die ein Anderer fchon mit feinem Willen ers 
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füllt und eingenommen bat, unangetaftet zu. laffen, fo muß er ſich auch 
jedes Eingriffs in diejenigen Gebiete oder Theile der Außenwelt enthal: 
ten, die entweder fchon vermöge der Maturordnung Organe eines frem⸗ 
den Geiftes und Willens find und zu der anerfchaffenen Willensfphäre 
anderer Weſen mit gleicher fittlicher Beftimmung und deshalb auch glei: 
chem unveräußerlichen Recht gehören, oder zu Trägern eines fremden 
Willens bereits gemacht und in ein fremdes Willensgebiet gezogen, einem 
feemden Willen bereits angeeignet find. So wie er aber felbft nach dem 
Geſetz der Gleichheit die ebenbezeichneten Gebiete nicht antaften darf, fo folgt 
ed auch aus feinem Recht auf Gleichheit, daß er zur Deffnung feines ange: 
borenen Rechtögebiets für einen Andern, oder zur Hingabe der durch Anwen⸗ 
dung feiner perfönlichen Kräfte auf die dußere Sachenmwelt erworbenen Rechte 
an einen Andern, nicht gezwungen werden darf. Wo daher der Wille eines 
andern Rechtsſubjeets auf jenen Theil der Außenwelt ftößt, der entweder 
von Natur ſchon Zräger meines Willens ift oder den ich zum Träger mei» 
nes Willens durdy Zueignung gemadyt habe, da iſt durch diefen meinen 
Willen nad) dem Gefes der wechfelfeitigen Gleichheit eine Grenze geftedt, 
zu deren Reſpectirung ich ihn zwingen darf. Allem die Schranke mei: 
ned Rechtsgebiets ift gleichwohl für denfelben feine abfolut unüberfteig: 
liche, fondern nur fo lange ich felbft fie ihm nicht öffnen will. Iſt e8 mein 
eigener ‚freier Wille, fie ihm aufzufchließen und zu feinen Gunften mid) 
ſelbſt auf einen engern Umkreis zu befchränfen, fo ift auh nad dem 
Mechtögefeg ein folder Wille und Entfchluß nach erfolgter Annahme 
und Willenseinigung fo meit bindend, als durd; denfelben mwenigftens bie 
Sphäre des unbefchräntbaren Rechts nicht verloren geht. Die jedem 
Menfhen angeborene, fo wie die durdy Anwendung feiner perfönlichen 
Kräfte auf die vernunftlofe Außenwelt gefchaffene Willensfphäre kann 
alfo durch den eigenen Willen des Berechtigten befchränft oder verengert 
werden, und durch folche freie Selbitbefchränkung coeriftirender Rechts⸗ 
fubjecte entfteht eine dritte Nechtsfphäre, eben fo unantaftbar als die 
zweite: die Sphäre der vertragsmäßigen Rechte, welche zufammen mit 
der Sphäre der Eigenthums: oder dinglihen Rechte die Sphäre des er: 
worbenen Rechts bildet, die aud die Sphäre bes veräufßerlihen 
Rechts genannt wird, meil fie feinen integrirenden Theil der eigenen 
Natur des Menfchen bildet, fondern von ihm wieder getrennt werden 
kann, ohne daß er darum aufhört, im WVollbegriff des Worts ein Menſch 
zu fein. Unter unveräußerlichem Recht dagegen verfteht man ge: 
mwöhnlich blos den unbefchränfbaren Theil des Einen, unverdußerlichen, 
jedem Menſchen angeborenen Urrechts und unter unveraͤußerlichen Rech⸗ 
en Beftandtheile diefes Urrechts, fo weit fie nicht nur uns 

lich, fondern auch unbefchränkbar find; fie bilden die unverdu: 
Berlihen Menſchenrechte im engern und eigentlichen Sinn, die nunmehr 
auch nad) ihren Rechtswirkungen und Folgen zu betrachten find. | 

Es ift der unterfcheidende Charakter des unverdußerlihen Rechts, 

daß es jedem Menſchen, fo weit der fittlihe Zweck feines Dafeins auf 
Erden e8 erfordert, fchlechthin und unbedingt, nicht blos gleichheitlich 


624 Urvechte oder unverdäußerliche Rechte. 


zuftehe, daß mithin nicht allein feine Hingabe nie -pofitive Rechtspflicht 
werden kann, ſondern auch ber Berechtigte in feinem Beſitze ſich um je— 
den Preis, ſelbſt mit Verletzung Anderer, behaupten darf. 

Daraus folgt nun zuerſt die Unerzwingbarkeit derjenigen Verträge, 
durch welche auf ein unveraͤußerliches Recht verzichtet wird. Obgleich 
nämlich ſolche Vertraͤge nach dem Grundſatz der wechſelſeitigen Gleich⸗ 
heit erzwingbar waͤren, und ihre wirkliche Erfüllung auch dem Verzich⸗ 
tenden, der uͤber alle ſeine Rechte nach Gutduͤnken ſchalten kann, frei⸗ 
ſtehen muß, ſo widerſpraͤche es doch dem Begriff, ja ſchon dem Namen 
eines unveraͤußerlichen Rechts, wenn gegen ben, ber fie nicht freiwillig 
erfüllt) Zwang angewendet werden dürfte. Denn eben darin befteht ja 
das MWefen des unverdufßerlichen Rechts, daß es nicht unter dem Geſetz 
ber mwechfelfeitinen Gleichheit fieht, und ba die Rechtskraft der Verträge 
einzig und allein aus diefem Gefege fließt, fo muͤſſen nothwendig Vers 
träge, die auf Koften unveräußerlicher Rechte eingegangen werben, un- 
verbindlich oder ohne Rechtskraft fein. Nomen tr 

An dem Begriff des unverdußerlihen Rechts liegt aber auch noch 
zweitens die Befugniß, unter gemiffen Borausfegungen in fremdes Recht 
geradezu verlegend einzugreifen. Das Rechtsgefeg, das die irdifchen Be: 
dingungen und Mittel zu Erreichung feiner fittlichsvernünftigen Beſtim⸗ 
mung jedem Menfchen gemwährteiften fol, kann ohne Widerſpruch ihn 
auch zu nichts verpflichten, was ihm die unentbehrlichen Mittel zur Er: 
füllung feiner menſchlichen Beftimmung fchmälert oder raubt. Wo da⸗ 
her diefe nicht anders als auf Koften fremden Rechts gewahrt werden 
koͤnnen, da ift dem Rechtsgeſetz zufolge auch der Eingriff in ein fremdes 
Rechtsgebiet erlaubt, und ber in feinem unveräußerlichen Recht Bes 
drohte hat das Mothrecht oder die Befugnif, wenn ihm fein anderes 
Rettungsmittel. zu Gebot fteht, felbft mit Verlegung fremder Rechte, ja 
fogar fremden Lebens, nicht etwa blos auf Koften des Angreifers, fon 
dern auch jedes Dritten ſich zu ſchuͤtzen. In diefem Fall entfteht, weil 
auch der Eraft Nothrechts Angegriffene fein Recht zu vertheidigen die voll⸗ 
kommene Befugniß hat, eime GCollifion der Rechte, deren Löfung das 
Rechtsgefeg nur dem Gewiſſen der Betheiligten. überlaffen kann 

Der Grundfag, daß das unverdäußerlihe Recht um jeden’ Preis 
behauptet und vertheidigt werben dürfe, leidet jedoch eine nothwen⸗ 
dige Beſchraͤnkung durch das Recht ber Wahrung ber Rechtsgleichheit 
gegen unbefugte und muthmillige Verlegung, oder durch das dem 
Verletzten zuftehende Recht der MWiederausgleihung, der Strafe und 
Bergeltung. Sol nämlid Wahrung der vom Rechtsgeſetz gebotenen 
Gteichheit möglid) und das Rechtsgeſetz vollziebbar fein, fo muß 
im Fall von Rechtöverlegungen der Verleger dem Verletzten gegenüßer 
auch in Bezug auf unverdufßerliche Rechte die Befugniß verlieren, ber 
Erhaltung oder Wiederherftellung der rechtlichen Gleichheit chätlichen Wis 
derftand entgegenzufegen, es muß dem Rechte des Verlegen bie Pflicht 
des Verletzers entfprechen, Erftern an der Ausübung feines Rechts niche 
mit Gewalt zu hindern. Abfolut unverlierbar oder unverwirkbar find 
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alfo auch die unveräußerlichen Rechte nicht, weil, wenn fie felbft für 
den Webertreter des Mechtsgefeges nicht verloren gehen könnten, fein 
Wille und fein Recht fchlehthin und überall mehr als die der andern 
gelten würden, und'eben damit wäre ja das Rechtsgeſetz als ein Geſetz 
der gleichen, theils befchränkten, theils unbefchränkten Willensgeltung Al⸗ 
ler aufgehoben. Es ift mithin das Nothrecht nur ein Recht derjenigen, 
die felbft das Nechtsgefes befolgen, und fteht als ein den Grundfag wech⸗ 
felfeitigee Gleichheit befchränkendes Recht nur demjenigen zu, ber ohne 
Schuld, d. h. obne vorausgegangene Verlegung des Rechtsgeſetzes von 
feiner Seite, in Nothſtand gerathen if. Wer muthrmillig die Rechts— 
gleichheit an Anderen verlest, der muß es ſich gefallen laſſen, daß felbft 
auf Koften feiner unveräußerlihen Rechte das Rechtsgeſetz an ihm volle 
zogen und die von ihm bedrohte oder verlegte Gleichheit aufrecht erhalten 
oder wiederhergeftellt werde: es darf, mit anderen Worten, nadı dem 
Grundſatze der Gleichheit aud von feinem Rechte ihm fo viel entzogen 
werden, als zur Bewahrung oder Wiederherftellung der vom Rechtsgeſetz 
gebotenen Gleichheit nöthig ift. 

Allein daraus, daß das Recht der BVertheidigung feiner unveräußer: 
lichen Rechte für den Verbrecher ganz oder theilweis verloren geht, folat 
gleihwohl nicht, daß die Hingabe des unverdußerlichen Rechts für ihn 
zur pofitiven Nechtspflicht werde, oder doch dazu erhoben werden Eönne. 
So mie es naͤmlich allgemeine Rechtspflicht iſt, Niemandem bie Aus: 
übung feiner Rechte zu vermehren, fo entfpricht allerdings auch dem 
echte des Verletzten auf MWiedervergeltung oder Strafe die natuͤrliche 
Derbindlichkeit auf Seiten des Verletzers, dem Berlegten die Ausübung 
diefes Nechts nicht durch gemwaltfamen Widerftand unmoͤglich zu machen. 
Ein großer Unterfchied ift e8 aber, ob ich ohne directen Eingriff in des 
Andern Rechte einer Strafe blos ausweiche und entfliehe, oder ob ich 
dem Strafvollzuge mid) gewaltfam miderfege, und in der negativen 
Pfliht des Beleidigers, den Beleidiaten an Ausübung feines Wergels 
tungsrechts nicht durch gewaltfamen Widerſtand zu verhindern, ift #ei: 
neswegs die hiervon ganz verfchiedene Rechtspflicht enthalten, ihm zur 
Ausübung feines Rechts durch Selbftanklage und freiwillige Strafüber: 
nahme oder fonft auf irgend eine Weife behülflicy zu fein. Eine folche 
freiwillige Hingabe feines unveräußerlihen Rechts und felbfithätige Mit- 
wirkung zu deſſen Verluſtigung kann für den Verbrecher niemals pofis 
tive Rechtspflicht werden, weil Leiſtungs- oder pofitive Pflichten nur 
durch MWillenseinigung im Wege des Vertrags (ober eines die Stelle 
bes Vertrags vertretenden und nad) Vertragsgrundfägen zu bemeffenden 
Geſetzes f. ‚„‚Bertrag”) möglih, Verträge und Gefege zum Nachtheil 
ber unverdußerlichen Rechte aber ohne Rechtskraft find. Dur Rechtsver— 
lesungen wird daher in Bezug auf unveräiußerliche Rechte nichts meiter 
verwirkt, als das Recht der Gegenmwehr und der Vertheidigung gegen 
ben das Bergeltungsrecht ausübenden Berlegten, und bie zwei Rechte: 
fäge, daß unveräußerliche Rechte durch Verbrechen vermwirkt werden, und 
baß ihre Hingabe nie DBertragspflicht oder pofitive ——— werden, 
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mithin auch nicht im Wege des Geſetzes durch den Staatsvertrag auf 
erlegt werden koͤnne, beftehen unabhängig neben einander. Eben daraus 
folgt aber weiter noch, daß es auch Feine Rechtsverletzung und nichts 
Strafbares fein Fann, wenn der Webertreter des Nechtsgefeges ſich der 
Strafe eines Verluftes an feinen unveräußerlichen Rechten durdy Leug- 
nen, Schweigen oder Flucht entzieht. 

Noch michtiger, weil weniger anerkannt , als die bisher erörterten 
unveräußerlichen Privatrechte find aber die im Staatsverband be 
gründeten unverdußerlichen Rechte. Wenn nämlich, bisher vorzugsmeife 
die unverdußerlihen Rechte jedes Einzelnen als folchen betrachtet wur⸗ 
den, fo gibt e8 auch unveräußerliche Gefammtrechte und unverdäußerliche 
' Rechte, die dem Einzelnen als Mitgliede der Gefammtheit zuftehen. Das 
unveräußerliche Recht und Urrecht jedes Menfchen, das alle anderen 
Rechte in fich faßt, ift, mie bereits bemerkt, das Recht, unter dem 
Rechtsgefeg zu ftehen und nad dem Rechtsgefeg behandelt zw werben. 
Diefes Recht aber kann nicht nur, weil überhaupt das Recht etwas Er: 
zwingbares ift, mithin jeder Menfc das Mecht hat, feine Rechte auch 
zu verwirklichen, fondern e8 muß fogar, nenn e8 Realität gewinnen foll, 
gemeinfchaftlih gemacht und in Gemeinfhaft ausgelbt. werden. Das 
Recht, fo fern e8 die Beftimmung hat, die freie friedliche Goeriftenz ber 
‚ Menfchen zu vermitteln, ift ohne pofitive Geltung und Bollziehung 
nichts. Gleichwohl liegt e8 weder im Begriff und Wefen bes Mechts, 
mie ein Naturgeſetz fich felbft zu realificen, noch fpricht die Erfahrung 
dafür, daß das in feinem Recht bedrohte oder verlegte Individuum für 
fi) allein die Macht befige, fein Recht in allen Fällen auch geltend zu 
machen ; es ift im Gegentheil unleugbare Zhatfache, daß der Angegrif- 
fene und Berlegte in der Regel fchmächer ift, als ber Verleger, und daf 
diefes Mißverhältniß nur ausgeglichen werden kann durch die Bereini- 
gung Vieler zu gegenfeitigem Rechtsſchutz im Rechtsverein, ber fo orga= 
nifiet ift, daß auf der Seite des Rechts auch die Macht ſteht. Wer 
nicht Genoffe eines Nechtsvereins oder Staatsbürger ift, der hat zwar 
Rechte aller Art in der Idee, aber nicht in der- Wirklichkeit; dazu bes 
barf e8 der Vereinigung mit Anderen, und zu biefer Vereinigung muf 
daher der Menfch gleichfalls ein Necht, und zwar ein wegen ber Unvers 
Außerlichfeit feiner Menfchenrechte gleichfall® unveräußerlihes Recht be> 
figen (mie überhaupt das Recht der Theilnahme am Staat als Rechtes 
verein fchon deshalb für ein unverdußerliches erklärt werden barf, weil 
ohne den Staat die Menfchheit ihre verniinftig-fittliche Beftimmung gar 
nicht erreichen Fann). 

Der Staat als Rechtsverein ift alfo für jeden feiner Angehörigen 
ber Handhaber des Nekhtsgefeges, der Schüger feiner Rechte, das un: 
entbehrlichfte Mittel aller Rechtöverwirklihung, und das Erfte, mas 
demnach der Einzelne vom Staate fordern und erwarten kann, ift Ans 
erfennung und Sicherftellung derjenigen Gleichheit, melde Anfang und 
Ende, Inbegriff und Summe alles Rechts ift, d. b. ber Gleichheit vor 
dem Rechtsgeſetz. Der Staat ift das verkörperte, lebendig gewordene 
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Rechtögefes, und wenn das Rechtsgeſetz überhaupt von einer urfprüngli- 
chen Gteichheit aller Menſchen ausgeht, fo kann das im Staat Fleiſch 
gewordene Rechtsgeſetz doch nicht von einer urfprünglichen Ungleichheit 
der Menfchen ausgehen. Das Rechtsgeſetz und als Verwirklichung des 
Rechtsgeſetzes — der Staat müfjen denfelben Ausgangspunct und Ans 
fang haben, und wie aufier dem Staate jeber Menſch als Menfc dem 
andern gleich ift, fo muß im Staate jeder Staatsbürger als folder dem 
andern gleich fein. — Daraus folgt denn das unverdußerliche Recht al» 
ler im Staat Vereinigten und Lebenden auf ftaatsbürgerliche Gleichheit 
oder das Recht jedes Einzelnen, an der Bildung des Geſammtwillens 
gleihen Antheil, wie jeder Andere zu nehmen und überhaupt nach kei— 
nem andern Gefes, als dem für Alle geltenden behandelt zu werden. 
Was aber nun das Net, zur Bildung des Geſammtwillens mit 
gleicher Willensgeltung wie jeder andere Staatsgenoffe mitzumirken, an⸗ 
belangt, fo ift daſſelbe gleichbedeutend mit dem Recht, Feiner andern 
Macht im Staate unterworfen zu fein, als dem Willen der Mehrheit. 
Jeder gefellfchaftlihe oder gefammtperfönliche Verein muß nämlih ein 
Organ des Gefammtwillens haben, in dem ſich die Gefellfhaft perfonifi: 
cirt, ihr gemeinfamer Wille fich verkörpert, und beffen Entſcheidung als 
der Wille Aller, auch derer, welche eine andere Entfcheidung gewuͤnſcht 
hätten, im Voraus anerfannt wird, dem daher jeder Einzelne, der in 
den Verein aufgenommen werden mill, ſich unterwirft. Wenn aber das 
Rechtsgeſetz als ein Geſetz der Gleichheit nur in einem auf Gleichheit 
gegründeten Verein verwirklicht werden kann, und wenn daraus folgt, 
dag im Staat die Stimme des Einen fo viel gelten muß, als die bes 
Andern, fo muß im Staat audy eine Mehrheit von Stinimen mehr gel: 
ten Hls eine Minderheit. Denn die natürliche, abſtracte Gleichheit des 
außergeſellſchaftlichen Zuftandes, vermöge welcher nur das, was Alle 
wollen, auch Alte verpflichtet, kann im Staate eben fo wenig als in 
irgend einem gefammtperfönlichen Verein fortbauern, der Naturzuftand 
muß aufhören, wenn Viele ein Ganzes bilden follen, die blofe Genof: 
fenfhaft muß zur Gefammtheit und zur Einheit werden, wenn fie be: 
ſtehen und ihren Zweck erreichen mil. Soll jedody auf ber andern 
Seite die vom Rechtsgefeg gebotene Gleichheit im Staate nicht - verloren 
geben, fo kann auch der finatsgefellfchaftlihe Zuftand fid) vom auferge: 
ſellſchaftlichen nur dadurch unterſcheiden, daß durch freie vertragsmaͤßige 
nkung bie privatrechtlich ſondetthuͤmliche Gleichheit des Na⸗— 
turzuſtandes in die geſellſchaftliche oder ſtaatsbuͤrgerliche, die abftracte, 
reine Gleichheit in eine concrete, angewandte ſich verwandelt, Eraft der 
in ge reinfamen Angelegenheiten die größere Stimmenzahl mehr 
gilt, ale die geringere. Stimmeneinhelligkeit ift daher das Princip 
8 Privatrehts, und Stimmenmehrheit das Princip des öffent: 
ichen Rechrs, und biejenige Macht, welche zu beftimmen hat, was 
des Rechts (und anderer Staatszwede) gefchehen 
—— Rechtsſtaat nur die jeweilige Mehrheit fein. Denn nur 
fo lange Stimmenmehrheit entfcheidet, behält jedes N 
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an allen Rechten ber Gefellfchaft gleichen Antheil mit jebem andern 
Gefellfhaftsmitglied und iſt nicht blos zu irgend einer Zeit einmal ben 
übrigen gleich gemwefen, fondern wirklich und fortwährend glei; mo 
nicht die Mehrheit felbft regiert oder mwenigftens in ihrem Vollmachts⸗ 
namen regiert wird, da hat entweder alle, oder doch die gleiche Wil- 
lensgeltung ber Staatsgenoffen aufgehört. Wenn aber volle Gleichheit 
oberſter Grundfag des Rechts ift, fo ift nicht nur, fondern es bleibt 
auch die Gewährung voller Gleichheit die nothwendige Aufgabe jedes 
Staats, ber die Realiſirung des vernünftigen Rechts bezweckt; ber 
Staat, als eine zur Berwirklihung des Rechts beftimmte Anftalt, kann 
niemals ein anderes Grundgefeg aufftellen oder anerkennen als das 
Rechtsgeſetz, und es wäre ein barer Widerfpruch, wenn der Rechtsſtaat, 
beffen unabänbderliher Zweck es ift, das Rechtsgeſetz der allgemeinen 
Gleichheit oder gleichen Freiheit Aller zu verwirklichen, jemals verlangen 
wollte, daß zum Schuge oder für den Schug der Gleichheit Aller eben 
auf diefe Gleichheit und mit ihr auf das verzichtet werbe, was im Rechts: 
finn den Menfchen erft zum Menfchen mat. Und dazu wäre offen 
bar ein Staat genöthigt, welcher anftatt der mir der vollen flaatsgefell- 
fhaftlihen Gleichheit nicht nur vereinbaren, fondern fogar durch fie ge: 
botenen Unterwerfung unter den Willen der jeweiligen Mehrheit oder 
eines in ihrem Namen und Auftrag regierenden Statthalters, Unter 
mwerfung unter ein anderes Organ des Geſammtwillens fordern mollte. 
In einem folhen Staate wäre nicht nur für die ſich Unterwerfenden 
‚die gleiche oder gar alle MWillensgeltung der gebietenden Macht gegen: 
über aufgehoben, fondern es wäre auch jeder in ber Folge neueintres 
tende Staatsbürger gezwungen, die Theilnahme am Rechtsverein mit 
Verzichtleiftung auf das Necht aller Rechte zu erfaufen. Auf bleibende 
Anerkennung der urfprünglichen Gleichheit Aller muß daher das ganze 
Staatswefen gebaut fein, wenn es auf die Grundlage des vernünftigen 
Rechts gebaut fein fol, und jede Ungleichheit, die der Staat einführt, 
muß auf das Princip der rechtlichen Gleichheit als ihren legten Grund 
ſich zurüdführen laffen, fo baß die fortdauernde Anerkennung ber ange: 
borenen Gleichheit jedes Staatsbürgers das Mittel und den Weg zu 
Allem bildet, was der Staat befchließt und ausführt. 

Menn aber die gefellfchaftliche Gleichheit Aller nichts Anderes als 
Herrſchaft der Stimmenmehrheit und Iegtere im Staate durch bie 
Bleichheit vor dem Rechtsgeſetz unmittelbar geboten ift, fo darf dagegen 
auch vermöge der unveräußerlichen Gleichheit Aller vor dem Rechtsgeſetz 
ber Einzelne ober die Minderheit nicht gegen ihren Willen nad einem 
andern Gefeg behandelt werden, als nach demjenigen, welches die Mehr: 
heit auch für ſich als bindend aufftelt. Nur wenn und fo lang eine 
Minderheit damit einverflanden ift, unter einem andern Gefeg zu ſtehen, 
als die Mehrheit, wird durch die Ungleichheit ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte 
und Verbindlichkeiten die gleiche Willensgeltung Aller nicht verlegt, und 
find materielle Ungleichheiten derjenigen Gleichheit nicht zumider, bie 
das Nechtögefeg verlangt; — mas jedoch nicht fo zu verftehen ift, als 
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ob bei jeder ungleichen Feſtſetzung ftantsbürgerlicher Befugniffe oder 
Pflichten alle Mitglieder der betreffenden Staatsbürgerclaffe in die 
wirkliche oder blos fcheinbare Verkürzung ihrer Nechte einwilligen müß- 
ten, fondern es genügt auch bier, wenn nur die Mehrheit der bethei- 
ligten Glaffe nicht entgegen ift. Denn das Gefeg der Stimmenmehr: 
heit gilt im Staat als einem gegliederten Organismus nicht blos im 
Ganzen, fondern aud im Einzelnen; aud die einzelnen Theilganzen, 
aus denen der Staat befteht, die verfchiedenen Stände und Kategorien 
der Staatsgenoffen find dem Geſetz des Ganzen unterworfen, und wenn 
die ftaatsbürgerliche Gleichheit darin befteht, daß der Wille Vieler mehr 
gilt als der Wille Weniger, fo muß auch der Wille vieler Staatsbür- 
ger einer Glaffe mehr gelten als ber Wille weniger von dberfelben 
Claſſe. Auch auf die gleihe Willensgeltung, das gleihe Stimmrecht 
und das allgemeine Stimmreht kann daher verzichtet werden, und: 
dem, was nicht nur die Mehrheit überhaupt, fondern überdies auch noch 
die Mehrheit der befonderen Standesgenofjen will und befhlieft, muß 
ſich nad) dem Gefeg der Stimmenmehrheit oder ftaatsbürgerlichen Gleich: 
heit Feder unterwerfen. Aber diefer Verzicht kann jederzeit widerrufen 
werden und ift nur fo lange wirkſam, als die Mehrheit überhaupt 
ober bie Mehrheit der betreffenden Glaffe von Staatsangehörigen ver: 
zihten will, weil die Theilnahme am Rechts- und Staatsverein und 
die Gleichheit diefer Theilnahme oder. die ftaatsbürgerliche Gleichheit ein 
unveräußerliches und, wie alle Gleichheit, auch untheilbares, mithin un= 
befchränkbares Recht ift. 

Endlich ift in dem unveräußerlichen Recht der Theilnahme an ei: 
nem Mechtöverein auch das Recht, von demfelben auszufcheiden, als 
ein unveräußerliches mitbegriffen, und der Austritt aus dem Staat iſt 
rechtlich fo unverwehrbar ald der Austritt aus dem Xeben, indem von 
einem umveräußerlichen Recht Gebrauch zu machen, eben fo wenig Rechts⸗ 
pfliht fein kann, als bafjelbe hinzugeben oder darauf zu verzichten. 

Das für jeden Menfchen unveräußerliche Recht, Wollbürger oder 
gleichberechtigter Genoſſe, nicht blofer Schügling oder Beifiger eines 
wahren Rechts- und Staatsvereins zu fein, ift übrigens nicht fo zu 
verftehen, als ob die Aufnahme in einen beliebigen Staatsverband er⸗ 
jwungen werben dürfte. Denn da es Feine NRechtspflicht, fondern nur 
ein unverdußerlihes Recht gibt, feine Mechte geltend zu machen, und 
da der Staat zwar eine fittliche und natürliche, aber keine unbedingte 
rechtliche Nothwendigkeit ift, fo ift auch die Aufnahme in den Staats- 
verband, mit alleiniger Ausnahme wirklicher und wahrhafter Nothfälle, 
ſowohl von Seiten der aufnehmenden Staatsgefammtheit als des auf: 
ehm. Einzelnen Sache der freien Willenseinigung. Einen An: 
fhein des Gegentheils koͤnnte es nur bei denjenigen haben, die, weil fie 
auf dem Staatsgebiete geboren und erwachfen find, auch ein Recht ha= 
ben, darauf fortzuleben. Denn da, wo Einer einmal lebt (und zwar 
nicht blos precario, fondern de jure Lebt), darf er nicht willkuͤrlich ver⸗ 
drängt und ausgefloßen werden. Bei einem Solchen könnte es num ſchei⸗ 
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nen, als hätte er, wenn er das Staatsgebiet nicht räumen, fondern 
bleiben will, die Pflicht, fih auch allen Staatsgefegen zu unterwerfen 
und auf Verlangen des Staats defjen Bürger zu werden, fo wie ande 
rerſeits nad; dem allgemeinen Geſetze der Gleichheit auch das Recht, von 
den Mitlebenden als ihres Gleichen behandelt und als wirkliher Mitbür- 
ger anerkannt zu werden. Allein es fcheint doch nur, als wäre ein 
Solcher verpflichtet, entweder mit Verluſt der Aufenthalts: und Heimathe: 
rechte auszumandern, oder Staatsbürger zu werden, weil allerdings ber 
Staat Mittel aenug befist, durch Ausfchliefung von allem Staatsfchug, 
aller Staatshülfe und allen gemeinfamen Staatdanftalten, durch völlige 
Preisgebung und Schuglofigkeit, ihn zu dem Einen oder dem Andern zu 
bewegen, und in der Wirklichkeit muß freilich der Rücktritt im den 
Stand der unbedingten natürlichen Freiheit mit Auswanderung und 
Räumung des Staatsgebiets zufammenfallen; aber ein Recht, ihn aus—⸗ 
zuftoßen, wenn er nicht Staatsbürger werden, fondern nad dem Ge- 
fege der natürlichen Freiheit im Staatsgebiete fortleben will, * darum 
der Staat doch nicht. Und eben ſo hat auch er ſeinerſeits kein Recht 
zu fordern, daß der Staat ihn zum Buͤrger annehme; denn der Staat, 
auf deſſen Gebiet ich lebe, ohne noch foͤrmlich ſein Buͤrger geworden zu 
fein, muß mich zwar in den privatrechtlichen Verhaͤltniſſen feinen Ans 
gehörigen gleichftellen, aber nicht in den Öffentlichsrechtlihen; an ihren 
gefellfhaftlihen Rechten mich Antheil nehmen zu laffen, ift er nidt 
verbunden. Dagegen bin auch ich berechtigt, nur gegen Ertheilung des 
vollen Bürgerrechts der abfoluten Freiheit des Naturſtands zu entfagen 
und mich allen Gefegen des Staats zu unterwerfen; ich kann entweder 
volles gleiches Buͤrgerrecht, oder Befreiung von jeder Bürgerpflicht vers 
langen. Und diefe Alternative wird auch in der Regel zur gegenfeiti- 
gen Verftändigung genügen: denn dem Staat ift nothiwendig eben fo 
viel daran gelegen, daß Fein auf feinem Gebiete Wohnender ſich feinen 
Gefegen und Anordnungen entziehe, ald dem Legtern daran gelegen fein 
muß, nicht außer bem Schuß der Gefege zu ſtehen und fomit, wenn 
nicht dem Grundfage, doch der Wirkung nad rechtlos zu fein. Die 
Theilnahme am Staatsverein ift demnach, einzelne Nothfaͤlle ausges 
nommen, im Allgemeinen etwas Freiwilliges, hd man kann deswegen 
auch gültig darauf verzichten, Mitglied diefes oder jenes beflimmten 
Staats zu fein, aber nicht darauf, Mitglied irgend eines, und zwar 
eines vernunftmäßigen Rechts⸗ und Staatsvereins zu fein, und jede 
Verpflichtung, die e8 entweder fchlehthin oder unter den gegebenen Ber: 
hältniffen unmöglich macht, Vollbuͤrger eines wahren Rechtevereind zu 
fein, ift nichtig. Deswegen ift auch ein ausdruͤcklich umd freiwillig ges 
leiſteter Verzicht auf das Staatsbürgerrecht bei voller erungs 
freiheit zwar nicht an ſich, aber in fo weit ungültig und bürfte bie 
Wiederaufnahme in das Staatsbürgerrecht Eraft Nothrechts felbft im 
Wege der Gewalt erzwungen werden, als die Mittel zur Auswande- 
rung und zur Erlangung bes Bürgerrechts in einem andern Staate fehlen: 

Weil aber auf Verwirklichung feiner Rechte und mithin auf den 
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Staat als unentbehrliches Mittel der Rechtsberwirklichung jeder rechte: 
fähige Menſch ein unveräußerliches Recht hat, fo hat er auch, fobalb 
er, von diefem Rechte Gebrauch mahend, im einen Staatsverband ge: _ 
treten ift, ein eben fo unverdußerliches Recht auf Alles, was zum Werfen 
und Beltand des Staats gehört, und der Staat felbft, als Inbegriff 
der fo Berechtigten und ihr Recht Gebrauchenden, muß auf Alles, mas 
von feinem Begriff und Weſen unzertrennlic ift, mithin auf einen 
freien ftaatlihen Gefammtwillen, fo mie auf ſtaatliches Dafein und 
Ehre, baffelde unveräußerlihe Recht befißen, weil ohne ſolches unver 
äußerliche Recht der Staatsgefammtheit fein Staat beftehen könnte, und 
das unverdußerliche Recht der Einzelnen, das erft im Staat und durch 
den Staat Realität erlangt, nur eine täufchende Vertröflung, Feine 
Wahrheit wäre. 

Dem Staate felbft, als Einheit und Gefammtheit aller eine 
Rechtsgemeinfchaft bildenden und ein Gefammtleben führenden Indivi⸗ 
buen, kommt daher nicht nur wie jedem andern Rechtsfubjecte das Recht 
auf Dafein, Ehre und Freiheit zu, fondern er darf diefe Rechte auch im 
Wege des Mothrechts auf Koften fremder Staaten oder Individuen wie 
einzelner Staatsangehörigen geltend machen, und Verträge, durch bie 
der Staat fein Recht auf Dafein, Ehre oder Freiheit Preis gibt, find 
ohne Rechtsbeftand und kraftlos. Denn der Staat bildet ale Gefammt: 
beit felbft eine Perfon, er ift Gefammtperfon, melde das Individuum 
nue im vergrößertem Mafftabe darſtellt und auch alle deffen Rechte hat. 

Daß es auch nur ein auferordentliches oder Nothrecht fei, vermöge 
deffen der Staat befugt grachtet wird, für feine Sicherheit oder Erhal: 
tung von einzelnen Staatsangehörigen befondere, in dem Princip ber 
Gleichheit nicht begründete Opfer an Vermögen oder Dienftleiftungen 
zu fordern, darüber ift man in der Theorie, wie in der Praris ziemlid) 
einig. Um fo auffallender ift e8 aber, wenn verfannt wird, daß aud) 
das Recht des Staats, über dag Leben feiner Bürger zu gleihem Zwecke 
zu verfügen, indem er fie zum Kriegsdienft aufbietet und den Opfertod 
für die Gefammtheit von dem Einzelnen verlangt, nur auf demfelben 
Fundament beruhen Eönne; und werm im XI. Bande des GStaatsleris 
tons ©. 646 auf das Gefährliche einer folhen Annahme von Noth: 
rechten des Staats hingetwiefen wird, fo möchte e8 doch ungleich gefaͤhr— 
licher fein, dem Staat Über das Keben feiner Angehörigen ein vollfom- 
menes Recht, als ein blos auf die aͤußerſten Fälle beſchraͤnktes Noth- 
recht, zuzuerkennen; was aber den möglihen Mißbrauch diefes, fo wie 
jedes andern Rechts des Staats betrifft, fo ift es eben Sache der Ver: 

lung und Gefeggebung, dafür zu forgen, daß das Recht nicht jeden 
genbli durch angebliche Nothrechte des Staats durchbrochen werde. 
jegen läßt ſich allerdings nicht leugnen, daß durch das Mothrecht des 
Staats in manchen Fällen dem Nothreht des Einzelnen Eintrag ger 
ſchieht. Das unveräußerlihe Recht auf Leben, Ehre und Freiheit, das 









finzelnen urſpruͤnglich zutommt, bleibt nämlich aud, im Staate 
lich, denn Rechtsſchutz, insbefondere Schutz der unveraͤußer⸗ 
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lichen Rechte, ift ja erfter Zweck des Staats. Wo aber das unver: 
Außerliche Recht des Staats mit dem des einzelnen Staatsbürgers in 
Conflict kommt, da ift die Macht des Staats eine fo überwiegende, daß 
von DVertheidigung oder Behauptung feines unverdußerlichen Rechts ges 
gen den Staat in den meiften Fällen nicht die Rede fein kann, und 
aud das Mecht, durch Flucht oder irgend eine Art des pafjiven Wider- 
flands den Anfprücen des Staats ſich zu entziehen, kann ber Staat 
nicht anerdennen, fondern muß. Verfuche dieſer Art Eraft des ihm zu— 
flehenden Nothrechts verhindern und beftrafen, weil außerdem feine eis 
- gene Eriftenz, Ehre und Freiheit nie gefichert wären. 

Mas endlid die Ungültigkeit folder Verträge anbelangt, durch 
welche der Staat feine Eriftenz, feine Ehre oder ‚feine Freiheit Preis 
gibt, fo verdient noch befondere Erwähnung diejenige Veraͤußerung ber 
flaatlihen Freiheit oder der Gefammtfreiheit de8 Staats, welche in ber 
unbedingten Uebertragung der Staatsgewalt an eine andere Macht als 
die jeweilige Mehrheit liegt. Einer Herrſchaft der Mehrheit, wie fie 
die unveräußerlihe Gleichheit aller Staatsgenoffen fordert und deshalb 
zum Begriff und Weſen jedes Staats als Mechtsvereind gehört, wider» 
fpricht nämlich die vollftändige und unmiderrufliche oder unbedingte Ue— 
bertragung der Staatsgewalt, deren nothiwendiges Organ die Mehrheit 
ift, an einen Dritten, weil dadurch die Mehrheit aufhören würde, freies 
Drgan des Gefammtmillens oder der Gefammtheit zu fein, und eben- 
damit auch die Staattgefammtheit —F ihren freien Willen, ihre Frei— 
heit oder Perſoͤnlichkeit verloren haͤtte. So gewiß indeſſen vernunftrecht⸗ 
lich jede Uebertragung der Staatsgewalt auf einem widerruflichen Man— 
dat der Mehrheit beruhen muß, weil im Staate als Rechtsvereine die 
Geſammtheit das unveraͤußerliche Recht hat, uͤber alle ihre Angelegen— 
heiten dutch Stimmenmehrheit zu entſcheiden, fo iſt es doch ein Ser: 
thum, wenn hieraus gefolgert wird, daß die Miderruflichkeit nothwen⸗ 
dig eine völlig unbefchränkte und millfürlihe fein müffe. Wie man 
daraus, daß Freiheit ein unverdußerliches Recht jedes einzelnen Menfchen 
ift, nicht folgern darf, daß Feine die natürliche Freiheit beſchraͤnkende 
Verpflichtung rechtsgültig eingegangen werden koͤnne und jede Art von 
vertragsmäßiger ‚Unterordnung unter einen Andern verbindlich fei; tie 
man im Gegentheil, fobald man nicht Unverdußerlichkeit mit Unbe- 
ſchraͤnkbarkeit vermechfelt, anerkennen muß, daß felbft eine fehr ſtrenge 
und umfaffende Verpflichtung zu Gehorfam oder Dienften rechtlich bin- 
det, wenn das Abhängigfeitsverhältnig nur nicht ein unauflösliches, fon- 
bern ein auf eine mäßige Zeitfrift befchränftes ift: fo it auch für die 
Staatögefammtheit die vertragsmäßige Freiheitsbefchränfung bindend, 
welche in einer nad) Zeitdauer und Umfang begrenzten Uebertragung der 
Staatögewalt oder der Mepräfentation des Gefammtwillens an beftimmte 
Individuen liegt. Die Mehrheit bleibt das höchfte oder ſouveraͤne Dr: 
gan des Gefammtwillens, auch wenn fie zur Ausübung der Staatsge: 
malt einen Bevollmächtigten mit mehr oder weniger ausgebehnter, wenn 
nur nicht unbefchränfter Vollmacht aufftellt, und unbedingte Widerruf: 
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 Tichkeit aller die Ausuͤbung der Staatsgewalt berührenden Verträge wäre 
in Gebiet des öffentlichen Rechts daffelbe, mas im Privatrecht abfolute 
Unbefchränkbarkeit des Urrechts oder der natürlichen Freiheit. Wie da— 
ber beim Individuum die Unveräußerlichkeit feiner angeborenen Rechte 
deren Befchräntung duch redhtsgültig eingegangene Verpflichtungen der 
verfchiedenften Art nicht ausfchließt,, fo fteht auch bei dem Staate als 
Gefammtperfon die Unveräußerlichkeit der mefentlichen Rechte und Be: 
ftandtheile der Staatsgewalt und ihre Ungertrennlichkeit von der Majo: 
vität als vernunftrechtlihem Organe des Gefammtwillens der Eingehung 
befchränfender Verpflichtungen ſowohl gegen Auswärtige ald gegen Staats: 
genoffen nichts entgegen, und das unveräuferliche Recht der Gefammt: 
heit, ihren Willen durch das Organ der Mehrheit frei zu dußern, kann 
befchränft werden theils ohne Uebertragung der Staatsgewalt durch Ein» 
gehung folcher Verträge mit Einheimifchen oder mit Fremden, moburd) 
die Staatsgefammtheit fich verpflichtet zur Vornahme oder Unterlaffung 
einzelner kraft der Staatsgemwalt möglichen Handlungen, wie die Erlaf: 
fung oder Nichterlaffung eines beftimmten Gefeges, theils durch zeit: 
meife und theilmeife Uebertragung der Staatsgewalt zu flellvertretender 
Ausübung an ein anderes Subject ald an die Mehrheit, welches auch 
ein ausmwärtiger Staat oder Negent fein kann. 

Fragt man nun aber, melches denn die Auferfte Zeitgrenze einer 
bindenden Uebertragung der Staatsgewalt an beflimmte Staatsober: 
häupter ober Obrigkeiten fei, fo hat hier die Grenze gleihfam die Na— 
tur gezogen, und wenn im Privatrecht der Dienftbarkeitsvertrag oder 
irgend ein anderes Verhältniß ſtrenger Abhängigkeit, wie 3. B. das ber 
Kloftergeiftlihen, die Dauer weniger Jahre ohne Verlegung des unver⸗ 
Auferlihen Rechts auf Freiheit nicht wird überfteigen dürfen, fo kann 
diefem Zeitraum in dem Leben eines Volks oder Staats die Lebensdauer 
einer Generation oder die höchfte Dauer eines Menfchenlebens gleichge: 
fegt werden. Die Unterwerfung einer Gefammtheit unter ein fterbliches 
Sndividuum, nad deffen Tod die Staatsgewalt an die unfterbliche Ge: 
fammtheit zuruͤckfaͤllt, ift nämlich für diefe, auch wenn fie während der 
ganzen Lebensdauer bes erwählten Dberhaupts unwiderruflich oder un— 
auftündbar fein foll, doh nur eine zeitweilige Beſchraͤnkung der Ge— 
fammtfreiheit, welche vergleihungsmeife nur einen kurzen Zeitraum im 
Leben derfelben einnimmt; biefelbe überfteigt daher audy das Maß zu: 
Läffiger Sreiheitsbefchränfung nicht. Dagegen kommt es allerdings einer 
Veräußerung der Gefammtfreiheit nahe oder geht in wirkliche Veraͤuße⸗ 

über und überfchreitet jedenfalls das Maß zuläffiger Freiheitsbes 
f ‚ wenn die Gefammtheit unmibderruflid einer mie fie felbft 
unfterblihen Gefammtheit, einer Gemeinde, einem auswärtigen Staate, 
ober einer Dynaftie ſich ein» für allemal untermirft. 

Unbedingt widerruflich braucht jedoch auch eine folche Unterwerfung 
nicht zw fein; denn nur fo weit ift alle Gewaltsübertragung im Staate 
jederzeit und fchlechthin mwiderruflich, als fie dem Umfang nad) die Gren⸗ 
zen überfchreitet, worin fie eingefchloffen bleiben muß, wenn nicht ber 
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Wille der Gefammtheit oder Mehrheit aufhören fol, im Ganzen mehr 
zu gelten als ber Wille ihres Mandatars und Stellvertreters. Wie 
nämlich in dem Leben jedes einzelnen Menfchen- von Rechtswegen mehr 
freie Selbfibeftimmung als gezwungene Abhängigkeit von fremdem Wil: 
Ien fein fol, und bie Beſchraͤnkung ber Freiheit nie fo weit gehen barf, 
daß ftatt des eigenen Willens ein fremder Wille bleibend überwiegt und 
vorberrfcht: fo muß auch im Gefammtleben des Staats der Wille der 
Gefammtheit oder der Volkswille wenigftens im Ganzen jeden andern 
Willen überwiegen; um rechtmäßig zu fein, muß die Regierung zwar 
nicht in jedem einzelnen Puncte, aber doch im Allgemeinen und im 
Mefentlihen dem Volkswillen entfprehen; es bürfen insbefondre bie 
Geſetze, da bdiefe die Richtung des Ganzen beflimmen und bas Allge 
meine im Staat, den mwaltenden Sinn und Geift darflellen, dem Volk 
nicht wider feinen Willen aufgebrungen werden, unb auf eine Ver— 
faffung, welde eine dem münbigen Boltswillen beharr= 
lich widerfirebende Regierung unmöglih macht, hat jedes 
Volk ein unveräußerlihes Recht. 

Aus der bisherigen Ausführung ergibt ſich ohne Zweifel die hohe 
Wichtigkeit des Begriffs der unveräußerlihen Rechte nicht im Privat: 
recht bloß, fondern auch und vorzugsweis im Öffentlichen Recht, wo ee 
die Anerkennung fi erft noch erfämpfen muß, während bderfelbe im 
Privatrecht zur pofitiven Anerkennung doch allmälig durchgedrungen ift. 
Denn daß Fein Menſch der Sklave eines andern fein tönne, darüber 
hat die Stimme der gebildeten Völker Europa’s in der Geſetzgebung 
wie in der Theorie entſchieden; eben ſo einig iſt man daruͤber, daß das 
Unſittliche und Schaͤndliche nie Rechtspflicht werden koͤnne, und wer 
dies Beides anerkennt, muß folgerecht aud) Yugeben,, daß bie zur Er⸗ 
füllung feiner vernünftig: fittlihen Beftimmung nöthige Freiheit feinem 
Menſchen entzogen werden dürfe, daß jeder Menſch mehr Selbſtzweck 
als Mittel für fremde Zwecke fein und bleiben muͤſſe. Noch lange nicht 
gehörig anerkannt ift dagegen, daß der Menſch aud der Staatsgemwalt 
gegenüber nicht vechtlos, nicht Höriger des Staats oder des Staats» 
oberhaupts fein kann, und daß es auch unveräußerliche Rechte der Ges 
fammtheit gibt, obwohl ein inftinctmäfiges Gefühl von diefer Wahrheit 
in den meiften Voͤlkern lebt, das ſich verbunfeln, zurüddrängen und 
verwircen, aber nie ganz erftiden läßt. Denn wider den Willen ber 
Mehrheit des Volks kann auf die Dauer keine Regierung fid) behaup⸗ 
ten und für jede, auch die unumfchränktefte, gibt es eine Grenze, bie 
fie nicht überfchreiten darf, ohne daß das Volt fich feines unverlierbas 
ren Rechts erinnert, feinen Willen als den in oberfter Inſtanz ents 
fheidenden geltend zu maden. Auch wird in unferen Tagen unleugbar 
die Ueberzeugung immer allgemeiner, daß feine Regierung dem vernünfs 
tigen Willen ber Volksmehtheit oder ber öffentlichen Meinung ſyſtema⸗ 
tifh und beharrlich entgegenhandeln dürfe, und daß im Staat am Ende 
nur zu Recht beftchen könne, was die Meiften wollen und zum allge 
meinen Beflen dient. Daß der Fürft der Staat, und Land und Boll 
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fein Eigentum feien, wagen felbft die erklärteften Diener der Gewalt 
nicht mehr zu behaupten, und daß der Wille des Monarchen von Rechts: 
wegen Alles, der des Volks nichts gelte, ift eine Lehre, die, fo eifrig fie 
noch immer von mandyer Seite her geprebigt werden mag," fo häufig 
die Erfüllung der Regentenpflichten noch als eine Gnaden- und Gewiſ— 
fensfache dargeftellt wird, doch dem Geifte ber Zeit, wie dem entwidel: 
tern Selbitgefühle und der wachſenden Aufklärung ber Völker wider: 
firebt. Dagegen fehen mie die Lehre von ber unveräußerlichen Selbft- 
berrlichkeit des Volks in England und in Frankreich ſchon in das pofi- 
tive Staatsrehht aufgenommen , und wenn in Deutfchland diefelbe fich 
bis jest blos theoretifcher Erfolge rühmen kann, fo bürften doch fchon 
diefe dafür bürgen, daß fie au hier das Bürgerrecht erhalten und eine 
Zeit kommen merde, wo eine abfolute, vom Bolkswillen unabhängige 
Staatsgewalt für eben fo vernunftwidrig ald Sklaverei und Leibeigens 
ſchaft erfannt wird. P. Pfizer. 
Ufurpation. — Diefer in der Politit laͤngſt eingebürgerte 
Ausdruck ift unverkennbar der Befiglehre entlehnt. Ufurpation (usurpa- 
tio, interruptio naturalis) heißt naͤmlich da, wenn, ohne vertragsmäßige 
“ Uebertragung feines Beſitzrechtes an einen Andern, die Bedinaungen des 
Beſitzes in dem bisherigen Befiger aufhören, es fei nun von Seiten des 
Körpers, oder des Willens, und insbefondere, wenn der bisherige Befiger 
entfest wird. Wie hier, kann aud in Bezug auf das Befigrecht einer 
Krone — die Souveränetät in einer Erbmonardhie — von einer Sl: 
legitimität des Erwerber nur in dem Verhältniffe zu einem frühe» 
ven, rehtmäßigen Befiger die Rede fein. Als bier mögliche Fälle 
bezeichnet Zöpfl in feinen „Grundſaͤtzen des allgemeinen und des con: 
ftitutionell:monachifhen Staatsrechts“ (Heidelberg, 1841): 1) daß eine 
Derfon, welche nicht zu der Herrfcherfamilie des Landes gehört, — ein 
Untertban, — mit Verdrängung bderfelben,, oder 2) ein Mitglied der 
Derefcherfamilie felbft, mit Verdrängung des beſſer berechtigten Exben, 
ſich die Souveränetät anmaßt, oder endlid 3) daß ein fremder Souve- 
rin das Band kriegeriſch occupirt und die frühere Regentenfamilie vertreibt. 
An allen diefen Zählen ift die Thronbeſteigung eine fogenannte 
Ufurpation, als Befigunterbrechung der bisherigen rechtmäßigen Sou- 
veränetät; die XZhronbefteigung ift eine illegitime. (Bol. bierzu 
überhaupt den Art. „Legitimität” im 9. Bde. ©. 643 ff. des 
Staatslexikons.) Folge davon iſt, daß der vertriebene Souverän befugt 
ist, fein Recht auf den Thron fortwährend geltend zu maden, fo lange 
nicht befondere Rehtsgründe eintreten, wodurch der urfprünglich 
ilegitime Thronbeſitz bes Ufurpators in einen legitimen Beſitz umge: 
wandelt wird». Hinfichtlich diefer befonderen Rehtsgründe wird 
es zu naͤchſt darauf ankommen, ob die Monarchie eine Beimifchung 
von der Dollsfouveränetät babe oder ſtrenge Erbmonardie if. Indem 
Falle nämlich), wenn das Volk mit dem Ufurpator confpirirte und ihm 
zur Vertreibung bes früheren Souveräns behuͤlflich war, oder ob es 
fpäterhin ihn anerkannte. Indeſſen veicht diefer Gefichtspunet nicht voll» 


636 | Ufurpation. 


ftändig aus., Vielmehr ift als ergänzend hier einzufchalten, was in bem 
citirten Artikel des Staatslexikons (S. 646 und 647) von ſtaats⸗ 
rechtlicher Anerkennung einer gefchehenen Thronveränderung im 
Allgemeinen und ohne unter den Formen der jener Veränderung voraus: 
gegangenen Staatsverfaffung zu unterfcheiden, gefagt ift. Abgefehen 
hiervon, müffen aber noch zwei Eventualitäten feftgehalten werben. Der 
Ufurpator und der vertriebene Souverän vereinbaren fi gütlich über 
die Zhronfolge, oder die Gewalt der Waffen führt eine Entfchei- 
dung hierin herbei. In jenem Falle, wenn die vertriebene Fuͤrſtenfa⸗ 
milie förmlich abdanft und den Ufurpator anerkennt, resp. ihre Rechts⸗ 
und Beſitzanſpruͤche aufgibt, ift damit am Einfachften jene flaatsredt: 
lihe Anerkennung einer gefhhehenen Thronveränderung angebahnt. 
Eben fo in dem zweiten Falle, wenn, durch den Ausgang des Kampfes, 
die vertriebene Fürftenfamilie in der Unmöglichkeit ſich befindet, ihre 
Rechte und Anfprüche ferner mit der Gewalt der Waffen zu verfolgen. 

Es ergibt ſich aus WVorftehendem, daß die ausdruͤckliche Aner=. 
fennung durch die vertriebene Herrfcherfamilie dem Ufurpator nicht abfo: 
Iut erforderlich ift, um legitim zu werden, fo wie er auf anderem Wege 
dahin gelangt, feinen Kronbefiß gegen jebe fernere oder erneuerte Anfech: 
tung ficher zu flellen. Dahin gehört auch das, was v. Rotted in 
feinem mehrerwähnten Artitel des Staatsleritons die völferredt: 
lihe Anerkennung nannte, d. h. die Anerkennung durch die euro: 
päifchen Großmaͤchte. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die rechtlichen Folgen einer 
Ufurpation hauptſaͤchlich dann zur Sprache fommen, wenn die Ufurpation, 
nach längerer oder kürzerer Dauer, ſich endigt und die vertriebene Fürs 
- ftenfamilie wieder in die Ausübung ihrer Nechte und Anfprüche eintritt. 
Denn bie Frage ber Ufurpation, praftifch genommen, war bis dahin 
in der Schmwebe, und würde, ohne ſolche MWieberherftellung der früheren 
Gewalt, allmälig ftil bei Seite gelegt worden fein. Aber nun fragt 
fih dann: Was befteht von dem Alten, was von dem Neuen , melde 
Regierungshandlungen des Ufurpators find anzuerkennen, welche nicht, 
oder darf der wieder eingetretene Fürftenftamm fie alle, fo weit er will, 
für ungültig erklären? Und wirklich fehen wir auch, in fo weit nicht in 
Form von Berträgen oder einfeitigen öffentlichen Zufagen die wiederkeh— 
rende Fürftenfamilie den waͤhrend ihrer Abmwefenheit allmälig geworde⸗ 
nen Buftand der Dinge mit ihrer Genehmigung verfehen hat, langwie⸗ 
tige und tiefgreifende Streitigkeiten darüber entftehen. Oberſtes Prin: 
cip möchte hier fein, daß alle Regierungshandlungen des dann fo ge: 
nannten Zwiſchenherrſchers, insbefondere bei vorhanden gemwefener völ: 
kerrehtlicher Anerkennung des Ufurpators, welche theils leichter con⸗ 
ſtatirt werden Tann, theils der Natur der Dinge nah wirkfamer fein 
wird, als bie ftaatsrehtliche, mit Ausnahme der Verfaffungs: 
veränderungen, als legitime anerkannt werden müffen. Aber aud 
die Berfaffungsveränderungen gehören dazu, wenn bas Volk 
durch feine Organe oder auf fonft genügende Weife fi übereinftimmend 
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dazu verhielt. Diejenigen, welche ber wiederkehrenden Fürftenfamitie 
unbedingt das Recht zugeftehen, die alte Werfaffung ohne Weite: 
res wiederherzuſtellen, leiten diefes daraus ab, mweil fie den Rechtsgrund 
ihres MWiedereintritts in die Regierung enthalte. Aber e8 kann doch auch 
fehr gut gedacht werden, daß die alte Verfaffung in Bezug auf dieje— 
nigen Beflimmungen, welche die Regierung bes entfegt gewefenen Fuͤrſten⸗ 
ſtamms betreffen, unter direct entgegengefesten Berhältniffen wieder auf: 
lebe, während andere, hiermit nicht im nothiwendigen Zufammenhange 
befindliche Beftimmungen der alten Verfaffung , in fo fern das Volt 
mit ihree Abänderung zufrieden war, aus dem Reiche des weiter Wirk: 
famen — regelmäßig aus fehr vernünftigen Gründen — verdrängt 
bleiben. Sedenfalls geht das Miederherftellungs: oder Reftaurationsrecht 
— das fogenannte völferrechtlihe jus postliminii — nicht weiter, als 
auf die Berfaffungsveränderungen. Der reftituirte Fürft kann 
daher nicht durch Gefege mit ruͤkwirkender Kraft die Gefege des 
Zwifchenherrfchers aufheben, noch auch überhaupt in gleicher MWeife 
die während der Zwifchenregierung für Privatperfonen durch Mechtsge: 
fchäfte mit der Zwiſchenherrſchaft begründeten Privatrechte vernichten, 
gleich viel, ob fie für diefe durch einen Iucrativen oder onerofen Zitel be= 
grünbet worden find, wenn nur bei ihrer Erwerbung die zur Zeit ber: 
felben, während der Ufurpation, gefeglihen Formen richtig beobachtet 
wurden, obgleich allerdings Friedensfchlüffe mitunter ſchon jenen Unter: 
ſchied gemacht haben. 

Es leuchtet übrigens ein, daß mit den vorftehenden Sägen in ei- 
nem Staate nicht viel gethban und geholfen ift, welcher auf abfoluten 
Regierungsformen beruht, oder der, wenn mährend der Ufurpation eine 
Aenberung zum Beften der Volksrechte darin beftanden hatte, auf die 
Behauptung hin, Verfaffungsveränderungen feien während der Ufurpa- 
tion nicht fatuirt gewefen, wieder bald in den alten flaatsrechtlichen Zu: 
ftand gebracht worden if. Denn wenn der wieder eingetretene Regent 
dann nur die Formen beobachtet und die Vorausfegungen und Rechts: 
folgen wahrt, unter welchen er die Gefege eines jeden andern legiti— 
men Negierungsvorgängers aus feiner eigenen Familie oder feine ei: 
genen Befege aufheben kann, fo wird ihm geftattet fein müffen, außer 
den Berfaffungsgefegen auch noch andere Gefege des Zwiſchenherrſchers 
aufzuheben oder außer Kraft zu fegen. Doch follte davon nie eine Ent: 
fhädigung der Privaten getrennt fein, welche der Reftauration ihre wäh: 
rend der Ufurpation legitim begründeten Rechte (jura quaesita) zum 
Opfer bringen müffen, aus der Staatscaffe, die fomit die hieraus er: 
wachſende Belaftung als einen zufälligen, dem Lande dur bie 
ungünftigen Zeitverhältniffe zugegangenen Schaden zu tragen hat. (Vgl. 
die Artikel: „Domänenkäufer (weſtphaͤliſche)“ im Staatsleri- 
fon, Bd.4, S.476 ff.; und „Reaction,“ daf., Bd.13, ©. 423 ff. 

Bon befonderen Fällen werden außer ben eben beregten Domänen: 
fäufen noch namentlich leicht zue Sprache kommen und famen wirklich 
in Deutfhland in den legten Jahrzehnten zur Sprache: die Verhält: 
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niffe von Schuldnern überhaupt und insbefonbere von 
Darlehensfhuldnern waͤhrend einer Ufurpation, entgegen bem Ufur- 
pator. Diefer Umftand war auch indbefonbere im Kurfürftenthum Hef: 
fen fehr praftifch geworben, wo Frankreich Capitalien, welche aus ben 
Eurheffifchen Staatscaffen, befonders aus ber Kriegscaffe, entlehnt ma: 
ven, bei der Eroberung und tractatenmäßig anerkannten Auflöfung bes 
Kurftaates für fein Eigenthum erklärt und eingezogen hatte, indem bei 
der damaligen Machtvolltommenheit Napoleon’s es theils nicht ſchwer 
hielt, die Befehle mehrerer deutfchen Regierungen an ihre Unterthanen 
durchzufegen, mit ben Raiferlihen Delegirten wegen Bezahlung ihre 
Schuld an den „vormaligen” Kurfürften von Hefien eine Uebereinkunft 
zu treffen, theils fonft in diefem Sinne zu wirken. Diefes hatte dann, 
bei der Geneigtheit der franzöfifchen Krone, bei baldigem Zahlungs: 
empfange Gapitaltheile ſchwinden zu laffen, und bei dem Zwange, der 
doc auch wieder in folder eneigtheit für ben Schuldner begründet 
war, fehr umfaffende Folgen. Kurheffen nahm fpäter jene apitalien 
ganz, oder, die gemachten Zahlungen, auch bei völliger Quittirung, nut 
als Adfchlanszahlungen gelten Taffend, theilweife wieder in Anfprud. 
Die hierher gehörigen privat⸗ und völkerrechtlichen Fragen prüfte insde⸗ 
fondere B. W. Pfeiffer in feinen beiden Schriften: „In mie fern 
find Negierungshandlungen eines Zwiſchenherrſchers für den rechtmäßigen 
Megenten nad feiner Ruͤckkehr verbindlich?‘ (1819), und „Das Nett 
der Kriegseroberung in Beziehung auf. Staatscapitalien” (1823). Sa 
der erften Schrift wurde bemiefen: daß kurheſſiſche Unterthanen, 
welche ihre frühere Furheffifhe Schuld an den König von Weſtpha— 
fen getilgt, dadurch von der früheren Zahlungsverbindlichkeit an Kur: 
heffen gänzlich emtfreiet worden (im naͤmlichen Sinne hatte die 
oberfte Appellationsinftang im Kurfuͤrſtenthume felbft definitiv erkannt); 
während die zweite Schrift die Behauptung ausführte: daß frühere 
Eucheffifhe Schuldner, welche nicht Mitglieder des Kurſtaates gewe 
fen, vielmehr im Gegenfage der heffifhen und nachher weſtphaͤliſchen 
Unterthanen, Ausländer, forwohl Regenten als Privaten, nicht durd die 
Zilgung ihrer Schuld an Frankreich von ihren früheren Verpflichtungen 
gegen Kurheffen befreit wären. Gegenfchriften fuchten dann einen Wis 
derſpruch in den beiden Schriften Pfeiffer’s nachzuzeigen, und bie 
in der erften geltend gemachten Grundfäge auch für die in ber zweiten 
genannten Fälle als geltend zu erflären, — eine Anficht, welche mol 
auch den Beifall fämmtlicher nichtlurheffifhen, über die Frage urtbei- 
lenden Gerichtshöfe gefunden haben möchte. Die Literatur über jen⸗ 
allgemeinere Streitfrage enthält die oben angeführte zweite Schrift 
Dfeiffer’s, S. VIII—XIV ber Vorrede. 8. Buchner. 


Bacante Güter, f. Herrenlofigteit. 
Bafall, f. Lehen. 
Baterland, f. Patriotismus. 
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Bäterlihe Gewalt. — Die löbliche väterliche Gewalt bes Fa⸗ 
milienvaters über feine Kinder behandelt ber Artikel „Eh e“. Diefelbe follte 
billig mehr als es jest oft, und namentlich nad) dem franzöfifchen Rechte, der 
Fall ift, geſchuͤzt werden. Die Uebertragung dagegen, die man von dem Ver: 
haͤltniſſe des Etzeugers und Ernährers zu feinen unmündigen, von ihm zu 
ernährenden und noch zu erziehenden Kinder auf das Verhältniß der muͤn⸗ 
digen, erzogenen und ibrerfeits die Regierung ernährenden Bürger und Na: 
tionen zu den von der Nation erzeugten und ernährten Fürften fo oftmals 
hat machen wollen und noch immer maden will — biefe ift eine unglüdkfes 
tige. Sie ift e8 mwenigftens, wenn man an wirklich rechtliche und politi: 
ſche Folgen denkt, nicht etwa blos an poetifhe Bilder, wie die Benen⸗ 
nung des Mepublicaners Cicero mit dem Namen Bater des Vaterlandes. 
Uebrigens behandelt jene patrimoniale, patriarchalifche, bespotifche Vaͤter⸗ 
lichkeit der Artikel „Samilienherrfhaft” (f. auh „Sittlichkeit“). 
Mit dem größten Rechte und unterflügt von der Gefchichte, 3. B. auch 
der chinefifhen, fagt Kant: „Der größte denkbare Despotismus ift die 
„Bäterlichkeit der Könige.‘ C. Welder. 

Vehmgericht, ſ. Fehme. 

Veraäußerlichkeit, ſ. Domäne. 

Verantwortlichkeit der Fürſten und der Mini— 
ſter. — Recht iſt nicht vorhanden, wo die Mittel fehlen, daſſelbe mit 
der noͤthigen Kraft durchzufuͤhren. Alles Recht iſt gegenſeitig, wo ein 
Berechtigter iſt, da iſt ein eben fo rechtlich Verpflichteter, welcher ge⸗ 
zwungen werden muß, feine Schuldigkeit zu erfüllen, ober es iſt von 
Gnade, Belieben, Willkür und nicht von Recht die Rede. Die Säge 
find fo alt, als die menſchliche Vernunft und die Gefchichte freier Voͤl⸗ 
fer, Sind fie wahr, dann bedarf e8 eben fo gewiß zum Schuge ber 
Throne, wie der Möller einer Anftalt, welche die Rechte des Volkes ge: 
genüber den Regierungen fhügt. Wie fehr aber diefe Anftalt zugleich 
auch im Intereſſe des Zhrones fei, darüber gibt bie Geſchichte ein 
lautes Zeugniß. Wo Gefühl für Recht und Freiheit in den Völkern 
berrfchte, wo eine Idee von wahrer Verfaffung, wie namentlich in ben 
germanifhen Staaten von der Älteften bis zur neueflen Zeit, war, ba 
hatte das Volt Mittel und ſchuf fi Mittel, fein Recht durchzufegen. 
Traurig ift es, wenn die wilde untergeordnete Gewalt das einzige 
Mechtsmittel zum Schuge des Volkes if. Darum haben fchon die al: 
lerälteften Berfaffungsurfunden, die. Magna Charta der Engländer, bie 
fpanifhen und portugiefifhen, fo wie ähnliche alte Gefege in Deutſch⸗ 
land diefe wilde Gewalt zu ordnen gefucht, aber fie haben dennoch diefe 
Gewalt zum Schuse bed Rechts im Intereſſe des Thrones wie bes 
Volkes nicht fo geordnet, wie wir es heut zu Tage durch ein Präftiges 
Derantwortlichkeitsgefeg ordnen wollen. Jene Gefege und die allermei: 
ſten deutfchen Gefege, Öfterreichifche, böhmifche, baierifche, hannoͤveriſche, 
preußifche, geben, wie die Magna Charta, ein vollflommenes Revolutions⸗ 
und zum Theil ausdruͤckliches Abſetzungs⸗ und Strafrecht gegen ben 
Fürften. Man ordnete nur einigermaßen dieſes Revolutionsreht. In 


640. Berantwortlichkeit der Fürften und der Minifter. 


Deutfchland bildete ſich durch die Reichsverfaffung ein geordneter Schutz 
der Rechte des Volks gegen die Fürften aus. Rudolf von Habsburg 
ordnete auf's Neue den alten Gerichtshof, vor welchem felbft der Kai: 
fet, damals die einzige Majeftät der Chriftenheit, zu Recht ftehen mußte 
und geftraft werden konnte, bis zur Acht, zur Rechtlofigkeit und Ab: 
fegung. Alte deutfhen Fürften waren eben fo bis zu Aufloͤſung des 
Reichs vor den Reichsgerichten perfönlich verantwortlich. Diefe hatten 
gegen fie volllommene Strafgemwalt, felbft gegen ihre Perfon. Sch felbit 
erinnere mich noch, ein kurz vor ber Auflöfung des deutfchen Reichs er- 
laffenes Strafurtheil gegen einen Kurfürften von Heffen gelefen zu ha 
ben, deſſen Vollzug nur durch die Auflöfung des Reichs gehindert 
wurde. Wir wollen heut zu Zage dieſe perfönliche  Werantiworrlichkeit 
der Fürften nicht, weder die ungeordnnete Revolution, noch eine buch 
die Verfaſſung gemilderte, und felbft nicht einmal ein Zribunal, um den 
Fürften vor Gericht zu fiellen. Wir erkennen als eine herrliche Frucht 
der englifchen Staatsweisheit und unferer der enalifchen nachgebild:ten 
Berfaffungen die Unverantwortlichkeit unferer Fürften; allein dieſe be 
fteht nur dadurch, daß bie Regierungshandlungen fämmtlich verantwortet 
werden müffen duch die Minifter, weiche alle Regierungsmaßregeln 
unterzeichnen muͤſſen. Nur wenn diefe Verantwortlichkeit eine Wahr: 
beit ift, nur dann wird die Krone wirklich gefichert, daß jenes koſtbarſte 
Gut des Fürften, jene juriftifhe Unverantwortlichkeit, nicht angegriffen 
wird, daß nicht wilde Stürme hervorbrechen, welche die Throne mit ſich 
fortreigen. — Daß es aber in Deutfchland an einer ſolchen genügenden 
Verantmwortlichkeit fehlt, daran ift Fein Zweifel. 

Die blos parlamentarifche Verantwortlichkeit der öffentlichen ſtaͤn— 
difhen Verhandlungen, und felbft Steuerverweigerungen und Unmwürdig: 
keitserklaͤrungen können nicht ausreichen, haben zum Theil einen zu par: 
teiifchen Kriegscharafter und erlangen erft wirklichen Nahdrud und 
richtige Würdigung und Geftaltung, wenn eine ftrafgerichtlihe Verant⸗ 
mwortlichkeit im Hintergrunde fteht. Schiedsgerichte werben in fchlimmen 
Fällen nie ausreichen und miderfprechen, wenn Ausmärtige fie bilden, 
der Seibftftändigkeit und Freiheit des Staatsorganismus. Noch mehr 
thut diefes die Anrufung ausmwärtiger Hülfe, Garantie und Wermitte 
lung, welche Polen ruinirte. 

Somit bleibt zulegt nur die flrafgerichtliche Minifterverantwortlichkeit 
als der unentbehrliche Schlufftein der freien Verfaffung übrig. Selbſt 
der unverantwortliche athenifche Wolksfouverän ftrafte die, welche ihm als 
Volksredner zu Schlechtem gerathen hatten. Diefe VBerantwortlichkeit 
der Rathgeber kann nur despotifch, nicht aber rechtlich gefinnten Fürften 
verhaßt fein und fie [hügt ihre rechtliche Würde, ftatt fie zu gefäbr: 
den. Sie nur verwirklicht den rechtlihen Sag, die juriftifche Fiction, 
„der König kann nicht Unrecht thun,“ d. h. juriftifch und in Beie 
hung auf die Verantwortlichkeit wird e8 fo angefehen und ge 
halten, daß die Verantmwortlichkeit für das Unrecht einer Regierungt: 
handlung nur dem fie unterzeichnenden Minifter beigelegt wird. 
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Zur rechtlichen Durchführung ‚biefer Verantwortlichkeit bedarf es 
ber rechten flrafgefeglichen Beflimmungen, einer genügenden Beftimmung 
über das Anklagerecht, über ein gutes Gericht, und ein zweckmaͤßiges oͤf⸗ 
fentliches Proceßverfahren. iner weiteren Ausführung darüber wird es 
wohl nicht bedürfen, daß nur eine wirklich durchgeführte ftrafgerichtliche 
Verantwortlichkeit der hoͤchſten Staatsdiener auf eine wahrhaft bewun⸗ 
dernswerthe Weiſe das Raͤthſel Iöfe: 

wie einestheild der Fürft felbft unverantwortlih und möglichft ges 
fihert bleiben kann, oder wie rechtliche Souveränetät möglich 
ifl, und: 

wie doch auch zugleich alle Regierungspflichten durch Strafe 
unter Zwang geſtellt und jedes Unrecht der Regierungshandlungen ge- 
fraft werden könne, oder meil mit der Souveränetät des Fürften die 
rechtliche Freiheit bes Volks vereinbar ift. 

Nur ift dazu die Beftimmung unentbehrlih, daß Feine Megies 
zungshandlung als ſolche Guͤltigkeit oder die nöthige rechtsguͤltige 
Form hat, wenn fie nicht ein verantwortlicher Minifter oder höchfter 
Staatebeamter unterzeichnete. 

Nicht minder Elar ift es, daß dem Minifter durch die Verantwort⸗ 
lichkeit Fein Unrecht gefchieht. Denn er ift nicht blos im Zweifel durch 
feinen Einfluß und Rath oder durch Unterlaffungsfünden fhuld an dem 
Boͤſen. Er macht es ſich jedenfalls zu eigen durdy das Unterfchreiben. 
Und er kann ja flatt e8 zu unterzeichnen jederzeit abtreten, was freilich 
bei den deutfchen Miniftern befonders ſchwer hält. Der Fürft wird, wenn 
fein Wille gut war, einen andern Minifter finden, der unterfchreibt, und 
wo nicht, belehrt werden und das Boͤſe nicht mehr mollen. 

Eben fo Elar ift es, daß für einen guten Minifter und vollends 
für Fürft und Volk eine fireng durchfuͤhrbare Minifterverantwortlichkeit 
beilfam if. Der Minifter wird dadurch gefhüst gegen Intriguen, blofe 
Launen und erhält die nöthige Kraft für das Gute. Fürft und Volk 
aber werden vor dem Verderben bewahrt. 

Eine öftere Ausübung der Verantwortlichkeit wird, wenn nur bie 
Sefege und die Möglichkeit vollftändig vorhanden find, eben fo menig 
nöthig fein, als jegt in England. 

Aber freilich bedarf e8 viel befferer Einrichtungen, als bei uns. 
Minifteranklagen, welche abhängig find von dee Zuftimmung ber erften 
und vollends unferer deutfchen erften Kammern, die wohl gar entfcyies 
den werden follen, wie in Baden, von denfelben oberften Gerichten, des 
ven Mitglieder lediglich die Minifter nach Belieben auswählen und ver: 
fegen, befördern oder penfioniren, dieſe verwirklichen nicht die wahre 
Veraatwortlichkeit der Minifter. Selbſt ſolche Staatsgerichtshöfe, wie 
die von Würtemberg und Sachſen, laffen Vieles zu wünfchen übrig. 

Deshalb wurde fhon 1831 und abermals neulich in der badıfhen 
zweiten Kammer, früher von Duttlinger, jegt von dem Abgeordne: 
ten Heder, eine Motion auf Verwirklihung der minifteriellen Verant⸗ 
mwortlichkeit begründet. 

Staats «Leriton, XV. 41 
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Sie trägt auf folgende Hauptpuncte an: 

1) daß jeber der beiden Kammern einzeln das Recht ber Klage zuftehe; 

2) daß außer den Miniftern und Mitgliedern der oberften Staats: 
behörde auch einer höheren Dienftbehörde unterworfene Beamten, 
im Falle fie ohne Anmweifung der Minifter für ſich ober Eraft Ga: 
binetsbefehles fi der Verlegung der Verfaſſung oder verfaffungs: 
mäßiger Rechte fchuldig gemacht haben, der Anklage unterliegen ; 

3) daß jede That, wodurch die Verfaffung oder anerkannt verfaf: 
fungsmäßige Rechte im Ganzen oder einzeln wirklich verlegt mwurs 
den, eben ſowohl als der Verſuch, der Anklage und Strafe unter: 
liegen; 

4) daß ein Schmwurgeriht von 36 Geſchworenen, in ähnlicher Weiſe 
wie die Abgeordneten der zweiten Kammer ermählt, unter den 
Formen des Öffentlichen und mündlichen Anklageproceſſes uͤber 
That und Rechtsfrage entfcheide; 

5) daß die Minifterverbrechen neben der Dienftentfegung mit Frei⸗ 
heits⸗ oder Lebensftrafe gebüßt werben; | 

6) daß bei ihnen weder Abolition der Anklage, noch Begnabigung vor 
der richterlich erfannten Strafe Statt finden und endlich die erhos 
bene Anklage im Fall der Auflöfung einer Ständeverfammlung auf 
die naͤchſte Ständeverfammlung übergehen ſolle.“ 

Der Redner fchließt unter vielfachen Beifall. 

Ein tiefere Eingehen in den Gegenftand ift darum hier unzuldf: 
fig, weil der frühere Artitel „Staatsgerichtsh of” denfelben fehr aus: 
führlih behandelt. 

Einen reihen Stoff von Gedanken und Erfahrung über bdiefen 
Gegenftand liefern die ftändifchen Verhandlungen faft aller conftitutio: 
nellen Staaten. Die Literatur über denfelben findet fi bei Klüber, 
Deffentlihes Recht des dbeutfhen Bundes $. 342. 

Doch ift dort nachzutragen das vollftändige fcharffinnige Werk von 
„R.v. Mohl: Die Verantwortlihkeit der Minifter in Ein: 
herrſchaften mit Volfsvertretung, rechtlich, politifch und 
gefhichtlidh entwidelt. Zübingen, 1837. 

C. Welder. 

Berantwortlichfeit der Landflände und der Mit: 
glieder der Landftände. — Diefe an ſich fehr intereffante Frage 
ift neuerlich in Deutfchland auch in einzelnen Fällen praktiſch geworben. 
An einigen beutfchen Ländern, in Würtemberg, Hannover, Hef: 
fen= Darmftadt und Baden murben naͤmlich einzelne Abgeordnete 
wegen angeblich injuriirender Aeußerungen in ihren fländifchen Verhand⸗ 
lungen gerichtlich belangt. . 

Eine Verantmwortlichkeit der ganzen landftändifhen Cor» 
poration, menigftens eine andere, als bie moralifc) » politifche, an 
welche fi) das verwerfende Urtheil der öffentlichen Meinung oder bie 
verfaffungsmäßige Auflöfung Emüpfen könnte, findet ſchon darum nicht 
Statt, weil moralifhe Perfonen oder Körperfhaften als ſolche keine 
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Verbrechen begehen und nicht beftraft werden Finnen. Sie Einnen nur 
innerhalb ihres als gut anerkannten höheren ftatutenmäßigen Zwecks und 
Srundgefeges gültige Beſchluͤſſe faffen und als Corporation 
gültig handeln. Da, mo biefe offenbar aufgegeben und Verbrechen be⸗ 
gangen wurden, kann man alfo mwenigftens nur die einzelnen angeblich 
verbreherifhen Mitglieder, je nach ihren befonderen Handlungen und 
Abfichten,, verantwortlid machen. 

Daß einzelne Mitglieder der Landftände wegen wirklicher ver» 
breherifher Thaten, die in keiner Weife durch ihre Berathung 
und Abftimmung nah ihrem Verfaffungseide ‚des Landes Recht und 
„Wohl nach ihrer rechtlichen Ueberzeugung oder nad; ihrem beften Wifs 
„ſen und Gemiffen zu fördern,‘ möglicher Meife verantwortlich gemacht 
werben können, wird in Deutfchland von den Gerichten zum. Theil 
angenommen werden. Da, two das Princip der Volksſouveraͤnetaͤt an- 
erkannt ift, wird man dagegen das einzelne Glied der die Volksſouve⸗ 
tänetät ausübenden und repräfentirenden Corporation für alle. Hand» 
lungen, ſoweit die Handlung als Ausübung diefer voltsfouverdnen Ge: 
malt erfcheint, eben fo für unverantwortlich erklären, al& den Regenten, 
an deſſen fouveränen Rechten er in der Ausübung Theil nimmt. Sa, 
völlig republicanifche oder demokratifche Xheorieen von der Volksſouve⸗ 
ränetät, folche, welche alles wahre felbftftändige monardifche Recht gänze 
lich aufheben, werden viel eher den Regenten als Diener des Volks, 
mie die Mitglieder des wahren Souveräns nad dieſem Syſteme ver 
antmwortlich erklären. 

Doc) diefe ganze Frage wird wohl nur in revolutionären Zuſtaͤn⸗ 
den praktifch werden und dann ihre Entfcheidung mehr in der Gewalt 
als im Rechte fuchen. 

Praktifcher dagegen ift in Deutfchland, wo nicht, wie in England, 
Sranfreih, Nordamerika und überhaupt in allen freien europäifchen 
Staaten, die Unverantwortlichkeit der Ständemitglieder wegen ihrer pars 
lamentarifchen Reden unbeftritten anerkannt ift, die Frage: Sind in 
ben dbeutfhen conflitutionellen Monardieen die Ges 
richte befugt, über Klagen zu entfheiden, welche vor 
ihnen wegen gefegwidriger Aeußerungen eines Mitglies 
bes ber erfien oder der zweiten Kammer erhoben werden? 
— Bekanntlich haben unfere beiden berühmteften Bearbeiter des pofiti- 
ven Öffentlihen Rechts, Klüber, Oeffentl. R. $. 300, und Zacha⸗ 
id, übereinflimmend die obige Frage eben fo für Deutſchland, wie für 
England und Frankreich und die übrigen freien Völker verneinend 
entſchieden. Zackharid that biefes in einer befonderen gründlichen Abe 
handlung , welche unter dem obigen Zitel in dem 17. Bande des Ar⸗ 
chivs für die civiliftifhe Praris. Heidelberg, 1834, ©. 
172— 214 erfhien. Da diefe Abhandlung an diefem Orte den Nicht: 
cioiliften weniger zugänglich, bis jest aber die einzige Schrift ift, die 
den Gegenftand ausführlich behandelt, fo ift e8 wohl angemeffen, die An⸗ 
fihten bes berühmten Gelehrten in einem Auszuge —4 Za⸗ 
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harid behauptet auch in dieſer Abhandlung einen uͤberſtrengen mon⸗ 
achifhen und zugleich abfichtlic einen rein pofitiv juriftifchen 
Standpunct. Er geht davon aus: „daß alle Rechte der Machtvollkom⸗ 
menheit dem Fürften urfprünglidy und ausfchlieglic, zuftehen‘ und baf 
er in der Ausübung beftimmter SHoheitsrechte, wie bie Gefegge: 
bung u. f. w., nur in fo weit durch die Kammern befchränft fei, daß 
die Kammern „die Meinung, nicht aber (wie*in republicanifchen Res 
präfentativftaaten) den Willen des Volks auszufprechen befugt ſeien“ 
(S. 196. 203). Eben fo fieht er von den blos politifhen und natur: 
rechtlichen Gründen ab. Dennod ift ihm auch fonach jene gerichtliche 
Unverantwortlichfeit der Kammermitglieder wegen ihrer Tandftändifchen 
Yeußerungen feinen Augenblic® zweifelhaft. Sie ift ihm unmittelbar in 
der juriftifhen Natur und MWefenheit unferer pofitiven conftitutionellen 
Berfaffungen begründet. Da nämlid das Gefes der einzige Maßſtab 
des Rechts für die Mitglieder des Staats ift, fo wäre es ein Wider- 
fpruch, wenn diejenigen, melche das Volk für die Mitwirkung bei Aus: 
übung der gefeggebenden Gewalt berufen hat, und welche daher, ein Jeder 
für fein Theil, das ganze Volk bei diefer Mitwirkung vertreten, oder mit 
ihm als eine Perfon erfcheinen, gleichwohl für das, mas fie in diefer 
Eigenfhaft durch Vorberathungen und Discuffionen zur Bildung einer 
Kammermajorität oder duch Abftimmung gethban haben, zur Werants 
mwortung gezogen werben könnten. Wielmehr nehmen fie, in fo meit fie 
in diefer Eigenfhaft handeln, an der Unverantwortlidhkeit der 
fouveränen gefeggebenden Gewalt Theil. Sie find alfo nur 
der Disciplinargewalt der Kammer darum und in fo weit unterworfen, 
als diefes nothwendig ift, um durch georbnete Berathung vernünftige 
Majoritätsbefchlüffe zu bilden und auszufprechen. Diefe aus dem Re: 
präfentativfpfteme ſich ergebenden Folgerungen find mit der Monarchie 
volltommen vereinbar. Sa, es ſtuͤnde eine Monarchie, wenn fie jenen 
Grundfag nicht anerfennte, mit dem Repraͤſentativſyſteme, das doch ges 
ade in der conftitutionellen Verfaffung fo meit mit der Monarchie ver: 
bunden merden follte, als es die legtere zuläßt, nur noch in einer fehr 
entfernten Verwandtfchaft: darum wird biefer Grundfag in Großbritan- 
nien und in Sranfreid zu den vornehmften Gemwährleiftungen für die 
MWirkfamkeit diefer Verfaffung gerechnet. In den "deutfhen Staaten, 
welche conftitutionelle Monarchieen find, dürfte noch überdies ein befon= 
derer Grund für die Medefreiheit dee Kammermitglieder ſprechen. In 
diefen Staaten pflegt über die Sigungen der Kammer ein Protocoll auf: 
genommen und durch den Drud amtlich befannt gemacht zu werden, 
welches bie Vorträge und Aeußerungen ber einzelnen Mitglieder aus: 
führlidy wiederholt. Sei e8 nun, daß ſchon die Kammer den Vortrag 
gemißbilligt, oder daß fie ihre Mifbilligung nicht ausgefprochen habe, fo 
würde doch, wenn megen deſſelben Wortrages der Weg Rechtens einge: 
ſchlagen werden Eönnte, die Klage oder Anklage zugleich die Kammer we— 
gen jener amtlihen Bekanntmachung treffen‘ (S. 198. 204). 3a= 
chariaͤ fegt noch hinzu: „Angenommen, daß die Vollsrepräfe anten 
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wegen der Meinungen, bie fie in der Kammer geäußert hätten, vor Ger 
eicht zur Verantwortung gezogen werden koͤnnten, fo wäre zu befürchten, 
daß fie durch die Gefahr, fich diefer Werantwortung auszufegen, abges 
halten würden, ihren Pflichten durch Freimuͤthigkeit Genüge zu leiften. 
Denn ſchwer ift es, wenn die Freiheit der Rede in Frage 
ftebt, die Scheibelinie zwifhen dem Erlaubten und Nicht— 
erlaubten zu ziehen.” Er führt dann ferner aus, wie außerbeut: 
ſche, namentlih auch englifhe und franzöfifche Werfaffungsgefege noch 
ausdrüdlich diefes Palladium der Medefreiheit und freien Discuffion der 
Landesverfammlungen fanctionirten, während andere es ftillfchweigend 
enthalten. Die englifhe Beftimmung lautet, „daß die Freiheit, im Pars 
lament zu ſprechen, zu bebattiren und zu befchließen, weder verhindert, 
noch unterfucht (questioned) werden dürfe an irgend einem andern Orte, 
außer im Parlament” (I Wet M 2, 2). Die franzöfifche: „Ne don- 
neront ouverture à aucune action les Jdiscours tenus dans le sein de 
V’une de deux chambres“ (Loi de 17. Mai 1819 Art. 21). Aehnlich 
beftimmen, die portugiefifche Verfaſſung Art. 25, die belgifche Art. 44, 
die norbamerifanifche u. f. mw. In England — dem Baterlande der 
confkitutionellen Monarchie — mie in Frankreich, aber leitete man auch 
fhon vor dieſen pofitiven Gefegen aus’ der Natur ber VBerfaffung 
daffelbe Recht ab (Bladftone I, 2), obwohl in England factifcher 
Despotismus biefes, mie andere Verfaffungsrechte zumeilen mißachtete. 
Selbft Elifaberh that diefes einige Male, body tilgte fie alsbald die 
Verletzung auf die Eräftigen Gegenreden des fonft damals fehr unter: 
mwürfigen Unterhaufes durch die Worftellungen, „daß der Abgeordnete 
nicht als Privatmann, fondern als Nepräfentant des ganzen 
Landes oder Volkes fpreche, und daß über feine Aeußerungen und 
Anträge das Unterhaus ganz allein competent fei — the only compe- 
tent tribunal (Hume history Vol. V. c. 40). „Von den neueren 
deutſchen conftitutionellen Verfaffungen haben mehrere dieſen fchon in 
ihrer Natur feltenen Rechtsſatz ebenfalls noch befonders ausgefprochen. 
So fagt die baierifche Verfaffung im Art. 27: „„Kein Mit: 
„glied der Ständeverfammlung kann für die Stimme, welche es in feis 
‚meer Kammer geführt Be anders, als in Folge der Gefchäftsorbnung 
„buch die Kammer felbft zur Rede geftellt werden.’ Die Gefchäfts- 
ordnung beftimmt nun hierüber im $. 57 und felbft für den Fall einer 
Beleidigung des Regenten. Uebereinjtimmend beftimmt aud die Ber: 
faffung von Meiningen Art. 99 und von Hilbburghaufen Art. 
21. Andere deutſche Verfaffungen, namentlich folhe, die nad) der 
Reactiongzeit 1819 erfchienen, befchränfen dieſes natürliche 
Recht der Kammern’und der Abgeordneten, trog dem, daß fie es als 
Regel anerkennen, dennoch durch ausdruͤckliche Beftimmungen mehr ober 
minder und beflimmen bald unter diefen, bald unter jenen Bedingungen 
einen Eintritt der Competenz der Gerichte- So die Verfaffung vom 
e Heffen $.83 bei Berleumdungen gegen Pri— 
vatperfonen, bie von Würtemberg $. 185, die von Sachſen 
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$. 83 (bei einer Wiederholung der Beleidigung nach dem Orbnungsrufe 
des Präfidenten), die von Hannover $. 110. Andere Verfaffungen 
endlich, wie die von Baden, von Naffau u. f. w. überlaffen aud 
biefen wie andere Rechtögrundfäge des conftitutionellen Staatsrechts, der 
richtigen Folgerung aus ihrer juriftifhen Natur, und aus anderen 
Beſtimmungen, die diefen Punct menigftens indirect für die Michtver: 
antwortlichkeit mit entfheiden. Zachariaͤ entwidelt nun vier juriflifche 
Regeln zur Auslegung aller verfchiebenen Verfaffungen rüdfichtlich die: 
ſes Punctes; und zwar 1) „wenn eine Verfaſſungsurkunde diefe Frage 
„mit Stillſchweigen übergeht, fo ift anzunehmen, baß fie bie 
„Verantwortlichkeit ausfhließt. Zufolge diefer Regel koͤnnen 
„alfo im Großherzogthbume Baben die Kammermitglieber wegen ihrer 
„Aeußerungen in der Kammer nicht vor Gericht belangt ober fonft vor 
„Gericht verantwortli gemacht werden. Denn ftatt des Buchſtabs 
„Spricht hier die Natur und die Grundform der Berfaffung. 
„Sollte man biefe Rebdefreiheit im Wege der Gefeggebung befchränfen 
‚wollen, fo würde ein ſolches Gefeg nur unter denfelben Bedingungen, 
„tie ein anderes die Verfaffung abänderndes Gefeg zu Stande 
„kommen Eönnen. Aud das Bundesrecht der Wiener Schlußacte Xrt. 
„b9 tennt und beftimmt nur eine Vorforge gegen Mißbrauch der Mes 
„defreiheit durch die Gefhäftsorbnung der Kammern” (©. 
208). 2) „Wenn die Kammermitglieder nad) befonderen Verfaſſungs⸗ 
„befimmungen wegen gewiffer Arten gefegwidriger Aeußerungen gericht: 
„lc verantwortlich fein folen, und 3) wenn diefe Verfaffungen nur be 
„ſtimmte Rechtsmittel erwähnen (fo wie z. B. die großherzoglich heffifche 
„Berfaffung nur wegen Verleumdung blos den Privaten eine Verleum⸗ 
„dungsklage gibt), fo iſt diefes nicht auf andere Arten und Mittel (in 
„Heſſen 3. B. nicht auf blofe Injurien oder auf Verleumdungsklagen 
„von Seiten bes Fürften und der Regierung) auszudehnen. Denn eine 
„jede Ausnahme von der Regel ift möglichft zu befchränfen. Quod 
„contra rationem juris receptum est, non producendum est ad con- 
„sequentias (L. 14 de legib).“ Zaharid führt nun aus, mie in 
Heffen das Hofgericht zu Darmftadt und das oberfte Gericht in einem 
vorgefommenen Falle übereinftimmend dieſem Grundfage und eben ba: 
durch dem Hauptgrundfage huldigten, „daß gerichtliche Werantmwortlichkeit in 
fo weit niht Statt finde, als fie niht ausbrüdlich durd bie 
Verfaffung eingeführt wurde.” (Gleiche Anerkennungen enthalten auch 
alle Verfaſſungen, die nur eine irgend befchränkte und bedingte Ver: 
antwortlichkeit einführen, 3. B. die fähfifche, bie fie nur für ben 
Fall der Wiederholung der Verlegung nach gefhehenem Ordnungsrufe 
feftfegt, die mürtembergifche, die hannöverifche , die figmaringifche, mals 
deckiſche, kurheſſiſche, die großherzoglich heſſiſche) 4) „Wenn und in 
„wiefern die Verfaffungsgefege geftatten, die Kammermitglieder megen 
„ihrer in der Kammer gethanen Aeußerungen vor Gericht zur Rechen» 
„haft zu ziehen, flehen die Betheiligten gleichwohl nicht ſchlechtweg un- 
„tee ber Herefchaft des gemeinen Rechts des Landes, fondern fie find 
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„wegen der Aeußerungen, fuͤr welche ein jeder Andere zur Rechenſchaft 
„gezogen werden koͤnnte, gleichwohl nicht verantwortlich, wenn und in 
„wiefern ihnen die Pflichten, die ſie als Mitglieder ihrer Kammer gegen 
„den Fuͤrſten und gegen das Volk auf ſich haben, gebieten, eine Mei: 
„mung zu dußern, melde von einem Andern nicht gedußert werden 
„durfte. Ja fie haben fogar die rechtliche Vermuthung für fich, daß fie 
„die Grenzen der ihnen obliegenden Pflichten nicht überfchritten haben, 
„fo daß die andere Partei diefe Vermuthung buch den Beweis bes 
„Gegentheils oder durch einen Gegenbeweis zu entkräften hat’ (aͤhnlich 
alfo wenigftens mie bei Vorträgen von Staatsanwälten und Ad— 
vocaten, die in England nie geftraft werben können, fondern nur 
der Disciplinargewalt des Gerichts unterftehen).. „Man kann und barf 
„ſolchen Verfafjungsgefegen, melde eine WVorfchrift diefer Art enthalten, 
„nicht den Zwed unterlegen, daß fie die Kammermitglieder an der Er- 
„Füllung der Pflichten, die ihnen als ſolchen obliegen, auf irgend eine 
„Weiſe verhindern wollten. — Den Volksabgeordneten, wenn fie ſich 
„wegen ber von ihnen geäußerten Meinungen auf ihre Pflicht berufen, 
„steht nicht blos die allgemeine Vermuthung der Nechtlichkeit, fondern 
„noch überdies das Intereſſe der Verfaſſung zur Seite.” Go weit 
Zachariaͤ. 

Sowohl die große politiſche Bedeutung, welche eine vollkommene, 
vor gerichtlichen Proceſſen geſchuͤtzte Redefreiheit der Volksvertreter hat, 
wie die Rechtsgruͤnde fuͤr dieſelben laſſen ſich wohl am Beſten durch 
unmittelbar praktiſche Verhandlungen uͤber wirklich vorgekommene Faͤlle 
erläutern. Der erſte Fall einer gerichtlichen Verfolgung betraf den vorma= 
ligen mwürtembergifchen Abgeordneten Lift. Diefer um fein würtembergi- 
ſches und deutfches WBaterland fo vielfach verdiente Mann wurde in 
MWürtemberg wegen einer von ihm verfaßten Petition, welche mit ber 
diefem Manne natürlihen Wärme und. Energie gegen das leider noch 
heute beftehende Hauptübel unferes Waterlandes, die Mißbraͤuche der 
Beamtengemwalt, Hülfe fchaffen wollte, und megen feiner Bertheidigungss 
reden in der Kammer auf eine fo unbegreifliche Weiſe gerichtlich verfolgt 
und endlih mit ſchwerer fchimpflicher Strafe belegt, daß er auf. viele 
Jahre mit feiner Familie landflüchtig merden mußte. Lift hat den 
Hal in der Zeitfchrift Themis Heft I. felbft actenmäßig mitgetheilt, 
und wir glauben, daß jeder unbefangene Freund freier Verfaffung und 
des mwürtembergifchen Landes wie unferes beutfchen Waterlandes biefen 
Proceß nur mit Betrübnif und Scham betrachten Fann. 

Ein zweiter in Würtemberg vorgefommener Fall ift uns nicht ge: 
nauer befannt geworden. Zum Glüd für unfere ſchon vielfach bebrüdte 
und gehemmte beutfche landſtaͤndiſche Medefreiheit und Wirkſamkeit find 
indeffen dieſe beiden mürtembergifchen Fälle die einzigen, in melden 
landftändifche Aeußerungen beftraft wurden, denn die heffifhen Ge- 
richte und neuerlich felbft der hbannöverifche oberfte Gerichtshof, ob⸗ 
gleich in beiden Ländern ausdrüdliche Verfaffungsbeftimmungen die Res 
defreiheit befchränten und die angeklagten Aeußerungen hier an fich wohl 
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als injurios angefehen werben Eonnten, fprachen in zwei an fie ges 
brachten Fällen frei. 


Der fünfte Proceß, dee über eine Aeußerung in ber babifchen 
zweiten Kammer, ift noch unentfchieden. Er bat zu lanbdftändifchen 
Verhandlungen Beranlaffung gegeben, welche hier unfern Dauptgegen: 
ftand weiter erläutern mögen. 


Der Abgeordnete Welder machte auf dem gegenwärtigen Landtag 
in der 12. Sigung der II. Kammer berfelben folgende mündliche Anzeige 


Sch habe die Ehre, bie hohe Kammer durch Ueberreichung einer 
einen Drudfchrift: ‚Ein flaatsrechtlicher Injurienproceß in actenmä: 
iger Mittheilung von C. Welder‘‘ von einer in unferm Lande bisher 
beifpiellofen Anklage wegen einer in der landftändifchen. Pflichterfüllung 
gemachten Aeußerung über rein öffentliche Verhältniffe, in Kenntniß zu 
fegen. Die Klage ift ihrer rechtlichen Begründung nad von der Art, 
daß nach dem Urtheil allee Mechtsverftändigen des In» und Auslandes, 
die ſich bisher über dieſelbe öffentlich ausſprachen, eine Verurtheilung 
auf diefelbe eine rechtliche Unmöglichkeit if. Diefelbe würde alfo jeden: 
falls nicht mich compromittiren. Es fonnte mir mithin auch nicht 
einfallen , zu meinem perfönlihen Schuge eine Intervention von irgend 
einer Seite zu begehren. Allein es ift auf den erften Blick ar, daß 
es ſich bei ber frivolen Anklage nicht um meine Perfönlichkeit handelt. 
Es handelt fi) vielmehr megen des hier bei uns zum erftien Male 
aufgeftellten Principe, daß die Volfsabgeordneten we— 
gen ihrer landftändifhen Verhandlungen und oͤffentli— 
hen Pflihtübung ber Strafgemwalt der Gerichte, ja der 
Einzelrichter in unterfter Inftanz, unterftellt feien, um 
die Rechte der Volksvertreter und diefer hoben Kammer 
der Volksabgeordneten, um bie nöthige Selbftftändig> 
keit und Sicherheit in ihrer landftändifhen Pflidhterfüls 
lung, um bie Freiheit ihrer Verhandlungen und um ihre 
öffentlihe Würde und Ehre. Darin flimmen alle freien Voͤlker 
überein, welche fämmtlicy eine folche gerichtliche Verantwortlichkeit we 
gen Aeußerungen in den ftändifchen Verhandlungen verwerfen, und melde 
mit Recht davon ausgehen, daß für jede wirkliche Ehrenkränfung ein» 
zelner Bürger die Enthüllung der Unmwahrheit der Befhuldigung oder 
die Migbilligung in der öffentlihen Kammer dem Verletzten eine noch 
beffere Genugthuung begründen, als gerichtliher Injurienproch. — 
Auch mehrere andere juriftifhe Abhandlungen, fo namentlich eine in dem 
neueften Hefte der zu Leipzig erfcheinenden Eritifchen Jahrbücher für deut⸗ 
fhe Rechtswiſſenſchaft, führen diefelben Grundfäge aus. Ausführlich 
aber hat insbefondere Zachariaͤ in einer befondern Abhandlung des civi⸗ 
tiftifhen Archivs es nachgewieſen, daß eine folche gerichtlihe Verant⸗ 
wortlichkeit mit der vehtlihen Natur der ftändifchen Verfaffung 
und mit der nöthigen Wuͤrde und Freiheit der Iandftändifhen Kammern 
im Widerſpruch feien und daß auch die Gerichte fie nimmermehr zulaf 


J 


Verantwortlichkeit der Landſtaͤnde. 649 


fen dürfen, fo weit nicht etwa irgend beſondere poſitive Ausnahms— 
gefege eine gerichtliche Competenz begründen. Diefes ift theilmeife und 
für beftimmte Fälle in einigen fpätern, erft in den Reactionszeiten in 
Deutfhland entftandenen, deutſchen Berfaffungen allerdings gefchehen. 
Diefe felbft aber erkennen das Princip der gerichtlichen Michtverantwort> 
lichkeit (welches die baierifche Verfaffung zum Ueberfluß noch ganz -alls 
gemein ausfpricht) in der Faſſung ihrer Ausnahmsbeflimmungen noch 
an. Diefelden Anerfennungen fprachen aud die großberzogl. heffifchen 
Gerichtshoͤfe dadurch aus, daß fie eine Injurienklage eines Staatsdie: 
ners wegen einer ihm in der ftändifchen Verhandlung miderfahrenen In— 
jurie defhalb zuruͤckwieſen, weil nicht für folche Fälle, fondern nur 
für Verleumdbungen gegen Privatperfonen bie Berfaffung 
eine befondere ausnahmsmeife gerichtliche Competenz begründe. 
Alle wahren Staatsmänner haben ſich noch immer, mit Ausnahme bes 
Gerichts der Öffentlihen Meinung, für die vollftändige Unverantworts 
lichkeit der Wolfsvertreter ausgefprochen. Ich fühte unter den Vielen 
nur Einen an, nämlich den berühmten Greis Rover: Gollard, ihn, wel: 
chen felbft die Feinde des Nepräfentativfuftems als ein ehrmürdiges Mus: 
fterbild der höchften firtlichen Würde und der gemäßigtften ſtreng rechts 
lihen Haltung verehrten. Er erflärt außer dem Orbnungsruf zur Er« 
haltung des geordneten Gangs der Berathung fhlehthin eine jede und 
auch die von der Kammer felbft ausgehende Strafgewalt gegen ben 
im Namen feines Volkes fprehenden Abgeordneten wegen 
feiner fländifchen Verhandlungen als abfolut unzuläffig. Er ruft 
in diefem Sinne mit Wärme der franzöfifchen Kammer die Worte zu: 
„Bedenke man es wohl, die unbegrenzte Freiheit der Berathung und bie 
Unantaftbarkeit der Worte des Deputirten find die Grundbedingungen 
ber tepräfentativen Verfaffung, die Beſchraͤnkung derfelben ift ihr Grab.” 
(Die Rebe ift abgedrudt in der Hauptmufterfammlung der Beredtfams 
keit. Aarau, 1838, ©. 186). Won diefem Grundgedanken ging, mie 
Zachariaͤ richtig behauptet, auch unfere badifche Verfaffung aus, als fie 
in ihrer überhaupt fehr Furzen Redaction jene gerichtliche Nichtverants 
mortlichkeit der Volksvertreter, die fie in allen ihr als Muſter vorlie: 
genden freien Berfaffungen fand, als fidy von felbft verftehend und als 
mit Nothmwendigkeit in der ftändifchen Verfaffung enthalten, nicht erft 
noch befonders pofitiv feftfegen mollte. Selbft die Bundesgefeggebung, 
auch da, mo fie der freien Rede nicht günftig ift, fest gerichtliche Nicht: 
verantwortlichkeit voraus, und will nur durch die landftändifche Ge: 
fhäftsordnung Ausfchliefung etwaigen Mifbrauks. Auch unfere badis 
fhe Gefhäftsorbnung bezweifelte nicht einen Augenblid diefes Princip, 
fondern beftätigte es vielmehr indirect, indem fie nur den Orbnungsruf 
bes Präfidenten bei ungeeigneter Rede feftfegt, und indem fie den Ab» 
geordneten ausdrücklich gefchriebene Reden und Discuffionen verbietet 
($. 39). Wahrlih, hätte das fchnelle oft feurige Wort der mündlichen 
Debatte Grundlage von Strafproceffen werden follen, fo war diefe Bes 
fimmung unmöglih. Alsdann müßte e8 dem Deputicten freiftehen, 
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fi durch Ableſen Ealt und forgfältig redigirter fchriftlicher Neben vor 
gefährlichen Mißdeutungen feiner Worte zu bewahren; dann wäre dieſe 
Beftimmung ein Fallftrid bei der redlichen freimüthigen Erfüllung ber 
Deputirtenpfliht. Denke man fi nur einmal, daß in politifchen 
Parteitämpfen läflige und gehäffige Werfolgungen der Deputirten ges 
woͤhnlich würden, und erwaͤge man einen Augenblid, wie fehr man un: 
fere Verfaffung in einer ihrer" wichtigflen Grundlagen zu untergraben 
im Begriffe fteht! Bedenke man, wie man diefe unfere, vor ber gro: 
fen Reactionsperiode in Deutfchland gegründete Verfaffung, welche ges 
rade darum mit Recht den Stolz unferes Vaterlandes bildet, weil fie, 
in einem großherzigen Sinne gedacht, die Verfaffungsrechte von manchen 
Verkümmerungen frei läßt, welche einige andere, in jener fpätern Me: 
actiongzeit entftandene deutfche Verfaſſungen enthalten, nunmehr felbft 
diefen letzteren nachfegen will! Denn während diefe anderen Verfaſ⸗ 
fungen doch nur ausnahmsweife in einzelnen Fällen ein gerichtliches 
Klagerecht begründen, bie fähfifhe 5. B. nur bei Wiederholung einer 
Verlegung felbft nach erfolgtem Ordnungsruf, die großherzogl. beffifche 
3. B. nur für Verleumdungen gegen Privatperfonen, alfo nicht bei In— 
jurien im engern Sinne, und eben fo menig wie nad ber baieriſchen 
Berfaffung bei Injurien gegen die Minifter und die Regierung, fo foll 
nunmehr bei uns ohne Weiteres ein völlig unbegrenztes, 
beliebiges gerichtliches Einſchreitungsrecht in Beziehung auf alle ftänbi: 
fhen Discuffionen und Pflichterfüllung Statt finden. Die großberzige 
ftinfhweigende Anerkennung der in der Natur der Sache liegenden Nicht: 
verantwortlichkeit in unferer Verfaffung, diefe will man ja jest in deren 
vollftändigfles Gegentheil, in eine angeblich ſich von felbft verftehende, 
ganz allgemein gerichtliche Werantwortlichkeit umdrehen. Ermäge bie 
hohe Kammer ferner eine weitere, durch den gegenwärtigen Proceß ins 
tendirte, Herabwuͤrdigung ber badiſchen Wolksabgeordneten. Alle Bes 
amten der Regierung, alle Staatsdiener dürfen in Strafe und Injurien⸗ 
fahen nur von dem collegialen Hofgerichte zur Verantwortlichkeit gezogen 
werden; auf gleiche Weife auch alle Bürger, wegen angeblichen Mif- 
brauch® der Preſſe. Den Abgeordneten des badifhen Volks dagegen, 
wenn er im Ständefaal im Namen feines Volkes mündlich fprach, die: 
fen will man, wegen diefer fo wichtigen und ſchwierigen, fo ſchwer rich: 
tig zu beurtheilenden landſtaͤndiſchen Pflichterfülung, bem Gerichte des 
legten Einzelrichter8 unterftellen. So entzieht man ihm in biefen, doch 
gewiß befonders wichtigen und ſchwierigen Proceffen auch allen Schug 
des oberften Gerichts, nicht bloß bei unbilligen, ungerechten Sentenzen, 
fondern, mie ſich näher ergeben wird, felbft bei einem Verfahren und 
Urtheilen von befangenen, ja von incompetenten Richtern und gegen ab» 
folute Nichtigkeiten des Verfahrens und Urthellens. Die Regierung be— 
hauptet und befolgt ferner, als ſich von felbft verftehend und als in der 
Natur einer im öffentlichen Auftrag ausgeübten Pflicht begründet, den 
Grundfag, daß Fein Öffentlicher Diener gerichtlich verantwortlich gemacht 
werden Fönne, ehe der Vollmachtgeber felbft, alfo hier die Regierung, in 
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ber anzuflagenden Handlung eine Mandatsüberfchreitung erkannte und 
die gerichtliche Verfolgung erlaubte. Der Volksabgeordnete, wegen feis 
ner im Sige und im Vereine der MWolksrepräfentation ausgeübten öf: 
fentlihen Pfliht, fol ohne irgend eine Zuftimmung der Auftraggeber, 
ober der ganzen Kammer, ohne irgend eine Anerkennung einer Man 
datsüberfchreitung aus der Kammer vor den Einzelrichter gezogen und 
von bdiefem über die Ausübung feiner übertragenen öffentlichen Pflicht 
verurtheilt werden koͤnnen. | 

Merfe die hohe Kammer nun einen unbefangenen Blid auf bie 
ganzen möglichen Folgen einer folhen zur Regel werdenden Durchfuͤh— 
rung biefer an ſich ſchon fo bedenklichen Grundfäge. Es liegt fern von 
mir, in die Materie des SSnjurienproceffes, womit man mid) behelligt 
bat, einzugehen, ober ein Eingehen der hohen Kammer in biefelbe und 
in die eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe des vorigen Landtags, denen biefer 
Ptoceß feinen Urfprung verdankte, irgend hervorrufen zu wollen. Doch 
auc ohne diefes zu thun, und ohne irgend eine gehäffige Beziehung, 
darf ih, der Sache wegen, zwei einfahe Thatfahen der Erwaͤ— 
gung anheim ftellen. Die erfte ift die folgende: der Injurienproceß 
entftand unmittelbar aus dem lebhaften Streit der beiden politifchen 
Parteien des vorigen Landtags, wurde veranlaft durch eine im lebhaf— 
teften SParteiftreite entftandene gegnerifhe Mißdeutung meiner Worte 
von Seiten eines Abgeordneten der Minifterialpartei, gegen welche ich 
ſtritt und meine Partei vertheidigte. Won einem ber MWahlmänner 
und Gommittenten diefes Abgeordneten wird nun biefe gegnerifche Deus 
tung zur Grundlage diefes Procefjes gemacht. Ich unterlaffe jede An: 
deutung eines Zufammenhangs diefer Erfcheinungen und jebe Erwaͤh— 
nung vielleicht irriger Deutungen, die Andere daran Enüpften. Es ge: 
nügt mir, ganz allgemeine zufünftige mögliche Gonfequenzen der falfchen 
Grundfäge veranfhauliht zu haben. Die zweite Thatſache ift 
diefe: Meine jegt vor unferen Gerichten verfolgte Aeußerung gehört 
unmittelbar berfelben Sigung und demfelben Sigungsprotocoll an, in 
welchem ich mich verpflichter hielt, über den Mangel nöthiger Unab⸗ 
hängigkeit unferer Richter und über die Dereinziehung derfelben in ben 
politifchen SParteiftreit die empfindlichften Beſchwerden oͤffentlich auszus 
fprehen. Zwar in folhen Beſchwerden liegt an fich für den Richter 
und die Gerichte noch keineswegs ein Vorwurf, da ja folhe Beſchwer—⸗ 
den nur zur Derbeiführung derjenigen Lage helfen wollen, welche wuͤr— 
dige Richter wünfchen müffen, und da, wenn trog folder Schwierig- 
keiten ihrer unbefangenen Juſtizverwaltung die Richter thatfächlid uns 
parteiifch urtheilen, fie dann in erhöhtem Grade die öffentliche Achtung 
verdienen. Aber trog dem Allen frage ich jeden Menfchenfenner, ob 
nicht nach der menſchlichen Schwäche fehr leicht viele Richter durch die— 
ſelbe ftändifhe Pflichterfüllung, über die fie nun ohne Weiteres den 
Volksabgeordneten vor ihren Nichterftuhl ziehen dürfen, fich fehr gereizt 
fühlen koͤnnen. Doc diefes veranfchaulicht mein Proceß noch deutlicher. 
Sch hatte, kurz ehe meine Landftändifche Aeußerung vor Gericht gezogen 
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wurde, bei einer Wahlprüfung die ftärfften Beſchwerden gegen das Freis 
burger Stadtamt vortragen müffen,, melde ſich unmittelbar auf Amts: 
bandlungen bezogen, welche notorifh von dem großh. Stadbtamtmann 
von Uria ausgegangen waren. Und nun fordert derfelbe Beamte mid 
wegen meiner landftändifhen Pflihtausübung als Strafrichter vor fein 
Einzelgeriht. Er thut diefes, obgleich, nad) ber lang und feft befte 
henden Einrichtung, nicht er, fondern ein anderer Beamter der Richter 
der Bewohner besjenigen Stabttheild ift, dem ich angehöre, und ob— 
gleich ſchon eine befondere Vorliebe gerade für diefen Proceß, bald auch der 
feindfelige Zon, und dagegen die, wie es ſchien zu weit gehende Unter: 
ftägung des Anklägers, mid zu Beſchwerden und Ablehnungsgefuchen 
nöthigten. Diefe wurden jedoch vom Hofgericht abgemwiefen, weil nad) 
den hofgerichtlihen Entfcheidungsgründen nicht ganze Stellen (das 
Stadtamt), fondern nur einzelne Perfonen abgelehnt werden koͤnnten 
(was ich, der übrigens wirklich nur den Amtmann von Uria ablehnte, 
fehr bezweifle), und weil meine Iandftändifche Beſchwerde, von welcher . 
ſtillſchweigend zugeftanden ward, daß fie an fich wohl eine Befangen- 
beitsurfadhe abgab, den Amtmann von Uria nit namentlich nannte, 
obwohl bderfelbe der für ihn felbft, für das Hofgeriht und die ganze 
Stadt hinlänglich bezeichnete Urheber der von mir gerügten Handlun⸗ 
gen war. 

Doch genug auch hiervon, um bie Unzuläffigkeiten folder Proceffe 
und ihre Gefahren für eine geficherte unabhängige Pflichterfüllung freis 
müthiger Volksabgeordneter, für ihre pflichtmäßige Beſchwerdefuͤhrung 
über Mißbraͤuche auch von biefer Seite zu veranfchaulihen! In folcher 
Lage der Sache mufte ich es alfo unftreitig für meine heilige Pflicht 
halten, gegen bie in meiner Perfon angegriffenen mefentlihen Verfaſ— 
fungsrechte der Volksabgeordneten und der ganzen Volksvertretung je: 
des vechtlihe Schugmittel zu ergreifen, um mid von dem Vorwurfe 
frei zu halten, daß ich biefelben durch irgend eine Unterlaffung gefähr: 
det habe. Nach unferem Verfaffungsrechte war nach bem bisherigen Brauche 
jedes Gericht incompetent zum richterlichen Urtheil über meine landftän: 
difhe Aeußerung. Dem Elaren, unbedingt allgemeinen Buchſtaben und 
Geiſt unferer Gefege zufolge, wird ferner, wie ebenfalld meine Drud: 
fhrift nachweiſ't, allen Staatsdienern, ohne irgend einen Unterfchied der 
penfionirten und nichtpenfionirten, ihr Gerichtsftand in Straf: und Sins 
jurienfahen nicht bei ben Einzeltichtern, fondern bei den Hofgerichten 
angemiefen. Ich mußte alfo auch in dieſer Hinſicht das Stadtamt als 
incompetent ablehnen, ba ich in einer Sache, welche nicht allein meine 
Rechte betraf, natuͤrlich mein ordentliches Gericht nicht freiwillig aufge: 
ben, da ich dieſe Sache nicht freimillig einem ungefeglichen und mir noch 
dazu befangen erfcheinenden Richter übertragen durfte. Aud das Hofs 
gericht erklärte indeffen, eben fo wie das Stadtamt in erfter Inftanz, 
ſich felbft in zweiter Inſtanz zur Entfcheidung diefes Injurienproceffes 
für competent. So fah ich mid) genöthigt, den Schug unferes oberften 
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Gerichtes für mein verfaſſungẽmaͤßig · landſtaͤndiſches und Staatsdiener⸗ 
recht zu ſuchen. 

Dieſer Schutz unſeres oberſten Gerichts wurde mir aber verſagt, 
und er ſcheint, dieſes iſt wichtig für die hohe Kammer, ſelbſt auch für 
den Fall, dem bisher ausgeführten, fo hoͤchſt wichtigen Verfaſſungsrecht 
der Volksabgeordneten gänzlich verfagt zu werden, wenn die Mitglieder 
diefes höchften Gerichtshofes alle mit uns darüber übereinftimmten, daß, 
eben fo wenig in Baden wie in Baiern, die Wolksabgeordneten wegen 
- Ausübung ihrer landftändifchen Pflicht der ftrafrechtlihen Gontrole der 
Berichte unterworfen werden bürfen, daß alfo durch ſolches Beginnen 
eine tefentliche Grundlage unferes verfafinngsmäßigen Rechtözuftandes 
untergraben, daß dadurch unheilbar nihtiges Verfahren und Ur: 
theil begründet, und durch diefelbe eben fo ungerechte als unheilbar 
nichtige Straffentenzen gefällt und vollzogen würden. 

Selbft bei ſolcher Ueberzeugung aller Mitglieder unferes hoͤchſten 
Gerichtshofes, fage ich, ſcheint doch unfer Rechtszuftand keineswegs auf 
irgend einen Schug biefes höchften Gerichts rechnen zu dürfen. Und 
ganz eben fo wenig fcheint auch jenes landesgefegliche Recht aller 
Staatsdiener jemals auf den Schug des hoͤchſten Gerichts rechnen zu 
dürfen, felbft wenn ebenfalls alle Mitglieder diefes höchften Gerichts: 
hofes mit mir in der Anſicht von der wirklichen Eriftenz der Schrift: 
fäffigfeit der Staatsdiener überzeugt find, felbft wenn fie überzeugt find, 
daß durch die Incompetenz abfolut und unheilbar nichtige Procefje und 
Urtheile diefe Staatsdiener verlegen, und diefe mit ſolchen Werlegungen 
wegen der Verſagung der oberft =richterlihen Hülfe ungeheilt fortbeftes 
ben. Es hat nämlicy diefer hoͤchſte Gerichtshof, auf mein Gaffations: 
und Mevifionsgefud wegen Nichtigkeit des Verfahrens und des hofge- 
richtlihen Urtheils, jede, Berührung und Prüfung der von mir erhobes 
nen Rechtsfragen und Nichtigkeitsgruͤnde felbft forgfältig vermie— 
den und aus rein formellen Gründen meine Beſchwerde zuruͤckge⸗ 
wieſen. 

Zwar erkennt der hohe Gerichtshof ausdruͤcklich an, daß nach kla— 
ren Landesgeſetzen, wie nach der Natur der Sache und dem gemeinen 
Recht in Straf» und Injurienſachen, die außerordentlichen (d. h. die 
auf die gewöhnlichen Inſtanzen und Friften nicht befchränkten) Rechts: 
mittel der Nichtigkeitsklagen oder der Nullitäts=, Caffations: und Revi⸗ 
ſionsbeſchwerden begründet find, wenn ausdruͤckliches Gefeg (jus in thesi) 
verlegt ift, und wefentliche Beftandtbeile und Borausfegungen eines güls 
tigen richterlihen Verfahrens und Urtheils mangeln. Solche auferor: 
dentlihe Rechtsmittel und die Zufage der oberftrichterlihen Hülfe bei 
ihnen, enthalten insbefondere die in meiner Drudfchrift S. 36 ange⸗ 
führten Gefege. Nah den oberhofgerichtlihen Entfcheidungsgründen 
aber befchräntte fich diefe Rechtshuͤlfe. Sie erklären für’s Erfte die von 
mir angeklagten Nichtigkeiten darum für Eeine unheilbaren, meil fie 
hätten durch's Hofgericht aufgehoben werden Eönnen, obgleich fie von ihm 
doch nicht geheilt, fondern erneuert wurden, fie mir alfo dadurch 
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felbft in diefem Sinne als unheilbar erfcheinen, und nad; jenen Ge 
fegen zur nöthigen Heilung und Rectification das außerordentliche 
Rechtsmittel der Nichtigkeitsklage zu begründen ſcheinen, weil durch an⸗ 
dere Rechtshülfe nun Eeine Abhülfe möglich war. 

Als unheilbar erfchienen fie mir vollends in bem eigentlihen 
juriftifhen Sinne, indem bier abfolut weſentliche rechtliche Grund: 
bedingungen eines gültigen richterlichen Verfahrens und Urtheilens fehl: 
ten (nämlich eine Rechtsſache und ein zuftändiges Gericht) und 
indem die Erklärung einer untergerichtlidhen Competenz ausdruͤckli— 
ches jus in thesi verlegt. Diefe Entfcheidungsgründe fagen ferner: 
das Hofgericht habe, weil e8 nur das Verfahren und Urtheil des Stadt: 
amts billigtee und aufrecht erhielt, nur etwa unbillig geurtbeilt, 
nicht felbft eine Nichtigkeit begangen. Mir fchien es nicht blos durch 
die Competenzerflärung des Stabtamts felbft jus in thesi zu verlegen, 
fondern aud ſich felbft wie dem Stadtamte in dieſer Sache, ſtatt 
diefelbe von den Gerichten zurüdzumeifen, fälfhlich eine richter: 
lihe Gewalt und Entfheidung anzumaßen. In einer Sache, 
welche gar Feine Rechtsſache ift, im welcher alfo jedes rihterlidhe 
Verfahren und Entfcheiden, außer der von mir erbetenen Zu: 
rüdmweifung aus dem Gericht, unheilbar nichtig ift, verfuhr 
und urtheilte das Hofgericht felbft, fo wie in einer gerichtlichen, und 
erkannte felbft nichtig eine nicht Statt findende Competenz des 
Stadbtamts, mie auch des Hofgerichts, und mies felbft die Sache an 
das Stadtamt zurüd. Es gibt nun namentlich auch die Verordnung 
vom 6. Mai 1807 (Regierungsblatt Nr. 16) ausdrüdlich gegen ſolche 
hofgerihtlihe Erfenntniffe, melde mie das, welches ein Ber: 
fahren ohne fubjective und objective Competenz fortzufegen gebietet, 
„eine unheilbare Mißleitung des Proceffes begründen”, 
eine Nichtigkeitsrevifion bei dem Oberhofgerichte, ja bei dem Plenum 
beffelben. Bei folcher unermwarteter Wendung der Sache aber ergab es 
fih in der That, daß zum Schug nicht blos des Flar gefeglichen Ge: 
richtsftandes der Staatsdiener, fondern aud zum Schuß jenes weſent⸗ 
lichen landftändifchen Verfaffungsrechts, daß für diefe, mit einer Geld 
fumme ganz unvergleichbaren wichtigen Rechte jeder Schuß des oberften 
Gerichts, daß felbft der Schug einer Prüfung diefer verfaffungsmäßigen 
Gefege und Rechte von Seiten des hoͤchſten Gerichts ausgefchloffen ift. 

Würden fie felbft in abfolut nichtigem Verfahren und Entfcheiden 
des unterften Gerichts und des Mittelgerichts mit Füßen getreten, das 
oberfte Gericht darf fie nicht einmal prüfen und nicht fchügen , weil die 
Verlegung im Untergericht beginnt und bie Fortfegung und Er: 
neuerung derfelben vom Mittelgericht nicht unheilbare Nichtigkeit, fon: 
bern nur ein unbilliges Urtheil if. Es ergibt fi, daß hiernach bei 
der wirklichen doppelten Incompetenz des Stabtamtes auch nur ein 
einziges fubjectiv competentes Gericht, das Hofgeriht, genügte, um 
das Elar gefegliche Recht der Schriftfäffigkeit den Staatsdienern zu rau: 
ben, zwei objectiv incompetente Gerichte dagegen ohne allen 
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obergerihtlichen Schug den Landftänden ihr wefentliches Verfaffungsrecht 
entziehen Eönnen. Denn mindeftens fehr zweifelhaft bleibt es, ob 
felbft dann, wenn nad etwaigen Worgange des incompetenten Stadt: 
amts das ebenfalls incompetente Hofgeriht ein wegen Mangels we— 
fentliher Vorausſetzungen unheilbar nichtiges Strafurtheil ausfprechen 
würde, das Dberhofgericht hier nicht abermals nur heilbare Nichtig- 
keit und wegen angeblichen blofen unbilligen Urtheilens eine Abwe⸗ 
fenheit jeder Nichtigkeit finden, und fo jedes Eingehen in bie Rechts» 
fragen felbft zurüdmeifen würde. Noch einmal, ich will hier weder eine 
Beſchwerde gegen unfern höchften Gerichtshof führen, noch feine Ent- 
fheidungsgründe einer vollftändig rechtlichen Prüfung unterwerfen. Aber 
wefentlich für die Beurtheilung des Mechtszuftandes der Kammermitglies 
der, fobald man einmal regelmäßig nad) den jegt verfuchten Vorgängen 
ihre landſtaͤndiſche Pflichterfüllung beliebig vor die Untergerichte ziehen 
wuͤrde, ift offenbar diefer Mangel alles Rechtsſchutzes des oberften Ge: 
* , ſelbſt bei unheilbaren Nichtigkeiten des Verfahrens und der Ur: 
theile. 

Um jeden Vorwurf zu vermeiden, als haͤtte ich meinerſeits irgend 
etwas zur Vertheidigung eines in meiner Perſon angegriffenen heiligen 
Verfaſſungsrechts unterlaſſen, hielt ich es fuͤr Pflicht, da die Kammern 
nicht verſammelt waren, dem Juſtizminiſterium die in meiner Druck⸗ 
ſchrift enthaltene Anzeige von dem Vorgange zu machen. Ich verband 
damit abſichtlich keinerlei Geſuch, weil ich irgend einen Schutz fuͤr meine 
Perſon gar nicht bezwecken wollte. Aber es ſchien mir ſchon wegen der 
von der hohen Kammer zum Schutz ihrer Verfaſſungsrechte zu ergrei⸗ 
-fenden Maßregeln von Wichtigkeit, daß der gegen diefe VBerfaffungsrechte 
gerichtete Angriff ſich nicht fortfege, ohne officielle Kenntniß derjenigen 
hohen Behörde, melde die verfaffungsmäßigen Grenzen ber Quflizver- 
maltung zu überwachen bat, fo wie ohne officielle Kenntnifnahme von 
Seiten bes hoͤchſt preislihen Staatsminifteriums, welches nicht blos im 
Allgemeinen die Verfaffung zu fügen, fondern auch über die Compes 
tenzconflicte zu entfcheiden berufen if. Es war diefes fhon darum für 
die hohe Kammer von Wichtigkeit, teil der vorgelegte Strafgefegent- 
murf den Grundfag, welchen das Staatsminifterium bisher, als aus der 
Natur der Sache fließend, befolgte, daß bei öffentlicher Function ber 
Mandatar nicht ohne Anerkennung der Manbdatsüberfchreitung von 
Seiten des Vollmachtgebers vor Gericht geftellt werden Eönne, jest noch 
ausdrüdlih auch pofitiv fanctionirt, die hohe Kammer aber wohl nim= 
mermehr geneigt fein koͤnnte, diefer Beſtimmung ihre Zuftimmung zu 
geben, wenn nicht in Conſequenz mit berfelben auch für die Pflichter: 
fülung des Volksabgeorbneten mindeftens eine entfpredhende Sicher: 
beit gewährt wird. In Folge jener in meiner Drudfchrift enthaltenen 
Anzeige an das Suftigminifterium ging mir durch die Gerichte ein Er: 
laß zu, nah welchem das hohe Staatsminifterium ſich nicht bewogen 
finde, in einer blofen Privatſache einzufchreiten. 

Ih kann es der hohen Kammer überlaffen, näher zu prüfen, ob 
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eine Injurienſtrafſache und eine Klage auf öffentliche Injurienſtrafe, 
op. vollends eine gerichtliche Verfolgung eines Volksabgeordneten lediglich 
wegen Ausübung feiner öffentlihen Pflicht und einer landſtaͤndiſchen 
Aeußerung über rein Öffentliche Verhältniffe nach ihrem Gegenftand 
und ihrem Princip, nad ihrer Entftehung und ihren Folgen, eine 
reine Privatſache fei. 

Sn Folge diefer Anzeige kündigte fogleich der Abgeordnete San: 
der eine Motion über die Medefreiheit im Ständefaale an, die er in 
der 17. Sigung begründete. Er fagt bier unter Anderem: 

Menn ich bedenke, daß der gegen den Abgeorbneten Welcker 
eingeleitete Proceß aus einer Aeußerung fi anfachte, die er bier als 
Abgeordneter in öffentlicher Sigung gethan hat, fo follte ich meinen, 
daß dasjenige, was ein Abgeordneter, ein Mitglied diefes Haufes, eines 
der erſten Organe der ganzen Staatsverfaffung fpricht und handelt, Feine 
Privatſache ift, fondern der Sphäre der Deffentlicykeit und dem Kreis 
der Amtshandlungen angehört. Ich follte wohl glauben, daß mir, die 
wir hier in biefem Saale die Steuern zu bemwilligen, zu der Gefehge 
bung zuzuſtimmen, und die Gontrole über die ganze Staatsvertwaltung 
zu üben haben, eine Privatperfonen find, und in der Ausübung dieſes 
unferes mwichtigften Rechts Feine Privathandlung vornehmen. Wir, die 
wie hier figen durdy) den Willen der Verfaſſung und die Wahl des 
Volks, als deffen Vertreter bei und gegenüber der Staatsregierung, find 
eine Privatperfonen, fondern wir find als Mitglieder der Kammer Mit: 
glieder des hoͤchſten Drgans der Staatsverfaffung nad) dem Fürften, 
und Alles, was wir in diefer Hinficht thun, reden und handeln, gehört 
in den Kreis der öffentlichen Rechtsvorkommniſſe, und in den Kreis der 
Amtshandlungen, fo gut als was irgend ein anderer Öffentlicher Beam 
ter als folcher thut und handelt. Wergeblid wird man fich darauf be 
rufen, daß dadurch, daß der genannte Gaffier Sattler aus einer Aeu⸗ 
Ferung in der Rede des Abgeordneten Welcker Bezug auf fich genom- 
men bat, und jener Sattler eine Privatperfon feie, nun die ganze 
Sache felbft eine blofe Privatfache geworden fei. Denn zuvörderft if 
diefe Aeußerung des Abgeordneten Welder in gar feiner Beziehung 
auf die Perfon des Bergmerkscaffiers Sattler gefchehen, fondern wenn 
fie irgend eine Beziehung auf ihn hatte, fo hatte fie diefelbe nur da 
duch), daß er ein Mitglied der Kammer von 1825 und 1828 mar. 
Die Rede des Abgeordneten Welder bezog fid auf jene Kammern, 
alfo auch wieder auf ein Öffentliches Organ, und kann deshalb in kei 
ner Meife durch den Bezug, melden der, Caſſier Sattler daraus auf 
fih nahm, eine reine Privatfache mwerden.. So menig aber irgend eine 
Amtshandlung eines Beamten dadurch, daß fie in Beziehung auf ein 
Privatrecht tritt, daß fie über ein Recht oder eine B.fchwerde eines 
Privatmanns entfcheidet, eine Privatfache wird, fo wenig kann irgend 
eine Aeußerung des Abgeordneten in einer öffentlichen Rede dadurch, 
daß fie ſich auf irgend einen Privaten bezieht, eine reine Privatſache 
werben. 
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Mir fcheint, daß man bies bei dem Staatsminifterium um fo 
leichter hätte einfehen können, als es noch gar nicht fo lange her ift, 
daß bei dem Staatsminifterium feibft ein ähnlicher Fall ganz anders 
entf&hieden wurde. 

Sie werden ſich vielleicht aus einer hier verhanbelten Petition er: 
innern, mie fih mehrere Bürger in Raftatt darüber befchmwerten, daß 
fie bei Gelegenheit der Amtshandlungen des dortigen Obereinnehmers 
von bdemfelben beleidigt wurden, und daß fie deshalb eine Ehrenfrän- 
kungsklage anftellten, die auch von dem Gericht angenommen worden 
ift, worin aber das Staatsminifterium nad) Erhebung eines Gompe: 
tenzconflict® die Ladung über dieſe Klage aufhob, indem es von der 
Anfiht ausging, daß, da die Sache bei der Amtshandlung eines öf- 
fentlihen Diener gefchehen fei, keine blofe Privatklage, fondern eine 
Klage aus einem öffentlihen Rechtsvorkommniß vorliege, und daß daher 
aus Öffentlihen Rechtsgrundfägen die Ladung aufzuheben fei. 

Mir fcheint, daß die Entfcheidung des Staatsminijteriums entiwe: 
ber eine nicht geringe Unkenntniß in öffentlihen Dingen, oder, was 
noch ärger ift, eine Mißachtung unferes ganzen Rechtszuftandes verräth, 
und feine Entfheidung nicht gebilligt werden kann. 

Injurien waren nad) unſerer Gefeggebung zur Zeit der Verfaſ— 
fung blofe Polizeifrevel, die von Amts wegen von ben Polizeibehörden 
unterfucht und abgewandelt werden fonnten. Hiervon ausgehend, finde 
ih, in unferer Gefhäftsordnung, daß der Präfident der Kammer ohne 
Unterfchied die Polizei in der Kammer handhabt; in den 66. 23—27 
der Geſchaͤftsordnung fteht fodann, daß jede Perfönlichkeit und jede Ab» 
ſchweifung von dem Gegenftand unterfagt ift, daß aber bei Perfönlich- 
feiten und Abfchmweifungen von dem Gegenftand der Verhandlung der 
Dräfident das Recht hat, den Redner zur Ordnung zu rufen, und bie 
Kammer fogar in ſchweren Fällen eine Rüge zu Protocoll befchliegen 
ann Im Hinblid hierauf fcheint Elar zu fein, daß nad) dem dama= 
ligen Stande unferer Gefeggebung, wornach Injurienſachen blos Poli: 
zeifrevel waren, die Abficht gemefen ift, daß ſolche von dem Präfiven- 
ten der Kammer, und der Kammer felbft, abgemwandelt werden koͤnnen. 
Es kann fein Zweifel fein, daß Perfönlichkeiten offenbar auch Injurien 
in fi enthalten, und daß befonders Abfchweifungen von dem Gegen 
ftand, fo weit es Perfönlichkeiten find, gewiß Injurien gegen Dritte 
vorfiellen und enthalten Eönnen. Es kann nun, meines Erachtens, 
nicht beftritten werden, daß, wenn irgend ein Abgeordneter in dıefem 
Haufe von einem andern Miıtgliede beleidigt wird, jener nach den Vor—⸗ 
fchriften der Gefchäftsordnung wohl nit das Recht hat, cine Injurien— 
Page vor Gericht anzuftellen, fondern daß er fich deswegen an den Prä- 
fidenten menden kann, wenn diefer niht von felbit ſchon einen Ord— 
nungsruf gegen den Redner ergehen läßt, und daß ferner, fo weit die 
Injurie eine ſchwere ift, ein Verweis zu Protocol beſchloſſen werden 
kann, womit die Sache erledigt ift. 

So groß kann doch nicht der Umfang der Rechte eines Dritten 
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fein, daß ein Abgeordneter hier zur Ordnung gerufen, ober wegen fei: 
ner Beleidigung ihm fogar ein Verweis zu Protocol gegeben werde, 
und daß alsdann biefem Dritten gleihmohl noch die Befugniß zuftchen 
follte, vor Gericht eine Klage anzuftellen. Sein Recht kann Erin grö⸗ 
ßeres ſein, als das Recht eines Abgeordneten und eines Regierungscom⸗ 
miſſaͤrs, ſo zwar, daß, wenn die Sache hier abgewandelt iſt, eine wei⸗ 
tere Unterſuchung nicht Statt finden kann. Es ſpricht auch dafür ds 
ner der oberften aller Grundſaͤtze des Strafverfahrens: non bis in idem, 
Man kann nicht in einer und berfelben Sache vor zwei Gerichten un 
terfucht und beftraft werden. Mag nun aud durch die fpätere Geſet⸗ 
gebung die Erledigung von Injurien allgemein an die Gerichte überge 
gangen fein, fo kann doch hierin Leine Abänderung des frühern befon- 
bern Rechtözuftandes in diefem Haufe liegen, denn es ift ein bekannter 
Nechtsgrundfag, daß ein fpäteres allgemeines Gefe& ein fruͤheres fpei- 
elles Geſetz nicht aufhebt. Wenn man aber auch annehmen mollte, es 
feien noch Zweifel hierüber vorhanden, fo müffen diefe ſchwinden, wenn 
man anderwärts herumfchaut, und wenn man nachweifen kann, daf 
bie Natur der Sache, daß die Vermeidung der abenteuerlichften Schwie⸗ 
rigkeiten und der ernſtlichſten Verwickelungen es gebieterifch fordern, daf 
es fo fein müffe. 

Betrachten wir zur Entfcheidung diefer Frage unfere Amtsthätigkeit, 
fo fällt uns alsbald in die Augen, daß in unfern öffentlichen Sigungen 
unfere Berathungen hauptfädhli durch das mündliche Wort der Abge 
orbneten zu unferen wichtigften Befchlüffen über Steuerbewilligung, über 
Gefeggebung und die Gontrolirung ber Staatsverwaltung geführt wer: 
ben. Es ergibt ſich hieraus auch, daß das mündliche Wort des Abge⸗ 
ordneten die Hauptfache feiner ganzen Amtsführung ift, und wenn dem 
fo ift, fo muß man auch zugeben, daß beffen gaͤnzliche Unbeſchraͤnktheit und 
Ungebundenheit, daß die Unabhängigkeit des Redners, feine Weberzeu: 
gung für Recht und Wahrheit frei und offen auszufprechen, daß das 
freie Wort der Grundpfeilee der ganzen Stellung des Abgeordneten ill, 
und es daher in der Mothivenbigkeit der Sache liegt, daß dieſes Wort 
auch wirklich frei fei- Daraus folgt aber hinwiederum, daß alles dat 
jenige, was ber Mebefreiheit ftörend und hemmend entgegentritt, ver: 
mworfen werden muß. Nichts Tann aber bdiefer Freiheit mehr in den 
Meg treten, ald wenn jeder Abgeordnete beforgen muß, wegen feiner 
Worte, fobald fie nur etwas mißliebig erfcheinen, vor Gericht herum: 
gezogen werden zu koͤnnen, und von jedem Dritten, derſich beleidigt glaubt, 
mittelft einer Injurienklage vor Gericht verfolgt zu werden. Je mehr 
ein Deputirter feine Pflicht, Wahrheit und Recht zu reden, hier erfühte, 
je mannhafter und entfchiedener er auftritt, je mehr ein Deputirter als 
der fonderbare Mann fich zeigte, dem das Recht mehr gilt als fein Vor 
theil, je Präftiger er das Recht vertheibdigte und dem Unrecht ſich ent 
gegenſtemmte, deſto mehr wäre er der Gefahr ausgefegt, mit Juju⸗ 
rienproceffen verfolgt und am Ende noch dafür eingefperrt zu werben. 
Es ſcheint mir auch beinahe in der Unmöglichkeit zu liegen, eine Unter 
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fuchung über ſolche Weußerungen in diefem Saale vor Gericht zu ver⸗ 
folgen. Bei einer ſolchen Unterfuhung müßten ja natürlich unfere Pro: 
tocole ben Aemtern vorgelegt werden, denn da find ja die Aeußerun- 
gen zu finden, melde eine Injurie enthalten, und die Aemter würden 
fomit unterfuchen, mas der Secretär in unferen Protocollen richtig redi⸗— 
girt, und mas der Redner mit Grund oder Ungrund hieran geändert 
hat. Ein ſolches Verfahren ift nicht möglih. In einem folchen $ale 
koͤnnte es leicht vorfommen, daß unfer Präfident zum Zeugen aufgeru⸗ 
fen würde, und alle Abgeordnete ald Zeugen vor Gericht zu erfcheinen 
hätten. Wielleicht Eönnte ein Abgeorbneter das nicht gehört haben, was 
alle Andern hörten, oder er koͤnnte etwas Anderes gehört haben, fo daß 
er am Ende mit einem Meineidsproceß verfolgt werden koͤnnte; — zu 
ſolchen abenteuerlihen Folgen könnte die Sache führen. 

Man wird freilic fagen, es werde dergleichen nicht vorkommen. 
Wenn man aber bedenkt, was die Grundlage beffen, warum man bar: 
auf befteht, ſolche Injurienklagen gegen Abgeordnete zu erheben, die 
Befchräntung der Medefreiheit der Abgeordneten ift, fo wird man bei 
Durchführung dieſer Beſchraͤnkung allerdings fürchten Eönnen, daß alles 
biefes recht wohl vorfommen Fann*). Jedenfalls wäre bie Nothwendig⸗ 
feit vorhanden, daß bei einer folhen Injurienklage ber Beweis haupt: 
fählih dur die andern Abgeordneten geführt‘ werden müßte, und wir 
müßten daher am Ende alle 62 als Zeugen vor Gericht erfcheinen. Bei 
foihen gerichtlichen Verhandlungen würde ſich dann auch unfere Rechts: 
gleichheit in diefem Saale fehr fhön herausftellen. Bekanntlich find 
wir hier Alle ganz gleih. Wir aber, die wir nur einfache Bürger oder 
gar nur Advocaten find, wir müßten natürlich bei allen ſolchen Inju— 
tienklagen vor den Aemtern unfer Recht finden, wogegen der Staatsbe⸗ 
amte vor dem Hofgericht ftünde. Wir find, ich fage e8 nochmals, zwar 
Alte in dieſem Saale ganz gleih, allein wenn wir megen Ehrenfrän- 
ungen belangt werben, fo tritt die unbedeutende Eigenfchaft des Abges 
ordneten zurüd hinter die bedeutenderen des Staatsbeamten; der Erftere 
wird vor den Aemtern, ber Andere vor den Hofgerichten unterfucht, und 
wie find alsdann in dieſem Saale um eine Fiction reicher, und vor 
den ‚Gerichten um eine Wahrheit ärmer. Sodann iſt e8 aber auch 
möglih, daß in den Beichlüffen der Kammer felbft Injurien vorkom⸗ 
men, oder ein Grund zu einer Injurienklage liegen Eönnte, und wie 
würden alsdann in einem folchen Falle unfere Befchlüffe vor den Aem⸗ 


+) Beinahe alles biefes ift fpäter in biefem munberlichen Proceffe vorge: 
fommen. Der Kläger, wahrfcheinlich weil er erkannte, daß nach dem officiellen 
Kammerprotocoll eine Injurienklage unmöglich begründet werben kann, ließ 
viele Kammermitglieder als Zeugen vorladen. Der Richter ließ fie abhören, 
trog ber Perhorrescenz des Beklagten, weil ja gerade gegen fie die angeblich 
verlegende Rede gerichtet war. Sie follten alfo gegen das durch ihren eigenen 
Amtseid bekräftigte Protocoll zeugen. Ja der Richter forderte fie auf, wenn fie 
fi der Worte etwa nicht mehr erinnerten „nah dem Zotaleindrud” zu 
zeugen (!!!) Anm, en 
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tern beftehen? Sch alaube, daß das Gefagte hinreicht, um nachzuwei⸗ 
fen, daß zu Vermeidung der ernftlihften Schwierigkeiten und mißliebig: _ 
ften Folgen es nothwendig ift, Injurienklagen vor Gericht nicht zugu: 
laffen über Reden der Abgeordneten in diefem Saale. Mir fcheint det: 
halb auch, daß allen denjenigen, welche deffenungeachtet darauf befte: 
hen, daß folhe Injurienklagen zugelaffen werden, es keineswegs darum 
zu thun ift, das Recht der Einzelnen zu fchügen, denn dieſes Recht ift 
wohl durch unfere Gefchäftsordnung genügend gefhügt, fondern es lies 
gen ihnen ganz andere Dinge am Herzen. Es ift ihnen darum zu thun, 
daß das freie Wort auch in feinem legten Zufluchtsort, hier in dieſem 
Saale, vernichtet werde, nachdem das Gedrudte duch die Cenſur 
fhon fo arg verfälfhe ift, daß alle jene Abgeordneten, die man da 
nicht mit Stellen und Beförderungen fängt, durch Strafen nnd Proceffe 
gefhredt werden, und daß die Kammer eines ihrer wichtigften Rechte, 
wobei ſich befonders die Injurien zeigen werden, nämlich der Gontrole 
ber ganzen Staatsverwaltung beraubt, wenigftens erfchmwert, mit anderen 
Worten, daß die Kammer um ihre Anfehen und ihre Würde gebracht 
würde. Wer der Kammer den Mund verfchließen, und fie zur Die 
nerin alles Unrechts im Staate machen will, hat allerdings Fein beffe 
res Mittel hiezu als Injurienflagen zuzulaffen. Wer dagegen das freie 
Mort hier menigftens noch haben till, wer da will, daß es bier noch 
feine legte Zufluchtsftätte erhalte, und hier der Schirm des Rechtes der 
Schild der Unfchuld fei, der kann ſolche Injurienklagen gegen Abgeord 
nete nirgends zulaffen. Indeſſen hoffe ich zu Gott, daß man ſich bier 
nicht fo gutmüthig die Medefteiheit vernichten läßt, und daf man ſich 
nicht fo geradezu das freie Wort wird berauben und beeinträchtigen laſ— 
fen wollen, fo wie daß nun aud) die Regierung einfehen wird, daß bier 
feine Privatſache, fondern eine ber wichtigſten Fragen unferes öffentli- 
hen Rechts vorliegt. Wenn aber die Regierung diefes nicht thut, fo 
werde ich einen Weg einfchlagen, auf dem ich bethätige, daß, fo mie 
‚man Recht und Geſetz gegen uns drehen will, Recht und Gefeg gegen 
uns im Argen liegt. Wenn man wegen jeder mißliebigen Aeußerung 
Kammermitglieder vor Gerichten verfolgt, wenn man mid; wegen mei: 
ner Aeußerungen in diefem Saale vor Gericht herumzieht, fo werde ich 
auch gegen jeden Minifter oder einen Regierungscommiffär überhaupt, 
‚der mir irgend ein mißliebiges Wort fagt, mit einer Injurienklage auf: 
treten, und wenn biefe nicht vor Gericht zugelaffen wird, weil der Mi- 
nifter in öffentlichem Dienft war, und er nicht vor Gericht zu belan: 
gen ift, fondern die Öffentliche Dienftbehörde fich darüber auszufpreden 
hat, ob er vor Gericht belangt werden kann, wenn alfo das Staatsmi⸗ 
nifterium die vielleicht fhon erkannte Ladung wieder aufhebt, fo frage 
ih, ob dies der Schuß ift, ber mir in meinem fchweren Amte ge 
bührt, ob das Mecht ift, daß ich, der ich in meinem Amte als Ab: 
geordneter Keinem eine perfönliche Beleidigung machen wollte, mich vor 
jedem Richter belangen laffen muß, während ich, wenn ich gegen einm 
Minifter eine Klage zu erheben habe, feinen Richter finden fol? 


m 
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Es iſt im hoͤchſten Grade bedauerlich in dieſer Sache, zu ſehen, 
wie alle Staatsſtellen, wie das Stadtamt und Hofgericht Freiburg, wie 
das Oberhofgericht, das Juſtizminiſterium und das Staatsminiſterium 
Partei genommen haben gegen den Abgeordneten Welcker und gegen 
unſer Recht. Aus dieſer Reihe von Entſcheidungen geht eine ber viel⸗ 
fachen Krankheitserſcheinungen unſeres krankhaften oͤffentlichen Zuſtan—⸗ 
des deutlich hervor. Es iſt insbeſondere bei den Staatsſtellen dahin ge: 
fommen, daß Alles, mas fich auf die Repräfentativverfaffung und bie 
Rechte der Kammer, Alles, was auf eine freie Entwidelung der Ver: 
faſſung und der Rechte der Bürger zurüdgeht, in feiner Anwendung 
befchränft, in feiner Erklärung und Erläuterung verfümmert wird, daß 
alles hierauf Bezügliche nirgends Schug und Recht findet. Es ift lei: 
der dahin gekommen, daß ein‘ Staatsbeamter, wenn er conftitutionelle 
Grundfäge verrätb, zugleih fürchten muß, verfolgt und gedrüdt zu 
werden. Dean nennt es bei ung ein conftitutionelles Regierungsfpftem, 
wenn man die öffentlichen Amtshandlungen eines Abgeordneten als reine 
Privatfahe anſieht. Das ift betrübend für jeden wahrhaften Freund 
des Fürften und des DBaterlandes. Das ift es, was die Reibungen zwi⸗ 
fyen den verfaffungsmäßigen Gemalten bes Staats, was das Mi: 
trauen im Volk erregt, daß feine Angelegenheiten nicht nad Recht und 
Geſetz, fondern nad) dem jeweiligen politifchen Standpuncte der betref- 
fenden Behörde entfchieden werden, und ich erfläre deshalb offen und 
deutlich: fo lange man auf dem bis jegt eingefchlagenen Wege von Sei: 
ten der Regierung beharrt, fo lange man insbefondere in ber vorliegen: 
den Frage nicht anerkennt, daß man mit Unrecht diefe Sache als Pri- 
vatſache behandelt habe, fo lange man nicht deutlih ein Umfehren von 
diefem Wege fieht, fo lange glaube ih, daß alle die fchönen Worte, die 
man von Frieden, Einigkeit und VBerföhnung hört, und die nur dann 
wahr find, wenn fie auf gegenfeitiger Achtung und Anerkennung ber ges 
genfeitigen Rechte beruhen, nicht in der Wahrheit gegründet find, und 
in fo lange werde ich fagen: „Schöne Maske! Ich kenne Di! Du 
„tannft mic; nicht verführen; ich mißtraue Dir und allen Deinen Worten.” 

Ueber dieſe Motion erftattete in der 71. öffentlichen Sigung der 
Abgeordnete Welte Namens der für diefelbe erwählten Commiſſion der 
Kammer den Bericht. Derfelbe fagt unter Anderem: 

Die Grundform unferer Verfaſſung ift eine repräfentative oder 
conflitutionelle im engern Sinne, indem durch das Verfaffungsgefeg dem 
Volke nicht nur ein Recht der blofen Worftellung und Beſchwerde, fons 
bern auch das Recht eingeräumt ift, durch Abgeordnete an der Aus: 
bung. ber mwidhtigften Staatshoheitsrechte, wie der Gefeggebung und des 
Steuerrechtes , Theil zu nehmen. 

Die Abgeordneten werden vom Volke felbft frei gewählt. 

Sie haben daffelbe bei der Ausübung jener Rechte in feiner Ge- 
fammtheit und nicht nach einzelnen Glaffen oder nad) individuellen und 
corporativen Intereſſen zu vertreten ($. 69 der Verf.⸗Urk.). Auch find 
fie an keine Inſtructionen oder Mandate des Volkes oder Einzelner im 
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Volke, fondern Lediglich nur an ihre innere Ueberzeugung gebunden ($$. 
48 und 69 ber Verf.Urkunde). 

Hiernach find die Volksabgeorbneten nicht blofe Bevollmächtigte oder 
Mandatarien des Volkes oder ihrer Wähler, fondern wirkliche Reptaͤſen⸗ 
tanten des gefammten Volkes, und mit ihm in Beziehung auf die Aus: 
übung feiner Verfaffungsrechte als eine und diefelbe Perfon zu betrachten. 

Sie können daher ſchon aus diefem Grunde wegen beffen, mas fie 
in ihrer Eigenfchaft als Volksabgeordnete gethan haben, von dem Volke 
oder von Einzelnen im Volke nicht zur gerichtlichen Werantwortung ge 
zogen werden. | 

Was fodann die wirkliche Ausübung ber verfaffungsmäßigen Rechte 
des Volkes durch die Abgeordneten ober ihre ftändifche Wirffamkeit über: 
haupt betrifft, fo ift foldye nicht auf eine blofe Abſtimmung befchränft, 
fondern, wie die VBerfaffungsurfunde ſelbſt beſtimmt, muß ihren Ab: 
flimmungen und Befchlußfaffungen eine Erörterung oder Berathung dir 
zur Abflimmung kommenden Fragen vorausgeben. 

Diefe Berathung wird durd die Verfaſſungsurkunde in keiner 
Weiſe befchränkt, vielmehr wird durch fie den Abgeordneten bei Eideſ⸗ 
pflicht auferlegt, die Landesintereſſen nach ihrer innern Ueberzeugung zu 
berathen und mit derfelben Ueberzeugung auch bie Befchwerben des Bol: 
kes oder die ihnen bekannten Mißbraͤuche in der Staatsverwaltung zur 
Sprache zu bringen ($$. 67 und 69 der Verf.:Urkunde). 

Diefer Ausdrud der innern Ueberzeugung der Abgeordneten in frei: 
müthiger Rede ift e8 dann auch, welcher der befjern Meinung das Ue 
bergewicht verleiht, und darauf, daß nämlich die nad) Gründen beffere 
Meinung mehr das Uebergemwicht erhalte, und im Sinne der öffentlichen 
Meinung regiert werde, beruht ja gerade das MWefen der Nepräfentativ: 
verfaffung. 

Es ift aber der freimüthige Ausdrud der inmern Ueberzeugung da 
durch bedingt, daß die Berathung völlig frei ift, und durch Feine ge: 
richtliche Verantwortlichkeit außer dem Ständefaale befchränft wird. 

Wo die Abgeordneten wegen ihrer Aeußerungen, die der Regierung 
ober einer andern Perfon außerhalb der Kammer mißfallen,, vor den 
Landesgerichten zur Verantwortung und Strafe gezogen werden koͤnnen, 
ift feine freie Berathung und auch Beine wahre, dem Geifte der öffent: 
lichen Meinung entfprehende Volksvertretung möglich. 

Man muß vielmehr im Falle einer folhen Beſchraͤnkung der Frei: 
heit der Rede des Abgeordneten mit Recht befürchten, daß er feine 
Pflicht nicht immer Genüge leifte; denn iſt einmal die Freiheit feiner 
Rede dadurch, daß er hierwegen von diefer oder jener Perfon bei den 
Gerichten angeklagt werden Bann, in Frage geftellt, fo ift die Grenzlinit 
zwifchen dem Erlaubten und Nichterlaubten ſchwer zu bezeichnen , und 
flet von der individuellen Anficht, ja oft politifchen Leidenfchaft der An- 
Mäger wie der Richter, abhängig, fo daß der Abgeordnete bei jeder 
Rede, die er mit einiger Freimüthigkeit vorträgt, in bie Gefahr der 
Anklage und Unterfuhung kommt, tie die im Eingange des Berichts 


Verantwortlichkeit der Landftände 663 


angeführte Klagfache darthut. Ja die ganze Kammer ftände in Gefahr, 
wegen einer jeden derartigen Rede ber einzelnen Abgeordneten ſchon des⸗ 
halb in Unterſuchung und Strafe gezogen zu werben, weil fie über alle 
Kammerverhandlungen Protocolle drucken läßt und folche der Deffentlich- 
keit übergibt, mithin als Xheilnehmerin oder WVerbreiterin jener Rebe 
verantwortlich gemacht werden könnte. 

Daß aber eine folche beftändige Gefahr der Anklage und Unterfu- 
chung bei dem größeren Theile ber Abgeordneten, die nicht zu den von 
dem Motionsfteller angeführten fonderbaren Männern gehören, das freie 
Wort oder den Ausfpruch ihrer inneren Ueberzeugung lähmen oder ganz 
erftiden würde , liegt in ber menfchlichen Natur und wird Feines befon- 
deren Beweiſes bedürfen. 

Es ift daher eine Befchränkung ber Aeußerung ber Abgeorbneten, bie 
in der Kammer oder in Uebung ihrer Berufspflicht gefchieht, durch deren 
Berantwortlichkeit vor den Gerichten auch mit dem Weſen ber Verfaffung 
und der durch fie beftimmten ftändifhen Wirkfamkeit nicht vereinbar. 

Die bisherige Erfahrung kann auch in all? den Staaten, in melden, 
wie in England und Frankreich , bie Freiheit ber Rde in den Kammern 
fchon lange Zeit in der größten Ausdehnung geübt worden ift, eine Bei⸗ 
fpiele nachweiſen, daß von ftaatsbürgerlichen Perfonen außerhalb der Kam: 
mer auf Koften jener Medefreiheit ein weiterer oder gerichtlicher Schug für 
ihre Ehre und Privatintereffen begehrt tworben fei. Auch in unferem Vater⸗ 
lande ift dies, mit Ausnahme des im Eingange des Berichts berührten Fals 
les, noc nie vorgefommen, wohl aber find in neuerer Zeit von mehreren 
Seiten, wie namentlich von der Stabt Pforzheim, von den bortigen Land⸗ 
gemeinden, fobann aus den Amtsbezirken Hüfingen, Möhringen, Bonn- 
dorf und andern Bezirken Petitionen mit zahlreichen Unterfchriften einge: 
kommen, melde bie Freiheit der Rede des Abgeordneten vor jeber ge: 
richtlihen Verantwortlichkeit gefichert haben wollen. 

Der Schlußantrag der Gommiffion ging dahin: 

„Die Kammer möge dem großherzoglihen Staatsminifterium in einem 
an daſſelbe zu erlaffenden Schreiben von jener gegen den Abgeorbnes 
ten Welder erhobenen Anklage, fo wie von der hierauf erlaffenen 
Verfügung des großherzoglichen Stadbtamtes Freiburg Kenntniß geben 
und dabei ausfprehhen, daß fie es mit der Form und dem MWefen 
unſerer Berfaffung fo wenig ald mit den einzelnen Beltimmungen 
berfelben über die Iandfländifhe Wirkſamkeit vereinbar finde, daß 
Kammermitglieber wegen Aeußerungen, bie fie in der Kammer ober bei 
Uebung ihrer Berufspflicht machen, vor den Lanbesgerichten zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werben können, daß fie vielmehr die Freiheit der 
Mede ber Abgeorbneten von ber gerichtlichen Verantwortlichkeit außer⸗ 
halb der Kammer als ein verfafjungsmäßiges Recht derfelben erachte, 
und daher das großherzogliche Staatsminifterium erſuche, das Stabt- 
amt Freiburg zu veranlaffen, in ber vorbezeichneten Anklagefache gegen 
den Abgeordneten Welcker mit dem weitern Verfahren einzuhalten.‘ 
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i Die öffentliche Discuffion über den Commiffionsantrag fteht noch 
evor. 


Uebrigens hatten fhon auf dem Landtage 1833 in ber 3öften 
Sitzung der zweiten Kammer bei einer früheren Gelegenheit, als fih ein 
Gerichtspräfident durch eine Aeußerung des Abgeordneten Mördes für 
beleidigt gehalten hatte, zugleich mit vielen Mitgliedern der linken 
Seite der Kammer, wie Rotted, Sander, Welder, auch mehrere 
von der rechten Seite und unter ihnen die als Rechtsgelehrte und hoch— 
flehende praftifche Gefhäftsmänner ausgezeichneten Abgeordneten Bekk 
und Rettig ſich entfchieden dahin ausgefprochen, daß nad der babi: 
ſchen Verfaffung eine gerichtliche Werantwortlichkeit wegen Aeußerungen 
der Abgeordneten durchaus unzuläffig fei. 

Rotted fagte (S. 290) unter Anderem: „Nicht nur die Abſtim— 
„mung bes Abgeordneten ift frei, fondern au die Motivirung, und er 
„darf überhaupt alles das, was er denkt und für wahr hält, frank und 
„frei ausfprechen. Jeder Andere außerhalb der Kammer aber kann eben fo 
„in Öffentlichen Blättern feine Meinungen und Anfichten über die Rede 
„des Abgeordneten ausfprechen, foldyen aber nicht belangen. Ohne Un: 
„verantwortlichkeit des Abgeordneten ift es ihm nicht möglich, fein Amt zu 
„üben. Die Befprehung muß hier eben fo frei fein, wiez.B. im Staats: 
„miniftertum, und wenn Semandb hört, daß dort ein Mitglied über ben 
„Stand, dem er angehört, hart gefprocdhen, fo frage ich, ob er ein Recht 
„zur Anklage hat? Die Deffentfichkeit der Verhandlungen ändert nichts 
„(an jener $reiheit der Pflichterfüllung nach beſchworener eigener Ueberzeu⸗ 
„gung). Sie ift nichts, als eine Garantie der übrigen Verfaſſungsrechte.“ 

Bekk, damals Minifterialrath,, jegt Wicecanzler des oberfien Ges 
richtöhofes, erlärte (S. 301): „In Beziehung auf diefe Frage bin ich 
„ganz mit demjenigen einverftanden, mas der Abgeordnete Rettig (ba: 
„mals MRegierungsdirector) vorgetragen hat. Es kann ein Giviltichter 
„über Aeußerungen , die in ber Kammer gefallen find, nicht erfennen. 
„Und ich will demjenigen, was gefagt wurde, nur noch einen einzigen 
„Grund beifügen. Ueber die Handlungen des Abgeordneten in feinem 
„Amte hat die Verfaffung und Gefchäftsordnung eigene Wege vorgefchrie: 
„ben, und nebſtdem wird die Preffe und öffentliche Meinung denjenigen, 
„dee übertreibt oder verbrecherifche Aeußerungen ſich erlaubt, ſtrafen.“ 

Eine ganz minifterielle Zeitfchrift, der badifche Merkur von 
1831, Nr. 47, und in ihr der damalige Minifterialrarh und iegige 
Hofaerichtsdirector von Kettenader hatte ſchon früher, zwar nad) dem 
Mufter der großherzoglich heffifhen WVerfaffung, für Verleumdungen ges 
gen Privatperfonen ein Klagrecht, jedoch, mit Ausfchluß eines Einzelrich- 
ters, ebenfalls nur vor dem höheren Gerichte gewuͤnſcht, übrigens aber 
die Freiheit nicht blos der Abftimmung, fondern auch der Discuffion 3 
Bewirtung der Befchlüffe gefordert. N 

Zu bemerken ift noch, daß inTFolge des zuvor behandelten Inju—⸗ 
rienproceffes gegen ben Abgeordneten MWelder aus ben verfchiedenen 
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Lanbdestheilen zahlreiche. Petitionen einliefen, worin die badiſchen Bürger 
um die volle Medefreiheit ihrer Abgeordneten baten. C. Welder. 

Berbannung, f. Strafarten. 

Berbotene Ehen, insbeiondere Priefter-Eölibat. — 
I. Die Eingehung gefeglicher ehelicher Verbindungen und die Gründung 
achtbarer, vollgültiger Kamilienverhältniffe find ein wichtiger Theil der 
natürlichen fittlihen Beftimmung der Menfhen. Sie haben eine wohl⸗ 
thätig veredeinde und bildende. Kraft. Niemand mehr als die Chriften, 
und vollends die Katholifen, müffen diefes anerkennen nach einer Lehre, 
welche die Ehe als fo rein und hoch, ja ald Sacrament darftellt. Die 
ehelihen und Familienverhältniffe gehören eben fo zum hoͤchſten und 
edelften Lebensglüd. Die Ausfchliefung von bdiefen Verhaͤltniſſen bes 
begründet in der Megel Einfeitigkeiten, Sittenlofigkeit, geiftige und koͤr— 
perliche Leiden. (S. au oben „Gefhlehtsverhältniffe”.) Sie 
ift an ſich ſchwere Verlegung der rechtlichen Perfönlichkeit und Freiheit, 
welche ohne die Aufßerfte Nothwendigkeit und Unentbehrlichkeit ſich ſchwer 
wird rechtfertigen laffen. 

Die natürlichen Rüdfihten auf ein hinlänglich gereiftes Alter, auf 
einen Nahrungsftand und auf die Beeinträchtigung gemiffer Dienftvers 
hältniffe, wie namentlich des militdrifchen, dürfen alfo die Gefegge: 
bung nie veranlaffen, eine längere gezmungene Ehelofigkeit zu begründen. 
Diefe würden größere Uebel und größere Beeinträchtigungen herbeifüh- 
ren, ald man durch fie zu befeitigen denkt. Und es verfteht fich vollends 
von felbft, daß bei einer gefeglihen Begründung eines nachtheiligen Vers 
hältniffes, welches nicht an ſich durch die Gerechtigkeit und Staatsweis⸗ 
heit ald not hwendig begründet werden kann, die Rechtfertigung nicht 
zuläffig ift, daß ber dadurch Betroffene in den Nachtheil eingemilligt 
habe, indem er ohne dußeren Zwang das Verhältnig, 3. B. den Offi⸗ 
ciersbienft eingegangen fei, womit der Nachtheil verfnüpft if. Auf 
ſolche verkehrte Weife hat man fogar verwerflihe und ungerechte Strafen 
zu rechtfertigen gefucht, indem angeblich alle Bürger, wenn fie nicht das 
von liefen, in fie einmwilligen. Die ganze Staatseinrihtung und Geſetz⸗ 
gebung und jeder von ihr begründete Nachtheil und Zwang müffen an 
fidy gerecht und nothwendig fein, wenn von einer Rechtfertigung bderfel= 
ben auch durch rechtsgültige freie Einwilligung die Rede fein foll. 

Diefes Leptere gilt auch in Beziehung auf den katholiſchen 
Prieſtercoͤlibat, ein Inftitut, welches, fo lange es befteht, ein Ges: 
genftand des eifrigften Streites unter den Kathouten ſelbſt und der all⸗ 
gemeinſten Mißbilligung bei den Nichtkatholiken iſt. 

Dieſer Streit wuͤrde weſentlich dadurch vereinfacht und weſentlich 
fuͤr Viele ſeiner Entſcheidung nahe gebracht worden ſein, wenn man 
durch eine klare Auffaſſung der Verhaͤltniſſe dre ierlei Verwechſelungen 
und Taͤuſchungen vermieden haͤtte. 

Es ift naͤmlich fuͤr's Erfte hoͤchſt weſentlich, den nur auf ins 
nerer, fittlicher oder veligiöfer Ueberzgeugung oder Nöthigung beruhen⸗ 
den, aber äußerlich juriflifh und Lirchenrechtlih freiwilligen Cös 
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libat von dem erzwungenen, d. h. von dem durch kirchliche Geſetze 
mit dem Prieſterſtande verbundenen zu unterſcheiden. Der freiwillige 
bleibt gerade durch ſeine Freiwilligkeit frei von den Hauptvorwuͤrfen, der 
Rechtswidrigkeit und der in der Regel unnatuͤrlichen und verderblichen Fol⸗ 
gen. Er kann durch die gänzlich freiwillig gemachten Entfagungen und 
Opfer höhere Kräfte wecken und verleihen und trägt vor Allem doch eine 
Art von Bürgfchaft in fih, daß er nicht Taͤuſchung und heuchlerifche 
Lüge wird. Die Beantwortung der Frage aber, welche fittliche und res 
ligiöfe Gründe für oder gegen foldhe freiwillige Entfagungen in allge 
meinen ober in befonderen Berhältniffen fprechen mögen, kann das 
Staatslerifon der philofophifchen und religiöfen Moral und indivis 
dueller Ueberzeugung überlaffen. 

Es ift für’8 Zweite in Beziehung auf einen allgemein erzwun⸗ 
genen Gölibat und feine Würdigung die Frage: Will man ed aus 
wahrhaft veligisfen und moralifhen Gründen zur Förde 
rung wahrer religiöfer und moralifher Gefinnungen und 
Tugenden? Ober vertheibigt und will man es aus den hierardi= 
Shen Gründen, aus melden es Gregor VII. eigentlicdy erft durchfegte, 
zur Körderung und Sicherung. der päpftlichen, nicht blos kirchlichen, fons 
bern auch weltlichen Ober⸗ und Alleinherrfchaft ? 

Bertheidigt man es aus religiöfen und moralifhen Gründen, als: 
dann ift wieder die Beantwortung ber beiden Fragen weſentlich, ein es⸗ 
theils: ift außereheliche, illegitime, wohl gar unnatürlihe , durch Taͤu⸗ 
ſchungen verheimlichte, zulegt dennoch ruchtbar werdende Befriedigung 
des Geſchlechtstriebs wuͤnſchenswerther, weniger befledenb und in ber 
wahren Freiheit, in der höheren Bildung, in der Befchäftigumg mit höheren 
Dingen, in Ausuͤbung des Priefteramtes weniger ftörend für den Geiſt⸗ 
lichen und feine Beichtkinder, weniger gefährlich, als ein gefegliches, ehe: 
liches und $amilienverhältniß? Anderntheils: koͤnnen etwa Andere, 
als des mirklichen Lebens Unkundige, als Schwärmer oder Heuchler 
ernſtlich behaupten wollen, daß bei dem zmwangvollen Ausfchluffe von den 
gefeslihen ehelichen Verhältniffen aud nur ein irgend bedeuten- 
ber Theil oder vollends die Mehrheit der Geiftlichen ſich frei halte 
von der ungefeglichen, von der Öffentlichen Lüge und Heuchelei einer 
nicht vorhandenen angeblichen Reinheit und von den mit diefer Lüge und 
unnatürlichen Lage verbundenen Gefahren für ſich und ihre Beichtlinder ? 

Muͤßte man die beiden legten Fragen verneinen,, fo wuͤrde wohl 
für die Meiften die Wermwerflichkeit eines Zwangs zum Gölibate ent 
fchieden fein. Nur noch von bem Standbpuncte der Politik einer bier» 
archifchen Kirchenherrfchaft aus, wie fie bereits die unermeßlihe Mehr: 
heit der Katholiken ſelbſt mißbilligt, und welche wohl niemals mit ber 
ächten chriftlichen Lehre und Moral vereinbarlich fein wird, nur von eis 
nem Standpuncte aus, ber felbft die Wahrheit und die Reinheit ber 
riftlichen Lehre und Moral nicht mehr als das Hoͤchſte anerkennt, 
fondern fie äußerlichen Zwecken unterorbnet, werden dann noch Gründe 
für den erzwungenen Prieftercölibat angeführt werden Finnen. 
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Doch betrachten wir das merkwürdige welthiftorifche Inſtitut näher 
nah feiner gefhihtlihen Entflehung und mad feiner re— 
Ligiöfen und moralifhen Würdigung. Wir fehliefen ung da= 
bet abſichtlich an die Darftellungen Eatholifcher Schriftfteller*), und zwar 
zunaͤchſt an eine von zwei gelehrten geadhteten Eatholifchen Gelehrten ver⸗ 
faßte neuere Schrift an. Diefe Schrift erfcheint uns einestheild als bie 
grünblichfte Bearbeitung des Gegenftandes, und fie hat anderntheils da= 
durch einen officiellen Charakter, daß fie zugleich mit einer Petition von 
beinahe dreihundert katholiſchen Geiftlihen und Laien dem Großherzog, 
dem Erzbifhof und den badiſchen Landftänden überreicht wurde. Es ift 
diefes die Dentfchrift für Aufhebung des den katholiſchen 
Geiftlihen vorgefhriebenen Cölibats mit drei Acten— 
ftü den (Freiburg, 1828), als deren Verfaffer ohne Widerſpruch bie 
beiden freiburger Profefforen Amann und Zell (jest Miniftertalrath) 
Öffentlich bezeichnet wurden. 

1. Sn Beziehung auf den Urfprung und bie gefeg- 
lihen Grundlagen bes gezwungenen Prieftercälibats duͤrf— 
ten die nachfolgenden Momente die wichtigften fein. Zur Zeit Chrifti 
und der Apoftel und nad) ihrer Lehre, nach der heiligen Schrift und nad) 
anderen hiftorifhen Zeugniffen war die Priefterebe entfchieden weder durch 
die Sitte, noch viel weniger durch irgend ein Gebot unterfag. Chris 
ſtus feibft erklärt, Matth. 19, 12., daß es zwar nicht unmöglich ſei, 
daß aus höherer religiöfer Begeiſterung Jemand den Gefchlechtstrieb über: 
mwinde, befeitigt aber jeden Gedanken, als fordere er biefes, oder als 
halte er es väthlih für Alle, oder aub nur für Viele, durch bie 
Shlußworte: „wer es faſſen kann, der faffe es.” Der Apoftel Paulus 
fpricht in mehreren Stellen, Korinth. 7, 1. 26. 35.38 und 9, 11 ff. 
zwar aus, daß es vorzüglich um der damaligen Noth und um ber Mühe 
ber Ausbreitung des Evangeliums willen ruͤhmlich fein Eönme, den Ges 
ſchlechtstrieb zu uͤberwinden und frei zu bleiben, tie er felbft lediglich 
um det Ausbreitung bes Evangeliums kein Hinderniß zu begruͤnden, es 
thue. Er denkt aber nicht an ein Gebot, fordert vielmehr im Gegen- 
theile ausdruͤcklich eheliche Verbindung für die, melde der Trieb 
zur Geſchlechtsverbindung beſtimme, und auch fuͤr die ſchon Verwittwe⸗ 
ten, und ſagt, „daß auch die andern Apoſtel und des Herren Brüder 
„und Kephas fich ihres Rechts bedienten, fi von einer chtiſtlichen Frau 
„bean zu laffen.” Er fordert, 1 Timoth. 3, 12. 21 und Titus 
1, 5, ausdruͤcklich: „daß folde zu Biſchoͤfen, Prieftern und Diako: 
„nei gewaͤhlt werden muͤßten, die Eines Weibes Mann und unbeſchol⸗ 
„ten ſeien, ihrem Hauſe gut vorſtuͤnden und gehorſame geſittete Kinder 

Hierhi —* iften find außer allgemeinen theologiſchen und kir⸗ 
48 2 Bee e garen der Ur: 
fahen des Mangels an fatholifchen Geiftlihen, von Fridolin 
Huber. Rotweil, 18185 Ueber das Gölibatgefes bes römifch- 
katholiſchen Clerus von Carové«. Frankfurt, 18325 Bollftänbige 
Sammtung ber Gölibatgefege für die katholiſchen Welt: 
geiftlihen bis auf die neueftendeiten von&arove, Franffurt, 1833. 
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„haͤtten, denn mer feinem eigenen Haufe nicht gut vorzuftehen weiß, 

„wie wird der für die Gemeinde Gottes forgen?” a bderfelbe Apoftel 
eifert wiederholt, Ephef. 5, 22. 1 Zimoth. 2, 9. 4, 2. Hebr. 13, 
4, in heiligem Zorne gegen die dem wahren Chriftenthume twiderftreitens 
ben Zwangsgebote aller zukünftigen Enthufiaften und pharifäifchen Heuch⸗ 
Ile, „die mit Scheinheiligfeit Lügen verbreiten, ge— 
„brandmarkt am eigenen Gemiffen, die verbieten zu beirathen 
„und gemwiffe Speifen zu genießen.” 

Dennoch bildeten fi unter den Chriften ſchon frühe, zum Theil 
auf edlen Motiven ruhende, aber auch fchrwärmerifche und übertriebene 
und irrige Vorftellungen von der Unterdrüdung der Sinnlichkeit und ei= 
nem ganz der Entfagung, einem völlig ausfchließlic dem Dienfte Gottes 
und der Kirche gewidmeten ehelofen Leben. An ſich ift Unterordnung des 
Sinnlihen unter fittliche Zwecke und Gefege edel; Uebertreibung, Eitelkeit 
und metaphpfifher Irrthum über das Verhältnig zwifchen Sinnlichem 
und Ueberfinnlihem aber verwechfeln mit der Unterordnung des Sinn= 
lichen deſſen völlige Unterdrüdung und Ausrottung. Dazu kamen fül- 
ſche duatiftifche Philofopheme, welche die Natur und das Sinnliche felbft 
mit dem Böfen verwechfelten. Und diefe VBerwechfelungen wurden uns 
terftügt durch Fortfegungen heidnifcher und jübdifcher Vorftellungen und 
Einrichtungen. So wurde von den dgyptifchen Prieftern, fobald fie an= 
gefangen hatten, der Ausübung ber Zunctionen ihres Standes obzulie- 
gen, Enthaltſamkeit gefordert, eben fo von den Dierophanten der eleufis 
nifhen Mofterien und den Prieftern der Geres, die fich beide eben de#= 
halb mit Schierlingsfaft wufhen. Die Priefter der Cybele waren fogar 
cafteirt. Die Beftalinnen mußten keuſch bleiben und im Allgemeinen 
forderte man Pörperliche Neinigkeit bei dem Opfern (Tibull. 2, 1). 
Bei den Juden gehört hierher, daß die Priefter,, fo lange fie den Tem⸗ 
peldienft hatten, von ihren Frauen getrennt bleiben mußten. Die Phas 
eifder trennten ſich zeitweife durch Gelübde von ihnen und flellten dann 
duch purpurne Franzen an ihren Kleidern diefen Stand höherer Heilig: 
Reit zur Schau. Die Secten ber Eſſaͤer und Xherapeuten veradhteten 
die Ehe. Dazu nun orientalifche dualiftifche Speculationen und Schwär: 
mereien, welche die von ber rechtgläubigen Kirche verbammten Kegereien 
der Gnoftiler, Manichder u. f. w. erzeugten, daß zwifchen Sinnlichem 
und Beiftigem völlige feindfelige Entgegenfegung fei, und daß nun ent: 
weder, wie bie Einen urtheilten, jenes und die Ehe widernatürlich zu un: 
terdrüden feien, weil Beifhlaf aud die Seele verunreinige, oder baf, 
wie die Anderen meinten, auch die zügellofefte Sinnlichkeit und Aus: 
fhweifung für Geift und Sittlichkeit gleichgültig fein. Auch die 
Selbftcaftration, wie fie Drigines an ſich vornahm, meifet hinlänglich 
auf ſchwaͤrmeriſche Ideen hin. Mod der Apoftel Johannes ſtrafte 
einen aftatifchen Priefter, der die Gefchichte der Jungfrau Thekla, eis 
ner Schülerin und Begleiterin des Apofteld Paulus, legendenartig 
befchrieben und dem Apoftel Paulus folche ſchwaͤrmeriſche Anfichten in 
den Mund gelegt hatte, mit Abfegung. Eben fo vertheidigte Igna— 
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tius, Biſchof von Amtiochten und Zeitgenoffe der Apoftel, die Achte 
Lehre und fagte 3. B.: „Wenn Semand den ehelihen Umgang mit ei« 
„mer Frau und das Kinderzeugen für Sünde oder auch nur für Be: 
„fleckung hält, oderwenn er glaubt, man müffe gewiſſe Speifen meiden, 
„in dem wohnt der höllifche Drache des Abfalles.” Auch die Kanones der 
Apoftel (5. 16. 17. 25 und 50) fprechen ähnliche Anfiht aus. Eben 
fo erfennt das Concilium von Eliberis in Spanien vom Jahre 305, 
Kan. 27, das ancyranifhe von 314, Kan. 10, die Erlaubtheit der Prie: 
fterehe an*). 

So blieb denn in den erften Jahrhunderten der hriftlichen Kirche die 
Priefterehe in allgemeinem Gebrauch und in allgemeiner Achtung. Eine 
Menge verehelichter Bifhöfe und Priefter aus jener Zeit bezeugen 
diefes **). 

Doch gewann fpäter die früher verworfene Lehre, nämlich die bald 
durch theilweife Sitte, bald durch kirchliche Autoritäten ſich ausfprechende 
Migbilligung einer zweiten Ehe der Priefter, oder die Heirath einer Wittwe, 
die Heirathen nad erhaltener Priefterweihe ober der Fortfegung ehelichen 
Umgangs nad) der Priefterweihe immer mehr Eingang. Die zulegt erwähnte 
Aufhebung ehelichen Lebens fand früher gewöhnlich mit Vorbehalt einer ge: 
meinfchaftlihen Wohnung der Eheleute Statt, wobei oft befondere geifts 
liche Keufchheitswächter vorfamen. Die ganze Ehelofigkeit der Priefter und 
ihre Entfagung bedeutete freilich früher deshalb oft weniger, als heute, 
teil, wie e8 ſchon der Name anzeigte, meift nur ältere Männer zu 
DMrieftern geweiht wurden. Insbeſondere aber begünftigten die Päpfte 
von Rom die Ehelofigkeit der Geiftlihen. Vor dem vierten Jahr— 
hunderte aber gab es kein Gefeg für das Gölibat. Die erfte gemiffer: 
maßen gefegliche Beftimmung gegen die Priefterehe enthalten Schreiben des 
Dapftes Siricius an den Bifhof Himerius v. 385. Dist.82,3. Die aus 
dem Oriente im 4. und 5. Sahrhunderte in das Abendland immer mehr her: 
eindringende Kloftergeiftlichkeit unterſtuͤtzte ſeitdem mehr und mehr den Coͤ— 
libat, befonders auch dadurch, daß Siriciu 8 aud den Möndjen die Wei: 
hen ertheilen ließ, und diefe nun als Priefter mit angeblicyer befonderer 
Reinheit und Frömmigkeit dem Volke fi darzuftellen mußten. Freilich 
fand auch jest in dem Leben felbft, fo wie in kirchlichen Auctoritäten 
und Bellimmungen die urfprüngliche Acht chriftlihe Lehre noch vielfache 
Unterftügung und vollends der erzwungene Prieftercölibat noch lebhaften 
Miderfpruh. So befämpfte auf der erften allgemeinen Kicchenver- 
fammlung von Nicda im Jahre 325 noch mit Erfolg ein vorgefchlas 
genes Verbot einer Fortfegung des ehelichen Lebens der verheiratheten 
Priefter der gleich einem Heiligen verehrte greife Bifhof Paphnu— 
tius, beffen Wundenmale oftmals ber Kaifer Conftantin voll Liebe und 
Verehrung geküßt hatte. Er rief mit lauter Stimme in der Mitte ber 


*) Die Beweife in der citirten —— ©. 14 ff. 
*) ©. z. Eusebius, Hist. eccl. 6, 41. 7, 26. 30. 8, 9. und vergl. 
—— Geſchichte der — — — J, 
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Bifhöfe: „fie möchten doch Zein fo ſchweres Joch ben Geiſtlichen aufle: 
„gen,“ indem er hinzufügte: „‚aud das Ehebett fei etwas Ehrwürbiges 
„und die Ehe etwas Meines ; fie möchten zufehen, daß fie nicht durch 
„dieſe übertriebene Forderung der Kirche großen Schaden zufügten, nicht 
„alle vermöchten eine gänzliche Gefühltofigkeit zu erfragen; — Keuſch⸗ 
„heit, ſagte er, ſei ſchon das treue Zuſammenleben mit einer rechtmaͤßi⸗ 
„gen Frau. Es ſei ſchon genug, wenn ein Prieſter nach der Weihe ſich 
„nicht mehr verheirathe nach dem alten Herkommen ber Kirche” (alfo 
beftand damals nody Fein allgemeines Gefeg für den erzwungenen Göli- 
bat *). Das Concilium befchloß daher nur (Kan. 3): „Kein Kleriker 
„ſolle eine fremde, nicht ganz unverdächtige weibliche Perfon in fein Haus 
„aufnehmen. 

Entfchiedener noch verwarf fogleich nachher bie Provinzialfpnode von 
Gangra in Paphlagonien, Kan. 4, den erzwungenen Gölibat durch bie 
Beflimmung : „Wenn einer von einem verheiratheten Priefter behauptet, 
„man müffe, wenn er den Gottesdienft hält, an dem Opfer feinen Theil 
„nehmen, fo treffe ihn das Anathemn‘‘ **). Und vollftändig verdammte 
für die griechifch-fatholifche Kirche die trullanifhe Synode von 690 
den erzwungenen Gölibat. Sie verorbnete, „daß Priefter und Diakonen, 
„gemäß der alten Gewohnheit und Anordnung ber Apoftel, mit ihren 
„Weibern eben fo leben mögen, mie die Laien.” Mur die Bifchöfe, 
wozu man nur Möndye wählt, find in der griechifchen Kirche ehelos, umd 
auch die Priefter heirathen nur vor der Weihe. Die Päpfte erkennen 
auch diefe Grundfäge für die orientalifchen Chriften und namentlich die 
unirten Griechen an. Nur fol vor dem Meßopfer der Priefter brei 
Tage des Umgangs mit feinem Weibe ſich enthalten. 

Die von den Päpften geförderte, doch nie irgend vollftändige und 
allgemeine Einführung des Cölibats in ber roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche***) 
feste endlich im 11. Jahrhunderte Gregor VII. mit dem beftigften 
Miderfpruche der Geiftlihen+) gemwaltfam durch. Er bildete bekanntlich 
gegenüber der weltlichen feubalen Hierarchie eine geiftlihe feudale Hier: 
archie und Oberherrfchaft über Kirche und Staat aus, in welcher er 
duch alle Mittel und beſonders auch durch den Coͤlibat die geiftlichen 
Vaſallen und Aftervafallen des Papftes, die Erzbiſchoͤfe, Biſchoͤfe u. ſ. w. 
moͤglichſt von allem Einfluſſe der weltlichen Macht loszureißen und den 
Stand der Geiſtlichen, der hierarchiſchen Oberherrſchaft wegen, moͤglichſt 
von dem Laienſtande abzuſondern, uͤber denſelben zu erheben und kaſtenmaͤßig 
auszubilden fuchte. Eben fo zerſtoͤrte der Coͤlibat in der geiſtlichen Hierarchie 
auch jede Möglichkeit, daß nach dem Beifpiele des weltlichen Staates die 
Vaſallen durch Erblichkeit ihrer Lehen, ihrer Güter und Würden bie 
Bande der Einheit und der Herrſchaft loderten und das Vermögen ber Kirche 


*) ©. den Gefchichtfchreiber a 1, 11 p. 180 ed. Paris ap. Ste- 
phan 1544. Sogomenes 1, 23 p. 19 ibid, 
**) Bei Manfi T. II. p. 110 
u ierüber f. bie citirte Dentſchrift S. 24 ff. 
bertus Aschaffenburg, ad ann, 1074. 
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verringerten. Schon hatten Geiſtliche angefangen, ihre Kinder als dem 
Stande der Mutter folgend und erbberechtigt zu erklaͤren*). Won nun 
an waren es alfo weniger jene urfprünglichen Vorftellungen von angeb« 
licher größerer Reinheit und ausfchließlihem Leben im Dienfte Gottes 
als diefe hierarchiſchen Intereffen, und feit der Reformation insbefondere 
auch das zum Schutze der Hierarchie vorgefchobene Princip der Wermei: 
bung jeder Neuerung und des flarren Beharrens beim Al: 
ten **), was ben erzwungenen Priefterchlibat ſtuͤtzte. Ja erft die hierar- 
chiſchen Motive und Principien begründeten den eigentlichen Zwang, ba jene 
an ſich mwohlgemeinten edleren, aber ſchwaͤrmeriſchen Motive immer mehr 
nur zu freier Sitte und Meinung und freiem Entfchluffe führen konn» 
ten. Diefe äußerlichen hierarchiſchen Motive und der vollkommen äußere 
Zwang zur Ehelofigkeit vereinigten ſich aber auch leichter mit der Dul⸗ 
dung auferehelicher Unfittlichkeit, die vorzuͤglich ſeitdem immer allgemeiner 
wurde. Die energifchen Proteftationen der Geiftlihen gegen die Undhrifts 
lichkeit des erzwungenen Gölibats, welche fo weit gingen, daß 3. B. bie 
Synode von Paris von 1074 denjenigen für einen Keger erklärte, 
welcher den Geiftlichen den Eheftand verbieten wollte ***), und daß fo: 
gar zu Cambray mirklih ein Möndy als Keger verbrannt wurde, 
weil er das neue Eheflandsverbot vertheidigte }), überwand Gregor 
mit feinen Mönchen durch eine furchtbare Fanatiſirung und Aufhetzung 
bes Volks gegen die verheitatheten Geiftlihen, von welchen der Papft 
gelehrt hatte, fie feien Beine wahren SPriefter und koͤnnten alfo feine 
Dpfer verrichten ++). Dennoch bauerte es trog aller päpftlichen Bemuͤ⸗ 
hungen nod) zweihunbert Jahre, bis endlich die Priefterehe in der roͤ⸗ 
mifchsfatholifhen Kirche allgemein aufgehoben war +++). Durch päpft- 
liche Verordnungen wurde im 12. Jahrhunderte das kirchliche Disciplis 
narinftitut des gezwungenen Prieftercölibats zu feiner jegigen Geftalt 
ausgebildet. Calixt Il. erklärte, daß alle vom Clerus der höheren Weis 
ben eingegangenen Ehen null und nichtig feien, während bisher nur Stras 
fen und factifhe Durchfuͤhrung der Unvereinbarkeit des ehelichen und 
priefterftlichen Lebens Statt fanden, die Ehe felbft aber nicht für unguͤl⸗ 
tig galt. Alerander II. beftimmte, daß die Kleriker der vier untes 
ren MWeihen, bei denen man feit dem eilften Jahrhunderte vergeblich die 
Ehelofigkeit einzuführen bemüht gewefen war, toenn fie heiratheten, 
zwar ihre Frauen behalten, aber ihre Beneficien verlieren follten. Der: 
felbe Papft beflimmte, daß verheirathete Laien nur dann zu geiftlichen 
Meihen zuzulaſſen feien, wenn die Frau in bie Trennung und eigene 
Lebenslängliche Ehelofigkeit willige 1). Der ſich verheirathende Priefter 


*) Labbe, Concil. T. IX. p. 819 und Decret. III, 3. 
**) Raynald ad ann, 1548. 58. 68. Sarpi ed. Rambach IV. p. 167. 
***) Mansi, Conc, T. XX, p. 436. 
+) Gregor. Ep. 4, 20. 
++) Avent., Annal, Bojar. V, 13, 
+44) ©. die citirte Dentfdhrift ©. 42 ff. 
1) Can. 8. Dist. 27. Decret. III, 3 und 32, 
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wird mit Ercommunication beftraft und ift zu allen geiftlichen Verrich⸗ 
' tungen unfähig. 

Das naturwidrige Inſtitut aber mußte auch von nun an big zum 
16. Sahrhunderte ſtets neu gefeglich in Erinnerung gebracht und einge» 
ſchaͤrft werden, und die Klagen über faft allgemeines Goncubinat der 
Geiftlichen,, über die nebeneingeführten Schweftern (sorores subintrodu- 
ctas) nahmen kein Ende. Sa, das Concubinat wurde in manchen Län 
dern gegen eine Zare von geiftlichen und weltlihen Behörden gebulbet, 
und die Verachtung des Clerus wegen Sittenlofigkeit nahm ftets zu *). 

Daher fanden bei Entftehung der Reformation keine Veränderungen 
felbft bei den Katholiten allgemeineren Beifall, als, naͤchſt dem Ge 
brauche der Landesfprache bei dem Gottesdienfte und der Austheilung 
des Abendmahls in beiderlei Geftalt , die Aufhebung des erzwun⸗ 
genen Gölibats. Das Volk ließ darüber feine MWünfche bei jeder Ge⸗ 
legenheit laut werden, und mehrere katholiſche Fürften empfahlen fie 
dringend dem Papfte. So die Könige von Polen und Frankreich, befon- 
bers dringend aber die öfterreichifchen und baterifhen Fürften **). In 
feinem Interim 26, 17 erklärte au Karl V., daß die verheiratheten 
Prieſter fo lange geduldet werden follten, bis das allgemeine Goncilium 
dasjenige Über diefen Punct befchloffen hätte, was der Kirche am Mei: 
ften fromme. Der Gefandte des Kurfürften von Baiern fagte in feiner 
energifhen Vertheidigung der Aufhebung des Prieftercölibats auf dem 
tridentinifchen Goncilium ***): ‚Bei der legten Kirchenvifitation in Baiern 
„fand man den Goncubinat fo häufig, daß unter Hundert Geiftli- 
„hen nicht drei oder vier gefunden wurden, meldye nicht entweder 
„Soncubinen hatten ober heimlich oder öffentlich verheirathet waren. 
„Die meiften Perfonen, welche die Verhältniffe Deutfhlands Fennen, ba: 
„ben bie Anficht, daß nad) dem Geifte der Zeit und gleichſam durch eine 
„geheime Kraft gedrungen, jegt nicht etwa die ſchlechten, fondern die ge 
„mäßigten und wahren Katholiten in Deutſchland allgemein eine feu- 
„Ihe Ehe dem unkeuſchen Coͤlibat vorziehen. Daher fieht man 
„jest überall, daß Männer von Talent und Gelehrfamkeit lieber ſich ver- 
„ehelichen und die Ausficht auf geiftliche Pfründen aufgeben, als umgekehrt 
„Solche Pfründen fuhren und die Ehe aufgeben. Daher entfteht ein ſolchet 
„Mangel an gebildeten und gelehrten Männern unter dem Clerus, da 
„her feine ſchmachvolle Unmiffenbeit ; dadurch. gewannen die Häretiker 
„Kräfte, dadurch verlor die Kirche ihre Anfehen. infichtsvolle und er 
„fahrene Männer find deswegen der Meinung, die Geiftlichkeit koͤnne 
„uu biefer Zeit in Deutfchland den Mangel an gebildeten und taugli» 
„ben Sndividuen nicht anders erfegen, als nur dadurch, daß nad der 
„Sitte der aͤlteſten Kirche gebildete und gelehrte verheirathete Männer zu 
„zen heiligen Weihen zugelaffen würden. Da es aber Fein göttli: 


*) Die citirte Dentfhrift ©. 46 ff. 
**) Die Beweile in der Denkſchrift ©. 47. 
***) Raynald, Supplem. Baron. ad ann, N, 52, 
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„Mes Gebot ift, daß die Priefter unverhtirathet fein müffen, fon: 
„dern da es im Gegentheile aus der Geſchichte bekannt ift, daß ehemals 
„auch WBerheirathete die Weihen erhielten und nicht allein Priefter, fon: 
„bern auch Bifchöfe wurden, fo koͤnnen mohl unfere hochwuͤrdigſten Her- 
„ren einen entfprechenden Beſchluß faffen.” Aehnliche Anfichten ließ 
damals audy der fo out katholiſche Kaifer Ferdinand I. durch feinen 
Gefandten auf dem Goncilium vertreten *). Doc audy felbft auf er: 
neuerte £aiferlihe Anträge wußten die Garbinallegaten fogar zu verhin- 
dern, daß die Eaiferlichen Worfchläge officiell dem Goncilium vorgeleat 
werden durften. Der Kaifer wendete fih nun eben fo vergeblih un: 
mittelbae an den Papft**). 

Nachdem zuerft auf. einer Synode zu Salzburg 1562 eine große 
Menge Geiftliche befchloffen hatten, für Aufhebung des Coͤlibats zu 
ftimmen, und hierauf aud die Theologen auf dem Goncilium hin und 
bergeftritten und die Möglichkeit einer Aufhebung des Prieftercölibats 
wegen des Nutzens ber Kirche durch allgemeines Gefeg oder durch päpft- 
fiche Dispenfation zugegeben ***), befchloß doch die Mehrheit des Gon: 
ciliums 24, 9 und 10 die Verwerfung der proteftantifchen Säge: 
„Der ehelidhe Stand ift dem ehelofen vorzuziehen,” und: „die Gleriker 
„und Ordensgeiftlihen dürfen fich verehelichen und ihre Ehe ift gültig.‘ 
Dennoch erneuerte der baierifche Hof feine Bemühungen und erklärte, 
„wenn das Goncilium nicht bald einen befriedigenden Beſchluß faffe über 
„Dulaffung der Priefterehe und Austheilung des Abendmahls in beider: 
„lei Geſtalt, fo müffe er feinen Unterthanen Beides geftatten.” Der 
Dapft bat um Auffhub und ließ noch einen günftigen Erfolg menigftens 
für Baiern hoffen, welcher jedoch nicht eintrat+). Auch noch nad dem 
Schluſſe des Conciliums forderten die Kaiſer Ferdinand I. und 
Marimilian Il. und Herzog Albrecht von Baiern in nachdruͤcklichen 
Schreiben an den Papft, für Defterreih, Baiern, und Deutfhland dag 
Abendmahl in beiderlei Geftalt und Priefterehe ++). 

Bei der Erfolglofigkeit auch dieſer Bemühungen erhoben ſich feit- 
dem in der Fatholifchen Welt nur einzelne, jedoch häufige und oft bedeu: 
tende Stimmen gegen den Gölibat. Im Jahre 1817 gab ein Gutach— 
tem ber Eatholifhen Facultät zu Landshut als Urfahen des Mangels 
an katholiſchen Geiftlihen den Gölibat an. Diefes- und die allgemeine 
geiflige Reformation der Zeit veranlafte neue Prüfungen des Inſtituts 
Wiederholt wurde in den mwürtembergifchen und badifchen Kammern auf 
Aufhebung des Eölibats angetragen. Namentlich baten nach dem Obis 


*) Raynald ad ann. 1562, N. 55. 57 und 58. 
*+) Raynald N. 59 und 63. 
***) Raynald ad ann, 1563, N. 45—47. 
+) Raynald ad ann. 1563, N.42 und 102. und Sarpi ed. Rambach Vf. 
&. 30 und Palavicin. 21, 2. 
tt) Thuan. Hist. 36, p. 305 und Raynald ad ann. 1664, N. 28. 30. 
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gen im Jahre 1828 280 Katholiken (Geiftliche und Laien), mit Weber: 
veihung der angeführten Denkfchrift, den Großherzog, ben Exrzbifchef zu 
Freiburg und die zweite badifhe Kammer um die geeigneten Schritte zur 
Aufhebung bes Gölibats*). Auf dem Landtage 1831 baten einige Hun- 
derte von Eatholifhen Geiftlihen auf's Neue um die Aufhebung, und 
die babifche zweite Kammer beſchloß damals, fo wie wiederholt auf fpi- 
teren Randtagen, mit größter Stimmenmehrheit Empfehlungen biefer Pr: 
titionen und entfprechende Anträge an die Regierung. Ein Verein fa- 
tholifcher Geiftlicher in Wuͤrtemberg, um die Aufhebung des Cölibats auf 
gefeglichen Wege zu erwirfen, wurde durch eim koͤnigliches Decret vom 
22. Zuni 1832 unterdrüdt. Aehnliche Neformbeftrebungen in Säle 
fien unterdrüdte dort die ebenfalls proteftantifche preußifche Regierung. 
II. Die Folgen und Wirkungen des erzmungenen Ci: 
tibates entfprachen im Allgemeinen hierarchiſch-theokratiſchen 
päpftlihen Iweden oder dem Hauptzwede feines vorzüglichfie 
Gründers Gregor VII., nämlich dem Zwecke einer moͤglichſt durchge 
führten päpftlichen theofratifchen hierarchifhen Oberherrſchaft über ©i 
und Kirche, einer dazu nöthigen Faftenmäßigen Ausbildung in mogliel 
fcharfer Abfonderung des geiftlihen Standes von dem weltlichen Stand 
und von den weltlichen flaatdbürgerlichen und politifchen Intereffen bes 
Volks und feiner Megierung, endlich auch der möglichften Anfammlung 
und Erhaltung geiftlicher Güter. . 
Doch auch in diefer Beziehung verlor, wie ja bie Gefchichte be 
Reformation felbft und die der europäifchen Revolutionen ber neuere 
Zeit zeigen , fpäter der Prieftercölibat fein: Kraft. Die dur den Bali 
bat und die Sittenlofigkeit des Clerus gefunfene Achtung des ganz | 
Standes wirkte fehr mwefentlih mit zur Reformation, diefer töbtlicy 
Munde der Hierarchie. Sie wirkte auch zur Schwädhung der ge 
und weltlichen Auctorität. Die jegigen neuen hierarchiſchen und je 
fchen Beftrebungen, die allerdings bereits eine große, meift loch 
Wirkſamkeit und Verbreitung erhalten haben, und welche bish 
Meformverfuchen in Beziehung auf den Gölibat entgegenftehen, | 
nur eine vorübergehende Erſcheinung. Sie find einzelner 2 
und Ruͤckſchritt in der allgemeinen vorwärtsfirebenden Berwegun q 
werden nimmer Beftand behalten bei allgemeiner Volks- und 
heit. Vielleicht läßt fi zu Gunften des Coͤlibats fagen: bi 
thum ſchuͤtze bie allerdings nothwendige und wohlthaͤtic e Se 
feit der Kirche gegenüber der Staatsgemwalt, und der Cöliba 
das Papftchum und feine Kraft. Tief bedauerlich ift ) 
gigkeit mancher proteftantifchen Kirchen und Geiftlihen 
Gewalt und vor Allem der ganz undhriftliche fervile, fei 
licherifhe Sinn und Ton vieler proteftantifchen Hofprebig 
lichen, welche vielleicht oft ihrer Samilie megen fo ganzl 
s For am . 

























H ©. diefe Petitionen in der Dentſchrift ©. 128. 
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Stellung und das Vorbild Chriſti, der Apoftel und Reformatoren ver: 
geffen. Hier ließe ſich aber mohl bie eben fo unchriftliche und eigen: 
nügige Alliance vieler Päpfte, Bifhöfe und Fatholifchen Geiftlichen mit 
der weltlichen Macht zur gemeinfamen Verdummung und Unterdrüdung 
der Völker entgegenfegen, Und jedenfalls wird fich bei irgend guter Ver: 
faffung und bei einer halbweg würdigen chriftlihen Gefinnung der Geift: 
lichen und der Bürger die völlig genuͤgende Selbftftändigkeit der Kirche 
ohne Papſtthum und Eölibat erhalten laſſen. 

Mas die Wirkungen des Gölibats in Beziehung auf Religio— 
ſitaͤt und Sittlichkeit des Volks und der Geiftlihkeit 
und die wahre fegensreihe Wirkſamkeit der Iegteren und ihre 
Achtung betrifft, fo erfcheinen die Wirkungen des Coͤlibatszwangs noch 
viel niebderfchlagender. 

Die längfte Zeit hindurch war der Zwang zum Gölibat erfolglos, 
indem ein großer Theil der Geiftlihen in mehreren Jahrhunderten uns 
geachtet des Verbots ſich dennoch verheirathete, und ein anderer nod) 
größerer Theil mit Concubinen lebte. Läßt fi ja doch eine Reihe von 
Paͤpſten nennen, welche offenkundig, und nicht etwa vor ihrem Eintritt 
in den priefterlichen Stand, Kinder zeugten, fo wie Innocenz VII, 
Pius II., der biutfchänderifhe und giftmifcherifche Stifter der Genfur, 
Alerander VL, Julius II, Paul TIL, Sulius III.. So fanf 
die Moralität wie die Achtung des Standes und die Sittlichkeit des 
Volkes. In welche hoͤchſt verderblihe Conflicte mit ber Sittenreinheit 
der Frauen und Jungfrauen, der eigenen Beichtlinder, kommt der ehe: 
Iofe imenthaltfame Geiftlihe! Welcher Damm ift hier ſtark genug, wenn 
das ſchwache Mädchen oder Weib felbft feine fleifchlihen Sünden und 
Schwächen dem empfänglichen Manne beichten muß, und fo Gelegenheiten 
und Verſuchungen wie fonft nirgends für das Lafter gegeben find! Und 
wie hundertfach tauchen aus dem Dunkel alter, natürlich größtentheils 
geheimer Sünden die fheußlichften Erſcheinungen midernatürlicher La: 
ſter und ſcheußlicher Mordthaten und Verbrechen aller Art auf! Da 
braucht man Beben nur auf zeitungsfundige neuere Griminalfälle in 
Frankreich, Rom und Deutfchland hinzumeifen, ober auf den Anblid 
von geiſtlichen Schulen und Eeminarien, deren Zöglingen deutlich die 
Spuren geheimer fcheußlicyer Lafter aufgeprägt find. Die Ruchtbarkeit 
des Schlechten und fchon allein der Gedanke, der Argwohn, wie ftörend . 
miüffen ſie fein für die fiteliche Wirkung ber Geelforge bei dem Volke! 
wie verletzend für alle wuͤrdigen Glieder des geiftlichen Standes, für 
bie, welche der allgemeine Argwohn mit als verdächtig, ja zum Theil 
als lächerlich hinftelit! 

“Bon Allem aber ſcheint kaum irgend etwas fo verberblid), als bie 
allgemeine Lüge und Heuchelei einer angeblich ganz befondern 
bimmlifhen Reinheit, Heiligkeit und Keufchheit, da mo bas Volk nur 


— —— 


*) Die eitirte Dentfchrift ©. 59, 
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an das Gegentheil, an doppelt große Unfittlichkeit glaubt! Mußte dieſe 
Lüge nicht weiter führen und fo aufs Neue Achtung und mwohlthätige 
Wirkſamkeit ſchwaͤchen? 

Dazu kommt die Scheu vor dem geiſtlichen Stande, und daß 
ſich ihm meiſt nur ſchlechterzogene Kinder der rohſten aͤrmſten Eltern 
und nur um des Lebensunterhalts willen widmen. Dadurch entſteht 
Mißverhaͤltniß der Bildung der Geiſtlichen zu anderen Staͤnden, und ſo 
eine neue Stoͤrung der Achtung und wohlthaͤtigen Wirkſamkeit. Es 
vermehrt ſich die Zahl ſelbſtſuͤchtiger Miethlinge, die Zahl der in ihrem 
Stande Ungluͤcklichen, die erſt zu ſpaͤt die ganze Bedeutung ihrer Opfer 
einſahen. Und es mindert ſich die Zahl ausgezeichneter Naturen, die 
ſich zugleich beglüdt in ihrem Wirken fühlen. Und gerade im wichtig: 
ſten und fchmierigften opfervolften Lebensverhältnig, in dem ber Ehe 
und Familie, kann ber ehelofe Priefter nicht als Mufter, nicht als ge: 
nau fundiger und mitfühlender Rathgeber wirken. Zu allen Zeiten hielt 
man Hageftolze im Durchſchnitt für Ealte, felbftfüchtige Sonderlinge. 

Von der Trennung des geiftlihen Standes von dem bürgerlichen 
Gemeinweſen und von den übrigen Ständen find ficher auch Beine gu⸗ 
ten Folgen zu rühmen. Die angeführte Denkfchrift (S. 62) fagt von 
der legteren: „Es ſcheint uns, als wenn ein großer Theil der tbeild 
„in fatyrifher Laune, theils in wirklich feindfeliger Abſicht gemachten 
‚Angriffe auf den geiftlihen Stand und die Kirche weggefallen wäre, 
„wenn diefe Trennung nicht beftünde. Was hoch über uns ober fireng 
„gefondert neben uns fteht, das unterfuchen mir weit fchärfer, bdeffen 
„Schwächen beurtheilen wir fehonungslofer, das fuchen wir durch Spott 
„ober Ernſt zu uns und au wohl unter uns hinabzuziehen.‘‘ 

IV. Die Frage über bie Heilfamkeit der Beibehaltung 
oder. der Abfhaffung des Eölibats und Über die Mög: 
lichkeit und Ausführbarfeit diefer Abfhaffung wollen mir 
am Liebften mit den Worten jener katholiſchen geiftlihen und meltlichen 
badifchen Petenten, welche in jener citirten Denkſchrift abgebrudt 
wurden, beantworten. Won den brei Petitionen an ben Großherzog, 
den Erzbifhof und die II, Kammer der Landftände, wählen wir bie letz⸗ 
tere, ober vielmehr einen Auszug ber Dauptitellen aus derſelben. Die 
Petenten fagen hier (S. 139) wörtlich das Machfolgende: 

„Es ift aus der Geſchichte bekannt, daß in ben drei erften SZahr: 
hunderten der Eatholifchen Kirche durchaus Fein Verbot der Priefterehe 
Statt fand; daß foldye Verbote erft im vierten Jahrhunderte von einzel 
nen Provinzialfpnoden und Päpften gegeben und nachher fehr häufig, 
aber meift fruchtlos, in ber occidentalifchen Kirche wiederholt wurden, 
während die griechifche Kirche die Priefterehe, mit einziger Ausnahme 
des Biſchofs, ftets beibehielt, bis endlich im elften Jahrhunderte Papft 
Gregor VII. durch die Eräftigften, ja gewaltfamften Maßregeln, obgleich 
mit großem MWiderfireben von Seiten des Clerus, dieſem Verbote allge: 
meinere Anerkennung und dauernde Wirkfamkeit verfchaffte. ine große 
Menge von Provinzialfpnoden, biſchoͤflichen Verordnungen zeigen jedod, 
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welche Unorbnungen und Xergerniffe die Uebertretungen dieſes Gefeges 
hervorbrachten, und wie bdaffelbe, weit entfernt dem geiftlihen Stande 
einen höheren Grad von Wuͤrde und Heiligkeit zu geben, vielmehr auf 
deſſen Moralität und Anfehen auf das Nachtheiligfte einwirkte. Als 
in Folge der im fechzehnten Jahrhundert eigetretenen Veränderungen das 
Gölibatgefeg in einem Theile der chriftlichen Kirche wieder aufgehoben 
wurde, fo beftand das allgemeine, aber freilid unter vorwiegendem roͤ⸗ 
mifchen Einfluß ftehende Goncilium zu Zrient aufs Neue auf der Bei- 
behaltung befjelben, ungeachtet die Kaifer Ferdinand I. und Marimi- 
lian 1., fo wie faft alle deutfche Fatholifche Fürften auf das Nahbrüd: 
lichfte deſſen Aufhebung für Deutfchland verlangten. Noch waren die 
_ Grenzen der weltlichen und geiftlihen Gewalt nicht fharf und klar ges 
nug beftimmt , noch hingen Fürften und Völker zu fehr von einer aus: 
wärtigen Macht ab: der Wille der erhabenen Monarchen, welcher ohne 
Ungerechtigkeit ſich als Befehl hätte ausfprechen können, wurde vereitelt, 
und jener entfcheidende Augenblid ficherte das Fortbeftehen des Göliba> 
tes bis auf unfere Tage. 

Obgleich aber die römifche Curie ſtets auf der Beibehaltung des 
Gölibatgefeges beftand, fo hat fie felbft doc eben fo wenig als fonft 
eine geiftliche Auctoritit der Latholifchen Kirche jemals daffelbe für ein 
unabaͤnderliches Dogma, noch für ein weſentliches Grundgefeg der Kir: 
chenverfaſſung erklärt, fondern nur als eine disciplinarifhe Anordnung 
betrachtet. Es gehört demnach unbeftritten die vorgefchriebene Ehelo- 
figßeit dee Priefter auch nad) den firengften Begriffen zu denjenigen kirch⸗ 
lichen ‚Einrichtungen der katholiſchen Kirche, welche, durch einzelne be: 
flimmte Zuftände und Zeitverhältniffe hervorgerufen, bei eingetretenen 
Veränderungen wieder aufgehoben werden koͤnnen, und in manchen Fäl- 
len aufgehoben werden müffen. 

Daß ein folder Zeitpunct für das Disciplinargefeg des Cölibates 
menigftens in Deutfchland, und namentlid in unferm Baterlande, ein» 
getreten fei, davon find wir, die gehorfamft Unterzeichneten, mit vielen 
Zaufenden unſter Glaubensgenoffen auf das Vollftändigfte überzeugt. 
Bei aller Achtung, welche wir unferer kirchlichen Auctorität ſchuldig find,’ 
nehmen wir feinen Anftand , feierlih und öffentlich zu erklären, daß der 
befohlene Gölibat unfrer Priefter uns ein unübermwindlicher Stein des 
Anftoßes ift; daB uns berfelbe in unfrer Zeit und in unfrem Vater⸗ 
lande aus unabweisbaren Gründen theils als unnöthig und zwecklos, 
theils als ſchaͤdlich erſcheint. 

Das Goͤlibatgeſetz erſcheint als unnöehig und zwecklos, weil in un: 
ſrer Zeit und in unſrem Vaterlande keine der Gruͤnde und keine der 
Bedingungen mehr beſtehen, welche daſſelbe theils veranlaßten, theils 
einigermaßen rechtfertigen konnten. Wenn man naͤmlich von getoiffen 
Motiven abfieht, welche die römifche Curie noch fonft beſtimmten, fo 
maren diefe Hauptgründe , wie die-Gefchichte zeigt, folgende drei: er: 
fiens, die nach dem Zeitgeifte früherer Jahrhunderte herrſchende Anficht 
von ber höheren Verdienſtlichkeit, Würde und zn des ebelofen 
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Standes, weldhe auch auf die gefeggebertdve Gewalt ber Kirche ihren Ein: 
fluß ausübte, und zugleich allerdings bewirken konnte, daß durch bas 
Eoͤlibat die Priefter bei einem Theile des Volkes größeres Anfehen, und 
dadurch eine größere Wirkfamkeit gewannen ; zweitens, die Abficht, durch 
die Ehelofigkeit der SPriefter ben geiftlichen Stand von ber. weltlichen 
Staatsgewalt unabhängiger zu machen und dadurch die Selbſtſtaͤndigkeit 
und Unabhängigkeit der Kirche zu ſichern; endlich, die Sorge für die Er: 
haltung des Kirchengutes. 

Allein binfichtlid des erften Grundes bemerken wir: weit entfernt, 
daß der eheliche Stand unferer Priefter der Würde und Wirkfamkeit ih: 
res hohen: Berufes Nachtheil brächte, fo würde berfelbe nach dem jetzt 
herefchenden Anfichten und Weberzeugungen, fo wie nah ben Erfah: 
rungen fo vieler Jahthunderte gerade bie entgegengefebten wohlthätigften 
Folgen haben. 

Eben fo ift ferner offenbar, daß bei den jegt ſo geordneten Wer: 
hältniffen zwifchen Staat und Kirche, fo rote bei den fo geficherten Ei: 
genthumsrechten berfelben man gewiß nicht mehr länger einer Maßregel 
bedarf, welche in der Zeit des heftigflen Streites zwifchen mweltlicher und 
geiftficher Obrigkeit unter dem Pontificate Gregor’s VI. vielleicht zu 
entfhuldigen fein konnte. Da nun auf biefe Weife die hauptſaͤchlichſten 
und beachtungsmwertheften Gründe biefer ſtrengen Maßregel gaͤnzlich er: 
loſchen find, fo kann diefelbe jest in den Augen gebildeter und nur eis 
nigermaßen unterrichteter Katholifen nur als ein unndthiger Zwang er: 
fcheinen, melcyer eines ber wefentlichften natürlichen Rechte des Men⸗ 
fhen verlegt. Diefer unnöthige Zwang wird noch um fo drüdender für 
die Mitglieder des geiftlichen Standes umferer Kirche, weil ber Einzelne 
bei biefer übernommenen Verpflichtung, nicht mehr wie in früheren 
SFahrhunderten, durch den Geift ber Zeit unterftügt umd belohnt wirb, 
fondern, nach der jegt herrfchenden Stimmung und Anficht, diefes Opfer 
ganz ohne Danf und völlig umfonft zu bringen gendthigt ift. Unmoͤg⸗ 
. lid) koͤnnen die NRepräfentanten unferes Volkes mit Gleihgültigkeit an⸗ 
fehen, mie den Söhnen unferer katholiſchen Mitbürger, die ſich dem 
geiftlihen Stande widmen, die fo natuͤrliche und unfhägbare Freiheit 
ohne hinreichende Gründe für ihr ganzes Leben genommen wird, je nad 
ihrer individuellen Lage und Neigung für fi) die Ehe, oder das ehetofe 
Leben zu wählen. 

Wie das unnöthige und darum zweckloſe des gezwungenen Prieſter⸗ 
cölibates aus den bisher angedeuteten Gründen erhellt, eben fo gewiß 
und offenbar fcheinen den gehorfamft Unterzeichweten die poſitiven Nach⸗ 
theile dieſes Inſtituts für Kirche und Staat. Wem ift es umbelannt, 
welche geheime Verbrechen unb öffentliche Aergerniffe diefes Zwangsge⸗ 
feg veranlaßt hat und veranlaft? Es Liegen hieruͤber fo viele laute Kla⸗ 
gen und Beweiſe vor, daß mir uns wohl das unangenehme Geſchaͤft 
erfparen Eönnen, die Nachtheile des Priefterchtibates von bdiefer Seite 
genauer auszuführen. Wir hoffen duch diefe Zuruͤckhaltung zugleich zu 
bemweifen, daß wir viel mehr das nachtheilige Inſtitrut als die ungluͤckti⸗ 
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chen Opfer deſſelben anflagen; fo wie wir nicht minder ben beffern 
Charakter unferer Zeit und unferes jetzigen katholiſchen Clerus in Ders 
gleich; mit frühern Jahrhunderten gerne anerkennen. Allein wenn man 
auch vom allen Verbrechen und Aergerniffen abfieht, welche aus diefem 
gezwungenen Zuftande hervorgehen, fo kann e8 doch uns unmöglich ent: 
geben, wie durch diefe zwingende Vorfchrift bei fo vielen und gerade oft 
bei den edelften Individuen diefes Standes die zur Erfüllung der Berufs: 
pflichten nöthige Ruhe, Heiterkeit des Geiſtes, kurz das ganze Lebens: 
giuͤck getrübt und zerftört wird. Ein anderer wichtiger und augenfchein 
licher Nachtheil diefes Inſtitutes fir die katholiſche Kirche unfers Va⸗ 
terlandes liegt darin, daf dutch diefes Hinderniß abgehalten, eine Menge 
von’ gebildeten und zu diefem Berufe ganz geeigneten jungen Männern 
dem geiftlichen Stande entzogen wird, fo daß auf biefe Weife ein gro- 
fer Theil, vielleicht fogar der größere Theil derjenigen, die ſich biefem 
Statide widmen, jegt nur durch äußere Verhältniffe, nicht aber durch 
freie Wahl und innere Neigung zu diefem Entſchluſſe gebracht werden *), 
So mie diefe und andere nachtheilige Wirkungen , melde die ges 
zwungene Ehelofigkeit der Priefter auf die Kicche ausübt, Flar und dur) 
die tägliche Erfahrung beftätigt vorliegen: eben fo fönnen die gehorfamft 
Unterzeichneten als Staatsbürger unmöglich die ſchaͤdlichen Folgen ſich 
verbergen, welche für den Staat aus biefem Inftitute hervorgehen. 
Alles, was das Anfehen umd die wohlthätige Wirkfamkeit der Religion 
und Kirche ſchwaͤcht, ift für den Staat mittelbar ftets rin bedeutender 
Nachtheil; allein nebft diefem allgemeinen und mittelbaren, dringen ſich 
unferer Betrachtung unabweisbar noch folgende zwei unmittelbare und 
ganz beſtimmte Nachtheile auf, wodurch der Priejtercölibat die wichtig: 
ften Intereffen des Staates gefährdet. Weiſe Gefebgeber und erleuch⸗ 
tete Regierungen haben von jeher die Ehen und das Familienleben mit 
Sorgfalt begünftigt, nicht weniger um die Bevölkerung zu ſichern, ale 
um Dednung und Sittiüchkeit unter den Staatsangehörigen zu beför- 
dern. Das Gölibatgefeg wirft aber diefem weifen Principe geradezu 
entgegen, und entzieht nicht blos überhaupt einer großen Anzahl von 
aatsbürgern auf immer die Möglichkeit, Ehen einzugehen, fondern 
gerade ſolchen, welche nach ihren Verhättniffen im Stande 









l n, durch ihre 
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eine in veligiöfer und intellectueller Hinſicht ezeichnete Er- 
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gensreihen Folgen daraus hervorgehen, wenn dem. geiftlichen. Worficher 
der Gemeinde Gelegenheit gegeben wird, in dee Erfüllung ber allgemein 
menfhlichen und fo ſchweren Pflichten des Samilienlebens als lebendiges 
Beifpiel die Vorfchriften der Religion, welche er lehrt, in. Ausübung zu 
bringen. Der zweite wichtige Machtbeil des. Prieftercölibats bietet ſich 
uns in Folgendem dar: es ift Bein Zweifel, daß. durch die gezwungene 
und allgemeine Eheloſigkeit der katholiſchen Geiftlichkeit ein mächtiges 
Band aufgelöft ift, was fonft den einzelnen. Staatsbürger inniger mit 
dem Landesregenten, mit dem Waterlande und feinen: übrigen Mitbür: 
gern verbindet. Bei dem Eatholifchen geiftlihen Stande tritt nun 
tweiter die Betrachtung ein, daß derfelbe, je weniger er mit dem € 
und. dem Waterlande verbunden. ift,. in demfelben Maße, um 
auswärtigem Einfluffe hingegeben wird. Wir geben zu, daß 
tere Moment in unferer Zeit und im unferen Verhaͤltniſſen 
niger bedenklich fcheinen mag. Allein die bochanfehnliche 
darf wahrhaft unferer Erinnerung nicht, um den Grundſatz 
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Acht zu laffen, daß eine weiſe Vorſicht in ſolchen Fällen nicht bios auf 
die nächfte Gegenwart, fondern aud auf die. Erfahrungen der. Vergan⸗ 
genheit fo wie auf die Möglichkeit der Zukunft. zu. bliden anräth. * 

Gegen die bisher angedeuteten wichtigen Nachtheile — 


















coͤlibates ſcheinen uns deſſen angebliche Vortheile, ſo wie die 

welche feiner Aufhebung im Wege ſtehen ſollen, theils ganz 
theils höchft unbedeutend. Wir nehmen uns die Freiheit, einige 
angeblihen Wortheile und Hinderniſſe anzuführen und kurz zu 
ten, nicht weil fie gewichtvoll find ‚.fondern weil. fie gewöhnlich 
wenigen noch übrigen Bertheidigern des Coͤlibates vorgebracht 
Es foll naͤmlich, fo fagen die Vertheidiger diefes Inftitutes, der 
dem geiftlichen Stande durchaus nothmwendig fein, megen ber 

ner Amtsverrichtungen; ein verehelichter Priefter ließe ſich 
durch Nüdfichten auf feine Familie und duch. Beforgniß. für | 

ben leicht abhalten, Kranke und Sterbende zu beſuchen; ferner verdi 
und erhielte ein folder Priefter weniger Zutrauen binfichtlich des. Bei 
geheimniffes. Wie? Sind darum unfere ‚vaterländifchen Krieger fe 
oder unfere Yerzte gewiſſenlos, weil ihnen die Ehe erlaubt ift?, Mi 

fie aber nicht eben fo und bei Weitem mehr als die Eatholif 

lichen dem Tode in’s Angeficht fehen?. Wenn. alfo in diefer Hin 
dem geiftlihen Stande allgemeine, unbedingte, Ehelofigkeit nothmwendis 
wäre, fo, müßte eben fo auch den andern beiden genannten Ständ: 

vom Staate unbedingt und allgemein die Ehe verboten | 
lich verhält es fih mit dem Beichtgeheimniß. „Haben nic 
diener die Verpflichtung. der Pe ee Gegenft: 
ihres amtlichen Berufes ? berechtigt uns. zu. ber. befeibigenden 
nahme, als hätten Geiler weniger Pflich ‘gefühl und. Ji 
ehre als die Übrigen Staatsbiener? Und gibt es arf man 

fragen, feine andern Individuen als nur Deftauen, 
ein Geiftliher menn er. einmal im Stande ift, — € du | 


ii 
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folche Geheimniſſe anvertrauen Tann? Ein anderer Einwurf liegt in 
der zwar gewöhnlichen, aber bei genauerer Betrachtung ald ungegründet 
erfcheinenden Vorftellung: es falle durch verheirathete Fatholifche Priefter 
dem Staate eine neue Lajt zu. Wenn die Priefterehe in unferer far 
tholifhen Landeskirche wieder erlaubt würde, fo darf man wohl voraus: 
fegen, daß die Mitglieder des Eatholifchen Clerus, wie alle Staatsbuͤr⸗ 
ger fi) nur mit höherer Erlaubnif und nad) erfolgter Nachweifung ber 
nöthigen Subfiftenzmittel verehelichen dürften. Es ift alfo nicht abzur 
fehen, was von diefer Seite für eine Laft dem Staate zufallen koͤnnte. 
Daffelbe gilt von den zurüdgelaffenen Familien verehelichter Geiftlichen: 
für diefe würden gewiß von unferer gerechten und milden Regierung ohne 
große Schwierigkeiten ähnliche Anftalten gegründet werden, wie diejeni⸗ 
gen find, durch welche die Wittwen und Maifen der evangelifchen Geift: 
lichen, fo wie der übrigen Staatsdiener unterflügt werden. Die zuneh- 
mende Bevölkerung des Staates, und zwar nicht durch Zuwachs von 
hülflofen und elenden, fondern von ſolchen Familien, deren Subfiftenz 
gefichert und deren Charakter achtbar ift, wird doch Niemand eine 
Staatslaft zu nennen wagen. Doch gefegt, es fänden fich bei Aufhe⸗ 
bung des Gölibatgefeges einige finanzielle Schwierigkeiten, können ſolche 
Rüdfichten wohl der Betrachtung das Gleichgewicht halten, daß durch diefes 
Inſtitut für einen ganzen zahlreichen Stand die perfönliche Freiheit auf bie 
auffallendfte Weife befchränft und ihm ber Genuß eines der erſten na⸗ 
türlichen Rechte entzogen wird, und zwar eines Mechtes, welches dem⸗ 
felben Stande in der evangelifchen Kirche ſchon Längft wieder zuruͤckge⸗ 
geben worden ift? 

Wenn die Zweckloſigkeit und Schädlichkeit des Prieftercölibates, fo 
wie die Nothiwendigkeit der Aufhebung diefes Inftitutes als unabweis⸗ 
bar ſich zeigt, fo entfteht die weitere Frage, auf welchem Wege diefelbe zu ge⸗ 
ſchehen habe. Die gehorfamft Unterzeichneten find weit von dem Ge: 
danken entfernt, der hohen Einficht der hochanfehnlihen Kammer vor: 
greifen zu wollen. Wenn die würdigen Nepräfentanten unfers Volkes, 
mie wir zuverfichylich hoffen, von der Wichtigkeit und Dringlichkeit des 
Gegenftandes überzeugt, unferer gehorfamften Bitte geneigte Aufnahme 
ſchenken, fo werden fie gewiß die zweckdienlichſten Wege und Mittel wäh- 
Ion, welche am Sicherften zum Ziele führen. Wir erlauben uns daher 
nur, die in der, oben angeführten Denkſchrift weiter ausgeführte Anfiht - 
hier kurz anzubeuten. Nach diefer Anficht ſcheint es, daß das Geſuch 
um.- Aufhebung des Coͤlibatgeſetzes zugleich an die oberfie Staats und 
Kirchenbehoͤrde zu richten fei. Das Geſuch an die erflere diefer zwei 
oberſten Behörden erfcheint als nothwendig, nicht nur rüdfichtlich der 
bürgerlichen Wirkungen diefes Inftituts, fondern auch, um durch einen 
Antrag bderfelben bei der Firchlichen Behörde das Einfchreiten dieſer letz⸗ 
tern zu veranlaffen, fo wie ferner zur Erwirkung der zu jeder kirchli⸗ 
chen. Einrichtung erforderlichen Staatsgenehmigung. Das Geſuch an die 
Kirchenbehoͤrde wird erforderlich fein, wegen der kirchlichen Wirkungen 
bes Coͤlibatgeſetzes. Nach wahren unverfälfchten Grundfägen des Fatho: 
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liſchen Kirchenrechts ſcheint es ferner unſtreitbar gu fein, daß bie gefeg 
gebende kirchliche Auctoritaͤt unſerer Dioͤceſe volllommen Befugniß und 
Macht habe, innerhalb ihres Sprengels die Aufhebung dieſer discipli⸗ 
narifhen Anordnungen vorzunehmen. Sollte jedoch von der Kirchenbe- 
hoͤrde einem die Aufhebung des Gölibates bezweckenden Antrag ber 
oberften Staatsbehörde Leine Folge gegeben werden, bann würde mohl 
unbeftreitbar der Staatsgewalt das Recht zuftehen, durch ihre Einfchreis 
ten biefe durch das Staatswohl gebotene Maßregel nöchigen Falls für 
ſich allein zu treffen*). 

Bon diefer Anficht geleitet, haben wir uns in einer unterthänig 
ſten Bitte an Seine Eönigliche Hoheit unfern gnädigfien Großherzog ge: 
wendet, und zugleih eine Eingabe an die hochwuͤrdigſte erzbiſchoͤflich⸗ 
Gurie zu Freiburg, als unfere oberfte geiftliche Behörde, gerichtet. 

Alles fpricht demnach für die Aufhebung des Gölibatgefeges, die 
Intereſſen der Vernunft und Religion, der Kirche und ded Staates, fo 
wie die bei einem feſten Willen fichere und von keinen befondern Schwie⸗ 
eigkeiten begleitete Ausführung biefer Maßtegel. Mögen in anderen 
Ländern die Nachtheile diefes Inſtituts weniger gefühlt werden; in un 
ferm Waterlande, wo eine fo große Anzahl von Mitgliedern der katho⸗ 
ifhen Kirche nun einmal fchon Längft angefangen hat, über kirchliche 
Einrihtungen nachzudenken, wo fo viele Gelegenheit fi) darbietet, die 
Einrichtungen anderer chriftlihen Gonfeffionen mit denen der unftigen 
zu vergleichen, bier, wo kein gewaltfamer Drud die öffentlichen Aeuße⸗ 
rungen und Mittheilungen über ſolche Gegenſtaͤnde nieberfchlägt, ſcheint 
unmöglic eine Anordnung länger beftehen zu können , welche außer ih: 
ren übrigen allgemeinen Nachtheilen, noch den mweitern befondern Nad: 
theil hat, daß fie die Gewiffen beunruhigt, Zweifel erregt, das Anfehen 
der Kirche ſchwaͤcht und vielleicht in der Folge noch traurigen kirchli⸗ 
chen Zwieſpalt bewirkt. Diefe Lage der Dinge empfinden die gehorfamft 
Unterzeichneten nur zu ſehr, und gewiß werben von den Mitgliedern 
der hochanfehnlihen Kammer, melche der Eatholifchen Kirche angehören, 
diefe mißlichen Werhältniffe eben fo lebhaft empfunden. Der Gegen 
und Troſt, welcher darin Inge, fih am feine Kirche mit aufrichtiger, 
ungetrüdter Achtung und Theilnahme anfchließen zu koͤnnen, witd dm 
gebildeten Katholiten unfers Vaterlandes durch das Fottbeſtehen einer 
ihnen als fo zwecklos und gewaltfam erfcheinenden Einrichtung nicht mes 
nig geftört und faft unmoͤglich gemacht. Es ift für die vielem unter 
unferen Glaubensgenoffen, welche mit teineren Religionsbegriffen Inte⸗ 
veffe für das Wohl ihrer Kirche verbinden, eben fo ſchwer, ihren Ber; 
ftand und ihe Herz dem befferen Einſichten umd Ueberzeugungen zu ver: 
fließen, als fich einem kalten Indifferentismus zu überlaffen. 


— — —— — 


*) Dieſes hat die Denkſchrift früher S. 87 hoͤchſt gelehrt und gründlich 
aus dem canonifhen und Staatsredht nachgewieſen. 
Unniert, der Mebattion des Staatslexikons. 
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Es ift keine Meuerung, die wir verlangen,” fondbern nut. .bie 
Ruͤckkehr zu dem Alten; es ift Beine vereinzelte Stimme, melche 
ſich dier aͤußert, fondern ein Nachhall fo vieler wuͤrdiger Stimmen 
der Vorwelt und Mitwelt von Geiftlihen und Laien, von Regie 
rungen und Privaten; es ift feine durch allgemeine Theorieen her= 
vorgerufene unbeſtimmte enthufiaftifche Aufwallung, welche unfern 
Schritt veranlaßte, fondern die gemeinfame ruhig erwogene und fefte 
Weberzeugung ‚von Männern, melde nad dem Grabe ihrer Bildung 
und nach ihren übrigen Werhältniffen wohl ohne Unbefcheidenheit ihr 
Urtheit in dieſer wichtigen Sache geben dürfen. Vertrauungsvoll em⸗ 
pfehlen wir daher unfre Bitte den Repräfentanten unfers Volkes. Wels 
hen Beſchluß fie auch in ihrer Weisheit faffen mögen: wir haben das 
fichere Bewußtſein, unferee Pflicht, unferer Ehre, unſerm Gewiſſen 
Genuͤge gethan zu haben. Unmöglich aber können wir dem Gedanken 
Raum geben, daß die Bitte um eine Verbeſſerung, welche ſchon im 
ſechzehnten Jahrhunderte von deutfchen katholiſchen Fürften feierlich und 
foͤrmlich gefordert worden ift, von einer beutfchen Iandftändifchen Ver⸗ 
fantmlung des neungehnten Sahrhuniderts ganz unbeachtet gelaffen 
werde.” C. Welder. 

Verbrechen und Vergehen. — Dieſes ſind die rechtlich 
ſtrafbaren Handlungen und uͤber dieſelben, als Gegenſtand der rechtlichen 
Strafe handelt der Artikel Strafrecht.“ 

Die ſtrafbaren Handlungen werden uͤbrigens verſchiedenartig einge⸗ 
theiltz ſo namentlich gerade in Verbrechen und Vergehen. Doch 
iſt dieſe Eintheilung ſchwankend und in den neueſten Strafgefeggebun: 
gen gewoͤhnlich ganz aufgegeben worden. Wenn man in ihnen auch 
noch Unterſchiede in Beziehung auf die Zuſtaͤndigkeit hoͤherer oder voll⸗ 
ſtaͤndiger beſetzter Gerichte und auf groͤßere oder geringere Feierlichkeit und 
Sorgfalt des Verfahrens macht, fo beſtimmt man gewoͤhnlich dieſe Un 
terſchiede blos nach der Groͤße des fuͤr die einzelnen ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen beſtimmten Strafmaßes. In dieſem Sinne richten in Frank⸗ 
reich die Öffentlichen Schwurgetichte über die Verbrechen (crimes), die 
öffentlichen collegialen Buschtpoligeigerichte und Appelihöfe Uber die Ver ge⸗ 
hen (delits) und bie Öffentlichen Priedensgerichte über bie Ueber: 
ſchreltungen (contraventions); welche letztere hoͤchſtens mit einer 
Strafe von drei Tagen Gefaͤngniß beſtraft werden, und zwar ſtets vom 
Friedensrichter und im Öffentliher Sitzung. tun das fran⸗ 
zöftfche Recht kennt unfere deutfche Verkehrtheiten nicht, daß die Poll 
zei, die Abminiftration, der Bürgermeifter ſelb ſt firafen, ober daß auch 
nur ein mirklicher Einzelrichter, vollends ein geheimrichtender, große 
Strafen ausſprechen dürfe. Im Kleinen und Taͤglichen iſt die Freiheit 
oder Unfreiheit der Bürger. 

Uebrigens hat — die Unterſcheidung in Verbrechen und Ver⸗ 
gehen einen tiefen vernuͤnftigen Grund. Er tritt zunaͤchſt hervor in det 
geringeren Strafbarkeit und eben damit in dem einfacheren gerichtlichen Ver⸗ 
fahren gegen eine" ganze Claſſe von Straffällen, und in der größeren 
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Strafbarkeit und dem fürmlicheren Verfahren einer andern Glaffe. Der 
innere Grund aber befteht in der verfchiedenen allgemeinen inneren Natur 
der firafbaren Handlungen felbft, welchen aufzufuchen und moͤglichſt 
praktifch durchzuführen allerdings eine Aufgabe einer tieferen und gründ: 
lichen Wiſſenſchaft und: gefeggeberifhen Weisheit fein mag. Denn im 
mer foll ja doch die Größe der Strafen und die Wahl der "Strafgat: 
tungen ſich nicht nach Zufälligkeiten, fondern nach der verfchiedenen Na: 
tur ber flrafbaren Handlungen richten. 

Schon der hiftorifche und MWortfinn der Worte Verbrechen und 
Bergehen weiſ't auf diefen Unterfchied hin. Verbrechen begeichnet 
nämlid; einen wirklichen Bruch des rechtlichen Friedens, der rechtlichen 
Drbnung, wie ihn 3. B. gewiß bösliche Verlegung umnerfeglicher Rechte, 
anerkannt mwefentlicher wichtiger Gefege und Rechte darftellen. Berge: 
hen dagegen bezeichnet nur ein Verirren, ein nicht bis zum Bruche des 
rechtlichen Friedens fortfchreitendes Nebenhinausgehen neben dem Rede. 
Dem römifchen Rechte lag im Wefentlichen eine ähnliche Anſicht zum 
Grunde.: Es nannte die Öffentlihen Vergehen in feinem Gime 
Verbrechen (crimina) und verfolgte fie durch förmliche öffentliche An: 
lage vor dem peinlichen Volksgerichte (judicia publica); die Privat: 
vergehen im römifhen Sinne und die MWeberfchreitungen biofer 
Poligeivorfchriften, Vergehen im engeren Sinne, nannte es delicta, welche 
im Privatgerichte oder außerordentlichen Gerichte (judicia privata und 
extraordinaria) der Regel na) vom Verletzten verfolge. wurden. Im 
roͤmiſchen Sinne hieß nämlich Öffentliches Vergehen dasjenige, das, wenn 
es auch fo, wie 3. B. der Mord, zunaͤchſt einen Privatmann verleptt, 
doch Öffentliche Anklage und öffentliche Strafe oder Genugthuung für 
die beleidigte Staatsgefellfchaft begründete; während die Meueren unter 
öffentlichem Vergehen dasjenige verfichen, mas, wie 5. B. Dochverrath, 
nicht aber der Mord , zunächft die Rechte des Staats verlegt. Pri⸗ 
vatvergehen im: römifchen Sinne dagegen hieß dasjenige, welches, mie 
z. B. Injurie, Diebftahl, blos der Verfolgung des Verletzten und feine 
Klage auf eine Privatgenugthuung überlaffen war. Ueber dem Unter⸗ 
fchied ‚von Verbrechen und Vergehen ift zu vergleihen Hanamann, 
Ueber die Grenzlinie zwifhen Verbrehen und Vergehen. 
Wien, 1805 und bas Neue Archiv des Criminalrechts Bd. 2. 
Heft 3. ©. 885 ff. Welder. 

Berfalfung, f. Staatsverfaffung 

Berfaffungsprincip, ſtaͤndiſches, oder die Stände 
abtheilung als Grundlage der Berfaffung — Je midhtiger 
in dem Streite über die Formen der: verfaffungsmäßigen Monarchie die 
Frage ift, ob und im welcher Weife das Volksleben ftändifcher Abthei⸗ 
lungen bedürfe, defto einleuchtender ift die Nothwendigkeit, fich vor allen 
Dingen volllommen Har zu machen, was man eigentlidy unter Staͤn⸗ 
ben verfteht, was man alfo auf der einen Seite fordert, ober auf dr 
andern verweigert. Wir flogen hier fogleich im Anfange auf eine Meng 
nicht unerheblicher Schwierigkeiten , welche in: der Mehrdeutigbeit dr 
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Wortes iheen Grund Haben und ihre Wirkimgen auf die Weile äußern, 
daß in jenem Streite beide Theile oft von ganz verfchiedenen Bedeutun⸗ 
gen des Wortes ausgehen, oder daß auch wohl, was von ber einen gilt, 
unbedenklich auf die andere übertragen und damit alle Einheit in ber 
Discuffion aufgehoben wird. Bei diefem Wirrwarr in den Erörterun- 
gen ift es Überhaupt die Frage, ob e8 der Sprache, welche ja nur ber 
Ausdrud der zur innern Anfchauung gekommenen Gedanken ift, ge 
lingen Tann, einen noch fo unflar gebliebenen Begriff auf feinen eigent- 
lichen Gehalt zurüdzuführen; auf jeden Fall muß jedoch der Verſuch 
gemacht werben , theil® die verfchiedenen Bebeutungen des Wortes feft- 
zuftellen, theils auch dasjenige, was fie alle gemeinfam haben , heraus 
zufuhen. Im Allgemeinen kann man nun unter Ständen nichts 
weiter verftehen , als gemwiffe Abtheilungen in den gefellfchaftlichen Ver⸗ 
Hältniffen der Menfchen, welche hauptſaͤchlich auf der Verfchiedenartigkeit 
dee Befchäftigung und der Theilung der Arbeit beruhen, oder doch dar⸗ 
aus hervorgegangen find. Die Hinzufügung diefes befondern Merkmals 
kann nicht fchärfer gefaßt werden, wenn man nicht etwas durchaus Will⸗ 
kuͤrliches in den Begriff hineinbringen will; die damit verbundene Unges 
wißheit ift jedoch eine nothmwendige Folge der Schwankungen, denen das 
Wort in der bisherigen Sprachweife unterworfen gemwefen ift. 

Im engern Sinne find aber Stände erftens hiſtoriſch entſtan⸗ 
den und mit politifhen Rechten verfehene Abtheilungen / der Staates 
gefellfchaft , welche fich zwar urfprünglih auch auf WBerfchiebenartigkeit 
der. Beſchaͤftigung fügen, jebod Darin ihre jegige Charakteriſtik nicht 
mehr finden. So hat namentlich die Induftrie, welche früherhin Haupt- 
ſaͤchlich den Charakter der ftädtifchen Bevölkerung bildete, durch ihren 
täglich fteigenden Einfluß ſich auch beim Adel, wie bei den Bauern gel 
tend zu machen angefangen, und umgekehrt die Thätigkeit des Bürgers 
ſich Häufig auf die Landwirthfchaft gewandt. Auch ift nicht außer Acht 
zu laffen, daß jene politifchen Stände, auf melden namentlih in 
Deutfchland der Organismus bes Volkslebens Jahrhunderte hindurch 
vorzugsmweife beruhte, zum Theil als folche jegt gar nicht mehr beftehen, 
wie der vormalige Prälatenftand ; daß aber dagegen andere Elemente, 
wie die Bauern, eine neue Bedeutung erhalten haben. Stände im 
ſtaatsrechtlichen Sinne der legten drei Jahrhunderte nach der Reforma⸗ 
tion find daher nur noch in der Gefchichte zu finden und liegen fomohl 
ber äußern Erfcheinung, wie der Bedeutung nach der Gegenwart fern. 

Diefes durch die Entwidelung des gefellfchaftlichen Lebens herbei- 
geführte Abtweichen von der hiftorifhen Bafis hat nun aber auch z wei⸗ 
tens noc einen ſehr verfchiebenartigen Gebrauch des Wortes „Staͤnde“ 
zur Folge gehabt, bei welchen der Unterfcheidungsgrund wiederum ledig- 
lich von ber Beſchaͤftigung und der Lebensweife entlehnt, auf politifche 
Rechte oder eine befondere Stellung zum Staate aber keine Rüdficht 
genommen ift: Wir erinnern zunaͤchſt an die lange uͤblich gewefene und 
eigentlich ſchon wieder außer Gebraudy gekommene Eintheilung der Ges 
feufhaft in den Nährftand, den Lehrfiand und den Wehrftand, 
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eine Eintheilung, welche jedoch eine ſtaatsrechtliche Bedeutung ſchon um 
deswillen nicht erlaugen Fonnte, weil fie ebenfalls nicht erfchöpfend ift. 
Berner pflegt man aus einens andern Geſichtspuncte die Gefelfchaft 
wohl in Adel, Bürger und Bauern einzutheilen , wobei es jedoeh 
an allem Eintheilungsgrunde fehle, weshalb auch der Adel feibft für 
fi viel confequenter allein nad den Begriffen von Adel und Nichtadel 
elaffifieirt. Endlich aber in noch ungeswungenerm Wortgebrauche fpricht 
man: vom Militärflande, vom Stande der Handwerker, der Geiſtlichen, 
der Abvocaten, der Aerzte, der Kuͤnſtler, Kaufleute, ja man fpricht von 
höhern und niebern, von gebildeten und ungebilbeten Ständen u. f. w. 
Da Lebensmweife und Befchäftigung einem Volke überhaupt die be: 
merkbarften Formen feiner äußern Erſcheinung aufdrüden, fo ift es be 
greiflih, daß daraus zunaͤchſt auch die Grumdbedingungen fuͤr die Ber: 
haͤltniſſe feines Staatslebens hervorgehen. Ein Stamm, meldher ſich 
noch im Anfange bes Voͤlkerlebens befindet, deſſen Befchäftigung no 
eine einfache ift (Jagd, Fifcherei oder Viehzucht), kennt daher auch keine 
Abteilungen nach der Lebensweife, Leine Stände, vielmehr treten folde 
Unterfchiede erſt mit dem Aderbau und mit dem Auflommen der Sim 
dufteie ein. Hier fangen die Intereffen an, fich zu trennen, behalten 
jedoch ihrer Einfachheit wegen nody fo viel Gemeinfames, daß fie nur 
in großen, durch Verwandtſchaft gebundenen Maffen aus einander gehen 
und in dieſer Vereinigung eine Bürgfchaft des eigenen Schuges- finden, 
deren Bebürfniß um fo beflimmter hervorteitt, je weniger noch die Ent 
. widelung ber Staatsgewalt den Anforderungen des geregelten Rechts 
ſchutzes entfpriht. So entftchen befonders in den mittleren Bildungs 
‚Hufen des Völkerlebens Stände mit politifher Bedeutung und politiſchen 
Rechten, eine Erfcheinung, welche man nicht geradezu aus den allgemeb 
nen Bedingungen des politifchen Entwidelungsganges für unbebingt 
nothwendig erflären kann, jedoch unter beftimmten gegebenen WVerbält: 
niffen ganz natürlich finden wird. — Ein mwefentlich anderes Verhaͤlt 
niß tritt jedoch bei gefelligen Zuftänden ein, in melden der geftiegenen 
Eultur wegen die Befchäftigungen theil® zu verfchiedenartig geworben 
find, theils auch individuell zu fehr wechſeln, als daß fie noch für 
Merkmale von Glaffenabtheilungen und Gtandesunterfchieben gelien 
Eönnten. Je meiter das Befondere ſich ausbildet und je weniger ed noch 
Anhaltspuncte an dem Gewohnten behält, deſto mehr ſchwindet das 
Gemeinſchaftliche und defto weniger kann es noch als der Traͤger einer 
politiſchen Bedeutung gelten. 

In wiefern nun ber politiſch⸗ſtaͤndiſche Begriff bei uns in Deutſch⸗ 
land den hier angedeuteten Grundzuͤgen gemäß ſich ausgebildet hat, iſt 
ſchon früher in anderen Artikeln („Adel“, Bd. J. ©. 257, „Deutfde 
Staatsgeſchichte“, Bd. IV. ©. 281, „Deutfhes Landes: 
Staatsredht‘, Bd. IV. S. 337) gezeigt worden, und wir 
uns bier auf eine kurze Zufammenftellung der Hauptpuncte. Machdem 
die auf dem Grundbefige und der Mehrhaftigkeit beruhende gemeine 
Freiheit, das mahrhaftige beutfche Staatsbürgerrecht, in den Stuͤrmen 


des Mittelalters zum Vorrechte einzelner in Genoſſenſchaften zufammen- 
getretener Volksabtheilungen geworden war, welche fich allerdings durch 
Beſchaͤftigungsweiſe von einander unterfchiedben; gelang «8 dieſen, ihrer 
Semeinfdyaftlichkeit eine Organifation zu geben, in welcher fie mit ihrer 
geihiedenen Cigenthümlichkeit als die Grundelemente des Staates er: 
fchienen und als folche die alleinigen Inhaber ftaatsbürgerlicher Nechte, 
fo wie zum Schuge binterläffiger Perfonen berechtigt waren. Go hat- 
ten ſich allerdings wirkliche politifch= ändifche Abtheilungen gebildet, al 
lein nur mit. der Erblichkeit der Lehen und dem eigenthümlichen 
Bildungsproceffe, melden das Stantsleben durch die Entwidelung des 
auf das Privatreht gebaueten Feudalſyſtems erhielt, war es möglich, 
daß der Beariff der Standſchaft zugleich identifh mit dem Begriffe 
der ftaatsbürgerlihen Vollfreiheit fo wie mit dem ausfchließlihen Rechte 
auf Vertretung wurde, und daß man unter jener Freiheit allmälig nur 
die Eremtion von Pflichten verftand, welche nach richtigen Grundfägen 
allen Staatsgenoffen obliegen mußten. — In biefer Weiſe bildeten 
ſich zuerst die Reichsſtaͤnde aus, indem die hoͤchſten kirchlichen Wuͤr⸗ 
denträger, die Inhaber ber erblicy gewordenen Reichsaͤmter und der bas 
mit verbundenen Beneficien, und endlich die freigeblieben (d. h. Feiner 
Zerritorialgewalt unterworfenen) Städte dem Kaifer gegenüber als die 
alleinigen Zräger der Volksrechte, als das eigentlihe Reich (daher der 
Ausdrud: Kaifer und Reich) erfhienen. Mit der Entftehung der Ter⸗ 
ritorien, welche ihr Bildungsprincip befanntlid aus dem Makrokosmus 
des Reichs entlehnten, traten bier analoge Formen hervor, welche fos 
fort eine beftimmte politifche Bedeutung dadurch erhielten, daß während 
ber unruhigen Zeiten des Fauſtrechts fehon freie Vereinigungen verfchie: 
bener Stände zu eigenem Schuge durch ganz Deutfchland ſich gebildet 
hatten, durch deren den Fürjten gewährte Unterftügung allein es mög- 
lich wurde, eine territoriale und mittelbare Staatsgemwalt in den Für: 
ftenthümern zu bilden. Auch hier finden wir daher häufig drei Stände, 
- Prälaten, größere Grundbefiger (Ritterfchaft) und Städte, öfter jedoch 
auch Landgemeinden. Jene größeren Grunbdbefiger beflanden theild aus 
Meften der frühern gemeinfceien Landeigentbümer, welche, oft freiwillig 
ober auch durch ben Drang der Zeiten gezwungen, in ein fchugherrliches 
Verhaͤltniß zu dem Xerritorialfürften getreten waren, jedoch dabei ihre 
pofitifchen Freiheiten aufrecht erhielten, theild auch aus Vaſallen und 
Minifterialen des Fürften, melde, oft aus bem Stande der Unfreiheit 
fiammend, das Recht der Standfchaft zu erlangen gemußt hatten. Hier⸗ 
aus ging ber Zerritorialabel hervor, welcher fpäterhin, nachdem SHof- 
publiciiten die Sache mehr in ein Syſtem gebracht hatten, als niede⸗ 
ver Adel dem hohen, nämlich den zur Meichsftandfchaft berechtigten 
Bürften entgegengefest wurde. Doch find, um bie Entitehung des 
niedern Adels richtig zu begreifen, noch mehre dabei einwirkende Mo- 
mente in’s Auge zu faffen. Bunähft die Annahme bleibender Fa— 
miliennamen und Wappen, welde bei den größeren Grundbe: 
fisern etwa vom elften Jahrhunderte an üblich wurde. Zu ber politi: 


- 
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fchen Bevorrechtung trat dadurch eine Außere Auszeichnung, melde ſich 
auch in den focialen Verhältniffen des Lebens geltend machte, bier den 
Anſpruch auf eine höhere Ehre begründete und dem Abel fehärfer von 
dem übrigen Volke abſchied, daneben auch die Familie felbft in ihren 
Berzweigungen näher beifammenhielt und die Nachweifung der Vorfah—⸗ 
ven erleichterte. Eigenthuͤmlich aber und folgenreich mar der Umftand, 
daß jene Auszeichnungen zu einem Ehrenvorrechte wurden, welches ganz 
ohne Rüdfiht auf den Grundbefig, lediglich durch die Geburt auf bie 
Nachkommen überging; folgenreih war der Umftand hauptſaͤchlich dei: 
wegen, weil damit das Wefen des Adels fi) von der urfprünglicen, 
gefchichtlich begründeten politifhen Bedeutung des Grumbdeigenthums, 
von der dee der davon abhängigen vollen ftaatsbürgerlichen Freiheit 
lostrennte und in einen rein perfönlichen Familienvorzug ausartete, ber 
denn auch (feit Karl IV.) lediglich durch Eaiferliche Verleihung als Brief: 
adel ertheilt werden konnte. — Das zweite oben angedeutete Moment, 
welches auf die Ausbildung. des heutigen Adels einmwirkte, ift bas Rit- 
terthbum. Für die Erwerbung friegerifcher Tuͤchtigkeit im Reiter 
dienfte hatte fich eine zunftmäßige Einrichtung mit verfchtebenen Bra 
den gebildet, welche befonders nad dem Worgange ber in den Kreuzüuͤ⸗ 
gen entftandenen Ritterorden bald die allgemeine Form einer militäri: 
fhen Stufenleiter durch ganz Europa wurde und in ihrem oberften Grabe, 
der Ritterwürde, eine Art von Waffenbrüderfchaft darftellte, deren Kreis 
an kein Zerritorium , an feine Staats: ober Landesgrenze gebunden war 


Die Erlangung der Rittermürde war unabhängig vom Grunbbefige und 


felbft vom Adel in der fpätern Bedeutung, theils in fo fern, als fie 
nicht durch Geburt oder Grundbefig überging, fondern durdy ritterlide 
Belhäftigung und Voruͤbung erworben werden mußte, theils aber auch 
in fo fern, als fie oft an Perfonen ertheilt wurde, welche weder zu ben 
landftändifchen Grundbefigern, noch zum Adel gehörten. Doc fanden 
ſich daneben verfchiedene Berührungspuncte, und zwar mit dem ſtaͤndi⸗ 
ſchen Grundbefige, weil diefer durch Lehnbarkeit oder Minifterialität zum 
Meiterbienfte verpflichtet war, und mit dem Adel, weil man bei be 
Ertheilung der Ritterwürde, wenigſtens fpÄäter, meift die Abftammung 
von mehreren ebenfalls ſchon ritterfähig und vitterbürtig gewefenen Bor: 
fahren (Ahmenprobe) forderte, eine Eigenfchaft, deren Nachweiſung eben 
durch die Familiennamen und Wappen des Adels erleichtert wurde. Day 
gab der Glanz und die Eriegerifche Wichtigkeit des Ritterthums auch dem 
Adel eine erhöhete Bedeutung, und durch einen im beiderfeitigen Inter 
effe liegenden Spnkretismus find daher Adel und Ritterſchaft ziemlich 
allgemein zufammengefaßt und identificirt worden. Da das Ritterthum 
längft zu den Antiquitäten gehört, fo ift e8 nur ein Anachroniemus, 
wenn man nod von einer Ritterfchaft fpricht; dennoch hat der Nam 
ſich noch beſonders bei den Inhabern jener größeren grundherrlichen Gi: 
ter erhalten, deren Beſitzer fruͤher das Privilegtum der Steuerfteihei 
und der Landftandfchaft fich zu verfchaffen mußten. 

Um nun die heutige Bedeutung des Begriffes von Ständen um 
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Standesunterſchieden richtig aufzufaſſen, ift e8 vor allen Dingen erfor: 
derlich, fi) der Abänderungen zu erinnern, welche die Gefchichte in der 
focialen , ‘wie politifchen. Stellung jener Abtheilungen unter einander, fo ° 
wie aud in ihren eigenen Grundelementen hervorgebracht hat. Dier 
zeigt fih nun, daß ihe Wefen, auf dem ihre Bedeutung beruhete, zum 
Theile im Strome ber Zeit ganz und gar untergegangen iſt. Der geiſt⸗ 
liche Stand oder der Stand der Prälaten, früher durch einen gro- 
fen, von ber weltlichen Gewalt unabhängigen Grundbefig zum Genuffe 
ber vollen politifchen Rechte berufen und durch gelehrte Bildung ale 
Stand abgeſchieden, hat jetzt feinen Grundbefig zum großen Xheile ver: 
loren, mindeftens denſelben nicht mehr unabhängig zu vertreten und 
theilt die gelehrte Bildung mit vielen anderen Claſſen der Staatsangehd: 
rigen, welche ihm barin fehr häufig fogar überlegen find. Der Adel 
in feiner heutigen Bedeutung, d. bh. als eine Abtheilung von Staatsge- 
noffen, deren Rechte und Vorrechte lediglich -von der Geburt abhängen 
und damit von Generation zu Generation übergehen follen, ift niemals 
ein: politifcher Stand gewefen, wenn er auch einzelne perfönliche und 
fociale Vorrechte gehabt hat und zum Theil noch hat. Die politifchen 
Vorrechte des fogenannten zweiten Standes, den man nur hoͤchſt uneis 
gentlich wohl den Stand des Adels genannt hat, waren, wie wir oben 
gefehen haben, von jeher ein Zubehör beflimmter größerer Güter, deren 
Befiger freilich. auch noch jegt meift dem Adel angehören und dadurd) 
auch diefem fortwährend einen Hauptftügpunct geben, aber keineswegs 
mit dem jegigen Adel jemals identiſch geweſen find. Beſonders bie heu⸗ 
‚tige Erfcheinung bietet zwei charakteriftifche Abweichungen bar, die eine 
in fo fen, als allmälig viele mit politifhen Vorrechten verfehene ſoge⸗ 
nannte Rittergüter in die Hände bürgerlicher Befiger übergegangen find, 
und die, anderen in fo fern als durch Briefadel, Verarmung, Abfindung 
jüngerer "Söhne, felbft dur Anmaßung die Zahl der grundbefiglofen 
Adeligen ungleidy größer geworden ift, als derjenigen, welche noch zu der 
bevortechteten Claſſe der Rittergutsbefiger gehören. Wenn alfo auch 
wirklich. fich erweifen ließe — was jedody unerweislich ift — daß unfer 
heutiger Adel als folcher jemals eine beftimmte, durch das pofitive Recht 
(von die. Abnormität einer blofen auf Sympathie beruhenden Begün: 
ſtigung des Adels, ift natürlich hier nicht die Rede) unterfiügte poli⸗ 
tifche Bedeutung gehabt hätte, fo wirde doch auf jeden Fall die Gegen- 
wart zwei mefentlid damit contraftirende Geftaltungen zeigen: auf ber 
einen Seite reine Anzahl größerer bürgerlicher Grundbefiger, welche mit 
demn: begüterten ‚Adel: die gleichen politifchen Rechte ausüben; und auf 
ber andern einen Adel, der nur zum geringften Theile der politifch be: 
votrechteten Elaſſe angehört und nur no eine traditionelle Bedeutung, 
fo wie daneben nicht felten die grundlofeften Anmaßunaen (wohin aud) 
bie habituelle Scheu vor bürgerlicher Befchäftigung gehört) für ſich hat. 
— Der Bürgerftand endlich, obgleich bei ihm eine Grundverfchieben- 
heit in ber Befhäftigung wenigftens noch vorberrfchend iſt, hat ſich doch 
den ‚Ständen weſentlich genähert und ift zum Theil in biefelben 
Staats » Lexikon. XV, 44 
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übergegangen. Viele Bürgerlihe haben Landguͤter erworben, treiben 
au wohl Landwirthſchaft oder Ländliche Gewerbe in den Städten, und 
befonders in regfamen Fabrifgegenben ift ber Unterfchieb zwiſchen Stadt 
und Land faft gänzlich verfhwunden. — So find ſchon die alten = 
tifch = fociaten Unterfcheidungen an fih dem jegigen Verhaͤltniſſen 

mehr entfprechend; noch verworrener wird aber dasjenige alte 
fiem, welches man das hiftorifch begründete nennt, wenn man ermägt, 
daß durch die ganze Ridhtung ber Zeit auf bie Entiwitelung eines allges. 
meinen Staatsbürgerthumes noch ein ganz neuer Stand, der Stand 
der Landleute oder Bauern, in den Vordergrund getreten: ift, wel⸗ 
chem mit dem Aufhören feiner frühern Abhängigkeit und Hinterſaͤſſig⸗ 
keit eine Thellnahme an den allgemeinen politifchen Rechten nicht ders 
weigert werden fonnte; ein Stand, der mit bem grunbbefigenben ‚Abel 
die Beſchaͤftigung, mit bem Bürgeritande aber die Abneigung gegen bie 
erceptionellen Beftrebungen des Adels gemein hat. 

Mohin wir daher bliden, überall finden wie in dem Softeme * 
ſtaͤndiſchen Gliederung nur Annahme ohne Fundament, Berufung auf 
geſchichtliches Herkommen ohne klaten Blick in die einfachſten Geftals 
tungen der Geſchichte, traditionelle Anſichten ohne Wahrheit, Einthei⸗ 
lungen ohne allen Theilungsgrund, ja ſelbſt ein Syſtem, nicht erbauet 
aus Grundſaͤtzen, ſondern aus verworrenen Neigungen und Abneiguns 
gen. Wenn man davon ausgeht, daß ſtaͤndiſche Unterſchiede zunaͤchſt 
in den focialen Verhaͤltniſſen eines Volkes ihre Begründung haben müfs 
fen, fo ift im der That der Adel der einzige Stand, welcher fich nach 
pofitiven Merkmalen bezeichnen läßt. Er hat in feinem „Von“ und 
feinen fonfligen Zitulaturen aͤußerlich erkennbare Standesvorzüge, und 
zwar ſolche, die nur durch die Geburt, aber auch durch diefe vollſtaͤndig, 
auf Andere übergehen, wozu außerdem in einigen Ländern noch einzelne 
Befreiungen von allgemeinen Vorfchriften oder Begünjtigungen fommen. 
Aehnliche Merkmale, insbefondere das Eigenthuͤmliche derfelben, die Erb» 
lichkeit der Vorzüge, finden ſich bei den übrigen fogenannten Ständen 
nicht, deren Charakter daher dem Adel gegenüber nur ein negativer iſt, 
und welche deshalb in diefem Gegenfage in der That auch nur als ein 
einziger Stand erfcheinen.. Diefen in der bürgerlichen Gefellfchaft noch 
einigermaßen beftehenden und durch Zradition, Gewohnheit und Anmas 
fung, fo mie auf der andern Seite durch Vorurtheil, Schonung ober 
Kriecherei noch unterftügten Standesunterfchied aber zur: Grundlage eis 
nee Staatsverfaffung zu mahen und darauf eine Bertheilung 
politifcher Rechte zu bauen, einer foldyen Widerfinnigkeit hat noch 
kein Zeitalter der vaterländifhen Geſchichte ſich fehuldig gemacht und 
würde die Gegenwart am Wenigſten fähig fein. Selbft der leiden« 
ſchaftlichſte Hochtory unter unferen Ebdelleuten wuͤrde den Borfchlag nicht 
magen, daß der Gefammtmaffe des Adels in einem Lande ein befonder 
rer ausfchließlicher Antheil an dem politifchen Wolfsrechten übertragen 
werden dürfe. Hieraus folgt, daß, wenn es ſich um bie Feftftellung 
der Grundformen des Staatslebens handelt, der Adel dazu ein. Element 
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barzubieten gar nicht im Stande ift, und wir dürfen überzeugt fein, daß 
gerade die edlern, verſtaͤndigern feiner Mitglieder darin vollftändig mit 
uns übereinflimmen werden. 


Diefer Art der Auffaffung ſcheint nun allerdings das Leben und 
die Wirtklichkeit zu widerſprechen. Mir hören nicht nur von ariftokrati: 
fhen Regierungsformen, fondern auch fpeciell von Abelsariftoßratie fpre: 
hen, wir wiffen, daß da, wo man in Mepräfentativftaaten das Zwei: 
kammerſyſtem hat, bie erfte Kammer herkoͤmmlich wohl bie Adelstam- 
mer genannt wird, ber Adel felbft und feine Zrabanten in Literatur und 
Politik nehmen für ihn wohl das Amt der Vermittelung zwifhen Kürft 
und Volk in Anfprud und tollen in ihm die ſicherſte, wo nicht bie 
einzige Stüge für Thron und Altar erbliden. Daß folhe Vorftellungen 
beftehen,, felbft weit verbreitet find, laͤßt fich nicht leugnen, und wenn 
fie anſcheinend auf eine wirklich politifhe Stellung des Adels als eines 
befondern Standes in unferen heutigen Staaten hindeuten, fo müffen 
wir unterfuchen, was Wahres und was Falfches in ihnen enthalten ift. 
Hier zeigt ſich nun, daß, da die mit politifhen Vorrechten verfehenen 
Grundbefiger, befonder® in früheren Zeiten, meift aus Adelichen bes 
ftanden haben oder auch noch beftehen, die Borftellung, daß fie den 
Kern des Adels bildeten, um fo leichter ſich allgemeine Geltung ver: 
fhaffte, als gleichzeitig Worurtheil, Anmafung und Speichellecke⸗ 
rei den Glauben an eine fhon von Natur aus höhere und edlere 
Abflammung des Adels, gemiffermaßen eine feinere, potenzirte Or⸗ 
ganifation feines ganzen Wefens herrfchend zu machen mußten. Gleich⸗ 
wie nun aber bie — zum Theil auf ganz natürlichen WVerhältniffen 
beruhende — politifhe Bedeutung des größern Grundbefiges dem. 
reichern Theile des Adels faft ausfchließlih zu Gute kam, fo fand der 
ärmere, befißlofe Adel darin wiederum einen Stügpunct für Anfprüche, 
welche außerdem ſchwerlich zu halten gewefen wären, und die politifche 
Wichtigkeit, welche er fih aus dem Reichthume Anderer (nämlid) 
Te Standesgenoffen) zu verfchaffen wußte, war mwenigftens nicht un= 
er tlicher und weniger begründet, al$ der Ruhm und die Ehre, welche 
er für fi aus den verdienfivollen Thaten Anderer (nämlich feiner 
Vorfahren) ableitete. Dazu aber hat auch der geundbefigende Adel mit. 
dem befiglofen manche Intereffen in Anfehung der focialen Stellung 
gemein, welche außerhalb der eigentlichen ftantsrechtlihen Sphäre liegen, 
fid) aber nur durch gemeinfames Zufammenftehen und dadurch, daß fie mit 
einer politifchen Geltung in Verbindung gebracht werden, noch jegt erhalten 
laffen. Die abelihen Grundbefiger würden zum Theile ſchwerlich damit 
einverftanden fein, wenn man ihnen zumutben wollte, alle Vorzüge und 
Vorrechte des Adels als ſolchen aufzugeben und ſich mit den bürgers 
lichen auf gleiche Linie zu flellen; auch das, was fie vor die ſen voraus 
haben, ift ihnen lieb und werth, und wie fie felbft dafür feine andere 
zuverläffige Grundlage haben, als den Reflex ihrer politifhen Geltung, 
fo fiegt es nahe, daß fie gleichzeitig auch bie une. Ihrer nichtsha⸗ 
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benden Standesgenoffen unter ihren politifchen Schug nehmen müffen, 
deren fociale Degradirung auch die ihrige zur Folge haben würde. 

Hieraus ergibt fi, daß unfer heutiger Adel in einer durchaus fal: 
fhen und fchiefen Stellung fich befindet. Er ift ein eigener Stand nur 
im focialen Sinne, aber feine Anfprüche find politiſcher Art, und 
fie find, um gehalten und getragen zu werden, mit politifchen Grundele 
menten des Staates in eine unnatürliche Verbindung gebracht, ‚melde 
immer lofer werden wird, je weiter die Aufklärung fortfchreite. Wenn 
wir aber auf folhe Weife die wahre Bedeutung bes jegigen Adels aufs 
gefaßt haben, fo find mir damit auf den richtigen Stanbpunct gelangt, 
um auch die Stellung der übrigen fogenannten Stände beurtheilen zu 
£önnen, und bier ergibt fi) Folgendes. Im herkoͤmmlichen ſtaatsrecht⸗ 
lihen Organifationsfpfteme pflegt man jest, nachdem ber Stand ber 
Prälaten feinen frühern Einfluß verloren hat und dagegen bie hinterfäf: 
figen kleineren Grundbefiger größtentheild emancipirt find, als bie drei 
Grundelemente des vollberedhtigten Staatsbürgerthums zu unterfcheiden 
die fogenannte Nitterfchaft als erften, die Bewohner der Städte als 
zweiten und bie Bauern als britten Stand. Betrachtet man nun aus 
dieſem Gefichtspuncte zunaͤchſt das Verhältniß des Adels, fo zeigt fi, 
daß derfelbe freilich geneigt ift, fich überall dem erften Stande beizuord: 
nen und zu demfelben zu zählen, daß er aber, bei Licht befehen, in alle 
drei Stände zerfplittert ift, indem man unter dem Adel nicht nur grös 
ßere Grundeigentbümer , fondern auch Befiger von Bauergütern und 
Bewohner von Städten, felbjt Handels und Gewerbetreibende findet. 
Bor den üblichen politifchen Stänbeeintheilungen zerfällt daher ber Bes 
griff des Adels in nihtse. — Wenn man nun auf der andern Geite 
— um aud das Verhältniß diefer drei Stände zu bem Adel aufjufaf- 
fen — von dem erflen Stande den Abel abflreift, welcher unbeftritten 
kein ftaatsrechtliches Erforderniß zum Eintritte in denfelben ift, fo bleibt 
hier nichts übrig, als die Beſitzer einer duch Verfaffung und Gefege 
beftimmten Zahl von größeren Landgütern, für deren Unterfcheidung 
von den Fleineren lediglich ein von Außen hergekommenes, alfo zus 
fälliges Merkmal gilt. Sind wir aber fo weit gekommen und legen 
wir nun den Mafftab der Befhäftigungsunterfhiede — be 
ja das natürliche Princip für bie ftändifhe Gliederung des Volkes abs 
geben fol — an jene Eintheilung, fo finden wir nur zwei Dauptelaf 
fen, nämlich die ftädtifche, melde ſich hauptſaͤchlich mit Handel, Ge 
werbe, Induſtrie und höherer Bildung befchäftigt, und die laͤndliche, 
melde vorzugsweife Landwirthſchaft betreibt. Abermals ift alfo auch 
bier für den Adel kein Raum übrig. In der That ift e8 aber auf 
nicht einmal die Abficht der Mehrzahl des Adels, ſich einer von jenen 
nach der Belchäftigungsmeife gemachten Abtheilungen fo recht eigentlid 
unterzuordnen und alle Mitglieder derfelben als feine ebenbürtigen Ge 
noffen anerkennen zu wollen, vielmehr betrachtet er fich ziemlich regelmoͤ 
fig als einen außerhalb derfelben ftehenden, zu höheren und unver: 
tilgbaren Anfprüchen berufenen Stand, der nicht an einen Ort, an ein 
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Vaterland gebunden ift, fondern deffen Intereſſen, Sympathieen und 
Verbindungen duch die ganze Welt reihen und überall, wo +8 Adel 
gibt, durch eine Art von Gefammtbürgfchaft aufrecht erhalten werden 
müffen, Der arme Edelmann, wenn er nicht wahrhaft auf der Höhe 
der Zeitbildumg fteht, wird fich regelmäßig mehr zu dem eben fo armen 
Standesgenoffen, als zu dem bürgerlichen Rittergutsbefiger hingezogen 
fühlen, dieſer aber umgekehrt den Umgang mit einem gebildeten Buͤr— 
gerlichen feines Gleichen dem Verkehre mit einem anfpruchsvollen abe: 
lichen Habenichts vorziehen, und felbft der grumdbefigende Landebelmann 
wohl nur in den feltenern Fällen fi über die Anſicht erheben, daß 
feine adeliben Standesgenoffen auch ohne Vermögen doch aus einem 
vorzüglichern Material beftänden, als die bürgerlichen Gutseigenthümer- 
Sollte man num über die fo aufgefaßte Stellung des Adels oder 
doch mindeftens darüber einverftanden fein, daß berfelbe durchaus feinen 
politifhen Stand im Staate bilde, fo wird der Streit über die 
» fländifche Eintheilung des Volkes viel einfacher werden und den größten 
Theil der Bitterkeit, mit welcher er bisher auf beiden Seiten geführt 
worden ift, verlieren. Eben dasjenige Element, welches durch die Ver: 
hältniffe auf unnatürliche Weife hineingefhoben war und welches bei der 
unklarheit der Anfichten überall in ein Labyrinth von Inconfequenzen, Wis 
derfprüchen und Unverträglichkeiten führte, mird auf ſolche Weife aus dem 
ſtaatsrechtlichen Spfteme entfernt, und zwar nicht etwa, wie mande 
Gegner mit der befannten bannalen Rebensart wohl einwerfen möchten, 
aus einem Spfteme, welches auf „hohle Theorieen’‘ metaphyſiſch aufge 
bauet wäre, fondern aus demjenigen, welches in der Wirklichkeit 
als das alleinige in allen deutſchen, ja in allen europäi> 
fhen Staaten befteht. Nirgend hat der Abel als folder, polis 
tifche Rechte und Worrechte, fondern nur, in fo fern er Grunbei> 
genthbum befist, und allein das Legte, nicht feine abelihe Geburt 
* 9 gibe ihm den Anſpruch auf eine beſondere ſtaatsrecht - 
—* tellung. — Die natürlichen Grundbeftandtheile des Volkslebens 
n jetzt viel klarer vor dem Blicke, und die Frage nad dem eigentlis 
den V und den Grundlagen der jegigen ftändifchen Gliederung if 
* beantworten. Diefe kann, den herkoͤmmlichen Anſichten ge— 
iß, allerdings nur auf eine Unterſcheidung ber Staatsangehörigen nad) 
ihrer Beft rt und Lebensweiſe zurückgeführt werden, und hier 
2 ‚oben ſchon angedeutet wurde, die Eintheilung in Stadt und 
nd, in bürgerliche und baͤuerliche oder landwirthſchaftliche Nahrung bie 
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hier treten daher nur poſitive, aus anderen Ruͤckſichten he mom⸗ 
mene Merkmale als Theilungsgruͤnde ein. Alletdings beſteht auch jet 
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noch eine Verſchiedenheit in der dußern Erfheinung 
feren Landgüter und ihrer Vefiger im Verhältniffe zu den Eleineren, 
Verſchiedenheit, melde ſich theild in Hauptrichtungen \ hi andwitt 
ſchaftlichen Betriebes, theils im höherer techniſcher und allgemein 
Bildung der Eigenthuͤmer, theils auch in einer groͤßern Abgefchloffenhei 
und Selbftftändigkeit der Beſitzungen ausfpricht. Diefe Verfchiedenbei 
in Verbindung mit hiſtoriſch feſtgeſtellten Glaffificationen, fo wie mi 
dem Erfahrungsfage, daß allerdings der Grundbefis, je größer er f 
auch um deſto mehr natürlichen Einfluß und Bedeutung in bem fü 
cialen Berhältmiffen behauptet, darf aus dem Gefichtspuncte der Staats 
politit allerdings als genuͤgender Nechtfertigungegrund einer befonber 
Derüdfichtigung bei der Vertheilung politifher Nechte gelten, meld 

ferdem nur als willkürlich erfcheinen möchte. 


Doch dürfen wir auch die großen Veränderungen nicht Ül hen, n 
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fchloffenheit und, der Macht der Zünfte oder Innung = ) 
fee Gemwerbscorporationen aber ift vorüber, und je t timm 
tung ber Gegenwart ſich der Gewerbefteiheit zumeigt, deſto 


es möglich, den Städten allein die Gewerbe und den H ant | vo 
ten. Beides verbreitet fi immer mehr auch auf dem Lande, ı 
bie Cultur und Benugung des Bodens freilich noch immer bie 
gende Befhäftigung bildet, aber doch aud in fortwährend zum 
Maße ftädtifhe Sitte und Bildung einheimifh wird. Wenn 
Weife Stadt und Land einander näher gerüdt n den, fo ift e 
einleuchtend, daß durch die Befreiung der Bau sgüter von. 
und durch deren Emancipation von der Dbe hertlichkeit der g 
fisungen eine vermehrte Selbftftändigkeit, ein freieres, kraͤf 
gefühl des Bauernftandes herbeigeführt werden muß, & 
Bauer wird nad funfzig Jahren eine ganz andere Erſchei 
ten, als der Bauer vor, fünfzig Jahren. Die Bauerg 
schfrren anhadkern döpliher, mel. hund) Di, ufhebung | 
diefe verloren und jene gerade chen fo viel gewonnen h 
Gebräuche, Lebensweife, Trachten, nähert ſich e 
einer allgemeinen Gemeinf ftiic it, und die Unterſchie! 
zum Theil fehr ſchwer zu, firiten. Dieſe Exfdyeinung, ı 
ter entwickeln follte, würde dem Syſteme der ſtaͤnd 
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ohne Zweifel den Untergang -bereiten , und fie hat baber viele Werfuche 
und Vorfchläge veranlaßt, um dem herkömmlichen Volksabtheilungen eine 
neue Grunblage, eine fchärfere Ausprägung und: eine neue, beſtimmtere 
Grenze zu geben. Wir erinnern zunaͤchſt an die verfchiedenen Pläne 
zur Reftauration bes Adels, zu beren Ausführung man vor einiger Zeit 
befonders in Preußen den Anfang zu machen ſchien, wir erinnern ferner 
an das häufig ausgefprocdhene Verlangen nach Wiederherftellung ber 
Zunfteinrichtungen und des Gildezwanges, an die Vorliebe, mit welcher 
man bas prunfende Zufammentreten der verfchiedenen Gewerke bei feier: 
lichen Gelegenheiten gefehen und begünftigt hat, fo wie endlich an die 
Beforglichkeit, mit welcher noch an vielen Drten der Verbreitung einer 
vermeintlich zu großen Bildung unter ben Bauern, alfo der Verbefjerung 
der Landfchulen, der Einführung ven Aderbaufhulen u. fi w. entge 
gengewickt wird. Wir erinnern aber zugleich an die bekannten Declas 
mationen einer mpflifchspolitifchen Schule gegen Repräfentativverfaffun- 
gen, benen ein fogenanntes landftändifches Spftem als etwas Verſchie⸗ 
denes, Beſſeres und hiſtoriſch Begründetes vorgezogen merden fol, ein 
Spitem freilih, bei welchem (nad) der Anficht feiner Bertbeidiger) die 
Auffriſchung, Wiederherftelung und Firirung ſtaͤndiſcher Unterfchiede 
weit mehr ber eigentlihe Dauptzwed, als das Mittel und die 
Borbedingung zur Erreichung einer guten Staatsverfaffung fein 
wuͤrde. Mir wollen uns nicht durch allgemeine Eindräde leiten. laffen, 
fondern, da die Erſcheinung allerdings eine aufmerkfame Beachtung und 
eine forgfältige Prüfung erfordert, uns zu diefer felbft mit aller Unbe- 
fangenheit wenden. 

Dor allen Dingen haben wir uns dabei die Frage zu beantworten: 
ob überhaupt ſtaͤndiſche Unterfchiede in der Monarchie, wie man gewoͤhn⸗ 
lich behauptet, in der That nothwendig find, oder nicht? Beftimmt man 
dieſe Frage näher dahin: ob die Monarchie folche gefchloffene Abthei⸗ 
kungen der Gefelfchaft fordert, deren flaatsrechtliche Stellung gegen ein⸗ 
ander eine verfchiedene ift und deren politifche Rechte und Vorrechte 
durch Geburt von einer Generation: auf die andere vererbt werden, 
fo nehmen mie feinen Anftand, ſolche Stände nicht. nur. für geradehin 
entbehrlich, fonbern fogar für ſchaͤblich und unmöglicd zu erklären. Das 
alte Aegypten und Indien zeigen uns das Bild einer folhen Staates 
verfaffung, und wir haben gefehen, daß fie in Deutfchland niemals ein» 
heimifch gemwefen iſt. In der That wäre e8 aber auch nur etwa der Abel, 
dem auf foldye Weife eine dauernde Eriftenz gefichert werden könnte, und 
er allein iſt e8 auch, bei Licht befeben , deſſen Reftauration und Erhal- 
tung man dabei vor Augen hat. Wollen und müffen wir Stände ha» 
ben, fo leuchtet e8 ein, daß vor allen Dingen das Eintheilungsprincip 
ein wirklich einiges, und daß alfo die Grurideigenfchaften aller Stände 
nothwendig auch die nämlichen fein müffen. Sf die Befhäfti- 
gungsmweife ber Theilungsgrund, fo kann die Erblichkeit der Stan» 
besrechte nicht daneben ein charakteriftifches Merkmal nody dazu einer 
einzelnen Claſſe fein ; ift aber das Letzte der Fall, fo. verliert damit die 
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Berhäftigungsmeife alle Bedeutung und man bekommt immer nur eine 
einzige numerifch Eleine Abtheilung mit erblihen Vorzuͤgen gegenüber 
der großen Mehrzahl, welche derfelben entbehrt. — Was die behauptete 
Mothivendigkeit ftändifcher Unterfhiede Wahres und Richtiges enthält, 
ift nur Folgendes. Allerdings erzeugt die Verfchiedenheit der Belchäftis 
gungsmweife, dann auch des Befisthums, der Gewohnheit, der Bildung 
abgefonderte Sntereffen in der bürgerlichen Gefellfhaft, welche naturges 
mäß in den nämlihen Richtungen zufammentreffen und in ihrer Ge 
meinfchaftlichkeit als ein Ganzes erfcheinen. Damit werben von felbft 
Abtheilungen gebildet, welche unmittelbar aus dem Leben bes focialen 
Verkehrs, aus dem Einverftändniffe des allfeitigen und gleichen Be- 
dürfniffes hervorgehen. Aber eben, weil fie ein Product der lebenskräf: 
tigen, nie vaftenden Bolksehätigkeit fi find, würde es ein rein vergebliches 
Bemühen fein, ihre Grenzen unabänderlic feftftellen und darauf ben 
Staatsorganismus bauen zu wollen. Die Mannigfaltigkeit ber nad) 
allen Richtungen ſich durchkreuzenden Beziehungen wechſelt und fteigert 
ſich mit jeder neuen Entwidelungsftufe der allgemeinen Bildung, und 
fortwährend merden im Meiterfchreiten des Wölkerlebens die Mittelpuncte, 
in denen die Intereffen fich vereinigen, bald hier«, bald dorthin gefchoben 
werden. In fo fern nun die in den unterm Kreifen abgefonderten = 
tereffen unter höheren Gefichtspuncten wieder in größeren, auch 
erkennbaren Maffen zufammenfallen, mag man in der 
felfchaft von Ständen reden,’ melde immer geweſen feien un. Inne 
fein werden, nur denke man nicht an gefeßliche gegenfeitige ? Inc 
folher Stände in einer Zeit, welche die Gleichheit vor * fete als 
das Grundprincip der wahren Staatsweisheit immer allger ei : anı ner 
kennt und immer beſtimmter gegen ſogenannte S ih aus: 
fpricht. Diejenigen Abtheilungen, deren die Gefellfchaft zu ihrer leich⸗ 
tern Bewegung und angemeffenen Kraftentwidelung en > 
muß fie fich ſelbſt fchaffen, weil fie eben nur die wahre € 
unmittelbare Ausdrud des Lebens find. Wie —— 
desunterſchiede in dieſem Sinne unter allen 
Culturverhaͤltniſſe eines Volkes ſich ausbilden und —* 
augenſcheinlich falſch iſt jedes Beſtreben, durch Maßregeln de 
bung oder Verwaltung auf die Miederherftellung veralteter, | —* 
neuer oder auch nur auf die neue Organifation und die fi 
fonderung der fchon beftehenden Abtheilungen hinwirken zu n 
ift auch nur eine von jenen häufigen — abfichtlihen —— her 
— Zäufhungen, zu welchen eine oberflächliche 19 ern | 
fo leicht verleitet, wenn man daraus, daf einft in D u 
tionsähnliche Vereinigungen einzelner Stände durch ii 
Individualitaͤt und ihr auf Sonbderverträgen berube 
Dberhaupte den eigentlichen Staatsorganismus bildeten, 
Folgerung ziehen will, daß es möglich, daß es erf —— 
mothwendig fei, in gleider oder Ahmlicher MWeife n E 
auf ſtaͤndiſche Gorporationen zu gründen, Jene Verein igu 
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allerdings auch Sache der Nothwendigkeit, aber nicht einer Nothwendig— 
Beit zum Velten des Staates, der Monarchie, ſondern mur des eigenen 
Schuges, und wir finden die Staatdgewalt am Schwaͤchſten eben in 
denjenigen Zeiten, in welchen die Corporationen am Mächtigften maren. 
Ihr Charakter war Fein moratdhifcher, fondern ein ariftofratifch-republi- 
canifcher, und wurde nur burch das Lehnsfpftem vom völligen Leber: 
gange in die Republik abgehalten. Die neuere Zeit, welche jeden Staats⸗ 
bürger in ein unmittelbares Verhaͤltniß zur Staatsgewalt treten laͤßt 
und das Bebürfnifi einer Vermittelung durch Schutzvereine nicht mehr 
Eennt, würde weder die Richtung, noch die Kraft haben, welche in fruͤ⸗ 
beren Jahrhunderten erforderlih waren, um ein fo eigenthümliches, in 
feinen mefentlichften Theilen auf das Privatrecht errichtete®® Gebäude des 
Öffentlichen Lebens zu erhalten. 

Es gehört aber auch in der That ein unbefangener Bli dazu, um 
einzufeben, wohin der fo oft und mit fo viel Vorliebe angepriefene Weg 
zu einer Neftäuration der Stände führen würde. Mur der Adel bildet 
einen gefhhloffenen Stand, im melden der Einträtt nicht Jedem offen 
ſteht, nur er allein ift durch Geburt an beftimmte Familien oder Ge⸗ 
ſchlechter gebunden, nur er hat dußere Vorzüge, durch melde er ſich 
von anderen Claffen der Gefellfhaft unterfcheidet. Andere Stände dem 
Adel gleich oder ähnlich organifiren zu wollen, wäre doch überhaupt nur 
auf die MWeife möglich, daß man entmeber fie ebenfalls mit ausfchließli« 
chen Standesvorrechten verfähe und diefelben erblid) madhte, ober daß 
man die Ausfdylieflichkeit und Erblichkeit des Adels aufhöbe. Der erfte 
Fall fest aber eine offenbare Unmöglichkeit voraus, und der zweite ift mit 
der Aufhebung bes Adels gleichbebeutend. Eben darum aber kann es 
auch nur der Adel fein, dem eine fländifche Meftauration Gewinn ver: 
fpräche, und eben fo gewiß kann man annehmen, daß gerade bie eifrig« 
ften Vertheidiger ftändifcher Volksgliederungen nur den Abel im Auge ha= 
ben, wenn fie von Ständen ſprechen. Indeß audy für den Adel find 
die Hoffnungen auf eine MWiederherftellung feines früheren Einfluffes und 
einer neuen Begründung feiner politifhen Eriftenz durchaus trägerifch. 
Die hiftorifhe Bedeutung des Adels beruht auf dem Grundbefige, und 
in diefer Dinfiht nahen ihm unausmweichliche Gefahren von zwei Seiten. 
Die eine biefer Gefahren befteht in dem Umftande, daß das Grundei⸗ 
genthum immer mehr in bürgerliche Hände übergeht und der Adel im- 
mer befißlofer wird; die zweite im dem täglich mwachfenden Uebergemidhte 
ber Intelligenz, der Induſtrie und des baaren Geldes: Unfer Adel mit 
feiner Abneigung gegen bürgerlihe Beſchaͤftigungen, namentlid gegen 
Gewerbe und Handel, ſo wie mit feinem natürlichen Streben, dem 
Grundeigenthume da® Uebergewicht zu erhalten, befindet ſich der wach⸗ 
fenben Gewalt des baaren Geldes gegenüber ſchon jegt in einer peinlichen 
Stellung, melde immer fchwieriger werden wird, je mehr der allgemeine 
Felede die Entmwidelung der Induſtrie befördert. Eine ausgezeichnete 
Stellung in der Geſellſchaft, welche nicht auf eigenem Verdienſte beruht, 
iſt ohne einem gewiffen Außen Glanz nicht zu behaupten, allein ben 
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Vortheil des uͤberwiegenden Reichthums bat der deutſche Adel feiner 
Mehrzahl nad) ſchon jegt nicht mehr, und ohne Reichthum kann er auf 
bie Dauer fein glänzendes Leben führen. 

Diefe beiden Gefahren find es num auch hauptfächlich, auf deren 
Berüdfihtigung die Reftaurationsvorfhläge gebauet werden: man mil 
den Abel wieder mit den größeren Grumbbefigern ibentificiren 
mit dem Familiengute nur auf den diteften Sohn forterben 
es indeffen auch gelingen, die vielen Bedenklichkeiten und lichen Ab: 
neigungen gegen Majorate zu befiegen, fo würde doch ſchwerlich die u 
Anzahl derjenigen Abelichen, welche nichts, als ihren oder 
einen Adelsbrief haben, fofort geneigt fein, alle Vorzüge, in 
fie fi noch befinden, geradehin aufzugeben. Auch wird in der | 
Öffentliche Meinung fi) im neunzehnten Sahrhunderte am — 
noch an die Anſicht gewoͤhnen, daß es aus dem ——— 
fentlichen Wohls nothwendig ſei, den Adel als ein beſonderes 
Element zu reſtauriren, da unſer Staatsrecht ſchon jest fo | 
fhen Adel und größeren Grundbefigern. unterſcheidet, und: nirgend de 
Beduͤrfniß erkennen laͤßt, dem Principe des Stabilismus noch m 
bierdurch fchon gefchehen ift, einzuräumen. Nur ein. 
allenfalls gegeben, dem finkenden Anſehen des deutſchen die m un 
einen neuen Glanz zu verleihen, und diefes beftand darin, daß ‚ein 
gedenk derjenigen Volksfreiheit, von der allein auch er ja « Vorere tt 
ei Vorzüge feines Standes ableitet, ſich freiwillig. und a main | 
bie Spige der Ideen geftellt hätte, welche die egen; 
konnte er dieſen ſelbſt eine heilſame Richtung geben und 
Gedeihen befördern, als auch den Mifbraud und die I u 
binden, dann Eonnte er auch in der. öffentlichen M —* 
ſchwaͤchten Einfluß haben, indem er denfeiden ** h 
verwandte, dann Fonnte er bem geheimen — ‚Er it 
eigenes Verdienſt einen neuen Stuͤtzpunct verleihen. be 
aber — nur mit. wenigen. glänzenden Ausnahmen — bat a 2 
than, er hat größtentheils den Freiheitsbeftrebungen Widerflan 
ſich felbft neue Vortheile zu verfchaffen oder —— 
ſucht, und damit iſt er der Zeit verfallen. Gerade t 
tationsvorfhläge und Beſtrebungen, melde aus. der 8 

felbft hervorgehen, find das ficherfte Zeugniß für fe 

Verfall; wenn aber jene Beftrebungen ohne ge 

bleiben müffen, fo läßt ſich der endliche Verlauf m toi 


hen. 

Gleiches Recht für Alle vor dem Gefege, Ce um id 
dem Verdienſte abgemeſſen und nicht nach 
Wahl und ungehinderter Wetteifer in. der Ar ung der 
koͤrperlichen Faͤhigkeiten: das find die Zielpuncte, ran | 
hundert drängt. Der Geift aber, der eine ſolche 9 
hat, duldet keine unorganifchen Schranken und en kun \ * 
feufchaft, keine Stände in dem Sinne, wie der Adel iich 
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gen, Sraisgenofen ofenest, rn Fefhung Dr, Geuſtthäuutei a 


te, ehen 
mn wir aber auf,diefe Weiſe die, Srethümer: und, Täufchung 
von, ber. Sache ‚entfernt ‚haben, fo wird es nunmehr leicht werden, —* 
He ge, was, fie ohne Zmeifel enthält, hervorzuheben, und. auf-feine 
zurüdzuführen. - Jene Ania denheiten in ‚der 
— e,.ben. Gewohnheiten, Sitten und Gebraͤuchen, ſelbſt 
gewiffer Bildungsftufen, denen auch politifhe Stände ihre Entfiehung 
* n, find ohne allen Zweifel vorhanden und. werden wohl immer 
en fein; fie. werden aber. auch immer die Veranlaſſung geben, 
die verwandten. Intereffen, die —— ER Eigenthümlichkeiten 
zufammenfinden und, in einer gewiſſen Sndivibualität. hervortreten. 


| a find. Thatfachen, die. fich nicht, verkennen. lafjen, die aber auch nur 


betrachtet und behandelt werden: müfjen. Allerdings hat der 
naͤchſt bie Pflicht, alle erlaubten Intereſſen zu ſchuͤzen und 
28 ihre freie, natuͤrliche —* ir geflatten, nur binden, 
mem n den Nüancen, der, bürgerl 1 Sefelifhaft nichts, die. aus ben 
ein der Entwidelung von f bervorgehende. Bewegung —* 
5 Fotmen en nicht, das eine Interefje dem 
3. feinblich gegenüberftellen und nicht, dem ‚einen Stand vor dem; 
a bevorzugen. Beſonders iſt es die Volfsvertretumg,.. bei 
pelcher auf der aaar Beruͤckſi — der ſogenannten Standes⸗ 
erſchiedenhei elten die ganze Bedeutung und die 
nkeit der — beruht. Wenn die Volksvertretung uͤber⸗ 
a Ta a rg En 
vollftändig utch einen gewählten 
usſchuß barzuftellen, fo ift,es Aufgabe der —— das * 
dittel aufzufinden, durch welches die ang tigung 
ſchiedenheit 33 —— Aalen = 
ichen fei, darüber laſſen fich Bo Tee at 
—* en na Bi —— 
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ziemlich ohne aut 
meiter getheilten 

Igerneirte Mahnung 

am nie — tie im manchen, a 
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Verhaftung, Habeascorpusacte, perfönliche ober 
indivibuelle Sicherheit. — Ein neuerer Sprachgebrauch; verfteht 
unter dem früher )) mohl anders genommenen Ausbrude perfönlice 
Sicherheit, den gefeglichen Schus derjenigen Rechte, welche in ber yers 
fönlichen Freiheit enthalten find, und zunaͤchſt die verfaffungsmäßigen 
Garantieen gegen willtürliche Freiheits beſchraͤnkungen abfeiten der Verwal⸗ 
tungsbehörden. Ein preufifcher?) Entwurf der Bundesacte, welcher unter 
den allgemeinen Rechten deutfcher Bürger auch diefes aufführte, ift be: 
kanntlich blofer Entwurf geblieben. Die Mehrzahl der beutfchen Der: 
faffungen hat den Mangel einer allgemeinen beutfchen Erklärung über 
biefen Punct zu erfegen gefucht, indem fie, theils aus dem ſtatutariſchen, 
theil® aus dem gemeinen einheimifchen Rechte, theils nach fremben Bor: 
gaͤngen alle, oder doc; einzelne der folgenden Beſtimmangen aufnahmen: 
Keiner foll verfolgt oder verhaftet werden, als nur in den gefeglich be: 
ſtimmten Faͤllen und in der gefeglich vorgefchriebenen Form; Keiner fol 
länger als eine beflimmte Friſt (1 bis 8mal 24 Stunden) über ben 
Grund feiner Verhaftung in Ungerißheit gelaffen, Keiner feinem orbent: 
lihen Richter entzogen werden. Das lngenügende biefer alfgemeinen 
Beltimmungen, fo fern fie nicht durch ergänzende Worfchriften unter: 
ftügt find, ift längft anerkannt. Es ift fehr zu bedauern, fagt eine be 
mährte Autorität), daß die Gefege, auf welche man ſich bezieht (zur 
Beurtheilung ber eine Verhaftung begründenden Fälle), gewoͤhnlich fo 
unbeftimmt find, daß in ihrer Anwendung doch nur richterliche Wilfhr 
entfcheidet, und daß bie Abficht der Verfaffung (menn fie Beobachtung 
ber Formen verlangt) leicht in der Praris vereitelt wird, dba man übe 
bie gefeglihen Formen, weil fie nicht unter Strafe der Nichtigkeit vor: 
gefchrieben find, fich hinausſetzt. Noch weniger ift überall denjenigen, 
beren willfürliche Procedur dem Gefege zumiderläuft, eine befondere 
Strafe angebroht. Unter bdiefen Umftänden wird der Ausgang einer 
Klage fehr precär, e6 wird, mas befonders von Robert Mohl *) her 
vorgehoben ift, der MWiderftand gegen ungefegliche Verhaftung , zu mel 
chem, dem Grundfage nach, jeder Staatsbürger ohne Klage) befugt ifl, 


1) Blacdftone ftellt (1,129) noch die perfönliche Sicherheit, als den Ans 
fpruch auf gefeglichen Schug für Leben, Gefundheit und Ehre, voran, und ent: 
widelt, was wir perfönliche Sicherheit nennen, unter der Rubrik der perfönli: 
chen — —— 

Vom Februar 1815. Kluͤber, Acten d. W. C. 2, 45 u. 46. 
3) Mittermaier, Das beutfche Strafverfahren j, 357 und 371. Die 
betreffenden Stellen ber einzelnen Berfaflungsurtunden nachgewieſen bei &- 
4. Zach ar iaͤ, Das Staats: und Bundesrecht 1, 237; 2, 154, und abgebrudt 
bei Hermsdorf, Die beutfch. Sonftitutionen 1, 217 u. 236 ff. 

4) Würtemb. Staatsrecht 1, 292. 

5) Mohl (a. a. D. ©. 298) ſcheint Zu beforgen, mandyem vaterfändifchen 
Rechtögelehrten dürfte dieſe Lehre bedenklich erfcheinen. Wie leicht hätte er ge 
rade zur Beruhigung von folchen, anftatt nur von England und Frankreich 
reben, auf unzweifelbafte Analogieen des römifchen Rechts verweifen können: 
J, 5. C. de jure fisci (10. 1)5 1. 9. C, de met, et epidem. (12; 41). Weber 
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in ber Anwendung in der Mehrzahl von Fällen „faſt tollkuͤhn“ erfcheis 
nen. Es fehlt demnach fehr viel, daß wir Deutfchen einer Garantie 


wird, deſſen —5 und Wirkung zu beleuchten. 
Berxeits in der erſten Ausfertigung der Mägna charta (bucch x 
König Johann 1215) findet fich der folgende Sag: „Ein freier Mann 
folk nicht ‚in Haft oder Gefängnif verfegt, noch aus feinem Beſihe oder 
Rechte geſeht, noch auf irgend eine Weiſe befümmert werden, noch wollen 
wit ihn verfolgen oder verfolgen Laffen, anders als durch gefegliches Urtheil 
Standesgenoffen, oder nach dem Geſetze des Landes.” An dieſe bes 
rühmte Stelle knuͤpfen fich mehrfache Betrachtungen. Einmal: aus dem 
ganzen Zuſammenhange erhellt, daß eine Freiheitsbefchränfung, als rich» 
terlich zuerfannte Strafe, bereits ein geläufiger Begriff war — im 
—— che mit der Vorſtellungsweiſe des römifchen Alterthums, nad) 
das Gefängniß keineswegs als Strafmittel dienen, fondern nur 

Fällen „für die Beftrafung offenbarer und ruchlofer Der 

e ba ften folte” 6). Somohl die große Achtung der perfi 

‚als die Erhebung der Anklagen faft nur von Bürgern. landen 
den Berhaftungen im Wege. Beftrebungen im Sinne der Habeascor- 
er! gegen ——— verfuͤgte und willkuͤrlich ausgedehnte Freiheits⸗ 
ung, find daher dem Alterthume fremd. Die lettres de cachet, 
likeit, in in einem vielleicht ganz anftändigen Verſtecke zu Tode 
ttert zu werden, gehören ganz der neueren Givilifation an, unter des 
ren die Willkür in anfcheinend milderen Formen, und eben des⸗ 
halb unendlich viel gefährlicher auftritt. Es ift aber merfwürdig, wie 
wenig bis jegt die rung um die Ermittelung eben diefes Ue— 
ert haben, deſſen Nachweiſung doch nicht allein 
ir bie Strafrechts, * fuͤr die ganze Sittengeſchichte 
— „würde. Es ſcheint (dem. auch) nach: einer 
( | forfhung ziemt uns nicht, zuverfichtlicher zu re⸗ 
‚ als ſolche, zuerft ziemlich gleichzeitig in dem 
manifhen Völker im achten und neunten Bahrhumberte 
Fe nun bie — charta den Bee | der dia 











die in — feſtgehaltene Doctrin sol. übrigens Mittermaier a. a. O. 
373 und v. Aretin, Staatsrecht 2, 19. 

6) Nimmt man in biefer, von Niebub r (Rom. Gef. 2, 420) dargebos 

tenen Deutung bie ‚befannte Stelle bes Gicero Catilin, II, 12, fo bleibt fein 

Widerſpruch mit der entfchiedenen, durch alle Vorgänge unferftügten Lehre des 
Ulpian: Carcer ad continendos homines, non ad puniendos haberi debet, 
— 1.8. S. 9. D. de poen. (48. 19). 

7) —— Leg. 1. VI. c. 26 (Georgiſch 10683 vergl. Muratori An- 
tichitä Ital. 1, 271); Capitul. 2 anni 813 c. 12 (Georaifch u — 
Pipin. a. sr” e; 19 (Georgifh 534); Alfred's Gefene c. 1. $. 2 (Schmid, 
Geſch. d. Angelf. E, 41). Die zweite und vierte Stelle find dadurch bemers 
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heitsſtrafe, als einen gelaͤufigen, voraudfegt, laͤßt fie dagegen zwei⸗ 
tens nicht errathen, ob irgend ein Theil desjenigen Mechanismus be: 
teits vorhanden war, durch welchen aud im Fall der Unterfuchumask: 
bie rechtzeitige Dazwiſchenkunft des Richters verbirgt wird. Hallım 
laͤßt es unentſchieden, ob bie Gerichte bereits gewohnt geivefen, den } 
fehl zue Vorführung (writ of Habeas Corpus) auszufertigen; genug, 
der —** der Magna Charta berechtigte den Werhafteten, * 
hen Befehl nachzuſuchen. Daß aber eine Ähnliche Uebun ne 
le | 
arta (c. 




















vorgefunden, möchte man daraus fchliefen, daß tie BI 
merkt hat, in einer andern Stelle der aͤlteſten Magna Charta (c. 36.) 
ſchon angeordnet ift, der Befehl zur gerichtlichen Unterfüchung in pein 
lichen Sachen foll demjenigen, der ihn begehrt, Eoftenfrei sugefertig 
und bürfe ihm nicht vermeigert werben, Es wird drittens gefkitte 
über den Sinn, in welchem außer dem Urtheil des Nichte auch von 

nal 


dern Geſetz des Landes die Nede ift. Hallam ſchlaͤgt vor, mi 
ten Handfchrift et für vel zu leſen. Das fcheint nicht nöthige. EB i 
nicht gefagt, daß die Worte vel per legem terrae fid) auf bie aefin: 
liche Haft beziehen; fie koͤnnen eben fo gut von anderen, im bdemifelbei 
Sag angeführten Uebeln gefagt fein; z. B. von ber Nechtloserklärung 
(utlagaria, outlawry), welche eine Selbftfolge?) mar von vi emaligem 
Ausbleiben nach gerichtlicher Vorladung. Aber die Worte mögen j 
merhin auch von der Unterfuchungshaft gelten, und dann wohl mit Be 
‚zug auf die Fälle, in melden das Gefeg des Landes dem Fi Hter Ic 
verftattet, den Angeklagten gegen Bürgfchaft auf freien Fuß ; 
oder der Angeklagte nicht im Stande ift, zureichende Bürgfi haft darzu: 
bieten 1). Go würde dieſer Nachſatz den Zuficherungen eni ptecht 


kenswerth, daß die Gefaͤngnißſtrafe ausdruͤcklich zum Zwecke ber Buße und Bei: 
ferung angeordnet ift. öchte doch ein gewiegteres Urtheil entfcheiden, ob ich 
Recht habe, mich einer Wermuthung zu überlaffen, die mir bei dem Folgefat der 
dritten angeführten Stelle (Capitular. I. V. c. 10 — Georgifch 1411) aufge 
fliegen ift: daß nämlich die Freibeitsftrafen aus der geiflliben Disciplin 
zuerft bei den germanifchen Völkern in die bürgerlichen Werhältniffe einge et 
feien. Vergl. Capitul. Aquisgran. 817 c. 40 und Carcer canonicalis disci- 
plinae beim du Gange. — Lebrigens hatte ſchon Platon (Legg. X, WB a) 
den Gedanken ausgejprochen, baß ein Gefängnif als Aussee ‚Be eingerid: 
tet werben müßte: aber wo hätte in der Praris bes claffifchen Alterthums biefer Idee 
etwas entiprochen ? | 
State of Europe during the Middle Ages 2, 37. 
9) Es ift die Werurtheilung in contumaciam. S. Ullagare, beim bu 


Gange. 

10) Eine kurze Ueberficht ber jpäteren Grundfäge darüber gibt Spittler, 
Politit 204. Viel Hiftorifhes Material, mit der gewohnten fe behandelt, 
findet man im 68. ber Junius: Briefe (an Lord Mansfield, 21. San. 1772). 

11) Nach dem Sadhfenfpiegel (1, 61.) mußte bekanntlich der Anklaͤger eben 
fo gut als der Angeklagte Bürgen ftellen, oder fich der Haft unterwerfen. Aus 
dem Zractat, ber unter dem Namen des Glanvilla gebt, erfieht man, baf 
in England bei Klagen auf Majeftätsverbrechen der Kläger frühe ſchon milder 
behandelt, und daß fein blofes Verſprechen, die Klage nicht fallen zu laffen, 
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worauf auch die. Bürger beutfcher Reichsſtaͤdte und die Untertanen 
beutfcher. Hürften fo großen Werth legten, daß fie nämlich nicht in Uns 
terfuchungshaft gehalten werben follten, es ſei denn ber Fall von der 
Beſchaffenheit, daß fie dem Gefege nach keiner Bürgfchaft genießen 
möchten??). Die Ausdrüde endlich, durch welche die Worte per legem 
terrae in fpäteren Beftätigungen??) diefes Artikels erläutert und ums 
ſchrieben find, laffen keinen Zweifel uͤbrig, daß man entfchloffen war, 
die Beobachtung der gefeglichen Formen der Verhaftung nicht weniger 
als den Anfprud auf dem ordentlichen Richter geltend zu machen. 

Und es that Noth, die perfönliche Freiheit durch wiederholte Schuß: 
gefege ficher zu ſtellen. Dreißigmal, fagt Sir Edward Eoke, ift Magna 
Charta neu beftätigt worden; daraus ſich abnehmen läßt, mie Häufig 
fie mag verlegt worden fein. Kein Satz aber ift häufiger uͤbertreten, 
als ber oben entwidelte. Man kennt die Lehre von einer Böniglichen 
Machtvollkommenheit, welche über dem Gefeg zu ftehen vorgibt. Dem 
Princip nach war es bei dem erfien Eduard, bei beffen Nachfolge und 
bei den Tudors biefelbe Lehre, Eraft deren die. Stuarts das Dispenſa⸗ 
tionsrecht übten, das ihnen den Thron gekoftet hat. Die Anwendung 
auf willlürliche Verhaftungen lag fehr nahe. Schimpflih, daß es Zu: 
riften gegeben bat, welche auch dieſem Uebergriff der Gewalt das Wort 
redeten; klaͤglich, daß noch em Gefchichtfchreiber, wie Hume!*), den 
Gefichtspunct des Mothrechts, bas wohl Ausnahmen, aber nie eine 
Regel begründen kann, dem angemaften Umfang der Prärogative un⸗ 
terlegen mochte. Factiſch geftaltete die Sache ſich fo, daß der Geheis 
merath eine Verhaftung verfügte, und daß duch das Anfehen diefer 
oberften Behörde der ordentliche Richter ſich zuruͤckſchrecken ließ, anftatt 
ſolche, wie alle andern Fälle, feiner Cognition zu unterwerfen. Oder 
aud der von ber Regierung ausgefertigte Verhaftsbefehl (warrant) bes 
zeichnete, der Ordnung zuwider, den Grund ber Verhaftung nicht, 


angenommen warb, um nicht Andere von ähnlicher Denuntiation abzufchreden: 
der Beklagte aber, heißt eö ferner, „per plegios salvos et securos solet ad- 
stringi, aut si plegios non habuerit, in carcerem detrudi.“ Tract. de Leg. 
et Consuet. regni Angl. L. XIV. c. 1. 8. 4. (bei Phillipps 2, 469). 

12) Beifpiele: Hamburg — Recef von 1410 Art. 1.5; Würtemberg 
— Tübinger Vertrag (1514) und Faiferl. Erläuterung darüber (1520; Landes: 
grunbverfaffung ©. 61 f. des amtlichen Folio-Abdrucks von 1765). 

13) 25 Ed. III. s. 5. c. 4. „en due manere, ou proces fait sur brief 
original a la comune lei.“ 28 Ed. III. c. 3. ‚„sauuz estre mesne en re- 
spons par due proces de lei.“ — ins von Selden’s Argumenten (1627) war, 
durch die Vorfchrift per legem terrae fei die Form per speciale Regis man- 
datum ausgefchloffen. 

6, 165. Für unkundige mag es nicht Hberflüffig fein, gegen Hume's 
Darftellung förmlich zu warnen. Uebrigens find wir nachgerade feloͤſt in Deutſch⸗ 
land tvenigftens zu ber theoretifchen Einſicht gekommen, das jus eminens , def- 
fen Vorkommen fein Berftänbiger beftreitet, nur in ber engften Beſchraͤnkung 
auf feinen Zweck gelten zu laffen. Berge. Pfeiffer, Prakt. Ausführungen 3, 
419. 9. A. 3Baharid a. a. DO, 2, 155. 
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und ber Richter, wenn er auf Anrufen des: Betheiligten deſſen Vorfuͤh⸗ 
rung anorbnete, erklärte, anftatt die Orbnungswibrigkeit zu ruͤgen und, 
da kein Grund der Detention vorlag, den Verhafteten fofort frei zu 
geben, vielmehe fich außer Stand, über die Motive ber Regierung zu 
urtheilen, wovon die Folge war, daß der Betheiligte in die Haft zu 
rüdgebraht mard. Oder die Verhaftung fand Statt „auf fpeciellen 
Befehl bes Könige”, vielleicht mit ganz allgemeiner Erwähnung eines 
obfcehwebenden „Verdachts,“ deſſen Unterfuchung abfelten eines Richters 
für unehrerbietig galt. Unter Eliſabeth's Regierung !9) entwuͤrdigten die 
Richter fih bis zu einer Erklärung, daß in folchen Fällen dem ange: 
ufenen Gericht nicht zuftehe, ben Verhafteten frei zu laſſen. So war 
die Magna Charta nullificitt. Den Männern, weldhe unter Karl l. 
verfafjungswidrige Abgaben verweigerten, war es vorbehalten, dem Bolt 
feine angeftammte Freiheit in's Gebächtniß zurüdyuryfen. Unbekuͤm⸗ 
mert um die Beifpiele vechtlofer Willkuͤr, denen ihr eigenes Schickſal 
ſich anzureihen drohte, erinnerten fie an die Grundfäge des gemeinen 
Rechts, an bie feltnen, aber entfhiedenen Ausſpruͤche unbeſtochner Mid 
ter. „Jeder Untertban‘‘, hatte Markham !°) Eduarb dem N 

flärt, „nicht aber der König, kann auf blofen Verdacht hin 
verhaften laffen, aus dem Grunde, weil dem Verhafteten, 
Unrecht gefhieht, gegen den König kein Rechtsmittel zu 
As Hampden und feine Freunde dennoch in den Kerfer.z 
wurden, entwarf das Unterhaus die „Petition der Mechte” (1627), zu 
deren hervorftechenden Zügen die Erklärung zum Schutze der WE 
len Sicherheit gehört. Im Oberhaufe ward der Verſuch gemacht, bie 
Glaufel einzufhalten: „unbeſchadet der fouveränen Gewalt des Königs”; 
Coke aber fagte: „Magna Charta ift von folhem Schrot und Korn, 
ba feinen Souverän leiden mag,’ und ber Verſuch mißlang. Ueber 
die Annahme ber Petition’ erflärte der gekroͤnte Deuchler ſich in zwei⸗ 
deutiger Rede; gedrängt, gab er feine einfache Zuftimmung, aber erfl, 
nachdem die Richter!) in einer Art von Ohrenbeichte ihn darüber be: 
ruhige hatten, daß man bei vorkommenden Fällen ihn nicht im Stich 
laſſen werde. Nun erklärte er, wie er gar nicht gemeint geweſen, in 
der Petitition der Rechte irgend etwas Meues einzurdumen; es fei nur 








— — — — 


* Aus einer Handſchrift des brit. Muſeums bei Hallam, Const. Hist. 


16) Hallam a, a. D. 283. In demſelben Sinne ſagte ſpaͤter der aͤltere 
Hitt: „Der Grundfag unfres Rechts ſteht feft: des Englänbers Haus iſt feine 
Burg. Nicht daß es umhegt wäre mit Wall und Schanze. Es mag eine ärm: 
liche Hütte fein, mit Stroh gededt. Seglicher Sturm des. Himmels mag %_ 
umbraufen, jegliches Element der Natur mag Zugang finden, aber der Kö: 
nig kann da nicht eindringen; ber König darf nicht.“ History of Wm. 
Pitt 153 (Lond. 1783). 

IT) Hallam a. a. D. 287. Wallace 4 ber Fortfegung von Madin 
toſh's Geſch., in der Cabinet Cyclopaedia) 5, 
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das alte Recht; und darauf hin erneuerten die Gerichte das alte Spiel 
der Beigheit, des Verraths am Volksrecht ). 

Es war aber wirklich nur das alte Recht, was die Petition der 
Rechte enthielt, und auch die Habeascorpusacte ſtellte Beinen neu Grundfas 
auf. Selbft der Name Habeas Corpus !?) war längft üblich für den 
beim Nichter nachgefuchten Borführungsbefehl. Die Acte, die nad) mehr: 
fachen vergeblihen Verſuchen endlich im 31. Regierungsjahr Karl's II. 29) 

efegeskraft erhielt, hat nur durch genauere Beftimmung und fir gere 
ng ber dem gemeinen Recht Iängft bekannten Formen dafür 
rgt, daß. auch in diefem Stüd die Magna Charta zur Wahrheit 
Dt Sie enthält aber im Wefentlichen Folgendes. Jeder, der ohne 

ich veruetheilt zu fein, verhaftet worden, kann bei dem Canzlei⸗ 

t, dem Gericht der Schabkammer und der koͤniglichen Bank, und 
e Kann ſelbſt während der Gerichtsferien an den Lord Ganzler, 'an 
rg ‚Einen. der zwölf oberften Richter fi wenden und Beſchwerde bei 
hm fuͤt * Sobald der ſchriftliche Verhaftsbefehl (oder eine beglau⸗ 

Ber ag — aflidavit — daß Abſchrift davon dem Verhafteten 
t erden) vorgelegt ift, fo muß der Richter einen Vorführungs- 
isfertigen.. Der Termin der Vorführung wird in der Ausfer- 
eftimmt, er iſt je nach der Entfernung des Ortes ne ab» 
härf aber in einem Fall auf Länger al 20 Zuge 
te iſt älter als die Eifenbahnen). Nerweigtrt der Auffeher des 
die Abſchrift des Verhaftbefehls oder leiftet er dem Vor— 


= göbefeht micht Gehorfam , fo verfällt er in Strafe von 100 Pf. St. 
fo bat 














ert der angerufene Richter die Ausfertigung des Vorführungsbe: 
ſo verfällt er in Strafe von 500 Pf. St. Erfcheint der Gefangene, 
dee Richter (fo fern ihm nicht ſcheint, daß Buͤrgſchaft geſetzlich 
enommen werden dürfe) denſelben, gegen Buͤrgſchaft für recht⸗ 
einen vor dem ordentlichen Richter, auf freien Fuß zu 
Wer einmal kraft diefer Acte befreit worden, darf nicht wegen 
gung zum zweiten Male verhaftet werden Wer wegen 


— 
Anf von Hochverrath oder Felonie verhaftet ift, foll in der 
— des naͤchſten Gerichtstermins oder am erſten Tag der 
naͤchſten on zur Unterſuchung gebracht werden. Iſt dies verſaͤumt, 


ſo iſt er gegen Buͤrgſchaft frei zu laſſen, es ſei denn, daß die Koͤn 
— * wur de Bet nit Gneifaae me werden konnten. Ai 


18) Wallace 5, 128, 

19) Eigentlich habeas corpus ad faciendum, subjiciendum et recipien- 
dum — Blackst. 3, 131. 

20) Hallam Const..Hist. 3, 8. hat nachgemwiefen , daß ber Fall des fonft 
unbetannten Londoner Bürgers Jenkes nicht, wie Einer dem Andern nachſpricht, 
die eg gene gab. Die Acte war feit 1668 viermal in’s Unterhaus gebracht, 
zulegt 1675; der Fall von Jentes ereignete fich 16765 erft 1679 warb bie Bill 
wieder aufgenommen und ging in beiben Häufern burd. Daß im, Oberhaus 
durch falfhe Stimmenzählung eine Majorität heraus gebracht worden , dafür 
weiß ich keinen andern Gewährsmann, als Burnet. 


Staats⸗Lexikon. XV, 45 
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auch der zweite Termin verfäumt, fo wird der Angefchulbigte feiner Haft 
gänzlich entledigt. Ein fpäteres Gefeg?!) hat auch die Fälle, welche 
unter der Habeascorpusacte nicht begriffen find, ber Entſcheidung des 
angerufenen Richters, hinfichtlih der Aufhebung der Haft gegen Bürg: 
Schaft, unterworfen, und zwar in der Art, daß ber Richter nady feiner 
Ueberzeugung über den Grund oder Ungrund der Anfchuldigung zu er: 
tennen hat. 

Es dauerte faft noch hundert Jahre, bis der Willkuͤr bei Verhaf⸗ 
tungen in einer andern Beziehung, durch noch fhärfere Beflimmung ber 
Hormen, ein Biel gefegt ward. Die Veranlaffung war diefe2?)., Am 
26. April 1763 erließ ein Mitalied des Geheimenrathe, der Graf Ha- 
lifar, einen fchriftlichen Befehl an vier Königsboten, dahin gehend, 
„die Berfaffer, Druder und Verbreiter einer aufrührifchen und hochver⸗ 
raͤtheriſchen Schrift, betitelt The North Briton Mr. 45, aufjufuchen, 
ſolche zufammt ihren Papieren zu greifen und in fichre Haft zu brin- 
gen.” Darauf bin, und nad beflimmterer, aber nur mündlich er: 
theilter Anweifung, warb der Verfaſſer der Schrift, der bei all feinem 
Maͤrtyrerthum übelberüchtigte Wilkes, nebit einigen Buchdruckern ein- 
geftedt, und ihre Papiere, nach erfolgter Hausſuchuna, weggenommen. 
Der Oberrichter Pratt, bei welchem Wilkes ein Habeas Corpus nachfuchte 
erklärte den Verhaftsbefehl, weil er ein allgemein lautender (a general 
warrant) fei, und die Angefchuldigten nicht nambaft mache, fondern 
ihre Ausfpähung und Verhaftung und felbft die Hausfuhung auf blos 
fen Verdacht hin dem untergeordneten Perfonal überlaffe, für null und 
nichtig. Die Königsboren wurden, wegen Ungebühr, in fchmere Geld: 
buße verurtheilt — fo ſchwer, daß fie offenbar dem Urheber des Bes 
fehles galt. Wilkes verlangte nun vergebens einen SPolizeibefehl zur 
Hausfuhung gegen Lord Halifar, welcher geftohlene Güter (feine Pas 
piere) im Haufe habe. Darauf warb Lord Halifax förmlidy von ihm 
eingeflagt, aber der Proceß fiel zu Schaden, meil Wilkes, in Folge 
andrer Verwickelungen, flüchtig und contumacirt ward, In der Haupt: 
ſache entfchied das Parlament??), und zwar dahin, daß allgemein 
lautende Berhaftungsbefehle allerdings verfafjungswidrig und null und 
nichtig feien. 

Ein neuerer Schriftfteller 2%) hat gerügt, daß in den beutfchen Ver⸗ 
faffungen nicht Bedacht genommen fei auf die Möglichkeit eines eintre: 
tenden Nothftandes, bei welchem die Suspenfion ber auf individuelle 


21) 56 Geo, III. c. 100. Hallam a. a. D. 11. Eine ähnliche Erwei⸗ 
tevung „ber. amerifanifhen SHaberscorpusacte datirt von 1818. Kent, Gom: 
ment. 2, 28. 

22) Ic befige eine (felten gewordene) Sammlung: Interesting Letters 
on the government etc, of England, London, 1764, in vier Bändchen, weiche 
bie gewechfelten GStreitfchriften und Artikel ber Zagesblätter enthält. 

23) 1766 Apr. 25. Parl. Reg. 

24) Hermsdorf, Suftem der beutfch. Gonftit. 1, 242. 
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Sicherheit abzielenden tg erforberlih würde. Er wird uns 
nicht verargen, wenn twir diefe Aengfllichkeit Acht deutſch finden... Wir 
befisen fo wunderwenig, wenn wir mit der Habeascorpusacte die Ge- 
feße vergleihen, nach wel der Werth oder Unwerth einiger mohl- 
lautenden Paragraphen biefer oder jener, Berfaffungsurfunde zu beur— 
theilen ift; und nun follen wir (mie es fcheint, weil die Engländer hin 
und tieber die Acte fuspenbiren) darüber nadhfinnen, wie wir es anzu- 
greifen haben, um auch das Menige, was -wir haben, gelegentlich mit 
uter Manier befchränfen zu. lafjen. Was follte man mohl von einer 
eg 9. denken, die mit dem weiten Spielraum, der ihr verbleibt, 
auch in unruhigen Zeiten nicht ausreichen könnte? Oder wär’ es etwa 
nicht genug, daß mir Unterfuchungscommiffionen gefehen haben, nad) 
melden die Stände nirgends gefragt worden, ob fie fie haben wollten 
oder nicht — follen etwa deutfche Stände in aller Form die Suspen: 
fion des Anfpruhs auf dem ordentlichen Richter, die Einfeßung von 
Ausnahmsgerichten voticen ? 

8 iſt weit nicht bekannt genug, wie ſchwer und zögernd das 
he Parlament zu dem Entfhluß kam, das Beifpiel einer Sus- 
penfion ‚der Habeascotpusacte zu geben. In ber bewegten, an dunkler 
Sefabr fo ‚reihen Zeit nach der Mevolution ward (1690) über geſet— 
widrige Verhaftungen Beſchwerde geführt. „Aber die Gefahr,” fagt 
Burnet?5), „war. fo augenſcheinlich, die ‚öffentliche Sicherheit war bei 
diefen Verbaftungen fo nahe betheiligt, daß das Unterhaus einen Rechts: 
vorgang eintreten lieh, dem Minifterium einen Ruͤckhalt zu getvähren, 
wenn es in gleichem Nothfall das Gleiche thun würde; und doch erhielt 
man die Habenscorpusacte in Kraft: man erklärte das Minifterium 
außer Verantwortung fir dasjenige, was der Acte zumider ee 

tglieber 














rterhaus beharzte bei feinem Princip ; e8 verwarf alle dieſe Regeln. „Eine 
Befchränfung der gefeglichen Formen würde den Miniftern das Recht 
ertheilt. haben, unter Beobachtung der neuen Vorfchriften, Verhaftungen 
zu verfügen; man bielt es für unbebenklicher, die Minifter zu indem 
nifiren, ohne ihnen für die Zukunft ein Recht, unter gewiffen Befchrän- 

ngen, dumen; bei der Verhaftung verbäctiger Perfonen muß 
in Fan iefliher und augenfheinliher Gefahr, die öffent: 
liche Iherheit vor allen Dingen wahrgenommen werden; jedes be- 
fondere Gefes muß dann zurüctehen?‘).” Eben fo dachte Jeffer- 


— — ..- — 


25) Hist. of his own lime 3, 91. | 
26) a. a. D. 141. Vergl. Wallace 9, 27. 45* 
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fon, und er drüdte ſich noch weit ftärfer aus. Wilkinſon hatte im ber 
Verfhmwörungsgefhichte des Aaron Burr (1807) zwei amerifanifche Bür: 
ger ohne Verhaftsbefehl durch militärifche Gewalt gefangen genommen; 
er ließ fie von New⸗Orleans nah Washington bringen. Sefferfon 

fagt: „Hatte er Recht, notorifher Verſchwoͤter ſich zu bemächtigen? 
Darüber fann es nur zwei Meinungen geben: die eine, die der Schul: 
digen und Mitfchuldigen, die andre, die aller ehrlichen Leute.” Dafür, 
dag die Verhafteten niht an Ort und Stelle vor ein Gefchwornenge: 
richt, fondern nah dem Sitz der Regierung abgeführt werden, macht 
Sefferfon geltend (und es ift das die fchmächere Seite feines Raiſon⸗ 
nements): „die Gefahr einer gemwaltfamen Befreiung, die Langfamfeit 
und Unmacht des Gefeges, die Apathie der Richter, den Beiftand ver: 
fhmigter Advocaten, die ungemwiffe Gefinnung der Gefchwornen, vor 
Atem, die ſtuͤndliche Erwartung feindlihen Ueberfalls.“ 
Sefferfon ift wegen dieſer Aeußerungen von Stom?®) hart getadelt 
worden. Es ift wahr, daß man verſuchen Eönnte, auf diefe Weife 
jeven Act der Willkür zu rechtfertigen. Aber es ift fehr die Frage, ob 
der Verfuch gelingen würde in einem Lande, mo Jeder der öffentlichen 
Meinung, der freien Preffe, der Beurtheilung unabhängiger Gerichte 
im Fall eines Mißbrauchs der Amtsgewalt unterliegt. Und Sefferfon 
täufchte fich nicht über die furchtbare Derantwortung, welche derjenige 
auf fich ladet, der es unternimmt, Nothrecht zu üben und die salus 
populi über gefchriebenes Geſetz zu ftellm. „Der Beamte, welcher fo 
handelt, wagt Alles — im Vertrauen auf die Gerechtigkeit der Ge: 
walten, welchen die Aufrechthaltung der Verfaſſung obliegt. Seine 
Stellung verpflichtet ihn, darauf hin Alles, auch feine Eriftenz, zu 
wagen. Es wird die Sache diefer controlirenden Behörden fein, ihn 
nah den Umftänden, unter denen er handelte, zu beurtheilen.‘ Eben fo, 
wie der eifrige Demofrat, dachte einer der größten Staatsmänner von 
Atengland. Lord Chatham fagte, bei der Debatte über die general 
warrants (1764), er babe als Staatsfecretär zwei ſolche erlaffen; er 
habe gemußt — fein Freund der Kronanmwalt (Lord Camben) habe es 
ihm auseinandergefegt — daß fie gefegmwidrig feien; er habe es doch 
gethan; er habe in der Kriegszeit die allgemeine Sicherheit jeder perfön- 
lichen Ruͤckſicht vorangeftellt — er habe, tie jeder gute Bürger thun 
müffe, die Gefahr nicht gefcheut, der er felbft .erwa fi habe ansfegen 
müffen, um bie Gefahr vom gemeinen Weſen abzumenden ; übrigens 
fei er überzeugt, daß augenfälliger Nothftand einen Staatsfecretär im: 
mer rechtfertigen werde, wenn er zu außerorbentlihen Maßregeln greife. 
Hier aber (in dem Fall von Wilfes) fei eine muthwillige, durch Eeine 
Nothwendigkeit entfchuldigte Ueberfchreitung der Amtsgewalt. Bei ru- 
higer Erwägung dieſer Ausſpruͤche wird man es mindeftens zweifelhaft 





27) ,Mem. and Corresp. 4, 149, 
28) Commentaries 3, 750, _ 
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N ob, gierung, bie es gut meint, die neben ihrer Verant⸗ 
c mo lifchen Kraft fü — iſt, We ae * 
* * dr tlichen Saterfie, 
n_fernee Be Niamin Sonfahtee) re jf * 


Ausnahmsgefege * Sande ii lichen Nugen gebracht haben, während 











fie —* En „ haͤufi ſchaͤdlich erwiefen, fo wird man die 
Frage ſchw bejahen mo 9 ob man nun nach England blickt, oder 
nad). Scan Pe (unter. der. Herrfchaft der Ausnahme * ve und 
nad) der ulirevolution).,. In, England kann befannelih nur das Par: 
nt ji abeascorpusacte fugpendiren ; ;_ aber «8 hat Be ter lauten 
inderzahl mehrfach in Fällen ſuspendirt, der ertrdumte 
—* kurzer „Zeit zum allgemeinen Gefpötte t 3. Die 
‚eine. Indemnitaͤtsbill nachſuchen, da ein Pas. 
die ausgedehnte Gewalt nicht mißbraudt aben. its 
iR von der Oppofition —* ‚oft. he daß } i e mit 
nur. illuforifeh ‚fe und wenm efwaß fie zu, zügen vermag, In 
es — die freie e, als die Beſchwerden der Erveftie, d 
der jeweiligen weile in tät. Man bat v ne bie Fi e ii befim en, i 





—— — 7 —2* ud * 9— Me * 
a, wie weit die Regi un he fei, ran 


führe den Salt m 
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= en dem Een nur verftatt : 5 — 
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— Hist. de la Session de 1816 — 7- (Cours de mer eonstitutio- 


). Die ganze Stelle ift des Nachlefens werth. In emfelben Sinne 
var Aretin fih ren: Staater. 2,8 ff. 

30) 3. B. die ee ae ne 

31) Proteft im Oberhaus 4. Juni 179, Opinions of Lord Holland 1 


Lond., 184 
‘ 33) J Fehr. 1822. Opinions of Lord Brougham 194, 
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auszumeifen haben, ohne ſich hinter einer ausgebehnteren Vollmacht ver: 
fteden zu innen. Und was für eine Regierung müßte es fein, bie 
nicht anders, als nur an der traurigen Krüde von Ausnahmsgefegen 
fi auf den Beinen halten Eönnte! Alſo, was uns Deutfche 
laßt uns nur erft fireben, daß mir eine Habeascorpusacte erhalten. 
Menn wir fie haben, fo wollen wir reiflich erwägen, ob fie auch mie: 
der fuspendirt werden foll, und wie, und in welchen Säle. 
€. 5. Wurm. 

Nachtrag. — Berhaftungen, Gefängniffe, vollende unfere deut: 
fhen oft fo viele Fahre langen qualvollen Unterſuchung 
waren den freien Völkern; fie waren auch unferen beutfchen 
länger als ein Sahrtaufend hindurch fo gut wie fremd. Die * 
chungshaft, in welcher in neueſter Zeit in unſerem deutſchen Vaterlande 
jahraus jahrein viele Tauſende, ja Hunderttauſende von deutſchen Bür: 
gern ſchmachten, und Geſundheit, Leben, Lebensgluͤck und dem Unter: 
halt ihrer Familien verlieren, kannten jene gluͤcklicheren Wölker cho 
darum fo gut wie nicht, weil fie feinen Unterfuchungs- oder Inquifi 
tionsproceß Eannten. In ihrem Accufationsproceß, wo nur der Bür 
gegen den Bürger als Ankläger auftrat, konnte diefer ben Mitbürge 
nicht. verhaften laffen, böchftens nad einigen deutfchen Gefegen in ge: 
wiſſen Faͤllen, wenn er fih etwa verhaften laffen walk 
Strafgefaͤngniß war auch höchft felten und in ben freieften ** 
darum unzulaͤſſig, weil die hoͤchſte Strafe in der Ps * 
der Theilnahme am vaterlaͤndiſchen Rechtsverein, in Wei Berbann 
und Acht beftand, und bei großartiger glüdlicher vaterländ 
beftehen konnte. Das Freiheitsgefühl widerſtrebte der Haftbaı | 
der freien Perfönlichkeit. Als bei den neueren freien Bär tem 
Sreiheitsberaubungen entftanden, fuchten fie gegen bdiefelben bi e Frei 
heit der Bürger im ihren Grundgefegen zu fhüsen. So enthalt 
alten arragonifhen und die baskiſchen Gefege, diefe bie 
Zeit, fo wie die Magna Charta ber Engländer bie $ 
kein Bürger vor der Verurtheilung durch's vaterländifehe 
Schmwurgericht eingekerkert werden dürfte. Spätere € —* 
allermeiſt der Despotismus und in Deutſchland vorzüglich urch 
und Hexenverfolgung ausgebildete und verbreitete — * | 





















cef, erzeugten nicht blos häufige ee 

figere Unterfuchungs = ober ni 

Engländer, befhränkten dieſe legteren wenig — F 

Blos in Deutſchland beſtehen dieſe Frei — 

dehnung und oft wirklich mit baftillenartiger Willkür und 

Ausdehnung. > "in 
Zu den betrübendften Wirkungen, welche in unferem — * 

terlande die Verfaſſungsloſigkeit und der fuͤrſtliche erg 

Beamten: und Polizeidespotismus hervorbrachte, gehört 

bag in unferm deutſchen Volke, welches einſt und noch bi in en 


alter, als Da6 frifeifichenbffe und folge gepifen (utde, daf fm 
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dem Wolke, deſſen Vaͤter die perfönlihe Würde und Freiheit und ihre 
Hausfreiheit fo hoch und Heilig hielten, daß felbft bei Arflagen der 
ſchwerſten Verbrechen der Richter nicht Hand an ihre Perfon legen. ihnen durch 
Gefängniß die Freiheit nicht rauben, noch iht Haus betreten durfte), faft 
alle wahren Begriffe, alle Schägung der perfönlihen Würde und Brei: 
heit, wie der Hausfreiheit abhanden gekommen zu fein fheinen. "Sie 
‚werden in ben neueren Gefeken, noch mehr in den fo häufig vom Ge: 
fihtspuncte des Polizeiftaates beherrſchten Gerichten, und oft ſelbſt von 
den Würgern, angeblih um der Siherbeit willen, als unbebeu- 
tende Güter und Mittel Preis gegeben. Der Sicherung gegen die Ge⸗ 
fahr eines Diebftahls, einer Kleinen fonftigen Gefahr, gegen bie der 
Mann fih rüften und wehren und nöthigenfall® mit feinen Mitbürgern 
zufammenftehen fol, opfert man alle wahre bürgerliche Sicherheit aller 
Bürger der Beamtenwilltür auf. Man opfert fie ihren willkuͤrlichen, 
Leben und Gefundheit zeritörenden Monate und Jahre langen Berhaftungen, 
Hausſuchungen und Beſchlagnahmen bei Tag und bei Nadıt. (S. „Be: 
fhlagnahme”.) Man gibt fie den damit verbundenen Kraͤnkungen und 
Geſundheits⸗ und Erwerbsbefhädigungen der ganzen Familie Preis. So ger- 
ſtoͤrt man aus Thorheit alle Sicherheit um der Sicherheit willen. Man zerftört 
die bürgerliche Freiheit, gibt nicht blos alle Bürger der Regierungs: 
und Beamtenwilltür Preis, fondern nimmt ihnen auch alle wahre Buͤr⸗ 
gerkraft und freies bürgerliches Zufammenftehen zur Abwehr des Unrecht, 
der Gefahren, ber Frevlet. Davon, mie in England ohne Pafwefen, 
ohne Gensd’armen, ohne die Rechte der Ausweifungen aus Stadt und . 
Land, Sinquifitiöonsproceffe, ja ohne regelmäßigen öffentlichen An: 
Eläger, durch blofe Privatanklage aus der Mitte der Bürger, überhaupt 
durch Bürgerfinn, MWehrkraft und bürgerlihes Zuſammenwirken zugleich 
mit der aufßerordentlichften Freiheit umd unter fo ſchwierigen vermidelten 
Eulturverhältniffen auch die größtmögliche Sicherheit erhalten werden kann, 
davon —* bei uns Wenige auch nur einen Begriff. Und waͤhrend 
man bei dem ſchlechteſten Vermoͤgensbeſitzthum undedingte volle’ Ent: 
Adigung fordert, wenn Jemand es für das öffentliche Wohl aufopfern 
begreift es meiſtens eine niedrigere Denkungsart, ja eine völlige 
sg vieler Richter und Buͤrger nicht, daß dem Buͤrger, 
3% 8 der Schuld im der Unterfuchung dem öffentlichen Wohl 
ae —— ebenfalls Entſchaͤdigung umd bei fpäterer Verur⸗ 
ens Anrehung des Unterfuchungshafts zur Strafe ger 

een Bo en felbft ‚gegenüber den Kerkern von Jordan und 

Big und fo vieler Opfer des Todes, des Wahnſinns, des Nerven: 
* des durch Kerkerleiden kaum an die m mögtichfte 
diefer furchtbaren, oft barbarifchen Leiden. Man denkt nicht 
ers — 2 Bedingungen und —— und an —— 
Beamtenwillkuͤr. Man denkt gen 
—— — Sun — ————— die aͤußerſten * —* durch —2* 
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nicht an die Milderung feiner rechtlich nicht fchuldigen Opfer, durch 
eine Gefängnißeinrihtung und Behandlung, die forgfältigft jedes nicht 
abfolut unentbehrliche Uebel oder Entbehren ausſchließt. 

Zu dem oft wahrhaft graufenhaften, barbarifhen und fchändlichen 
Gefaͤngnißleiden, die oft durch fchlecht eingerichtete und ſchlecht ver: 
wahrte Gefängniffe , durch Feuchtigkeit, Kälte, Ketten, Mangel an Be- 
wegung in frifcher Luft entftehen, fügte eine neuere, meiftens politiſche 
Berfolgungs: und Rahfucht neue Qualen, Zumauern aller Ausficht, 
Halbdunkel und graufame Härte und Willfür der Disciplinarftcafen. 
Deshalb ift es ſtets verdienftlih, die Blicke unferer abgeflumpften 
materialiftifchen Neudeutſchen auf unfere beffere Vorzeit und auf bie 
würdigeren Grundfäge eines edleren, freieren, vechtliheren und huma- 
neren Volkes hinzumweifen,, das durch feine Freiheit feine Größe und 
Macht gründete. 

Almälig indeffen fängt hier und da, jedoch noch fpärlidy genug, in 
unſerem lieben’ Deutfchland die Gefeggebung an, die freieren, rechtliche: 
ven und wuͤrdigeren Gefichtspuncte, wenigſtens einigermaßen, hervorzu= 
heben und einige Beflimmungen aufzunehmen, die uns davor ſchuͤtzen 
follen, daß fie nicht mehr fo roh und barbarifch unter die Füße getreten 
werben, wie ed lange Zeit in der deutſchen richterlichen und politifchen 
Praxis leider der Fall war, und oben Band IX. ©. 46 ff. ausführlich 
gefchildert wurde. 

Zu biefen erfreulichen Erfcheinungen rechnen wir aud die in dem 
neuen badifhen Entwurf einer Strafprocefordbnung ent: 
haltenen Beftimmungen, obgleich diefelben den Forderungen ber wahren 
bürgerlichen und politifchen Freiheit und jener Gerechtigkeit und Dumas 
nitdät, deren wir Deutfhen uns fo gern, aber fo fehr mit Unrecht be—⸗ 
cühmen noch keineswegs vollftändig entfprochen. 

Die Beltimmungen find nad) der Redaction der II. Kammer die 
nachfolgenden: 

$. 166. Der Unterfuchungsrichter bat den Angefchuldigten, wels 
her unmittelbar‘ vor ihn geführt, oder vom Amtsrichter, vom Staats» 
anmwalt, oder von der Polizeibehörde an ihm abgeliefert ift, fogleich zu 
vernehmen. 

Wäre dies nicht möglich, fo kann der Angefchuldigte einftweilen 
in Verwahrung gebracht werden; er darf aber nicht länger als 48 
Stunden im Gefängniß feftgehalten werden, ohne über den Grund ber 
Verhaftung vernommen: zu fein, und es ift im Protocoll zu bemerken, 
warum die. Vernehmung nicht früher Statt finden konnte. 

5. 157. Gegen den Angefchuldigten, welcher aud) nach feiner Wer: 
nehmung bes Verbrechens verdächtig bleibt, kann ber Unterfuhungs: 
richter den Verhaft erkennen: 

1) wegen Gefahr der Flucht, 
a) wenn der Angefhuldigte als Ausländer, als heimathlos, oder 
wegen herumziehenden: Lehenswandels überhaupt der Flucht ver⸗ 
daͤchtig iſtz oder 
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b) wenn ein angefeffener Inlaͤnder wegen getroffener Anſtalten 
zur Flucht oder aus anderen beſondern Gründen ſich der Flucht 
verdaͤchtig gemacht hat vr ed fi bier um ein bie amtsrich⸗ 
terliche - Zuftändigkeit überfieigendes Verbrechen handelt; — 
ferner 
2) bei Verbrechen, die wenigſtens Kreisgefängniß nad) fi) ziehen 
können, wenn nad den Umftänden des Falls zu beforgen ſteht, daß 
der Angefchuldigte feine Freiheit zur Vereitelung oder Erſchwerung 
der Unterfuhung, durch Verabredung mit feinen Mitfchuldigen, 
oder durch Vernichtung der Spuren des Verbrechens mißbrauchen 
werde. 
$. 168. Der nach $. 157. Nr. 2 erkannte Verhaft ift ſogleich 
wieder aufzuheben, wenn die Vereitelung oder Erfchwerung der Unterfus 
hung nicht mehr zu beforgen fieht; er darf bei Verbrechen, welche nur 
Gefaͤngnißſtrafe nad fich ziehen, in. feinem Falle über gehn, bei ſchwe⸗ 
reren Verbrechen nicht über zwanzig Tage dauern. 

$. 159. Gegen denjenigen, ber nach feiner Vernehmung des 
Berbrehens dringend verdächtig bleibt, kann der Unterſuchungsrichter 
auch ohne die Vorausfegungen des $. 157 den Berhaft erkennen, wenn 
1) den Umftänden nad) mwahrfcheinlid ift, daß er im Falle der Ver— 
urtheilung von einer höhern Strafe als zweijähriges Arbeitshaus 
werde getroffen werden; ober 
2) mwenn die That überhaupt noch mit Arbeitshausftrafe bedroht und 
zugleidy von der Art ift, daß fie öffentliches Aergerniß erregt. 
$ 160. In den Fällen des $. 157, Mr. 1 und denjenigen des 
$. 159, Nr. 1, ſo fern die hier zu gemwärtigende Strafe drei Jahre 
Zuchthaus nicht überfleigt, kann ber Angefhuldigte, der verhaftet werden 
fol, oder bereits verhaftet iſt, mit der Daft verfchont, oder aus folder 
wieder entlaffen werden, wenn er verfpricht, ſich bis zur erfolgter Abur- 
theilung ‚von feinem Wohnort nicht zu entfernen, und dafür eine in 
einem: beflimmten Geldbetrag feftzufegende Sicherheit leiſtet. Dies fin- 
det jebody nicht Statt, wenn nad den Umftänden zu beforgen ift, daß 
der Angefchuldigte der Sicherheitsleiftung ‚ungeachtet die Flucht ergreift. 

Mit Vorbehalt diefer legtern Ausnahme kann duch Beſchluß des 
Dezirksftrafgerichts umter befonderen Umftänden, namentlid auch 
mit Rüdfiht auf die Dauer der Unterfuchung felbit, da, wo eine hoͤ⸗ 
here Strafe als von drei Jahren Zuchthaus zu erwarten ift, die Freis 
laffung von ber Daft gegen GSicherheitsleiftung, ober in geringeren Faͤl⸗ 
len bes $. 159, Nr. 1 eine ſolche Freilaſſung ohne Sicherheitsleiftung 
verfügt werden. 

§. 161. Die Bari icherungs ſumm⸗ wird vom Bezirksſtrafgerichte 
für verfallen erklärt, wenn der Angeſchuldigte ſich ohne Erlaubniß des 
Unterfuhungsrichters von feinem Wohnort entfernt. Stellt er ſich je⸗ 
doch innerhalb vier Wochen freiwillig: zum Verhaft, fo nimmt das Bes 
zirksſtrafgericht die Verfallenerklärung wieder zurüd. 

$, 162. Der Angefhuldigte kann, 3. geleifteten Sicherheit uns 
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geachtet, verhaftet werben, wenn er auf eine gerichtliche ** ohne 
Hinlämgliche Entſchuldigung ausgeblichen 

$. 163. Auch erfolgt, der geleifteten Sicherheit ungeaditrt, die 
Verhaftung oder Wiederverhaftung des Angefhuldigten, wenn er nad 
der bewilligten Befreiung Anftalten zur Flucht traf, und fie kann auch 
dann verfügt rn: wenn der Angeſchuldigte feine Freiheit zu neuen 


miß 

Im letztern Falle — iedoch das’ Gericht auf den — einet 
weitern, in Bezug auf das neuerliche Verbrechen geleiſteten Sicherheit 
die Befreiung von der Haft noch ferner bewilligen. 

$. 164. Die Sicherheitsfumme wird frei, umb die Buͤrgen find 
ihrer Verbindlichkeit enthoben, fobald dem Angefchuldigten das Urtheil 
verkündet, ober er, ber geleifteten Sicherheit ungeachtet, in Germäßpeit 
der $6. 162 und 163 verhaftet worden iſt. 

$. 165. Wenn bei einem Aufruhr oder bei einer mit Veruͤbung 
eines ſchweren "Verbrechens flattgefundenen Schlägerei bie Schuldigen 
nicht gleihbald ausgemittelt werden koͤnnen, fo iſt der Unterſuchungs⸗ 
eichter befugt, Alle, melde dem Borgange anmohrten, und der Theil: 
nahme überhaupt verbächtig find, einftweilen feftnehmen zu laffen. Er 
darf fie jedoch, fo fern ſich ihre Schuldlofigkeit nicht Früher ergibt, Längftens 
48 Stunden in Gewahrfam behalten, diejenigen ausgenommen, melde 
bis dahin in ſolchem Grabe verdächtig find, daß fie noch anderen Be⸗ 
ſtimmungen der Verhaftung unterliegen: 

6. 166. Begibe fi) der Unterfuchungsrichter gleich nah Ber: 
übung eines ſchweren Verbrechens an Drt und Stelle, theils um ben 
Zhatbeftand zu erheben, theild um erfundigungsmweife eine unbeftimmte 
Mehrzahl von Perfonen zu vernehmen, fo kann er Jedem, bei bemi er 
es angemeffen findet, befehlen, daß er während bed nämlichen,, ober 
auch noch während des folgenden Tages feine Wohnung nicht verlafft, 
oder fich wenigſtens nicht außerhalb bes Orts begebe. 

Mer diefem Befehle zumiderhandelt, wird anf Betreten sum Zwecke 
ſeiner Vernehmung verhaftet, und nach Umſtaͤnden in eine Geldſtrafe 
bis zu funfzig Gulden, oder in eine Gefängnißftrafe bis zu —* ng 
durch den Unterfuchungsrichter verfällt: ig 

F. 167. Vorfuͤhrungs⸗ und Verbaftöbefehte bat der 
Er wo nicht Gefahr auf dem Verzuge haftet, f nJ eifetg 
u erlaſſen 
Iſt der Verhaft unmittelbar nach Vernehmung bes Angefehiuldigten 
erfannt, fo wird es demſelben mündlich eröffnet und, daß dies gzeſchehen 
zu Protocoll bemerkt. a 

$. 168. Ueber jede Erkennung bes Verhafts exftatter dee et Unter: 
fuchungsrichter dem Bejirksſtrafgericht alsbald mündlichen Wortrag, und 
diefes befchließt, ob der Werhaft förtzubauern habe, oder wieder aufzu⸗ 
heben fei. Ein Beſchluß der letztern Art ift unverweilt zu vollziehen ; 
die Beftätigung des Verhafts muß bem —— —* acht 
Tagen, von der Degaſteng an gerechnet, eroͤffnet werden 
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Die Berfügung, welche die Beftdtigung enthält, bezeichnet das 
Berbrechen, weswegen der Verhaft befteht; Entfepeidungsgrände find nur 
den Acten beisufegen. 

$. 169. Die Vorführung oder Berhaftung fol, wo nicht drin⸗ 
gende Umftände es nötlyig machen, nie bei Machtzeit , und eben fo, wie 
die Gefangenhaltung, mit möglichfter Schonung der Perfon und der 
Ehre des Angefchuldigten vollzogen werden; auch fol der Feftgenommene 
ober Gefangene Feine größeren Beſchraͤnkungen erleiden, als der Zweck 
erfordert, fich feiner Perfon zu verfichern, oder für die Unterfuchung 
nachtheilige Verabredungen zu hindern. 

Auf Verlangen umd auf’ Koften des Angefchuldigten wird die 
Bewachung deſſelben in feiner Wohnung angeordnet, wenn der Zweck 
des Verhafts dadurch ebenfalls mit Sicherheit zw erreichen if. 

$. 170. Es dürfen dem Gefangenen gewohnte Genuͤſſe, Bequem⸗ 
lichkeiten und Beſchaͤftigungen nicht verfagt werden, im fo fern fie mit 
dem Zwecke des Verhafts vereinbar find, und weder die Ordnung bes 
Haufes ftören, noch die Sicherheit gefährden. Insbeſondere wird ihm 
auf feine Koften Licht geftattet, wenn dabei Feine Gefaht zu beforgen iſt 

$. 171. Der Gefangene ift befugt, Briefe an Andere abzufenden, 
ober von Anderen zu empfangen; fo lange jedoch für die Unterfuchung 
—* ker zu befürchten find, nur unter der Voraus 

—J— der Richter die Briefe vorher geleſen und ihre Abſendung 
Ing * unbedenklich gefunden habe. 

here Juftisftelien und Juſtizaufſichtsbehoͤrden darf der Ge: 

— A. allen Fällen Briefe abfenden, ohne daß ber Michter davon 

Einficht zu nehmen berechtigt ift, und er kann die Mittheilung eines 
Poſtſcheins über die erfolgte Abſendung verlangen. 

$. 172. Wenn der Gefangene den Beſuch eines Arztes nach ei- 
re A Eonfeffion verlangt, desgleichen 
wenn ihn Verwandte befuchen wollen, ober Perfonen, die mit ihm in 

\ ffehen, ober mit denen er ſich zu berathen wuͤnſcht, 
die Erlaubniß hierzu innerhalb der durch die Hausordnung zezo⸗ 


fen erwei | 

Te — — Umftänden des A für die Unter» 
Ferien können Beſuche 
einer Gerichte: 
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$. 175. Die Wiederaufhebung des Verhafts kann, bie Fälle des 
$. 158 ausgenommen , nur mit Zuftimmung des Staatsanwalts, oder 
wenn ber Unterfuchungsrichter umd der Staatsanwalt verfchiedener Mei 
nung find, nur durch das VBezirksftrafgericht verfügt werden. ir u. 

Befonders richtig iſt es dabei, daß, wenn dieſe Beſtimmungen ge 
halten werden, die Verhaftungen bei geringeren Vergehen, namentlidy bei 
denen, welche nur mit Amtsgefängniß, d. b. bis auf 8 Wochen, und 
auch bei denen, welche ſchon mit höheren Strafen des Kreisgefängnifjes 
(bis auf 1 Jahr) und des Arbeitshaufes (bi auf 6 Jahre) bedroht 
find; daß die traurigen, felbft die Inquiſitorehre befhämenden langen 
Verhaftungen aus angeblicher Gefahr der Collufion fo fehe beſchraͤnkt find, 
ja meiftens gänzlich wegfallen. Es ift ferner wichtig, daß die Verhaftungen 
durch Sautionen und Bürgen ſich fehr mindern ; es ift vollends heilfam, daf 
durch die beftändige Mitaufficht des am Orte bes Unterfuchhungsrichters, des 
Unterfuchungsgerichts und des Gefängniffes befindlichen collegialen Bezirks: 
gericht und des Staatsanwalt, fo wie bei den vor die. Amtsgerichte 
gehörigen Eleinen Vergehen durch die entfcheibende Mitwirfung von zwei 
bürgerlichen Gerichtsbeifigern, überall aber durch die Deffentlichkeit des 
Schlußverhörs und Urtheils die bisherigen Willkuͤrlichkeiten einzelner In: 
quirenten controlict und hoffentlich befeitigt werden follen. Auch ent 
hält das neue Strafgefeg befjernde Beftimmungen über die Anrechnung 
des Unterfuchungshafts und die Beftrafung feiner rechtlih unbegründe 
ten Vornahme und Berlängerung. Und die im Entwurfe der Straf: 
proceßordnung enthaltene Ausfchliefung der verwerflichen Losfprechungen 
blos von der Inſtanz, wirkt auch in diefer Beziehung mittelbar wohl: 
thätig fihernd. Das neue Gefeg über die Folgen der Verbrechen abet, 
indem es die altroͤmiſchen und altdeutfchen und jetzigen englifchen und 
frangöfifchen Grundfäge einer genügenden ſtarken Genugthuung für bie 
Verletzten und ihre Angehörigen mit dem ftrafrichterlichen Urtheile vers 
bindet, wird hoffentlich) auch bei uns dahin führen, daß, fo wie in Eng 
land und Frankreich, dadurch die Gefängnißftrafen fi mindern. Die 
ganze Gefesgebung und Rechtſprechung iſt ein organifhes Ganze 
Menn daher, zumal bei Verlegung aus Affeet, Uebereilung, Culpa, bit 
Richter den unglüdlichen Verlegten und ihren Angehörigen eine fo großt 
Entfhädigung und Genugthuung zufpricht, daß dadurch zugleich die nd 
thige Befferung und Aufhebung des böfen Beifpield und Aergerniffes 
beinahe bewirkt find, fo wird er germ zum nieberften Strafmaße herab: 
gehen koͤnnen. Den Verletzten ift fo geholfen, ftatt daß fie bisher fo 
gut wie nichts erhielten, aud wenn fie Krüppel wurden und ihren Er 
nährer verloren, und der Verleger ift auch bei größerem Bermögensver 
Iufte beffer daran, als wenn er im Kerker Gefundheit und Lebensver: 
dienft verliert. Die ganze volle Herftellung des verlegten Rechts (poena 
est noxae vindicta) läßt ſich ſicher auf eine viel weniger die Freiheit und 
Geſundheit der Bürger verlegende Weife erreichen, als es bisher ber Fal 
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Verjährung. — Die rechtliche friedliche Gefhäftsordnung freier 
Andividuen fordert vor Allem Frieden und Sicherheit. Sie for: 
dert eben deshalb fuͤr's Erfte Feftigkeit und mithin fefte, d. h. 
nah allgemeinen Durhfchnittsberehnungen für die verſchiede⸗ 
nen Fälle derfelben Art heilfame Regeln für die gegenfeitigen geſellſchaft⸗ 
lichen Rechtsverbaͤltniſſe. Sie fordert fodbann für’6 Zweite eine 
Sicherheit und Bürgfhaft, daß der beftehende friedlihe Zuſtand der 
Bürger nicht anders als nad) ficheren, ermwiefenen Rechtsgruͤnden gegen 
ihren Willen verändert werde. Sie fordert eben deshalb fuͤr's Dritte, 
dag der Bürger in feinem Befisitande felbft gegen Angriffe und Beun- 
ruhigung auf dem formellen Rechtöwege von der Rechtsordnung da ges 
fhügt bleibe, wo es nad allgemeinerer menſchlicher Vorausſicht nicht 
anzunehmen ift, daß bie rechtliche Nothwendigkeit einer ihm nadhtheiligen 
Aenderung durch rechtlich vollftändig ermeisbare und genügende Gründe 
und Beweiſe werde dargethan werden Eönnen. (S. „Beſitz“.) 

Somohl die gemeinfchafilihen Gefege in jedem freien Kreife freier 
Geſellſchaftsgenoſſen, mie die rechtlichen Beflimmungen und Veraͤnde⸗ 
rungen ihrer befonderen Berhältniffe werden viertens duch ihren 
rehtlihen Willen gültig beflimmt, und diefer rechtliche Wille kann 
eben ſowohl ftillfhweigend duch Zhatfachen und Gewohnheiten (ſ. 
„Gewohnheit'“), wie ausdrüdlich erklärt werden. 

Hienah kann fünftens endlidy in dem Stillfchweigen zu gewiſ⸗ 
fen Aenderungen je nad den Verhältniffen eine Einwilligung oder ein 
Verzicht entweder wirklich gefunden, oder doch da von der Rechtsord⸗ 
nung angenommen werden, to entweder bie erft fpäter Widerfprechen- 
den die Schuld eigenen Verfäumniffes trifft, oder mo nad) einem län- 
geren Beftande gewiſſer Verhältniffe die etwa noch möglihen Gründe 
zu deren Veränderung fo geſchwaͤcht oder unficher find, daß die Wors 
theile die Feftigkeit und Sicherheit und Ungeftörtheit überwiegen. 

Vorzüglich auf diefe verfchiedenen Gründe (es iſt im einzelnen Falle oft 
ſchwer zu fagen, auf welche von ihnen am Meiften) gründeten die Gefege 
aller Völker Berjährungen. Go entftand theilß die erwerbende 
Verjaͤhrung, in welcher der Befigende zunaͤchſt ohne Rüdfiht auf ei: 
nen Verluft beftimmter Perfonen durch rechtmäßig erworbenen und län- 
gere Zeit fortgefegten Beſitz (titulus, bona fides und Zeitdauer) gemiffe 
Rechte pofitiv erwirbt, theil® die erlöfchende Verjährung, wodurch 
zunaͤchſt für den angeblich Berechtigten das Klagrecht und alfo mit- 
telbar für den etwa Schuldigen die Ungeftörtheit in feinem Zuftande 
entfteht, meil eine längere Zeit hindurch die rechtliche Verfolgung eines 
angeblihen Untechts unterlaffen wurde. Won der erlöfchenden ift 
dann die Verjährung in Strafſachen eine Unterabtheilung. 

Es ergibt fi aus dem Bisherigen allerdings, daß in der Rechts⸗ 
ordnung für fie im Allgemeinen gute Gründe ſprechen. Aber diefelben 
werden in Beziehung auf die einzelnen Verhältniffe und Fälle ftets nur 
als relativ und nah Durhfchnittsberehnungen anwendbar 
fein. Sie müffen daher ſtets gerade für jeden einzelnen Fall die Stös 
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rungen durch unfichere lange Proceß⸗ und Beweisverhandlungen aus 
ſchließen, um daduch Feftigkeit, Frieden und Sicherheit zu 
begründen, duch genaue Bedingungen und Zeitfriftheftimmungen 
pofitivsgefeglich geordnet werden. 

Hierbei kommt e8 denn fehr auf die verfchiedenen Gegenftände und die 
Verhälmiffe des Volls an. Go 3. B. konnten bie römifchen Zwölf 
Zafeln und das alte fraͤnkiſche Salifhe Geſetz für die wichtigſten 
Berjährungen, 5.8. für Erwerb von Grundeigentum und Würgerret, 
ſehr kurze Verjährungsfriften fegen. Denn wenn eine Eleine, fehr häufig 
verfammelte und öffentlich Über alle ihre Rechte veihandelnde KWolkkge: 
meinde und alle ihre betheiligten Mitglieder einen Mann ungeftört ein 
Grundftüd ihrer Gemarkung als angeblichen Eigenthuͤmer befigen, ja in 
der Volksverſammlung als Bürger entfprechen ließen, alsdann kann eine 
Verjährung fhon nad kurzer Zeit auf ſtillſchweigende allgemeine Ein: 
willigung und Aufnahme, auf ftillfchtweigendes Gefeg, wie auf Verzicht 
oder fchuldvolle Verſaͤumniß des Berechtigten begründet werden. Achn 
liches würde für unfere heutigen Verhältniffe großentheil® unmöglich fein. 

Die Gründe für und gegen beftimmte Bedingungen und $riften 
der einzelnen DVerjährungen hier entwideln zu tollen , diefe® würde un 
paſſend fein. 

Klar aber ift es, daß die obigen Gründe auch für die Verjaͤhrun⸗ 
gen in Straffachen fprechen, und daß biefelben, richtig angewendet, auch 
bie Gegengründe überwiegen. Diefes wird zumal einleuchtend, wenn 
man bedenkt, wie unfiher, wie wenig ganz abfolut gerecht auch 
unfere Strafverfolgungen und Strafurtheile find, fo daß ihre von 
Manden, 5. B. von Henke, Handbuh des Strafrehts IV, 
171, geforderte ganz abfolute Durchführung gegen jene obiger auf ber 
Staatsweisheit und auf der moralifchen Gerechtigkeit und Billigkeit ru: 
benden relativen Gründe ſich nicht werde vechtfertigen laffen. Die 
Sefahren der Störung der rechtlichen Sicherheit durch lange Criminal: 
procefje wegen angeblicher vor längerer Zeit verübten Vergehungen, 
für welche die Schuldbeweife und vollends die Entfhuldigungsbemeile 
ſchwierig oder unmöglich geworden find, diefe Gefahren find gewiß ein 
Gericht in der MWagfchale gegen die Heilfamkeit folder Proceffe. Nicht 
minder ift e8 bie Verlegung ber Gefühle der moralifchen Gerechtigkeit 
und Billigkeit, wenn die öffentliche oder Privatrache ſich erft nach langer 
Zeitfriſt will geltend machen megen einer angeblichen Verfhuldung eine 
Mannes, nachdem die Gründe für die Strafgwede feiner Befferung oder 
ber Aufhebung des Öffentlichen Aergerniffes wenigftens fehr vermindert ober 
problematifch worden find, und nachdem auch die Strafe nah der langen 
Qual ber Unficherheit leicht als doppelte Härte erfcheinen koͤnnte. Natuͤrlich 
aber ift «8, daß die Friſten für die Verjährung größer fein müffen bei großen 
moraliſch ſchaͤndlichen, als bei Bleineren und bei den ihrer Natur nad 
meift weniger fchändlichen Verbrechen, z. B. bei politifcher Wergehung. 
Kleiner müffen fie .insbefondere da fein, wo man bei unterlaffenen Pri⸗ 
vatanflagen des Beleidigten eine zwedlofe unnöthige Privatrache für fi 
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geltend machen. will, zumal wo es möglich ift, daß nach einer Durch 
ſchnittsberechnung allgemein gefeglich Gründe für einen frühen Verzicht 
oder für eine Verſaͤumniß des Anklägers anzunehmen find. 

Auch im übrigen öffentlihen Rechte außer dem Strafrechte iſt 
Berjahrung anwendbar. Sie ift «8 namentlidy auch in Beziehung auf 
Privatvermögensrechte des Staates oder des Fiseus. Bei den öffent: 
lihen.Redten aber wird fie ſich ſehr dadurch befchränten, daß das 
für das Geſammtwohl Aller befimmte gemeinfhaftlidhe 
öffentlihe Recht ſtets dem verfaffungsmäßigen Ges 
fammtmwillen und feiner verändernden Beflimmung un: 
terworfen bleiben muß. Auch wird eine erwerbende Verjährung, 
j. B. von Privilegien, nur auf eine flilfchweigende Regierungsein- 
willigung und hoͤchſtens auf die Annahme der Unmöglichkeit eines Bes 
weiſes gegen ben Befisftand auf die fogenannte unvordenkliche 
Verjährung begründet werben koͤnnen. (Klüber, Deffentl. Recht 
$. 483). C. Welder. 

Beriag, f. Nahbrud. 

Vermoͤgensſteuer, f. Steuer. 

Vernunftrecht, f. Naturredt. 

Vertrag. — Es ift das eigenthuͤmliche Schickſal des Vertrags, 
daß in den Rechtsſyſtemen fein Begriff bald in die allerengften Grenzen 
eingefchloffen, bald über das gefammte Rechtsgebiet erſtreckt und an bie 
Spige der ganzen Rechtswiſſenſchaft geftellt wird. Während die Einen 
nämlid den Vertrag fo fehr auf die reinprivatrechtliche Sphäre des Mein 
und Dein, des Eigentbums und folder Leiftungen, die einen Geldwerth 
haben, einfchränken, daß Maurenbrecher die Anwendung der Bertrags- 
grumdfäge auf den Staat für einen Unfinn, Hegel die Auffaffung der 
Ehe als Vertragsverhaͤltniß für eine Schändlichkeit erklärt, behaupten 
Andere, alles wirkliche, erzwingbare und aͤußerlich gültige Recht fei Er— 
zeugniß des Vertrags oder der freien Anerfennung und der Webers 
einkunft. 

Unbeſtritten iſt im Ganzen nur ſo viel, daß der Vertrag ein Wil⸗ 
lensausſtauſch oder eine Willenseinigung zwiſchen verſchiedenen Perſonen 
ſei. Wenn aber eben deshalb jedes Rechtsverhaͤltniß, das auf Willens⸗ 
einigung beruht, ein Vertragsverhaͤltniß iſt, ſo ſollte wenigſtens Vertrag 
als Quelle alles poſitiven Rechts, da dieſem immer eine thatſaͤchliche Eis 
nigung und Anerkennung zu Grunde liegt, betrachtet werden, und es 
folte namentlid die Vertragsnatur folder Rechtsverhältnifie, von denen 
fo allgemein, wie in unferen Zagen bei der Ehe, beim Staat und bei 
ber Kirche, anerkannt ift, daß ihre Eingehung oder die Theilnahme an 
berfelben Sache des gegenfeitigen freien Willens fei, feiner erheblichen 
Anfehtung unterliegen. Auch beruht die entgegengefegte Anficht entwe⸗ 
ber auf begrifflofer Willkür, oder auf einem die Exforfchung ber legten 
Gründe fcheuenden Naturalismus, oft auch Myſticismus, oder auf einer 
befondern philofophifchen Erkenntnißweiſe, die aber ſchwerlich jemals bie 
herefchende und allgemeine audy nur bei einem Volke werden wird, ins 
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dem beren Urheber felbft erklärt hat, daß fie dem unmittelbaren Gelbft: 
bewußtfein ſich als ein Verkehrtes barftelle und dem natürlichen Men: 
fhen mie die Zumuthung, auf dem Kopfe zu gehen, erfcheinen muͤſſe 
Ob dagegen alles wirkliche wahrhafte Recht urfprünglich auf Ber: 
trag gegründet fei, ift eine andere Frage, deren Beantwortung eine Un 
terfuchung darüber vorausgehen muß, "auf welchem Grunde die verbin: 
dende Kraft oder die Rechtskraft und Erzwingbarkeit des Verttags be 
ruhe. Sollte ſich nämlidy ergeben, daß nicht jeder Vertrag als folder 
abfolute Rechtskraft Hat, fondern daß feine Gültigkeit von gewiſſen Vor⸗ 
ausfegungen abhängt: fo könnte audy nicht der Vertrag, fondern nur 
allenfalls das höhere, über die Guͤltigkeit umd Rechtskraft des Vertrags 
entfcheidende Princip ben Anfangspunct und Urfprung alles Rechts ent: 
halten. 
Der Grund ber Rechtskraft der Verträge aber wird von den 
Rechtsphiloſophen fehe verfchieden angegeben, am Kürzeften von denjeni- 
gen, welche diefelbe ohne Weiteres poftulicen. Won ſolchen ift fogar 
fhon behauptet worden, die Pflicht des Morthaltens unter Bertragfclie 
Senden oder die verbindende Kraft der Verträge fei etwas fchledhthin Un 
erweisliches, weil e8 an fich Fein Recht auf Wahrheit gebe, nad; jtren: 
gem Rechte alfo auch Niemand gehalten fei, aus gegebenen Zufagen und 
Berfiherungen eine Wahrheit zu machen. Allein obfchon es fein ur 
‚ fprüngliches und angeborenes Zwangsrecht auf Wahrheit gibt, fo iſt es 
doch rechtswidrige Beleidigung und Ehrenkränfung , die Wahrhaftigkeit 
eines Menfchen in Abrede zu flellen, und wenn ich ohne Rechtskraͤnkung 
nicht umhin Tann, das, was ein Anderer mir verfihert, als Wahrheit 
anzunehmen und gelten zu laffen,, fo muß ich eben hierzu auch ein 
Recht haben. Weberhaupt ift der Sag: Niemand habe ein Recht auf 
Wahrheit, — nur mit großer Beſchraͤnkung richtig. Denm ich habe, 
wie auch wohl jedes pofitive Mecht anerkennt, allerdings ein Recht auf 
Wahrheit, fobald mir Jemand eine Mittheilung, Eröffnung oder Erklü- 
rung in der Abficht und mit dem Erfolge macht, mich dadurch zu ei 
nem beflimmten Entfchluffe oder zu einer Willensäußerung zu bemegen; 
wohl jedes pofitive Recht beitraft eine ſolche Mittheilung und Erklärung, 
wenn fie falfch ift-und erheblicher Schaden daraus entfteht, als Betrug, 
und bei jedem Vertragsoffert liegt in der That die Abſicht zu Grunde, 
duch eine ausgefprochene Willenserklärung ‚den Andern zu einem Ent 
ſchluſſe oder Willensacte zu beftimmen. Werbinder fidy dagegen mit « 
ner mwahrheitswidrigen Aeußerung Beine ſolche Abſicht und Fein folder 
Erfolg, fo kann freilich auch von einer Anfpradye an den Lügenden nicht 
die Mede fein; aber das Recht wenigſtens erhalte ich durch jebe Um 
wahrheit, dem Anderen zu fagen: Du haft Unwahrheit geredet! — mat 
unter anderen Umftänden eine Injutie märe. an kann alfo behaup 
ten, jede nicht blos fcherzhafte, fondern ernftliche und ernfihaft genom: 
mene Unmwahrheit hat rechtliche Folgen, und 3 gibt ein Recht auf 
Wahrheit, weil es Pflicht, und zwar Rechtspflicht if, Niemanden ohne 
Beweis als Lügner zu behandeln. Dagegen hat allerdings Niemand ein 
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angeborenes Recht auf Wahrheit in bem Sinne, daf er Andere zwingen 
dürfte oder von ihnen fordern tönnte, ihm mitzutheilen, was fie nicht 
mittheilen wollen. Aber daraus folgt nicht die Unerweisbarkeit der 
Rechtskraft der Verträge, und da das Poftulicen nur da erlaubt fein 
fann, mwo eine Begründung oder Ableitung als unmöglich erfcheint,, fo 
ift wenigftens ber Verſuch einer Begründung jener Rechtskraft un: 
erlaͤßlich. Da ferner die Annahme einer fchlechthin unerweisbaren 
Rechtskraft des Vertrags zu . Folgerungen führt, welche der gefunden 
Bernunft miderftreben, indem aus der unbedingten Rechtskraft des Ber: 
trags als ſolchem folgen würde, daß auch eine Schändlichkeit Gegenftand 
eine® rechtsgültigen Vertrags fein könne, daß vertragsmaͤßige Sklaverei 
nichts Widerrechtliches fei u. dgl.: fo muß wohl aud der Vertrag in 
Bezug auf Gültigkeit oder Ungültigkeit unter einem höhern Gefege fte- 
ben, durch ein höheres Gefeg bedingt fein, und diefes höhere Gefeg kann 
nur entweder das Gittengefeg, oder ein vom Sittengefeg verfchiedenes 
(wenn gleich damit vermandtes oder durch das Gittengefeg bedingtes) 
Rechtsgeſetz fein. 

Hier geht nun eine auch im Staatslexikon an mehreren Dxten 
vertretene Anficht dahin, das Recht fei überhaupt nichts Anderes als das ' 
Sittengefeg, fo weit es allgemeiner objectiver Anerfennung fähig und 
auch wirklich aͤußerlich anerkannt fei, d. h. fo weit daſſelbe Gegenftand 
eined Vertrags werden könne und auch wirklich geworden fei. Bei die: 
fer Anſicht verficht es ſich von felbft, daß nichts dem Sittengefege Wi- 
derfprechendes zur Rechtspflicht werden kann, denn was Rechtspflicht 
fein fol, muß vor allen Dingen eine moralifche Pflicht fein, und diefer 
Schlußfolge wird ſowohl das natürliche Rechts: und Sittlichkeitsgefuͤhl, 
als die denkende Vernunft beiftimmen müffen, die keine Pflichten aner- 
kennen kann, welche einander geradezu widerfprechen und aufheben. Auf 
der andern Seite kann jedoch diefe Theorie auch nur das für ein wir: 
liches und erzwingbares Recht erflären, was (unmittelbar oder mittelbar) 
auf einem Dertrage beruht, deſſen Vollziehung von dem Berechtigten 
ſchon nad dem Gittengefege verlangt und nöthigenfalld ergwungen wer: 
den darf. Beruht nämlich die Erzwingbarkeit der vertragsmäßigen Pflicht 
oder bie Erzwingbarkeit des Rechts lediglich auf dem Sittengefege, fo 
kann auch die bindende Kraft oder Erzwingbarkeit bes Vertrags nicht 
weiter geben, als das Sittengefeg ihn für erzwingbar erklärt, und bamit 
wäre die ganze Ausübung des Nechts unter das Sittengeſetz geftellt, fo 
daß, wo unter gegebenen Berhältniffen die Ausübung eines beflimmten 
Rechts wider das Sittengefeg verfiäft, aud von keinem Rechte mehr 
bie Rede fein könnte; denn daffelbe Gefeg kann doch diefilbe Handlung 
nicht erlauben und verbieten*); das Gittengefeg verbietet aber in gar 


*) In ähnlicher Weife wird zwar auch gegen die Unterfcheidung des Rechte- 
ejehes vom Sittengefege eingewendet , bie praktifche Vernunft , als die gemein: 
Apaftliche Duelle beider, wäre in Widerfpruch mit ſich felbft, wenn fie durch 
das Rechtögefeg erlauben Eönnte, was fie durch das Sittengefeg verbietet; allein 
Staats «Eerifon, XV, 46 
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vielen Fällen das Erzwingen vertragsmäßiger Verbindlichleiten, wo an 
dem Rechte, auf der vertragsmäßigen Leiftung zu beſtehen, Niemand 
zweifelt, und daß gar Manches rechtlich erlaubt fei und erlaubt bfeiben . 
müffe, was fittlich verwerflich ift, gehört wohl zu dem anerfanmteften und 
alltaͤglichſten Wahrheiten des natärlihen ſowohl als des pofitiven Rechte. 
Zudem hat die Behauptung, daf da, wo kein Vertrag ae 
auch Fein Recht vorhanden fei, fcyon das natürliche —* gegen 
1) das auch bei denjenigen Individuen und Gefammtperfon i 
tige NRechtspflichten annimmt, die nie in einem B 
ftanden find, 3. B. wenn ein Seefahrer die Bewohner einer bisher un- 
bekannten Inſel beſucht, oder wenn Staaten, bie fonft nie * — 5 
einem Verkehrsverhaͤltniſſe zu einander ſtanden, in 3 
fchon der gemeine Menfhenverftand fegt im erften Falle Grund: 
fäge des natürlichen Privatrechts, im zweiten gewiſſe © des ma: 
türfichen Voͤlkerrechts als an und fir fidy gültige Norm voraus. 
Weder der Vertrag Überhaupt, noch der Vertrag, fo er dem 
Sittengefeg entfpriht und nad dem Sittengefeg erzwingbar 
. daher an die Spite der gefammten Rechtswiſſenſchaft geſtellt werden, 
und es bleibt ſomit nichts übrig, als ein vom Sittengefeh 
Mechtsgefeg anzunehmen, aus welchen auch die Rechtskraft der ® 
folgen muß. Diefes Nechtsverhättniß befteht nun nach der in d 
tikel ‚„‚Unveräußerliche Rechte‘ gegebenen Ausführung in der wr * 
gleichen Freiheit oder Willensgeltung Aller, fo weit ſolche mit 
dingten Geltung jedes Einzelnen in ber für feine vernünftig in 
ſtimmung unentbehrlichen Willensfphäre fich verträgt, und 
riſche, im der praktiſchen Vernunft unmittelbar rt 
ift am und fire ſich ein erzwingbares Geſetz und zit * 
einen daſſelbe anerkennenden Vertrag — Denn 
heitige, gieichfreie Perſoͤnlichkeit und Menſchenwuͤrde Im Con 
von der daſſelbe ausgeht, nicht durch die aͤußere 2 
f&haffen wird, fo muß fie audy vor aller und ® unabpäng —* 
Anerkennung ihre Geltung haben, ſo daß, wer nich 
dazu auch ohne vorausgegangene Einwilligung ( 
Aus dem Rechtsgeſetze als einem Gefege r eit 
der Willensgeltung Alter fließt nun einerfeits die 9 Pflich 
zu verlegen, als negative, andererſeits die Pflicht, € 
zu erfüllen , als pofitive Rechtspflicht. Denn da dien 


ba ja bie menſchliche Vernunft bie Gefehe des za Hanbeins nicht gibt 
fondern blos  vernimmt ober erkennt, fo fern * Ar 
Schöpfung und Xusfluß ‚eines hoͤhern ‚bi 
des Menfihen will, ift es Kein Widerfpruch, daß Siefer re Wille 
Rechtsgeſetzes zuläßt, was er durch das Sittengefeh —— 
Wahl des Guten ohne die Möglichkeit des he nen 
fchlecht au handeln, ein ange ege M 2 m 
nunft als abfolute Gefesgebung und als Sei mit der göt * | 
ben Vernunft, fo ift An ke von der 
bung etwas Widerfprechendts. 
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Geltung verfchiebener Willen darin beſteht, baß einer den andern aus 
dem Gebiete oder von ber Stelle, die er einmal eingenommen hat, ver 
drängen barf, fo folgt hieraus nicht nur, daß ohne vorausgegangene 
Millenseinigung Niemand in dem ihm anerfchaffenen Willensgebiete fei- 
ner geiftigen und leiblichen Perfönlichkeit durch Andere beherrfcht, geftört 
oder auf irgend eine Weife darin angetaftet werden darf, fondern es 
kann aud eine Willenseinigung, die einmal frei erfolgt ift, wegen ber 
gleichen Geltung ober Stärke der durch gegenfeitige Einigung gebunde- 
nen Willen nicht mehr einfeitig gelöftt werden. | 

Das Rechtögefes umfaßt fomit natürliche oder negative Mechte- 
pflichten, und verttagsmäßige oder pofitive; und alle pofitiven Rechts⸗ 
pflichten oder Leiftungspflichten. find allerdings nur aus Vertrag und Ue— 
bereinkunft zu erklären, meil e8 überhaupt ohne vorausgegangene Wil⸗ 
tenseinigung oder Vertrag nur erzwingbare negative Pflichten , feine er: 
zwingbare Pflicht zu pofitiven Leiflungen geben kann, wie denn fchon 
fein natürliches Rechtsgefühl jedem Menfchen fagt, daß er zwar Andere 
nicht beſchaͤdigen oder verlegen darf, im Uebrigen aber ihnen rechtlich 
auch nichts ſchuldig ift, als mas er ihnen ausdruͤcklich verfprodhen hat. 
Urfprung und Quelle alles Rechts ift aber darum nicht das aͤußerliche 
Factum des Vertrags, und erzwingbare Pflichten ober Rechtspflichten fann 
auch ber Vertrag nur deshalb ſchaffen, weil er felbft vermöge des Rechts⸗ 
gefeges etwas Erzwingbares, feine Erfüllung erzwingbare Pflicht ifl. Un- 
ter die Kategorie des Vertrags fällt daher nicht das ganze Mechtögebiet 
und die gefammte. Jurisprudenz, fondern nur ein Theil berfelben, der 
pofitive, der freilich dann auch twieber den ganzen negativen oder natür- 
lichen Theil durch foͤrmliche, ausdruͤckliche Anerkennung in fi aufneh⸗ 
men kann und ſelbſt aufnehmen muß, wenn deſſen aͤußere Geltung und 
Verwirklichung geſichert ſein ſoll. Denn fo wenig es einem Zweifel 
unterliegt, daß ich meine Perſon, meine natürliche Freiheit und. mein 
Eigenthum gegen jeden Angriff oder Eingriff audy ohne vorausgegange- 
nen Vertrag vertheidigen darf; fo reichen doch zu volllommener Sicyer- 
fellung die Kräfte des Einzelnen nicht aus, dazu bedarf es der Vereini- 
gung zu wechjelfeitigem Schutz mit Anderen, diefe Vereinigung aber kann 
als eine Berpflichtung zu pofitiven Leiftungen oder gegenfeitiger Unter: 
flügung nur auf Vertrag beruhen, und muß, wenn fie ihren Zwei er- 
zeichen foll; mit ausdrüdlicher Anerkennung oder pofitiver Feftfegung der 
jedem Bereinsgenoffen ‚zufommenden Rechte, auch ber natürlichen ober 
angeborenen, verbunden fein. Durch foldye pofitive Anerkennung und 
Ausfprehung wird das natürliche Recht erfi für Alte gleich erkennbar 
und wirklich vollziehbar, e8 wird felbft pofitives Recht im weitern Sinne, 
fo wie andererfeitd das pofitive Recht im .engern oder eigentlichen Sinn 
aur durch Vertrag aefhaffen. 

Auch in dieſer beſchraͤnkten Auffaffung bleibt daher der Vertrag 
Basjenige, was den Menfchen mit dem Menſchen unter dem Mechtöge: 
ſetz verbindet ; ohne ben Bertrag würden die Menfchen mit ihren ange- 
borenen Rechten rein negativ fich gegenüberftehen, es ur feine dauernde 
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Gemeinſchaft und Gefellfhaft unter ihnen, Feine WBereinigung zu 

- Zweden des Gefammtlebens möglich, wie doch Beftimmung und Natur 
des Menfchen fie gebieten. Diejenige Anſicht dagegen, melde alles 
gültige Recht erft aus der Uebereinkunft, das Rechtsgefeg mwechfelfeitig zu 
erfüllen und nöthigenfalls deffen Erfüllung gemeinfam zu erzwingen, ab- 
leitet, nimmt durch eine Verwechfelung das, mas blos Mittel zur 
swangsweifen Rechtsverwirklichung ift, für den Iegten Grund alles wirt 
lichen und erzwingbaren Rechte. 

Mas nun die Theorie des Vertrags i im Einzelnen und Beſondern 
anbelangt, fo befteht jeder Vertrag in einer Willenseinigung zweier oder 
mehrerer Perfonen über eine Leiftung oder Unterlaffung, zu welcher obs 
nedies Feine oder wenigftens feine duferlih anerkannte Verpflichtung 
vorhanden geweſen wäre. 

Feder Vertrag ift naͤmlich eine Uebereintunft oder gegenfeitige Wil: 
lenserflärung des Inhalts: „Weil dies dein Wille ift, fo ift es auch der 
meinige!’ oder: „Weil du mir dies verfprochen haft, verfpreche ich dir 
dagegen jenes!“ Zu einer ſolchen Willenseinigung oder Uebereinkunft ift 
jeder rechtsfaͤhige Menſch vermöge feiner natürlichen Freiheit befugt und 
es muß diefelbe nach dem Grundfage der wechfelfeitigegleichen Geltung Aller, 
wenn fie kein unveräußerliches Recht zum Gegenftande hat und deshalb 
unverbindlich ift (f. den Art. „Unverdußerliche Rechte‘), fo lange unver: 
ruͤckt und unauflöslich bleiben oder erfüllt und eingehalten werden, bis 
fie. durch beiderfeitiges Einverftändnig der Vertragſchließenden oder ent: 
gegengefeste Willenseiniguny aufgehoben wird. Denn um feinen ein: 
mal erklärten und durch die Annahme des Andern gebundenen Willen 
einfeitig ändern und die Willenserklärung des Legtern eigenmächtig ent: 
kraͤften zu dürfen, müßte der Wille defjen, der die Aenderung will, mehr 
gelten, ald der Wille jenes Andern, der fie nicht will, ba überall, um 
Beftehenbes zu ändern, derjenige, der die Aenderung begehrt , mehr gel: 
ten und vermögen muß, als:berjenige, der einer Aenderung entgegen ift. 

Die Willenseinigung felbft aber muß entweder auf freiem Willen, 
ober. auf rechtmaͤßigem Zwang beruhen, indem Gewalt und Zwang, ſo 
weit ſie nicht im Rechtsgeſetz begruͤndet ſind, wohl ein Zwangsrecht auf 
Schadloshaltung für den, der fie erlitten, aber kein Recht und nament⸗ 
lich kein Zwangsrecht auf Erfüllung für denjenigen, der fie angewendet 
bat, erzeugen können. Nichtig ift daher jeder auf unbefugtem Zwang 
beruhende Vertrag und eben fo derjenige Vertrag, dem ein Irrthum, 
fei e8 nun bloß des einen, oder beider Vertragfchließenden, zu — 
liegt, weil in dieſem Falle nur eine vermeintliche, keine wirkliche Wil: 
Ienseinigung vorhanden ift. 

Ob übrigens der Irrthum ein wefentlicher, oder ein auf * J 
benpuncte beſchraͤnkter war, iſt vernunftrechtlich gleichgültig. Hab 
etwas verſprochen oder ſonſt gethan, was ich blos aus Irrthum g = 

in Wahrheit alfo nicht gewollt habe: fo werde ich als freies Weſen 
den gethbanen Schritt zuruͤckthun, das geleiftete Werfprechen widerrufen, 
das Gefchehene, fo weit e8 möglich ift, wieder aufheben und in ben ve 
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rigen Stand zurüdfegen; dürfte ich dies nicht, fo fehlte mir die Freis 
heit, und der Mille desjenigen, der mich hieran zu hindern befugt wäre, 
würde mehr gelten, als der meinige. Nur ein Irrthum, ber auf den 
Abflug des Vertrags gar Feinen Einfluß gehabt, auf die Millensbes 
ſtimmung gar nicht eingemwirkt hat, kann auch ber Nechtskraft des Vers 
trags einen Eintrag thun. Aber jeder Irrthum, der auf die Willens: 
beftimmung des einen ober beider BVertragfchließenden irgend von Ein— 
- fluß war, vernichtet das betreffende Nechtsgefhäft, und davon: macht 
auch der Irrthum in den Beweggruͤnden (falsa causa, error impellens), 
fo wie der durch Betrug erzeugte, Feine Ausnahme (menn aleic das 
pofitive Recht aus guten Gründen die rechtlichen Folgen des Irrthums 
theilweife anders beflimmt, auch zwifchen mefentlihem und außermwefent- 
lihem , entfchuldbarem und unentfchuldbarem Irrthum unterfcheibet 
u. ſ. w.). 

Aus der Unzulaͤſſigkeit einfeitiger Vertragsaufhebung folgt indeſſen 
nicht, daß auch derjenige Theil an den Vertrag gebunden bleibe, dem 
der Gegentheil nicht Wort hält. Daraus, daß ein Vertrag nichts Ans 
deres ift, als eine MWillenseinigung des Inhalts: „Weil bu ſo willſt, 
weil du mir dies verfprochen haft, will ich fo und verfpreche dir Dagegen 
jenes!’ — folgt vielmehr unmittelbar, daß, wenn der Eine nicht mehr 
will, der Andere auch nicht mehr zu wollen braudt, — baf wenn ber 
Eine das Verſprochene nicht leiftet, der Andere auch nicht zu erfüllen 
nöthig hat; denn mit dem Grund hört auch bie Folge, mit der Bedin⸗ 
gung das Bedingte auf. (Wenn ferner allgemein zugegeben wird, daß 
durch mutuus dissensus jeder Vertrag aufgelöf’t werben könne, fo muß 
dies auch von einem flillfchweigenden oder durch die That erklärten ınu- 
tuus dissensus gelten, und was ift die Weigerung bes einen Contrahen⸗ 
ten, den Vertrag zu erfüllen, der fodann die Erflärung des Andern, 
nun auch feinerfeits den Vertrag nicht zu erfüllen, nachfolgt, Anderes, 
als ein thatfächlicher mutuus dissensus?) Es ift mithin erlaubt, jeden 
Bertrag für aufgehoben zu erklären, beffen Erfüllung der Gegentheil 
verweigert, und auch eine blos theilmeife Nichterfüllung ift Aenderung 
des Bertrags, ift Nichterfüllung der Bedingung, unter welcher ein Vers 
fprechen gegeben oder eine Gegenleiftung zugefagt ift, und berechtigt fo= 
mit nad) firengem Recht zum Rüdtritt oder zur Aufhebung der ganzen 
Uebereinkunft. 

Endlich ift aus demfelben Grunde aud das Nichterfüllenkönnen fo 
gut ein Grund zur Aufhebung eines Vertrags, als das Nichterfuͤllen— 
wollen; denn ein Vertrag Ift nichts Anderes, als die beiderfeitige Erklaͤ⸗ 
rung, etwas thun (oder auch laffen) zu wollen, und das blofe Wollen 


ohne entfprechendes Handeln ift, fo wie überhaupt das- rein Innerliche 


für ſich allein nie Gegenftand einer Verbindlichkeit, fo auch nie Gegen⸗ 
fand eines Vertrags. 

Eines der folgenreichften Refultate der bisherigen Ausführung ift 
nun das bereit® im Eingang angebeutete: daß, weil e8 nur angeborene 
- negative, Beine angeborene pofitive Rechtspflichten oder Leiftungspflichten 
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gibt, und letztere einzig durch Vertrag entſtehen können, auch alle bie: 
jenigen Rechtsverhältniffe, welche pofitive Verbindlichkeiten oder Leiftungs: 
pflichten auferlegen, wie namentlich der Staat, die Ehe, die Gemeinde 
u. ſ. w, nur auf Vertrag beruhen können. Ein unterfcheidendes Mett- 
mal der Rechtspflicht im Gegenfag von der Gewiſſenspflicht ift naͤmlich 
ihre Erkennbarkeit oder Beweisbarkeit durch den Begriff der wechſelſeiti⸗ 
gen Gleichheit, und gerade diefem Begriffe widerfpricht die angeborene 
‚ oder natürliche, auf Feiner Willenseinigung beruhende Leiftungspflicht. 
Denn im der Uebernahme einer Leiftung liegt es, daß ih ben Willm 
eines Andern zu dem meinigen mache und feinen Willen fo ausführe, 
wie wenn es mein eigener wäre. Nun ift es zwar eine Unterlaffunge 
pflicht, welche unmittelbar aus der gleichen Freiheit oder Geltung jebes 
Menſchenwillens folgt, daß Ich an der unverlegenden Ausführung ihres 
Willens Andere nicht verhindern darf; auch kann ich unbefchadet meiner 
Gleichheit und vermöge meiner Freiheit im Wege des Vertrags durch 
Willenseinigung mich zu Leiftungen verpflichten, durch die ich einen 
fremden Willen ſo erfülle, wie wenn «8 urfprünglid; mein eigener Wille 
geweſen wäre. Um aber ohne verausgegangene Willensehtigung einem 
Andern in der Art verpflichtet zu fein, daß mein Wille nicht nur dem 
feinigen weichen muß, ſondern daß ich feinen Willen zu dem meinigen 
zu machen und anftatt ded meinigen zu befolgen fehuldig bin, müßte 
mein Wille nicht blos weniger, fondern gat nichts gelten, er. müßte gar 
ein rechtlich freier, fondern ein von dem Andern urfprünglich abhängi- 
ger Wille fein. Das einzige Mittel zur Erſchaffung pofitiver Leiſtungs⸗ 
pflichten ift demnach die freie Willenseinigung im Vertrage, und in le: 
tere Entwickelung auf einem Vertrag, naͤmlich dem Staatsvertrag, beru: 
hend und deshalb nach WBertragsgrundfägen zu beurtheilen, tft folgemeis 
auch jedes Staatsgefeg, welches dem einzelnen Staatsbürger pofıtive, in 
Eeiner natürlichen Verbindlichkeit begruͤndete Rechtspflichten auferlegt und 
Dienfte, Leiftungen, Gehorfam, Treue von ihm fordert. Kein GStaats- 
geſetz und insbefondere kein Staatsgeundgefeg darf daher in blofem Irt⸗ 
thum des Volks, in Täufchung oder Rechtsunkenntniß feinen Grund ha: 
ben, eines darf die unveräußerlichen Rechte ber Gefammtheit oder ber 
Einzelnen verlegen, und mit der Erfüllung des Staatsvertrags von Sei: 
ten der Megiereriden hört ſtets auch die entfprechende Gehorfamspflict 
des Volkes auf. 

Wenn Übrigens Verträge eben deshalb, meil und fo fern pofitive 
Nechtsverhältniffe durch fie begründet werden, auch nur denjenigen pofi: 
tiv verpflichten können, der den Vertrag felbft und in Wahrheit abge 
fchloffen hat. fo entfleht doch ein negatives Mechtöverhältniß oder eime 
Unterlaffungspflicht durch vechtsgüftig gefchloffene Werträge auch für je 
ben Dritten, und ber Satz, daß Verträge nur zwifchen den unmittelba: 
ten Gontrahenten wirken und Verbindlichkeiten irgend einer Art erzeu⸗ 
gen koͤnnen, ift in feiner Allgemeinheit falfh. Es gehört zum Weſen 
eines jeben Rechts, bes perfönlichen, wie des dinglichen, erzwingbar zu 
fein gegen eben, der es nidyt anerkennen will, und wenn fich, Andere 
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jebes Eingriffs in mein Eigentbum enthalten müffen, warum follten fie 
nicht eben fo verpflichtet fein, ſich jeder Störung meiner vertragsmäßigen 
Rechte zu enthalten? Die Leiftungszufage oder die Willenserklärung des 
Berpflichteten und deren Annahme ift bei vertraggmäßigen Rechten ganz 
daffelbe und muß deswegen aud Dritten gegenüber ganz das Gleiche 
wirken, was bei dinglichen Rechten bie Befigergreifung oder Formgebung, 
fo daß auch bloſe Forberungsrechte, die ich mir einmal erworben habe, 
von jedem Dritten geachtet werden müffen, daß er mein Nedht verlegt, 
wenn er auf irgend eine Weiſe den mir DBerpflichteten in Erfüllung feis 
ner — hindert oder davon abhaͤlt. (Wal. den Art. „Nach⸗ 
druck.“ 

Was ſchließlich die verſchiedenen Arten der Verträge anbelangt, fo 
ift, wenn man von den minder erheblichen Eintheilungen in einfeitige 
und zweifeitige, wiberrufliche und unmiderrufliche, bedingte und unbe⸗ 
dingte, Hauptverträge und Mebenverträge u. f. mw. abfieht, und die auf 
feinem allgemeinen Zheilungegrund beruhenden Unterfcheidbungen bem 
pofitiven Rechte überläßt, die umfaffendfte und durchgreifendfte Einthei: 
lung wohl diejenige, welche ber natürlichen Eintheilung des Rechts in das 
Perſonen⸗, Sachen: und Korberungs: oder Leiſtungrecht entfpricht. Es gibt 

1) Perfonals oder Gefellfchaftsverträge, denen die verfchiedenen Ars 
ten von moralifchen oder Gefammtperfonen ihre Entftehung verdanken 
und worüber die Artikel „Geſellſchaft“ und „Grundvertrag” zu verglei: 
hen find; 

2) ſaͤchliche Verträge oder Nealverträge, deren Gegenftand das Ei: 
genthbum oder die Benutzung einer Sache ift, wie Kauf, Tauſch, Schen: 
kung, Miethe, Darlehn u. f. w.; 

3) Leiftungsverträge, welche eine perföntiche Leiftung zum Gegen: 
ftande haben, wie der Dienflvertrog und ber Vollmachtsvertrag. Nicht 
felten tritt indefjen auch ber Fall ein, daß diefe drei verfchiedenen Arten 
von Verträgen ſich vermifchen oder vereinigen, wie namentlich) ber Ge: 
felifchaftsvertrag meift in Verbindung mit dem Vollmachtsvertrag er: 
ſcheint. 

Verweiſung, ſ. Strafarten. 

Volksſtimme, ſ. Curiatſtimme. 

Volk, Bolfsthum. — &o wenig eine Mumie ein Menſch 
Ak und fo wenig. eine Gemeinde fchläft, oder ift, oder trinkt, wenn _ 
gleich dies alle ihre einzelnen Mitglieder thun, eben fo wenig ift ein 
Volk jebe Menfchenmenge, die Abſtammung, Sprache, Sitten und ber: 
gleichen gemein hat. Ein Volk wird fie erſt dann, wenn fie anderen 
Menfhen gegenüber fih als Einheit und als abgefchloffenes Gänze 
fühlt und erkennt. 

Der Inbegriff deſſen, worauf dies Gefühl und Bewußtſein ber 
ausfchließlichen Einheit beruht, heit Volksthum, und ift von dem 
Begriffe eines Volkes eben fo untrennbar, wie von dem einzelnen Men=- 
ſchen feine Eigenthuͤmlichkeit. 

Hiernach beantwortet ſich ſehr leicht und einfach eine Frage, welche 
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fo oft den Vertretern der Öffentlichen Meinung als vermeintliches Medu: 
fenfchild entgegengehalten wird, die Frage: Wer ift denn das Bolt? 
Das Volt find, je nad der Richtung der Frage, 1) diejenigen, in 
welchen fich die in der Gefchichte offenbarte Volkseigenthuͤmlichkeit ab- 
fpiegelt, und 2) diejenigen, in melden das Bewußtfein und das Gefühl 
der Volkseinheit lebendig geworden if. Das Volk find alfo bie höheren 
Stände nur in fo fern, als fie noch nicht in europäifcher Weltbildung 
ihre Volkseigenthuͤmlichkeit verſcherzt haben, als Volk erſcheint der 
große Haufe nie, mo er blos dem thieriſchen Triebe der Selbſtſucht 
folgt. Damit loͤſ't fi auch die Frage: was Volksdichtung, Volksge⸗ 
ſang ſei u. ſ. w. 

Es loͤſ't jene Begriffsbeſtimmung auch die mehr in den Kreis bie: 
ſes Werkes fallenden Fragen: was Volkswille fei, weldye Bedeutung er 
habe und wie weit recht und zwedimäßig fei, auf ihn einzuwirken? 

Daß des Volkes Wille nicht fei, was ein aufgeregter wilder Haufe 
verlangt — ift eine Wahrheit, die oft genug gemißbraucht worden if, 
um Aeußerungen der Öffentlichen Meinung vornehm zurüdzumeifen. Eben 
fo gewiß ift aber auch des Volkes Wille nicht, was ſolche dafür ausge 
ben, die zwar nach gefchriebenem Rechte es vor der Staatsgewalt ver- 
treten, bie aber nicht durch freie und um Gemeinwohls willen volljo: 
gene Wahl dazu berufen worden find. WBolkswille ift eben fo menig, 
was eine unter ben Ketten ber Genfur keuchende Preffe zu lispeln und 
zu betteln wagt, denn nur der ganze Wille ift ein wahrer. Deswegen 
muß zugegeben werden, daß überall wo — (mie leider in Deutfchlanb) 
die Preffe gefeffelt, mo — (mie gleichfalls leider faft überall in Deutſch⸗ 
> and) die Volksvertretung auf juriftifche Fictionen gebaut ift, und me 
endlih — (mie ebenfalls in Deutfhland) — auch die Aeußerung ber 
Öffentlichen Meinung in freien Volksverſammlungen verfchloffen ift — 
der Volkswille fidy nicht in feiner wahren Geftalt äußern kann, und 
daß er alfo da erlauſcht und errathen werden muf. Vernichtet ift e 
aber damit keineswegs; er lebt und wirkt, wie der Menſch im Kerker 
und in Feſſeln, immer fort und bleibt auch erkennbar dem, welcher mit 
der Gefchichte und Eigenthümlichkeit feines Volkes vertraut, gleichfam am 
eigenen Pulfe fühlt, welchen Eindrud jede äußere Erfcheinung auf das 
Volksthum und fomit auf das Volk machen muß. 

Dies zu wiffen ift von hoͤchſter Bedeutung für Jeden, der im 
Volke leben und für und durch es wirken will, es ift dies Wiſſen um 
fo wichtiger, je weiter er fich den Kreis feines Wirkens zieht. Denn er 
muß den Boden kennen, in den er pflanzen, und den Pflug, mit dem 
er adern will: fonft wird feine Mühe unendlih und gleichwohl ib 
Erfolg eben fo dürftig als vergänglid fein. Ein geiftreicher Volksver⸗ 
treter hat irgendwo geäußert: die Votksfouveränetät fei nicht blos ein 
—— fie ſei auch eine Thatſache. Ich möchte ſagen, fie ſei blos 

este . 

Denn Alles, was im öffentlichen Leben gelingen und dauern fol, 
muß auf dem Willen der Gefammtheit —n Auch ein Chosrem: 
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Paſcha bemüht fi) um die Gunſt der Menge, gewiß nicht aus Achtung 
vor ihr, fondern weil fie es ift, duch deren Kräfte regiert wird. Ja 
die bitterfte Werhöhnung des Volkswillens, die Befchränkung der Pref- 
freiheit,’ ift nichts Anderes, ald das Bekenntniß, daß die hoͤchſte Gewalt 
die Billigung des Volkes für fi haben müffe, denn nur deswegen 
fucht man den Zabel fern zu halten. 

Ob dies zweckmaͤßig, ob dies ein Mittel fei, das Volk zu veredeln 
und zu beglüden? — Schwerlih! — Auch der chinefifhe Schuh und 
der ruffifhe Schnürleib geben dem Körper die Geftalt, welche man ihm 
gegebro fehen will. Nur gefunder und kraͤftiger machen fie ihn ficher 
nie! Wohl muß das Volk, wie der einzelne Menfch, erzogen mer: 
den; wohl muß bas Volksthum, wie die Seele des Einzelnen, gebildet 
und gelenkt werben. Aber erftlich muß dies um feiner felbft willen 
geſchehen, denn das Volk ift, wie der einzelne Menſch, fich felbft Zweck, 
kann nie Mittel für Zwecke Anderer werben — das heifcht das Recht; 
fodann muß die Erziehung und Ausbildung des Volksthumes, wie 
die des Einzelnen, gelenkt werden, nicht erzwungen — das fordert die 
Bernunft. Die Vernunft, weil in der menfhlihen Natur Gut und 
Böfe aufs Imnigſte verſchmolzen ift, fo daß man kein Lafter ausrotten 
kann, ohne zugleich eine Zugend zu bedrohen; Sean Paul’s Lehre: 
dag man böfe Neigungen der Kinder nur unfchädlich machen follte durch 
Stärkung der ihnen entgegengefegten Zugenden — ift eben fo wahr 
für die Erziehung der Völker. So menig die Mäßigkeitsvereine. den 
Branntwein verbannen merben, ehe fie der Armuth ein gleich mohlfeiles 
Erquidungsmittel reihen, eben fo wenig mwird es gelingen, von unferen 
öffentlichen Vergnuͤgungen Wöllerei und Unzucht durch Strafprebigten 
und Polizei zu verbannen ; nur Erwedung und Empfänglichkeit für rei- 
nere Genüffe, in freier Beſprechung öffentlicher Angelegenheiten, in 
Sängervereinen und Zumübungen wird zu diefem Ziele führen. Eben 
fo gibt. es gegen die Scheinheiligkeit der Froͤmmler, mie gegen hoble 
Greigeifterei: fein fichreres Mittel, ats wenn die Kirche ſich frei und 
wahr mitten in’s Leben ſtellt, des Volkes Feſte mitfeiert, wie ſie ſeine 
Laften mitträge ; nur wo fie ihm vorangebt, wird es gern folgen, 
aufhalten läßt es ſich nicht von ihr. Wie freudig nahm unfer Bolt 
das Chriſtenthum auf! Sein Naturglaube fand darin nur Aufklärung, 
nur Beruhigung, nichts ihm Fremdes! Daß Allvater feinen Sohn vom 
Himmel’ gefchilt Habe, zu verkünden: alle Menfchen feien feine Kinder 
und umter fi Brüder — das mußte der alte Deutfche ganz im der 
Ordnung finden, und daß zu feiner Welt voll Elfen und Kobolden nod) 
ein Himmel voll Heiligen kam, war eine Bereicherung, die er fich gern 
gefallen laffen konnte. Er glaubte, aber er glaubte, weil er überzeugt 
war, und darum nie unbedingt. Die geiftesfrifcheften aller deutſchen 
Voͤlker, die Gothen, wurden Arianer, die Inquiſition drang nicht über 
den Rhein vor*), und aus dem Herzen Deutfchlands verbreitete ſich 


*) Ein — Geisifäof © Siegfried von Mainz war es, der wahre Schlangentöb: 
ter, welcher fü bielt 
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das Licht der Glaubensfreiheit über alle germanifchen Völker, Selbſt 
der Katholicismus ift im Deutfchland ein anderer als in den Ländern 
romanifcher Art; die Kirche kann Hermes verleugnen, aber fein Deut: 
ſcher betet anders, als in feinem @eifte. 

So gern und innig das deutſche Volksthum die dheiftliche Religion 
aufnahm, fo heilig es fie in ihrer urfprünglichen Reinheit zu erhalten: 
weiß, fo Eräftig firäubte e6 fic) gegen die Einführung fremdartiger Ge: 

feße und Rechtsanftalten. Nur Schritt vor Schritt, und nicht ohme 
vielfache Zugeftändniffe, wid) das bdeutfche Recht bem römifchen, das 
öffentliche Berfahren dem geheimen, und kaum erwachte nah Jahrhun⸗ 
derte langem Schlummer das Selbfibewußtfein unfres Volkes tieber, 
fo tief es laut und einmüthig nad) Wicderhefekung jener uralten Ein: 
richtungen. 

Was die Bewohner des Linten Rheinufers mit der ihnen nie lieb 
gewordenen Herrſchaft des großen Despoten ausföhnte, was fie mod 
jegt dankbar gegen fein Andenken und gegen Frankreich macht, was 
war 26 Anderes, als die — leiber fo kuͤmmerliche — Wiederherſtellung 
- uralten Einrichtungen. und eines georbneten einfachen Rechte» 

ſtandes während der Eeansofenherrfchaft ? Man folge bem Bei 

hie ee bes Rheins, und der legte Grund zur Angft vor Frans 

zofenliebe wird verfhmwinden! — Weiter: Zugleich mit einem deut: 

ſcheren Rechtsleben brachten die Srangofen auch eine Gefeggebung über 

die Ehe mit, welche fo undeutſch als möglih war; fie ift eben fo 

en in das Volksleben übergegangen, wie vor Jahrhunderten bie 
che! 

Hauptzüge unfres Volksthumes find Wahrheits⸗ und Berechtigkeits- 
liebe. Sie find aber auch die Wurzeln von Fehlern, bie befonbers im 
öffentlichen Leben wirkſam und nachtheilig werden. Der iſt es nicht 
übertriebene Liebe zur Wahrheit, was den Deutfchen verführt, fie bios 
um ihrer felbft willen zu fuchen und darüber ihre Anwendung auf's 
Leben zu vernachläffigen? Iſt es nicht übertriebene Gerechtigkeit, was 
ihn blind macht gegen eigene Vorzüge, fcehüchtern in Behauptung eigenen 
Rechtes, aus Beforgniß, fremdes zu verlegen? Soll man deswegen Wahr: 
heit und Gerechtigkeit verfolgen oder gehäffig mahen? Gewiß nicht! 
Man fol aber, um jener Verirrung ber Wahtheitsliebe entgegenzu: 
wirken, thätigen Gemeinfinn wecken, der die Denker und Forfcher aus 
überirdifhen Sphärm herabzieht in’s wirklie Leben und anlodt, ihren 
Mitbürgern nüglich zu werden; man foll Sinn für Forſchung und Ach: 
tung vor der Wiffenfchaft im Wolke verbreiten, bamit es der Forſcher 
verftehen und würdigen lernt. Der übertriebenen Rechtsachtung gegen- 
über muß ein edles Selbſtgefuͤhl ergogen werden, das freilich nie ein 
ganzes Boll, anderen Völkern gegenüber, befeelen wird, fo lange ber 
einjelne Mann es nicht feinen Mitbürgern und der Gefammtheit gegen⸗ 
über im Bufen trägt. MWebertriebene Wahrheits⸗ und Rechtsliebe find 
es zumeift, was in Deutfchland da und dort Mißbraͤuche der Preßftei⸗ 
heit, Mißbräuche der Redefreiheit veranlaft hat (feibflifche Beweggründe 
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hat noch Beine noch fo ſcharfe Unterfurhung enthuͤllt'), aber durch Uns 
terdrüdumng ber Rede⸗ und Preffreiheit hat man das Rechts: und Wahr: 
beitsgefüht Alter beleidigt und ben Beiſtand berer verfcherzt, welchen 
Recht und Wahrheit zu ehtwuͤrdig find, um ihnen anders als im Her⸗ 
zen zu huldigen, fo lange das Wort nicht frei, alfo nicht würdig if, 
dem Höchften zu dienen. — 

Ein Werk über deutſches Volkothum befigen wir, und fein anderes 
Volk dürfte ein ähnliches aufzuweifen haben! Den erſten Morgenſtrahl 
dee Wiedergeburt unſers deutfchen Volkslebens hat Vater Jahn da— 
mit begruͤßtz er hat damit bemiefen, baß feine Begeifterung nicht blos 
gefühlt, daß fie auch verfianden und begriffen war, er hat damit Hun⸗ 
derte fich felbft klar gemacht, im Guten geftärft und für Volk und 
Baterland begeiftert. Jeder deutfche Züngling follte „Jahn's beutfches 
Volksthum“ gelefen, Fein deutfcher Mann es vergeffen haben! 

i ‚9. 8. Hofmann: 

Bölkerreht, natürliches europaifches. — Volk im 
natürlichen Sinne ift die durch Abſtammung und gemeinfchaftliches Zus 
farmmenteben verbundene Mehrheit von Menfchen. Im juriftifchen Sinne 
ift es die als ferbftftändige, unabhängige moralifche Perföntichkeit, als Staat 
anerkannte Mehrheit von Menfchen, wobei denn gemeimfchaftliche Abſtam⸗ 
mung zwar gewöhnlich, jedoch nicht nothwendig iſt. Voͤlkerrecht ift 
das Recht zwiſchen unabhängigen Völkern. Der Begriff Völkerrecht 
war aber bei den Alten und lange Zeit auch bei den germanifchen Voͤl⸗ 
fern ein hiervon zum Theil verfchiedener Begriffe Die Akten hatten 
noch fein ausgebildetes Recht unter Völkern, fondern mehr nur einzelne 
bruchftüchweife, durch religtöfe Gebräuche, befondre Sitten ober Ber: 
träge, namentlich Gaftverträge oder durch Bündniffe zwifchen verwandten 
Völkern begründete Rechte. Im Ganzen herrfchte das Mecht ber 
Stärke*), zumal im Kriege und gegen die als rechtlos behandelten Ue⸗ 
berwundenen. Dagegen verftanden die Römer unter dem Recht der 
Völker (jus gentium) das allgemeine natürliche oder vermänftige 
Recht, welches fie darin zu erkennen fuchten,, daß fie «8 gleichermaßen 
von allen freien gefitteten Nationen (qui legibus — durch Volksge⸗ 
fege — et moribus reguntur) anerkannt fahen**). ‚Darunter wäre 
frettih auch das natürliche Voͤlkerrecht im heutigen Sinne begriffen ges 
weſen, wenn nur nicht in Beziehung auf daffelde in der alten Welt 
eine fo ſehr beſchraͤnkte Anerkennung Statt gefunden hätte. Unter den 
neueren Völkern begründete theils die germanifche Stammesgenofjenfchaft 
und eine dunkler ober klarer mit ihr verbundene Anerkennung einer 
Bundespflicht gegen gemeinfchaftliche übermächtige Feinde, theils ber 
Gaſtvertrag, theils endlich das Chriftenthum und das anerkannte chrift: 


- 


) L. 5. D. de captivis. 
**) 8, 1, 2. 9. 11. de jure nat. 6.11. J. de rer. divis. Theoph. I, 2. 
* — L. 9. D. de justitia et jure L. 1. de adquis, rer. dom, Cic, Tusc. 
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liche Bruderband, welches jedoch nur auf Chriften angewendet wurde, 
etwas ausgebehntere Anerkennungen völkerrechtlicher Verhaͤltniſſe. Das 
eömifch = deutſche Kaiſerthum und das Papftthum, feit der Reformation 
das Syſtem des Gleichgewichts (f. den Artikel), beförderte die Ausbil: 
dung. Bum allgemeinen rechtlichen Bewußtfein und zur miffenfcaftlis 
hen Ausbildung aber wurde das Voͤlkerrecht zuerft im 16. Jahrhundert 
erhoben durch Gentilis (de jure belli libr. 3, Oxon. 1588), vorzüglid 
aber durch das berühmte Merk des Holländers Hugo Gretius (Hu: 
gue de Groot) (de jure belli ac pacis. Paris, 1635). Merkwuͤrdi⸗ 
gerweife aber wurde Hugo Grotius durch Mifverftändniß des römi- 
fhen jus gentium verleitet, das allgemeine natürliche Recht und das 
Völkerrecht, und das natürliche und pofitide Völkerrecht nicht abzufon- 
dern, fondern beide als eine einzige MWiffenfchaft zu behandeln. Nur 
bob er die in der rechtlichen Anerfennung der europaͤiſchen Nationen 
jegt ausgebehnteren völferrechtlihen Werhältniffe vorzugsweife " hervor, 
wie fchon der Titel feines berühmten Werkes (über das Mecht des 
Kriegs und des Friedens) bemeif’t, und verknüpfte mit ihnen bie 
Entwidelungen der natürlichen Rechtsgrundfäge auch für die privatrecht⸗ 
lichen und ſtaatsrechtlichen Werhältniffe. Allerdings eignete ſich auch, 
zumal bei nody mangelhafter Erkenntniß und Ausbildung des natürlichen 
Rechts, das Verhaͤltniß freier Voͤlker unter einander darum zur Auf: 
faffung der natürlichen Rechtswahrheiten, weil die hier auftretenden 
rechtlichen Perfönlichkeiten keiner pofitiven Gefeßgebung und Gewalt unter: 
geordnet waren, fondern felbft aus dem natürlichen Mechte fchöpften. 
Nach dem Vorgange des Hugo Grotius nannten Viele noch lange 
das natürliche Recht überhaupt natürliches Völkerrecht. 

Jetzt ift e6 anerfannt, daß man einerfeits das Völkerrecht 
von den beiden anderen Haupttheilen des Rechts, dem Privatrecht 
und dem Staatsredht, trennen muß, wie e8 oben (Bd.I. S. 30 ff.) 
gefhehen if. 

Andererfeits aber muß man auch wieder das natürliche 
von dem pofitiven Völkerrecht fondern. 

Denn außer der rein philofophifchen oder moralifhen Lehre, 
mas nad der individuellen, religioͤſen nder philoſophiſchen Anficht des 
Lehrenden die Völker gegen einander beobachten follten, gibt es auch 
ein wirklich juriftifhes natürliches Völkerrecht. Diefes if 
dasjenige Recht für die Verhältniffe der Völker unter einander , welches 
mit Logifcher Folgerichtigkeit aus der Natur des rechtlich anerkannten 
Friedens⸗ ober Mechtsvertrags in feiner Anwendung auf jene Verhäͤlt⸗ 
niſſe ſich ableitet. 

Eben fo gibt es aber auch ein poſitlves Voͤlkerrecht. Die 
ſes enthält diejenigen befonderen Anwendungen oder Modificationen, 
welche ein beflimmter Kreis von Wölkern oder Staaten durch befondere 
Verträge oder Gewohnheiten in Beziehung auf die einzelnen Verhaͤlt⸗ 
niffe den cIigemeinen natürlich = rechtlichen völkerrechtlichen Grunbfägen 
gegeben hat. (S. hierüber oben S. 11 ff. und den- Art. „Recht“). Go 
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haben ;. B. die verfchiebenen deutfchen Staaten. durch Eintritt in ein 
völferrehtlihes Bundesverhältniß, und durch befonbere po: 
fitive Beflimmungen über ihre gegenfeitigen völkerrechtlichen Verhaͤltniſſe 
ein befonderes pofitives Voͤlkerrecht, das deutfhe Bundesredt, 
für ſich begründet, mit welchem jedoch einzelne flaatsrechtliche Beftim- 
mungen verbunden find. (S. „Bund” und „Zeutfher Bund.”) 

Nicht minder aber haben zuerft die chriftlic germanifchen, dann 
alle europaͤiſchen Völker allmälig durch befondere Anerfennungen, Ge: 
mwohnheiten und Verträge eine ganze Reihe pofitiver wölkerrechtlicher, Br: 
fimmungen anerkannt. Diefe bilden das pofitive europäifche 
Völkerrecht, welches bei der in der ganzen civilifirten Welt fiegenden 
europäifchen ‚Culture immer allgemeiner und ausdruͤcklich, namentlich von 
allen nord» und füdamerifanifhen Voͤlkern, anerfannt ift. 

Dem pofitiven europaͤiſchen Wölkerrechte, wie dem pofitiven 
deutfchen Bundesrechte, dient dag natürliche juriftifhe Völker: 
zeht zur Grundlage, zuc Auslegung und Ergänzung. Es ift alfo 
eben fo wenig zu rechtfertigen, wenn Manche das nur bruchſtuͤckweiſe 
pofitive Völkerrecht allein das praktifche Völkerrecht nennen, als 
. wenn Andere, wie 5. B. Hugo, ſowohl die Eriftenz eines natürlichen, 
als eines pofitiven juriftifhen Voͤlkerrechts leugnen wollen. 

Nur das iſt irrig, wenn man jene zuvor erwähnte rein philofophis 
ſche Moral als ein juriflifches Recht anfieht. Ungzweifelhaft aber be: 
gründet fih für Einzelne wie fuͤr Voͤlker ein wahres objectives oder 
juriftifhes Recht durch die gegenfeitige freie und friedliche Anerken- 
nung der rechtlichen Perfönlichkeit (f. oben Bd. I. ©. 13 ff. und Art. 
„Recht“), welche bei den Völkern, z. B. bei ben Anerkennungen ber 
neuen nord« und füdamerikanifhen Republiken, häufig durch den Ab⸗ 
ſchluß foͤrmlicher Friedens: oder Freundfchaftsverträge geſchieht. Und 
ganz entfchieden haben dieſes und die Nechtsgältigkeit pofitiv anerfann- 
ter Normen, 3. B. über das Geſandtſchaftsrecht, nicht blos theilweife 
fhon die alten Völker, fondern vollends die neueren gefitteten Völker 
praktiſch anerkannt. Es ift aber ein großer wiſſenſchaftlicher und prak⸗ 
tifcher Unterfchied zwifchen dem objectiven, allgemein erkenn— 
und beweisbaren juriftifhen Recht und zwifchen den blos auf 
individuellen fubjectiven Anfihten der Einzelnen beru— 
bendben philofophifhen und moralifhen Lehren. Wenn man 
beshalb das Völkerrecht leugnen will, weil es öfter verlegt wird, fo muß 
man alles Recht und alle Moral leugnen, denn beide. werden leider ſehr 
viel verlegt. Wenn man es aber deshalb leugnet, meil es ſchwerer volls 
fommen erhalten werde, ald das Privat: und Staatsredht, indem «8 eis 
nen gemeinfchaftlichen Richter über die Wölker gebe, fo verwechfelt man 
die Schugmittel des Rechts, und noch dazu ein einzelnes, mit dem 
Rechte feibit. Auch für das Völkerrecht im völferrechtlichen Bunde wie 
im europaͤiſchen Voͤlkervereine gibt es rechtliche Schugmittel,- zuerft bie 
Berufung auf das objective erkennbare juriftifche Mecht und das erwie⸗ 
fene Unrecht, die Berufung vor der gefitteten Welt, die Berufung ducd) 
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Rechtsausfuͤhrung, dann Unterhandlungen; Schiedsgerichte, die wohlthaͤ⸗ 
tigen Einfluͤſſe des Syſtems des Gleichgewicht s (ſ. den Art.), recht⸗ 
lich geordnete Zwangsmittel, Repreſſalien, Retorſion und zuletzt die recht⸗ 
lich geordnete, rechtlich begrenzte Kriegs gewalt als eine Art 
der Berufung an das Gottesurtheil und die fiegende Kraft für bie ge: 
echte Sache. (S. „Krieg.”) Auch für die Privatrechte iſt tichterlichtt 
Schutz oft aͤußerſt mangelhaft, vollends aber für die flaats: 
sehtlihen, wo ja oft zwifchen Regierung und Volk oder Ständen 
ebenfalls nur unvolllonmmene Schugmittel, welche den völßerrechtliden 
ähnliche find, unterflügt durch die unerloſchene Achtung eines vechtlicen 
Buftandes, durch ein Gleihgewicht der Macht (f. oben den Ar 
tikel und „Kabinetsjufliz‘) und duch das Beduͤrfniß des rechtlichen 
Friedens, das Recht fo gut fchägen muͤſſen, wie es überhaupt in biefer 
‚unvolllommenen Welt möglich iſt. 1 1 

An ſich ift das natuͤrliche Völkerrecht, und aud das meift mit ihm 
übereinftimmende pofitive europdifdye Völkerrecht eine fehr einfache folge: 
richtige Wiffenfchaft. Demſelben liegen, abgefehen vom dem fchtoierige: 
ten Bunbesverhältniffe, die allgemeinen natürlichen - Grundfäge des Pri: 
vatrechts zu Grunde. Es liegen ihm zu Grunde das Perfonenredt 
oder die bleibenden Nechte der vechrlichen Perfönlichkeit, vorzäglid die 
ber Freiheit und Gleichheit; 2) das Sachenrecht oder das Red der 
Ermwerbung von Eigenthum und dinglichen Rechten an Sachen; und 3) 
"das. Obligationen: ober Verkehrsrecht, bie Rechte auf vor: 
übergebenden rechtlichen Werpflichtungen durch Verträge und andere Ber: 
kehrshandlungen. Die Abweihungen vom Privatrecht entftehen dann 
natürlich durch die Eigenthuͤmlichkeiten der Gegenftände, worauf fich dieſe 
im Voͤlkerrecht dreifachen Mechtsgrumbfäge anwenden. Go iſt die Per: 
fon des Volks eine moralifche, beren einzelne Blieder felbft wieder 
die Achtung vechtlicher Perföntichkeiten in Anfpruch nehmen. Sie bat 
in ihrer Regierung «ine befondere Repräfentation und bebarf br- 
fonderer Mandatare, Gefandten (f. den Art), So ift ber Hauptgt⸗ 
genftandb des völßerrechtlichen Eigenihums das Staatsgebiet ([. 
„gerritorium‘), und bei Verletzungen vorzüglih kommen . einen: 
—— vor und begründen das Voͤlkerrecht in Kriegszeiten (©. 
rieg.“) 

Doch die einzelnen voͤlkerrechtlichen Materien, wie 3.8. U: 
liance, Krieg, Bund, Geſandtſchaft u. f. w. haben bereits dw 
einzelnen betreffenden Artikel des Staatsleritons abgehandelt, um 
eben fo hat der Artikel Literatur der Staatswiffenfhaften dir 
Literatur über das Voͤlkerrecht fehr vollftändig behandelt (obm 
Bd. X. ©. 26 ff.), namentlich auch die Literatur über die Que lien. 
Dieſe beftehen für das natürliche Völkerrecht 1) in ber Bernunft oder 
‘in der Rechtsidee und der Togifchen Entwidelung aus der Matur bei 
voͤlkerrechtlichen Friedens = oder Mechtövertrages; 2) in der erfahrung: 
mäßigen Kenntniß der Hauptverhältniffe von Volk und Staat, morauf 
die Rechtsgrundfäge hier anzuwenden find, alfo in Geſchichte und Beob⸗ 
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achtung. Bei dem pofitiven Voͤlkerrechte beftchen fie it den Urfun- 
den und gefhihtlihen Nachrichten über die voͤlkerrechtli— 
hen Berträge, Vereinbarungen, Obſervanzen. 

Auch das Völkerrecht zeigt, fo wie die höhere Eultur ber Menſch⸗ 
heit und wie namentlich auch das Staatsrecht, einen fiufenweifen Fort: 
ſchritt, und e8 hat noch ein hohes Ideal und Ziel volllommener Ent: 
widelung vor fih. Bon Bleineren Anfängen umd Kreifen der Ausbeh- 
nung nah, von dem gaftrechtlichen Bunde einzelner Männer und 
Stämme ſchreitet feine Herrſchaft fort zu ganzen völferrechtfichen Staa: 
tenfoftemen und zu immer größeren Kreifen und es foll zuleßt das ganze - 
menfchliche Brudergeſchlecht friedlich vereinbaren und umfaffen. Auch 
feinem Inhalte nad; hat es fich mehr und mehr den höheren Anforde: 
rungen der Humanität und Gerechtigkeit genaͤhert und foll ſich ihnen 
mehr und mehr nähern. Namentli muß aud feine Durchführung 
bei Streitigkeiten allmalig volllkommener werden. Nur muß man * 
die unheilvolle Träumerei des Univerſalſtaates aufgeben (f den 
Art.) Und auch die Dietatur umd Bevormundung monarchiſcher Con⸗ 
grefle DAN: A bat ſich nicht bewaͤhrt und empfohlen. Ihr 
unnatür heiliges Altiancefpftem, iht Bann gegen jedes Bolt‘, wel⸗ 
ches mit Gewalt das Joch feiner Knechtſchaft abfehättelt, beruhte gro⸗ 
Fentheils auf der unnatuͤrlichen Lage, daß noch Sn —— wie 
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perliche Sachen, hat ſie zum unmittelbaren Gegenſtand, beſteht in der 
ausſchließlichen Verfuͤgungsgewalt über fie. Für die rechtliche Natur 
diefes Privateigenthumsrechts ift es einerlei, ob ein Unterthan oder ob 
die moralifche Perfon des Staats ober Volkes oder der Regent es br 
fist, ob es, wie 5. B. das Domanialgut, in Beziehung auf 
feinen Inhaber öffentliches (nicht aber öffentlich =» rehtlides) 
Vermögen ift. ; 

Das oͤffentlich-recht liche Eigenthum bezieht fih nicht un- 
mittelbar auf die Eörperlihe Sache, fondern befteht in der politi— 
fhen Gewalt, ober in ber gefeßgebenden und vollziehenden Gewalt 
über die auf dem Zerritorium ſich befindenden Perfonen und ihre Hands 
lungen. Es hat unmittelbar diefe politifche Gewalt zu ihrem 
Gegenftand und insbefondere audy das in ihr enthaltene Recht, biele 
Derfonen und ihre Rechte nad) Außen zu fhügen und zu vertreten. 
Es verfügt freilich dieſe politifhe Gewalt mittelbar auch über bie 
Eörperlihe Sache bes Territoriums. Diefe oͤffentlich-rechtliche 
Gewalt aber ift entweder ſtaatsrechtlich oder völferrehtlid. 

Die flaatsrechtliche bezieht fih auf das Innere bes 
Staates und befleht in der inneren, durch die Staatsverfaffung be 
flimmten politifhen Gewalt ober in der politifchen Berechtigung 
in Beziehung auf die Glieder des politifchen Vereins. Sie befteht in 
der inneren Verfaſſungs⸗, Regierungs= und Verwaltungshoheit. Man 
nennt fie nicht Staatseigentbum, weil dadurd ein despotiſches Verfaf⸗ 
fungsprincip, ein Herrenrecht der Regierung gegen bie Unterthanen und 
ein blinder, ‚paffiver, urtheils: und grenzen: und widerftandslofer Gehor: 
fam angedeutet würben, weldye alle freien und germanifchen Nationen 
von jeher verwarfen, welche fittliche und chriſtliche Menſchen gar nicht 
anerkennen bürfen. 

Die öffentlich vechtlihe, völferrehtlihe Eigenthumsge- 
walt bezieht fi) auf das Verhältnig gegen Auswärtige, gegen an- 
dere Völker. Gie bildet das wahre Staatseigenthbum im engeren 
Sinne oder das völferrehtlihe Eigenthum, denn Beides bezeid- 
net baffelbe. Es befteht in dem Rechte des unabhängigen Volkes, über 
fein Gebiet ausſchließlich zu regieren, für die auf demfelben befindlichen 
Perfonen und Sachen Befege und Vollziehungsmaßregeln zu erlaffen 
und dabei jede Einmifhung der Auswärtigen auszuſchließen. Diefes 
völkerrechtliche Eigenthum entfcheidet über die inneren Privat: und Ber 
faffungsrechte der Bürger gar nichts. Es werden ganze” Ränder einem 
andern Volt und, als dem Repräfentanten derfelben, deffen Fürften „zu 
vollem Eigentbum und voller Souverdänetät” (mad dm 
Ausdrüden der voͤlkerrechtlichen Verträge) abgetreten, und ber Regent 
hat vielleicht, wie ber König von Belgien, niht Einen Ader als Pri- 
vateigenthum im Lande und darf nit Einen Act ber Regierung, Ge: 
feggebung und Vollziehung über das fo zum vollen Eigenthum ermor: 
bene Zerritorium und bie darin befindlichen Perfonen und Sachen allein 
oder willkürlich vornehmen. Diefe privatrehtlidhen und ſtaats— 
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rechtlichen Beſchraͤnkungen aber gehen die Auswärtigen nichts an. 
In Beriehung auf fie repräfentirt der Regent fein ganzes Volt und 
deſſen Rechte. 

Das Privateigenthum wie das voͤlkerrechtliche Eigenthum ſtimmen 
aber trotz der Verfchiedenheit ihres unmittelbaren Gegenjtandes body 
in ihrer jweiftifhen Natur darin überein, daß fie einen ganzen In— 
begriff ausſchließlicher Herefhaftsgemwalt in Beriehung auf 
eine Sache enthalten, und zwar das Privateigentbum unmittelbar 
an der Sache, das völferrechtliche zunaͤchſt und unmittelbar an der 
Megierung über fie ober die auf ihr befindlichen Perfonen und Sachen. 

Diefe Herrfchaftsgewalt (potestas, dominium, mie das römifche 
Recht auch das Privateigenthum bezeichnet) hat zwei natürliche Beſtand⸗ 
theile, für’8 Erfte das Recht, unmittelbar felbft beliebig zu ver» 
fügen, und für's Zweite das Recht, Andere, im völkerrechtlichen 
Verhaͤltniß Auswärtige von der Verfügung über die Sache oder bie 
Herrſchaftsgewalt beliebig und gänzlich auszufhließen. 

Das Wefen einer ſolchen Eigenthumsgemwalt befteht in einem un« 
erfhöpflihen Inbegriff von Verfügungs: und Ausfchlirfungss 
rechten. Dieſer unerfchöpfliche Inbegriff feloft kann zwar nicht abgeges 
ben werben, ohne das Eigentbum felbft aufzugeben, wohl aber kann das 
Eigentbum dadurch befhränft werden, daß einzelne, beftimmte 
Rechte defjelben Anderen völlig überlaffen, d. h. daß fie als ein an der 
Sache ſelbſt oder dinglich begründetes Recht eines Andern von dem 
Eigenthum für immer abgetrennt werben. 

Eine ſolche Beſchraͤnkung des Eigenthbums durch die einem Andern 
an dbemfelben zuftehende dingliche Berechtigung nennt man Dienftbars 
fett der Sache oder Servitut. Se kann nur entweder bie eis 
gene Verfügung des Eigentbümers befhränfen, fo daß der Eigen: 
‚thümer in feinem Eigenthum diefe Verfügung unterlaffen muß. Oder 
fie kann das Eigenthumsrecht, Andere auszufhließen, befchränfen, 
fo daß ein Fremder felbft in dem Eigenthumsgebiet des Andern ein be= 
flimmtes Eigenthumsreht ausüben darf. Dagegen kann die Servitut 
oder Beſchraͤnkung der Sache niemals darin ftehen, daß die Sache oder 
ihr Eigenthümer etwas Pofitives thun müßte (servitus in faciendo con- 
sistere nequit), fonft würde der Eiyenthümer, und zwar jeder Eigen: 
thümer für immer nicht blos in feinem Eigenthum, fondern in feis 
ner Perfon unfrei, ein Fröhner und ein Leibeigener werden, was 
das roͤmiſche Recht bei feinem ftrengen Fefthalten jenes obigen Grunds 
fages fo richtig erkannte und was vollends für freie Staaten wichtig ift. 
Poſitive Verpflichtungen müffen immer nur als befondere Vertrags: 
pflidten begründet und behandelt werden, nicht als Servituten. 
Allermindeftens ftreitet dafür die rechtliche Vermuthung 

Eine völferrehtlihe oder Staatsfervitut iſt hiernadh ein 
bleibendes Recht oder eine (Servituts:)Berehtigung (active Ser⸗ 
virut) eines. Staates, wodurch zu feinem Vortheil die völkerrechtliche 
Eigenthumsfreiheit eines andern Staates in feinem Gebiet befchränft 
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wird. Für den Werpflichteten iſt diefes eine Servituts belaſtung 
(paffive Servitut). Staatsfervituten find ihrer Natur nach ftets 
völferrehtlich, weil das Regierungsrecht in Beziehung auf das In 
nere Fein Eigenthum iſt. Solche Servituten können Statt finden in 
Beziehung auf alle einzelnen Hoheitsrechte, fo fern fie nicht den 
Inbegriff oder die abfolut mwefentlihften Hoheitsrchte 
aufheben. Sie können ſich beziehen auf Gericht, Zoll, Straßen, 
Schug und Geleit, Poften u. f. mw. 

Da auch der völkerrechtliche bleibende Bundesverein, der Staa: 
tenbund, nad Außen eine politifche Einheit und ein Bundesgebiet 
oder Zerritorium mit völferrechtlicher Gewalt gegen Ausmärtige 
auf demfeiben hat (f. „ Bund”), fo können auch für den Bund active 
und paffive Servituten Statt finden, die man als Bunbdesfervitu: 
“ ten von den Servituten der einzelnen Xerritorien der Bundesſtaaten 
unterfcheidet. Uebrigens find bei dern völferrechtlichen Staatenbunde alle 
auf die inneren flaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe ſich beziehenden , mithin 
nicht als abfolut mwefentlih aus der Natur und dem Zweck des völ: 
terrehtlihen Bundes hervorgehenden Beſchraͤnkungen ber einzelnen 
Staaten Staatsfervituten der Bundesftaaten. Dahin gehören im 
deutfchen Bunde alle in den „befonderen Beftimmungen‘ da 
— — dem Bund ertheilten Schutzrechte für einzelne Rechte ber 
Bürger. 
| Solhe Staatsfervituten beftehen immer in Beſchraͤnkungen von 

Hoheitsrehten. Sie können freilich dabei zugleich) auch Privatrechte mit 
befaffen, nur ift ihre eigentlicher und naͤchſter Geyenftand das mit 
diefen Privatrechten verbundene Hoheit srecht. Bloſe Privarberedti- 
gungen, wie 4. B. MWeiderechte, Rechte auf Grundzinfen im fremden 
Staate, begründen keine flaatsrechtliche Servitut. 

Da in der Natur bes Hoheitsrechts die Unabhängigkeit Tiegt, ſe 
gehört zum Weſen der Staatsfervitut, daß der Servitutsberechtigte fein 
Recht unabhängig ausübt, alfo felbft unabhängiger Staat ift. 

Eben fo aber muß aud ber Verpflichtete an fi) unabhängig fein 
und unabhängige Hoheitsrechte befigen, denn flaatsrehtliche Gewalt 
über eine Provinz ift Fein Servitut, und an Privatberechtigungen gibt 
es keine Servitut, fondern nur privat» und innere flaatsrechtliche Be: 
ſchraͤnkungen. 

Selbſt wenn ein Staat Privatperſonen in ſeinem Inneren Be— 
freiungen von Hoheitsrechten, z. B. Steuerfreiheit, oder Ausübung von 
Hoheitsrechten geſtattet, z. B. Patrimonialgerichtsbarkeit, fo find dat 
keine Staatsſervituten. 

Der Zweck des Staates fordert den Beſitz aller Hoheitsrechte in 
der Hand der Regierung und Staͤnde; daher ſind Staatsſervituten 
nachtheilig. Und es iſt ein Gluͤck, daß die vielen früher beſtehenden 
Staatsfervituten aufgehoben find. Sie find Berfaffungsäbung, Be: 
äußerungen der Staatshoheit und bedürfen alfo wie diefe der Einmill 
gung der Stände. Sie verwideln in Streitigteit-und machen abhaͤngig 
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Staatsfervituten werden natürfich nicht vermuthet, muͤſſen baber 
auf befonderen Rechtstiteln beruhen und bewieſen werden. Sie find 
nicht begünftigt und dürfen daher nur fireng und nicht ausdehnend 
ausgelent werden. 

Wahrhaft unmöglich für freie Völker, alfo abfurd und redhtsuns 
gültig‘ würden ſolche Staatsfervituten fein, weldhe ben Staaten und 
Regierungen die abfolut mwefentlichen Unabhängigkeitsrechte, 3. B. das 
Recht, ſich eine beliebige Verfaffung zu geben, rauben wollten. Doc 
ift auch diefes leider außerhalb und innerhalb völkerrechtlicher Bundes: 
verhältniffe vorgefommen ! 

Die befondere Literatur über diefen Gegenfland und für bie eins 
zelnen Säge, bie hier aufgeflellt werden, findet fih in Klüber’s oͤf— 
fentlihem Recht des Bundes $. 559—562. 

C. Welder. 


Bollsfouveränetät, f. Staatsverfaffung. 

VBollövertreter, Volkswortführer, f. Abgeordnete, 
Landitände, Repräfentativverfaffung. 

Bolföbewaffnung, f. Heerweſen. 

Bollmadht, f. Mandat. 

Vollziehende Gewalt, f. Cabinetsjuftiz. 


W. 


Waffen: und Wehrhoheit. — Die kriegeriſche Vertheidi⸗ 
gung des Staates gegen feindliche auswärtige Gewalt und — wenn 
alle bürgerlihen Einrihtungen und Mittel diefes Ungluͤck nicht anders 
verhindern oder überwinden Binnen — auch gegen innere Grmalt ift 
eine Pflicht, alfo auch ein Hoheitsreht der Regierung. Diefe Waffen: 
hoheit (das Recht der Armatur, Militärgemalt, jus armorum), nament: 
lich auch das Recht, eine flehende bewaffnete Macht zu unterhalten, und 
das Recht, Schirm: und MWehranftalten, Feftungen u. f. wm. zu errich- 
ten und zu unterhalten, ift auch ein felbftftändiges Recht der deutfchen 
Bundesflaaten, zumal da fie nah Art. 11 des völkerrechtlichen Bundes 
zu allen Bündniffen das Recht behalten haben, welche nicht gegen bie 
Sicherheit des Bundes oder anderer Bundesflaaten gerichtet find, und 
alle früheren Vorſchlaͤge des Ausfchluffes befonderer Kriege u. ſ. w. hin⸗ 
wegblieben*). Die Bundesgefege befchränken bier nur mittelbar in fo 
weit, als jeber Bundesfürft zum Schug des Bundes fein beftimmtes 
Contingent — und zwar ein Außerft großes — bereit halten muf. 
Webrigens bleibt auch in Beziehung auf diefes Gontingent der Landesre- 
gierung die Kriegsaefeggebung und Kriegspolizei. Weber die Literatur 
vergl. Klüber, Deffentl. Recht $. 545. C. Welcker. 


Waffen- und Wehrpflicht und Recht, ſ. Conſcrip— 
tion und Heerweſen. 


S. dieſelben in Ktbber’s Ducdenfanmlung ©. 162... 
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Wahlcapitulation, f. Kurfürften. 
Wahlreht, f. Staatsverfaffung- 


Wahrheit, Recht auf Wahrheit. — Die Wahrheit ift bie 
Grundlage der fittlichen Weltordnung , der gefitteten Gefellfchaft. Die 
Lüge wird daher mit Recht auch in der heiligen Schrift als ihr Gegen, 
theil, der Lügner als der Teufel bezeichnet. Die Moratpflicht zur Waht⸗ 
heit bedarf keiner Ausführung. Eine andere Frage ift die: gibt es ein 
juriftifhes Recht auf Wahrheit oder nicht. Viele fagen nein, Viele ia, 
Beides ift in feiner Unbedingtheit falſch. Es verhält ſich mit diefer Mo: 
rolpflicht wie mit faft allen Moralpflichten der Menfchen gegen einander. 
Sie werden juriftifch , fo weit fie nad der Natur des Rechtsverhaͤltniſ⸗ 
ſes ein Beftandtheil deffelben werden. Sie bleiben frei (servandum ar- 
bitrio nach roͤmiſch juriſtiſchem Ausdrud) oder reine Moralpflichten, fo 
weit fie nicht unmittelbar oder mittelbar durch ben rechtlichen 
Friedensvertrag objectiv gemacht oder zu anerkannten Rechts⸗ 
pflichten erhoben wurden. Nun ift die Wahrheit des Friedens = oder 
Rechtsvertrages felbft oder der gegenfeitigen Anerfennung , Achtung und 
Heilighaltung als gleich freier, gleich unverleglicher vechtlicher Perſoͤnlich⸗ 
£eiten, die Zreue in dieſer Wahrheit und ber Glaube an fie die Grund: 
lage des ganzen Rechtsverhältniffes oder des rechtlichen Friedens , mie 
diefes der gefunde und tiefe juriftifhe Sinn der Römer (f. z. B. L. 1. 
de pactis. L. 31. depositi) fo richtig anerfannte und Cicero mit 
den Worten: fundamentum justitiae fides ausfpricht, und auch der Tem: 
pel der Fides neben dem des Jupiter auf dem Gapitol bezeichnete. 
Wo alfo Semand über meine Rechte jurifiifh mit mir verhandelt, darf 
er mich nicht durch Unwahrheit verlegen, nicht die Treue des Vertrags 
brechen, nicht juriftifch betrügen und fälfchen. Er darf mir audy nicht 
durch pofitive Unwahrheit da fchaden, wo ich ibn in Beziehung auf 
meine Rechte frage, felbft wenn er nicht verpflichtet war gu pofitiver Leis 
fung , zw pofitiver Ausfage der Wahrheit. Wollte 3. B. Jemand fo 
moraliſch ſchlecht handeln, mir eine Grube nicht zu entdeden, im die ic 
bineinzuftürgen im Begriffe bin, fo würde das noch Beine Redytsverlegung 
fein. Dazu wird e8 aber, wenn er auf meine Frage in Beziehung auf 
den Schug meiner Rechte nicht etwa bloß ſchweigt, fondern mich durch 
pofitive Züge täufcht. Dagegen fällt eine Unwahrheit über feine angeb: 
lichen Deldenthaten und in feinen blofen Sreundfchaftss und moralifhen 
Berhältniffen der moralifhen Beurtheilung anheim. Eine befonders 
ſchwierige Frage in dieſer Beziehung ift die: Iſt ein Angeklagter juti⸗ 
ſtiſch verpflichtet, feine Schuld einzugeftehen? Der Richter hat offenbar 
das Recht, ihn nach der Wahrheit zu fragen, und dem fcheint eine 
Rechtspflicht, bier die Wahrheit zu fagen, gegenuͤberzuſtehen. Doch ha 
ben die Römer, die Engländer und andere freie Völker aus dem Grunde 
biefe Pflicht nicht als Rechtspflicht anerkannt, weil fie fagten: Niemand 
ift rechtlich verpflichtet, ſich ſelbſt anzuklagen oder felbft feinem Anklaͤget 
bie B:weismittel herbeisufchaffen. Die fpdtere deutſche Jurisprudenj 
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wollte zwiſchen dem angeblich juriſtiſch nicht rechtswidrigen bloſen Leug⸗ 
nen und dem angeblich auch hier juriſtiſch ſtrafbaren poſitiven Luͤgen un⸗ 
terſcheiden. Doch laufen hier die Grenzen in einander und in jedem un⸗ 
wahren Leugnen iſt eben ſo mittelbar eine poſitive Luͤge enthalten, wie 
in dieſer, wenn ſie die Schuld verbergen will, ein Leugnen. Die Gefahr 
der verwerflichen Inquiſitionstortur unterſtuͤtzt die roͤmiſche und engli⸗ 
ſche Theorie. C. Welcker. 

Waiſen, ſ. Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 

Waldeck, Fürſtenthum und deutſcher Bundesſtaat. 
— Dieſes kleine, aber ausgezeichnet ſchoͤne Land liegt im Suͤdweſten 
des Eggegebirgs, zwiſchen Weſtphalen und Kurheſſen, und enthaͤlt mit 
der zum waldeckiſchen Staat gehoͤrigen, weiter noͤrdlich gelegenen Graf⸗ 
ſchaft Pprmont ein Areal von 21 Meilen mit 58,400 Einwoh⸗ 
nern (ungefähr 57,500 Lutheranern, 600 Reformirten, 800 Katholiten 
und 500 Juden) in 13 Städten, 105 Dörfern und 46 Gehöften. Es 
ift im Mocdweften von der Diemel, im Oſten von ber Twiſte und 
im Süben von ber Ar, Itter und Eder bemäffert, ziemlich gebirgig, 
aber wegen des fteinigen Erdreiches nur mäßig fruchtbar. Seine natür: 
lichen Erzeugniffe find Getreide, Kartoffeln, Obft, Flache, Färberröthe und 
Holz, Rindvieh, Schafe, Schweine, Gemwild, Geflügel, Bienen und 
Fiſche, Goldfand, Eifen, Kupfer, Blei, Marmor, Schiefer, Torf. und 
Sauerwafler ; der Kunſtfleiß der Bewohner aber erzeugt vorzüglich 
Garngefpinnfte, Zeug: und Wollengemwebe. 
Der ganze Staat wurde in die Oberämter Diemel, Eber, Ei: 
fenberg und Pyrmont abgetheilt; die Hauptſtadt ift Korbad, 
die gewöhnliche fürftliche Nefidenz aber Arolfen, und die Sommerre⸗ 
fidenz der berühmte Gurort Pyrmont. Die Staatsverfaffung gehört 
zu ben neueren conflitutionell= monardhifdhen; die Regierungs: 
und Verwaltungsftellen beftehen in dem geheimen Gabinet, dem Geheim⸗ 
rath, dem Negiminal- und Polizeicollegium, der Yuftizcanzlei, dem Con⸗ 
fiftorium, Criminal: und Lehenhof, in der Forſt- und Rentlammer, dem 
Hof: und Appellationsgericht, der Militärcommiffion und Armenbirection. 
Die Staatseintünfte betragen 250,000 Thaler, und bie Staatsfchuld 
beläuft fich auf ungefähr 600,000 Thaler. Das Militär zählt (in 
drei Compagnieen Infanterie und einer Abtheilung Jaͤger) 800 Mann, 
movon 519 zur Bundesrefervedivifion nad Luxemburg beftimmt find. 

Geſchichtlich merkwürdig ift das Land als die alte Heimath ber 
Marfen und Merdirer, in der Nähe des berühmten Schauplages” 
der Siege Hermann?s über die römifchen Regionen, in der Nähe des 
Tempels ber Zanfana und des Thurms der Velleda, wie fpäter der 
Eresburg mit der Semenfäule, mo bie fächfifche Freiheitsliebe ge⸗ 
gen die Macht der Franken fo manchen Kampf geführt. Nach dem 
Anſchluſſe diefer Lande an die fraͤnkiſche Monarchie bildete ſich bier ber 
Ittergau, in welchem die Dynaſten von It ter zu einer der maͤch⸗ 
tigften Familien heranblühten, während in dem benachbarten Heffen: 
gau eine andere Dimaftenfamilie ſich nad dem Schloffe Walde be 
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nannte, welche aber mit jener das Schickſal eheilte, ſchon im 12. Fahr 
hunderte zu erloͤſchen und ihre Herrſchaft an die mädtigen Schirmher⸗ 
ren des Hochfliftes Paderborn zu hinterlaffen. Diefes waren bie 
Grafen von Schmwalenberg, deren Stammburg zwifchen Detmolb 
und Korvei lag, und an weldye fich bie EAſqlecheoreth⸗ der Voteltern 
des waldeckiſchen Fuͤrſtenhauſes anſchließt. 

Man unterſcheidet in derſelben die drei Perioden ber alten, be 
mittleren und der jüngeren Grafen. Die erftere wirb bis zu eis 
nem meftphälifhen Dpnaften Witte kind binaufgeführt, wecher im ber 
zweiten Hälfte des 8. Jahrhunderts gelebt haben und ber gemeinfchaft- 
liche Stammvater der Burggrafen von Magdeburg und der wals 
dedifchen Ahnen von Schmwalenberg geweſen fein fol. Als ur» 

kundlich gewiffer Ahnherr der Regteren erfcheint aber erſt berjenige 

Wittekind, welcher um’s Jahr 1030 die Grafichaft des Wettigaues 
verwaltete, daher wir ihn den I, nennen. Sein Sohn Hermann hin: 
terließ Wittekind II. und Heinrich I., wovon jener ohne Machkom⸗ 
men verftarb, diefer dagegen Wittefind IH, erzeugte, weldyer durch 
die Erbtochter des Geſchlechtes von It ter der Stammberr der mitt- 
leren Grafenreihe ward. Denn fie beachte ihm einen Theil des alten 
Ittergaues zu, mo fi fofort die neue Heimath feines Haufes ber: 
anbildete und durch Erwerbung der benachbarten Burg und Herrſchaft 
Waldeck erweiterte. Er war Schirmvogt bes Stiftes Paderborn 
und gründete mit feiner Gemahlin im Jahre 1128 das Kloſter Ma: 
rien: Münfter. Sen Sohn Volkwin I., welchem bie Schirm: 
vogtel des neuen Klofters zu Arolfen übertragen wurde, binterlief 
Bolkwin II. und Wittekind (IV.) den eltern, deſſen Sohn Wit: 
tetind (V.) der Zuͤngere ber gemeinfchaftliche Stammvater ber Linien 
von Pyrmont und von Sternberg wurde, welche zu Ende bes 14. 
Jahrhunderts wieder erlofhen. Won den Söhnen Graf Volkwin' sil. 
begab fih Wittekind VI. zur Kreuzfahrt Kaifer Friedrich's J., nad: 
dem er zur Gewinnung ber Reifekoften die paderbornifhe Schirm 
vogtei an das Stift verkauft hatte, und ftatb auf dem Ruͤckwege, öbne 
Kinder zu hinterlaffen. Dagegen grümdeten feine Brüber Bolfwin IL 
und Heinrich II., jener die Linie von Nauenburg (Naumburg), 
welche in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts wieder ausftard, und 
diefer die Linie von Walded. 

Graf Heinrich iſt alfo der Stammvater bes aus dem ſchwa⸗ 
lenbergifchen Gefdjlechte hervorgegangenen Haufes von Walded, 
weswegen man bdenfelben in diefer Beziehung den 1. nennen muß. 
hinterließ ben Volkwin und Adolf, bie Stifter des Kloſters zu 
Neze, wo die waldeckiſche Kamiliengruft errichtet wurde, von denen 
der Legtere ben Bifchof von Os nabruͤck (Wittekind) zum Sohme, un 
die Biichöfe zu Minden (Adolf) und Lüttich (Gottfried) zu Enkeln 
hatte. Sein Nachfolger war aber Heinrich Il., deſſen Sopn Detol. 
ſich mit der Tochter des Landgrafen von Heften vermählte und dem 
waldeckiſchen Haufe dadurch einen erhöhten Glanz verlieh. Denn 
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feit Langem her erfchien daſſelbe fchon als eines ber angefehenfien zwi⸗ 
fchen dee Wefer und dem mefiphälifhen Gebirge und gehörte inter Ans 
derem auch zu den acht Herren, welche im 13. und folgenden Jahrhun⸗ 
derte die Freiftühle der rothen Erde (d. h. Weftphalens) inne hat⸗ 
tem. Graf Dtto’s I. Exfigeborener war Heinrich III., melcer mit 
feinen Brüdern (Adolf und Ludwig) und Söhnen (Dito, Dietrih und 
Heinrich) im Jahre 1344 einen Familienvertrag errichtete, mornac im 
Zukunft 1) nur Einer die Grafſchaft verwalten, 2) Keiner ohne Bor 
wiffen der Agnaten einen Theil davon verdußern, und 3) die dem geifl- 
lich gewordenen Gliedern der Familie angeriefenen Güter wieder an 
diefelbe zuruͤckfallen follten. 

Bon den genannten Söhnen dieſes Herrn vermäblte fih Otto ll. 
mit der Tochter des Herzogs von Lüneburg, nad beffen kinderloſem 
Dingange er auf die lüneburgifhe Nachfolge ernftlichen Anfprudy erhob, 
ſich aber dadurch mit dem Bruder des verjtorbenen Herzogs nur in «ir 
nen nußlofen Proceß verwickelte. Er hinterließ als einzigen Erben 
Heinrich IV., einen hoͤchſt febdeluftigen Herrn, welcher faft nie aus 
feiner Rüfung fam, und daher den Beinamen des Eifernen erbielt, 
Da feine Söhne Adolf Il. und Heinrich V. troß des Familienſta⸗ 
tuts von 1344 eine Landestheilung vornabmen, mobei jener die Burg 
Landau und diefer das Stammſchloß Walde erhielt, fo entſpran⸗ 
gen hieraus nicht allein wieder zwei befondere Linien, fondern auch eine 
Reihe erbitterter Zerwürfniffe, welche in Verbindung mit anderen Unfäl 
len das Anfehen und die Macht des Haufes ſehr herabbrachten. Die 
naͤchſte für daffelbe michtige Folge hiervon war, daß der Sohn. unb 
Erbe Adolf's U, Graf Dtto, um ſich gegen feine Stammesvettern mehr 
zu fichern, im Sabre 1438 feinen Antheil an den. waldeckiſchen Beſitzun⸗ 
gen, und was in Zukunft von dem andern Antheile an ihn oder feine 
Nachkommen etiwa erben ‚ dem Landgrafen von Deffen zu einem 
Mannlehen auftrug. Diefer Schritt aber veranlaßte Heinrich Il. und 
feinen Sohn Vollrad einen gleichen zu thun und aud ihren Ans 
theil an der Graffhaft Walded von Heſſen lehenbar zu machen. 
Die landau iſche Linie ftarb ſchon zu Ende des 16. Jahrhun⸗ 
derts wieder aus, waͤhrend die waldeckiſche im ſechſten Gliede nach 
ihrem Stifter, durch die beiden Söhne des Grafen Joſias I. und 
der Gräfin Maria von Barbi, zwei neue Zweige trieb, den eifen- 
bergifhen und wildungifhen. Denn der ältere Ehriftian 
hatte bei der ung nit ‚feinem Bruder Vollrad die Veſte 
Eifenberg, und. diefer die Burg Wildungen zum Wohnfige er: 
wählt: Wie Wittefind II. Stammbere der mittleren, fo ift alfo Jo: 

| Stammpater der jüngeren 
” | ‚Jahre 1664 
etloſch, der andere aber duch Graf Ehriftian Ludwig ſich wieder 
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dificirung ber von Uralters her alodialen Grafſchaft Waldeck hatte 
dazu geführt, daß die Landgrafen von Heſſen ſich bie Landeshoheit dar⸗ 
uͤber anzumaßen ſuchten, wobei die Nachlaͤſſigkeit der Grafen ſelbſt 
Manches geſchehen ließ, was einer ſtillſchweigenden Anerkennung gleich⸗ 
ſah, bis endlich jene Gebruͤder einen Proceß erhoben, deſſen Erfolg ein 
im Jahre 1648 abgeſchloſſener Vergleich war, wornach Deffen auf die 
prätendirte Rındeshoheit verzichtete und bie waldeckiſche Familie als un» 
mittelbare Reihsgrafen anerkannte, Walded aber feine Lehend; 
verbindlichkeit gegen Heffen feierlich erneuerte. - 

Graf Ehriftian Ludwig (geft. 1706), ber Enkel Chris 
ftian’s und Sohn Philipp’s, hatte durch eine feltene Fuͤgung ber 
Berwandtfchaftsverhältniffe feines Haufes das Gluͤck, die Weberrefte der 
pyrmontiſchen, fternbergifchen,  fhroalenbergifchen und wildungiſchen Ext: 
ſchaft in feiner Hand zu vereinigen. Auch wurde von ihm das Erſt— 
geburtsrecht in der waldedifchen Familie eingeführt ; er hatte mit 
feinen zwei Gemahlinnen, Elsbeth von Rappoldftein und Johanna 
von NaffausFdftein, nicht weniger als dreizehn Söhne und zwölf Toͤch⸗ 
ter erzeuat! Won jenen erhielten aber nur zwei eine Nachkommenſchaft, 
Graf Friedrih Anton Ulrich (geft. 1728), welcher im Jahre 1712 
in den Reichsfürftenftand erhoben wurde, und Graf Joſias, melder 
den paragirten gräflichen Zweig von Bergheim fliftete. - Die Nad;: 
folger des Erfteren in Ddirecter Linie waren bie Fürften Chriftian 
Philipp (gefl. 1728), Karl Auguft Friedrich (geft. 1799), 
Friedrich Karl Auguft (geft. 1812) und Georg (geft. 1813), 
der Vater des jegt regierenden Fürften Georg Heinrih*). 

Noch wenige Jahre vor der Auflöfung des deutfchen Reiches hatte 
Waldeck, was ihm feit feiner Erhebung in die reihsfürftlide 
Wuͤrde bis dahin nicht gelungen war, eine Virilſtimme im Reichsfür: 
ftenrath erlangt, und gewann baburch bei jener traurigen Kataſtrophe 
die volle Souveränetät feiner Lande, während 'daffelbe wegen des alten 
Lehensnerus mit Heffen in Streitigkeiten gerieth, ‚welche gegenwärtig 
noch obfchreben. Im Sahre 1807 trat Walde dem Rheinbunde 
und-im Sabre 1813 dem deutſchen Bunde bei, wo es am Bundestag 
mit Hohenzollern, Lichtenftein, Reuß und Lippe die fechzehnte Stelle 
und im Plenum eine Stimme bat. Da bie bisher im altın Style 
beftandenen mwaldedifhen Rand ftände ben neueren Zeitumfländen nicht 
mehr entfprahen, und Fürft Georg Heinrich felber feſt überzeugt 
war, „daß durch eine gleiche Vertheilung der Staatslaften alle Unter 
thanen eine Furcht und eine Hoffnung baden; daß durch fie der Em 
thuſiasmus der Freiheit — der wahre , Patriotismus entfteht, twelde 
nichts Anderes, als die Vorftellung der allgemeinen Gerechtigkeit fel; 
daß aber bisher beinahe die ganze Steuerlaft auf der probucirenden Claſſe 


+) S. Wenk, Heffifhe Landesgeſch. IL, 992—1061. Varnhagen, 
Grundlage der waldeckiſchen Landes: und Regentengeſch. Göttingen, 1825. Gr: 
neatogifh. Almanad, 21. Zahrgang für 1844. S. 380884, 
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gelegen, und daher keine billige Gleichheit in der Vertheilung der Staats⸗ 
erforberniffe geherrſcht, indem ein Theil wenig ober gar nichts, ein an⸗ 
derer hingegen öfter über feine Kräfte dazu beigetragen, und daß unter 
die Letzteren auch ganz befonbers das fürftliche Haus felbft gehört habe, 
da der Gehalt der meiften Staatsdiener und fonflige außerordentliche 
Ausgaben, welche von dem Gefammtftaate hätten geleiftet werden müfs 
fen, aus den fürfttichen Domanialrevenuen befiritten worden‘; fo erließ 
berfelbe ein vom 28. Januar. 1814 batirtes Verfaſſungs- und 
Drganifationsdecret, welches eine ben ZBeitverhältniffen entfpre 
ende neue Ordnung und Verfaffung und Verwaltung zum Zweck hatte. 
Eine wefentliche Beftimmung dieſes Decretes vereinigte die bisher ohne 
Stände gemefene Graffchaft Premont mit dem Fürftentyum Wal: 
deck, indem aus berfelben vier Mitglieder zu den Abgeorbneten bed letz⸗ 
tern beigezogen, die Schulden beider Länder zufanmmengeworfen werden 
folten. Gerade aber die Aufnahme der Pyrmonter in bie maldedi- 
ſche Vertretung war neben der neuen Befleuerungsart auch die haupt» 
ſaͤchlichſte Urfahe, warum fich die Stände bes Fürftenthums, in ent 
fchiedenem Wibderftande gegen das (allerdings einfeitige, Lüdenhafte und 
verworrene) Decret, für die alte Verfaffung erklärten. 


Diefe Verfaffungsftreitigkeit, welche felbft bis in das Hauptquartier 
ber verbündeten Monarchen gelangt war, hatte zur nächften Folge die 
Convention vom 3. Zuli 1814, welde aber an ben Forderungen 
des privilegirten Standes eben ſo fheiterte, mie das Conſtitutionsedict, 
daher der wohlmeinende Fürft im Jahre 1816 die Stände nad XArol: 
fen verſammelte, wo fodann am 19. Aprit unter dem Namen Lanz 
desvertrag eine neue Einrichtung der bisherigen Landes» und ftändi« 
fhen Verfaffung zum Abſchluſſe Fam. 


Die erfte Abtheilung dieſes Grundvertrages betrifft die Landes: 
derfaffung, d. b. die Einrichtung der 5 Oberjuftizämter, die zweite 
aber die NRepräfentation der Unterthanen. Diefelbe wird ges 
bildet durch -die Abgeordneten des Ritter, bed Bürger: und 
Bauernfiandes. Der erftere fendet alle Befiger Iandtagsfähiger 
Ritterguͤter, der zweite die Oberbürgermeifter und Secretäre der drei 
Städte Korbach, Wildungen und Mengringhaufen, und die Bürgermeifter 
ber übrigen zehn Städte, und der legtere je zwei Stellvertreter ber fünf 
Dberämter. Die Eigenfchaften eines Repräfentanten find im Allgemei⸗ 
nen, daß er einer der chriſtlichen Confeffionen angehöre, 25 Altersjahre 
zähle, {chreiben und lefen könne, Landesunterthan, bee-Militärpflicht er⸗ 
ledigt und: unbefcholtenen Rufes ſei; imsbefondere aber für den. buͤrger⸗ 
ſtaͤndiſchen Vertreter, daß er einen fchuldenfreien Beſitz von menigftens 
500 Thalern, und für den bauernfländifhen, daß er ein fehuldenfreies, 
fhagungspflichtige® Gut von mwenigfiens 30 Morgen habe. Staats⸗ 
beamte, ‘oder fonft in fürftliher Dienftpflicht Stehende dürfen an 
der Repraͤſentation Leinen Antheil nehmen, es märe denn, daß die 
Stände einen ſolchen in Worfchlag braͤchten. 


* 
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Ein engerer Ausſchuß, beſtehend aus zwei ritt 
Deputirten, aus den Abgeordneten der drei deputitten Staͤdte und ei⸗ 
nem Deputirten des Bauernſtandes, bat auf die Ablegung ber land⸗ 
fhaftlihen Rechnungen zu dringen und felbige abzunehmen, bie 
Landtagsbefhlüffe und Entfheidungen in Vollzug zu fegen, 
die neuen Steueranträge zu prüfen und den Ständen: zur Abftim: 
mung vorzulegen, in diefer Beziehung Verbefferungsvorfchläge 
zu machen und Mifbräuche zu rügen, die Ausgabe nöthiger, jedoch 
2000 Thaler nicht überfleigender Verwendungen zu befchließen, Erlaß⸗ 
gefuche der Unterthanen zu prüfen umb bis zu jener (unter Vorbehalt 
fürftlicher Genehmigung) zu bemilligen, und endlich in Faͤllen ber Ber: 
zugsgefahr im Einverftändnig mit der Regierung Beſchluͤſſe zu faſ⸗ 
fen, als ob fie von gemeinem Landtage ausgegangen. 


Die allgemeine Landtagsverfammlung fann nur für bie 
zwei Säle einer Berfaffungsverändberung und Steuerord: 
nungserneuerung einberufen werden. Es follen aber die lanbftän: 
diſchen Rechte fundirt fein in der Verwilligung und Regulirung ſaͤmmtli⸗ 
her Steuern, in ber Verwaltung ber Landescaffen und in der Berathung 
und Einwilligung bei allen wichtigen Gefegen und Anordnungen. Würden 
übrigens vondem Bundestag den Landftänden im Allgemeinen hinſichtlich 
ber Gefeßgebung größere Rechte eingeräumt werden, fo follen biefelben 
auh den waldedifchen zu Theil werden. Ferner haben dieſelben 
eine Aufficht über die von aller Gabinetsverfügung unabhängige 
Suftizpflege, wie das Recht ber Befchwerbeführung bei vorfommen: 
den Mißbräuchen aller Art; befonders follen die Staatsdiener me 
gen verfaffungswibrigen Betragens von ben Ständen vor dem ordentli⸗ 
hen Richter angellagt, niemals jedoch ohne gerechte Urſache unb vor: 
. ausgegangene richterliche Unterfuchung und Entſcheidung ihres Amtes 
entfegt werden koͤnnen. Die Vorſchlaͤge und Anträge follen ben 
Ständen durch die Regierung "gemacht werben; bie Art ber Abſtim— 
mung bleibt ihnen überlaffen, und bei eintretender Stimmengfeichheit 
gibt der Landfpndicus den Ausſchlag. Wegen gethaner Aeußerun: 
gen in ber Ständeverfammlung, fo weit diefelben bie Zreue gegen ben 
Landesfürften und die Achtung gegen die Landesbehörden nicht verlegen, 
braucht ein Mitglied dem Staate niemals zu Rebe zu flehen. | 


Die beftehende Iandfhaftlihe Kammer hat den statum i- 
gentiae publicae jährlich zu entwerfen, bie Soll -Einnahm= Etats der 
Landeseintünfte anzufertigen, die Function ber Kriegscommiffion zu über 
nehmen, die Befoldungen und Penfionen nad) dem (gegen leberlaffung 
der Sporteln, Strafen und Eonfiscationen) vom Lande übernommenen 
Etat auszubezahlen, wie auch alle übrigen Bandesausgaben (mit 
Ausnahme der einer landſchaftlichen Sculdentilgungscaffe uͤberwieſenen 
Zahlungen), namentlich die Unterhaltung bes Militärs zu beforgen. 
Beim Anteitte eines neuen Regenten werben jedes Mat die ‚Stände 
zufammenberufen, um bemfelben nad den von ihm ausgeftellten Me 
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verfalen zur Befolgung der Gonflitution den Huldigungseid zu 
leiften* I 8 


r aber. 

Wallachei, f. Moldau. 

Wappenkunde, Heraldik. — Diefes ift die Wiffenfchaft 
von ben Wappen. Zeichen und Spmbole für Krieger, Stämme, Fürs 
fien, namentlih Zeichen und Bilder auf Schilden waren [hon bei Des 
bräern , Griehen, Römern und den alten Deutfchen gewöhnlid. Uns 
fere fpäteren Wappen bildeten ſich erſt feit dem 11. Jahrhunderte durch 
die Zurniere aus. Es gab num eine fürmlihe Kunft, fie regelmäßig 
zu bilden, ihre Geſchichte und Aechtheit zu erkennen und zu beurtheilen, 
die man Heraldif nannte (von dem Derold, ber bei Turnieren das 
Wappen, blason, auszublafen oder anzugeben hatte). Es gibt perfönliche 
Familien⸗, Länder» und Gorporationswappen. Die hiftorifhe Mifs 
fenfchaft der Wappentunde oder Heraldik ift natürlich eine Hülfswiffen- 
ſchaft für den biftorifch-pofitiven Theil der Staatswiffenfchaften, vorzüg> 
lich auch für die Suceeffionsanfprüche. Die Literatur enthält Klüber, 
Deffenti. Recht $. 13. C. Welder. 

Wechſelrecht. — Unter diefem Ausbrude wird das Inſtitut 
verftanden, nach welchem gewiffe Urkunden, welche MWechfel heißen, eine 
folche Kraft haben, daß der Inhaber diefer Urkunden bie darin ausge 
drücdte Summe Geldes auf die fchnellfte Weife geltend zu machen be= 
fugt ift, wenn er gewiſſe gefeglich dem Inhaber des Wechſels oblies 
gende Pflichten erfüllt. Dies dem Alterthum unbekannte Inſtitut!) ift 
im Mittelalter, allmdlig zuerft in Italien und Spanien, ausgebildet wor: 
den?), und beruht auf dem faufmännifchen Gebrauche, welcher in dem 
Verkehre der Kaufleute im Zufammenhange mit den Meſſen entitand, 
indem bie Campsores zum Vortheile derjenigen, welche von einer Meſſe 
zur anderen reiften und in Zeiten, in welchen das Reifen und Mitneh⸗ 
men baaren Geldes vielfach unbequem war, für das baare Geld, das fie 
erhielten, Urkunden ausftellten, welche auf einer anderen Meſſe producirt 
und von den Handelsfreunden der Ausfteller honoriert wurden. Da ihnen 
die Mefprivilegien anklebten, zu welchen aud, nad dem Gerichtöges 
brauche des Mittelalters, perfönliche Vollſtreckung gehörte, fo konnte der 
Inhaber folder mit dem Namen Wechfel bezeichneten Urkunden auf 
ſchnelle Realifieung der ihm zuftehenden Forderung, worauf die Urkunde 
lautete, rechnen; und um Sendungen von Geldern aus entfernten Läns 
bern in andere möglih zu machen, ohne das baare Geld ſelbſt zu 
fhiden , wurde die Form der MWechfelbriefe häufig. Die Gefchichte Lehrt 
aber, daß die bei uns üblihen Formen und Gebräuche im Wechfelrechte 


» S. PbLig, Die europäifchen Verfaſſungen I. 1106—1123, 
1) Daß es den Römern unbelannt war, ift gewiß. Pardeffus, Collection 
des loix marit. I. p. 39, 56. 

2) Die Darftellung ber Entwidelung bes Wechlelrechts f. in meinen Grundf. 
5— Privatrechts, 6. Ausg· J. 319. Archiv für civil. Praris XXVI. 
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Anfangs nicht vorkamen, und erſt allmaͤlig ausgebildet wurden, indem 
man theils denjenigen, welcher in dem —* als der Zahler beffefben 
bezeichnet war, bei Vorzeigen aufforderte, ob er bezahlen wolle, und 
wenn er es that, den MWechfel acceptiren ließ?), theils ben Vortheil des 
MWechfels dadurch erhöhte, dab man an eine bequeme Webertragungsform 
des Wechſels an Andere dachte, und dabei die Form des Sndoffements*) 
erfand, theils eine Form einführte, nach mwelder der Wechfelinhaber, 
wenn der, welcher ben Wechfel zahlen follte, ihm nicht acceptirte oder 
nicht bezahlte, durch eine Öffentliche Urkunde diefe Thatſache conſtatiren 
ließ, um auf den Grund bdiefer Nachweiſung ben Regreß gegen diejeni⸗ 
gen zu nehmen, weldye zur Entfchädigung für den Fall der Nichtzah⸗ 
lung des Wedhfels fi verpflichtet hatten, was die noch jegt uͤbliche 
Form der Wechfelprotefte herbeiführte. Erſt nachdem im Laufe der Zeit 
der Gebrauch?) die zu beobachtenden Formen und Verpflichtungen aut: 
gebildet hatte, kam die Gefeggebung hinzu und fanctionirte den Ge 
brauch, in welchem eine Veränderung dadurch vorging, daß man and 
in Fällen, in melden der MWechfel nicht auf andere Länder ging oder 
nicht an eine andere Perfon lautete, als den Ausſteller, fidy der privile 
girten Wechfelform bediente, und zwar, indem Jemand, der eine Summe 
Geldes zu bezahlen hatte, fi) durch den Gebraud der Wechfelform ver; 
pflichtete, im einer gewiſſen Zeit diefe Summe zu bezahlen, und wenn er 
es nicht that, ſich den Machtheilen unterwarf, melde der Gebrauch du 
eintreten ließ , wenn ein Mechfelichuldner den Wechfel nicht bezahlte. 
In Stalien hatte der Gebrauch und bie Gefesgebung am Beften bie 
Inſtitut ausgebildet; in Deutfchland fehlte e8 an einer allgemeinen Ge 
fesgebung ; allein in-einzelnen Städten‘) und Ländern gab man Wed 
felordnungen. In Frankreich hatte die Ordonnance de Commerce von 
1673 das Wechſelrecht umſtaͤndlich regulirt”); allen eine unrichtige 
Auffaffung der Stellung des Geſetzgebers, ein Mißverftehen der Bedürf: 
niffe des Handels, welcher Schusg und freie Entwidelung, aber tem 
Dbervormundfchaft fordert, und der Glaube, daß man durch fehr be 
flimmte Vorfchriften Über die Formen den Mißbraͤuchen vorbeugen müfle, 
bewirkten, daß dies franzöfifche Geſetz nur denjenigen al® einen mat: 
ren Wechfel erkannte, in welchem eine von dem Zahler des MWechfels 
verfchiedene Perfon den Wechfel ausftellte und ber Wechſel an einem 
anderen Orte bezahlt werden follte, al® an bem der Ausftellung, me 
‚gegen Wechfel, in denen der Ausfteller felbft ſich verpflichtete eine ge 


ae Sn ala 


3) Fremery, Etudes commerciales, 

4) Ueber die biftor. 3 = — ſ. meine Rachweifungen 
im Archiv für Civilpraxis XXVI. 

ups en ift harter — Discursus legal. (Auszüge im 
Archiv Il. c 
* —— ——— enthält fchon 1603 das Hamburger Gtabtbud 
I l. 

7) ueber F Fehler dieſes —— ſ. Einert im Borbericht zu feinem Ent: 
wurf einer Wechfelorbnung S. IV— VI 
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wiſſe Summe Gelbes zu bezahlen, nur als billets a ordre erklärt 
wurden. In Deutfchland wurden dieſe befchräntenden Anfichten nicht 
angenommen ; allein die Wechfelgefege der einzelnen Länder waren auch 
in Deutfchland ungenügend, da theild die Juriften ®) ben Wechfelver- 
trag aus einer unpafjenden Sitte, alle Rechtsverhaͤltniſſe unter römifche 
Kormen zu ftellen, unter eine roͤmiſche Vertragsform zu bringen fuchten, 
theils ihre Obervormundfchaft geltend machten und mannigfaltige Bes 
fhränfungen vorfchrieben. In ber neueren Zeit hatte der franzöfifche 
Code de Commerce einen großen Einfluß auch auf das Recht anderer 
Länder erhalten und durch bie Klarheit und Einfachheit, welche bie 
franzöfifche Legislation auszeichnet, auch im Mechfelrechte feinen Vor⸗ 
fchriften Eingang verfchafft ; allein die Fehler diefes Code?) find im 
Wechfelrechte, daß die häufig mit dem Bedürfniffe des Handels und 
den Gebräuchen zu wenig vertrauten Redactoren des Code zu ſehr an 
die alten in der Ordonnance von 1673 vorfommenden Anfichten fi) 
bielten und daher nur die Urkunde, in welcher Jemand ſich verpflichtete, 
daß durch einen Anderen an einem von dem Ausflellungsorte entfernten 
Drte eine Summe Geldes bezahlt würde, Wechfel (lettre de change) 
nannten, während jede andere Urkunde, wenn fie auch Wechfelform bat, 
ihe aber die eben genannten Merkmale fehlen, nur billet ä ordre heißt. 
Zu viele Erforderniffe und Beſchraͤnkungen, die der franzöfifche Code im 
Wechſelrechte ausfpricht, ſchaden dem freien Wechfelverkehre 1%), Dennoch 
ift der franzöfifhe Code derjenige, welcher noch jegt in vielen Ländern Eus 
ropas gilt !!), und zwar außer Frankreich auch in mehreren Gegenden 
Staliens, 3. B. in der Lombardei und Venedig, in Lucca, in Zoscana uns 
bedingt und mit wenig Modificationen in Neapel, in Rom, in Parma und 
in Sardinien 12), ferner gilt er in Belgien und in ben Rheinprovinzen; in 
Holland !?), in Spanien !?) und Portugal 15) gelten befondere Geſetzbuͤ⸗ 
cher, die aber im Mefentlihen dem franzöfifchen Code nachgebildet find. 
In England und Nordamerika 1%) befchräntte ſich die Geſetzgebung nur 
auf einige Vorfchriften im Wechfelvechte und überließ das Inſtitut übrigens 
dem Gebrauche der Kaufleute, daher auch in jenen Ländern, in denen 


8) Mein Auffas im Archiv XXV. &. 118. 

9) Fremery, Etudes 5 101. 

10) Mein Auffag im Archiv XXV. ©. 118. 

11) Eine werthvolle Zufammenftellung aller Hanbelsgefegbücher der Welt 
in Vergleihung mit dem Code de Comm. ift die Concordance entre les Codes 
= — étrangers et lo Code de Comm. frangais par St. Joseph. Paris, 
1 


12) Codice di Comercio del Regno di Gardegna. Torino, 1843. 
7 Eingeführt 1837. | 
14) Bom 30. Mai 1829. 

15) Vom 18, Dct. 1833. ' 

16) Nachweiſungen darüber f. in meinen Grunbf. des deutjchen Privatrechts 
II, Th. ©. 132. Das Hauptwerk über nordamerik. Wechfelreht ijt Story, 
Comm. on the law of bills of exchange. Boston, 1 
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das Syſtem der Freiheit gilt, das Wechſelrecht weit beſſer dem Bedürf- 
niffe gemäß fid) ausgebildet hat. In Deutfchland hatte die Wiſſen⸗ 
fhaft und das Gewohnheitsrecht ein gemeines. beutfches Wechſeltecht 
ausgebildet; die in einzelnen Rändern, z. B. in Deſterreich, Preußen, 
Baiern, Sachſen, Frankfurt, geltenden Wechfelordnungen !7) gehören dem 
vorigen Jahrhunderte an; einige neuere aus diefem Jahrhunderte, 5. B. 
bie von Weimar, Deffau, Hannover, find noch immer in einem zu be 
ſchraͤnkten Sinne abgefaßt. Erſt in neuefter Zeit fühlte man aud in 
Deutfchland das Bebürfnif, das MWechfelcecht auf einfachere Grundfäge 
zuruͤckzufuͤhren und Beſchraͤnkungen zu entfernen. Vorzuͤglich hatte 
Einert!?) die Bedeutung des Wechſelrechts nachgewieſen, nach melder 
ber Wechfel ein Laufmännifches Papiergeld fein und dadurch wirkfam 
werden follte, daß an die Austellung des Wechſels der Vortheil ge 
knuͤpft ift, daß jeder Vorzeiger des Wechſels ficher ift, daß ihm auf bie 
fchnellfte Weife die darin ausgedrüdte Summe bezahlt, und wenn ber 
Bezogene fie nicht bezahlt, der Wechſel von dem Ausftellee und jedem 
MWechfelintereffenten,, der als Vormann vor ihm auf dem Wechſel vor: 
kommt, eingelöfft werde, zugleich jeder Wechfelinhaber ficher ift, daß ihm 
feine andere Einrede entgegengefegt werden könne, als diejenige, beren 
Begründung aus dem, Wechfel erfichtlih if. Die materielle Kraft des 
Wechſels, nad welcher der Inhaber einer folchen Urkunde nicht beforgen 
muß, daß ihm nicht die bei anderen Urkunden über Forderungen fe 
häufig anwendbaren, die’ Nealifirung des Rechts erſchwerenden Einmwen: 
dungen entgegengefegt werden können, daß das auf den fchnellften Ber: 
fehr und Umſatz berechnete Papier auch leiht an Andere übertragen 
und vermöge diefer Uebertrtagung das Geld, audy fo lange der Wechſel 
noch nicht verfallen ift, von Anderen erhoben werden kann, und daß der 
Inhaber nicht bloß den Ausfteller des Wechſels, ſondern auch SSeben, 
welcher in den Wechfelnerus, z. B. als Giratar, trat, zum Wechſel⸗ 
ſchuldner in der Art hat, daß er beliebig genen Einen von biefen 
Schuldnern lagen kann, menn ber Mechfel nicht bezahlt wird, gibt 
dem Wechfelinftitute einen hohen Werth eben fo für den Kaufmann, 
welcher aus fernen Gegenden durch Wechſel Gelder erheben und bahin 
Zahlungen machen kann, insbefondere audy für den Banquier, der durch 
Ausftelung und Umfag von Wechſeln wegen ber dabei üblichen Provi 
fion Gewinn madıt, wie für jeden Andern, welcher durch Wechfel Zab: 
lungen maden oder an fremden Orten G.lder erheben kann. Die = 
melle Kraft des Wechſels bezieht fich theils auf den Wechſelproceß, wel 

her wegen feiner Schnelligkeit die rafche Rechtsverfolgung ſichert, teilt 
auf den Perfonalarreft, welcher als Eräftig eingreifende Volftredungs: 
weife die Zu gewährt, daß der Wechfel fichrer bezahlt wird, ode 


— — — — 


— 0 Rachweifungen in meinen Grunbfägen bes beutfchen Privatrechts II. 


J 18) ‚Sinet, Das Wechſelrecht nad) den Bebärfniffen des Wechſelgeſchäfte 
pzig, 1 
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der Glaͤubiger doch fehnell zu feinem Gelde kommt. Bon den neuen 
Mechfelordnungen,, die am Beſten das Beduͤrfniß des Wechfelverkehrs 
und das Erforderniß der Vereinfachung erkannten, find befonders die 
ungarifche??), die Flensburger?‘) und die bremifche?!) anzu⸗ 
führen. Die Wechfel kommen auf verfchiedene Weife vor?2), entweder find 
fie traffirte Wechfel (Tratten), durch melde der Ausfteller fidy ver- 
pflichtet, mit Unterwerfung unter Wechfelrecht eine beftimmte Summe 
zur beftimmten Zeit an einem anderen Drte, als dem der Ausflel- 
lung, durch eine andere Perfon zahlen zu laffen, oder eigene (teodene) 
Wechſel, durch welche der Ausfteller ſelbſt fich verpflichtet, eine ge: 
wiffe‘ Geldfumme in einer beftimmten Zeit zu bezahlen. Nah frans 
zöfifhem echte 2?) find nur die erften eigentlihhe Wechſel (lettres 
de change), die zweiten find es nicht und haben, wenn fie auf 
Drdre geftellt find, den Namen: billets à ordre. Die Tratte 
auf eigene Drdre 2%) ift diejenige, bei welcher der Ausfteller noch 
keinen Remittenten im Wechſel bezeichnet, fondern den Wechfel vorläufig 
auf fich felbft zahlbar ausftellt, indem er dann, wenn er einen Remit: 
tenten fendet, durch Indoſſement diefem den Wechfel in der Folge über: 
trägt 2). Der Wechſel kann auch auf Rechnung eines Dritten 
vorkommen ?®), in fo fern auf Rechnung eines Dritten, der der Man⸗ 
dant des Ausftellers (Traffanten) ift und nur mit den Anfangsbuchſta⸗ 
ben?7) feines Mamens auf dem Wechfel erfcheint, ein Wechfel ausge: 
ſtellt wird, und zwar fo, daß der Mandatar auf dem Mechfel doch dem 
Remittenten und allen Mechfelinhabern gegenüber als felbftftändig haf—⸗ 
tender Zraffant erſcheint. Domicilirt ift ein Wechfel?®), wenn er 
an einem andern Orte als dem MWohnorte des Zraffaten bezahlt mer: 
den fol. — Nach der Zeit, in welcher der Wechfel bezahlt werden foll, 
ift er entweder ein Meß: oder Außermeßwechſel, ein Datomechfel 29) oder 
Sicht: 30) (auch oft Zeitſichtwechſel?!), oder Ufowechfel??). Won einem 
Wechſel koͤnnen auch fogleich bei der Ausftellung mehrere Eremplare 
(Duplicate) ausgeftellt werden, wobei dann die Ausdrüde: Prima, Se: 


19) Commentar hierzu von Wildner. Wien, 1841. 
20) Bon 1843. 
21) Bon 1843 ; mit Anmerk. herausgegeben von — Bremen, 1844. 
22) Meine Grundf. des deutfchen Privatrechts $. 322. 
23) Code de Comm, Xrt. 110, 
24) Meine Grundfäge $. 323. 
25) Die Baluta wird hier ausgedrüdt mit: Werth in mir felbft. 
26) Meine Grundſ. des Privatrechts $. 328. 
27) Es heißt: Stellen mn es auf Rechnung von A, H, in M. 
2 Grundfäge $. 330 
29) 3. 8. wenn es heißt: 6 Wochen a dato zahlen Sie. 
80) 3. 2 wenn es beißt: nah Sicht, wo dann auf Vorzeigen der 
Wechſel bezahlt werben muß. 
31) Wenn es heißt: 3 Tage nah Sicht. 
32) Wenn der Wechfel innerhalb —— durch den Ortsgebrauch beſtimm⸗ 
ter Tage bezahlt werden muß. 
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cunda, Tertia ꝛc. vorkommen 22). Zu einem gültigen Wechſel gehören 
1) Namen und Unterſchrift des Wechſelausſtellers; 2) Namen desjenis 
gen, welcher ihm bezahlen foll; 3) Namen desienigen , zu deſſen Bor: 
theil der Wechſel ausgeftellt wird (Remittenten), in fo fern nicht ber 
Wechſel au porteur geftellt wird, was in mandyen Ländern zuläffig if 
und Vortheile im Verkehre gewährt ?*); 4) Mamen des Zraffaten, d. b. 
desjenigen , welcher den Wechfel bezahlen foll; 5) die Summe, worauf 
der Wechſel lautet; 6) Ort und Zeit der Zahlung; 7) Ort und Zeit 
der Ausftellung, jedoch kann das Datum nur als wefentlidy bei einigen 
Arten der Wechfel angefehen werden. 8) Die Brzeihnung: Wechſel 
wird in vielen Ländern zur Wirkfamkeit eines Wechſels gefordert °9), 
weil nur dadurch der Wechſel von anderen ähnlichen Urkunden, z. B 
Anweifungen, unterfchieden werden ann. 9) Nach manchen Wedel 
gefegen wird auch der Ausdruck: an Ordre, gefordert, wenn ber Wechſel 
die Eigenfhaft haben foll, daß er durch Indoſſement übertragen merben 
foll ; allein wenn das Gefeg dies nicht fpeciell vorfchreibt, kann man die: 
fen Zuſatz nicht verlangen 20), weil in dem MWefen des Wechſels bie 
freie Uebertragungsfähigkeit durch Giro liegt und daher bei dem Ge 
brauche der Wechfelform angenommen werden kann, daß der Ausftellr 
auch das regelmäßige Merkmal habe annehmen wollen. 10) Bei dem 
Wechſel wird gewöhnlich die Valuta, d. h. die Art der Gegenleiftung 
des Remittenten für den ihm ausgeftellten Wechfel ausgedrudt??). Hier tritt 
nun große Verfchiedenheit des franzöfifhen (und der diefer nachgebilde 
ten) Gefebgebung im Gegenfage des deutfchen und englifhen Wedel: 
rechts ein?®). Nach dem legteren hängt es von dem Ausfteller ab, ob et 
die Art des Valutaempfangs auf dem Wechſel ausdrüden will ober 
nit, . wogegen das franzöfifche Recht diefe Angabe als weſentlich, und 
zwar fo fordert??), daß genau erfichtlich fei, wie die Valuta berichtigt 
worden ift, z. B. baar, oder in Waaren, oder in Rechnung. Man m 
kennt immer mehr, daß bdiefe Forderung des franzöfifhen Rechts um 
zweckmaͤßig ift, leicht umgangen werden kann und einen dem MWechfelver: 
hältniß fremden Punct hereinzieht 2%). Auch über die Wechielfäbigkeit *') 
ift feine Gleichfoͤtmigkeit in den Gefegen, indem Manche diefe Fähigkeit als 
befonderes Vorrecht anfahen und daher nur gewiffen Perfonen, 5. B. 
Kaufleuten, gewährten ; Andere wegen der Rüdfidht, daß Perfonalerecutie 
nen leicht zum Nachtheile derer, die fich leichtfinnig unterwerfen oder wenn 


33) Meine Grundfäge $. 331. 

34) Bremifhe W.:D. $. 20. Mein Auffag im Archiv XXV. ©. 228. 

35) Auch nad) der neuen brem. W.⸗O. $. 3, während die frühere Uſanct 
ben Ausdrud nicht forderte. Albers ©. 2, Note. 

36) Meine Grundfäse $. 337. 

37) Meine Grundfäge $ 332, 

38) Mein Auffag im Archiv &. 302. Auch die ungarifche und bremiſcht 
M.:D. fordern die Angabe der Valuta, 

39) Code de Comm. Art. 110. Nouguier des lettres de change I. p- 9 

40) Fremery &tudes p. 123. 

41) Meine Grundfäge $. 334. 
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fie fi) unterwürfen, die übernommene Pflicht verlegen koͤnnten (4. B 
Soldaten, Stantsbeamten), ſolche Perfonen als wechſelunfaͤhig erklärten; 
während richtiger anerfannt wird, daß man die Befugniß, fi der Wed;» 
felform zu bedienen und dem Wechfelrechte ſich zu unterwerfen, jedem 
einräumen fol, welcher frei über fein Vermögen verfügen kann #2), 
Der Hauptvortheil der MWechfelgefchäfte hängt von der Erleichterung 
ab, welche jeder Wechfelinhaber findet, den Wechſel an Andere zu übers 
tragen, fo daß zugleih der neue Erwerber des Wechſels gefichert iſt, 
daß nicht, wie bei der Geffion, er dem MWechfelfchuldner gegenüber nur 
aus dem Rechte des urfprünglichen Wechfelgläubigers handelnd erfcheint, 
fondern aus eigenem Rechte handelt. Dies wird durch das ſchon feit- 
etwa 3 Sahrhunderten allmälig *2) durch den Handelsbrauc eingeführte 
Indofjement bewirkt, durch welches der Wechfelinhaber, indem er auf 
dem Rüden des Wechfels feinen Namen (und nad einigen Gefigen 
nod) weitere Uebertragungsformen) fest, dem Indoſſatar das MWechfel- 
vecht überträgt und diefer nun in den Wechfelnerus eintritt. Aus dieſer 
legten Ruͤckſicht dient Häufig das Indoſſement zur Berftärkung der 
Wechſelkraft, indem jeder nachfolgende Wechſelinhaber nicht blos an den 
MWechfelausfteller oder den Memittenten ſich halten, fondern gegen jeden 
auf dem MWechfel vorfommenden Indoffanten feine Negreßrechte geltend 
machen kann, daher mancher Wechfel, der wegen bes unbekannten oder 
des weniger foliden Ausftellers Fein Vertrauen erwedt, leicht begeben 
werden kann, weil ein bekannter wohlhabender Mann als Indoffant 
darauf vorfommt. Der Form des Andofjements bedient man fi ent» 
weder, wenn der MWechfelinhaber die Wechſelſumme bedarf, fie aber, weil 
der Berfalltag noch nicht eingetreten ift, nicht bei dem Zraffaten erhe— 
ben kann, oder wenn der Mechfel zur Zilgung einer Schuld an Andere 
benügt werden foll (in welchen Fällen das eigentliche volle Indoſſement 
eintritt), oder um an einem fernen Drte, 3. B. an einem Dandelsplage, 
den Wechfel umzufegen oder um einen Anderen zu beauftragen, für ibn 
die Wechſelſumme zu erheben. In den beiden Fällen bedient man fidh 
der Procura (auch Indoffement per procura). Gewoͤhnlich wird bei dem 
Indoſſement außer dem Namen des Sndofjanten?®) auch der des In— 
doffatare, die Art, wie die Valuta berichtigt wurde, der Zufak: an Ordre 
und Zeit und Ort des Indoffements bemerkt. Das franzöfifche Recht 
fordert diefe Angaben auch zu einem regelmäßigen Indoſſement *7) und 
vermuthet, wenn ein Merkmal fehlt, nur ein unregelmäßiges (Procura); 


— 


42) Dies erkennt auch die brem. W.:D. $.7 
43) Ueber Gefchichte ſ. —— Aufſatz im — XXVII. S. 126. 
44) Meine Grundfäge $. 33 
45) Mein, Auffag im Archiv, XXVM. ©, 131. 
46) Man fagt 4. B.: 
An > 2. des Herrn Karl Müller in Frankfurt. Werth baar erbalten. 
Mannheim, 
den 6. San. 1844. Salomon. 
47) Code de Comm. Xrt. 130, 
Staats = Reriton. XV, 48 
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allein der Handelsbrauch hat die in Nordamerika und England immer 
üblihe *#), aber auch in Deutſchland vielbenuͤtzte und in den neue 
ften Wechfelgefegen **) als völlig wirkfam anerkannte Form des Indoſ— 
fements in bianco ausgebildet, bei welchem der Indoſſant nur feinen 
Namen bemerkt und einen leeren Raum läßt, welcher von dem Inhaber 
des Wechſels ausgefüllt werden kann, was aber der Inhaber nicht ein 
mal nöthig hat, wenn er den MWechfel tealificen will. Nur ein Ber: 
kennen bes wahren Mechfelbedürfniffes hat in einigen Ländern, 3. B. 
in Frankreich, die Vorfchrift erzeuat, daß diefe Biancoindoffemente nicht 
volle Wirkfamteit haben follen 59%). Die Macht des vernünftiger 
Handelsbrauchs hat auch in Frankreich den allgemeinen Gebraud) folder 
Indoſſemente und eine möglichft fie fehügende jurisprudence erzeugt. 
Will der Inhaber eines traffirten Wechſels davon Gebraudy machen, fo 
muß er den Wechſel dem Zraffaten präfentiren®?), damit fidy diefer 
erklären könne, ob er den Wechſel acceptiren wolle, und zwar ſteht die 
Zeit, in welcher er präfentirt, ganz in der Willkuͤr des Inhabers, wenn 
nicht das Drtögefeg eine beftimmte Frift für die Mealifirtung des Wed: 
ſels vorfchreibt , oder die Rüdfiht, den Verfalltag nicht zu verfäumen, 
gebietet, in einer gewiffen Zeit zu präfentiven. Ueber den ihm pri 
fentirten Wechſel erklärt fih dann der Zraffat, und zwar, ob er anneb: 
men tolle oder niht. Nimmt er an, fo fpricht er die Accepta: 
tion 5°), durch welche er fich felbftftändig dem Inhaber des Wechſels 
zur Zahlung der darin bezeichneten Summe verpflichtet, durch eine Er: 
flärung auf dem Wechſel felbft aus. Nach dem Grundſatze der in der 
Acceptation liegenden felbfiftändigen Haftung kann auc eine Contreordre 
den Zraffaten nicht befreien ®*). Eigenes Intereſſe räth ihm nicht, ver 
dem Verfalltage zu acceptiren. Cine bedingte oder theilmeife Accepta: 
tion Fann nur mit Zuftimmung des Wechſelinhabers vorkommen ?). 
Der Verfalltag 5%), der durch den Inhalt des MWechfels bejtimmt 
wird und verfchieden nad) der Faffung des MWechfels ift, bezeichnet den 
Grenzpunct, bis zu welchem der Ausfteller haftet, und die Zeit, in wii: 
cher der Inhaber die Zahlung des Wechſels zu fordern berechtigt iſt. 
Das Ältere Wechſelrecht hat zuerft gewiß im Intereſſe des Präfentanten, 
der 3. B. in Seeftädten leicht in die Lage kommen konnte, daß er nicht 
an einem beftimmten Tage den Mechfel realifiren tonnte, Discere: 
tionstage®”) eingeführt, nämlich gemwiffe Tage, vor deren Ablauf der 


48) Nachweifungen in — Auffägen im Archiv XXVII. S. 146. 
49) 3. B. bremiſche W.⸗O. F. 21, Flensburger W.⸗O. $. 22. 

50) Meine Grundf. $. 336. 

51) Nouguier traite I, 

52) Meine Grundf. $ — 

63) Meine Grundſ. E30 i 
54) Meine Grundf. $. 341. 

55) Ueber das Sn bes Wechfelinhabers f. meine Grundj. $. 341. 
56) Meine Grundf. $. 3 

57) Meine Grundf. $. 325, ©. 192. 
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Traſſat nicht belangt werden kann und der Proteſt nicht erhoben werden 
muß. Das Benehmen des Wechſeliunhabers richtet fih darnach, ob dirfe 
Zage zu Gunften des Wechſelinhabers oder des Traſſaten, oder zum 
beiderfeitigen Beſten an dem Zahlungsorte gelten. Mit Recht haben die 
neueften MWechfelgefege dieſe Diecretionstage abgefhafft °®). Hat der 
Zraffat acceptirt, fo muß er an dem Berfalltage (oder wo Discretiong- 
tage beftehen, nad Ablauf diefer) den Inhalt des Wechſels an den le— 
gitimirten Inhaber bezahlen, wenn nicht der MWechfel prolongirt wird, 
was aber nur auf Gefahr bes Inhabers gefhehen Fann. Erfolgt die 
Acceptation des Wechſels gar nicht oder nicht gehörig, oder bezahlt ein 
MWechfelverpflichteter nicht oder nicht gehörig, fo muß der Inhaber einen 
MWechfelproteft??) erheben, d. h. eine öffentlihe Urkunde aufnehmen 
Laffen, zum Beweiſe, daß der MWechfelverbundene, ungeachtet der gehoͤri⸗ 
gen Erfüllung der Wechfelverpflihtungen, von Seite des Präfentanten 
twechfelrechtlihe Verpflichtungen gar nicht oder nicht gehörig übernahm, 
oder die uͤbernommenen gar nicht oder nicht gehörig erfüllte. Wird die 
Acceptation verweigert, fo muß nad manchen Landesgefegen 0) der Wech— 
felinhaber an den Zraffarten oder Indoffanten fi menden und mit 
Gaution wegen richtiger Zahlung zur Verfallzeit fih begnügen, während 
nach anderen!) er fogleih, wenn er den Proteft erhebt, den Negreß 
geltend machen Fann. Wurde der Mechfel acceptirt, fo hat der Inha= 
ber, wenn der Acceptant am Verfalltage nicht bezahlt, die Wahl, ob er 
fogleih mit der Wechfelflage gegen den Zraffaten auftreten oder den 
Regreß gegen feine Vormänner nahfuchen will?). Die Wechfelregrefs 
Elage gegen ben Zraffanten und alle Sndofjanten ift zwar in einigen 
Landesgefegen®?) an die Reihenfolge gebunden, fo daß der Regreßſucher 
ſich zuerft an feinen unmittelbaren Indoſſaten und dann aufwärts bis 
zum Traſſanten wenden muß, was hoͤchſt unzweckmaͤßig ift, daher auch 
die meiften MWechfelordnimgen dem Inhaber die Wahl laffen %*), an 
welchen der WVormänner er fich zuerft wenden will. Die Anſtellung die: 
fer Regreßklage, welche dem Inhaber die volllommenfte Schadloshaltung 
verfpricht, ift aber daran gebunden, daß der Inhaber den Proteft rechts 
zeitig erhob; verfäumte er die Friſt, fo follte er confequent diefe Klage 
verlieren auf jeden Fall gegen alle Indoffanten; allein bier muß man 
das franzoͤſiſche MWechfelceht von dem deutſchen unterfcheiden. Mach 
dem erften®®) ift die Provifion %) (Dedung) wefentlih, d. h. die 


— Die bremiſche W.:D. $. 62 hot 8 Reſpittage beibehalten. Albers 
©. a 
59) Meine Grundf, $. 344. 

60) 3. B. nah Code de Comm. Xrt. 120, 

61) Meine Grundf. $. 344. 

62) Meine Grundf. $. 345, 

63) 3. B. Leipziger W.O. $. 19. 

64) Die neue brem. W.:D. $. 78 ändert die bisherige Vorfchrift. S. Al: 
bers. S 4. . 

65) Code de Comm. Art. 117. 168—170. Fremery p. 115. 

66) Meine Grundf. $. 333. * 
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Fonds, welche dem Traſſaten von dem Traſſanten oder demjenigen, auf 

deſſen Rechnung der Wechſel gezogen wird, als Mittel zur Bezahlung 
des Wechſels oder zur Sicherheit des Traffaten gefchafft werden. Das 
franzöfifche Recht, welches diefe Lieferung der Provifionen als eine Pflicht 
des Traffanten erklärt”), kommt zu dem Sage, daß, wenn ber Wed 
felinhaber auch den Proteft nicht gehörig erhob, der Zrafjant doch ver- 
antwortlich bleibt, wenn der Beweis der Lieferung der Provifion nicht 
geliefert wird 68) (meil dann der Zraffant feine Pflicht verfäumte), mäh- 
rend nach dem deutfchen Wechfelrechte (welches Eeine Pflicht zur Pre 
vifion aufſtellt, fondern es dem Traffanten überläßt, wie er für die An- 
nahme des Wechſels forgen will) die franzöfifche Anficht nicht eintritt, 
und dem fäumigen Inhaber, der feinen Wechfelregreß verliert, nichts 
übrig bleibt, als auf dem civilrechtlichen Wege eine Entſchaͤdigungsklage 
geltend zu machen, wenn er darthun Fann, daß der Zraffant ſich widn— 
rechtlich bereichern würde 6%). Wird der MWechfel rechtzeitig nicht bezahlt, 
fo hat ber Inhaber noch ein anderes bequemes Mittel, das des Rüd: 
wechfels?®), indem er nicht blos für die Summe des Hauptwechſels, 
fondern für alle feine Auslagen, Koften, Verlufte, und mit dem Rechte, 
Goursvergütung zu fordern, einen Wechſel an einen von denjenigen ziehen 
kann, welcher ihm regrefpflichtig wäre. In dem Spfteme des franzifi: 
fhen Rechts Fommen in Bezug auf Ruͤckwechſel manche ftörende Be: 
ſchraͤnkungen vor’!). Zur Vermehrung der Sicherheit der Zahlung des 
MWechfels dienen auch noch mehrere Mittel, und zwar 1) das der Notb: 
adreffe??), d. 5. eine Perfon, welche von dem Ausfteller des Wed 
fel8 oder einem Indoſſanten auf dem Wechfel als ſolche bezeichnet wird, 
daß ſich an fie wie an einen fubftituirten Zraffaten der Wechſelinhabet 
wenden muß, um Zahlung zu erhalten, wenn der Traſſat nicht acceptict 
oder nicht bezahlt. 2) Wechfelbürgfchaft??), in fo fern für ein 
wechfelverbundene Perfon ein Bürge binzutreten kann, welcher wechſel⸗ 
rechtlich für die Wechfelzahlung zu haften verfpricht. 3) Intervention 
zur Ehre 79), in fo fern eine dritte Perfon, die nicht ohnehin fen 
wechfelrechtlich haftet, in dem Falle, wenn der MWechfel nicht acceptir! 
oder nicht bezahlt wird, hinzutritt und ſich verpflichtet, ben Wechfel iu 
zahlen, indem fie dies zur Ehre des Traffanten ober eines der Indoſſan 
ten thut, um dadurch Machtheile, die fonft eintreten würden, von demir: 
nigen, zu beffen Ehren acceptirt wird, abzuwenden. Dies fegt voraus, 
daß der Intervenient, der gleichſam Gefchäfte eines Anderen führt, in 
Geſchaͤftsverhaͤltniß mit feinem Honoraten fteht, oder doch feinem Ett 


67) Code de Comm. Art. 115—117. Nouguier I. p. 189. 

68) Nouguier I. p. 400. 

69) Meine Grundf. $. 346. Brem. W.⸗O. $..93. Albers ©. 53. 
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dite traut. Der Wechſelinhaber iſt nicht ſchuldig, die Acceptation zur 
Ehre anzunehmen, wohl aber muß er die Zahlung zur Ehre eines Ans 
dern annehmen. Hat er angenommen, fo muß er audy gegen ben Sin: 
tervenienten fein Recht wie gegen den XZraffaten verfolgen. Der paf: 
fende Intervenient tritt in die Stelle des Wechfelinhabere und erwirbt 
Wechſelrechte gegen feinen Honoraten und gegen die Vormaͤnner bdeffels 
ben. An das Vorzeigen des Mechfels ift weſentlich die Realifirung der 
Wechſelrechte geknüpft; daher der WVerluft des MWechfels Nachtheile für 
den Inhaber hat 7°); allein auch hier hat das MWechfelrecht mweife auf 
Mittel gedacht, theild dem Verlierenden möglich zu machen, die Ausftel: 
lung eines anderen Eremplars ſich zu verfhaffen?®), theils die Accepta: 
tion und die Zahlung des Mechfels dennoch zu befommen, indem er ſich 
des zweiten Eremplars (3. B. der Secunda), wenn er ein foldyes befigt, 
fid bedient oder Caution ftellt??). Die Kraft des Wechſels wird, wie 
bereits bemerkt wurde, noch verſtaͤrkt durch das procefjualifche Verfahren, 
theils durdy die Art der Vollſtreckung. In der erftien Beziehung liegt 
dee Bortheil des MWechfelprocefjes darin ’®), daß dabei in einem dem des 
Erecutivprocefjes ähnlichen Verfahren auf das blofe Vorzeigen des Mech: 
fels und die eingereichte Klagfchrift der Beklagte angehalten wird, fidy 
über die Aechtheit der Wechfel und der Unterfchrift zu erklären, und 
wenn er diefe nicht in Abrede flellen kann, zur Zahlung verurtheilt 
wird, fo daß feine fonft im ordentlihen Procifje zuldffigen Einreden vor: 
gefhügt werden können. In diefer Beziehung wird auch die Faͤlſchung 
oder Verfärfhung des Wechſels 79), oder des Indoſſements nicht den 
Einfluß üben, den diefe Einreden fonft im Wechfelproceffe haben. Da Jeder 
aus feinem eigenen Vertrage haftet, und daher der Zraffat, wenn er aud) 
einen falfchen oder verfälfchten Wechfel acceptirte, doch aus feinem Ac— 
cepte dafür haften muß, während er, wenn die Wechfelfumme erft nad 
der Acceptation verfälfcht wurde, der Zraffat nur fo weit haftet, ale er 
ſich verpflichtete. Kommt zu einem falfchen Wechſel ein aͤchtes In— 
doffement hinzu, fo haftet der Indoffant demjenigen, welchem er fid) 
verpflichtete. — Die Wechſelſtrenge in Bezug auf die Vollſtreckung be— 
fteht darin, daß gegen ben MWechfelfchuldner auch der Perfonalar: 
reft 89) erkannt werden kann. Wichtig ift noch im MWechfelrechte die 
Verjaͤhru ng®!), die an kuͤrzere Friſten (verſchieden nach den verfchies 
denen in Frage ftehenden Klagen) als die ordentliche Verjährung gebuns 
den ift. Der eigene Wechfel®?) (das franzöfifche billet à ordre)®?) 
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ift derjenige, in welchem der Ausfteller unter Gebrauch des Worts 
MWechfels ſich verbindlich macht, zu einer beflimmten Zeit eine gewiſſe 
Summe Geldes zu bezahlen. Er hat Aehnlichkeit mit dem Schuld- 
feine und ift auch häufig den zum Grunde liegenden Werhältniffen 
nach ein folcher; er unterfcheidet fich aber davon durch die bequeme 
‚ wechfelrechtlihe Umſetzbarkeit und hat bier auch den Vortbeil, daß er im 
kaufmännifchen Verkehre als Mittel gebraucht wird °*), Zahlungen und 
Abrechnungen zu machen. Da in dem eigenen Wechfel der Ausfteller und 
der Zahlende in einer Perfon vereinigt find, fo fallen mande Bor: 
fhriften, die bei dem traffirten Wechſel fi) daraus erklären, dab Ttaſ— 
fant und Zraffat verfchiedene Perfonen find, reg, 3. B. bie Accepta: 
tion®®); in fo fern jedoch der eigene Wechſel begeben ift und in frem- 
den Händen ſich befindet, bedarf auch der Inhaber de eigenen Wechfels, 
wenn er gegen den Vormann die Regreßklage anftellen will 99), der 
wechſelrechtlichen Mittel, um fich diefe Klage zu fichern, 3. B. des Pro: 
tefte. — Fine Ausdehnung der Wechfelform auf andere Urkunden, 4.2. 
Pachturfunden, denen man duch Wechſelclauſel befondere Kraft geben 
wollte, iſt unzwedmäßig. Mittermaier. 

Wegzug, f. Abfahrt. 

MWehrreht, f. Waffenrecht. 

Weimar, f. Sadhfen. 

MWeltgefhichte,.f. Alterthümer. 

Welthandel. Schifffahrt. — Eine ber größten, wichtigſten 
und nüglichften Erfindungen iſt unftreitig die Kunft, das Meer mit: 
telſt gewiſſer Transportwerkzeuge, die wir in Deutfhland im Allgeme: 
nen Schiffe nennen, zu befahren und bdaffelbe auf diefe Weiſe dem 
Menſchen dienſtbar zu machen. Man nimmt gewoͤhnlich an, daß die 
Phoͤnizier die Erfinder der Schifffahrt geweſen ſind. Wenigſtens haben 
ſie, ſo weit unſere Geſchichte reicht, zuerſt das mittellaͤndiſche Meer be— 
fahren. Freilich bewegt ſich unſere aͤlteſte Geſchichte hauptſaͤchlich nur 
um die Voͤlker, welche an dem mittellaͤndiſchen Meere liegen, und der 
mit ſeiner Bildung weit über unſere Geſchichte hinaus gehende Dften 
ift uns erft in neuerer Zeit befannt geworden, als feine uranfänglice 
Gultur bereits wieder in Erftarrung übergegangen war. Aber es ragen 
aus ihm dennoch bereits in jener früheren. Periode fo mandhe Gultur 
momente in die religiöfen Mythen, in die Inſtitutionen umd die ganzen 
Zuftinde Worderafiens, Aegyptens und fo weiter herüber, daß ein vot- 
gefchichtlicher engerer Zufammenhang zwiſchen beiden ſich gegenwaͤttig 
unvertennbar fund gibt. Leicht ift e8 daher möglich, daß die urfprüng 
lich rohe Erfindung durch die Phönizier nur aus Oſtindien an die Ufer 
des mittelländifchen Meeres übergetragen wurde; wahrſcheinlich iſt es 
jedenfalls, daß fie in dem meerumraufchten Oſtindien mindeftens gleich⸗ 


are } 


84) Gegen bie eigenen Wechfel f. Ginert, I S. 465, 
85) Brem. W.⸗O. $. 30. 
86) Meine Grundf. $. 357. Nr. IV. 








Welthandel. 759 


zeitig geübt wurde, wenn fie auch fpäterhin nicht fo weit, mie in Europa, 
ausgebildet wurde, weil die indifche Givilifation felbft in Verfall gerieth. 
Für diefe Anfiht fpricht wenigſtens, daß bie malapifchen Proen noch 
jest eine ganz eigene, von den Grundfägen ber europäifhen Schiffbau— 
tunde völlig abweichende Gonftruction haben, die jedoch in verfchiedenen 
Beziehungen für die dortigen Meere ungleich zweckmaͤßiger ift, als bie 
unfrige. Für uns indeffen fönnen immerhin die Phönizier als Erfinder 
diefer nüglichen Kunft gelten, ohne welche das Menſchengeſchlecht noch 
in allen Beziehungen fehr zurüd fein mürbe. 

Betrachtet man die Formen und die Geftalt der verfhhiedenen Welt: 
theife, fo ift jeder berfelben mehr oder meniger von dem anderen ent» 
weder durch Meere oder durdy unmirthhare Gegenden getrennt. Wie 
fhwierig, ja vielfach unmöglich würden daher die Communicationen 
zwifchen ben verſchiedenen MWelttheilen, ja zmwifhen den verfchiedenen 
Lindern eines und befjelben Welttheils ohne dieſe nüsliche Erfindung 
geblieben, mie gering würde ber Verkehr unter den verfchiedenen Völkern 
des Erdballs noch gegenwärtig fein. Jener Verkehr, ber, indem er 
zunaͤchſt den Austaufc der verfchiedenartigen materiellen Güter der ver» 
fhiedenen Länder und Zonen zum Zwecke hat, gleichzeitig überall hin 
Gultur, Gefittung und Städtewefen bringt, zum ficheren Beweife, in 
wie naber Verwandtſchaft die geiftigen und materiellen Intereffen zu 
einander fi bewegen. Schifffahrt und Welthandel ftehen daher, tie 
oft jene auch nebenbei ber Eroberungsluft gedient haben mag, in ber 
engften Verbindung. Ohne Schifffahrt Fein Welthandel und — kann 
man umgekehrt fagn — obne Welthandel Eeine bedeutende ‚Schifffahrt. 
Die Geſchichte der Schifffahrt fälle daher mit der des Melthandels nahe 
zufammen,. und beide wirfen nach ber Art polarer Kräfte gegenfeitig 
auf einander. 

Natürli war die Schifffahrtstunde in den früheften Zeiten fehr 
unvolllommen. Zwar benugten die Schiffer frühe fchon die Sterne als 
Leiter. Aber fie allein Eonnten nur fehr unzuverläffige Führer fein, und 
die Schifffahrt blieb, mit Ausnahme der auf dem überall vom Lande 
eingefchlofferien Mittelmeere, bloſe Küftenfchifffabrt, wenn auch dabei 
einzelne kuͤhne phönizifche Schiffer bis nach Preußen zu dem Lande bes 
Bernſteins und bis an bie ultima Thule fommen modten. In ben 
großen atlantifhen Ocean Eonnten fie ſich nicht wagen, unb eben fo 
wenig mochte der Handel einen anderen Verbindungsweg mit dem fer: 
nen Dftindien als den über Vorderafien für feine Gefchäfte auffuchen. 

Auf folhe Weiſe wurde das mittelländifche Meer die Haupthan- 
delsftraße für den damaligen Waarenzug, der fi von Afien und Afrika 
aus nad Stalien und von da meiter über Deurfchland nah dem We⸗ 
ften und Norden, ja felbft nah dem Dften Europa’s verbreitete und 
vertheilte. Der Flor des Italienifchen und deutſchen Staͤdteweſens — 
Hanfa — mar die nätürliche Folge der Richtung, melde der damalige . 
Melthandel nahm. Beguͤnſtiget wurde diefe Richtung auf der einen 
Seite durch den Affociationsgeift der lombarbifchen und deutfchen Städte, 
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der ihnen in jenen Zeiten flaatlicher Ohnmacht Halt, Sicherheit und 
Macht verlieh. 

Die zu Anfange des 14. Jahrhunderts erfolgte Erfindung dis 
Gompaffes wurde in ihrer weiteren Entwidelung die Urfache eines gäny 
lich veränderten Ganges des Handels. Der Schiffer, der ſich, fo lange 
er nur die Sonne und die Sterne zu Führern hatte, nicht meit vom 
Lande entfernen durfte, weil Wolken ihm biefe Führer oft auf lange 
Zeit entziehen fonnten, fand in dem Compaß das fichere und ihn nie 
verlaffende Mittel, fih überall zurecht zu finden. Er durfte ſich kuͤhn 
dem weiten Meere anvertrauen, und mar immer gewiß, feinen Lauf 
nach jedem beliebigen Orte richten zu können. Ungefähr gleichzeitig be: 
gannen die Eroberungen der Türken, die ſich nad und nach ganz Per 
derafiens und Aegyptens bemächtigten und dadurch den zeitherigen Land: 
weg nah Oſtindien fperrten. 

Don da an begannen die Bemühungen, einen Seeweg nad Dit 
indien aufjufinden, wozu die Erfindung des Compaſſes die Mittel in 
die Hände gab. Das nähfte Refultat war die Entdeckung von Amt: 
vita; bald darauf, im Zahre 1498, umfegelte Wasco de Gama das 
„Vorgebirge der guten Hoffnung”, und landete an der malabariſchen 
Küfte Oftindiens. Dadurch war der durdy die Eroberungen der Türken 
verfperrte Weg nah DOftindien auf einer anderen Seite wieder eröffnet. 
Damit nahm auch der Welthandel einen anderen Gang. Das zeithet 
fo belebte Mittelmeer verödete, die Handelsblüthe der deutfchen und ita: 
lienifchen Städte verfiel allgemach; theild aus der eben angegebenen Ur 
ſache, theils weil die Macht der Regierungen erflarfte, und die zeit: 
herigen Gerechtfamen und Freiheiten der Städte brach. 

Mie früher Ztalien und Deutfchland für den Welthandel am Belten 
gelegen waren, fo murden es nunmehr die weiter weſtlich gelegenen 
Fänder, von denen die Portugiefen, Spanier, Franzoſen, Engländer und 
Holländer in Oſtindien und Amerika große Colonieen anlegten. Deutid 
land blieb zuruͤck; es fehlte ihm an Einheit und an Flotten. Bon da 
an datirt der Verfall des deutfchen Handels, und das Emporfommen 
des Handels der Portugiefen, Franzoſen, Holländer und Engländer. 
Ueber allen Handel anderer Staaten hob ſich jedoch nach und nad der 
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Man fagt uns jest häufig, es fei dies zufolge der von Cromwel 
im Sahre 1651 gegebenen Navigationsacte gefhehen, durch melde die 
englifhe Schifffahrt große Begünftigungen und großen Schuß gegen die 
Schiffe der Ausländer erhielt. Sie mag auch das ihrige dazu beigetro: 
gen haben. Aber viel mächtiger noch haben andere Urfachen darauf 
eingewirkt; fie find: die außerordentlich günflige Lage Englands, dir 
energifche Charakter, die Thätigkeit und der Erfindungsgeift des Volkes, 
die große Sicherheit der Perfon und des Eigentbums und die politifd« 
Freiheit der Engländer. Auf diefen Grundlagen hat fich die engliſch 
Schifffahrt und Rhederei auf die erfte Stufe erhoben; fie wird fich unter 
allen Umftänden darauf erhalten, fo lange feine jener Grundlagen ct: 
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[hüttert wird. Noch immer dehnen fich feine Handelsverbindungen nad 

allen Seiten aus, und die Befiegung China’s hat denfelben mittelft der 

den Chinefen aufgelegten Bedingungen eben erft ein neues unermeßliches 
Feld neöffnet. R 

Meben der englifhen Schifffahrt und Rhederei hebt fi) in neuefter 
Zeit befonders wieder die Schifffahrt und Mhederei Frankreichs und der 
vereinigten Staaten von Nordamerifa, obwohl erfleres nur fehr unbe- 
deutende, Iegteres gar feine Colonieen hat. Den legteren verdankt die 
Schifffahrt weit die mwichtigfte Werbefferung, welche fie in der neuen Zeit 
erfahren hat, die Anwendung der Dampfkraft. Der Amerikaner Fulton 
war es, melcder im Sabre 1807 zuerft mit einem Dampfboote den 
Hudfon befuhr und dadurh den Schiffen Flügel verlieh. Seine Er: 
findung wurde von den übrigen feefahrenden Nationen bald angenommen 
und nad allen Richtungen hin verbeffert und vervollflommnet. Gegen» 
waͤrtig wecden alle Meere von Dampfbooten befahren ; mittelft derfelben 
gelangt man aus England in 12—14 Zagen nad Nordamerika, und 
in 34 Zagen nad) Galcutta ; Reiſen, wozu fonft 5—6 Wochen unb 
beziehendlih 9 Monate gebraucht würden. 

Lesteres allerdings ift nur dadurch möglidy geworden, daß fich der 
frühere Handelsweg nad DOftindien über Aegypten wiederum zu öffnen 
angefangen hat. Zmar ift er noch nidyt ganz frei; aber es leidet feinen 
Zweifel, daß die noch entgegenftehenden Dinderniffe in nicht ferner Zu: 
kunft gänzlich befeitiget werden dürften. Daran Enüpfen ſich manche 
wichtige Fragen. 

Es fragt fih, welche Veränderungen daraus hervorgehen merben. 
—Wird die Fahrt um das WVorgebirge der guten Hoffnung nad Indien 
ganz aufhören? wird der ganze Waarenzug wieder den alten Weg ein: 
ſchlagen? melden Einfluß wird dies auf die Schifffahrt der verfchiedenen 
Nationen aͤußern? Was hat Deutfchland dabei zu thun, um alter 
Vortheile wieder. theilhaftig zu werden? Diefe und viele andere damit 
verwandte Fragen tauchen dabei auf. Die meiften derfelben werden 
volftändig wohl erft durch die Zukunft felbft beantwortet werden koͤnnen. 
Im Allgemeinen fcheint uns nur fo viel gewiß, daß die Abkürzung des 
Zransportes nicht anders als vortheilhaft auf den Welthandel einwirken 
könne. Davon iſt hinmwiederum eine günftige Ruͤckwirkung auf die 
Schifffahrt ganz unzertrennlic. 

Bereits im Eingange diefes Artikels haben wir bemerft, daß beide 

in Wechſelwirkung polarer Kräfte zu einander ſtehen. Werfolgen wir 
diefen Gefihtspunft, fo zeigt fihb uns, daß nicht immer das pofitive 
Element auf einer und derfelben Seite blieb. Unftreitig war am An— 
fange die Schifffahrt das pofitive Element, denn fie war die Bedingung 
eines lebhaften Verkehrs zwifchen den durch Seen von einander getrenn= 
ten Nationen. Als derfelbe einmal angefnüpft war, wurden die Rollen 
vertauſcht; die zunehmende Ausdehnung biefes Verkehrs hatte Vervoll— 
kommnung und Ausbreitung der Schifffahrt zur unmittelbaren und noth: 
wenbdigen Folge. 
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Nah der Erfindung des Compaffes wechfelten die Pole wiederum. 
Die Kunfl, meite Meere ficher zu durchfchiffen, führte zur Entdedung 
neuer Handelswege, neuer Märkte und — neuer Merttheile. Hier war 
e8 wiederum die Vervolllommnung der Schifffahrt, welche eine große 
Zunahme des Welthandels und des Meltverfehrs ermöglichte und vers 
anlaßte. Nach der Zeit erlangte allmälig der Welthandel wieder das 
Uebergewicht, welches er feit jener Periode nicht wieder verloren hat. 

Sehen wir namentlidy auf die Detaild des Seehandels ber einzel: 
nen Staaten, fo ergibt fih, daß die einheimifhe Schifffahrt mit der 
Zunahme des Welthandels etwa gleichmäßig ſich vermehrt. Dffenbar 
aber ift es nicht der Handel, welcher fi vermehrt, weil mehr Schiffe 
gebaut worden find. Vielmehr werden nur darum mehr Schiffe gebant, 
meil die Ausbreitung des Seehandels bderfelben bedarf. | 

Muß daher die Rüdkunft auf den früheren geraden Weg und 
die Abkürzung des Transportes eine Vermehrung des MWelthandels zur 
Folge haben, fo ift die nothmendige toeitere Folge davon auch eine Ber: 
mehrung der Schifffahrt und Rhederei trog des abgefürzten Weges. 
Ueberdies aber ift noch gar nicht entfchieden, daß der ganze Waarenzug 
feinen Weg wieder, wie fonft, über Aegypten oder Syrien nehmen merbe. 
rüber gab es keinen anderen Weg für den Handel; gegenwärtig bleibt 
demfelben der Weg um das Worgebirge der guten Hoffnung nach mie 
vor offen. Iſt auch der alte Meg bedeutend kürzer, fo ift er doch mit 
manchen Schwierigkeiten verbunden. Das rothe Meer ift nur etwa 
die Hälfte des Jahres hindurch ohne größere Schwierigkeiten zu befahren. 
Die Waaren müffen in Suez ausgefchifft, durch Aegypten gefchafft und 
in Alerandrien oder irgend einem anderen Punkte am mittelländifchen 
Meere wieder eingefchifft werden; fie müffen Durchgangszoͤlle zahlen. Es 
entftehen daher mancherlei Koften, welche ſchwere und mohlfeile Güter 
nur mit Mühe ertragen Tönnen. Daher ift nody die Frage, ob dieſe 
dennoch nicht vielleicht mit geringeren Koften um Aftita herum nad 
Europa, wenigftens nady den nordweftlichen Theilen deffelben, eingeführt 
werden Eönnten? Märe dies der Fall, fo wuͤrde diefe Strafe immer 
noch belebt Keiben. ee Di ea 

Ein Theil des Waarenzuges wird indeffen wohl gewiß den Fürgern 
Meg einfhlagen, Daher ift mit Sicherheit auf große Zunahme ber 
Schifffahrt und des Verkehrs im Mittelmeere zu rechnen. a TE 

Für uns Deutfche entftehen babei die Fragen: MWerben au) wit 
unfern alten Antheil an dem auf die alte Straße zuruͤckkehrenden Melt: 
handel haben? und: was haben mir. zu thun, um unferen Theil an 
der zu erwartenden Vermehrung der Schifffahrt und des Handels zu 
erlangen ? 

Der Weg, den ber Waarenzug im freien Welthandel nehmen till, 
Laßt fi niemals erzwingen. Aber es läßt fih Manches dafuͤr thun, um 
ihn in die gewünfchten Candle zu leiten. Auch in Deutfchland kann 
viel dafür gethan werden, und wird ſchon Mandhes dafür gethan. Das 
MWichtigfte find wohl die Eifenbahnverbindungen, melde in nädhfter Zu: 
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Eunft von Zrieft aus bis Stettin auf ker einen und Hamburg auf ber 
anderen Seite zu ermarten find. Auch der Main: Donaucanal ann 
wichtig werden. Damit er feine volle Bedeutung erlange, ift aber noch 
ein Sanal zur Verbindung des Mains mit der Mefer mittelft der Werra 
erforderlih. Dadurch mwird die Communication deffelben mit der Mord: 
fee auf der gradeften Linie und mit Vermeidung der holländifchen Chi: 
canen auf dem Mheine erzielt. 

Indeſſen ift dies noch nicht Alles. Noch bleibt Vieles zu thun 
übrig. Wir rechnen dazu ganz befonders die Aufhebung aller und jeder 
Durchgangs zoͤlle in den verfchiedenen Zollgebieten, die rein fiscalifcher 
Natur find, und im Ganzen dennody Feine fehr bedeutenden Summen 
einbringen. 

Es wird uns weiter zu Emporbringung unferes Handels, alfo aud) 
unferes Antheils an dem neuen Wege, den der Welthandel einfchlagen 
koͤnne, Begünftigung unferer Rhederei durch die fremde Schiffe ber 
ſchraͤnkenden Mavigationsgefege vielfach empfohlen. Doc fcheinen unfere 
Großmaͤchte ihrerfeits theil® nicht geneigt dazu, theils kann Preußen, 
wegen. des mit England abgefchloffenen Scifffahrtsvertragg, vor 1849 
in dem gegenwärtigen Zuftande der Dinge, wenigftens in Bezug auf 
englifhe Schiffe, nichts ändern. Die einzelnen Eleineren Wferftaaten 
tönnen und mögen ifolirt nichts thun. Mor der Hand möchte alfo in 
diefer Beziehung wenig zu erwarten fein. Indeſſen ift darauf gemiß 
weit nicht der Werth zu legen, der oft darauf gelegt wird. Bet freier 
Schifffahrt wird e8 nie an Schiffen fehlen, welche die zu transportirenden 
Güter aufnehmen und verfhiffen, und e8 fommt menig darauf an, ob 
dies frembe oder eigene Schiffe find. | 

Es ift oben verfucht worden, die Wechſelwirkungen der Schifffahrt 
und des Welthandels auf einander barzuftellen. Es hat fich dabei heraus: 
geftellt, daß nur neue und große Erfindungen bei der Schifffahrt diefer 
einen pofitiven Einfluß auf die Vermehrung bes Melthandels verleihen, 
mährend die blofe Vermehrung’ der Schiffe nicht eine Urfache, fendern 
nur eine Folge des zunehmenden Welthandels if. Im der gegenmärtigen 
Periode iſt daher eine blofe Vermehrung der deutſchen Schiffe noch nicht 
geeignet, eine Wermehrung des deutſchen Welthandels herbeisuführen. 
Sie werden ſich von felbft vermehren, wenn diefer zunimmt. Navigas 
tionsgefege würden vielleicht eine augenblidlihe fhnellere Vermehrung 
derfelben herbeiführen. Aber diefe ift, mie gezeigt wurde, für den Han 
del und den Abfag unſerer Producte nur von imtergeordnetem Werthe. 
Wenn die zu verfchiffenden Producte nur ausgeführt und abgefest wer: 
den, fo ift der Zweck ded Handels erreicht. Gleich viel ift, ob die Aus: 
und Einfuhr auf eigenen oder auf fremden Schiffen gefchieht. Oft wird 
übrigens auf fremden Schiffen die Aus oder Einfuhr unter günftigeren 
Bedingungen bewirkt, als wenn fie auf eigenen Schiffen bewerfitelligt 
wird. Es gefchieht dies z. B. dann, wenn die fremden Schiffe an dem 
Otte a Beſtimmung mehr begünftigt find, als die unfrigen. 

Mandje wollen befonders nur deshalb directe Verbindungen Deutſch⸗ 
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lands mit ben überfeeifchen Ländern mittelft der eigenen Schiffe, um 
deutfhe Producte dort unmittelbar gegen Golonialwaaren abzufehen. 
Aber auch diefe Annahme beruht auf einer Taͤuſchung. Die Producte 
fremder Länder werden nicht gekauft, weil diefe Länder dieſelben unmit: 
telbar und auf eigenen Schiffen uns zuführen. Sie werden vielmehr 
gekauft, weil fie unferen Bedürfniffen und Wünfchen eben entfprechen. 
Darum werden fie gekauft, gleich viel, auf welchen Schiffen fie ankom— 
men. Gie werben aber, wenn auch auf eigenen Schiffen hergefühtt, 
nicht verfäuflidy ‚fein, fobald fie diefen Wünfhen und Bedürfniffen nit 
entfprechen ; fie werden nur mit Schaden verfäuflich fein, wenn fie ihnen 
zwar entfprehen, aber nicht in gleihem Grade, mie die gleichartigen 
aber vielleicht befferen oder verhältnißmäßig wohlfeileren Producte an: 
derer Länder. 

Wir dürfen daher, auch bei dem gegenwärtigen Zuftande der Dinge, 
fiher fein, daß mit der Zunahme der Aus: und Einfuhr auch die Rhe— 
derei und die Schifffahrt Deutfchlands zunehmen werde, die gegemmärtig 
freilich gegen die anderer feefahrender Völker gar fehr zuruͤckſteht. Noch 
ganz andere Mittel aber ftehen Deutfchland zu Hebung feiner Schiff: 
fahrt, feiner Induſtrie und feines Seehandels zu Gebote, als Nuvigas 
tionsacten und Einfuhrverbote. 

Entfernen wir von unferer Erziehungsmethode Alles, was darauf 
abzwedt, den eigenen Charakter und die Energie des Geiſtes ſchon in 
der frühen Jugend zu knechten und zu brechen; entfernen wir überall 
aus der Gefeggebung die fremden Rechte und Gerichte, und Eehren wir 
zu der Deffentlihkrit und Mündlichkeit des deutſchen Gerichtsverfahrens 
und zu den Schöppengerichten zurüd; entfeffeln wir die Preffe, damit 
- fie frei fprechen dürfe von dem, was ung gebricht und mas wir braus 
hen; legen wir dem Affociationsgeifte Feinerlei Hinderniffe und Zwangs 
jaden mehr an, und gewähren wir dem Wolfe eine Mündigkeit, melde 
andere Völker längft haben, die das unfere fo fehr verdient und die es 
fehr bald in ihrem ganzen hohen Merthe achten lernen wird. Dant 
werden wir bald haben, was uns jegt fehlt, jene Energie des Charakters, 
melde Eeinen Feind ſcheut und keinem Hinderniffe weicht. Sie wird 
ganz andere Wirkungen auch auf die Schifffahrt hervorbringen, als jene 
Navigationsacten, die nur der Schlaffheit zum Ruhefiffen dienen. 

Viel notbiwendiger als diefe wären, zu Hebung deutſchen Handels 
und deutfcher Schifffahrt, Handelsverträge mit fremden, befonders amt: 
ritanifhen Staaten, welche die deutfche Schifffahrt dort mit derjenigen 
der am Meiften begünftigten Nationen gleichfegten und für deutfche Pro: 
ducte vielleicht Zollermäßigungen erzielten. Dann würden gewiß Deutſch⸗ 
lands Schifffahrt und Seehandel einen großen Auffhwung nehmen. 
Aber das nämliche Princip der Unfreiheit, welches dem Volke in Bezug 
auf feine geiftigen Intereſſen aͤngſtlich vorenthält, was ihm gebührt, 
wird in feinen weiteren Gonfequenzen auch dem materiellen Fortfchritt: 
deffelben nachtheilig. Spanien, die mittel: und füdamerifanifhen Staa: 
ten, vielleicht felbft Belgien und Portugal, gelten als revolutionäre 
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Länder, mit denen das abfolutiftifche Princip Leine Gemeinfhaft haben 
fol. Die meiften Regierungen diefer Länder find, troß des Fait accom- 
pli, noch gar nicht einmal anerkannt. Daher find mit ihnen, nad) 
diplomatifchen Anfichten, weder diplomatifche Verbindungen nody Handels⸗ 
verträge zuläffig. Klügere und weniger bedenkliche Nationen kommen 
uns indeffen zuvor und beuten fie aus. Sie werben ſich dort feitfegen, 
und wir, wie gewöhnlich, zu fpät kommen. 

So lange biefe Hinderniffe nicht befeitigt werben, fo lange kann 
die deutfche Schifffahrt keinen großen Auffhmwung nehmen, ja felbft Ma: 
vigationsacten würden entweder ihr oder dem bdeutfchen Seehandel eher 
ſchaͤdlich als nüslicdy werden. Allerdings aber erklärt fi auc aus die: 
fen Zuftänden das große Mißverhältnig, welches zwifchen der deutfchen 
Mhederei und der Rhederei der Engländer, Nordamerikaner und Fran: 
zofen flattfindet. 

Das britifhe Reich befaß im Jahre 1835 

295511 Schiffe mit einer Zragfäbigkeit von 2,783,761 Zonnen. 

Unter diefen waren 538 Dampffchiffe mit 60,520 Zonnen Zragfähig- 
feit*). Die Zahl der letzteren hatte fih im Jahre 1840 bereits auf 
840, mit einer Tragfähigkeit von etwa 90,000 Zonnen vermehrt. 

Die Zahl der franzöfifhen Schiffe betrug im Jahre 1839 

13,263, mit einer Tragfähigkeit von 1,342,522 Zonnen. 

Die Zahl der Dampffchiffe war ungleich größer als in Großbri- 
tannien; aber ihre Zragfähigfeit war nur auf etwa 25,000 Zonnen ans 
zuſchlagen. 

Von der nordamerikaniſchen Rhederei vermoͤgen wir zwar die Zahl 
der Schiffe nicht anzugeben; aber der ganze Tonnengehalt derſelben wird 
fuͤr das Jahr 1841 auf 

1,647,009 Tonnen 
angeſchlagen. 

Die deutſche Rhederei beſtand im Jahre 1889 aus 
6799 Schiffen mit 613,841 Tonnen Tragfaͤhigkeit. 

Davon gehörten Oeſterreich 3293 Schiffe mit 165,741 Tonnen Ge- 

balt; Preußen 519 Schiffe mit 148,230 Tonnen Tragfähigkeit; den drei 
Hanfeftädten 435 Schiffe mit 139,068 Tonnen Tragfähigkeit; Mecklen⸗ 
burg 336 Schiffe mit 70,250 Zonnen Zragfähigkeit; Holftein 571 mit 


*) Man fieht, wie verhältnißmäßig die Tragfähigkeit der Dampfichiffe noch 
immer gegen die der Segelſchiffe höchft gering it. Daraus erklärt fich, warum 
fie auf die Ausbreitung des Welthandeld noch Feinen großen Einfluß ausgeübt 
haben. Es folgt aber auch weiter daraus, daß fie noch lange hin nicht aus— 
reichen werden, den Waarentransport auf dem Handelswege über Aegupten zu 
vermitteln, und daß der Waarentranöport auf diefem Wege noch lange den Se— 
gelfchiffen allein anheimfallen wird. Dann aber wird berfelbe viel länger dauern 
und auch größeren Schwierigkeiten unterworfen fein. in Grund mehr, um 
anzunehmen, daß vor der Hand noch ein fehr großer Theil ber Waaren feinen 
Weg nah DOftindien und zurüd nad wie vor um das Vorgebirge der guten 
Hoffnung nehmen wirb. 
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28,740 Tonnen Tragfaͤhigkeit; Oldenburg 126 Schiffe mit 11,038 Tonnen 
Tragfähigkeit; Hannover 579 Schiffe mit 50,674 Zonnen Zragfäbigkeit. 


Schmidt. 

MWeltherrfchaft, f. Univerfalftaat. 

MWiderfeulihfeit, Widerftand, f. Nothwehr und 
Hochverrath. 

Wiener Congreß, ſ. Congreffe. 

Wiener Schlußacte, f. Zeutfher Bund. 

Wildſchaden, Milderei, f. Jagd. 

Wildfang, f. Gaftreit. 

Willkürlice Gerichtsbarkeit, f. Notariat. 

MWittwencaffe, f. Wohlthätigkeitsanftalten. 

Wohlfahrtöpoligei, f. Polizei., 

Wohithätigkeitsanfalten. — Die riftlihe Religion bat 
das Gefühl der Barmherzigkeit in der Bruft des Menſchen entwidelt 
und zur Handlung begeiftert; durch eine ridytigere Lehre von den Mirtt- 
fchaftsgefegen und von dem gefellfchaftlihen Wohle aber ift allmälig ein 
Bewußtfein der zu wählenden Mittel erlangt worden. Mohlthätigkeits: 
anftalten find fomit, wo nicht ausfchlieflich, doch vorzuasmeife ein Be 
ftandtheil der europdifhen Gefittigung ; eine vollftändige Einrichtung der 
felben aber eine Frucht des reflectirenden Geifted der Meuzeit. Daher 
denn aud die Menge und bie Größe der Leiftungen, fo wie ber hin 
gebende Eifer mehr bei den Eatholifhen, die Befeitigung von veraltetem 
Unfuge und unklarem MWiffen, die Erftrebung eines beftimmten Ziels 
und Spitemes mehr bei den proteftantifchen Völkern getroffen wird. 
Eine immer weitere Vervolllommnung nad Ausdehnung und nad) Art 
ift, im gegenwärtigen Zuftande der Geſellſchaft, fitilihe Pflicht und ſtaat⸗ 
lihe Klugheit. Ob etwa bei einer Geftaltung der Dinge, wie fie die 
Socialiften träumen, Barmherzigkeit und Wohlthun ganz megfielen, 
weil die Einen feines Mitleides bedürften, die Anderen Eeinen Ueber 
fluß an Mitteln zum Verſchenken mehr hätten, mag füglicy dahin— 
geftellt bleiben. 

Das Gefühl des Mitleidend veranlaft zunaͤchſt und in feiner na: 
türlihen Naivität VBeranftaltungen zur Erleichterung foldyer, welche 
bereits im Unglüde find; die verftändige Ueberlegung aber ſucht Vor: 
fehrungen zu treffen, daß mo möglich Keiner in’s Elend fomme, als 
wodurch ihm die Pein, der Gefellfhaft der Verluft an Luft und Kraft, 
dem Staate die Rechtsgefahr, dem Zufchauenden der ſchmerzliche Anblid 
ganz erfpart werde. Leicht muß fich die Ueberzeugung aufdrängen, daß 
die legtgenannten Vorkehrungen vorauszugehen haben und die Hauptfach 
find; mährend die Anftalten zur Erleichterung nur als Nothbehelf und 
als ein Beweis unvollfommenen Willens oder Könnens hinſichtlich der 
gänzlichen Abwehr nahfolgen. Nach diefer Abtheilung und im biefer 
Reihenfolge mögen denn auch die einzelnen MWohtthätigkeitsanftalten im 
Folgenden betrachtet werben, wobei #8 ſicher Entfehuldigung finden mird, 
wenn eine unbedingte Bollftändigkeit fehlt. Der Scharffinn in der 
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Auffindung der Faͤlle und der Mittel einer Huͤlfe iſt ſo groß geworden, 
die perſoͤnliche Neigung der Helfenden fo verſchieden und zum Theile 
fonderbar, das oͤrtliche Beduͤrfniß zumeilen fo eigenthuͤmlich, daß eine. 
allumfaffende Zufammenfuhung eben fo mühfelig als zwecklos fein 
würde, während eine Schilderung der Hauptzwecke und Hauptarten voll: 
fländig binreiht zur Ueberſchau und Einficht. 

I. Anjtalten zue gänzlihen Abwendung von Armuth und 
Elend. 

In Fo fern jede Einrichtung, welde dem Menfhen den Gebraud) 
feiner Kräfte Ichrt, oder feine Rechte fhügt, oder ihn in der Erreichung 
wirthfchaftlicher Zwecke fördert, mittelbar oder unmittelbar zur Ermwerbung 
von Vermögen beiträgt, könnten freilicy aud) die Öffentliche Erziehung, 
die gefammte Nechtspflege, die oͤkonomiſche Polizei den Vorkehrungen 
zue Abwehr von Armuth beigezählt werden. Und ficherlidy find fie nicht 
am Unwirkfamften dagegen. Allein wenn, mie billig, nur folcherlei 
bleibende Vorkehrungen zu den Mohlthätigkeitsanftalten im eigentlichen 
Sinne gerechnet werden, welche unmittelbar und ausfhlieflih die Wer: 
hinderung eines Verſinkens in Elend beabfihtigen, fo befchränft fich 
allerdings der Kreis derfelben auf bedeutend wenigere. Es find zunaͤchſt 
nicht alle wohlthätigen gefellfchaftlihen Einrichtungen, fondern die 
Wohlthaͤtigkeitsanſtalten in Betrachtung zu ziehen. 
| Aber auch fo find diefelben noch zu zahlreih und zu verfdiedenar: 
tig, als daß nicht eine Zufammenfaffung unter beftimmten Geſichts— 
puncten nöthig wäre. Am Paffendften fcheint dies zu gefchehen, wenn 
je diejenigen Anftalten an einander gereiht werden, welche zur Erhal: 
tung einer Arbeit, die zu fehlen droht, dienen; ferner diejenigen, 
weldye an der Stelle einer unmöglidy gewordenen Arbeit eine neue 
verfhaffen; drittens foldhe, welde im Falle eines Unglüdes oder 
einer unvermeidlichen außerordentlihengdlusgabe ein entfpredhendes 
Capital verfhaffen; endlich Vorkehrungen, durch welche bei eintreten- 
der gänzlicher Arbeitsunfähigkeit für ein Vermögen oder eine 
Mente forgen. 

1) Anftalten zur Erhaltung der bisherigen Arbeit. Eine 
der Eläglichften und des Mitleides würdigften Lagen ift ohne Zweifel die, 
wenn eine gemwiffe Art von Arbeit Eeinen Abfag mehr finden will, und 
fomit diejenigen, welche diefelbe bisher betrieben, vielleicht nur diefe ver— 
ftehen, zu anderen Befchäftigungen jedenfalls Kein Capital und keine 
Gelegenheit haben, langfam aber ficher dem Elende entgegengehen. Es 
ift dies um fo mehr zu bedauern, als bier von einer eigenen Schuld 
der Bedrohten gar keine Rede ift, vielmehr nüglihe und ehrenmerthe 
Bürger übermäctigen aͤußeren Umftänden zum Opfer werden. Leider 
find der Veranlaffungen zu folder. Werth: und Abfaglofigkeit der Arbeit 
gar viele und zum Theil hoͤchſt ausgedehnte. Die Einführung einer 
Maſchine anftatt bisheriger menfchlicher Arbeit; der Verluft des Abſatzes 
in das Ausland; die übermachtige Mitwerbung $remder auf den eigenen 
inneren Märkten; die Veränderung einer Sitte oder eines Beduͤrfniſſes, 
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und fo noch manche Urſache vermögen dieſen Zuſtand herbeizuführen, 
und zwar fuͤr Tauſende zumal. Nun kann freilich davon gar nicht die 
Rede fein, ſolchen ungluͤcklichen Geſtaltungen der Gewerbeverhältniſſe 
mittelſt Wohithaͤtigkeitsanſtalten im Großen entgegenzutreten. Einer: 
ſeits waͤren dieſe viel zu unmaͤchtig dazu. Andererſeits gehoͤren die we— 
nigftens zuweilen anwendbaren Mittel zur Wiederabwendung einer Ar: 
beitslofigkeit ganz anderen Richtungen der öffentlichen Thätigkeit an; fo 
3. B. der Abfchliefung von Verträgen mit dem Auslande, der Einfüb: 
rung eines Schußzolffpftems, der Einführung ganz neuer Gewerbs— 
zweige u. f. w. Allein in einzelnen untergeordneten Faͤllen kann doch 
auch durch vernünftige Wohlthätigkeitsanftalten Hülfe geleiftet merden. 
Die hierzu dienenden Einrichtungen find aber: Werthäufer; Indu— 
firiemagazine und Waarenbeftellungen auf öffentliche Koften. 
— Die erften beftehen in geräumigen, mit Arbeitsgeräthe und Rohſtoffen 
ausgerüfteten Gebäuden, in melden unbefchäftigte Gewerbende fig ein 
finden und Beſchaͤftigung erhalten fönnen. Die Induftriemagazine find 
offene Kaufläden, welche von einzelnen Arbeitern Waaren zum Verkauft 
annehmen und denfelben entweder einen Vorſchuß darauf leiften, jeden: 
falls ihnen den Erlös zuftellen. Waarenbeſtellungen endlich fönnen 
entweder gemacht werden in der Abficht eines Wiederverkaufes, zu 
welhem etwa dem Verfertiger felbft die Gelegenheit fehlen würde, vie 
leicht auch auf die Gefahr eines Verluſtes hin, oder aber zum eigenen, 
jedoch nicht entfernteren Gebrauche der beftellenden Anftalt felbit. & 
bedarf nun feiner Ausführung, daß dieſe verſchiedenen Vorkehrungen 
nur in beftimmten einzelnen Faͤllen überhaupt anwendbar find, und daf 
fie auch dann nur in einem Eleinen Kreife wirken können. Go ift für 
das vorliegende Bedürfniß einer Hülfe ein freimilliges Werkhaus nur 
dann von Bedeutung, wenn es namhafte Mittel zum Ankaufe der in 
feinen Werkftätten verfertigten Waaren und eine fihere Gelegenheit zut 
Verwerthung derfelben befigt; Ane Worausfegung, melde eben nic! 
häufig eintreten möchte. Die Induftriemagazine dagegen find allerdings 
von beftändiger Wirkfamkeit; allein theils ebenfalls nur im Kleinen, 
theils nur für gewiffe Gattungen von Waaren. Sie find hauptfählid 
nur eine Wohlthat für Dürftige aus den höheren Ständen, namentlid 
für Frauen, welche ihrer Hände Arbeit nicht wohl unter eigenem Namen 
verkaufen koͤnnen; ferner für Gewerbende, melde ganz unbekannt find 
und von den Abfagwegen entfernt wohnen. Der unmittelbare Ankauf 
von Waaren endlih gewährt zwar eine unmittelbare Hülfe; allein e⸗ 
ift einleuchtend, daß ein Verfahren diefer Art, namentlich als regelmäßige 
Anflalt, nur unter ganz befonderen Umftänden flattfinden kann, um 
daß daffelbe fogar der gewichtigen Einwendung blosfteht, einem an ſich 
nicht haltbaren Gewerbszweige durch kuͤnſtliche Unterſtuͤtzung ein ſiechte 
Leben zu erhalten und ihn dadurch zu einer bleibenden Verlegenheit zu 
machen. Das Geſammtergebniß iſt ſomit, daß durch Wohlthätigkeitsanital: 
ten im engern Sinne zur Erhaltung des Werthes und Abſatzes einer Ir 
beit nur felten und nur in untergeordnetem Maße etwas gefchehen fann. 


a \ 


Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 769 


2) Vielleicht etwas günftiger ftellen ſich bie Verhältniffe dann, 
wenn es fi) davon handelt, eine neue Art von lohnender Arbeit 
an die Stelle einer aus irgend einem Grunde werthlos und ungefucht 
gewordenen zu fegen. Allerdings wird auch hier die Hauptfache durch 
große ftaatswirthfchaftlihe Maßregelm gefchehen müffen, wenn es fidh 
von einer weitverbreiteten dauernden Urfache der Arbeitslofigkeit handelt. 
Für zahlreiche Mengen von brotlofen Arbeitern kann nur durch bie Ein- 
führung neuer Gewerbe oder Benugungen bes Bodens, durch Gründung 
von Golonieen innerhalb oder außerhalb des Landes, endlich durch große 
Öffentlihe Bauten geforgt werden. Aber es gibt auch mande Fülle, 
in welchen Einzelne die Fähigkeit verlieren, fi) auf die bisher von ihnen 
betriebene Meife Lünftig zu ernähren, während «8 ihnen an Gelegen- 
heit und an Mitteln fehlt, eine neue lohnende Arbeit zu beginnen. 
Hier helfend einzugreifen, ift eine ſchoͤne Aufgabe für bie MWohlthätigkeit, 
und zwar um fo mehr, als die Staatsanftalten felten auf ſolche Ber: 
einzelte berechnet find, und auch in der That, ba fie das Allgemeinere 
im Auge zu behalten haben, berechnet fein können. Die anzumendenden 
Mittel find aber hauptfählich nachflehende: Nicht felten ift in einem 
Lande die DVerfertigung gewiſſer Gebraudsgegenftände, welche eines 
fiheren und befländigen Abfages gewiß find, auch meber einer langen 
Lehrzeit, noch eines großen Betriebecapitales bedürfen, gar nicht befannt 
oder wenigſtens nicht genügend verbreitet. Hier ann dann durd bie 
Eröffnung von unentgeltlihen Unterrichtsanftalten viel Gutes 
geftiftet werden, theils überhaupt in volkswirthſchaftlicher Beziehung, 
theils, was hier zunaͤchſt zur Sprache kommt, zur Unterflügung folder, 
welche andermärts ihr Brot nicht zu verdienen vermögen. Natürlich 
läßt fich ein Verzeihniß der paffenden Arbeiten nicht im Allgemeinen 
geben, da bier Alles auf oͤrtliches Beduͤrfniß und bisherigen Mangel 
ankommt; aber beifpielshalber mögen genannt fein: Spigenflöppeln, 
feine Korbarbeiten, Strohflechten, hölzerne Uhren, Perlenftriderei, Fer⸗ 
tigung von Kleidungsftüden, Zubereitung von Lebensmitteln für ben 
Auswärtigen Handel oder für Schiffe u. dgl. - Nicht erft der Bemerkung 
aber bedarf es, daß bei ber Mahl bes zu eröffnenden Unterrichte®_mit 
genauer Kenntniß der wirthfchaftlichen Verhältniffe verfahren werden muß; 
weshalb denn auch ein — des Gegenſtandes von Zeit zu Zeit. Nde 
thig fein wird. Ein iwei ‚ aud im Kleineren und fomit von einzel: 
nen. MWohfthätigkeitsanftalten anmendbares Mittel ift die Beſchaͤftigung 
bei öffentlichen Bauarbeiten. Nicht leicht wird eine Gemeinde, 
fein, in welcher nicht ein unbefriedigtes Beduͤrfniß Hinfichtlich eines . 
Spazierganges, eines Verbindungsmeges, einer Austrodnung oder Frucht⸗ 
barmachung beſteht, oder welche nicht irgend eine Arbeit zu Nutzen eines 
Schul-, eines Armenhauſes, einer Anſtalt fuͤr verwahrloſ'te Kinder, zit 
unte ehmen hätte. Bu biefen Befchäftigungen mögen nur folde Ein, 
wohner verwendet werden, welche in ihrem, eigentlichen Gewerbe broilos 
getvorden find ober auch mur vorübergehend Leinen gehörigen Abfap fin: 
- den. Daß das Öffenieliche Mefen am Ende noch einen dauernden Nutzen 
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von dieſer Art von Unterſtuͤtzung hat, mag nebenbei zur Empfehlung 
dienen. \ 

3) Ein häufiger Grund gaͤnzlicher Verarmung ift, daß es einem 
wenig Vermöglichen an einem Eleinen Gapitale fehle, welches ihm die 
Befriedigung eines außerordentlihen Bebürfniffes oder die Ueberſtehung 
eines Unglüdsfalles moͤglich machen würde. Durch diefen Mangel wird 
er dann gendthigt, das Wenige, was er befigt, zu veräußern, vielleicht 
felbft das nöthigfte Haus» und Arbeitsgeräthe; und ift endlich die Ber 
anlaffung zu diefen Ausgaben vorüber, fo fieht er ſich außer Stand, 
feine Arbeit fortzufegen, weil ihm alle Mittel hierzu fehlen, während 
er, wenn ihm durch einen Vorſchuß über, die Noth meggehoffen worden 
wäre, hätte beftehen bleiben und felbft ein folches Anlehen allmälig 
zurüderftatten koͤnnen. Das Gapital aber wird ihm nicht. geliehen, weil 
er die Schuld in Feiner Meife verfihern kann, und ihm ein Perfonal: 
credit bei den Gapitaliften nicht zu Gebote ſteht. Solche Fälle treten 
z. B. ein bei Krankheiten, bei Todesfaͤllen und Begräbniffen von Fami⸗ 
lienmitgliedern, bei Einquartirungen, u. f. w. — Zur Befeitigung bie 
fer Noth find num theils befondere Vorkehrungen möglich, welche je für 
eine gewiffe Gattung von Unglüdsfällen die nöthige Unterflügung ge: 
währen, fel es mit, fei e8 ohne vorgehende Beiträge der Betreffenden; 
theils aber koͤnnen eigens hierzu beſtimmte Greditanftalten Helfen, — 
Die Vorkehrungen der erfteren Art werden gewöhnlich unter dem Gr 
fammtnamen der Hälfscaffen begriffen, und können jeden möglichen, 
wentoftens jeden häufiger vorkommenden Fall einer außerordentlichen 
Ausgabe berücfichtigen.e Am Gemöhnlichften ſind: Krankencaffen, 
aus welchen dem VBetreffenden während der Dauer einer Krankheit (etwa 
befchräntt auf eine Tängfte zugelaffene Dauer) ein Beitrag gegeben wird; 
ferner Leihencaffen, melde die Koften einer Beerdigung darfchießen ; 
Beiträge zu MWochenbetten. Die Mittel zu ſolchen Unterftügungen 
koͤnnen aber auf doppelte weſentlich verfchiedene Weife befhafft werden. 
Entweder nämlich fließen fie aus den Beiträgen mohlthätiger Dritter, 
fei es nun, daß fpecielle Stiftungen zu folhen Zweden gemacht find, 
fet e8, daß ein Theil der allgemeinen Armengelder hierzu verwendet wird. 
Oder aber tritt eine Anzahl von Perfonen, weldye einen der in Frage 
ftehenden Nothfaͤlle für fi befürchten, zufammen, um durch . Laufende 
kleine Beiträge einen entfprechenden Fonds für den eintretenden Fall zu 
bifden. Die MWirkfamkeit der erfteren Gattung von Vorkehrungen, hängt 
natürlich von dem Umfange ihrer Mittel und. von der Einficheigkeit ihee 
Verwendung ab. Im Garen koͤnnen fie nur als fehr Löblich und nuͤt⸗ 


lich erflärt werden, wenn fie ſchon den Mangel haben, daß nicht 


mit Sicherheit auf das Eintreten der Hülfe in jedem Falle zu rechnen 
if. Eine Aufmunterung zu Stiftungen diefer Art und eine Bellim: 
mung, welcher sem, ein Theil der. Öffentlichen Armengelder zu diefem 
Zwecke verwendet werben foll, ift daher ſehr wuͤnſchenswerth ; nament 
lich ſcheint es eine für die —“ der Frauen ſehr paſſende Auf: 


gabe, durch Vereine für die Unterflügung aͤrmetet Woͤchnerinnen zu 
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ſorgen. Was aber die Gründung eigener Caffen zu dem Zwede einer 
erklecklichen rechtzeitigen Unterflügung betrifft, fo ift eine folche ohne 
Zweifel ſowohl ein Beweis von Sittlichkeit und Einficht der Arbeitenden 
GClaffen, als ein Mittel zur meitern Förderung der erfteren. diefer Eigen: 
fhaften. Auch haben fie den großen Vorzug, daf fie den Betheiligten 
ein Recht auf die nörhige Unterftägung geben.” Somit können denn 
auch hier möglichft zahlreiche Wereine diefer Art nur mit Billigung ges 
ſehen werben. Jedoch wird der Staat nur ſeine Pflicht erfuͤllen, wenn 
er zugleich für Nichtigkeit der Berechnung und Sicherheit der Verwal: 
tung forgt, fo weit dies ohme umgehörige Eingriffe in die Rechte der . 
Bürger gefchehen kann. Da namentlich die richtige Berechnung der 
Beiträge nichts weniger als Teiche ift: fo ſcheint eine Bekanntmachung 
amtlich berechneter, die verfchiedenen möglichen Kalle beruͤckſichtigender 
Tabellen fehr wünfchenswerth; und wenn auch Fein unmittelbarer Zwang 
zu deren Einhaltung gerechtfertigt fein mag, fo Kann auch jedenfalls 
langt werden, daß die Gründe einer Abweichung ge un bie zuftändige- 
] erklärt werden, und es muß alsdann dem Staate, wenn er 
Gründe unrichtig fände, zuftehen, eine öffentliche Abwarnung zu 
fir m. — Nicht alle Faͤlle einer Noch Taffen ſich aber zum Woraus 
men; und manche derfelben find fo eigenthuͤmlich und felten, daß 
die —— ih Abwehranſialten nicht gerechtfertigt inte,“ bie 
a ev Vereine ganz unmöglich iſt Hier bieibt dann nichts 
ac, “als d eigens errichtete: Greditanftalten (mit Recht audy: 
Pelechunssanfärten nannt) das zur Ueberwindung, des 
uch erforderliche Capital darzufchießen.. Die ruͤnd ing einer folchen 
iſt nicht eben. großen Schwietigkeiten unterworfen, Da es ſich 
—9— von Geſchenken mit den fraglichen Summen handelt, fondern im 
bt fogar, neben. der Rüdzahlung des Ca talß, ‚audy noch 
ige Zinfen ee: werben moͤgen, aus denen dann, ni ch auch 
wals eimetne Verluſte gedeckt werden koͤnnen fo hir ert eine an 
3 kalt durchaus feine, bedeutenden —3 — — 7 — 
pruͤngliche Aufbtingung. eine 8 Capitales. keineswegs eine 
atende Summe nöchig, um einen situ großen Arten 
da es in ber attıe der Sache, liegt, au um m ei 
5% —— gereicht, daß — 
ne den, Tomit dafelde Capital — ei hri 
ana Sm eine gute Verwaltung, 
. Unter sn en und ihter 
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ſchriften im einzelnen alle über Bewilligung . oder Verweigerung emes 
Anlehns entfcheiden dürfen. Somit Fann denn auch von einer in’ 
Große gehenden und überhaupt von einer Staatsanftalt hier nimmer: 
mehr die Rede fein, fondern nur von Privatgefellfchaften, hoͤchſtens Gr 
meinbebehörden koͤnnen ſich einer folchen Beurtheilung der ingelnen 
unterziehen, und auch nur fie den von ihnen beftellten Verwaltern bie 
noͤthige freie Hand und gänzliche Unbeſchraͤnktheit laſſen). 

4) Eine fehr häufige Urſache großen Elendes ift das Eriäf hen der 
perfönlihen Arbeits- und Verdienft fähigkeit. Es mirkt ſolches 
ſchon betrübend, wo nur ein einzeln Stehender betroffen wird; im hödhflen 
Maße aber bei dem Erhalter einer Familie, fei es. nun, daß derfelbe frühzeitig 
fterbe, fei es, daß er in Siechthum verfalle. Won gänzlicher Abwendung 
der Thatfache kann in ber Regel nicht die Rede fein; die einzige Moͤglich 
Leit einer Befeitigung der fhlimmften Folgen ift daher in Anflalten zu 
fuchen, welche für den Eintritt eines ſolchen Unglüdes die nöthigen Un 
terhaltsmittel gewähren. Zum Glüde ift denn nun auch. eine Reihe 
von Einrichtungen bdiefer Art erfonnen worden. Ein Theil derfelben 
beabfichtigt die Erfparung eines Gapitales, welches dann zum fe 
bensunterhalte benugt werden Tann, zu erleichtern. Eine zweite Gat: 
tung ift auf die Erwerbung einer Rente gerichtet, wobei dann wieder 
zwifhen folhen Renten zu unterfcheiden ift, melche dem inlegenden 
felbſt zu bezahlen find, und ſolchen, welche feiner hinterlafferten Familie, 
Wittwe und Waifen, zufallen follen. Die Zmedmäßigkeit aller biefer 
Vorkehrungen kann im Allgemeinen keinem Zweifel unterliegen, indem 
der Ueberſchuß des Verdienftes im Fräftigen Alter und bei höherem Lohne, 
als der Augenblid verzehrt, zur Abwendung der Folgen einer fpätern 
Berdienftiofigkeit benugt wird, Was aber die verhältnifmäßige Beben: 
tung der einzelnen diefer Mittel betrifft, fo ift die Erwerbung eines Ca: 
pitale® allerdings, das an fi Wünfcenswerthefte, weil es unter allen 
Umftänden, und zwar je nach den Bedürfniffen entweder durch Verwen⸗ 
dung bes Grundſtockes oder nur der Zinfen, Hülfe gewährt, von ben 
firtlichen Folgen der erwerbenden Sparfamteit ganz abgefehen. Gchade 
nur, daß die Größe bes möglicher MWeife zu erfparenden Gapitaled bei 
Vielen, vielleicht den Meiften, einer gänzlichen und langebauernden Ar 
beitslofigkeit, namentlich eines Familienvaters, nicht entfpricht. Die Er 
werbung einer Mente aber fteht in jedem Falle einem Gapitalbefige nad, 
indem fie nur eine Einnahme, nicht aber einen Grundftod veiſchafft, 
vielmehr in der Verzehrung eines folhen befteht. Allein wenn einmal 
die Erwerbung oder Erhaltung eines zureihenden Stods außer Frage 
ift, fo ift aud fie natürlich von Nugen, und zwar gleichmäßig, wenn 


— — — 22 


*) Es möchte vielleicht ſcheinen, als ſei bier auch noch ber Pfandhaͤuſet 
wefentlih Erwähnung gu thun. Allein. es iſt in hohem Grabe zweifelhaft, in 
wie fern biefelben überhaupt gu den Wohltgätigkeitsanftalten au red- 
vn ar Im Uebrigen ſ. über. diefelben den eigenen Artikel, Bd. XU, € 
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fie dem Erwerbenden felbft und wenn fie feiner hinterlaſſenen Familie 
zu Gute kommt. Von den verſchiedenen moͤglichen Arten einer Rente 
aber, naͤmlich einer gleichbleibenden lebenslaͤnglichen, einer einfachen Ton⸗ 
tine, endlich einer zuſammengeſetzten und kuͤnſtlichen Tontine, erſcheint 
wieder die erftere als die vorzuͤglichere, indem fie eine beſtimmte Summe 
gewährt, welche fomit einer ficheren Lebenseinrichtung zur Grundlage 
dienen kann, und weil fie nicht den unfoliden und fo leicht zu verderb⸗ 
lihen Selbfttäufhungen führenden Geift des Gluͤcksſpiels nähert. Nur 
in ganz wenigen Fällen find Zontinen, wo nicht loͤblich, doch zu recht: 
fertigen; dann aber auch wieder bie einfachen, als die ficheren und Pla= 
teren, mehr als die zufammengefegten. — Unter biefen. Umftänden find 
den. auch die Anſtalten, melde zur Erwerbung biefer verfchiedenen 
Arten von Einkommen oder Befig führen follen, aller Beachtung und 
Unterftügung werth. Vor Allem ift dies ber Fall bei den Sparcaf: 
fen, als welche die fchnelle und fichere Anfammlung eines Gapitales be: 
günfligen (f. über diefe wohlthaͤtige Anftalt den eigenen Artikel, Band 
XIV, ©. 670— 673). — Auf fie folgen bie Lebensverfice: 
tungsvereine ‚ welche die Aufgabe haben, beim Tode einer beftimm- 
ten Perfon den Erben ein gemwiffes Capital zu verfhaffen. Allerdings 
find ſolche Vereine nicht blos als MWohlchätigkeitsanftalten zu betrachten, 
denn fie dienen aud in manchen Fällen, in melden von Schug vor 
Armuth nicht die Rede ift; allein fie können auch zu diefem Zwecke bes 
nugt werden. Ihre Möglichkeit beruht einerfeits auf der Regelmäßigkeit 
der Durchſchnitts zahlen der Sterbefälle, andererfeits aud der fchnellen 
Vermehrung der eingefhhoffenen Capitale oder Beiträge durch die Wer: 
ſchaffung von Zinfes:3infen. ine richtige Berehnung ift keineswegs 
unmöglich, ober auch nur fehr fchwierig; größeren Anftand hat die Zus 
ruͤckweiſung folcher Beitrittsluftiger, welche unter dem normalmäfigen 
Gefundheitsftande ftehen. Die Einzelheiten der Ausführung können 
übrigens fehr verfchieden fein, je nachdem die Einlagen in einem Gapitale 
oder in jährlichen Beiträgen beftehen, der Verein auf Gegenfeitigkeit bes 
ruht oder als Geminnunternehmung betrieben wird, berfelbe nur für 
die urfprünglichen Gründer beftimmt ift, oder fortdauern fol u. f. w. 
Natürlich find auch die Vortheile, je nach biefen Verfchiedenheiten, etwas 
größer, etwas Meiner. Allein immer bleibt die Einrichtung eine nuͤtz⸗ 
liche, deren möglichfte Ausdehnung in jeder Beziehung erwuͤnſcht ift. 
Eine Gemährleiftung durch den Staat oder eine fonftige Öffentliche Gaffe 
ift Übrigens nicht nothwendig, richtige Berechnung vorausgefegt. Doch 
wird eine nähere Aufficht des Staates und eine Sorge gegen Betrug an 
ber Geſellſchaft dankbar erfannt werden. — Von nicht geringerer Bedeu⸗ 
tung find die Wittwen» und Waifencaffen. Diefe fihern ber 
binterlaffenen, vielleicht fonft ganz hülflofen Familie eines Mannes, wel⸗ 
cher nur feinen perfönlichen Erwerb hatte und zu genügender Gapitals 
anlage nicht gelangen Eonnte, mwenigftens ein nothdürftiges Auskommen. 
Eine richtige Berechnung der zur nahhaltigen Gemwährleiftung der Ren» 
sen nöthigen Einlagen ift allerdings ſchwierig, da nicht blos die mittleren 
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Sterblichkeitsverhaͤltniſſe in Betracht kommen, ſondern auch die gegenfei: 
tigen Altersverhaͤltniſſe der Ehegatten, die Wiederverheirathung von 
Wittwen, endlih die Zahl der Kinder in minderjährigen Alter. Und 
ſchon gar mande Wittivencaffe ift aus Mangel an einer folden richti— 
gen Berechnung gebroden. Allein ba denn doc eine immer Länger 
Erfahrung die zu treffenden Grundfäge genauer an bie Hand gibt, fo if 
Eeineswegs zu verzweifeln, Hoͤchſt mohlthätig ift freilich, wenn irgend 
eine Öffentliche Caſſe für einen Ausfall einfteht, oder wenn eine eigene 
Stiftung einen Rüdhaltsftod gewährt. Und fomit muß, wenn irgend 
thunlich, nach. einer diefer Sicherheiten geftrebt werden. Da eine mög 
lichft große Zahl von Zheilnehmern die Einhaltung der Mittelzahlen 
fihert, und da ferner Ungluͤck und Vermoͤgensloſigkeit in allen Ständen 
eintreten kann: fo ift eine Befchränkung der Theilnahmefähigkeit auf br 
ftimmte Kreife der Gefellfchaft ganz unpaffend. Nur na , wenn 
irgend eine große Anftalt für ihre eigenen Angehörigen aus eigenen 
Mitteln forgen will, und alfo bei ettwaiger Unzureichenheit. Die erforder: 
lichen Zufhüffe maht, mag eine beliebige Begrenzung Statt finden. 
So bei Wittwencaffen von Geiſtlichen, welche ein Kirchengut hinter ſich 
haben; oder Caſſen für die Wittiven und Waifen von Staatsdienern, Mi: 
titärperfonen u. ſ. w., falls die Staatscaffe eintritt, und wenn bdiefelben 
eigentlich nur einen Befoldungstheil ausmahen. Ob es den focialifli: 
fhen Strebungen gelingen wird, überhaupt für alle Wittwen und Wal: 
fen Hülfscaffen zu bilden, wie neuefter Zeit vorgefchlagen wird, mag bie 
Zukunft lehren. Die Aufgabe iſt eine eben fo fchöne, als ſchwietige. — 
Was endlich die Leibrenten, Zontinen und zufammengefeste 
Tontinen (Mentenanftalten) betrifft, fo ift bei allen ein Gapital ein: 
zuzahlen,, für welches der betreffenden Perfon (nicht nothwendig dem 
Einzahlenden felbft) eine größere Rente, als der Iandübliche Zins lebent 
lang bezahlt wird, wogegen das Capital felbft verfält.: Bei der Leib: 
rente wird die größere Mente möglich durch allmälige Aufzehrung des 
Gapitales; bei Zontinen durch den Heimfall der Nententheile der früher 
fterbenden Gefellfhaftsgenoffen ; bei den Rentenanftalten noch überdies 
durch die Zinfen aus dem Vermögen früherer ganz ausgeflorbener Jah: 
vesvereine. Bei der erften bleibt die Mente immer gleich; bei dem bei: 
den letzten fleigt fie unter günftigen Umftänden fehr bedeutend. Die 
Leibrente dient alfo zur Verſchaffung eines Lebensunterhaltes gegen bie 
Verzichtung auf Hinterlaffung einer Erbſchaft; die Zontinen in alln 
ihren Formen aber zu einem mit den Jahren fleigenden, bei ungewoͤhn⸗ 
lid hohem Alter felbft Reichthuͤmer verfhaffenden Einfommen. Hier: 
aus geht denn auch die Beantwortung der Frage hervor, für meld: 
Fälle diefe Vorkehrungen paffen? Leibrenten Iediglih für Perſonen, 
welche von einem Kleinen Vermögen, das mit feinen gewöhnlichen Zinfen 
fie nicht nähren würde, in ihren fpäteren Jahren wollen leben Lönnen, 
und die ſich nicht darum befümmern, ob fie etwas hintetlaffen. Xonti: 
nen und Rentenanftalten aber find ein Glüdsfpiel, in tweldhen auf ein 
hohes Leben und durch diefes auf immer zunehmenden Wohlſtand ge 
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hofft, im Uebrigen aber auch auf das einbezahlte Capital fuͤr die Erben 
verzichtet wird. Erſtere verdienen ſomit in gewiſſen Faͤllen Billigung; in 
einzelnen koͤnnen ſie ſogar nothwendig ſein. Und da der Vertrag erſt 
in dem Augenblicke geſchloſſen zu werden braucht, in welchem Arbeits⸗ 
loſigkeit, und ſomit Noth eintritt: ſo iſt das Beſtehen einzelner ſolcher 
Vorkehrungen zu billigen. Daß ſie der Staat gruͤnde, iſt uͤbrigens nicht 
noͤthig, noch wohl auch nur zu wuͤnſchen; die Berechnung iſt leicht und 
laͤngſt von Sachverſtaͤndigen gemacht. Tontinen und Rentenanſtalten 
verdienen den Tadel jedes Gluͤcksſpieles; ſie ſind fehlerhaft eingerichtet, 
weil ſchon in fruͤher Jugend in der Regel eingetreten wird, ſomit lange, 
ehe nur die Nothwendigkeit einer Verzehrung vom Capital vorliegt; 
endlich unzweckmaͤßig, weil keine Art von Sicherheit iſt, daß der höhere 
Ertrag zu gleicher Zeit mit der Noth eintritt. Wenn daher auch in 
Achtung des Rechts felbftftändiger Bürger ſolche Einrichtungen nicht 
unbedingt zu verbieten find: fo find fie doch auch ſicherlich nicht vom 
Staate zu begünftigen, noch weniger von ihm felbft zu unternehmen. 
Und wenn, wie fhon nicht felten geſchah, Zäufhungen des Publicums 
durch die Vorfpiegelung unmoͤglicher Vortheile verfucht werden, fo ift 
vom Staate zu erwarten, daß er die Einfiht hat, ſolches einzufehen, und 
bas Pflichtgefühl, es zw verbieten und zu beftrafen. Im Ganzen ift 
das Blühen folcher Anftalten Fein gutes fittlihes und wirthſchaftliches 
Zeichen einer Zeit. 

U. Anftalten zur Unterftügung Dürftiger und Unglüdlicher. 

In nur allzu vielen Fällen werden die bisher erörterten und em= 
pfohlenen Anftalten entweder nicht die hinreichenden Mittel beſitzen, um 
jeder Armuthsurſache in ihrem Bereiche abzuhelfen, oder finden fie auf 
vorkommende Zuftände Feine Anwendung. Die Nothmwendigkeit einer 
Erleichterung wirklich eingedrungenen Elendes tritt baher immer wieder ein. 
Da nun die Seftattuny von Bettel außer Frage ift, wegen ber vielfa- 
hen ſittlichen, wirthfchaftlihen und rechtlichen Folgen, welche diefe un: 
georbnete und blinde Art der Armenunterflügung unwandelbar nach fich 
zieht (f. Art. „Armenmwefen” Bd. I, ©. 17 ff.); fo müffen geordnete 
und die Gefammtheit der möglichen Fälle umfaffende Anftalten getroffen 
werben, und in fo fern alfo nicht durch eine genügende und nachhaltige 
Privatwohithätigkeit geforgt iſt, tritt eine Verbindlichkeit der allgemeinen 
Caſſen, fei e8 der Gemeinde und Bezirke, fei e8 des Gefammtftaas 
tes, ein. 

Nichts iſt einleuchtender , ald daß eine unpaffende und verkehrte 
Einrihtung und Anwendung diefer Anftalten nicht nur den Zweck uner: 
weicht läßt, die Mittel zu minder Möthigem verwendend, fondern daß fie 
fogar pofitiven Schaden anrichten fann, indem fie zu Müfiggang und 
Lüge aufmuntert, damit aber das Uebel immer mehr vergrößert und ver: 
giftet. Es find daher im Allgemeinen und bei jeder einzelnen Gattung 
insbefondere mwohlüberlegte Regeln aufzuftellen und. ſtrenge einzuhalten. 
Die wichtigſten diefer allgemeinen Grundfäge find aber folgende: Vorerſt 
„fteht zwar feft, daß Jeder, welcher erwiefenermaßen nicht im Stande ift, 
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auch nur die dringendſten Nothwendigkeiten bes Lebens zu befriedigen, 
hierzu in Stand gefegt werben muß; allein damit dieſe fichere Ausſicht 
nicht ein untiderflehlicher Anreiz zu Müßiggang und Liederlichkeit fei, 
ift eimerfeits nöthig , das eigentliche Gefindel in Imangsarbeitshäufer gu 
bringen, andererfeits aber, die Unterftügung des achtungswerthen Armım 
auf Wenigeres zu flellen, als er fich durch Arbeit und Sparſamkeit ver: 
fchaffen koͤnnte. Zweitens muß mo möglidy die Uebernahme in gänzlide 
Verpflegung vermieden werden, theils weil biefe zu viel koſtet, theils 
weil ein Emporarbeiten zu erneuerter eigener Selbftftändigkeit aus fol 
chem Zuftande gänzlicher Pflege kaum denkbar iſt. Mit anderen Wor: 
ten, es find die Armen, wenn irgend thunlich, in der Lage ald Haus: 
arme zu erhalten. Allerdings werden immer ganze Claſſen von Un: 
glüdlichen, wie 3. B. Kinder, völlig arbeitsunfähige Greife,' Kranke 
u. ſ. w., ganz in Verpflegung genommen werden müffen; allein je firenger 
man fi an bie unerläßlichen Fälle Hält, defto leichter und beffer find 
die Anftalten hierzu zu treffen. Ein dritter Grundfag iſt, daß in der 
Regel Rein baares Geld gegeben werden darf, wegen ber für Viele allzu 
ſtarken Verſuchung nuglofer und das eigentliche Beduͤrfniß unbefriedigt 
laffender Verwendung. Endlich follte es einer befonderen Bemerkung 
nicht erft bedürfen, daß eine herabwuͤrdigende und rohe Behandlung der 
zu Unterflügenden eine Unmenfchlichfeit if. Res sacra miser. 


1) Anftalten zur Unterflügung von Hausarmen. Wenn, mie 
eben bemerkt, in der Regel Fein baares Gelb gegeben werden foll, und 
wenn, auf der anderen Seite, die Unterflügumg mit vielen Meinen Bei: 
trägen zu viele Mühe und Verwaltungsfoften machen würde; überdies 
dem Unterftügten die Entmwerfung und Einhaltung eines Wirchfchaftsfe: 
ſtems bei ſolchem Verfahren nicht möglich ift: fo folgt von felbft, baf 
die Hülfe für einen nur theilmeife zu Unterflügenden in ber unentgeltlis 
chen oder mwenigftens fehr erleichterten Lieferung einiger Dauptlebensbe: 
eig beſteht. So ift alfo demfelben Wohnung , oder Kleidung, 
oder Speife, oder Heizung zu verfchaffen, oder unentgeltliche Erziehung 
und Unterbringung der Kinder, aͤrztliche Hülfe in Krankheiten u. f. w. 
Und zwar ift dem Einen mehr, dem Andern weniger zu gewähren, je 
nach dem Grade feines aus eigenen Mitteln ungededten Beduͤrfniſſes. 
Es fehlt nun auch an Vorkehrungen hierzu in den meiften Ländern kei 
neswegs. Vieles gefchieht durch freiwillige Vereine oder Stiftungen: 
Anderes beforgen die Gemeinden. Namentlich find bier auch die Sup 
penanftalten, die Holsmagazine, die Armendrzte und Apotheken (secours 
& domicile) zu erwähnen. Von hoͤchſter Wichtigkeit für dieſen ganzen 
Zweig der Öffentlichen Wohlchätigkeit find vollftändige und richtige Ar: 
menliften, in welchen der Grab der VBedürftigkeit und die fittliche Wär: 
digung ſaͤmmtlicher auf Unterflügung Anſpruch Machender verzeichnet 
ift. Ihre Entwerfung erfordert natürliche genaue Orts: und Perfonen: 
fenntniß, unverdroffenen Willen und Einfiht, und da hier mit eine 
geiftlofen Schreiberarbeit oder einer tagelöhnernden Gewiſſenloſigkeit nichts 
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ausgerichtet ift: fo ift die Verwendung. freiwilliger, und fomit eifriger, 
Armenfreunde fehr gerathen. 

2) Die Unterftügung völlig Hülftofer, alfo ohne alle Arbeits: 
fähigkeit und ohne alles Vermögen ſich Befindender ,, zerfällt in drei 
SHauptrichtungen: in die Unterftügung von Kindern; von Gebrech— 
lichen fei es aus Alter, durch Zufälle oder von Natur ; endlich von 
Kranken. — Ueber die unbedingte Nothmwendigkeit der Werforgung 
armer Kinder ann natürlich nicht der mindefte Zweifel obwalten. 
In fo fern alfo nicht durch Privatmohlthätigkeit das Erforderliche ge= 
fchieht, muß auf Koften der Gefellfhaft Elend abgewendet und Bildung 
zu nüglichen Gliedern des Staates gegeben werben. Dagegen ift aber 
auch ar, daß zu einer Erziehung auf Öffentliche Koften nur unter der 
Vorausfegung des Mangels an eigenem Vermögen und des Nichtvorhans 
denfeins von aufnahmepflichtigen und aufnahmefähigen Verwandten die 
Mede fein kann. Kine Unterfuhung über diefe Vorfragen muß baber 
immer (Fälle plöglicher Noth und vorläufiger Rettung ausgenommen) 
der Aufnahme in Öffentlihe Verpflegung vorangehen. Der Steuer: 
pflichtige ift nicht verbunden, die Kinder Dritter, welche felbft dazu im 
Stande wären, zu erziehen und ihnen einen Lebensweg zu eröffnen. Schon. 
aus diefem Grunde, ift daher der ganze Grundgedanke der Findelhaͤuſer, 
naͤmlich die unbedingte und ununterfuchte Aufnahme. jedes dargebotenen 
Kindes, ein unrechtlicher, ein unfittlicher und ein wirthfchaftlich verderbenber, 
von fo vielen anderen nachtheiligen Folgen gar nicht zu reden (f. Weiteres 
in Bd. V, &. 373—376, Xrt. „Findelhaus“). Anders freilich bei 
den Waifenverforgungdanftalten, welche nur nad Erforfchung 
aller Berhältniffe und VBerbindlichkeiten die Laſt übernehmen. Diefe find 
eine große Wohlthat, und ihre zweckmaͤßige Einrichtung eine heilige 
Pflicht. Die vielbeftrittene Hauptfrage, ob die Kinder in Waifenhäufern 
gemeinſchaftlich zu erziehen oder aber einzelnen Pflegeeltern anzuvertrauen 
feien, ift einfach zu loͤſen. So viele in durchaus rechtlichen und fein: 
fühlenden Familien untergebracht werden koͤnnen, follen allerdings dieſe 
Erziehung erhalten, als nicht nur die wohlfeilere, fondern auch die für's 
Leben bildendere, dem Körper und Gemüthe zuträglichere. Allein da 
die Auffindung fo vorzügliher Menſchen nur ein glüdlicher Zufall, je: 
denfalls der Zahl nach nur befchränke iſt: fo bleiben Waifenhäufer ein 
unerläßliches Beduͤrfniß für die übrigen, leicht die Mehrzahl bildenden 
Pfleglinge.- Daß für möglichft gute Eörperlihe und geiftige Erziehung 
und für zwedmäßige Unterbringung in einer Lebensbahn zu forgen ift, 
verfteht fich von felbfl. Und ift diefe Aufgabe auch eine fchwierige, fo 
ift fie keineswegs unloͤslich?). — Für Gebrechliche muͤſſen Verfor: 


*) Als eigene Arten von Kinderverpflegungsanftalten find zu bemerken bic 
fogenannten Wehrlianftalten unb bie Bettangehänfee für ver: 
wahrlof’te Kinder. Jene find auf den Grunbfag ftrenger ländlicher Be: 
fbäftigung von früher Jugend an und auf gelegentlichen Unterricht neben und 
bei der Acheit gegründet, und beabfichtigen namentlicy auch, da dieſe Arbeit be= 
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gungshäufer (Hoſpitaͤler, Armenhaͤuſer, Pfruͤndhaͤuſer u. ſ. mw.) beftchen, 
in welchen fie mit den Lebensnothwendigkeiten verfehen und, venn dies 
möglich ift, mit angemeffenen Arbeiten befchäftigt werben. Eigenthüm: 
liche Grundfäge über die Verwaltung und Beſchaffenheit biefer Anftalten 
find nicht auszuheben. Sie haben die allen großen und von vielen Men: 
ſchen bewohnten Gebäuden gemeinfamen Regeln der Reinlichkeit, Orb: 
nung, Geſundheit zu erfüllen. Daß die den Pfleglingen zuzumuthenden 
Arbeiten nicht über ihre Kräfte und nicht gegen ihre Ehre gehen dürfen, 
follte nicht erft bemerkt werden dürfen. Soll doch eine Wohlthat und 
feine Grauſamkeit erzeugt werden. Ein nicht felten weiterer Unfug ift 
die Geftattung des Eintrittes von Vermöglichen gegen bie Bedingung 
einfliger Beerbung. Dadurch merden den eigentlich Bedürftigen 
Pläge weggenommen, und ift die Gegenwart gegen bie Zufunft vernach⸗ 
theiligt. Eine eigenthümliche Art der Verforgungshäufer find die In: 
validenhäufer, beftimmt für Krieger, welche im Dienfte des Bater: 
landes verftümmelt, ſiech und alt geworben find. Das Wenigſte, was 
der Staat für einen folhen Mann, der ihm Jugend, Gefundheit und 
häufig auch den gewünfchten Lebenszweck geopfert hat, thun Eann, if 
doch ſicherlich, daß er ihm nicht hungerfterben oder bettein läßt. Das 
die Einrichtung einer folhen Anſtalt militaͤriſch geordnet fei, verfteht 


zahlt wird, möglichfte Wohlfeilheit, mo nicht gar —— aus eigener Ein; 
nahme. Sie find — wenn ein Mann von hoher Einſicht, unbegrenztet 
Aufopferung und großer Kraft an der Spige fteht, und wenn Gelegenbeit za 
maffenhafter Befchäftigung der Kinder in der Nähe der Anftalt ift, 3. B. auf 
einem großen Landgute. Ohne diefe beiden Bedingungen aber, beren indung 
namentlich felten fein möchte, find fie unmöglich oder das fchlechtefte Denkbare. Ihre 
Anwendung kann fomit nur gang beſchraͤnkt ſein. — Die Rettungshäufer gehe: 
ren in fo fern nicht ftreng Io if u ben Waifenhäufern, weil die Aufnahme 
nicht fowohl durch die wirthfchaftliche, ald durch die fittliche Rothwendigkeit be: 
dinge ift: allein moralifche Waifen find immer in Frage. Der Zwer if, 
wie ſchon der Name ergibt , bie fittliche und wirthfchafttiche Rettung von Kin 
bern grundverborbener Eltern, wie es deren nur gu viele in den unterften Schid⸗ 
ten ber Gefellfhaft gibt. Eine Trennung von den eigentlichen Waifenhäufern 
ift nöthig zur Vermeidung einer Anftedung der lestern, und weil eine ganz ver: 
ſchiedene Zucht in beiden fein muß. Bei ihnen kann es fich allerdings nicht blos 
von einem Rechte zur Uebergabe eines Kindes handeln, fondern auch von ber 
Pflicht zur Ueberlaffung. Bei aller a Elternrechts ift ein Staatöges 
feg, welches notorifch ſchlechten und ihre Kinder fchlecht machenden Menfcen, 
wie z · B. Landftreichern, gewerbsmaͤßigen Bettlern, Dieben und Betrügern, Huren 
u. [. w., biefe Kinder zu befferer Erziehung abnimmt, völlig begründet und eine 
Wohlthat für bie Betreffenden, fo wie für bie ganze Gefellfhaft. Die Grin: 
dung und Erhaltung folcher Rettungshäufer mag aber durch Privaten ober vom 
Staate gefchehen; im erfteren Falle wirb der Staat jedenfalls Eräftige Beguͤn⸗ 
fligungen eintreten zu laffen haben. An Beifpielen guter Anftalten diefer Art 
fehlt es nicht, befonders verdient Würtemberg in biefer Beziehung ein gro 
Bes Lob, indem in diefem Kleinen Lande, außer einer vom Staate unterhaltenen 
Anftalt für Wagantenkinder, gegen dreißig von Privaten geftiftete unb unter: 
baltene Anftalten beftehen, welche mehrere Zaufende von Kindern hrifttich und 
in Ordnung erziehen. 
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fi von felbft. Die Gewohnheit der alten Krieger, die innere Zweckmaͤ⸗ 
ßigkelt der Sache und der Anftand forbern es gleichmäßig. — Was endlich 
die Anftalten für die Verpflegung Kranker betrifft, fomit die öffentlichen 
Krankenhäufer, fo kann über. den Nutzen und über die dringende 
Nothwendigkeit derfelben gar feine Frage fein. Ein fchredlicheres Schi: 
fal, als huͤlflos auf dem Schmerzenslager zu fein, entroeder verlaffen von 
aller Welt ober umgeben von einer verhungernden und verzweifelnden 
Familie, ohne Nahrung, ohne Bett und Heizung, läßt ſich nicht den— 
fen. In der Mitte einer gefittigten und chriftlichen Gefellfchaft ſoll die: 
ſes gar nicht vorfommen Finnen. Die Einrichtung ift an fi eben 
nicht ſchwierig; auch find die gediegenflen Arbeiten darüber vorhanden: 
nur die Mittel können einen Anftand machen. Allein da gerade für 
dieſes Bebürfniß feit Jahrhunderten ſich Stiftungen gehäuft haben, fo 
fehlt es fehr häufig hieran nicht. Das Meitere mag und muß die Ges 
ſellſchaft zufchießen. In großen Städten und bei reihen Mitteln wird 
fogar eine Mehrzahl von Krankenhäufern, vertheilt in ben Quartieren 
oder etwa auch abgetheilt nach den verfchiedenen Krankheiten, Bebürf: 
niß fein. Auf dem flachen Lande treten mehrere Orte oder Bezirke paf: 
fend zu einem gemeinfamen Haufe zufammen. Daß eine folche Anftalt 
noch gelegentlidy als Unterrichtsmittel für die angehenden Aerzte benußt 
werden. ann, ift ein bedeutender Nebenvortheil.. Won großer Bedeu: 
tung für die Kranken ift eine gute Abwartung. Als ein unübertroffenes 
Muſter derfelben fteht bei der Eatholifhen Bevölkerung der Orden ber 
barmherzigen Schweftern. Sehr wohlthätig ift daher die jüngft 
verſuchte Nahahmung der Proteftanten in der Anftalt der Diaconiffin- 
nen, beren Beſtand und Gedeihen fomit alle Heil zu ir ift. 
. Mohr. 

MWuchergefege. — Das gefeslihe Ankämpfen gegen den Bing: 
mucher reicht bis .in das hohe Altertum hinauf. Das mofaifdhe 
Gefeg verbot den Juden das Zinfennehmen unter fich überhaupt. 
„Du ſollſt keinen Wucher nehmen von deinem Bruder, feinen Wucher 
von Geld, keinen Wucher von Speife, feinen Wucher von irgend Etwas, 
womit man wuchert. Vom Fremden magft du Wucher nehmen, aber 
nicht von deinem Bruder.” 5 Mof. 23, 19.20. Diefes Verbot der mos 
faifchen Gefeggebung wurde durch das Fanonifche Recht au ein Gefes 
für die Chriftenheit, namentlicy auch geltendes Recht für Deutſch⸗ 
land. Das Eanonifche Recht bedroht den Zinswucher mit Ercommuni: 
cation,, mit dem Verlufte der Zeftamentsfähigkeit und der Verſagung 
eines chriftlichen Begraͤbniſſes. Die deutfhen Reihhsgefege fanctio: 
nirten das Werbot, bedrohten aber anftatt anderer oͤffentlichen Strafen 
das Zinfennehmen mit dem Berlufte ded vierten Theils des Ca— 
pitald. Mur die Juden hatten das Privilegium, MWucher zu treiben, 
d.h. Geld gegen Zinfen an Chriften zu verleihen*). 


*) Eichhorn, Deutfche St.» und R.:®. II. $. 250. (4. Ausg.) 
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Das Berbot des Zinfennehmens beftand in Deutfchland bis in’s 
17. Zahrhundert fort. Indeſſen vereitelte das Bebürfnig mehr und 
mehr das Verbot. Nicht nur, daß die Juden und eigentlichen 
rer bei der Abmehrung des Angebots von Gapitalien durch ehrliche Gapitas 
liften ihre Forderungen um fo höher fleigern Fonnten: auf dem Lunde 
waren ed die Rentenkaͤufe, melde in Ermangelung eines geordneten 
Hypothekenweſens dem Grundbefiger moͤglich machten, auf feinem Boben 
gegen die Verſchreibung ablösbarer (vom Gläubiger aber unaufkuͤndba⸗ 
rer) Renten Geld aufzunehmen; in den Städten kamen ähnliche Ver: 
fhreibungen auf Häufer vor; überdies wurde namentlich hier das Bin: 
fenverbot am Wenigften geachtet, fo daß allmälig das Zinfennehmen, 
obwohl mit Zaubern, von den Reichsgerichten, endlidy von dem einzelnen 
Landesgefegen, als erlaubt anerfannt wurde. Nur trat eine Befchrän: 
fung des Zimsfußes auf 5 oder 6 Procent ein, und nun erfchien als 
Wucher erſt ein höherer Zinfenbezug, als diefer erlaubte. 

Die Verdrängung des kanoniſchen BZinfenverbots und ber entfpre 
enden rveichögefrglihen Beftimmungen wurbe in Verbindung mit ben 

unabmweislichen Bedürfniffen des Verkehrs, namentlicdy durch die Anwen: 
dung des römifchen Rechts in Deutfchland bewirkt. Schon die 12 Ta⸗ 
feln und fpätere gefegliche Beflimmungen geftatteten den Zinfenbezug in 
Rom. Zu Gicero’s Zeit betrugen die erlaubten Zinfen 12 Procent. 
Die neueften römifcherechtlihen Beſtimmungen unter Juftinian aber mas 
ren folgende: 

1) Personae illustres fönnen fih nur 4, Kaufleute 8, alle Uebri- 
gen 6 Procent bedingen; nur bei befonderer Gefahr, z. B. bei Darle⸗ 
ben für Seereiſen, find 12 Procent geſtattet; 

- 2) die aufgefchwollenen Zinfen tönnen niemals in einem bie Gas 
pitalfumme überfteigenden Betrag (ultra alterum tantum) zurüdgefor: 
dert werden; Ä 

3) die Zinfen zum Gapitale zu ſchlagen und Zins von ben Zinfen 
zu nehmen (Anatocismus) ift unerlaubt. 

Diefe Beflimmungen des tömifchen Rechts gingen im 17. Sabı- 
hunderte in die Praris der deutfchen Reichsgerichte und in bie deutſchen 
HParticulargefege mit der Feftfegung des Zinsfußes auf 5 oder 6 Pros 
cent über und haben fi zum Theil bis in die neuefte Zeit erhalten. 

Fragt man nad der Zweckmaͤßigkeit diefer Jahrtauſende hindurch bes 
ftandenen Zinsgefege, fo leuchtet vor Allem ein, daß ein abfolutes Ver— 
bot des Zinfenbezugs unter allen Umftänden, namentlid aber in unfe 
ver Zeit, verwerflich ift, in welcher die Antehen zu Iucrativen Zwecken — 
von Staatsanlehen abgefehen — die bei Weiten überwiegende Mehr: 
zahl bilden. Selbſt unter Umftänden, mo Nothſchulden die Mehrzahl 
bilden, gereichen abfolute Zinsverbote unbedingt zum Nachtheile der Bor: 
genden ſelbſt. Denn fie bewirken zunaͤchſt bei allen denjenigen , melde 
Gapitalien zu fammeln, aber nicht felbft in Ermwerbsgefhäften anzulegen 
im Stande find, eine Abneigung gegen das Gapitalifiren, jedenfalls ge 
gen das Ausleihen von Gapitalien; fie vermindern alfo die Möglichkeit, 
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jedenfalls die Geneigtheit ber Gopitaliften‘, Darlehen zu geben, und 
veranlaffen auch da, wo Gapitalien gebildet find, fie as Schäße 
anzufammeln und für den Nothfal' „izubemahren. 


Indem hierdurch ein Mißverhaͤltniß zwiſchen dem Angebote von 
Capitalien zur Nachfrage nach denſelben zum Nachtheile der Borgenden 
durch die Macht des unzweckmaͤßigen Geſetzes herbeigefuͤhrt wird, rufen 
die Verbote kuͤnſtlich einen heimlichen Wucher in's Leben, ber bei 
der Gefahr fuͤr den Glaͤubiger, dem ſtrafenden Geſetze zu verfallen, dop⸗ 
pelt zum Nachtheile des Beduͤrftigen ausfaͤllt. Sie ſchaden aber. nas 
mentlich auch, weil ſie den Unternehmern von Erwerbsgeſchaͤften die Faͤ⸗ 
higkeit rauben, Unfälle in ihrer Wirthſchaft durch Beiziehung fremder 
Capitalien zu repariren, ihre Wirthſchaft durch Beiziehung von ſolchen 
zu verbeſſern; ſie halten die Zunahme des Wohlſtandes bei den vermoͤg⸗ 
licheren Claſſen ſowohl, als bei den aͤrmeren zuruͤck und wirken uͤber⸗ 
haupt direct und indirect ihrem Zwecke entgegen. 


Diefe Unzweckmaͤßigkeit und Unmatürlichkeit des — na⸗ 
mentlich bei Anlehen zu gewerblichen Zwecken, führte auch mit natuͤrli⸗ 
cher Nothwendigkeit zu der ſchon erwaͤhnten (erlaubten) Umgehung def: 
felben dutch Rentenverfchreibungen, zur Privilegirung dee Juden zum 
Wuchern und emblic zu gänzlicher Aufhebung bes abfoluten Binfen: 
verbote. 

Es fragt fi nun aber, ob es, wenn bie Unzweetmäßigkeit abfolus 
ter Binfenverbote anerkannt ift, nicht im volkswirthſchaftlichen Intereſſe 
wuͤnſchenswerth ſei, daß zur Erleichterung der Production und zum 
Zwecke ber Herbeifuͤhrung einer angemeſſenen Einkommens vertheie 
lung der Zinsfuß auf ein billiges Maß durch die Geſetzgebung 
herabgedrückt werde? oder ob vielmehr die Bildung des Zinsfußes 
völlig dem freien Verkehre, der freien Uebereinkunft der Parteien zu 
uͤberlaſſen ſei? Gegen eine geſetzliche Regulirung des Zinsfußes laͤßt ſich 
überhaupt Folgendes geltend machen: die Höhe der landesuͤblichen Zin- 
fen be. uht nicht auf einer willkuͤtlichen tipulirung bet Capitaliſten, 
ſonde fie iſt, wie der Pachtzins von Grundftüden, der Miethzins von 
Gebauden ıc. ., ein Product der Gewerbe: und Verkehröverhältniffe, Der 
Zinsfuß eines Landes richtet ſich im Allgemeinen zunaͤchſt nach der 
Größe der Gewinnſte, die ſich aus der Mehrzahl ber unter be. 
Beihülfe von Gapitalien b.triebenen Unternehmungen ergeben. Se grd 
Ber der Ueberſchuß ift, welcher den Unternehmern nad Abrechnung i ar 
nothwendigen Unterhalts, ihrer Auslagen für Rohſtoffe, Arbeitslöhne ıc- 
in der Regel ſich ergibt, defto größer Fann ber Antheil fein, welcher 
den Gapitaliften von dem Gewinne aus ber Unternehmung zufließt, defto 
höher innen die Legteren mit Recht ihre Forderungen für ben Verzicht 
auf die eigene lucrative Benügung ihrer Gapitalien fleigern. Die Größe 
der erwähnten Gapitalgewinnfte aber ift ein Reſultat der Productions: 
und Verkehrsverhaͤltniſſe und ſteigt und faͤllt mit dem Entwickelungs⸗ 
gange derſelben. Mit Recht ſteigt und faͤllt daher auch der Antheil der 
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Gapitaliften an den Gewinnften dem Wechſel derfelben gemäß, und füge 
mit Ruͤckſicht auf dieſen Beſtimmungsgrund des Binsfußes —98 
feſtſtehende geſetzliche Negultung deſſelben nicht) geredytfertigt. 
Quote, welche dem Capitaliſten von den Capitalgewinnſten a 
aber wieder Feine: zum Voraus beflimmbare, ſondern die Theilung bei 
Gapitalgewinns zwiſchen den: Gapitaliften und Unternehmern haͤngt cheils 
von dem Grade des:Bertrauens ab, das die Darleiher in einer be: 
flimmten Zeit im: Allgemeinen oder im individuellen Falle den Borgern 
ſchenken können; das fie veranlaßt, im. Hinblick auf die größere ober 
geringere: Gefahr von Verluften ihre Forderungen zw fteigern oder pe 
dern; theild von dem WVerhältniß der Nachfrage zum Angebot: von 
pitalien‘, das, wenn es ungünftig für die Borger iſt, fie —* 
Zins derſprechungen, die Capitaliſten zu hoͤheren Forderungen veranlaßt 
Sowohl der Grad des Credits der Borger, als das Verhaͤltnif 
vom ‚Angebot und Nachfrage aber iſt wechſelnd und mannigfach verſchie⸗ 
den, und fo iſt auch in der Natur dieſer —— ein ep 
Zinsfußes in verſchiedenen Zeiten, und eine Verſch 
genuͤber von verſchiedenen Borgern begruͤndet, eine all 
alſo auch aus dieſen Gründen nicht rät —* ——— — alte 
Wollte man trotz dieſer entgegenſt ge 
feglich ‚reguliren „fo ‚müßte das Gefeg, um che a 
kehr einzumirken, einen den volkswirthfchaftlichen Wer 
fenen Zinsfuß zu Grunde legen und überdies das — 
halten, daß auch für die verſchiedenen Grade der Gef hen 
Zingfteigerung ohne Geſetzes ͤbertretung möglich ' 
würde ſich ein gefeglicher Zinsfag ergeben, ber im g 
den’ neh übermäßfgen Zinaffeigerungen — 
Zweck, den gewoͤhnlichen Zins auf ein für Production unt 
vertheitung billiges Maß herabzufegen, koͤnnte aber & 
reicht "werden, fo fern nicht das Gefep ſelbſt ar — 
Graͤde von Gefahr Ruͤckſicht ‚nehmen wollte, Wil 
kommen ausgeführt werben Ernte. Mürde abe aber oh 
den Zinsfuß beftimmenden. Verhaͤltniſſe ein niedriger 
nommen, als dieſen Verhaͤltniſſen a ka 
eine heimliche. Umgehung des Gefepes fein, 
Grade; die Machtheile des — — 
ben, ‘db, h. die Zinſen einfach ſteigern, am 
kann daher nicht die Aufgabe der Gef 
denjenigen Stand berabzubräden, der aus b 
als der natürliche fich ergibt, vielmehr 
nicht ein den ehrlichen VWeikept nit Röcen 
mäßigen tuucherlichen Zinsfteigerungen entgegentr tent 
raͤchlich erſcheint? Für die Vetneinung diefer Fre 
den, daß, befonders unter den ge gentärtigen de 
se, nicht wohl ein B Ben an einen ei inzel 
ſchließi & getviefen iſt, daß. die oncutrenz vor 
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nem verwerflihen Wucher am Bellen entgegenwirkt, und daß da, wo 
teogdem der Mucher fein Weſen treibt, auch ein geſetzliches Maximum 
und Sttafandrohung wenig Wirkung verſpricht. 

Indeſſen iſt doch Folgendes in Erwägung zu ziehen: 

Menn allerdings das Beduͤrfniß eines gefeßlichen Einfehriieiie de: 
gen den Wucher um fo mehr abnimmt, je meht ſich Bildung unter den 
unteren Volksclaſſen verbreitet, und je mehr durch. Öffentliche Keihcaffen, 
überhaupt durch Verbefferung des Greditwefens auch dem Bedrängten 
die Aufnahme von, Anlehen gegen billige Zinfen erleichtert iſt, ſo dürfte 
fi) doch nicht behaupten laffen, daß diefe Bedingungen bereits in einem 
ſolchen Maße erfüllt find, daß alle Vorforge des Geſetzes für bie unte⸗ 
ven Claſſen überflüffig ‚wäre. Gerade die bedürftigften Bother find oft 
nicht in der, Lage, die von dem Leihcaffen geforderte Sicherheit zu lei⸗— 
ften; oft find fie veranlaßt, die Aufnahme von Schulden nicht und 
werben zu laffen „ und jiehen es deshalb vor, fi am einzelne Capitali⸗ 
fien zu wenden ; oft fehlt es ihnen zugleich an. hinteichender Bildung, 
um die von ben Gapitaliften geftellten überbürdenden 
Bedingungen zu durchſchauen. 

Für ſolche Fälle iſt es müglih, wenn das Geſetz dem huͤlfloſen 
Bedrängten, A fo weit es in feiner Macht fleht, Hülfteih an 
bie. Hand geht. ze unmöglich allem Wucher hierdurch ge- 

ert werden * von eutung ift e8 immer, wenn nicht blos das 

— ſondern in deffen Geiſt auch das Grfes des Staats 
die Berwerflichkeit einer wucherlichen Zinfenford ie wirkfam ausfpricht, 
a der Staat duch ſelnen Ausſpruch der, ichkeit einer. von 
en Meinung für unfittlich — fe dirfe df- 

ion * Meinung ſanctionirt, beſtaͤrkt und le 
e Verwerflichkeit kann aber das Gefeh ih Ka Weiſe — 
- oder. poſitiv ausſprechen. Das lee — 4— Be —— und 
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—— en, darf 6 Procent nicht 
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feine Genehmigung ertheilt; auf Anlehen des Staats und ber unter 
Staatsaufficht ftehenden Koͤrperſchaften; endlich auf Leihanftalten, deren 
Verwaltung unter öffentlicher Auffiht ſteht, fo weit die Anlchensbedin- 
gungen mit den genehmigten Statuten übereinftimmen; *» 

4) 5 Procent bilden den fogenannten gefeglichen Zinsfuß, der von 

den Gerichten zu Grund zu legen ift, wenn Verzugszinfen 2c. feflzufegen 
find und feine Verabredung Über den Zinfenbetrag getroffen worden iſt. 
Dara das erlaubte Zinfenmarimum hiernach 6 Procent beträgt, alfo 
ziemlich über den gewöhnlichen Zinfen fteht, die Beſchraͤnkung bei al- 
Ien Anlehen an mechfelfähige Perfonen ganz megfält, und auch nicht 
wechfelfähigen Perfonen Anlehen zu höheren Procenten möglicy gemacht 
find, fo kann das Gefeg dem ehrlichen Verkehr mit Gapitalien nicht 
wohl befchränkend im Wege ftehen, bietet dem wirklich Ueberbürdeten 
aber doh Schug gegen Mißhandlung. Die Gefahr einer Werkehrsbe: 
ſchraͤnkung wird um fo mehr wegfallen, wenn die Wechfelfähigkeit in 
einem ausgebehnteren Maße dur die Gefengebung ausgeſprochen fein 
wird, als dies gegenwärtig der Fall ift, was aud ber Entwurf eines 
neuen Handelsgeſetbbuchs (Stuttg., 1840. Art. 537) beabſichtigt. 
Im öfterreihifhen Staate wurden unter Joſeph II. alle Wu: 
chergefege aufgehoben; allein man fah ſich veranlaft, 1803 wieder ge 
fegliche Beſchraͤnkungen eirtreten zu laffen. Das Gefeg von biefem 
Jahre geftattet bei Darlehen mit Unterpfand 5 Procent, bei anderen 6; 
eben fo bei Kaufleuten unter fih 6 Procent. 

Das franzöfifhe Gefeg von 1807 5 Procent in ber Regel; 
bei Kaufleuten 6. Das badiſche Pandrecht verbietet das Zinſenneh— 
men über 6 Procent nicht pofitiv, beftimmt aber, daß die höheren Pro— 
cente nie Pfand: oder WVorzugsrecht haben follen, daß fie nie gegen eime 
Goncursmaffe gefordert werden dürfen, und daß der Schuldner alle Me: 
nate auffündigen darf. In Preußen geftattet das Gefeh vom 15. 
Februar 1809 freie Stipulation und fegt nur für einige Fälle einen 
beſtimmten Zinsfuß feft. | 

Ueber die Literatur vergl.: v. Mohl, Syftem der Präventivjuftü. 
Züb., 1834. ©. 325. Ran, Volkswirthſchaftspolitik. Heidelb., 1839. 
2. Aufl. ©. 508 ff. Dr. Shüz. 

MWürtemberg — als conflitutioneller Staat, wür— 
tembergifhe Verfaffung und VBerfaffungsgefhichte, wär: 
tembergifhe Landftände. — Wie überhaupt die deutſchen Wolke: 
ſtaͤmme in ben erften zwölf Jahrhunderten von dem Zeitpuncte an’; to 
ihre Gefchichte aufhörte, Weberlieferung zu fein, nie dem unumfchränkten 
Millen eines Einzelnen unterworfen, vielmehr ihre Rechte meiſt durch 
einen freiwilligen Vertrag mit ben Fürften geordnet waren umd biefe 
nut nach den verfaffungsmäßigen, fehr engen Grenzen regieren —** 
hatte insbeſondere das Herzogthum Wuͤrtemberg vor allen anderen” 
Laͤngſten feine Rechte vertheidigt und die durch Feudaltyrannei auf eb 
nige Zeit unterbrochenen und zerſtoͤrten, bald darauf und fruͤher als ir⸗ 
gend ein anderer deutſcher Reichsſtaat wiederhergeſtellt. 
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Die landſtaͤndiſche Verfaſſung Wuͤrtembergs ertheilte den Staͤnden 
bedeutende Befugniſſe. Durch Vermittelung bes Kaiſers Marimilian J., 
des Kurfuͤrſten Ludwig von der Pfalz, des Herzogs von Baiern und des 
Markgrafen von Baden auf dem Wege des Vertrags am 8. Juli 
1514 zu Zübingen gefchloffen, wurde fie im Jahre 1551 von dem 
Herzog Chriftoph beftätigt und unterfchrieben und bildete bis auf bie 
neueften Zeiten die magna charta MWürtembergs, die Grundinge des po⸗ 
litiſchen und kirchlichen Staatsgebaͤudes. Es iſt nicht zu viel gefagt, 
wenn man biefer Verfaffung, in. Vergleich zu ben damaligen anderer 
deutfchen Länder, den meiften reellen Werth zufchreibt. Die Regierung 
Eonnte ohne Genehmigung der Landfhaft weder Krieg anfans _ 
gen, noch Landestheile verpfänden, weder neue Gefege erlaffen, noch 
Steuern, die nicht verfaffungsmäßig verabſchiedet waren, erheben, Freiheit 
des Abzugs wurde vor Allem garantiert und Niemand durfte ohne Recht 
und Urtheil beftraft werden. Auch hatten die Stände das Recht einer 
öffentlihen und cenfurfreien Vorftelung, Bitte oder Befchwerde an 
den Regenten, ja fie durften ihre Befchwerden, wenn fie gütlich nicht 
vermittelt wurden, bei Kaifer und Weich zur rechtlichen Entfcheidung 
vorbringen. Doc, der wefentlichfte und in ber Folge mwichtigfte Punct 


- war immer ber Vertrag und die [hriftlihe Urkunde deſſel— 


ben, wornach der beiderfeitige Willen, des Regierenden und ber Re- 
gierten, zu Rechtsbeſtand abgefaßt und durch aͤußere Formen geſchuͤtzt 
war. 

Unter den Landftänden befand fih Fein Abel, weil der frühere 
landfäffige Adel MWürtembergs bereits zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
vom Lande abfiel und zur Meichsritterfchaft übertrat. Es blieben alfo 
nur zwei Stände, bie Geiftlihen und die Bürger und Bauern, 
welche zufammen eine Kammer bildeten. Den Vorſitz hatten die 14 
Prälaten, der Abgeordneten der Städte und Aemter, welche von ber Amts⸗ 
verfammlung aus ihrer Mitte gewählt wurden, waren zulegt 69. 
Kein herzogliher Beamter durfte ber Wahl beiwohnen 
oder ſelbſt als Abgeordneter gewählt werden (alfo Eeine 
Staatsdiener). Die Verſammlungen wurden vom Derzoge aus eigenem 
Antriebe oder auf Bitten der zwei Hauptftädte Stuttgart und Tuͤbin⸗ 
gen, ober der landfchafilihen Ausſchuͤſſe einberufen. Diefe Ausfchüffe 
waren permanent und dazu da, in der Zwiſchenzeit zweier Randtage 
bie fländifhen Rechte zu bewahren. Sie beftanden aus einem engern 


und einem größeren, jener wurde aus 2 Prälaten und 6 Abgeordneten 


gebildet, der fich bei diefen um biefelbe Zahl verdoppelte. Da indef in 
fpäteren Zeiten, bei der in Europa auf das Hoͤchſte ausgrbildeten Will: 
kuͤrherrſchaft, die Regierung den Landtag fo felten als möglich einberief, 
fo bildete der engere Ausfhuß bald eine, wenn auch „‚plebejifche‘‘ Olig⸗ 
archie, welche die Mechte der Stände allein vertrat und fogar die Bes 
gruͤndung und Verwaltung der fogenannten „geheimen Truhe“ fich an- 
gemaßt hatte, über deren Betrag und Verwendung er in ber Regel 
feine Rechnung ablegte. Diefer nachtheilige Ariftofratismus des Aus 

Staats »2eriton, XV. 50 R 


786 Wuͤrtemberg. 


ſchuſſes, verbunden mit dem orthodox proteſtantiſchen Elemente einer 
Praͤlatenbank und mit Familiennepotismus, ward im Lande lebhaft gefühlt, 

Mar diefer Ausfhuß dem Volkswillen entgegen, fo erlangte er 
eben fo wenig die Gunſt des jeweiligen Regenten; beſonders brachen dieſe 
Miderfprühe mit dem Negierungsantritte Friedrich's 1. 1797 in offenen 
Streit aus, wozu theils die längft veraltete und in der That fehlerhafte 
Organifation der Verfaſſung, theils der leidenfchaftliche, hartnadige Sinn 
des neuen Megenten den Anlaß gaben. Die MWeltgefhichte felbft hatte 
durch die feanzöfifche Revolution und den Umfturz fo mancher morſchen 
Staatsgebäude in Europa einen neuen für Vernunft und Recht fegens- 
reihen Tag heraufgeführt, deffen Licht und Wärme ſich fein Menfh 
und an feinem Drte ganz entziehen konnte. In Krieg mit Frankreich 
verwidelt und duch feindliche Einquartierungen gebrandfhagt und ge 
plündert, erhielt der Herzog im Neichsdeputationshauptfchluß 1803 neben 
der lang ſchon angeftrebten Kurwürde eine fo beträchtliche Entfhadigung 
an Land und Leuten, daß er aus eigener Machtvolllommenbeit, fkatt 
diefelbe mit dem alten Lande einzuverleiben, fie unter dem Namen N eu: 
würtemberg zu einem von den alten Staaten völlig getrennten, — 
genen Lande vereinigte, worin er unumfhränft, frei von allen 
Schranken der Berfaffung, regierte und ein eigenes Derwaltungsfojtem 
einführte. 

As nad) den Bedingungen des Prefburger Friedens vom F 
December 1805 Kurfuͤrſt Friedrich die Souveraͤnetaͤt und 
liche Würde annahm, hob er gleih eigenmädtig die ft 
Verfaffung Altwürtembergs „als eine für die jegige Zeit nicht mehr 
paffende Einrichtung‘ auf und verfchmolz Alt: und Neumürtemberg zu 
einem politifhen Körper, den er unumfchränft regierte. Die Staats: 
verwaltung erfuhr nun die mannigfachften Wechfel; flatt der bisherigen 
Eollegialverfaffung ward die Büreaufratie eingeführt und das Kirchengut 
mit der Kammer vereinigt. Der neue König übte allein die gefeggebende 
Gewalt, er erhöhte und vermehrte die Steuern, war nicht frei von Ga 
binetsjuftiz und befchränfte die Preffe, die Kreiheit zum Auswandern 
und das Recht der Bürger, Waffen zu befigen. Namentlid behandelt: 
- er die ihm in ber Rheinbundsacte unterworfenen, vormalig reihsunmit- 
telbaren Fürften und Grafen mit geringer Schonung. 

As nah dem Wechſel des Geſchicks, das = en zu Boben 
warf, und nad) der Befreiung vom fremden Joche eine ganz neue Drb- 
nung bes deutfchen Staatenmwefens auf dem Wiener et verhan: 
delt wurde, fo befchloß der König von Würtemberg dem g ‚der 
Umftände nachzugeben und dem Lande eine Berfaffung zu 
welcher — wie man damals dachte — nad) dem Art. 13 ber Sander 
acte doch nicht auszumeichen wäre. König Friedrich erließ daher em 
11. Januar 1815 — alfo no vor Abfhluß der Bundesacte — ein 
Manifeft, worin fein Entfhluß, eine fländifche Verfaffung in ſei 
Staaten einzuführen, zu Öffentlicher Kunde gebracht wurde. "Ana 15 
Februar deffelben Jahres wurden die Sigungen der Stände feierlich * 
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öffnet. Der König hielt eine gemefjene Rede und ließ den Ständen 
die Grundzüge der neuen Berfaffungsurfunde vorlefen. So: 
bald er aber den Ständefaal verlaffen hatte, faßte die Berfammlung den 
einflimmigen Beſchluß, diefe Verfaffung als eine octroyirte niht an= 
zunehmen, fondern eine Unterhandlung auf die Grundlage der alten 
Verfaſſung des vormaligen Herzogthums Würtemberg zu verlangen, und 
noch am felbigen Tage ging die Erklärung der Landftände an den König 
ab. Sie wollten in Berathung ziehen, was bei ber Vergleichung mit den 
königlichen Refcripten in der alten Verfaffung zu ändern fein möchte. 

Damit begann der Verfaffungstampf. Wie viel Anerkennung aud) 
der Abſicht gebührt, Verfaffungsrechte nicht auf dem Wege der koͤnig⸗ 
lihben Gnade, fondern durch den freien Vertrag zwifchen den 
BVolksvertretern und der Negierung zu erhalten, fo war es doch eine 
große Verirrung der politifchen Intelligenz, ein Mangel an Einfiht in 
den neuen Geift der Zeit und eine Unkenntniß ber durch bie 
franzöfifche Revolution umgeftalteten Staatsvechältniffe, für den Inhalt 
ber vertragsmäßigen Berfaffung das „alte gute Recht” als 
Grund zu legen. Es gehörte eben der harte Kopf des Schwaben dazu, 
um fich gemwaltfam der beffern Erfenntniß zu verfchliefen und eine Op⸗ 
pofition fortzufegen, bie, mie lobenswerth in ihrem Urfprunge, doch in 
ihrer Richtung einfeitig , zeitlos und verderblidy war. Freilich mochte 
das alte Recht zu feiner Zeit ein gutes geweſen fein, allein, wie es jetzt 
da lag, war es ſchlimm entftellt und vom Ehrgeize einzelner Oligarchen 
mißbraudht. Ä 

Die Öffentlihe Meinung, in fo fern fie mehr auf dem Rechtöges 
fühle als auf der Rechtsanficht beruht, pflichtete, von ber Aufregung 
der damaligen Zeit ergriffen, den Ständen fhon darum bei, meil fie 
überhaupt DOppofition erhoben, und meil allerdings von vornherein für 
eine von dem Könige, der fo lange unumfchränft regiert hatte, mehr 
oder weniger unfreiwillig gegebene Verfaffung geringes Zutrauen verlaus 
ten konnte. Die Stände beftanden beharrlih auf Einführung der alten 
Verfaſſung, melde das Herzogthum nie aufgegeben, fondern durch Ges 
walt verloren, und auf melde zufolge bes Reichsdeputationsſchluſſes 
und des Preßburger Friedens auch die neuen Lande ein Recht hätten. 
Diefem Anfinnen widerſprach der König, die Unterhandlungen zerfchlugen 
fi) und die Verfammlung wurde vertagt. Das Land wurde in einen 
lebhaften Parteilampf gezogen und die Looſung des „alten guten Rechts’ 
ertönte von allen Seiten mit jener fprüchmörtlichen Sicherheit, die keine 
Unterfuchung an fi läßt. Hr. v. Wangenheim, wohl die hervors 
ragendſte politifche Perfönlichkeit jener Epoche, legte zur Vermittelung 
einen freifinnigen, auf moderne Theorieen gegründeten Entwurf vor. Ver: 
gebens, man rief nur nach dem „alten guten Recht,“ man wollte ihm 
kein Jota rauben. 
Inmitten biefer Wirren ſtarb König Friedrich (30. Det. 1816), 
ibm folgte fein Sohn Wilhelm, ber jegige König. Die Stände er: 
liefen am benfelben ein Condolenzſchreiben, worin fie une die Erwar⸗ 


* 
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tung ausſprachen, „daß ber König die Wiederherſtellung ber al: 
ten Berfaffung vollenden und das Wohl künftiger Gefchlechter auf's 
Meue begründen werde.” Der König hingegen beutete in feiner Ant- 
wort an, daß er eine zeitgemäße Verfaffung beabfichtige., „Was 
unter veränderten Untftänden nur bie Kraft der Regierung läb: 
men und zugleih die Gründung und Entwidelung ber 
wahren, bürgerlihen Freiheit hemmen würde, das müffe der 
Kraft befferer Einfiht und der Macht ber gegenwärtigen Bedürf 
niffe weichen. Je ruhiger und unbefangener man in biefem Ginn 
an dem gemeinfchaftlic begonnenen Werke fortarbeiten werde, deſto fihe 
rer werde man ſich auch dem urfprünglihen Geifte jener alten Ber: 
faffung , mie ihn der Tübinger Vertrag zeitgemäß ausgeſprochen habı, 
wieder nähern. Weil aber das nicht zugeftandene, alfo gefährdete Ber 
tragsrecht von ber Kammer beharrlich vertheibigt wurde, und fogar bei 
Könige Bruder, der Prinz Paul, für die Herftelung dee alten Ber 
faffung ſich erklärte und gegen die neue bei dem beutfchen . Bundestag 
in Sranffurt proteflirte, fo vertagte der König zu Ende bes Jahres 1816 
die Stände mit der Erklärung, daß er feinem Geheimrath, welhe 
duch Verordnung vom 8. November 1816 organifirt worden war und 
eine Art von Minifterrath bildete, die Prüfung des Entwurfes eine 
Verfaſſungsurkunde aufgetragen habe. 

Diefem Berfaffungsentwurfe ging das Gefeg über die Preis 
freiheit vom 30. Januar 1817 voraus, das nur kurze Zeit in Gr: 
tung war. Seine erften drei Artikel lauteten, wie folgt: 

$. 1. Alle bisher erlaffene Gefege und Berordnungen, welche die 
Drud: und Lehrfreiheit, überhaupt die Ausübung des Polizeirechts über 
Bücher, Zeitfhriften und Zeitungen betreffen, find durch gegemmärtig: 
Verordnung aufgehoben. 

$. 2. Es ift daher erlaubt, Alles ohne Genfur beuden ıı 
Laffen und alles Gedrudte zu verbreiten, deffen Imbalt 
niht buch gegenmwärtiges Gefeg oder künftig burd im 
verfaffungsmäßigen Wege errichtete Geſetze für ein Der 
brechen oder Vergehen erflärt wird. 

$. 3. Das Verbot der Verbreitung von Drudfgril: 
ten wird durch Rüdfihten auf Religion, Kirde un! 
Sittlihkeit, auf die Sicherheit der Staaten, auf dir 
Ehre des Regenten, ausmwärtiger Regierungen und dr 
Privaten beſtimmt. nn 

Diefem Gefeg über die Preffreiheit, welches auch als erfle Bei: 
(age unter bie vier Beilagen ber neuen Verfaffung — 
wurde, folgte der Verfaffungsentwurf vom 3. März; 1817. re glei 
diefe Verfaffung für ein Grundgefeg zu ausführlich, da man In dr 
fehung der Organifation der Behörden, ber Gemeinden u. f. im, ein 


Menge von Beflimmungen aufgenommen hatte, welche no befer: 


dere Organifationsdecrete, nicht aber in bas —— 
eiſt und Racſic 


gehoͤren, ſo kann doch dem Entwurf ein humaner 


! 
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auf die Fortſchritte des Zeitalters nach der Begruͤndung und Sicherſtel⸗ 
lung der bürgerlichen Freiheit nicht abgeſprochen werden, ja es iſt der—⸗ 
felbe vielleicht der freifinnigfte, der jemals deutfchen Lanbdftänden in der 
neueren Zeit vorgelegen hat. Er bemilligte aufer ben in die Verfaffung 
von 1819 aufgenommenen Rechten insbefondere jährlihe Land— 
tage, jährliche Budgets, und fobann bie eine Kammer, aus dem’ 
hohen Adel, der Geiftlichkeit und dem Gelehrtenftande vereinigt, ohne 
für die Regierung das Recht zu verlangen, die Mitglieder diefer Kam⸗ 
mer durch Ernennungen zu vermehren oder ben Mitgliedern zu geftat- 
ten, ihre Stimmen zu übertragen. Es erhellt, daß dadurch bie zmeite 
Kammer unvermifchter das Volkselement würde enthalten haben. 

Die mwürtembergifchen Stände felbft waren über die Annahme die: 
fer Verfaſſung uneins. Die Minderzahl war damit einverftanden und 
näherte fi dem Könige und den Miniftern. Allein die Mehrzahl war 
gegen bie Verfaffung, und barunter befanden fich theil® achtbare Ver⸗ 
theidiger des feſten Rechtsbodens, der niht anerkannten Vertrags: 
grundlage, theils die firengen Anhänger der alten Berfaffung aus dem 
' 16. Jahrhunderte, die mit unverantwortlicher Verblendung gegen das 
neue Licht der Zeit auf ihrem Kopfe.beftanden , theils die Mediatifirten, 
welche in der neuen Verfaffung zu wenig Vorrechte für. ſich gerettet 
glaubten. In bdiefem Gonflicte verlangte der König von den Ständen 
bis zum 4. Juni eine beflimmte Erklärung für oder wider den 
Berfaffungsentwurf, wobei er kund gab, „daß, wenn berfelbe nicht von 
der Mehrheit angenommen werben follte, er, wiewohl hoͤchſt ungern, bie 
Hoffnung aufgeben müffe, die Verfaffung auf dem Wege. des Ver: 
trags zu Stande zu bringen, und daß er alddann zwar abwarten werbe, 
welche Grundfäge von den zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten in 
Bezug auf Verfaffungen würden angenommen wreden, inzwifchen aber 
fein treues Volk in den vollen Genuß derjenigen Rechte fegen molle, 
bie ihm ber — zuſichere, in ſo fern ſie ſich nicht auf 
Repraͤſentation bezögen. 

Allein auch dieſe Willensmeinung war vergebens. Am 2. Juni 
erklaͤrten ſich 67 Stimmen gegen und 42 für den Verfaſſungsent⸗ 
wurf, worauf der König die Verfammlung auflöfte und das Land nach 
feiner abgegebenen Erklärung regierte. 

‚Dies gefhah nun in der That zum Heile des Landes, benn bie 
beſſeren Berwaltungss und Gefeggebungsarbeiten fchreiben ſich aus jenem 
Zeitraume her, wo die Regierung während des noch ſchwebenden Verfaf: 
ſungsſtreites die Verfaſſung gewiſſermaßen anticipirte. Alle Reformen, - 
von welchen hauptfächlicy die Organifation ber unteren Staats: 
verwaltung in den Departements ber Juſtiz und des In— 
nern auszuzeichnen ift, wodurch ein felbftftändiges Gemeindeweſen 
begründet wurde, bereitete auch den befinitiven Abfchluß ber —— 
durch Repraͤſentation vor, ein Zeitpunct, der, als unterdeſſen bie Nach: 
barſtaaten, Baiern (26. Mai 1818) und Baben (22. Auguſt 1818), 
Berfaffungen (doc octoyirte) erhalten hatten, nicht länger hinauszufchies 
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ben war. Da auch der faft demofratifche Verſuch bes Königs, feinen 
Berfaffungsentwurf in ben Amtsverfammlungen unmittelbar vom Bolke 
annehmen zu laffen, durch Mangel an Stimmenmehrheit für denfelben 
gefcheitert war, fo berief im Jahre 1819 der König die Stände zum 
13. Zuli nad Ludwigsburg. Er erklärte einer Deputation berfelben, 
„daß er in einer Zeit außerordentlicher Umftände einen Weg wähle, wel: 
chen keine andere deutfche Regierung vor ihm betreten, den Weg, du rch 
eine beiderfeitig zu berathende freie Uebereintunft das 
Grundgefes als Vertrag, als Ausdrud beiderfeitige 

Ueberzeugung und Einwilligung einzuleiten.” Der Geiſt 
der Stände war nadhgiebiger geworden, bie um ſich greifende Reaction 
der deutſchen Bundespolitik und die inhaltsfchmweren Drohungen dei 
Garlsbader Gongreffes hießen zugreifen und ben Abfchluß befdhleunigen, 
wenn man überhaupt noch eine Verfaffung wollte. Die Stände er— 
nannten aus ihrer Mitte fieben Deputirte, welche gemeinfchaftlidy mit 
‚vier Eöniglichen Commiſſarien einen andern von der Regierung vorgeleg: 
ten Verfaſſungsentwurf beriethen‘-und darüber an die Verfammlung 
berichteten. Am 23. September trat bie Verſammlung den Belchlüffen 
der Commiffion bei, und fo wurde ber neue Entwurf mit geringen un⸗ 
wefentlihen Veränderungen angenommen und am 25. September 
1819 als das auf dem Wege des Vertrags zu Stande gefommene 
Grundgefeg des Königreich® befannt gemadht. 

Der Hauptinhalt diefer Verfaffung ift folgender. 

Saͤmmtliche Beftandtheile des Königreichs find und bleiben ein un— 
zertrennliches Ganze im Befige einer und derfelben Berfaffung und je: 
der neue Landeszuwachs wird damit vereinigt. Das Königreich ift ein 
Theil des deurfchen Bundes, daher haben alle organiſchen Be: 
fhlüffe der Bundesverfammlung, melde die verfaffungsmäfi- 
gen Verhältniffe Deutſchlands oder die allgemeinen Verhältniffe deutfcher 
Staatsbürger betreffen, nachdem fie von bem Könige verkündet 
worden find, auch für Würtemberg verbindlihe Kraft. 
Jedoch tritt in Anfehung der Mittel zur Erfüllung ber 
hierdurch begründeten PVBerbindlidhfeitgn die Orr 
fungsmäßige Mitwirkung der Stände ein. ($$. 1 und #) 

Der König ift das Haupt des Staates, vereinigt in ſich alle Recht: 
der Staatögewalt und übt fie unter den durch die Verfaffuns 
feftgefegten Beflimmungen aus. Seine Perfon ift heilig um 
unverleglich. Der Thron ift in der männlichen und nad) ihren Aus: 
fterben in der weiblichen Linie erblih für alle aus einer ebi 
vollgültigen Ehe entfprungene Defcendenten des Fürftenhaufes. "Di 
Volljährigkeit des Königs tritt mit zurücgelegtem 18. Lebensjähre ein. 
Gelangt er vor diefer Zeit zur Thronfolge, fo wird der naͤchſte it, in 
deffen Ermangelung die Mutter oder Großmutter väterlicherfeits 
verweſer. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt bad“ aber 
legt, wenn er in einer den Ständen des Königreichs auen | 
feierlichen Urkunde die unverbrüchliche Feftftelung der Landesverfaffuns 
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bei feinem koͤniglichen Worte zugeſichert hat. ($$. 4. 7. 8. 9. 10. 
11. 12.) | 

Ale Würtemberger haben gleiche ftaatsbürgerlihe Rechte 
und find eben fo zu gleihen faatsbürgerlihen Pflihten 
und gleiher Theilnahme an ben Staatslaften verbunden. 
Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt von irgend einem Staate- 
amte ausgefchloffen werden. Der Staat fichert jedem Bürger Frei: 
beit der Perfon, Gemiffens: und Denkfreiheit, Freiheit 
bes Eigenthbums und Ausmwanderungsfreiheit. Die Leibeis 
genfchaft bleibt für immer aufgehoben. Niemand darf feinem 
ordentlihen Richter entzogen und anders als in den durch 
das Gefeg beftimmten Fällen und in den gefeglihen For— 
men verhaftet und beftraft, noh länger als einmal 24 
Stunden über die Urfahe feiner Berhaftung in Unges 
wißheit gelaffen werden. — Die Freiheit der Preffe und 
des Buchhandels findet in ihrem vollen Umfange Statt. 
Allgemeines Recht zur Befchmwerde und Petition. ($$. 21. 22. 24. 25. 
26. 28. 36. 38.) 

Die Staatsdiener werden durch den König auf Vorfchlag der Col: 
legien ernannt und haben im Dienfteide der Verfaſſung Zreue zu gelos 
ben. Kein Staatsdiener, ber ein Rihteramt bekleidet, kann aus 
irgend einer Urſache ohne richterliches Erkenntniß feiner Stelle entfegt, 
entlaffen oder auf eine geringere verfegt werden. Alle von dem Könige 
ausgehenden Verfügungen, welche die Staatöverwaltung betreffen, müf- 
fen von dem Minifter contrafignirt fein, welcher dadurch für ihren 
Inhalt verantwortlich wird. Weberhaupt ift die Minifterver- 
antwortlidhkeit als Princip aufgenommen. ($$.43. 45. 46. 51. 52.) 

Die Gemeinden find die Grundlagen des Staatsvereing, und jeder 


Staatsbürger muß einer als Bürger oder Beifiser angehören. Die Auf 


nahme hängt von der Gemeinde ab. Sämmtlihe zu einem Oberamte 
gehörigen Gemeinden bilden die Amtskörperfchaft, dieſe wird verwaltet 
duch die Amtsverfammlung, die Gemeinden aber durch den Gemeindes 
rath unter gefegmäßiger Mitwirfung. des WBürgerausfchuffes. Keine 
Staatsbehörde ift befugt, Uber das Eigenthum der Gemeinden und 
Amtskörperfchaften mit Umgehung oder Hintanfegung der Vorfteher zu 
verfügen. Diefe Vorfteber find auf Zefthalten der Verfaſſung und ins» 
befondere auf Wahrung der dadurch begründeten Nechte der Gemeinden 
und Körperfchaften zu verpflichten. (65. 62—69.) 

Alle drei im Königreiche beftehenden chriftlichen Confeffionen ba= 


ben freie Religionsäbung und vollen Genuß ihrer Güter und Einkünfte, 


die Anordnungen in Betreff der innern kirchlichen Angelegenhei- 
ten bleiben der verfaffungsmäßigen Autonomie einer jeden 
Kirche überlaffen. Die Kirhendiener find in Anfehung ihrer 
bürgerlihen Handlungen und Verhältniffe der weltlihen 
Dbrigkeit unterworfen. Die abgefonderte Verwaltung des evan- 
gelifchen Kirchenguts bes vormaligen Herzogtums MWürtemberg wird tie: 


l 
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derhergeftellt. Die Leitung ‘der innern Angelegenheiten ber katholiſchen 
Kirche ſteht dem Landesbiſchof nebft dem Domcapitel zu. Die in der 
Staatsgewalt begriffenen Rechte über bie Eatholifche Kirche werben von 
dem Könige duch eine aus Fatholifchen Mitgliedern beſtehende Br 
hörde ( Kirchen rath) ausgeübt. ($$. 70. 71. 78. 77. 78. 79.) 
Der König vertritt den Staat in allen feinen Verhaͤltniſſen gegen 
auswärtige Staaten. Es kann jeboh ohne Einwilligung ber 
Stände durch Verträge mit Auswärtigen kein Theil des Staatsgebiet 
und Staatseigenthums veräußert, Feine neue Laft auf das Königreich 
und deſſen Angehörige übernommen und kein Landesgefes abgeändert 
ober aufgehoben, feine Verpflichtung, melde ben Rechten ber Staates 
bürger Eintrag thun würde, eingegangen, namentlich auch Bein Handels 
vertrag, welcher eine neue gefegliche Einrichtung zur Folge hätte, und 
fein Subfidienvertrag zu Verwendung ber £öniglihen Truppen in einem 
Deutfchland nicht betreffenden Kriege gefchloffen werden. Ohne Bei: 
ffimmung ber Stände fann kein Gefeg gegeben, aufge: 
hoben, abgeändert ober authentifh erläutert werben. 
Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihres Berufs unabhängig. 
Der König hat das Begnadigungsreht. Die Strafe der Vermoͤ—⸗ 
gensconfiscation ift aufgehoben. Was die Militärverfaffung be 
trifft, fo mird die Zahl der zu Ergänzung des Militärs jährlich erfor 
— Mannſchaft mit den Ständen verabſchiedet. (6. 85. 88. 93. 97. 
98. 99. ' ET? 
Das Kammergut if ein vom Königreiche unzertrennlices 
Staatsgut, worauf die Verbindlichkeit haftet, neben den perſoͤnlich en 
Bedürfniffen des Königs, ald Staatsoberhaupts, und der Mitglieder 
des königlichen Daufes, a uch den mit der Staatsvermwaltung 
verbundenen Aufwand, fo weit es moͤglich ift, zu 
Der König erhält eine Civillifte Das Kammergut ift in feinem we 
fentlichen Beftande zu erhalten und kann ohne Einwilligung der Stände 
weder duch Veräußerung vermindert, noch mit Schulden ober anderen 
Laften befchwert werden. So weit der Ertrag bed Kammerguts nicht 
zureicht, wird der Staatsbebarf duch Steuern beſtritten. Ohne 
Verwilligung ber Stände kann weder in Kriegs», no 
in $riedenszeiten eine birecte ober indirecte Steuer aus: 
geſchrieben oder erhoben werben. Der von ben Ständen an 
erkannte und angenommene Hauptetat ift in der Regel auf brei 
Sahre gültig. Die Steusrverwilligung darf nicht an Bedingungen 
gefnüpft werden, welche die Verwendung bdiefer Steuern nicht unmit⸗ 
teilbar betreffen. ie Staatsfhuldb ift unter Garantie ber 
Stände geftellt. ($6. 102. 103. 104. 107. 109. 112, 113.) 
Die Stände find berufen, die Rechte bes Lanbesin 
dem durch die Verfaffung beftimmten VBerhältniffe zum 
Regenten geltend zu machen. Wermöge diefes Berufs haben fir 
bei Ausübung der Gefeggebungsgemwalt durch ihre Einmwil- 


| ligung mitzuwirken, in Beziehung auf Mängel ober Mifbräude, 
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die fich bei der Staatöverwaltung ergeben, ihre Wünfche, Vorftellungen 
und Befchwerden dem Könige vorzutragen, auch wegen verfaffungswidris 
ger Handlungen Klage anzuftellen, die nad gewiffenhafter Prüs 
fung für nothwendig erfannten Steuern zu bewilligen und übers 
haupt das unzertrennliche Wohl des Könige und bes WBaterlandes mit 
treuer Anhaͤnglichkeit an die Grundfäge der Verfaſſung zu befördern. 
Ein ordentlicher Landtag findet alle drei Jahre Sratt, Die Stände 
theilen fi in zwei Kammern. Die erfte befteht aus ben Prinzen 
bes töniglichen Haufes und den Häuptern ia fürftlichen und gräflichen, 
früher reihsunmittelbaren Familien, und. aus den vom Könige erblich 
oder auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern. Die zweite Kammer iſt 
zufammengefegt aus dreizehn Mitgliedern des ritterfchaftlichen Adels, aus 
den ſechs proteftantifchen Generalfuperintendenten, aus bem Lanbesbifchof, 
einem von dem Domcapitel aus deſſen Mitte gemählten Mitgliede und 
dem ber Amtszeit nad) älteften Decane Fatholifcher Confeffion, aus bem 
Ganzler der Landesuniverfität, aus eimem gemählten Abgeorbneten von 
jeber der fieben guten Städte und einem gemwählten Abgeordneten von 
jebem Oberamtsbezirke. Um in bie zweite Kammer einzutreten, wird 
das zuruͤckgelegte dreißigſte Lebensjahr verlangt. Das active Wahls 
recht ift etwas befchräntt, das paffive dagegen fo gut wie unbes 
fchräntt. Alte ſechs Jahre muß eine neue Wahl der Abgeordneten vor⸗ 
genommen werben, body find die bisherigen wieder wählbar. Jede Kam: 
mer hat einen Präfidenten und Vicepräfidenten. Die Sigungen ber 
zweiten Kammer find dffentliih, auch hat fie ihre Ver— 
banbdblungen buch den Drud befannt zu mahen. Bon ber 
erften Kammer muß mwenigftens das Legtere gefhehen. Geſetzes⸗ 
entwürfe tönnen nur von bem Könige an die Stände, 
nidht von ben Ständen an den König gebradht werben. 
Den Ständen ift aber unbenommen, im Wege der Peti- 
tion auf neue Geſetze ſowohl, als auf Abänderung oder 
Aufhebung der beflehenden anzutragen. Gefegentwäürfe, 
welche die Bermwilligung von Abgaben betreffen, find immer zus 
erft an die zweite Kammer zu bringen, und bie erſte Kammer fann deren 
Beichlüffe nur im Ganzen ohne Aenderung entweder annehmen ober 
verwerfen. Am Ende eines jeden Landtags wählen beide Kammern ges 
meinfchaftlid einen Ausfhuß von zwölf Perfonen für diejenigen 
Gefchäfte, deren Beforgung von einem Landtage zum andern zur unun⸗ 
terbrochenen Wirkfamkeit der Repräfentanten des Landes nothwendig ift. 
Zum gerihtlihen Schutze der Verfaſſung befleht ein Staatsge: 
richt shof, zu welchem der König den Präfidenten und ſechs Mitglies 
ber, bie fech® übrigen Mitglieder aber die Stände ernennen. Diefer 
208, hof fol über Minifter und Ständemitglieder richten. ($$. 124 


Ein ſchweres Hemmniß des conftitutionellen Staatslebens iſt vor⸗ 
zuͤglich die eigene Zuſammenſetzung der Kammern, wornach die erſte 
Kammer nur Mitglieder bes hohen Adels in ſich zähle, denen der König 
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bis zur Höhe eines Deittheils erbliche und Iebenslängliche Pair beigeben 
kann, und die zweite Kammer, anftatt dee flarren Ariftofratie der Stan- 
besherren das demokratiſche Gleichgewicht zu halten, wiederum mit ati: 
ſtokratiſchen und minifteriellen Elementen ſtark vermifcht iſt. Denn ne 
ben den Abgeorbneten des Volkes figen die dreizehn Abgefandten der 
Nitterfchaft, die Nepräfentanten der Geiftlichkeit und der Univerfität, al 
les Perfonen, bie von vornherein in einer Volkskammer nicht am Plake 
find. Es kann daher, follten auch die übrigen Volksdeputirten einſtim⸗ 
mig verbunden fein in der wichtigen Frage des Budgets oder bei der 
Wahl des ftändifchen Ausfchuffes , wo beide Kammern vereinigt ſtim 
men, gegen bie mit der erften Kammer verbundene Ariftofratie der zwei: 
ten, nie eine Majorität der liberalen Partei herausgebracht werden, weil 
jene an der Zahl um mehrere Stimmen, überwiegt. Auch daß bie Ber: 
faffung nur dreijährige Landtage und Budgets geftattet, ift eine Br 
ſchtaͤnkung des conftitutionellen Principe, und bie Mifhung bes „alten 
guten Rechts‘ in die moderne Theorie hat die Einheit zerriffen und Ins 
ftituten eine Fortdauer verfchafft, die in der Gefchichte Längft aufgehört 
. Denn man wird wohl nicht den Ausfchuß, von deffen Thaͤtig⸗ 
keit in geheimen Sigungen Niemand weiß, Niemand das Geringfte er 
fährt, für einen Erfagmann jährlicher öffentlicher Seffionen ausgeben? 
Allein e8 wäre ungerecht, troß fo wichtiger Einwuͤrfe in bas me: 
terielle Werfaffungsrecht, das Saatkorn eines beffern, feiern volksthuͤm⸗ 
lihen Staatsweſens zu verleugnen, melches unter fchügenden Formen mit 
aller Fähigkeit, aufgublühen und Früchte zu tragen, in den politifden 
Boden gelegt wurde. Es bedurfte dazu nur forgfamer, getoiffenstreue 
Pflege, der Luft und des Lichtes. Die Perle der neuen Verfaſſung 
mar der Art. 28, welcher die Preßfreiheit als verfaffungs: 
mäßiges Recht beftätigt. Am 25. September 1819, dem Tage, 
wo die Verfaffung abgefchloffen wurde, lief die fröhliche Botfchaft durd 
das Land, und fie mochte noch nicht die Runde innerhalb ber engen 
Grenzen gemacht haben, als fünf Zage darauf, am 1. October, ein Dr 
cret erfchien,; welches die Preßfreiheit in Folge eines Bundes: 
befhluffes aufhob und bie Genfur einführte, die ohne 
Unterbrehung bis auf den heutigen Zag fortbefteht 
Aue lähmenden Beſchluͤſſe, welche die deutfche Minifterverfammiung in 
Frankfurt im Laufe der Zeiten erließ, imsbefondere die Befchlüffe vom 
28. Zuni 1832, erhielten eine unbefchränkte Anwendung auf Wuͤrtem⸗ 
berg und verfümmerten, wie überall in Deutſchland, das ohmebir 
ſchwache, kraͤnkelnde Bäumchen der Conftitution bis zur Unkenntlichkeit 
Die Iandftändifche Gefchichte des erften —— nach 5 
deter Verfaſſung bildet in Wuͤrtemberg einen Theil des 
des, worin ſich damals der geſammte europaͤiſche Continent — 
Die Maſchine ſtand ſtill in dem Augenblicke, wo fie ihre Thaͤtigkeit de⸗ 
ginnen ſollte. Der Sprechſaal, den die freie Preſſe geoͤffnet hatte, 
wurde ſchnell geſchloſſen, jedes maͤnnliche Wort verſtummte, die 
ſungen blieben ein leerer Schall, eine ungekannte Größe, vom ber dei 


Würtemberg. 795 


Volk nichts begriff und nichts lernen konnte, da man es nichts 
lehren durfte. Eine Erfchlaffung befiel die Gemüther, der herbe Gon- 
traft gegen die feurige Aufregung zur Zeit ber Freiheitöfriege und der 
Fahre nachher, und mit jener Gleichgültigkeit, die an aller Rettung 
verzweifelt, fah man ftumpffinnig auf die Reaction hin, wartend, bis 
Gott ein Wunder thue. Man erkannte wohl den Sig bes Uebels und 
hatte nicht vergeffen, daß dem Blute der bdeutfchen Völker noch bie 
Sühne fehle und die Altäre leer ftehen, mo das Opfer gelobt wurde, 
aber die Energie des Handelns war gebrochen, man verehrte feinen 
Schmerz und verfchtwendete, felbft gefeffelt und in Schranken, alle Liebe 
zur Freiheit in ber Theilnahme für ein Volk, das im DOften Europas 
die barbarifchen Ketten von Jahrhunderten zerbrach. 

Das erfte Mal nad) Gründung der neuen Verfaffung traten bie 
mwürtembergifhen Kammern zufammen am 15. Januar 1820 und blie⸗ 
ben, eine zweimalige Vertagung eingerechnet, bis zum 26. Zuni 1821 
verfammelt. Die Minifter fanden nur geringen MWiderfpruh, und bie 
einzig lebhafte Debatte entfpann ſich über die beantragte Ausmweifung des 
Herrn Lift, des Nationalötonomen , der, ein geborener Würtemberger, 
damals Abgeordneter war und zur Ausbildung der Verfaffung eine Pe⸗ 
tition für Reform fämmtlicher Inftitutionen der Juſtiz, der Finanzen 
und der Verwaltung in die Kammer zu bringen beabfidhtigte. Dies 
felbe befand fich lithographirt unter der Preffe, als fie von der Polizei 
weggenommen wurde und den geheimen Rath veranlaßte, Heren Lift in 
Antlageftand zu verfegen und auf den Grund einer Anklage der Ehrbe- 
leidigung der Regierung und Staatsbehörden deſſen Ausfchliefung aus 
der Kammer zu verlangen, ein Anfinnen, welchem die Majorität der 
Kammer entfprah!! Es war diefelbe Kammer, welche fidy für ben Buͤ⸗ 
chernachdruck erklärte. 

Der zweite Landtag dauerte vom 1. December 1823 bis zum 9. 
Suli 1824, und auf ihm wurden zwei und zwanzig Gefegentwürfe 
berathen. Ein Antrag, den Finanzminifter Herrn Wedherlin in Ans. 
klageſtand zu fegen, fiel mit großer Stimmenmehrheit durch. 

Die dritte Seffion wurde am 1. December 1826 eröffnet und am 
5. Juli 1827 gefchloffen. Das Uebermaß von Gefegentwürfen machte 
einen außerordentlichen Landtag vom 15. Januar bis 3. April 1828 
nöthig, und die vierte außerordentliche Verſammlung fand vom 15. a: 
nuar bis 7. April 1830 Statt. Die Charakteriſtik diefer zehnjährigen 
Deriode hat ein ſachkundiger, gefinnungsreiher Mann alfo gezeichnet: 
„Wenn ein fo lichefcheuer Geift die fogenannten Verfaffungsmwächter bes 
feelte, fo braucht man ſich über die Phyſiognomie des öffentlichen Les 
bens, meldje feit 1820 an die Stelle der patriotifchen Erhebung der 
früheren Zahre in Würtemberg trat, nicht zw verwundern. Statt des 
warten Intereſſes für die vaterländifchen Angelegenheiten ein todter Ver: 
waltungsmechanismus, ftatt felbftchätiger Geltendmakhung von Volksan⸗ 
ſichten und Volkswuͤnſchen durch freie Wahlen, die Bezirfsbeamten, als 
eine Art Großwaͤhler fidy benehmend ; im Volke das Vertrauen zu den 
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"Ständen, ber Glaube an das Repräfentatiofpftem tief erſchuͤttert, Män: 
ner, mie Uhland und Schott, durch freimilligen Austritt biefe Anficht 
theilend, Lift ausgefchloffen und bis zur Selbfiverbannung verfolgt, bie 
Stände, ftatt forgfältige Prüfer des Staatehaushalts, gefällige Abgaben: 
verwilliger, ſtatt Genforen der Minifter dienftbefliffene Clienten, ſtatt der 
ernften Sprache der Wahrheit ein fentimental höfifcher Becomplimentis 
rungston mit den Stichwörtern „Vertrauen und Liebe.” Der Stände 
faal faft nur noch gefucht als ein abgekuͤrzter Weg zu höheren Ehren 
des Staatsdienftes, der Ausfchuß eine einträgliche Sinecure, womit bie 
Machthaber die Ergebenheit belohnen ließen; fein Schatten von Oppo⸗ 
ſition, uͤberall Apathie, Stagnation.“ * 

Die Sturmglocke der franzoͤſiſchen Julirevolution rief * 
ſchlummernden / Voͤlker Europas zu wachem Leben auf. Man meih 
welche gemwaltfame Ummälzungen in einzelnen beutfchen Staaten = 
wurden, um den Unterthbanen bie verfaffungsmäßigen Rechte herzuſtellen. 
MWürtemberg, im verfaffungsmäßigen Beſitze derſelben, beſchraͤnkte feine 
Bewegung auf das Streben, dem bisher nur einfeitig gehaltenen 
Vertrage die volftändige Geltung zu verfchaffen. Denn, wiewohl au 
MWürtemberg ein Heerd revolutiondärer Umtriebe war, wiewohl befonders 
die Militaͤrverſchwoͤrung des Koferig aus feinem Schooße erftand, fe 
blieben doch das Volk felbft und feine Vertreter von jedem Verſuche eis 
ner Verbindung mit ſo abenteuerlichen Wagniffen weit entfernt. In 
Gegentheile wendete fich die Theilnahme fo ausschließlich den inneren An⸗ 
gelegenheiten zu, baß man mehr an „miürtembergifche”, als „ 
Freiheit dachte und bei manchen Gelegenheiten den Vorwurf eines „Is 
calen” Liberalismus auf fi lud. Für die Preffreiheit fanden ſich tüdr 
tige Kämpen ein. Uederhaupt gewann bie Preſſe eine zeither unge 
kannte Bedeutung, felbft die Regierung erfchien nothgedrungen auf dem 
—— und erkannte die oͤffentliche Meinung als eine 

acht —— 

Der- Zeitpunct neuer Wahlen ruͤckte heran und eine ungewohnt 
Tätigkeit durchdrang das ganze Land. Won der Preffe trefflich umterftätt, 
entfaltete ſich die lang verfchloffene Bluͤthe der Verfafjung, uͤbergll er 
Männer auf, die durch lebendiges Wort den conflitutionellen Geift des Bol: 
kes wach riefen und anfeuerten. In den meiften Städten bildeten ſich 
MWahlausfhüffe, die mit dem Gentralvereine in Stuttgart communichten, 
und das natürlichfte Recht des Volkes, das Affociationsrecht, wurde um: 
verfümmert ausgeübt. Indem man von Oben herab Vertrauen bewirt 
und fein Hinderniß der freien Enttwidelung in den Weg legte, yeigte 2 
recht, wie politifch gereift dee Sinn des Volkes war, mie ficher «8 
Hertſchaft über ſich felbft führte, und mit melder Befonnenheit 8 
Maͤßigung es feine Rechte übte, ohne daß eine Uebung berfelben vorher 
- gegangen märe. 
Als Folge diefer Schwingungen in der Politik wurde auch Die 
Stabilitaͤt der Miniſterpoſten gebrochen, und es wechſelte hauptſaͤchlich dat 
Miniſterium des Innern mehrere Male feine Chefs, bis endlich Her 
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Schleyer 1832 das Portefeuille übernahm, der es ohne Unterbrechung noch 
dermalen in den Händen hat. Am 15. Januar 1833 endlich wurde die 
Ständeverfammlung nicht durch den König in Perfon, fondern durch ei⸗ 
nen koͤniglichen Commiffär ohne die üblichen Feierlichkeiten eröffnet. 
Die Afpecten am politifhen Himmel hatten fich geändert. Polen lag 
blutend auf dem Sterbelager feiner Freiheit, die Julirevolution hatte 
durch den Friedensfinn des Buͤrgerkoͤnigs die offenen Gefahren ihrer 
Propaganda verloren, Belgien war, wenn auch durch ein conftitutionel- 
les Koͤnigthum Iegitimifirt worden, und in Deutſchland hatte der Frank⸗ 
furter Bundestag feine Befhlüffe vom 28. Juni gefprochen. Schlag 
auf Schlag folgten nun die Verbote gegen bie jungen Schößlinge ber 
bald befreiten Prefje; das _„conftitutionelle Deutfchland‘, die „deutſche 
Tribuͤne,“ die „Zeitſchwingen,“ die „beutfche allgemeine Zeitung,“ bie 
„Neckarzeitung,“ „Rotted’8 Annalen,” der „Freiſinnige“ waren allein in 
Suͤddeutſchland dem Untergange geweiht und die badifche Preffreiheit 
farb, ein neugeborenes Kind. Eben fo wurden Bereine zur Befpre: 
hung landftändifcher Angelegenheiten unterfagt. 

Alles dies gefchah theils ‘vor, theils zugleih mit Einberufung der 
Stände. Man kann fid nun leicht die Stimmung eines großen Theile 
der zweiten Kammer daraus abnehmen, welcher, in bem Augenblide 
der goldnen Zeit gewählt, nahe am Ziele, die ganze Wahrheit der 
Verfaſſung berzuftellen, den Sieg von Neuem zweifelhaft und unficher 
erkannte. Doc fchredte die Ungemwißheit nicht, ein tüchtiger Kampf rieb 
die Kräfte an einander, und wie kurz auch die Seffion diefes Landtags 
war, in den Jahrbuͤchern der conftitutionellen Leidensgeſchichte Deutfchlands 
wicd fie ein denfwürdiges Gapitel bleiben. Die erfte heiße Debatte entfpann 
fi bei Prüfung der Vollmachten. Das Minifterium beftritt den Her: 
ren Rödinger, Zafel, Wagner und Kübel bie verfaffungsmäßige 
Fähigkeit zu Abgeordneten, weil diefelben vor längerer Zeit ald Stuben» 
ten wegen bemagogifcher Umtriebe in Unterfuhung gefommen und zu 
Seftungsftrafe verurtheilt worden waren. - Doc, hatte der König biefel- 
ben fpäter reflituirt, man hatte fie unter die Öffentlichen Rechtsanwälte 
aufgenommen und, ohne daß von Seiten ber Regierung Einfprache ge 
ſchah, zu Deputicten gewählt. Sie flanden ſaͤmmtlich bei der Oppofi- 
tion und ragten durch Intelligenz und Gefinnung hervor. Blieben fie, 
fo war die Oppofition ohne Zweifel audy numerifh im UWebergewichte, 
wurden fie entfernt, fo gewann die Regierung für den Angriff und die 
Bertheidigung. Mit 47 Stimmen gegen 37 wurde die Ausfchließung 
ducchgefegt. Ein gleiches Loos traf den frühern Minifter, Herrn von 
MWangenheim, ber von der Stadt Ehingen zum Abgeordneten ge 
wählt worden war; natürlih, daß hier andere Gründe, als demokrati⸗ 
ſche, in Frage kamen. 

Die eigentlihen Schladhttage folgten. Ihre Namen haben fie von 
bee PDreßfreiheit, von dem beutfhen Bunde, von ber Wahl» 
freiheit, ihre Zührer waren die Derren Schott, Pfizer und Rös 
mer. est galt es die Entfcheidung, ob das conftitutionelle Leben, vein 
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ausgedrüdt im Principe der Verfaffung, auch im täglichen Gebraude 
und in unangetafteter Geltung fernerhin den würtembergifhen Staat in 
allen Richtungen burchbringen folle. Vom -allgemeinften deutfhen 
Intereſſe war Pfizer’s Motion über die Bundesbe fhlüffe vom 22. 
Suni 1832; fie wich ganz ab von ber gewöhnlichen Kammerroutine 
und zog einen Gegenftand der äußern Politik, der bisher in unnahbare 
Einfamfeit mit ängftliher Scheu von jeder Debatte fern gehalten torben 
war, in bie öffentliche allgemeine Prüfung. Ein Geheimrathsrefcript vom 
28. Februar verkündete der Kammer die Erwartung, es iwerbe biefelb: 
Pfizer’d Antrag, welder von unw uͤrdigen Vorausfegungen gegen dir 
Regierung und den Bund ausgehe, ja, um die Unvertr äglichFeit ber 
neueften Bundbesgefetgebung mit der ———— iſchen 
Verfaſſung darzuthun, die Vermeſſenheit bis 

treibe, als koͤnne der Monarch Wuͤrtembergs auf dem —— 

cher Fortſchritte und Verbeſſerung der Landesverfaſſung in dem ey 
£ommen, ſich der gefeßgebenden Gewalt zu Gunften der Stände ht 
äußern, „mit verdientem Unmillen‘ verwerfen. Die Sisung vom 1. 
März brachte die Discuffion des Antrags. auf die Tagesordnung. 
Pfizer ſprach, als die Minifter bie Zuläffigkeit der Verhandlung { 
ten wollten, unter Anderem: „Bon Allem, was ich in Betreff der 
desbeſchluͤſſe hier geſprochen habe, bereue ich nichts und nehme 
zurüd. Ich proteſtire gegen den Verſuch der Regierung, einem fi 
tigen Gegenftand von unferer Tagesordnung zu flreihen, und 
gens das Meitere der Ehre, dem Pflichtgefühle und dem 
Kammer anheim.” Das geheimräthlihe Mefcript wurde nad 
fhäftsordnung der ſtaatsrechtlichen Commiſſion ——— 
Uhland zum Berichterftatter wählte. Uhland entwarf eine 
Adreſſe im Sinne der Pfizer/fhen Motion und brachte Hr 
lichen Berathung. Alle Anſtrengungen der minifteriellen 
Adreffe zu befeitigen oder zu mildern, fcheiterten, fie ging 
jorität von 53 Stimmen durch. Indem fie das ve 
Recht jedes Abgeordneten, offen zu fptechen und 7 
wenn er die Verfaffung von irgend einer Seite angegri 
die Spige fest, fubfumirt fie Pfizer's Antrag unter d 
fährt fort: „Wir finden zu erklären uns verbunden, daß wi 
geregelten Verfahren irgend eine Störung eintreten wi af 
ferem kuͤnftigen Befchluß, wie ſolcher ausfallen ‚ein 
aufzubrüden gemeint feien, ald dasjenige ber —89 
die ein uͤber dieſe gegeniwärtig hochwichtige Frage 
rechts -fich verbreitender Vortrag in vorzüglihem € 
mermehr würden wir ung beflimmt finden Einen 2 
Unmwillen zu verwerfen, die ung, noch umabhä 3 
theile über die Haupffrage, den Eindrud gewif ei o 
Seiten ihres Verfaſſers zuruͤckließ. Vornehmlich 2 yal 
verpflichtet, gegen die vorgreifende Cinfchre mt 
unferer Verhandlungen, wie ſolche durch den | 
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gefchehen ift, eine Einfchreitung, wodurch uns für die Beſchlußnahme 
ſelbſt die Gemütheflimmung angefonnen wird, / ſowohl die Freiheit der 
Kammer, als die verfaffungsmäßige Unverantwortlichkeit des einzelnen 
Mitgliedes derfelben hiermit feierlich zu verwahren.” Auf diefe Adreſſe 
hin wurde die‘ Ständeverfammlung am 22. März 1833 aufgelöft. 

Die Regierung hat diefen Landtag den „vergeblichen‘ genannt. 
Allein der Landtag von 1833 mar fein vergeblicher, wenn man fein 
moralifches Refultat in Acht nimmt. Zum erften Male zeigte die Vers 
fammlung eine conftitutionelle Selbftftändigkeit, die auf Recht und nicht 
auf Gnade ruht, und was zu fordern ift, als Gonceffion verſchmaͤhte, 
fie dauerte entfchloffen und energiſch aus, ließ fid; weder durch Drohuns 
gen einfhüchtern, noch durch patriarchaliſches Wohlwollen beſtechen und 
hat den Verſuch gewagt, zu zeigen, wie weit es in Deutfchland möglich 
fei,, der Charte Wahrheit und Recht zu verfchaffen. Eine befondere 
Auszeihnung der Oppofition ' war neben Zalenten und Intelligenz bie 
fiettlihe Kraft ihres Charakters. Sie enthielt durchgehende Männer, 
deren Gefinnung ſich in jedem Gonflicte als vein und lauter erprobt 
hatte, die zu den beften der Nation zählten und fern von dem egoiftie 
ſchen falfhen Spiele des Ehrgeizes Recht und Freiheit aus tieffter Ue— 
berzeugung ihrer Seele liebten und vertheidigten. 

Die legte Inftanz, das Volk felbft, ſprach durch die Wiederwahl 
ber DOppofition fein Urtheil, obgleich die Regierung Leine Anftrengungen 
unterließ , im Befige der einflußreichen Mittel, die fie durch ihre Stel: 
lung jedes Mal vor der Gegenpartei voraus hat, die minifteriellen Candi⸗ 
daten burchzufegen. Der heftigfte Wahlkampf fand in der Hauptftabt 
felbft Statt, wo Uhland und der Präfident des Obertribunals, Herr 
Bolley, auf der Lifte fanden. In das Gewiffen der Wähler drüdte 
hier das befondere Gewicht des Hofes , der die Ermwerbsquelle eines gros 
Ben Theils der Bürger war und deffen Entfernung in Ausſicht ftand. 
Beide Candidaten bekamen die gleiche Stimmzahl, und es Hätte Uhland 
als jlingerer dem minifteriellen Deputirten weichen müffen; doch ergab 
fih, daß für diefen ein zmeideutiges Stimmrecht ausgeübt worden mar, 
und fo trat Bolley zurüd. Die Regierung verweigerte Uhland ben 
Urlaub , er legte feine Profeffur in Tübingen nieder. Das Gleiche thas 
ten Pfizer und Römer, die zeither im Staatsdienfte gewefen waren. 

: Am 20. Mai 1833 trat die neue Ständeverfammlung zufammen, 
Der O:ppofition ftellte fich die minifterielle Partei als eine compacte Maffe, 
und einiger in ihrer Taktik geworden, entgegen und erfüllte durch Fluges Las 
viren an den Klippen ben Wunſch der Regierung, die Debatten zumeift auf 
Berathung des Budgets zu befchränfen, und die Petitionen der Minifter für 
ihre Departements, ungeachtet des Widerſpruchs der zu großen Ausgaben 
für die Minifterien des Kriegs und Auswärtigen, mit ſchwacher Majoritdt 
durchzuſetzen. Die Wendung in der Zeitgefchichte und ihr reactiondrer 
Charakter reisten nimmer zum Liberalismus und dem politifhen Maͤrty⸗ 
rertbum, und wer bisher ſchwankend zwifcheninne ſtand, neigte fi auf 
die Seite, wo bie Gefahr gar nicht, der Schuß gewiſſer und der Gewinn 
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für fein Leben größer war. Treu um ihre Fahne fland bie Oppofition. 
Blieb auch Römer’s Antrag auf eine Habeascorpusacte — er betraf 
bie Garantieen der perfönlichen Freiheit, veranlaßt durch die in Würtem: 
berg vorgenommenen politifchen Unterfuchungen und WBerhaftungen — 
und auch Schott’ Motion für die Preßfreiheit, obwohl die Kammer wit 
64 Stimmen die Cenfur ald verfaffungsmwidrig erklaͤrte — Fartifh 
ohne Erfolg, fo waren fie boch bebeutfam als — umge 
Proteftationen des conftitutionellen Geiſtes. Der Landtag ſchioß mit 
Abſtimmung über das Budget, melches von 19, dem Kerne der Dp 
pofition verworfen wurde. Bemerkenswerth ift Römer’s Votum. „& 
ift im Laufe unferer Verhandlungen viel getadelt, ja es ſind arge Dinge 
gefagt worden. Aber mas Hilft diefer Tadel, wenn man ihm inie-Folge 
gibt? Was mid betrifft, fo müßte ich es "mit: meinen Begriffen von 
Logik, Eid und Pflicht nicht in Einklang zu bringen, wenn ich eintt 
den unerläßlihften Bedingungen des conftiturionellen Principe fo wenig 
entfprechendem Regierungsfpfteme durch Bewilligung der zu Fortfegung 
ber eingefchlagenen Bahn erforderlichen Mittel: meine Zuftimmung>e- 
theilen würde. — — Ich mache daher. von bem in 6. 181 der Verfaſſunge ⸗ 
urfunde klar ausgefprochenen Rechte Gebrauch und verwerfe das Budget.“ 
Bei Vertagung bes Landtages am 9. December ſprach die Regie 
tung den Standeöherren ben ‚‚aufrichtigen, mwohlwollenden Dane aus 
für die treuen, ſtets verfafjungsmäßigen Gefinnungen ‚welche ihren Be 
fhlüffen zur Grundlage dienten, fo wie für das aufrichtige Werteaum, 
mit weldem fie den Vorfchlägen der Regierung entgegengekommen“ 
Dagegen erhielt die zweite Kammer die Note, „ſie habe in eindrTangen 
und forgfältigen Unterfuchung ber Bedürfniffe der Finanzen — 
tung angenommen, verſchieden von dem: Geiſte fruͤherer Laudtage, die 
Adminiftration habe aber Leine Unterfuhung zu ſcheuen übrigens: fei 
ber König es der Würde feiner Krone fhuldig, fireng- auf feinem web 
faffungsmäßigen Rechte zu beharren, und die würtembergifche Verfaſſung 
durch ihn und bie beiden Kammern ſtreng gehandhabt, gäbe ihm auch 
für die Zukunft das befle Mittel, die in ganz Deutſchland ver⸗ 
breitete „Faction“ unfhädlih zu machen.“ Zum 
ift nachzuholen, daß bie erſte Kammer ihre myſtiſche Thaͤtigkeit durch 
ben Abſcheu vor jeder Neuerung, die immer als revolutionaͤr galt; be⸗ 
merkbar machte und daher den Gefagentwurf: wegen’ Aufhebung geteiffe 
Zehnten verwarf, weil nad dem Gommiffionsbericht: die Abiöfun 
der Feubdallaften weder nothwendig noch gerecht, "auf 
nicht Wunſch des Volkes feit! 
Im folgenden Jahre verſammelte ſich der vertagte Landtag und 
befchloß feine Sigungen , deren Charakter fi mehr und mehr verſlache 
und zu jener troftlofen Refignation hinüberleitete, die weriige Sabre datuuf 
bie Gemüther ergriff. Zwar fachte Pfizer’s Motion, den Bundesbeſchluf 
über die Schiedsgerichte betreffend, einige Flamme aus den 
ben Kohlen, doch wurde der Antrag auf Drud der Motion verworfen. 
Die zweite Seſſion der fechsjährigen Wahlperiode fand im Jahre 18% 
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Statt und befchäftigte ſich zumeift mit den Gefegen der Abloͤſung von 
Frohnen und der Entfchädigung für die aufgehobenen leibeigenfchaftlichen 
Leitungen. Was für einen conftitutionellen Staat in der That richt 
mehr als fchuldige Pflicht war, wurde über die Gebühr als eine liberale 
Reform :ausgebeutet und zum Theil als eine Demonftration des „buͤr⸗ 
gerlichen Minifteriums ’’ gegen die Ariftoßratie motivirt. Diefe Taktik 
ummebelte fehr die freie Ausficht und verrüdte die Gefihtspuncte, indem 
man ein Minifterium, das bürgerlid war, von vornherein als liberal 
und eime einfeitige Polemik gegen den Adel als conftitutionell ausgab. 
Man hat durd eine ſehr kluge Sophiftit die Köpfe vielfach verwirrt 
und durch Scheingründe fo irrige Anfichten verbreitet, daß es lange Zeit: 
bedurfte, bis die befjere Exrfenntniß den Sieg gewann. Uebrigens wird 
man ber Wahrheit die Ehre geben und im Vergleich zur Vollſtaͤndigkeit der: 
badifchen Ablöfung nur eine mäßige Lobrede auf die mürtembergifche 
halten. 
Ein außerordentliher Landtag verfammelte die Stande im Jahre 
1838, dem Schlußſtein ihres parlamentarifchen Lebens. Wie ein Held 

auf dem Schlachtfeld farben fie nicht, fie fiechten hin am Kranfenbett 

einer peinlihen Gefeggebung. Der mwürtembergifche Strafcoder hat durch 

den famoſen Artikel 378. einen traurigen Ruf erlangt. Daffelbe Ge- 

feg, welches im Zuſtande der Nothwehr erlaubt, ben Dieb zu tödten, 

der in mein Eigenthum einbricht, daffelbe Gefes garantirt dem unver— 

nünftigen Zhiere, das meine Saaten, verwüftet, fein Leben. Es bedarf‘ 
zur Charakteriſtik keines andern Beweiſes; auch hat die Öffentliche Mei-- 
nung nach mehrjährigem Beſtand des Coder ein unantaftbares Urtheil 
geſprochen. Der Abſchreckungstheorie iſt entſchieden darin gehuldigt — 

man leſe nur das Capitel uͤber die politiſchen Verbrechen, und frage 
das klopfende Herz, ob man darnach nicht etwa ſelbſt zu Hochverraͤthern 

gehöre, mo ber Verſuch des Verſuchs, ja der Gedanke der. That ge: 
richtet wird. Der damalige Chef des Juftizminifteriums, Herr v. Prie⸗ 

fer, jahrelanges Mitglied der Bundescommiffion für politifche -Unter:- 
ſuchungen, faß in diefen michtigen Discuffionen als Commiffär auf der 
Regierungsbanf, und führte, wie die Protocolle der Kammer erwiefen, 
die eindringlichfie Vertheidigung des Entwurfes. Außer dem Plan des) 
Staatsleritons liegt eine Prüfung des Coder; doch im flantsrechtlichen: 
Zuſammenhange muß angeführt werden, daß derfelbe die Denuncias 
tionspflicht befiehlt, die Eörperlihe Zuͤchtigung nicht aufhebt,: 
und ein unbefhränftes Recht des gefeslihen Widerftandes; 
und ber politifhen Vereine vermeigert. 

Die DOppofition wagte ihre legten Kräfte an bie Verwerfung eines 
folchen Geſetzes, und blieb — in der Minderheit. Schon ihr erfter Verſuch, 
in die Adreffe auf die Thronrede die Aufnahme des MWunfcher und der, 
Erwartung eines Öffentlihen und muͤndlichen Gerichtsver— 
fahrens zu bewirken, fcheiterte, eben fo hatte die Proteftation, es fei 
jest nicht ber geeignete Beitpunet zu Abfaffung eines Strafgefegbuche, 
worin. die: Sieger Geſetze für die Beſiegten machen, Fein Refultat. Zwar, 

Staats = kerifon. XV. , 51 
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gab es Auch auf den minijteriellen Baͤnken in. biefer Frage voruttheils⸗ 
freie und felbftftändige Männer, welchen es weber an juriſtiſchen Talen⸗ 
ten, noch an Eifer für die Herftellung eines humanen und freifinnigen 
Strafgefeges fehlte, allein als nach achtmonatlichee Debatte die erſte 
Kammer den hartnäcdigften Widerfpruch ‚gegen die angenommenen Zu: 
fäge und, Mobdificationen des Entwurfs, ganz insbefondre. aber gegen 
den Artikel 3783 fundgab und fo gewiffermaßen von der Erhaltung ihres 
feudaliftifhen Jagdrechts die Annahme des ganzen. Gefeges ab: 
hängig: machte, da ſchlug vielen Deputirten das finanzielle Gewiffen, 
d. b. jenes Gewiffen, welches fich bedenft,. Diäten in .die Taſche zu 
fteden, ohne dafür Gefege gemacht zu haben. Die zweite Kammer gab 
alfo- nady, zog den größten Theil der früheren Befchlüffe zuruͤck und 
fügte ſich dem Willen der Negierung und. Standesherren. ; 

Mit dem auferordentlichen Landtage endete die fechsjährige Wahl: 
periode, und es wurden neue Wahlen nöthig. Das Unglüd in Hannover 
war unterdeß gefchehen und der deutfche Bund hatte durch feine Incom⸗ 
petenz den Berfaffungsbrudy fanctionirt, Glauben und Vertrauen lagen 
zerftört, Exrfchlaffung und Indolenz befiel die Gemüther, und jene Traͤg⸗ 
heit, die immer der vergeblicdhen Arbeit nachfolgt, alles Intereſſe ab- 
ftumpft und felbft die Hoffnung verliert, griff mit erſtaunlicher An: 
ſteckungskraft nach allen Seiten um fih. Man lief die Sachen gehen 
und legte bie Hände in den Schooß, martend, bis der Himmel -feine 
Wunder thue. Dazu war die Preffe gefeffelter- als je, jedem Strebniß 
fehlte der Beiftand der Deffentlichkeit, ein zeither ungekannter Indiffe 
rentismus verſchmaͤhte alle Politik; die Regierung, ſchonend in den 
Formen, für die materielle Wohlfahrt beforgt, that nichts, den Schlum⸗ 
mer zu unterbrechen. Entmuthigt vom gewaltigen Einfluß des teoftlofen 
Augenblicks, keiner Moörgenröthe gemwärtig, in bitterem Unmuth, mit 
feldfteigener Hand das Schwert zerbrehend, und ben Rüden gemandt 
einem Schlachtfelde, wo weder Ehre noch Sieg zu holen, gab zur Pre 
-teftation gegen den ganzen deutfchen Rechtszuſtand die unter dem Namen 
ber „Oppoſi tion“ beliebte Minoritaͤt der zweiten Kammer ihren Com⸗ 
mittenten eine Erklaͤrung dahin ab, daß ſie in Betracht aller Vergeb⸗ 
lichkeit, die verfaſſungsmaͤßigen Rechte der MWürtemberger in ihrer Wahr: 
heit herzuftellen, von der parlamentarifhen Bühne abtrete und-auf jede 
Miedertvahl verzichte. Der geringe Eindrud, welchen diefe Erklärung 
hervorbrachte, offenbarte erſt die durch Eetödtung alles öffentlichen Lebens 
im Volke verbreitete Theilnahmloſigkeit. Allein auf dem Schauplatze 
blieb die Regierung zurüd. Die Frift für die neuen Wahlen war kurz 
geweſen, bie Eröffnung des Landtags fand noch bevor und die letzte 
Bewegung im Wolke war durch jenen Vorfall fo plöglic in Stillſtand 
gerathen, daß es an Zeit und noch mehr an: Gelegenheit und Abſicht 
gebrach, der mit allmächtigem Siegerfchritt auftretenden Regierung eine 
andere Proteftation, als den feheuen Gedanken entgegenzufegen. ’-Die 
Öffentliche Meinung war verftummt. Unter alfo gedrüdten Vechältniffen, 
ohne jedes Gegengewicht , bei dem Mangel einer beftimmten kooſung er 
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Fahne mußten die Volksvertreter gewählt werden. Wer find fie gewor⸗ 
den? Kein einziges publiciſtiſches oder parlamentariſches Talent, kein 
Name von mehr als beſchtaͤnktet localer Bedeutung darunter. Bu bald 
zwei Drittheilen Staatsdiener! Das Volk dachte damals viel zu 
wenig über fich felbft und feine Beftimmung nach, als daß der rechte 
Schwerpunct des Staates ſich im klaren Bewußtſein vorfinden konnte. 
Zwiſchen den beiden Potenzen des Staatskoͤrpers, zwiſchen der Volks: 
und Regierungsgewalt mangelte jede hoͤhere Freiheit, die ſich allein durch 
ungebundene Discuſſion entwickeln kann. Der feinſte formelle Mecha⸗ 

nismus, wie kuͤnſtlich er durch einen ſtreng geregelten Polizei: und 
Beamtenftnat gefchaffen ift, kann den breiten foliden Bau des Staa⸗ 
tes in die Tiefen des Volkslebens niemals erfegen. Daher ift felbft ein 
freier und aufgeflärter Beamtenftaat feinem ganzen Begriffe nad) 
von vornherein in Urfprung, Geftaltung und Fortgang einfeitig, entruͤckt 
das Öffentliche Leben der Sphäre des Volksbewußtſeins und loͤſſt daſſelbe 
zu einer interefjelofen Formel von Befehl und Ausführung auf. Dann 
würden die Gegner fagen: „es ift ja freie Vol£svertretung da.” Mein, 
im Leben, tie fie fein fol, ift fie nicht vorhanden, weil der Verwal⸗ 
tungsabfolutismus mit ausmärtiger Hülfe fiegte und der Glaube an bie 
Wahrheit des Kepräfentativfpftems verloren: ift. 

Die neue Kammer trat im Februar 1839 zufammen, und intereffe: 
los, wie fie gewählt worden, blieben ihre Verhandlungen. Ein neues 
Polizeiſtrafgeſetzbuch und die Verabſchiedung bes Budgets mochten bie 
wichtigften Atbeiten diefer Seffion fein. Weniger Theilnahme hatte das 
Land noc niemals feiner Nepräfentation geſchenkt; das öffentliche Leben 
war in eine eigentliche Verfumpfung übergegangen, ein leidiger Optimis- 
mus griff um fih, der nach Außen gern vom Renommee der alten 
Freifinnigkeit Nutzen zog und nad Innen teagirte. Befonders find da⸗ 
bin die mwohlfeilen Demonftrationen für Hannover und die Preßfreiheit 
zu zaͤhlen, in die Luft gefhoffene Kugeln, die etwas Enallen, aber Mie: 
manden treffen. Dabei wird immer zu unterfcheiben fein, ob die Kammer 
nur in einer Anmwandlung von Herfommen und Inſtinct oder aus 
Grundfag und nothiwendiger Folge ihrer Handlungen jene Motionen ftelfte: 
Denn es wird doch Feinen Urtheilsfähigen geben, welcher einen Antrag 
auf Preßfreiheit, fei er im Inhalt ganz gleich, doch nach feinen Motis 
ven und Zwecken weit von einander trennen muß, je nachdem er von 
Geſinnung und ernftem Willen, oder von Eitelfeit und vorübergehender 
Stinnmung ausgegangen ift. Wenn eine Kammer, aufrichtig dem Fort 
ſchritt zugekehrt, als treues Drgan des Volkswillens deffen Rechte und 
Wuͤnſche wahrnimmt, ſo genuͤgt fie ihrem Gewiſſen und Princip, um 
Alles zu verfolgen, was in das Bereich ihres Wirkens gehört, ſelbſt wo 
ihre. Kräfte nicht das Ziel erreichen; wenn aber eine Kammer bei ten» 
len Dingen, die ihrem Einfluß, ihrer Einwirkung untergeben find, ge: 
gen die Öffentliche Meinung, gegen den Geiſt der Zeit, gegen den Wil 
len ihrer Committenten ohne die erforderliche Intelligenz und Geſinnung 
entfcheidet, fo kann das Verdienſt nur eine Illuſion —* bei Dingen 
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Freimuth und conflitutionellen Sinn zu zeigen, von benen man im Vor: 
aus wiſſen kann, daß der populäre Lorbeer fehr billig und gefahrlos zu 
holm und ‚mit allen Declamationen doc nichts auszurichten ifl. 

Die zweite Sigung ‚der Kammern wurde im October 1841 eroͤff⸗ 
net, das vorausgegangene Jahr mit feinen eindrudsvollen Begebenheiten 
auf die deutfhe Nationalität ging in fo fern an Mürtemberg 
nicht ſpurlos vorüber, als der falfche, officielle Patriotismus in feiner 
Quelle und Zenden; ‚von dem gefunden Sinn bes Volkes bald er: 
kannt wurde, daß. indeß die alte Regſamkeit der Geifter, und die frühere 
Bewegung eines Öffentlichen Lebens damit gefchaffen wurde, bavon lief 
fi nichts bemerken. Im Gegentheil zeichnete ſich der politifcye Ju: 
differentismus befonders grell von der Mührigkeit der badifhen Nach— 
barn und der plöglichen Aenderung in den preußiſchen Zuſtaͤnden ab, 
Sonderbar, mie ſich die. Rollen wechſelten. Kaum, daß einige Fahre 
vorüber waren, wo Würtemberg als das Aſyl offener, freimüthiger Be: 
fprechung galt, daß dadurch ber Buchhandel in kurzer Zeit groß aufwuchs, 
und der ſchwaͤbiſche Liberalismus in befondere Reputation Fam, und jegt 
ift der freie Geift verflogen und in ein Land hinübergegangen, deſſen po’ 
litifche. Inftitutionen oft mit Achfelzuden abgefertigt wurden. Die Ehre 
einer guten periodifchen Preffe ift für Würtemberg total verloren ge: 
gangen, fie iſt zu einer reinen Chronik ber Tagesbegebenheiten hinabge: 
funten. Es wurde nicht nur die Cenſur verſchaͤrft, fondern auch für 
einzelne katholiſche Blätter, z. B. den fränkifchen Courier, den Sion, die 
Goͤrres'ſche Wochenſchrift u. f. w., welche mit baierifcher Genfur erfchienen, 
eine befondere Recenfur eingeführt, d. bh: fie mußten, bevor die Poft 
fie an die Abonnenten ausgab, dem Genfurcollegium zur Anſicht vorge: 
legt werben. Weber. inländifche Angelegenheiten herefchte eine tiefe Stile, 
und bie dürftigen, mehrmals durch die Genfur gefürzten Berichte dis 
„ſchwaͤbiſchen Mercurs“ über die Kammerfigungen waren das einzige 
Lebenszeichen einer Volksvertretung, welche die wichtigften, in, das bür- 
gerliche ‚Leben tief eingreifenden Gefege berieth. Dem Volks bewußtſein, 
diefer „Morgenröthe der Freiheit” war eine buͤreauktatiſche Gefchäftigkeit 
im Gang eines ziemlich gefünftelten Uhrwerks untergefchoben und jent 
behagliche Selbftgenügfamkeit erzeugt worden, die mit eingebilbeten Bor: 
zugen abgöttifche Verehrung treibt. Die Buͤreaukratie, oder richtiger 
bas Schreibermwefen, das alte leidige Uebel Würtembergs, gerwann neue 
Macht. Wenn überhaupt in Deutfdyland das todbte Wort und die Fr 
der mehr, als für. die flaatsbürgerliche Volljährigkeit: gut ift, regieren, 
fo haben fie doh in Würtemberg eine fpftematifche Vollendung erhalten. 
Manche der höheren Stantsbenmten haben ihre Laufbahn durch dir 
„Schreibftube” gemacht, und, wenn man am Ende auch-die akademiſche 
Bildung nicht für das Geheimniß alles Wiffens erklaͤten wird, fo .muf 
dann eine reiche Erfahrung, eine Umficht in der Welt, eine Anſchauung 
der freien großen Buftände außerhalb des Kleinen Geburtslandes dem 
Manne, ber Geſetze fchreiben und ein politifch fortgefchrittenes Wolf re’ 
gierem will, die nothwendige Freiheit des Geiftes gewähren. Wie häufig 
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‚ft ſtatt deffen der enge Horizont Eleinftäbtifhen und kleinſtaatlichen 
Weſens, Engherzigkeit und Einſeitigkeit, die von dem friſchen, wielgeſtal⸗ 
teten Leben abfchließt und jede beffere freiere Regung unter der Gewohn⸗ 
heit des Tagewerks, unter dem Drud des Handwerkes vernichtet. Auch 
haben fie den Ausbruch des kirchlichen Zmiftes beſchleunigt, welcher die 
confeffionelle Eintracht des füdlihen Deutfchlands unterbrah und megen _ 
feines Zufammenhangs mit den Differenzen in anderen Ländern, insbes 
fondere aber wegen der Art und Weiſe feiner Verhandlung und Entfchei- 
dung vor den Kammern, ein fp ausgebreitetes Intereſſe erlangt hat, 
daß er ein michtiger Beitrag zur Geſchichte des Staats- und dufern 
Kirchenrechts geworden ift. 

Die ganze Kirchliche Moth der Gegenwart ift die Folge der Hemmun- 
gen, womit man da und bort bie freie politifche Entwidelung eines deut⸗ 
ſchen Nationallebens unterbrah. Der umverfälfchte offene Kampf der 
Meinungen ift für die Wahrheit und das Recht die ficherfte Läuterung, 
und bei einem natürlihen Laufe der Dinge wäre ein folcher Ultramon⸗ 
tanismus nicht entflariden. Er ift in feiner gegenwärtigen Combination 
ein Unding, dem nur die Noth die Exiſtenz gegeben, Combination der 
abfoluten Priefterherrfhaft mit den unter dem Kreuzeszeihen, ald dem 
gegenwärtig ficherften Aſyle, verbundenen Factionen, und hat fein Gegen: 
ftüd in dem frangöfifhen Parteimefen mit dem Unterfchiede, daß biefe 
das politifche Feldzeichen offen am Hute tragen. So heterogen ein 
Seder in feinen legten Abfichten ift, in dem einen Zweck ſtehen Alle 
zufammen: Umfturz der gegenwärtigen Ordnung der Dinge. 
Derfelbe bildet für fie die Grundbedingung ihrer Zukunft. 

Die Regierungen Eönnen keinen treueren Bundesgenoffen haben 
als den Achten Liberalismus der Gefinnung und der Vernunft. Man 
wiſſe fid) ihn nur zu verbinden, man treibe ihn nicht wider Willen in 
das feindlihe Lager hinüber. In feinen gerehten MWünfchen erhött, 
wird er den Regierungen große Dienfte Leiften, er wird ber eifrigfte Ver— 
theidiger der Monarchie, der einflußreichfie Gegner der Revolution und 
Lehrer fo heller, als gemäßigter Grundfäge bleiben. 

Bereits in frühern Kammerfeffionen war das Verlangen einer durch: 
greifenden Reform des Procefverfahrens, zumal in Strafſachen, laut ge⸗ 
worden und man hatte mehrmals um eine Gerichtsverfaffung, baſirt 
auf Deffentlihfeit und Muͤndlichkeit, petitionirt. Denn aud 
in MWürtemberg herrfcht, wie in allen deurfhen Ländern dieffeits des 
Rheins der geheime fchriftlihe Inquifitionsprocef, das 
Vermaͤchtniß eines fremden Rechtes und durch hierarchiſche und . abfolut 
monardhifche Gewalt zu einer Zeit eingeführt, wo die alten germanifchen 
Steiheiten theild untergingen, theils fi in das Ausland retteten. Soll 
man nun nod fagen, was jest ein jeder Bauer weiß, daß die feeie, 
volksthuͤmliche, unabhängige Juſtiz, öffentliches und muͤndliches Gerichts: 
verfahren und das Richtercollegium der Gefchworenen alte, urdeutfche 
Snftitutionen find, die lange Jahrhunderte rein und unverfehrt beftanden 
und als das heiligfte Palladium des Rechts angefehen wurden? Die 
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Conſervativen in der Politik berufen ſich viel und oft auf das hiſtoriſche 
Recht — hier waͤte ganz der Ort, ſich redlich für das ſtem zu er: 
flirten. Wo es gilt, ein verblichenes Mappen wied ıftellen oder ein 
FKeudalreht aus dem Schacht des Mittelalters aufzugraben, da F ts 
kein Alter, was alt genug, keine Deutſchheit, die deutſch 

Mo aber diefe Erinnerungen unbequem find, da hört alles 

auf, und römifches und kanoniſches Recht erden germanifitt. Und do 

ift unfre Heimlichkeit der Juſtiz nicht einmal roͤmiſch, denn wie a audı 
diefe Mepublicaner in die Tyrannei hinabfanken, das Recht wurde immer 
öffentlich, vor dem ganzen Wolke gefprochen. Erft der —— 
Kirche hat die Inquiſition und den Inquiſitionsproceß 
den Kerkern der Inquifition und der Hexenproceſſe 
deutſche heimliche Gerichtsverfaſſung mit ihren todten Protocolle 
unſer war, unſer eigenſtes Eigenthum, dahinein haben ſich a 
Voͤlker der civilifirten Welt getheilt. Wohin tir ſehen, — hen 
Spuren unfres Rechts, bas Allen angehört, nur denen nicht 
fprünglic) und allein in feinem Beſitze waren. 
Landsleute, die ſich feiner freuen, verdanken ed — —* 
Wahrheit — der Fremdherrſchaft als Geſchenk. 
unmoͤglich noch Zweifel uͤber eine Frage geben, J 
ſich klar, hell, fuͤr den einfachen, natürlichen Verſt 
iautre Rechtsgefuͤhl unverfänglich, noch daz — 
philoſophiſch ſo vielfach beſprochen, erlaͤutert un nR vo 
daß feinem Siege im Leben nur ein einziges Hinde mi 7 ' 
entgegenftehen Fann. Bliden wir num ef Deutfchland, 
Männer von Kopf und Herz, die nicht mı zu 
gehren, wo iſt die Volkskammer, welche nicht | 
nah DOeffentlichkeit und — * Str 
Miürtemberg ift fie die zweite Kamiaer > 
1841. Ungeachtet ber wiederholten Bene che Strafen 
gung eines Geſetzentwurfs de8 accufatorif Stec 
dingter Deffentlichkeit und Mündlichkeit zögerte 
—— Seſſion, wo eine im Punct des 
tige, vom Geift der Zeit weniger —— 
ligenz und Erfahrung weniger ausgeftätt 
beifammenfaß. Gedachter Strafproce 0 
Product der ganzen conftitutionellen Safe sebung n 8 
fenſchaftlich feicht und dürftig ift fein Ch Ka 
keit. Augenfcheinlich hatte der Derfa er t h u 

chen Meinung jede Gonceffion zu ve * d 
zu ergreifen. So ſtellte er alſo N: ganze, A 
aus verfchiedenen Necepten e ua 9 zu am 
noch füß, weder warm noch falt 3 8 
der roͤmiſche Kanonift vorgemogen habe. An ti 
fland das Princip, es bleibe ber geheime fi hriftl 
als die Regel auch fernerhin beftehen, fr hm di 
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hung von ber Inſtanz, des Indicienbeweiſes und bes Recurſes. Dage⸗ 
gen ſoll für. höhere Straffaͤlle, wo Zuchthaus erkannt wird, ein Schluß⸗ 
verfahren eingeführt werden, wobei der Angeſchuldigte erfcheint, „ehr = 
bares Publicum zugelaffen wird, der Advocat eine Vertheibigung „ab: 
leſen“ darf, ein Staatsanwalt eine Art Anklageact vorbringt und das 
Mecursrecht des Staates ausübt, - Doch wird immer aus den XActen 
‚erkannt und unterfuchender und anfennender Richter bleiben gefchieben ! 
Dies war die ganze Conceffion am die Deffentlichkeit und Münblichkeit, 
deren Würde zu einer wahren Komödie hinabgezogen wurde. Dazu 
vermehrte man die Macht des. Staates auf gefährliche Weiſe durch das 
dem accufatorifchen Proceß entlehnte Inſtitut der Staatsprocuratur und 
deffen Necursrecht, ohne daß man dem Angefchulbigten die fhügenden 
Garantieen dagegen ‚gewährte. Die Wiffenfchaft und das praktiſche Pe: 
ben. hatten ſolchen Entwurf ob feiner Halbheit und Inconſequenz ent: 
*8* verurtheilt, doch brachte ihn die Regierung vor die Kammern. 
Das iſt recht eigentlich der Fluch unterdruͤckten politiſchen Lebens 
im Volke, daß, wie es für feine naͤchſten unveraͤußerlichen Rechte abge: 
ftumpft, ‚gleichgültig und forglos iſt, doc jede Verfügung, die ohne 
Theiinahme darüber gefchieht, von Naturtrieb und Inſtinct der Gefühle, 
die beide unzerſtoͤrlich ſind, mit Argwohn und Widerwillen aufgenommen 
wirdi. Wenn. aud, das, Volk in, Erwartung eines feine Intereſſen „fo 
nahe berührenden Gefeges und ungeachtet aller conftitutionellen Vorbil: 
dung der früheren Jahre ziemlich theilnahmlos blieb und ſich das Ver⸗ 
langen nach einer. totalen Reform der Gerichtsverfaffung nicht allzu 
dringend fund gab, fo ‚wird doch. fein Unparteiſcher behaupten mögen, 
das Schweigen rühre.von der Zufriedenheit mit der bermaligen Juftiz 
her. Nicht ein Finger würde fih im Wolfe rühren, wollte man den 
ganzen Inquifitionsproceß, wie er noch befteht, ihm wegnehmen, was aud) 
im der Kammer ein Abgeordneter, der zugleich, Oberamtsrichter war, be: 
fiätigte, als er von dem Enthuſiasmus der Rheinlaͤnder für ihre Inſli⸗ 
—* ſprach. Das Gleiche babe er in. Wuͤrtemberg niemals bemerkt. In 
fpannung.und Schlaffheit wurde die Nachricht von der Abſtim- 
mung de Sum, welche mit 58 gegen . 28 Stimmen ſich für die 
De — — hatte, mit, 8* 
vetdrießlichen ommen, die ‚der [hl 
m peifhm Beben des. iſt. Das Gef: —— 
‚wegen Mangels am, uri cher Bildung, und 
it, fo wie wegen des Koflen Anne Bermosben. Der Regie: 
u nannte —— 
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dieſer traurigen Debatte geſchehen ſind. Hatten darum die wuͤrtember⸗ 
giſchen Stände fo hohen‘ Ruhm erreicht, um ihn wieder zu verlieren? 
Dem was fol man fagen, daß, während in Preußen, dem abfoluten 
Preußen, der Juſtizminiſter accuſatoriſchen Proceß und öffentliches Ber 
fahren beantragt, eine conftitutionelle Kammer fidy mit großer Mehr: 
heit für Inquiſition, geheimes, fchriftliches Verfahren ausſprach? Aber 
meil in der Kammer zu viele Staatsdiener faßen, zeigte fich die große 
Anmaßung der Männer „von Fach” gegen den „bürgerlichen Verſtand“, 
und die Abhängigkeit von der Gewalt. Als wenn ein Volk, das feit 
25 Sahren feine Gemeindeverwaltung verfieht, nicht hinreichende Faͤhig⸗ 
keit bethaͤtigt habe, Öffentliche Gefchäfte vorzunehmen? Und dann, mit 
welcher Unkenntniß der factifchen Organifation des öffentlichen Gerichts 
verfahrens, mit welcher Oberflächlichkeie iſt nidyt gefprochen worden ? Die 
menigften Redner fchienen dem accufatorifchen Proceß anders, als nur 
dürftig aus den Buͤchern gelefen zu haben, fo in der That umerfähren 
und befrembdlidy waren ihre Raifonnemments, und manches hochgelehrten 
Zuriften feltfame Einmwürfe gegen Gefchworene und Deffentlichkeit würde 
ein ſchlichter Bürger oder Bauer in den Rheinlanden fehe einfady: wi: 
derlegt haben. Man hat im Stuttgarter Ständehaus Inſtitutionen 


fallen laſſen und fid gegen dieſelben erklärt, bevor man ſich bie Mühe 


genommen, fie geprüft und praktiſch kennen gelernt zu haben. Und doch 
hätte fhon allein die unumftößliche Thatfache, daß alle Länder, wo biefel- 
ben vorhanden find, mit Leidenfchaft an ihnen hängen, wenigſtens zu einem 
BVerfuche auffordern follen. Freilich haben aber audy die Yuriften ihre 


‚juriftifche Bildung unter dem Einfluffe des’ geheimen Inquifitionsrerfad: 


tens gemacht, fie haben eine andre Procefform Eennen gelernt, weder auf 
der Univerfität noch in ihrer Praris, fie find auf einem einfeitigen 
Standpunct und mollen, indem fie einerfeitd das Beſſere weder 
noch erkennen, auf der andern Seite ihre ausfchliegliche Auctorität 
und bie größere Bequemlichkeit im geheimen ſchriftlichen Verfahren nicht 
aufgeben. Daher das Entfegen diefer Claffe von Juriſten, ſobald es 
fi) von einem andern Princip handelt, als demjenigen, welches fie er⸗ 
lernt und dem fie ihr Leben lang gehufdigt haben. : Aus dieſem Mangel 
an Erfahrung und Wiffenfchaft find bei manchen Deputirten bie Un 
richtigkeiten, Entftelungen und Berunglimpfungen hergefommen. Wohl 
hätte man, wo fo hochwichtige Inftitute berathen werben, nicht dermaßen 
unvorbereitet zur Berathung geben follen. ' Darf man mit Kenntnif 
der deutfchen Verhaͤltniſſe ſagen: die Öffentliche Stimme habe fidy nicht 
gegen Büreaukratie,richterliche Abhängigkeit, Actengelehrſamkeit, verfchloffene 
Thüren ausgeſprochen — e8 habe ſich dagegen Fein Verlangen nad aus 
dem Bolt hervorgegangenen Richtern, nach öffentlichem, muͤndlichem Ber: 
fahren fund gegeben? Nein, man verwirre die Thatfachen nicht alfe, 
wie ed mit den Rechtsfragen bereits gefchehen. 

Wenn auch bie inlaͤndiſche Preffe ſchwieg, fo begleitete doch bie 


"auswärtige, insbefondere die preußifche,, welche damals die relativ gelin- 


deſte Genfur hatte, die Kammerverhandlungen mit einem fortlaufenden 
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Gommentare, und wohl felten hat die öffentliche: Meinung einftimmiger 
ein verdammendes Urtheil ausgefprodhen. Auch erwachte im Volke felbft 
mit jeder Nachricht von den fländifchen Debatten die beffere Erkenntniß, 
und an die Stelle der frühern Gleichgültigkeit trat, wenn auch nur 
langfam, einige Theilnahme. Selbſt die Kammer konnte fich dieſen 
äußeren Eindrüden nicht entziehen, und wenn fie fich freilich durch An⸗ 
nahme des falfchen Princips die Hände gebunden hatte, fuchte fie jetzt 
duch viele Ausnahmen zu Gunften der Deffentlichkeit das Uebel zu hei: 
len; fo verwarf fie unter Anderem die Staatsprocuratur, das Recurs⸗ 
recht des Staates und die Entbindung von der Inſtanz. Allein die 
Deputirten hatten nicht den Muth, das Gute ganz zu wollen, mas 
fie thaten, blieb ohne das leitende Princip , die Seele des Gefeges, nur 
Stüdwert. So lange die Deffentlichfeit nicht als Fundament dem ganzen 
Bau der Gerichtöverfaffung untergelegt wird, fo lang fie nur als eine 
ängfttihe, von den Zeitverhältniffen abgenöthigte Ausnahme gift, fo 
lang muß der Freund des Fortfchrittes von der Art halben, dürftigen 
Mafregeln mehr Schaden als Nuten erwarten. Go wenig die’ zweite 
Kammer dem öffentlihen Geifte entſprach, eben fo wenig konnte fie es 
dem fiarren Gonfervatismus , der in der erften Kammer repraͤſentirt ift, 
recht machen, denn berfelbe fand in den von der Regierung erwähn- 


en Ausnahmen das Marimum aller an die Deffentlicheit zu machenden 


Gonceffionen.: Ohne Vereinigung zu Stande zu bringen, wurden die 
Stände zu Ende des Juni 1842 vertagt und die gefammte Angelegen- 
heit des Strafprocefjes ging auf verfaffungsmäßigem Wege an den Ge⸗ 
heimenvath, welcher als vermittelnde Behörde ziwifchen Ständen und König _ 
fein Gutachten für: die Befchlüffe der erſten Kammer, alfo für die mög: 
Lichfte Einſchraͤnkung der Deffentlichkeit ausſprach. Unterdeffen waren im 
Lande einige nicht unerhebliche Demonftrationen erfolgt, für deren mich: 
tigfte unftreitig die Advocatenverfammlung, zu Ende Septembers, anzufes 
ben ift. Auf diefer Verſammlung, welche den Zwed hatte, duch ge: 
meinfchaftliche Beſtrebungen der gedrüdten Lage diefes ehrenmwerthen 
Standes aufzuhelfen und ihm die hauptfächlich in conftitutionellen Staa⸗ 
ten gebührende Geltung zuruͤckzugeben, auf dieſer Zuſammenkunft wurde der 
einftimmige Befchluß gefaßt, bei Gelegenheit der ftändifchen Verhandlungen 
eine öffentliche Erklärung für Deffentlichkeit und Muͤndlichkeit abzugeben. 
Diefe Erklärung, mit wenig Ausnahmen von ſaͤmmtlichen Anwälten 
unterzeichnet, kam zuerft in den einheimifchen Blättern zum Drud und 
machte fobann durch ganz Deutfchland die Runde. Kurz darauf erfolgte 
anonym, nach ber Faffung für halbamtlidy anzufehen, eine Erwiderung, 
womit man die Reinheit der Erklärung durch die Infinuation des Ei: 
gennuges zu verbächtigen fuchte. Diefer eben fo. plumpe, als hämifche 
Angriff rief die allgemeinfte Entrüftung hervor, die Abvocaten , fo weit bie 
Genfur erlaubte, proteftirten energifd, und in der Hauptfladt traten bie 
angefehenften Bürger zufammen, um öffentlih und mit Namensunter: 
Schrift ihre volle Beiflimmung zu erklären. Ploͤtzlich erwachte das lang 
gefchluummerte Intereffe an dem Öffentitchen Staatsleben und von allen 
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Seiten famen Petitionen für die Deffentlichkeit ein, und es wurbe das voll 
tommene Einverftändniß zu der Erklärung ‚der Advocaten ausgeſprochen. 
Es entftand nun der Gedanke, das Gefes nur proviforifch auf 6 Fahre 
als Probe in's Leben treten zu laffen. Ein trauriger Ausweg! , 

Die innere Verwaltungspolitik Würtembergs iſt zu.fpeciel und zu 
befchränkt, und hier nicht der Plas, ausfuͤhrlich daruͤber zu ſprechen. 
Die Bemerkurig wird genügen, daß die Finanzen das glaͤnzendſte Depar: 
tement, der Haushalt fehr ‘geordnet, der Grebit — 
Steuerwefen gerecht und billig, das Budget mäßig. und der Einnahmen 
mehr als der Ausgaben find, Diefe Gründe EN auch die Ab: 
fiht der Regierung, zum Anſchluß am den Rhein und die Do 
bahnen duch das Land zu führen. Obgleich feiner. ganzen 
Lage und Cultur nad) durchaus zu feinem Handelsſtaat b 
ven doch wichtige Handels ſtraßen durch fein Gebiet und 
thum verlangt einen auswärtigen Markt; auch gäbe es für bie "inteler 
tuelle Fortbildung des Landes fein größeres Unglüd,, als ifolirt zu wer: 
den. Wenn grade die feſtere Verbindung der einzelnen. das 
charakteriſtiſche Merkmal für die neue Periode deutſcher Me, 
fo hat vor allen anderen Schwaben diefe Wechfelwirkung anf ſich zu dul⸗ 
den, die es feiner einfeitigen ſcharfen Abſchließung entreißt und m — 
mittheilenden Umgang mit dem re 
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Würtemberg, Nachtrag über *3* F 
Shen Standpunct*). — Wenn von dem Cul 
lands und feiner einzelnen Staaten die Rebe er (2 
MWürtemberg unter den erften zu nennen. md auslaͤnd 
ſche Schriftfteller rühmen die würtembergifche — *æ*; als liber 
human, ihre Tendenz als eine dem Fortſchtitt und, das geiſtige Wad 
thum des Volkes begünftigende, fie ruͤhmen, daß in dm ſtaatli | 
bältnifjen des Landes die Möglichkeit einer: -iften; 
gers enthalten, und daß biefer in feiner Entwidelung, dur: 
den Verhältniffe keineswegs gehindert fei.. : Das: würtemberg 
fei daher auch geiftig vorangefchritten und tönne. im vielen Beziehune 
anderen Staaten als Muſter aufgeſtellt werden. — 

Es muß fuͤr ein das in Deutſchland — ſeu, nit⸗ 
lich fein, ſtren ge zu prüfen, ob feine Zuſtaͤnde die Probe einer unpat⸗ 
tetifchen Kritik beftehen koͤnnen, ob neben dem loͤblichen nicht etwa auch 
Schattenſeiten ſich finden. Ich werde alſo unterſuchen, ob und in wie weit 
im Allgemeinen jene obgenannten Bedingungen bes Voͤlkergluͤcks vor: 


* Bei der großen Bedeutung, welche Waͤrtemberg durch ſeinen ehchtigen 
hen Volksſtamm und durch feine vielfach m... Verfaffung und 
—— hat, hielt es die Redaction fuͤr angemeſſen, den voranſtehenden Arti⸗ 
kel durch den gegenwaͤrtigen Kr ergängen welcher ebenfalls einen Würtemberger 
zum Verfaſſer hat. Einem tüchrigen Wolke und einer tuͤchtigen Regierung mul mus 
auch tadelndes freies Urtheil nicht Brig fondern nur 9 werben , 
etwas unmrichtiges ift leicht widerlegt, der richtige Zabel muß heilſam en 
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handen find; ob das an ſich wackere Volt, um auf den Ruhm eines 
geiftig vorangefchrittenen mit Recht Anſpruch machen zu können, wenig: 
ftens in feiner Gefammtheit die Idee der Freiheit erfaßt hat, ob ihm 
die Rechte und Freiheiten zum Bemußtfein gekommen find, ohne melde 
nirgends ein freies felbftthätiges und achtbares Buͤrgerleben möglich ift, 
ob es für diefe Rechte glüht, ob das würtembergifche Volk ein geiftig 
rühriges Volk ift, ob es das Ideal kennt, das als das Ziel aller Voͤl⸗ 
kerbewegungen in unferer Zeit angeftrebt wird, das deal nämlich, ein 
ferbftftändiges und mündige® Volk zu fein, oder e8 wenigſtens zu wer⸗ 
den. Ich werde ferner unterſuchen, ob die mwürtembergifche Regierung 
bei ihren Verdienſten auch durch ihr politifches Syſtem wirklicd die Ent: 
roidelung des Volkes begünftigt, ob dieſes politifche Syſtem eine edle 
humane Zendenz hat, ob das feinen Maßregeln zu Grumb liegende Prin⸗ 
* die geiſtige und politiſche Ausbildung des Volkes fördert und un: 
terftügt. 

Da das mürtembergifche Volk eine Verfaffung hat, in welcher ihm 
Rechte zugefagt find, die zu jenem Ziele führen, und ba das Volk im 
Vollgenuſſe diefer Rechte ſich nicht befindet, fo handelt es ſich zunaͤchſt 
um die Frage: fuͤhlt das Volk die Abweſenheit jener Rechte und Frei⸗ 
heiten, und ſtrebt es mit aller Kraft darnach, daß es ſie erlange, iſt in 
dem wuͤrtembergiſchen Wolke die erſte Bedingung bed Fortſchrittes vor: 
handen, ift in ihm das conftitutionelle Princip lebendig, wird es in Wuͤr⸗ 
temberg gehegt und gepflegt? 

I. Seitdem nad) Mapoleon’s Falle die deutfchen Stämme angefan- 
gen haben, fi den Schlummer aus den Augen zu reiben, und ihrer 
Kraft und Würde ſich einigermaßen bewußt zu werden, ſeitdem auch die 
Megierungen angefangen haben, bie Völker nicht mehr alfein als paffives 
Moment im Staatsleben zu betrachten, fondern ihnen in Berfaffungen 
einen Einfluß auf die Staatsverwaltung einraͤumten, und ihnen Rechte 
und Freiheiten zufagten, die der Zeitgeift verlangte, feit jener Zeit ift in 
alfen conftitutionellen Staaten mehr oder minder das Streben fidhtbar 
gerorden, durch felbftgemählte Nepräfentanten jene verfprochenen, aber 
leider noch nicht gemährten Rechte zu erkämpfen, und überhaupt dieje⸗ 
nigen Freiheiten auszumirken,, ohne welche der Bürger zur merthlofen 
ge herabfinkt, und ohne welche Fein Volk als felbft: 
ftänbi: fetbftrhätiges daſtehen tann. Die Staͤndekammer iſt daher 
der —* Maßſtab fuͤr die Beurtheilung eines Volkes, denn ſie iſt 
der Abdruck der Volksſtimmung, in ihr iſt zu erſehen, wie das Volk ge: 
ſinnt iſt, und mie es feine Rechte zu erkaͤmpfen und zu wahren ſucht. 
Sehen wir, welche Stunde in Wuͤrtemberg geſchlagen? 

Natuͤrlich werden bei Beurtheilung eines conſtitutionellen Staates 
nicht die Verhaͤltniſſe eines abſoluten maßgebend fein, ſondern eine der: 
artige Kritik wird fih an die Fortfchritte lehnen, die das conftitutionelle 
Princip in feiner Entwidelung unter den gegebenen Bedingungen hätte 
machen tönnen, oder unter den gleichen Berhältniffen in anderen Staaten 
— hat. 
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Zur Zeit, als überall in Deutfchland ber Geift der Oppofition gegen bie 
Regierungen fich regte, da wurde auch MWürtemberg vom Zeitgeifte erfaßt. 
Es wurde eine freifinnige Kammer gewählt, und Männer, wie Uhland, 
Pfizer, Schott u. A., führten warm und begeiftert der Freiheit das Wort 
gegen bie hiſtoriſch berechtigten Uebelſtaͤnde, es bildete ſich eine lebhafte 
DOppofition im Stänbehaufe, den Miniftern wurde firenge Rechenfchaft 
abverlangt. Ein freifinniges Blatt verbreitete in vielen taufend Eremplaren 
die Ideen und Zendenzen der Kammer unter bem Volke, und diefes in 
tereffiete ſich wader für die politifchen Kämpfe. MWürtemberg zeigte durch 
feine Kammer, daß es ebenfalls im Gefolge des Zeitgeiftes einhergehe. 
Damals fing das Volk an zu ermachen, aber feine Augen fchloffen fih 
bald wieder, jene Periode war blos ein lucidum intervallum geweſen. 
Die Häupter der Oppofition, abgefchredit durch den Widerſtand, auf den 
fie fließen, verzweifelten an dem Siege und verliefen das Schlachtfeld. 
So ſtarb die mwürtembergifche Oppofition eines freiwilligen Todes, und 
ber liberale Strom verlief fi) nad kurzem Laufe im Sande, der das 
Grab ber freifinnigen Kammer nunmehr bebedie. 

Da das Volk und die Kammer in unzertrennlicher Wechſelwirkung 
zu einander ſtehen, einander bedingen, ſtaͤrken und fräftigen, ba beſon⸗ 
ders die deutfchen Völker noch nicht fo felbftftändig find, daß fie ohne 
äußere Anregung politifche Lebensthätigkeit zeigen, fo ift Far, daß ein 
Volk ohne freifinnige Kammer verwaift ift, einer Uhr ohne Feberkraft 
gleicht und fo lange fill fteht, bis diefe wiederhergeſtellt if. Da be 
fonders das mwürtembergifche Volk ſich noch nicht von den Folgen ber 
fouveränen Regierung bes Königs Friedrich, der neben fic Beine andere 
Seibftitändigkeit im Staate duldete, erholt hatte, fo mar ihm vor allm 
anderen Staaten eine freifinnige Kammer unentbehrliih, um nad und 
nad das unter jener Regierung gaͤnzlich unterdrüdte Volksgefuͤhl mir: 
der zur beleben. Seit jenem Nüdtritte ift daher auh in Würtemberg 
ein betrübender Stillftand eingetreten. Die politifche Entwidelung des 
Volkes wurde unterbrochen, meil fie keine Nahrung mehr fand, das 
mühfam errichtete Gebäude des Liberalismus flürzte zufammen, meil ihm 
fein Fundament, die Oppofition, tweggenommen worden, das Volk hatte 
feinen Daltpunct mehr, an den es ſich in feinen politifchen Beftrebun: 
gen hätte lehnen koͤnnen, und fo mußten natuͤrlich die einzelnen Kräfte 
zerfplittern, weil ihnen ber gemeinfame Mittelpunct fehlte. Mit dem 
Verſchwinden der DOppofition traten allmälig alle diejenigen Clement 
wieder hervor, welche als die Hauptfeinde bes Voͤlkergluͤcks und de 
Selbftftändigkeit und Münbigkeit der Voͤlker anzufehen find, die Beam 
tenherrſchaft gewann täglid mehr an Macht und Einfluß, und bominirt 
gegenwärtig uneingefchränkt das ganze Volk, in welchem das Intereſſt 
für jene Freiheiten, die in einer Kammer erfämpft werden follen, faſt 
gänzlich erloſchen ift. 

Betrachte Einer jegt das politifche Leben in Wuͤrtemberg, betrachte 
Einer die mwürtembergifhe Kammer, ob fie ſich ihrer hohen Aufgabe, 
Waͤchterin und Schirmerin der Wolksfreiheiten zu fein, recht bewußt ifl, 
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ob fie, meiftens aus Beamten zufanmmengefegt, nicht mit jedem Jahre 
fuͤg⸗ und lenkſamer wird, ob fie nit alle Vorſchlaͤge der Regierung 
bereitwillig annimmt, ob man noch eine fteie Sprache, eine Sprache für 
Sreiheit vernimmt. Das neue würtembergifche Strafgeſetzbuch, die Be⸗ 
willigung theurer Gafernenbauten und Cenforenbefoldungen u. ſ. w. geben 
Zeugniß von der Wirkfamkeit der würtembergifhen Kammer, geben Zeug- 
niß davon, wie diefe von. der Regierung benugt wird. Betrachte aber 
Einer auch das mürtembergifche Volk, mie fehr es fih täglich von 
dem Ziele, felbfiftändig und mündig zu werden, mehr entfernt, 
wie es, nur in feine materiellen Intereffen - verfunten, und. unter ber 
Leitung der Beamten und Staatsdiener, die Ideen, die dev Beitgeift 
gekiert, faft fpurlos an ſich vorübergehen läßt, wie in ihm fogar die 
Ahnung von einem befferen Zuftande faft untergegangen. — - 

As ein Beweis von der Rührigkeit und Lebendigkeit, von dem po⸗ 
Kitifchen Leben der Voͤlker find die Anftrengungen zu betrachten, bie es 
macht, würdige, feine Intereſſen wahrende Männer als Abgeordnete in 
die Ständelanmmer zu bringen. Diefe- fogenannten Wahlumtriebe wer: 
den überall gemacht, wo Gonftitutionen und, Völker beſtehen, die zu ih- 
vem Rechte g:langen wollen, aber ſeht einmal das wuͤrtembergiſche Volk 
an, feht, wie es fo gleichgültig ift, wie .menig e8 ſich darum. befümmert, 
wer in der Kammer fein. Intereſſe vertheidigt, wem es das. Heiligfte 
und Theuerfte anvertraut. In MWürtemberg- gibt e8 Feine Wahlumtriebe 
von Seiten der Bürger mehr, und die Regierung hat leichtes 
Spiel. Während vordem die. Beamten ſich gewaltig abarbeiten mußten, 
bis ihre Anhänger im Ständehaufe faßen, ſpricht jegt der Oberamtmann 
einige Worte an die verfammelten Wahlmaͤnner, macht fie auf die treff⸗ 
lichen Eigenfchaften feines Gandidaten aufmerkſam, und als der Nieder« 
ſchlag diefes Proceſſes geht dann gewoͤhnlich ein Abgeordneter im Sinne 
der Regierung hervor. Nur ein Beifpiel, das als Typus betrachtet 
werden möge. In einer Oberamtsftadt, die ſich ehedem duch die Wahl 
eines der angefehenften Oppofitionsmänner ausgezeichnet, wurde bei der 
legten Wahl der vormalige Oberamtmann gewählt, ber megen feiner 
Willkuͤr und Barfchheit während feiner Amtsführung überdies yar nicht 
beliebt gewefen war, und. zwar wurde er gewählt, weil er. einige Tage 
vor. der Mahl den Wahlmännern, die eben fo gleichgültig-einen Andern 
gewählt hätten, die Hand drüdte und. unter- die Dorfkinder einige.abge- 
tragene Kleidungsflüde vertheilen ließ. — Auf dieſe Weiſe ſucht das 
mwürtembergifche Volk durch feine Kammer: ſich den verfaffungsmäßigen 
Einfluß auf die Staatsverwaltung zu erringen und um bie. verfaffungs- 
mäßigen Rechte und Freiheiten zu kaͤmpfen. | 

Es mangelt alfo dem würtembergifhen Wolke. das vornehmite 
Kennzeichen des Fortſchrittes und die erſte Bedingung der Entwidelung 
zur Freiheit, Selbſtſtaͤndigkeit und Mündigkeit, e8 mangelt ihm. eine freis 
finnige Kammer, eine gefegmäßige Oppofition , e8 mangelt ihm: das In— 
tereffe für fein. Recht und feine Würde, ; es iſt gleichgültig gegen das, 
wofür +8 enthufiasmict ‚fein follte. Das würtembergifche Volk iſt alſo 
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in dieſer Beziehung durchaus nicht — — und fein Zuftand kei⸗ 
neswegs beneidenswerth. er 6* 

Aber, koͤnnte Einer einwenden, das Bolt kann der Oppofition ent: 
behren, dem es befindet ſich wohl. und im Genuffe aller der N 
die ihm ‚verfprochen, die Regierung ift fo human und liberal, ihre Ten⸗ 
denzen fo. edel, daß nichts zu wuͤnſchen und zu Hagen if. — Dielen 
Einwurf widerlege ich, indem ich auf die übrigen Verhältniffe und Bu: 
ftände Würtembergs übergebe. 

U, Nächft dem Zuſtande ber Kammer geben die Prev erhält: 
niffe .eines Landes den ficherften Maßſtab zu Beurtheilung feiner geiſti⸗ 
gen Höhe. Als ein Theil des deutfchen Bundes hat Würtemberg die in 
feinem Grundvertrage enthaltene Preffreiheit nicht. Grund genug für’ 
Erfte, das Dafein einer unaufhoͤrlich an die Gewährung diefes den Voͤl⸗ 
ferwerthi bebingenden Palladiums erinnernden. und baffelbe wenigſtens 
einigermaßen: erfegenden Kammer näthig zu machen. Wenn aber aud 
Preßfreiheit fehlt, koͤnnte man einmwerfen, fo find mahrfcheinlich Die Pre 
verhaͤltniſſe des Landes. fo gut als möglich befhaffen, die Genfur mird 
vielleichtigelind gehandhabt: Aber ich ſage: mit Nichten. — Die wuͤrtem⸗ 
bergifche Eenſur, ; Gott ſei's geklagt! fie hat zwar wenig zu fireichen, weil 
feit der Unterdruckung der Ulmer „Zeitimteraffen” nur nodh der 
„Beobadter” ein widerfpenfliger Zoͤgling iſt, die wuͤrtembergiſche Gm 
ſur ſitzt den: Bemühungen der freifinnigen Journale fo arg auf, als es 
nur irgendwo gefhehen kann. Man höre einmal die Stoßfeufzer, 
diesder ‚Beobachter, das einzige liberale Blatt, einmal über das amdere 
ausftößt,: man betrachte die zahlreichen Bücherverbote und Eonfiscationen, 
und tage: es noch, von Genfurmilde zu fprechen, man betrachte die fe 
nach gegen die ausd ruͤſcklich e Beſtimmung felbft der Catlsbader Br: 
fchlüffe eingeführte gerichtliche Beſtrafung cenfirtee Schriften, bie 
furchtbar ſtrenge gerichtliche Verfolgung jeder angeblihen Beleidigung 
der Amtsehre, diefen wahren Alp für alle würtembergifche Freiheit, 
bem früher Lift zum Opfer wurde. Schon die einzige Thatſache, 
gar fein freifinniges politifches Blatt von der gewiß fehr bedeutenden 
mürtembergifchen Prefie ‚ausgeht, die Thatſache, daß der „ſchwaͤbiſch⸗ 
Merkur’ das gelefenfte Journal ift, die Thatſache, daß alle Liberalen 
Blätter verfümmerten oder unterbrüdt wurden, mag Beugniß geben, 
einestheild von den Genfurverhältniffen, anderntheild von dem Geifte des 
Volks, das auch hier zeigt, daß es in feiner Gefammtheit- das Intereffe 
an den freifinnigen Geiftesprobueten verloren hat. Jene leichte belle 
teiftifche Waare freilih, jene Stüd für Stud um 6 Kreuzer-Literatuf, 
womit von den literarifchen Krämern und Dandiwerfern der Markt über 
ſchwewmt wich, findet Abgang, allein was fol diefe zur Volksbildung? — 

Andere Staaten haben zwar auch Beine Preffreiheit und eine Cen⸗ 
fur, allein man ſtraͤubt ſich doch dagegen, dev Ruf nach der freien Preffe 
ift doch laut, man feufzt doch menigftens unter dem Drude- und fühlt 
was man entbehrt und kämpft um bie Freiheit der Preffe, während bie 
würtembergifche Kammer Genforenbefoldungen decretirt. Ich frage ba 
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ber: geben die mwürtembergifchen Prefverhältniffe Zeugniß davon, daß die 
politifchen Zendenzen liberal und human, daß fie das Erwachen bes 
Volkes begünftigen,, geben fie Zeugniß davon, daß das Volk im Vor—⸗ 
waͤrtsſchreiten begriffen iſt und eine hohe Eulturftufe einnimmt? 

Ill. Eineweitere Grundbedingung, durch welche die Seibfiftändigkeit 
des Volkes, und das Beitehen eines feinen Werth fühlenden Bürgertbums 
vorbereitet und möglich gemacht mich, ift in einem Staate ein Geſetzbuch, ein 
Rechtszuſtand, welche den Anforderungen der Dumanität entfprechen, deren 
Geift liberal iſt, und deren Verorbnungen liberal gehandhabt werden, bie freie 
Würde de8 Mannes achten und ihm zu feiner Entwidelung hinlänglich 
Raum geben, die das Volk geiflig zu heben fireben. Mit dem Regies 
wungsanteitte des gegenwärtigen Königs wurde bie Juſtiz von ber Vers 
waltung getrennt und jene den Oberamtsgerichten, diefe der Oberaͤmtetn 
als erjien Inſtanzen übergeben. So fehe ich diefe Mafregel als einen 
Fortſchritt betvachte, fo. muß ich doch gefteben, daß, was die Verhaͤltniſſe 
des Richterperfonals, fo wie die Art und Weiſe, wie die Unterfuhungen 
geführt werden, betrifft, mir noch nicht binlängliche Buͤrgſchaft für eine 
volllommene Sicherheit des Bürgers darin zu liegen ſcheint. Bei dem Ober: 
amtsgerichte fungiren nämlich zwei Beamte, der Oberamtsrichter und ber 
Actuar, welch' Lesterer, oft faum dem Strudel des Univerſitaͤslebens ent- 
prungen, nun die wichtigften Proceffe und Unterſuchungen zu leiten hat. 
Mancher Mann wird fich gewiß ſchon oft eines unheimlichen Gefühles 
nicht haben erwehren können, wenw er fich plöglich fo einem unbärtigen 
Unterfuchungsrichter im geheimen Verhoͤre gegenübergeftellt fah.- Ein noch 
wichtigerer Uebelftand möchte es ſein, daf in MWürtemberg bee Unterfus 
hungsrichten die Prosocolle feibft fchreibt.. Welchen Einfluß diefe Mas 
nier auf das Ergebniß einer Unterfuchung haben kann, will ich jedem 
Unparteiifchen ſelbſt zu bedenken überlaffen. 

Nachdem in Würtemberg lange nach hergebrachter Weiſe gerichtet 
worden war, ging vor einigen Jahren von der Regierung ein neues 
Strafgefegbuh und eine Strafproceforbnung aus, die natürlich beide von 
der Kammer genehmigt wurden. Dieſes Strafgefegbudy nun iſt es, auf 
das ich jegt mein Hauptaugenmerk richte, denn in ihm liegen für dem, 
der es genauer anficht, die Zendenz und das Princip, das die Regierung 
verfolgt, am Dffenkundigften da. Ich abſtrahire bei Beurtheilung diefes 
Coder von feinen vielen, durch unbeftimmte Begriffsfaffungen erweiterten 
und vielen neu gemachten Vergehen ımd feinen inhumanen, oft brafonifchen 
Strafbeitimmungen, ich. abftrahire von der unbegrenzten Willkür, die. es 
dem Nichter in die Hände legt, fo daß es ganz von der moralifchen Ue⸗ 
berzeugung des Richters, von dem Benehmen oder den Berhältniffen des 
Angefhuldigten abhängt, ob deffen Verbrechen gelinder oder um's Dop⸗ 
peite,- ja Zehnfache firenger beftraft wird; ich erwähne nur die. häufig 
ganz unjuriſtiſchen Ausdehnungen aller Staatsvergehen und insbefondere 
einen Umitand, aus welchem: zur Genüge die Wenden; und bas Princip 
erfichtlich iſt, den Umftand nämlich, daß durch die wahrhaft abenteuerliche, 
allen roͤmiſchen und altbeutfchen, allen englifchen und franzöfifchen, allen 


Ye 


816 Wuͤrtemberg, neuejter Standpunet. 


wahren Rechtsgrundſaͤtzen widerfprechenden Strafgefege. und. Verfolgun⸗ 
gen wegen verlester Amtsehre der Beamten und aller öffentlichen, Die 
ner, die, Perfon und die Freiheit fehr vieler Bürger von —* ‚Charakter 
und der Individualität der Beamten abhängig gemacht wird. Nach den 
Beftimmungen des neuen würtembergifchen Strafgefegbudes  Eann 
nur einigermaßen Eräftige Auftreten vor Gericht, jebe 
erung einem Beamten gegenüber, aud wenn dieſer feine: Amtsgenal 
auf die empörendfte Weife mifbraudt, kurz, * 
Mannes» und Menſchenwuͤrde, die unſchuldigſte Rede nach dem — 
ſen des Richters als Amtsehrebeleidigung betrachtet und nach Umfiaͤnden 
mit infamirender Kerkerſtrafe belegt werden. Es iſt eigentlich unglaub⸗ 
lich, wie das neue wuͤrtembergiſche Strafrecht im. dieſer Beziehung ver⸗ 
faͤhrt, und id) kann mic daher nur durch Beiſpiele deutlich machen. 
Was ſagen 3. B. die Lobpreiſer der jetzigen 
und Cultur dazu, daß ein dem gebildeten Stande ‚angehörender 
Mann, der in einer. Beſchwerdeſchrift gegen einen: 

ten deſſen Titel hinter, flatt vor feinen Namen fegte, mit mehreren Mo: 
por Vezirksgefängniß beftraft wurde, weil. das Gericht in jener Nadı- 
fegung des Titels eine Verhöhnung und —— un ‚erblickte ? 
Was fagen fie ferner dazu, daß jener *2 weil — 
Vorladung Krankheitshalber nicht 
retirt und als der Flucht verdaͤchtig, im Re: *8 wurde, A, un he 
den Recursweg abzufchneiden, ungeachtet. er von f | 
ein Zeugniß von feiner Anfäffigkeit- in — —— 
fagen fie dazu, daß ein rechtlicher, unbeſcholtener 
als achtbar anerfannter Bürger wegen Amise J 
gen Bezirksgefaͤngniß belegt wurde, weil er einem das 
tretenden tyrannifchen und uͤbermuͤthigen Ortsvorſtande, der mi 
den auf die empörendfte, widerrechtlichſte Weiſe und ohne allen 
hen Grund arretiren und als Verbrecher behandeln behandeln ließ 
Borftellungen machte? Was fagen fie bay, * * 
liche Buͤrger, nachdem er alle Inſtanzen 
ſtizminiſter den Beſcheid erhielt, er —9— fine 
fagen fie endlich dazu, daß eben jener. 
aus Kummer von einer. ſchweren Merven | 
deshalb das Gericht inftändig ‚bat, nur — —— in. Hai 
befuchen zu dürfen, um feiner Gattin, den. Plab ‚anzuzeigen, a 
fein ganzes Vermögen betreffenden Papiere, | 
dem Gerichte diefe Erlaubniß nicht erhielt Bam 16 ai Si efe u 
gar manche ähnliche. Beiſpiele vun chte 
zum Schutze der wuͤrtembergiſchen Amtsehre uͤberladen ſehe ur 
dem Principe und der Wirkung ſolchen 5 
ich deutlich zu fehen „daß, —— 18 Volk und der 
an einen blinden Gehorſam gewoͤhnt, er von je gen 
digung feines Rechtes abgehalten, daß das B 
und Freiheit rege machendes Beiſpiel wer 
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Nefpect gegen Beamte und Staatsbiener auf Koſten feiner Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit eingeflößt und der Beamte mit einer das Volk. einfhüchternden 
Gewalt und Auctorität bekleidet werden fol oder muß, fo daß das Volk 
durch diefe gang nah Willkuͤr dirigirt und von jeder felbftitändigen Mes 
gung zurüdgehalten werden kann. Diefes erfcheint noch klarer, wenn 
man erfährt, daß das höhere Gericht die Klage eines Beamten megen 
Amtsehrebeleidigung felbft dann nicht unbeachtet laſſen darf, wenn diefer 
fein Unrecht einfieht und feine Klage zurüdnimmt, wie es in der zulegt 
angeführten Unterfuchung geſchah. Wer diefes kennt, wird fich nicht 
mehr darüber wundern, daß man gegen das allgemeine Verlangen nach 
Deffentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens mit Leibestraft 
fi flemmte und auf feine Weife den Strom, der gegen geheimes Ins 
auifitionsverfahren und Beamtengemwalt ſich fürzte, durch ein mwerthlofes 
Öffentliches Schlufverfahren, das noch dazu erft gegen Einlaßkarten zu« 
gänglich ift, abzuleiten fuchte. Freilich wäre auch durch die Deffentlidy 
keit und Muͤndlichkeit des Gerichtäverfahrens die grenzenlofe Beamten: 
macht geftürzt worden. 

IV. Sin unferem modernen Staatäleben ift ein meiteres Element 
das Inſtitut der Staatsdiener und Beamten, deren Verhältniffe, bei ih» 
rem Einfluffe auf das Volk, von nicht geringer Wichtigkeit bei Beur: 
theilung eines Staates find. — Wenn das Recht nicht zum Popanz 
werden und das Wolf nicht unter dem Drude der Organe der Regie 
rung verfümmern foll, fo ift es noͤthig, daß der Stantsbiener, um frei 
und unabhängig, um nady feiner pflihtmäßigen Ueberzeugung und feinem 
Gewiſſen die Gefege handhaben zu können, unerreihbar fei für die Maß⸗ 
regeln, die das Mißfallen der Regierung und die Willkür gegen ben 
rechtlich Handelnden verhängen kann. Die mwürtembergifche Verfaſſung 
erkennt biefe auch an, da nad ihr Fein Staatsdiener ohne gerichtliches 
Urtheil feines Dienftes entlaffen, oder verfegt werden kann. Allein troß 
dem find die mwürtembergifchen Staatsbiener fo wenig gefihert, wenn fie 
fi je freifinnig geriven mwollten, als in irgend einem andern der neuen 
Molizeiftaaten, denn die forgfältigfte, bis in’s Einzelne gehende Ues 
berwahung und Bevormundung, in Verbindung mit der Abhängigkeit 
aller Beförderung von der Gunft, leiften eben fo viel als gänzliche 
Rechtsloſigkeit oder Verſetzbatkeit. — Es ift ein feines Princip, das 
man in dieſer Beriehung befolgt, von der unterften bis zur hoͤchſten 
Stufe ift fo fehr ein durchgreifendes Syſtem der außeramtlihen Mit: 
theilungen, der genaueften Ueberwachung des Einzelnen dur den Ein- 
zelnen eingeführt, der einzelne Staatsdiener ift fo fehr von der Wach⸗ 
famkeit feiner vorgefegten Behörde in Beziehung auf fein Benehmen 
überzeugt, daß fchon feine deingendften Sntereffen es erheiſchen, nicht 
anders als der Regierung mohlgefällig fi) zu dußern, auch wenn er im 
Grunde des Herzens anders daͤchte. Als ein Beifpiel von der Beauf⸗ 
fichtigung der Staatsdiener möge die Thatfache dienen, daß ein Beamter, 
ber zugleich Schriftſteller ift, einen nachbrüdlichen Verweis erhielt, weil 
er mit einer mißfäligen Buchhandlung in Stuttgart in Verbin⸗ 
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dung treten wollte. So befolgt man ein Spftem , das die herrlichften 
Früchte trägt. Man errichtet in dem ſtets anmachfenden Heere ber 
Staatsdiener eine jeden einzelnen Theil des Landes umfaffende Macht, diefer 
verfichert fich die Regierung durch die ängftlichfte Aufficht, um fie dann auf 
der andern Seite dem Volke gegenüber mit der unbegrenzteften Auctoris 
tät zu bekleiden, fo daß fie diefes dadurdy ganz in die Hände befonmt. 
Leider Hat auch dieſes Syſtem bereits feine Früchte getragen, denn die 
Bureaufratie kann in dem fchönften abfoluten Staate nicht ausgebildeter 
fein, als in Würtemberg. : Das Screibereimefen, das beim Beginne ber 
gegenwärtigen Negierung dieſe felbft mit dem ganzen Lande öffentlich ver: 
warf, war nie fchlimmer. Das duch das Jaͤgerregiment der vori- 
gen Regierung ohnehin eingefchüchterte Volk ift den Beamten gegenüber 
faft wehr- und millenlos und läßt ſich lenken und leiten, wohin man 
will. Ein würtembergifcher Beamter ift, befonders in den entlegenen 
Theilen des Landes, der Vicekönig in feinem Bezirke. — Nicht minder 
als die Staatsbiener werden die Kirchendiener bewacht. Das wuͤrtembergi⸗ 
ſche Gonfiftorium Eennt die Verhältniffe der einzelnen Geiftlihen fo ge: 
nau, daß es weiß, welche Gefellfchaften fie befuchen, welche politifchen 
Anfichten fie von Wahlen u. f. tw. hegen, mit wen fie verkehren, was 
für Ausgänge fie machen. Nur ein Beifpie. — Vor einigen Jahren 
wurde durdy ein Verfehen ein geheimer Erlaß veröffentlicht, worin 
die Decamate und Oberämter aufgefordert werden, alle® und jedes Unge- 
fegliche, Unpaffende und Unfchicliche, da® ihnen, wenn auch auf aufer- 
ordentlihem Wege, zu Ohren fomme, fogleih an die höhere Be: 
hörde einzuberichten und überhaupt eine möglihft genaue Aufficht 
über die Geiftlichen zu führen. — Befonders ift auch das politifche 
Verhalten der Geiftlihen uͤberwacht. In den Berichten der oberen Be: 
hörden ift für fie und die Schullehrer eine eigene Rubrik enthalten, 
worin ihr „politifches Verhalten‘ bemerkt ift. Und mwenn ein Pfarrer 
ober Lehrer e8 wagt, für Liberalität zu mirken, fo wird er, laut Beifpie- 
len, fo lange nicht bedienftet, oder auf ärmlichen Dienften belaffen, bis 
er fich gebefjert, oder den König eigenhändig um Verzeihung gebeten bat. 
So ift auch der in Würtemberg fehr einflufreihe Stand der Geiftlichen 
ganz unter Vormundfchaft der Regierung und feine Mitglieder müffen 
fi deshalb vor einem der Regierung mißfälligen Benehmen wohl huͤ⸗ 
ten, da ja eine einfache, alle Rechtfertigung ausfchliefende Denunciation 
hinreicht, alle Ausſicht auf Beförderung zu vereiteln. 

V. Die Zuftände einer Hochſchule zeugen ebenfalls von dem Geifte 
ber Regierungen. Natürlich werde ich nicht die wiſſenſchaftlichen Lei⸗ 
ftungen der Univerfität Tübingen, nicht den Ruhm und die Verdienſte 
ihrer Gelehrten betrachten, fondern nur die Art und Weife, wie fie 
vom Staate beauffichtigt wird, und dem jungen Manne Gelegenbeit 
gibt, feinen Charakter, feine Sitten zu entwideln. Alle Verhältnifie, 
alle Verordnungen deuten auf die Tendenz hin, den Begriff der Univer⸗ 
fität aufzuheben und aus ihr eine Staatsdieneranftalt zu machen, auf 
twelcher unter der Ruthe der Zucht koͤniglich mürtembergifhe Staats: 
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diener herangezogen werden. Deshalb hat man den Rechtszuſtand 
ber Studenten aufgehoben und ihre ganze Eriftenz in die Hände ber 
Behörden gelegt, in Verbindung mit der Polizei entfheiden die akademis 
fhen Beamten nach ihrer moralifchen Ueberzeugung über das Schidfal 
ber jungen Leute, über ihre Vergehen und ihren Charakter. Der Student 
ift daher völlig rechts: und wehrlos, der jeweiligen Perfönlichkeit der dirigis 
renden Beamten anheim geftellt. Faft unglaublic) find die Strafen, die jedes 
Semefter verhängt werden; faft unglaublich die Bleinlichfte Beaufſich— 
tigung der Einzelnen, bie fo ftörend in die Entfaltung der Individuali⸗ 
tät eingreift, daß dadurch der Charakter ſchon manches Sünglings ver: 
borben wurde. Ich will nicht davon fprechen , daß die gefelligen Ver: 
eine, die nur deshalb noch in der Gommentroheit verfunfen find, weil 
ihnen eine freie Ausbildung und ein Fortfchreiten mit der Zeit nicht ges 
ftattet wird, regelmäßig jedes Jahr fireng verfolgt und mit consilium 
abeundi und Relegation beftraft werden, um fi dann fogleih von 
Neuem wieder zu conftituirenz ich will nicht davon ſprechen, daß durch 
die kleinlichſten Polizeiverordnungen den Studenten ein Hut auf bie 
Stange aufgeftedt ift, um ihnen ſchon frühe den Geift der Unterwürfig- 
keit und Entäußerung der Selbftftändigkeit einzuflößen und fie an blin: 
den Gehorfam zu gemöhnen ; ich mill nicht von dem Uebermuthe der Po- 
ligei fprechen, nicht davon, dag Tübingen einer belagerten Stabt gleicht, 
weil Tag und Nacht Gensdarmen barin patrouilliren, die das Recht ha 
ben, jeden Studenten ſogleich aufzugreifen; ich will nur davon fprechen, 
wie die Form des Rechts gebraucht, deffen Geift aber getöbtet wird; 
von den rechtsverlegenden Urtheilen gegen Studenten will ich fprechen, 
davon, daß 3. B. Studenten ſchon oft ohne Weiteres arretirt wurden 
und mehrere Tage verhaftet blieben, ohne ihnen den Grund ihrer Ver- 
haftung zu eröffnen, ungeachtet, laut Berfaffung, jeder Einwohner Wür: 
tembergs biefes Recht anzufprehen hat; daß man ferner Studenten 
mit dem consilium abeundi beftrafte, ohne fie über ihr Vergehen verhört 
zu haben, daß für foldhe, deren Benehmen den akademiſchen Gefegen 
angemeffen, aber den Behörden mißfällig war, eigene fpecielle, auf ihren 
Charakter berechnete Verordnungen gemacht wurden, gegen welche fie am 
Ende fidy verfehlen mußten; daß 3. B. Studenten wegen „entfernter 
Theilnahme an einem durch die Polizei verhinderten Duell’, d. h. als 
Zuſchauer, mit consilium abeundi beftraft wurben ; daß andere, die wegen 
Verdachts, ein Vergehen begangen zu haben, durch das Griminalgericht 
von der Inſtanz entbunden, von der akademiſchen Behörde wegen Nicht: 
eingeflehens ihrer Schuld mit 1!sjährigem consilium abeundi beftraft 
wurden. Alfo auch bier wieder das Princip, Beine Selbftftändigkeit zu 
dulden und durch die geeigneten Mafregeln einen Geift unter den 
Studirenden zu erzeugen, der fie fpäter fähig madht, in das Beamten- 
reih aufgenommen zu merden. Die Folgen diefes Spftems blieben 
nicht aus, denn die Studenten in Zübingen verfümmern unter dem 
Drude der Verhältniffe, jene Urbanität und Humanität des Geiftes, die 
der freie Umgang mit den Mufen gibt, ift dem Pre ie 
*« 
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Brotſtudium gemwichen, die freiere, großartigere beutfch vaterlänbifche oder 
vollends kosmopolitiſche Lebensanfhauung hat einer einfeitigen, Eleinlichen, 
Alles durch das Glas der eigenen würtembergifchen Verhältniffe betrachten: 
ben Anficht Plag gemaht. Der Student in Zübingen ift meift für bie 
modernen Ideen unzugänglich, das ideale Streben ift fort, und die Mufen 
haben einen Drt geflohen, wo das Bild der afademifchen Freiheit von 
Gensdarmen und Polizeidienern verhöhnt wird. 

VI. Ich berühre hier nur noch kurz die focalen Verhältniffe Wuͤr⸗ 
temberge. Aus dem bisher Gefagten wird man leicht auf fie fchließen 
Finnen. In einem Volle, wo der Entmwidelung und Erhebung des 
Bürgerthums fo viele Hinderniffe im Wege ftehen, wo die Beamten: 
macht fo ungeheuer ift, daß fie in alle Verhältniffe eingreift, wird fi 
auch Bein rechtes öffentliches VBürgerleben bilden innen. Wie überall, 
fo herrſcht auch in der Gefellfhaft der Beamte vor, er ift die Seele des 
Ganzen, um ihn, ald das Gentrum, drehen ſich alle Radien ber Geſell⸗ 
fhaft. Wehe bem Fremden, der unter diefe Magnaten in einem wuͤr⸗ 
tembergifchen Landftädtchen geräth, mwehe ihm befonders dann, wenn er 
etwa gar freifinnige Anfichten mitbringt, oder feine Manneswürde gel: 
tend macht. Außer diefem Hinderniffe ftehen, befonders in Altwuͤrtem⸗ 
berg (das lebensluftige Hohenlohefche und das tharkräftigere, der Schweiz 
benachbarte Oberſchwaben hat einen viel freieren Ton), vor Allem ber 
Pietismus, dann jener aͤngſtlich beobachtete Unterfchied zwifhen Bürgern 
und fogenannten Honoratioren, jener Kaftengeift, jene vermoderten Phili- 
fterbegriffe, jenes fociale Prohibitivfpftem im Wege, durch welches im 
ganz Deutfchland bis jegt die Entwidelung eines oͤffentlichen bürgerli- 
chen Lebens aufgehalten und die jeden Einzelnen anerfennende und je 
den Einzelnen ſtark machende Anerkennung feines Werthes verfügt 
wurde, die von der Dumanität verlangt wird. 

Sf nun in allem Bisherigen Freiheit und Fortfchritt fihtbar? Die 
materiellen Intereſſen freilich, und mas darauf Bezug hat, werden forgfam 
gepflegt, Aderbau und Viehzucht unterflügt, Bruͤcken und Landftrafen 
erbaut, Induſtrie begünftigt, das Einkommen des Staats vermehrt, die 
Materie wird berüdfichtigt, aber mas höhere ntereffen angeht, das 
Meich des Geiftes, bleibt vernachläffigt. Die Sorge für die Erhebung 
des Volks, für die Hinführung zur Selbſtſtaͤndigkeit und Mündigkeit 
paßt nicht in diefes Syſtem. 

Es bleibt mir zum Schluffe nur noch einen Blick auf eine Erfchei- 
nung zu werfen übrig, die vor einigen Jahren allgemeines Auffeben er- 
regte, und melde, weil fie, oberflächlidy betrachtet, faft die Wahrbeit des 
von mir Gefagten entfräften koͤnnte, unvermeidlich von mir geprüft wer: 
den muß. Ich meine die pompöfen Keierlichkeiten, die zu Ehren der 
25jährigen Regierung des Königs in Stuttgart veranftaltet wurden und 
unter dem Namen des Jubilaͤums befannt find. 

Diefes Feſt koͤnnte allerdings von der glüdlichen Rage des Landes 
Zeugniß geben. Bei dem großen Unterfchiede der gegenwärtigen Regie 
tung von der furchtbaren vorhergehenden Periode und den unlemgbaren 
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Berdienften und vorzüglichen Eigenfchaften bes gegentwärtigen Regenten 
ift ja auch hier die Unterthanenliebe doppelt natürlih. Aber ich muß 
bei alledem zur Stüge der zuvor ausgefprochenen Wahrheit Jeden fra- 
gen, ber die Hebel kennt, die bei den Vorbereitungen zu jenem Feſte 
thärig in Wirkfamkeit gefegt waren, ob das Volk aus eigenem Antriebe 
nah Stuttgart zog, um dort zu jubiliren? — Aus den höheren Beam: 
tenfreifen Stuttgarts ging die Fdee zu dieſem Hefte hervor, eine der, 
bei deren Realiſicung man fi der Regierung befonders empfehlen 
konnte, und die deshalb auch fogleih von allen Beamten bewillfommnet 
wurde. Jeder Oberbeamte bildete fofort in feinem Bezirke ein Keftcos 
mite, inftruirte die untergebenen Ortsvorftände, lief Abgeordnete wählen, 
und fo ift bei der großen Beamtengemwalt, bei der befchränften Selbftftändig- 
keit und Mündigkeit des Volks leicht erklaͤrlich, daß kein Bezirk, Fein 
einzelnes Dorf zurüdbleiben konnte und wollte, um nicht die Aufmerf: 
ſamkeit des ganzen Landes, den Daß der Vorgefegten auf ſich zu ziehen. 
Als die Vorbereitungen getroffen waren, fhmüdte man die Abgeordneten 
mit "dem Feflpuge aus, verfah fie mit Snfignien und Emblemen und 
fandte fie nady Stuttgart. Ich verfichere bei meiner Ehre, e8 find mir 
Gegenden, es find mir Männer bekannt, die dem allgemeinen Jubel fich 
anſchloſſen, um nicht anzuftoßen, die zu der Jubiläumsftiftung Beiträge 
gaben, meil die Mamen der Geber öffentlich befannt gemacht wurden. 
ebenfalls nimmt der Mangel wahrer Preßfreiheit und Mündigkeit und 
Serbftftändigkeit des Volks auch den glänzendften aͤußeren Feſten, die 
man ja zu allen Zeiten zu Stande bringen kann, den fchön- 
ften Werth. Geſetzt aber auch, das Feſt war eine freimillige Bewegung, 
ein dem Volksgefuͤhle entfprungenes Zeichen, was foll ich von der bür: 
gerlihen Bildung eines Volkes halten, das in jenen Augenbliden, in 
jenen guͤnſtigen Momenten nicht einmal daran erinnert wurde, was ihm 
fehlte, nidyt einmal den Muth hatte, vor feinen Fürften zu treten und 
ihn gerade aus wahrer Liebe für ihn und das Land und um nicht auf 
frühere Verfprechen und feine beften Verfaffungsrechte und feine höchften 
Güter zu verzichten, e8 auszufprechen, was dem Volke fehlt, um ehren- 
voll unter den freien Völkern dazuftehen. Ja, das weift auf die Quelle 
des Feſturſprunges zurüd, daß nicht eine Stimme für das Volk, feine 
hoͤchſte Ehre und feine Freiheit ſich erhob, daß nicht eine Stimme Preß⸗ 
freiheit begehrte, fondern Alles nur im die Kobespofaune ſtieß. Aller: 
dinge ſchien mit dem neuen Megierungsantritte eine neue Aera beginnen 
zu wollen, die Blicke aller Vaterlandss und Freiheitsfreunde richteten fich 
erwartungsvoll auf die neue Regierung, die fo Vieles verſprach, auf den 
Sürften , in deſſen Gemüthe die Morgenröthe der Freiheit aufzugehen 
und für MWürtembergs und ganz Deutfchlands Sicherheit und Ehre die 
| Buͤrgſchaft gegeben ſchien. Allein — mas auch Alles hierzu 
— die Bundesmaßregeln, der Mangel an wahrer Bildung und 
Eräftiger Sreiheitsvertheidigung im Volle — es fcheint, daß die Idee der 
Freiheit wieder abhanden gefommien fei ,. denn das Beamtenunmefen, die 
Bielfchreiberei und gar manche Webelftände der vorigen Regierung Iebten 
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allmälig wieder auf — bie Wünfche für Freiheit, Preßfreiheit, Oeffentlich⸗ 
keit blieben unerfüllt. — Das Volk freilich fühlte ſich glüdlicher, als vor: 
dem. Die felderverheerenden Hirfhe und Wildſchweine waren zum größten 
Theile todtgefchlagen. So wie überall in Europa hatten die Kriegsjahre 
und ihre Laften der Ruhe und dem MWohlftande des Friedens Plas ge: 
macht, die Fagdfrohnen waren dem Zeitgeifte zum Opfer gefallen , und 
ein menfchenfreundlicheres WBerhältniß eingetreten. Des Könige Wille 
wird, auch ohne Gefegeskraft zu haben, fo refpectirt, daß 3. B. bie er: 
fien Buchhandlungen des Landes ein Manufeript dem DBerfaffer wieder 
zurüdgaben, ungeachtet fie f[hon mit dem Drude begonnen hatten, und 
zwar — weil der König die Erfcheinung des Werkes mißfällig betrach⸗ 
tete — allein, wird Alles dies von Beſtand fein, wird es wohl 
Mürtemberg, wird es das deutfche Vaterland retten bei den unvermeids 
lich hereinbrechenden Krifen, deren Gefahren wohl der König Elar er- 
kannte, als er früher fih an die Spitze freier Volksentwickelung ſtellte? 
Kann diefes Syſtem auch nur das Volk zu einer höhern geiftigen Bil- 
dung führen und uns vor jener eigenthuͤmlichen fpießbürgerlichen und 
pedantifchen Engherzigkeit, die man vielleicht mit Uebertreibung den Wür- 
tembergern vorwirft, befreien? Und welche traurige Gejtalt für das im: 
mer unmünbdigere hülflofere Volk würde diefes die Freiheit und. Kraft. un: 
terdrüdende Beamtenregiment bei jedem weniger wohlmollenden Fürften 
erhalten? Man fcheint mit den vortrefflihen Eigenfhaften des Königs 
den politifchen Indifferentismus entfchuldigen und bededen zu wollen. Es 
ift dies auch erklaͤrlich, denn dasjenige Volf, das für das Abftractum Freie 
heit ſich enthufiasmirt, fteht bereits auf einer höheren Gulturftufe, waͤh⸗ 
rend ein minderjähriges Volk einem Goncretum, der Perfon des Fürften, 
fogar dann noch, wenn diefer nur halbwegs erträglich iſt, viel eher ſich 
nähert. Ich glaube aber zuverfichtlih, daß die Zeit erfcheinen wird, 
wo das würtembergifche Volk aufwacht, und ihm die Abmwefenheit feiner 
Rechte und Freiheiten zum Bewußtfein kommt. Möge es nicht zu fpät 
gefchehen! MWürtemberg ift Leine Inſel der Seligen. Es wird mit in 
die geoßen Bewegungen der Zeit hineingezogen werden. in Theil des Vol⸗ 
kes hat durch feine Petitionen um Deffentlichkeit und Mündlichkeit gezeigt, 
daß es ſich eben fo gut für liberale Intereſſen und Inſtitutionen, als 
für Zubiläumsfeierlichkeiten bewegen laffe, fobald ihm nur eine Anregung 
dazu wird. Möge daher nicht wieder ein falfcher Stolz oder Kleinmuth 
das Zuftandefommen einer Oppofition in der Kammer verhindern, möge 
diefe fi bilden und das Volk aufrütteln und es der Mündigkeit zu- 
führen; man hat gefehen, fie chut dem Volke Noth, und muͤge dieſe 
Abhandlung zum Heile eines feinem Kerne nach tüchtigen deutfchen Bol; 
kes, zum Heile Deutfchlands dazu beitragen , ein wahrhaftes Licht über 
die Verhältniffe Würtembergs zu verbreiten, und eine wohlwollende Re: 
gierung auf die Gefahren eines fo Eleinen Spftems in fo großer Zeit 
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3ehnt (decima, dime, tithes) ift eine Abgabe von dem rohen Er: 
trage des urbaren Bodens; in weiterer Ausdehnung auch von dem Er—⸗ 
wage des Bergbaues, der Forſtwirthſchaft, der Viehzucht; im meiteflen 
Sinne von allem Erwerbe und Einfommen aus Arbeit, Gewerbe und 
Sandel. Die Benennung Zehnt, zehnter Theil, bezeichnete früher 
niht fowohl das beftimmte Maß, fondern die hoͤchſte Grenze der Abgabe, 
das Marimum, über welches nicht hinausgegangen werden durfte. Das 
Soden nach dem Urfprunge des Zehnten leitet zu den urälteften, der 
Gotheit unmittelbar dargebrachten Opfergaben ; diefe gingen an die Prie: 
ſter iber, welche den Gottesdienft beforgten und in den Anfängen der 
Staatenbildung entweder felbft auch Häuptlinge waren oder noch höher 
als diee fanden. Mit der Sonderung der Kirdye von dem Gtaate 
ſchieden ſich auch die Zehnten in geiftliche (decimae ecclesiasticae) und 
weltliche (d. seculares); die Scheidung gefhah nit ohne Streit und 
Zerwürfriffe zwifchen Geiftlihen und Laien. Der meltliche Zehnt mar 
eine an das Staatsoberhaupt, den König, entrichtete Landesfteuer (d. do- 
minicae, indominicatae, regales, salicae). Im Laufe der Zeiten kamen 
Zehnten von beiderlei Art in den Beſitz von Kriegern, Herren, Gemein: 
den und arderen Gorporationen. Wie die urfprünglich freiwillige Gabe 
fpäter als Steuer aufgelegt worden war, fo verwandelte ſich diefe in eine 
Grundlaft und vermifchte fih mit den aus dem Golonat abgeleiteten 
dinglichen und perfönlichen Leiftungen, mit den Gülten, Beeten, Grund: 
zinfen, Frohnen u. f. w. — In neuerer Zeit ift die Steuernatur wie: 
der an's Licht geftellt worden. So natürli und angemefjen in ben 
einfahen und lunftlofen volfswirthfhaftlihen Zuftänden laͤngſt vergan⸗ 
gener Zeiten eine folhe Abgabe von den Früchten bes Feldes und ber 
Heerden war, fo drüdend mußte fie mit der fteigenden Bevölkerung, dem 
größeren Aufwande von Capital und Arbeit zum Anbaue des Bodens 
erfcheinen. Höher bemefjen und ftrenger eingetrieben, nicht mehr ein- 
zige Steuer, fondern Zugabe zu vielen andern Laften, wurde der Zehnt 
nad und nad) unerträglih. Daher überall in Europa die Gefege über 
Umwandlung defjelben in eine fefte Geldabgabe, über Ablöfung auf Ko: 
ſten der Pflihtigen mit oder ohne Beihülfe der Gefammtheit ; daher in 
den Stürmen ber Rivolution die Abfchaffung des Zehnten mit allen 
übrigen Feudallaften ohne Entfhädigung der Bezieher. Zum Belege 
des Gefagten geben wir einige gefchichtliche Andeutungen. 

Sn China und Jadien war der Zehnt von jeher die Hauptein: 
nahmsquelle der Staatshäupter ; er foll aber dort mäßig gefchägt werden 
und in manden Provinzen kaum „5 des Ertrags ausmahen. Die dir 
nefifhen Kaifer und die alten Hindufürften fanden in diefer Einnahme» 
quelle einen Sporn, den Landbau zu verbeſſern, Straßen und Candle 
anzulegen und minderten dadurch die fchädlihen Wirkungen der Abgabe. 
Die Aegypter, die Perfer, die Juden, die Karthager gaben Zehnten an 
den Staat und an bie Priefter. Die Perfer opferten „5 der Kriege: 
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beute; die Karthager ſchickten dieſen Beutetheil ihrer Mutterſtadt Tyros 
In Griechenland, namentlich in Athen, war der Zehnt (Dekate) be 
kannt; die Staaten, welche den Perfern geholfen hatten, mußten den 
deiphifchen Apoll zehnten. Die Römer erhoben die decima von der 
befiegten Völkern; fie verpachteten die Staatsländereien um den zehnter 
Theil des Ertrags, was freilich Fein Tribut, fondern ein Pachtzins wa. 
Nach dem Koran foll der Gläubige „I; feines Einfommens für mell- 
thätige Zwecke verwenden ; die alten Araber hatten „N, des MWeihrauhs 
dem Gotte Sabis geopfert. Die Deutfchen lernten den Zehnten yon 
den Römern Eennen. In Gallien fanden ihn die Franken, in Stelien 
die Oftgothen (Theoderich) und erhoben ihn fortan für fi von den Be 
fiegten. Neben diefem Staats» oder Kaienzehnt bildete fi mit dem 
Emporfommen ber chriftlichen Kirche der geiftlihe Zehnt aus. Dir Pries 
fter beriefen fich auf das alte Teftament, wonad ihnen der Zeit von 
Gott angewieſen fei, wie den Leviten; doch nahmen fie denfelber im ben 
vier erften Jahrhunderten unferer Zeitrechnung nur als illge Gabe 
(oblationes) in Anſpruch; die Gläubigen überbrachten dem Re: 
bengmittel, Wein, Weihrauch u. dgl. zur Beſtreitung des Goresdien 
des Abendmahls, zu Spenden an Arme, befonders aber zur Werpflegume 
der chriftlihen Gefangenen. Bald jedoch traten bie Geiftiihen” mit groͤ 
feren Anfprüchen auf. Unter Berufung auf die Sein dehaup 
ihr Zehntrecht als ein allgemeines (d. universales) im 
dem beſonderen (d. particulares), dag nur —— 
von Weltlichen beſeſſen werde. Im wmorgenlaͤndiſchen 
ſie nicht durch. Juſtinian erließ ein ausdruͤckliches Geſes ge 
ſuche der Biſchoͤfe, welche den Widerſpenſtigen mit Ey or ) 
drobten (c. 39. $. 1. C. de episc. et clericis I, 3). 8 er 
e8 ihnen im Abendlande. Die Kichenverfammlung 3 von To: urs 
ermahnt nod die weltlichen Gutsbefiger, den Bifhöfen 3 
geben, wie die Juden den Leviten gaben; fie gibt vor, 4 
fung von Gefangenen zu verwenden, und verfpricht d 
gebung ihrer Sünden. Die Verfammlung ber t 
zu Mafcon (585) ging ſchon weiter; fie verien, 
und bedrohte die MWiderfpenftigen mit dem Kirc 
Kichhenverfammlung zu Sevilla (590); fie for v 
Reich nicht nur die Früchte und Blutzehnten, fendern a 
ten von allem Gewinne im Handel. Auch die fe ottif 
Bekehrer in Deutfchland und der Schweiz prebigt n, 
Heilands, das Zehntrecht des Clerus. Doch finden | 
Spuren, daß Gläubige die Abgabe nur als freiwi ige ke 
betrachteten, wie 3. B. auf dem Goncilium. * Nantes 
erwaͤhnt werden, welche den Geiſtlichen — 

Almoſen (oblationes) uͤbergaden. Die ‚ovin 
übrigens weit entfernt, das allgemeine Z 
Eennen. Diefe mußten vielmehr von ihren @ 


rium) entrichten; erft Chlotar Il. befreite: * 
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Hatte Juftintan den Streit mit bem byzantinifchen Elerus durch 
eine Willensäußerung zu Gunften des Fiscus entfchieden, fo mußte 
Karl der Große den Streit mit der abendländifchen Geiftlichkeit dadurch 
zu vermitteln, daß er Überhaupt die Intereffen der Kirche mit denen 
des Staates auf's Engfte verfloht. Er bildete durch eine Meihe von 
Berordnungen den Zehnten zu einer allgemeinen Landesfteuer 
aus, welche von den Bifhöfen eingezögen, verwaltet und zu kirch— 
lichen Zwecken verwendet werden follte. Die ältefte fränkifche Zehnt⸗ 
verordnung ift vom Sabre 779, und fie bildet den Anfangspunet für die 
geſchichtlich nachweisbare Entwidelung des Zehntwefens in den XTheilen 
des fränkifchen Reiches. Die meiften Volksſtaͤmme, folder Laften un 
gewohnt, leifteten hartnaͤckigen MWiderftand, der zum Theil länger als ein 
Menfchenalter andauerte. Das Joch der Zehnten konnten weder wir, 
noch unfere Brüder, die Ditfranken, ertragen” — fchrieb Alkuin an 
feinen Bruder Arno, Erzbifchof zu Salzburg. Beſonders mwiderfeglich bewie⸗ 
fen fi die Sachſen, weshalb auch derfelbe Alkuin die dortigen Bifchöfe 
ermahnte, dei dem Einzuge des Zehnten nicht zu ſtreng zu verfahren; 
der Perfonalzehnt, eine Art Gewerbeſteuer, konnte, wie es fcheint, nicht 
ducchgefegt werden. Die Verordnungen mußten öfter toiederholt und 
eingefchärft werden, und es gefchah dies z. B. 794 mit dem bedentli- 
hen Bufage: der Teufel werde denen, die den Zehnten verweigern, die 
Aehren aushöhlen. — 

“Die kirchlichen Zwecke, wofuͤt der Zehnt verwendet werden follte, 
waren, wie wir fehen werden, zugleihh Staatszwecke. Der Ertrag 
der Abgabe wurde nämlich in vier Theile geheilt. Bon dem erftien 
Theile wurde der Unterhalt der Bifchöfe und ihre Hofhaltungen be: 
ſtritten; die Bifchöfe waren aber zugleih Diplomaten und dienten 
al® Gefandte. Aus dem zweiten Theile wurden die Geiftlihen 
befoldet, welche dafür auch, da fie lefen und fihreiben Eonnten, als 
Ganzleibeamte und Schullehrer verwendet wurden. Der britte 
Theil diente zur Unterftügung ber Armen; der vierte zur Erbauung 
von Kirchen, welche, als fefte Gebäude, zugleih Archive und Schags 
fammern maren. Hier haben wie demnach überall kirchliche und 
Staatszwede beifammen, und die Spuren der urfprünglichen Verwen— 
dung haben fich bis auf den heutigen Zag in den Zehntlaften erhal 
ten, db. b. in den Ausgaben, welche der Bezieher zu beflreiten hat für 
Bau und Unterhalt von Kirchen und Schulhäufern, für Competenzen 
an Geiftlihe und Lehrer u. f. w. — Im Sinne der fräntifchen Ver: 
Ordnungen war der Zehnt eine Abgabe von allen Früchten in Feld und 
Garten, vom Vieh, vom Geminnfte aus Handel und Gewerbe, von 
Renten und Gülten, von Strafgeldern , felbft von den Einkünften der 
Laiferlihen Kammer. Es war fireng verboten, den Zehnten ganz ober 
theilweife um des Gewinnes willen zu verkaufen ; “er durfte feiner Bes 
flimmung nicht entzogen, e8 durfte nicht mehr erhoben werben, als zu 
ben angegebenen Zwecken nöthig war. Daher wurde er aud entweder 
nicht in jedem Jahre erhoben, oder man begnuͤgte fi mit dem Zwan⸗ 
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zigften, Dreißigften, nady dem jedesmaligen Bedarfe. Ueberhaupt fcheint 
das Wort „Zehnt,” welches in manchen Urkunden in der Bedeutung von 
„Abgabe“ ganz allgemein gebraucht wird, nicht fowohl das „Maß, als 
vielmehr — wie fchon im Eingange bemerft wurde — das Hoͤchſte, was 
im Nothfalle gefordert werden durfte, bezeichnet zu haben. Man nahm, 
ohne genaue Berechnung, auf Zreu und Glauben, was der zu 
geben für billig hielt. Er gab es in Naturalien (d. propriae), in Eimer 
Fruchtgattung, nachdem gedrofhen war (Sadkorn, d. saccariae), als 
Averfum, oder in Geld (Zehntlofe). In ihrer verordbnungsmäßigen Aus: 
dehnung ließ fich diefe Steuer ohnehin nicht durchführen. 

As nad) Karl’ des Großen Zode die Zügel der Regierung in 
fhwäcere Hände fielen, ward den Bifchöfen ihr Amt als Gefällverwal: 
ter bedeutend erfchwert. Ohne Vollzugsgewalt mußten fie den weltlichen 
Arm zu Hülfe nehmen und die kaiſerlichen Bezirksbeamten, bie Kaften- 
vögte, mit dem Einzuge des Zehnten beauftragen. Diefe machten ſich 
ihe Erecutionsgefchäft zu Nuge, behielten fo viel und lieferten fo wenig 
als möglich, fo daß die Biſchoͤfe ſich genöthigt fahen, Staatsgläubiger 
auf Zehnten von beftimmten Höfen und Gütern unmittelbar anzuwei 
fen, folche zu verpfänden und zu verfaufen. Mad) und nad) festen ſich 
auch Kaftenvögte und andere Grundherren in den Befis von Zehnten 
und begabten damit ihre Lehensleute. Won der anderen Seite erhob bir 
Kirche ihre alten Anſpruͤche gegen die geſchwaͤchte Pe Ba 
Goncilium von Meaur (845) proteflirte gegen bie 
Kirchenzehnten; die dritte Iateranifche Spnode (1179) ati: d 
fei göttlihen Rechtes; fein Laie könne ihn befisen, ob Ä 
raub zu begehen. Freilich drangen diefe Gelüfte nicht a — 
die Nuntien, welche obige Erklärung den Deuiſchen tünden | en 
mußten von dem Reichstage in Gelnhaufen flüchten. Friedrich 
bart war Kaifer. Aber die Zeit brachte der Kirche die Ze * zuruͤ 
Starke Paͤpſte und ſchwache Kaiſer, Bannſtrahl und * acht 
ftüsten die Beſchluͤſſe der Kirchenverſammlungen. 
Einlöfung und Erbfchleicherei (befonders zur Zeit der 5 eu 
wurde zur Zehnteroberung anaewendet und aufgeben. + Me 
denn, in den Stürmen und Wirren der Zeit, m * Ei 
ches und das Anfehen des Oberhauptes dem aufitı [ 
und dem machtgierigen Clerus erlag, daß auch d 
der Staats: (Reiches) Steuern verſchwanden 1 
Herren aller Art befeffen und von Gefetzbuͤchern Ai m Sa 
anerkannt wurden. „Wo der Pflug hingeht, — * u 
geht auch der Zehnt hin;“ jedes neu — 
Noval- oder Neubruchzehnten. Dieſe allgemei 
zwar nur aus dem oͤffentlichen Rechte abgel 
die meiſten Geſetzgebungen die Zehntpflicht als 
heit als Ausnahme betrachten. Der Wide 
und ber Thatſache wurde fomit offen 9 
des Volkes ſchwand niemals die richtige € 
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Zweckes ber Zehntabgabe. Die aufgeftandenen Bauern wollten im Rheins 
gau nur „5, in Schwaben nur ben Getreide», nicht den Blutzehnten ge 
ben; in ihren 12 Artikeln fagen fie (im Sabre 1525): „Auch ob man 
renßen mußte von Landesnoth wegen, damit man feine Landfteuer 
auf den gemeinen armen Mann legen dürfte; fo foll man’s vom Ueber» 
fhuß des Zehnten ausrichten.” Sie unterfchieden zwifchen der eigentli= 
hen, urfprünglichen Verwendung, wovon ſich noch Spuren in den Zehnt: 
Laften (Kirchen:, Pfarr: und Schulhausbau, Befoldungen an Geiftliche 
und Lehrer) erhalten haben, und dem Ueberfhuß, den fie nicht als 
Privatgefäll, fondern zur Dedung der Kriegskoften, damals der größten 
Staatsausgabe, verwendet wiſſen wollten. So viel erhellt jedenfalls aus 
der Gefchichte, daß alle Ummandlungen und Eigenthumsänderungen 
der Zehnten lediglich von den Beziehern unter einander, ohne Zuftims» 
mung ber Pflichtigen Statt gefunden haben, und daß Lestere ben Zehn: 
ten lediglich als eine Steuer tragen, indem zwifchen ihnen und ben 
Zehntherren niemals ein Vertrag gefchloffen wurde. Der Streit zwifchen 
Kirche und Staat wurde mit wechfelndem Güde erledigt. In dem eis 
nen Lande fiel der Lömwentheil der Kirche zu, wie in England, wo ber 
Laienzehnt gegen die Church Tithes nur unbedeutend iſt; anderwaͤrts 
fand eine förmiiche Theilung Statt, wie in Schweden und Norwegen ; 
in anderen, namentlich proteftantifchen deutſchen Staaten, mußte ſich die 
Kirche mit einem befcheidenen Antheile begnügen. 

Hatte die Einführung des Zehnten als allgemeine Staatsabgabe 
unter Karl dem Großen heftigen Widerſtand gefunden, und war bie 
Berwandlung defjelben in eine Grundlaft von dem Volke ftets als ein 
Unrecht erkannt worden, fo wurde biefes dennoch Jahrhunderte lang er: 
tragen, theils weil die aderbauende Bevoͤlkerung nicht in der Lage war, 
fi) Recht zu verfchaffen, theild weil die Abgabe nidht fo drüdend war, 
als fie es fpäter wurde, wo der Betrieb der Landwirthſchaft immer grö- 
Seren Aufwand von Capital und Arbeit erforderte, und wo zu dem 
Zehnten noch weitere. Steuern gefordert wurden. Die Nachtheile des 
Bebhnten für die Landwirthſchaft faßt ein neuerer Schriftfteller in 
folgenden Sägen kurz zufammen *): 

„Der Zehnt und die den Charakter diefer Abgabe theilenden La— 
fien gefährden die landwirthſchaftliche Entwidelung nicht blos durch Ver: 
minderung des auf fie zurüdfließenden Capitals, fondern fegen derfelben 
auch anderweitige unüberfteigliche Schranken entgegen. Die Zehntpflichs 
tigkeit eines Grundftüds kann nur fo lange als erträgliche Laft erfcheis 
nen, als die Landwirthſchaft auf niedrigfter Entmwidelungsftufe fteht, 
feine große Ungleichheit der Probuctionskoften von Bodenerzeugniffen 
Statt findet, die fruchtbarften Grundftüde erſt allein angebaut und fo 
aufwandlos angebaut werden, daß ber Mohertrag größtentheild aus ber 
Selbftihätigkeit der Bodenkraͤfte bei dem Landbau oder des animalifchen 


*) Riedel, NRationalötonomie. Berlin, 1839. II, &. 71. 
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Drganismus bei der Viehzucht, nicht aber von angewandter Mühe und 
Arbeit, nody aus Gapitalverwendung herflieft. Daher findet man Abga- 
ben, die in einem beflimmten Theile des Rohertrags beftehben, auch al: 
Ienthalben im erften Anfange der Cultur. Mit den Fortfchritten derfel: 
ben und jeder Vermehrung ber auf die Dervorbringung zehntpflichtiger 
Probucte verwendeten Arbeit oder Gapitalien fleigt der Zehnt zu einem 
höheren Betrage hinauf. Statt in einem zehnten Theile des Reinertrags 
zu beftehen, wird er ſich bald auf den neunten, achten, fiebenten Theil 
und fo fort erhöhen, und kann er unter Umfländen ben ganzen Ueber 
fhuß über die Koften bes Anbaues abforbiren. Der Zehnt iſt babkr, 
nad) Berfchiedenheit der Koften, womit Probucte hervorgebracht werden, 
eine hoͤchſt ungleiche Abgabe... . - Dadurch erhält die Behntpflichtig 
keit landmwirthfchaftlicher Production für den Grundbefiger "einen. viel 
ftärkeren Reiz, die Koften des Anbaues zu vermindern, als bie Probucte 
feines Gewerbes zu vermehren; benn den aus der erſten Veränderung 
entfpringenden Gewinn kann er allein geniehen, den legteren muß er mit 
dem Zehntheren theilen.“ 

Diefe allgemein anertannten Wahrheiten drüdt ein britifcher Schrift: 
ſteller (M’Culloch) damit aus, daß er den Zehnten eine Prämie auf bie 
Faulheit, eine höchft läftige und ſtets wachſende Steuer auf die Indu— 
firie nennt. 

Als ein Haupthindernig des Aufblühens der Landwirthſchaft ſchadet 
ber Zehnt aber auch allen übrigen Zweigen der volkswirthſchäaftli— 
hen Thaͤtigkeit. Er beſchraͤnkt nicht nur die Production landmirth: 
fchaftlicher Erzeugniffe zum Nachtheile der Werzehrer, fondern auch dk 
Gonfumtion der zahlreihften Volksclaſſe zum Nachtheile der gefamm- 
ten Induſtrie und des Handels; er fchmälert endlich den landwirthfdpaft: 
lichen Credit und hält dadurch viele Gapitalien von einer nuͤtzlichen 
und geficherten Anlage zurüd. 

Diefen Nacıtheilen werben folgende Einwendungen entgegengehalten: 

1) Der Zehnt ift ſchon fehr alt; das Alter aber empfiehlt jede Ab: 
gabe, da es den Pflichtigen an die Laft gerwöhnt hat. — Diefer Vorzug 
koͤnnte nur dann gelten, wenn die großen Veränderungen in der Land: 
wirthſchaft nicht vorgegangen wären, welche, wie oben angedeutet, einen 
bedeutenden Aufwand an Capital und Arbeit bedingen. Diefe Berdn: 
derungen haben den Zehnten heut zu Tage zu einer viel größeren Lail 
gefteigert, als er vor taufend Fahren war, wo er ohnehin nicht mit 
Strenge und Pünctlichkeit erhoben wurde. 

2) Das zehntpflichtige Grundftüd wird mit der darauf ruhenden 
Laft erworben. Der Kaufpreis iſt nieberer, als er ohne die Laft fein 
würde; biefe ift daher ſchon in Abzug gebracht und kann den Ermerber 
nicht drüden. Auch diefe Behauptung wäre nur dann richtig, wenn « 
fih um eine Abgabe von Producten handelte , welche ohne Zuthun des 
Menſchen, lediglich burdy die Güte der Mutter Natur gefpendet werden. 
Dann möchte der Unterfchied der Preife eines freien und eines belafteten 
Srundftüdes als ein Capital anzuſehen ſein, deſſen Mente ſich in dei 
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Abgabe darſtellt. Allein für die jaͤhrlich wiederkehrende Arbeit und die 
Koften der Beftellung ift jener Unterfchied Feine Vergütung. 

3) Als Abgabe hat der Zehnt vor anderen Steuern die Vorzüge, 
baß er ſich nach der Ergiebigkeit der Ernte, alfo nach der Zahlungsfä- 
higkeit des Pflichtigen richtet, der ihm leichter abträgt, als eine Geldabs 
gabe ; daß er Leicht und ficher zu erheben ift, mit der Zunahme ber Be⸗ 
völferung, alfo mit den Bedürfniffen des Staates im Ertrage ſteigt. 

Waͤre der Zehnt eine gerechte Steuer, fo koͤnnten untergeorbnete 
Bortheile einer leichten und fiheren Erhebung in's Gewicht fallen; dann 
follte der Vorſchlag Vauban's, den Zehnten als einzige Steuer von 
allem Vermögen und Einkommen zu erheben, verwirklicht werden *). 

Da aber der Zehnt eine ungerechte Laft ift, melde neben anderen 
Steuern nur auf dem Landwirthe ruht und ihm einen ſehr ungleichen, 
jedenfalls beträchtlichen Theil des reinen Ertrags feiner Grundftüde ent: 
zieht, eine Abgabe, deren Erhebungsart ſchon den freien Betrieb ber 
Landwirthſchaft hemmt, wobei ein Theil der Erzeugniffe ohne Nugen 
für irgend Jemanden verloren geht, eine Abgabe, welche nicht nur der 
Landwirthfchaft, fondern der ganzen Staatsgefellfchaft ſchaͤdlich ift, fo 
Eönnen Rüdfichten der Bequemlichkeit für Entrihtung und Erhebung 
keine Beachtung anfprechen. Andernfalls wäre die Kopffteuer eine der 
empfehlenswertheften Abgaben. Abgefehen hiervon, find aber auch bie 
gerühmten Vorzüge fehr. zreideutiger Art. Die Größe der Abgabe riche 
tet ſich nämlich nicht nach der Zahlungsfähigkeit des Pflichtigen, fondern 
nad der Größe des greifbaren Gegenftandes; das Verhältniß derfelben 
zum reinen Ertrage ift ein fehr verfchiedenes, oft wahrhaft erorbitantes; 
die Entrihtung in Naturalien , welche früher nothwendig war, weil der 
Landmann fein Metallgeld hatte, dient heut zu Tage nur dazu, ihn über 
die Größe der Laft zu täufchen und bie Unterfchleife der Erheber zu be= 
günftigen. Eben fo wenig kann man heut zu Tage von Einfachheit 
und Sicherheit der Erhebung bei einer Abgabe reden, deren Erhebung 
und Verwaltung fo Eoftfpielig ift, daß von dem, mas ber Zehntholde 
entrichtet, oft nur 40 bis 458. in die Staatscaffe fließen; bei einer Abs 
gabe, deren Ertrag ungemiß ift, und gerade dann wenig einträgt, wenn 
die Regierung viel braucht, naͤmlich in Fehliahren. Für die Finanzen, 
wie für die Bürger hat der Zehnt die Eigenſchaften längft verloren, 
welche er damals haben mochte, als die Wirthſchaft der Regierung eben 
fo kunſtlos betrieben wurde, wie jene bes Volkes. 

Enblidy ruft man bie Zwecke ber Verwendung an, um den Zehnten 
zu empfehlen. Es waͤre jedoch überflüffig, bier auszuführen, daß eine 
ungerechte und gemeinfhädliche Laft dadurch nicht gerechtfertigt werben 
Fann, daß ihr Ertrag zum Meinften Theile für Bedürfniffe der Kirche 
und Schule verwendet wird. Diefe nüglihen Verwendungen bleiben 
ohnehin dadurch gefichert, daß diejenigen, welche fie zu leiften verpflichtet 


*) Projet d’une dixme royale. Paris, 1707. 
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find, entweder durch Ausmittelung eines Zehntlaſtencapitals zur kuͤnfti⸗ 
gen Leiſtung befaͤhigt, oder daß dieſe Ausgaben, ſei es vom Staate, ſei 
es von den Gemeinden, uͤbernommen werden. — Wohl aber laͤßt ſich 
dieſem legten Grunde für den Zehnten die Demoralifation der ader: 
bauenden Bevölkerung durch denfelben entgegenhalten. Lift und Ber 
trug wird angewendet, um bie ald ungerecht und drüdend erfannte Laſt 
möglichft zu verringern, während auf der andern Seite der Bezieher, be: 
fonders bei dem abfcheulichen Syſteme der Zehntverpachtung dahin ftrebt, 
durch ein wahres, zum Kriege mit den Zehntholden führendes Raubfo: 
ftem feine Einnahme zu erhöhen. Kurz, fo viel ift ausgemacht, daß 
Alles, was zu Gunften des Zehnten vorgebracdht wird, theils feine Gül: 
tigkeit längft verloren bat, theils gegen die überwiegenden Nachtheile 
nicht in Anfchlag gebracht werden Fann. 


War die Einführung des Zehnten als allgemeine Staatsabgabe mit 
großen Schwierigkeiten verbunden gemefen, fo ift die Abfchaffung beffel: 
ben, wo fie nicht mit Gewalt bucchgefegt wurde, noch viel ſchwieriger. 
Abgefehen von allen Rechtsgruͤnden, welche bie für den Pflichtigen un: 
entgeltliche Aufhebung verlangen, wollen wir die Maßregeln zuerft be- 
trachten, die zuläffig erachtet wurden, um den als Grundlaft geltenden 
Behnten erträglicher und feine Befeitigung möglih zu mahen. Es 
find bies: 

1) Die dem Pflicytigen eingerdumte Befugnif, den Zehnten nad 
dem Schägungsmwerthe entweder in Geld oder in Maturalien zu entrich— 
ten. Hierdurch werden nur die Machtheile der bisherigen Erhebungs- 
weife gemindert. Der Bezieher hat Leinen Körnerverluft beim Einheim: 
fen und meniger Unterfchleife zu beforgen ; der Pflichtige kann ernten, 
wann und wie er will. Dagegen bleibt das Verhaͤltniß der Laft zu dem 
reinen Ertrage, der um fo geringer wird, je größer der Aufwand an Ar: 
beit und Capital ift; es bleibt alfo das naͤmliche Hindernig landwirth⸗ 
—— Verbeſſerungen. Natur und Groͤße der Laſt werden nicht 
geaͤndert. 

2) Die Umwandlung des Zehnten in eine unveraͤnderliche Rente. 
Die Größe derſelben wird beſtimmt nad dem Durchſchnittsertrage einer 
gewiffen Anzahl Jahre; an dem Bruttoertrage wird für den Körnerver: 
luft beim Einheimfen und für die Erhebungs = und Verwaltungskoſten, 
fo meit fie in Zukunft nicht mehr zu beftreiten find , ein verhältnigmäßi- 
ger Abzug gemacht. Die Rente wird entweder in Getreide oder in Geld 
feftgefegt, und zwar für einen beftimmten Zeitraum, nach deffen Ablauf 
eine neue Webereintunft nach Maßgabe ber veränderten Verhältniffe ab» 
gefchloffen wird. — Eine foldye, nady billigen Grundfägen ausgemittelte 
Umwandlung ober Firirung bes Zehnten befreit den Pflichtigen nicht 
nur von ben Nachtheilen der früheren Erhebungsmeife, fondern mindert 
auch die Laft um das, mas bisher verloren ging ober durch die Koften 
des Berugs verfchlungen wurde; fie nimmt nicht mehr im Verhaͤltniſſe 
des durch Koftenaufwand erzielten Mehrertrags zu, hält daher auch dem 
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Landwirth nicht von Verbeſſerungen ab. — Der Wechſel in der Ergie⸗ 
bigkeit der Ernten, in den SPreifen des Getreides und in bem Geld: 
werthe wird in einzelnen Jahren bald dem Pflichtigen, bald dem Bezie⸗ 
ber die Rente im Vergleiche mit dem Zehntertrage günftig oder unguͤn⸗ 
fig erfcheinen laffen; im Ganzen wird jedoch eine Ausgleichung, we: 
nigftens annähernd, Statt finden. Betrachtet man übrigens die Firi: 
tung als eine definitive Maßregel, über welche die Gefeggebung 
nicht hinausgehen will, fo wird der rechtliche Zuftand des Pflichtigen 
daburd offenbar fchlimmer, als vorher. Er hat naͤmlich zugegeben, daß 
die Laft, melche er als eine ungerechte Steuer, beren Abnahme er von 
Zeit und Umftänden erwarten durfte, in eine Gült, in eine wahre 
Grundlaft verwandelt werde, die er nur mit Einwilligung des Berech⸗ 
tigten gegen Erlegung des Gapitalmerthes loswerden kann. Die Ums 
mwandlung in eine ewige Rente widerſpricht auch einer vernünftigen 
Gefeggebungspolitit. Diefe zielt auf Befreiung de Bodens von den 
Grunbdlaften; es mwiberftreitet ihr daher, an bie Stelle einer veränberlis 
hen Abgabe, melde duch den Bau zehntfreier Gewaͤchſe umgangen 
werben ann, eine neue Grundlaft, größer als diejenigen, welche fie zum 
Theil auf Koften der Gefammtheit zu befeitigen bemüht ift, auf den 
Boden zu mälzen. 

Anders verhält e8 fih, menn man bie Firirung bed Zehnten als 
vorbereitende Mafregel zur Ablöfung betrachtet. 

3) Unter Ablöfung oder Abkauf bes Zehnten verfteht man das 
Berfahren, wonach der Pflichtige gegen Erlegung bes Gapitalmerthes 
von ber Zehntlaft frei wird. Der Ablauf kann gefchehen durch Ab = 
tretung von Grundftüden, mo bie® im Intereſſe der Betheiligten 
liegt; er gefchieht gewöhnlich mit Geld, meldyes entweder auf einmal, 
oder in Terminen abgetragen, ober in einer Zeitrente entrichtet wird, 
d. h. mittelft einer jährlichen Abgabe, melde etwas größer ift, als der 
ausgemittelte reine Durchfchnittsertrag, fo daß in einer gewiffen Reihe von 
Fahren Capital und Zinfen dadurch getilgt werden. Dabei unterhandelt 
felten der Einzelne, fondern gemöhnlic ein ganzer Bezirk oder die Ge: 
meinde mit dem Zehntheren, welche bie erforderlichen Mittel leichter auf: 
bringen und von den Einzelnen wiebererheben kann. Bei dem Ablö- 
fungsgefchäfte ift große Vorſicht nöthig, damit die drmeren Landwirthe 
nicht an ber Operation verbluten. Die Gefeggebungen haben darum 
auch den Grundfag feftgehalten, daß man die Pflichtigen zur Ablöfung 
nicht zwingen dürfe, fondern das Gefchäft von der freien Uebereinkunft 
der Betheiligten abhängig machen müffe. 

4) Die Abfhaffung oder Aufhebung des Zehnten befteht 
darin, daß dem Pflichtigen die Laft abgenommen wird, ohne daß er dem 
Berechtigten eine Entfhädigung zu leiften habe. — Die Ablöfung auf 
Koften des Pflichtigen Eönnte nur unter der Vorausfegung gerecht ges 
nannt werden, daß der Zehnt wirklich eine Schuld wäre. Da die Laft 
von Seiten des Pflichtigen aber nur als eine dem öffentlichen Mechte 
entfloffene Steuer angefehen werden ann, fo wird ber Gerechtigkeit ges 
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gen ben Pflichtigen nur durch die Aufhebung volles Genüge geleiflet. 
Der Bezieher hat feine Anfprüce nicht dem Pflichtigen gegenüber, mit 
welchem er nie in einem Vertragsverhältnifje ſtand, der durch keine em- 
pfangene Gegenleiftung fein Schuldner wurde, fondern er bat feine An- 
fprüche gegen den Staat geltend zu machen, welcher zuließ, daß eine öf: 
fentliche Abgabe in Privarhände überging, durch Privattitel ihre Herren 
wechfelte und mißbräudhlic in Privatvermögen umgewandelt wurde. 
Die Schwierigkeiten einer Abfchaffung des Zehnten auf Staatskoften 
beruhen in der WVerzichtleiftung auf die große Einnahme aus Staats» 
zehnten, in dem Aufbringen ber Entfhädigungsfummen und in dem Wir 
derftande fowohl der Zehntberechtigten, als der übrigen, von dem Zehnten 
nicht getroffenen Glaffen der Staatsangehörigen. Eine durchgreifendere 
Maßregel diefer Art ift daher auf dem Wege der friedlichen Gefeggebung 
nirgends zu Stande gefommen. Dagegen ift in manden Ländern bie 
Abfchaffung des Zehnten dadurch möglicdy geworden, daß ein Theil des 
Ablöfungscapitals den Pflihtigen aufgelegt, ein kleinerer Theil von dem 
Staate übernommen wurde, welcher den Pflichtigen für ihren Theil durch 
Errihtung von Leihcaffen und günftige Bedingungen der Heimzahlung 
noch befondere Erleichterungen angedeihen ließ. 

Mir wollen für die verfchiedenen Arten der Ummwandlung und Ab- 
fhaffung des Zehnten einige Beifpiele anführen. 

Ueberall, wo die Kirche Zehnten befist, hält die Ablöfung am 
Schwerften. Einen Beleg dafür gibt Großbritannien , beffen Geſetzge⸗ 
bung von Seiten der Kirche vielfach behindert wird, obgleich die Ber: 
hältniffe der Landwirthfchaft die freie Bereirthfchaftung des Bodens noth- 
wendig machen. Sim Sabre 1618 ſchrieb Lordcanzler Seldon «ine 
treffliche Gefchichte der Zehnten, ward aber zum MWiderrufe gezwungen 
und durfte auf eine von dem Glerus ausgegangene fogenannte Widerles 
gung nit antworten. In dem kirchlich emancipitten Schottland da— 
gegen wurbe ſchon unter Karl 1. der Zehnt in eine Getreiderente umge: 
wandelt. Nur der Dandelsgeift konnte in England einige Conceffionen 
erringen, 3. B. eine Parlamentsacte, welche ben Zehnten vom Krapp 
aufhob, weil die Abgabe den Anbau diefes Handelsgewaͤchſes verhinderte. 
Das neuefte Gefeg ift eine Parlamentsacte von 1836 über die Umwand⸗ 
lung des Zehnten in eine Geldabgabe (an act for the commutation of 
tithes in England and Wales), mweldye den Zweck hat, die früher durch 
freie Webereinkunft oder durch Verjährung theilweife bewirkte Umwand⸗ 
lung allgemein zu maden. Unter Umwandlung wird dort nicht nur 
bie Firirung einer Rente, ſondern auch die Abtretung von Land ſtatt 
bes Zehnten verftanden, welche ſchon Young in feiner politiſchen Arirb- 
metik empfohlen hatte; Bifhof Lam von Bath und Wells ſprach fi 
im Jahre 1833 ebenfalls für die Ummanblung in Land aus, weil 
der Zehnt doch nicht mehr zu halten ſei. Die weſentlichen Beftimmun- 
gen des englifhen Gefeges find folgende: 

Die Umwandlung bleibt in den erſten zwei Jahren ber freien Ent: 
ſchließung der Zehntpflichtigen des Kirchſpiels überlaffen; die gezwungene 


Zehn. 833 


Ummandlung beginnt mit dem 1. Dctober 1838, wenn bis bahin eine 
freirvillige nicht zu Stande gekommen ift. 

Streitigkeiten kommen vor ein Schiedsgericht. Eine zum Vollzug 
des Geſetzes niedergefegte Commiſſion von drei Mitgliedern hat das Be: 
ftätigungsreht, muß aber bei kirchlichen Zehnten die Zuflimmung des 
Patronus ecclesiae und des Didcefanbifchofs einholen. — Bei der ge: 
zwungenen Ummanbdlung (nad dem 1. October 1838) läßt die duch 
Untercommiffäre unterftügte Commiffion den fiebenjährigen Durchſchnitts⸗ 
vertrag (von Weihnachten 1835 ruͤckwaͤrts gerechnet) erheben, oder, mo 
Berechnungen fehlen, abfhägen. Sie kann auf begründete Vorftellun: 
gen die Durhfhnitisfumme um 208 erhöhen oder mindern, und ent: 
fcheidet Streitigkeiten über die Feftfegung der Gefammtfumme. Beträgt 
die Differenz über 20 Pfund Sterling, fo ſteht der Rechtsweg offen. — 
Das Gefeg erftredt fich nicht auf die in London üblichen oder anderwaͤrts 
ftatt des Zehnten feftgefegten Renten, nod auf Zehnten von Fifchen 
oder Mineralien, noch auf die der Kirche an Oſtern oder fonft für Ans 
fhaffung der Paramente (surplice-fees, Chorhemdengeld) zu leiftende 
Spenden, noch auf die Perfonalzehnten,, von welchen nur die zugleich 
als Grundlaften erfcheinenden Mühlenzehnten in das Gefeg aufgenom⸗ 
men find. — Eine unterm 11. Juli 1836 in das Unterhaus gebrachte 
Bil zur Abfhaffung der Perfonalzehnten (eine Art Gemwerbfteuer, bie 
auh nod in Portugal unter dem Namen decima befteht) ohne Ent: 
fhädigung ift ohne Erfolg geblieben. Im Gegenfage mit dem fehr his 
ftorifchen und fehr kirchlichen englifchen Verfahren wurde in Frankreich 
der Zehnt, nachdem er durch das Decret vom 4. Auguft 1789 den er= 
ften Stoß erhalten hatte, durch nachfolgende Gefege ohne Entfchädigung 
abgefchafft. Den vorübergehend der franzöfifhen Herrfchaft unterworfe: 
nen 2ändern, den Rheinprovingen und den Niederlanden, kam diefe Maß: 
regel ebenfalls zu gut, und vergebens bemühte fich die belgifche Geiſt⸗ 
lichkeit auf dem Wiener Congreſſe um die Wiedereinführung des Zehnten, 
Inder Schweiz wurde ber Zehnt durch die Regierung der helvetifchen Res 
publif aufgehoben ; unter der Mediationsregierung (1803) zwar wieder eins 
geführt, aber für ablösbar erflärt. Mur der Canton Waadt blieb frei, indem 
bort die Staatsbomänen zur Befriedigung der Berechtigten verkauft wurden 
und die Pflihtigen nur einen Eleinen Betrag (den fünffachen Sahresers 
trag) zuzulegen hatten. Auch in dem frangöfifchen Sura, der früher 
zum Bisthume Bafel gehört hatte und erft 1815 wieder an die 
Schweiz (meift an Bern) Pam, blieb der Zehnt abgefchafft, wogegen die 
franzöfifhe Grundfteuer beibehalten wurde. Die Abfchaffung des Zchn> 
ten in Frankreich hatte auf die meiflen deutfchen Staaten bie Wirkung, 
baß ber Zehnt entweder in eine feftle Rente umgewandelt oder für ablögs 
bar erflärt wurde. — Firirt wurde der Zehnt 3. B. in Baiern, wo das 
Geſchaͤft am Scyluffe des Jahres 1841 fo weit vorgerüdt mar, baf 
von 8455 zehntbaren Gemeindemarkungen 7684 vollftändig, 218 theil⸗ 
mweife und nur 253 noch gar nicht firirt waren. In Naffau nimmt 
die Zehntablöfung durch freiwillige Vereinbarung ber Betheiligten guten 
Fortgang und die Creditcaffe leiht den Pflichtigen die — Ca⸗ 
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pitalien. In Baden bewirkte die auf dem Landtage von 1831 be 
gründete Motion des Abgeorbneten v. Rotteck ein Gefeg, worin bie 
Gerechtigkeit gegen die Pflichtigen fo weit beruͤckſichtigt ift, daß ber 
Staat ein Fünftheil des Ablöfungscapitals übernimmt und bdiefen Bei- 
trag den Pflichtigen verzinf’t, fo daß er bis zur Hälfte des Capitals am 
fleigen kann. Eine Zehntfhuldentilgungscaffe liefert ihnen außerdem bie 
erforderlichen Gapitalien. Das durch die Schwierigkeit der Abſchaͤtzung ber 
Zehntlaften etwas verzögerte Ablöfungsgefhäft war nad) dem Stande auf 1. 
Sanuar 1844 fo weit vorgerüdt, daß von 5868 Zehnten 3399 abgeläft 
waren. Won 1515 Domänenzehnten waren nur noch 64 abzulöfen ; da> 
gegen von 1751 Pfarrzehnten nody 658. — Die Beiträge des Staates 
werden auf 11,841,954 FI. angefchlagen, wovon die Amortifationscaffe bis 
1. Sanuar 1844 — 2,681,104 FI. bezahlt hatte. 8. Mathy. 

Ben f. Oeffentlichkeit. 

Zeitfunde, Zeitrehnung (Chronologie) — Die Geſchichte 
hat mit dem Inhalte audy die Form der Entwidelung des Völker 
lebens nachzumeifen und alfo mit die Aufgabe, für die Begebenheiten, 
die fie erzählt, zugleid die betreffenden Zeitpuncte, Zeitabfchnitte und 
Perioden zu beſtimmen. So entfteht die hiftorifche Chronologie, die 
fi) auf die mathematifche, oder auf die aflronomifhe Ermittelung 
der Umlaufgzeit von Dimmelskörpern gründe. Man ift in den Schu: 
len ziemlidy davon abgefommen, den Schülern mit taufenderlei Daten 
das Gedaͤchtniß vollzupfropfen ; auf der andern Seite aber noch nicht 
allwärts dahin gelangt, der Zeitlehre wieder eine höhere Bedeutung zu 
geben, indem man fie in wahrhaft lebendige Verbindung mit dem 
fchriftlichen oder mündlichen Vortrage der Gefchichte bring. Wie das 
Einzelleben in Kindheit, Sünglingsalter, Mannesalter und Greifenalter 
feine Stufenjahre und Perioden hat, fo hat aud das Wölkerleben,, als 
Entwidelung aus einem beflimmten Kern und Keim heraus, feine zeit: 
lihen Abftufungen und dadurch feinen Rhythmus ber Beweguna. 
Zwar ift jede Zendenzgefchichte verwerflich, die von fubjectivem Stant- 
puncte aus der Schilderung von Thatſachen und Ereigniffen erft gewiſſe 
Abfihten unterfchiebt, um fie dann in breiter Reflerion wieder herauszu- 
ziehen ; allein gleihmwohl hat alle Darftellung der Vergangenheit ſtets 
die praftifche Tendenz, uns endlich zur Erkenntniß ber Gegenwart zu 
führen und dadurch in den Stand zu fegen, über die Gegenwart hinaus 
in die Zufunft hinein zu fchaffen. Alle Gefchichte muß darum auf ei⸗ 
nen Punct leiten, wo fie Politit werden kann, indem fie den böberen 
ethifchen Zweck aller biftorifhen Studien und Forfchungen erfüllt und 
uns die Einfiht in die Gefege der Bewegung des Voͤlkergeiſtes gibt, 
damit wir uns zu bewußten Vollſtreckern diefer Gefege zu machen ver- 
mögen. Dazu kann bie gehörige Anwendung der Chronologie helfen, 
wenn fie den Sinn für den gefegmäßig rhythmiſchen Verlauf zu meden 
ſucht, wenn fie uns zumal die großen Perioden ber Weltgefchichte, fo wir 
ber einzelnen Nationen nad) ihrer verhältnigmäßigen Dauer deut 
lich macht. Faſſen wir z. B. für die neuere MWeltgefchichte in’s Auae, 
daß es nad den Stürmen ber Völkerwanderung eine Hauptaufgabe des 
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Mittelalters war, fich die geiftige Erbſchaft der alten Melt anzueignen, 
daß ſich dann die europaͤiſchen Nationen durch wichtige neue Erfindun— 
gen und Entdedungen neue Gulturzuftände fchufen; daß damit die Re: 
formation eingeleitet wurde, und daß die eigentlichen Reformationskaͤmpfe, 
mit größeren oder Eleineren Friedenspaufen, etwa anderthalb Jahrhundert 
fortdauerten: fo mird man ſchon hiernady ſchließen dürfen, daß auch die 
vor einem halben Jahrhunderte begonnene Periode der politifch= focialen 
Reform und Revolution, die fich auf einen eben fo großen ober größeren 
Voͤlkerkreis erſtreckt, noch lange nicht abgelaufen if. Darum wird man 
ſich folder hronologifhen Vergleichung mit der bannalen Berficherung, 
daß der Abgrund der Revolution für immer gefchloffen fei, nicht fo 
leicht abfinden laffen, um auf dem Standpuncte eines Pläglichen Sta: 
tusquo träge und hoffnungslos ftehen zu bleiben. ©. 

Zeitſchriften, Zeitungen. — Zeitſchriften ſind ſolche 
Schriften, welche in regelmäßiger Aufeinanderfolge erfcheinen und fortges 
feste Nachrichten über neue Erfcheinungen geben. Zeitungen nennt 
man foldhe Zeitfchriften, welche in einzelnen Blättern oder Bogen aus: 
gegeben werden, Zageblätter, MWochenblätter u. f. w. Der frühere und 
gemwöhnlichere Inhalt der Zeitungen vorzüglich war der politifch-ftati- 
ftifche, oder Mittheilungen über die Staats» und Regierungsverhältniffe 
in Verbindung mit allgemein intereffanten Neuigkeiten aller Art. Doc 
find nicht blo8 immer mehr Zeitfchriften, fondern in neuerer Zeit 
vorzüglih audh Zeitungen für die verfchiedenften Verhaͤltniſſe und 
Zweige des Lebens und Wiſſens entftanden, Literatur:, Militärs, Kir 
chen, Schul:, medicinifhe und andere Zeitungen. 

Gewiffe regelmäßige Mittbeilungen wichtiger Zagesbegebenheiten 
kannten natürlich ſchon die Völker des Alterthums, und am Meiften 
ausgebildete befaßen die Römer feit dem Gonfulate des Gäfar in ihren 
acta diurna (woher das Wort diario), eine Art ntelligenzblatt und 
Zeitung, worüber Zell in feinen Ferienſchriften intereffante Mit: 
theilungen gemacht hat. Doch vertraten im ganzen Altertbum und vor 
Erfindung der VBuchdruderei und der Poften mündlihe Mittheilungen 
und Verfammlungen unfere fpäteren Zeitungsmittheilungen. Die Zei: 
tungen traten fogar erft feit der franzöfifchen Revolution in weit größe: 
rer Ausdehnung an die Stelle mündlichen Austaufcyes über die politis 
ſchen und Zeitverhäftniffe. Jedenfalls verdanken die eigentlichen heuti= 
gen Zeitungen ihre Entflehung und Bedeutung den beiden großen Er: 
findungen der Buchdruderkunft und der Poſt. Die erften Zeitungen 
waren noch mehr fliegende Blätter oder Gelegenheitsblätter, die zuerſt in 
Form des Briefftyls zum Vorſchein kamen; fo namentlih in Augsburg 
und Wien 1524, in Ravensburg 1528, in Dillingen 1569, in Naum— 
burg 1571. Seit Anfang bes 17. Sahrhunderts hatte man in Deutfch: 
land fortgefegte Meuigkeitsblätter, feit 1615 namentlih das Frank: 
furter Zournal, feit 1618 den Fuldaer Poftreuter. Freilich 
nennt man gewöhnlich die Venetianer als Erfinder der Zeitungen, 
welche gegen Anfang des 16. Jahrhunderts, von 1511 an, in ihrem 
Kriege mit den Türken regelmäßige Berichte —.n ließe, Doch 
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fehlte bdiefen Notizie scritte noch der Drud und die Poft. Indeß 
nimmt man an, daß die Münze gazeta, welche für ein Blatt biefer 
Notizen gezahlt wurde, den Namen gazeta, gazette für die Zeitungen 
veranlaßt habe. Faft gleichzeitig mit den Deutfchen hatten die Franzo: 
fen Zeitungen, von 1623 namentlich die Nouvelles ordinaires, woraus 
1631 die Gazette de France wurde. Doch große politifche Bedeu: 
tung gewannen erſt die englifchen Zeitungen nady der englifchen Revo: 
Iution von 1688 und die von Frankreich feit der franzöfifchen Rene: 
Iution 1789. Won da an wurden in allen freien europdifchen Staaten, 
fo wie in alten engliſchen Colonieen und in allen nord» und füdamerifani: 
fhen Staaten feit ihrer politifchen Befreiung die Zeitungen täglich zahl: 
reicher, umfangsreicher und widhtiger*). Sie dienten feit diefen großartigen 
Freiheitskaͤmpfen der Entwidelung, der Freiheit, wie der Vertheidigung 
der Regierung und überhaupt den verfchiedenen politifchen Beftrebungen. 
Wo daher am Meiften politifhe und praktiſche Bildung und freie 
politifhe Beſtrebung ift, da find auch die meiften politifchen Zeitungen. 
So hat jest England zwifhen 300 bis 400 politifche Zeitungen, 
und blos von den in London erfcheinenden werden jährlich gegen 
25,000,000 Abdrüde verkauft. Wir fagten praftifhe Bildung, 
denn wenn man englifches Leben, englifhe Bildung und englifches 
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über manche Eigenfchaften und Vorzüge ftreiten — Eines aber ift un- 
beftreitbar, das nämlich, daß die Engländer in Allem praftifch, das 
praftifchefte Bolf der Erde, die Deutfchen leider entfeglih un: 
praftifch find. Die Zeitungen dienen ütrigens natürlich bei Unterdrü: 
Kung der Freiheit, ähnlich dem napoleonifhen Moniteur, aud den 
despotifchen Megierungen. So dienten insbefondere aud) die Zeitfchrif: 
ten und Zeitungen zur Zeit des Mheinbundes der ſchmachvollſten Fremd⸗ 


herrſchaft, wie dem von ihr geförderten Despotismus. Nicht minder 
ſuchte man auch feit dem Carlsbader Congreffe duch Geniw 


der Zeitungen und Zeitfchriften, durch Gonceffionsverweigerungen und 
Vermwilligungen, durch Redactionsunterdrüdungen und Erfaufungen für 
den Despotismus des göttlichen Rechts zu wirken. Und in der That, 
die Öffentliche Wahrheit und deren Mittheilung wurden auf folche Weiſe 
dermalen verfälfcht und unterdbrüdt, daß man mwenigftens für viele deut: 
ſche Länder hätte wünfhen dürfen, daß lieber alle Zeitungsmittbeilungen 
vernichtet, als daß nur die verfälfchten verbreitet würden. Denn es if 
eine tägliche Wahrheitsverfälfhung allerdings höchft einflußreih und ver 
derblich, zumal wenn fie verbunden ift nicht blos mit der Unterdrüdung 
aller freien Mittheilung, fondern auch mit den zum Beduͤrfniſſe der Bürs 
ger gewordenen täglichen Neuigkeiten. In diefer anziehenden Gefellfchaft 
und als fortdbauernde Verfälfhung der ganzen Zeitgefchichte wirken das Zei 
tungsmonopol der Regierungen und die Genfur um fo verderblicher, da, wir 
e8 die Erfahrung zeigt, diefes Syſtem auch unabſichtlich ‚Männlichkeit 
und Geradheit untirdrüdt und alle öffentliche Siptnakebigeit befcräge 

*) ©. über die Gefchichte der Zeitungen: 3. v. Schwarzkopf, ueber 
3eitungen; ein Beitrag zur Staatswiffenfhaft. Zrankt;iurt, 17%. 
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Daß man bei biefem Spfteme, fo wie in Deutfchland, die Zeitungen möglichft 
zu vermindern und, wie in China, auf die Hofzeitungen zu befchränfen fucht, 
namentlich auch durch Mißbrauch der Pofteinrihtung, ift natürlih. Der 
ſehr vorzügliche erfte Artikel der deutfhen Vierteljahbrsfhrift vom 
Sahre 1840 weiſ't es vortrefflidh nad), wie die despotifche Genfur und 
MWahrheitsunterdrüdung nicht etwa blos bie Freiheit der deutfhen Ma: 
tion, die edlere und höhere Bildung des deutſchen Volks gelähmt hat, 
fondern mie fie auch den unbegreiflihen Mangel an praftifher Bildung 
und Züchtigkeit der Deutfchen, ihren Mangel an Nationalfinn, an Ein» 
heit und Kraft, ihre jammervolle Spießbürgerlichkeit, ihre Hinneigung zu 
Frankreich und ihre franzöfifhen Richtungen verfhuldet. Taͤglich hören, 
Iefen, bewundern deutfche Zeitungslefer die franzöfifchen Kämpfe. Bon 
deutſchen Verhältniffen dürfen die deutfchen Zeitungen nicht wahrheitsge⸗ 
mäß, nicht vollftändig, offen und intereffant handeln. Mit franzöfiichen 
Zeitungsartiteln füllen fie ihre Spalten. Vor dem Untergange des deut: 
fhen Reichs find durch Ähnliche Urfachen die Deutfchen der Gewalt der 
Fremden anheimgefallen. Sa fie haben ſich felbft ihnen überliefert, nur 
fie und ihre Einrichtungen und Sitten bewundert und ihr eigenes Bas 
terland verachtet und vergeffen. Ja fogar regierungsfeindlihe, unmons 
archiſche, radicale Gefinnungen und Richtungen von Hunderttaufenden deut= 
[her Zünglinge und Männer hat die Unterdrüdung der conftitutionellen 
Freiheiten und Grundfäge und ihrer freien Entwidelung und Mit: 
theilung verfchuldet. Die unvermeidlihen traurigen Wirkungen unferes 
unglüdlichen deutſchen Zeitungsfpftems werden zu fpät deſſen Urheber 
und Bertheidiger belehren, und der ganzen Welt offenbar werben. 

Dennod fordert ed die Wahrheit, der deutfchen Nation das gute 
Zeugniß zu geben, daß, wenn fie auch unfrei, unpolitifch, fpießbürgerlich 
und unfräftig durch jenes Syſtem wurde, fie dennoch fich menigftens 
großentheil® von folcher Miederträchtigkeit frei hielt, daß irgend viele Zeis 
tungen für das fervile Syſtem, oder viele Lefer für die fervilen Zeitun: 
gen zu finden wären. Wielmehr gingen bie wenigen fervilen Zeitungen, 
fo wie das Berliner politifhe Wochenblatt felbft trog der ho: 
ben Unterftügungen durch den gänzlihen Mangel der Lefer zu Grunde. 
Und fo wie man fchon auf dem Garlebader Gongreffe Elagte, daß in der 
großen Zahl deutfcher Zeitungen Feine Vertheidiger des Regierungsfpftems 
fi finden wollten, fo ift es noch. Nur einzelne officielle und halboffi= 
cielle und fchmeichlerifhe Stimmen verbinden ſich mit der Wahrheitsuns 
terdrüdung und Verfälfhung, um, wenn auch nicht Liebe für die Knecht: 
ſchaft, doc jene vorher gefchilderten verderblihen Wirkungen, um eine 
unheilvolle Deutſchmichelei zu bewirken. 

Eine befonders unglüdliche, aber unvermeidliche Folge der beleidi« 
genden Bevormundung und der tro& aller Künfteleien ftets wills 
kuͤrlichen Genfurverflümmelungen ift e8, daß bedeutendere Männer bie 
Theilnahme an der politifhen Preffe verfchmähen, und daß die wenigen 
tüchtigeren Männer, die dem hochverdienftlichen politifchen Maͤrtyrerthume 
der Zeitungsfchriftftellerei fih opfern, ihre beften Mittheilungen fich müf: 
fen unterdrüden ober verfälfchen laſſen. 
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Ueber die unermeßliche Wichtigkeit der Zeitungen und Zeitfchriften 
und der Zeitungsfreiheit, zumal in unferen Zeiten, handeln übrigens ge: 
nügend die Artikel „Genfur,” „Deffentlihkeit” und Preß— 
freiheit” und die dortigen Ausführungen insbefondere für die poli: 
tifhe Preßfreiheit. Dort wurde namentlich auch gezeigt, daß das 
ganze repräfentative freie Staatsſyſtem nur allein durch politifche Pref: 
freiheit möglich wurde. Mur bei ihe kann, ohne die Sklaverei des Al: 
terthums, jeder Bürger an dem öffentlichen Angelegenheiten Theil neh⸗ 
men, feine Ueberzeugungen durch Wahlen, Petitionen und die öffentliche 
Meinung geltend machen und zugleich feine befonderen Gefchäfte befor- 
gen. Diefe einzige Art der freien Verfafjungen für unfere heutigen gro- 
fen Staaten ift unmöglich ohne die volle Deffentlichkeit und ohne bie 
volle Freiheit des Öffentlichen Wortes Über das Deffentliche, ohne freie 
Zeitungen. Mit ihnen aber nimmt, zumal bei unfern heutigen ſchnellen 
Verkehrsmitteln, die ganze Nation an ihrem Parlamente Theil. In dem 
fhnellen Entwidelungsgange der ganzen heutigen Welt wird dasjenige Land 
unvermeidlich kraftlos zuruͤckbleiben und die Beute feindlicher Gewalten wer: 
den, dem der Eräftige Lebensftrom freier Wahrheit und gegenfeitiger Mit: 
theilung und eines freien Staatslebens unterbunden oder verfälfht wird. 

Eine Nation vollends, die durch ihre politifche Preffe nicht blos 
politiſch fo ſchlecht gebildet, fondern aud fo unwuͤrdig und jammervoll 
repräfentiet vor der Welt dargeftellt wird, kann Eeine geadhtete Stellung 
unter den heutigen Nationen behaupten. Weil diefes immer allgemeis 
ner gefühlt wird, und weil überhaupt die Lebenskräfte ber deutfhen Ma: 
tion Gott Lob die Todeskraͤfte noch überwiegen, deshalb ſchlaͤgt auch 
der Verſuch, die Freiheit der conftitutienellen Entwidelung zu hem⸗ 
men, täglich mehr in fein Gegentheil um: er ruft leider immer mehr 
das radicale Syſtem hervor. 

So ift es, weil zwar unfere cenfirten Dofzeitungen, unfere Dofcen: 
foren und unfere Mandarine und Hofgelehrten täglih mehr dem Mu— 
fter von Pekin fidy nähern, die deutfche Nation aber Gott Lob ihrem 
inneren Kerne nad) noch allzu weit von der Erbärmlichkeit des chineſi⸗ 
ſchen Volkes entfernt ift. 

Diefes allein follte wohl genügen, um unfere Gabinetspolitit zu 
beftimmen, die Gefahren des bisher befolgten politifchen Syſtems endlich 
ernfthaft in’s Auge zu faſſen. Es follte genügen, felbfi wenn nicht die 
ganze bisherige europdifche Gefchichte uns belehrte, daß in dem Maße, als 
feit der Entftehung der politifhen Zagespreffe im 17. Jahrhunderte der: 
felben die Freiheit geftattet murbe, die Freiheit und Kraft der Nationen 
wuchs, während umgekehrt bei der Unterdrüdung bderfelben nidyt blos die 
Nationen ohnmädhtig, fondern auch ihre Fürftenhäufer inneren und du: 
feren Gefahren überliefert wurden. C. Welcker. 

3011 bedeutet urſpruͤnglich eine Stätte, mo von den Vorbeifahren⸗ 
den oder Gehenden eine Abgabe erhoben wird; dann die Abgabe felbfl. 
Zoliftätten wurben angelegt an Land» und MWafferftraßen,, an den Tho— 
ren der Städte, in den Seehäfen, an ben Grenzen bes Landes und im 
Innern. Die Abgabe wurde gelegt auf Perfonen, — Leibzoll, Juden» 
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zoll — auf Handelsgüter , auf Erzeugniffe der Landwirthſchaft und ber 
Gewerbe ; fie wurde gefordert für den Schug der Reifenden und Waa⸗ 
ten, für die Benugung der Land» und Waſſerſtraßen, ald Steuer vom 
Handel und Gewerbe, insbefondere von Fremden. — Die Sache war 
fhon im Altertbume befannt. In Athen und Rom waren die Zölle, — 
bald der 50., bald der 20., bald der 8. Theil der Waare oder ihres 
Merthes, — an Einnehmer verpachtet, die, mas wir aus dem neuen 
Teftamente wiſſen, nicht im beften Rufe ftanden. Das Wort Zoll, 
niederdeutfh Zoll, engliſch toll (mas gegenwärtig ein Weggeld bezeich« 
net), wird gemöhnli von r&log, Zollftätte, woher reAwveiov (in dem 
Latein des Mittelalterd telonium, tolenium u. dgl.), Zollabgabe, abge: 
leitet. In der Schweiz braudht man heute nody das Zeitwort tellen in 
der Bedeutung von fleuern und das Hauptwort bie Zellen (Mehrzahl) 
ift die Benennung für Gemeindeumlagen, namentlidy für Armenfteuern. 

Das Wort Mauth (muta, mutaticum), defjen Urfprung Rau in 
dem gothifhen Mota, Motaftad fucht, welches bei Uifilas in ber 
Bedeutung von Abgabe vorkommt, ift dem Zolle nahe verwandt. Spaͤ⸗ 
ter gilt e8 für die Einrichtungen zur Erhebung und Sicherung ber Zolls 
abgabe (franzöfifh Douane). In Frankreich hieß diefelbe Traite, Ab: 
zugsfteuer, meil dort, wie in England, die erften Zölle bei der Aus: 
fuhr gemiffer Waaren erhoben wurden. So bezeichnet das fchmeizerifche 
Zrattengeld eine Abgabe von ausgeführten Pferden und anderem 
Vieh; traite foraine ift die Benennung für die Abzugsfteuer von dem 
Vermögen, mweldyes Auswanderer mitnehmen. In England heißen bie 
Bollabgaben customs, mas Adam Smith als customary payments, d. h. 
herkoͤmmliche Abgaben, erklärt. 

Das Recht, Zölle anzulegen und die Abgabenfäge zu beftimmen, 
bildete fi im Mittelalter zu einem Hoheitsrechte, Negal, aus und ftand 
in Deutfchland dem Kaifer zu, welcher daffelbe einzelnen Reichsftänden 
verleihen konnte. In vielen Wahlcapitulationen feit dem Anfange des 
16. Sahrhunderts mußten übrigens die Kaifer verfprechen, keine Verlei⸗ 
hungen neuer, oder Erhöhungen beftehender Zölle ohne Zuftimmung der 
Kurfürften zu gewähren. Noch bis auf die neuere Zeit fpricht man von 
den Zöllen als einem Hoheitsrechte des Landesherrn entfließend, im Ge: 
genfage der Steuern, oder den Eraft der faatsbürgerlichen Pflicht zu leis 
ftenden Beiträgen der Einzelnen zu den öffentlichen Laſten. — Außer 
dem befonderen Schuge, welcher den Kaufleuten in den Zeiten des Fauft: 
rechts geleiftet und auch fpäter noch als Geleitsabgabe bezahlt wurde, 
wo er nicht mehr nöthig war, und außer der Matur eines Beitrags zu 
den Koften der Land: und Waſſerſtraßen, läßt ſich für diefe alten Zölle 
kein anderer als ein fiscalifcher Grund auffinden. Man wollte bie vers 
achteten und zugleih um ihren Gewinn beneideten Kaufleute, als man 
fie nicht mehr der Plünderung Preis gab, menigftens befteuern, und 
zwar die fremden höher, als die einheimifchen. Dies wollte jeder Grund» 
herr , jede Stadt, jedes Reichsglied, durch beren Gebiet fich irgend ein 
Berkehr bewegte; damit der Handel unter diefen bei zahllofen Zollſtaͤtten 
ſich wiederholenden Pladereien nicht ganz erliege, wurde bie Vermeh⸗ 
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rung und Erhöhung der Zölle von der Eaiferlihen Verleihung mit tur: 
fürftliher Zuftimmung abhängig gemacht. 

Die Umgeftaltungen, welche das vereinzelt entflandene und chaotiſch ver: 
twirete Zollwefen nach und nad) erhalten hat, find im Wefentlichen folgende: 

Es wurden von den Zöllen diejenigen Abgaben ausgefchieden, welche 
m inländifchen Erzeugniffen vor dem Verbrauche erhoben werden 

f. „Acciſe“). 

Die Binnenzölle wurden aufgehoben und die Zollftätten an bie Lan: 
desgrenzen verlegt. Die Grenzzölle trafen nur fremde Waaren bei der 
Ein und Durchfuhr, einheimifche bei der Ausfuhr (Eingangs= oder Con: 
fumo:, Durchgangs⸗ oder Zranfit:, und Ausgangszoll). 

Die Grenzen wurden mit einer militärifch organifirten Zollſchutz⸗ 
wache befegt, um die Erhebung der Zölle zu fihern und dem Gewerbe 
des Schleihhandels (Schmuggel) entgegenzumirken. + 

Diefe Einrichtungen, melde die meiften europaͤiſchen Staaten ge 
genwärtig haben, gewähren im Vergleiche mit dem früheren Zuftande 
ben Vortheil, daß ber innere Verkehr ſich frei bewegen kann, bie Bor» 
bedingung feiner naturgemäßen Entwidelung, und bamit des Volkswohl⸗ 
ftandes; ferner laffen fich diefelben dazu benugen, um neben der Einnahme, 
bezüglich auf den auswärtigen Verkehr, noch andere Zwecke zu erreichen. 

Das Mercantils oder Handelsfpftem benußte die Zollein: 
richtungen als Mittel zu feinem Zmwede, zu der Herftellung einer gün-: 
fligen Handelsbilanz. Bon dem Sage ausgehend, daß der Reich 
thum eines Landes in dem baaren Gelbe, oder in der Menge von edeln 
Metallen beftehe, welche das Land hervorbringt oder einführt, richteten 
die Jünger Colberi's ihr Beftreben dahin, möglichft viel Geld und Eit- 
ber einzuführen und möglichft wenig auszuführen. Zu dieſem Behufe 
fhien e8 wuͤnſchenswerth, nicht nur für den eigenen Bedarf, fondern 
für den Abfag im Auslande Waaren in Menge zu fertigen und fi 
dafür nicht wieder mit Waaren, fondern mit baarem Gelde bezahlen zu 
laſſen. Demnad wurde die Einfuhr fremder Waaren entweder ver: 
boten oder durch hohe Zölle befchränkt; die Ausfuhr inländifhher Arti 
kel wurde duch Ruͤckzoͤlle (Erfas der für die eingeführten Robftoffe be 
zahlten Abgaben, draw-backs) und Ausfuhrprämien begünftigt. Beigte 
ſich am Jahresfchluffe aus den Zollliften, daß die angenommenen Werbe 
der ausgeführten Artikel größer waren, als jene der eingeführten, daß alfe 
vom Auslande ein anſehnlicher Saldo in baar zu bezahlen war, fe 
nannte man biefes Ergebniß eine günftige Handelsbilanz und freute ſich 
der vermeintlihen Zunahme des Reichthums der Nation. Den Inbe— 
griff der Anorbnungen, welche hiernady im Zollmefen getroffen wurden, 
nennt man das Prohibitivfpftem. 

Ihm gegenüber verlangen die Anhänger der Han de ls freiheit, daß 
Zoͤlle nur als Einnahmen fuͤr die Staatscaſſe aufgelegt werden ſollen; 
zu dieſem Zwecke muͤſſen fie nieder fein, weil hohe Zölle entweder um⸗ 
gangen werden, ober die Einfuhr der damit belegten Artikel befchränten, 
alfo wenig eintragen. Miebere Zölle aber hindern ben freien Verkeht 
nicht. Diefe Lehre wirft dem Prohibitivfpfteme vor, daß es den Verkeht 
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der in Bildung und Kraft voranftehenden Staaten Europas, einen Ver: 
ehr, welcher jedem von ihnen fehr vortheilhaft werben könnte, faft auf 
nichts heruntergebracht habe. Sie bezeichnet als Grundirrthbümer jenes 
Syſtems: 1) Die Meinung, be der Reihthum einer Nation in baas 
rem Gelde beftehe, während derfelbe in den Kräften und Fähigkeiten der 
Bürger und in der Menge werthvollee Güter aller Art beruhe; bies bes 
weife 3. B. England, das feinen ungeheuern Umfag mit einem verhält: 
nißmaͤßig geringen Geldvorrathe beforge. 2) Die Meinung, daß bie 
übrigen Länder fortfahren würden, von einem Staate zu kaufen, der ih: 
ren Erzeugniffen feine Grenzen verfchließe. Die Erfahrung Iehre, daß 
überall Gegenmaßregeln ergriffen und die Vortheile des freien Austaus 
ſches Allen entzogen werden. — Im freien Verkehre, fagen die Anhän- 
ger dee Hanbdelsfreiheit, erhalte jedes Volk feinen Bedarf an ausländi: 
fhen und einheimifhen Producten zu den billigften Preifen; es finde 
eine naturgemäße Entwidelung der jedem Lande eigenthuͤmlichen Huͤlfs— 
quellen Statt, welche einen foliden Zuftand begründe, mährend die fünft: 
lihe großgezogene Induſtrie jeden Augenblid mit Schwankungen zu 
tämpfen habe, weldhe der Eriftenz von Zaufenden Verderben drohen. 

Zwiſchen dem Prohibitivfpfteme und der Lehre der Hanbelsfreibeit 
ſteht das Schugfvftem, welches im deutfchen Zollvereine (f. biefen) 
angenommen, aber nach der Meinung Vieler noch nicht genügend ausge: 
bitdet iſt. Daffelbe will den michtigeren, im Lande ſich entwidelnden 
Zweigen ber Induftrie den inneren Markt durch Zollfäge fihern, welche 
die wohlfeileren Preife ausländifcher Fabricate fo mweit erhöhen, daß fie 
die einheimifhen nicht von dem Markte verdrängen. Hierdurch foll der 
Nation die Möglichkeit gegeben werben, eine ſtarke, ausgedehnte Induſtrie 
zu fchaffen, welche zugleich eine mefentliche Bedingung des Wohlftandes 
und ber Macht der europdifhen Staaten ift. 

Daß der freie Handel an und für ſich ben Befchränfungen befs 
felben vorzuziehen ift, wird kaum mehr beftritten werden. Die Handels: 
freiheit wird daher auch in der Wiffenfhaft als das Ziel feftgehalten, 
welchem ſich die Zuftände der Völker in ihrem gegenfeitigen Verkehre nd: 
bern follen,, ein Ziel, das zu erreichen wuͤnſchenswerth if. Die Han: 
delsfreiheit fchließt Zölle eben fo wenig aus, als die Gewerbefreiheit eine 
Gewerbſteuer ausfchließe; allein fie läßt die Zölle nur als Einnahme» 
quelle für den Staat, nicht ald Mittel zur Befchränkung des ausmärtis 
gen Verkehrs zu. Um ben möglichft hohen Ertrag zu gewähren, dürfen 
die Zölle die Einfuhr nicht befchränten, fie müffen alfo nieder fein. — 
Die Handelsfreiheit ift das Alpha und das Dmega des Verkehrs zwi: 
ſchen den Völkern. Sie befteht, in den Anfängen der Entwidelung, 
bevor die Loftfpieligen Schranken und Sperren erfunden und eingerich- 
tet find; fie kehrt wieder, oder fol wiederkehren, wenn bie Hülfsquellen 
ber Nationen fo weit ausgebildet und fo feft begründet find, daß bie 
Schutz- und Abmehreinrichtungen überflüffig erfcheinen. Niedere Zölle 
find aber auch bleibend da vorgefchrieben, wo Schug und Schranken 
zwecklos und nur ſchaͤdlich wären. Dies ift der Fau in Pleinen Staa⸗ 
ten, wie 3. B. in ben meiften bdeutfchen, bevor fie in dem Bollverbande 
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vereinigt waren. Diefe würden ſich nur nach Außen lächerlic gemacht und 
nad Innen zu Grunde gerichtet haben, wenn fie mit Zoll und Mauth eine 
Nationalinduftrie hätten pflanzen wollen, zu deren Gedeihen alle Be: 
dingungen fehlten. Das Schusfpftem kann fonad nicht als der Nor: 
malzuftand, nicht als das Irgte Wort, welches die Nationalökonomie den 
Staatsmännern zu fagen hat, betrachtet werden. Es ift eine Leber 
gangsmaßregel, wenn aud für längere Dauer. Es kann mit Nutzen 
nur in einem Staate angewendet werden, welcher ein großes inneres 
Marktgebiet befist, in welhem die Landwirthſchaft auf einer nicht mehr 
niedern Stufe fteht, wo fid) zugleich das Streten nad) weiterer Ausbil 
dung der Gemwerbsihätigkeit Fund gibt und die Bedingungen dazu vor- 
handen find. Zeiat fi dann, daß eine übermächtige auswärtige Con: 
currenz dem Aufblühen derfelben im Wege fteht, und daß bie übrigen 
Staaten vielleicht ſchon längft den freien Verkehr mit ihrem Gebiete 
mehr oder weniger befchränft haben; dann ift auch die Zeit gekommen, 
ein Schutzſyſtem wirklich einzuführen. Wer übrigens von GSchugsöllen 
allein das Heil der Induſtrie erwartet, der taͤuſcht ſich Wir haben 
zum Theile ſchon angedeutet, was fonft noch nöthig ift, um Handel umd 
Gewerbe und damit den Wohlſtand und die Macht eines Staates mög: 
lichft auszubilden. Es gehören naͤmlich dazu: ein eigenes, großes Markt: 
gebiet; freier Verkehr im Inneren auf guten und binreichenden Land: 
und Mafferftrafen, namentlich auf ben Strömen, bis in’s Meer; Theil: 
nabme an dem Seehandel zum unmittelbaren Zaufchverfehre mit den 
überfeeifchen Ländern. Es gehören ferner dazu: Einheit in ber Gefeh: 
gebung über Handel und Gewerbe, Beſteuerung, Poft u. dal. Bor 
Allem aber gehört dazu ein Eräftig entwideltes National —5* ge⸗ 
weckt und geſtaͤhlt durch freie Staatseinrichtungen; «in —8 
welcher das Einheimiſche dem Fremden vorzieht und jeden Einzel 
anfpornt, für das Wohl der Nation durch Thatkraft und —— 
mungsgeiſt mitzuwirken. Hier liegt das Geheimniß der Groͤße und 
Macht der Nationen. Ohne Freiheit, Nationalſinn, ohne die eigen 
Kraft und Tüchtigkeit der Bürger bringt e8 ein Wolf nicht weit ai 
in Beziehung auf Handel und Induſtrie, man mag Schr 
wie man will. Hiermit flimmt Dr, Lift in feinem ı 
Buche zu Gunften höherer Schugzölle überein; u 9 
nicht, wie fein Zitel befagt, „das nationale ur 7 
fonomie genannt werden kann, aber doch aus den X 
find, entnommene Wahrheiten ausfpriht und 3 aͤßi 
eindringlich empfiehlt, welche ſeit der Gründung bes 3 Bollven 
und nüglich geworden find. Hätte Herr Dr. Liſt ve pern 
ben Erfinder der Wahrheiten, die er ausfpricht, auszuge 
heren und jegt lebenden Schriftfteller diefes —* 
ſchraͤnkte Köpfe darzuſtellen, fo würde fein 2 
haben. Das Schusfoftem dient aud als Mitte tt 
anderen Staaten guͤnſtige Handels⸗ ri 
indem man ſich gegenfeitig für den Har 
ducten und Fabricaten niedrigere Zollfäge ge 
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von benfelben Erzeugniffen erhoben werben, wenn fie aus anderen Läns 
dern kommen. Solche Ausnahmsfäge nennt man Differenzials 
zölle. Umgekehrt können die Zölle auf Waaren eines andern Staates, 
welcher unfern Verkehr mit feinem Gebiete durch Zollmaßregeln befons 
ders beläftigt, erhöht werden. Was außerdem durch Scifffahrtsabgas 
ben und Gefege zur Erleichterung oder Erſchwerung des Verkehrs zu ges 
fhehen pflegt, f. in dem Art. „Schifffahrtsgefege.” 

Die Mauthfpfteme der Staaten, in denen folche feit längerer Zeit 
beftehen, tragen noch mehr oder weniger Spuren des von Niemandım 
mehr gebilligten aber ſchwer zu befeitigenden Probibitiv: oder Verbotſyſtems 
an fi. — In England waren die Zölle, welche Eduard I. als £önig- 
liches Recht ausſprach, blos Ausgangszölle von Schafmolle, Scaffellen 
und Leder (magna costuma); dann Eingangszoll von Wein (tonnage), 
wozu noch befondere Zölle von fremden Kaufleuten famen (parva cos- 
tuma). Eduard III. legte Abgaben auf alle übrigen Waaren bei der 
Eins und Ausfuhr, durchfchnittlich 6 Pence vom Pfunde (Subfidien von 
tonnage und poundage); die Säge fliegen und fielen abmwechfelnd, neue 
kamen hinzu, dann Ausfuhrprämien und Rüdzölle und Prohi— 
bitionen. Die einzelnen nah und nad erfchienenen Gefege, aus 
denen der Zarif ſich bildete, murden in ihrer Maffe ein Chaos, aus 
welhem faum die Beamten, gefchmeige die Kaufleute ſich zurecht finden 
tonnten. Pitt unternahm im Jahre 1787 die DVereinfahung des Tas 
rifs, womit zeither fortgefahren wurde. Ein Gefeg von 1825 3. B. 
reduciete 450 Zollgefege und Verordnungen auf 115 das gegenwärtige 
Minifterium (Peel) bat ebenfalls bedeutende Vereinfachungen ausgeführt, 
die Zahl der Beamten vermindert, ihre Gehalte fixirt. Den vielen Bes 
firebungen für größere Handelsfreiheit, — mir erinnern nur an Hus— 
Lıfjon und an die berühmt gewordene Erklärung des Handelftandes von 
London vom Jahre 1820, fo wie an die Kämpfe gegen die Kornzölle, 
find nicht fruchtlos geblieben. Manche Verbote wurden aufgehoben, 
übermäßige Bollfäge gemindert, allerdings im eigenen, britifchen Intereſſe 
und nicht in dem der übrigen Schifffahrt und Handel treibenden Natio- 
nen. Die Staatseinnahme aus Zöllen, welche unter Elifabeth 50,000 Pfd. 
St. betrug, beläuft ſich gegenwärtig auf nahe an 20 Mil. Pfd. St. 

In Frankreich, wo Golbert die Binnenzölle aufgehoben und bie 
Grenzmauthen nah den Grundfägen des Mercantilfpflems eingerichtet 
hatte, wurden die Zölle bis 1790 von den Generalpächtern erhoben. In 
dem genannten Jahre wurde die Administration des Douanes zu diefem 
Behufe errichtet; der erſte Zarif erfchien am 15. März 1791; der legte 
im Auguft 1836, welcher zeither wieder verfchiedene Abänderungen erlitten 
hat, doch immer noch eine Reihe von Einfuhrverboten und enorme Zollfäge 
enthält. Rußland und Oeſterreich haben ebenfalls ftrenge Mauthfy- 
ſteme, doch fchreitet letzteres, langfam und ftetig, einem vernünftigeren 
Schutzſyſteme mit freierer Bervegung des auswärtigen Handels entgegen. 

Die weſentlichſten Beftandtheile der Zolleinrichtungen find folgende: 

1) Der Zarif, d. h. die Zufammenftellung der Gegenftände der 
Einfuhr und Ausfuhr — (für die Durchgangszoͤlle werden einfachere 
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Beflimmungen befonders feftgefegt) — mit Angabe der von jebem zu 
erhebenden Zollfäge. Diefe Säge werden entweder nah dem Preife 
der Waaren (ad valorem) in Procenten deffelben beftimmt, wobei ges 
woͤhnlich dem Zollbeamten das Recht eingeräumt wird, die zu nieder de: 
elarirten Waaren um den angegebenen Preis zu behalten, — oder nad 
der Stuͤckzahl, nah Maß und Gewicht. Die Gemichtszölle werden mei: 
flens von dem Bruttogewichte erhoben, und für die Zara (Verpackung) 
ein Abzug geftattet. 

2) Das Zollgefes (Zollordnung) enthält bie Einrichtungen und 
Vorfchriften, welche zur ficheren Erhebung diefer Abgaben für nöthig 
erachtet werden. Hiernach dürfen zollbare Waaren nur auf benannten 
Hauptfiraßen (Zollſtraßen) und nur bei Zage geführt werden. An 
ben Stellen, mo diefe Straßen die Grenze überfchreiten, befinden ſich 
Zoltftätten (Haupt:Neben:Zollämter), wo der Waarenführer bei feiner 
Ankunft ein DVerzeihniß der Waaren (Declaration) den Angeftellten zu 
übergeben hat, melde daffelbe mit dem Inhalte der Ladung vergleichen 
(revidiren), den Zollbetrag nad dem Tarife berechnen, erheben und be= 
ſcheinigen. Da nicht jeder Empfänger der Behandlung feiner Waaren 
an dem Grenszollamte beimohnen oder dem Fuhrmanne dieſes Geſchaͤft 
und die Zollentrihtung überlaffen, oder endlich einen befonderen Bevoll⸗ 
mächtigten aufftellen dann; da ferner nicht alle eingehende Güter bie 
Beftimmung haben, im Lande zu bleiben und verbraucht zu werden, 
fondern zum Wiederverkaufe in das Ausland (Zwifhenhandel) dienen; 
da endlich auch die Entrichtung großer Summen an der Grenze oft läs 
flig fallen würde: fo find aud im inneren des Landes, menigftens an 
größeren Drten, wo ein lebhafter Verkehr Statt findet, Zollftätten und 
Magazine (Ragerhäufer, Hallen, Niederlagen, Padhöfe) eingerichtet, wo 
bie Waaren unverzollt niedergelegt werben können. Solche, nah einem 
Lagerbaufe im inneren bdeclarirte Güter werden an der Grenze nur 
einer allgemeinen Revifion unterworfen, verfhnürt (plombirt, verbleit), 
mit einem Begleitfcheine verfehen und erft an dem Beftimmungs: 
orte, wenn fie aus dem Lagerhaufe zu Eingang bezogen werden, verzolit. 
Daffelbe findet mit den zu Waſſer anfommenden Gütern in den Frei— 
häfen Statt. Zu weiterer Erleichterung de8 Handels und der Indu—⸗ 
firie dienen die Zollcredite, Zollvorfhüffe. Den Fabricanten, Kauf: 
leuten, Spebditeuren wird zur Entrichtung ihrer Zollbeträge gegen bin- 
länglihe Sicherheitsteiftung eine Frift von drei, ſechs oder zwölf Mona- 
ten geftattet. Aehnlich find die Meßcontirungen, Rechnungen der 
Zollbehoͤrde mit Kaufleuten, denen für die Meßzeit die Zollbeträge für 
bezogene Güter zur Laft gefegt, für die wieder in's Ausland zuruͤckge⸗ 
fendeten abgefchrieben mwerden. Der Reſt wird nad Ablauf der be: 
flimmten Zeit erhoben. — Endlich beftehen auch für den Grenzvers 
Lehr mande Erleichterungen, 3. B. die freie Einfuhr Meiner Quantis 
täten von Vieh, welches auf inländifche Weiden geht und wieder zurüd: 
getrieben wird, Getreide, das im Lande gemahlen, Zeuge, die im Lande 
gebleicht und gefärbt, dann mieder zurüdgebracht werden u. f. w. Zur 
Sicherung gegen Unterfchleife find Controlemaßregeln vorgefchrieben. 
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3) Der Zollſchutz, gehandhabt durch eine militärifch organifirte 
Mannfhaft (Douaniers, Zollgardiften, Grenzauffeher, Grenzwädhter), 
nad beftimmten Vorfchriften, ift um fo forgfältiger und ſtrenger zu 
regeln, je mehr Verbote und verbotähnliche Zölle beftehen. Der 
Schleichhandel wird ſich immer und überall organifiren, mo die Prämie 
für heimliche Einfuhr geringer ift al® der Zoll und durch den Preis der 
Waare vergütet wird. Er würde um fo leichteres Spiel haben, wenn 
die Waare, einmal über die Grenze hereingebracht, allen weiteren Nach— 
forfchungen der Zollmächter entzogen wäre. Auf der andern Seite würde 
eine Über das ganze Land gezogene Auffiht dem Verkehre zu Iäftig, der 
Staatscaffe zu Eoftfpielig werden. Man hat daher von ber Grenze eins 
wärts sinen Strich Rand als Grenz = oder Controlebezirf angenommen, 
innerhalb deſſen der Waarenverfehr befonderen Vorſchriften unterliegt, 
Eraft deren fowohl die Kaufleute von ihren Vorräthen, als die Fuhrleute 
von ihren Zransporten nachzumeifen haben, daß fie entweder den Zoll 
bezahlt haben, oder daß fie Eeine zollpflichtigen Güter führen. Die Be 
weisurfunden, Zollquittungen, Begleitfcheine, Legitimationsfcheine u. dgl. 
werden übrigens nur von beflimmten Gattungen von Waaren, bei denen 
heimlihe Einfuhr am Eheften zu vermuthen ift, verlangt. Körperliche 
Bıfitation glaubt man nicht entbehren zu können; doch foll diefelbe nur 
bei wirklihem Verdachte und untir gewiffen, gegen rohe Behandlung 
fihernden Formen vorgenommen werden. Die innere Grenze des in ber 
Regel 2 bis 4 Stunden breiten Gentralbezirtd muß (durch Pfähle mit 
Auffchriften) deutlich bezeichnet werden. Im Inneren tritt dann eine 
freiere Bewegung des Verkehrs ein. Doc, verſchwindet nicht alle Auf: 
fiht. Es bleibt no die Binnencontrole, wornach die Führer grös 
ßerer Zransporte hoch belegter Waaren gehalten find, auf Anfrage des 
Auffihtsperfonals ihre Papiere vorzuzeigen, auch erforderlichen Falles eine 
nähere Befidhtigung der Ladung zu geftatten. 

Das Zollftrafgefeg beftimmt die auf Umgehung der Abgabe: 
felbft, wie der gefeglichen Vorfchriften angedrohten Strafen und das Ber- 
fahren zur Erledigung der desfallfigen Anzeigen. 

Ueber Wafferzoll vergleihe man den Art. „Rheinoctroiz‘ 
vergleihe auh „Schifffahrtsgefere.” 

Zollverein. — Der Art. 19 der deutfchen Bundesacte lautet: 
„Die Bundesglieder behalten fich vor, bei der erften Zufammentunft der 
Bundesverfammlung in Frankfurt wegen bes Handels und Ber: 
kehrs zwifhen den verfhiedenen Bundesjtaaten, fo mie 
wegen der Schifffahrt nad Anleitung der auf dem Congreffe zu 
Wien angenommenen Grundfäge in Berathung zu treten.” — Die 
Wiener Sclußacte vom 15. Mai 1820 ſagt in ihrem legten Artikel 
(65): „Die in den befonderen Beflimmungen der Bundesacte Art. 16, 
18, 19 zur Berathung der Bundesverfammlung geftellten Gegenftände 
bleiben. derfelben, um durch gemeinfchaftliche Uebersintunft zu moͤglichſt 
gleihförmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur ferneren Bearbei- 
tung vorbehalten.” Hiernach märe von der Bundesverfammlung eine 
Uebereinfunft über ein gemeinfames Zoll: und Handelsfzflem für alle 
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Bunbdesftaaten zu erwarten gewefen. Der Gegenftand wurde von Ver: 
einen und Ständeverfammlungen vielfach angeregt; e8 Fam aber befann- 
ter Dinge auf dem Wege ded Bundes nichts zu Stande. Als der 
Congreß zu Carlsbad im Fahre 1819 verfammelt war, brachte der badi⸗ 
[he Bevollmächtigte v. Berflett ein Memoire, die Handelöverhältniffe 
betreffend, vor die hohe Werfammlung, worin er die Bitte der badifchen 
Stände um Freiheit de8 Handels im inneren der Bundesftaaten als 
„den wahrhaften Ausdrud eines bis auf die unterften Wolkeclaffen ſich 
erfiredenden Wunſches“ bezeichnet. Der Grund, warum bie Gemäb: 
rung dieſes Wunfches für zeitgemäß erachtet wurde, mag aus folgenden 
Stellen des gedachten Memoire entnommen werden: „Manche Uebel der 
gegenwärtigen gehen aus der Beforgniß wegen der kommenden Zeit hervor. 
Mit den Ausfihten und Wegen einer befferen Zukunft ehrt die Aus: 
föhnung mit der Gegenwart zurüd, und der Theil des Volkes, der jest 
nur von gemaltfamen Veränderungen Heil erwartet, wird es mit Berus 
higung in den erleichterten Mitteln des Erwerbs und in dem meniger 
drüdenden Verhältniffe feiner Ausgabe zu feiner ‚Einnahme finden. — 
Menn man, was nit unmwahrfheinlich ift, die Gouvernements wegen 
der, durch die drohenden Zeitverhältniffe gebotenen Mafiregeln, als Be: 
ſchraͤnkung der Preffe u. f. w., bei einem großen heile des Volks vers 
dächtig zu machen fuchen wird, fo merden allgemein mwohlthuende De: 
flimmungen über Handelsfreiheit auf der andern Seite nicht allein den 
übeln Eindrud entkräften, fondern aud der Maffe des Volkes einen 
materiellen Erfag für den Verluſt mancher cdhimärifchen , aber lieb ge: 
wordenen Idee liefern. — Die unter den befonderen Verhältniffen der 
legten Zeit ſich allerwärts entroidelte unruhige Geſchaͤftlichkeit, welche im 
der genommenen gefährlichen Richtung aufzuhalten, gegenwärtig das erfte 
Beftreben aller Regierungen ift, würde dadurch einen geregelten Spiel: 
raum erhalten und von den verderblihen Planen abgehalten, zu benen 
die unvermeidlichen Umtriebe der Parteimänner fie verwenden wollen.” 
— Obgleich, wie man fieht, nicht die Sorge für Deutſchlands Wohl, 
für die Erſtarkung feiner productiven Kräfte und damit au des Natio— 
nalfinnes und der Achtung nad Außen, zunaͤchſt den Anlaß zu der ge 
dachten Staatsfchrift gab, fo wurde body die Nothwendigkeit eines gro- 
fen deutfchen Douanenfoftems gegen die Zollſyſteme der fremden Länder 
und Aufhebung der inneren Zolfchranken richtig gewürdigt. Diefe Ans 
träge auf Erfüllung des Art. 19 fanden übrigens keinen Anklang. Man 
hatte mit den Maßregeln zur Ausdehnung der Bundesgewalt und zur 
Beſchraͤnkung der Lehrfreiheit, der Preffreiheit, der Verfaffungen, fo wie 
mit Errichtung einer Gentralinquifition hinreichend zu thun, unb bielt 
eine Beſchwichtigung der öffentlihen Meinung durch den Vollzug bes 
Art. 19 für überflüffig*). Nachdem übrigens Preußen im 1818 
die Zölle im Inneren befeitigt und eine Douanenlinie um bie &renzen 
gezogen hatte, konnten ſich die Regierungen der Fleineren deutſchen Staaten 

+, S. hierüber: Wichtige Urkunden über den Rechtszuſtand 


der deutfhen Nation, mit Noten aus ben Papieren von Klüber, ber 
ausgegeben und erläutert von E. Welder. Mannheim, bei Fr. Baffermann, 184. 
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über das Unhaltbare ihrer ifolirten Stellung nicht Länger täufchen und muß» 
ten die Nothwendigkeit einfehen, fich entweder unter einander zu einem ges 
meinfamen Ganzen in Bezug auf Zölle und Verkehr zu verbinden, oder fich 
an einen größeren Staat anzufchließen. Zu diefem Zwecke wurden ſchon auf 
dem Miener Congreſſe von mehreren Staaten meitere in Darmftadt zu 
pflegende Verhandlungen verabredet, welche mehrere Zollvereine zur Folge 
hatten. An Preußen fchloffen fih die anhaltifhen Fürftenthümer 
(Bernburg, Deffau und Köthen) und ein Theil von Schmwarzburg- 
Sondershaufen; am 8. Mär; 1828 trat das Großherzogtum Heſſen 
bei. Mit Würtemberg vereinigten fi) 1824 die beiden Hohenzol: 
lern (Hechingen und Sigmaringen). Ein Vertrag vom 18, Sanuar 
1828 begründete den Verein zwifhen Würtemberg und Baiern. 
Sodann fchloffen Hannover, Braunfhmweig und Oldenburg 
einen Zolls und Steuerverein. Aus einer in Kaffelam 24. Septem: 
ber 1828 abgefchloffenen Webereinkunft ging ber mitteldeutfhe Handels: 
verein hervor, an welchem Hannorer, Sachſen, Kurheffen, Braunſchweig, 
Naffau, Oldenburg, die fächfifchen Herzogthuͤmer und die reufifchen Fuͤr⸗ 
flentbümer, Schwarzburg:Rudolftadbt und die freien Städte Bremen und 
Frankfurt Theil nahmen. Der Zweck diefes Vereins, deffen Gebiet Kein 
gefchloffenes Ganze bildete, Eonnte nicht ein gemeinfames Zollſyſtem fein; 
auch beftand Feine gemeinſchaftliche Zollverwaltung. Er beabfichtigte Er: 
leichterung des Verkehrs ſowohl hinſichtlich der Zölle, als durch Verbeſſe⸗ 
rung der Straßen, dann aber auch Gegenwirkung gegen das preufifche 
Spftem und Herbeiführung eines allgemeinen deutfchen Zolla und Han— 
delsvereins durch Verwirklichung des Art. 19 der Bundesacte.e. Da je: 
doc die Ausfichten hierzu durdy die bei der Bundesverfammlung gepflo: 
genen Verhandlungen wenig Nahrung erhielten, auch der zur Vervoll⸗ 
ftändigung des Vereins.erforberliche Beitritt ber übrigen noch in feinem 
Verbande befindlichen deutfchen Staaten nicht zu erzielen war, fo fanden 
ſich mehrere Glieder beffelben geneigt, ſich mit Preußen zu verftändigen. 
Diefelbe Geneigtheit zeigte fich von Seiten Baierns und Würtembergs, 
und eine Reihe von Verträgen führten von 1833 bis 1835 den deut= 
fhen Zollverein in das Leben. Wie man 1819 in dem Vollzuge 
bes 19. Artikels der Bunbdesacte ein Gegenmittel gegen die Wirkung der 
Garlsbader Befchlüffe fuchte, fo mögen die erfolgreichen Bemühungen für 
ben Zollverein in den Ereignifjen der Jahre 1830 bis 1833 und in den 
Bundesbefdlüffen von 1832 einen Sporn gefunden haben. Im Sahre 
1835 beftand der Zollverein aus folgenden Staaten: 


Bi eußen mit mn Seelemgeht von oe. 2:2 2 2 2: 118 
iern . . . . . . . . 4,252.813 
abfen . . . - . . . 1,595,668 
EN (mit Gobengollen) Bi ——— 1,631,779 
urbeifen . 700,327 


Gro Derspgtdum Deffen "mit omburg 
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dazu kamen im Ja 
—— — — 2“ ar 770,000 
r f : e ö . . ° 50,000 
Schaumburg Kurdefien) ee en ae he 35,000 
Dad vum 4 u * » . 6,000 
as —5 Am ügde (Gnclade) FE u a 4,000 
Zurembur . 145,727 


daß der Zollverein "gegenwärtig 865,25 — 
ober nahe an 26 Millionen Deutfche umfaßt. Der (menigftens von 
Seiten Badens) bis zum legten December 1841 abgefchloffene Vertrag 
wurde um weitere 12 Jahre, bis 1. Januar 185% verlängert. Eine 
Auftöfung würde als Selbſtvernichtung jeder Hoffnung für Deutfchlands 
Zufunft anzufehen fein; die Erweiterung des Zollvereind, zunaͤchſt dur 
den Beitritt von Hannover, Didenburg, Medienburg und der Hanfes 
ſtaͤdte iſt die nächfte, unerläßliche Vorbedingung für dag Gebeihen deut: 
fher Induſtrie, deutfchen Handels, für den Wohlſtand, Gemeinſchaft der 
Söntereffen, für Ehre, Macht und Anfehen des Gefammtvaterlandes. 

Die Zollconferenzen, welche fich zur Revifion des jeweils auf drei Fahre 
feftgefegten Zarif8 und anderer gemeinfamen Berathungen wegen verfam: 
meln, werden von allen Vereinsſtaaten beſchickt, aber nicht alle haben Stimm: 
recht. Eigene Stimmen haben nämlich : Preußen, Baiern, Sachſen, Würtem: 
berg, Baden, Kurfuͤrſtenthum Heffen, Großherzogthum Heffen, der thuͤrin⸗ 
gifhe Verein (1 Stimme), Naffau, Frankfurt. Hierzu kommt feit 1841 
noch Braunſchweig; die Stimme für Luremburg führt Preußen. Die Unvoll⸗ 
kommenheit ber Drganifation, der Mangel einer feften, leitenden Gentralbe- 
hörde, das Erforderniß der Einftimmigkeit zu gültigen Beſchluͤſſen, geben zu 
begründeten Wünfchen einer zweckmaͤßigern Verbefferung Anlaß; allein fo 
groß diefe Mängel fein mögen, fo beweifen fie doch nur für die Nothwendig⸗ 
Reit der Berbefferung, keineswegs gegen den Beftand des Vereins, der mit 
allen diefen Gebrechen dem früheren Zuftande der Zerfplitterung und gegen: 
feitigen Hemmung des Verkehrs und des Aufſchwungs beutfchen Gewerb⸗ 
fleißes und Handels unendlich weit vorzuziehen iſt. Eben fo wenig koͤnnen 
Derlegungen einzelner auf jener Iſolirung beruhenden Intereffen, welche 
mit jedem Uebergange aus dem beftehenden in einen anderen, wenn aud 
für die Gefammtheit viel wünfchenswertheren Zuftand verbunden find, als 
Gründe gegen den Zollverein angeführt werden. Der Vereinszollta— 
rif beruht auf dem Spfteme eines mäßigen Schuges ber einheimifchen In: 
duftrie, wie ihn die größeren Staaten (3. B. Baiern und Preußen) fchon 
vor dem Beitritte hatten, die kleineren aber nicht haben konnten; dann aber 
auf der Befteuerung einiger Einfuhrartifel,, weldye den größten Theil des 
Zollertrags der Vereinscaffe einbringen. Zuder und Kaffee allein werfen 42 
Procent, Wein und Tabak 17, Südfrüchte, Reis, Gewürze, Del, Brannt- 
wein, Deringe, Zalg 12 Procent, die genannten Artikel zufammen alfo 71 
Procent der Einfuhrzölfe ab (Rau, Finanzwiffenfhaft II, 268). Die Ein- 
richtung des Tarifs ift folgende: 

Die 1. Abtheilung zählt unter SO Nummern bie Gegenflände auf, 
welche gar Feiner Abgabe unterworfen find. Es gehören dahin meiftens Er 
den, Steine, Exze, Erzeugniffe der Landwirthfchaft und der Viehzucht, Ef 
fecten im Einwanderungsfalle, Kunftfachen u. dgl. für Bibliotheken und 
Sammlungen öffentlicher Anftalten u. ſ. w. 
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Die 2. Abtheilung enthält die Gegenftände, welche bei der Einfuhr oder 
bei der Ausfuhr einer Abgabe unterworfen find. Vom Gentner Bruttoge: 
wicht werden in ber Regel 4 Thlr. oder 524 Kr. bei dem Eingange, und 
weiter keine Abgabe bei dem Verbrauche im Lande, noch auch dann erhoben, 
wenn Waaren ausgeführt werden. Die Ausnahmen find entweder Gegen: 
ftände, die nach Abtheilung 1 ganz frei bleiben, ober folcye, die nach dem Ta⸗ 
rife einer geringeren oder höheren Eingangsabgabe als 5 Thlr. unterworfen 
oder bei der Ausfuhr mit einer Abgabe belegt find. Diefer Tarif enthält 43 
Rubrifen, unter welche ſaͤmmtliche zollbare Gegenftände, fo weit fie nicht der 
allgemeinen Eingangsabgabe von 4 Thlr. unterliegen, eingereiht find. 

Der höchfte Zollfag beträgt 110 Thlr. oder 192 Fl. 30 Kr. vom Eent: 
ner und wird erhoben: von Kleidern und Seidenwaaren. Die Hälfte oder 50 
The. find zu entrichten: von Baummollenwaaren, kurzen Waaren, Quin: 
caillerieen, feinen Baft- und Strohhüten, Porzellan in Verbindung mit Metall, 
mollenen und mit Wolle gemifchten Maaren. Won Stoffen aus Seide in 
Verbindung mit anderen Spinnmaterialien, fo wie von Zwirnfpigen werden 
55 Zhlr. erhoben. Die übrigen Säge find niederer. 

Die 3. Abtheilung enthält die Beftimmungen über den Tranſitzoll. 

Die 4. Abtheilung lautet: „Hinſichts der Schifffahrtsabgaben bei dem 
Transporte von Waaren auf der Eibe, der Wefer, dem Rheine und deffen 
Mebenflüffen (Mofel, Main und Nedar) bewendet es im Allgemeinen bei 
den in der Wiener Congreßacte enthaltenen Beftimmungen, oder den auf den 
Grund derfelben über die Schifffahrt auf einzelnen diefer Ströme bereits ab- 
gefchloffenen Uebereinkuͤnften.“ (Solche find: die Elbfhifffahrtsacte vom 23. 
Suni 1821 5 die Weferfchifffahrtsacte vom 10. Sept. 1823; die Rheinfchiff: 
fahrtsacte vom 31. März 1831, welche fämmtlich für die Bebürfniffe der 
Schiffahrt, befonders hinfichtlich der Befreiung von läftigen Abgaben noch 
viel zu wuͤnſchen übrig laffen.) 

Die 5. und legte Abtheilung gibt allgemeine Beftimmungen über die 
Berzollung nad) dem Gewichte, die Declarationen und die Competenz ber ver- 
ſchiedenen Zollitellen. 

Diefer Tarif bezweckt nun ohne Zweifel neben der finanziellen Seite 
auch ben Schug der wichtigeren Induſtriezweige gegen übermächtige Concur— 
renz, und wenn ſich diefer Schuß für manche Erzeugniffe der Gemwerbsthätig- 
keit nicht hinreichend erwies, fo trugen daran Verhältniffe die Schuld, wie fie 
nur bie Bemühungen Englands, die deutfhe Baummollenfpinnerei, Leinen: 
garnproduction, Eifenproduction u. f. m. um jeden Preis zu unterdrüden, 
zur Erſcheinung bringen fonnten. Wir wollen auch nicht beftreiten, daß der 
Langfame Gang der Berathung und die Verfchiebenheit der zu vermittelnden 
Intereffen die Anwendung von Gegenmitteln zu rechter Zeit und in gehöri: 
gem Maße erſchwert und theilweife verhindert hat. Doch find die Veraͤnde⸗ 
rungen, welche ber Zarif für die Jahre 1843, 1844 und 1845 erlitten hat, 
als zweckmaͤßig anzuerkennen. Zu den mwichtigeren gehören die Zollerhöhung 
von 3 31. 30 Kt. auf 581.15 Kt, für zu Zetteln ange Baummwollen: 
garn ; die Zollechöhung von 52 Fl. 80 Kr. auf 87 Ft. 30 Kr. für Baumwol⸗ 
Ienftoffe, die mit Wolle geſtickt oder brofchirt find ; die gleiche Zollerhoͤhung 

Staats⸗Lexikon. XV. 54 
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für ungemwalfte, ober aus Wolle und Baumtolle gefertigte Stof e, wenn fie 
geſtickt, brofchirt oder bedrudt find; bie — auf Br 
Schnupftabaf von 19 Fl. 15 Kr. auf 26 $1. 1 — 

ausnahmsweiſe die Zoͤlle fuͤr mehrere aus ae vor e re 
kurze Waaren, lederne Handſchuhe, Papiertapeten und Sranzbranntwein auf 
das Doppelte erhöht, woru mehrere Zollerhöhungen in Frankreich gegen beut: 
(he Erzeugniffe, 3. B. Schwarzwälder Uhren, Hanfgarn, Leinenzeuge u. f.m. 
gegründeten Anlaß gaben. in fpäteres Gefeg gewährt der durch britifce 
Goneurrenz bedrohten Eifeninbuftrie einen mäßigen Schutz durch einen *— 
gangszoll von 4 Thlr. oder 35 Kr. vom Gentner Roheiſen und eine Er 
um 4 Zhlr. oder 525 Kr. vom Gentner Stabeifen. Endlich find auch 
Belgien, welches die geringen Begünftigungen einiger deutſe ttik 
Gleichſtellung mit den franzoͤſiſchen wieder gan 
griffen worden. — Schließlidy bemerken wir, unter ” 
dem vorhergehenden Artikel gegebenen Andeutungen as b x | 
ein im beutfchen Intereſſe zunächft zu erſtreben hat, daß au ich der der 
der Zölle, welcher unter bie einzelnen Staaten nach Be it 
zahl vertheilt wird, ſich günftig darftellt und in fortwaͤhre mama F 
griffen iſt. Wir geben nur einige kurze Notizen über die Einna 
gangsabgaben. 183 ra er 
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Der Gauptvortbeil des ——— u bei —* 
daß ein gemaͤßigtes Schutzſyſtem gegen Außen ar — 
mehr in der Herſtellung des freien Handels der einzel 
welche dem Vereine beigetreten ſind, unter ſich Nur 
nem großen, freien Marktgebiete £önnen Schutz zoͤlle m 
und angewendet werden. Zwar find für den im J Ber 
genftände von der unbelafteten Verbringung au 
andern Me * a DAL y — 
zeugniſſe iſt naͤmlich nicht in allen Vere gl 
unterliegt in Preußen einer Abgabe von 1 
gabe erhebt Preußen auch von dem aus Baden eing 
in dem Erzeugungslande Feiner Verbrauch er ua nt 
Mein, Bier und Branntwein laſtenden 
nur dann verſchwinden, wenn ſich Me 
liches Syſtem der Verbrauch 
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Die roͤmiſche Zahl bezeichnet den Band, die arabiſche die Seite. Die * 
worte ſind durch groͤberen Druck bezeichnet. F 


Aachen, Stadt. J. 1. 728. 

Aachener Congreß. I. 1. II. 689. VI. 608. 

Aachener Friede. J. 1. VI. 111.115. vII. 660. XIL. 180. 

Aargau, Canton — Eidgenoffenfchaft. I. 1. II. 409,1416- 
XV. 581. 582 

Abälard, Abt. I. 118. 

Abdel Kader. II. 207. II. 568. 

Aberacht. I. 199. 

Abererombie, engl. General. I. 180. 

Aberglaube. 1. 52. 

Abfahrt, Abfahrtsgeld, Abzug, Abfchoß⸗ ubſchieb, 

—MNachſteuer, Freigeld, —— deiractus. 
I. 58. I. 78. VI. 308. 

Abfall .(vom religisfen Glauben oder — airhe — von den — 
rung oder einer die Regierung inne habenden Perſon — von einer 
politiſchen Richtung). I. 66. XIII. 676. —— 

Abfindung (Anerbe, Auslobung). IJ. 560. : SUR Br EEE © 

Staats» Leriton. XV. 6 


854 Abgaben — Abufir 


Abgaben (Staatsabgaben, Gemeinde» und Grund» oder gutäherr- 
liche, Tehnsherrliche u. f. w. und Teibherrliche Abgaben). I. 72. 
426. XIII. 8. S. noch Steuern. 

Abgeordnete Golksabgeordnete) im conftitutionellen Staate. I. 
102. 11. 768. 778. VI. 628. XV. 642. 

Ablaß. 1.111. IX. 403. X. 114 ff. 491. 

XAbleugnung (Antwortöverweigerung, Lüge, Unge: 
horfamöftrafe) im Strafverfahren. I. 127. 

Abldfung der Jagvberechtigungen. VII. 430. 

Ablöfung (d. h. Loskauf) von Grund- ober auf Grund 
und Boden radicirten Laften, oder aud von 
blos perfönlihen, die auf gewiſſen Glaffen, 
vorzüglich auf jener der Bauern, ruhen. I. 131. 
216. 426. 1. 757. VI. 176. XIII. 69. 79. 481. XV. 831. 

Abldfung von Gülten und Grundzinfen durch Gefeg im Großherzogth. 
Baden. J. 101. 

Abmeierung, Entſetzung, Expulſion (Meier, Meier: 
recht, Meierbrief, Aufholung, Aufholungspro: 
ceß). 1. 138. | 

Abolition. II. 320, IM. 180. 

Abraham, Patriarch. IU. 116. 

Abſchied (Reichsabſchied, Landtagsabſchied, juͤng— 
ſter Landtagsabſchied). 1.142. XII. 639. 

Ansicht, Höfe (Arglift. Dolus), ſ. Culpa. 

Abfolution von der Inſtanz. VL 75. 

Abfolutismud, abfolute Gewalt. 1.143. II. 768. X. 662. 

Abfperrung, Verhinderung des freien Verkehrs. I. 160. XIV. 674. 
(Sperre) 

Abftimmung (Stimmredht, Votum, Ballotiren). 1.165. 

Abtreibung ber Leibesfrucht. Verbrechen berjelben. VIH. 239. 264. 

Abtretung (Geffion). 1.170. VI. 82. 

Abtretung, umfreiwillige, des Eigenthums (Erpropriation). .IV. 748. 

V. 67. VI. 583. Vu. 16. 

Abtrieb (Naͤherrecht, Loſung, Retract), XI. 127. XI. 655. 

Abukir, Schlacht bei. :1.178, 


Abweſende — Actionen 855 


Abweſende. Sorge für deren Vermögen. XI. 759, 

Accidentien. II. 495. 

Accife. I. 180. 1.73. II. 251. XII 39, 

Accuſatoriſcher Proceß. I. 231. 975. 

Ahaifher Bund (atolifher Bund, —— 
griechiſche Bundesverfaſſung). I. 185, 

Achilleus. II. 573. 

Acht, Aehtung, Bann (Reichs: und Landacht, Aberz, 
Ober- und Unteraht, Adhtsprocef, Kirchen: 
bann oder Ercommunication und Interbict). I. 
199. I. 191. IL 660., V, 475. 

Aderbau. I. 210. V. 184. IX..491. 627. X. 441. 451. 456. 
469. 474. 499. 534. 538. XU. 670. XIV. 60. XV. 410, 451. 
©. noch Landwirthfſchaft. 

Ackerbaugeſellſchaft. J. 219. 

Ackerbauinſtitute. I. 222. 

Aderbauintereffe. I. 225. 

Ackerbaumuſterwirthſchaft. 1. 226. 

Aderbau treibender Soldat. I. 228. 

Adergefege (Agrariſche Geſetze). I. 424. 

Act, Acten, actio, actus, actum et datum, acta 
publica, sancta, eruditorum, acte, Parla— 
mentsacte, Gerichts- und Manualacten, Acten— 
ſchluß und Acteneinfiht, Actenedition und 
Redintegration, Actenrubrum, Acteninrotu= 
lation, Errotulation und Avocation. 1.228, 


Actenmaͤßigkeit, Schriftlihkeit, Mündlichkeit. 1. 
231. 


Actenverfendung, Weisthum, Rechtsgutächten, 
Sprudcollegium. I. 237. II. 177. 842, vun. 759. 
XI. 47. | 

Actenvertilgungscommiffionen. I. 233. 

Actie (franz. action, engl. share — XAntheil). I. 247. 

Actiengefellfhaft. I. 248. VI. 94. VIL 347. 

Actionen⸗ (Verkehrs⸗ oder Obligationen) Recht. I. 31. IH. 6502. 

55 * 


'856 Actuar — Adolph von Naffau 


Actuar. 1. 250. 232. 236. 


Adams (John), Praͤſident der nordamerikaniſchen Frei— 
ftaaten. I. 253. 


"Adams (John Quincy), Präfident der norbamerifas 
nifhen Freiſtaaten. I. 255. 


Adams (Samuel), Gouverneur von Maſſachuſets. IL 
257. 

Adel; altdeutfhe Standes- und Verbefferungs: 
verhältniffe; Geburts-, Berdienft- und Brief: 
Adel; hHiftorifhe Adelsverhältniffe bei den 
Völkern, insbefondere flavifher und germa— 
nifcher, polnifcher, deutfher und engliſcher 
Adel. Adelötheorien von Herrn von Bonald 
und von Haller, von Monteöquieu und Hülle: 
mann, von Eihhorn, Grimm und von Sa: 
vigny. Des deutfhen Adels Entftehung und 
Gefhihte; hoher und niederer Adel, Dyna— 
ften, Sreiherren, Barong, Ritter, Grundherren. 
Heutige flaatsrehtlihe und politifhe Stel: 
lung und Aufgabe des Adels, in der Nation, 
im Lebenögefchaäft, in der Verfaffung und am 
Hofe. 1.257. 677. VI. 169. IX. 217. XII. 271.718. XUL 
15. 66. 74. 113. 448. XV. 551. 675. 785. 

Adel in Deflreih. XIL. 160 ff. 


Adels: und Ahnen, Filiationd- und Kitterprobe, 
Ahnen: und Adelsmatrikel. I. 354. 

Adiaphora — indifferente, gleihgültige Hand— 
lungen. I. 356. 

Adler. I. 358. 

Adlerorden. 1.358. 

Adminiftration. Vorw. 13. II. 516. 

Adminjftration. Gerichtöftand der geführten. III. 662. 

Adnminiftrativbehörde. Deren Gompetenz. III. 563. 

Adminiftrativjuftiz. VII. 720, 

Adolph von Naffau, deutfcher Kaifer. IV. 323. 


Adoption — Albrecht 857 


Adoption, Arrogation, Annahme an Kindes Statt, 
Wahlkindſchaft. 1.359. V. 387. 

Adreffen zur Beantwortung der Thronrede. XV. 412. 

Adrianopel, Friede von. 1.361. VI. 131. XV. 445. 

Advocat. 1.363. IT. 112. III. 324. IV. 197. VI. 138. 467. XU. 
742. XII. 191. 215. 220. 221. . 

Aedilen, adilitifhes Edict, adilitifhe Klagen. 1. 
377. 

Aegypten. 1.378.390. IV. 572. 593. 711. VI. 486. IX. 213. 
418. 552. 622. X. 304. 415. 443. XI.3. XV. 445. 

Aerarium (Xerar). 1. 387. 

Aergerniß. I. 388. 


Aeſchylos. IX. 557. 582. 

Aethiopier, die, ald Urvolf, X. 442, 
Afrifa. I. 389.378. IX. 653. XI. 718. 
Agathofles. X. 713. 


Agenden, Kirhhenagenden, Agendenftreit. I. 401. 
xIU. 80, 
Agent. I. 423. 


Agio (Aufgeld, Aufwechſel). I. 423. 

Agtotage mit Gefellfchaftönetien. VII. 81. 

Agnaten (Schwertmagen). VI. 483. 

Agnaten, fürftliche. Deren Autonomie und Gonfend. VII. 3. 
Agrarifhe Gefege (Ackergeſetze). I. 424. 
Agrippa, Menenius. I. 10. 

Agueffeau. IH. 645. 

Ahnen. I. 354. 

Ahnenprobe. I. 354. 

Ahnentafeln. I. 355. 

Abriman. XI. 359, 

Afademie 1. 431. 

Albanien (Epirud, Arnaut, Sfiperi). I. 443. 
Albigenjer, die. X. 374. 

Albrecht, Prof. in Göttingen. VII. 452. XII. 473. 


858 Albrecht — Altdeutfche 


Albrecht der Erfte, deutſcher Katjer. IV. 323. IX. 608. 

Albrecht der Zweite, deutjcher Kaijer. IV. 325. 

Alembert. II. 642. 643. V. 73. VI. 16. X. 16. 

Alexander der Große. 11.138. V. 263. 491. IV. 418. 

Aerander I. Paulowitfh, Kaifer von Rußland. 
1. 444.361. 11. 382. 624. 646. III. 668. IX. 454. XIL 117. 
675. 

Alexander II, Bapft. 11. 341. 363. IV. 590. 

Alexander IV., Papſt. I. 592. 

Alexander VI., Papſt. II. 331. X. 489. 701. 746. XI 266, 
XV. 675. 

Alexander VIL, Papſt. XI. 268. XII. 370. 

Alfieri. IX. 583. 


Alfred der Große, König von England. I. 450. 43. 
445, III. 762. 


Algier. 1.390. II. 202. III. 541. V. 765. 

Alimente Alimentation. I 451. XV. 490, 
Alkoran f. Koran. 

Alleinherrſcher (Selbſtherrſcher). I. 146. 
Allemannen. I. 453. IL. 96. IV. 273. V. 710. VI. 51. 
Allianz. 1.455. V.349. VI. 81. 326. 


Allianz, heilige. I. 462. Vorw. 16. I. 449. 462. III. 315. 
668. VI. 130. XIV. 92. 


Alldopathie. VII. 146. 

Almanadh, Hof: und Staatsalmanad). I. 467. 

Almerv. VI. 411. VII. 292. 

Almenbingen, von. II. 461. IV. 124. 

Almofen. I. 6. 

Alodification. I. 492. 

Alodium und Feudum (oder Lehen), Alodial- (oder 
Frei- oder Erb-) Gut und Feudalgut; Alodial: 
und Feudalerbfhaft, Alodial- und Feudalver— 
faffung und Syſtem. I. 468. 


Altdeutſche Standes⸗ und Verfaffungsverhältnifie. I. 257, 


Altdeutfche — Anglicanifche 859 


Altdeutfhe Bölker. J. 498. 


Alte Abgaben, jogenannte, beren Aufhebung — Geſch in Wobei 
I. 101. 
Alterego. I. 500. 


Altenburg, ſaͤchſiſches Herzogthum. I. 500. xm. 206. S. noch 
Sachſen, Erneſtiniſches. 
Altenburg, Stadt. I. 501. 


Alterniren. I. 503. 
Alterthum, Alterthümer, Staats und Befitsaiter. 


thümer und Geſchichte und die Wiffen t 
derfelben. I. 5093. fſ e— 


Ambitus. I. 544. 

Amerika. Ganäle daſ. IV. 722. 

Amerika. Deffen Entvetung. X. 490. 

Amiens, Friede von. I. 180. III. 125. VI. 124. 

Amneftie. 1.513. 11.320. 

Amortifation. I. 516. IV. 115. XV. 3. 

Ambrtifationsfaffe. I. 548. 

Amphiktyonen. I. 185. V. 492, 

Am Stof. Schlacht daſ. II. 3. 

Amtdactuar (AUmtsfchreiber). I. 251. 

Amtscorporation in Würtemberg. XIII. 291. 

Amtöerfhleihung (ambitus), namentlich auch Bahibe- 
ftehung. I. 544. 

Amtsfjäffigkeit. IX. 209. 

Analogie. II. 60. 

Anarchie. 1. 546. 


Anathema (Bannfluch). I. 206. 
Ancillon. VI. 614. X. 32. ' 


Anerbe, Abfindung, Auslobung. I. 550... 

Anerkennung rechtlicher Berhälmiffe oder Anſpruͤche. J. 660. 

‚Anfall ver Erbſchaft, der Regierung. I. 623. 

Anglicanifhe (englifhe) Kirche, Epifkopalkirche. 
I. 665. II. 380. V. 107. 


860 - Anhalt. — Appellation 


Anhalt, Herzogthuͤmer. I. 565. X. 518. XV. 558. 

Anklage, Ankläger, Anklage und Inquiſitions— 
proceß, fiscalifher und Adhaͤſions- oder ge— 
miſchter Proceß. 1.573. 11. 270. IX. 38. XIV. 689. 

Annahmeran Kindesſtatt. I, 359. 

Annalen, Sahrbüder. I. 584. 

Annalen. I. 588. 

Annuitäten, Lebensverfiherung, Xeibrenten. I. 598. 
: In. 260. XV. 774. 

Anorbnungen, gemeinnügige. VI. 468. 

Anftalt, landwirthſchaftliche. I. 223. 

Anftandshbrief (Moratorium). III. 635. 

Anftedende Krankheiten. I 603. Abfperrung bei denſelben. 
I. 161. 

Anthropologie, juriftifhe und Anthro- 
pologie. L 615. 

Antimachiavelli. X. 692. 

Antinomie, d. h. Viderfprud der Gefege. I. 620. 

Antonin, römifcher Kaifer. I. 157. X. 368. 

Antonius, P., päpftlicher Nuntius. I. 119. 

Anträge (Motionen). Befugniß der Volkörepräfentanten dazu. II. 
778. VI. 628. 

Antritt der Erbfchaft, der Regierung. I. 628. 

Antwortöverweigerung im Strafverfahren. I. 126. 

Anwalt, f. Advocat. 

Anwartichaft. I. 626. 

Anzeigen, Anzeigungen oder Indicien. 1. 630. 130. 
XV. 283. 

Anzeigen- Beweis. I. 130. 630. IX. 58. 

Apanage. 1.632. 550. II. 255. 497. 768. VII. 500. 

Apoftolifher Vicar. XI. 706. 

Apotheken. I. 635. VII. 155. 

Appellation, Berufung, Befhmwerde, Rechtsmittel, 

». Appellationsinftanz. I. 637. XII. 18. 218. 220. 
70. 522, 





Appenzell — Armin 861 


Appenzell, Canton ſchweizeriſcher Eidgenoſſenſchaft. UL. 1. 

Arabien. Araber. I. 641. VI. 294. IX. 668. X. 615. 

Aratud. I. 197. 

Arbeit. I. 644. 

Arbeiter, Arbeitslohn. I. 651. 

Arbeiter, freimillige. Werkhäufer für fie. I. 656. XV. 766,. 

Arbeit erfparende Maſchinen. I. 668. 

Arbeitöhäufer. 1. 656. II. 14. 

Arcadius, römifcher Kaifer. IL 53. 

Architektonik. I. 289. 

Architektur, ſ. Bauweſen, Baukunſt ıc. 

Archive. I. 664. 

Ardhivpraris. I. 670. 

Ardhivredt. 1. 671. 

Archivwiſſenſchaft. I. 670, 

Areopag. II. 317. 

Aretin. 1.155. IT. 765. VI. 269. X. 24. 

Argentinifhe Republik (Buenos-Ayres). II. 69. 

Arglift (Dolus), ſ. Eulpa. 

Ariofto. VII. 586. IX. 565. 

Ariftofratie, Ariftofratiömud, Vorw. 14. I. 144. III. 373. 
IV. 63. 258. 409. V.368. XI. 163. XIII. 448. XV. 69. 

Ariftopbanes. IX. 582. 

Ariftoteles. 1. 695. Vorw. 5. I. 11. 21. 33. 146. 188. 266. 
332. 11. 550. 575. 594. III. 78. 492. 572. V. 526. VI. 436, 
IX. 4. 181. 265. 540. 582. 674. X. 5. 33. 44. 685. 697. XII. 
331. XII. 543. 700. XIV. 424. XV. 23. 68, 501. 

Arithmetik, politifche. XI. 588. 

Armenfhule Fellenberg's in Hofwyl. VII. 69. 

Armenwefen, Armenpolizei, Armenanftalten, Ar— 
menverforgung, Armentaren, Armencolonien, 
Armenhäufer, Almofen, Bettel. U. 6. VI. 657. 
IX. 491. XII. 669. XV. 775. 

Armin (Herrmann). I. 496. V. 486. VII. 700. 


862 | Arnaut — Aufklaͤrung | 


Arnaut. I. 448, 

Arndt. 1. 623. 624. 645. IX. 584. 665. XIV. 161. XV. 466. 

Arnold von Brescia. IL. 66. VIII. 571. X. 374. 626. 

Arnulph, Herzog von Baiern. II. 133. 

Arreſt, Arreftproceß, I. 696. 

Arreftbäufer. VI 332, 

Arrogation. I. 359. 

Artikel, ſchmalkaldiſche. XIII. 378, 

Arzneikunde ald Hauptwiffenfchaft. I. 26. VI. 153. 

Arzneikunde, gerichtliche. XIV. 712. 

Afien. I. 696. It. 375. UI. 283. IX. 544 x. X. 677. XI. 
309. XII. 69. 718. XIV. 520. 

Aftanien. I. 567. 

Affecuranz, Affecuration, Affuranz. 1. 722. II. 12. 
704. IX. 514, 

Affientovertrag. I. 723. 

Affifen, Affifenhof, Affifengeriht. J. 724. IX. 42. 
105. 


Affociation. Verein, Gefellfhaft, Volksverſamm— 
lung (Reden and Volk und collective Petitio- 
nen), Affociationsreht. U. 21. 1. 38. I. 355. IV. 
320. 370. 656. V. 200. 501. XII. 617. 751. 

Affociationsgeiftl. VIEL 81. 

Afiyrier, die. X. 456. 


Afyl, kirchenrechtlich und ſtaatsrechtlich. U. 53. 58. 
64, 326. IV. 71. VI. 609. IX. 396. 


Athem = (Lungen-) Probe bei Anſchuldigung des Kindermorde. IX. 
247. 

Athen. II. 24. II. 817. IV. 226. 243. 574. 595, VI. 632. 
VII. 42. 117. IX. 268. XII. 297. XIII. 176, 

Aetoliſcher Bund. I. 185, UL 77. 

YAuburn. Beſſerungshaus daſ. II. 505. 

Auersperg, Graf. Dichter. IX. 584. 

Auftlärung. L 57. | 


Auflaffung — Azoren 863 


Auflaffung, gerichtlihe. IT. 348. 

Aufruhr (Aufſtand). VII 212. 221. XII. 753. 

Auffehende Gewalt, Auffidht. IL 60. 

Aufwands-(Ruruss) Gefege X. 304, 

Augdburger Religionsfriede. Iv. 331. V. 453. VI. 100, 
XIII. 580. 

Augsburgifche Confeſſion. XIII. 674. 

Auguſtus, römifcher Kaiſer. 1,387. 11.507. IV. 157. 266. 396. 564. 

Ausbuͤrger. II. 148. 

Ausfuhr des Getraides. IX. 483. 535. 539, 

Ausfuhrhandel. VIL327. XII. 178. 

Auslegung der Gefege, der Gefhäfte Authenti- 
[he u. doctrinafe, logifche, grammatifalifche, 
ausdehmende, befhränfende, declarative Aus— 
legung, Analogie, Auslegungswiſſenſchaft. ıı 
60. VI. 734. u 

Auslieferung. 1.63. VI. 314. VII. 229. XI. 101. 

Auslobung. 1.550. 

Ausmärfer. VI. 415. 417. 422. 

Audträge, Austrägalinftanz. XIV. 252. 

Auftralien, Polynefien, Südindien. I. 67. II. 541. 

Audfpielungen zu mohlthätigen Zwecken. VII. 80. 

Austauſch. Verkehr durch foldhen. XI. 11. | 

Auswanderung, Emigration, Wegzug, Auswanbde- 
rungsrecht, Ausmwanderumgsverbot. I. 72. I. 
59. 11. 14. 111. 549. UI. 589. 660. 768. 770.781. IV. 540. 
VI. 210. 715. VII. 254. XIV. 61. 

Auswanderungdgelv. I. 60. 

Autbentifen (Novellen). IV. 48. 

Auto da Fe. II. 80. 1.58. 

Autonomie. 1.724: VII. 34.496, 604. 

Avarie (Havatie). VIEL 542. 

Avocatorien. II. 90. Ä ı 

Azoren, Infelgruppe. I. 396. 2 | J 


864 Babylonier — Ballotiren 


B. 
Babylonier, vie, X. 454, 


Bacon, Franz, von Verulam. II. 91. I. 332. 336. II. 328. V.73. 
IX. 181. X, 15. 727. XI. 737. 

Baden, Friede zu. VI. 114. XII 129. 

Baden, Großherzogtum. U. 95. I. 252. 347. 356. II. 52. 197. 
374.596. 1113.28. IV. 148.527. V.563. VI. 135. 491. 
vu. 671. VII. 685. IX. 33. 89. 244. 257. 343. 379, 384. 
385. 389. 395. 406. 452. X. 425. 579. XI. 640. 674. XI. 
38. XI. 206. 239. 368. 541. XIV. 702. XV. 220. 229. 245. 
340. 496. 712. 


Baden als conftitutioneller Staat, badifche Verfaffung und Ber: 
faffungsgefhichte, badiſche Landftände. U. 105. 50. 
It. 338. 386, 500.628. IV. 19. 376. 469. VI. 427. 435. 471. 
657. VII. 18. 671. XI. 629. XIV, 132. XV. 589, 590. 648. 


Baden. Großherz. Acciſe. I. 184. 


Badische Geſetzgebung wegen Ablöfung der Gülten, Grundzinſen, foges 
nannten alten Abgaben, Herrenfrohnven x. I. 101. 


Baiern (Kurfürftenthum, nachher) Königreich. I. 129. I. 356. 
668. II. 58. 105. 374. 111. 99. 388. 500. 529. 530. 619. 637. 
638. 665. 682. IV. 148. 155. 162. 354. 376. 469. 527. 768. 
V. 251. 351.562. VI. 115. 141. 170. 206. 471.491. VII. 18 
667. VIM. 522. 651. 684. 687. IX. 50. 122.124. 220. 243. 
263. 266. 268.352. 379: 385. 389. 395. 414. 425. 426. 451. 
616. 624. X. 51. 342. 360. 421. 425. 521. XL 7. 124. 639. 
‚689. XI. 287. 357. 387. 540. 621. XIV. 470.514. XV. 150. 
219. 339. 493. 590, 591. 


Baiern. Archive dieſes Staats. I. 664. 

Baiern. Inſtitut der Landräthe. XII. 287. 288. 

Baiern, Rheinbaiern. II. 160. V. 314. VL 140. VIL 29. 
Baiern’fhe Hypotheten- und Werhfelbant. IL 172. 


Bailly (Johann Silvan), Praͤſident der franzöftfchen Nationalverfamm 
Iung. I.182. V. 463, 


Ballotiren, I. 165. 


Bambergifhe — Bauer 865 


Bambergifche ——— I. 202. II. 269. 
Banken. 1.187. 11.172. IV. 94. V. 208. 774. XI. 57. 
Bankerot (Concurs, Gant, Falliment). II. 626, 
Banknoten. 1.190. IV. 74.76. V. 215. XI. 57. 
Bankſyſtem, englifches. V. 208. 

Bann, bannen, Bannrecht. 11.191. 1.199. XIII. 69. 469. 
Bannflud. 1. 206. 

Bar, Barreau, Sig der Advocaten. I. 369. II. 227. 
Barante, Baron. IV. 497, 

Barbareöfen. II. 199. 

Barbarour (Karl Johann), Girondift. II. 210. 385. 


Barnave (Anton Peter Iofeph), Mitglied ver franzöfifchen National» 
verfammlung. II. 212. XII. 538. 


Barone (Abel). I. 257. 


Barras (Paul Franz Iohann, Vicomte von), Mitglied des franzoͤ⸗ 
ſiſchen Directoriums. II. 218. 


Barrere von Vieuſac, Mitglied des franzöfifchen Nationalesnvents. 
II. 219.-386. 


Barri (Maria Johanna, Gräfin von), Maitreffe Ludwig's des duͤnf⸗ 
zehnten. II. 222. 


Barricaden. II. 227. 

Barritre» Tractat. VI. 264. VIII. 652. 

Bartbolomäusnadpt. (Parijer Bluthochzeit). II. 649, 1.515. VII. 
"266. X. 374. 

Bafedom. IV. 446. 

Bafel, Bisthum. IT. 418. II. 684. 

Bafel, Canton fhweizerifcher Eivesgenoffenichaft. II. 228. II. 634. 

Bafel - Landfchaft, Canton ſchweizeriſcher Eidgenoſſenſchaft. IT. 240. 

Bafeler Eoncilium. I. 596. II. 271.373. IV. 324. VI. 219. 231, 

Bafeler Friede. I. 241. IV. 148. 153. 333. 455. VI. 122. 
XII. 62, 

Baftille I. 243. 

Bataver, deutſcher Volkaftamm. 1. 493. 


Bauer, Bauernftand, Gefhichte u. heutiger Rechts⸗ 


866 Bauerngut — Bekenntniß 


zuftand ber deutfichen Bauern. I. 245. X. 345, 
XII. 174. XI 5. 34. 94. 115. XV. 690. 


Bauerngut und bäuerlihe Laften. IL. 257. 
Bauernfrieg, veutfiher. II. 269. IH. 462. 


Bauernftand. Deſſen Bevormundung durch die Negierungsbehörben, 
X, 345. 


Baumpflanzung. IL 286. 

Baumftarf, Prof. X. 40. 

Bauwefen, Baufunft, Bauordnung, Baugnade, 
Bauplan, Baupflidt, Baupolizei, Bauredt, 
II. 289. VI. 672. IX. 538 ıc. 571. x. X. 440. 450. 462. 477. 

Bayle (Pater). I. 296. XI. 776. 

Beamte, f. Staatsdienſt, Staatsdiener ıc. 

Beaumardaisd. II. 300. 

Bercaria (Marchefe Caͤſare Bonefano de.) 11.303. I 584. 
ji. 278. VI. 76. 329. VIII. 416. 566. IX. 50. 241. X. 
17. 35. 

Bedingte Mandate der Neichegerichte. X. 352. 358. 

Beduinen in Aeghpten. 1.386, in Arabien. I. 642. 

Bedingung, Zeitbeflimmung und Zwedbeftimmung 
(conditio, dies, modus) die fogenannten Neben: 
beftimmungen der Rechtsgeſchaͤfte. II. 308. 

Beerdigung. II. 333. 

Beeten, Beten, Beeden, Beden, Jahrbeden, Urbeden, 
Nothbeden (Steuern). U.311. 1.99. 135. VII. 214. 
XIII. 9. 


Beethoven. IX. 570. 577. 

Beglaubigungsf Hreiben (Grebitiv) eines Geſandten. VI. 599. 
Begnadigung, Abolition, Begnadigungsredt. I. 
320. 1II. 180, 

Begraͤbniß. II. 338. 

Behr (Wilgelm Joſeph). IL. 338. X. 13.21. XI: 540. XIV, 186.137. 
Bekenntniß (Eonfefjion). III. 646. 

Bekenntniß, Geftändniß. II. 339. 1. 126. 


Belagerung — Berliner 867 


Belagerung. II. 342. XI. 293. 

Belagerungdftand. II. 346. 

Belle» Alliance, Schlacht v. II. 636. 

Delgien, f. Niederlande. 

Belgier. I. 49. 

Belehnung (Inveftitur). II. 347. 1. 468. 625. IX. 656. 

Belehrung, Volksbelehrung. TI. 354. 

Belifar, römifcher Feldherr. V. 485. 

Bell, Andreas. Deſſen Unterrichtsipfiem. IX. 618. XI. 327. 

Bendemann, Maler. IX. 591. | 

Benedict der Achte, Vapſt. I. 114. 

Benedict der Zwoͤlfte, Papft. U. 368, | 

Benedict der Vierzehnte, Papſt. 1.593. IV. 590. IX. 391. 

Benedictiner, Moͤnchsorden ver. IX. 425. 433. 434. 

Beneficium ald Kirhenpfrunde, Beneficien (Praͤ— 
benden, Kirhenpfründen), paͤpſtliche Erfpectan- 
zen, Önadenbriefe, Refervationen der Verlei— 
bung, Prävention, Refignation zu Gunften 

| Dritter. 11.361. 

Benefiz der Competenz. III. 563. 

Bengalen. 11.375. X. 683. 


Benjamin, Eonftant ve Rebeque. I. 757. I. 562, II. 172. 
765. 


Bentham (Ieremias). II. 379. 1. 618. VI. 330. 338. 613. 630, 
737. VIL.16. IX. 721. X. 15. XII. 600. 601. XV. 414. 

Berg, v. X. 43. XII. 347. 357. 

Berg, Bergpartei, Gironde. II. 382. v. 786, 

Bergbau, Bergwerk, Bergwefen, Bergrecht, Berg: 
regal, Bergpolizei, Bergmwiffenfhaft, Berg: 
zehnt. 11.388. IV.475. X. 534. 538. XI. 63. 

Bericht, Berichterftatter. IT. 402, 

Berlin: Akademie daſ. 1.437 

Berliner politiſches — 1.7: 333. V. 408, VII. 
767. X. 605. XU.280. XIV.149. XV. 837, 


868 Bern — Beftechung 
Bern, Canton fehweizerifcher Eipgenoffenfchaft. H. 408. M. 416. IX. 
243. 266. 


Bernadotte (Ioh. Baptifi), Koͤnig von Schweden. U. 424. 625. 
627. 642. 687. IV. 208. XI. 585. XIV. 413. 

Bernburg, Anhalt. Herzogthum. I. 568. 572, 

Bernhard, der heilige. I. 116. II. 363. 

Bernflorff. 1) Johann Hartwig Ernft; 2) Andreas Peter; 
3) Ehriftian, Grafen von. Dänifche und Preufifche Minifter. 
II. 428. 464. III. 337. 694. IV. 192. VI. 141. IX. 456. 664. 

Berryer. XII. 540. 

Berſtett v. Babifcher Minifter. TIL 694. 

Bertbier. Marfchall. XI. 278. 279. 

Berufung (Appellation). I. 637. 

Beſatzungsrecht. IL. 446. 

Beſcheid, f. Decret. 

Beſcheide, gemeine, ver Gerichte. VO. S. 

Befhlagnahme der Briefe und der Papiere und 
Brieferbrehung oder Verlegung des Briefge— 
heimniffes von Privatperfonen und als Mittel 
ber Gerichte, der geheimen Polizei und ber 
Diplomatie, IL 447. 

Befchneidung. II. 472. 

Beſchraͤnkte Monarchie. X. 662. 

Beſchwerde. II. 481. I. 637. 

Befig, Befigftand, jüngfter Befig, Befigflörung, 
Spolium, Befigproceß, ordentliher und ſum— 
marifher; Verjährung vorzüglid in politi- 
fher und ſtaats- und voͤlkerrechtlicher Bezie— 
hung. II. 482. IV. 400. 

Befoldbung, Beſoldungsſteuer. I.491. II. 247. VII. 297. 

Beffarabien. Landſchaft. II. 503. 

Befferungdanftalten. Ir. 504. 

Beftätigung, Confirmation, Ratification, Ratiha: 

bition oder Genehmigung. IL 514. 

Beſtechung. U. 516. 


Befteuerung — Blackſtone '869 


Befteuerung, f. Steuern. 
Beſthaupt. 1. 99. 101. 137. 295. 
Beſtuchef, ruf. Kanzler. 1. 151. 
Betrug. V. 372. 

Bettel. U. 6. 17. 221. 


Bettelorden der Auguftiner, Garmeliter, Capuciner, Dominicaner, 
Eremiten und Branciscaner. IX. 424. 

Bevdölferung. II. 519. VI. 777. 

Bevölkerung ald Aufgabe der politifchen Arith: 
metif. II. 552. 

Bevollmädhtigung oder Mandat. II. 557. 

Bewegungspartei und Widerftands- oder Still: 
ftandSöpartei. II. 558, 

Beweis in Eivilfaden. XII. 248. 

Beweis in Straffadhen. VII. 751. IX. 139. 

Behme, preußifcher Minifter. XIU. 77. | 

und biblifche Gefchichte aus ftantörechtlichem Gefichtäpunfte. VII. 
43. 


Bigamie. VI. 659. 

Bignon (Ludwig Eduard), franzöfliher Diplomat und Särift: 
fteller. II. 565. > 

Bilanz. 11. 567. VII. 329, 

Bildhauerkunſt (Sculptur). IX. 538 ıc. 572. 

Bildung, Eultur, Bildungsftufen, Bildungsan- 
ftalten, Bildungömittel. IL. 567. V. 438, 

Billaud-DBarennes. II. 386. X. 18. 

Billigkeit (Billigkeitögericht). IL. 587. 

Birkenfeld, oldenburgifches Fuͤrſtenthum. XI. 762. 765, 

Birmanen. 1.713. 11.378. IX. 549. XI. 100. 

Bifchof, als proteftantifch:evangelifcher Landes— 
biſchof. II. 596. 

Blackſtone (William). Englifcher Rechtslehrer, Schriftfteler und 
Mitglied des Unterhaufes. IL. 329. 606. 111. 185.276. V. 86, 
96, 157.159. VII 16. 237.465. IX. 41.125. X. 637. 

Staats =Leriton, XV. 56 


‚870 Blasphemie — Bormio 


Blasphemie (Bottesläfterung, Religionsläfterung). VII. 90. 
Blätter, deutſche. II. 623, 

Blattern. II. 607. 

Blofade. XI. 293. 

Bluͤcher GGebhardt Leberecht, Fuͤrſt von Wanlfkadt) und 


der große deutſche Freiheitskrieg. II. 610. IX. 
691. XIV. 161. XV. 469, 


Blumenbad. IX. 552. 
Blutbann. I. 191. 


Bluthochzeit over Bartholomdusnadt. II. 649. I. 515. 
VII. 266. X. 374. 


Blutradhe. III. 568, 

Blutfhande (Ineefl). VI. 659. IX. 408. 

Blutzehnten. Deffen Abfchaffung durch Badiſches Gefeg. I. 102. 
Boccaccio. VIN. 411. 415. X. 720. 

Bobdmerei. II. 653. 

Boiffy d' Anglas. X.18. 

Böhmen, Königreih. I. 654. IV. 350. 358. VII. 661. IX. 605. 


615. 616. XII. 128. 135 ıc. 
Börfe. IL. 668. 


Bojoaren. Deutſcher Volksſtamm. 11.669. 1.494. 11.130. V. 278. 

Bolivar (Simon). General. I. 671. 10.549. IV. 896. 

Bolivia, ſuͤdamerikaniſcher Freiftaat. II. 675. 

Bolland, Bollandifien. Herausgeber der acta sanctorum. I. 230. 

Bonald EEudwig Gabriel Ambrofius, Vicomte von), frans 
zoͤſiſcher Publicit. 11.677. 1.2.9.257. I. 460. 466. V. 
408. V1.631. X. 605. XI. 725. XII. 437. XIV. 434. 

Bonifacius (Winfried). X. 373. 

Bonifaz der Siebente, Papft. VII. 571. 

Bonifaz der Achte, Papſt. 1.118. U. 366.372. VI. 230. IX. 
394, 

Bonifaz der Neunte, Papft. I. 118. 591.595. II. 369. 

Borgia, Caͤſar. X. 713. X. 267. 


Bormio, Graffchaft. VIL 102. X. 56. 


Börne — Briefe 871 


Birne IX. 586. XIV. 162. 

Börfenfpiel. IV. 78, 

Bofton in Norvamerifa. Akademie daſ. I. 439, 

Boffuer III. 186. 462. X.16. 

Bourbon, Bourbone. II. 681. I. 554 II, 638. IH. 472. 
494.668. IV. 366. V.751. VI. 491. XV. 518. 

Bourbon, Infel. 1.396. II. 541. 

Bourienne (Lubmwig Anton v.), franzöfifcher Staatsmann u. Schrift« 
fteller. II. 690. 

Bohen, v., preußifcher Minifter. XII. 77. XV. 462, 

Braganza, Haus. VI. 491. 


Bramanen over Braminen (Bramareligion). II. 691. 
IX. 416. 


Brandenburg, Marggrafen, dann Kurfürften von. IX. 609, XII. 
4. 27. 

Brandenburg, Marf. XII. 3. 

Brandenburgifche Haldgerichtö- Ordnung. II. 269, 

Brandmarkung, Strafe ver. XV. 214. 

Brand-Raketen (Eongrevifche). II. 727. 

Brandihagung. IX. 516. 

Brandverfiherung. 11.704. 1.722. II. 13, 

Branntweinfteuer in Preußen. XIII. 88, 

Brafilien. U. 710. 111. 635. VI. 491. 

Braunfhweig, Serzogthum. 1.718. HI. 637. IV. 376, 
v1. 491. IX.347. X.342. 360. 518. XII. 628. XV.220. 

Braunfhmweig, Stadt. 11.732. X. 365. 

Braunfhweigifhe Landftände. II. 734. 

Breisgau, das, Landſchaft. IT. 3. IL. 100. 102, 104, 

Bremen, freie Stadt. 111.18. VII. 692, 

Breven, päpftlidhe. IV. 131. 

SBrevier, Breviarium. II. 22. 

Briefadel. 1. 257. 


Briefe, deren Beichlagnahme. . II. 447. 
56* 


872 Briefgeheimnig — Bund 


Briefgeheimniß, deffen Verlegung durch —— der Briefe. I. 
447. 


Briffot, Girondiſt. II. 221. 386. 
Brodpreife. Deren polizeiliche Negulirung. IX. 489. 


Broglie (Victor, Herzog von), anena Staatsmann. IN. 28. 
IV. 437. 


Brougham, englifcher Minifter und Schriftfteller. III. 30. 235. 
IV. 164. V1.147, IX.125. XII. 538, 


Brühl, Graf, ſaͤchſiſcher Minifter. IT. 450. 

Bruchterer, die, beutfche Volksſtaͤmme. I. 495. 

Brueys, franzöfffiher Admiral. 1.179, 

Bruneleschi, Architekt. IX. 571. 

Buchanan, James, Advocat, nun Gefandter. I. 364. 

Buchanan, — ſchottiſcher Geſchichtsſchreiber und Publiciſt. IM. 
764. 

— II. 33. Vorw. 8. WV. 286. X. 488. 

Bücher, deren Genfur, ſ. Cenſur der Drudfchriften. 

Buͤchernachdruck. XI. 113. 

Buchhandel. 11.45.137.590. XI. 187. 

Budget. II. 49. V. 565. 769. 

Buenos Ayred, ſuͤdamerikaniſcher Freiſtaat. II. 68. XIV. 467. 

Bülau. X. 26.33.40. 44. 49. 50. 

Bulla coenae (Nachtmahlsbulle), ſ. Hontheim. 

Bulle, golpne. 11.27. 394. III. 394. IV. 324. VI. 388. IX. 598. 
XII. 641.. 

Bullen, päpftliche. IV. 131. 

Bund, Achaͤiſcher (Uetolifcher). 1.185. 

Bund, geheimer, f. Gefellfchaften, geheime. 

Bund, Bundesverfaffung, Staaten: oder Völker: 
vereine, oder Föderativfyfleme, insbefonder:e 
Staatenbündniß, Staatenbund, Bundes- (ober 
Staaten) Staat. Grenzen der Gewalt, Politik 


und Berfaffung der Bundeövereine im Allge: 
meinen. 11.76. 1.40. 111.523. VI. 81. 87, 326. 


Bund — Buonaparte 873 


Bund, beiliger. Vorw. 16. 1 449. 462. III. 315. 668, VI. 180. 
VII. 525. 

Bund, rheinifcher. IV. 157. 333. 470. XV. 134. 

Bund, deuticher, und dveutfches Bundesrecht, [.Teutfher Bund und 
teutſches Bundesrecht. 

Bund Gottes mit Abraham und unter Moſe mit dem 
althebraͤiſchen Volk. I. 116. 

Bund, ſchmalkaldiſcher. XIII. 576 ff. 

Bund, theffalifher. I. 187. 

Bundesdacte, deutfche. XV. 354. 

Bundesdacte, veutiche, Art. 3.4. XV. 356. 

Bundedacte, deutfche, Art. 6. VI. 468. 

Bundesacte, deutiche, Art. 7. IV. 141. VI. 468. VI. 700. 

Bundesdacte, deutfche, Art. 10. XI. 350. 

Bundesdacte, deutſche, Art. 11. XI. 307. XIII. 350. 

Bundesdacte, deutfhe, Art. 12. I. 240. 639. IV. 382. VII. 758. 


XU. 48, 
Bundedacte, deutfche, Art. 13. II. 695. 704. 711. VI. 285. XII. 


452.457. XII. 444. XV. 471. 
Bundedacte, veutfche, Art. 14, VI. 190. VII. 10. XII. 381. XIII. 
657—659. XIV. 280. XV. 141. 146. 


Bundesacte, deutſche, Art. 16. IV. 543. V. 30. 31. 38. XIV. 519, 

Bundedacte, deutfche, Art. 18. 1. 64. III. 340. 686. IV. 382, XI. 
120. XII. 456. 

Bundesacte, deutſche, Art. 19. XV. 845, 

Bundesarchiv zu Frankfurt. I. 667. 

Bundedcontingent. IL. 13. 

Bundesfhiensgericht. VII. 772. XIV. 277. 

Bundesſtaat. II. 78. 81.96. 107. VI. 400. VII. 698. XV. 361. 

Bunded-UInmittelbarfeit und Mittelbarfeit. XV. 540, 

Bundesverfajfung, griechiſche. I. 185. 

Buͤndniß (Allianz). 1. 455. 


Buonaparte, Napoleon, und au Haus, In. 123. I. 
152. 154. 179. 180, 206. 208. 360. 447. IL. 620. II. 218. 


874 Burdett — Gabinetöjuftiz 


313. 395. 415. 444. 472. 668. 669. 758. IV. 52. 153. 1%. 
206- 231. 395. 417. 609. 621. 625. V. 466. 694. 743. VI. 
357. 395. 396. 566. VII. 515. IX. 589. 644. 690. X. 665. 
746. XI. 233. XII. 33. XII. 435. XV. 459. 


Burdett. II. 235. 

Bureaufratifches Syſtem der Verwaltung. III. 916. 
Bürger. III. 147. XV. 789. 

Bürgerkrieg. VII. 221. IX. 491. 

Bürgerlihe Alimente. I. 451. 


Bürgerliher Proceß. I. 36. IV. 22. 213. 214. VII. 745. X.66, 
XI. 172, 


Bürgerliher Procef. Deffen Defientlichfeit. XII. 252, 
Bürgerliher Tod als Strafart. XV. 214. 
Bürgerlihes Recht. I. 30. II. 500. II. 381. 
Bürgerrecht. II. 149. 

Bürgerftand. I. 151. 

Burgfrieve. V. 439. 

Bürgfhaft. VI. 257. 

Burgunder. II. 153. 1.263. IV. 49. 273. VI. 51. 


Burke (Edmund), engliſcher Publiciſt. IM. 156. 235. V. 663. VI 
33. 532. VII. 62.237. IX. 125. X. 15.19. Xu. 538. 


Buͤſch. X. 35. 


Buͤſching. X. 46. 47. 
Buße. III. 565. 


Byron, Lord. IX. 586. 


C. 


Cabinet, Cabinetsbefehl, Cabinetsminiſter, geh 
Cabinet, Cabinetsregierung, Cabinetsſchrei— 
ben. II. 157. 


Gabinetögut. ITI. 496. 
Gabinetöjuftiz, Cabinetsinſtanz, Trennung und 


Cachet — Caravanen 775 


Unabhaͤngigkeit der richterlichen Gewalt von 
der regierenden und geſetzgebenden. II. 168. 
779. X. 356. 


Cachet, lettres de. II. 189. 
Galderon, fpanifcher dramatifcher Dichter. IX. 966. XV. 393. 
Galirtusd der Zweite, PBapft. II. 349. 


Calvin (Sohann), Reformator. TII. 190. 460. II. 564. V. 76. 
VI. 498. 504. VIII. 260. IX. 339. XIII. 583. 


Gamacrilla. II. 214. 159. 


Gambaceres (Joh. Jacob), Eonful der franzöfifchen Republik. 
III. 216. 


Gambrai, Gongreß zu. I. 667. VI. 263. 
Gameralmwiffenfdaften. I. 26. 36. 
Gamoend, portugiefifher Dichter. IX. 567. | 


Campo Formio, Friede von. 1.179. I. 124. IV. 333. VI. 123. 
526. 


Ganada. II. 219. 540. 
Ganäle. IV. 650. 711. 
Ganarifhe Infeln. I. 396. 


Canning (Georg), engliſcher Minifter. II. 226. I. 363. III. 32. 
269. 315. 723. V. 56. 128.165. X. 15.375. XI. 788. XII. 
538. XIV. 441. 


Ganova. IX. 589. 

Ganterburp, Erzbifchof von, Primas von England. I. 560. 
Gap der guten Hoffnung. I. 395. 

Gaperei. XII. 138. 

Gapet, Hugo. V. 716. 

Gapital. III. 236. IV. 92. 114. 644. 
Gapitalienfteuer. II. 246. 1.73. VII. 297. 
Gapitulation. III. 263. I. 459, 
Gapopiftrins. VII. 142. 

Garacalla, römifcher Kaifer. I. 453. 
Garavanen. II. 264. 


876 Carbonaria — Gelten 


Garbonaria. VI. 667. VII. 593. 

Carlowitz, Friede zu. VI. 116. 

Garpinäle. IV. 131. 

Gardinalscollegium. IX. 373. 

Garnaval, Garneval. III. 266. 

Garnot, franzöfiicher Kriegsminifter. I. 455. 638. II. 31. 74. 
IX. 620,. XIII. 539. 

Carolina (Halögerichtsordnung, Bambergenfis, 
Brandenburgicaz und ihr Verhältniß zu frühe: 
ren, wie zu den neueften Strafgefeggebungen). 
Freiherr Johann von Schwarzenberg. III. 269. 
1. 232. 238. 250. 388. 574. 632. III. 526. 575. 624. 661. 
IV. 121. 215. V. 453. 593. IX. 32. 240. 265. X. 419. X1.4. 
688. XV. 216. 

Garpzov. 1V.330. X. 420, 

Garthago. VI. 94. | 

Gäfar (Julius) I. 293. 387. 493. III. 124. IV. 230. 395. VI. 500. 

Caspifhes Meer. II. 283. 

Eaffationshof. 111.285. XII. 49. XII. 221. 

Caſſel (Heffen-Eaffel, Churfuͤrſtenthum Heffen). IT. 286. 
1. 347. IL 471. 358. III. 68. 627. 636. IV. 377. 477. V. 251. 
VI. 491. VII. 18. 670. VIII. 549. 685. 690. 1X. 336. 337. 
338. 347. 379. 384. 396. 409. 624. X. 342. 356. 360. 517. 
XI. 753. XU. 227. XII. 627. XIV. 32. 

Gaftellio (Sebajtian). III. 203. 

GSaftlereagh, Robert Stewart, Vidcount (Marquis von 
Londonderry), englifcher Minifter. III. 308. 229. VII. 39. 

Caſus (Zufall), f. Eulpa. 

Gatharina vie Zweite (Große) von Rußland. I. 3. 148. 361. 
444. II. 382. 579. VIII. 652. 653. 654. XIV. 88. 

Gatharina von Mepicis. II. 650. 

Gato, ber Eenfor. III. 322. | 

Gautelen, Cautelarjurispruden;. III. 316. 

Gaution, juratorifche, im Strafverfahren. X. 412. 

Gelten, die. X. 622. 636, 


Genfur — Cherusker 877 


Cenfur als Sittengericht in alter und neuer Zeit, 
NL. 317. VII. 336. 


Genfur der Drudfchriften. IM. 329. 44. 430. 590. VI. 
547. VIII. 658. IX. 87. X. 489. XII. 190. 752. ©. noch 
Preßfreiheit; freie Breffe ıc. 

Genfuredict Joſeph's des Zweiten. VII. 658. 


Genfus, insbefondere Wahlcenfus. II. 366. 317. I. 686. 
vi. 71. 


Gentralifation. IM. 398. 


Gentralunterfuhungscommiffion in Mainz. II. 703. XII. 
627. 


Gentralunterfuhungscommiffion in Frankfurt. XII. 629. ' 

Centrum der Deputirtenfammer, ——————— der 
franzoͤſiſchen. II. 389. 

Gentumpviralgeridht. II. 590. 

Geremoniell; Etikette. III. 392. TV. 420. 

. Gervantes. IX. 567. 

Gejfion (Abtretung). I. 170. 

Chalcedon, Concilium vafeldft. IX. 423. 

Chalif (Katif), Chalifat. III. 398. X. 615. 

Charte, Verfaſſungsurkunde, !Freiheits - Briefe, 


insbefondere franzöfifhe Charte. II. 402. Vorw. 
16. 111. 765. IV. 436. 546. V. 751. 775. XII. 437, 


Chatam (William Pitt), englifcher Minifter. II. 433. VI. 18, 
33. x.15. 


mn „(Branz Auguft, Vicomte von). II. 438. 
740. X. 2 | 


Ghatillon, == zu. II. 668. 

Chatten, deutjcher Volksſtamm. I. 494. 

Chaumont, Gongreß zu. II. 669. 

Chauzen, deutſcher Volköftamm. I. 495. 

Ehemnig, B. P. v. (Hippolytus a Lapide). X. 684. 

Cherusker, deutſcher Vollsſtamm. I. 494. 496. VII. 700. IX. 741. 


878 Chiavenne — Claus. Harms 


Ehiavenna, Grafſchaft. VII. 102. X. 56. 

Chile, fünamerifanifche Republik. II. 447. 

China, f. Sina. 

Ghinefen. Ehe bei venfelten. IV. 583. XIV. 557. 

Choiſeul, Herzog v., franzöftfher Minifter. I. 225. 

Cholera. II. 453. 

Chriſten. Deren Berfolgung im römijchen Reich. X. 368. 
Chriftentbum, Kriftlide Religion und Moral in 


ihrem Verhältniß zur politifhen Eultur oder 
zum Redt und zum Staat. II. 457. IV. 281. 


Chriſtenthum. Deffen Schiejale in Japan. XL 319. 
Chronologie. XV. 834. 

Churheſſen, f. Eaffel. 

Gicero. Vorw. 5. 1. 11.14. 21. 243. 332. II. 323. 466. III. 273. 


319. 757. V. 372. 373. VI. 436. VII. 247. 465. VII. 795. 
X. 5. 417. 533. 685. 


Gineinnatud-Orden im norbamerifanifchen Freiſtaat, vorgefchlage- 
ner. I. 337. | 


Gitadelle. II. 496. 
Givilalimente. LI 451. 
Eiviljuftiz. VII. 720. 
* . ⸗ u ⁊ 
Civilliſte, Privat: oder Schatull» oder Cabinets— 
gut: Krondotation. III. 496. 421. 768. 782. V. 206. 


Givilprocef. I. 36. IV. 22. 213. 214. VII. 745. X. 66. XI. 
172. 


Civilproceß. Deſſen Deffentlichkeit. XII. 252. 

Civilrecht, buͤrgerliches Recht, Civil- oder bürger- 
liches Rechtsgeſetz und Geſetzbuch. It. 500. I. 
30. II. 381. X. 66. 


Glaffenlotterien. VII. 78. 

Elafienfteuer (Kopfiteuer, Perfonalitener). IX. 226. 462. 
Glaube Lorrain. IX. 573, 

Claus arme. VI. 529. 





Giemend der Erfte — Compenfation 879 


Glemens der Erfte, Papft. III. 25. 

Clemens der Vierte, Papſt. H. 365. 366. 

Clemens der Fünfte, Papft. I. 991. IX. 394. 
Clemens der Sechſte, Papft. I. 117.118. II. 368. 
Elemens der Siebente, Papſt. XI. 267. 

Clemens der Dreizehnte, PBapft. VIII. 164. 509. 569. 
Glemens der PVierzehnte. VII. 510. 511. 570, 
Goalition (Kriegögemeinfchaft). I. 456. 

Cochrane, Lord, englifcher Apmiral. II. 546. 

Goder Juftinian’s. IV. 48. 

Gölibat. IV. 580. 587. VI. 213. IX. 441. 446. XV. 665. 
Eognaten (Spillmagen). VI. 483. 

Golbert. X. 533. XI. 77. 612. 

Colignuy, Admiral. IT. 651. 

Gollecten, Eollectiren, Eollectanten. II. 515. 
Gollegialität ver Gerichte. VII. 748. 


Collegium, Eollegial: und bureaufratifhes Sy: 
ftem der Verwaltung. III. 516. 


Collifion der Gefege und Rechte; hypothetiſche 
und abfolut gebietende Gefege. I. 522. 
Collot v’Herboid. II. 386. 387. 


Gollufion. II. 525. 661. IX. 51. 

Golonien. I. 531. II.14. XI. 325. 
Columbia, füdamerifanifche Republif. III. 545. 
Eolumbus, Chriſtoph, Entdeder von Amerika. HI. 537. 
Gommanditen (flille Handelsgeſellſchaften). VIL. 347. 
Commodat (LReiheontract). IX. 688. 

Commodus, römifcher Kaifer. I. 157. 
Eommunalforfimefen. V. 613. 

Compagnie, oftinpifche. II. 30. XI. 75.76. 
Compenfation (im Eivilrechte). IM. 555. 
Eompenfation (im Eriminalrechte). IM. 560. 


880 Competenz — Gonfirmation 


Gompetenz. II. 561. 
Competenz, Rechtswohlthat der. TIL. 563. 
Gompetenzconflict. III. 563. 


Compofitionenfyftem (dlteres Strafrecht der Böl: 
fer, vorzüglih altdeutfhes), Naturftand, 
Selbſthuͤlfe und Fehdereht, Freiftdtte und 
Löfegeld (oder Buße, Wette, Compofitio, Emen— 
datio, Wergeld) und Fredum (oder Brühe), Ge— 
fammtbürgfhaft und Zalion. II. 565. 270. XUL 
666. 


Gonceffion, poligeilih und politifd. II. 585. 
Goncilien. Im. 591. XI. 551 fi. 
Concilium, nicänifhes. IU. 607. 


Goncilium zu Bafel. I. 596. II. 271. 373. IV. 136. 137.324. 
VI. 219. 231. 


Goncilium zu Chalcedon. IX. 423, 
Eoncilium zu Conftantinopel. III. 610. 


Eoncilium zu Conſtanz. 1.271. 370. 372. IV. 136. 324. VI. 
219. 231. IX. 394. XII. 552, 


Goncilium zu Ephefus. III. 611. 
Concilium zu Pifa. IV. 136. 


Goncilium zu Trient. I. 121. 597. 11. 373. IV. 590. VIIL 
165. | 


Goncordate. II. 612. 
Goncubinat. II. 623. IV. 578. VI. 633. 659. XV. 489, 


Concurs (Banterot, Gant, Falliment). II 626. 
Gonde, bourbonifche Linie. IT. 687. 


Condorcet (Marquid v.), Mitglied der franzöfifchen geſetzgeben⸗ 
den Verfammlung und Schriftfteller. II. 642. II. 212. 385. X. 
18. 36. 


Eonfeffion (Beteuntnif). ‚III. 646 
Eonfefjion, Augéburgiſche. XI. 574, 
Gonfirmation. II. 614. 


Confiscation — Contradictor 881 


Eonfiscation des Vermoͤgens, Eonfistation einzeln 
beftimmter Sachen; Geldftrafen. II. 653. IL 114, 


Eonfraternität (Erbverbrüderung). V. 247. 

Eonfrontation (Gegenftellung). II. 661. 

Eongreß, ECongreffe, Congreßacte, insbeſondere von 
Wien. 111.666. Vorw. 18. I. 174. II. 646, III. 99. IV. 287. 
v1. 81. 527. 593. IX. 453. XII. 70. XV. 470. 

Eongrevifche Raketen oder Brand-Raketen. I. 727. 

Gonnerität. II. 562, 

Eonrad der Erfte, deutſcher Kaifer, IV. 306. 

Conradder Zweite, deutfcher Kaifer. IV. 307. IX. 602. 

Eonrap der Vierte, deuticher Kaiſer. IV. 312.323. V. 25, 

Eonrad von Marburg. II. 85. 

G@onring. X. 724. 766. 

Gonfalvi, Cardinal, päpflliher Minifter. II. 374. 

Confcription. II. 732. 

Eonfens, Einwilligung. II. 756. 

Eonfiftorialverfaffung der enangelifchen Kirche. IX. 331. 


Conftant (Benjamin de Rebecque), franzöfiicher Publieiſt. 
II. 757. I. 562. 111. 172.765. V.530. X.20. XI. 540. 
XIV. 767. 


Conftantin der Große, römijcher Kaifer. II. 53. IM. 394, 624, 
IX. 376, 391. 


Eonjtanz. Concilium daſelbſt. I. 271. 370. 372. IV. 136. 324, 
VI. 219. 231. IX. 394. XII. 552. | 

Eonftitution, Eonftitutionen, conflitutionellesPrin- 
cip und Syſtem, anticonftitutionell. IM. 761. 
Borw. 16. IV. 261. VI. 436. VII. 71, J 


Conſtitution im engern Sinn. Deren Recht und Politik. J. 82. 
Conſuln. VI. 594. X. 31. 

Gonfumtionsfteuern. I. 73. IX. 464. 
Eontinentalfyftem, Eontinentalfperre. IV. 3. II. 138, 
Contingent, Bunbescontingent, Matrikel. IV. 13, 
Eontradictor im Eoncurs. IT. 639, 


882 . Gontrafignatur — -Grebit 


Sontrafignatur, Gegenzeichnung. IV.17. 

Gontrebande. IV. 18, 

Gontrole. IV. 21. 1. 236. 

Eontroverfe und Eitirgefeg, Status Eontroverfid, 
IV. 22, 

Gontumaz in civil- und criminalredhtlider Be- 
ziehung; Gontumacialverfahren, Contumacial— 
anklage. IV. 22. 

Eontumacialftrafe im Strafverfahren. I. 126. 

Eonvent, ſ. Nationalconvent, franzoͤſiſcher. 

Conventionalſtrafe. IV. 26. 

Corday, Charlotte. X. 377. 

Eorneille. IX. 567. 

Gornelius, Peter v. IX. 590. 

Corporation, Corpus, universitas, moralifhe Per 
fon, Perfonengemeinheit, Gemeinpeit (Colle- 
gium). IV. 27. 11.25. v1.708. 


Gorporationen. Deren Petitionsrecht. XII. 461. 
Corpus catholicorum und evangelicorum. IV.331. 388. 


Corpus juris canonici, Canon, canonifhes Redt. 
IV. 31. 
Corpusjuris civilis. IV. 47. II. 25. 465. III. 501. 


& orfita, franzoͤſiſche Infel. II, 570. 


Eortes und Eortes-Berfaffung in ern IV. 51. 
If. 414. 718. XIV. 643. 


Cordez, Ferdinand. X. 547. 

Cosmopolitismus, Weltbürgerfinn. IV. 66. 
Cours. W.74. 

Coͤthen, Anhalt, Herzogthum. I. 568. 572. 

Gourtoifie; Eurialien. IV. 79. 

Goufin. X. 23. 

Cracau, Freiſtaat. III. 381. 682. 

Graigh, 9. IH. 242. V. 238,239, VIL 217.273. X. 295. 
Gredit, Privateredit. IV. 84. 





Greditanftalten — Dahlmann 883 


Greditanftaltenund-Ereditvereine IV.94. XV. 771. 
Credit, Öffentlicher. IV. 101.112. XV. 4. 

Ereditiv (Beglaubigungäfchreiben) der Geſandten. VI. 599, 
Creditſyſtem. Iv.112. V. 208. 

Creditſyſtem, englifches. V. 208. 

Grebitvotum. IV. 120. 

&ridar. HL 626, 

Eriminalgefeggebungen (neuere). XV. 215. 
Eriminaljuftiz. VII. 720. X. 62. 


Griminalproceß. 1.36. 127. 573. 11. 525.561. IV. 43, 213. 
214. V.592. VI.75. VII.749. IX.31. X. 66. XV. 274, 
700. 805. 


Eriminalprocef. Defien Deffentlichkeit. XII. 252, 

Griminalredt, f. Strafredt. 

Erommell, Protector von England. III. 460. XI. 213. 

Eulpa, Schuld, VBerfhuldung, Dolus, böfe Ab— 
fiht, Arglift, Verlegung, Vergehen, Injuria, 
Gafus oder Zufall. IV. 121. II. 281. V. 379. 

Eult, Eultminifterium. IV. 125. II. 584. 


Eultur (Bildung). II. 567. V.298. X. 428. XII. 183. XI. 126. 
XIV. 106. XV. 450. 


Eultur. Verdienſte der Klöfter um fie. IX. 431. 
Gulturpolitif. Literatur derfelben. X. 44. 
Curialien (Eourtoifle). IV. 79. J 


Eurie, roͤmiſche, Cardinaͤle, Bullen, Breven. IV. 
131. 


Gurie, Gurialen, Decurionen, Gurialien, Eutial- 
ftyl, Curiat- und Birilftimme. IV. 141. 
Eurland, Herzogthum. XU. 110. 


D. 


Dahlmann. 1.433, UL. 462. VII. 462. 648. VII. 706. X. 24. 
Xu. 333, XIV. 753. XV. 517 x. 


884 Dalberg — Demokratifches 

Dalberg (Karl Theodort Anton Maria, Reihöfreiherr 
von, Fuͤrſt Primas des rheiniſchen Bundes und Grof- 
berzog von Frankfurt). IV. 142. VL 4.5. 

Dalmatien. IV.166. Xu. 135 20. 

Dampfboote, Dampfwagentransport, IV. 650. XI. 171. 

Dänemark, IV. 178. 1.176.397. ‚IL 429. 111.77. 358. 542. 
683. IV.729. V. 307. VI. 102.103.141.491. V11.379.778. 
IX. 414. 466. 621. X. 86. 387. XIII. 585. S.noch Holftein, 
Schleswig-Holftein und Norwegen. 

Danneder. IX. 585. 2. 

Dante. VIH. 585. IX. 565. 

Danton. II. 221. 386. 575. IV. 230. V. 737. XI. 485. XIII. 539. 
733. XV. 353. 

Daunou, franzöfifcher Publicift. II. 765. V. 743. X. 22, 

Dauphin. IV. 206. 

David, franzöfifher Maler. IX. 589. 


Davouſt (Lubwig Nicolaus), Herzog von Auerftäbt, Suͤrſt 
von Eckmuͤhl, Marſchall. W. 206. 


Decret oder Beſcheid. W. 213. 

Deduction, Staatsſchrift. IV. 214. 

Defenſion over Bertheidigung. IV. 214. IX. 87. 

Defenfivallianz. 1.456, 

Defenfivfrieg. VII. 587. IX. 498. 

Defraudation. IV. 218. 

Deichband. IV. 219. 

Dei gratia; von Gottes Gnaden. IV. 223. 

Delegation, delegirte Gerichtöbarkeit. IV. 225. 

Demagog, Demagogie, demagogiſche imtriebe. IV. 
225. 

Demokratie, —————— IV. 241. I. 374. V. 368, 
XV. 68, 


Demokratifched Princip; demofratifhes Element 
"amd Intereffe; demofratifche Gefinnung. IV. 252. 
XII. 448, 711. 


Demofthenes — Deutſches 885 


Demoflbenes. I. 190. 336. XII. 544. 
Denunciationen. 1.630. 
Denunciationsproceß. 1. 575. 
Departement. IV. 263. 


Departementalrath, - Provinzialftände, Landrath, De— 
partementalrath. 


Departemente. Eintheilung Frankreichs in folde. IV. 264. V. 782. 
Deportation. IV. 265. 

Deputirte (Abgeoronete), ſ. Abgeordnete. 
Deputirtenfammer, franzoͤſiſche. III. 389. 422, 
Deputirtenfammer. Deren Centrum. III. 389, 


Despotie,Despotismud. L 148.548. II. 24. V. 368. VI. 174, 
X. 662, XI. 718. XIV. 31. XV, 27. 


Deffau-Anhalt. I. 567. 571. 

Deftutt de Tracy. X. 38, 295, 

Deutfche Eanäle. IV. 731. 

Deutſche Jurisprudenz, ihr Syftem, ihre Mängel und die Gefah— 
ven ihrer einfeitigen Richtungen. VII. 705. 

Deutfher Adel. I. 257. 

DeutfherBund, f. Teutfcher Bund. 

Deutfherffitter-Örden. XII. 3. XII. 19. 

Deutfhes Recht (und zwar deutſches Privatredt). 
IV. 266. 

Deutfhe Staatögefhichte, Deutfchland, Deutfche, 
Germanen, deutfhe&Standesverhältniffe, deut- 


fhe Kaifer und deutfhe Grundgefebe. IV. 281. 
I. 375. 


Deutſches allgemeines Geſetzbuch. VI. 747. | 
Deutfhes Landes-Staatsreht; deutfhe Land- 


fände; die Feudalftände und die Wahlftände, 
ihre Geſchichte und ihr Red. IV. 397. XIH. 71. 


Deutſches Reich, deutfhe Reihsftände. IV. 386, 


Deutſches Univerfitätsmwefen. XV. 499, 
Staats Leriton. XV. 57 


‚886 Deutfches — Domaine 


Deutfhes Volkösthum. I. 497. 

Deutſche Volksfeſte. V. 489. 

Devolutiv- Effect. I. 638. 

Dichtkunſt. IX. 538, 

Dietator, Dictatur. IV. 392, 

Diderot. V.73. X. 16, 

Diebeöhehler, Diebeswirthe. VI. 320. 

Diebitfch, v., rufüfcher Feldmarſchall. 1. 362. VI. 497. 
Diebftahl. XII. 424. 

Dienſtbarkeit (Servitut). IV. 401. 523. XV. 737. 
Dienfteid. X. 406. 


Dienftherr. Verhaͤltniß zwifchen en. und dem Gefinde. V. 405. 
VI. 759. 


Digeften (Vandekten). III. 501, IV. 48. 


Dinglihes Recht (Realreht); perfönlihes Recht, 
Real: Dienftbarfeiten und Realgerehtigfeiten 
(oder Gerechtſame); dinglich-perſoͤnliches und 
perſoͤnlich dingliches Redt. IV. 396, 

Dioeletian, römischer Kaiſer. HL. 394, X, 368. 

Diplomatie, Diplomat, Diplomatifhes Corps, Di: 
plomatif. 1V.412.._ 1.39. V. 686. VI. 565. 588. X. 31. 
728. 


Diplomatif. 1.29. XIV. 513. 

Directe Steuern. VIII. 295, 1.73. 

Diffenters (Andersdenkende in Englanı) 556. m. 545. 
Ditmarſchen, Land. VIIL.96. 
DividendevonXctien. I. 248. 

Doctrin, Doctrinärs. W.488. — 

Dohm (Chr. Conrad Wilh. v.) IV. 446. hi so. X. 36, 
Dolus (Arglif), f. Eulpa. 


Domaine, Staatögut, Kammergut, Krongut, Fis— 
cusgut, Staatövermögen, Öffentlides Gut, 
Staats:Privateigenthum. IV. 459. IL 108, IL. 498. 


Domainenkäufer — Dynaſtie 887 
781. V. 569. 602, VIII, 258, IX. 168. 746. X. 393. XI. 140. 
XI. 317. XIII. 86.87. XIV. 32. XV. 792. 
Domainenkäufer (weilphälifche). IV. 476. VII. 777. XV. 637. 
Domitian, römifcher Kaifer. I. 157. 
Dorfgemeinde. IV. 521. 


Dramatiihe Poefie und Theater; ihr Verhaͤltniß zum Staate. 
XV. 388. 


Dragonaden, bie. VII. 279. 
Dreipigjähriger Krieg. IV. 331. 
Dreifelderwirthfchaft. IX. 634. 


Droits r&unis, vereinigte Gebühren. IV. 527. I. 182. 
V.768. 


Droz. X. 38. 

Druckſchriften. Deren Cenſur, ſ. Cenſur der Druckſchriften. 
Druſus. I 494. 

Du ane, 3., Advocat, dann Finanzminifter. I. 364. 
Dubarıy, Oräfin,f. Barri. 

Dublin. Akademie da. I. 438. 

Duell (Zweitampf). II. 324. 570. VIII. 311. 


Duldung, Toleranz, Unduldung, Intoleranz. IV. 
632. VII. 531. 667. X. 492. 


Dumouriez, General. II. 384. 1V.207. V. 735. 

Dupin (Andr. Maria Joh. Jac.), IV. 549. 11. 328. IV. 131. 
Dupin, Eharl. X. 47. 

Dürer, Albrecht. IX. 579. 

Durlach, Baden-Durlady. II. 102. 

Düffeldorfer Malerfchule. IX. 590. 

Duttlinger. U. 118.123. IX. 126. XII. en 

Dynaften. 1. 257. 
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Ebenbürtigkeit, f. Unftanpesmäßige Ehe. XV. 541. 
Edftein, Baron. X. 24. 

Ediet, äbilitifches. I. 377. 

Ediet, prätorifches. II. 589. 

EvictvonNantesd. VI.101. VII. 272. 277. 280. 
Egmont, Graf. X. 375. 


Ehe, Ehebruch, Ehefheidung. IV. 566. IL. 55. II. 479. 
583. 623. IV. 267. V. 387. 495. VI. 659. VII. 481. IX. 355, 
408. 422.479. X. 59. 341. 473. 529. 764. 


Eheliche Gütergemeinfdaft. VII. 295. 
Ehen, gemifchte. VI. 475. 

Ehe, morganatifche (zur linken Sand) XV. 571. 
Ehe, verbotene. XV, 665. | 

Ehe, unftandesmäßige. XV. 541. VII. 481. 
Ehen, deren Erfchwerung. II. 547. 


Ehre, Ehrenſtrafen. VII. 310. 353. XII. 756. XIV. 600. XV. 
. 213. j 


Ehrenlegion. IV. 608. III. 130. 
Eichhorn, Germanift sc. I. 60. 257, II. 314. IV. 132. 138. 291, 
362. 369. IX. 362. X. 767. 


Eid (Meineid, Dienfteid, Huldigungseid). X. 405. II. 380. IV. 24. V. 
374. X. 341. 528. 


Eidsgenoffenfhaft (ihweizerifche). IV. 611. 1.459. IM. 77. 
89. 329. 344. 358. 360. 415. 684. IV. 71. 729. V. 307. 
308. VI. 265. 266. 457. 458,497. VII. 29.93. VII. 521. 
IX. 414. X. 311. 518. 665. XI. 273. 641. XII. 569. 576. 
XIV. 605. 700. XV. 496, 497. 574. 


Eideshelfer. 1.570. IX. 41. X.419. XII. 196. 665. 


Eigenthbum, Eigenthumsrechte, Vermögensrechte. 
IV. 628, II. 781. IV. 278. 401. XI. 741. XI. 757. 


Eigenthum — Emphyteuſis 889, 


Eigenthum, fhriftftellerifches. XI. 113. 


Eigenthbumsabtretung, unfreimillige (Srpropriation). IV. 748. 
V. 67. VI. 583. VII. 26. 


Ginfuhbrpes Getreides. IX. 485. 
@infubrhandel. VII. 327. XI. 178. e 
Einheit. IV. 636. 2* 


Einkommen, Einkommenſteuer. W. 644. 1.83. I. 247. 
VIH. 297. 

Einquartirung, Einquartirungslaſt. I. 94. IX. 531. XIII. 
388. 


Einwilligung (Gonfens). III. 756. 


Eifenbahnen und Candle, Dampfbooteund Dampf: 
wagentransporf. Iv. 650. VII. 28. 422. XII. 171. 
XV. 298. | 


Elbe, Eibfchifffahrtsacte V. 8. 

Eldon, Lord, englifcher Minifter, II. 235. . 

Element (Grundſtoff, Urſtoff). V. 3. 

Elifabeth, Kaiferin von Rußland. I. 151. 

Elifabeth, Königin von England. V. 11. 1.556. 
Elterlide Gewalt. V. 397. X. 473. 


Emancipation der Juden. v.22. IV. 449. vıı.'688. 


XII. 69. 
Emancipation der Katholiken in Großbritannien 


und Irland. V. 62. 1.563. V. 28. XIV. 808. —— 

Embargo. V.66. I. 696. XIV. 479. I 

Emigration (Auswanderung). IL 72. 

Emigrationdgebühr. 1. 59. 

Eminens jus, potestas und dominium eminens, 
außerftes Recht, Obereigenthumsrecht und 
ONE EBEN JRR ECHTTEREERERSEU NE: 
tis, Staatöraifon. V. 66. kr » 


Empirie, ſ. Erfahrung. I BALLEIT 
Empbhpyteufis. V. 69. 3.139419 


Ä 


890 . Empörung — Erblichkeit 


Empörung. VII. 221. 

Encyklopaͤdiſche Ueberſicht der Staatswiffenſchaf— 
ten und ihrer Theile. 1.1. 

Encyk lopaͤdiſten. V. 72. 1.9. 11.305. II. 460. 764. V. 456. 

Enghien, Herzog v. XV. 426. 


Englands Staatöverfaffung. V. 84. 11. 29.322. II. 77. 
161. 168. 179. 378. 497. 531. IV. 232, V. 307. 563. VI. 312. 
755. VII. 18. 468. 672. IX. 104. 159. X.665. XII. 630. 
XIV. 471. 765. 805. XV. 91. 413. 414. 417. 645. 


Englands Statiftif, Land und Bol. v.171. 1.364. 373. 
385. 534. 544. 699. II. 69. 204. 375. 507. 606. IH. 30. 219. 
226. 308. 326. 329. 354. 361. 378. 540. 681. 683. 689. 762, 
IV. 3.53. 192.714. V. 11. 27. 661. 742. VI. 111.113. 121. 
124. 129. 139. 329. 755. 800. VIII. 519. 696. IX. 29. 104. 
106. 414. 466. 576. 586. 657. X. 15. 365. 425. 512. 517. 
573. XI. 59. 119. 213. 327. 777 x. XIL'6. 339. 368. 407. 
611. 731. XII. 142. 145.150. 162. 163. 207. 375. 408, 414. 
417.432. 538. 585. 726. XIV. 284. 617. XV. 207. 496, 517. 
701. 752. 760. 832, 


Englifher Adel. I. 257. 330. 

Englifche (anglikanifche) Kirche. 1. 565. IL, 380. V. 107, 

Englifhe Volksfeſte. V. 499. 

Entführung. II. 66. VI. 669. 

Ephialtes, Verraͤther, I. 189. 

Ephorat, — oͤffentliche Behoͤrde in Griechenland. V. 217. 
IIL 217 


Epidemie. i 611. III. 453. 

Epirus. 1.443, 

Epiftopalktirche (anglikanifche, englifche Kirche). I. 555. IX. 356, 
Epiftopalverfaffung der evangelifchen Kirche. IX. 356. 
Grbfolgeorpnung. V. 229. VIL483. X. 661. 

Erbfolgeredht. V. 229, 

Erbhofämter. I. 620, 

Erblichkeit. v. 221. 


Erbmonarhie — Eugen | 891 


Erbmonardie. X. 660. 
Erbpacht (Erbleihe ıc.). XII. 316. 


Erbreht, Notherbreht, Inteſtat- und teſjamenta⸗ 
riſches Erbrecht, Erbfolgerecht und Erbfolge— 
ordnung, Legat und Fideicommiß. V. 229. IV, 
272. 400. V. 403. VIL.482. XV. 541. 


Erbſchaftsgeld. 1.59. 

Erbihaftöfteuer. V. 242. 

Erbuntertbänigkeit. Deren Aufhebung in Breufen. XIH. 66, 
Erbverbrüderung (Eonfraternität). V. 247. 
Erfahrung. V 258. 

Erfurt, Eongref zu, III. 668. | 

Ergreifen, Gerichtöitand des Ergreifens. II. 561. 
Erlach, aveliches Geflecht von Bern. I. 336. 

Ernft Auguſt, König von Hannover. VII. 424. 
Errungenfchaft, eheliche. VII. 299. 

Erftgeburt (Primogenitur). I. 633. VII. 483. X. 331. 
Erzbifhofvon Canterbury (Primas von England). I. 560. 


Erziehung; insbefondere Privat- und Öffentlidhe Er: 
ziehung. V. 263.402. VI. 71.809. VIII. 61. XII. 319. 


Erziehung, phyfifche, Gynmaftit. V. 270. 490. XV. 476. 

Erziehung des Ihronfolgers. VI. 275. X. 342. 

Eſcher, Hans Conrad, von der Linth. VH. 35. 

Eſte, Fuͤrſtenhaus. X. 642. XII. 1831. 

Efthland. XI. 111. 

Etifette. II. 392. VI. 32, 

Eugen, Prinz, oͤſterreichiſcher Feldherr. IV. 16. XI. 
129. 130 


Eugen, — von Italien, Herzog von keuchtenbers. 71. II. 
144. IV. 162. 


Eugen derZweite, Papft. VI. 743. 
Eugender Vierte, Papſt. VII. 571. 


893 Euripides — Familienherrſchaft 

Turipides. IX. 582. 

Europa. V. 291. 

Europa, junges. VI. 667. 

EvangelifheKicche und Kirchenverfafiung. IV. 43. IX. 328. 

er Kiche Rheinbayerns. 
V. 314. Zr 


Eventual-Belehnung. II. 353. 

Ewald, Prof. in Göttingen. VII. 452. 

Ewiger Friebe. V. 333. VI. 79. 88. 
Ewigertanpfriebe. I. 207. IV. 326. 
Ercommunication (Kirchenbann). I. 199. If. 191. 


Erecution, Erecutionsordnung des deutſchen Bundes, V. 
338. VII. 777. 


Expectanzen, päpftlide. 11. 361. 
Erpropriation. IV. 748. V. 67. VI. 583. VII. 16. 
Errotulation ver Acten. L 231. 
Erterritorialität. v. 360. VI. 606. 


F. 


Fabrikweſen, ſ. Gewerbes und Fabrikweſen. 

Faction. V. 362. 

Falk, Etaidrath. II. 28. 

Fallbeil (Guillotine). IL. 118. 

Balliment (Concurs, Bankerott u. ſ. w.). II. 626. 

Bälfhung, Betrug, Treu und Glauben, Öffentliche 
Treue, machiavelliftifhe und criminalredt- 
lihe Verlegung derfelben. V. 372. 

Familie, Familienrecht (natürliches). V.385. IV. 411. 

Bamilienherrfhaft, Familienmdßigkeitoder Patri- 
monialität der Staatöverhältniffe, Patrimo- 
nialrehte, Patrimonialftaaten im Sinne des 
Filmer und Wandel, ber Herren von Bonald 


Familienrath — Feſch 808 
und v. Haller, bes Herrn Vollgraff und — 
Berliner Wochenblattes. V. 408. 

Familienrath. (conseil de famille). V. 429, IV, 270, 

Familienrecht, veutfches. IV. 270. 278, 

Fanatismus, Fanatiler. V. 434. 

Karel, Wilh., Reformator. IX. 339. 

Faſtnacht. IIL 266. 

Fataliemus. IX. 472. 481. 

Fauſtpfand. VII. 197. 

Hauftreht, Fehde, Friede (Königsfriede, Burg— 
friede, Haudfriede, Gottesfriede, Landfriede, 
Religiondfriede), Friedensbruh (Landfrie- 
densbruch zc.). V. 439. Vorwort 6. 1.548. III. 187. IV. 
296 ıc. V.415. XI. 122. 

Fajette. (Marquispela). V. 454. II. 183. 562. 638. IV. 
164. V. 734. 735. VI. 47. XII. 540. 


Febronius, Juftinus, ſ. Hontheim. 

Fehderecht. II.565. IV. 371. V. 439. 

Behme, Fehmgericht. V. 474. I. 203. 

Zeldherr. V. 488. 

Fellahs in Aegypten. I. 386. 

& ellenberg, Emanuelv. U. 14. 404. VIIL 61. XJL. 326. 
Fenelon, franzöftfcher Erzbiſchof und Schriftfteller. III. 462. X. 16. 


Ferdinand der Erfte, veutfcher Kaifer. I. 667. IV. 358. 540, 
XIL 129. 


Ferdinand der Zweite, beutfcher Kalfer. 1 658. 664. IV. 3ar. 
331.358. IX. 609. X. 690. 


Ferdinand der Dritte, deutſcher Kaifer. I. 658. 664. X. 255. 


Ferdinand der Siebente, König von Spanien. II. 672. II. 214. 
548. IV. 51. 423. VII. 387. XIV. 641. 


Bernande de Bo, Inſel. L396. - . .. DIE 
Feſch, Earbinal. IIL 145. 444. IV. 156. F 


894 | Feſte — Fiscal 


Befte, Feſtſpiele, Volksfeſte, griechiſche, deutſche— 
engliſche. V. 489. 


Feſtung. V. 502. 11.342. II. 496. VIE 585. X. 567. 
Beftungsftrafe VI. 343. 
Beudalerbfhaft, Feudalgut, geubalfpfiem und 


Berfaffung, Feudum (kehen). 1.469.548. 11347. 
IV. 272. VII. 717. 


Feuerbach, A. v. J. 467. II. 461. IV.124. V. 67.220. VL 
662. VII. 207. IX, 82.154. 160.3. XII.492. XV. 499. 
Beuerpolizei. V. 506, a 
Feuerverfiherung (Brandverfiderung). 1. 722. 1.13; 702. 
Bez und Marokko, Kalfertfum, II. 209. 
Fichte, der Philoſoph. V. 510. 1. 332. VI. 869. VII: 614. IX. 
207. X. 14. XI. 211. XII. 493. XV. 463. 466. 
Fideicommiß. V. 229. 404. 
Filangieri, Gaetano. V. 525. I. 618. 11.323. 340. 550. 575, 
764. V.86.92. VI.737. VII. 416.566. X. 17.34.35. 295, 
Bilintionsprobe. L 354. a 
Bilmer. V.408. XIIL 433. | | 
Binanz, Binanzhoheit, Finanzwiffenfhaft, Fi: 
nanzfyfiem, Finanzpolitik, Finanzkunſt, Fi— 
nanzverwaltung, Finanzminiſterium, Finanz— 
geſchichte. ‚V.535. Vorw. 13. J. 86. V. 205. 787. X. 
65. XII. 209. XIII. 85. , 
Finanzgeſetz. V. 562. — 
Finanzoperationen. V. 670. — 
Finanzwiſſenſchaft. LX. 166. Er 
Finanzwiſſenſchaft. Deren Literatur. X. 43 


Sindelhäufer. V. 573. IX. 257. 258. 268. 371. X. 57. XV. 
117, 


Finnland, Großfürftentfum Finnen, V. 576. IV. 196. X. 636. 
Biscal, Fiscalgewalt, Fiscalanwalt, Fiscalprocef. 
V. 681. 


ii. 


’ 


Fiscus — Frankfurt 895 
Fiscus, Fiscusreht, Fiscuöprivilegien. V. 583. II. 
558. 
Blaffan, v., franzöfifher Schriftfteller. V. 586. IV. 416. 
x. 32. 


Fleiſchesverbrechen. VI. 659. X. 764. 

Fluß als natürliche Grenze. XT. 155. 

Flußſchifffahrt, freie. II. 672. XII. 763. 

Folter (Zortur, Marter, peinliche Frage). V. 592. I. 209. 583. 
It. 305. 341. 111.278. VI. 78. 1X.99. X. 472. 

Formen, Förmlichkeiten, Formalitäten, Formeln 
und Formulare der Gefchäfte. V. 600. 

Fornication. VI. 659. 

Borftgefeg, badiſches. 1. 127. 

Forftwefen, Forfipolizei, Forftorganifationslehre, 
Staatöforftverwaltung, Forftfirafwefen. V. 602. 
II. 288. IV. 475. 676. 787. 

Forum, ſ. Gerichtsſtand. 

Fouché, franzoͤſiſcher Polizeiminiſter. U. 466. 

Fourier's Theorie der Geſellſchaft, verglichen mit 
den Lehren von Owen und den St. Simoniſten. 
V. 637. VI. 630. X:41. XII. 617. XIU. 418. 

Fox und Pitt und ihre Politik; politiſche Parkeien; 

Miniſterialpartei und Oppoſition; Tories und 
Whigs. V.661. Ul. 227. V. 92. 144. 145. 213. V. 38. 
Xx. 15. XIII. 538. 

Foy (Mar. Sebaſt.), General und Deputirter. V. 688. XII. 540. 

Fracht, Frachthandel. V. 700. 

Francia, Doctor, Dictator von Varaguay. IL. 575. XII. 868. 

Zranfen, Voltaftamm. V. 708. I. 263. 294. 11.97. 1V.273.295. 
XII. 500. 

Frankfurt, freie Stadt. VI.3. II. 627. 629. VII. 693. IX. 605. 

X. 365. 


Frankfurt, GEentralunterfuhungscommiffton daſelbſt. XII. 629. 
Frankfurt, Großherzogthum. IV. 159. 489. 


896 Franklin — rauen 


Franklin (Benjamin) und feine Politik (und der nord⸗ 
amerikaniſche Rechts- und Freiheitskampf). VL 13. 
1..259. 256. 337.358. IIL.765. V. 467. XL 91. 375. 378. 
380. XIV. 124. 


Frankreich. v.709. 1.364. 375.396. 435. 523. 544. II. 204. 
243. 382. 424. 450. 509. 565. 612. 649. 677. 690. II. 28. 
123. 161. 179. 216. 220. 246. 285. 310. 324. 329. 344. 350. 
379. 383. 402. 439. 498. 530. 541. 619. 632. 640. 660. 666. 
667. 673. 689. 741.757. IV. 3. 71. 148. 194. 206. 248. 264. 
265.436. 527. 545. 549. 591. 602. 608. 678. 713. V. 29, 
44. 307. 427. 429, 455. 575. 586. 639, 688. 704. VI. 100. 
104. 107.110. 121. 140.219. 263. 264; 301. 829. 357. 491. 
533. 682. VIL 43.108. 304, 318. 468. VII. 260. 379. 394. 
515. 519. 652. 695. IX. 3. 29. 106, 242. 257. 266.340, 380. 
414. 425. 466. 567. 583. 620. 645. 657. 690. X.16. 70. 286. 
327. 365. 422. 498. 523.576. 594. 665. XI. 6.119.154. 229, 
507. 630. 722. 748. XI. 77. 228. 230. 236. 369. 401. 434. 
611. 636. XI. 158. 162. 211. 281. 375. 410.434. 497. 514. 
538, 584. 596. 630. 634. 642. 677. 727.752. XIV. 3. 50 x. 
466 — 468. 686. 687.: 694. 804. : XV:165. 221. 332. 386, 
841. 495. 512. 645,748. 761. Ä 


Franz der Erfte, König von Frankreich, 1. 175. 462, I. 650. 
II. 196. IV.326. 545. V. 721. VI. 101.232. VIL 44. 

WVUI. 261. XIII. 523. 524. 

Franz der Erfte, Kaifer von Defterreich. IL 659. XIL 132 ꝛc. 


Gran; der Zweite, Kaifer von Deutfjland. III. 333. VIIL 671. 
XII. 132 ꝛe. 


Franz der Zweite, König von Frankreich. V. 18. 

Stanz der Vierte, Herzog von Mobena. X. 643. 

Sranzöfifher Adel. 1.331. 

Franzöfifhe Revolution. Deren Wefen. Vorw. 11.15. IM. 
673. IV.325. XIUI.727 ıc. 

Frauen. Deren rechtliche und pofitifähe Stellung in ver Gefeltfchaft, 
Rechtswohlthaten und Gefchlechtöbeiftänne. VI. 629. 


Frauen. Deren —— den land aviſhen — v1. 
657. 





Frauenlob — Frickthal 897 


Srauenlob, Heinrich. V. 496. 
$rauenvereine VI. 629. 


Freiburg, Canton fchmeizerifcher Edgenoſſenſchaft. VI. 50. II. 415. 
vn. 521. 


Freiburg, Stadt im Babifchen. 1.481. II. 98. ILS. IV. 320. 
Freie Städte, deutſche. VI. 68. II. 18. VI. 8. X, 77. 
Freigeiſt. VI. 58. 

Freigeld (Abfahrt, Nachfteuer u. f. w.). I. 58. 

Freigerichte, ſ. Fehme, Fehmgerichte. 

Freiheit. Abſolute oder metaphyſiſche, moraliſche 
und juriſtiſche Freiheit. Innere und aͤußere 
Freiheit. Rein menſchliche, buͤrgerliche und 
politifche Freiheit. VI. 60. II. 781. VI. 66. 

Freiheit des Getreidehandels. IX. 487. 

Breiheiten der gallifanifchen Kirche. VI. 219. XV. 619. 

Breiheitöbaum. VI 74. 

Breiheitöfrieg, der große veutfche. IL. 610. 

Breiheitsfrieg, norbamerikanifcher. VI. 42. 

Breiheitöftrafe. XV. 206. 

Freiherrn. I. 257. 

S$reimaurer. VI. 667. 

Breifchöffe, f. Fehme. 

2a on von der Sache und von dei Inftanz. 
VI. 75. 


Freiſtaat, f. Republik. 

Sreiftätte (Aſhl). II. 53. 565. 

Freiſtuhl, f. Fehme ic. 

Greiwillige Arbeiter. Werkhäufer für fie. I. 656. 
Breizügigfeitsverrräge. I. 63. 64. 
Fremdenbill, englifche (alien-bill.), VI. 313. 
Fremdenrecht (Gaftreht). VI. 291. 

Frickthal, ald Veftandiheil des Cantons Aargau. I. 45. 


898 Friedberg — Fries 
Sriepberg, Burg: X. 356. 


Friede, Friedensftand, griedensiäluß, Friedens: 
infivument, ewiger. Friede. VI. 79. V. 333. 439. 
IX. 491. 496, 


Frieden, Friedensfchlüffe, befonders die wichtig: 
ften der neueren Zeit. VI. 87. IX. 305. 


Friede, weftphälifcher. I. 208. II. 667. 674. IV. 325.331. VI. 
104. 263. v1. 700. XIII. 642. 


Friedendfürft, ber. IV. 52. XIV. 641. 

Friedendgeriht, Vermittelungs- oder Verglei— 
hungsdbehörde, Schiedmannsinftitut. VI. 13. 
XII. 37.44. XII. 213. 


Friedensbruch. V.439, 


Friedrich der Erfte, deutſcher Kaiſer. U. 134.136. 313. 
UI. 271. IV. 329. IX. 602. :X. 77, f 


Friedrich der Erfte, König-von Preußen. XII. 53. 


$riedrih der Zweite, bentfcher Kalfer. J. 116. IV. 812. 321. 
418. XV. 508, 


Friedrich der Zweite. (Große), König von Dimsen, VI. 
150. L 3.151. 207. 444. 461. II. 28. 679. 692. 612. IT. 214. 
337. 346. 460.497. IV. 144. 327. 332. 864. 389.448. V. 
30. 585. VI. 89.206. 379. VII. 281. 286, 652, 684. X. 16. 
356. 496. 497. 718.725.731.777. X1, 97.276. XIL 131.271. 
xIm. 56. XIV. 813. XV. 103. 462. 556. 


Friedrich der Dritte, beutfcher Kaiſer. II. 271. IV. 313. 325. 
IX. 48. 

Friedrich der Fuͤnfte, König von Dänemarf. 1.151. 

Friedrich der Fünfte, Kurfuͤrſt von ver Pfalz. II. 658. IX. 609. 


Friedrich Wilhelm der Erfte, König von Preußen... VL 152. 
X. 514, 516. 588. X. 772. XII. 53. 


Friedrich Wilhelm der Zweite, Koͤnig von — m 59. 
Friedrich Wilhelm der Oritte, König von Preußen. AIII. 63. 
Friedrich Wilhelm der Vierte, König von Preußen. KUE 97. 
Sries. IX. 205.665. X.13. XI. 70, 207.- XI: 707. 


Briefen — Gaſtrecht 899 
Briefen, beutfcher Volksftamm. I. 292. 308. 309. 495. IV. 273, 
VIL7. XIL 58. XIu. 139. 


Frohnen. VI.176. 1.94. 217. IM.512. VI.425. VII. 232. IX. 
634. XI. 122. XIII. 69. 469, 


Fromme Stiftungen. XV. 178. 

Fürft. VI. 194. | 
Fürftenbund. VI. 206. Iv. 390. VL 171. VII. 652. 
Fürſtentag. VI. 209. u 

Bürften. Deren Verantwortlichkeit. XV. 639. 

Fuſt, Johann. HI. 43. 


Gagern (Sreiherr v.) Vater und Sohn. VI. 209. IL. 
697. X. 31. XII. 258. 541. XV. 471. 

Gajus. Deffen Inflitutionen. IV. 48, 

Galeerenftrafe. VI. 349. XV. 211. 


Gallicanifhe Kirche. Freiheiten derſelben und ihr 
Verhaͤltniß zum übrigen katbolifhen Kirchtenrechte 
und. zu den großen dd a ati unferer 
"Beit: Vl. 219. 


Galizien, Königreih. XAI. ide 135 ır. 

Gewerbſchaft. V. 252. 

Ganilh, G. X.38. XII. 438. 

Gans, Eouard. IX. 143. 

Gant (Eoncurs). II. 626. 

Garantie, Gewährleiftung, in voͤlkerrechtlicher Hinfiht. VI. 
257. 


Garantien, ſtaatsrechtliche, Gewährleiftungen, ins— 
befondere auch Garantien des deutfchen Bun- 
des und der deutfhen Staaten und ihrer Ver— 
faffungen. VI. 268. 260. 266. VII. 248. 

Gartenbannereine. 1222. 


Gaſtrecht ($remdenreht). VL 291. 607. 


900 Gauner — Gemeinde 


Gauner. v1. 317. 


Gebiet, Staatögebiet, Bundesgebiet, neutrales 
Gebiet, Zerritorium. VI. 324. 


Gebirg als natürliche Grenze. XI 156. 

Geburt. Verbrechen ver Verheimlichung verfelben. IX. 239. 

Geburtsadel. 1.257.677. IV. 429, 

Gefaͤhrdeeid. X. 410. 

®efällfteuer. VII 297. 

Gefangenhalten, wiverrechrliches. X. 506. 

Gefängnißmwefen. VI. 828. IL.504. 

Gegenforberung, f. Compenfation (im Eivilredhte). TIL 955. 

Gegenftellung (Eonfrontation). II. 661. 

Gegenzeichnung (Contraſignatur). IV. 17. 

Geheime Abftimmung. I. 166. 

Geheimerath, würtembergifcher. VI. 353. 

Geheimes Eabinet. IM. 157. 

Geiſt der Gefehe. VI. 726. 

Geift des neueften Kriegsſyſtems. VI. 357. 

Geiſtliche als Ständemitglieder; Recht der Verweigerung bed 
Urlaubs für fie. XV. 588. 

Geld. VI. 361. IV. 646. VII. 338. X.593. XL 10. 

Geldariſtokratie. II.388. X. 384. 

Geldbedarf, Geldmangel, Geldüberfluß. VI 370. 

Geldbeſoldung. II. 494. 

Geldſtrafen. IU.653. XV. 215. 

Geldumlauf. VI. 377. 

a aha Repräfentativgeld, Ereditgeld. VL 

81. 


Geleite, Geleitsreht. VI. 387. 

Gemeinde over Gemeinheit, Gemeinbewefen, Ge: 
meindebürger, gemeindebürgerlihe Rechte, Ge: 
meindegefeg, Gemeindeordnung, Gemeinde: 





Gemeindefrohnen — Genf 901 
haushalt. VI. 890. IV. 521. V. 559.613. VI. 452: VII, 
540, 542. XIV. 685. XV. 116. 

Gemeindefrohnen, ſ. Frobnen. 

Gemeinden. Deren Einwirkung auf die Schulen und Pflicht gegen dieſe. 
xW. 372. 

Gemeindeverfaffung. VI. 428. IV. 521. XV. 116. 

Gemeine Beſcheide der Gerichte. VII. 8. 

Gemeines Redht, allgemeines und Ausnahmsredt 
(jus commune und singulare), gemeinfhaftlidhes 
und befonderes Recht (jus commune oder ge- 
nerale, speciale oder particulare); gemeines 
Recht, insbefondere auch gemeines conftitutio- 


nelles Staatsrecht der deutſchen und der ger— 
maniſchen Staaten. VI. 436. 


Gemeingeift oder Gemeinfinn. VI. 448. 
Gemeinbeit. IV. 27. 


Gemeinheitötheilungen (Auseinanderfegungen, Se- 
parationen, Abfonderungen). v1.459. . 


Gemeinnügige Anordnungen, befonders die des 
dbeutfhen Bundes, Petitionen und \Anträge 
für fie und jura singulorum. VI 468. 


Gemeinfhulbner (Erivar). II. 626. 
Gemeinwohl, f. Geſammtwohl. 
Gemifhte Ehen. VI. 475. 
Genealogie. VI. 482. 
General. VI 49. 


General-Eonfumtiond-Arccife. Deren Einführung in Sachſen. 
I. 181. 
Generalftab. VI. 495. 
Genf, Ganton fhweizerifher Eidgenoffenfhaft. VI. 
497. VI. 18. 
Genf. Befferungshaus daſ. IL. 507. 
Staats -Leriton. XV. 58 


„02 Genehmigung — Germanen 


Genehmigung. I. 514. 

Genödarmerie. VI. 514. 322. 

Genua. VI. 518. 1.178. II. 683. VIII. 396. 561. 

Gens, Friedrich, fpäter Ritter v. (Seine und Burke's 
und der Britten Grundanfichten von Freiheit 
und Souveränetät, Verfaffung, BAER 
und Revolution. VL 528. II. 623. III. 343. 695. 702. 
726. VII. 62.:237. X. 19. 32. XL 379. XI. 227. ben XI. 
443. XIV. 482. 

Georg der Erfte, König von England, V211. 

Georg der Zweite, König von England.) V. 86. 212. 


Georg der Dritte, König von England. IU. 231. 436, V. 94. 
105. 134. 213. | 


Georg der Vierte, König von England. 18.231. 
Georgien. Sklaven daſ. II. 579. 


Gerehtigkeit und Recht und uUnterſchiede des Reste 
von der Moral. VI. 571. 


Gerichte, Gerichtsbarkeit, Gerichtsordnung, Ge: 
vichtöftand. VI. 577. I. 767. v.362. VII. 720. 


Gerichte. Deren Eollegialität. VIIL 748. XIL 41. 
Gerichte. Deren Organifation. XII. 34. 

Gerihtlihe Mepicin. XIV. 712. 
Gerichtsacten. L 228. 

Gerihtögebraud. VILS. 

Gerichtshoͤfe. Abſtimmung darin. I. 169, 
Gerichtskoſten. VII. 748. 

Gerichtöfchreiber. I. 251. 

Gerihhtöftand (Forum). II. 561. VI. 577. IX. 209. 
Gerichtsſtand im Griminalprocef. II. 561. 
Gerichtöverfaffung. XII. 172. 
Gerihtöverfaffung, Öftreihifche. XU. 235. 
Germanen, die. X. 622 fi. 
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Germanifcher Abel. 1. 257. 
Gervinus, Prof. in Göttingen. VH. 452. X. 727. 728. 731. XIV. 
339, 


Gefammtmwohl, Gemeinwohl over dffentlihes Wohl, 
Stüdfeligkeitsprincip, ald Endzweck und 
Grundſatz des Staates und der Politif. VI. 
579. 


Geſandter, Geſandtſchaftsrecht. VI. 584. V. 419. V.360. 

Gefandtfhaftsredt. Literatur deſſelben. X. 30. 

Geſchaͤfte. Deren Auslegung. IL 60. 

Gefhäfte. Deren Form ıc. V. 600. 

Gefhäftsordnung, landſtaͤndiſche. VI 613, 

Geſchichte der Deutfchen. Deren Anfang, Idee und Verhaͤltniß zu 
den übrigen Völkern und der Weltgefchichte. IV. 281, 

Geſchichte des Rechts. 1.27. 

Geſchichte ver ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur. X. 3. 

Geſchichte, bibliſche, aus ſtaatsrechtlichem Geſichtspunkte. VIE. 543, 

Geſchichte, politiſche. I. 27. 

Geſchlechtsverhaͤltniſſe; Frauen, ihre rechtliche 
und politiſche Stellung in der Geſellſchaft, 
Rechtswohlthaten und Geſchlechts beiſtaͤnde der 
Frauen, Frauenvereine und Vergehen in Be— 
an auf die Gefhlehtöverhältniffe. VI. 


Gef — Gury, Schwurgericht) als Rechtsanſtalt und 
als politiſches Inſtitut. I. 169. 397. 461. UL 179. IV. 880. 
V. 598. V1.78. VI. 753. IX. 28. 


Gefellfhaft, Gefellfhaftscontract. VI. 666. H. 21, 
VII. 698. 


Gefellfhaft, Gefellfhaftsreht, natürlihes und 
pofitives, gefellfhaftliher Gefammtwille; na: 
türliches und pofitived Drgan beffelben. VI.703. 

Gefellfhaften, geheime (Priefterorden, Freimau— 
rer, Illuminaten, Earbonaria, 


” 


904 Geſellſchaftsinſeln — Gewalt 


Hetäria, Propaganda, Volföfreunde; junges 
Italien, Europa zc.). VI. 667. 

Gefellfhaftsinfeln. U. 77. 

Gefeg, Princip und Geift der Gefege; Arten der 
Gefege, insbefondere audh der Grundgefeg: 
oder Verfaffungen; Gefeggebung und gefeg: 
gebende Gewalt, Berfaffungsgefeg, Regie: 
rungsgefeg und Verordnung; proviforifde 
Gefege; Gefegbudh; Publication der Gefege; 
Gefeggebungsmiffenfhaft. VI. 726. 

Gejeg. Gleichheit vor demjelben. VII. 66. 

Gefege, Antinomie ver. I. 620. 

Gejege, hypothetiſch und abfolut gebietenbe. II. 522. 


Geſetze, pofitive. Deren Philofophie. I. 27; deren Hermeneutif, Kritik 
und Exegefe. I. 29. II. 60; deren Eollifton. II. 522. 


Gefeggebende Gewalt. I. 35. 11.109. 153. 762. III. 303. 432. 
767.777. IV. 59. 369. X. 393. XIU. 532. 


Gejeggebende Gewalt. Verhaͤltniß des Hiftorifchen Rechts zu ber- 
felben. VI. 3. 


Gefeggebung, allgemeine veutfche. IL. 112. 
Gefeggebung Lhykurg's. X. 316. 
Geſetzgebungskunſt. Deren Theorie. I. 27. 
Gefeglichfeit. VI. 754. 

Gefindeorbnung. VI. 759. 

Geftänpniß (Befenntnif). U. 339. 1126. V. 592. 
Gefundheitöpolizei. VI. 762. VII. 657. XI. 656. 
Getreidemärkte. Deren Errichtung und Beſuch. IX. 488. 
Getreidemagazine. Deren Anlegung. IX. 488. 
Getreideverfehr. IX. 483. 

Gewährleiftung, Garantie, in völferrechtlicher Hinfiht. VI. 257. 
Grewährleiftung, Garantie, ftantörechtliche. VI. 268. 
Gewalt, abfolute. I. 143. I. 768. 

Gewalt, elterlihe. V.397. XV. 639, 


Gewalt — Gleichgewicht 905 


Gewalt, gefeßgebenve. I. 35. I. 109. 158. 762. III. 308. 482. 
767. 777. IV. 59. j 


Gewalt, oberaufiehende. XI. 714. 
Gewalt, richterlidhe. Deren Unabhängigkeit. III. 163. 778. 
Gemwalten. Deren Gleichgewicht. VII. 61. 


Gewerbe und Fabrifwefen. VI. 775. V. 189. X. 452. 
456. 463. 465. 470. 474. 534. 538. XII. 167. 673. 758. XII. 
120. XIV. 103 ff. 224. 556. XV. 452. 


Gewerbefreiheit. VI. 781. 807. X. 499. 

Gewerbefäulen. VI. 827. XIV. 384. XV. 337 ff. 

Gewerbsconceffion. II. 193. IU. 587. 3 

Gewerbfteuer. 1.90. VII. 297. IX. 224. XV. 168. 

Gewere IL. 347, X. 638. XII. 475. 

Gewicht, f. Maß und Gewidt. 

Gewiſſensehen. IV. 588, 

Gewiffensfreibeit, f. Duldung. 

Gewifjendvertretung. X. 409. 

Gemwohnheitsreht, Autonomie, Autonomie ber 
Bürger und ihrer Vereine und Autonomie 
und Conſens fürftlicher Agnaten; Gerichtsge— 
braud und Obſervanz. VIL3. VI.728. 

Gezmwungene Eigenthumdabtretung. VII. 16. IV. 748. 
V. 67. VI. 583. 

Gibbon. II. 461. 493. IV. 300. 579. IX. 419. 471. X. 15. 613. 

Biegen, Univerfität. VII 707. 

Gironde, Gironpdiften. II. 382. 

Glarus, Ganton fhweizerifher Eidgenoſſenſchaft. 


VI. 29. 

Glauben, f. Religion; Religionslehren; Glauben x. 
XIH. 670. 

Glauben, Freiheit des. I. 56. IV. 432. VII. 247. XIV. 793. XV. 
621. 


Gleichgewicht in völferrehtliher Beziehung. VIL 41. 


906 Gleichgewicht — Gregor 
Gleihgewiht der Gemwalten. VIL 61. 


Sleihheit; Gleichheit der Rechte und Gleichheit 
der Güter; Gleichheit vor dem Gefeg und vor 
dem Richter. Freiheit und Gleichheit; natür— 
lihe, bürgerlihe und politifhe Gleichheit. 
VII. 66, 

Gluck. IX. 577. 

Glücksſpiele oder Hazardfpiele. VIL 73. IX. 478. XV. 
448, / 

Gneifenau, Grafv. II. 624. 635. 637. 642. VI.497. XV. 462 


Goldne Bulle. IL. 27.394. III. 394. IV. 324. VI.388. IX. 598. 
XII. 641. 


Gönner, veutfcher Publicift. I. 241. 242. III. 164. 

Goͤrres. I. 159. II. 576. 623. III. 460. VII. 531. X. 25, XIL 
229. XII. 439. XIV. 596. 

Goethe. II. 645. IV. 146. 164. 300. V. 277. 518. VIL 644. IX. 
539. 583. 584. X1. 782. 784. X. 75. XII. 327. XIV. 153. XV. 
396. 

Gothen. VII. 82. 1.263. I. 497. IV. 273. 

Gottesfriede. V. 439. 


Gottesläfterung (Religionsläfterung, Blasphemie). VIL 
90. V.495. IX. 408, 

Gottesurtheile (Orbalien). II. 570. X. 419. XIU. 197. 200. 

Gottesverehrung, freie. HL. 768. 770. 

Göttingen, Univerfität. VII. 403, 


Göttingen. Aufftand daſelbſt und in Ofterove im 3. 1831. VIL 
406. 


Grahus, Tiberius. I. 424. II. 325. 

Graubündten, Canton ſchweizeriſcher Eidgenoſſen— 
haft. VI. 93. 

Gregoire, Bifchof. IV. 166. XIV. 442. 

Gregor der Erfte, Papft. 1.589. VII. 741. 

Gregor der Fünfte Papft. IX. 603. 
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Gregor der Siebente (Hilvebrand). 1. 54. 115.505. III. 26. 
IV. 131. 310. VL 230. VII. 400. X. 629. XV. 670, 


Gregor der Neunte, Papft. II. 363. IX. 423, 

Gregor der Eilfte, Papſt. J 596. 

Gregor der Dreizehnte, Papſt. I 123. 11. 372. 652. 

Gregor der Vierzehnte, Papſt. U. 57.58. XL 267. 

Gregor der Fünfzehnte, Papfl. VIII. 448. X. 594. X1. 759. 

Gregor der Sechszehnte, Papſt. VII. 672. IX. 373. 

Grenze, politifhe und natürliche. VIL 106. XL 154. 

Grey, Graf, engl. Minifter. IL. 47. II. 33. 235. V. 104. 148, 
165. 676. XI. 792. 


Griechenland. (Andeutungen über bie focialen Ver— 
hältniffe im alten Hellas.) VII. 114. I. 503. II. 24. 
I. 77. 317. 583. IV. 226. 573. V. 275. VI. 93. 486. 632. 
VII. 5.42. IX. 554. 657. X. 304. 415. XIV. 490. XV. 500. 


Griehenland Geſchichte Neugriehenlands). VIL 123. 
II. 472.720. 


Griechenland in ftatiftifger Hinſicht. VIL 159. III. 344. 
583. V. 306. VI. 491. 

Griehifhe Bundesverfajjung. I. 185. IU. 77. 93. 

Griechiſche Kirche. VI. 180. | 

Griehifhe Kunft. IX. 554. 

Griechiſche Volksfeſte. V. 491. 

Grimm, Jacob. J. 267. 606. III. 176. IV. 291. 

Grimm, Gebruͤder. VI. 452. 

Grohmann. V. 270. 


Grolman. 1.355. II. 282. V.595. VI 662. VII. 12. IX. 125. 
126. 


Groot (Grotius), Hugo. Vorw. 10. 1.11. 618. I. 587. IV. 470. 
VI. 88. VII. 237. X. 9. 30. 629, X1.82. XIII. 141. XV, 517. 
732. 


Großbritannien, |. England... 


908 Grundbücher — Gütergemeinfchaft 


Grundbücder. VII. 206. 

Grundeigenthum im Gegenfage zum beweglichen. VI. 
206. 1X. 632. 

Grundgefällfteuer. VII. 232. 

Grundgeſetz. Deffen Recht und Politif. I. 32. 

Grundgefeße. VI.726. XIV. 678. 

Grundgefete, deutfche, ſ. Deutfhe Staatsgeſchichte. IV. 281. 

Grundherrn (als Adeliche). I. 257. 

Grunpdlaften, deren Ablöfung, ſ. Abldfung von ac. 

Grundfteuer, Gefällfteuer, Häuferfteuer. vIL 212. 
VII. 297. IX. 221. XIII. 87. 

Grundvertrag, Staatövertrag, politifhe Ber: 
tragstheorie; ihre Gegner; die Gefahren ih: 
ter Mißkennung, vorzüglich in unferer Zeit. 
VI. 235. XIV. 678. 

Grüne Borgebirg. Inſeln deſſ. I. 396. 


Grundzinfen und Gülten. Badiſches Geſetz wegen deren Abloͤ— 
fung. 1. 101. 


Guadet, Gironpift. II. 385. 
Guatemala, f. Mittelamerika. 


Guizot (Brancois). VII. 304. I. 156. IV. 437. 439. VII. 283. 
X. 23. XI. 379; XII. 540. 


Guſtav II, König von Schweben. II. 337. X. 343. XII. 43. XIV. 
407 


Guſt av IV., König von Schweben. X. 377. XIV. 408, 


Guſtav Adolph, König von Schweben. IL 449. IV. 541. XIL 114. 
115. XIV. 400. 


Gutachten ber preußifchen Immebiatjuftizcommiffton. IX. 123. 160, 
Gutenberg, Johann. II. 42. 

Güter. Deren Gleichheit. VII. 66. 

Güter. Deren Theilbarkeit und Untheilbarkeit. I. 427. 


Gütergemeinfhaft, allgemeine, unter allen Menfchen, in ben Ge— 
meinden, unter Ehegatten, VII. 289. 


Guͤterpfleger — Hamburg ‘909 


Güterpfleger. IH. 639. 

Gutsherrliche Abgaben. I. 96. II. 252. 
Gymnaſien der Griechen. V. 275. 
Gymnaftif. V.270. 490. XV. 476, 


H. 


Habeadcorpusdacte. XV. 700. 
Häberlin, deutſcher Bublicift. I. 241. IX. 663. X. 28. 48, 767. 


Habsburg, Rudolph von. I. 316. 339. 490, IV. 319. 350. X. 632. 
x1. 79. 269. XII. 128, 


Habsburge, Gefchlecht ver. U. 98. XII. 126. 
Hadrian, römifcher Kaifer. X. 368. 472. 

Hadrian ver Vierte, Papft. II. 3693. 

Hadrian der Sechſte, Papſt. XI. 267. XII. 566. 


Hageftolz, Hageflolzenredht. VIL 310. 
Hahnemann, f. Homoͤopathie. 

Haiti (St. Domingo), Infel. VII. 314. IX. 622. 
Hallam, englifcher Hiftorifer. V. 86. 

Haller, Albrecht v. II. 404. XI. 393. 


Haller, v., ver Neftaurator. I. 2. 3. 7. 33. 158. 257. 333. 338. 
486. 490. II. 576. III. 164. 165. 186. 187. 460. 463. 498. 
IV. 425. V.408. VI. 631. VII. 8. 237.259. VII. ‚167. X. 
21. 25. 605. XII. 403. 404. XII. 442. XIV. 434, XV. 71. 


Salley. II 553. Ä | 
Halsgerichtſsordnung, bambergijche. I. 203. II. 269. 
Halsgerichtsordnung, brandenburgifche. II. 269. 


Halsgerichtſsordnung Kaiſer Karl’s des Fünften (Carolina). I. 232. 
238. 250. 388. 574. 632. III. 269. 526. 575. 624. 661; IV. 
121. 215. V. 453. 593, 


Hamburg. VII. 777.692, 


91 Handel — Gaustpiee 


Handel. VII. 323. Vorw. 12. II. 265. IV. 85. V. 192. 700. 
761. VI. 519. VII. 655. IX. 482. X. 297, 362. 452. 456. 
463. 464. 470. 474. 499. 534. 540. XI. 323. XII. 169. 674. 
XII. 123. XIV. 105. 225. 559. XV. 453. 758. 840. 


Sandels- und Landesaccife. Deren Ginführung in Sachſen. 
I. 181. 


Banbelöbilance. VII. 329., U. 567. 

HDandelögerichte. VIL 337. 

Handelögefellfchaft. VI. 346. 

Handelspolitik. VI. 354. 

Hanbdelöprämien. VIL 371. Ä 

vandelsverkehr der Neutralen in Kriegäzeiten. XI. 804. 

Handelöverträge. VII. 372. II. 14. X. 536. 542, 

Hannibal, punifcher Feldherr. X. 419. | V 

Hannover, haͤnnoͤveriſche Stände, hannoͤperiſche 
Verfaſſungsfrage. VII. 375. I. 374. III. 338. 358. 
627. 683. IV. 338. 376. VI. 468. 491. VIL 670. VII. 667. 


IX. 244. 347. X. 342. 360. XU. 56. XIH. 293. 624. XV. 
220. 339. 


Sanfe, bie. 1.18. IV.320. VII. 777. X. 77. XI. 102. 
Sans Sachs. IX. 575. 


Hardenberg, v., preußifcher Staatöfanzler. IL 241. IX. 451. 
XII. 68, 


Garnblaſenprobe bei Anſchuldigung des Kindesmorde. IX. 248. 

Sarun al Raſchid, Chalif. II. 399. X. 615. 

Häuferfteuer. VII. 233. VII. 297. 

Hausardiv. I, 666. 

Haudfrieden, Haus recht, Hausfrie dens bruch, Haus: 
ſuchung. VII. 464. 11.457. V. 439. 


Hausgeſetze (Hauss oder Bamilienverträge oder Statulen). VIL 
474. 


Hausthiere, Sorge für deren Geſundheit. VI.768, 773, 


Havarei — ‚Heine 91 
Havarei (Avarie). VII. 542. 
Haydn, IX. 577. 
Hazarpfpiele (Glüdöfpiele). VII. 73. IX. 478. XV. 448. 
Hebel, Dichter, II. 356. 358. I. 3. VI. 17. 


Hebrder und heilige Schriften des alten Teſta— 
ments. Die Bibel und die biblifhe Geſchichte, 
aus dem ftaatsrehtlihen Gefihtspunfte be» 
tradtet. VII. 543. II. 116. 


Heerbann. II. 191. 
Heer, preußiſches. XII. 93. 
Heeren, Gefcichtäfchreiber. I. 383. X. 33. 


Heerwefen. VI. 574. Vorw. 12. II. 123. II. 37. 733. IV. 16. 
V. 105. 205. 504. 789. VIII. 650. X. 563. XI. 91. XIV. 
117. 229. 


Hegel'ſche Philofophie und Schule, indbefondere 
Hegel's Naturreht und Staatölehre. VU. 607. 
237. 271. IX. 206. 208. X. 14. XII. 306. 494. XIV. 149. 
572. 


Heidelberg, Stadt und Univerfttät. II. 99, 101. 


Heilausſchuß (Wohlfahrtsausfhuß) der franzoͤſiſchen Revolution. 
1I. 386. 


Heilige Allianz. Vorw. 16. I. 449. 462. III. 315. 668. VI. 
130. XIV. 92. 


Heilige Schriften bed alten Teftaments. VII. 543. 


Heilige Schriften des neuen Teſtaments oder des 
Urchriſtenthums. VII. 646. J 


Heilkunde als Hauptwiſſenſchaft. I. 26. 

Heilmethode, alldopathifche und homöopathifche. VIII. 146. 
Heimathlofen im Ganton Yargau. I. 44. | 
Heimathsrecht (Inpigenat). VII. 665. I. 149. 301. 
Heimfallsreht (Bremblingsrecht). VI. 300. 

Beine, Heine. IX; 586, 


912 Heinrich — Hertenlofe 


Heinrich der Löwe. I. 208. II. 133. VI. 375. 

Heinrih der Erfte (Vogler), deutſcher Kaifer. I. 473. IV. 306. 
Heinrich der Zweite, deutſcher Kaifer. IV. 306, 

Heinrih ber Dritte, beutfcher Kaifer. IV. 808. 310. 


Heinrich der Dritte, König von Frankreich. I. 462.. II. 650. 
683. III. 359. V. 18. 722. VII. 268. 

Heinrih der Vierte, deutſcher Kaifer. I. 115. IV. 307. 310, 
312. X. 629. 


Heinrich der Vierte, König von Franfreih. I. 514. 651. 653, 
III. 359. 496. IV. 545. 625. V. 723, VI. 88. 101. VIL 44. 
vom. 271. 0.6. 

Heinrih der Fuͤnfte, deutſcher Kaifer. IV. 312. 

‚Heinrich der Sechſte, deutſcher Kaiſer. IV. 312. 

Heinrich der Siebente, beutfcher Kalfer. IV. 322! 824. 


Heinrich der Achte, König von England. I. 462. 555. IH. 483, 
V. 160. IX. 160°, J Liz 


Heinroth. V.270. 

Helena, St., Infel. 1.395. II. 540. 

Hellas, f. Griechenland. 

Heloten in Sparta. X. 320. 

Helvetius. IIL 461. X. 16. 

Hengftenberg. VII. 532. 

Heraldik. 1.29. XV. 747. 

Serbart. IX. 204. X. 14. 

Herder. II. 479. IV. 146, IX. 172. 562. 563. 583. XH. 327. 
XIM. 395. 396. XIV. 338. 

HermeneutiE der pofltiven Gefete. I. 28. IL. 60. 

Hermonduren, deutſcher Volksſtamm. I. 496. 

Herrenfrobhnen, f. Frohnen. 

Herrenfrohnen. Deren Abfchaffung durch Gefehe in Baben. 1. 102. 
U. 112, 114, 123, 


Herrenlofe Sahen, Staatshoheitsrecht im Gegen: 
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fa vom Staatdeigenthum oder von Patrimo: 
nialftaat und patrimonialen Regalien. Die 
alte und die neue Theorie der Patrimoniali= 
tät des Regierungsredhts mit ihren verderb- 
lihen Folgen. vu. 673. 


Herrmann (Herman, Arminius). VII. 700. I. 496. V. 486. 
Herzberg, Orafv., preußifcher Minifter. IV. 448. XIII. 60. 


Heffen, Churfuͤrſtenthum, f. Caſſel. 


Heffen (Großherzogthum Heffen, Hefien-Darmftapt). 
vII. 704. I. 63. 107. III. 289. 338. 358. 627. 632. 637. 682. 
Iv. 377. 469. 526. V. 251. 563. VI. 210. 215. 491. VII. 18. 
667. VII. 539. 685. 691. IX. 125. 220. 244. 257. 347. 379. 
389, 396. 624. X. 356. 359. 579. 582. 781. XI. 124. 738, 
XII. 38, 448. 630. 637. XIII. 228. 347. 629, 636. XV. 150; 
220. 495. 590. 591. 645. 646. 


Heffen- Homburg (Landgrafihaft). VH. 739. I. 682. 
VI. 491. X. 781. 

Hefjen-Rotenburg. XIV. 32. 

SHetäria. VI. 667. VII. 129. 

Heren (Herenproceffe). VI. 740. III. 280. IV. 330. 

Hierarchie. Deren Objeurantismus. X. T18. 

Hieroglyphen ver Uegpptier. X. 449. 


Hieronymus DBuonaparte, König von Weftphalen. II. 143. — 
473. V. 748. 


Hieronymus von Prag. II. 86. X. 374. 

Hildebrand (Bapft Gregor ver Siebente). I. 54. 115. 
Hinboftan, f. Oftindien. | | 

Hippolytus a Lapide. X. 684. 
Hiftorifhes Recht. Verhaͤltniß zum natürlichen 


Rechte, zur gefeggebenden Gewalt und zum 
Reformſyſteme. VIIL3. IV. 396. 


Hiftorifches Recht der Hauptvoͤlker Europas in Hinſicht auf freie 
Berfaffungen. XII. 498. 


114 Hobbes — Hontheim 
Hobbes, Thomas. I. 618. VII. 257. IX. 360. XI. 433. XV. 
436 


Hochſchule, f. Univerfität ır. 

Hochverrath Curiſtiſch). VIL 201. II. 659. XIL. 633. XIL 
629. XV. 282. 

Hodverrath (politifch). VI. 221. 

Hodegetik over Methodik des Studiums. VIEL. 23. 

Hof; Hofſtaatz Hofämter; Hofnarr; Hofgeridt; 
Hofkammer ꝛc. VIII 26. 

Hof- Abel. I. 257. 350. 

Hof-Almanad. I 467. 

Hof-Etatb. IN. 52. 

Hofer, Andreas. I. 69. 

Hofwyls Bildungsanflalten und deren Stifter 
Emanuel von Fellenberg. VIIL 61. XIL 826, 
Hohenzollern. VII. 246. III. 627. IV. 377.627. V. 260. VI. 

491. X. 342. XI. 753. XII. 628. | 

Hoher Abel. I 257. 

HSolland. M. 132.148. 329. 330. IV, 713. 766. V. 29. 307. VI. 
111. 264.491. XI. 75. 610. XI. 785. XIV. 286. ©. no 
Niederlande 

Holland, Lord, engliſcher Minifter. II. 235. V. 662. 

Holftein, Schleswig Holftein. Die flatiftifchen 
und gefhichtlihen Verhältniffe bis 1802. vun. 
85. III. 338. 358. IV. 194. 346. 

Homer. I. 187. 196. It. 571. V. 432. IX. 555. 656. 

Homdopathie, Hahnemann, ſtaatspolizeiliche Grund— 


fäge über Selbſtdispenſation, medieiniſche 
Praxis, Syſtemverbote. VII. 141. 


Honorlus der Dritte, Papſt. II. 366. XIV. 497. 


Hontheim Goh. Nicolaus v.), genannt Juſtinus Febro⸗ 
nius. Bulla Coenae Gachtmahlsbulleh. VIL 162. 
VI. 220, 
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Hoͤrigkeit. IX. 679. 

Horn, Graf. X. 375. 

Howard. II. 382. 507. VI. 329, 

Hubertöburger Friede. VI 116. 168. XU. 130. 

Hugenoten; Kirchenverfafjung ber De 
PBroteftanten. VII. 260. 1.515. IL 650. VL 


Hugo.: 1.18, 36. 11,164. 167.168. 483. IV.164. V. — vn. 12. 
XIV. 488. | 

Huldigung, Krönung, Krondmter. VII. 183. 

Huldigungdeib. VL 211. X. 405. 

— IL für die Staatöwiffenfhaften. 
VII. 194. 


Hüllmann. 1.257. 1.325. 
Humboldt, Alexander v. I. 672. 
Humboldt, Wilhelm v. IX. 177, XI. 77. XV. 463. 466. 472. 


Hume, englifcher Hiftoriker und Philoſoph. V. 86. VI. 369. IX. 185, 
X.15. XII. 300, 


Huskiffon, englifcher Handelöminifter. IN. 234. 

Huf, Johann. 1.121. IL 86. VI. 889. X. 374. 
Huffiten, IV. 324. 

Hutten, Ulrich v. M. 270. 271. IV. 330. IX. 49. 575. 
Hyder Ali. 11.378. X. 79. 

Hypothek. V 196. IM. 513. IV. 90. 401. 
Hypothekenbank, baierifche. II. 172, 


& 
Ibrahim Paſcha. I. 643. VI. 138. 
Ideen, politifche, und Ideologie; ideelle und ma— 
terielle Intereffen. VI. 283. 
Sllirien, Königreih. XIL 135 ꝛc. 
SIluminaten, die. IIL 460. VI. 667. 


Immediatjuſtizcommiſſion, preußiſche. Deren Gutaqhien. IX. 10 
160 x. XIU. 75. 


916 | Sue — Saftitut 


Inceft (Blutfchanve). VI. 659. IX. 408. 

Indicien (Anzeigen). 1.630. 130. XV. 283. 

Indicienbeweis. 1130, 630. IX. 58, 

Indien, f. Oflindien. 

Indigenat (Heimathörecht, er Mi. 149, 301. VI 
665. XIV.470. 

Sndirecte und directe — VIII. 295, 1.78, X.310. 

Induftrie. Vorw. 12, V. 189. 

Infamie, Ehre, Ehrenftrafen. Ueber Ehre alt 
Princip des Rechtsſtaats und Monardie und 
über den Zweifampf, ald Schutzmittel der 
Ehre. VII. 310. X. 418. 

Injuria, f. Culpa. 

Injurie, Majeſtaͤtsbeleidigung und durch beide be— 
gruͤndete Proceßvergehen, Ehrbeleidigung ge— 
gen Voͤlker. VII. 860. III. 560. V. 888. XII. 366. 633. 
756. XV. 648. 

Innocentius der Erfte, Papft. IX. 422. 


Innocentius ver Dritte, Papft. L-118. 120. M. 89. TV. 312. 
VI. 230, VIII. 400. IX. 48. 603. XI. 756. XIV. 497. 631. 


Innocentius der Vierte, Papſt. L 365. IX. 372. 

Innocentius der Sechfte, Parft. VIL 741. 

Innocentiuß der. Achte, Papſt. 1.373. IU. 280. XV. 675. 

Innocentiud der Zehnte, Payft. XI. 268. 

Innung, Innungen (Zunft, Zünfte). IL_194. 

Inquifitiondgeridhte. IL 81. II. 336, IV. 539. XI. 702. 
XIII. 558, 


Inquifitionsproceß. 1. 573.1 II. 526. IV.43. VIL 468. 
IX. V. XIUL85. XV. 805. 


Inrotulation der Acten. L 231. 
Inftanz. Losſprechung von derſelben. VI. 76. 
Inſtanzenzug. VIII. 746, 

Inftitut, landwirthſchaftliches. I. 228. 
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Inftitute, Inndwirtbichaftliche in Hofwyl. VHI 73. 
Inftitutionen des Gajus. IV. 48. 
Inſtitutionen Juſtinian's. IV. 48. 
Interdiet. L199, 11.191. 
Interejfen, iveelle und materielle. VIII. 283. 
Internuntiud. XI. 706. ° 
Snterpretation der Gefege, der Gefchäfte I. 60: 
Sntervention (völferrehtlich). VIIL 377. HI. 719, VL.259, 
Inteftaterbredt. V. 224,229. XV. 492, 
Intoleranz. IV. 532, 
Snvalidenhbäufer. XV. 778, 
Inveſtitur. 1.468.625, II. 347, | 
Inzihten (Anzeigen, Indicien). L 130. 630, XV. 283. 
Irland. 1.563, IL 47. IM. 308, IV. 232. V. 52. VI. 919, XE 
\ 777 x. XI. 318, 
Sfelin. X. 17.37 
Iſenburg, duͤrſt v. Mediatifirung deſſ. J. 208. 
Iſidor, der heilige. II. 23, 
Iſidor, Pſeudo-⸗ UL23, 
Isle de France (Mauritius). 1.396. 541. 
Iſtrien. X. 56. 
Stalien. Vill. 553, I. 132, 713, T 526. vm SIR IX..414, 
435. 564. X. 7. 56.69, 72. 577. 641.701, XI. 233. 633, XU. 
607. XII. 584. XIV. 214. 700. XV. 428, 748, 749, 
Stalien. Allgemeine Statiftik, VII. 394. IL 360. IV. 
712, V. 307. 
Stalien, junges. VI. 667, 
Italiener. Deren Geift: VII.574. 
Italiener. Deren Religiofität. VII. 567. 
Italiener. Deren heutige Sitten. VII. 602, 
Itzſtein, v. 1.116. 122, IX. 126. XI. 541. XIV. 172. 
Jatjon, General und Praͤſident der Nordamerikaniſchen Freiſtaaten. 
I. 254, | 


24 


Staats⸗ Lexilon. XV. 9 


918 Jacob — Bofeph 


Sacob L König von England. I. . VII. 287. XI. 779. 

Jacob I. König von England. 1.69. III. 180. X. 779. 

Jacobi, 8.9. II. 567. 

Sacobiner. L9.333. II. 383. II. 460. V. 463. 

Jagdweſen. VIII 424 | 

Jagemann, v. IX. 90, X. 424, 

Jahn. 11.623. VI. 641. XV. 463, 466, 

Jahrmaͤrkte. X. 362. 

Jakob, v. X. 38.48. 50. 

Januariuß, der heilige. III. 25. 

Japan (Nipon). XI. 309, 

Sarte. LS. UL 321. X. 25. 

Jauner (Gauner) VI 317. 

Jaup (Heinrich Karl). VII. 538. X. 48. XIIL 541. 

Sean Baul. IX. 540. 583, X. 379. XII. 327, XIV.336. XV.528. 

Zefferfon, Präfivent der Nordamerikaniſchen Freiſtaaten. J. 2. 
254.256. UL.83. 

Jenner, D., englifcher Arzt. IL_607. 

Zefuiten, Sefuitismus. VII. 437. II. 142. 296, IV. 
331. VI. 54, IX. 425. 426. X.423. 594. XI. 319. XU. 
651. XIV. 608. XV. 427. 580, 

Jever, Herrſchaft. XI. 769. 771, 

Johann der Dreizehnte, Papft. L 114. 

Johann der Zweiundzwanzigfte, Papfl. L 590. 591. 592 

594. 11.366. 372. IV. 323. 

Sonifhe Infeln. VII. 638. 

Jordan (Spiveiter). VI. 546. 704. X.24. XII. 541. XIV.1% 
137. XV. 277, 

Sofeph I., deutſcher Kaiſer. IL 658, 

Joſeph U., deutſcher Kaiſer. VIII. 648. 1.3.53. U. 
679. 668. 11.337.395. IV. 144 146. 327. 332, 364. 542 
589, V. 80. VI. 206. 252. 264. VI. 281. VIU.512, I 
425. 684. 720, X. 16. 286, 497. XL. 87, Xu. 131 x. 


131. 
360 
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Joſe ph Buonayarte, König von Spanien. II. 142. IV. 52. V. 748, 
XI. 233. XIV. 642, Ze 

Joſephine, Kaiferin von Frankreich. II. 144. 

Juan, Don, d' Auftria. II. 208, 

Jubiläum. Deffen Stiftung durch Papft Bonifaz den Achten. 1. 118, 
120. 


Juden, Volt. IX. 553, 

Juden. Ehe bei venfelben. IV. 572, 581. 598, 

Juden. Deren Emancipation. IV. 449, V.22, 

Juden. Deren Gejchlechtöregifter. VI. 486. 

Judeneid. X. 407, 

Sudenfhug und Judenabgabe. VIL677, V.27, VIL661 

Juli-Ordonnanzen und Revolution. IM. 161, V. 469. 754, 
IX. 15. 

Julius, Herzog v. Braunfchweig. IL 719. 735. 

Julius der Zweite, Papſt. I. 374. XI. 267. XII. 552. XV.675, 

Julius der Dritte, Papſt. XV. 675, 

Jüngfter Beſitz. II. 482, 

Jura singulorum (Rechte der Einzelnen). VIIL 698, 

Suratorifche Gaution (Sicherheitäleiftung) im Strafverfahren. X. 
412, 





Zurispruden;z (Rechts- und Staatöwiffenfchaft) 
und Juriften, ihre Aufgaben, die Mängel un: 
ferer deutſchen Jurisprudenz, ihr Spyftem und 
die Gefahren ihrer einfeitigen Richtungen. VIIL. 
705. L 370. II. 164. 355, | 

Juriſtiſche Anthropologie. L 615. | 

Suriftifche und politifhe Cultur und Wiffenfchafts = oder Kiterairs 
geſchichte. L 29. 

Jury, Schwur- oder Gefhwornengeriht als Rechts— 

anftalt und als politifches Inſtitut. Die gro— 

ßen Gebrechen unſerer deutſchen Strafrechts— 
pflege und das Schwurgericht, als das einzige 

Mittel ihnen gruͤndlich abzuhelfen. IX. 28. L 

59 * 


920 Züftemilieu — Kant ' 


169. 397. 451. III. 179. IV. 330. V. 598. VI. 73. VII 753, 
XIV. 687. 4 

Züftemilieu; das falfhe franzöfifhe u. das wahre 
Syſtem der rihtigen Mitte und die Holgen je: 
nes franzöfifhen Syſtems für Frankreich und 
Deutfhland. IX. 3. Vorw. 19. 30. UL. 433. XII. 609. 
606. 

Juſti, v. X. 43 

Juftin. L 187. 

Yuftinian. L 664. II. 25. 55. 1.394. IV.47. IX. 392, 

Juftinianifches Recht. IV. 47. 

Zuftiz; Suftizgewalt oder Hoheit; Juſtizſache; Ju— 
ſtizverwaltung; Suftizftellen; Sujtizminifte- 
rium; Staatd- und Privat, insbefondere Pa: 
trimonialjuftiz; Adminiftrativjuftiz; Juſtiz— 
wiffenfhaft. VIII. z20. Vorw. 13, 11. 303. XIV. 687. 

Suftizverweigerung; die Bedingungen ihres Ein- 
trittes und die deö Landes und des Bundes: 
fhußes gegen diefelbe. VII. 756. 

Juvenal. L 259, 


K. 


Kaifer, deutſche, ſ. deutſche Staatsgeſchichte ꝛc. IV. 281. 

Kaiſer, deutſche. Deren Wahl. IX. 598, 

Kaiferrecht, dad. IV. 275, 

Kaiſerthum. Deſſen Kampf mit dem Papfithum. X. 628. 

Kalif, Kalifat (Chalif, Chalifar). II. 398. | 

Kalifch, Proclamation von. L 208. 11.621. 646. IV, 287. 339. 
341. 

Kallitrates. 1198. 

Kameralwiffenfhaft. IX. 161. 

Kammergerichtorbnung v. 3.1569, 1238, 

Kant und die Kantifhe Philofophie IX. 169. 1. 12. 
33, 52. 174. 332, 619, V.515. VL 86.89. VII. 62, 614. 
IX. 665. X. 12. XI 209, XIU. 492. 
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Kanzleifäffigkeit (Schriftfäffigkeit). IX. 209. 

Karl ver Erfte, König von England. III. 540. V.141. VII. 288, 

Karl der Zweite, König von England. LGIA. V. 27, X. 377, 
Xur. 433, Ä 

Karl der Zweite, König von Spanien. VI. 113, 

Karl der Dritte, König von Spanien. IL_684. 

Karl der Vierte, König von Spanien. II. 672. IV. 52. 

Karl der Vierte, deutjcher Kaifer. IV. 324. IX. 608. 612. 

Karl der Bünfte, beutfcher Kaiſer. L 175. 208. 462. IL 203, 
III. 269. 394. IV. 314, 326. 330. V. 376.485. VI.101. VU. 
44. IX. 497. 614. X. 494. XI. 494. XIL 128. XI. 563. 
XIV. 639, 

Karl der Sechfte, deutſcher Kaifer, IL 145. 658. IV. 384 . 
263. XII. 129. 130, 

Karl der Achte, König von Frankreich. VIL 43. 

Karl der Neunte, König von Frankreich. IL 651. 683. V. 15.16. 

Karl der Zehnte, König von Frankreich. IT. 204, 685. IU. 161. 
V,753. X.377. XII. 438. 

Karl der Zwölfte, König von Schweden. J. 155. X. 376. 495, 
XII. 115. XIV. 86, 403. 

Karl der Große. 1.158.339. 432. 664. 11.131. IL. 124, 483. 
983. 624, IV. 298. 301. 386, 418. 579, 597. V. 478, 711. 
VIII. 30. IX. 366, 424, 428, 574. 603. XI. 79. 578.  XIH. 
506. 509. XV. 505. | 

Karl der Dide. IV. 306. 

Karl, Herzog von Braunfchweig. IE 724. XII. 227. XII. 444, 

Karl, Großherzog von Baden. IL 104. IX. 452. 453. 

Karl, Erzherzog. IV.149. XI. 198, 

Karl Friedrich, Marggraf, dann Kurfürft und Großherzog von 
Baben. IL 96.103. 11.337. VI. 555. VII. 384. IX. 452. 
685. X. 16.36, 499. XIII. 645. 

Karl Johann (Bernabotte), König von Schweden und Norwegen, 
ſ. Bernädotte. 

Karl Theodor, Kurfürft von Pfalz» Baier. IL 145. VI. 170. 
VII. 651. X, 356. 


922 Karlowiger — Kirche 


Karlomwiger Friede. XI. 129. 

Karlsbad, Congreß von. IL114. II. 341.692. IX. 662. XIL 
224. XIII. 443. XV. 367, 

Karthager, vie. X. 466. 

Kafimir der Grofe, König von Polen. 1276. 

Kaften, Kafteneintheilung.: IX. 212. X. 440. 446. 460. XII. 
709, 

Katafter. IX. 218. 

Katechismus, kaiſerlicher (Napoleon’s). IM. 137, 

Katholicismus. IX, 226, III. 674 

Katholiken in England. 1.557.563. V. 32. 


Katholiken in Großbritannien und Irland. Deren Emancis 
pation. L563. V. 28. 52, 

Katholiſche Kirchenverfaffung. II. 613. IV. 43. IX. 310, 

Katten, deutſcher Volksſtamm. L_494, 

Katzbach, Schlacht an der. II. 626. 

Kauf. IX. 238. 

Kaufmann. Berfahren und Strafe bei Bankerot. II. 630. 640, 

Kaulbad. IX. 590, 

Kauzen, beutfcher Volksſtamm. L 495. 

Kephalonia, joniiche Infel. VII. 638. 

Kinder. Deren Verwendung in Babrifen. VI. 802, XIV. 836. 

Kinderaudfegung. Verbrechen verfelben. IX. 239. 267. 

Kindermord. Verheimlihung der Shwangerfhaft 
und der Geburt. Abtreibung der Leibesfrucht. 
Kinderausfegung. IX. 239, VI. 118, 

Kindespehprobe bei Anfchuldigung des Kindermords. IX. 248, 

Kindfchaft, uneheliche. XV. 488. 

Kirche (anglifanifche, Epiſtopalkirche). L555. IL 380. V.107. 

Kirche, evangelifch» proteftantifche, Rheiu-Baierns. V. 314. 

Kirche, Kirchenrecht, allgemeines oder natürliches. 
Inneres Kirhenreht, Rechte der Staatöge: 
walt gegenüber der Kirche. Garantien der 
firhlihen Rechte gegenüber der Staatsge— 
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malt. IX.269. 1.39. II. 674. III. 458, 502. 613. IV. 533, 
VI, 706, 

Kirche, Rirhenverfaffung, evangelifhe. IX. 328, 
IV. 43, 

Kirche, gallitanifhe. Deren Freiheiten und Verhaͤltniß zu dem 
übrigen Eatholifhen Kirchenrechte und zu den großen lirchlichen 
Aufgaben unferer Zeit. VI. 219. 

Kirche, griechifche. VII. 180. 

Kirche. LXehrfreiheit darin. IX. 657. 

Kirhenagenden. 1. 401. 

Kirhenbann. 1.199. 406, 1,191. II. 660, IX. 404. X.125, 

Kirhenbüder. XII 432, 

Kirhenbuße, f. Kirchenzucht. 

Kirchendiebſtahl, f. Kirchenraub. 

Kirchenpfruͤnde (Benefictum). IL 361. 

Kirhenraub Eirchendiebſtahl). IX. 396. XII. 420. 

Kirhenftaat (Stariftik deſſelben). IX. 366. III. 680. VII. 397. 
IX. 396. XIV. 700, 

Kirhenverbefferung (Reformation). Vorw. 8. I. 505, II. 190, 
XIII. 550, 598, 

Kirchhenverfaffung, fatholifche. IX. 310. IT. 613, IV. 48, 

Kirchenvermögen, Kirhengüter. IX.375. 

Kirchenzucht (Kirbenbuße). IX.399. X, 418, 

Klagen, ädilitifche. I. 377, 

Kleinkfinderfchulen. IX. 409. VIIL 629. 

Klinger. IX. 178. 

Klopftod. 1.151. IL. 438. 642. IX. 583, | 

Klöfter. Kloftergelübde. Angebliche Berdienfte der 
Klöfter um die Gultivirung des Bodens und 
die Erhaltung der claffifhen Literatur des 
Alterthbumd. Das Mönchswefen überhaupt und 
feine verfhiedenen Beziehungen. IX. 416. IL160. 
X. 620. XII. 150. XIV. 366. 


Klöfter im Ganton Aargau. J. 46. XV. 582. 


924 Küber — Krieg 

Klüber (Joh. Lupwig). IX. 451. L 332. 337. IL27. V. 356. 
VII. 130. 692. VIII. 704. X. 25.28.29, X1.714. XIM. 321. 

Koch, Kanzler. 1.209. 584. 

Köln, Kurfürften von. IX. 609, 

Königsfriede. V. 439 

Koͤnigsgeſetz, pänifches. II. 433. IV. 189, 

Kopenhagen. Akademie daſ. 1.439, 

Kopffteuer, Perfonalfteuer, Elaffenfteuer. IX. 462. 
226, VIII. 297. 

Kopten in Aeghpten. L 386. 

Koran. Grundfäße der muhamedanifhen Lehre. 
IX. 467. II. 399. IX. 563. 564. X. 418, 615. XIV. 430. 

Körner, Dichter. IX. 584, 

Korfu, Infel. VII. 638. 

Korngefege, Handel, Magazine. IX. 482. I. 219. 225. 

Koͤrperliche Zuͤchtigung als Strafatt. XV. 205, 

Koͤrperverletzung. XV. 422. 

Kodciusto. V.486. X.376. XIL 563 ıc. 

Kotzebue, v. X. 377. 

Krahnrecht. XV. 156. 

Krakau, Freiftant. IM. 381. 682. V. 306, 

Kranach, Lucas. IX. 579. | 

Kranfenfaffen. XV. 770. 

Krankheiten. Deren Abhaltung und Heilung. VI. 765. X. 403, 

Krankheiten, anftedenve. 1.603, VI. 774. Abſperrung Bei denſ 
L 161. 

Kreuzzüge. IV. 272, 311. x. 620, 

Krieg, Privat: und dÖffentliher Krieg, Bürger: 
kriegz Kriegsreht, natürliches und pofitives; 
Kriegdmanier, Kriegsraifon; Kriegsgefangene; 
Kriegskunſt. IX. 491. V. 333, 483, 502, X. 474. 503. 
148, | | 

Krieg, dreifigjähriger. IV. 331. VI. 102. XIV. 400, 

Krieg, fiebenjähriger. VI. 166, » 


Kriegsbeute — Laibach 925 
Kriegsbeute. XI. 744. 
Kriegserflärung. X. 360. 


Kriegsfhaden, Kriegslaften, Vertheilung und 
Ausgleihung derfelben. IX. 509. VI. 180, 184. XI. 
311, 


Kriegsſyſtem, neueſtes. Deſſen Geifl. VI. 357. 
Kronämter. VIN. 183. 

Krondotation. III. 496. 

Krongut (Domaine, Staatögut), ſ. Domaine. 
Krönung. VII. 183. 

Krüdener, Frau v. L449. VIII. 525. 531. 
Krug. 1.158. X. 24. XIV. 433. 

Kuhpocken. II. 607. 

Kunft. Verdienſt ver Klöfter un fie. IX. 431. 


Kunft, im Zufammenhange mit Staat und Politik. 
IX. 538. 


Kunftverein. IX. 596, 

Kunftverloofungen. VII 80. 

Kunz von Kauffungen, der Prinzenräuber. X. 510, 

Kuppelei (Verführung). VI. 659. | | 

Kurfürften. Goldne Bulle Kaiferwahl. Wahl: 
capitulation. IX. 598. IV. 321. 323. 387. XIT. 641. 644, 

Kurheſſen, — 


R. 
Lacedämon, f. Sparta. | re 1ge. 5, 
Sacedämonier, f. Lakepämonier. 

Lafayette (Marquis ve). V. 454. 11.183. 962. 638, 

Lafitte. L 527. XI. 540, 

Laharpe, Erzieher Kaifer Alexander's L von — L 444, - \ 
Laibach, Congreß zu. II. 714. VII. 390. M. 235. | 


926 Lafebämonier — Lang 


Lakedaͤmonier. X. 320, 

2a Mennais. II. 337. 462. 463. 756. IV. 234. VI.240. X. 20. 
xIU. 413, 437, 

Lancafter’fhe Schulen. IX. 617. XI. 327. 

Landacht. L 19. 

Zandesbifchof, proteftantifchsevangelifcher. IL 596. 

Landfrieden, und ewiger. 1.207, IV. 326. V. 439, VI. 96. X 


350. XIII. 641. 

Landrath, f. Provinzialftände, Landrath, Departemen: 
talrath. 

Landrecht, allgemeines preußiſches. AII. 84. XIV. 469. ©. noch 
Preußen. 


Landfaffen, fogenannte im Canton Aargau. L 44. 

Landfaffiat. IX. 623. VI. 308. VII. 487. 

Landsdowun, Lord, englifcher Minifter, II. 235, 

Landftände, deutſche, ſ. Deutfches Landes-Staatsrecht. IV. 
337. 


Zandftände. DBerantwortlichkeit verfelben und ihrer Mitgliever. XV. 
642, 


Landſtaäͤndiſche Archive. I 666, 670, 

Landſtaͤndiſche Geſchaͤftsordnung. VI. 613. 

Landſtraßen, . Straßen, Landſtraßen ıc. XV. 298, 

Zandtagdabfchied. IX. 625. 1.142. 

Land und Leute, Abtretung von. L 172. 

Landwehr, Landmwehrfyftem. IX. 589. IN. 734. VII. 589. 
XII. 69. 


Landwirthſchaft. IX. 627.427. Vorw. 12. 210 219, 225. 
X. 58, 382. XII. 670, XV. 826, 

Landwirtbfchaftliches Inftitut. L 223, 

Landwirthſchaftliche Inftitute in Hofwyl. VII. 73. 

Landwirthichaftlihe Vereine. L 221. 

Lang, Ritter von. IX. 427, 


Langobarden — Leibrenten 927 


Langobarden, f. Longobarben. 

Zanjuinais, Graf. II. 385. 387. III. 172. V. 467. 

Laften, bäuerliche (gutöherrliche). L 96. UI. 252, 257, 

Lauſanne. Beſſerungshaus vaf. IL 507. 

Zavater. V.30. 514, 

Lebensdauer, Einfluß ver Armuth oder Wohlhabenheit auf fi. X. 
429, 


Lebensgefhäft. Heutige ftaatörechtliche und politifche Stellung und 
Aufgabe des Adels in demſelben. L 257. 

Lebensmittel. IX. 640. 484, 

Lebensverſicherung. L 598. IL 13. XV. 773. 

Leberprobe bei Anfchuldigung des Kindermorbs. IX. 248, 

Lefebvre, Marfchall. IV. 143. 

Legat (Vermädtnif). V. 229, 

Legatus a 2atere. XI. 706. 


Legitimität. IX. 643, Borw.16. II. 689. IN. 668. IX.13. X. 
665. 


Lehen, Lehengut, Lehens⸗Syſtem und Verfaſſung. I. 468. 

Lehnweſen. IX. 652. 185. XV. 505. 

Lehrfreiheit in Schule und Kirche. IX. 657. X. 492. 
XV. 524, 


Leibeigenfchaft. IX. 671. Vorw. 15. I. 99. IM. 481. VII. 
662. XI. 88, XIII. 28. 36. 43. XIV. 98. 101, 366, 


Zeibeigenfhaft. Deren frühe Aufhebung in Baden. IL 104, IX. 
684. X. 498, | 
Leibeigenfhaftsabgaben. 1.64. 99, 136, VIT. 384, 663, 


Leibeigenfhaftslaften. Aufhebung ver als folche anerkannten Abs 
gaben durch Gefeg in Baden. L 101. 


Leibesfrucht. Verbrechen ver Abtreibung derſelben. IX. 239. 264, 
Leibesübung, f. Erziehung, phyſiſche. | 
Leibnig. 1.384. VII. 165. IX. 183. X. 15, XI 274, 776. 
Leibrenten. 1598. III. 260. XV. 774, 


528 Leibzoll — Liechtenſtein 


Leibzoll, juͤdiſcher. V.27. VIII. 688. 
Leichenkaſſen. XV. 770. 

Leichenſchau. IT. 886. 

Leihhäufer. IV. 96. 

Leihkaſſen. II. 14. IV. 94, 98. 

Leib» und Sypothekenbanken. 11.172, IV. M. 
Leiheontract (Eommodat). IX. 688. 
Leipzig, Schladht bei. IX. 690, II. 627. 
telewel, Joachim. IX. 702. 

Leo, Prof. X. 25, 2 

Leo der Dritte, Papft. IX. 608. 


Leo der Zehnte, Papit. 1.120. 121 IL 374, II. 331. Xx. 125. 
722, XI. 267. XIII. 552 558. 


Leo der Zwoͤlfte, Papſt. VII. 521. 528. 
Leonidas. L12. 189, 


Leopold L, deutſcher Kaiſer. II. 313. 668. III. 396, IV. 369, 
IX. 616, 


Leopold IL, als deutſcher Kaifer. I. 659. IM. 333, VII. 671. XH. 
131, | 





Leopold IL, ald Großherzog von Toscana. VII. 566, X. 5. XV, 480. 
Leopold, Großherzog von Baben. II. 121. 

2erminier. X. 23. 

Lefefreiheit. IX. 708. 

Lefegefellfhaften. IX. 709, 

Leſſing. V.30. IX. 581. 583. XV. 394. 

Reffing, Maler. IX. 590, 592, | 

Leuchtenberg, Herzog Eugen von. I. 171. II. 144, IV. 162. 
Liberal, Liberalismus. IX. 713. Vorw. 17. L2. II. 360. 
Liberia. IX. 730, I. 392, 399, II, 542; 

Liebenftein, ©. If. 114. 116. .IX. 126. XMT: 541, 
tiechtenftein. IX. 7383, IV. 469, VL 491. 


Liefland, — Loͤwengeſellſchaft 29 


giefland. XI. 110 

Ligny, Schlacht von. IL 635, 

Limoges, Synode zu. L 114. 9 

Lingard, engliicher Siftorifer. V. 86. 

Linth-Canal. VII. 35. 

Lippe-Detmold. 1X. 738.415, VI. 491. XL 758. XV. 220, 

Lippe-Schaumburg oder Schaumburg=Lippe. IX. 
747. VI. 491. X. 356. 

Liquidationdtermin im Concurs. Il. 639. 

Liſſabon. Akademie daſ. I 439, 

Litteratur der Staatswiffenfhaften X. 3 

Liverpool, Lord, englifcher Minifter. III. 229, 232, 723, 

Livingfton, Eduard, Advocat, dann Geſandter. L 364. 

Livius. VI. 436. | 

Llorente. III. 462. - 

Rode, — UI. 764, V. 159, VII. 237. IX. 183. 

goiota, — von, Stifter des Jeſuitenordens. VIII. 440. 

Lombardiſch-venetianiſches Koͤnigreich. X. 56. vm. 
402. 667. XII. 130. 134, 136. 138 ff. 

Londoner Vertrag vom 6. Juli 1827. L 363, 

Zongobarden. X. 68. L 294. 495. IV. 273, 

Lope de Vega, fpanifcher dramatiſchet Dichter. IX. 966, 

Loskauf von Orundlajten ıc., ſ. Ablöfung von ır. 

Losſprechung, auch von ver Inſtanz. VI.78.. 

Loͤſegeld. III. 669. 

Xothar II, deutjcher Kaiſer. II. 136. 138. 

Xotterieen.: VIEL 77.875. X. 789, 

80%: 1:95. X. 89. 48, 

touifianna. X. 69, 11.579. 

Louvois, franzdſiſcher Minifter. VIIL. 279. | 

zömwengefellfchaft: ö6öö. 


930 voͤwenherz — Ludwig 


Lömwendherz, Richard, König von England. X. 510. 
Löwenftein-Wertheim. (Sucteffionsanfprüde im den 
Stammländeen des Haufes Wittelsbach.) X. 51. 

Lübed, freie Stadt. X. 77. . 


Luͤbeck, Fuͤrſtenthum. XI. 762. 764, 

Lucas. van Lenden, Dealer... IX. 579. 

Lucca, Staat in Mittelitalien. X. 72. VI. 491. VII. 401. 
402. 

Zucian Buonaparte. II. 133. 142; 

Zuden. 1157. I. 623. X. 14. 21. 

Züpder. 129. X. 38, 44. 48.49, XIV. 488: 

Ludwig Buonaparte, König von Holland. III. 143. XI. 507. 

Zudwig von Baiern, deutfcher Kaifer. L 115. U. 2. 139. IH. 
483. IV. 313. 323, 356, 418, XI. 268, 

Ludwig der Deutfche. IV. 306, 

Ludwig der Fromme, Kaifer. L 487. IV.305. VII. 695. 

Ludwig der Zwölfte, König von Frankreich. L 462. IL 244. 
VI. 263. VII 43. . 

Zudwig der Dreizehnte, König von Frankreich. IL 683. IV. 545. 

V, 723, XL 10. = j , - 

Ludwig der Vierzehnte, König von Frankreich. L 154. 350. 
440. II. 161. 162. 244. 451. 650, 683. III. 394. IV. 3, 332, 
V. 485,723. VII. 45. VII. 31. 277. IX. 568. 574. X. 49. 
495. 622, XIL 403, XIV. 28, 

Ludwig der Bünfgehnte, Koͤnig von Frankreich. I. 684. V. 
725. VII. 51. 282. 508. 

Ludwig der Sechszehnte, König von Frankteich. U. 383. 3B4. 
685. III. 216. 395. 441. V. 725. 730.:,X: 877... 

Ludwig der Achtzehnte, König von. Frankreich. IT: 684. 688. 
III. 402, 419, 445, 619. 689, IV. A IX. 645 XI. 
437, 438, 

Ludwig Philipp, König der Srangofen. I. 427, IV. 440. 531. 
V. 155. 755. 

Ludwig der Ungar, König von Bolem 1: 276, 


Ludwig — Mainz 931 


Ludwig das Kind. IV. 306. 

Lüge, im Strafverfahren. 1126, 

Züneville, Friede von. L180. IM. 125. IV.333, V1.124, XIH. 
642, 

Zungenprobe bei Anſchuldigung des Kindermorbs. IX. 247. 


Luther, Dr. Martin. X. 101. 388. 409. 555. II. 142. 282, 

| 449, 466. 564. 600. II. 37. 191. 193, 195. 486, 489, 624, 
IV. 296. 326, V.76. VI. 389. 575. IX. 663. X. 375. 491, 
XIII. 410. 553. XV. 513. 


Luremburg (Lüßelburg), Großherzogthum. X.285. L 
178. III. 683. 


Lurus, Lurusgefege, Luxusſteuer. X. 293. 


Luzern, Canton fhmweizerifher Eidgenofjenfhaft. X. 
311. III. 415. VII. 18. 


gyfortas. 1197. 


Lykurg und feine Gefeßgebung. X. 316. L 54 U. 575. 
577. 1X.268. XI. 695, 


Lyndhurſt, Kord, englifcher Minifter. V. 164, 


M. 


Maas und Gewicht. X. 326. 


Mackhinvelli. VII. 415. 416, 568. 583. 609. X. 7. un 
XV. 351, 352, 


Machiavellismud. V. 372, vi. 156. vu. 44. viu. 513, 1. 21. 
X. 692, 


Mac-Culloch. VI.373. X.37. XI. 217. XIV. 848. 
Madison, Präfivent ver Nordamerikaniſchen Sreiftanten. L 253, 
Madrid. Akademie daſ. L 439, 
Magna Charta von England. 1.563, V.85.. XV. 701. 
Mahratten, die. II 378, 

Mähren, Markgraffchaftl. XII. 135 ic. 

Mainz Gentralunterfuhungscommifflon daf. III. 108. zu. 627.. 
Mainz, Kurfürften-von. IX. 609. 616. 


932 Maiftre — Markomannen 


Maiftre. L3. II. 460. 
“l, Majeftätsrechte, Majeſtaͤtsverbrechen. X. 
330, IIL 659, VII 566. XI. 4.5. 
MajeRätsbeleibigung. VII. 350. 
Majorat, Minorat, Primogenitur, Stniorat. * 
331. - 


Majorennität, Minorennität, Minderjährigkeit. x. 


Maͤtler. Deren Beitrafung bei Falliment. III. 633, 
Malchus, v. IL55. X. 26. 44. 46, 49, 
Malerei. IX. 538. 572, X. 451. 477. 
Malta, Infel. IIL 541. VIN. 403; XIL 4.6, 
Maltejerritter. XH. 8. 
Malthus. U. 550. X. 37. 295. 
Mamelufen. 1.379. 680, IH. 735. 
Mandat (Bevollmächtigung). II. 557. 
Mandat, Mandatöproceß. X. 350. 
Manifeftl. X. 360. 
ManktosKapaf. L 54 
Mannheim.’ Akademie daf. 1 438. 
Manualacten. L 228, 
Manumiffiondtare 1 99. 101. 137, 
Marat. 1.385. III. 796. V.737. X. 377. 
Marbod. L 496: 
Marheinete VII. 533. 
Mariana, Sefuit. IM. 462. XV. 428, 
Maria Thereſia von Oeſterreich. 11.145. 658, VI. 236. VII. 168. 
649, XU. 130 ır. 
Maria’ Stwart: V. 13. 


Marie Louife, Gemahlin Napoleon?s, un von Parma: U. 18. 
680. V. 749, 


Markt Aurel, römifcher Kaifer. Lit. ViL 6. 
Marfomannen, die. L 496, 1.96. XY. 316. 


Markt — Mediin 933 


Markt und Meffe. X. 362. XII. 124. 

Marktſchreier. L 56. 

Marmont, Marjhall, Herzog von Ragufa. L 69, IV. 171. 

Marokko, Bez und, Kaiferthum. II. 209, 

Marihall Vorwärts, f. Blüder. 

Martens, v. X. 27. 29,30, 32. 

Martignac, frangdf. Minifter. IV. 4838. 

Martin der Bünfte, Papſt. L 596, II. 370. IX. 394, 

Märtyrer (religidfe und politifche). X. 365. 

Mafhinen. X. 379, 1. 653, IV. 250. VI. 787. 

Maffillon. II. 462, 

Materielle und ideelle Interefien. VII. 283. 

Matrofenpreffe in England. X. 512. 

Mattiacher, deutfcher Volksſtamm. L 495, 

Maupertuid, v. II. 462. 

Maurenbreder, Prof. X. 25. 

Mauritius (Isle de France), Infel. L 396. 

Mauvillon. X. 15, 

Mar Emanuel, Kurfürft von Baiern. IL. 144. 

Marimilian der Erfte, deutſcher Kaifer. II. 280. IV. 50, 326, 
VI. 263. IX. 613. X. 124. 693. 695. XII 128, 

Marimilian der Zweite, deutſcher Kaifer. 1. 657. XI.129, 

Marimilian der Erfte, Kurfürft von Baiern. IL. 143, IV. 331, 

Marimilian Iofeph, Kurfürft von Baiern. IL 145. 

Marimilian Joſeph, König von Baiern. IL. 146, III. 619. IX. 





425. 
Mazarin, Cardinal, franzöftiher Minifter. L 436. II. 683. 688, 
XIV. 3, 


Medlenburg, Großherzogthümer. X. 384. II. 338, 
635, VI. 491. XIO. 347, 

Meder, bie. X. 466, 

Medicin ald Hauptwifenfchaft. I. 26. VII. 153. 


Medicin, gerichtlihe. XIV. 712. 
Staats s Lexikon. XV, 60 


934 Medicinalpolizei — Miethe 


Medicinalpolizei. X. 401. 1.35. XIV. 712. 

Meer, caspifches. III. 283. | 

Mehmed Ali, Vicefönig von Aeghpten. L_380. 643, 702. 

Meier, Meierrecht sc, ſ. Abmeierung. 

Meineid; vorher Eid, Dienfteid, Huldigungseid. 1 
405, 11.380. IV. 24. VI. 119. 

Meinung, öffentliche. U. 767. XI. 252. XIV. 737. XV. 472. 

Meifterfänger. V.496. 

Melanchthon, Philipp. II. 142. 282. II. 191. 205. 624. X.9. 

Menvelsfohn, Mofes. V. 30. 41. 

Mendelsſohn-Bartholdy. IX. 586, 

Menfhen. Deren Racen. XUL 389. 

Mennoniten. X. 526. XII. 55. 112. 


Menfchenraub. Widerrehtlihes Gefangenhalten. 
X. 506. VII. 278, 


Menfhheit. Meberblid der Entwickelungsgeſchichte 
derfelben. X. 426. | 

Mercantilfyftem. X. 533.300. XII. 614. XV. 840, 

Merkur, rheiniſcher. IL_622. XII. 439. XV. 368, 

Merlin von Douai. II. 217. 

Mefie, f. Markt und Meſſe. 

Meffenier, die. X. 320, 

Metalle, edle, als Münze. Xl. 13, 

Metapolitik. X. 544, 

Methodik (Hodegetif) des Studiums. VII. 23. 

Methopdiften. XI. 731. 


Metternich, Fuͤrſt. Defterreihifcher Staats kanzler. II. 694. 68% 
715. IV. 340. XI. 226. 228. 233, 628. 


Meufel. X. 44, 

Mexiko (Mejico, Medico). X. 545. XIV. 466. 
Michael Angelo Buonarotti. IX. 571. 
Miethe, f. Baht und Miethe. 


Miguel — Mobilien | 935 


Miguel, Don, Brätendent. von Portugal. L 172. I. 649, mM. 
414. IV.423. VII.387. X. 377. 645. XU. 706, 

Milde Stiftungen. XV. 178, | 

Militaircolonieen, ruſſiſche. L 228, 

Militairverwaltung. X. 563. 

Milofh Obrenowitfch. XIV, 504 ıc. 

Milton. II. 462, 

Minverjährigkeit. X. 333. XIU. 630. 

Minderungsklage (actio quanti minoris). I. 378, 

Minifter-Eongrep zu Wien. II. 693. 

Minifter» VBerantwortlichfeit. I. 110. 114. 117. 128, IM. 
521. 768. 777.783. IV.17. V. 113. XV. 639, 

Minorat. X. 330. 

Minorennität. X. 333. 

Minos. IL 575. 

Mirabeau, Graf v. 11.214. II. 765. IV. 230. V. 729, VI. 49. 


X. 18, XII. 538, 

Miranda, General. II. 545. 547. 548, 

Miphandlung der Thiere, Thierqudlerei. X. 571. 

Mipheirath, unftandesmaßige Ehe. XV. 541. VI. 491, 

Miffionen, Miffiondre. X. 589. 

Mitbelednung. I. 352. 

Mitte, richtige (Jüftemilieu). IX. 3. 

Mittelalter, das weltgefhichtlihe und das beut- 
fhe, und das Verhältniß derfelben zu unfe- 
ven heutigen geſchichtlichen Zuftänden und 
Aufgaben. X. 604. Vorw. 5. I. 548. IIL 762, 

Mittelamerika (Gentralamerita, Guatemala). X. 601. 

Mittelbarfeit. X. 598, 

Mittelbarkeit, Reichs- und Bundesmittelbarkeit. XV. 540, 

Mittermaier. 1.60. 131, IL 259. 365. 457, 470. III. 180, 282, 
627.529. VI. 331. 428. VII. 91. 92. IX. 126. 143, 246. X. 
360, 425. XI. 385. 541. XIV. 814. XV. 224. 


Mobilien. x. 637. 
j 60* 


—⸗ 


936 Mobilienfteuer — Mord 


Mobilienfteuer. VII. 297. 

Modena, Herzogthum. X. 641. VI 491. 

Mohamed (Muhamer). 1.54. II. 398. IX. 467. 563. 564, XIV. 
430, 


Mohamedaner. Ehe bei denfelben. VI. 582. 
Mohl, v. II. 181. 351. 354 — 356. 364. 500. VII. 730, X. 25. 
41.43. 44, XII. 338. 349, XIV.768. 770. XV. 529. 
Moldau und Walachei. Fürftenthümer. X. 646. I. 362, V. 
305. 


Molitre. IX. 568, XV. 393. 

Momiers, die. XI. 732, 

Monarchie; monarhifhes Syſtem, monarchiſches 
Princip, Monarhismus. X. 658. Vorw. 21. IV. 255. 
V. 369, VII. 643, X. 341. XV. 68, 

Moͤnchweſen, das. IX. 416. 

Mongolen. X.677. VI.783, XII. 494. 

Monogamie IV.573 x. 

Monopole. IX. 375. XV. 448, 

Montesquieu. L 33, 149, 156. 257. 344. 345. 349, 617. 618. 
II. 305. 306. 322, 575.583. II. 78. 165. 169. 176. 325. 462. 
645. 761. IV. 242. 247. V. 86. 91. 92. 167. 223, 531. Vi. 
369. 438. 499, 735. VI. 62. VII. 58.322, 768.786. IX 
125. X. 16. 482. 636. 637. 697. XL. 861. XIV. 168, 430. 
436. 440, 443. XV. 69. 70.73, 

Monzambano und Hippolytus a Lapide; ihre Kri: 
tifen und Reformvorfhläge in Beziehung auf 
dievaterländifhenPBerfaffungszuftände. X_634 

Moral im Verhältnig zum Recht und zur Politik. 
Machiavelli, Machiavellififhe Politif und 
Antimacdhiavelli. X. 692. VL 571. XI. 179. 

Moral, Hriftliche, in ihrem Verhältniß zur politifchen Eultur oder 
zum Recht und zum Staat. II. 457. 

Moral. Unterfchied verfelben vom Recht. L 26. 27. XIIL 484. 

Moratorium (Anftanväbrief, Eifernbrief, Stumbung). HI. 635. 

Mord. IL55. XV. 423, 


Moreau — Münzverbrechen 937 


Moreau, General. V. 744. TAT, 

Morganatifhe Ehe (Ehe zur Tinten Sand). XV. 571. 

Morgenland (Drient). XIL 50. 

Morig, Kurfürft von Sachſen. XIV. 180. 

Morone, Cardinal. L 122. 

Morus, Thomas. X. 727. : 

Mofe, als allgemeiner Gefeggeber durd die zwei 
älteften Gefegtafeln, oder die zehn Gebote. X. 
755. 1.477. II. 116, 571. 574. 582. 


Möfer (Zuftus), der dht deutfhe Mann und die 
ächten deutfhen Grundlagen des Rechts, der 
Freiheit und der Politik. X1.67. 1.199.332, I. 
358. II. 282. V. 411. VI.17. VII. 692. IX. 125.136. X. 
17. 33, 637. 783. XIV. 153, 155, 158. 159. 160. 164. 

Mofer. Bater (Johann Jacob) und Sohn (Earl 
Zriedri von). X.766. II. 27. 517. II. 343. 348, 703, 
IV. 344. 345. V. 411. VII. 692, X. 12. 29, 376, 

Mosheim. II. 211, 


Motionen (Anträge). Befugniß der Volksrepraͤſentanten dazu. III. 


Mozart. IX. 577, 

Mühlbann. IL 193. 196. 

Müller, Adam. 1.3. 11.576, III 460, X. 14,20. 25, XII. 442, 
XIV. 149, 435, 

Müller, Joh. v. 1.157. III. 462. 466, IV. 331. 356, 389. 457. V. 
85. VI. 6. X. 496, 701. XIII. 348. 

Münden. Akademie vaf. 1.438. I. 154. 

Muͤndigkeit. X. 336, 

Mündlichkeit. Münvliche Verhandlung. L 231. XIII. 235. 

Münfter, Graf v., Hannoͤverſcher Minifter. U. 724. 737. 739,743, 
IT. 694. VII. 387. 407, 425. 441. XV. 467, 

Münzer, Thomas. II. 276. 

Muͤnzkunde Qumismatik). XI. 694. 

Münzverbrechen. Xu 3, 


938 Münzweien — Nationalinftitut 


Münzmwefen. XI 10. IV. 74, 694, 


Murat, Ioahim, König von Neapel. L 71. II. 687. X. 377. X. 
233. XI. 133, 


Murhard, Friedrich. I. 587. X. 24. 48. 

Murhard, Karl. X. 40, 

Murillo, fpanifcher Maler. IX. 573. 
Müpiggänger. Zmangdarbeitähäufer für fie. L_659. 
Mufit. IX. 568. 

Myfticismus, I. 54. VII. 530, XI. 718, 


N. 


Nachdruck. XI. 113. 

Naceile. (Sequela judicialis, territerialie, prae- 
fectoria). XI. 121. 

Nachlaßvertrag. II 688. 

Nachſteuer. L 58. 

Nacht, Recht ver erften. XIII. 495. 

Nachtmahlsbulle (Bulla coenae), ſ. Hontheim. 

Naͤfels, Schlacht bei. VII. 30. 

Näherreht, Loofung, Abtrieb, Retract. x1. 127. 
XIII. 655. 

, Namen, Eigen: oder Perfonennamen. XI 130. 

Nantes, Ediet von. VI. 101. VII. 272. 277. 280. 

Napoleon, Kaifer der Franzoſen. I. 123. 1.152. 154. 179. 10. 
206, 208, 360. 447. II. 620. 

Naffau, Herzogtfum. XI. 135. I. 347. 1.340. IV, 376, 470. 
VI. 210. 491, X. 293. XIII. 350. 

Nation. Heutige flaatörechtliche und politiſche Stellung und Aufgabe 
des Adels in verfelben. L 257, 

Nationalconvent, franzöfticher. IN. 787. . 

Nationalhaß. IV. 71. 

Nationalinftitut, franz. 1.496. 441. . 


Nationaloͤbonomie — Neubritannien _.. 939 


Nationaldfonomie. Vorw. 12. L36. II. 236. V. 938. XIV, 
359, | 


Nationaldkonomifche Literatur. X. 33. 
Nationalfhuld, engliſche. V. 208. 


Nationalverfammlung, franzoͤſiſche. Vorw. 16. IU. 673, v. 
464. 729, 


Naturalabgaben. L9. 

Naturalbefoldung. II. 494 

Natürliche Alimente. L 451. 

Natürliche Grenze, insbefondere über eine folde 
zwifhen Deutfhland und Frankreich. XI. 154. 


VII. 106. 
Naturreht, VBernunftredt, Rechtsphiloſophie und 
poſitives Recht. XI. 162. L2. m 


Naturftand. II. 569. 

Naumburg. Meſſe daſ. X. 365. 

Navarin, Schlacht von. 1.361. VII. 141. 
Navigationdacte (britifce). XI. 213. XIV. 284. 


Neapel und Sicilien. XI. 226. IL 686, V, 525. VI. 264. 
491. VIII. 389, 397. 518. 561. 567. 591. X. 342. XIV. 700. 


Nebenius, badiſcher Staatsrath. 1. 519. X. 40, 330, XIV. 861, 
Neckarſchifffahrt. XV. 155, 
Meder, franzöfifcher Finanzminifter. VI. 542. 


Negercolonie in Gierrasfeone. 1.392; in Liberia. L 392. VII. 
730, III. 542, 


Negerhandel. III. 481. 672, 

Negerftlavereiin den — Freiſtaaten. II. 82. 
Negerftaaten in Afrika. L 398. 

Nelfon, Admiral. L 178, IL 644, 

Nemeſis, Zeitfehrift. IL. 623, 

Nepotismus. XL 263. 1.629. 

Nero, römifcher Kaiſer. 1.198. X. 368, 

Neubritannien, Infel. I71. 


940 Neubruchjehnte — Nordamerikaniſche 


Neubruchzehnte. Deſſen Abſchaffung durch Geſetz in Baden. L 102. 
II. 123, 


Neucaledonien, Infel. U. 71, 


Neuenburg oder Neufchatel, preußifches Fürftenthun 
undbabei Canton ſchweizeriſcher Eidgenoſſenſchft 
XI. 273. IV. 625, 


Neugeorgien, Infel, IL 72. 


Neugriehenland S. Griehenland. Geſchichte Neugriechen- 
lands. 


Neu⸗Guinea, Inſel. H. 71. 

Neuholland (Neu⸗-Suͤd⸗Wales. II. 68. 

Neuorleans, Stadt. X 72. 

Neuſeeland, Inſel. U. 71 

Neutralität. XI. 284. VI. 260. 265. 826 

Neutralität, bewaffnete. XIV. 90. 

Ney, Marſchall. I. 69. IV. 550. X. 377. 

Nibelungen. II. 572.573, 

Nichtigkeitsklage (Nulität). XI. 692. 

Nicolaus der Erſte, Bapfl. IV. 589. 

Nicolaudder Dritte, Papft. XI. 265, 

Nicolaus, ruffifcher Kaifer. L 362. IX. 705. XM. 117, 

Niebuhr. IL 260. 263, 425, II. 30. 623. IV.48. VI. 139. VI 
794. XV. 95. 466, 474, 475, 

Niederer Abel. L 257. 

Niederlande (fämmtlidhe). XL 491. 1397. IL 711. "IL 77,3%. 


344. 380. 415. 537. 683. IV. 680. V. 29. 307.568. v.13t. | 
VI. 313, 491. 692. VII. 54. VII. 520. 667. IX. 466. X.28. 


342. 365. 665. XI.7. XII. 141. 283, XII. 583, XIV. 702. 
XV. 495, 
Nipon (Iapan). X1.309, 1713. VI. 294.486, IX. 548. 
Niſchni-Rowogorod. Meffe dafelbft. X. 865, 
Nomaden. IX. 544. 
Nordameritanifhe Revolution. XL. 324. L 33, 
Nordamerikaniſche VBerfaffung. Ihre Grundideen 


Nordcarolina — Oberherrſchaft 941 


x1.381. Shre Hauptbeflimmungen. XI. 466. IM. 
81. 85. 344. XIII. 285. 

Nordearolina. Sklaven dafelbft. II. 579. 

Normannen. XI. 575. 

Norwegen (Staatsverfaffung). XI. 584. 1.176. 264. 
II. 66, 77. 329. 344. 358. 629. V. 308. VI. 381. IX. 29, X. 
342, XII. 585. XIV. 773. S. noch Dänemarf. 

Noftig, Graf, Bluͤcher's Adjutant. IL. 635. 643, 

Notariat. XI. 629. II. 324. 

Notherbrecht. V. 229. 403. x 

Nothſtand, Nothrecht oder — XI: 648. 


Nothwehr und Selbfthülfe gegen Privat: und. oͤf— 
fentlihe Perfonen und Verlegungen. XL 649. 
III. 282. 565, V. 68. 


Nothzucht, Halbnothzucht, Quafinothzudt. XI. 685. 
VI. 659. 


Notorietät, Offenkundigkeit. XI. 691. 

Novalzehnte. Deffen Abſchaffung durch Gefek in Baden. I. 102, 
Novellen (Authentiten). IV. 48. 

Nullität, Nichtigkeitsklage. XL 692, 

Numa. L 54 IU. 571. XV. 29, 

Numismatil, Münzkunde. XI. 694. Ä 
Nuntius, Legatus natus sedis apostolicae, Le- 


gatus a latere, Internuntius, Senpau ge: 
Bicar.. VI. 706. 


D. 


Dberauffehende Gewalt. XL. 714. 
Ober-Ganada. IIL 219, 
Dbereigenthbum. XL717. Ä 
Dberherrfhaft, Oberhoheit. XL 718. 
Dberhöfe. 1238, IV. 268, 522. | 


942 Obligationen — Ohrenbeichte 


Obligationen» (Verkehrs- oder Artionen-) Recht. L 31. IIL 502, 

Obfeurantismus der Hierarchie und Despotie, der 
Orthodoxie, des Myfticismus und Pietismus; 
Aufflärung und Rationalismus, XL 718, 

Obfervanz. VII. 3, 

Obſtbaͤume. Deren Anpflanzung. I. 286. 

Obfibauvereine. L 122. 

Decupation, privat: und voͤlkerrechtliche u. ſtaats— 
rechtliche. XI. 740. 

Ochlokratie (Pöbelherrfchaft). XIL 483, 

D’Eonnell, Agitator. IV. 233, VI. 755. XI. 788 x. XII. 538. 

Octroi. X1. 747, IV. 529. 

Dctroyirte und einfeitig von der Volfsrepräfen: 
tation entworfene und vertragämäßig unter: 
handelte Berfaffungen. XI. 751. 

Offenbarung. Deren Piychologie und Philofophie. XII. 306, 670. 

Offenkundigkeit (Notorietät). XI. 691, 

Dffenfiv- Allianz. I 455. 

Dffenfiv- Krieg. IX. 495. 

Deffentlichkeit; Deffentlichkeit der Gefeggebung, 
ber Regierung, der Ständeverhandlung und 
der Verwaltung; Deffentlichkeit des Eivil- u. 
Criminalproceſſes. Deffentlihe Meinung u 
Beitgeift und deren flaatdrehtlihe Theorie, 
Staatöcontrole, Syſtem der Öffentlihen und 
der Geheimregierung. XII. 252. L 231. 366. 397, 
573. IL. 164. IIL 327. 767. 780. IV.430,. VI. 269, 276. 
280. VIII. 753. IX. 89. 153, XII. 174. 227. XIV. 687 

Deffentlihe Abflimmungen. L 166. 

Deffentlicher Credit. IV. 101.112. XV. 4. 

Deffentlihes Recht. L 31.366. 

Deffnungsredt. I. 446, 

Ohmgeld (Umgeld ꝛc.). L 185. 

Ohrenbeichte. XL 755. 


Oken — Dftfriesland | 943 


Dfen. IX. 669, 

Detonomie, politifche. XIL 595, 

Detonomie ald Hauptwiffenfchaft. L 26, 

Olden Barnevelt. X. 376. 

Dldenburg, Großherzogthum, XI 760. III. 682. IV. 526. 

| v1. 491. XV. 220, 

Dligarbie. Xu. 772. III. 373. 

Opitz, Dichter. IX, 575. 

DOppofition, fuftematifche. XV. 321. 

Optimismus. XI. 776, 

Drangelogen, Drangemänner. X1.777. IL 48. V. 55. 

Ordalien, f. Oottesurtheile ax 

Drden, Ritterorden. - Zeit ihrer Entftehung. Die 
geiftlihen Ritterorden: Johanniter: (Rhodi- 
fer=, Maltefer:) Orden; Tempelherrnorden; 
deutfcher Orden. Die weltlihen Ritterorden. 
Veberfiht fämmtliher europäifher und von 
europäifchen Regentenhäufern, herrührender 
(auch einiger außereuropdifher) Orden. Das 


Ordensweſen überhaupt in feinen verſchiede— 
nen Beziehungen. XI. 3. 


Orden der Ehrenlegion. II. 130. IV. 608. | 
DOrganifation ber Gerichte. XII. 34. 
Organifation ber Polizeibehörben, XII. 679, 
Drient. XI. 51. 

Orleans, Herzog v., Regent von Sranfreig, II. 685. XUL 630, - 
Drleans, Bourbonifche Linie. II. 687. 

Ormuzd. XIL 359, 

Orthodoxie. Deren Obfeurantismus, XL 118. 
DOrtöbürgerrecht. II. 150. 297. 

Osmaniſches Reich, f. Türkei ac. 

Dftfriesland, ehemaliges Fuͤrſtenthum. XIL 56 


944 Oftindin — Pallävicini 

Dftindien. XIL69. 1713, U. 375. 691. IM. 540. VI. 486, IX. 
214. 549. X. 439, 683, 

Dftindifhe Compagnie. IL 30. V. 280, 

Dftfeeprovinzen. XI. 110. 

Deftreih, Kaiſerthum, mit Inbegriffvonlingarn, Sie— 
benbürgenu.f.w. Entſtehung und Anwachs der 
Monarchie bis zum Wiener ECongreffe. XII. 125 
L126. II. 374, 664, I. 77. 529, 630. 664. 668. 679, 689 
721. 741. IV. 155, 160. 166. 340. 350. 358.469. 736, v. 
306, 487. 744. VI. 102. 158, 263. 264, 358. 491. 556. VIl. 
46. VIII. 522. 592, 648. 684. 686. IX. 266. 354. 378, 395, 
425.466. X. 56. 421. 516. 521.642. 690. XI. 6. 63. 121. 
230. 235. 504. 639, 671. 689. X11.368. XII. 60. 350. 352 
377. 441. 584. XIV. 494. 501. XV. 150. 219, 338, 444. 445. 
493. 575.784. 

Deftreihifhe Gerihtöderfaffung. XIL. 235, 

Dtto der Erfte, deutfcher Kaifer. IV. 303. 306. 

Dttoder Zweite, deutſcher Kaiſer. IV. 306, 

Dtto der Dritte, deutfcher Kaifer. IV. 306, 

Otto der Vierte, deutſcher Kaifer. IV. 312, IX, 603. 

Otto v. Witteldbad. II. 133, 

Dtto, König von Griechenland. VII. 150, 

Dverbed, Maler. IX. 592. 

Owen. V.637, X. 41. XI. 617. XUL 413, 


P. 


Pacht und Miethe. XIL 309. V.215. X. 58. 

Pädagogik. XIL 319. 

Paine, Thomas. L 618. IL 221. 111.765. V. 94. X. 15, XL 349. 
379. 

Pairstfammer, franzöfifche. II. 421. 431. 

Palladio, Architekt. IX. 571. 

Pallavicini, Earbinal. L 122, 





Pal — Pater 95 


Balm ‚Buchhändler. Defien Hinrichtung. X. 377. XV. 426, 
Panama. Eongref vier amerifanifchen Republifen daſelbſt. I. 724, 
Pandekten (Digeften ). II. 501. IV. 48. 


Papiere. Deren Beſch Tagnahme. II. 447, 
Papiergeld. IV. 74, 108.118, XIV. 839. XV. 7. 


Päpfte, bie. VII. 567. 
PapfttHum. XII. 552. 

PapfttHum. Deffen Kampf mit vem Kaiſerthum. X. 628, 
Paragium. L 633. 

Paraguay. XII. 350.. 337. IL 575. 

Paria's. Dftindifche Kafte. I. 693. IX. 215. 

Paris. Akademie daſ. J. 435. 

Paris. Detroi vafelbft. XI. 748. 

Paris. Congreffe daſ. III. 568. 

Paris, Friede von, erſt er und zweiter. II. 668, VI. 129. 130, 
Paris. Dortige Univer fität. XV. 512. 

Parlament, englifcheis. 1143. 228. V.108. XI. 537. XV. 92. 
Varlamentariſche Redekunſt. XII. 533. 

Parlam ente, franzoͤſiſche. V. 717. XIII. 28. 
Parlamentsacte. L 228, 

Parlanmentéſt atut in England. J 143, 
Parlamentswahlen. V. 141. 


Barma, italienifches Herzogthum. VI. 491, VII. 401,402, XIV.700. 
Parfireligion. Der Eultus der Guebers. Zoroafter 
und der Zend=Avefta. XIL 355. 


VPaskie witſch, ruff. Feldmarſchall. L. 362. 

Pasquill. XI. 366, 

Paffaromwig, Friede von. VI. 117. XI. 129. XV. 444, 
Paffau, Vertrag von. I 515. VI. 100, XII. 580. 
Paßweſen. XI. 370, 

Patentfleuer. XV.168. ©. noch Gewerbfteuer. 
Pater Joſeph. IH. 189, 





946 Patkul — Perfonenftands beanıte 


Patkul. X. 376 

Patrimonialabgabe, 1.96. 

Patrimonialgerichtöbarfeit. XIL379, V.409, VIIL 720. 

Patrimonialität ver Staatöverhältniffe. V, 409, 

Patrimonialrechte. V. 408, | 

PatrimonialsStaaten und Stände. V. 408. X. 391, 

Patriotismus (Vaterhandsliebe). XII. 386. 

Patronatreht. XU. 419. 

Paul der Erfte, Kaifer von Rußland. VII. 514. 

Paulder Zweite, Papft. L 120. 

Paul der Dritte, Papft. VII. 442. 497. 568, XI. 267. XV. 675. 

Paul der Vierte, Papft. 1.123, VII. 568, 572. XL 267. 

Paulus. IH. 462. 

Pauſanias. X. 44, 

Peculat (crimen peculatus). XI. 424. 

Pedro, Don, Kaifer von Brafilien. II. 713. XI. 703, 

Pedro, Kaifer von Brafilien. II. 716. 

Peel, englifcher Minifter, IT. 235. 269, IV.164. V.61.64 I. 
125, XI. 794. 


Peinliher Proceß, ſ. Eriminalproce und Strafverfaß- 
ven. 


PBenfionen. IL 493, 

Perier, Gafimir. IV. 555. 5 560, XII. 540, 
Perikles. IV. 228, 

Perfien. II. 284, VI. 381. IX.563. X, 456. 
PBerfon,moralifche. IV. 27. 
Perfonalarreft. XII 223. 1796, 
Perfonaliften. XIL 426, 
Perfonalfteuer. VII. 297. IX. 226. 462. XH. 318, 
Perſonenrecht. L30. IIL_ 503. 
Perfonenftand,. XI. 426. 
Derfonenftandsbeamte. XIL.428. 








Perſonenſtandsregiſter — Philopömen 947 


Perſonenſtandsregiſter, Perſonenſtandsurkunde, 
buͤrgerliche Standesbuͤcher. Al. 420. 

Perſoͤnliches Recht, ſ. Dingliches Recht; perſoͤnliches 
Recht ıc. 

Peru. XI. 435. 

Peftalozzi. V. 523. VII. 64. XII. 326. . 


Peter I., Kaifer von Rußland. L 148. 275. VIU. 508. 663. X. 495, 
514. XIV. 86. 


Petersburg, Akademie daſ. L_439. 


Petition, Adreffe, Befhwerde, Vorftellung, Peti- 
tionsrecht. XII. 444. 11.21. 37, 1.778, TV. 370, VI. 
213, 473, | — 


Petrarca. VII. 411. 415. IX. 565. 


Pfalz am Rhein. 1.103, 134, 139, 147, VI. 303. IX. 604. X. 
92. 356. 


Pfandrecht. UL 513. IV. 90. 401. VII. 197. 

Pfand» und Verfaganftalten. XII. 466. I. 14. 

Pfennigzehnteu.f.m. 159 

Pfizer, Paul. II. 108, 110. VII. 609. XII. 541. XV. 797, 

Pflihttheilder Kinder. V. 239. 403. 

Philadelphia. Beſſerungshaus daſ. II. 505, 

Philanthropie. XIL 471, 

Philipp ver Großmüthige v. Heſſen. I. 208, II. 285. 448, III. 289, 
624, X. 234. 263. 425, XII. 569, 

Philipp, König von Macevonien. L 190, 

Philippvon Schwaben, veutfcher Kaifer. IV. 312. IX. 603, 

Philipp LU., König von Macevonien. 1.197. IV. 419. 


Philipp der Zweite, König-von Spanien. III. 331, 336. 483, V. 
12, XI. 494, XIII. 463. XIV. 639. 


Philipp der Fünfte, König von Spanien. II. 684, XIV. 640. 
Philipp von Orleans, Regent. II. 684. 

Phillips, Prof. X. 25, 

Philopdmen. 1197. 


I Dpilofophie — Yocfie 

Philofophie; ihre Anwendung und Geltung ind 
siehung auf die Rechts- und Staatäwiffen: 
Thaft. XIL.474. L26. XII. 452 1x. 

Philofophie, die Kantifche. IX. 169, 


Pbilofophieder Offenbarung, f. Pſychologie und Bhilo- 
fophie der Offenbarung. 


Philofophie der pofitiven Geſetze. L 27, 

Phönikier, die. X. 464, 

Phyſiokratiſches Syſtem. IX. 165. 629. XI. 615. 

Pichegru. V. 742, 

Piemont, |. Sardinifhe Monardie. 

Pietismud. VI. 530, XI 718. 

Pillnig, Congreß und Convention zu. ML. 667. vIu. 67% 
XII. 61, 

Pifa. Eoneilium vafelbit. IV. 136, 

Pitt, englifcher Minifter, f. Chatam und: For und Pittx. 

Piusder Zweite, Papft. X. 45. XV, 675. 

Pius der Sechſte, Papft. VIII. 170. 511. 527. 660. IX. 368. 

Pius der Siebente, Papft. IV. 159. 163, VIIL 514. 515. 5%. 
601. IX. 368, 

Platon. Borw. 5. 1.11. 21.332. U. 323, 324, 550. 575, 577. II. 
491. 492. 572. IV. 246. V. 493, 526. VL 633. IX. 181.540. 
957. 582, 674. X. 5.33, XIL.305. XIH.690, XIV. 427. W. 
501. 

Platonifhe Republik. XII. 690, 

Pleffen, v., Mecklenb. Minifter. II. 694, 697, 

Plinius der Aeltere. VII 5. 646. 

Pliniusder Jüngere. X. 44. 

Plutarch. 1.53, IL 575 

Pöbelherrfhaft, Ochlofratie. XIL483, 

Poden (Blattern). II. 607. 

Poefie, dramatifche, und Theater; ihr Verhältnig zum Staat. 
XV. 388, 





Holen — Polyandrie 949: 


Polen. Gefhichte bis zur erften Sheilung; flatifti- 
[he Angaben; Staats- und Redhtsverfaffung 
von Polen; die legten Theilungen; Erhebung, 
vom Bahr 1830 und Folgen. XII. 487. III. 360. 
381. 660. 680. VI. 117. 118.265. 686. VII. 47. VIM. 379. 
651. IX. 702. X. 377. 497, XU. 114. XII. 23. 57. 60. 61: 62. 


PBolignac. L 353. IV. 438, 

PBolitif. L26. 27. IX. 538. X. 692. 

Politik des Privatrechtd. 1. 30; des Staatsrechts. L 31. 
Politik, machiavellifiifhe. X. 692. 

Politik und Staat. Kunft im Zufammenhange damit. IX. 538, 
Politik, DVerhältniß ver Moral zu derfelben. X. 692, 
Politifhe Annalen von Poſſelt ac. 1. 587. 

Politifhe Anthropologie. L 615, 

Politiſche Arithmetit. XI. 588, 

Politiſche Cultur- und Wiſſenſchafts- oder Literairgeſchichte. L 29, 
Politiſche Geſchichte. 127. 

Politifche Grenze. VII. 106. XI. 154. 

Politifche Ween. VII. 283. 

Polttifhe Märtyrer. X. 365. 

Holitifhe Defonomie. XIL 595. 


Holitifhe Theorien und Parteien, deren Streit 
und deffen Urfahen und Wirkungen. 1.3, 


Politifhe Umtriebe und Unterfuhungen. Central: 
unterfuhungs » Commiffion in Deutfohland. 
XI. 627. 


Bolitifhe Unmittelbarkeit. XV. 540, 
PBölig. X. 13. 24. 39, 44. 48, 50. XII. 431. 459. 604. 606. 
Polizei. XII. 642. Vorw. 13. 1. 26.37. XI. 221, 
Polizeiwiffenfchaft. Deren Literatur. X. 42. 
Bolnifher Mel. L 257. 
Polyandrie (Bielmännerei), IV. 571. 584. 

Staats: eriton. XV. 16 61 


950: Polygamie — Preßfreiheit 


Polygamie W. 670 ff. 688, IX. 480, 

Bolynefien (Nuftralien), IL 67. 

Polytehnifhe Schulen. II. 574. XIV.856. XV. 338 ji. 

Pommern und Infel Rügen. XII. 33. 

Pompadour, Marauife von. VII. 51. 

Pönitentiarfyftem. IL. 305. XV. 212. 

Porciuncula-Ablaf. L 122. 

Portugal. Xi. 685. 1.396, U. 471. 711. IH. 329. 358. 360. 
361. 414, 537. IV. 423. VI. 377. 491, IX. 29. 567. X. 
342, | 

Pofen, Großherzogthum. W. 681: 

Pofitives Net. XI. 162, | | s 

Poffelt, veutfcher Public. I. 587, IH. 343, X. 48. 

Poffefforifher Proceß. 1.482. - 

Poſt, Poftreform. XI. 721. 

Pouſſin. IX, 573, ' 

Präbenden (Beneflcien, Kirhenpfründen). II. 361. 

Prag, Eongreß zu. III. 668, 

Prag. Dortige Univerfität. XV. 512, 

Prag, Friede von, im I. 1635 VI. 108, 

Pragmatifhe Sanction Karls des Sechſten. VI. 263, va. 642. 

Prämienertheilung bei Staatsanlehen. VIT. 79, | 

Pranger, Strafe. XV. 214, 

Prätoren, römifche. I. 589, 

Prävarication, Verbrechen ver. XIL 741. II: 525. 

Präventivjuftiz. XI. 743, 1. 219, 

Praris, mebieinifche. VII. 141, 


Prarid; Staatöpraris; Praris und Theorie XL 
766, V, 258, 


Preßburg, Friede von. VL 125. 
Preßfreiheit; freie Preffe; Freiheit der Preſſe; 
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geſetzliche Preßfreiheit. XITL. 331. IT. 114.123, 124 
—126. 441. 621. 622, III. 44. 329, 430, 696. 767. 780. IV. 
192. V. 427. VI. 23. 213, 276. 280. 542. 547. 551. VH. 
247. 721. VIII. 352. 658. IX. 662. 712. XI. 135. XU. 189 fi. 
752. XII. 43, 101. XV. 371 ff. 788. 814. 

Preßfreiheit, dänifche. IL 441. 

Prefvergehben. VIEH. 350, 

Preußen. Hiftorifche Ueberfiht feiner ſtaatsrecht— 
lihen Berhältniffe XIIE 3. II. 242. 374. 610. 622. 
IM: 77. 848. 628-630. 637. 638. 665. 680. 689. IV. 148. 
153, 340, 359. 477. 543. V. 249. 307. 742. 748. VI. 112, 
115. 116. 122. 126. 129. 130. 150. 468. 685, VII. 46. IX. 
344. 452. 455. XII. 68. 130. 227. XIH. 297. 441, 445. 644. 
XIV. 33, 

Preußen (Statiftif), Grenze, Größe und Bevoͤlke— 
rung. XII. 103. L 178. 541. 544. III. 388. 529, IV. 
526. 736. VI.142. 491. VII. 522. 687. IX. 123. 249. 259, 
378. 395. 396, 414, X. 420. 517. 519. 577. XI.6. 9. 278. 
639. XII. 237. 346. 368. XIII. 348. 352. 453, XIV. 51. 494, 
626, XV. 219. 338. 459, 493. 519. 535, 

Preußen Acciſe. 1184, 

Preußen Ardive. I. 664. 

PBriefterorden., VL 667. 

Prieſterthum in Aegypten. X. 447. 

Brimogenitur. 1633. VII. 483. X. 331, 

Principz; Princip des Wiffend und des Seins, der 
Biffenfhaft und der Gefege und Staaten. 
XI. 133. 


3rincip, monarchiſches. X. 663. 668, 
Srinzeffinnenfteuer. XII. 135. 

Rriſe; Prifengericht. XII. 138. 
zrivateredit. IV. 84 

rivatdocenten auf den Iniverfitäten. XV. 529, 


trimatfürftenrecht zur Zeit des beutfchen Reichs. VII. 518. 
61 * 


952 Privat — Pütter 


Private, befonders Patrimonialjuftiz. VII. 720. 
Privatredt. L30. IL 381. IU. 500, 

Privatrecht, deutſches (veutfches Recht). IV. 266. 

da A Privilegienhoheit. XII. 163. II. 589, 77 


VI. 

— des Fiscus. V. 583, 

Privilegirter Gerihtöftand. IN. 561. 562. 

Proceß; Gerihtöverfaffung; zundhft Eivilprocek 
xXW. 172. L 36. IV. 22. VI. 134. 

Prorlamation von Kaliſch. IL. 208, U. 621. 646. IV. 287. 33. 

ı 844. 

PBromeffen. VI. 79 

Propaganda. VI. 667. X.594. 

Profceription. XII. 245. 

Proteftanten, franzoͤſiſche. Deren Kirchenverfaſſung. ©. BSuge— 
noten. 

Proteſtantismus, ſ. Reformation, Proteſtantisomus. 

Proteſtantismus. Kampf de8 Jeſuitismus gegen ihn. VIIL 529. 


Protocolle des Bundes, der Stände, allgemeine. 
XIII. 247, 


Provinzialftände, Landrath, Departementalrat} 
xIuI. 262. 78. 97. 


Proviforifche Geſetze. VI. 726, 
LEN: und Philofophie der Dffenbarunz- 


IRRE a aaa der Gejete. VI. 726. 
Publiciſten. XII. 321. 
Publicität, f. Oeffentlichkeit. 


Pufendorf. L 382. IN. 107. IV. 470. VU. 237, 257. 69. IK. 
361. X. 10, 685. 


PBuritaner. III. 462. 


Pütter (Joh. Stephan) und Häberlin (Joh. Ftiedtich) 
XII. 323, 692. X. 767. 





Pütter — Raumer 953 


Puͤtter. I. 313. III. 703, IV. 448, V.411. VII 237, IX. 451, 
X. 684. 781. 
Phythagoras. XV. 501, 


Q. 


Quackſalber. 156, X. 404, 

Duaden, die. L 497. 

DOuarantaine. L 607, 

Duart, votenburger (nieverheiftiche). XIV. 32. 

Quartier: oder Einquartierungslaft und Quartier: 
freiheit. XII. 388. 194. IX. 531. 

Duellen der Staatäwifjenfchaften. 

DQuinctilian. II. 340. IU. 273. 


XII. 389. 


N. 


Mabelais. IX.567. 

Racen der Menſchen. XII. 389. 

Racine. IX. 367. 

Radical, Radicalismus. XII. 408. 

Raphael. VII. 588. IX. 575. 

Raphael Menge. IX. 583, 

Maftatt, Congreß zu. I. 667.725. VI. 123. 

Maſtatt, Friede zu. VL 114. XI 129, 

Ratification. II. 514. 

NRatihabition. IL 514 

Rationaligmus. VIII. 529. XI. 732. 

Rau, Prof., Nationalölonom. X. 39. 45. 295. 

Raub; Straßenraub; Raubmord; Kirchenraub. 
XIII. 420. | 

Raumer, Sr. v. XIV. 438. 


954 Reaction — Rechte 


Reaction (Rüdwirkung, Gegenwirkung in politi: 
[her Bedeutung und Beziehung). XIIL. 423. Dom. 
18, 22, « 


Realarreſt. L 696, 

Realgerechtigkeiten, |. Dinglihes Recht; perfönlides 
Recht; Realdienſtbarkeiten und Realgerechtigkei— 
ten u. f. m. 


Keallaften. XII. 467. 


Reht; Begriff des Rehtd und Unterſchiede bei 
Rechts und der Moral. XII. 484. L 26. 27, 

Recht. Verhaͤltniß der Moral zu vemfelben. X. 692. 

Recht. Berhältnig des ChHrijtenthumd zu ihm. III. 457. 

Recht der Einzelnen (Jura singulorum). VIU. 698, 

Recht der erften Nacht. XII. 495. L 137. 

Recht, Bürgerliches (Civilrecht). L30. IL. 381. IH. 500. 

Recht, deutſches (deutfches Privatrecht). IV. 266. 

Recht, dingliches, |. Dingliches Recht. 

Recht, gemeines, insbeſondere gemeines conftitutionelled Staatsrecht de 
deutſchen und germaniſchen Staaten. VI. 486. 

Recht, hiſtoriſches. Verhaͤltniß zum natuͤrlichen Recht, zur geichgr 
benden Gewalt und zum Reformfyfteme. VIII. 3. IV. 396. 
Recht, hiftorifhes, der Hauptvoͤlker Europa’ in 

| Hinfiht auf freie Verfaffungen. XII. 498. 
Recht, oͤffentliches. L 31. 366. | 
Recht, perjönliches, ſ. Dinglihes Recht, perfönliches Rei: 


w 


u. ſ. w. 
Recht, pofitived. XI. 162. 


Recht, römifches. III. 500, IV. 47. 121. 276, 328. VII. 709. 1 
480. 


Recht auf Wahrheit. XV. 740. 
Rechte. Deren Eollifion. II. 522. 
Nechte. Deren Gleichheit. VII. 66. 
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Nechte, unveräuferliche (Urrechte). XV. 610. 

NRechtsalterthuͤmer. 1 509. 

Rechtsgeſchichte. 1.27. 

Rechtsgutachten. L 237. 

Rechtsmittel. L 87. | 

Rechtsphiloſophie. XI. 162. 

Nechtspolizei. VII. 731. XII. 743, 

Rechtsſtaat. XV. 33. 73. 

Rechtswiſſenſchaft (Jurisprudenz). L 370, II. 164. 355. VIU. 
705. X. 480. 

Rechtswiſſenſchaft, veutfche; ihr Syſtem, ihre Mängel und bie 
Gefahren ihrer einfeitigen Richtungen. VII. 705. 

Rechtswohlthat ver Gompetenz. III. 569. 

Rechtswohlthaten ver Frauen. VI. 629. 

Redekunſt, parlamentarifche. XIM. 533. 

Reding, Geihleht in Schwyz. 1336. 

Reformation; Proteftantismus. XII. 550. Vorw. 8. L 


505. III. 190. TV. 324. V. 75. 314. VI. 100. IX. 663. X. 
375. 491. 609, XIV. 179, XV. 514. 516. 


Reformation Kaifer Friedrich's des Dritten. II. 270. IV. 328. 
330. 


Reformen (politifce). XIII. 594. 

Reformfragen des deutſchen Univerfitätäweiend. XV. 499. 

Reformſyſtem. Derhältnig des Hiftorifchen Rechts zu demſelben. 
VID. 3. R | 

Regensburg. Reichstags⸗Directorialarchiv daſ. J. 666. 

Regenten. Deren Verantwortlichkeit. XV. 639, 

Regentſchaft. XII. 620. 

Regie (laregie). XI. 631. 

Regierung. Deren Anfall. L 623. 

Regierung, Deren Antritt. 1 623. 

Negie rumng. Deren volkerrechtliche Anerkennung. JL. 553. 


956 Regierung — Religion 


Regierung. Unfähigkeit vazu. XV. 482. 

Regulus, römifcher Conſul. X. 417. 

Rehabilitation. XII. 634. 

Rehberg. L. 450. 

Reichenbach, Congreß von. VIIL 653. 

Reichsabſchied. 1.142. IX. 625. 

Reichsabſchied, jüngfter. L142, 233, VI. 137. 

Reichdacht. 1199. 

Reichsadel, veutjcher (hober Abel). L 313. 

Reichsarchiv, veutfchet. L_666, 

Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803, XIIL 642. 
XIV. 519. 

Reichserzkanzleriſches Archiv. I. 667, 

Reihögefege, deutfhe, namentlid Reichs depute— 
tionshauptſchluß von 1803. XII. 637, 

Reihögerichte. XII. 647. 1239. IV. 147,326. X. 350. 

Reichsgeſchichte, veutiche. I. 505. X. 686. | 

Reihsfammergerichtlihes Archiv. L_667. 

Neihsfammergerihtöorbnung. X, 361. 

Reichsritter. XII. 652. 

Reihötag. XIIL660. IV. 149, 327. 


Reich -» Unmittelbarkfeit und Mittelbarkeit. XV. 
540. 


Reichthum. Ariftokratie def. L_682. 

Reil. V. 271 | 

Reinhard. II. 462. 

Reinhold. IX. 174. 207. 

KReinigungseid, purgatio canomica. XII.’665. X. il. 

Reifegelder der Abgeorbneten. 1. 111. | 

Religion; Religionslehren; Glaube; Religions: 
cultus; pofitive Religion; Bernunftreligien; 


Religion — Retract 957 


natürliche Religion; Offenbarung; Religions- 
fecten; Religionsgeſchichte; Nothwendigkeit 
der Religion für den Staat; Staats- (herr— 
fhende) Religion; Religionsangelegenheiten, 
insbefondere beim deutfhen Bundestage; die 
gegenfeitigen Berhältniffe der im Staate be— 
fteehenden Religionsgefellfhaften. XIM. 670. X. 
504. XIV. 343. 573. 


Religion, chriſtliche. Deren Verbältnig zur politifchen Eultur und 
zum Recht und zum Staat. III. 457. 


Religionsfriede von 1555. IV.331. V. 453. VI. 100, 

Religionsfriedensbrud. L 207. 

Religionsläfterung (Blasphemie, Gotteßläfterung). VIL 90, 

Religiond» und GSittenpolizei. 1.35. XIV. 572. 

Religioͤſe Märtyrer. X. 365. 

Religidfer Sinn. Deffen Förderung. VI. 809. 

Religiofität der Italiener. VIII. 567, 

Rembrandt. IX. 579, 

NRenegaten. XII. 676, 

NRenouard. X. 23. 

Rentenanftalten. XV. 774. 

Repräfentatives, conflitutionelles und landſtaͤndi— 
ſches Syſtem. XIII. 681. III. 763, IV. 327. 374, 485, 
VIR 643. X. 503, XII. 68. XV. 77. 472, 

Repreffalien. IX.499. XIV. 458. 

Republik (Sreiftaat). X. 675. 

Republik, platoniſche. XII. 690. 

Refervejolbaten. vIL.-574. 


Reſtauration der Bourbons. Borw. 16. 1. 54. 11. 575, 634. TIL. 
'139, 313. 668, IV: 436, Tine” 


Reftauration, Hallerfche. I. 7. 
Netorfion. IX. 499, 500. XIV. 458, | 
Retract (Abtrieb, Loofung, Näherrecht). XI. 127. XIII. 659. 


258 Rettungshaͤuſer — Richter 


Rettungshäufer, beſonders für jugenbliche Verbrecher. II. 513. 

Reuß, Fürftentgümer. XIH. 714. VI. 491. 

Revolution. XII.722. 

Revolution, franzoͤſiſche. Deren Weien. Vorw. 11. 15. II. 673. 
IV. 325. X.498. XII. 727. 


Revolution, franzoͤſiſche Gefchichte. V. 728. VI. 533. 679. VI. 
512. XII. 538. 727, 


Revolution, norbameritanifche. XI. 324. 

Rhaͤtier. 1494. 

Nhein. XII. 740, 

Rheinbaiern. 11.160. V. 314, 

Rheiniſcher Bund. IV. 157. 333. 470, XV. 134. 

Rheinifher Merkur. I. 622. XII. 439. XV. 368. 

Rheinland (befonters das deutſche linke Rheinufen 

° XII. 745. M. 286. IX. 344, 

Rheinoctroi, Abgaben von der Rheinfhifffahrt 
und Congreßbeftimmungen über die Flußfdiff: 
fahrt überhaupt. XII. 763. 

Nheinpfalz, f. Pfalz am Rhein. 

Rheinfhifffahrt; Rheinhandel. XIL781. XV. 454 

Rhetorik (Mevekunft). AII. 583. „tz 

Ricarbo. 1.517. X.37. XL 58: XIV. 849, 851. 

Rihelieu und Mazarin. Einführung des Syftems 
der abfoluten Königsgewalt in Frankreich 
Unterwerfung ded Adels unter die unbe: 
ſchraͤnkte Fürftenmadht. Vernichtung der Pre: 
vinzialredhte. Begründung der Gentralifation 
alter Mittel und Kräfte im gefammten Staate 
und deren Abhängigkeit vom einem einzigen 


fhrantenlos gebietenden Willen. XIV.3. L 43. 
436. 11. 683. IV. 545. V. 591. VI. 263, 586. VII. 275. 


Richter. Deren Alter. X. 344. 
Richter. Gleichheit vor ihm. VIL 66. 


Richtercollegien — Rügen 959 


Richtercollegien. Abflimmung darin. J 169 
Richterliche Gewalt. L35. III. 163. 778. 
Nied, Vertrag von. II. 105. 149. III. 682. 
Ritter (Abel). L 257. 

Ritterorden. XIL 3. 

Ritterprobe. L 354, 

Robertfon, englifcher Hiftoriker. III. 462. X. 15. 


Robespierre. II. 211. 220. 384. 386. 387.575. Il. 217.795. 
IV. 230. V. 737.740, XII. 485. XII. 539, 


Nom, Römer. 1. 198. 503, II. 24. II. 175. 317. 367. 533, 583, 
623, IV. 47. 392, 576. 595. V.276. VI. 93. 487.633. VII. 
5. 85, 213, 582, IX. 562. 657. X. 5. 304. 324. 416. 471. 
508. 612. XIM. 182. XIV. 490. 690. XV. 29, 187. 502, 


Rom, König von. II. 145, 

Romagnofi. VII. 583, X. 23. 

Römifhe Eurie. IV. 131. 

Nömifhes Recht. IT. 500. Iv. 47.121. 276.328. 

Rotenburg (Heffen:), Rotenburger Quart, nieder: 
heffifhe Quart. XIV. 32. 


Rotteck, Karl v. XIV.121. 1587. 1. 112, 113. 114. 121. 
623. IX.126. X. 13, 24. 39, 51. XIH. 435. 541. 614. 619, 
XV. 834, 


Rouffeau. 133. IM. 217. 337. 389, 441. 461.764. V. 456. 574. 
VI. 498. VII. 257. X.16.18. XI. 736.740. XII. 325. 392. 


Royher-Collard. IV.436. V.734. VIL 287.305. X.23. XII. 
541. XIV.48, 


Rubens. IX. 579. 
Nüdert, Sr. I. 645. IX. 584. 
Rudhart. XII. 540, 


Rudolph v. Hababurg, deutſcher Kaifer. 1.316.339, 490. IV. 319. 
350. X. 632. XI. 79, 269. 


Rudolph der Zweite, deutſcher Kaifer. IL 657. 
Rügen, Infel, f. Pommern und Infel Rügen, 


960 Ruhe — Sanction 


Ruhe der Staaten. XIV. 46. 

Runfelrübenzuder. XIV. 49, 

Ruprecht von der Pfalz, deutſcher Kaifer. IV. 324. 

Ruſh, Richard, in Nordamerika. L 364, 

Nuffel, Lord John, englifcher Minifter. V. 98. 109. 145. 166. 169. 
vi. 278. IX.125. XI. 802 xc. XII. 538. 544, XIV. 771 
772. 

Ruſſiſche Militaircolonien. L 228, 

Rußland, Geſchichte, Land und Volk, politifche Ver— 
hältniffe. XV. 72. L 361. 385. 697. I. 91. 503, 585. 586. 
III. 52. 283. 542, 678. 689, IV. 54. 544. 728. V. 306, 576. 
748. VI. 117. 118, 126. 127. 130. 131. 491. 686. VILE. 
196, VII. 521. 652. IX. 355. 466. 579. 621. X.653. U 
120, XI. 96. 110, 228, 230, 232. 523. XIV. 365. 366. 


©. 


Sachenrecht. L30. II. 502. 

Sachſen, der Voͤlkerſtamm. XIV. 173, L 292.304. W. 
273.295. VI.Z IX. 217. 

Sachſen, Kurfürftenthum.. Ginfährung ver Hecife darin. L_185. 

Sachſen, Königreich. XIV. 177. 1178; IN. 161.628. 636 
681. IV.526, V.251. VI. 103, 166. 468. 491. - VIL 18. 667. 
VII. 692.- IX. 347, 351. 384. 385. 466. 624. X. 342. 425. 
925. 578. 579. 581. XI.9. 63. XNL 623. XV. 220, 

rn Erneſtiniſches. XIV. 197. IM. 340, 627, 628. 

Iv. 376.377. v.251. v1.491. IX. 380. 384. 385. 

=. X. 342, 353. 422. XIIL 351. 629. XV. 220, 

Sadfen » Lauenburg, Serzogthum. XIV. 209, 

Sabhfen-Lauenburgifhe Verfaſſungsſache. XıIv. 232 

Sodhfenfpiegel. L_324. 480. IL 272.313. II. 582. IV. 278. 
295.315. 316. 363. 367. VIE 692. IX. 682.689. X. 629. 

Salmafius 1147, 

Sammtbelehnung. 11.353. 

Sanction der Gefege. XIV. 212. 


Sanction — Schifffahrt 961 


Sanction, pragmatifhe, Karl's des Sechſten. VI. 263. VII. 649. 

Sand, Karl Ludwig. X. 377, | 

Sandwid-Infeln. II. 72. 

Sanitätspolizei, ſ. Geſundheitspolizeil. 

San Marino, italieniſche Republik. VII. 423, 

Santa Maura, jonifche Infel. VIII. 638. 

Sardinien, Haus. VI. 491. — | 

Sardinifhe Monardie. XIV. 214. L 178, I. 570. 680. 
VL527. VII. 395. 518. 567. 594. 596, 612. XIV. 365. 700, 
XV. 495, 

Sartorius, Prof. in Göttingen. U. 270, 

Savignp, v. 1.257. IH. 176. 273. IV. 291, 362. VII. 12, XI. 
772. XIV. 685. XV. 529. 540. 

Savonarola. VII. 568. 571. X. 697, 

Say, Joh. Baptift. L 647. II. 236. 237. 239, XIV. 855. 237. X. 
37. 38. 295. 

Schabow, Maler. IX. 590. 

Schaͤndung (Schwähung, Stuprum). VI. 659. | 

Stharnhorft, v. IL 618. 624. 642, XV. 461. 466. 

Schatull: (Ehatoulle:) Gut, Cabinetsgut (Bonum 
Scatullae). XIV. 250. II. 496. 

Schaggräber. L 56. 

Schaumburgstippe, f. Lippe-Schaumburg. 

Schele, v., Hannover'ſcher Minifter. VII. 421 x. 

Schelling. VIT. 237. 614. IX. 204. X.13, XII. 312. 494, 

Schelling'ſche Naturphilojophie. VII. 237. | 

Schiedsmannsinftitut. VI. 138. | 

Schiedsgerichte, Austräge, Bermittelung; Bundes— 
ſchutz; Bundesaustraͤgalinſtanz und. Bundes— 
ſchiedsgericht. XV. 252. VI. 134 IX. 499, XI. 37. 
XIV. 116. 

Schießpulver. Deſſen Erfindung. X. 490. 


Schiffe, neutrale, auf offener See. Deren Unterfuhung. XI. 302. 
Schifffahrt XV. 758. 


“ 


962 Schifffahrtsgeſetze — Schriftfäffigfeit 


Scifffahrtögefege. XIV. 283. 
Schiller. IV.146. 291. V.515. IX. 583. XI. 327. XV.3%, 


Schlegel, Friedrich v. II. 623. 624, IT. 460. IX. 583. X. 14.2%. 
25. XII. 442. XIV. 149, 


Schleiermacher. 1.33. VI. 614. IX. 205.665. XV. 72.468. 
466, 474. 531, 534.635, 

Schleſien. VI. 158. 

Schleswig, Herzögthum, f. Holftein, Schleswig-Holftein x. 

Sälettwein. X. 17.36, 

Sählieffen, v., 1347. 355. IV. 448. 

Schloſſer, J. G. 1.348.349, VI.529, X. 356, 729, 780. 788. 
XI. 81. 


Schlözer (Ang. Ludwig v.). XIV. 308, LI2. 167. 882 u 
358. IU. 343.348, 349, 764. IV. 448. V, 441. VL.AZ, VL 
237.692. IX. 663. X. 17. 39, 44. 46. 47. 48, 356. 544. 662. 

Schlußacte, Wiener. IM. 693. 704. IV. 383, VI. 286. 468, 471. 

. 474, VIL446. VII. 121. 700. 759.760. X, 669, XI 306. 

‚ XL 451. XII. 658. XV. 148, 354, 377, 


Schmalkaldiſche Artikel. XIU. 578. 
Schmalkaldiſcher Bund. XIML'576 2. 
Schmalz, preuß. Geheimerath. XV. 473 ac. 
Schmitthenner. X. 4 25.39, 50. XII. 459, 
Schnellpreffe IU. 43. | J 
Schoͤffengerichte. XII. 194 x. 

Schoͤffer, Peter. II. 42; 

Schoͤll, Friedr. X. 33, 

Schön, 3: X.39.4450. XII. 706. 

Schoͤn, v., preuß. Stmatöminifter. XV. 460. 
Schottland. IT. 344. IX: 340; XII. 497. 
Schriften, Heilige, des alten Teftaments. VII. 543. 
Schriften, heilige, des neuen Teftaments. VII. 646. 
Schriftlichkeit, fchriftliche Verhandlung. L 231. 
Schriftfäffigkeit, Privileg ver. II. 562. IX. 209. 


Schriftftelerifches — Sclaverei 963 


Shriftftellerifches Eigenthum. XI. 113. 

Schuld, f. Eulpa. 

Schule. Lehrfreibeit darin. IX. 657. 

Schulen, Lancafterfhe. IX. 617. 

Schulen, Mittelfchulen. XIV. 318. 139. I. 574. IX. 657. 
XII. 183. XII. 55. 129, 455. XIV. 226, 

Schulen, polytehnifche. XIV. 356. II. 574, XV. 338 1x. 

Schullehrer-Seminarien. XIV. 374. 

Schulweſen; Volföfhulen. XIV. 363. I. 573. V. 792. 
VIU. 658, IX. 371, X. 490, XV. 586, 

Schutzjuden. VII. 677. | 

Schwabenfpiegel. 1.324.480, IL 272. IV. 275. 295. VII. 692. 
X. 629, 

Shwädhung (Schändung, Stuprum). VI. 659. 


Shmwang erſ chaft. Verbrechen der Verheimlichung derſelben. IX. 
289. 


Schwarzburg, Fuͤrſtenthuͤmer. XIV. 887. VI. 4901. X.868. 
580, 


Schwarzenberg, Freiherr Job. v. RR ber Vambergenſis I. 
273, IV. 296, 

Schwarzenberg, Feldmarſchall Fürft v. 11.625. IX.691. XV. 469, 

Schweden, Könıgreid. XIV. 396. 1343, I. 426. IN. 77. 
329. 344. 358. 542. 687, IV. 298. 544. 728, V. 307. 576. 
VI. 102. 106. 118. 127. 263, 381. 491, VII. 45. VIU. 379. 
IX. 358. 466. 621. X.342, x. 114. XII.41.585. XIV 
86. 87, | 

Schweiz, f. Eidgenoſſenſchaft, ſchweizeriſche; Urkantone 
der Schweiz. 

Schwurgericht (Gefchwornengericht, Jury) als‘ Rechtsanſtalt und als 
politiſches Inſtitut. I. 169, 397, 451. M. 179. IV. 330. V. 
598, VI. 78, VIU. 753. IX. 28. 

Sährwyz, Gänton ſchweizeriſcher Eidgenoffenfchaft. XV. 574. 


Sclaverei. Sclavenhandel- XIV. 420. IH. 31. 481. 672. 
VI. 117. 1X.480. 671. 731. X. 320. 448, 455. 472, 496, 


964, Scott — Shakespeare 


— ©. noch Negerhandel und Negerfelaverei im den 
nordamerifanifchen Freiſtaaten. 


Scott, Walther. I. 154. 

Sculptur (Bilvhauerfunft). VII. 538 ıc. 572. X. 451. 477. 

Secularifation, Säcularifation. XIV. 449. 

Seefriegdredht. IX. 507. 

Seelenverfäuferei. X. 518. 

Seemacht, englifche. V. 205. 

Seerecht. Literatur veffelben. X. 30. 

Seidezucht in Oberitalien. X. 60. 

Selbftvispenfiren, ſ. Homdopathie. 

Selbſtherrſcher. 1146, . 

Selbjthülfe (im Allgemeinen). XIV. 453. XI. 677. 682. 

Selbfthülfe (voͤlkerrechtlich. XIV. 457. 

Selbfimord, Selbftverftümmelung, Vergehen ge: 
gen fich felbfl. XIV. 488. III. 660. XII. 133. -, 

Seligenftadt, Synobe zu, L 114. 

Semler. XI. 731, 

Senat, Branffurter.. VL 10. 

Senat, ruffifcher. XIV. 113. 

Send oder Synobalgericht. IM. 323. IX. 41.' 

Seneca. 111.332. 11:138. X. 693. 

Seniorat. X. 331 | 

Sennefelder, Aloys, Gründer des Steindrucks. XV. 156, 

Separatiften. I. 55. 


Serbien (Servien). Gefchichte, Land, Volt, Sitte. AV. 494. 
IV. 73. V.305. VI. 490. F 


Servet, Michael. HI. 204, 

Servitut (Dienftbarkeit). IV. 401. 523. XV. 737. 

Servius Tullius, römifcher König. L 263, II. 817; 367. IV. 
392, XIV.29. — 


Shakespeare. IX. 576, XV. 898. 


Shaftesburyg — Sobieski 965 
Shaftesbury. II. 461. Zu ze 
Sherivan. V. 664. 666. 675. V. 88. X. 15. 
Sicherheit sleiſt ung (Eaution), juratorifche im Strafverfahren .X.412. 
Sirilien, f. Neapel und Sicilien. 
Sidney, Hauptſtadt von Neu⸗Suͤd⸗Wales (Neuholland). IL. 69, 
Siebenbürgen. IX. 355. XIL.129 x. | 
Siegellunde (Sphragiftit). XIV. 513. 
Siegelmäßigkeit. XIV. 514. 
Sierra Leone, Negercolonie. I. 392. 
Siey2s. II. 213.454. II. 218. 765. IV. 264. V.103, X.18, 
Sigambern. 149, 
Sigismund, veutfcher Kaifer. IV. 324. V. 25, 
Simonde de Sismondi. X. 23. 37, 38, 
Simonie, Vergehen. XIV. 516. 
St. Simoniften. IV. 584. VI. 637. XI. 617, 
Simultaneum. XIV. 516. | 
Sina (China), Reid. XIV. 520. 1.718. IL-564. 575. IN. 
39. IV. 711. VI. 294. 381. 486. VII.27. IX. 268. 546. 
X. 438. 681. XII. 755. 
Gittengerichte. II. 317. 
Sittlichkeit, Sitten«, Religions- und Unterrichts— 
| polizei; die Verirrungen in Beziehung auf 
diefelbe und ihr richtiges Syftem; der hrift- 
lide Staat und die Hegel’jhe Philofophie. 
XIV. 572. 135. | 
Sirtud der Vierte, Papſt. I. 20. IX. 368. 
Sirtud der Fünfte, Papſt. L124. VII. 568. XI. 267. XII. 370, 
Standerbeg (Kaftriota). I. 443. 
SIaven, bie. X. 636. XH. 140. XIO. 107. 
Slaviſcher Adel. L 257. 
Smith, Adam. J. 647. III. 237. 242, V. 238, VI.373, IX. 165. 
X. 37, 206. XL 215. XI. 615. XIV. 289. 844 ır. 
Sobiesti, Johann, König von Polen. XH; 516. 
Staats⸗Lexilon. XV. 62 


Soden, Grafv. 1647. X. 39, 43, 50. XL 56. 
Sofrates. XV. 501. | 
Soldat, aderbautreißender. J. 226. 


Solon, folonifhe Gefeggebung. II. 24. 589, IV. 243. 575. V.3%0 
VII. 5. XV. 500, 


Solothurn, Canton ſchweizeriſcher Eidgenoſſenſchaft 
XIV. 606. IU. 415. 


Sonnenfels. V.545. VI. 237. X. 17, 35. 48, 

Sonntagöfeier. XIV. 614. 

Sonntagsfhulen. XIV. 384. 

Sophokles. IX. 582. 

Sortiments-Buchhandel. II. 46. 

Soult, Marfhall, Herzog von Dalmatien. IV. 171. 564. VI. 497. 

Spaltung (Schisma). Schismatiker. XIV. 629. 

Spanien. XIV. 631. 1. 396. II. 684— 687. II. 69. 329. 358 
360, 414. 417. 447. 718. IV. 51. 729. V. 742,749. \ 
107. 128. 131. 264, 377. 491. VII. 387. 519. IX. 29. 564. 
566.650. X. 70, 342. 361. 362. 547. XI. 229.494 x. TR. 
XI. 436. 714, XIU. — XIV. 695. 

Spanijcher Adel. L 331, 

Sparcaffen. XIV. 671. 1.13. VIL.76. VII. 629, x.6. 

Sparta. 1.188.189, II. 317. IV. 573. V. 217. v1.682%. \1. 
42.117. X. 320. XU. 334. 

Speicher, Schladht bei. II. 3. 

Spener. XI. 731. 

Sperre. XIV. 674. 

Sphragiſtik. L29. 

Spielinftitute. VII. 76. 

Spinoza.. IX. 204, 360, x. 

Spittler. L149, IV. 385. VI. 237. 692. IX.663, xIV. 815. 

Spolium. IL.482. | 

Sponheimer. Surrogat« und Sussffonte I. 105, 122, 

Sportelweſen. XIV.677, > V Ä 


Sprache — Staatshuͤrgerrecht 967 


Sprache. Deren Erfchaffen. X. 433. 

Sprache als natürliche Grenze. XI. 157. 
Spruchceollegium. 1.237. ’ 

Staat, ſchwaͤcherer. Deſſen Bepormundung. X. 347. 
Staat. Nachtheile des Klofterwefens für venfelben. IX. 445. 
Staat. Defien Recht auf Aufhebung ver Köfter. IX. 449, 
Staat. Verhaͤltniß des Chriſtenthums zu vemfelben. III. 457. 
Staat. Berhältniß deffelben zu den Mennoniten. X. 530. 
Staat. Berhältnig der Gemeinde zu demfelben. VI. 396, 


Staat. Berhältnig des Theaterd und der dramatifchen Poefle zu ihm. 
XV. 388, 


Staat. Berhältniß der Kirche zu vemfelben. IX. 269. XV. 45. 606. 
Staat und Bolitif. Kunft im Zufammenhange damit. IX. 538. 
Staaten. Ruhe verjelben. XIV. 46, | 
Staatenbund. HI. 73. 97 — 105.W. 343. VI. 326. VII. 698, 
Staatenbündnif (Alliance). II. 106. | 
Staatsabgaben (Steuern). L 72. 

Staatsalmanad. 1.467. 

Staatsalterthümer. 1. 503. 

Staatsämter. Anwartfchaft auf fi. L 629. 

Staatdanlehen. Prämienertheilung dabei. VII. 79. 

Staatdanftalten, Staatöorganifation. XIV. 678, 

Staatdanmwalt. XIV. 689. 

Staatdardhiv. 1.664. 

Staatdarzneitunde, Medicinalorganifation, ge- 
rihtlihe Medicin und Medicinalpolizei (Me- 
dicina publica, Medicina politico-forensis, 
Medecine legale, Police medicale et Hy- 
giene publique). XIV. 712. IX. 245. 

Staatöbunget. II. 49. 


Staatsbürgerreht (Seimathsrecht, Inbigenat). II. 149, 801, 
VI. 404. VI. 665- 
62 * 


968 Staatöcontrole — Staatörecht 


Staatsdcontrole. XII. 252. 


Staatsdiener als Ständemitglieder. Recht ver Verweigerung 
des Urlaubs‘ für fi. XV.588. 


Staatsdienſt, Staatsdiener, Staatsdienerprag: 
matik. Die höhft bedenkliche Richtung des 
neudeutfhen Dienerrehts. XIV. 727. IL 4. 
III. 299. X. 344. XIV. 680. 


Stantdetats. II. 52. 

Staatöforfimwefen. V. 602, 

Staatsfrohnen, f. Frohnen. 

Staatögebiet, j. Territorium. 
Staatögerihtähof. XIV.763. IM. 768. VII. 772. _ 


Staats: (und Welt-) Gefhichte als politifhe Bij: 
fenfhaft. XV. 791, 


Staatsgeſchichte, veutiheg |. Deutfhe Staatsgeſchichte x. 
IV. 281. 


Staatögrundgefes (Charte, Verfaſſungsurkunde). U. 402. 
Staatsgrundgefeg, franzöfliches. IH. 418. 
Staatögut (Domaine), f. Domaine. 


Staatskirche und die wahre Glaubensfreiheit. xW. 
793. 


Staatskunde, Statiftif. XIV. 828. 
Staatstunft. Vorw. 14. 


Staatslexikon. Deſſen Tendenz. Vorw. 2; befien Form, “Plan, 
Defonomie 26. 


Staatönothredt. V. 67. 
Staatsorganismus. Vorw. 13. 


Staatöpapiergeld und Papiergeld aberheupt XIV. 
839. IV. 74. 77, 103. 


Staatspraris. IV.412. XII. 766. 
Staatörath. XV.3. XII. 81. 
Staats- (Öffentliches) Recht. L 31. 366. X. 4. XI. 19. 


Staatsreht — Städte 969 


Staats recht, gemeine conftitutionelles der deutfchen und ber germa- 
nifchen Staaten. VI. 436, 


Staatsrechtlich-politiſche Xiteratur. X. 4. 

Staatsreligion, f. Religion, Religionslehre x. XHL670. 

Staatsſchrift (Debuction). IV. 214. 

Staatsfhuld (Nationalfchuld), englifche. V. 208, 

Staatöfhulden. XV.4 L 516.543. XI. 220. XII. 85. 
XIV. 117. 

Staatöfervitut. XV. 735. 

Staatötheorie, vermittelndes Grundprincip und 
Hauptfeiten derfelben. L 2. 

Staatsummwälzung. XIIL 722, 

Stantsummälzung, franzöftfche. Deren Weſen. Vorw. 11. 15. 
III. 673, 


Staatsverfaffung. Der Staat.  Entftehung, 
Grundbeftandtheile, Begriff. Idee u. Zweck 
des Staates. Eintheilung der Staaten, Ge— 
fammtwille; Souveränetät des Staatd, der 
VBerfaffung, der Eonftitution und der Regie: 
rung. Die befte Verfaffung. XV. 21. II. 761, 


Staatöverwaltung. XV. 83. 
Staatöverwaltung. Deren Recht und Politif. L 32. 
Staatöwirthfhaft. Vorw. 12. 1136, IH. 236. V. 538, 
Staatswiffenfhaft, Achte. Vorw. 8. Begr’ffd- und Verhaͤltniß⸗ 
beftimmung aller Theile verfelben. I. 25. 
Staatöwiffenfhaften. Allgemeine encyklopaͤdiſche 
Ueberſicht derfelben und ihrer Theile LL 
Staatswiffenfhaften. Deren Hülfswiffenfchaften. VII. 194. 
Staatdwiffenfhaften. Deren Literatur. IX. 3. 
Staatswiffenfhaften. Deren Quellen. XII. 389, 
Städte, ftädtifhe Verfaffung; ihre Entftehung 
und Wirkung und ihre jegige Aufgabe in 
Deutfhland. XV. 104. 


970 Städte — Steuermark 


Städte, freie. VI.58. IM. 18. VI. 8. VII. 777. 

Stael, Frau v. IIL 29. X. 20. 

Stahl, Br. Jul. X.4.25. XI. 200. 

Stammgüter (au Erbgüter — Erbe — Stodgüter, 
bona paterna sive avita vel aviatica, aud here- 
ditas). XV. 117. X. 333. 

Stand; Unterfhied der Stände. Xv. 127. 

Stände, banndverifche. VIL 375. 

Standesariftofratie. I. 680. 

Standesherren. XV. 134. JU. 562. IV. 141. 471. XII. 38 
XV. 565. 

Standesverhältniffe, deutſche, ſ. Deutfche Staatsgeſchichte 
u. ſ. w. 

Staͤndeverhandlungen. Deren Oeffentlichkeit. XII. 251. 

Ständeverfammlungen. Abſtimmen in venfelben. I. 170. 

Standredt. XV. 149. 

Stapeltedt und ähnliche Vorrechte. XV. 152. xl. 
667. 


Statiftif. L_26. 29. 

Statiftif. Deren Literatur. X. 44. 

Status EGontroverfiä. IV. 22, 

Steffens. IL624. VII. 536. X, 14.25. XV. 526, 

Stehendes Heer. VIL 574. 

Stein, Freiherr v. IL. 618. FW. 159. 487. VI. 3. VII. 786. XI 

226. XIIL 66. 91. 95. XV. 462. 466. 

Steindrud. XV. 156, IX. 59. 

Stempel. xv.159. XM. 89. 

Steyhanus, Abt. 1118. | 

Sterblichkeitsnerhättniffe U. 558, 
Stereotypiſcher Drud lag 

Steuerfreiheit der Kitchengüter. IX. 391. 

Steuermarf, Herzogthum. XII. 128, 135. 


Steuern — Straßen o71 


Steuern, Steuerweſen. XV. 166. L 72. U. 49: 768. IM. 
295. IX. 168. 218. 462. 523. X. 309. 536. 543: XII. 209, 

Steuerverwilligungsredt. I. 108. 153. 306. 762. II. 767. 
IV. 62. 368. VI. 30.541. VII. 247. VHI. — X. 393, 
_ XII. 30. 532. 

Stiftungen, mildeund fromme. Stiftungövermögen. XV.178.. 

Stillftanpspartei, II. ‚558. 
Stimmengleihheit, Stimmenmehrheit. XV. 181. 


Stimmredt. 1.169. 

Stotholm. Akademie daſ. 1439, 
Stodjobberei. VI. 79. | 
Stoifer. L11. X. 4. 

Stourdza, ruffifher Staatsrath. III. 691; 
Strabo. X. 4. 

Strafanſtalten. IL 504. XV. 211. 
Strafarten. XV. 184. 
Strafgefängniffe. VI. 337. 
Strafgeſetzgebungen (neuere). XV. 216. 
Strafproceß, f. Strafverfahren. 


Strafrecht; Strafrechtstheorie; Strafpolitik; die 
allgemeine a Wichtigkeit folgerigtig 
durhgeführter Grundfäge im Rechte und der 
Einfluß der Strafrehtötheorie auf die weuen 
Strafgefeggebungen und ihre praktiſche An- 
wendung. XV. 226. L 36, II. 303. 381. IH. 269, 281. 
501. 560. 565. IV.43. V. 440. 602. X. 340. 

Strafverfahren; Griminalproceß. XV. 274. L'86. 127. 
573. m. 525. 561. IV. 43. 213. 214. V. 592. VI. 76. VIO. 
749. IX. 31. X. 66. XV. 274, 700. 809. 

Straßen, Landſtraßen, Straßenbau, XV. 298. w. 651. 
X. 364. XV. 410, 


972 Straßenraub — Syſtematiſche 
Strafenraub. XIH. 420. 


Strategie, f. Taktif und Strategie in ſtaatswiſſenſchaftlicher 
Beziehung. 


Strube. 11.703. IV. 345, VII. 692, XI. 82. 
Struenfee, bänifcher Minifter. IL. 439. IV. 191. 


Stuart8, vie. II. 461. 472. 494. IV. 365. V. 90. X. 377. W. 
518. 


Stupdentenleben. Deffen Reformen. XV. 538. 
Studium. Hodegetik oder Methodik veffelben. VIII. 23, 
Stundung (Moratorium). IH. 635. 

Stuprum (Schändung, Schwächung). VI. 659, 
Subfidientractate. L 456, 

Succeffion oder Thronfolge. XV. 302. VI. 492. 
Südcarolina. Sklaven daſ. IL. 579. 

Südindien (Auftralien, Polyneſien) II. 67. 


Sueven und Marfomannen. XV. 316. L 472, 49%, W. 
295. 301. ° 


Sulla. IV. 394. 

Sundzolf. IV. 768, 
Superrationaliämus. VII. 529. 
Sudpenfiveffect ver Mechtömittel. J. 640. 


Synodal⸗- und Presbpterialverfaffung ver evangeliſchen Kirche 
IX. 338, 


Synode zu Limoges. Seeligenftabt. J. 114. 
Syrien. L 701. 

Syftem, monarchiſches. X. 663, 664. 
Syitem, phyſtokratiſches. IX. 165. 
Spyftematifhe Oppofition. XV. 321. 


Tabaksmonopol — Teſtamente 973 


T. 


Tabaksmonopol in Frankreich. L 184, 

Taritus. 1285. 305. 310. II. 332. V. 494. 526. VI. 436. 646. 
IX. 674. X. 44. 418. 635. XV. 29, 

Taggelder der Abgeorbneten. L 111. 

Taktik und Strategie. XV. 326. 

Talion. II. 565. 


Talleyranp. I. 515, II. 313. 668, IV. 158. 563, VI. 591. IX 
645. X. 425, XIII. 596, 


Tallien. II 387. 

Talmud. V. 40. 

Tarquinius, römifcher König. IU. 175. 

Taffo. VII. 586. IX. 566. 

Taubftummenanftalt. XV. 766, 

Technologie. XV.336. VI. 776, 

Telegraph. XV. 341. 

Tempelritter, Tempelherrnorden. XILS. 

Tenchtern, die, deutſcher Vollsſtamm. 1.494. V. 494. 
Territorialreceß von Frankfurt oder Generalreceß 


der zu Frankfurt verſammelt geweſenen Ter— 
ritorialcommiſſion. XV. 860. III. 683. 


Territorium (Staatögebiet); una? 
und Verritorialhoheit. ‘XV. 344. 

Zerrorismud. XV. 351. 

. Zertullian. II. 594. 

Teſchen, Friede von. IL. 146, VI. 46. 170. vıI. 652. 

Teftament, altes. Deffen heilige Schriften. VII. 543. 

Teftament, neues. Deffen heilige Schriften. VII. 646. 

Teftamentarifhes Erbrecht. V. 224. 229, 

Teftamente. VIL 4. 


on Hafer — Sei” 


Zeutfher Bund und teutfhes Bundesredt; bie 
Grundzüge des legteren nad) ihrer hiftorifchen 
Entwidelung und ihrer juriftifhen Natur. x. 
353. L 727. I. 123. IM. 77. 96. 523. 693. 724. v. 338, 
VI. 212. 266. 285. 468, VIII. 228. 700. X. 357. 669, ıı. 
305. XII. 226. XII. 251, 441. 446. XIV. 253. 

Thaffilo, Herzog von Baiern. II. 131. 

Theater und dramatifche Poefie inihrem Verhält— 
niffe zum Staate. XV.388. VIL 116, 

Theilbarkeit ver Güter. L 427. If. 268; 

Theilung ber Arbeit. L 650, 

Theiner. VII. 529, 532, 534, 

Theodorich, König ver Oftgothen. IV. 303, 418, 

Theodoſius IL, römifcher Kaifer. II. 58. 

Theodoſius IL, römifcher Kaifer. IL. 54. 

Theokratie. XV. 21 ff. 

Theologie als Hauptwiffenfihaft. 1.26. 

Theorie und Praris. V. 253. XI. 766; 

Theffalien, thefjalifcher Bund. L 187. 

Theuerung: XV. 408, IX. 4908 XIL 658. 

Thiergudlerei (Aißhandlung ver Thiere). X. 571. 

Thiers, franzsf. Stantsmann. IV. 562. 564. xi. 540. 

Thierſch. XV. 529. 533, | oo 

<homafius. L 11. VI. 151. VI. 237, ZÄA, 750. IX. 50. 361. 
663. X. 4. 685. 692. XI. 731. 

Thomfon, engl. Dichter. IX. 584. 

Thormwaldfen. IX. 585. 

Thronfolge Succeſſton). xv. 302. | 

Thronfolger. Deffen Erziehung. vi. 275. Kr XII. 703. 

Shronrede und Antwortöreden. X. 412. IX. 626. 

Tiberius, römifcher Kaiſer. IL. 332. IV. 265. V..485. X, 418. 
509, XV. 37, 


Tieck — Tübingen 975 


Tieck. IX. 583. | 

Zitfit, Friede von. VI. 126. 

Ximur. IL 376, III. 124. 

Tippo⸗Saib. IL 378. xl. 79. 

Titel, Zitulatur. xv. 418. 1 553. 
Zittmann. II. 27. 

Titus, roͤmiſcher Kalſer. 1.157. 

Toequeville. X. 22. 

Tod, bürgerlicher, ald Strafart. XV. 214. 
Todesfall. 1 99. 1. 

Todesſtrafe. II. 308. Tu. 644. v. 482. xv. 260. 
Toͤdtlichkeit der Verletzungen. XV. 420. 


Toͤdtung; Körperverlegung. XV. 422. II. 281. DI. 508. 
571.575. VII. 118. XI. 756. XII. 501. 


Zoleranz (Dulvung). IV. 532, VI. 542. VII. 531. 

Zonga-Injeln, IL 72. 

Tonkunſt (Muſik). 1X.568. . 

Zortur ($olter). V. 592. 1.209. 583. 11.308. 341. ul. 278, VL 
78. IX. 99. X. 472. 

Zoscana, Großherzogthum. XV. 428. VI. 491. vm. 397. 561. 
597. IX. 621. X.698. X1. 5. XII. 130, XIV. 700. 

Trajan, römifcher Kaifer. x. 368. xIV. 426. 

Trennung (ver Ehegatten) x von Tifg, und Bert IV. 697. 

Treue, öffentliche. V. 372. xIV. 608. 

Xribunen. II. 320. IV. 229. 

Frient. Kirchenverfammlung daf. L 121.897. I. 373, VIIL. 165. 

Trier, Kurfürften; von. IX, 609, 

Tripolis. 1.209. - 

Troppau, Congreß zu. 11.713, VII. 389. 

Trorler. X,14., XI, 207, | 

Tübingen. Akademie der foäsifeen sealdie def. 1 438, 

Tübingen, Univerfität, xV. 818, 


976 Tübinger — Unfähigkeit 


Tübinger Vertrag. L 63. II. 270. IV. 356. 371. 
Tugendbund. XV. 459. II. 619. IV. 235. VI. 667. ° 
<unis. II. 202. 208, 

Türkei, osmanifches Reich. XV. 437. L 378,443, 701. 


IV. 170, V. 305. VI. 102. 117. 128. 131. VI. 124. VII. 
653. IX. 621. X. 238. 625. 649. XIV. 86. 88. 91. 498, 


Tuͤrkheim, v., babifcher Minifter. II. 112. 113, 
Zurnen, Zurnerei, Turnkunſt. XV. 476, ©. auch Erzie- 


bung, phyſiſche. 
Turniere. V. 495. 


Tyrol. L176, IV.850. VI. 112. 670. XII. 128. 135 fi. 
Tzſchirner. XII. 428. 463, 


u. 


Ueberſicht, allgemeine encyklopaͤdiſche der Staats: 
wiffenfhaften und ihrer Theile Li. 

Uebervälfterung. I. 550, 

Ubier. L 493. 

Uhland. II. 645. IX. 584. 

Ulrich von Hutten, f. Hutten. 

Ulrich, Herzog von Würtemberg. II. 274. 


Ultra, Ultraliberale, Ultraroyaliften, Ultramon— 
tane. XV. 481. 


Umtriebe, demagogiſche. IV. 235, 

Umtriebe, politifäje. XII. 627. 

Unabhängigkeit ver richterlichen Gewalt. mu. 163, 
Unbedingte Mandate ver Reichägerichte. X. 352. 358, 
Unbeſchraͤnkte Monarchie. X. 662. 

Uneheliche Baterfhaft und Kindfhaft. XV. 488 
Unfähigkeit zur Regierung. XV. 482. 


Ungarn — Urban 977 


Ungarn. I. 77. Vu. 661. IX. 355][414. X. 428, XI. 129. 
135 ff. 199 ff. 

Ungehorfam (Eontumaz), ſ. Contumaz x. 

Ungeborfamsftrafe im Strafverfahren. 1.126. 

Univerfalftaat, Univerfalmonar hie, Weltherrſchaft. 
XV. 498, 

Univerfitas. IV. 27. 

Univerfität. L_26. 

Univerfitäten, indbefondere das deutfche Univer- 
fitätöwefen; Entfiehung und gefhidhtlide 

 Entwidelung und Bedeutung der Univerfitä- 

ten für das gefammte Volks- und Staats: 
leben in den widtigfien Staatöfragen der 
Gegenwart; nebft Andeutungen über die gegen= 
wärtigen Reformfragen unferes Univerfitäts- 
wefend. XV. 499, III. 702. vI. 707. VIIL 23, IX. 657. 
660. XI. 186, XIV. 319. XV. 375. 818. 


Univerfitäten, italienifdhe. VIU. 410. X. 63,77. XIV. 226. 
XV. 4383, 

Unmittelbarkeit, politifhe; Reichs- und Bundes: 
unmittelbarfeit und Mittelbarkfeit. XV. 540, 

Unftandesmäßige Ehe (Mißheirath, ungleiche Ehe, 
disparagium, m6salliance). XV. 541. VI. 481, 

Untercanaba. IH. 219. 

Unterricht. Defien Freiheit. XIV. 885. 

Unterridtöpolizei. 1.35. XU. 662. 


Unterfuhungen, politifhe. XI. 627. 
ee VI. 334, \ 


Unterwalden, Ganton fehweizerifcher Eidgenoſſenſchaft. XV. 574. 
Untbeilbarfeit der Güter. 1.427. 11263, 
Unzudtsverbreden. VI. 659. 

Urban Ib, Papft. L 115. 

Urban VI., Papſt. L 119, 


978 Urban Verantwortlichteit 


Urban FIIR, Bapfı. 1123. X. 594. XL.267. 

Urcantone der Schweiz. XV. 574. 

Uri, Ganton ſchweizeriſcher Cidgenoſſenſchaft. XV. 574. 

Urlaub, Recht zur Verweigerung des Urlaubs für 
Ständemitglieder aus dem Stande ber Staats: 
Diener und der Geiftlichen. XV. 588. 

Urphede. X. 412. 

Urrehte oder unveräußerlihe Rechte, vorzüglid 
in Beziehung auf ben Staat, XV. 610, 

Ufipeter, vie. L 494. 

Ufurpation. XV. 635. 

Utrecht, Friede von. VI. 113. 


Baceination. I. 607. | 

Baltelin (Baltlin), Landſchaft. VI. 102. X. 56, 

Bans= Diemend=- Land. IL70. 

Ban Eyf. IX. 573, 

Vaͤterliche Gewalt. XV. 699. 

Baterlandsliebe (Patriotismus). XI. 386, 

Vaterſchaft, uneheliche. XV. 488. 

Battel, de. X. 29. 

Vauban. II. 346. 

Vehme, Behmgericht, ſ. Fehme ıc. 

Venedig, Republit. IV. 168. 326. 518. VII. 395. 561. 6it. 
X. 56. Bu 

Verantwortlichkeit der Fürften und der Minifter. 

Berantwortlichteit der Mihifter. I. 114, 117.:128. I. 521. 
768. 777. 783. IV.17. V. 113. VI. 278. XV.639. 

Berantwortlihkeit der Landflände und ber Mit: 
glieder der Landflände. XV.642. 11.768, VL 619. 





Verbindlichkeit, Gerichtsſtand der perfönficien. TIL. 562. 

Verbindungen, freie. Vorw. 8, | 

Berbotene Ehen, insbefondere Priefter-Eälibat.xXV 
665, 


Verbrehen und Vergehen. XV. 683, 

Verbrechen. Gerichtäftand des begangenen. II. 561. 

Verbrecher. Deren Auslieferung: IL. 64, VI. 314. 

Verbrecher, jugendliche. Deren Behandlung. VI. 350, 

Verdienſtadel. 1. 257. 

Verdun, Vertrag von. IV. 306. 

Berein. 138. II. 21. 355. 

Vereine, Ianpwirtbfchaftliche. 1222. 

Berfaffung. Voͤlterrechtliche Anerkennung verf. L 553. 

Berfaffung. Deren Garantie. VI. 260. 266. 268, 285. 

Berfaffung. Heutige ſtaatsrechtliche und politifhe Stellung und 
Aufgabe des Adels in verfelben. I. 257. 

Berfaffung, norbamerifanifche. XI. 381. 465. 

Verfaſſung, octrohirte. XI. 751. 

Berfaffung, pactirte. Xi. 751. 

Berfaffungen. Borw. 13. II. 761. 

Berfaffungdfrage, hannöverifähe. VIL 375. 

Berfaffungs- (Grund») Gefege. VI. 726. 

Verfaffungsprincip, fländifches, oder die Stände: 


abtheilung als Grundlage der Verfaffung. 
XV. 684, 


DBerfaffungsurfunde. II. 402. 

Berfaffungsurfunde, franzöftfche. II. 418. XI. 752.' 

Verführung (KRuppelei). VI. 659, - 

Vergleich, Vergleichsbehörde. VI. 133. XIV. 252. 

Bergniaud, Girondifl. II. 221.385. 

Berhaftung, Habeascorpusacte, perfönlidhe ober 
individuelle Sirherheit., XV. 70. 


980 Verhaftung — Verwaltung 


Berhaftung, Haft. II. 527. 


Berheimlihung der Schwangerfchaft und Geburt, Verbrechen ver. 
IX. 239, 


Verhütung des Kinvermorbs. IX. 248. 

Berjährung. XV. 717. 

Verjährung, befonders in politifcher, ſtaats⸗ und voͤlkerrechilicher 
Beziehung. II. 482. IV. 400. 

Verkehrs: (Actionen» oder Obligationen-) Recht. I. 31. 

Verkündigung (Publication) der Gefege. VI. 726. 

Verlagsbuchhandel. Ul. 46. 

Verletzung (Wunde). Deren Toöͤdtlichkeit. XV. 420. 

Vermaͤcht niß (Regat). V. 229, 

Vermoͤgensconfiscation. I. 114. III. 668. XV. 215. 

Bermögendfteuer. I. 83. VII. 297. 

Bermögensftrafen. XV. 215. 

Bermont. II. 379. 

Bernunftredht. Vorw. 10. 14. XI. 162. 

Verona, Congreß zu. II. 315. 446. 718, IV. 54. VII. 39%. 

Berfag- (Pfande) Anftalten. XH. 466, 

Berfhwärung (conjuratio). VIII. 218. 

Berfiherung (Affecuration). 1.722. 11.12. 704, 

Bertbeidigung (Defenfion). IV. 214. IX. 87. 

Vertrag. XV. 719.'IV. 278. VIL4. XV. 616. 

Bertrag. Gerichtöftand veffelben. II. 562. 

Vertrag von Paffau. L 515. 

Vertrag, Tübinger. 163, II. 270. IV. 356. 371. . 

Vertrag von Verdun. IV. 306. 

Verwaltung. Golfegial= und bureauktatiſches Syſtem derſelber. 
II. 516. 

Berwaltung, Gerichtöftand der geführten. HI. 562, 

Berwaltung. Deren Deffentlichkeit. XIL 252. 


r 


Vermwaltungsbehörde — Volkswirthſchaftspflege 9081 


Berwaltungsbehärpe. Deren Eompetenz. II. 563. 
Bicar, apoftolifher. XI. 706. 

Viehkauf. IX. 239. 

Bielweiberei. IV. 570 ff. 

Binde, v., preuf. Oberpraͤſident. II. 30. VI. 139, XV. 95, 96, 
Bindelicien. L 494, / 

VBirginien. II. 379. 

Vogt, Niklas. X. 48. 

Bölfer Deren Bevormundung. X. 347. 

Völker Chrbeleivigung gegen fie. VIII. 356, 

Voͤlkerrecht. 139. V. 333. XI 190, 

Bölkerreht, natürliches, europdifches. XV. 731. 
Völkerrehtliche oder Staatöfervitut. XV. 735. 
Voͤlkerrechtlich-diplomatiſche Literatur. X. 26, 
Voͤlkerwanderung. L 173. X. 614. 

Volk, Volksthum. XV. 727. 


Volksabgeordnete im conftitutionellen Staat. L 102, IM. 768. 
VI. 453, 


Boltäbelehrung. IL 354 
Volkserziehung, f. Erziehung. 

Volksfeſte. V. 480. 

Volksherrjhaft (Demokratie). III. 374. IV. 241. 
Molksrepräfentation. Dorw, 16, 
Volksſchulen, f. Schulwefen, Volksfhulen. 
Bolksfouveränetät. VI 200, 

Volksthum, deutſches. I. 497. 
Bollstribunen. TI. 320. IV. 329, 
Boltsverfammlung. II. 21. XII. 761, 
Bolktsmwirchfhaftslchre. IX. 165. 


Boltswirthihgaftspflege IX. 165, 
Staats sEeriton. XV, 63 


982 ». Bollgraff — Wahrheit 

Bollgraff, Profeffor. 1.3.8333. V. 408. VI. 631. VI.8: X.2. 
XI. 280, 

Bolljährigkeit. X. 333. 

Bollftrelung, f. Erecutlion. 

Vollziehende Gewalt. I. 35. 

Voltaire 19. U. 225.305. 612. II. 337. 460. 461. 645. 764 
V,30. VI. 329, IX. 568. X. 16, 496. 613. 731. X1. 724. 

Vormundſchaft. IV. 270. V. 429. X.337. XU. 759. 

Vorwärts, Marfchall, ſ. Bluͤcher. 

Botum. L 165. 


Waatland als Theil des Cantons Bern. II. 409, 415. 417. 

Waffen: und Wehrhoheit. XV.739. 

Wahabiten (Wahabi). 1.642, IX. 482. 

Wahl der Abgeorbneten (Volksabgeordneten) im conftitutionellen Stau 
1.103, I. 626. VI. 463. 

Wahl ver Deputirten in Frankreich. 11. 425. 431. 

Wahl der deutſchen Kaifer. IX. 598. 

Wahl des Gemeindevorjtandes. VI. 431. 453, 

Wahlariftofratie. I. 677. 

Wahlbeftehung. 1.544. VI. 72. 

Wahlcapitulationen. II. 263. IX. 326. IX. 598. XII. 68!. 
XV. 548. 


MWahlcenfus. L 686, III. 366. 425. 

Wahlgefek. 1.103. II. 107. 756, III. 300. IV. 60, VI. 9. 
Wahlkindſchaft. 1359, | 

Bahlmänner, Inflitut der. 1107. II. 382. 
Wahlmonarchie. X. 660, 

Wahlſtadt, Fuͤrſt v. I. 610, 

Wahrheit, Recht auf Wahrheit. XV. 740, 





Waͤhrſchaft — Weigel 983 


Waͤhrſchaft beim Viehkauf. IX. 239. 

Waifencaffen und Berforgungsanftalten. XV. 773, 777. 

Walachei, f. Moldau und Waladei. 

Waldeck, Fuͤrſtenthum und deutſcher Yundesflaat. 
xV. 741. IV. 469. VI. 491. X. 518. XI. 753, 

Waldenfer, vie. X. 374. XIV. 221. XV. 512, 

Wallenftein, Herzog von Friedland. X.-486. 

Walpole, Robert, englijcher Minifter. III. 434. V. 135, 672, 

Walther von der Vogelweide. IX. 574. 

Wandlungdflage (actio redhibitoria). 1.378, 

Wangenheim, v., Würtembergifcher Bundestagsgeſandter „.IV.602, 
510. 

Wappenktunde, Heraldik. XV.747. 1.29. 

Warſchau, Herzogthum. I. 133. 680, 686. 


Washington. L 253, 256. III. 442. V. 454, 457. 458. 486, 


Waterloo, Schladht v. 1.636. V. 752. 

Weber, Prof. in Odttingen. VII. 452. 

Weber, F. B., Prof. in Breslau. X. 48, Ä 
Wechſelagent. Deren Beftrafung wegen Falliments. III. 633. 
Wechſelbank, Baierifche. IL. 172. 

MWechfelbriefe. IV. 74.76, 

Wechſelrecht. XV. 747. 

Wechfelftempel. XV. 163. 

Wechſelwirthſchaft als frühefte Art des Aderbaues. IX. 634. 
Weglaffung. L58. 
Wegzug (Auswanderung). I. 59. IL 72. 
Weidegerechtigkeit. IV. 523. 

Weidig, Pfarrer, Griminalproceß gegen venfelben. XV. 277. 
Weishaupt, Gründer ded Orbens ber Ifuminaten, VI. 676. 
MWeisthum. I 237, 


Weigel, J. X.4.723. XI. 381. 
63* 


984 Belder — Wiener 
Welcker. 11.121.123. X. 13.24.50. XI. 541.706. XIV.is1. 


142, 171. 738. XV. 476. 536, 648. 


Wellington, Herzog v. 1.635. 642, III. 33. 235. 269. W.54 
v. 58. 138,145. XI. 788 ıc. 


Beltbürgerfinn (Kosmopolitigmus). IV. 66. 

Belthandel, Schifffahrt. XV. 758. 

Weltherrſchaft, Univerſalſtaat, Univerfalmgnardie. XV. 498. X 
487. 667. 

Wenden. 1.484. XI. 141. 

Wendt, Tifchler in Roſtock. Inquiſttionsproceß gegen ihn. IX, 58. 

Werdenberg, Rubolph v. I. 3. 

Wergelv. II. 565. 

Werkhaͤuſer für freiwillige Arbeiter. 1. 666. 

Weffenberg, v., Generalolcar. U. 112. IV. 153. 162. XII. 384. 
54. ° 

Weſtphalen, Königreih. III. 143. IV. 456. IV.476. XIH. 348. 

MWeftphalen. Fehmgerichte daſ. V. 475. 


Weſtphaͤliſcher Briede und Congreß. I. 208. 411. IE 78.18. 
394. 111.667.674. IV.325.331. VI.104, VIL700. xXII.642 


Wetten. VII 82, 

Wetzlar. Reichöfammergerichtliches ein daj. 1. 666. 

Widerſpruch (Antinomie) der Geſetze. I. 620. 

Widerſtandspartei. II. 558. 

Wiebefing, v., X. 26. 

Wiedertäufer. II 462, X, 242. 

Wieland. IV. 146. IX. 588, 

Wien, Akademie daſ. I. 438. 

Wien, Reichshofrathsarchiv daſ. I. 666, 

Wiener Eongreß. II. 666. Borw. 18.1, 208. Il. 481. 5 287. 
V. 587. VI. 81. 327. 593, 

Wiener Friede. VI. 127. 


Wiener Miniftercongreß, IL. 693. 


Wiener — Wullenweber 985 


Wiener Schlußacte. IM. 698. 704. IV. 383. Vi. 286. 468. 471. 

474. vi. 445. VII. 700. 759. 760. IX. 453. X:669. XI. 
306. XI. 451. XIII. 658. XV. 148. 354. 877. 

Wilberforce. I. 481. V. 684. XIV. 441. 

Wildfangsrecht. VI. 302. 

Wildſchadens⸗Erſatz. VIIL 427. 

Wildftand. Deffen Beſchraͤnkung. VIH. 425. 

Wilhelm, Herzog von Braunſchweig. 11.780: 

Wilhelm der Dritte, König von England. I. 567. he v. 
86. 104. 157. 209. VIII. 386. XI. 498, 499. 779. | 

Wilhelm der Vierte, König von England. VII 409. XI. 789. 

Winkelmann. V.493. IX. 581. 

Winter, badiſcher Minifter. IL 112. 

Wirth, Jonas, Attorney General und Abvocat in —— I. 364. 

Wiffenfhaften. Berbienfte ver. Klöfter um fie. IX. 431. 

Mitt, de, Johann und Gornelius. X. 376, 

MWitteldbah, Haus. VI. 491. X. 51. 

Wittel sbach, Otto von. U. 133. 

Wittwencaffen. 1.13. XV. 778. 


Wochenblatt, Berliner politifches. 1.7.333. V.408. VI. 
7167. X. 605. XII. 280. XIV. 149. XV. 837. 


Wochenmaͤrkte. X. 362. 
Wohl, öffentliches, f. Gefammtwohl. — 


Wohlfahrtsausfhuß (Heilausfhuß) ver frangöflfegen FE 
II. 386, 


Wohlthätigkeitsanftalten. XV. 166. VI. 706. I. 371. 
x. 61. 
Wohnort. Gerihtöftand beffelben. III. 561. 662. "| 


Wolf, der Philofoph. VI. 151. IX. 663. 665. 

Wolfram yon Eſchenbach. IX, 574. ea ae 
Wuchergeſetze. XV. 779. ser ge 
Wulienweber, Jürgen, f. Lübed, KOBE IT GBFELTETTE 


m 
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936 — Wuͤrtemberg — Zeitgeiſt 


— Königreich. I. 63, 141.356. III. 99.270.340. T 
148. 155. 356. 376. 469. 526. 773. V. 351.568. VI.35 
471.491. VII. 18. 669. VII. 685. 689. IX. 49. 220. 24 
263. 267. 347. 389. 395, 406. X. 342. 421. 524. 582, 771 
XL. 7. 639, 672. ie XIII. 291. 353. 622, 635. XV. 22% 
495. 


Bürtemberg — als conftitutioneller Staat, wür 
tembergifhe Verfafjung und Verfaffungsge 
fhihte, würtembergifche Landftände. XV. 784 

+ IX. 837. 


Würtembergifher Geheimeratt. VI. 353. 


X. 


Zenophon. VI. 5. 119. X. 33, 


Dorf, Erzbifhof v. 1. 560. 
Doung, Arthur. X. 19. 
Dpfilanti, Alerander. X. 377. 


Zacharia, K.S. 11.115.118, IL. 109.351. VI.150. VI. 16. 


258,649. X.13.39.50. XI. 338. 351. XV. 74. 528. 520. 
643. 


Sacharias, Papſt. 1.589. 

Sahlenlotto. VII.78. 

Zaͤhringiſches Fuͤrſtengeſchlecht. J. 98. II. 98. 
Zante, joniſche Inſel. VIII. 638. 

Zehnte. XV.823. 1.132.135. VI. 232. XI. 469. 


Zehnte. Deffen Abſchaffung durch Gefeg in Baben. 1.102. I. 113. 
123. 127. 


Beitgeift. XII. 252. 


nn 


Zeittunde — Zwölf 987 


Beittunde, Beitrehnung (Ehronologie). XV. 834. 
Beitfchriften, Zeitungen. XV. 835. 
S3end⸗Aveſta. XII. 355. 

Zerbft, Anhalt. I 568. 

Zeuge. Deffen Verhaftung. 1. 529. 

Zeugenbeweisd. XII. 219. 

Zeugeneib. X. 410. 411. 

Zinjfen, Zinsfuß. IV. 92. 

Zirkler. 11. 26. 31. 

Zoll. XV.838. XII. 177. XII. 86. 

Zollverein. XV. 845. XII. 87. 

Zölle. 1.73. | 

Soroafter. IV. 571. XU. 356. 

Sſchokke. 1. 153. II. 359. I. 696. V. 607. XIV. 141. 

Zuchthaus. VI. 344. XV. 209, 

Zuͤchtigung, Förperliche, als Strafart. XV. 205. 

Zufall, f. Eulpa. 

Zug, Canton ſchweizeriſcher Eidgenoſſenſchaft. VI. 498. 

Zunft, Zünfte (Innung, Innungen). II. 194. VI. 783. XUL 69, 

Zunftgeift. VI. 449. 

Zurehnungsfähigkeit. X. 340. 

Zürich, Canton ſchweizeriſcher Eidgenoffenfchaft. II. 633. VI. 498. 
1X. 263. 266. 268. X. 525. 

Zuftänpigfeit (Competenz) III. 561. 

Zwangsdarbeitshäufer. 1.659. 11.18. 

Zweitampf (Duell). IM. 324.570. VIII. 311. x uo. X1. 100. 
239. XII. 196. 197. 


Zwingli, WUlrid. 11.191.195. VI. 31. XV. 676. 
Swölf-Tafeln-Gefege. 11.24. IM. 571. VIE 6. 


Drud der Teubner'ſchen Offlein in Leipzig. 
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